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Drnck  von  Frans  Sausen. 


Ist  die  BestiHimiiiig  des  französischen  Fabrik -Decretes  von 
30*  December  1809  Art.  77*  über  die  Autorisation  der  Kirchen- 
vorstände zur  Frocessführung   noch  geltendes  Recht  in  der 

Preussischen  Rheinprovinz? 

Beantwortet  von  einem  preussischen  JortoteiL 

Die  yorstehende  Frage  hat  abermals  alle  Skadien  der  Blieim* 
sehen  Judikatar  dorchlanfen  imd  ist  von  den  Geriohten  L  und  IL  In- 
stanz Temeint,  Ton  dem  Obertribnnale  aber  wiederum  bejaht  werden. 

Der  KirchenvoTstand  der  Pfarrgemeinde  St  P.  zu  C.  hatte  mit 
erjrinschafiicher  Ermächtigang  gegen  die  Stadt  C«  eine  Besitzstdnmga* 
Ui^e  erhoben.  Die  Verklagte  setzte  derselben  den  Einwand  ent- 
gegen, dass  es  der  Klägerin  an  der  durch  Art.  77«  des  Decretes  vom  30« 
Dec^nber  1809  erforderlichen  Autorisation  der  königlichen  Begierung 
zur  Anstellung  der  Klage  fehle.  Seitens  der  Kl^erin  wurde  enriedni, 
dass  nach  Art.  15.  der  Verfassvngsurkunde  von  jttier  Antorisatfon  nicht 
mdir  die  Bede  sein  kOnne,  die  Inqualiikationseinrede  mithin  zu 
verwerfen  sei.  Durch  Urtheil  des  ki^nigUchen  Friedensgerichts  zu 
Köln  vom  24.  October  1863  ist  dieselbe  auch  verworfen  Worden,  indem 
dieses  erwog :  »Durch  den  Art.  15.  der  Verfassungsurkonde  vom  81. 
Januar  1850  sei,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Art.  12.  der  Ter- 
ftssungsurkunde  vom  5.  December  1848,  die  Selbstständigkeit  der  katho- 
lischen Kirche  in  der  Ordnung  und  Verwaltung  ihrer  Angdegenheiten  ga- 
w&hrleistet,  und  unter  dem  Ausdruck :  »lAre  Ängdegenheiknt  sei  das 
Vermögen  der  Kirche  begriffen,  wie  sowohl  ans  dem  Sinne  und  klaren 
Wortlaut  des  Artikels,  welcher  nicht  von  ihren  inneren  Angriegen- 
heiten  spreche ,  als  auch  aus  den  Kammerverhandlungen  zu  diesem 
Artikel  hervorgehe,  wonach  durch  die  darin  enthaltenen  ßestimnmngen 
die  Kirche  von  jeder  bisher  geübten  Bevormundung  von  Seiten  4ss 
Staates  habe  befreit,  und  auch  in  Betreff  der  VerwaUmig  ihres  Ver- 
mögens habe  selbstständig  gestellt  wanden  sollen.  Die  Annahme', 
das  Vermögen  der  Kirchenfabriken  sei  wesentlich  Communalver- 
mögen,  und  der  Kirche  nur  zur  Benutzung  überwiesen,  sei  unbegrün- 
det Das  Fabrikvermögen  sei  vielmehr  von  jeher,  sowohl  in  Frank- 
reich, wie  in  Deutschland  als  Bigenthum  der  Kirche  angesehen,  und 

1» 


4        Gut  in  Rbeinpreossen  noch  Arf.  77.  des  franz.  Fabrikdecrets  v.  1809. 

von  den  Bischöfen  resp.  den  Beauftragten  derselben  verwaltet  worden, 
und  es  sei  in  Frankreich  nur  während  der  ersten  Sturme  der  Revo- 
lution und  nur  auf  kurze  Zeit  zur  Verfügung  der  Nation,  nicht  aber 
der  Gemeinden  gestellt  gewesen.  Aus  dem  Umstände ,  dass  die  mit 
der  Verwaltung  des  Pabrikvermögens  betraute  Corporation  zum  gross- 
ten  Theil  aus  Laien  bestehe,  dürfe  nicht  gefolgert  werden ,  dass  dieses 
Yßnn^gQli  Gent mtmalveruK^n  •  sei ,.  ida  diese  Peraonen .  offenbar  nioht 
i^  ,ihr^^.i E|geni^ha|t  als  Mitglieder  der  Oivilgea)eii)de,,  sondern  als 
Ipffirrgonossen,  als  Laienmitglieder  der  Kirche  berufen  seien.  Ebenso- 
wenig könne  äie  Qualität  des  Bürgermeisters  als  geborenes  Mitglied 
des  Eirchenrathes  das  Eigenttium  der  Stadt  an  dem  Fabrikvermögen 
beweisen,  da  sie  auf  einer  singulftren  Bestimmung  beruhe.  Somit 
gehtee*  andi  die  'Yerwultuiig  des  Eirchenvermögens  zu  den  Angele- 
giehhdlten,  für  welohe  der  Kirche  ihre  Selbstständigkeit  durch  den 
Artikel  1&.  der«  Verüassungsurkunde  garantirt  sei,  und  .da  der  Ar- 
tikeM^w' diBB.Dei^tetes  von  1809  diese  Selbstständigkeit  in  bedeu- 
tendem ^  Mäss^  beeinträchtige,  so  sei  derselbe  in  Gemäs^eit  des 
Arkikela :  109.  der  Verfassungsurkunde ,  als  dem  Artikel  15.  dieser 
Urkunde  «iderspredhend ,  ausser  Kraft  gesetet,  und  es  habe  nuthin 
die-Küiä^rin.'diieiAutorisatiott  der  Staatsbehörde  zur  Anhehung  des 
gegidawftrtigeiL  «Processes  nioht  bedurft. 

Oiia  •  hterge^eu  eingelegte  und  durch  Bezugnahme  auf  das  Ur-< 
theü  des .  Obiertribunals  vom  19.  Mai  1863  zu  begründen  versuchte 
Appdlation  wurde  duith  Urtheil  des  k.  Landgerichts  zu  Köln  vom 
3dJ'Mä£z  1864  {Ärehig^  XII,  148)  verworfen,  und  zwajr  einlach  aus  den« 
wie  bemerkt  wird,  nicht  widerlegten  Gründen  des  ersten  Bichtere.  Dnroh 
Erlenntni^  desV.  (Mheinisehefi)  CivilseneUesdesk.  ObertribuMls  (ebenh 
dasiydbeii^näteSy  weicher  das  Erkenntniss  vom  10.  Mai  1863  erlaesen 
4i«tte)<)^)Wiirde  indessen  unter  dem  11.  Juli  1863  das  äeitena  d^r 
VirUa^^^  angegriffene  Appellurtheil  casairt,  indem  es  erwog : 

i' '  '  '»l'iHi,  tttfss 'die: der 'Evangelischen  and  T0aiiseh«4iatbolisclieft  Kirche-,  sowie 
je4er  .#edffit)  Bellgiflv^eMUAhart  ;n  m»  15.  dec  Yerfassungsiirjiaode  stan^agi^unA- 

g^e^UcU,^g(>3|p|berl9,  Selbstständigkeit  im  Ordnen  pnd  Verwalten  ihrer  Angelegen- 
heiten allercjings  nicht  nur  die  inneren,  sondern  auch  die  Ausseren  Angelegenheiten 
'dieser  tischen  üfid  Heltglonsgesellschaflen,  mithin  auch  deren  Vermbgehsange legen- 

hAe*'*l<^greifrv'      "  "'  •'  "•.."'■ 

-  .  /  'dub  faidttttni'  ilairch  die  im  Ai^t.  15.  der  VcrfossaD^stirfcoDde  «nthattetie 
,B#f(jfl^pil9g  d^rjArt.  77.  des  Deaetes  vmi  SO.December  18Q9  Ober  die  Kirchen- 
fahrljs^e^,  >VQ^ae|^  z|^r  Anstellung  eines  Processes  für  Kirchenfabriken  die  ErmAcb- 
tigung  des  Prafecten/ Jetzt  der  Regierung,  erforderlich  ist,  keineswegs  als  auf- 
gehoben ilj  rfe'frath  ten  ist;     '    -     • 

-  ■■..:,•.  :    lii    lnn .         .  ."  '  .  .     .M       . 

.  ,ity\H^  A^-ddopiKirdimr,  X,  ZSS  [f.;  XI,  X  tf^  4St7  fL 


Urtbeil  d.  V.  (rtaein.)  0iv.*5eo;  4«  prenss.  ^Kwftiibinulf^  y«  ,ll4  Joli  Ifif5.     5 

L  E^  dasa  nAoülcb  die  den  Klrcheo  nad  oamenOkli'der  rft^iscIi-kiMiioltocbcD 

genihile  Selbfttslflndigkett  immerhin  anf  das  Separatgebiet  ihrer  Inneren 
und  Sasseren  Angelegenheiten  beschränlit  bleil^t  und  lieine  Ausdehnung  auf  solche 
Angelegenheiten  gestattet,  die  zugleich  Angelegenheiten  anderer,  von  der  Kirche 
getrennter  Rechtssubjecte  sind ; 

dasa  za  den  Angelegenheiten  letzterer  Art  die.  Vervattmiff  de»  zu  den 
Zwecken  des  kalboliscben  CaUns  besümmten  FabrikvemiOffens  |m  GeMete  dfa 
Appellationsgerichtes  gehört ,  da  fQr  die  Befriedigung  der  localen  kirchlirhen  Be- 
dürfnisse die  CivUgemeinde  geselzlicb  nach  dem  Beeret  vom  30.  Becember  1809, 
Art.  92.,  and  nach  andern  Bestimmungen  unbestrittener  Massen  tbeflweise  prinei^ 
paliter,  tbeilB^eise  eventuell  mit  ihren  eigenen  Mitteln  einstehen  musa,  und  de^ 
Staate,  weleber  das  frQher  noch  nicht  verfiusserte  FabrikverroOgtn  den  Kirchs 
ftfbriken  restUoirte,  in  seinem  und  dem  kirehlichen  Interesse  nOihig^ralla,  eine 
BeibOlfe  auferlegt  ist,  weshalb  schon  aus  diesem  Grunde  auch  fQr  sie  das  recht- 
liche Interesse  an  der  sorgfältigen  und  gesicherten  Verwaltung  eben  dieses  Ver- 
mögens zu  Tage  Hegt,  welchem  entsprechend  die  Verwaltung  dieses  VermlHf^tn 
sieh  aufh  In  dem  bezeichneten  Beeret  regulirt  flnde(;  '  '  ' 

dasa  diese  fk'Qlieren  gesetzlichen  Bestimmungen  (U^er  die  demiüeli  der 
katbolisdien  Kirche,  dem;  Staate  und  der  Civilgemeinde  gemeiiiMd^fUiche  f^: 
Gelegenheit  der  Verwaltung  des  zu  den  Cultuszwecken  bestimnUen  Verroögena 
durch  den  in  dem  betreff'eiiden  Theile  nur  von  Angelegenheiten  der  Kirchen  und 
Reli^onsgeseilschaften  handelnden  Art.  15.  der  Verfassungsnrkunde' dab^' nfcht 
betroffen  sind;  '  •      :  !  i'' 

daas  mitliin  das  angegriffene  Urtbeil,  indem  ea  die  ,£fiiifffh|iBing  4Qr 
k.  Regierung  zur  Führung  des  von  der  Kirobei^fabrilf  bei  der  Kifct^^j  zu  St.  p«  in 
K.  erhobenen  Besltzstörungsprocesses  nicht  fOr  erforderlich  erachtete,  ^epArt. 77. 
des  Becretes  vom  30.  Becember  1809  und  den  S-  3*  des  Ressortreglements  vom 
20.  Joti  1818  verletzt,  nnd  gleichzeitig  den  Art.  15.  der  Verfhssort^snrkande  un- 
richtig angewendet  hat;  "    '        .  i 

].  £.,  dass  das  aogegrifTene  UrtheU  somit  der  Cassation  unt^rlle^t^'  in.  der 
Sache  selbst  aber  die  von  der  Cas^ationsbeklagten  bereits  in  dep.In3tanzeoL, eventuell 
begehrte  Frist  zur  Beibringung  der  Autorisatlon  Seitens  der  königlichen  Re^^erung 
zu  Köln  der  Beurtbeilong  des  Instanzricbters  zu  überlassen  ist.« 


t    I 


Dafl  vorstehende  Erkenntnks  gelangt  alsp  awar  •  zu  de^ise^ben 
SchlusBsatze  hiBsicfatlich  der  uBverfinderten  geset^fM^en  ,6Qlfcig)(eit 
des  Art  77.  des  Fabrikdecarets ,  wie  das  Erkenntuas;  vqp  19,  ^M 
1863,  allein  man  kann  demselben  die  Anerkesmn^g  nicht  vers^e^ 
dass  es  einen  inbaltscbweren  and  folgereiehen  Fortschritt  znnv  Qe^eron 
becäehnet  nnd  das  schliessliche  Aufgeben  einer  falschen,  dem  Jnteiv 
esse  des  verfassnngsmässigen  Staates,  wie  dem  der  Ki^oh^a.jjL^lc^'Sßhr 
zuwiderlaufenden  Doctrin  Seitens  des  obersten  Gerichtsho|ep  der 
Hon^chie  vorbereitet.  Man  braucht  sich  hier  ni^t  erst  durch 
Beseitigung  einer  Baihe  von  Ausföhrungen,  deren  Unhaltbarkeit  d^ 
oberste  Gerichtshof  durch  Nichtreproduction  im  vorstehenden  Er- 
kenntnisse selber  anerkannt  zu  haben  scheint,,  einen  niühsamen  Weg 
zu  dem  Punkte  zu  bahnen,   in  welchem  "die  EiJ^^sc^eidpng,  liegt; 


^ 


6        CrfK  in  Rbelnpreassen  nofb  Art.  77.  d^  fhmz.  FabiikdeoreCs  \\  1809. 

dieser  Punkt  tritt  vielraehr  einfach  und  echarf  hervor  nnd  ist  mit 
Gründen  umgeben,  welche  zu  einer  unbefangenen  Prüfung  auffordern 
und  bei  näherer  Würdigung  sich  voraussichtlich  auch  für  den  obersten 
Gerichtshof  als  unhaltbar  ergeben  werden. 

Das  Torstehende  Erkenntniss  hat  vor  Allem  mit  voller  Be- 
stimmtheit den  verfkssungsmässigen  Boden  betreten,  indem  es  von 
der  wahren  und  wirklichen  Bedeutung  des  Art.  15.  der  Verfassungs- 
urkunde (»die  —  römisch-katholische  Kirche  ordnet  und  verwaltet  ihre 
Angelegeaheiteii  selbstständig«)  ausgeht  und  denselben  seiner  Ent- 
seheidüng  zum  Grunde  legt.  Während  nämlich  das  oben  citirte 
Erkenntniss  vom  19.  Mai  1863  sich  auffallender  Weise  über  die 
wirkliche  Bedeutung  dieses  Yerfassungsgesetzes  positiv  gar  nicht 
ausgesprochen,  es  vielmehr  dahin  gestellt  hatte,  ob  in  demselben 
»nicht  blos  das  verfassungsmässige  Anerkenniniss  desjenigen  Maasses 
der  Selbstständigkeit  der  katholischen  Kirche  im  Ordnen  und  Ver- 
walten ihrer  Angelegenheiten  vorliege,  die  sie  bd  Publication  der 
Verfassung  bereits  besass^^  —  oder  ob  »darin  auch  die  verfassungs- 
mässige Verheissung  zu  finden  sei,  dass  die  Selbstständigkeit  der 
katholischen  Kirche  im  Ordnen  und  Verwalten  ihrer  Angelegenheiten 
ftffer  den  durch  Art.  16.  und  18.  ib.  erweiterten  Umfang  ihres  nun- 
mehrigen Besitzstandes  hinaus  künftig  noch  vermehrt  werden  sotlcyt 
—  geht  das  gegenwärtige  Erkenntniss  von  der  einfachen  Anerkennung 
des  Fundamentalsatzes  aus,  dass  der  Art  15.  der  Verfassungsurkunde 
den  Kirchen  und  Beligions  -  Gesellschaften  in  Preussen  staatsgrund- 
gesetzlieh  die  volle  Selbstständigkeit  im  Ordnen  und  Verwalten  nicht 
nur  ihrer  inneren,  sondern  auch  ihrer  äusseren  Angelegenheiten  zu- 
gesichert, d.  h.  wie  es  sich  selbst  interpretirt,  »gewährt«  habe,  und 
Agt  diesem  Satze,  wenn  auch  nur  indirect  und  stillschweigend,  die 
nach  Art.  109.  der  Verfassungsurkunde  nicht  zu  versagende  weitere 
Anerkennung  hinzu,  dass  alle  Bestimmungen  der  bestehenden  Gesetz- 
bücher, einzelnen  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  jenem  Ver- 
fSissangssatze  zuwiderlaufen,  resp.  mit  demselbm  nicht  verträglich 
sind,  als  aufgehoben  betrachtet  werden  müssen.  Nach  dieser  Seite 
hin  scheinen  also  die  im  Archiv,  Januarheft  1864  <),  niedergelegten 
Ausführungen  über  Sinn  und  Bedeutung  des  Art.  15.  der  Verfassung»- 
Urkunde  nicht  blos  im  Allgemeinen  durchschlagend  gewirkt  zu 
haben,  sondern  es  ist  auch  die  unter  Bezugnahme  auf  das  Zeugniss 
von  Richter  (Zeitschrift  fär  Kirchenrecht  von  Dove^  I.  S.  209.)  auf- 

1)  Besonders  abgedruckt  unter  dem  Titel:  Das  verfassungsoiftssise  Rerlit 
der  Kfrcben  in  Preussen  nnd  das  Urtheii  des  k.  Obertribunals  vom  19.  Mal  1S6S. 
Verlag  von  F.  Kircbhefm  In  Mainz. 


gestellte  Behaupfamg  fonnell  aacvkanDt  warden,  d«^  4a9  aene 
Kirebenstaatnrecht  mh  auch  a«f  dicgettigeii  Theik  de«  Bbi>iopvQ«iaz, 
k  welchen  bis  dahin  die  fraozöaiache  Oesetq^okuag«  insbeeondate .  üe 
oi^anisehen  Artikel  vom  18.  Qermis^  X.  und  dai  Fabrikdecoet  v^m 
30.  December  1809  gegolten  bab^n,  erstreokte.  W«  Miehia^  h  c. 
beaeogt,  enthalten  in  der  That  die  Verhandlnvgw  4dr  W^tbumuigßr 
Conunission,  sowie  der  CentralabtheilMg.  d0r  NationflliferMinfuliuig 
and  die  oetrojirte  Yerfassnogsurkutide,  di#  YeShsiKdliUigsn  dar  beMM 
Kammern  und  die  revidicte  VerfassnngHiulEiitida  «eUmr  nirgMdi  «bie 
Andeutung  darüber»  daea  in.dieaem  Theile  der  Monarohiie  niobt  geoau 
dieselbe  Antonomie  der  Kirchen  sollte  festgestellt  weinleiit.  wia  dios 
in  der  prensaiaehen  JUnnarehie  überhaupt  gesebeben  iat  /  Wie  soUte 
auch  das  G^entheü  möglich  sein,  wenn  man,  bedenkt t  dast  die 
Fordemng  »der  gäi^zlichen  Trennung  der  Kiarche  von  der  Staats^ 
gewalt«  gerade  zuerst  (24^  M&rz  1848)  in  der  SMnpDrovinz.dutt3h 
die  Abgesandten  sdnuntlicher  rheinischen.  Stftdte  in  .  einer.  nn£«(Lne 
Majest&t  den  E&nig  gerichteten  Adresse  iormptirt  «rc^den  ist»  i— 
dass  die  rheinischen  Abgeordneten  sowobi  in.Prankfurt  als  inJBcirUn 
anf 8  Entschiedenste  für  die  Yerwiskliebuag'  diaaer  Fatdcyni^  leiagH- 
treten  sind  und  eineoa  hervorragenden  Airiihal  im,  dtir.  Fiiirung  d^s 
Art  1&.  dex  Verfa^iongsarkunde  genemnuin  hiibttii,  ^  daas  endtieh 
bei  der  Schlussberathnng  dea  Art  1&  in  den  I.  .Kf&mmer  von  dmi 
Gegnern  desselben  ansjirupklic^.bdiAnptet  imd  von  dessen  Vertretern, 
sowie  von  der  Staatsregierung  anerkannt  worden  ist,  dass»  wenn' dar 
Art.  15.  der  .Vef&ssnngsnrkunde  angenommen  werde,  hiermit  »die 
durch  das  FabrikdeereA  vom  30»  DoQßinber  1809  b^gttedete  Sin- 
Wirkung  des  Staates  vemicfitet*.  und  i^äer.bmh&ßickm  Gewalt  fitei- 
^esiettt  sdj  ^las  Fat>rikdecreti  t/^ew  est  .ihr  nicht  diene^  mit  einem 
Sekrifijsn^  gu>  vernk/^.f  . , 

Diesen  Thataapbea  kann  vieUcMebi  das  Bedenken  entg#geu- 
gebellt. werden,  job  ea.denu  wobl  zniasfig«  ja  möglich  mU  dasa  durah 
einen  einfiichein'YerCaeBu^gsaat^  ein  genaes,  die  wichtigrteli  Interesaen 
des  Staates  jnqd'.dori  Kirche  noi^mir^Mlea  Beobta»ystein  einer  langen 
Yergßkpgeabeit.  abgeschafft  w^wjde;  — :  eb  es.  nkht  vielmehr  uid>ddingt 
erfordtt^h  :geweeeti  pei,  durch  besendereAaslahfnngsgeeetMM  die 
bishorige '  €)eseiagebiii|f  -sn  j^evidiiren.  und  ,ao  den  Willen  der  Yefe- 
fwspmgBHarkwMba  xut  velwiiklidien.  Es  ist  blenoif  aber  nun  zu  erwiederti, 
dass.  deri-WiUe  des  YerfossnngegaietBgebera  gerade  ausnahmsmiäe 
ein,  absolut  fr^err  v^Q  keinef  formellen  Sobrtinke  ftraengtet  ist,  *4- 
daas  d^  wirkliche  Wille,  dieses  Verlhaeungageae^gebeia^  wie  er;>swb 
in  dmn  am  Oeffentlichkeit  angebötigiii  Vorbereitudgen  vund  .Verband- 
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lofigen  manifestirt ,  durch  Patiication  der  Yerfateungsiirkande  mit 
Nothwendigkeit  das  FnndainentalgniiMigesetz  des  Landes  geworden 
iKt,  inscfem  obiger  Wille  einen  nnr  irgend  erkennbaren  adftqnaten  • 
Ansdmck  in  der  Oesetzes-Formnlirung  geAinden  hat,  —  dass  endlich 
die  allseitige  Bespectimng  dieses  Willens  des  Yerfassongsgesetzgebers, 
zum  Unterschiede  von  allen  andern  Geseteen,  ihre  volle,  jeden  ZwdM 
nnd  Vorbehalt  ansschliessende  Garantie  in  dem  eidlichen  GelObniss 
sehier  Heiligbaltaiig  findet,  welches  Krone  und  Land,  sowie  alle  ro 
Öffentlicher  Wirksamkeit  berufenen  Personen  auf  dieses  Verftssungs- 
gesete  zu  leisten  und  geleistet  haben.  Es  ist  sicherlich  als  ein 
Uebelstand  anzuerkennen,  dass  in  der  vorbezeichneten  Weise  durch 
mnen  kurzen  Satz  ganze  Bechtssysteme  und  GodificatioBen  umgestossen 
werden,  in  welchen,  ungeachtet  ihrer  Verwerfung  durch  das  neue 
Staatsgrundgesetz  sicherlich  manches  Zweckmassige  und  der  Erhaltung 
Würdige  zu  finden  sein  mag.  Allein  ebenso  gewiss  ist  es,  dass 
s<äche  neue  Verfassnngsurkunden  überhaupt  nur  in  Zeiten  und 
Staate  vorkommen,  welche  sich  des  Bedürfnisses  einer  sofortigen 
radicalen  Aenderung  des  Bestehenden  bewusst  geworden  und  zur 
-Beseitigung  der  durch  dies  Bestehende  hervorgerufbnen  allgemeinen 
Unzufriedenheit  mit  scharf  einsdmeidenden  Massregeln  das  Staats- 
wesen auf  wesenäioh  neue  Grundlagen  zu  erbauen  gezwungen  und 
entschlossen  sind.  Diesen  sprungweisen  Gang  der  Entwickelung, 
wekher  die  Versäumnisse  der  Jahrhunderte  in  einer  kurzen  Spanne 
Zeit  nachholt,  mag  man  mit  seinen  Ursachen  beklagen,  —  aber  als 
formell  unberechtigt  kann  und  darf  sein  Product,  das  neue  Yet- 
fassungswerk ,  von  Niemanden,  am  wenigsten  von  Denen,  die  dem- 
selben eidlichen  Gehorsam  gelobt  haben,  behandelt  werden. 

In  der  oben  bezeichnete  Welse  ist  denn  auch  der  in  der  revir 
dirten  Verfassungsurkunde  sanctionirte  Art.  IS.  bis  ztt  diesem  Augen-  « 
bück  von  der  k.  Staatsregierung,  sowie  von  den  rheinischen  Bischöfen 
aofgefosst  und  behandelt  worden,  wie  sich  dies  aus  den  zahlreichen, 
r&a  denetelben  ausgegangenen  Documenten  ergibt,  welche  in  der  oben 
cüirten  Schrifk:  »Das  verftssungsmftssige  Recht  der  Kirchen«  und 
in  der  Sohrift  von  Saedt  »Die  kathdischen  Kirchenfiitbriken  des 
linkmi  Rheinufers«  aufgeführt  sind«  Es  mag  hier  nur  wiederholt 
daran  erinnert  werden,  dass  der  Erzbischof  von  KAln  unterm 
16.  Januar  1849  und  7.  April  1862  die  Eirchenfiiibriken  »gewiesen 
hat,  in  Verwaltungs«- Angelegenheiten ,  worüber  sie  früher  mit  den 
Landräthen  und  Regierungen  zu  verhandeln  hatten,  sich  numn^r 
aa  die  vorgesetzte  geistliche  Behörde  zu  wenden  und  die  ÄidorisaUon 
»u  Ftocmien  bei  diesen  etnznhiSlen.    Ebenso  hat  der  Bischfrf  von 
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TriM*  Bülenii  4.  Oetober  1850  bestimmt,  imaa  diä  WateYnMwultSaiie 
die  Genriunigimg  von  Yenteigeniiig«  ^  imd  Y€rpacbtiiiig8protocell0i& 
der  Kirchengfiter  mid  ron  Capttahmlagen ,  die  Ermäohtigaiig  «ir 
Rrccestfiihnmg  ^  mr  LOschmig  tm  HypothekarioMsriplioaeii  b.  s.  w. 
nidit  melff  bei  der  L  Begienmg,  eondern  bei  dem  biecbeflicheft 
GenendTkariate  naehzosachen  bUteit  {Mattau^  Stet;  TreTO^^, 
Bd.  IX.  ä  253.) 

ffiergegeB  ist  tob  Säten  der  königlicheB  MiBisterieci  kein  £iii- 
spnidi  eif((dgt,  Tiefanehr  wurde  insbeeondere  binnchtüoli  der  LOsehmg 
▼en  HypetliekariBScriptionen  in  dem  Erlaeee  des  Goltos^Miuidteis 
Tom  19.  Jannar  1850  ansgesprochen :  Baea  keiti  Bedenken  bestehe, 
die  Ansieht  des  Oberpräsidenten^  »dass  cHe  königliehen  Regienmgen 
nach  Art.  12.  der  Verfiissnng  vom  5.  Detsember  18^  (Art.  15.  der 
Verfassung  vom  80.  Jannar  18S0)  nicht  femer  befiigt  seies,  bei  der 
Löschung  von  Hjpothekarinseriptieoen,  welche  zu  Onasten  katbelischer 
KireheiiGibriken  bestehen,  durch  Ertheüong  und  resp.  Yersagung  ihres 
Gonsenses  mitzuwirkai,«  als  den  GrtmdsatBm  der  Verfassungsurhunäe 
etäspteehend  anjnterkewnen.  -  Weil  es  aber  zu  Zweifehl  Aber  die 
(Httigkeit  derartiger  Bechtsgeschifte  ffihren  kOmie,  wenn  die  Yer- 
wattangsbehörden  von  der  Ausführung  biisher  gfiltiger  Special- 
bestimmnngen  Abstand  nehmen,  bevor  es  mAgüch  gewesen,  sotoUe 
dordi  allgemeine  Yorsehriften  mit  den  Grundsätzen  der  YetStanstgth 
Urkunde  in  Kinklang  zu  bringen,  so  wurden  deshalb  die  Begiemngen 
ermftchtigt,  sieh  der  amtliehen  AGtwirkung  in  Beziehung  auf  die 
Ertheilung,  resp.  Yerfitgnng  der  erwähnten  Löschungsconsense,  soweit 
Bcdche  nicht  ansdrüeklieih  bei  ihr  beantragt  werden,  zu  enthalten,  da 
die  Staatsregiemng  eine  solche  f&r  sidh  femeiliin  in  Anspruch  zu 
ndmien  keine  Yenudaasung  finde. 

In  der  dnrcb  das  Justiz  und  Finanzministerium  vom  12.  August 
1851  bestätigten  Dsenstinstmction  fSr  die  rheimsehen  Hypothekei^ 
bewahrer  vom  4.  Med  1851  ist  auch  von  einer  Oenehmigung  der 
Begiemngon  zu  derartigen  Löschungen  nicht  weit^  die  Rede,  son«- 
dam  heisst  es  daselbst  §.  116. :  Soll  eine  Inscription,  die  zum  Yor- 
tbeil  einer  IQrche  besteht,  gelöscht  werden,  so  ist  es  erforderlich, 
dass  den  Hjpothekenbewaiirer  ein  desfitUsiger  Beschluss  des  Kirchen- 
rathea,  bei  evangelischen  dies  Presbyteriums,  vorgriegt  werde,  wtloher 
bei  katholischen  Kirchen  jedenfalls  dann  mit  einem  Qonehmigunga- 
decrete  der  biaeh^iehen  Behörde  versehen  sein  muss,  wenn 'ohne 
Nadiweis  der  Zahlung  der  Schuld  auf  das  Hypothekenrecht  verlebtet 
wird.  Was  insbesoi^ere  die  von  den  Kirckenfabriken  nach'  Art.  77. 
des  Decrsts  vom  30.  December  1809  zur  Processfflhrung  zu  erwirkende 
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ÄatoristtkkMK  der«  Begieningen  anlangä,  so  h^rxM  es  auf  der  Notorietftt, 
4aS8  bis  zh  dam  Urtiieile  des  k.  Ober-Tribunals  vom  19.  Mai  1868 
diese  AutorisatioHen  hiebt  ferner  nä^gesaeht  wordm  aind^  dass  die 
Jl  Begieningen  auf  dereii  Naöhsnchung.  niobti  bestanden ,  sowie  dass 
iüe  Gerichte  den  Mangel  derselben  nieht  gerügt  haben,  findlicb  bat 
.der  CtltafiBninister  von  Mäbler  in  einem  &Lusm  an  den  Erdiiisohof 
von  Köln  vom  29.  Juli  1864  demselben  officiell  Kenntniss  gegeben, 
4B8b  der  Oberprasidenk  der  IUieilip8t>vinz  die  rheiniscken  Begieningen 
ftDgewieSen  habe^  an-der-eeit  15  JahrMi  bestehetiden  Praxis  iBetsu* 
halten ,  nad  sich  ütebesendere  derauf  im  beacbrankeii ,  die  Ui  dem 
Deerete  vom  30.  December  1809  den  Begierungen  vorbehalteDen 
Antorisätioten  und  Gonaense  nur  da  zu  ertheilen,  wo  solche  YOt  den 
Interessenten  erbeten  werden,  auf  deren  Nachsuchnng  jedofeh  von 
Amtswegen  nicht  zä  bestehen.  {SaeöU  L  o.  S.  1790 

Was  sodann  die  Auffassung  der  rheinisehen  Oerichte  anbelangt, 
so  hat  dieselbe  seit  Verkundung  des  ätaatsgmndgesetaes  im  rollen 
Einklang  mit  den  hier  vertretenen  Prineipien  gestanden  «ndist  auch 
durch  die  sonst  so  bereehtigte  Autorit&t  des  obersten  Gerichtsbofes 
im  mindesten  nicht  alterirt  worden,  vielmehr  haben  sä$i$mßiche 
rlMinischen  Oerichte,  bei  welchen  seit  dem  Erkenntnisse  des  Ober- 
Trihunals  vom  19.  Mai  1863  die  betreffiende  Frage  zur  Entsohcidung 
gekonmien  ist,  nimliöh  die  Landgerichte  zu  Bonn,  dete,  Küln, 
Düsseldorf  und  Trier,  sowie  der  Appellati^ms-^Qerichtshof  zu  Köln  die 
alleinstehende  Ansicht  des  Ober-Tribunals  nicht  als  begründet  eracUet 
und  die  seit  18  Jahrm  allseitig  bestandene  verfaasungnfnfissige 
Bechtsfibei^eugung  aufrecht  erhalten.  Eadfich  hat  8eU)9l  das  Mitai<- 
sterium  der  geistliehen  Angelegenheiten  die  rfaeinisoliHL  Begierungen 
angewiesen,  die  Ansicht  des  Ober^-Tsibunals  nietU  ^ur  Bichtuhnur 
ihres  Vecrhaltens  den  Kirchenfabriken  gegenüber  ziä  nehmen,  vielmehr 
vorerst  eine  festere  Gestaltung  der  Beohtspreehinig  abzüwartän. 

Sehen  wir  nun  zu«  welche  Gründe  den  V.  Senat  des  prenssisi^n 
Ober-Tribunals  bestimmt  haben,  nach  alsbaldiger.  Au%ebung^  der  dem 
Erkenntnisse  vom  19.  lifai  1868  zu  Gmnde  UegendlBn  falschen  Auf- 
ikssung  des  Art.  15.  der  Verfassungsurkunde  dennoch  bei  dem  Satze 
stehen  zu  bleiben ,  dass  auf  dem  linken  Bheimifer  die  sUnrntliiAen, 
das  Kirchenvermögen  betreffenden  gesetdichen  Beatimmun^en  nach 
wie  vor  in  Gdtnng  geblieben  seien.  D«  Y.  Civiltonat  argümentirt, 
die  Kirchen  hätten  nach  Art.  15.  der 'Verfassungsurkunde  -zwar  alle 
ihre  Angelegenheiten,  die  äusseren  wie  die  inneren,  seibstst&ndig  zu 
ordnen  und  zu  verwalten;  aber  auch  nur  i^t«  Angelegenheiten,,  mit- 
hin alle  diejenigen  rtuaU^  <itelohe  zugleioh  Ai^el^enheiten  anderer 
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BediiaBiibjeete  sind.  Zu  den  Angalegeiiheiteii  der  letzteiwi  Act 
gahdre  aber  die  Verwaltimg  des  sv  den  Zwecken  des  Cultns '  be* 
itiimBten  FabrftymnCgene,  weU  für  die  Befriedigung  der  loealea 
tiieUidben  Bedärfiüase  die  Cürilgemeinde  theils  subsidiarisch,  theüs 
prindpaKter  aufiEukonunen  habe,*  und  weil  auch  dem  Staate,  wetelm 
daa  noch'  nicht  verftusserte  Kirchen  vermögen  den  Kirohenlibrikea 
ratitairte,  eine  Pflicht  der  Beihfilfe  auferlegt  sei;  hieraus  ergfibe 
sich  f&r  den  Staat  und  die  Gemeinden  das  reehtliciie  Interease  aa 
der  guten  Verwaltung  des  KircheuvermOgens,  und  darum  bildeie  das 
letztere  eine  der  Kirche,  dem  Staate  und  der  Gemmnde  gemeinsobafl^- 
liehe  Angelegenheii 

Diese  Argumentation  ist  freilich  schon  nicht  mehr  neu,  alleiu 
sie  hat  darum  nichts  von  ihrem  ursprünglichen  ftberrasohenden  Cha^ 
rakier  Terloren.  Oder  sollte  man  nach  dieser,  sich  aussohliesstioh 
gegen  die  preussische  Bheinprovinz  wendenden  Argumentation  nieKt 
nothwendig  annehmen  mössen,  dass  eine  solche  den  Gemeinden,  •  be^ 
ziehnngsweise  dem  Staate,  gesetzlieh  obliegende  Pflidit  der  XJaton- 
stdtzang  der  Kirchen  in  keiner  andern  Geset^bung  mehr  bestehe, 
vielmehr  nur  in  dieser  prenssischen  BheinproTins,  besi Aangsiraifie  ih 
den  Gebieten  der  franzdsiachen  Gesetzgebung  vorkonnkte,  und  dacfe 
ee  um  deswillen  erklärlich  werde,  wie  gerade  innerhalb  jenes  Gebietes 
und  nur  in  demselben  die  Verwaltung  des  zu  den  Zwecken  des 
Cuitos  bestimmten  Kirchen  «Fabrikyermögens  gar  nicht  mehr  einb 
wirkliche  und  wahrhafte  Kirchenangelegenheit  darstellt,  sondern  eine 
der  Kirche,  dem  Staate  und  der  Gemeinde  gemeinschaftliche  Ang^ 
legenheit  geworden  ist.  Allein  diese  ganze  thatiAchliehe  Voraus^ 
Setzung,  dass  es  sich  bei  jener  linksrheinischen  UnterstdtzungepJSicht 
des  Staates  und  der  Gemeinden  um  ein  legislatorisches  Unicum 
handle,  ist,  ganz  abgesehen  Ton  der  daraus  abgeleiteten  und  spftter 
zu  erörternden  Schlussfolgerung,  so  falsch,  dass  das  geirade  Gegentfaeil 
der  Wirklichkeit  MitstHricht.  Schon  in  den  ältesten  Zeiten  begegnet 
man  überall  dem  Bechtsprindp ,  dass  im  Falle  der  Unzureichenhelt 
des  Kirchenvermögens  die  filii  ecolesiae,  also  die  Paroebianen,  Ar 
die  Bedürfiiisse  der  Kirche  einzutreten  haben,  da  die  Zweckbestimmung 
dieser  letzteren  ja  wesentlich  äinen  zu  Gute  kommt.  {Riehier, 
Kirchenrecht  §.  308.).  Das  eigentliche  BechtsrerhUtniss  blieb  in- 
dessen schwaiÜLend,  und  es  wurde  daher  dardi  das  Concilinm  von 
Tri^  die  allgemeine  Bestimmung  getroffen,  dass  die  Kirohenbau- 
kosten  zunächst  aus  der  fabrica  eeclesiae  bestritten,  bei  deren  Un- 
zulänglichkeit die  Patrone  und  Beneficiaten  und  zuletzt  die  Parochia- 
neu,   d.  h.  die  Gemeinden,    herangezogen  werden    sollten.     Diese 
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Btetimmmig  ist  8o  sehr  in  der  Natur  der  Sache  begrändet;  dass  sie 
auch  in  der  erangelischibii  Eircbe  Bis  die  gemeinr^hilicha&weiidbiEure 
erachtet  wurde,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  <Me  Beitragq^ht 
der  Beneficiaten  regelmässig  nicht  anerlannt  und  dass  die  Gemeinden 
zu  Hand-  und  Spanndiensten ,  sowie  2ut  Herbeisi^haffung  des  Mate<- 
rialfi  oid  der£o8t  für  die  Arbeiter  ptineipaliter  verpflichtet  wurden, 
während  der  vermögende  Kirchenkasten  nur  die  Arbettsl5ki6  trug. 
(RuMer  ib;)  Im  Staate  Preusseu  dürfte  es  übrigens  eum  Beweise 
des  Slatziei^,  dass  die  Beitragspflicht  der  Oemeinden  ra  Bauten  uad 
•Beparatoren  der  Kirchen  diesen  Angelegenheiten  in  keiner  Weise 
den  kirchlichen  Charakter  nimmt,  einer  Bezugnahme  auf  das  gemeine 
Kirohenrecht  gar  nicht  einmal  bedürfen,  indem  das  Allgemeine  Land- 
recht  f&r  die  preussiscben  Staaten  in  Tbl.  II.  tit  XI.,  jene  g^nein- 
techtliehen  Bestimmuttgen  eben&lls  ausdrücklidi  zur  Qelting  bringt. 
[Nach  §•  712.  L  c.  und  folg.  sollen  nämlich  die  Kosten  zum  Baue 
mid  :zur  Unterhaltung  der  Kirchengebäude  zwar  haupteächlieh  aus 
dem  Kirehenvermögen  genommen  werden,  allein  bei  Landkircfaen 
müssen  die  Einge^farrton  in  jedem  Falle  (also  priBcipaliter)  ohne 
üntersdiied  die  iiOthigen  Hand*  und  Spanndienste  unentgeltlich  leisten. 
Bei  den  Stadlkirchen  werden  diese  letzteren  zwar  zu  den  übrigen 
Kosten  geschlagen,  aber  bei  Unzulänglichkeit  des  KirchenvermOgens 
müssen  sie  von  dem  Patron  und  den  Eingepfarrton  getragen  werden. 
Ganz  ähnliobe  Bestimmungen  gelten  von  den  Neubauten  und  Haupt^ 
r^iaturen  det  Pfiurrwclinung  (§.  787  und  folg.),  ohne  dass  dmnm 
jemals  der  rein  kirchliche  Oharakt^  dieser  Angelegenheiten  Seitens 
der  Gerichte  oder  der  Verwaltung  wäre  bezweifelt  oder  verkannt 
worden.  Was  sodann  den  Staat  als  solcben  anlangt,  so  wurde  der- 
selbe allerdings  ursprünglich  in  keiner  Weise  für  verpflichtet  erachtet, 
den  kirchlichen  Blsdütf nissen  zu  Hülfe  zu  komiiien.  Er  legte  sioh 
:aber  in  dem  Augenblicke  diese  Verpflichtung  selber  auf,  als  er  zu 
den  vielfachen  Säcularisationen  einzelner  Or^n  und  kirchlichen 
Stiftungen  sehritt,  welche  sich  seit  der  Beformation  überall  gefolgt 
sind ;  im  BeichsdeputatiOns  -  Hau|>t8ohittSis  von  1803  ist  diese  selbst- 
aulerlegte  Verpflichtung  des  Staates  aber  a«ch  zu  dner  vdlkerredit- 
lidien  ^hoben  worden,  so  dass  der  Minister  t^.  Ladenberg  in  seinen 
»Erläuterungen  der  preussisehen  Verfassui^fsurkundQc  mit  vollem 
Bechte  erklärt  hat«  jene  Leistungen  des  Staates  zu  kirchlichen  Zwecken 
seten  »kein  Geschenk  des  Staates,  soadem  nur  die  Erfüllung« einer 
strengen  BechtsiAicht,  Welche  nur  durch  einen  Wort-  und  Trenforueh 
hätte  aufgelöst  werden  können.€ 
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Im  T^rrevoliitioiiftrBn  FrsgArmf^  wlir  4iß  in  Bede  stoheiAe 
gelegeoheit  in  gans  analogar  Weise,  wie  indef  fibrigen  Christenheit, 
geordnet.    Die  Gemeindea  winden  überall  nnd  jederzeit  zu  den  be* 
zeiebneton  Bedfirfaiesen  herangezogen,  die  rechtliche  Peredidiohlmit 
der  Kirche  aber,  ebenso  wie  in  Deutschland,  kraft  alter  Ooncdlien«» 
beschlüsae,  durch  eine  Laienkör|(»rschaft,  den  Eirchenfebrikrath,  ver-^ 
treten ,  desstfi  rein  kirohliober  Charakter  in  der  citirtm  Sehrift  von 
Saedt  S.  4  ->  89.  aufs  Unwidersprechlichste  dargethaa  worden  ist. 
Allein  die  in  der  neueren  französischen  Gesetzgebung  regulirte  sub^ 
sidiare  und  prineipale  Beitragspiflicht  der  Gemeinden  und  des  Staates, 
auf  Grund  deren  im  Urthdl  des  Obertribuüals  den  von  den  Kirehen« 
Ulriken  Tertretenen  Interesse  der  rein  kirchliche  Charakter  abge-* 
sprochen  weiden  ist,    hat  bekanntermassen    noch  viel   concretere 
Unterlagen,   als  die  oben  bezeichneten;  es  handelt  ^h  dabei  iä 
keiner  Weise  mehr  um  ein  sog.  unvollkommenes,   weil  nur  durch 
den  WiUea  des  Gesetzgebers  begrüaüdetes  Recht,   sondern  jene  Bei« 
tragspflidit  der  Gemeinden  und  des  Staates  ist  in  Frankreich  ein 
wahrhaftes  jns  quaesitum  der  kirthoUsohen  Kirche,  und  kann  nicht 
im  Entferntesten  als  ein  Bechtfertigun^sgmnd  f&r   die  im  Ober* 
Tribunais-Urtlieil  daraus  hergdeitete  Abhängigk^t  der  Kirchen  von 
d^  Gemeinde  und  dem  Staate  anfgeftusst  werden.  Durch  das  Decret 
der  französischen  Nationalversammlung  vom  2»  November  1789  wur- 
den nämlich  nicht,  wie  durch  die  bis  dahin  stattgehabten  Säculari-^ 
sationen  blos  einzelne  Bestandtheile  des  kirchlichen  Vermögens,  als 
ihrem  ursprünglichen  Zwecke  nicht  mehr  entsprechend,   wie  man 
dabei  beschönigend  erklärte,  zum  Tortheile  des  Staates  eingezogen, 
sondern  es  wurde  das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Kirchen- 
und  Pfarrgut  der  kathoUschen, '  nicht  auch  der  evangälischen  Kirche, 
zur  Yerfägnng  des  Staates  gestellt,  wogegen  derselbe  di^  ausdrflckKch 
ausgesptoehene  Verpflichtung'  <  übernahm ,  für=  die  Cultuskosten  der 
katholisohen  Kirche  seinerseits  a'üf^^ukommen:   Es  wurde  also  hiermit 
eine  unmittelbare  Schuld  des  Staates  gegen  die  katholische  !fi^irche, 
dfflien  gesammtes  Vemögen  er  eing^ogen  hatte,   contrafairtr'   ^la 
d^possesBioh  des  btens  ecclMastiques  n^tait  efTectu^  qu'ä  titHB  de 
eow^ersi&n^^   wie  der  des  Wohlwollens  g^n  die  Kirche  sicherlieh 
nicht  verdächtige  VuiUefi*oy  (du  culte  catbolique  pag.  13.)  das  neue 
VerhäMiss  ganz  rfehtig   bezeichnet.     DerselbiB  SchtUtsteHer  gibt 
auch  die  Höhe  der  gesanimten  Jahreseinnahme  der  damaligen  kaiho« 
lischen  Kirche  in  Pnmkreich-  auf  die  Summe  von  219  Mll.  Francs 
an,  worauf  eine  Auagabelast  von  jährlich  51,200,000  Francs  ruhte, 
80  dassderfianzösisefae  Staat  also  aus  dem  Becritze '  der  Kirche  ein^ 
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rmäe  Jalireaeinnahnifi  von  157,800,000  Francs ,  und  abwdtaif  noch 
decefti  ganzes,  keine  Revenuen  tragendes  Mobiliarvormögen  an  Pre- 
tioben,  XSemälden  u.  s.  w.  entnahm.  Die  Kosten  des  Cultus  und  der 
Unieirhaltiuig  des  auf  ein  möglichst  gerii^es  Minimum  reducirien 
Klarua,  webhe  der  Staat  zahlen  soUtoi  wurden  damals  auf  65,400,000 
Fraiics  featgostellt ,  sie  betrugen  aber  im  Jahre  1841  im  Ganzen 
tbat8i4Qhlidi  nur  45  Mill.  Diese  Gegenleistungen  waren  allerdings 
durch  das  jacobiniache  Gesetz  vom  3.  Ventöse  J.  III.  mit  der  ein- 
fachen Erklärung  niedergeschlagen  worden:  »la  r^publique  ne  salarie 
aucun  cultec;  allein  durch  das  Goncordat  von  1801  erkannte  Na- 
poleon jene  Schuld  des  Staates  von  Neuem  an  und  verordnete  zu- 
gleich diejenige  Bestifcuirung  der  noch  unverftusserten  Kirchen  an 
die  Bischöfe,  auf  welche  das  Erkenntniss  des  Ober -Tribunals  vom 
11.  Juli  1865  sieh  auffallender  Weise  zunächst  stützen  zu  können 
gls^ubte,  um  die  von  ihm  angenommene  rechtliche  Abhängigkeit  der 
Kirche  vom  Staate  und  den  Gemeinden  überhaupt  zu  motiviren  und 
den  rein  kirchlichen  Charakter  der  Kirchs  zu  bestreiten.  Allein 
ißx  neubegründete  firan2Qsische  Staat  war  nicht  geneigt,  die  Gesammt- 
heit  der  ihm  obliegenden  Gultuskosten  unmittelbar  zu  leisten,  er 
zog  es  viebnehjr  vor ,  einen  Theil  derselben  auf  die  Gemeinden  und 
di^  Departemente  überzuwälzen ,  indem  er  zugleich  darauf  hinwies, 
dass  ja  {tuch  die  Segnungen  des  kirchlichen  Lebens  diesen  Letztern 
unmiUelbar  zu  Gute  kämen»  Dies  ist  die  einfache  Veranlassung 
der  im  Fabrikdecret  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  subsidiäre 
und  principale  Verpflichtung  der  Gemeinden  bezüglich  gewisser  Gultus- 
kosten. Um  übrigens  die  verhältnissmässige  ünbedeutendheit  der- 
selben zu  zeigen,  genügt  es,  nach  den  Angaben  von  Vmüefratf 
S.  41.  mitzu^heilen ,.  dass  zu  den  im  J.  1841  fOr  den  katholischen 
GoUus  in  Fmnkxeich  aufgeweudeten  45  Mill.  Francs  durch  den 
Staat  34,951,800  Francs,  durch  die  Departemente  184,312  Francs 
upd  durch  die  Gi^ejinden  8,886,099  Francs  beigetragen  wurden. 

Man  sollte  meinen,  es  brauche  bei  dies^  einfachen  Vorführung 
d^  Thatsachen  kein  Wort  mehr  darüber  verloren  zu  werden,  dass 
die  v^  den  französischen  Gesetzen  nicht  einmal  erheblich  sdiärfer, 
ejl?  im  Allgemeinen  preusrischen  Landreeht  ausgesprochene  Beitrags- 
pilicht  der  Gemeinde  in  Betreff,  der  Gultuskosten  den  zu  deren 
Veenvaltung  und  zur  Vertretung  der  Earchen  selbst  berufenen  Kirohen- 
Cabriken  im  mindesten  nicht  den  rein  kirchUchen  Charakter  entziehen 
könnten,  der  ihnen  ebenso  gewiss,  wie  den  preuseischen  und  gemein- 
rechtlichen Earchairftthen  durch  die  Natur  der  Dinge  und  durch  die 
Gesetzgebung  selber  «u^gedrückt  idt    In  dieser  letzteren  Hinsicht 
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iaui  selbskradead  mxa  auf  die  oben  dtirten  Stebrifton  Berag^  geBommen 
irarden^  um  Wiederbokmgen  m  rerineideii. 

Es  ist  ebo  nicht  wahr^  dass  die  auf  deai  linkea  Bheinoler  m 
Beeht  bestehende  Beitragspflieht  des  Staates  und  der  Oeraeinden  eu 
den  GottiBkosteB  dem  GnltoB  selbst  and  seinen  Organen  den  staatficheii 
oder  oommnnalen  Charakter  aufdrücke ;  jene  Organe  und  deren  Ange« 
legenheiten  sind  und  bleiben  vielmehr,  ungeachtet  jener  so  reell 
b^ründeten  Beitragq)flicht  eben  so  gewiss  rein  kirehliche ,  wie  wenn 
jene  Bedürfnisse  und  Kosten  direet  ans  dem  Kircheb  vermögen  bestritten 
würden,  letzteres  also  nicht,  wie  VaiIIefh)y  es  beeeidmet,  in  eine 
Forderung  an  den  Staat  umgewandelt  wftre,  der  seinerseits  die  Ge- 
meinden theilweise  als  Schuldner  der  Kirche  wieder  substituirt  hat: 
Diese  Schuld  der  Oemeinden  ist  aber  auch  seitdem  noch  bedeutend 
modificirt,  gewissermassen  von  d^selben  als  politischem  Bechtssnbjed 
wieder  abgewählt  worden  ^  indem  das  prenssische  Oeeett  vom  14.  Mftra 
1845  bestimmte,  dass  die  von  den  Gemeinden  kraft: subsidiftrer  Yer^ 
pffichtnng  zu  leistenden  Zuschüsse  nur  noch  von  den  betreffenden  Con^ 
fiBBsionagenossen ,  also  den  Paroehianen  selbst,  durch  Stenerzusehlftg^ 
aufgebracht  werden  sollen. 

Wollte  man  übrigens  einen  Augenblick  von  dem  vorbereichneten 
SdraldTerhältniss  absehen,  so  ist  doch  auch  an  und  fär  sich  die 
Leistung  einer  gesetzlich  geordneten  Unterstätiung  in  keiner  Weise  als 
ein^  sich  gewissennassen  von  selbst  verstehender  Bechtsgrand  (Ar  die 
dem  qu.  Erkenntniss  wesentlich  zu  Grund  gelegte  Annahme  zu  erachten, 
dass  der  Unterstützte  fernerhin  nicht  mehr  eine  freie,  sich  selbst 
bestimmende  Bechtq^rsOnlichkeit  sein  kOnne  und  solle.  Das  Gesetz 
vibet  die  Armenpflege  verpflichtet  die  Gemeinden  eben  wohl  zu  Lei-* 
Stangen  för  die  ilmen  aAgehCrigen  Armen,  allein  ans  dieser  Ver«^ 
pfliefatung  oder  aus  der  Alimentationspflicht  der  Anverwandten  ist 
doch  memals  ein  Bevormuninngsanspmch  gegenüber  dem  zu  ünteN 
stiitsenden  weder  yor,  noch  auch  nach  dem  Eintritt  des  ÜnterstützungsM 
faOes  abgeleitet  worden. 

Die  oben  bezeichnete  Beitragspflieht  des  Staates  und  der  Ge^ 
meinden  zu  den  aus  dem  neugebildeten  Kirohenvermögeu  trioht 
vollständig  gedeckten  Kosten  des  Cultns  hat  unzweifelhaft  mit  dazu 
beigetragen^  die  Autonomie  der  Kirchenfabriken  durch  die  franz(taische 
Qesets^hoflg  machst  zu  beschrinken ,  allein  den  rechtlichen  Cb^ 
rakter  derselben  bot  sie  damit  in  keiner  Weise  aufheben  können  und 
weilen.  Es  kommt  hinzu,  dass  es  niemals  die  Absiebt  des  französischen 
Staates  bd  ßnziehuiig  des  Vermögens  der  katiiolischen  Kirche  und 
seiner  Goi^veiflioa  in  eine  Staatsschuld  g^esen  ist  und  sein  konnte) 
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diaser  l^tsteren  ein  ttDb^6QBtefl  Pordertuigsrecbt  An  den  Staat  für  alle 
wirklichen  oder  venneintlioheti  Bedurfiusse  der  Kirche  in  Oegenwart 
und  Zukunft  zu  gewibten«  vielmehr  hat  derselbe  sein  entschiedenes 
Augenmerk  darauf  gerichtet,  nicht  blos  durch  die  Organisation  der 
Kirchenfabriken  alle  Garantien  einer  sacl^^emftssen  Verwaltung  des 
KircheaTermOgens  zu  erzielen,  sondern  er  hat  sich  überdies  die  schliess- 
liche  Entscheidung  über  das  Mass  des  kirchlichen  Bedfirfoisses  und  die 
Bedingungen  seiner  BeMedigung  durch  den  Staat  yorbehaiten.  Es 
wurde  daher  in  der  That  ein  abnormes  Verh&ltniss  sein,  wenn  die  volle 
Autonomie  der  Kirohe  in  allen  ihren  Angelegenheiten  sp&terhin,  wie  in 
Pceussen  durch  die  Vqrfassungsurkunde ,  ausgesprochen,  und  eine 
unbeschrankte  Verpflichtung  des  Staates  oder  der  Gemeinden  zur  Auf- 
bringung der  Ünltuskosten  dennoch  anerkannt  werden  sollte.  Dies  ist 
allerdings  nien^als  im  Gebiete  der  französischen  Gesetzgebung  Rechtens 
ge(wesen  und  durch  Art*  1&.  der  Verfasanngsurkunde  auch  nicht  Bech- 
tens  geworden.  Diese  Verfassungsbestimmung  hat  die  volle  Autonomie 
der  Kirche  und  ihrer  Organe  zwar  festgestellt ,  allein  in  Betreff  ihrer 
Dotation  nur  erklärt,  »dass  sie  im  Besitz  und  Genuss  der  für  ihre 
Gultus-,  Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten, 
Stiftungen  und  Fonds  verbleibe.*  Hierdurch  sind  die  Seitens  des 
Staates  bis  dahin  gewährten  Leistui^en  an  die  Kirchen  überhaupt, 
mcht  blos  an  die  katholischen  Kirchen  des  linken  Bheinufers,  sondern 
an  alle  Kirchen  der  ganzen  Monarchie,  wie  durch  ein  Normaljahr 
de&iitiv  uttd  unwiderruflich  fixirt;  was  dagegen  die  Zxikunft  anlangt, 
so  steht  es  eineistheils  dem  Staate  unzweifelhaft  frei,  die  Gesetzgebung 
bittsiehtUeh  der  weitem  Staats- und  Gemeindezuschüsse  unter  Beachtung 
der  verfassungsmässig  unantastbaren  Autonomie  der  Kirchen  zu  revi- 
dtren,  und  andemtheils  jede  weitere  Zuschussbewilligung  nur  dann 
eintreten  zu  lassen ,  wenn  er  sich  durch  seine  Organe  von  deren  Ange- 
messeaheit  fiberzeugt  hat.  Mit  vollem  Rechte  hat  dies  der  Gultu»- 
minister  i?.  Ladenberg  bei  Berathung  des  Art.  15.  in  der  IL  Kanmier 
hervorgehoben,  indem  er  sagte,  »es  sei  nicht  nöthig  die  Selbstständig- 
keit der  KiüCihen  zu  beschränken ,  wenn  man  daran  festhalte ,  dass  der 
Staat  und  die  Gemeinden  auch  ihre  Beohte  wahrnehmen ,  wo  ihr 
Bechtsgebiet  berührt  verde.«  —  *-*  »Da  wo  die  (Gemeinde  verpflichtet 
ist,  im  ünvermögMisfalle  der  Kirdie  mit  ihren  Mitteln  beizustehen, 
ktane  deir  Fall  eintreten ,  dass  die  Kirche  ihr  Vermögen  verschwendet, 
und  daher  das  GemeindjB-VermOgen  unndthiger  Weise  in  Anspruch 
genonunen  wird«  Bei  einem  solchen  VerhUtniss  halte  ich  die  Gemeinde 
f&r  vollständig  berechtigt,  sich  mit  der  Kirche  in  diejenigen  Be* 
Ziehungen  zu  setzen ,  welche  ihr  die  aothwendigo  Sicherheit  gewäliren. 
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Qiid  wenn  die  ISircbB  nicht  diese  Sidierheit  gew&hrt,  stehen  der 

Gemeinde  aUe  reehtlichen  Ansprüche  nnd  Mittel  offen,  am  sich  tor 

einer  solchen  Vergeudung  des  Eirchenvermögens  sfum  NaelUheik  des 

ihrigen  zH  schütten;  darmn  sei  es  nicht  znlftssig  nnd  nOthig,  den 

Art.  12.  der  Yerfassnngsnrkunde  zu  ändern.«    Diese  Aasfohrnngen  des 

Ministers  sind  bei  den  Yerikssnngs-Berathnngen  von  keiner  Seite 

bestritten  worden ;  sie  erledigen  aber  die  hier  in  Bede  stehende  Frage 

nach  allen  Seiten  hin ,  indem  sie  beweisen,  dass  die  gesetdich  normirte 

Beitragspflicht  der  Oemeinden  zu  den  Cnltnskost^  in  kemer  Weise 

die  Terfiissongsm&ssige  Autonomie  der  Kirche  aUeriren  sdUe^  dieselbe 

vielmehr  ohne  Bücksicht  hieoranf  in  voller  Selbststlndigkeit  über  ihr 

Vermögen  zu  disponiren  haben;  —  es  ist  weiterhin  anerltannt,  dass 

der  Möglichkeit  einer  leichtfertigen  Verausgabung  des  Eirchenve^- 

mögens  zwar  nicht  mehr  vorgebeugt  werden  könne  (erfahrungsmässig 

keine  eminente  Gte&hr !),  dass  aber  iu  einem  solchen  Falle  die  Gemeinde 

es  ablehnen  könne ,  die  entstehenden  Ausfiele  zu  deek^.    ( Of^  das 

rerfassungnnassige  Beeht  der  Kirchen  S.  85  u.  f.) 

Was  nun  aber  gar  die  hier  zunidist  Toifiegende  Frage  der 
AtUorisoHon  anlangt,  so  ist  am  wenigsten  abzusehen,  mit  welchem 
Scheine  Ton  Becht  dieselbe  ungeachtet  der  im  Art.  15.  der  VerfannmgS'- 
Urkunde  prodamirten  Autonomie  der  Kirchen  auf  Omnd  der  toir^ 
bezeichneten  Beitragspflicht  sollte  gegen  die  Kirchen  entschieden 
werden  können.  Das  Becht,  gerichtlichen  Schutz  anzurufen,  ist  doch 
der  unmittelbarste  Ausflusa  der  rechtlidien  Persönlichkeit  ^  des  ju6 
standi  in  judidc  Dies  Becht  steht  selbst  den  Gemeinden,  einer 
unzweüyhaft  staatlichen  Organisation,  in  der  ganzen  preussischeii 
Monarchie  mit  Ausnahme  der  Bheinprovinz  (!)  unbeschränkt  zu ;  es 
steht  nach,  dem  Allg.  preuss.  Landrecht  Thl.^n.  tit.  11.  §.655.  audbi 
den  Kiichen&briken  ohne  jede  Genehmigong  ihrer  geistliehen  Oberen 
zu,  und  ein  so  geführter  Proeess  hat  nur  das  Besondere,  dass  er  auf 
Geiahr  and  Kosten  des  Kirchenrathes  geführt  wird,  die  Kirche  mithk 
nur  gewizmen,  nicht  verlieren  kaün.  Für  die  Kirchen  des  linken 
Bheinnfers  aber,  welche  nach  Axt.  77.  des  Fabrikdeorets  sich  ohne 
Autorisation  nicht  eimnal  auf  eine  Klage  einlassen  können,  mithin  anch 
die  ihnen  gegenäberstehenden  Personen  rechtlos  machen,  involvirt  die 
vom  V.  Senat  des  Obertribunals  erforderte  staatiiche  Autorisation  sogar 
zum  voraus  die  materielle  Entscheidung,  dass  dieselben  durch  Aft.  15. 
der  Verfiusnngsurkunde  niekl  in  den  Vollbesitz  der  Autonomie  gelangt 
sind,  die  Beehtsfrage  irird  selber  mithin  schon  vor  dem  eigentlicheii 
Processe  zuerst  von  der  Verwaltungsbehörde  \  und  sodann  von  den 
Gerichten  f  &lls  sie  dem  Obertribunal  beitrftten,  gegen' dieselben  enin 
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schieden,  *—  ein  Yerh&ItmflB,  welches  sichdrlich  nicht  innerhalb,  sondern 
ausserhalb  der  dnrch  das  Grundgesetz  des  Staats  geschaffenen  BechtsK 
Ordnung  liegt, 

Die  materielle  Anschauung  des  Y.  Senats ,  dass  die  Yerwaltnng 
des  zu  den  Cultuszwecken  bestimmten  Yermögens  auf  d^n  linken 
Bheinufer  nicht  eine  rein  kirchliche,  sondern  eine  gemeinsehafUiche 
Angelegenheit  der  Kirche,  des  Staates  und  der  Gemeinde  sei,  erweist 
sich  aber  auch  nicht  blos  von  den  bisher  erörterten  rechtshistorischen 
•undyerfiaasungsmässigen  Gesichtspunkte  aus  als  eine  unrichtige,  son- 
dern sie  widerlegt  sich  zugleich  nach  der  cammunalen  Seite  hin  durch 
die  desfallsigen  Bestimmungen  der  preussischen  Yer&ssungsurkunde. 
Im  Art.  104.  der  octroyirten  Yerfassungsurkuude  vom  5.  December 
1848,  bee.  Art.  105.  der  revidirten  Yerfajssungsurkunde  vom  81.  Januar 
1850,  ist  n&mlich  gleichmassig  bestimmt  worden,  dass  über  die  Ange- 
legenheiten der  Gemeinden  aus  geuoahUm  Yertretem  bestehende  Yer- 
Sammlungen  zu  beschliessen  haben.    Wo  also  im  Sinne  des  Gesetzes 
eine  Gemeinde-Angelegenheit  vorliegt ,  da  kann  dieselbe  verfassungeh 
m&ssig  nicht  durch  eine  ans  der  Wahl  der  Gemeinde  nicht  hervor- 
gegangene Körperschaft  verwaltet  werden.     Die  Kirchen&brikrftthe 
werden  nun  aber  nach  dem  Decret  vom  30.  December  1809  zum 
ersten  Male  durch  Ernennung  des  BischojGs  und  des  Präfecten  (von  4 
KU  3,  resp.  v(m  3  zu  2  Mitgliedern)  ernannt ,  und  ergänzen  «ich  dem- 
nächst durch  Gooptation  mit  der  Massgabe,  dass  im  Falle  der  Säum- 
hiss  der  Bischof  äUein  die  neuen  Mitglieder  ernennt.  Hiemach  genügt 
die  einfache  Thatsache  des  unangefochtenen  Fortbestandes  der  Kirchen- 
fEÜiirikräthe,  als  gesetzlicher  Yertreter  der  Kirchenfabrikangelegraüieiten 
bis  zur  Beseitigung  des  Art.  105.  der  Yerfassungsurkuude  durch  das 
Gesetz  vom  24.  Mai  1853  (welches  nur  den  rechtlichen  Fortbestand 
der  altl&ndischen  Dorf-Schulzen-Yer&ssung  ermöglichen  sollte),  zum 
Beweise  dafür,  dass,  welches  rechtlicher  oder  thatsächliche  Interesse  die 
Gemeinden  an  der  Yerwaltung  des  Kirchenvermögens  auch  haben 
mögen,  diese  letztere  schlechthilf  keine  Gemeinde -Angelegenheit  ist 
und  sein  kann.    Dem  ganz  analog  bestimmt  auch  heute  noch  der 
Alt.  108.  der  belgischen  Yerfassungsurkunde,  dass  die  Gemeinde-Ein- 
richtungen durch  Gesetze  geregelt  werden  sollen,  welche  Nr.  1.  das 
Princip  der  directen  WM  der  Gemeinderäthe  und  Nr.  2.  die  Zu- 
ständigkeit derselben  hinsichtlich  alles  dessen,  uxjis  sum  Oemeinde" 
interesse  gehört  (de  tont  ce  qui  est  d'int^ret  communal),  zur  Anwendung 
zu  bringen  haben.    Demzufolge  besagt  auch  die  belgische  Gemeinde- 
ordnung vom  30.  März  1836  in  Art.  75.:  »Der  Gemeinderath  r^lt 
AUes,  was  zum  QemeindeintereBse  gehört« 
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Dt  sali  anoh  in  Belgien  die  EircheBfeihdken  nnangefbehten  ftrih 
bestdien,  so  folgt  hientns,  dies  in  Belgien,  eben  so  gewiss  vie  in 
fmmm^  die  Geeetegebnng  sieb  dessen  klar  bewnsst  gewesen^  dass  die 
£rchenfid)rikBn  keine  Gemeinde-Institittionen  nnd  das  KirchenYMiiiOgen 
kein  GmeindevermOgen  sei,  ja  dass  jenes  im  gesetzfiehen  Sinne  nicht 
einnial  ein  Oegmutand  des  QemdndeintereiseB  ist.  Denn  and^mftlls 
würde  ja  dasselbe  zn  den  Attribntionen  der  gewählten  Qemflmdevfttbe 
geii(to«i,  nnd  das  Eabrikdecret  selber,  welches  die  Verwaltang  des 
EffdienTennögens  in  die  Bbnd  der  nicht  ans  directer  Wahl  hervor- 
gehenden Fiabrikräthe  legt,  w&rde  dnreh  Art.  188.  der  belgischen  Y«r«> 
fasBongsnrknnde  als  derselben  zuwiderlaufend  abrogirt  sein. 

Das  Fabrikdecret  besteht  aber,  wie  gesagt,  in  Belgien  nach  wie 
vor  in  gesetalicher  Gfilt^eit,  nnd  die  dnrch  dasselbe  theils  sabsidiar 
rädi,  theils  principaliter  den  Gemeinden  auferlegten  Lasten  werdm 
oDbedeoUiefa  anerkannt  nnd  geleistet,  freilieh  nicht  als  ob  es  sieh  dabei 
um  Gemeindeangelegenheiten  im  gesetzlichen  Sinne  handelte ,.  aondem 
weil  sie  den  Gemeinden  dnrch  das  Gesete  anÜBrlegt  sind.  Dies  besagt 
ehenMs  mit  bestimmten  Worten  der  Art.  131.  der  belgisehen 
GememdeordnnBg:  »Der  Gemeinderath  ist  verpfUektäf  j&hrliob  ins 
Ansgabebndget  alle  diejenigen  Ansgaben  zn  bilngen,  wekbe  die  (STeaofoe 
den  Gemeinden  zor  Last  legen,  insbesondere  die  folgenden:  Nr.  9.  Die 
ZosehAsse  Ar  die  Kr6henfidl>r]lceii  nnd  Consistorien  naeh  Massgabe  der 
bestehenden  Vorschriften  im  Falle  der  nachgewiesenen  Unznreicbenhdt 
der  Mittel  jener  StabUssements ;  Nr.  13.  die  WohnongsentsohftditiBQng 
der  Qeistlidien,  wemi  die  Wobnang  nicht  in  Natnr  gewBhrt  wird^c 
Es  kommt  hinzn,  dass  nach  allen  alten  and  henen  Geseteen  (Ckmsnlar«- 
bescUttss  rem  16.  Germinal  J.  XU,  Bheinisohe  Gemeindeordnong  rwi 
23.  Jnli  1845)  alle  öffeniUchen  Eassenbeamten  eine  Amtseantiw  zn 
stellen  haben,  den  Sohatzmeistem  der  Eirchedfabrikton  aber  üoch  nie- 
ottls  eine  solche  abverlangt  word^  ist,  —  Beweis  genng,  dass  sie 
niemals  als  Eassenbeamten  einer  der  Eirche,  dem  Staat  nnd  der 
Gememde  gemänsduffOüA  zogehöiigen  Institaticm  angesehen  wer* 
den  sind. 

Wftre  aber  trotz  alledem  die  Terwallung  des  za  den  Cidtos- 
iweeken  beetinmiten  YemSgens,  wie  das  qn.  Urtiteil  annimmt «  sogar 
Aor  dne  gemeinschaflUAe  AngelegenhMt  der  Eirche,  des  Staats  nnd 
der  Gemeinden,  dann  wfirde  das  in  dieser  Angelegenheit .  liegende 
kirdiSche  Element  doch  nnbestreitbar  das  torherrschende  sein«  nnd 
schon  dämm  den  rechtlichen  und  verfiissnngsm&ssig^  Charakter  der 
Angelegenheit  bestimmen.  Die  Verfiussonganrknnde  hat  eben  tiioht 
bestimmt,  nnd  konnte  Tendkaftiger  Weise  nicht  bestimmen ,  dass  die 
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Kirche  mir  diejenigen  Angelegenheiten,  wekhe  sie  allein  nnd  Nie- 
manden sonst  im  Staate  thatsächlioh  interessiren ,  selbstständig  sn 
ordnen  und  zu  verwalten  haben,  sie  hat  yieimehr  vorgeschrieben,  dass 
die  Sirche  als  solche  tAre  Angelegenheiten  selbsisfcändig  ordne  und 
verwalte.  SoweU  eine  Angelegenheit  eine  kirchliche  ist,  kann  und 
darf  also  kraft  des  gebietenden  Willens  des  StaatsgnmdgesetEes  die 
freie  Action,  insbesondere  aber  die  Bechtsverfolgnng  vor  Gericht 
nicht  von  dem  Gttti)eöi^en  der  YerwaltnngsbehOrden  abhängig  genlacht 
werden.  Diese  ver&ssangsmässige  Autonomie  theilt  sich  mithin  der 
betreffenden  Angelegenheit  im  Ganzen  mit,  wenn  sie  denn  ^e  gemein- 
schaftliche der  Kirche,  des  Staats  und  der  betreffiMiden  Qemeinie  stin 
sollte.  Charakteristisch  ist  hierbei  freilich  auch,  dass  vorliegend  diese 
letztere  gerade  dSe  VerJdagte  ist,  die  Gemeinschafblichkeit  des  Inter«- 
esses  der  beiderseitigen  juristischen  Persönlichkeiten  mithin  bei  der  in 
!Rede  siehenden  Besitzstömngskiage  nicht  zum  Ausdnick  gekom- 
men iüt. 

Bb maghieran  nur  nodi  die processualisdke Frage  angeschlossen 
werden,  wie  es  denn  bei  Festhaltung  der  Doctrin  des  Y.  Senatb,  dass 
die  Verwalfoug  des  KirohenvemiOgens  anf  d«ii'  liidcen  Bheinuför  eine 
gemeinsehalUiehe  Angelegenheit  der  Kirohe,  des  Staates  uhd  der 
beireffraden  Gemeuide  sei,  gegeBöbi»  dem  bekannten  Chrundsatse  des 
frsnzdsisitdien  Bechts:  >nul  ne  phide  par  procoreur,  si  ce  n^est  le  roi,< 
als  zulässig  erachtet  werden  könnte,  da^  die  Kirchenfiibriken  sich  ini 
Gebiete  deir  Ihmzösinsben  Bechts  jederzeit  nur  als  gesetzliche  Vertreter 
der  betreffenden  Kiir6he ,  keineswegs  auch  des  Staates  und  dep  Ge- 
meinden in  all^  ihren  Acten ,  Anträgen  und  Ladungen  qualifidren, 
ohne  dabei  jemals  einem  Zweifel  oder  einem  Widerspruche  zu 
begegnen? 

Diese  notorische  Thatsache  beweist  von  neuem,  dass  die  Kirchen, 
welche  unbestreitbar  juristische  Personen  sind  und  durch  Niemanden 
anders  juristisch  vertreten  werden«  als  eben  durch  die  Kirchenfabriken, 
durch  dieselben  in  der  Wirklichkeit  und  aussohUesdieh  vor  Gericht 
erscheinen,  —  dass  folgeweise  die  den  Kirchen  im  Art.  15.  der  Yer- 
fassungsurkunde  gewährte  Selbstständigkeit  im  Ordnen  und  Verwalten 
ihrer  Angelegenheiten  auch  den  Kirchen&lniken ,  ahr  dem  alleinigen 
Organe  der  Pfarrkirchen,  ebenwohl  zur  Seite  steht.  Kann  und  will 
der  Staat  oder  die  Gemeinde  ein  rechtliches  Interesse .  hinsichtiich  der 
von  den  Kirchenfiibriken  fb  die  Kirche  gerichtlich  in  Ansjprw^h 
genommenen  Bechte  geltend  machen,  so  mögen  nnd  müssen  sie,  der 
Staat  oder  die  Gemeinde ,  in  jenem  Rechtsstreit  intertemren  und  des- 
fiüls  ürtheil  enrirken;  Bechtsverweigerung  aber  wMe  es  sei&t  Wollte 
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mm  den  ffirdienlabriken  trotz  Art  1&.  der  VerfaggmiggttTinmJto  dm 
freien  Zutritt  m  den  Gteriehten  zur  Öriteudiüachiiiig  ihres  wirkliclien 
oder  aach  nur  yermeintüeben  selbstständigeA  Beehtee  durch  das  aati- 
quirte  lastitat  der  staattichen  Autorisation  vm  Yerwaltuigswegen 
nach  Oiitbefinden  veraohliefleeii  oder  öffnen. 

Der  y.  Senat  des  Obertribunals  hat  schliesslich  ohne  aHen 
Zweiiel  selber  den  seinem  Erkenntnisse  zu  Gnmde  liegenden  Satz,  dass 
es  sieh  vorliegend  nicht  nm  eine  kirehliche  Angelegenheit  handle, 
widerlegt,  indem  er  ebenso,  wie  bisher  sfbnmtliche  Gtoriehte  und  Ver« 
waltongsbehörden  in  allen  gleichen  Fällen,  den  Tor  ihm  gefBhrten 
Beehtsstreit  anf  Grand  der  Cabinets-Ordre  vom  16.  Januar  1827,  §.  4« 
Nr.  2.  als  stempelfirei  behandelt  hat  Denn  in  dieser  Ordre  ist  eben 
nur  terordnet,  dass  auch  in  den  neu  eroberten  Provinsen  >a22tf 
JbigelegadieUm  der  Kirchen^  Aimenanstalten ,  Waisenhäuser,  milden 
Stiftmigeü ,  Schulen,  Universitäten,  desgleichen  der  Straf-  und 
Bessenmgshäuser  stempelfrei  seien  ,€  während  dies  hinsichtlich  der 
Angelegenheiten  der  Gemeinden  nicht  der  Fall  ist. 

Zum  Schluss  muss  noch  darauf  hingewiesen  werden ,  dass ,  wenn 
nach  den  Grundsätzen  des  Erkenntnisses  vom  11.  Juli  1865  die  princi- 
piell  anerkannte  verfassungsmässige  Selbstständigkeit  der  katholischen 
Krchen  auf  dem  linken  Bheinufer  wegen  der  denselben  Seitens  des 
Staats  und  der  Gemeinden  zufliessenden  Beihülfe  geleugnet  wird ,  von 
einer  Selbstständigkeit  der  evangelischeil  Kirchen  in  jenem  Landestheile 
ganz  und  gar  nicht  mehr  die  Bede  sein  kann.  Denn  die  französische 
Bevolution  hat  die  protestantische  Confession  als  eine  reine  Privat- 
angelegenheit ihrer  Angehörigen  betrachtet  und  darum  keine  Einziehung 
ihres  Besitzthums  yorgenommen,  selbstredend  sich  auch  nicht  zu  irgend 
einem  Staatsaufwand  far  protestantische  Cultuszwecke  rechtlich  ver- 
laichtet.  Nichtsdestoweniger  haben  die  neueren  Gesetze  dem  prote- 
stantiBchen  Gultus  dieselben  Unterstützungen ,  wie  dem  katholischen. 
Seitens  des  Staates  und  der  Gemeinden  zugewendet,  —  von  diesen 
Unterstützungen  musste  also  um  so  gewisser  behauptet  werden ,  dass 
sie  den  betreffenden  Kirchen  den  Charakter  der  Abhängigkeit  auf- 
drücken, ihr  Vermögen  nicht  als  Vermögen  der  Kirchengemeinde, 
sondern  als  eine  gemeinschaftliche  Angelegenheit  der  Kirche,  des 
Staates  und  der  Civilgemeinde  zu  behandeln  sei.  (}anz  gewiss  ist  es 
aber,  dass  die  Kirchenordnung  für  die  evangelischen  Gemeinden  der 
Provinz  Westphalen  und  der  Rheinprovinz  vom  5.  März  1835  das 
Bechtsverhältniss  nicht  so  angesehen ,  vielmehr  das  den  Zwecken  der 
eyangelischen  Gemeinden  des  linken  Bheinufers  ebenso,  wie  das  der 
rechten  Bhdnseite  und  des  Gebietes  des  AUg.  Landrechtes,  in  §.  147. 
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ali^  das  YermOgea  der  Eir^heHgemeinde  bezeichnet,  bez.  desaea  Ver- 
waltang  auaeobliesslich  dem  Ortspreabyteriom  zugewiesen  bat,  welches 
der  katholiecheti  Kirchenfabxik  rechtlich  coirespondirt 

Ktanto  trotK  alle  dem  daran  featgehalten  werden,  dasa  jdaa 
Kirchenvermögen  auf  dem  linken  Bheinnfer  gar  nicht,  oder  nicht 
anttehliesslich  den  Kirchen  zagehörte,  so  würde  denselben  doch  durch 
den  zweiten  Satz  des  Art.  15.  der  Yarfassangsnrkunde  jedenfalls  ein 
dauerndes,  mithin  dmgliches  Besitz-  und  Benutzungsrecht  an  allen  im 
Nonnaljahre  1848  zu  ihren  Gultus-,  Unterricht»*  und  Wohlthitigkeits- 
zwecken  bestimmte»  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds  yerfassungsmtesig 
zugesichert  sein,  und  dieses  ihr  Becht  müssten  sie  alsdann  kraft  der  im 
ersten  Satze  des  Art.  15.  ihnen  zustehenden  Selbstständigkeit  im 
Ordnen  und  VerwaltMi  ihrer  Angelegenheiten  auch  ohne  EtkwUmiss 
der  VenoaUufigsbehörden  vor  Oericht  geltend  machen  können. 
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Der  1^'eabaa  einer  katholischen  Pfarrkirche  auf  der  rechten 

preussischen  Rheinseite , 

ein  Beitrag  zum  praktischen  ESrchensUuitsrecht  in  Preussen^ 

Zu  Befrath ,  einem  Pf arrdorfe  in  der  Bfirgermeisterei  Bensberg, 
anweit  Köhi  an  der  rechten  Bheinseite,  wurde  der  Neubau  einer  katho- 
lischen Pfarrkirche  nothwendig.  Da  die  Gemeinde  durchBchnittUch 
ann  ist  und  kein  Kirchenvermögen  besitzt,  bewilligte  der  Oberpräsident 
der  BheinproYinz  auf  die  Bitte  des  Eirchenvorstandes  eine  katholische 
Hanscollectd ,  welche  durch  Deputirte  der  P&rrgemeinde  Befrath 
abgehalten  wurde. 

Demnächst  wurden  von  dem  Kirchenvorstande  die  vorbereitenden 
Anleitungen  for  den  Bau  getroffen,  der  Bauplan  angefertigt  und  dem 
Boiigomeister  zu  Bensberg  zum  Zweck  der  Ertheilung  der  baupolizei- 
lichen Genehmigung  eingereicht. 

Selbstverständlich  ging  der  Eirchenvorstand  hierbei  von  der 
Ansicht  aus,  dass  der  Neubau  der  Pfarrhirche  eine  ÄngeUgenheU  der 
ISrdengemeinde  sei ,  welche  mit  Bucksicht  auf  den  §.  15.  der  Ver- 
fitasongs-ürkunde  vom  31.  Januar  1850  von  der  kirehliehen  Vertretung 
aUein,  respective  selbstständig  zu  besorgen,  und  fSr  welche  jede  Mit- 
wirhmg,  sowohl  der  welüichen  RegierungsgewaU  als  auch  der  hürger' 
liehen  Cammuml'VerwaUung  ausgeschlossen  sei« 

Die  Königliche  Begierung  zu  Köln  war  jedoch  anderer  Ansicht, 
wie  sich  aus  der  nachstehenden  Verfügung  vom  30.  Äprü  1863  ergibt. 

»Aar  den  Bericht  Tom  2.  d.  Mts.,  Nr.  1175.,  den  Neubau  der  katholischen 
Pfarrkh'che  za  Befirath  belrefflend,  bemerken  wir  Hinen,  dass  die  Behaft  Vervoll- 
stAodisaii|r  iier  Baazeichnungen  beigebrachCe,  von  dem  Commooalhaameister  MQIler 
u  Deotz  entworfene  Seitenansicht  der  projectirten  Kirche  in  Beziehung  auf  die 
TlmnB-Ardiltectur  mit  dem  als  Muster  erwfthlten,  audi  bei  dem  Baiianschlage 
vom  4.  November  v.  J.  zu  Grande  gelegten  Plane  der  Kirche  za  ROttgen  nicht  In 
I>1)erem8t1mmang  steht,  and  dass  ebenso  In  dem  von  dem  Maorermeister  Rosen« 
bäum  dortselbst  gefertigten  Grandrisse,  so  ^ie  hi  den  Detailzeiehnangen  des 
letzteren  wesentliche  Abweichongen  von  dem  In  ROttgen  zur  AusfQhrang  gekom- 
DKiien  Kirchenbaoprojecte  ersichtlich  sind.  Zur  Beseitigong  dieser  Missstände  und 
vm  die  Angelegenheit  in  eine  geregelte  Lage  zu  bringen,  erscheint  es  vor  allen 
IHagen  nothwendig,  dass  einem  hierzu  qualificirten  Bauteehnlker  der  Auftrag 
atkeilt  wird,  hi  die  technischen  Vorarbeiten  zu  dem  Kirchenbau  Ordnung  und 
EtBklBDg  zu  bringen,  und  in  der  Folge  auch  die  AusfQhrang  des  Baues  zu  leiten, 
90  wie  die  auf  die  PrOfhng  der  Baumaterialien  und  auf  die  Verhandlungen  mit 
<lni  Uaternehmern  bezüglichen  technischen  Functionen  wahrzunehmen. 

Der  Umstand,  dass  die  Veranschlagung  des  zur  AusfQhrang  bestimmten 
toproieets  durch  den  Communalbaumelster  Freitag  bewirkt  worden  ist,  machen 
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es  wQnschenswertb ,  dass  diesem  aocb  die  Sorge  fOr  die  biervor  erwihnten  Ver- 
nebtangen übertragen  werde,  wesbalb  Sie  den  BQrgermeister  von  Bensberg, 
welcher  fortan  diese  Angelegenheit  d^n  bestehenden  Vorschriflen  gem&ss  in  seine 
Hftnde  zu  nehmen  hat,  mit  der  erforderliehen  Weisung  versehen  wollen.  Ans  den 
bisherigen  Verhandlungen  erhellet  Qbrigens  nicht,  dass  die  Vertretung  der  Pfarr- 
gemeinde RefVath  Ober  den  von  dem  Pfarrer  Dolman  (?!)  gewählten  Bauplan 
schon  gehört  ist,  und  eben  so  wenig  ist  ersichtlich,  ob  und  welche  Featsettungen 
btnaiehdleh  der  Baustelle  getroffen  sind. 

Sie  wollen  Sorge  tragen,  dass  die  in  Bezog  auf  den  einen  oder  andern 
dieser  Punkte  bis  Jetzt  etwa  versäumten  Vorkehrungen  alsbald  nachgeholt,  so  wie 
dass  die  aufgekommenen  Coltecten-Gelder  nebst  den  Qbrigen  disponiblen  Baufonds, 
falls  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  zur  Verfügung  der  Gemeinde -Vertretung  ge- 
stellt werden. 

.  Die  Anlagen  des  Eingangs  bezogenen  Berichtea  sind  hier  sanuntUcb  wieder 
beigefügt. 

KOln,  den  30.  April  1868. 

Königliche  Regierung,  Abtheilung  des  Innern, 

gez.:  Birk, 

An  den  KOniglicben  Landrath-Arata-Yerwalter,  Herrn  Regieroogs- Assessor 
Forst  zu  Mülheim,  B.  IIL  1160. 

Abschrift  vorstehender  Verfügung  nebst  den  sfimmtiichen  Anlagen  erhallen 
Sie  zur  weiteren  Veranlassung  mit  dem  Auftrag,  die  Sache  nicht  allein  Jetzt,  son- 
dern auch  künftig  persönlich  in  die  Hand  zu  nehmen. 

Was  die  VorschrlAen  anbelangt,  aof  Grund  deren  die  Gemeinde-Verwaltung 
beftigt  ist,  die  Ausführung  des  KIrcbenbaues  zu  betreiben,  so  verweise  Ich  Sie 
dieierhalb  auf  die  im  Kreisblatte  abgedruckte  Circular-Verfügnng  vom  16«  Jali 
1857,  Nr.  1568. 

Der  Passus  der  vorstehenden  Regierungs-Verfügung  b  BetreiT  der  Anhörung 
der  Vertretung  der  Pfarrgemeinde  Refirath  über  den  Bauplan  und  den  Bauplatz 
Ist  bereits  durch  den  Gemeinderaths-Beschluss  vom  80.  December  v.  J.  erledigt. 

Binnen  längstens  drei  Wochen  erwarte  ich  Ihren  Bericht  über  das  Cesebehene. 

Mülheim,  den  6.  Mai  1863. 

Der  Landrath-Amts*Yerwalter, 

gez.:  Forat,  Begierungs-Asseasor. 
Nr.  1598.  An  den  Bürgermeister  Wachendortf  zu  Bensberg» 

Mr.  573.  In  Abschrift  an  den  WohUöblicben  Kirchenvorstand  in  Reflraih  zu 
Händen  des  Präsidenten  desselben,  Herrn  Paul  Koch  zu  Saal  zur  Kenntnissnabme 
mit  dem  Ersuchen,  die  sämmtlichen  CoIIectengelder,  sowie  überhaupt  sämmtlicbe 
disponible  Baufonds  sofort  der  Gemeinde-Verwaltung  zur  Disposition  zu  stellen. 

Im  Uebrigen  wird  nähere  Mitthelluug  erfolgen, 

Bensberg,  8.  Mai  1863. 

Der  Bürgermeister, 

gez.:  Wachendorff. 

Gregen  diese  Begierangs- Verfügung  ergriff  der  EirchenvorstaBd 

zn  Befirath,  einer  desfallsigen  Weisung  des  ErzbisehOflichen  General^ 

Vicariates  in  Köln  folgend ,  am  5.  Jtili  1863  Rccurs  an  den  Ober- 

Präsidenten  der  Bheinprovinz.    Dieser  entsprach  jedoch  durch  den 

nachstehenden  Bescheid  vom  21.  November  1863  ^   der  durch  eine 
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£6gi0EiKBg8T6rf&giuig  YOiQ  4  Jaoiuir  1864  fibermittolt  wudet  dem 
Antrage  dee  EircheaTorstattdes  nicht  volUländigj  sondern  yerftgte 
nur,  dass  eine  gemischte ,  aus  Ißtgßiedem  des  EünJienv&rstandes  nnd 
der  bürgerlichen  Gemeinde-  Vertretung  bestehende ,  unter  den  Vorsitz 
des  Bärgarmeisters  gestellte  JSau-Commission  für  diesen  Eirchenban 
gobfldet  werden  solle. 

»Aar  die  VorstelluDg  vom  8.  Juli  d.  J.,  den  dortigen  KIrcbenbau  betreffend, 
eröffbe  icb  dem  Kirdienvorstaode  nacb  AnhOrnng  der  KOnlgUeben  Regieroog  za 
Köln,  dass  nacb  der  im  vormals  Bergisdien  Gebiete  bestebenden  Gesetzgebung, 
vie  dies  namentlicb  dorcb  Urtbeil  des  Rbeiniscben  Appellations-Gericbtsbofes  vom 
24.  October  1850  in  einem  die  Baukosten  der  Pfarrkircbe  zu  KQdingboven  betrer« 
fenden  Becbtsstreite  festgestellt  worden,  die  Vertretung  der  Pfarrgemeinde  in  An- 
sehung ihrer  vermögensrecbtiichen  Angelegenheiten  nicht  dem  Kirchenvorstande, 
der  Dar  das  Vermögen  der  Kirche  zu  vertreten  bat,  sondern  dem  Vorstände  der 
Ovilsemeinde  zusteht,  dass  ich  daher,  da  der  dortige  Kirchenbau  nicht  ans- 
sddiesslicfa  aus  Mitteln  der  Klrcbenfabrik  bestritten  wird,  sondern  auch  die  Pfirr- 
gemeinde  dazu  beitragt,  und  gesetzlich  bei  Unzulänglichkeit  des  aufgebraditen 
Baufonds  f&r  die  Kosten  des  Baues  durch  Umlagen  auf  die  Pfangenossen  auf^u- 
komnen  bat,  den  Anspruch  des  Kirchenvorstandes,  dass  Ihm  die  selbststfindige 
AosflUurong  des  Kirchenbaues  fiberlassen  werde,  nicht  fQr  begründet  erachten  kann. 

Es  liegt  Qbrigens  nicht  in  der  Absicht  der  Königlichen  Regierung,  den 
Kirtbenvorstand  von  der  Theilnahme  an  der  Bau-AusfQhrung  auszuscbllessen,  viel- 
mehr wird  Dieselbe  mit  Rücksicht  darauf,  dass  auch  die  Kirchenfabrik  zu  dem 
Bau  beisteuert,  die  Einrichtung  treffen,  dass  der  Kirchenbau  von  dem  Vorstande 
der  Gvilgemeinde  in  Gemeinschaft  mit  dem  Kirchenvorstande  geleitet  und  zur 
Ansflkbning  gebracht,  nnd  dass  der  von  dem  Kirchenvorstande  angesammelte  Bau- 
fonds femer  von  Ihm  verwaltet  nnd  nach  Massgabe  des  fortschreitenden  Bedarfs 
für  den  Kirchenbau  zur  Disposition  gestellt  werde.c 

Coblenz,  den  21.  November  1863. 

Der  Ober-Prisident  der  Rheinprovinz, 
gez.:  V,  Pommer-Esche. 

An  den  katholischen  Klrcbenvorstand  zu  Refiratb,  Kreis  Mülheim.  Nr.  8827.c 

»Indem  wir  Ihnen  beifolgend  den  an  den  katholischen  Klrcbenvorstand  zu 
Beftatb  aof  dessen  Reeursbescbwerde  in  der  Angelegenheit  des  dortigen  Kirchen- 
baues  von  dem  Herrn  Ober-Prtsidenten  erlassenen  Bescheid  d.  d,  21.  November 
186S,  Nr.  88t7,  urschriftlich  zur  weiteren  Ausreichung  übersenden,  bemerken  wir, 
dass  wir,  am  zwischen  den  bei  dem  fraglichen  KIrcbenbau  collidirenden  Interessen 
eine  der  Fiörderong  des  Bauzweckes  dienliche  Ausgleichung  herbeizuführen,  im 
TorBegenden  Falle  eine  analoge  Anwendung  der  seiner  Zelt  in  MOlbeim  beim  Be- 
ginne des  dortigen  Kircbenbaues  in  Folge  unserer  Verfügung  vom  8.  Deeember 
1857  Bin.  3749.  getroffenen  Einriebtangen  gestatten  nnd  zu  dem  Ende  eine 
thetlwelse  Modifleation  der  den  Kirchenbau  in  RefVath  betreffenden  Verfügung  vom 
30.  April  d.  J.,  B  DT.  1160.  stattfinden  lassen  wollen.  Nach  dem  Vorgange  zu 
Mülheim  wird  hiernach  als  massgebend  festzuhalten  sein,  dass  die  Leitung  des 
Kircbenbaues  als  eine  Angetegenhelt  der  Pfarrgemeinde  Reflrath  In  die  Hände  des 
Bürgermeisters  gelegt  werden  muss.  Demselben  wird  Jedoeb  ein  von  ihm  mit 
Stimamcbl  so  prisidirendcs.  In  gleteher  ZabI  ans  MttgUedem  des  GemeinderatlieB 
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Irad  des  KhrehenTorstandes  gebildetes  Comit^  als  berathender  und  confreDrender 
KOrper,  mit  der  Befugnlss,  Ober  die  AosfDhrang  des  Ktrcbenbanes  verbindliche 
BesebiOsse  zu  fassen,  zor  Seite  zu  stellen  sein,  in  welchem  Falle  alsdann  die 
Baugelder,  bis  sie  nach  den  Beschlossen  des  Cenit^'s  zu  verwenden  sind,  in  der 
Gemeindecasse  und  in  der  Kirchencasse,  so  wie  sie  sich  zur  Zeit  darin  befinden, 
belassen  werden  mOgen,  mit  der  Massgabe ,  dass  auch  Vorausgabungen  ans  der 
Kircbencasse  nur  auf  Anweissungen  des  BQrgermeisters,  welche  vom  Kirehenvor- 
stande  visirt  sind,  stattfinden,  und  dass  .die  von  der  Prarrgemeinde  frti  Wege  der 
Umlage  oder  Anleihe  noch  aufzubringenden  Baumittel  zur  Gemeindecasse  Oiessen 
und  darin  bis  zu  ihrer  Verwendung  verbleiben.  Sie  wollen  sich  das  Zusiande- 
komrocn  eines  solchen  Arrangements,  worQber,  nachdem  dem  Kirchen  vorstände 
erst  der  Ober-Prfisidiai-Bescheld  mi(getheilt  und  demselben  von  dem  Inhalte  dieser 
VerTOgung  Kenntniss  gegeben  ist,  auch  der  Gemeinderath  zu  hOren  ist,  angelegen 
sein  lassen,  und  uns  Qber  den  Verfolg  hinnen  sechs  Wochen  berichten/' 
KOIn,  den  4.  Januar  1864. 

Königliche  Regierung,  Abtheilung  des  Innern. 

gez.:  Birh.  * 

An  den  K5ntgl.  Landraih,  Herrn  Grafen  von  Nesselrode  zu  HQhlbeim  B.  III., 
4SS5. 

„Abschrift  erhalten  Sie  nebst  dem  Bescheide  des  Herrn  Ober -Präsidenten 
zur  Aushändigung  an  den  KIrehenvorstand,  welchem  auch  von  vorstehender  Re- 
gierungs-VerrOgung  Mittheilung  zu  machen  ist.  Wegen  Bildung  eines  Bau-Comit^'s 
nach  den  vorstehenden  Andeutungen  wollen  Sie  demnfichst  das  Weitere  veran* 
lassen  und  binnen  vier  Wochen  berichten.'^ 
MQlheim,  den  0.  Januar  1864. 

Der  König!.  Landrath, 
gez.:  Graf  Nesselrode, 
An  den  Herrn  BQrgermeister  Wachendorff  zu  Bensberg  Nr.  78. 
„Nr.  70.    In  Abschrift  mit  dem  anliegenden  Bescheide  des  Herrn  Ober- 
Prtsidenten  vom  21.  November  v.  J.  Nr.  8827  an  den  Kirchenvorstand  in  Beftath 
zur  gefftlligen  Kenntnissnahme  und  mit  dem  Ersuchen,  so  bald  als  möglich  die 
Wahl  des  vorgeschriebenen  Kirchenbau-Comlt^*s  vorzunehmen.*^ 
Bensberg,  16.  Januar  1864. 

Der  BQrgermeister, 
gez.:  Wachendorff, 

Der  Eirchenvorstand  von  Refrath  bemhigte  sich  auch  bei  dieser 
Entscheidung  nicht,  sondern  richtete  nun  unter  dem  27.  Februar  1864 
an  den  Herrn  Minister  der  geistlichen  etc.  Angelegenheiten  in  Berlin 
das  Qesuchy  zu  verordnen,  dass  die  Leitung  und  Ausführung  des  Kir- 
ehenbaues  der  katholischen  Pfarrgemeinde  Befiath  in  voller  Selbst* 
ständigkeit  und  unter  Ausschluss  jeder  Alf  sieht  und  Jlftfwirkung  so- 
wohl der  weltlichen  Begierungsgewdlt^  wie  der  bürgerlichen  Gemeinde- 
Vertretung  überlassen  werde. 

Inzwischen  war  unterm  3.  März  1864  folgendes  Bescript  der 

Konigüehen  Begierung  sfU  Köln  eingegangen: 

„Die  mit  Bericht  vom  26.  v.  M.  Nr.  120.  eingerelebteo,  hier  wieder  znrOck-* 
folgenden  Projeetlnuigs-Arbelten  u  dem  Neuban  der  katbollscben  Pferrictrclie  zo 
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MMbtetaibd  der  awseüs  vot geiwaataen  ttdiatochta  tevMfla  la  dtii  nadi- 
ro%ai4cn  BeaetkangcB  Vernttnooff  geiseben. 

Un  den  nan  za  der  in  der  Gemeinde  B(MI|;en  ertattten  Kirclie  In  B«rratli 
ZV  AMfttnmg  10  bringen«  ist  nach  der  KoBten^Aofttellang  defi  Gbntnnmal  •  Ban- 
■otos  Frcttag  tmi  4.  Nevenber  ?.  i.  die  SonuM  wn  1S2S0  Thir.  erfbrderlicb, 
weM  neeb  die  MnateB  Ar  die  TbarflHSpitse«  die  OigeH,  Kand,  AMre,  C^amih 
BiiobaBiv,  BeichCstlUe  nnd  fitocken  aosaer  AnaaU  geblieben  sind. 

In  Betracbt,  dass  ]ene  Mos  fOr  den  Robban  bereebnete  Somnie  allein  schon 
die  Krifte  der  bnnpflichtigen  Gemeinde  erheMch  Qbentelgt,  bat  der  ete.  Freitag 
an  Schlosse  des  Anschlaget  bebofs  HerbeifOhrong  tob  Koslen^BmassIgttngen  die 
rotgeiiden  AbwdchiMgen  von  dem  ans  iUKtgen  enilehnten  BaQ*Fro)ecte  vorge» 


1)  IMe  WUbug  der  iJrche  in  eine  iriatto  ICalkdecke  m  verwandeln, 

2)  die  Socriolei-Baoten  so  strdclien, 

S)  die  Maaswerhe  der  Fenster  fortzniassen, 

4)  die  Sinlea  Im  Innern  der  Kirche  nicht  aas  Werfcstefnen,  sondern  aas 
üegelmaoerwerk  za  errichten, 

5)  so  Stelle  iler  Holzeonstmctlon  des  Fnssbodens  vom  Orgel-Chore  and  der 
aoteren  Tlinnn-Etage  Lattendeckenpotz  anzubringen, 

a)  das  Dacb  anstatt  mit  Schiefer,  mit  Pfannen  za  decken, 

7)  des  Ansfligen  des  Ziegelrohbaoes  zn  onterlaasen,  and  endlich 

8)  von  der  Anscblags-Sammo  die  Kosten  fOr  49a000  angeMicfa  vorhandene 
Ziegelsielne  abzusetzen. 

Die  vorstehenden  Abanderangen  sollen  nach  der  Annahme  des  etc.  Freitag 
die  Uö^lcbkelt  bieten,  den  Kosten*Bedarf  anf  die  HOhe  von  8350  ThIr.  zo  reda- 
dreD,  and  in  der  Unterstellang,  daos  mit  der  so  beschrankten  Kostensomme  der 
Kircbenban  bestritten  werde,  hat  der  Gemeinderath  von  Bensberg  die  AosfOhrang 
des  etr.  Frdtag'sehen  Entwurfs  tai  der  Verhandhing  vom  tt,  vorigen  Monats 
l^enehmigt 

Die  Frage,  ob  eine  solche  unvollkommene  BauausfAbrang,  wie  sie  beocblosson 
werden,  als  technisch  zolftssig,  und  ob  sie  andererseits  vom  prakliscbenGesIchts^ 
paokte  ans  als  zweckmässig  erachtet  werden  kann,  Ist  bis  Jetzt  aber  noch  keines- 
wegs hinreichend  berfickslchtigt  worden. 

Ab  technisch  unstatthaft  muss  der  aber  ad  0.  gedachte  Vorschlag,  die  Ver- 
wendung von  Pfannen  zar  Eindeckung  des  Kirchendachs  betreifend,  von  Hause 
ans  verworfen  werden. 

Die  technische  AusfOhrbarkeit  der  im  Uebrigen  vorgeschlagenen  constnicilven 
AMndernngen  wollen  wir  einstweilen  dahin  gestellt  sein  lassen,  dieselben  erschei- 
nen  aber  insgesammt  zweckwidrig  und  angeeignet,  indem  ihre  Folge  die  sein 
wftrde,  dass,  was  das  Projectfhr  ROttgen  Gutes  an  sieb  trftgt,  verloren  ginge, 
ttod  efai  verstflmmeltea,  seiner  Bestimmung  nicht  würdiges  Bauwerk  Qbrig  bliebe, 
denen  nothwendiger,  späterer  Ausbau  bei  der  ungflnstigen  Vermögenslage  der 
Gemefaide  voraussichtlich  noch  Jahre  lang  auf  sich  bernhen  mOssie. 

Es  kommt  sodann  nodi  der  fernere  Umstand  in  Betracht,  dass  die  Kirche  In 
BMgen  für  800  Kirchenganger  berechnet  ist,  Ihr  Flftchenraom  daher  das  in  Ref- 
rath  vorhandene  BedOrfhIss  beträchtlich  übersteigt. 

Zur  Pfarrgemehide  Reflratb  gehörten  nach  einem  Berichte  des  dortigen  Kir- 
cbeovorstandes  vom  2S.  November  IBM  damals  1045  Seelen.  —  (Jetzt  1864: 
1SU  Seelen.) 
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EineKitete,  welclitf  IQrOOOKireh^iaser  Baam  gewUirf,  wQilde  daher,  weh 
wenn  die  muthmassliche  Yermehrting  der  fievftlfcemiig  in  BetradK  feaogen  wird, 
Ar  die  dortigen  TerhftUnisse  TolULOilinien  genOgen. 

Den  Mebraur^and,  weldier  eine  Kirebe,  die  800  Personen  zo  fassen  ver- 
mag, erfordert;  Hegt  zn  Tage,  and  es  MrQrde  dersellie  bei  dem  Umstände,  da« 
zu  dem  Kirebenban  in  Refrath  wegen  der  Mrftigkeit  der  Gemeinde  Hausoolleeten 
bewilligt  worden  sind«  ans  deren  Ertrftgen  fast  aoBscbliesslIdi  der  Baufonds  be» 
atebt,  sicberlieb  nicht  kq  rechtfertigen  sein. 

Es  sprechen  hicrnarh  zahlreiche  nnd  nnwiderlegtere  Grflnde  dafOr,  den  bis- 
her zur  Realisimng  des  fjragllchen  Kirchenbaaes  verfolgten  Plan  ganz  und  gar 
anftogeben,  und  statt  dessen  ein  eigenes,  der  BevAlkerung  wie  den  finanziellen 
Yerhftltnissen  der  Gemeinde  entsprechendes  Baaproject  aufstellen  zu  lassen,  wo- 
bei den  RQchsichten  auf  Kosten-Ersparnis  durch  Weglassong  der  GewMbe-Con- 
stroction,  mit  welcher  auch  die  Strebepreiler,  die  grossere  Maoerstarfcen  n.  dgL  m. 
fortfallen,  in  wirksamer  Weise  Rechnong  getragen  werden,  und  gleichwohl  in 
Hinsicht  auf  Sollditftt  und  ein  wQrdiges,  äusseres  Ansehen  der  Kirche  billigen  An- 
forderungen vollstfindig  genügt  werden  kann. 

Die  vorstehenden  AusfQhrangen  wollen  Sie  sowohl  dem  Geroeinderathe  von 
Bensberg  als  dem  Kirchenvorstande  von  Refrath  durch  den  BQrgermetster  Wa- 
chendorff  zur  Kenntnisa  bringen  lassen,  und  erwarten  wir  Ihren  Bericht  ftbtfr  den 
Verfolg  unter  Vorlage  der  von  den  betheiligten  Körperschaften  gefitssten  ander- 
weiten Beschlösse  binnen  längstens  drei  Wochen.« 

KOIn,  den  18.  Februar  1864. 

Königliche  Regiernng,  Abtheilnng  des  Inaei'n. 
*  gez.:  Birk. 
An  den  Königlichen  Landratb,  Herrn  Grafen   von  Nesselrode  zu  NQlheim 
B.  ill.,  36t. 

Abschrift  erhallen  Sie  zur  weiteren  Veranlassung  und  Vorlegnng  dei*  Be- 
schlösse des  Kirchenvorstandes  und  Gemeinderaths  binnen  14  Tagen.  Eine  Mappe 
mit  den  fkUberen  PlSnen  ist  beigefQgr.    « 
MQfheim,  den  22.  Februar  1864. 

Der  Königliche  Landratb, 
gez. :  Graf  Nesselrode. 
An  den  Herrn  BOrgermelster  Wacbendortf  zu  Bensberg  Nr.  458. 

In  Abschrift  an  den  WohllObricIien  Kirchenvorstand  zu  RelVath  zur  gefSlli- 
gen  Kenntnissnabine  mit  dem  Ersuchen,  baldigst  Ober  den  Gegenstand  nach  Vorschrift 
der  Königlichen  Regierung  Beschluss  zu  fassen,  und  demnächst  eine  beglaubigte 
Abschrift  des  Beschlusses  mir  zugehen  lassen  zu  wollen. 
Bensberg,  2.  MSrz  1864. 

Der  Bürgermeister, 
gez.:  Wachendorff. 

In  dem  Gesuclie  des  Kirchenvoratandea  aa  den  Herrn  Minister 
der  geistlichen  etc.  Angelegenheitefn  vem  27.  Februar  1864  ist  insbe- 
sondere geltend  gemacht  worden ,  dass  der  in  dem  Erlass  des  Ober- 
Präsidenten  allegirte ,  die  Kirche  zu  Küdinghoven  betreffende  Präce- 
denzfall»  welcher  dorch  Urtheil  des  Eheinischen  Appellations-Oerichts* 
hofes  zu  Köln  vom  24.  October  1850  entschieden  worden,  auf  Befirath 
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kdne  Anwendnng  finden  k5ime,  weil  der  H&rche&bau  m  Etldhighoven 
ans  den  Jahren  1843  bis  1845  datire,  das  Khrhenskudsrecht  durch  die 
Terfassnngsarkiinde  vom  31.  Januar  1850  aber  gänatioh  umgestaUel 
werden,  auflserdem  aber  auch  in  Küdinghoren  der  durch  die  Begier^ 
nngBbehdrden  vertretene  DamänmßBkus  Inhttberdw  ftossm  ZdmieHS 
in  der  Pfarrei  Küdinghoven,  und  als  solcher  verpfliditet  gewesen  sei, 
zu  den  Kosten  des  Neubaues  der  dortigen  P&rrkirche  einen  icesent^ 
Ikhen  Beiirag  zu  leisten. 

Der  Inhalt  dieses  Gesuches  hat  mehifiEU^he  factische  Beeherchen 
Tetanhsst,  und  ist  demselben  sodann  InhaUe  einet  Verfä§img  der 
Konigß.  Begierung  eu  KSln  vom  IS.  Auguri  1864  Seitens  des  Herrn 
(MuS'lUnisters  mtspi'ockenijoorden: 

^er  Herr  Miiiister  der  sebUlcben  etc.  ABgelegenbeHen  bat  «of  die  bei 
IknselbeQ  erbobene  RecorsvorstellUDS  des  KircbeovQrstandes  vom  27.  Februar  c, 
insbesoDlere  mit  RQcksichl  auf  die  abgegebene  Erklftrang,  dass  die  Gemeinde 
wegen  Bestreitung  der  Kosten  nicbt  in  Ansprnch  genommen  werde,  die  Entscbeid- 
oQg  dahin  getroffen,  dass  die  AusfQbrang  des  dortigen  Kircbenbaues  vorbebalt- 
iitb  der  Beobacbtang  der  baapoüzeiticben  Vorschriften  dem  Kircbenvorstande 
seinen  Antrage  gemäss  ohne  Mitwirkung  des  Vorstandes  und  der  Vertretung  der 
bOfgerikben  Gemeinde  zu  Qberlassen,  derselbe  aucb  zur  Verfügung  über  die  auf- 
Sekommenen  Collectengelder  fOr  berechtigt  tu  erachten  seL 

Es  bleibt  hiernach  dem  Kirchenvorstande  das  weiter  Geeignete  anzuordnen 
fitterlasseo. 

in  Betreff  der  von  dem  Kirchenvorstande  beantragten  Staats-Genebmigung 
nun  Erwerbe  des  als  Kircbenbanterrain  bestimmten  Grundstückes  für  die  dortige 
Pfarrkircbe  sind  übrigens  die  Verhandlangen  bis  Jetzt  noch  nicht  zum  Abschlüsse 
gebracbl,  wesshalb  die  Eotscheidong  hierüber  erst  spftter  errol^en  wird.« 

Kdln,  den  15^  Ai^ust  1864, 

Königliche  Regierung,  Abtheilung  des  Innern, 

gez.:  Birh. 
An  den  Kircbenvorstand  der  katholischen   Pfhrrkfrcbe  zu  Refratb.    B.  ni., 
2)58. 

Oelegentlich  der  Verhandlungen  in  Betreff  des  Neubaues  der 
Kirche  zu  Befirath  kamen  auch  die  praktisch  nicht  unwichtigen  Fragen 
zur  Sprache,  ob  die  kcUholischen  PfarrgemeinAen  die  Eigenschaft  ju- 
fi^iseher  Personen  besitzen,  ob  der  Kirehe^vorstoind  der  rechUidhe 
Vertreter  der  Ifarrgemeinde^  —  und  ob  und  in  wiefern  auch  bei 
onerosen  Erwerbungen  von  örundeigeuthnm  för  JRrchengemeinden 
eine  Genehmigung  der  Staats-Regierung  gegenwärtig  noch  geboten  sei» 

Der  Eirchenvorstand  zu  Befrath  kaufte  nämlich  durch  Notarial- 
Äct  vom  9.  Februar  1863  als  Bauplatz  ffir  die  neue  Kirche,  das  Pfarr- 
kus,  die  Yicarie  und  Küsterei,  ein  Grundstück  von  vier  Morgen  Orösse 
an,  und  der  Herr  Erzbischof  zu  Köln  genehmigte  unter  dem  8.  Juli 
186S  lüemi  Ankauf.  -^  Das  ErzbisehOfiiche  Genena-^Vicariat  zu  Köhi 
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hat,  wahnclieinlich  mit  BSektidit  darauf,  daas  naeh  Yorachrift  des 
§.  194.  Theil  IL  Titel  11.  des  allgemeinen  prenssischen  Landrechts, 
•^  vergL  Gerlach :  Das  Y erhUtniss  des  prenssischen  Staats  znr  ka- 
tholischen Kirehe,  Paderborn  bei  Schöningh  1862  Seite  105  —  welche 
als  kirchenstaatsrechtliohe  Bestimmnng  auch  in  der  preosaischeii  Ehein- 
provinz «  soweit  dieselbe  nicht  unter  der  Herrschaft  des  aUgemanen 
Landrechts  steht ,  zu  befolge  sei,  —  zur  "Erwerbung  Ton  liegenden 
Granden  für  eine  Kirchengemeinde  die  Bewilligung  des  Staates  erfor* 
derlich  ist«  —  dem  Eirchenvorstande  au  Befirath  aufg^ebeUt  bezüglich 
des  jSAuf^Yertrages  vom  9.  Februar  1863  die  Staatagenehmigung 
nachznsuohen.  Die  Begierting  eu  KSin  wies  jedoch  durch  Meacript 
vom  4.  Januar  1864  dieses  Gesuch  um  deswillen  zurück,  weil  die  Eir^ 
ehen«Gemeinde  Befirath  durch  ihren  Kirchewvorstand  rechtlich  nicht 
vertreten  sei,  und  durch  denselben  Omndeigenthum  nicht  erwerben 
könne,  eine  derartige  Erwerbung  vielmehr  durch  die  bürgerliche  (?e- 
meinde-  Vertretung  erfolgen  müsse : 

„Bei  RQckgabe  der  unterm  22.  v.  M.  eingerefebten  Verhandlungen  Ober  das 
Gesueb  des  KIrdienvonlandes  za  Befirath  um  landesherrllebe  Cenehmlgimg  der 
kfioflicbeü  Erwerbong  einer  Ackerparzelle  von  vier  Morgen  als  Baoplatz  fDr  eine 
neae  Phrrkirehe,  Pfarr-,  Viearle-  and  Kiksterhans,  erofftaen  wir  Uinen,  dass,  da  der 
Baa  der  Pfirrkirche  Sache  der  dorch  die  Gemeindebehörden  vertretenen  Pfarr- 
geroeinde  ist  and  der  Kaafk>reis  aas  den  vorhandenen  Baofonds,  wozu  ausser  den 
Mitteln,  welche  die  Gemeinde  aufbringt,  anch  der  Ertrag  der  Haoseoneete  gehOrt, 
welche  mit  Erlaubniss  des  Herrn  Ober-PrisMenten  vom  18.  SeptenAer  IMO  durch 
Üepntirte  der  Gemeinde  abgehalten  worden  ist,  anch  der  Ankauf  des  Kirchen- 
baaplatz^s  dorch  die  Gemeinde-Vertretung  geschehen  muss,  und  nicht  dem  Kfr^ 
chenvorstande  als  Reprisenlanten  der  Kirche,  resp.  des  Klrehenfabrik**VermOgeo8 
Obertassen  werden  darf. 

.Wir  sind  hiemach  nicht  in  der  Lage,  die  beantragte  landesherrliche  Ge- 
hehmigang  befürworten  za  kOnnen,  beauftragen  Sie  vielmehr,  die  Erwerbung  des 
erforderlichen  Kirchenbauplatzes  in  anderer  entsprechender  Weise  zu  veranlassen. 

KOln,  den  4.  Januar  1864. 

Königliche  Regierung,  Abtheilung  des  Innern, 
gez.:  SirK 

An  den  Königlichen  Lantfrath  Herrn  Grafen  von  Nesselrode  zu  MOihehn 
B.  111.  4406." 

Absehrifl  der  vorstehenden  VerfOgong  erhalten  Sie  znr  Kenntniss  «id  flach* 
ffchiung. 

MOtbeim,  den  9.  Januar  1S64. 

Der  Königliche  Landrath, 
gez. :  Qraf  Nesselrode. 

An  den  Herrn  BQrgermeister  Waehendorff  zu  Bensherg  Nr.  78. 
in  Abschrin  nebst  demnotarieUeBKaof-Akteondder  HypothdKoa-Ioscriptlon 
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n  <leii  WobHöblidieQ  Kireben-Vorstand  in  Refratb  zur  KeniitDiisiiabiie  und  gef. 

weiteren  Veranlassung. 

Bensberg,  5.  Februar  1864. 

Der  Bftrgermelster, 
gel.:  Waehendorff. 

Audi  gegeD  diesen  Besdieid  legte  der  Eirchenyontaiid  m  Kefrath 
Beeors  an  den  Minister  der  geistliehen  etc.  Angelegenheiten  in  Ber- 
lin ein  unter  Beinfung  daranf,  dass  im  rechtsrheinischen  Theile  der 
prenssisehen  Bheinprovins  and  insbesondere  im  ehemalig  bergischen 
Lande,  sn  welchem  Befrath  gehört,  die  Jca0tdli8€hm  Kirehengemeinden 
von  den  ftltesten  Zeiten  her  reehüiehe  SMetstänäigkeity  nämlich  die 
ToUe  Beehtsflhigkeit  juristischer  Personen  gehabt  nnd  habm ,  ndd 
als  solche  nur  durch  ihren  Kirchenvorstand  vertreten  werden  nnd 
hndeln  können ;  dass  folglich^  sofern  nach  den  Grundsätzen  des  gegen- 
wärtig geltenden  Kirehenstaatsrechts  rficksichtlich  der  oneroiBen  Er- 
werbimg  von  Gimideigenthnm  f&r  Eirchengemeinden  eine  Staatsge- 
nehmigiing  noch  erforderlich  sei,  dieselbe  dem  Kaufverträge  vom  9. 
Februar  1&63  erthrilt  werden  möge. 

Auch  diesem  Gesuch  ist,  wie  ein  Rescript  der  Regierung  zu 
Ä5?n  vom  24,  August  1864  ergibt,  von  dem  Cultus-Minister  entspro^ 
clen  worden: 

cHit  Bezug  auf  den  Beriebt  vom  8.  d.  If.  ermiditigen  wtr  Sie ,  dem  KIr- 
ckeatersUinde  der  katboliseben  Pfarrfcirebe  zu  Refratb  zu  erftiTben ,  dass  zo  dem 
dvcb  Ad  nm  Kottr  Hanf  za  Bensberf  rem  9.  Februar  v.  J.  fDr  die  genannte 
i^farrkircbe  gelbfttigten  Ankauf  der  frflber  dem  GatsbesUxer  Rolaboveo  gebörigen» 
in  der  Kataster-Gemeinde  Reflratb  im  sogenannten  untersten  MittelrOttgen  gelege- 
n<^n,  vier  Morgen  grossen  Grundparzeilen  eingetragen  unter  Artikel  242.  des  (Jrund- 
s^er-Katasters  sub.  Nr.  S3''^/35  und  ^Vsi  <iie  fOr  den  Uebergang  von  Gmndeigen- 
QtQiD  in  die  (odie  Hand  erforderilcbe  Staatsgenebmigung  von  dem  Herrn  Minister 
^t  geisdidien«  Unterrldits-  und  Medizbial-Angelegenheiten  ertbeilt  worden  is(.  . 
KOln,  den  20.  August  1864. 

KOniglicbe  Regierung,  Abtbeilnng  des  Innern, 

gez.:  Birk. 
An  den  KOnigUcben  Landratb,  Herrn  Grafen  v.  Nesselrode  zu  MQlbeim  B.  III., 
UZ7. 

Abscbrift  erbalten  Sie  zur  weiteren  Mittbeilnng  an  den  Kircbenvorsland. 
MOlbeim,  28.  August  1864. 

Der  KOniglicbe  Landratb, 
gez.  Oraf  Nesselrode. 
An  den  Herm  BQrgermeister  Wacbendorlf  zu  Bensberg  Nr.  2162. 
Nr.  940.    In  Abscbrift  an  den  WobliOblicben  KircbeovorsUnd  zu  Reflralb 
Mr  Nacbriebt. 

Bensberg,  25.  August  1864. 

Der  BQrgermeister, 
gez.:  Wachendorff,^ 


3^2     Der  N«Qban  tAnet  Pfmrilrdie  ist  AngelegeiilieH  der  Klrdiengemeinde. 

Der  'faier  besprochene  Fall  ergibt  fBr  den  rechtsrheinischen  Theil 
der  preussischen  Bheinprovinz  folgendes  Restdtat,  (welches  auf  Grand 
der  Verfassungsurkonde  auch  für  das  ganze  Eönigreich  Preossen  zu 
behaupten  ist) : 

L  Der  Neubau  einer  kathoUschen  PfiGUTkirche  stellt  eine  Angele- 
genheit der  betreffenden  Kirchei^emeinde  dar,  welche  von  der- 
selben in  voller  Sdbsigtändigkeit  und  unter  AussMuss  der  MU- 
mrkwng  und  Theünahme  der  weltlichem  RegierungegewaU  so- 
wohl, wie  der  bürgerlichen  Oemetnäe"  Vertrehmg  zu  besorgen  ist. 
II.  Die  IcaihoUsehen  Pfarrgemeinden  haben  die  ro^Miehe  Sdbgtr 
ständigheit  moralischer  Personen ;  der  Kirthenvcrstand  ist  der 
t^ehüiche  Vertreter  isx  Gemeinde,  und  das  Kirdien-VennOgen 
zu  verwalten  berufen  und  befUügt. 

Anmerkung.  Fär  den  linksrheinischen  Theil  der  preussischen 
Bheinprovinz  ist  die  Verpflichtung  zur  Aufbringung  der  Kosten  für 
die  kirchlichen  Bedürfioisse  der  Pfarrgemeinden  gesetzlich  geregelt 
durch  das  die  Eirchenfabriken  betreffNide  Kaiserlich  französische  De- 
cret  vom  30.  Dezember  1809  und  das  Königlich  Preussische  Gesetz 
vom  14.  März  1845  (Gesetzsanmilung  von  1845,  Seite  163  ff.) 

Auf  den  rechtsrheinischen  Theil  dieser  Provinz  finden  ^ese  Ge- 
setze keine  Anwendung.  Für  das  ehemalige  HereogOhum  Berg  gelten 
gegenwärtig  noch  Vorschriften  älterer  bischöflicher  Synodal-Statuten 
und  landesherrlicher  Erlasse,  deren  Umfang  und  Bedeutung  in  einem 
zwischen  der  evangdischen  Kirchengemeinde  zn  M.  und  der  dortigen 
katholischen  Kirchengemeinde,  resp.  der  Civilgemeinde  daselbst  an- 
hängig gewesenen  Processe  durch  ürtheil  des  rheinischen  Bevisions- 
und  Cassationshofes  zu  Berlin  vom  1.  März  1853  (abgedruckt  im  Kölner 
Archiv  fSr  Civil-  und  Griminalrecht,  Band  48,  Abtheilüng  2,  Seite 
61  ff.)  gewürdigt  sind. 
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Oeslerrachische  Gesetze  nnd  Verordiimg!«!  über  die  vermSgeDS^ 
rechttiche  SteUong,  EiDkfiBfte,  Bestenerung  des  Eleros  ttnd  der 

religiösen  Orden^ 

nacb  anHlicben  Qaellen  mitgetheilt  von  Prof.  Dr.  F.  Verl ng. 

(FortseUimg.  Vgl.  Ardhiv  XIV.  8.  M-1«.,  401— 47S.) 

68)  Ckdt.'Mni8terialerlass  vom  9.  September  1857,  Z.  11,825., 

an  die  SlatIbaUerei  in  Steiermark, 
beireffend  die  Bebandinog  des  IntestaMVacblasses  verstorbener  6ei8UI^(te. 
In  Erledigung  des  Berichtes  vom  13.  Joli  1857,  Z.  11447.,  wird 
über  die  Anfrage  der  dortigen  Finanzprocnratiu:,  ob  sie. nach  dem  am 
27.  Deeember  1855  zu  Voitsberg  veratorbenen  Direetor  der  gieistlidieH 
Correetionsanstalt  daselbst,  Fr.  Carl  Scbr Otter,  die  ErbserU&nmg  re- 
^ective  ißt  Ajrmm  tob  Voitsbeirg  2a  überreichen  habe,  erwiedert,  .daas 
nach  dem  21.  Artikel  des  Goncordates  die  gesetdichen  Erbän,  wekshe 
den  geistUchen  Nachlass  ohne  letztwillige  Anordnung  antrat^  ange- 
wiesen werden,  die  diesfiUigen  kirchlichen  Bestimmqngen  g&saxk  zn 
beobachten.  Im  Anbetrachte  aber,  dassi  die  östexre^ohiache  Qeeetzgeb- 
nng  diese  kirchlichen  Bestinunungen,  betrdfond  di.e  Annen,  die  Kirche 
und  die  dürftigen  Verwandten  aufgenommen  bat,  nnd  daes  die  well» 
liehen  Beohtssachen  der  Oeisüicben,  wie  Erbschaften  iL  &  w.,  in  Ge** 
mtaheit  des  13.  Artikels  des  Concordates  von  den  weltlv^han  Ge- 
richten nntersncht  nnd  entschieden  werden  mflsaen,  wird  «ieh  die  k.  k; 
Finanzprocnratar  in  der  fraglichen  Angelegenheit  wie  Malier  naoh  den 
kaiserlichen  Gesetzen  zu  benehmen  haben. 

69)  CM.'Mim8k9iakrla9S  vm  U.  Sg^tember  1857,  &  13^311^ 

an  die  atatctaallerei  ia  Mlbren,    .  >  / 

betreffend  die  Zultolgltea  der  Resignation  einer  PMnde  mit  dem .  Varbefcaite 

ebier  Pension. 

In  Erledigmig  des  BerichtesVom  29.  Jnli  1857,  Z;  20,477.,  irird 
der  von  dem  dortigen  bischöflichen  Ordinariate  unterstützten  Bitte  des 
Pfiners  wai  der  BeligionSpfajrre  Schattau,  um  die  Bewilü^wig,  sekie 
PfrOnde  gegen  Vorbehalt  einer  jährlichen  Pension  von  tausend  sechs- 
hundert Gulden  Ci  M.  in  Berücksichtigung  seiner  ftrztlieh  nachgewiesenen 
DienstuntaügBchkeit  in  Gemässheit  des  XXXIV.  Artikels  dfes  Concor- 
dates, mit  welchem  die  bisherige  Vorschrift  aufgehoben  wird,  mit  dem 
Beisätze  williUirt,  daas  die  weitere  AmtshandUing  wegen  dieser  Pfrün- 
denbelaatung  der  k.  k.  Statthalteiei  überlassen  wird. 

XV.  3 
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70)  OtM^-Mimsteriaierlass  vom  22.  SepteuAer  1857,  Z.  15,433.^ 

an  die  Statthalterei  in  Galizien, 
b^r^fiddieRemaneraüOD  0ir  di» Letirvnrtriige  Ober  allgenieiiie  Ent^Dogskund«. 

Pa  die  Bcidehungskaiide  nidit  ^nter  }9m^  I^ehrlBtobem  {irs(^0iat, 
welche  nach  den  Beschlüssen  der  bischöflichen  Versammlung  vom 
Jahre  1856  an  den  theologischen  Lehranstalten  vorgetragen  werden 
sollen,  so  ist  man.  nicht  in  der  Lage,  in  Hinkunft  für  den  Vortrag  über 
diesen  Gegenstand  eine  Remuneration  aus  dem  Beligion^fonde  zuzu- 
gestehend 

.71)  Ctat.'Ministeriakrlass  vom  12.  October  1857,  Z  17,137^^ 

^ .  ,  .  ,        an  die  Statthaltereiabtbeilang  in  Kaschaa,  , 

betreffedd  ifie  Enibtfbungr  der  Pfarrer  von  der  Verpflicbtung  zur  Asseciirirang  der 

qPMn^lAMe,' dann  das*  an  die  MontanbebOrden  ergangene  Verbot,  sich  Jeder 

«igeMliftcbligeDYerfQgangÜber  die  KIrcbengelder  dier  Montanpfarren  in  endiaUeD. 

Laut  EröfGaung  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  28.  September 
1S&7,  Z.  83,919-*1167m  ist  die  Enthebung  des  römisch-katholischen 
Hasrers  in  SchmöUnltz  von  der  ihm  auferlegten  VerpBichtung  txt 
dkBsecurinmg  d^  dortigen  Pforrgebäude  genehmiget  und  zu  diesen^ 
Behula  der  Betg»,  Forst-  und  Gaterdirection  in  SohmAUmtz  der  eAt- 
■sprechende  Auftrag  ertheilt  worden* 

Die  ........  wd  hi&von  in  Erledigung  des  Bmchtes  vom 

4.  Septenri^er  1856,  Z.  22,638^100  unter  Bücksendung  des  bezfig- 
4iohen  Diensts^eib^is  des  Bosenauer  Ordinariates  mit  «fem  Beifügen 
verständiget,  dass  gleidi  den  übrigen  Montanbehdrden  in  Ungarn  und 
SBebenbürgen  die  gedachte  Berg-,  Forst-  und  Gfüterdirection  von  dem 
Finanmninisterium  gleichzeitig  angewiesen  worden  ist,  sich' jeder  ein- 
seitigen Verfügung  über  die  Eir^engelder  der  dem  Montan^Patronate 
unterstehenden  Pfarren  zu  enthalten,  und  sich  jederzeit,  sobald  es 
sicbvtim  ein»  Verflgung  mit  den  besagten'  IQrehengelderii  ha^lt, 
vorläufig  mit  dem  Diöoeaaiibischefe'^in  das  erforderliche  Einvernehmen 

Anmerkimg,  Von  dem  sweiten  Tbeile  dieses  Ministerialerlasses  sind 
04fid]ze)Cfg.die  SQBtttaHereiabtbdlitngen  fn  Fresabisg  aM  Grosswardeln«  Sann  die 
Stattbalterei  in  SiebenbQrgen  in  die  Kenntnisa  gesetzt  worden«  .  .  ^ 

73)  Kmfimackmg  des  Ministeriums  für  OkUus  tmd  Ufäenittbt^vmn 

31.  October  1857,  Z.  15,231., 

giltig  fQr  den  ganzen  Un^tang  dea  R^icbe^,  • 

womit  die  allerbOcbste  Anordnung  in  BetrelT  der  Vorscbreibuog  and,  EUibebiing 

der  Taxen  bei  den  liatbohscbencivilgeist lieben  Ebegericliten  beiiannt  g^eben  wird. 

*  (ürt  in  dem  RAlchs-Qeaetz-Blatte  sab  Kr.  Sl6  «iDgescbaltet!)    ' 

Es  ist  diese  Kundmachung  bereits  im  Archiv  Bd.  H.*  8.  V7^7B 
abgedruckt. 


OMtefr.  Ciir.-MoiBt.4Ma8s  YMfti  1.  mibr/tKr    ^^     '      Oft 

inflMHktifi^ir«  Me  Ansdehnttig  dteter  >  AN^rbOcüsi  gen^migMi  fraiM- 
riseheo  Taxordnong  aaf  die  anderen  Diflcesen  der  Homrciiie  ist  in  dem  IKf ic)uf^ 
6ese<z*Blaite  vom  Jahre  1858,  sab  Nr.  2,  52,  53«  83,  215.  kundgemacht  worden. 

7^  (^.-JfintrferMer&is»  mh  j;  November  18S7,  Z.  18,927.,    ' 

an  die  serMseh-banater  Statthalter^, 

betrefend  te  Uehertragong  des  von  dem  Cnratltlerd's  zu  entriehtenden  GebObren* 

Aeqnvaienlcs  anf  die  Gemeinden. 

Das  lu  k.  Flnanzmixustirium  hat  4ber  den  an  daasdlbe  geleitetim 

Berichtder vom  16.  Octöber  1856,  Nr.  "^,^-,  mit  Nötts 

Tom  2S.  Oetober  1857,  Nr.  *-^,  Folgendes  eröfiftiet : 

Nach  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  3.  Mai  1850  (tleichsh 
Oesetz-Blatt  Nr.  181.)  hat  bei  Beneficien  Derjenige,  der  im  Genüsse 
ier  frftchte  derselben  stehet,  das  Gebührenäquivalent  zii  entrichten. 

Bas  Finanzministerium  ist  folglich  nicht  in  dar  Lage,  dem  An- 
SDcbea  des  Bischofes  von  Csanäd  um  die  Befreiung  des  Curatklems 
ron  dieser  Gebfihr  durch  deren  üebertragung  auf  die  Gemeinde,  als 
einer  nadi  dem  G^etze  zur  Entrichtung  dieser  Gebühr  nicht  verpflich- 
teten Person,  Folge  zu  geben. 

IMese  Bitte  des  Bischofs  gewährt  dem  Finanzministerium  auch 
keinen  Anhaltspunkt,  bei  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  eine 
Aaiderung  der  bezogenen  Vorschrift  allerunterthänigst  zu  beantragen. 

Die wird  hievon,  dem  Ansinnen  dieses  Ministeriums 

gemäss,  mit  dem  Auftrage  verständiget,  den  Bischof  von  Csanäd«  wie 
dieses  hinsichtlich  •  der  Bitte  desselben  um  Nachsicht  der  auf  dep 
Pfarrgrnnden  lastenden  Grundsteuer,  dann  um  billigere '  Jßemessung 
der  von  den  Seekorgem  zu  entrichtenden  Personal-^,  Erwarb-  tnd  ÜlA- 
kommen^teiier  dutoh  .di/e  Fi]ian£rMkdateffialrer«rd|iiiflgi''v0te'6.  Sep- 
tember 1857,  Z.  12,217.,  bereits  veranlasst  worden  ist,  voü  ^  voi^ 
stehenden  Eröfihung  des  k.  k.  Finanzministeriums  nachträglich  in  die 
KenntnisB  zu  setsea  ~.      >  « *  i 

Anmerkung.    Die  Finax^-Mioisteriaiverordnung.  an  die  k.  k.  Finanz -Lan- 
desdirection  in.Temesvär  vom  6.  Septembi^r  1857,  Z.  i2,2t7.,  Jiyitet;  •        . .  \ 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  19.  Mai  1857,  Z.  |^,  über  die 

Singtüae  des  GaanMer  Bischofias,  wird  die  k.  k/  w . . « ,\»  be^tbftragt, 
dieses  Einschreiten,  in  scfeme  es  darauf  gerichtet  Iski  das»  i  die  fint- 
richtong  der  Grundsteuer  fOr  die  Piarrgrunda  des  CuatelklerosiBeiiier 
Diöcese  entweder  auf  die  Gemeinde  übertragen  odArgmis  naehgesehen 
v^e,  naei^ihrem  Aniarage  zuruckznweisenf  und  denn  Bittsteller  zu- 
gleich in  Betcetf  des  AnsprnchiB  dee  Oiraftpfrflndnerar  deseen  €engrrta 
durch  die  BestenertUigA  seines  Ffrnnd&ergnts  verkfinst .  wird,  Mf  die 
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"Ki^gfaOTng  der  Congma  ia  GemBssheit  des  hiorortig^n  BrlMsta  vom 
26.  Jfebruar  1854,  Z,  ^^,  zu  belehren.  Was  aber  die  Bitte  des  ge- 
dachten Bischofes  um  die  Verfügung  anbelangt,  dass  die  Personal-, 
Erwerb^  und  die  EiBk^mmensteuer  ffir  dNi  Caratktaras  swier  DiOcese 
nach  aller  Billigkeit  bemessen  werde,  so  ist  demselben  zu  eröffnen, 
dass,,  im  Palle  dieser  Klerus  durch  das  Verfahren  der  Behördeft  bei 
der  Steuerbemeesung  aioh  beschwert  finden  sollte,  es  seine  Sache  sei, 
f^  Qflter.  gesetslicher  Betgrfindung  dw  Beschwerde  an  die  höhere 
Behörde  um  Abhilfe  zu  wenden. 

In  Betreff  der  in  dem  vorliegenden  Einschreitea  ohne  Beseich* 
nung  von  wirklichen  Fällen  vorgebrachten  Angabe,  dass  im  Gebiete 
der  ungarischen  Statthalterei  Grundstucke  der  PfarrgeiBtliehkeit 
auch  mit  der  Einkommensteuer  belegt  werden,  ist  dem  Herrn  Bischöfe 
ferner  zu  bemerken,  dass  nach  den  bestehenden  Steuergesetzen  auch 
in'Ttngäm  der  Ertrag  der  Grandstucke  nur  der  Grundsteuer,  nicht 
aber  auch  der  Einkommensteuer  unterliegen,  und  dass«  wenn  in  dieser 
Beziehung  ein  irriger  Vorgang  von  Seite  einer  Bemessungsbehörde 
dortlands  vorgekommen  sein  sollte,  zur  Erlangung  der  Abhilfe  nur  die 
Anzeige  eines  solchen  Vorganges  von  Seite  des  Betheiligten  an  die 
obere  Behörde  erforderlich  sei^ 

In  Betreff  des  bezeichneten  Falles  der  zu  hohen  Steuerbemessni^ 
for  den  Pfarrer  zu  St.  Hubert  endlich  ist  der  Bittsteller  von  der  Be- 

richtigung  dieser  Bemessung  welche  von  der  k.  k bereits  selbst 

verfGgt  wurde,  und  der  Verminderung  der  Einkommensteuer  für  seinen 
Stolabezug,  welche  in  Folge  des  hierortigen  Erlasses  vom  heutigen 

.Tage,  Z.  .^^1  durch  die  Einreihung  dieses  Bezuges  in  die  zweite 

ClaBS9  des  steuorpfiichiigen  Einkommens  stattfinden  wird,  zu  rer- 
n. 


74)  CuU.'MinisteriaIerlas8  vom  7.  NovenJ>er  1857,  Z.  TT ,029., 

an  die  €(ttt1i«l(er«i  In'  Tenedig, 

betreffend  die  Congmaffthigfcelt  der  Captfine  und  Cooperatoren  in  den  venetia- 

nlschen  Provinzen.  i 

Diejenigen. Geistlichen f  welche  einem  Pfiurrer  in  der  Sedaorge 
Hilfe  leirteni  unter  seiner  Leifamg  und  gemeinscfaaltlicb  mit  ihm  in 
dar  Seolsorge  arbeiten  und  von  ihm  abhftngig  sind,  werden  Gaplftue 
Ader  Cooperatoren. genannt 

In  flofeme  diesen.  Geistlidien  ein  besonderer  von  dem  P&nrorte 
.^ttont  galegpeuer  und  von  diesem  ans  nur  mit  Beschwerde  zu  pro- 
vidjimder  mit  einer  FiliaUdrcha  versehener  TMl  des  Pfarrsprengels, 
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joit  g8DZtf  oder  ilieflwttser  üebertnkgoiig  der  pfarriudien  JdrMictioB 
xogewiesea  ist,  beissea  dieselben  eagxMtirfe  OqpUtne^ 

Auf  Qnmdkge  dieaer  Titel  allein  können  derlei  pftnlixdie 
Affltogehilfin  nodi  nielit  ab  eonghmfähig  erkannt  irwden,  sendent 
es  wird  hierzu  weiters  erfordert,  daas  sie  am  Behnftr  der  dem 
P&mr  obliegenden  Versehung  der  Seelsorg»  im  AUgWMinent  ohne 
Bäcksicht  auf  die  Person  des  PfEmrers  oder  auf  vorflbergeheHde 
Efentaslitäten,  nm  des  bleibenden  und  nothweodigen  Dienstes  willen, 
ifftmiswt  oder  als  sffBkmmäßsig  anerkannt  sad;  womaeh  nur 
floMe  p&rrBche  Hil&priester  als  congruafahig  tu  bdiaadeln  seiB 
werdoi,  welche  entweder  bei  G^elegenfaeit  der  Pfiirr-Bntehtang 
oder  im  Laufe  der  Zeit  von  den  eompetenten  Behörden  als  vMt^ 
voidig  erkannt  wuden. 

Es  sind  daher  in  den  snletst  mit  dem  hieroirtagen  Erlasse  ymai 
14.  Ai^Qst  1857,  Z.  13,906.,  abverlangten,  nunmehr  oANe  Fertay 
Toasl^gendea  buchhalterisclien  Elaboraten  nnr  die  MffskmUairtm 
pfmrUekm  Hüfsprieskr  anfisonehmen,  und  es  ist  beBAgücfa  M 
fimediinuig  ihrer  Belüge  in  die  Congma  naeli  den  derzeit  beste« 
bnden  Norman  vixrsugshen« 

Bsnlgüah  soleber  Gooperatonen  und  OKponifter  Oaidtae,  ilfddie 
Bidit  fljstemiflirt  sind,  deren  NathwendiglBeit.  im  Interesse  der'  Sed- 
sarge aber  von  der  oompetenten  geisttidwi  OberbehArde  behauptet 
wild,  ist  dia  SystamisJrangsverhandlung  eimokiten» 

75)  (M.'Mm8krialerlaaa  vm  17.  November  18&7,  ^  18,7BU    • 

«n  die  niederOsterretchisdie  Stttthallerel^ 
Ntrefrend  die  Ikbergabe  der  TemporaUen  an  den  gewfthlten  and  canonlscb  ein} 

gesetzten  Ordens  vorstand. 

Bezfiglich  der  Durchführung  der  mit  dem  hi^^D^jQichen  Er-* 
lasse  vom  11.  August  1857,  Z.  ^^.^  bekamit  gegebenen  Aller- 
btehskeu  Entschlieasung  vom  8.  August  1857,  betreffend  die  Wahlen 

lebensÜngUcher  Qrdensvorsteher ,  sind  von  der  k.  k. in 

d«i  Berichten  vom  26.  October  1857,  Z.  46,628  und  47^28.,  einige 
AostSode  rege  gemacht  worden,  welche  sich  insbesondere  auf  die 
Hebergabe  der  Temporalien  an  den  gewählten  und  canonisch  eing&* 
setzten  Ordensvorstand  beziehen. 

Nach  Artikel  XXVU.  des  Concordates  kann  die  Verwaltung  der 
u  einer  PfinSnde  gehSrigen  zeitlicfaen  Ofiter  nicht  anders  als  kraft 
iw  kirehlichen  ISneetzung  ftbemommen  werden ;  auf  Grund  dieser 
Bestinnnnng  haben  die  Kschdfe  der  Versammlung  vom  Jahre  1856 
eiUärt,  dass,  vorzüglich  seit  Aufhören  der  herrschafttiohen  Bechte) 
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9a  eiiiter  Vebergabe  des  iQtwterTermögenfi  von  Seite  eines  Bevoll^ 
mächtigten  des  Staatte  toia  Qrand  vorhanden  set,  und  bat  diese  Er- 
kl&ctng.in  Idior:  bezogenen  Allerhöchfiten  üxitschlieeMifg ,  welche  le- 
ttfgliobr  dfui  Beokt  des  Veto  der  ^aiserlicheüBegieroBg  gewahrt  widsen 
wUl,  ihrä  Aneitenning  gefunden. 

Demnacih  steht  die  Uebergabe  der  Temporalien  einer  Ordens-* 
gtaieinde  an  den  bestellten  nnd  canomsch  instituirten  Vorstaxtd  der- 
selben dem  hierzu  bemfmien  Organe  der  KirchengeTraU  txk,  welchem 
mit  dar  Kundgebvng  der  zu  Folge  des  bezogenen  hierftmtlichen  Er- 
ksses  eingeholten  Weisung  des  Gultusministers  in  Betreff  der  Absen- 
dung eines  landesfurstlichen  Oommiesärs  das  Inventar  nitKatheUen  ist, 
detasen  Bichtigstelliiüg  bei  der  nach  der  Erledigung  des  Amtes  eines 
Ordensvorstehers  vollzogenen  Erhebung  des  VemOgenssttedes ,  an 
veloher  dein  beiireffenden  Ordinariate  dureh  einen  Gommissär  Theil 
%fL  nehmeo,  nnbenommen  bleibt^  stattgefunden  hat. 

;  Aud  Anlasa  »dieser  Mittheünng  niuss  dem  bei  der  bevorstehenden 
Wahl  intervenirenden  Organe  der  Kirohängewait  erMhet  werden,  dass 
mHBB  nntiar  Bfieksoliluss  des  tudi  Amtsgeinraoche  abgetretenen  Iwenr^ 
tars  die  Bekanntgebung  des  gewählten  OrdensForstandes  nnter  An- 
gabe der  vieirispgMchsten  Daten  seines  Yorlebens  «nd  seinem  biriierigen 
öSnitliehien  Wirksamkeit,  dann  den  Nachweis  über  die  auf  Qnmd  des 
fiwentars  geSohebenen' Temporalien-Üebergabe  gew&rtige«  Ueber  jene 
Bekanntgebung  und  diesen  Nachweis. ist/ sodann  anker  zu  berichten, 
um  das  Besultat  der  stattgehabten  Wahl  und  die  Yerdienstlichkeit 
des  Oewählten^  Seiner  Apostoüseben  Majest&t  zur  AUerhöcfastem  Kennt- 
niss  bringen  zu  können.    ^ ' 

**  76)  Ctdi'MinisteriaXerlass  vom  24^  ifaveinber  1857 y  Z.  19,56 Ji., 

^  .  ap  dle,StaUl)aItereiabtl)eilung  in  Kaschau, 

UetreiTend  <fen  Wirküiigs/krels  d^r  Steltthalterelabtbeifungen  bezfiglicb  der  Congrua- 
.    ;   *    ,     ergftnftong  IDr  Pfarrer,  Löcalc«pl5ne  and  Coopefatores. 

,     .  ^ber  4en  Bericht  vom  1.  Noyember  1857,  Z,  *J;^" ,  wird  die 

.  ••  .  .  hinsichtlich  des  den  Statthaltereiabtheilungen  in  Bezug  auf 
die  .Ergänzung  der  Oongrua  iür.  Pfarrer ,  Locakaplftne  und  £oopeni^ 
toren  zustehenden  Wirkungskreises  auf  die  Verordnui^  des  Herrn 
Ministers  des  Innern  vom  31.  December  1856,  Beilage  B.,  §.  81.,  mit 
dem  Beifügen  gewiesen,  dass  nach  dem  im  Jahre  1802  Allerhöchst 
genehmigten  der  bestandenen  königUch-nngarischen  Statthalterei  mit- 
tftlflt  Hofdecretes  vom  15.  Jänner  1802,  Z.  327.,  bekannt  gegebenen 
Direetiven,  Capitel  VII.,  §.  3.,  die  griechisch-katholischen  Seelsorger 
hinsiichtlich  der  Congrua  in  der  gleichen  Weise  zn  behandeln  sind, 
i^e  die  Seelsorger  latmi  ritns. 
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77)  Ciitt.- Jfiiiiaferialarlem  vom  10.  December  1867;  K  31,1184 

an  cfle  SCitUialterei  In  SMenbirgen, 
better^ftd  den  Zeltpottkt^  v«ii  weißbem  «Uen  Seelsorger  seM  Btiftge  geMbrfr»« 
Laut  Eröffanng  des  k.  k.  FiBanzminirteriums  yom  26.  Nbremlxit^ 
1857,  Z.  ^jIJI^,  ist  die  siebenbürgische  Berg-,  Forst-  und  Salinendirec- 

tion  beauftragt  worden,  nach  dem  canonischen  Rechte,  sowie  nacli,  deu 
Bestimmungen  des  Concordates  Artikel  XXVH  dem  römisch-^atixoli- 
Serben  Seelsorger  in  Offenbänya ,  sowie  überhaupt  in  vorkommendei} 
Fällen  allen  Beneficiaten  die  gebührenden  Bezüge  vom  Tage  ihrer 
tanonischen  Institution,  oder  wo  dieselbe  nicht  eintritt,  vom  Tagp  des 
Dieustesantrittes  flüssig  zu  machen. 

» 

78)  Cult'Minisleridlerlass  vofu  18,  December  1857,  Z  21,679.^ . , 

aQ.  ^ie  Stattbalterei  in  Dalmaden, 
betreffcfid  4ie  BewiUifiHig  «id^  Yentl)prer4beUra8«8  fi)r  ^meoPfarftdaiidslr^MN^ 

In  Anbetnusht  d^r  in  dem.  Berichte,  ihw  5.  Deceml^flr  .1^7f 
Z.  24,182.,  dargestellten  YerhältiusaB  findet  man  sißh  zwar  vemo^a^att 

dem  PfarradmiaiatratOK einen  Yersebpferdbeltrag  von  jfthrr 

liehen  dreis9ig>  Gulden  aas  dem  Beligi(ms&>]ide>  auf  so  lange  er  in 
seinflr  gegeowirtigen  Stellung  verbleibt,!  jedech  nur  bw  tnr  gtoalieliiM 
Herstellnsg  aeinee  leideiKten  Fusaee,  ku  befwilligetu  zdj^b  ftber'4ia 

k.  k.  » • en  beauftrageui  sewohl  in  diesem  ak  aneh  s^Oist  in 

allen  jenen  FUleui  wo  Seelsorger  auf  beschwerliehen  StatiMSn  wegetf 
physiacber  Gebceehen  Pferdebeitr&ge  erhalteti  *  bei  im  betreflbnAAii 
Ordinariaten  auf  die  möglichst  baUige  Versetzung  von  derlei  Fristen 
auf  leicbter  zu  pststorirende  Stationen  zu  dribgen,  um  die  dtassAUfget 
Auslagen  für  den  ohnehin  überbürdeten  Bdigionsfond  in  Erqptucung 
zu  bringen. 

\  • 

79)  CuU.'Mini8tmakyla68  vom  »3.  Jätiner  1858^  Z.  22,6811-1867^ 

an  dte  StaUtaatterel  in  NiederOsterrdeb, 

berrelTeiid  die  Beiziebangf  des  Filialkircbenvermögens  zar  Bestreitung  der  Kasten 

eines  Pfarrbofbauee. 

Nach  dqm  Baunormale  vom  Jahre  1805  ist  zur  Bestreitung  der 
durch  nnyorhexgesehene  Zufälle  nothweqdig  werdenden  Ffarrhotbau- 
lichkeiten  zunächst  das  Kirchenvermögen,  dann  der  Pfarrer,  in  solern^i 
er  einen  Congroafiberschnss  hat,  ulid  erst  in  dritter  Linie  der  Patron 
rerpflichtet.  r 

Dass  unter  dem  Kirchenvermögen  nicht  allein  das  VermSgeä 
der  Hutterkirche ,  sondern  fiuch  der  unter  demselboA  P&rryerbande, 
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stehdndeA  HHalkireheii  m  verstehen  sei,  ergibt  rieh  ans  d«r  Bebach- 
tang, dass  die  FiliaUürchen  an  den  Beohten  der  Mutterldrche,  mit  der 
aie  nntor  mnem  Beneficiaten  v^reiaigrt  aind;  Theil  nehmeni  aehiii  aach 
aa  den  liasten  derselben  mitzutragen  haben« 

Diesem  Grundsatze,  welchem  auch  die  bisherige  Uebuig  ent- 
spricht, ist  es  vollkommen  angemessen,  dass,  nachdem  die  Mutter- 
ldrche Probstdorf  kein  hinreichendes  Vermögen  besitzt,  die  Filial- 
kirchen Schönau  und  Wittau,  welche  ein  solches  besitzen,  cu  den 
Pfarrbauherstellungen  in  Anspruch  genommen  werden. 

Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Patronatsfrage,  sondern  um 
den  Parochialverband,  daher  hier  der  hierortige  Erlass  vom  25.  August 
1855,  Z.  11,734.,  keine  Anwendung  findet. 

Indem  den  beiden  Filialkirchen  Schönau  und  Witten  nur  die 
HSlrte  der  Kosten  für  die  P&rrhofbauUchkeiten  zur  ratenweisen  Be- 
zahlung zugewiesen  wurden,  während  der  Pfiurer  vermöge  seines 
Oongruaftberschusses  die  andere  Hftlfte  zu  ira^to  hat,  ist  bereits 
darauf  Bflcksicfat  genommen,  dass  die  Bedeckung  der  Stiftungen  und 
d^  jährlichen  Currentauslagen  dieser  Filialkirchen  nicht  gefthrdet 
werde,  da  rie,  wie  die  Staatsbuchhaltung  naehweiset,  naeh  einem 
dreijährigen  Durchschnitte  einen  jährlioheii  Uebersdiuss  von  267  fl. 
(Schöhau)  und  06  fl.  (WittM)  haben,  während  ihnen  nur  AbscMags- 
aaUoBgen  von  jährlichen  260  fl.  und  50  fl.  auferlegt  WerdM. 

Aus  diesen  QrOnden,  und  da  auch  die  dringende  Nothwendig- 
keit  der  Herartellung  von  Parameaten  und  Beparataren  an  den  beiden 
Filialkirdien  nicht  nachgewiesen  ist,  und  die  Leicrtangen  äer  Ge- 
meinden an  Hand«  und  Zugarbeiten  bei  dem  Pfitrrhofbane  mit  der 
Yeipfliefatung  der  Filialkirchen  zur  Aushilfe  mit  ihrem  Vermögen 
in  keiner  Verbindung  stehen,  so  findet  man  dem  Eingangs  erw&hntea 
Gesuche  der  genannten  Gemeinden  um  so  weniger  zu  wilUSihien,  ab 
die  beiden  Filialkirchen  durch  die  gestattete  ratenweise  Bflckzahlung 
der  von  dem  Cameralärar  geldsteten  Vorschüsse  ohnehin  begfinstiget 

sind,  und  weiset  die  k.  k aa,  hiernach  das  Weitere  zu 

veritgen* 

Anmerkung,  Der  gleicMlIs  an  die  nlederösterreichfsche  Statthalterei  se- 
richtete  MinisterUierlass  vom  25.  Aogost  1855»  Z.  1J,734,  betraf  die  Frage,  wer 
zur  Bestrellaag  der  Patronatsauslagen  bei  der  Localiekirche  zu  Lolmersdorf  ver- 
pflichtet sei.  Es  wurde  damals  der  nlederOsterrelrblsefaen  Stattbalterel  Folgen- 
de bedeutet: 

FUtalkirditn  haben  in  der  Regel  keinen  Paftran.  ihre  EihaMmg  geschieht 
aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Kirche  oder  den  Beitrigen  Derjenigen,  welchen 
^n  der  Erhaltung  dieser  Kirchen  gelegen  ist. 

Es  ist  nicht  nacbgewieseu ,  dass  die  ehemalige  Filialleirphe  zu  Lolmersdorf 
vermöge  eines  eigenen  Titeb  den  /lllerbechsten  LandesfOrsten  zum  Patron  hatte. 


taten.  ML-MBMwdMM  mm  tL  Mta.  t8M.  li 

to  Mre  180S  sind  mir,  wie  ras  4ef  HeftrewIc^Venwrdmng  ven  4«  imi 
180S,  Z.  9420.,  zo  ersdien  ist,  720  fl.  10  kr.  als  ProTefsioDfeleikosten  w  Her» 

sieUing  dteser  damals  f  anz  baoflllig  gewesenen  FiUalkircbe  ans  dem  Camerale 
ugewfesen  worden. 

Dia  geKhah  Jedoeb,  wie  man  bei  Abgang  des  üaehwelses  des  elgent« 
iflhai  Pairmiaiairitteis  «mehmcn  mnss^nor  ans  dem  Grmide,  well  das  Aerar,  tai 
RepriseaUni  des  ADerbOchslen  Landcsfttrsten  als  Patrons  der  Multerkirciie  !»• 
«elbutssietien,  auch  fOr  die  |£rtialtang  der  mit  der  MiitUrklrclie  im  Parocbial- 
rerbande  gestandenen  Filialkircbe  Loimersdorf,  welche ,  df  alle  dritte  Sonntagf 
ieelbst  der  pfarrllcbe  Gottesdienst  abgebälten  warde,  einen  Besiandtbell  dcgr 
nkiiiircle  aesma^e,  zn  sorgen  terpfilebtet  war. 

Darch  die  EnUMg  einer  algeMs  8eeiso«>gestallon  In  Loimeradorf,  gemlas 
dem  erlasse  des  Ministerioms  das  lotictn  TOtn  15l  Mal  IMO»  Z.  n,i0I.,  iat  der 
I^arocbialTerband  dieser  FUialkircbe  mit  der  Motterklrebe  aoHieMset  und  bMarak 
zogleicb,  wenn  aocb  nicht  aosdrOclLllcb,  doch  impUcite  die  bisherige  Yerpflicbtans 
tn  Aenrs  als  Patrons  der  Molterliirche  zur  ferneren  Erhallung  der  LocaiielilrGbe 
ni||«Mtaii  worden,  mn  so  mehr  als  das  wesentriebe  Recht  des  Patrons,  nKmlicb 
^  htatailoa  des  Seelsorgen,  aof  dla  Gemeinde  übergegangen  tot 

iti  «m  das  iL  lu  FliiaBmlnbteritim  erldlrt  Int,  daaa  das  Aeiw  bei  den 
feiadarteD  Yerblltnissen  einen  Patronatsbeitrag  m  den  Haratalliiqgen  an  der 
Crrbe  zo  Loimersdorf  nicht  Obemehmen  iLönne,  und  da  nach  dem  Yoransber 
iBerktea  das  Aerar  dazu  auch  nicht  mehr  ?erpflichtet  erkannt  werden  liann ,  die 
Kinte  aber  zur  AnsQbnng  der  anf  Ansnchen  der  Gemeinde  bewittigten  selbst- 
liWin)  SeelsMge  miembebrfiaii  tot,  so  fMgt,  dass  dl«  Borge  fllr€le  Ertaltong 
der  lircbe,  in  aofeme  ilas  KtrdMvenillieii  bMi  sureMt,  onr  der  Gevctaide  üa 
I^troD  dieser  aeaerrtctateten  Seelsorgestation  obliege,  so  lange  voa  ihr  «)^  vmdir 
fewiesen  wird,  dass  das  Patronat  Ober  ihre  ehemalige  FUlaiklrche  dem  Allerer 
^Matgn  LandesfQrsten  verroöge  eines  eigenen  Titels  zustand« 

Dorcb  den  Utsstand,  dass  die  <lemehide  das  Prlsentattonsrbtrht  dem  ftlrst- 
«itehlfliriteB  ConsMoriam  abgetrel^,  bM  sie  nldil  aafirebm  Patron  zo  Sein, 
OBd  sie  konnte  sich  eigenmächtig  aach  nicht  der  mit  dem  Patronatirodile  Ter* 
^^^^cn  Yerpfiiditmigen,  am  wenigsten  aber  zar  JUat  des  Religioosfondes  ent- 
iassem,  zumal  bei  der  Bewilligung  der  selbststftRdigen  Seelsorge  zu  Loimersdorf 
aosdrOcklich  Jede  Inanspruchnahme  eines  AfTentlichen  Fondes  ausgeschlossen  war. 

80)  Cutt.'Erla8S  des  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  März  1858y 

Z.  7166., 
an  das  Pr&sidium  des  Urbarialgerlchtes  zu  Agram» 

betrefTend  die  Ermittelung  von  Grunddotationen  fOr  die  Seelsorger,  SchuUehrer 
and  Caatoren  der  christlichen  Conressionen  bei  den  nrbarialgerlchtltchen  Amts- 
handlungen. 
(Wyrd»  Ueron  sab  Z.  6008.,  vom  Jahre  1868,  die  Statthalterei  In  Agram  in  Kemii- 

4aafl9  an^^^^aam^^^ 

Die  k/  k-lfinktation  doo  Innern  «nd  der  Jintiz  fimdoi  dis 
tobliehe  Prisidnim  m  beanftragen,  den  nnterotehenden  Urbatialge- 
riäiten  die  Weisung  zn  ertheilen,  bei  DmcU&hnnig  der  ürbaräd- 
legnlinuigen  I  dann  der  Gommaasationeii .  und  SegngaAiQnen  anf  die 


4t        Vertfi^^.Oeiterr;  V€rdnlii.«ker  vMidiPml^t)!  SMlmi^des  Klerus. 

Cmrnng  ieinar  angem^flBMieii  €hnuidd(>t«ti6ii  fchr  die  selbiBtstftndigen 
Pftriw,  die  Schtrllehrer  und- Oantören  (Organisten)  sowphl  des  latei- 
nischen' als  des  griechisch-  Uiiirten  und  nicht-unirteu  R^tp  und  far 
die  selbstständigeu  Saelaorgor  und  die  liehrer  .  der  evangelischen 
ßIaubensgeno8«Bn  attg^burgiseher  und  helvetisdier  OMifemon  liümi«' 
wirken. 

Es  wird  demgfemäss  den  Beamtet,  welche. die  Inötructiou  des 
ürbarialprocesses  vornehmen '  sowohl ,  als  den  j  zur  Vopmhnae  der 
Authenticationen  exroittirten  Beisitzwa  der  Urbai^ialgerickte  zur  Pffioht 
gemacht,  bei  Yoruabme  ihrer  urbarialgeriehtiielieu  Amtshaüdlung 
iahiu  zu  wfarkeu,  dms  wo  m^Sglkih  )edei:  ^Ibsttrtftndige  Ortsseelsorger 
finm  Oenuese  einer  ganzeti  und  jeder  Schuliehrer  oder  Organist  zum 
G^enusse  einer  halben  Session  gelange ,  und  dass  in  Bezug  auf*  die 
Grunddotatlou  der  Ortalehrer  diese  Vorsorge  auoh  in  jenea  Oeaieiiiden 
getroffen  werde,  wo  eine  Schule'  svar  dflneit  noch  nicht  ^besteht, 
duirch  'diese  SulbaMernGsi^hert^tellung  eines  ^hdllehrers'  aber  die  Er- 
riiAtung  eiher  Schule  ei*möglicht,  und  Ms  dieselbe  gescliieht,  die 
Entrichtung  der  Beiträge  für  die  Schule,  welcher  die  Mitglieder 
solcher  Gemejuden  eingeschult  sind,  erleicl^tert  wird»    .  \  r 

Dieses  £iawirken  der  urbariaigerichtttehM  Organe  biet  sewoM 
in  BeBQg  auf  die  ehemalige  Qrundberreehaft ,  ah  In  Bezug  auf'  die 
unterthftnig  gewesene  Gemeinde  zu  geschehen.  Auf  beide  diese  Par- 
teien ist  dahin  zU  wirken,  dass  sie  die  entsprechende  Grundclx^tatii» 
—  sei  es  aus  der  gemeinschaftlichea  Hutweide ,  sei  e«^  auB  anderen 
(jrrundstttckeu  --r  zu  dem  erwfthfiten  Zwecke  im  Wege  des  frawiUigen 
Zngestftndmsses  wiilmen. 

Kann  jedoch  ungeafcHtet  ullei*  Bemühungen  der  urbarialgericht- 
lichen  Organe  das  freiwillige  Zuges tandniss  der'  Parteien  deu  ge- 
nannten Seelsorgern,  Lehrern  und  rücksichtlich  Günteren  eine  höhere 
Gruuddotation,  als  die  von  ihnen  zu  beanspruchende  zu  widmen  nicht 
erzielt  werden,  so  haben  für  das  sohinige  Vorgehen  der  Urbarialge- 
richte  selbst  die  g§.  2.  und  8.  des  Allerhöchsten  Patentes  vom 
17.  Mai  1857  (Keichs  -  Gesetz  -  Blatt  Nr.  98.)  ate  Anhaltspunkte 
zu  dienen. 

81)  (ML'Ministeriokrlass  vm  1.  Aprü  1858fJZ.  X7aS7-1857., 

an  das  Generaflg^trvernemenC  in  Ungarn. 

betreffettd  die  Auecarlrang  det  Kirchen  und  PfamMoier  iieig^eof  Feuernlbaden. 

Di«  k.  k.  Statthalterei^heilmig  zu  Kaschau  hat  auf  die  Er- 

Mssung  einar  allgemeinen  Yorschrift  aoigetiagai,  itff  zufolge  die 

unter  dem  Patnmate  des  AUerh((chst6ii  Aerara  und  der  OffentKchen 


Foode  »teheiiAen  Kkckeii  Und  Pluriilttwr,  m^t  miAdtf  atoh  solche^ 
welche  unter  Priyatpationate  oder  unter  keinem  Patronate  stehen^ 
oiul  daher  den  Oeioiaindem  tm,  lost  fallen,  gegen  BrandeebMeo:  \ex^ 
äiciert  werden  und  die  diesfldligen  Assecurationsauslagen  bezüglich 
jer  nnter  dem  Patronate  der  OffentBehen  Ibnde  itehendeli  Gebäude 
ilie  Fonde,  besüglieh  dar  tn  Privatpatronaten  gehörigen  GeMadär  abet 
derlei  B^tiftge  in  ^3  TbeOeu  von  den  Priratpatronen  und  Vs  '^^^ 
TOfl  den  C^emeinden  zu  leisten  wftre.  Auf  diesen  Antrag  einzugehea 
bum  man  sich  nicht  bestimmt  finden.  Eme  allgemeine  Assecuran^ 
der  zahlreichen  öffentlichen  Fondsgebäude  wurda  einei;  jährlich  wie- 
terkehrenden  höchst  bedeutenden  Aufwand  erfordern,  welcher  bei 
der  in  der  l^gel  feuersichcltii  Beschaffenheit  dieser  Oebftude  ausser 
äQem  Verhältnisse  zu  dem  möglichen  Feuerschaden  stfinde.  Wo  be-* 
simdere  YorbSIfaiisse  ausnahmsweise  die  YOTsichenmg  von '  Kirohed 
nnd  PfiuTgebtaden  räthlich  erscheinen  hissen,  wird-  diese  Masftregel, 
^ehongsweise  die  Bestreitang  der  g^ch  anderen  fBr  £0  Kirdie 
oder  Pfründe  uothwendigen  Auslagen  zu  behandelnden  Assecuraoa-s 
betrage  im  ordnungsmflssigen  Wege  in  Yerhandlung  zu  nehmen  seinj 


82)  CuU.'MimsterialerUM  vm  3.  Afirü  1868,  Z.  3094-18^7*, 

an  die  Srattbalterei  tn  MSbren, 
betreffend  die  BeaetzuDg  einer  Pfarre  oluie  Concwstasscbrelluins. 

Die  mit  dem  Berichte  Tom  10.  Februar  1857,  Z.  2842.,  tot« 
gelegte  Anzeige  fiber  die  von  dem  Olmützer  fftrsterzbisehöfliche»  (h^ 
diflariate  erfolgte  Besetzung  der  Pforre  Leipnik  folgt  mit  Beziehnng 
auf  den  hierortigen  Erlass  vom  6.  August  1857,  Z.  15,122.,  mit  dem 
Bemerken  zurOck,  dass  man  sich  vorläufig  niehl  ihsranlltsst  findet, 
g^en  den  beobachteten  Vorgang  iSnspracbe  )su  ergeben,  in  sofeme 
<Se  wesentliche  im  Artikel  XXIV.  des  Goncordates  enthaltene  Be« 
Stimmung,  dass  die  PMnden  nicht  anders  als  im  Wege  des  Ckmciirses 
zn  besetzen  sind,  dadurch  nicht  verletzt  wird  und  nähere  Bestimmungen 
3>er  den  Vorgang  bei  Pfrundenverleihungen  erst  in  Verhandlung  stehen« 

Die  k.  k wird  jedoch  die  Fälle ,  in  welchen  von 

iem  Olmutser  fBrsterzbiaohOflichen  Ordmariate  mit  der  Verleihung 
m  Pfränden  in  der  angeaeigten  Weise  der  Ansscbreibung  aal 
Qnmdlflge  becBngt  angenommener  Besignatienen  vorgegangen  wird^ 
Twzomerken.  nnd  am  Schlüsse  jedes  Verwaltungsjahres  unter  IQn^ 
Teisiaig  auf  die  besEfigliehen  Diöcesan^Verordnmigsbltttter  änher  an« 
^igea  habest' .  


44      Vering,  Onterr.Velordii.tber  VtiMgenfreCM.  8tenQi%  d^s  Klems. 

83)  (}uU.-Mim8teriai0irla98  wm  lü.  April  1858,  Z.  5987., 
an  die  S(«tthaUereiabtlie1Tang  in  Oedenbarg, 

betreffpiid  die  EinflassDaliiDe  der  Slattbaltereien  auf  die  Yerwaftmig  der  SliftoBgs- 

fiiDdsgQfter. 

Ih  Bezog  auf  die  Frage  tiber  die  ffinflnssnahme  der  8€atklial- 
iereiabtheihing  auf  die  Yerwaltong  dei"  Stiftangtfondflgfiier  wird  die 
k.  k.    .  .  •  .  laut  des  mitfolgenden  Schreibens  des  Ministeriums  des 

Innern  vom  5.  Mai  1850,  Z.  ^ ,  auf  die  ffir  die  politisclie  Fondsver- 
waltung in  Ungarn  als  ßichtschnur  vorgezeichneten  Hauptgrund- 
ßfttze  gewiesen, 

Mimstmalschreibcn  wm  5.  Md  id50,'Z,'~\' 

an  Baroii  Geringer. 

(Wnrdfl  l^eim  Oiilt-*lßniit  ai4>  Z.  8789    Yoin  J«ln«  ISaO  sor  KfudtaiN  genommen.) 

Did  MiBisterfen  des  Innern,  des  Onitus  uhd  ünietridite,  dmiii  der 
Finaiiaen ^aben  den  einmAth^nBeseUoss geftsst^  die  gestellten  An- 
iifige  za  genehmigen,  wonach  in  üngbrn  die  yerwaltiu%  der  poQ* 
tisohen  Stiftongs-,  sotrie  der  ^ligionsfondfigater  nnd  Gapitalieii  mit 
Vorbehalt  der  Verfügung  der  Ministerien  des  Cnltns  nnd  des  Innern 
über  die  ans  dem  StiftnngsvermOgen  erzielte,  in  besonderer  Evidenz 
zn  fahre&de 'Einnahme  an  die  provisortflühe  Öameralverwalttulg  für 
Ungarn  provisorisch  mit  1.  Mai  1858  zu  nbertragen  ist.  Hievon  sind 
die  Fonde  ausgenommen,  welche  dem  Kronlande  Groatien  nnd  Sla- 
wonien ang^h9ren  und  In  die  dortige  Verwaltung  bereits  factisch 
äbernommen  wurdeUt  dann,  jene^  welche  sich  im  Varfralferngsgebiete 
der  serbischen  Wojwodschaft  und  des  Temeecher  Banates  sich  be- 
findet! und  daher  von  der  dortigen  Oa&iwalbeh&rde  im  Delegations- 
Wdge  zu  verwalten  sein  werden.  ' 

In  leteterer  Beziehung  erlasse  ich  so  eben  in  Ueberainstimmmig 
mit  dem  Herrn  Finanzminister  die  nöthige  Weisung  an  dm  provi- 
sorischen Landeschef  der  Wojwodschaft  und  defi  Tunescher  Banates 
sich  hinsichtlich  der  Begelung  dieser  Angelegenheit  mit  Eurer ..... 
und  dem  provisorischen  Vorstand  der  ungarischen  Gameralverwaltui^ 
in  das  erforderliche  Einvernehmen  zu  setzen. 

Femer  bin  ich  mit  dem  Herrn  Cultnsminister .  und.  jenem  der 
Finanzen  in  dem  Beschlnsse  ubereingekoihmen ,  daas  die  aus  der 
in  der  Abschrift  angebogenen  Zusammeneidfamg  ersidhtlieiien  Haupt* 
ginindsfttze ,  welche  bezugUch  auf  die  poliüecfae  Fondvvrwaltüng  in 
den  dentsch-slavischen  Eronländem  dermalen  gelten,  anch  in  Ungarn 
die  timnliche  Anwendung  erlangen  selten  und  beehre  mich  demnach 
Eure zu  ersuchen,  hierin  im  Einverst&ndniBSe  mit  dem 


ErtM0  icr  Wd*  ilis  4M^  v»  II«  Apfl)  IBM  p.  4c»lffDfia  v.  $.  m  XVO,     4|S 

jffOTisoriflchen  Vorstände  der  nngarischdQ  Cameralrenraltoiig  die  wei- 
teren Massnahmen  zu  venudaasen, .  wob^  i^h  noch  zn  bemerkan  habe, 
dass  lant  Eröffnung  des  Herrn  Cnltusministers  die  gesammten  seinem 
Wirknngskreise  unterstehenden  yersdiiedkmen  Yoranschlftge  der 
CultnSt  und  der  .XJnt^rrichtqfonde  für  1850  nach  dem  l^ns;  je^er  der 
deutsehea  Kmolftnder  umgearbeitet  o^d  beriditiget  werden  sindf 

der^  Mittheilang  an  Enre und  die  übrigen  Underche& 

entsprechendere  und  übeiiiichtli&here  Yorlagen  für  18^1  zunftchst  m^ 
in  formeller  Beziehung  ermAg^chea  irird. 

Einen  Gegenstand  der  n&heren  Sr&rtemng  bildet,  auch  die  SnV 
ichiLdigungsqnete,  öi»  den  BeidisSnanMA  Ar  die  Yerwaltangskosten 
der  fraglichen  Fo^de  snzuFonden  ist«  und  welche  anf  QmndUge  iet 
m  sammelnden  Erfahrung^  auazumitt^  und  durch  die  betreffenden 
Mimsterien  festzustellen,  sein  wird* 

Mit  Zustimmung  des  Herrn  Finananinistera  sind  auch  die  in 
dem  vorgelegten  CommiBsionsprotocolle  vom  2.  Februar  18^»  sob  ni,, 
fit  c)  ber&farten  Landescassea  und  Iiandesfonde  mit  ü^nßiehkiss  des 
landttglich  gegründeten  F<mdes  des  Natiooaltbeaters  jj^avisprisch  bis 
ZOT  fernere^  Bestimmung  in  vorerwAhuter  bezüglich  dar  Stiftwg?- 
foade  fesLgefltollter  WeUe  nüt  Vorbehalt  der  Einfluisnahme  der  b^ 
treffenden  Ministerien  au  die  Cameralverwnltnng  zu  übergaben  und  von 
derselben  in  abgesonderter  Berechnmig  zu  führen. 

Der  Vereinigung  des  bisher  bestandenen  Fundational-Causarum- 
Directorates  mit  dem  k.  l.  Gameral-^Oausarom-Directorate  hat  auch 
der  Herr  Guliais-  und  ünterri^^tsnünister  einTemehndich.  niit  dem 
Herrn  Minister  der  Fin/uoen  beigestimmt,  w<Haiach  der  Dotchfittamig 
dieser  bereits  angebahnten  Massnahme  kein  weiteres  Hwdemiss  iqi 
Wege  8feeh^i 

üeber  die  Stellung  und  den  Einfluss,  welche  der  bisherigen 
8tifhmgsbucbbaltung:ettistweil6Q  SDznweisen  isti  dann  binsiohtlich  der 
wechs^aeitigsn  Foi4erungeii  des  Gameiralftracs  .un4  dar  ungawoh-^e* 
litischen  Stiftungs&nde,  eadlich  Aber  die  FragOy  ob  und  unter  w^lcbAi 
Bedingungen  dus.  Versateunt  zu  Pesth  au  diet  Veswflltmig  der  Ill&am^ 
Behörde  zu  übergeben  sei,  sieht  man  den.  weiteren  Intrigen  entgegen. 

Hiuptgruiids&tzst 

nach  welchen  bisher  und  denhal  -  neeh  die  eHMüebefi  MgMinilt«ii  polMscheti 
fMe,  Anwälten  8iid4Mtftinigtn  «te.  In -deotelini  and  jiavbehcnKroDlImtani.vtr- 

itraH^t  werden. 

Diese  QmndsAtztd/ beziehen  sich  aun&diiat: 

a)  Auf  die  Cassefuhrung  und  Verrechnungt    < 

b)  Mi  di6  elgefttliohe)  V eimraltnngf 


46       VMng,  Oe^tem  ?er<»rda:  ttbe^  mmOifehsf^elHl.  'Stellang  to  Rlmn. 

-'        io)  auf  4fe  Oöntwle,  und 

d)  auf  diö  oberste  Verwaltangrieitnng. 

I.  ■  .  ■   ■ 

;a)  Cae$efitknmff  und  Bereekmmsh 

§.  .1.  Di^  wird  bei  Gfitem  and  Bealitäten  y^n  den  flnanz- 
«^»Bsen  in  der  Art  Torgenommen,  dass  an  die  eigentlichen  IV>nde  etc. 
nnt  der  Ketto-Ei'trag,  somit  der  nach  Bestreitung  aller  Regiekosten 
Telfbl6lä>ende  bare  and  entbehriiehe  Ueberschuss  abgeföhrt  wird. 

§.  2.  Die  Finanzcassen  haben  fiber  diese  Oestionen  nach  der 
-Verechiedenbeit  der  SVmde  etc.  fetrannte  Seehnnngen  zu  legen  nnd 
ehid  bei  allen  diesen  AmtAandlnngen  den  Cameral^Geftllenterwal- 
tangtti,  nimnlehr  den  Landei^Einanedireotionen,  nntergeordnet. 

§.  3.  Bri  dem  abrigen  Vermögen  ohne  Ansnahme  geschieht  die 
Cassefohrung  und  die  Verrechnung  durdi  die  Provinziid-Zahlftmter, 
tiuntnehr  durch  die  zweiten  Abth^ongen  der  Landeshaupteassen  in 
'den  Unländern. 

' '  i§.  4.  Diese  Cassenabtheilungen  legen  nach  Verschiedenheit  der 
Fende  etc.  abgesonderte  Journale  und  stehen  in  ihren  diesfiUIigeB 
Verrichtung^  unter  den  politischen  Landesstellen ,  nunmehr  Btatt- 
iialtereien,  welchen  sie  wöchentliche  Cassestamds-Ausweise  und  halb- 
jfthrige  Activrückstands-VerBeichnisse  zum  Behufe  der  Betreibung  und 
BeaUsirung  der  Beete  TOrzulegen  haben. 

b)  Eigentliche  VenoaUung* 

>  '  §:  &.  Diese  wird  bei  Ottern  und  Bealitftten  eto.  von  den  Ga- 
merri-GMUleffverwaltungen/ nunmehr  von  den  Landes-Finanzditectio- 
nen  inneiiialb  des  ihnen  eingt»Mumten  WirkungskrelBes  und  in  der 
für  die  Cameralgfiter  und  Bealitäten  etc.  vorgeschriebenen  Modalittt 
^^Sogen. 

'  §.  6.  Diese  Finanzdirectienen  kükmum  sich  hiebei  in  den  geeig- 
-neten  FfiOilen  der  im  Lande  betndliöhen  Hilfserguae  des  Bauwesens  der 
Justiz  tmd  der  Odntrole  bedielen,  habMi  jedoch  in  wichttgeren  Punkten 
nur  im  Binvernehmen '  mit  den  Statthaltemien  ^  weldien  die  terwal- 
•teten  JPonde  etc.  tmterstehen,  vorzugehen. 

§.  7.  Bezüglich  des  ganzen  sonstigen  Vermögens  steht  die  Ver- 
.waUung  den  .poUtisch^n  .Landesstellen ,  nunmehr  den  Statthaltereien 
-n ,  welche  sich  hiebei  innerhalb  des  ihnen  angewiesenen  Wirkungs- 
kreises frei  bewegen  und  die  im  Eronlande  befindlichen  Hil&organe 
der  öffentlichen  Bau-^  und  Justiavarwaliuhgt'  dann  der  Oontrole  so  oft 
es  nöthig  ist,  benutzen« 

§.  8.  Bei  der  fruchtbringenden  VevwendoQg  der  Stammgelder 
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wird  jedesmal  der  hOobste  nnd  sioherste  Yorthefl  der  Ponde  etc.,  ^e 
sDch  die  leichteste,  einfaohgte  und  am  wenigsten  kostspielige  Per- 
emption der  Interessen  berücksichtiget. 

Es  ist  hienaeh  weder  die  Anlegimg  bei  Privaten  mit  pnpillar- 
missiger  Sicherheit,  noeli  ^et  Ankanf  Ton  Staatspapieren  unbedingt 
angeordnet  oder  aTU^gesoUossen. 

Insbesondere  wird  bei  Anlegung  von  Gapitalien  das  Bedürfhiss 
des  EionlandeB  nnd  seiner  Industrie  einer  undSassenden  eindring*- 
Ikhen  Beachiong  nntersogen. 

§.  9.  Während  imierhalb  des  Wkkungskreises  alle  administra- 
tiveiL  Yertögnngen  und  Gelddispositienen  Ar  die  Gttter  iind  Reali- 
täten etc.  von  den  Finanzdirectionen,  fär  das  flbr^e  Yennögen  aber 
Yon  den  Statthaltereien  ausgehen ,  periodische  •  Casseuntersuchungen 
angeordnet  nnd  voigenommen  werden  u.  dg}.,  haben  sich  sowohl  die 
Pinanzdirectionen,  als  auch  die  Statthaltereien  bei  allen,  ihren  Wir- 
hmgsfaeis  übersteigenden  Verwaltungsgegenständen  nnd  Yerhand- 
lüflgen  an  die  betreffenden  Ministerien-  ^u  woidm. 

i.  10«  Die  Gontrole  wird  von  den  Pifovittsdal-Sfcaatfis  nHnmehr 
Landert^nefahaltnngen  aosgeftbi,  an  wekhe  sowtdil  die  Bedinungen 
der  Kiianzcassen  aur  fienrion,  ab  aucdi  die  Journale  der  betreftenden 
IiandescaBsen-Abtheiliingen  zur  Gensnr  und  Gontinmg  gelangeh. 

§•  11.  Diese  BuchhidtHngen  iShren  über  die  ihnen  «ukommen- 
deo  fieehmutgen  und  Jonniala  den  vorsebriftknftss^eft  f&rmlidien 
Sechnungsprocess  und  fertigen  am  Schlüsse  desselben  entweder  inneii- 
halb  der  ihnen  vorgezeichneten  Summen  die  Bichtigkeitszeugnisse 
ond  Abidütanen  salbst  ikuä^  oder  sie  Ißgeia^  die  fintwQrib  vdaku  zur 
höheren  Bestätigung  vor.  ,   .        • 

§,  12.  Den  geuanntoi  Buchhaltung^  steht,  die  Yet&asnng  und 
Vorlage  der  jäbrlii^en  Voranschläge  und  Jäechnungsabschlfisse  zu, 
wobei  sie  aus  den  Bechnungen  und  Journalen,  wie  auch  aus  der 
Contirung  dia  erforderlichen  Anhaltspunkte  schöpfen. 

«         « 

d)  Oberste  VertMltimgsleitunff. 

§.  13.  Die  oberste  Yerwaltungsleitnng  steht  den  betreffenden 
Ministerien  zu;  sie  befasst  sich  im  Allgemeinen  mit  der  üeber- 
wachung  der  Vermögensgebahnmg  auf  der  Grundlage  der  iht  zu- 
kommenden Gässeständ^  und  sonstigen  Bechnungsstücke,  insbesondere 
dier  mit  defr  Prfiftmg  und  Würdigfing  ^  Berichtigung  nnd  Oeneh- 
migung  der  jährlichen  Voranschläge  und  Bechnungsabschlössev  wie 
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auch  mit^^Br  E&iisclieidimg  tft>er  alle  G6geiist&n4ey  welche  den  Wir- 
kiuigskreis  der  LaudeabehOrden  äbereteigeii^  somit  znr  höheren  Ver- 
handlung gebracht  werden. 

§.  14.  In  Baiisachen,  Bechte-  oder  Bechntuigsangelegeiiheiten 
bedienen  sich  die  betreffenden  Ministerien  der  öffentlichen  Bau-  ond 
Qerichtsorgane  und  der  noch  bestehenden  Hofbaehhaltungen. 

g.  15.  In  Folge  der  Ausübung  der  obersten  Yerwaltungs- 
leitnng  entscheiden  die  Ministerien,  entweder  fBr  sich  allein,  oder 
nach  Umständen  bei  höheren  technischen  oder  wichtigeren  nnd  ge- 
mischten administraÜTen  Fragen,  im  Einvernehmen  mit  anderen 
Ministerien  und  beasüglich  der  fiechnuB^aangelegenheiten  mit  der 
obersten  Bech^ungsbehörde. 

.   Nnr  in  F&Uen,  wo  eine  allgemeine  Sanction  oder  Entscheidung 
nothwendig  i^t,  wird  aUerunterthfaiigster  Vertrag  erstattet. 

Schlusshemerkung. 

§.  16.  Bei  den  Findet-,  Qebftr-,  Irren-  und  Stra&ustalten  be- 
stehen zwar  noch  besondere  Oeconomieverwaltungen  und  in  Prag  eine 
weltliche  Stiftungshauptcasse,  ron  welchen  ebenfalls  Bechnnngen  und 
Journale  zur  Amtshandlung  der  Landesbachhaltnngen  gelangen. 

lieber  die  Beibehaltung  dieser  Aemt^,  sowie  fiberhanpt  Aber 
die  Begnlirung  der  Beträge,  welche  die  politiBchen  Fonde,  Anstalten 
und  Stiftungen  etc.  f&r  die  vom  Aerar  besorgten  GasseTerwaltnngs-, 
JBeehnungs-  ond  obersten  LeitungsgesdriUte  zum  allgemeinen  Staats- 
regie-Auf^ande  au  leisten  haben,  ist  jedoch  gegenwärtig  neeh  kein 
JSeschluaB  gefiaest. 

»  « 

an  die  Statthalterelabthellangen  in  Ofen,  Oedenburg,  Kaschaa,  Grosswardcin  ond 
Pfessborg,  dann  an  die  StaCthalteKien  !■  Temeavir  und  Afram. 

betrelTend  die  Aosfblgang  der  ürbarialentscta«digong  fQr  den  Coratklems. 

Im  Anschlüsse  wird  der  k.  L eine  Abschrift  der  An- 
ordnung welche  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen 
mit  den  k.  k.  Ministerien  des  Cultus  und  der  Finanzen  an  die  Prä- 
sidien der  flrundentlastungs-Fondsdirectionen  we^en  Ausfolgung  der 
Urbarialentschädigung  fllr  die  Güter  des  niederen  Curatklerus  in  Un- 
garn, Croatien  und  Slavonien  und  in  der  Wojwodina  nach  Massgabe 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  1.  Jänner  1858  unterm  19.  April 
1858,  Z.  '^ ,  getroffen  hat,  zur  Wissenschaft  und  Damüchachtong 
itiitg^theilt. 
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n  die  PrMdieD  der  towdimtliwf Rni»'?Fw4idlr<cU0atfr .  in  Qflen,  Oedenborg,  Ka- 
acliaii,  Groffsfrtxdelo«  ^ressbaig ,  Te]|ie$vdr  imd  Agnm. 

Das  Ministeriufli  dee  Iimem  finctot  iSich  in  üebereinstitnmimg 
mit  den  Ifisisteriett  d^  Ciilttis  und  der  Finanxen  2a  der  Anordnung 
renudant,  dtts  mit  der  Auidftrtigung  der  €hrand«ntlasl;Qng»-8ehuld- 
rersdireibungen  über  dae>  für  die  Oftter  'des  niederen  Curatklerus  in 
Ungarn,  Kroatien  niil  SlawvMen  und  der  Wojumdfaia  liqöidirtö  ür- 
bujal-Entschftdigungaeapital  nach  Ma8sgBi)e  deir  kaisefübhen '  Ver-^ 
Ordnung  Tom  1.  Jftnner  18&8  (RMchs-Qesetz-BIatt  Nr.  &)  vorge- 
gelangen  werde. 

ffieronwird  dae  l&bli^e  k.  k.  I^rfisldiuin  dw  Grandentlastungs- 
Fondfldiradiov  auf  weiteren  lYeranlasflniig  nut  dem  BeiAgen  in  die 
Kamtnies  jgeB^tiEti  dafls  jener  kiiserlicben  YeiHvrdnung  vafolgß  bei 
SdUglaBenng  der  BfAtenrfloMtAa^o  ^  yoA  ^^  g^piatiüchen  F;firfliidei^ 
b€8ikfl»&  ia  eowlnj^ft  FUlw  aa3  devdi  ßtaat^sch^tze;  oder  dem  Ber 
ÜgiofisfQiidß  erhti)te]i^  Yoifcbtlfpe  iq  Abntg.  zu  ^ring^n.aeiep. 

Demgemfise  wird  das  löbliche  k.  1l  Prisi^iipa  beaoitr^gt,  (^rauf 
eiQyQuciiikea,  daas.  dif  Foi^dir^ption  yor  Erfolglas^ungs^Anweisung 
dar  Ba^t^nnl0k$ft&nde  sifb'  .wt  def  k,.  1^^  Stattha^^cirei  und  der  Fi- 
nanz-»LandeBdirections- Abtheilung  im  kurzen  Wege  in  das  JSMiver- 
nehmen  setii^        ... 


. «. 


85)  ChiU.-Mini8ter7alerlass  vom  ^5,  April  1858,  Z.  6628., 
.nkidi«'kiiMt|«eiMl«w«nis<)ie  StaUtMlter^i, .. 

bdretfm^  tlea  Vet (^«119  M  der  Refondirong  llerr  dett  geiit Meten  Mendenbesitttm 
filr  Beehoeog'der  UrbiHiiVfpiapbidteima  s^  0^«.  Belig^nsreod^  geyrlhrl^n  Yor- 

scbOwe.. 

ü(^.  di6;,geB^U^  Anfraget  wie  die  in  Grundeotlast^ngs-O])- 
ligatianm  .erfindenden  l^^is^x^\a^^ ,  der; :  den  dortigen  geistlichen 
Pfirnndenbesita^re.  fotJSeqbnung  der  Urbarialentacbädigung  aus  dem 
BeUgi(»ii|foAdd  .ertlwU^en  .VorsQjifl^  zu  behaod^  ^en,.  wird  der 
k.  k-  V  ^  ..,.  ..|iiiter  SA<<b3cUass.;4er'  Bedlagen  iqi  l^nyemeihmea'  mit 
dem  f k»  tutf  Hfirozmmieterinm  bedeutet,  daas  diot  4^m  Belig;iota8£onde 
Yoo  d^JE^Mqd^nb^t«en),fQi:.dieerh£^t^Mn  Y^^^  an  Zablungs«- 
statt  M^bipiAasipne^.äriuiAenti^  nicht  zu  thcfiaur. 

nmavrewiWP  .^om-Sttaftt^ftiiar,.  auai^^epea  Ji^otationsmitteln  jene  Yor- 
^u^rflftoisfaBt.ifnNldmt  üos^i^b  und  ohne  4eren  Yerlosui^g  ;abzu- 
wsotqp,:  -WTflck  ^^  f  mwtaen, ;  j»ind ,  di^r .  Nowfinalbe^^g  dei*9elben ,  aber 
TOD  4ni$Mi«)d  {Jm  i^eligii^qafoQ^^  ^^  ^  Aßrar  in  Abrechnung  su 
bringttiik      . 
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betreffend  die  EiifHhhtÜng: 'd^r  ti«6Qlif^' b^rVeM^hiftitr^^tf  Ift^Y^^^       mildem 

'    I  FtuclitgenaMeibewegUdi^r  fiMbcfBLiMiM^  :..,i     i   «1 

4AS3^ui»i  41071. Auff^^ipiuiig  und  Aft^f^Bn^wgidei?  T^  J?,,  gßw^fteriflflaetjie 
\m  V^ifEtfwruar  ood.^. /Atigiisi.lg50.Siber  i^iei  (Se^$bTöJ>.;fon.Ja€i#i 
fi^iSAverWbtiÄgfi»:  gfOtee.,Verad|ied«|ftbeit  obwaltetet     ....    ^  i  .,.-. 
-M^  H.^If»:  6fl4e|.i!4p|han  .z«ij-HwtiBUu»e'  IeiH|C».«^?icllll^8,^JgeI},.Y(0^- 
ganges  hierüber  Nachstehendes  zu  erinnern.  .•.;  ij,.   ,i.-  ►  ■, 

-.:'i:iU. i>V!w.teeffeit#.-iflit:.iJer.r  ;j5.,.^.u4,.lSftl,  Z. 

^^/j^iib6CtoutätiWmte,  i8tid|^iäBrider.<T/Pa  »88i  >«iid<.89u.ito.iQe0etB0 

i^oih  o:  9A)rttai*  ufid^  2.  Atigust  i660>  1Mg^8(Mizte^>QMb^  Von  4dr 
B^y^fiehiihsvdMrthii^ '  mr  Vott''  defflFra^bkgCMtufce'  äer'*iii  ti^wdg-» 
Hellen"  9!ach^  bi^srtehenden  Dotation  fen't)^ines8fetf,i^'ditl  tiat  \^^ 
teren  glöliöreiidto  unböweglidieii  GKlttf  f^ln  'fler  T. 'P.  lloe.^B.'ö) 

düntf  ÄebfihtenäqnSvalent  nnteAegett'.        1    .  i.  j..  .  ^,      i .    .  .tl 

'  2."  £»6  scHlamftssig«  Ghebühr  idt  ttäeb  §|.  16:  der  fcez^^ett  Ge- 
setze von  d!^nr  zebfi^fachen  Betrag«  debjähtHeh^'Fi^dMgenäifiRm  sm 
bemetein:    '  '"   '- '  ''*  ■•    -  •  /    -.■    .^  ;.•.:  ■  -../  -      i- 

3.  Die  Verpflichtung  zur  unmittelbaren  Geböhr^tKJntrielrtttng 
und  zur  Anmeldung  der  Verleihung  bei  dem  zur  Gebührenbemessung 
bestimmten  Atbte  tritt  njit  in '  den  Fällen  diu;  toti  Heelcbe^  'der  Ab* 
satzB.  des  §.  5.  der  belogenen  OeMtzcl  httML^ltf^uBKl  es  sind  sodann 
aneh  -die  Andiubungen.  der  §§•  43.  iuidi44.  dieses  Ctosetoe/  masi^gifcaad, 

4.  Die  Anordntmg  der  T.  P.  28v  loiini  nsr  «uf  geütfieh«  Oln^ 
fielen,  folglich  in  soweit  es  sich  um  die  katholische  Kirche  handelt, 
nur  auf  Benefleienverleihtiugeu  im  Sinne  d^  canoniscshen  Bedhtk  be- 
zogen WBi^den.  Andere  Verleihungen  eines  ^frucÜtgentts^  dind  taaoli 
den  allgemefhien  gesetzlichen  Bestiinmungen  mi  beurtheilen.  *     '  ''  * 

3:  Jene  Beneflcien,  deren  Fmöhtgenuss  vcoi'der  ATt  ist,  dasil 
die  Verleihung  des  Bfenefieiumfl  nach  §:  6.  B.  der  Qesetze  vom  9.  Fe- 
bruar tnld  2.  August  1850  dem  zu  Q«bfiliränb^iD«Bstlng  t»e0(iiilnlt^ 
Amte '  angemeldet  werden  muss,  Isänd  im  Wege  der' pMitlsictien' LttiH 
de«behArd6  zti  erheben  und  bei  deoät  BemeisMi^gSHinrte;^  in  dMdcin  Be- 
zirke sich  dieselben  befinden,  sowie' die  siidi  felgettden  VoMHiuiigdn 
und  Amüeldungen  in  besonderer  Uebersieht  txt  Mltea ,  wediireli  die 
Iföglichkeit  gebert^en  iiät,  die  Anmeldung  zu  eMitn)li]l«ti.  HilKiiftlfleb 
aller  anderen  Benefi6ien,  welche  einen  Genuss  ami  den  M  dtte  Steuer^ 
ämtem  geführten  Gassen  beziehen,  haben  diese  Aemter  gM^tttUi^' 
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(kr  ovten  Anseahlog  an*  den  oeaaii  Beneficiirtaii  sich  4iiDch  filnaioht- 
der  Terleüurngsnrfamde  die  üeberzeagong  zu  verschaffen,  ob  die  letz- 
tere ndt  dem  BcahanSssigen  Stempel  versehen  wurde. 

6.  In  scffemd  itt  der  Tergangenheit  sich  nicht  vorschrlftmassig 
bflBomiMn  warden  irSre,  ist  sich  anf  die  nachtrftgüche  Einhebung  der 
einfiidifln  fieMh^ü  m  beechränken.  '  ' 

87)  CuU.'Min%s(ericäertas8  vom  61  Mai  1858,  6373.. 

An  df<e  Landesregiemng  in  I^ftrntben,^  1    , 

MreffM  den'  Recots  des  Domcapitels  za  Lafbach  gegen  dt^  Zthlqng.  ^  Pa- 
iiwinaiiilMi  fttr  UreHen«^  und  Tfintaasbaallcbkeflen  za  Gottesthal  fn  der  Garker 

Kfc  den  EriMse-4ei9  k.  k.  MIMsteriuins  des  Innern  vom  iOC  Juni 
1S4S,  2.  8966.,  ist  ang^rdhet  worden,  dass  in  jedem  F^Ue  einer  . 
^iiehi^ttrantebelasttmg  rererst  \m  Wege  des  Tergteiches  und 
faaS&gBSi  DelMieiiikottmeBfi  die  Tertbeihmg  der  Lbsten  nach  einem 
ffnAiok  VeriUÜtDiaie  unter  alte '  Oefltribneilten '  zu  versuchen  sei. 
Ebmint  diese  Tartlielhaig  i^ht  zu  Btande,  so  sind  alle  mit  gtO'iseren 
Auslagen  verbundenen  Bauten,  Reparaturen  ^er  Anschalhngen  tin- 
zQstellmi  und  nur  die  nothwendigsten  und  unaufrchiisbbaren  Ausladen 
dem  Patronate  aufzulegen.  ' 

Dieser  AnondinDig  ist^  wie  man  aus  ^em  Betfcbte,  wMcheh  ^e 

t  k unterm  13.  April  1858,  Z.  4698,  aus  AnSaäs  A^  Be- 

canes  des  DonMttpStols  zu  Laibach  als  Oompatrons  der  Pfarre  Götiies- 
thsl' gegen  die  Zaldvng  dev  Fatronatskosten  bei  den  Kirchen-  und 
P&rrhausbanlichkeiten  zv  €tottestbal  anher  erstattet  hat ,  In  diesem 
Falle  nicht  Rechnung  getragen  Worden.  './  .    ''^    ' 

Man  iniet  demnaeb'  dem  in  diesem  Puhkte  gesetzHc^  begrün- 
deten Beewae  des  gedachten  Demeapitels  Folge  zu  geben  tidd  die 

k.k. •  .  «  unter  Aufhebmig  ihrer  Entscheidung  vom '4.  De- 

cembiir  1857,  Z.  18^07.,  anzuweisen,  in  Bezug  auf  die  In  Bede  ste- 
hittba  Sinten-  md  Pfimhofbaulichkeiten  gem&ss  der  obigen  i|fi- 
niiterialvartrdiiaiig dts^rers^riflanftssige  Amt  zu  handeln.  ' 


'88)  OMt.'Mnisteridlertass  vom  13.  Mai  1858,  Z! 2893., 


...    / 


itt  die  Sfafthaltereiabtheilifligen  za  oren,  Oedenborg,  Kascban,  Grosswardein,  vnd 

an»  die«  srnttliliUerelen  In  Serbien,  Kroatien  and  Sl^betiborgen/ 


Mieta4  ^  Ceogros'Cfgaaaung  fOr  die  durch  die  St«aeranflag6  in  flif^m  Üin- 

koannen  verltOrzte  CiM^itf eifUMlifit;  /      *  ,      > 

Laut  der  mit  den  Berichten  der  Kaschauer  Statthalt^t^l^bthei-' 

hng  ifiVi:18«  JbK,  11.  August,  1,  Sei^tember  und  10.  October  1857, 

4# 


SÜ.     Vering,  <)«iterr.'VeNmin.  ab«r'Veilne|<emi«ebti: 'Sielläng  ^es  Klenu. 

(faim   12.   Tüia  25.   PBT)hiar  1858,  Z.*  ^^^,  '^*^',  ^*^  und  i^' 

danu  j^  und  ~ ,  vorgelegten  ^A Äusserungen  dea  Seitfhaupgpdcfftrt^ 

ments  ba^deU  es  sich  in  B6^^g  auf  die  i/ongma-Srgbuung  ffir  die 
durch  ^ie  Steu^m^Uge  in  ihrem  syisten;imft8«igen  SiolioiliiDen  iFerkflrrte 
Curatgeistlichkeit  in  Ungarn  und  de/iaen.  ^hemaUg^^^  NdbenlftndetB  im 
Wesentlichen  um  die  Entscheidung  über  die  nachstehenden  Punkte : 

a)  ob  den  Seelsorc^emt^die,  fQr  ihr^  PMiideiiiprQ^^b^site  entrich- 
teten Steuern  durch  iclie  Gemeinden  s^u  v^rgnt^  seien ; 

b)  ob  bei  der,  von  den  durclf  die  SteueruQil^^e  in  ihrem  fiydtem- 
'  '  ^Saäigen .  Einkommen  verkürzte^  Seeborg^ra.;  19119  öffnitieben 

ll^onden  in  Anspruch  genommeaen  Gongrua-Ergänzung  das  Ein- 

^     ;  1(9pimen  vpn  den  Onuuktäcken  mit.  den  «in  der-  P&nipiDt«nten- 

be^chi;eibuiig  vom  Jahre  1802r-1806  naoktgewiesdMfi  Bateftgen 

,,.  ohn«  :ß(erucksichtigung  der  aeither  etwa  e}9g$itMxmsn  Y^nnehr* 

ung  4ieses  Besitzthuma  zu  bex)ecbneni  odei^.  oh  i  diabei '  niohti  allen* 

faUa,  auf   den,  nach  dem  Qffimd9teueai)nHift)iriilm  ^erimtli^^ 

,  BeiQertrag  der  Grundstttc)^e  ftäokaiiebt  zu  ]iehiil^n<  ^i  ^ 

^)  ob  das  Qebuhren&quiyaljent, 

,  d)  die.^aussteußf^  .  .'  ■  .<• 

e)  die  Viehsteuer,  r.         '! 

,f)  die  Persoual-Enrerbftei^rbetrftge  sqx  Vecgätimg  an  die '  Seel- 
,,    sorger  geeignet  seien;  - 

g)  bi9  zu  welchem  Zeitpunkte  zurück  die  ErgU^mig  d^r  Coi^nia 
fär  die  durch  die  Steuerumlage  in  ihrem  «OiSBQialiBftssigBa.EuH 
kommen  verkurztea  Seelsorger  stattznfiaden  hlibat 
h)  in  weichen  Fällen  endlich  der  Congrua -Abgang  zul:  Sdienung 
de^  S^Ugionsfondes  aps  anderen  Mittelu.zu  Tecgutoi  sbL 
Hierüber  wird  der  k.  k. . . . .  •  -  bieniii  Folgende  beAtvtM;; 
^ ,    ad,  a)  Daas  die  Vergütung  der  auf  das  PfrälMdangomdbesitztham 
der  Curatgeistlichkeit  entfaUendeu  3teaw)  dnreh   di»  Getneiaden, 
nachdem  dieselben  nach  dem  Gesetze  hiozu  liieMi¥erpfliohiet<tiBd, 
nicht  stattfinde ,:  sondern  wenn  ein  Cpra^^lfuadMr  jn  ^oif;e*  dar  B^ 
Steuerung  seines  Pfründengrundbesitzthums  im  voUstftndigen  Genüsse 
der  Gongrua  verkürzt  ist,  demselben  vorbehaltest  U^be  uat^r-Nach- 
Weisung  ctieses  Verhältnisses,  den  Bestimmung^  des  Erl^gs^ea  vom 

6.  Juli  ld54,  Z,  1^,  gemäss,  um  die  Jilrgftnzung  der  Oongma  ans  dem 

■ 

Beligionafonde  oder  nach  Umständen  aus  den  zur  SIeherstellihig  der 
Gongrua  verpflichteten  etwa  sonstigen  Bütteln'  Im  geeigneten  Wege 
einzu9chr^itßn.  • '  :    ?.       .    ;  1     .     ♦.    • 

ad  b)^  Bai,  gleichwie  im  Allgemeinen,  ibenio  MbstVirMMdlioh ' 
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mh  in  jenen  IWen,  wenn  einCural^rfTaodiier  in  Folge  derBeateuenug 
seines  Pfrüadenbesitzthums  in  dem  vollständigen  Gennsge  der  Goqgroa 
mkSnt  wird,  die  Ergänzung  der  unter  dem  systemmässigen  Ausnuuse 
befundenen  BezQge  der  Curatgeisüichkeit  bis  im  seinerzeitigie^  Ooro)!«- 
fohrong  der  Orundsteuemormen  auf  Qmndlage  der  Pfiurprorenidnbe- 
schrdbnng  yom  Jahre  1802-;— }806  e^ttzufinden. 

ad  c)  Hat  dem  Srtasae  vom  4«  December  1856,  Z.  ^,  gwMls 

du  OeböhieaftquiTaleiftt  naehdem  sololMs  m  den  indireeten  Steuern 
gehört,  auf  da8>  Autmass  der  Oongrua  einen  Binflnss  nicht  ausmfiben. 
ad  d)  Sind  nadi  dem  Erlaase  dee  k.  k.  Finanzministeriume  an  die 
vereint  bestandene  k.  k.  Statihaltarei  fiOr  Ungaiti  vom  2S.  Oetober  1B51, 

t  ^^,  die  den  Seeborgem  zur  Wohnung  zugewiesenem  Gebäude, 
wenn  sie  nicht  durch  Vermietung  wirklieh  einen  Zins  abwerfen,  wk 
der  fläusersteuer  ausgenommen ;  womacb  es  jenen  Seelsorgern,  welche 
gegen  diese  Yorachnfl;  etwa  zu  einer  Steuerzahlung  verhalten  werden 
sollten,  unbenommen  bleibt,  miter  Nach  Weisung  dieses  Yerhftituisties 
wegen  BückvergQtung  der  diesfalls  ungebührlich  entrichteten  Steuer 
^ei  der  betreffenden  Beh/)rde  einzuschreiten. 

ad  e)  Nach  demselben  Erlasse  des  k.  k.  Finanzministerifuqs  vom 
25.  October  1851  besteht  in  Ungarn  eine  Yiehsteuer  als  solche  nicht, 
sondern  das  Weideland  selbst  wird  nach  der  Zahl  des  zur  Weide  ge* 

triebeuen  Viehes  besteuert. 

.    ■      ,  ■  -11 

Demnach  ist  diese  Steuer  der  Ui-uudsteuer  glfich^halten,  w4 
^  lindep  daher  auf  dieselbe  die  Bestimmungen  des  Erlasses  vom 
6.  Juli  1854,  jfi.  gJJ»  yoUkomnwne  Anwendung. 

ad  f)  Da  die  Personal-Erwerbsteuer  keine  auf  der  Pfrfinde  h«rf- 
tofide  Last,  sondern  eine  persönliche  Abgabe  ist,  so  hat  dieaelbe  bei 
fe  duf ch  den  berufenen  Erlass  vom  6.  Juli  1854,  Z.  —^ ,  normirten 

^gänitang  der  C^grua  nicht  in  Anschlag  gebracht  zu  werden.  * 

ad  g)  Hat  die  Ergänzung  der  Congrua  flr  die  durch  die  Steuer- 
^onlage  in  ihrem  normalmässigeii  Einkommen  verkürzten  Seelsorger 
in  dem  Masse  und  von  dem  Zeitpunkte  an  stattzufinden,  als  die  Ver- 
jüng derselben  duMli'  die  Besteuerung  eingetreten  ist. 

ad  h>  Bndlich'  sind  die  Besthnmungen  der  Pfarremritrfatung»* 
'n^eetiveir  vom  Jahre  1787,  Th.  L,  g.  6.  massgebend. 

Dielt;  k ■  .  wird  in  dieser  Richtung  das  Keehnungsdeh 

PirteoMNit  aber  dessen  In  1--7.  rückfblgende  Aeusserungen  aüsogleich 
Jö  entsprechender  Richtung  anweisen  und  in  der  gleichen  Weise  auch 
^bfbipaoigd  tsaglin,  dass  dieiCoAgrua-Ergänzungsgesuche  des  durch 
^  SrnsistoaarvttBiiBHikMamen  verldüratfls  GnratUems,  dem  dieser« 
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ügm  EMflto'vbai  ^.  JhM  1854^  Z.  ^>^,  gemäss,  steis  öllt^  Ferit^ 
'der  Brlfedi^g  angefahrt  werdöh. 

Anmerkung,  In  derselben  ADgelegenbeit  war  bereits  mit  dem  Miaiateri«!- 
Wiä^e  v^iki  IS.  Aiignst  1855,  Z.  9887.,  der  kroaliseb-slaivoniscben  Staltbalterei 
-NarbaMitBdMi  bekannt  gegeben  «vtdrd^n: 

Ueber  die  in  dem  Berie&fe  Toni  20.  April  1858,  %.  4959,  gestellte 
Jk9/nff%'  letrdffMd  die  ZaerMAnkng  tlnd  Ftüitei^aclriin^  der  Gon- 
g|:^ar]Prg&a;9UPige4  iGär  die  d«rch  die  StoMnaalagQ  in  Hnrem  syetem- 
ini|i8a\g^  Gp>gnm*£i]|kommen  ve^käivte  dortUiidigtf  Ontiatgeistliclreit 
Wi^d  der,-kii  k.!. . . »  im  Nachange  xa  dem  hickrortiger  Ekiasse  vom 

9.  JuK  1864{  K.  1^,  Felg^ndee  bedeutet:    ^ 

>  .  ad*  a>  Da  die  Personal'^Erw^l'bstetieir  keine  ai^f  dei"  Pflründe  haf'- 
lende  Last,  sonddm  eine  persönliche  Abgabe  ist,  bo  bat  dieselbe  bei 
SrmittliiDg'deg  Bettages,  nm  welchen  der  Curatpfründner  dnreb  die 
Beatenemng  des  Pfrflndengnmdbesitzthmds  an  der  Gongma  verkürzt 
wird,  niohi  ih  Ansohlt^  gebracht  zu  werden. 

Belangend  die  Einkommensteuer,  so  kann  ein  Curatpfründner, 
welcher  eine  solche  nach  der  II.  oder  III.  Glosse  entrichtet,  nicht  in 
deof  Fäll  kommen,  diesMs  eine  Vergütung  anzusprechen ,  wdl  in 
dieMm  Falle  das  Einkommen  den  Betrag  von  300  fl.  so  weit  übersteigt, 
däite  ehi  Abgang  von  der  Congrua  durch  Steuerentrichtung,  nicht  ein- 
treten kann.  Hingegen  würde  ein  PMndner,  welcher  in  Folge  der 
fitttrichünngf  der  Einkonmiensteuer  nach  der  I.  Classe  einen  Congroa- 
Abgang  erleidet,  allerdings  auf  die  Ergänzung  desselben  Ansprach 
machen  können,  weil  nach  dem  Landesgesetz-  und  Beg^erun^blatte 
fftr  Kroatien  und  Slawonien  (lY.  StCtok,  Nr.  25.  vom  Jahre  1852)  der 
fiitikammensteuer  nadi  der  l  Glosse  die  bisher  nicht  besteuerten  VHat'^ 
kunfte  von  Erzeugnissen  des  Qrundes  und  Bod«fts ,  und  von  den  mit 
dem  Besitze  von  Qrund  und  Boden  zusammenhangenden  bisberigai 
grundherrlichen  Gerechtsamen  —  unterliegen,  und  sonach  diese  Ab- 
gabe als  eine  solche  zu  betrachten  ist,  welohß  in  der  Pfründe  and  nicht 
in  der  Person  des  Seelsorgers  ihren  Grund  hat 

In  Ansehung  der  Yerscbiedenra  Steuanoechlftge  fOr  4ie  <3e* 
meinde-,  Landes-  und  Grundentlastungdaadageii  ist  sich  an  die  Natar 
derjenigen  Steuer,  nach  welcher  diese  ZuBabl&ge  eatiachtet  werden 
müssen,  zu  halten,  und  wo  die  Steuern  selbst  zur  gilazUobeti  oder 
theilweisen  Vergütung  geeignet  sind,  werden  auch  die  SteoerjuMUd^ 
in  gleicher  Weise  zu  ersetzen  sein. 

ad  b)  Ais  FUle,  in  welchen  der  Beligionsfond.  iir  Tni|!tmg  der 
in  Bede  stehenden  Oongraa^Abginge  niolit  Tafhalten  mmikm  4aäi 


geisäichen  Gütern  befinden,  da  nach  den  diesfäUigen  Grundsätzen  — 
m  Aoflehimg  der  Dotation  der  Seelsorger  die  herrschaftlicnen  Ge- 
flUle  dieser  Güter  in  allem  Anbetrachte  in  die  Stelle  des  Beligiöns- 
foodei  «iBKtireten  haben. 

«d  e)  Sehufir  der  Bntelfftoting  der  in  IVAge  ^erfiieaeraltriehtting 
entstehenden  Cdngnia^Abgftbge  ist,  wie  di^  in  Mge  D^eretesdi^ 
k.k.  vereilitto  Hofcandei  vrfm  W.  Mäi  18^3,  Z.  ?S?;  atidhih  döH 

übrigen  deutsch-slavischen  Kronl^ndern  geschieht!,  dje  Congrua,  ohne 
Untosehied  der  Pfründe,  stets  mit  300  fl.  anzunehmen.' 

Die  mit  Süeksiclit  anf  dieses*  A118101«  tiid  die  '^irklidi  ^iitrich- 
Mte  Bteaer  «rtnittelten  fiiitscli&digttQgerantmeii  mi  ik^  jedesmaliges 
findaeften  Ar  die  ^ergangeidieft  kaf  letainid,'  Ar  die  Zokunft  'abei\ 
nHBk  AbstatUmg  -der  letzte»  Stenerräte^ '  a«f  Gfond  der  *dieso8  beetäti* 
geoden  ])oettinetite,'ftitzinreise&v'ti»d'von  den  Betr^fflmden>  g«gen  stfan 
peHMe  (|«iHbttng  zn  Ibeheben.  .:     ! .  .  t   .   • 


,,(•       'I   I  '  ■   •  •'•  '    • 


^)  Cult.-JStin{stenalef'lasi'vom  15..  Mai  ISSö,  Z.  5090., 

^n  die  ,|^roatisc)i-sl|Woniscli^  StatthRlterei,  .     ' 

beireffend  die  Anwendan^  der  Be^Ummungen  Ober  die  Con^nia-ErgSozung  des 
Cäratklefas  aus  Anla^s  d^r  ^estea^fUDg  auf  den'Befi:oiail]erus. 

Da  die  in  den  hierortigen  Erlässen  vom  6'.  Juli  1^54,  Z.  89951 
und  Yom  13.  August  185^,  ^.  9887,  enthaltenen  Bestimmungen '  Im- 
sichtfidi  der  Gengraa^EirgSniMiig^n  atis  AhlaksMer  Besteueroüg  auf 
die  Karatgeistlichkeii  überMUipt,  welcbe  auf  ehie  beskimtnte  Omgnm 
Amipihieb  hut^  sich  erstreeken,  so  unterliegt  es  keinem  Anstände,  dual 
diessn  Beetimmungen  getnfbss  auch  dem  Regtilarklems,  -in  sofeme  der- 
ftlbetntt  der  Seelsorge  sieh  befutsst  vni  durch  die*  Stenerentrkdtinii^ 
an  seiner  fixen  OengTüa  am»  dem-  Beligionefedde  eine  Veiktlnningi 
erleidet;  d^  Abgtog  ^n  der*  tfoiigrua  atfs  dem 'BeHgiönefoiide  er» 
giazt-werde.  ..•.•.•  ,1    . 

90)  0iat.)t[im8t^iainaie  fXHH  20.  Mai  1858,  Z.  6035., 

air  das  Flharizminfsteriam,  ' 

befrdftod  die  Bemutierininir  der  Sopplent^  efkfai^kter  Pfarrer  und  SehQ)lbbrer. 
Hit  der  gedfehätzten  Not^  vom  4.  April  1558,  Z.  12,921.,  war  e^ 

dem  löbKchdn gefUHg,  die  Ei'öffnung  der  hierortigen  Ansieht 

dartter  zu  wOnseben ,  obinF&llen,  wenn  wegen  der  Kftilikfaeit  eines 
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Pforrets  bder  Schnficihreifs  die  ftmiHeben  Fdn<iHöii)9tt  ämbh  ein  änddree 
Inditidimm  verrichtet  'werden,  diesem  als  Sttj^pl^ttteil  ^itie  B^mtme- 
ttLÜofi  sainmt  Beisegeldem  aassmfolgen  sei  and  ans  Irelühem  Fdhde? 

Demzufolge  hat  man  die  Ehre,  dem  löblichen  .......   niemit 

zu  erwiedem: 

Für  Ungarn  und  die  ehemaligen  Nebenl&nder  bestaU  J(($iii6«Nor^ 
malrerordnang  Aber  die  Art  und  Weise,  nwik  welciher  im  Srkraaricangs- 
fidle  eines  Pfarr^s  dem  ^upplenten  eine  Qeianner^tion  auaztt£»lge».  ist, 
w4  die  Ursache  des  Nichtvorhandenseins  einer  solchen. iN^rma^yerord- 
nnng  ddrfte  in  dem  Umstände  gelegen  sein,  dass  äo^rst  selten  Fälle 
vorkommen,  die  hieza  Anlass  geben  kSnntbn. '     . 

Da  es  im  Sinne  der  canonischen  Yomohrifteii  iBadlie  der  OkttHchOl'e 
ist,  fioff  die  Sapplinug  eines  Mitwdilig  verhinderten  P&rrera  Färsorge 
za  trelhn.und  ihnen  auch  das  Beoht  «isteht,  dem  besteUkea  SiippleAten 
ztt  seinem  Unterhalte  einen  Theil  dar  Frflchte  des  BeneAdnma  sMiztt- 
weism,  so  war  es  in  Ungarn  und  den  damit  einstens  verbmid^naiL  K^ 
benländem  gebräuchlich,  in  dieser  Art..  fBr  die  Bewmecatioa.  des 
Supplenten  zu  sorgen ;  hatte  das  Beneficialeinkommen  hiezu  nicht  aus- 
gereicht^ und .  auch  der  Diöcesanfond  die  nothwendige  Au^hi^e  nicht 
leisten  können,  so  wurde  der  Beligionsfond  in  Anspruch  genommen. 
Der  Eirchenpatron  kann  für  keinen  Fall  in's  Mitleid  gezogen  werden, 
da  derselbe  im  Simie  des  canonischen  Bechtes  zwar  zur  Dotation  der 
Patronatspfarre,  keineswegs  aber  auch  zur  Bestreitung  der  ai^serge- 
wohnlichen  Bedürfnisse  verhalten  werden  kann. 

Nachdem  kein  Anhaltspunkt  vorhanden  ist,  auf  welchen  geiitatzt 
prineipiell  die  Verpflichtung  der  Patronate  zur  Bestreitung  dsri  yYe> 
tretungsanslagen  ausgesprochen  werden  konnte,  so  bleibt  nicht»  wr 
deres  übr^,  als  die  Deckung  solcher,  ohnehin  nur  selten  vorkommenden 
Auslagen  der  weitei^en  Fürsorge  der  Ordinariate  zu  überlasseiv  die,:  in 
sofeme  das  Benefidaleinkommen  nicht  hinreicht»  über  den  Diöcesan- 
fond zu  verfligeu  haben  und  im  Falle  der  UnzuUnglichkeit  dieses 
Fondes  zur  Bemuneration  eines  Supplenten,  deren  Bewilligung  .ans 
dem  Beligionsfonde  ansuchen  können. 

Die  Schullehrer  wurden  im  Falle  der  Verhinderung  stets  durch 
die  Unterlehrer  oder  Lehrgehilfen  vertreteUf  ohne  dass  diesen  dafür, 
besondere  Fälle  einer  längeren  Vertretung  ausgenpmmen,  eine  Be- 
muneration aus  ii^end  einem  Fonde  zugestanden,  worden  wäro,  doch 
hat  gewöhnlich  der  supplirte  Lehrer  .  sich  gegen  seinen.  Su|^plenten 
erkenntlich  zu  beweisen. 


■      4 
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91)  09M.-Miiagb!i^iaierhM  wm.  1:  JW^<f958,  Z:  6686.,         I 

an  dfe  Sdrtbalterei  fiii  KQstenlande. 

b^reffeDd  die  RemDoeratioi^  der  Pfarrverweser,  dte  zugleich  die  ElokOorte  eines 

äoderti  Beneflduins  genles<;en. 

In  £r)edigimg  des  Berichtes  vom  24.  October  i8p7,  Z.  15,124.t 
wird  ervrie^ert,  dass,  weim  die  AdmioistratioQ  von  eiuem  in  locp 
des  erledigten  BeneficimmB  aogestellten  Cooperator  versehen  wir4i 
derselben  für  die  Versehung  der  Spiritual-  nnd  Temporaladu^inistra- 
tion  eine  Remuneratioii  von  monatliobei^  20  fl.  erhält,  ^owie  njiit  dem 
Ministerialerlass  vom  31.  October  1856,  Z.  14,818,,  bestimmt  wurde« 

.J   ■       .       '. 
92)  ErloäS  des  MimsterimHa  des  hmern  vijik  2.  dmi  1868,  Z.  6200., 

sm  die  LiodentMlen  W  Lembti«^  Kmteu  «od  ikerntfiiiti«^   >  ^ 

ta«ril  ^QsnaMmm  der  JntemaieiMiidiiii Vf»  vot.ftMiefir  «Ml.iinii^iiMlKiilft> 
ObUgattonen  darcb  die  UsMtsSmft  ata  enitelirüfib  abgestellt  wird. 

(Wbida  balB^.CvlMil».  avb  I*  «MS«  v»m  J«hni  185«  so»  JC«imtHlan  graonutea.)  . 

Die  Ministerien  der  Finanzen,  des  Cultns  und  Unterrichts  und 
de«  Innem  haben  sich  in  dem  Beschlüsse  vereinigt,  die  bisher  üb- 
liche Coramisinmg  der  Interessehqüittungen  von  Kirchen  -  und  Ar- 
meninstitäts- Obligationen  durch  die  IQ^zirksÄmter  als  entbehrlicb 
abzustellen. 

Kach  d^n  bestehenden  Vor^ehriften ,  sowie  im  Sinne  des  Hof- 
kaamMr^rlEM»  vom  11.  TM  ($43,  Z.  17,i>05.,  isi  hfti  Alig^meinen 
^  Ooramisinmg  der  Intoressenqmttttngen;  sowicf  Ifbcrrbtttipt  etee 
Nflekwteismg  der  Identittt  der  Person  oder'  der  Bththeit  delr  Unter- 
sdirift  von  den  auf  Kamren  laufendes  Obligationen  ato  OredftsHif^lt- 
siefaten  nSeht  erfoitfefltohr  sondern  die  iüin«en  von  sofkhe^  Obfiga'- 
tionen  werden  denPraMitanten  dei^  ordnndgsmttsig  MBgost^Uiefa 
Qmttong^  .erfolgt ,  mid  nur  ausnahmsweise  wurden  zur  grosseren 
Sicherstellung  ftlr  die  Parteien  über  deren  besonderes  Ansuchen  bei 
Behebung  djer  Jnteressen  mit  clem  Finauzministerial  -  Erlasse  vom 
IS.Joni  t8S4»  Z,  d92ßf»  weitere  FörmlichkeiteA  gestiattet.  ,,  ...,„ 

Dia  entgedaelH»!!  VoiBoliriften  Iwban/nftmlidh  Mm  !Lmfi^ 
den  Besitzem  ?ott  Oreditspoipieren  ^  ohn«  seliw  aothaltenden  und 
Iftstigen  Packereien  «lissiibeMBni  ,>  ihr  Bezagsredht  naeh  Möglichkeit 
ni  «iehem  nad  dieiser  Zweek  >wiid  wohl  dadaroh  hinUngliob  eorseiolii 
wefdflDiT  das«  die  beiflglichen  Interessenqulttiingen ,  daitiit  sie  als 
lifdd  MuBideH*QBä'  beridhti^  werden  ktanen,  alle  Obligationamerfc^ 
male,  und  mw  üe.Kommerv  das  Datnm,  da«  PMdentv  den  Vet- 
ttMbnDn.«a»dia]n««i088en  d(ftr  ObligaidwjenlMt«D  mflH6n,:.wal6h« 


ISB      Veringi  Oesleit. .  Vevoitfiiv  'Ober  twwdgcaMiattf .  .^telHfay  de«  ^llenis. 

Daten  Qar.dvn  ^KgvnthAiper ,  raBpectiv»,  JBeattmii4fKt  OlrKgationen 
oder  dessen  Bestellten  bekannt  sein  können. 

Werden  nnn  diese  Quittungen  auch  noch  mit  den/  Pfkrr-  oder 
sonstigen  Institutssiegel  versehieu,  so  scl]\eint  hiedurch  sowohl  für  die 
Interessenten,  als  fflr  die  zahlende  Casse , genOgende  Sicherheit  ge- 
währt zu  sein,  indem  ^  selbst  vorausgesetzt,  dass  der  ^i  mes 
tTntet^chleifes  eintreten  sollte  —  dieser'  durch  die  Beibehaltung  der 
'Coramisirungsmassregel  nicht  unmöglich  gemacht  yilrde. 

.    Die  Beidräckung  des  oben  angedeuteten' Siegels  wird  jedoch  als 
^iu  unumgängliches  ErfordemSss  hiemit  ausdi^cldich  angeordnet. 

'    Die  k.  k.  Landesstelld  wird'  demnach  beauftragt,  die  'entspre- 
chenden Verfügungen  zu  treffen. 


I  .  •  >  .  ^. 


93f  Cf4U.^MimeterialeriäaB  vom  ISkJumlSBßy  Z.  t6i70t2'1857, 

«»- die  «litnMilifrehibilieNiiiigeii  tnOngin,  dann  «n  die  «»lMBfA-HdfHiler,'iraitf 

kroailseh-slavonlsilie.  Sütciatiwd, 

betPHtad  die  ZuweiMKioff  der  aus  dem  ReligünaflNidt  mr'BattaiMMii  dt»  Orund- 
enllastoBSsfondes  angewieseoen.ZelieDtsentsrhtdifaogaqQOtfn  ^n  die  Ad/iRlnistra- 

toren  erledigter  FMnden. 

Aus  Anlass  einiger  vorgekommener  .Anfragen  hat  daa  k,  k. 
Finanzministerium  den  Fiuanz-Iiandesbehörden  in  üng^aru,  sowie  in 
Kroatien  und  Slawonien  und  im  serbisch-banater  Yerwaltung^^^ebiete 

mittelst  Erlaases  vom  7.  Juni  1858, 2f .  ^^ ,  bedeutet,  dasa  di^  einst- 
weilen ans/ dem  Beligionsfi[^nde  fitr  Aechwmg,  ^^.^rvjoäm^MfWg^ 
fpades  .  angewiesenen  ZehentsentsohädigQiigfituoiton  de« .  F£mi^d«iüu^ 
8(a:atorefL.f&  die  Zeit  der  Admioistratiim  im  Öiime  diia  köiMgl,  jmg^ 
^hen  Hofdecretes  vom  11.  August  1816,  Nr,  10,616.|  ku^^naobt 
mittekrt  Verordnung  der  bestandeasn  ungaxiBC^.  ^ttbatter^i  :v«4d 
12.  September  181&,  Jfx.  24,792,  zuzukommen  i  hf^bßu. 

94)  Cult.'Minisierialerlüiis  vom  l5.  Juni  1858,  ^^  jf^, 

an  sSmnUlirlie  Llnderchefs, 
mit  welcbem  eine  Allerhöchst  g^enebmigte  Verordnung ,  betreirend  die  Erforder- 
nisse ZQ  dem  gesetzliefaen  Bestände   gelstltcber  Ofden  und'  C6iigregationen  ifi 
4k«tenr^h,  dünn  die  M  Abaelilleasttiig  von  necAtsgeacüttton  Ar  dieariben  «i 

lit0jlMcbtetdeii  Bedingupfen  Muuinl  gegeben  wird» 

In  Betreff  der  Erfordernisse  und  des  Nachweises  .des  ge^tdidien 
Bestandes  geiatliclier  Orden  und  Oongreg^tienen^  dann  4sr  Bedlngun* 
gen,>  welche  bei  Abschlaassanf  voni  KechtB.£fe8eliftften  Ar  dieeellMn 
«a  beobachten  •  sind,  haben  Seine  k.  k.  ApostoHsch^  Majdettt  W^ 
AllerUdister  KuCschliessnng'ivtilm  3i  Jnm  1858, 4ia  müifolgaiide  Ven* 
eddirnng  der  k  Jb.  llürifteriea  ütf'  €!idtw^^Mri;uüatortiiiit  ni  >te 


iwsti^Vßäf  lMitlgjtich.d«r  MSitftrgreuze,  d«i  Lk«  ArmM^lUmfCmr 


,f 


i-t 


jDuido  n  g«iiQbiiiigm  gHokik, 

leh  Anrne  siebt,  ^^t^  .....  di90e  VfMrordmiif  sor  Wisiea- 
sehaft  und  Damuchacbtimg  in  v^komnafndeB  inmktt  autr  ckm  Ba»- 
merkaa  somnittola,  daw  die .  B«0tuniiianf  dea  g.  7.  daiselhen  ^l^einen 
rndem  S^üt^  bf^t,  ato  eineraetti  die  fortgeeetete  Uebemcbt  dv 
TenpSgwps  4«r  geistUchen  Ordep  und  Ceiigrfe«tiM#a  mtd!  lUiderar«* 
seits  die  D^benfaehiuig  der  IrfWimg  der  Voracbrift  deä  Artfl^Is  XXX. 
des  Concordatc«  zn  ermögiicbf  n.  t 

Von  dw  Inbaltei  49r  besii)geiiep4  VerordtuBK  »ind  die  bocbwir* 
digoi^  k^tbcdiacbea  Ordinariate  des  wtenteb^idcit  Verwatttmgdger 
Metes  zu  yerstftndigen,  denen  es  obliegen  wird,  hievon  aa<$h  die  Vü^ 
stiiiide  dei  in  den  einzelneQ  Dipöcosen  beatebesdea  geistücbea;  Orden 
Qod  CwgregatiiQnea  in  die  Kennlpiiss  safutRen,  und  dieselben  nater 
Hinweiww  auf  fi.  5.  der  in  9ede  stehenden  Vemitdnnn  gaaflMrksatti  m 
macben,  dass,  falls  ibre  OrdeoBTCHrsebrTften  die  I^ocalebem  bei  BfA* 
gebnng  von  Seebtsgeecfaftften  besonderen  BesDhfftnknagen  nnterwerfea; 
sie  dieselben  den)  Waisterinm  fir  Cultas  und  UmtamAi  iaiWege  der 
politiacbpn  Irfmdesatelle  znr  Yenmlassong  dm:  allgemeinea  Verlantt- 
barnng  Turaolegen  baben»  indem  sonpt  wider  diq  OUtigheilt  der  cibm 
Beaebtoag  solpber  Bepcbvänfcangen  abgesehlossenea  Beehtsgeschftfte 
ans  den  Ordensstatnten  einei  ^wendong  nicbt  beis;sleitet  wevf 
den  könnte. 


'  .. 


1 1 


Verordtim^  der  Jifudgtmm  fm-  CuUne  und  üfOmrkht  undd^Ju$Hg 
umd  bmfii^i^  d^r  MUUärgmisef  de$  Jarmee''Ober^<Ja9hniahda:0«li$ 

wIllLtiMD.  for  den  gsnien  Umfans  des  Xeielief,  . 

bemn^iid  die  IrfordaniMe  snd  den  Naeli weisses  gtseftsIMMn  BcsicodM  getot» 
lieber  Orden  ond  Consregationen ,  sowie  die  Bedingangen ,  welche  bei  ANeliUaar 
soDf  YOQ  Rerbtsfesehanen  flkr  dieselben  %ü  beobficbten.^d.   > 

Anf  Gmndlagfl  der  Artikel  XXVHL  und  XXIX.  des  Ooneei> 
datss  wird  bezOgUcb  der  £iiifUimng  geiatUcher  Orden  und  Congna? 
gatioaeo.  wid^der  Ansftbuag  ihrer  Beftigniss  aor  AliseUieasiuig  von 
fieehiagesdi&ften  in  Folge  AU«rh(ksbster  .Bntaebliasaaag  vom  3.  Ja«| 
1858  hiemit  angeordnet,  wie  folgt: 

§.  1.  Der  Bischof»  ia  dessen.  DiAeese  die  Erricbtnng  eines  neisq» 
QrdnriuMiqes  beabsiobtiget  wird,  bat  von  diesem  Vorhaben  die  polir 
tisefae  iaades^teUe  (in  der  Militärgremse  das  Landes-Oeneral-^mr 
maado),JHi  «Keaoinws  am  setae»»  ^lefsnur  Yerftgnng  stahendea  Subairt 
tl^mam«^(mmtmrwii^wi  deruOrdea  o^..4i«  £wgregatioiii 


M        YMnff,  ■<)e^rr.  V^itrffln.  ttb«r  Terili^^nsrtcHlT.  SfelldHg  d«s  Iterts. 

urekher  d88  z«  gfrüildebde  Hatis  angehören  sMl;  tu  OesiemibH  tuM^li 
nicht  gesetzlich  besteht,  zugleich  über  cB^  ItfM^hHdife  Bestitigiing,  den 
-Benif  ^nd  die  Verfaesiing  dieser  geistlicheii  tCöiperschaft,  \mt^  Vor- 
läge  der  Stataten,' Aii^ininft  tfn  ertheilen.  ' 

§.  '2.  Handelt  es  sich  um  die  G^rflndnng  nenei^  Convente  von 
fn^stlicheu  Orden  oder  Congregatienen,  welche  ttf  Oestetreidi  bereits 
-gfeselBlich'  bestehen  und  ergeben  sich  nicht  ehra  besonldere  Bedienken, 
ä>'\it  Üie  politische  'Landesstelle  (für  die  MiHtftrgrenze  das  Landes- 
Oeneral-Ck)mmando)  ermächtigt,  dem  Bisdiofe  die  Kustimmmig  za 
g«eben ;  sie  hat  jedoch  l^von  -dem  IGsisteritim  *  flbr  OMm'  und  Untere 
rieht  (in  der  Militargrenze  deM  Armecf-Ober-Obfaimandö^  We  Aii^ge 
-««erstatten.  .•.;;..  i  ..,■!.  - 

'  '§.  8.  Handelt  es  sich  um  die  SbÜthrung  einer  in  OktettAth 
noch  nicht  bestehend^)  geistlichen  E!5rpet'schäfk, -oder  eingeben 'dich  be- 
sondere Anstftnde,  so  ist  die  Sache  dem  geAaltlnten  Ministeifmh  '(in  der 
M&itäirgrenzeim  Wege  des  Armee-Ober*Cömmando) -vorzulegen  und 
im  ersteren  Falle  wird  da^lbe  die  Allerhöchste  Sfhhissfks^ng  ein- 
holen. «Die '  A&erhOchfrte  Oenehmigung  der  Ein<&hrung  geistlicher 
Ord^n  und  Oongrogatiouen,  welche  bisher  in  Oesterreich  hiöM  bfstan- 
den,  wird  durch  dad  Reich^-Oesetz-Blatt' Irundgenmcht  werdeii. 

§.4.  Omvente,  welche  schon  vor  der  Wirksamkeit  des  ndt  A1I6^ 
höchsteöi  Patente  vom  5.  November  1855,  (Nr.  195:  des  Beichs-Ge- 
setz-Blattes)  kundgemachten  Goncordates  vom  18.  August  1855  hi 
Oesterreich  bestanden,  sind  auf  Grundlage  dieser  Thatsache,  welche, 
wenu'  sie  nicht  oÜeDkundi^  sehi  tollte,  durch  ein  Seugniss  der  poll- 
tischen  LandescAeUe  ^darzutbun  ist;  als'g«setz)i^b'beBt^end  ttttzMehen. 
Jene,  welche  nach  dem  5.  November^ i8S5  gegrflndet  wurden,  haben, 
wo  es  sich  um  üe  Darihuung  ihres*  gesetzlichen  Bestandes  handelt, 
naohzuweisenj  dass  ihre  Eüntuhmag  mit*  Zustimiirang  der  Begierong 
]^(iheMen  sei.  '      ' 

g.  5.  Die  in  Oesterreich  gesetzlich  bestehenden  geistlichen  Orden 
und  Cdngregatiotten  beiderlei  Geschlechts  sind  b«Mgt,  mit  B^bach- 
tuhg  der  gesetzlichen  Vorschriften,  und  beziehungsweise  der  die  Ter» 
Äusserung  dder  Beladtung  dM  Ehrchengutes  betreffendi^n  BesttnttwsngeB 
Sedhtsgesch&fte  abzuschliessen  und  namentlich,  iti  sof^eihrcOM^n«^ 
regel  es  gestattet,  Eigenthum  auf  jede  gesetzliche  Weise  zuerwethen. 
Hiebei  werden  me,  abgesehen  von  den  laufenden  Geschäften  ißs  g^ 
wohnlichen  Wirthschaftsbetriebes,  durch  ihre  Localobem  vertreten, 
welche  jedoch,  wenn  sie  der  Ordensverfassung  gemftss  einem  ProriiB- 
obenr  mterstehen,  ^h  fi6er  die  Zustimmimg  dessellNAi  ausweisen 
mOssen.    Ordlensvoi^hriften,«  ddreh  welche  die  LoeiiMMIm  ''hM<<  Bte* 


fim  Mr  MbMBiftn  4m  Cxom  m^  der  JuKtexiü  HJm  MM»  r     Ol 

ffänag  i«m  BedttiigaflcbSjEtep.  «w^rwattan  Baidaiiikviiigeii  unter- 
wddm  werden^  amd  dem  MuüstenlUD  f&r  Culti^a  und  Unterricht  vor- 
zohgn  und  werden  zor  allge^eiiiien  Keaotqisf  g^bl^^  ^M^Q«  .^91 
wider  die  Oiltigkeit  tqa  JBecI^eeohftftflft «  weMie  Mok  dieser  er- 
folgt«! Kjmidmaclmfg  füi^gvafd^ojwwi  nwdea«.  kann  9»  Mlchia  Sta^ 
taten  eifie  fiüa^eadung  hergeleitet  werden.. 

|. &  3ei  allen  Yei;luii)4|yjigeD) ,, wjeü^iin '>irg^rli«hiB ]faloUs-( 
und  aodem:  A^le^^nheiteD  vor.  den  iOffei^tlielien.  Mrtntai  igflpitogMi» 
teidee^  halten  die  c^rwJkhnten  Ordepaobem  über  diei9;ihtfe  SJgeaeehlA 
die  Bastätignngi  des  Biflchofea  ihr^a  Wohntttaes  beiaid^riateiL  Au 
Eigenthuiiserwerbiing^JI;  f|ird  dai;  BiadMl  zaigleiohteeengim,;  da*  teri 
betreienden  geietlidien  IpSrperscbaft  hiezn,  ihrer  Otr^mnegd  gieniai^i 
die  Befihigang  zustehe.  >  i.t  • 

^7.  Den  mit  d#r^FAhraQg.i4tf(0J6Bntliohen  Bäeher  betfanten 
Behöi^en  li^  es  ob^  yon  je4er>  Srw#rbtuig  «nbeiweglieher  Gfitar; 
daitli  geistUcihe  Qiden  .{ideir  (iJo^f^gatiiown  ^^r;  politiiehen  LaAdee^ 
siäk  (in  der.iMili^irg^fenae  ;de]9:I|Wd«MIeieEal-C0miMmlo):die  Au 
zeige  n  erstatten.  Daaaelbe  fat  bei  jjlen  Veifadenapgen  hinatohliirii 
des  in  die  öffentliche^, 3Qdier  eingetragmen  nab0wegliche»iEig»D»' 
thnmes  solcher  {E!o|cnBa:si4ia|ben.  an  gmkßkM^  eaMau^ig  afeh^HBi  efahe* 
Toftogienuig  oder  .w^;Uni^r.fiar  eine  9i9la^^  '> 

Ammerkung.    Bnaesduütet  In  das  Reiebs-GeseU-BUlt  vem  Jatirt!  ISOSi 

Hr.  95.  ScUe  sea. 


1<  ifi  dM  Armee-Ob^Cominaritfo,  t:  an  den  Josdtmitihcer,      ' 
■kweliiMr  *  veraiisteaea*B.aMscefMv»f«MliMiiir  dem^Armee^Ob^r-Ceinmande 
w  w<te^veraileopiiHig;iidem4uMlMiiiater  saititeiiBCiB^ 

adj  !•'  Dh».  ¥pp,.4m.4ObUpb09;  k  .k..Aniee-Obai^  ge«-> 

wöBflchte  Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  g.  14  dei.  die  Aß* 
litäigrenze  angehenden  kaiserlichen  Patentes  vom  7.  Mai  1850  (Beichs- 
668etz-01atl.N]^243.>hat^««i.dem§L5.>der  äbeohriftliiib  mitToIg^den 
Vennrdnnng  ihren  Ausdru^.geftmdenv  'mfelge  dessen  geistliche  Orden 
^  Congregatmeft  nur!  mit  fieobachiiing  der.  gesetaUehe*  Vor- 
^^^loiftea  ffigfnjkbuop^ .W leiiwerbw.b^aditig^t  siiid.  :  .< 

ad  .SS,  ikdlten:  #E  in  ü^^e.  dar  Besldnunung  dei  g«  5.  der  «v^ 
^^teo  Y«E^i|]|SB  Or()^na?assabrifk^  Y<»)gdegt  wenien«  wefadm  ditfi 
^lobem  einzehm;  r^g^lfcw  OeiMseaeshaOeni  bri..Bingehnng*T(eft 
^ta|geao)iftftm{b|WPilde^  untMweiflBn«  so /'werde 

ich  es jiü^  angeteg^lt  sein  la£Hse|i|i..ne^t.. der  aUgemeinenilVtdanbti 
l^ttuig  ;^gpdig,.IVwfd>rftnkBpgan«  aumb  inabesondere  .dieiigefiUügaiiUdM 


oB^     V(0f4fi{^y  9M(ot^*  ^MMAr."flb<Sr'  i^M*iB(%  6iisr€dM.  cMnranff  des 


-  (•■ 


!•    .        .•        I        •« 


•11  die  smttbafterefi  in  Venedig, 

b^tt^end'  di^  Aitf^rftelbe '  der  Erben  des  etnem  kii(nken  t^farrer   belgegebenen 
>:     iHllftprteirert  «oT  <deii  denseHmi  getalMtideli  GiaMt: ' '     " 

Der  Gtohirtt  der  doii  dMdienteti  Pfiirrthi  beigegpebiiildili  'Hilfi- 
priester  wird  nieht  diesen  Hb  eolcheö,  soodeni  ztitAge  Aile^Schster 
BntBolilieBiriQg  TOtt  20;<  Jtener  1844v'I{bjR»iizl6iztthI  2415-1644,  den 
deM0iakeiiiPftuTmi,'>iMIclie  fai  imter  Iflnfle  zote  üfilt^l&lt^  dieser 
ntflipffiasMr  ben^fed  sind,  al9  eine  TTÄte)«tMznng  zum  Behidfe  des 
UBjBfesctaiiikifeii'  Qemndee  der'  Conghia  ton  Lib  ital.  500  gd^stet, 
mA  diei  Pflitrar  Mbbn  die  belgegebenen  Hüftpriester  so  lange  aas 
ibMis  BigeMi  m  lAtteriialteki,  aib  «»er  dte  BewilKgnng  diteer  Unter- 
stfltsnng  nicht  abgesprochen  wnrde. 

•'  Wehn'  daher  in  'der  AIlerli9chrten  tintsehliessnng  ansdrOeklich 
wa  einem  Gehalte  des  beizugebenden  Hilfi^rieeters  die  Bede  M  tind 
deerieft  Semeenin^  mit  jährliche  Lke  aiosit.  800  etirtLhnt  wiid,  so  ist 
ontte  Oehak  nur  dae-GeMftqmvalent'  flbr  den  landesfiblichen  XAiterhalt 
(Uf^HiUbpfiestor  ml  vetetehen  und  in  d^  Ziffer  dieses  Üntethaltsbe- 
tnig)wiin«r<  die  Cjuienr  Kot  die  ^it  berrilli^ende  Ünteretfitztangf  zo 
eiMicbeii,  üb  jedoch*  keittiMf  wiiB 'immer  gearteten  Aüspilidh  auf 
diesii^.Zifbri,  SdteM  dfir  HlUliprieBter  'gegmilber  deih  StalatsediatKe 
iimlnrirt:  •   ..     •     . 

Demzufolge  wird  das  Gesuch  der  Erben  des  Hilf^Hesters  .  i . . . 

zurückgewiesen  i^4<^\^  ^^'^f'^)»  ™  l^^^^^t'^li^i^^  Ansinnea 
eine  Angelegenheit  sei,  welche  sie.  au3spblieflsüph  mit  de^p  Pfaner 
^^^8z^^\ff^SI^  b^ben,.  falla  sie  naoh  weisen  kianeB,  data  ihroai  fitUaiser 
X9Ü  /dem  iFüm&r  der  landeaiUiche  Usterhalt  pro  rata  temperls  in  ns- 
tms  aickst'  beigestellt  oder  kein  enteprechendes  Oeld&qniVÜebt  rerab- 
feijift  worden  sei  ^ 


•  t 


I  1 


n  .  ..»6).  Gm.-Mhiiämal^rkt9si>m       Jmnil8Sd,Z.  lO^ä»^ 

.1  h'U    >,  ..  >ea  die  Alstthiltfiel  inSOiiiieii; 

-1'  /    i^lreffmd  die  nteMrlgUcbe  Miweüiinff '  einer  Cdngtui-Grgllazaag. 

Nach  den  besbelMnden  Torsdbiften  «Snd  Oongtua^li^gftnsnngeD, 
wriche<  lediglich  durch  geftnderte  'BlBreelmiÄigegrQndMtze  hervorgehen, 
da  pmeterito  dmreh  naohtrt^fliehe  AnweisnngeA*  nleht  ansragMiehen, 
asttdeniinnr.  solche,  die  auf  gams  itvigen  Daten  beruhen. 

1  <  Naehdem  mm  'atis  dem  BerieUte  tem  17.  Jnni  1858,  2.  28,047 , 
heivdrgAt,  >  dasB  der  Abgang  fon  .  .  .  .  :  .  an  der  Oongivsr  des 
Vni)piwecs  lu  >;  .  x- .  «  «  hleas  «n«<3MaidIiige  der  TerfeeMMebenen 
Berechnnngsgrundsfttae  MisrsmitMl^win^  hat  def  gdiiauJAtt^  HbrW 


Mf  dAtadkift^rsk  trom ;  Tag»  dbfi  htomtigeri  BilanM  i^tdMiw 
AflBpmtli.iitidiiaBrJEaim  MHUh  •aeinfir '.Bitten  ihm  ^iese  Cloiigi^f A^ 
gtafensg  ittjßhfaftglifch i&r  4i^  Seit  vom  &  Fehraar  1864/Im  lft...Aa^ 
gnit  1867>flMHg.aii.ima0tait  hm» Solge  gegeben  woittai. 

.   .       MMM#lr;stfttMl«nfaMlieilUftittfr«asliMi^      :^    .  .i   ^    '!•  ■  i: 
beittfl^.,idk  .AfflMiPne  «'t«««  NMrmv»lt0l8  .4Br  feai^eraHeli .  «et  <iied(|M) 

CoUegiatcapitel  ....  zum  Mitverwalter  der  TQflpyturiiUfip.fdejrt;  fiaobi 
...  •  ^.  ^^^^gt^  Kr<^B9t^/aii.  die(99m  iColl^giadeii^teL  bftieffßndfeii 
Beriokt^  y^«i,|5^^^  ia5|8,  ^,.11,803.^  wird  4a  derVoiHttwatlsTOg;,) 
daws.der  CapoRic^  .i.;,  ,•.  .(l4e.wth?fpn%e  ßfahiiH^p,!».^* Wirtin 

jp(Joch,;|W  I)i¥1W0mm4i*W«.  W  Jötofligfn,  4ew*ig«>x ?«lerij 

bedant^,  da^  <^i^  die  gi^^q^itige  ßlnfli^siißbiiM^  .d^r  kireWi^^i»,! 
sawi^i/*^F.iPplitwchf»  Behördcip  ^f  die  .VerwUJWg  Air  gwkliebeiy 
Qenefii^W  iA..i;Qg9Mii  ^s4  ^ii^nwdlage  dep  Cwoordates  i^getedm  £9^ 
lasse  Tom  13.  Jftimer  1857,  Z.  ^*-  <) ,  gemftss  dar  iMitvehralteri  der 

TempmlMii  i-d^  eri^gten  'iBemieibins  e^ts'  fmfntkXM^  Voii  der 
....  :fl«"liiM6Hin  üiAd  tdeztt  fail^er  eiä  M  der  Wiräididimft -^rfth^* 
reaer  Mntti,  «seA  ¥b«iiU(;IA<eH  ^  v^i^ciktnsicürdig^*'  IVtrtMcbaftsr«^' 

hemtfcr des  v<jr«M¥lmn^n 'Be&eHdateii,  «ii  Mstimmeii  seiii  irSrd:'    "' 

>  • 

9a>  (Mt^jriii<5tf0rtabiel^fiom  M.  Mi  186»,  &  tf^di^Oii    i^  y 

bHrelKnd  iHe^  Conp^Mt  ««tr  BnMieidünif  oecf  dkm  ttecUft  zo^  V^fwAltttns'Mt 
Localitlten.  einer  KtiTh^,.  welcbe  iBufj^ebOrt  hat  zoni  ^ottesdiepsüichef  Gelvraocbe 

'    " "  za'  dienen. 

Im  Siiipß  d^.Cpqcordat^s  ist  es  Sachß  der  Bisdiafe,  die  Be- 
äehungen:  den  eiozalnea  Kiieben  jhi  einander;  uaoh  Massgahe  4m  Kir- 
ebengetfelae  Jia  tegeb»«  in  welchem  Anbelara<;hte  die  jeiiei.Bflziehwte]{<^ 
beträffeDdea  Bechtsftlle  woix  Competeaz  der  kirohUpheii  Qeriißbtehwrk^ti 
gebdreot  über  dieselben  Nsopaeh.  ssu  Felge  ArUlo^  JL<  des  Cc^eefiöiatefi) 
der  kiifiUidie  JUehter  zu  erkewen  hat    . .       '  i    .   :.     ü 

la  d«m  TDcU^ttdea.  Faüe  ist  ea  ^ti^tig  gewordejii  obi  die^li^: 
eaUtätaa  delr  Kixflhe.'di  S.  Spint«,  W/elebe.  i»  J«hi»  liSOi«  .fiiifgeh|hr|) 
bat  aupafgottodiflttstlietaa.Qebraache  zu  dienen^^der  V^rmi^genswh; 

-^i'^n *—*_—-''•'•.!''.      *•       ^  ••• -.  ^j' » ■  •      .  .i  II..'    .:  ij 

Siebe  iircMi;  Bd.  XIV.  Seke  418  ff. 


'»*>*    '^i:.; 


64»     yeHki;  «Mem  iTtviiAi:  W»  «eflndg^lisieetall.  «CtfM|r  tft»  IMas:^ 

nttttM^  dar  Pfitfilkitcliie  tob  :  GostftUmgH  öder  46f  PfanlÜMlie  too 
BrofgBolägi»  unteratehen«  J)a8  Becht  hier&ber  an  «iitMdididen'  hat  der 
Bia($ho€i^oii'Yicei]za,  .imd  Iftast  Hieb  ior  dieses  Beehi  soiroU  der  oben 
ausgesprochene  ärundeate,  als  attckdieBeetiminimg  des  Ooneiliiuiis 
von  Trient  (Sess.  21.  de  reform.  cap.  7.)  geltend  machen^  durch  welche 
die  BisohOfe  ermäefatij^t  smd,  hadt  ihr^n  Qe&lleu  eih&die^üeficieii, 
auch  wenn  sie  eiMKi  BMion«te' itffitorsMIite^  iaisl  Sirchen,  die  bau- 
fUUg  Bind  «und  nekt  wiedisr  h^t^fSSteHt  ivwdeaJtGeaeb,  naieb'An- 
hdrong  aller  Interessenten,  in-  die  Mntteitkifich)9  Ödilr  in  eine  andere 
Eiioine  ttoiB^lbeto  od^  eines  benachbarten  Oiies  mit  allen  OfiUoIatieiiten 
ühd  Lastto»«i'üb«ttaieil.  '      :  .        t  • 

«  Bei  diesk' Sachlage  eriicht^hit  die  AiMcht  des  lOl^t^hM  obersten 
G^erichtshofes  begrfindet;  räMgfe  deren  ^le  Von  der  Prfttot  in  fioare 
aitt  28.  Februar  1856,  tt.  2282.,  und  aVn  16.  Juli  1857,  Z.  1B60.,  dann 
wtL  dein  OberUindes^eticht(§  zti  Venerdig  a!m  4;  Eebrnar  1858,  K.  1902., 
in  der  zwischen'  'der  YeM^geniSff  erwaltung  dei*  Pfarrkirche  von  Costa- 
liyi^  ittid'  dem*  Pftvrrer  Ton  Bi-ognoUgo  puncto  der  Zuständigkeit  der 
YenfBlIaBg  der  -Loealitdten  der  Sirdhe  di  S.  S{drito  StthwAenden 
Str^itsa/ehe  gefftllten  Sentenzen  iregen  AVgtog  d^  Conipeiteiüs  ati- 
nuUirt  iwerdea*  solleii.  -  ü  i.  .  ;  .. 

y ,.  .p^r  diese  Anaicht  des  i^Ucbepi.qb^stei«  OmehtehofiiK  ^piiebt 
anp^^  dep?  Uia^*^^  daas  ,iäb^!  diß  ;Rustte<Ug|g^ti  Mfleaaairttffftc  Kirche 
heieits.i^  Jahre  1749  durch. daa.geastlfebeiQhsij^ 
wurde  i^  ^it  ]^uckhU(^,  auf  die .  beaogi^o  Beatiiipw9g  des  G<»mü<* 
liums  von  Trient  die  competentia  fori  dadurch,  dass  die  Kirche  di 
S.  Spiriio  «n^ehdrtr  hak,  autn  ^tesdienetfishea  Gebraudie  n  dienen, 
in  Ansehung  dessen  eine  «Aendaining  akhi  ecUtten  hat,  als  diese  Kirche 
rm^X:  immec  als  ein*giei84Ucbee  Guik.  aagsseliw  uimL  behaadelt  .wd« 

99j  Ctdi.'Minist€9*idlnote  vom  19.  August  1858,  2f,  5342., 
an  das  Generalgouvernement  in  Ungarn, 
'  '•  betreirend  die  Be^flan^ung  der  Friedhöfe  ttiit  mumeD. 

'  /'  fifit  Bezug  auf  den  mit  d^  geschAtsten  ^Note  Tom  26.  Min  1868, 
%  1670.,  hieher  geleitetem  Bericht  'der  Oftter  StettfaalteieiabtiMäiiiig 
hat^man'  die  Ehre,  hiänrit  dem.  .:.<..  .>«U'er«rkJdo^fa,>:4aB8(ihter^ 
ortB  'gegen  Vlen  mit  Binvemebmen  der  Mehrzahl  der  ErzbiichOfe  uhd 
Bischöfe  des  Ofner  Yerwaltungsgebietes  ?en  >der  dftdr  Staithaltbrei* 
abtheÜunlf  gearieHten  Antrag,  die  Marken  der  Friedhefe  mit  Bfcumen 
(jild<icb' nicht  ObstbSateeii')  zn  bepflanton,  kein  Anstand  oimalte^  ror- 
sdsgeMftrtv  das8<  idie  diessfiUlige  Diircfafatoifag  aor  inik  Wege  des 
g&tlichen  Einwirkens  auf  die  Gemeinden,  keineswegs  aber  imperativ 
angestrebt  wird.  i  *      ..  ^  /</    . t  ..* 


tfcMMt.  IMI.^.-tHaMe^  Von!  »1.  kngvtsi,  7.  jl  U.  8eiM.  tBto.  ^        iB5 

an  simmtlidie  LäBderstelten, 

betreirend  die  PortoflreOieit  der  Üiensteorrespondenz  der  OstenreichisdieD  Ordeos- 

IMTOfioz  der  GeeeNirMt  Jera. 

Lant  der  im  bierortfgen  Einremehmen  erlassenm  V^rordnimg 
des  1:.  \.  Handelsminirteriimis  yom  24.  August  1858,  Z.  17,276., 
ist  die  Correspondenz  der  dBterreichJschea  OrdensproTinz  dto  QeBell* 
scbaft  Jesu  und  ihres  Provinziäls  mit  landesfBrstlichen  Behörden  und 
Aemtem,  wenn  ffieselbe  die  Ensiehung  der  Jugend  und  den  Unterricht 
znm  Gegenstände  hat,  bei  der  Auf-  und  Abgabe  portofrei  zu  behan- 
deln ,  doch  müssen  die  bezüglichen  Dienstschreiben  mit  dem  Siegel 
der  OrdensproTinz  (respectife  der  aufgebenden  Behörde)  verschlossen 
und  mit  der  Aufschrift  »In  Schul-  oder  Unterrichtssachen«  yerse* 
hen  sein. 


101)  (7td«..Jßfiirf»rioferto*Ä  wm  7.  8^ptmlbtr  1858,  Zi  14,839., 

«a  die  LandenregleraDc;  in  Kraltau, 

tietreflTend  die  Anweisung  der  Detefloasergldzang  der  Mendieantenorden  fQr  die 

Noviseo  derselben. 

Man  bewilliget,  daes  dm  Bettelorden  des  dortige»  Verwaltungs- 
gdbietes  die  Dotationsergän2iing  >f&r  die  Nomui  nicht  .wie.  bisher 
Tom  Tage  der  durch  die  landesforstliche  Behörde  erfolgtea  Aufiiahma- 
bewittiguBg,  sondern  Tom  Tage  ihrer  Einkleidnng  flussig  gemacht  werde. 

102)  Verordtmag  des  Ministerimms  für  Q^tw  und  Unterricht  vom 

24.  S^pkmber  1858,  ^  134J^l, 

ITHilg  fir  alk  Kroulinder  mii  A«snitf»me  des  lombardfach-veneüaniscbea  KOnlg- 

reicbes,  Daiinaliens  and  der  MiUlArgrenzq, 
Aber  die  Bebandtafls  der  Sebaldveracbreibungen  der  EnUaston^sfonde  fDr  das  auf 
geistliefae  GQfter  entrallende,  einen  BesuUMHbei^  der  betreffenden  PAr^de  bildendie 

EntscbSdigun^seapUal. 
(Wnrde  inb  Kr.  ISS.  in  du  ReicbB-Gksets-Blatt  vom  Jahre  1S5S  eingesebaltet) 

Zur  Sicherstellung  und  Wahrung  der  Integrität  und  der  eigenen 
Widmung  des  geistlichen  Vermögens,  soweit  dasselbe  ans  Schuldver- 
schreibungen der  Entlastungsfonde  for  das  auf  geistliche  Guter  ent- 
fallende, einen  Bestandtheil  der  betreffenden  Pfründe  bildende  Ent- 
Hchädigungscapital  besteht,  wird  im  Grunde  allerhöchster  Entschliessung 
vom  13.  Juni  1858  Folgendes  angeordnet: 

1.  Die  Schuldverschreibungen  der  Entlastungsfonde  für  das  auf 
geistliche  Güter  entfallende  Entschädigungscapital,  welche  der  beste- 
henden Yorschrift  gemäss  auf  den  Naniien  der  betreffenden  geistlichen 
Pfründe  lauten  oder  vinculirt  sind  und  der  Kategorie  lit.  A.  angehören^ 

kHkh  Ar  IlnkMiMk«  lY.  '  5 
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bü^eii  ^inen  Bestondiheil  dea  jätammyanDfligeQa  der  .PfrtDd?,  w4  un- 
terliegen allen  för  die  Krhaltong  und  Bewahrung  des  letzteren,  sowie 
all^;iq.Bezie^ni^g  a,uf  das  Becbt  und  die  Hodalit&ten  der  Nutzniessung 
dieses  Vermögens  bestabenden  gesetsdichen  Vorschriften. 

2.  Die  besagten  Effect«^  werden  daJher  insbesondere  in  das  Pfrän- 
den-Inientiir  nac)i  ihren  weamtUchen  Merkmalen,  au&unabnien,  die 
eatfalleRden  Zinsen  gegen  Quittung  des  Bezugsberechtigteil  vx  erhe- 
ben,  und  der  Betrag  der  zur  Buckzahlung  gelangenden  ausgelosten 
Schiildverschreibuhgen  als  Stammyennögen  wieder  fruchtbringend  an- 
^id^en  oder  zu  verwenden  sein. 

.  3.  Der  Staatsbuchhaltung,  welcher  die  Evidenzhaltung  und  Con- 
trole  der  Pfronden-Inventare  obliegt,  wird  ein  amtlicher  Ausweis  der 
in  der  Bede  stehenden  Schuldverschreibuii^en  der  einzelnen  Pfründen, 
sowie  seiner  Zeit  die  erfolgte  Einlösung,  mitzutheilen  sein. 

108)  (Mt.-Ministerialcrla$8  vom  1.  Oekber  1808,  Z.  ^~ , 

an  die  k.  k.  Stattbalterel  fOr  Nfederftsferrefdi ,  dann  an  den  Cardinal  FQrsterx- 

Mschof  von  Wien, 

womit  die  AUerbftcliste  Genehmiguner  der  BinfUhning  des  Ordens  der  SchnlbrOder 

in  der  Wiener  Erzdiöcese  Hekattnt  gegeben  wird. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  21.  S^teml^er  1858  iksben 
Seine  k,  k'.  Apostolische  Majest&t  die  Einfthrung  des  Ordens  der  Schul* 
brüder  in  der  Wiener  ftoterzbischöAicben  Diöcese  zu  gieaehmgen  und 
die  üebertragung  der  Verwaltung  und  Leitung  des  ¥/[aisenhauses  in 
Wien,  so  wie  der  Ertheilung  des  Unterrichts  an  der  daoBit  verbunde- 
nen Hauptschale  an  diesen  Orden  zur  Eenntniss  zu  nehmen  geruht. 

Anmerkung.  Dfe  oben  bezogene  AllerMchste  EnIsHiUessang  enlMlt  »«cli 
rolgenden  Beisatz:  »Ich  gewärtige  Jedoch ,  dass  kehie  solche,  den  Diinisceriellen 
Wirkungskreis  Qborscfareitende  Massregel  kOnftig  werde  ehigtieKei  werien,  bevor 
dsZQ  Meine  Genehmigung  erbeten  worden.€ 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Deber  itie  Befli^gimg  des  Klmis  an  politischen  Fragen« 

Yoo  Prof.  Dr.  Her^enrOttaer  In  WflrzburgO- 

Ein  sehr  schwieriges,  aber  auch  sehr  wichtiges  Problem  bildet, 
zamal  in  unseren  Tagen,  die  Theilnahme  der  Geistlichkeit  an  politischen 
Erörterungen  und  Bestrebungen.  Der  grosse  Kampf  Polens,  die  neue- 
sten Vorgänge  in  Italien  und  Frankreich,  aber  auch  in  Deutschland, 
ja  man  kann  sagen,  fast  alle  Erscheinungen  der  Zeitgeschichte,  ge- 
ben diesem  Probleme  eine  überaus  hohe  Bedeutung  und  je  höher 
diese  steigt,  desto  mehr  muss  derjenige,  der  darüber  zu  schreiben 
unternimmt,  das  ganze  Oewicht  sowohl  des  grossen  Problems  an 
sich  als  seiner  eigenen  Verantwortlichkeit  empfinden,  um  so  vor- 
sichtiger, zurückhaltender,  schüchterner  sich  äussern,  um  so  mehr 
bemüht  sein,  in  der  Lehre  der  Kirche,  der  heiligen  Väter  und  grosser 
Geistesmänner  dafür  feste  Anhaltspunkte,  sichere  Principien  zu 
gewinnen. 

Zunächst  stehen  sich  schroff  zwei  verschiedene  Ansichten  gegen- 
über. Die  eine  will  jede  Theilnahme  des  Priesters  an  politischen 
Dingen  gänzlich  ausgeschlossen  wissen,  weil  diese  ihn  seinem  Berufe 
entfremde,  mit  ihm  unvereinbar,  seiner  ganzen  Stellung  zuwider  sei. 
Sie  beruft  sich  auf  das  Wort  des  Apostels  (II.  TiuL  2,  4.) :  Nemo 
militans  Deo  implicat  se  negotiis  saecularibus  und  auf  die  Erklärungen 
der  Väter,  die  diese  Worte  allen  Lehrenden  und  Lernenden  in  der 
Kirche  gesagt  sein  lassen  (Chrys.  hom.  4.  in  h.  L  ^) ;  sie  beruft  sich  auf 
die  Woi-te  Christi  selbst,  dessen  Reich  nicht  von  dieser  Welt  ist 
(Job.  18,  36.),  der  den  Besitzstreit  zwischen  zwei  Brüdern  nicht  ent- 
scheiden wollte  (Luc.  12,  13.  14.),  der  nur  das  Eine  einschärfte, 
Yor  Allem  das  Reich  Gottes  und  seine  Gerechtigkeit  zu  suchen 
(Matth.  6,  33.),  auf  die  Haltung  Christi  und  seiner  Apostel,  die  sich 
in  keine  politische  Frage  einmischten  und  sich  lediglich  auf  ihr  Wirken 
^r  das  Seelenheil  beschränkten.  Sie  weiset  hin  auf  den  so  leicht  er- 
fegten Schein,  der  Geistliche  verfolge  rein  irdische,  weltliche  Zwecke, 
^f  suche  quae  sua  sunt,  non  quae  Jesu  Christi  (Phil.  2,  21.),  auf  die 


1)  Ans  dem  Bamberger  PaatorälhlaU  1864,  Nr.  a.  5.  7.  9.  Das  ton 
Herro  Ordinär.  -  Assessor  Th.  Koischcnreuther  vortrefflich  redi^irte,  darcb 
'^dihallfgkeit  and  MaDnlgfaUigkelt  aasgezeichnete  Blatt  erscheint  monatUch  drei- 
■^1  und  kostet  JShrlicfa  nor  1  fl.  12  kr.  rh. 

2)  Dazu  gehören  die  alten  cao.  ap.  7.  81  (al.  6. 80.)  Chalced.  t.  8.  und  an- 
i^^re  im  griechischen  Nomocanon  Tit.  YIIL  Cap.  IS.  and  Tit.  IX.  Cap.  82. 
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nachtheiligen  Folgen,  die  beim  ersten  Schritte  noch  lange  nicht  alle 
zu  ermessen  sind  nnd  im  Gewühl  der  Agitation,  im  Drange  des  Aa- 
gen\klick8,  in  der  Hitse  ,des. Kampfes  so  leicht  aberaehen  werden,  so- 
wie auf  die  ßrfahrungsthatsache.,  dass  die  in  der  Politik  in  unserer 
Zeit  thätigen  Geistlichen  theils  erfolglos  gearbeitet ,  theils  mehr  zer- 
ist(irt  als  aufgebaut  und  sich  vielfach  schwer  verirrt  haben ,  wie,  ab- 
geseheu  von  den  geistlichen  Demagogen  Italiens  seit  1848  und  noch 
mehr  seit  1^60,  das  Schicksal  eines  Lamennais  jmd  auch  nach  Mon- 
talemberts  Zeugniss^)  die  Misserfolge  des  edlen  P.  Lacordaire  in 
rraiikreicb  zur  Genüge  erhärten.  Eine  grosse  Anzahl  der  bedeutendsten 
Asceteii  und  Qeistesmänner  legt  in  den  beredtesten  Worten  dem 
Priöster  das.  Gefährliche  der  Beschäftigung  mit  weltlichen  Angelegen- 
heiten, das  Schlüpfrige  jeder  politischen  Wirksamkeit  sowie  die 
Pflicht  der  Zurückjs;ezogenheit  und  der  inneren  Sammlung  an  das 
fierz  und  die  Erhabenheit  der  geistlichen  Verrichtungen  und  Ver- 
pflichtungen, der  wir  nur  schwer  ganz  genügen,  scheint  von  Allem  ab- 
zumahnen, was  darüber  hinausliegt,  so  weit  es  nicht  absolut  notli- 
wendig  ist. 

Die  andere  Ansicht  dagegen  hebt  hervor ,  dass  der  Qeistlicbe 
nicht  bloss  Glied  des  geistlichen  Standes  und  Diener  der  Kirche,  son- 
dern auch  Staatsbürger  ist,  dass  er  auch  in  Erfüllung  der  staatsbürger- 
lichen Pflichten  den  Laien  voranzugehen  habe ,  dass  er ,  um  seinem 
kirchlichen  Einfluss  hinreichende  Geltung  zu  verschaffen,  gerade  nach- 
dem die  Entwicklung  der  modernen  Staaten  eine  von  der  mittelalter- 
lichen ganz  verschiedene  geworden,  das  Verhäitniss  von  Klerus  und 
Laien  ganz  umgestaltet,  dem  ersteren  die  Macht,  die  er  aus  seinen 
früheren  Standesvorrechten  und  Immunitäten  geschöpft,  durchaus  ent- 
zogen sei,  umsomehr  seine  staatsbürgerlichen  Bechte  geltend  zu  ma- 
chen sich  gedrungen  sehen  müsse.  Dazu  liege  es  in  der  Stellung  der 
Kirche,  mit  jedem  erlaubten  Mittel  darnach  zu  streben,  auf  die 
menschliche  Gesellschaft,  auf  die  socialen  und  politischen  Verhältnisse 
veredelnd  einzuwirken,  wie  es  gerade  im  Mittelalter,  wenn  auch  in  an- 
derer Weise,  geschehen  sei;  gerade  die  Gründe,  die  man  heutzutage 
mit  allem  Grund  fär  die  zeitliche  Herrschaft  des  päpstlichen  Stuhles 
geltend  mache,  seien  ganz  geeigenschaftet,  einer  politischen  Thätig- 
keit  der  Geistlichen  das  Wort  zu  reden.  Der  Klerus  werde  ignorirt, 
wann  er  die  gegebenen  Zustände  der  heutigen  Gesellschaft  ignorire, 
er  schwebe  in  Gefahr,  das  Vertrauen  des  christlichen  Volkes  zu  ver- 


1)  PÄter  Lacot-daire,  geJtliHdert  von  dem  Grafen  Montalemberr.  Ueberscm 
VOD  B.  M:  ^Bieai.    MQDSter  t862f.  S.  129  r 
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fiera,  wens  er  in  den  fSar  dasselbe  brennenden  Fragen  bloss  den 
stommeo  Zoschaner  nnd  Beobachter  spielen  welle.  Sei  es  das  nn-i 
«ugMirte  Ziel  aller  der  Eiidie  feindadigen  Beetrebuigen,  die  Wirk- 
samkeii  des  Priesters  rein  anf  die  Wände  der  Ootteshftoser  ta.he^ 
sehriaken  nnd  um  im  öffentfiehen  Leben  ninndtodt  en  machen^  so 
könne  dem  nnr  erfidgreieh  entgegengetreten  werden,  wenn  der  Pri^ 
ster  aadi  von  seinen  bfirgerliehen  nid  staatsbürgMioken  Kediten  g^ 
hörig  Gebraoch  macbe  nnd  seinen  innigen  Antheil  an  ADem,  was  die 
aatoen  Staatsbürger  bewegt,  lant  an  den  Tag  lege.  Dass  einzelne 
OeistKclie  bierin  nicht  immer  den  rechten  Taet  gezeigt,  Fehlschritte 
gBmaeht,  keinen  Erfolg  ermngen  haben ,  sei  kein  Qmnd ,  daas  alle 
Oosüiche  sich  ganz  nnd  gar  von  dem  politischen  Leben  zurflckzOgen ; 
mA  durfte  nberiumpt  kein  Laie  mehr  diese  Arena  betreten ,  da 
aA«a  die  Stftnde  sidi  conpromittirt ,  sonst  wfirde  man  mit  dem 
ttflsbrradi  anch  den  vemtii^tigBn  Gebranch  anfheben.  Wie  oft  Iflest 
aek  durch  ein  wohlerwogenee,  anf  ernste  Gr&nde  geetfitstes  Att& 
Mm  eines  geistvollen  nnd  erfahrenen  Mannes  —  nnd  deren  gibt 
68  Dicht  wenige  unter  dem  Elems  —  Schlimmes  verhfiten  und  Gutes 
dorebetzeni  Wie  oft  muss  sich  der  Geisliche  ftag^ ,  ob  er  sich 
foM  durch  Schweigen  und  Zurfidchattuüg  aus  übertriebener  Aengsb» 
lidkkeit  an  dar  ganzen  Gesellschaft  wie  an  den  Pfliditen  seines 
SboideB  versündige  und  nicht  von  ihm  der  Satz  gelte :  Facti  odlpam 
labet,  qni  quod  potest  negligit  emendare!  Wenn  aber  der  Geist* 
liehe  sich  airf  diesem  Felde  bewegt  non  dominandi  oupititate ,  sed 
officio  consulendi,  nee  principandi  snperbia,  sed  providendi  miseri* 
coidia,  wie  der  hl.  Augustin  sich  ausdrfiokt  (de  Giv.  Dei  XIX.  14.), 
30  wird  jeder  Verdacht  gegen  ihn  schwinde,  die  Kirche  wird  in  ihm 
geehrt  und  verhmidfcht.  Endlich,  sagt  man,  sei  in  den  Canonön  eine 
^Qvt^  Thftti^eit  nicht  untersagt  und  die  verbotenen  negotia  sae^ 
Solana  keineswegs  hierher  zu  beziehen^).  * 


1)  Der  heil.  Karl  Borromins  sagt  in  seinen  Ermalinang:en  an  den  Kleras 
(S.  CaroU  Borr.  Paatonini  instmetion^a,  monttfones  etc.  ed.  Weslboff.  Monasterli 
VMpt  lese  p.  il4.  SI6.):  SaecelarllMa  vero  ntgotiis,  at  est  Pauli  Ap.  praeeef^ 
*<■«  ne  YOa  isHilleate.  A  a^utniB  generi»  mereaiura,  quaeatuoBa  onrni 
^oUatUme,  praedieram  condacüone  tam  ailis  prorsoa  cavHe  etc.  Die  meiaten 
^  hienir  angenhiten  Vlteratellen  (a«  B.  M  tSratian  dist  SS)  reden  Ton  Handel, 
<>«vnbcB,  Kriegadienstea.  Viele  Stellen  der  Aaceten,  auf  die  man  aicb  l>efuft, 
*Meii  n  viel  beweisend  aein,  da  sie  die  Einsaskeit  loben  and  diedefsbr  Jedes 
^tafiebai  Wirkeaa  darstellen,  aneb  die  der  üebemabme  des  Epbeopata.  Greger 
^  Grone  liat  in  seiner  Pastoral  P.  I.  c.  4.  den  Sats  aosgf fObrt :  ^od  plerumqae 
*w^tlt  regfanials  soHditatem  dissipet  menUs,  aber  an  Scbleaae  ansdrQeklleb 
^fligt:  Haec  proferentes  non  potesUUem  reprebendimua,  8eA>ab  appetflii  IHias 
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Eb  l&88t  sich  moht  rerkennen,  dass  den  beiden  hier  angefthr- 
ten  Ansiohten  viele  und  gewichtige  Wahrheitemomente  zu  Gnmde 
liegen,  so  sehr  sie  sich  such  entgegengeeetet  sind;  es  ist  tmKw«ifel« 
hafk,  dass  die  Gegenwart  eine  ernste  Prüftmg  des  Wahren  mid  des 
Falschen  an  ihnen  dringend  anr  Pflicht  macht ;  bei  strenger  Durch- 
äirnng  der  ersieren  Meinung  könnte  sich  eine  fOr  die  religiösen 
Interessen  verderbliche  Passivität  ihrer  berechtigten  nnd  verpflichteten 
Vertreter,  bei  nnbedingter  Annähme  der  letzteren  aber  eine  wo  mög* 
Hch  noch  nnheilvollere  Yerirrnng  nnd  YielgeschUtigkeit  der  Geist- 
lichen ergeben,  dort  könnte  leicht  durch  sn  wenig,  hier  durch  tu  viel 
nifttigkeit  geiehlt  werden. 

Es  wird  also  zunächst  daranf  ankommen,  die  richtige  Vermitt^ 
Inng  zwischen  diesen  beiden  Standpunkten  zu  evchen.  Eine  er- 
sdiOpfende  AusfBhmng  wftrde  ein  ganzes  Buch  erfordern;  hier  eoHen 
nur  einige  Andeutungen  gegeben  worden.  Ein  fast  unflbersehbares 
Gebiet  erölTnet  sich  uns,  wenn  wir  auf  die  versdnedenartig  gestalteten 
realen  Yerhältnisse  zwischen  Ejrche  und  Staat  in  den  einzelnen  Län- 
dern sowie  auf  alle  hier  einer  Erwägung  würdigen  Punkte  eingehen 
wollten;  es  wird  genügen,  wenn  wir  im  Allgemeinen  uns  Staate 
denken,  wie  sie  dermalen  in  Deutschland  bestehen,  fiut  alle  mit  con- 
stitutioneUer  Verfassung,  weim  wir  an  der  Hand  kirchMciier  Autoritä- 
ten die  wichtigsten  Fragen,  die  hier  auftsudien  könnöi,  m  das  Auge 
fassen ,  und  das ,  was  ans  kirchlichen  Autoritäten  hiertber  als  fsst- 
stehend  angenommen  werden  kann,  in  Kurze  erörtenu 

Wir  können  aber  den  Geistlich»  in  dreifacher  Beziehung  fassen: 
1)  nach  seiner  reinkirchlicben  Stellung,  inwiefern  er  Glied,  Diener, 
Beamter  der  XSrche;  2)  nach  seiner  Stellung  im  Staate,  inwiefern  er 
Angehöriger  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  Staatsbürger  ist;  8)  nach 
seiner  besonderen  Stellung  im  Staatsleben,  inwiefern  er  etwa  auch 
Diener  des  Staates,  Staatsbeamter  sein  kann.  Es  wird  diese  Unter- 
scheidung viel  zur  Klarheit  und  Bestimmtheit  unserer  Erörterung  bei- 


eerdis  inflrmttatem  maolmos,  ne  imperfecii  ^iqae  cuttien  «rripeie  regimlais 
mdeant  ei  qot  in  friinit  sfanles  litabant,  in  praetipttl  pedtm  ponanL  In  den 
folgenden  zwei  CspUeln  bandelt  er  dann  von  denen,  die  ans  Liebe  zu  ilirer  eise* 
nen  Rabe  und  Ton  denen,  die  «ot  nerantb  dem  Hirtenamte  za  entirelRn  soeben, 
In  der  P.  If.  c.  7.  (adelt  Gregor  nur  die,  welcbe  tote  oordls  adnisn  saecilaribD» 
coris  tnservinot  nnd  will  nur  Beeintraebilgong  des  Hirtenbemfli  vermieden  and 
darin  Mass  gehalten  wissen:  soütcilodo  ergo,  <|oae  sabdiiis  exteriue  tependltnr. 
sfli6  certa  necesse  est  menaura  teneatar.  Er  sagt  von  den  geistlichen  Vor« 
Stehern  ausdrQckikh:  Habere  qoideffl  soHicitodines  eiteriorea  debent,  aee  taann 
eis  vehemer  laambere.  >    . 
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tragen,  die  wir  übrigencr  nur  als  einen  Versnch  nnd  eine  reine  PrivE^ 
arbeit  betrachtet  wissen  wollen.  Es  m&ge  uns  anch  geetattet  Min, 
ron  einer  strengeren  Unterscheidung,  die  bei  einer  eingehenden 
wissensefaafflichen  Abhandlung  am  Platze  Mre,  hier  Umgang  neh« 
mend  den  Ansdmck  »politische  Thätigkeit«  im  weitesten  Sinne  zn 
fassen,  wie  er  auch  im  gewöhnlichen  Leben  gebraucht  wird. 

Wenn  wir  den  Geistlichen  bloss  als  Diener  undJBeamten  der 
Kirche  betrachten,  so  kommt  ihm  als  solchem  an  sieh  kdnerlei  poli- 
tische Tlifttigkeit  zu.    Staat  und  Kirche  sind  verschieden  und  nach 
den  Qnmdsätzen  der  Kirche  soll  sich  die  eine  Gewalt  nicht  in  das 
Gebiet  der  anderen  einmischen"^).    Die  Päpste  der  letzten  JahrfaufH 
derte  haben  in  der  richtigen  Einsicht,  dass  die  Entwicklung  der  mo- 
demmi  Staaten  ganz  und  gar  von  der  des  Mittelalters  verschieden, 
die  Grundlage  des  weltiichen  Hechtes  eine  ganz  andere  geworden  ist, 
sorgfältig  selbst  den  Schein  einer  Einmischung  in  rein  weltliche  An- 
gelegenheiten vermieden.    Was  von  der  Kirche,  das  nmss  von  den 
Trägem  der  Kirchengewalt,  was  von  den  obersten  Hierarchen  gOt, 
das  muss  von  den  untergeordneten  Priestern  a  fortiori  gelten.    Es 
gibt  femer  heutzutage  keine  eigentlich  katholische  Politik,  sondern 
nur  eine  Politik  einzelner  Katholiken.    Die  Kirche  gibt  uns  kein  fer- 
tiges politisches  System,  sie  gibt  sich  nicht  ab  mit  der  Verfassung 
und  der  Gesetzgebung  der  Staaten^,  sie  kann  unter  jedem  Staate 
leben,  sei  er  Monarchie  oder  Republik,  sie  pre4igt  in  jedem  Lande 
den  Gehorsam  unter  die  bestehenden  Obrigkeiten  und  Gesetze  ^.  »Ob 
der  einzelne  Begent,  ob  die  bestehende  Regierangsform  dem  Willen 
Oottes  entspricht,  nicht  das  ist  die  Frage,  sondern  dass  der  bestehen- 
den Obrigkeit  zu  gehorchen  sei ,  lehrt  die  Kirche  ihre  Glieder ,  und 
muss  sie  dieselben  lehren.    Die  Legitimitätsfrage  als  solche  ist  dess-^ 
halb  kein  Gegenstand  der  Erörterung  Ar  die  Kirche.    Besteht  eine 
Obr^keit  und  ist  als  solche  erkennbar,  so  darf  der  Katholik,  das  lehrt 
ihn  seine  Kirche,  wenn  es  die  seinige  ist ,  nichts  activ  unternehmen, 
^as  ihren  Sturz  herbeiführte*).«    Diese  Pflicht  des  Gehorsams  und 
der  Unterwürfigkeit  auch  unter  übelgesinnte  und  tyrannische  Obrig- 
keiten haben  die  Päpste  fortwährend  eingesdiärfl^);  abgesehen  von 
den  älteren  Erlassen  und  dem  Schreiben  Gregors  XVI.  an  die  Bisehffe 


•  » 


1)  Vgl.  PhWips  KU  U  i   105  ff.  S.  184  ff. 

2)  Uistor.  pol.  Bl.  Bd.  lY.  S.  764  ff.  r 

a)  Pkmip9  a.  a.  0.  i  108.  S.  454  ff.   ScltuUe,  Lplirbueb  des  KR.  S.  12a. 
'*».  in.  IV. 

40  Sek^U€,  System  das  KR.  &  434. 
ö)  PhUiipi  a.  a.  0.  S.  455  ff. 
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Gttlwens,  handelt  hieTon  Pins  JX«0  aifsdrfickUcb  in.  den  £acycliken 
yßm  9.  NovBmber  1848, 8.  December  1849,  vom  2ß.  VSarz  186Q  und 
90Q8t  öfter;  namentUch  gaben  die  Vorgänge  in  Polen  and  Italien 
das«  reichlichen  Anlass.  Diese  Unterordnung. nnter  das  burgdrliche 
Gesetz ,  wie  sie  die  Kirche  Torachreibt,  besieht  sich  allisrdiiiga  nicht 
direkt  auf  die  gaisjQichen  Fonctionen,  in  denen  der  Kleriker  Bor  der 
Kirche  nntenrorfen  sein  kann;  aber  sie  ist  sqhoi^  hier  zu  erw&hnen, 
inwiefern  sie  als  der  von  der  Kirche  zunächst  ausgesprochene  poli- 
tisdbe  Grundsatz  erscheint  Da^s  die  Politik  .an  sich  den  .Kiitehenbe- 
amten.  nichts  angeh0,'  isb  ebenso  gewiss,  als  es .  unzweifelhaft  iat,  dass 
er.  sich  auch  als  Kirchenbeamter  um  diejenigen  weltlichen  Gesetze  zu 
kummem  hat, .  die  sich  auf  die  im  Interesse  der  Kirche  geforderten 
Givilklagen  und  &berhaupt  auf  alle  Verhältnisse  bürgerlickür  iiud  po- 
lit^cher.  Natur  beziehen,  welche  die  Kirche  irgendwie  berühren  ^). 

Es  lässt  sich  aber  allerdings  von  einer  christlichen  Politik  ^)  in- 
sofeme  .reden»  alsi  eine  Summe  von  Vorschriften  der  christlichen  Ethik 
vqrnunftgemäss  auf  die  Politik  ihre  Anwendung  finden  soll ;  die  mora* 
lischen  Sätze ,  welche  das  Verhältniss  der  Individuen  regeln ,  sollen 
anch  jfur  die  Staaten  und  die  Völker  gelten,  wie  auch  dieselben  Neig- 
ungen und  Bestrebungen  hief  wie  dort  sich  finden  qnod  in  sii^^ulis, 
id  est  in  popuUs,  sagt  Cicero  (derep.  IIL  18.);  die  Principien  einer 
ebristlic^ien  Politik  fallen  zusammen  mit  denen  der  christlichen  Moral. 
Wo  nun  auf  dem  Gebiete  der  PoMtik  Bestrebungen  und  Erscheinungen 
m  Tage  iareten,  welche  die  der,  Kirche  anvertrauten  Wahrheiten  des 
Glaubens  und  der  Sitten  antasten  und  das  Heil  der  Seelen  gefidirden, 
wo  Politik  und  Gesetzgebung  den  von  der  Kirche  gepredigten  Grund- 
sätzen entgegentreten,  deren  Bechte  bedrohen,  da  muss  die  Kirche 
sich  allerdings  um  die  Politik  bekümmern,  da  muss  sie  frei  ihre  war- 
nende und  belehrende  Stimme  erheben,  da  dürfen  ihre  Vertreter  keine 
stummen  Hunde  sein,  die  nicht  bellen  wollen,  da  gilt  das  Clama,  ne 
cesses  (Isai.  58,  1.),  da  gilt  das  Insta,  opportune,  importune  (IL  Tim. 
4,  2.),  da  gilt  das  Wort  des  heiligen  Ambrosius  (ep.  46.  ad'Theodos.): 
Non  est  sacerdotale,  quod  sentiat,  non  dicere..   Nihil  in  Sacerdote  tarn 
penculosum  apud  Deum,  tam  turpe  apud  homines,  quam  quod  sentiat, 


1)  AcU  PH  IX.  vol.  1.  p.  16.  210.  211.  Archiv  f.  KR.  VIO.,  15S. 

2)  Schulte  Quellen  des  KR.  S.  522.  523.  Lehrlraeh  S.  140. 

8}  Bossttet  bat  einen  grossartlgen  Versocfa  gemadit,  nach  der  heiligen 
Scbrift  eine  cbristllche  Pofietk  berzostellen.  Die  Conferenzen  des  HieatlDers 
Ventura  von  1857  mit  dem  Titel:  „Die  cbristliebe  Politik''  (dealMb  von  Dr.  KOIb. 
Mainz  1858)  gaben  liein  solebes  System  dnd  leiden  an  vielen  BlnsdiigkeileD. 
Vgl.  blstor.  poL  El.  Bd.  XLV.  (1860)  Heft  5—9.   •'.'..     V    * 
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non  ttbere  demutiare  mahr  aia  je  i).  UdurigNifl  werden  es  auch  hier 
zanftchrt  die,  zor  I^eitiuig  dcor  Kirche  bemfenßii  Biechtfe  eein,  die  feier* 
]]fih  ihre  Stimme  erheben ,  die  £99te  Nomieii  an  die  Haad  geben 
iBQBfleo,  nach  denen  die  einzelnen  Priester,  stets  der  hier  nothwendig 
za  beröcksichtigenden  hierarchischei^  ünterordanng  eingedenk'^)  ihre 
Bischöfe  am  Bath  zu  fragen  nicht  ermangeln  werden;  im  Aneehloss 
an  sie  wird  gich  aoßh  .der  fiibrige  Elenis  änasem  nnd  da,  wo  er  beson- 
ders ober  SipaelAeB  m  ni;^eilen  befähigt  lat,  desto  lanter  sich  regen. 
Bei  der  Frage  z.  B.  aber  die  Trennung  der  Schale  von  der  Kirche,  wie 
sie  dennalen  in  Baden  ?entilirt  wird ,  iat  der  Pfarrklerua  besonders 
Qompettnt  nnd  bei  der  in  manchen  deutschen  Staaten  vorgenommeneik 
Beyifliea  der  Qesetzbiiioher  wSre  vor  deren  Zustandekommen  eine  MBn 
gedehntere  Aufiperksamkeit  der  Geistlichen  und  die  schärfere  Herver«i 
hebang  ihrer  Erfahrungen  und  Wünsche  vielfach  sehr  zweckmässig  ge-^ 
weeen.  'Sutwem  und  insoweit  die  kirchlichen  Orunda&tze  in  der  Po- 
litik zar  Sprache  kommen ,  hat  der  Greistliche  als  solcher  Ach  lebhaft 
um  dieselbe  zu  interesairen  ^).  Bs  ist  das  keineswegs  selten  der  Fall ; 
denn,  wie  schon  oft  bemerkt  ward,  birgt  fast  jede  grössere  politische 
Frage  in  sich  eine  theologische  ^).  Aber  die  Stellung  des  QeistUchen 
als  solchen  zu  dw  politischen  Frage  bleibt  zunächst  eine  mehr  nega«* 
tive,  das  Schädlidie  abwehrende,  wie  sich  von  selbst  versteht,  mit. er- 


1)  Caroli  Borrom.  Monil.  I.  c.  p.  sze«:  SizO  increpatione  Cvos  mouet  S. 
Gregorius)  reticaeritis.  quia  conlrt  vos  odia  insurgere  reformidatis,  ,non  Jam  Dei 
lacra,  sed  vestra  quaeriiis.  Nod  maledictis,  non  vexationibus,  non  calumniis,  qoq 
«ttcojas  generis  contomellis,  illud  vel  {ncrepaddl  vel  palam  arguendf  ofQciam  de* 
salte,  modo  ChriMi  glorfae  et  aniniarum  saluti  serviatis.  Rarsus  non  aocapandae 
homtaran  sraüae  stadlo  id  agere  desisiite.  S«rvts  Uei  non  fsaem,  sl  bominlbaa 
placerem,  inqaU  Apoatolus  (Gal.  1,  10.).  Vae  vobis  tacentibas  aut  difaimulantibos, 
si  grei  corae  vestrae  commissus  perierii! 

2)  Gregor.  XVI.  Encycl.  d.  d.  15.  Aug.  1832:  Est  aatem  singuloram  Cpi- 
scoponim  Catbedne  PetrI  fldellssime  adfaaerere,  depositam  sanete  religioseqne 
costodire,  et  pascere,  qui  in  efo  est,  gregem  Del.  Presbyter!  vero  subjecti  slot 
•portet  Ekriwopia,  qnos  ull  animae  parentes  snseiptendos  esse  roonet  Hterönynos 
(pp.  ad  Nepot);  nee  anqoam  obliviacaniur ,  se  vetustu  etiam  canooibiv  vetari« 
qaidpiam  in  swieepto  ministerio  agere  ac  docendi  et  concionandi  rounus  sibi  su- 
mere  sine  sententia  Episcopl,  cujus  fldel  popuJus  est  creditns,  et  a  quo  pro  ani- 
Hiabos  ratio  eiigetitr  (c.  ap.  8S.).  Ceriom  deniqoe  firmumqne  sit,  eos  omnes.  qui 
adversos  praeatiiuaMi  bonc  ordioem  altqald  nioliancor  statoib  Ecdesiae,  qoantom 
in  ipala  est,  periorbsre. 

a)  Beilarmin.  de  Rom.  Pontif.  V.  6 :  Spirltoalis  po(esta.<i  non  se  miscet 
temboralibus  negotiis,  sed  sinit  omoja  proeedere,  dummodo  non  ob5int  flnl  splrl- 
loali  aal  non  sint  necessaria  ad  eum  ronsequendum. 

1)  Vgl.  den  Aufsatz  »Theolcraiin  und  Galllcanlaroos«  In  il<*n  bistor.  pol- 
Bttttem  Bd.  XLV.  HeH  5-0. 
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laubten  Mitteln  bekäntpftnde ;  aber  wo  über  Oewiedend-  u&d  Idrdi- 
Kehe  Rechtsfragen  eine  Belebrtmg  der  Gläubigen  eifordeiiich  ist,  nam 
aneh  ein  positires  Einwirken  stattfinden  und  der  Bischef  von  Orleans 
and  seine  GoUegen  haben  ganz  recht  gethan,  als  sie  in  dem  beinnttten, 
nachher  von  der  n^K>leonischen  Begiernng  oensarirten  Erlasse  Aber  die 
Pflichten  der  Wfthler  sieb  aassprachen.  Dass  die  Gewusen  der  Kjitfao* 
Uken  nicht  irregeleitet,  die  Lehren  der  Kirche  nicht  entstellt  oder 
missbraucht,  die  Gmndpfeiler  der  sittlichen  Weltordnnng  nicht  anter* 
graben,  dass  die  Rechte  der  Fflrsten  wie  der  Volker  gleich  heilig  ge* 
achtet,  die  nnsittlichen  Maximen  einer  maochiavellistisehen  Politik 
nidit  den  chrisUichen  Nationen  eingeimpft  und  ihr  Denken  und  Leben 
?en  sch&dlichen  Miasmen  inficirt  werden,  daran  hat  die  Kirehe  ein 
h^es  Interesse  und  desshalb  mtbssen  auch  ihre  Diener  und  Organe  sich 
danun  kümmern. 

Vor  Allem  hat  also  der  Kirchenbeamte  als  solcher  überall  seine 
kireUiche  SteUnng  zu  wahren.  Die  Kirche  kann  kein  Mittel  ftlr  ihr 
fremde  Zwecke  sein;  ihr  Beamter  darf  darum  nie  seine  kirchliche 
Stellung  EU  politischen  Zwecken  missbramchen,  nie  aggressiv  gegen  die 
bestehende  Obrigkeit  auftreten.  Aber  es  entspricht  seinem  Amte  da, 
wo  er  es  Tcrmag,  yersOhnend  und  friedestiftend  aofzatreten  sswiscdiea 
sich  befehdenden  und  bekämpfenden  Parteien,  selbst  mit  eigener 
Lebensgefahr.  Hoch  glänzt  neben  vielen  erleuchteten  Hirten  der 
älteren  Zeit  der  im  Sommer  1848  als  Opfer  fflr  seine  Heerde  gehllene 
Erzbischof  Dionis  August  Affre  von  Paris ,  von  dem  Pius  IX.  in  der 
Allocution  vom  11.  September  1848  sagte :  sui  omnino  immemor,  ac  d£ 
communi  aliorum  salute  unice  auxius«  cruentos  dvium  motos  resttB* 
goere,  ae  damna ,  caedes,  ruinas  a  suo  grege  penHus  avortere  samme- 
pere  ezoptans,  Christiane  prorsus  et  episcopali  animo  gravissima  quae- 
que  despiciens  pericula  non  dubitavit  sese  in  proeliantinm  manus  in- 
mittere  ac  lethali  vulnere  accepto  paulo  post  dedit  animam  suam  prQ 
ovibus  suis  i).  In  derselben  Weise  hat  der  heilige  Vater  am  18.  October 

1862  die  Erzbischöfe  von  New-Tork  and  New«Orleans  aufgefordert,  mit 
dem  glUhendsten  Eifer  tmd  in  seinem  Namen  auf  die  Beendigung  des 
amerikanischen  Bürgerkrieges  hinzuwirken  und  sich  in  gleichem  Sinne 
in  dem  Schreiben  an  den  PräJudenten  Jeiferson  Davis  vom  3.  December 

1863  geäussert.  £ine  solche  Stellung  hat  jederiait  das  Lob  der  Men- 
schen wie  das  der  Kirche  sich  erworben,  auch  wenn  sie  in  kldnereo 
Kreisen  und  bei  minder  bedeutenden  Ereignissen  an  den  Tag  trat.  Di^ 
wahre  christliche  Liebe  muss  den  Priester  erfftllen ;  wenn  er  den  Geist 


1)  Aeta  Pil  n.  vol.  I.  p.  1^1. 
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danelbaii  hat,  bo  wird  er  in  den  schwierigsteil  Lagen  eick  werfh  seines 
Amtes,  werth  des  allgemeinen  Vertrauens  erweisen.  . 

Wie  grossartig  und  segenfireaeli  fiberluuipt  die  Kirche  fftr  die 
gettmmte  Mensdiheit  nnd  fiur  die  Staaten  zn  wirken  feraiig,  das  hat 
die  Gesdüebte  mit  naaiaslOsddiehen  Zfigen  venseichnet ,  das  hat  schon 
längst  der  heilige  Angnstin  in  seiner  Schrift  »de  moribos  ecclesiae  ca^ 
tholicae«  mit  herrlichen  Farben  geschildert  »Die  katheUsohe  Kirche 
om&SBt  nicht  bloss  Qott  selbst,  sondern  auch  die  Nächstenliebe  in  der 
Art,  dass  ftr  aüe  Krankheiten,  an  denen  wegen  ihrer  Sonden  die  See» 
lea  laden,  jedwede  Art  von  Heilmitteln  in  ihr  rieh  findet.  Sie  leitet 
md  beldirt  das  Kind  nach  Kfnderärt,  die  Männer  mit  Math,  die  Greise 
mit  Bake,  jeden  nach  seiner  leiblichen  und  geistigen  Beife.  Sie  unter* 
wirft  die  Frauen  den  Mflnnan  nicht  zur  Befriedigung  d«r  •  Wollustf 
sQi&em  nur  Fortpflanzung  des  Oescbleehts  und  zur  gemeinsamen  Leit^ 
tmg  des  Hauswesens  in  kenschmn  und  treuen  Qehorsam  und  gftt  dem 
Mznoe  die  Herrschaft  nicht  zur  Verhöhnung  des  sohwichem  Theils, 
modern  nadi  den  besetzen  aufrichtiger  Liebe.  Sie  ordnet  den  Eltern 
die  ffinder  in  fireiem  Dienste  unter  und  ordnet  jene  diesen  Aber  in 
gotteefirchtiger  Herrschaft.  Sie  verbindet  Brfider  mit  BrAdem  mäch- 
tiger and  inniger,  als  es  die  Bande  des  Blutes  vermAgen,  durdi  das 
Band  der  Religion.  Sie  lehrt  die  Knechte  ihren  Herren  anhängen 
nidit  sowohl  mit  der  Nothwendigkeit ,  die  ihre  Stellung  bringt ,  ab 
mit  der  Last,  die  ihnen  ihre  Dienstleistung  bereitet ;  sie  macht  die 
Hmen  im  Hinblick  auf  den  gemeinsamen  bOchsten  Gebieter  gegen 
ikre  Diener  mild  und  geneigter,  ihnen  zu  helfen,  als  sie  zn  strafen.  Sie 
rerbindet  BOrger  mit  Bfirgem,  Völker  mit  Völkern,  und  alle  Menschen 
in  Erinnerung  an  das  erste  Eltempaar  nicht  bloss  zur  OeaeUschaft, 
sondern  zur  Brfiderlichkeit.  Sie  lehrt  die  Könige  für  die  Völker  sor* 
gen  und  die  Völker  sich  den  Königen  unterwerfen;  sie  lehrt,  wem  Bhre, 
▼em  Zuneigung,  wem  Verehrung,  wem  Furcht,  wem. Trost,  wem  Er-> 
mahnung,  wem  Ermunterung,  wem  Strafe ,  sie  lehrt ,  wie  nieht  Auen 
Alles,  aber  AUen  hübe.  Keinem  unrecht  gebührt  ^).€  In  der  That, 
Vena  sie  auch  selbst  keine  menschliche  Politik  verfolgt,  die  Kirche  bleibt 
inr  jeden  vernünftigen  Staatsmann  ein  äusserst  wichtiger  politischer 
Factor. 

Aber  es  zdgt  sich  uns  noch  eine  andere  Seite  der  Betrachtung : 
der  Geistliche  ist  nicht  bloss  Kirchendiener,  Kirchenbeamter ,  sondern 
er  ist  auch  Glied  und  Bürger  des  Staates.  Seine  staatsbürgerlichen 
Beehte  wird  man  ihm  nicht  verkümmern  wollen.    Sicher  nicht,  sofern 


1)  Aug.  de  nftnr.  Ecel.  eatbol,  c.  1. 


7^         Hergenröther.    BeiMn^tang  d^s  Ktenis  an  poIHiscben  Fragen. 

er  sicfa  ibrer  in  einer  Weise  bedient,  die  sein  kirchfiches  Wirken  nicht 
beeinträchtigt.  An  sieh  kann  man  sagen ,  dass  der  Staatsbürger  die 
Pflicht  hat,  Ar  das  Qesammiwohl  des  Staates  mit^nwirken,  hnr  je 
nach  smem  Grade  nnd  seinem  Stande  nnd  dass  letztere  Von  dem 
Geistlichen  fordere ,  dass  er  dem  Öffentlichen  Wohle  diene  in  rebns 
saeris,  wöri»  er  schon  dem  Staate  nnd  seinen  Mitl^ürgem  sehr  grosse 
Dienste  leistet,  nnd  worauf  gestützt  er  mit  Leo  dem  Grossen  ')  za  den 
Färsten  tagen  kann :  Cum  Bcclesiae  eausas,  tum  regni  vestri  eansas 
agimns  et  salutis,  ut  provinciarum  vestrarum  quieto  jare  potiamini. 

Der  Staatsbörger  nnd  der  Eirohendienet*  in  äim  sind  nicht  zwei 
yerschiedene  Snbjecte,  sie  bleiben  Bin  Snbject,  Eine  Person,  gleichwie 
der  religiöse  und  der  politische  Mensch  sich  nicht  absolut  trennen 
lassen.  ^  Deil  Geistliche  mnss  audh  als  Staatsbürger  seine  kirchliche 
Stellting  wahren;  beide  Beziehungen ,  beide  Anforderungen  sind  aber 
imBink&uigf  insofBmeihn  die  Kirche  ebenso  wie  der  Staat  zum  Oeborsam 
gegen  ;die  bestehenden  weltlichen  Gesetze  und  Obrigkeiten  verpflichtet 
und  letztere  nichts  yerlangen,  was  dem  Glauben,  dem  Sittengesetze 
und  der  allenthalben  garantirten  Gewissensfl^heit  zuwiderlänft. 

Damit  ist  aber  noch  lange  nicht  Alles  erschöpft.  Es  wird  sich 
handeln  um  die  Ausöbung  der  politischen  Bechte^  die-  in  dem  bestimm- 
ten Staate  den  einzelnen  Staatebürgern  zustehen.  Diese  sind  fiberall 
verschiedene  und  noch  verschiedener  sind  die  sonstigen  Verhältnisse 
der  einzelnen  Lander.  Es  ist  bekannt,  dass  der  heilige  Paulus  sich 
auf  sein  Becht  als  römischer  Bftrger  berief  und  dass  der  heilige  Augu- 
stin darauf  hinweisend  den  Donatisten  es  unverwehrt  lassen  wollte, 
sich  auf  die  kaiserliehen  Gesetze  zu  stutzen  ^),  sowie  auch ,  dass  die 
ältere  Kirche  sich  des  römischen  Gesetzbuches  und  aller  darin  ihr  ein- 
geräumten Befugnisse  auch  in  zeitlichen  Dingen  bediente^).  Däss  der 
Geistliche  nun  auch  heute  die  (politischen  Bechte,  die  ihm  die  Staats- 
verfossung  einräumt,  wie  jeder  andere  Staatsbftrger  ausüben  kann,  er- 
leidet keinen  Zweifel,  dass  er  sie  in  vielen  Fällen  ausüben  nrnss ,  na- 
mentlich da,  wo  es  sich  um  Erhaltuiig  der  gesetzlichen  Ordnung,  über- 
haupt um  wahre  Güter  des  zeitlichen  und  ewigen  Lebens  handelt,  kann 
ebenso  wenig  bestritten  werden.  In  unseren  constitutionellen  Staaten 
ist  die  Wahl  der  Volksvertreter  von  nicht  geringer  Wichtigkeit;  sie 
sind  ein  Factor  der  Gesetzgebung .  sie  entscheiden  über  des  Volkes 


P^  Wi     « -      -^ 


I)  Lfeo  M.  ep.  44.  («1.  40.)  c.  3. 

2}  Aug.  t  in.  peiit  H.  .*>$.  (Gratiaii  r.  ;.  d.  10.) 

S)  mcol.  I.  (c.  1.  8.  d.  10.)  Leo  IV.  (Ib.  r.  ?>.  IS)  Vsil.  Schtdte QüfW^ 
des  Kirebenrecbts  |.  95  S  519  IT.  Bened.  XIV.  d«;  Syn.  dioeces.  L.  IX  f.  12.  n. 
S.  e.14.  B.  5.  ^    • 
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Wohl  und  Wehe,  von  drai  Charakter  nni  4er  Tfiohtigkeit  der  erwihk» 
tat  Depatirten  hängt  sahr  Vieles  ab.  In'  der  Begel  -r-  denn  et  kaoa 
FÜle  geben,  in  denen  es  besser  ist,  sieh  nicht  an  solchen  Wahlen  ii 
bethailigen  —  yersännit  der  Qeistliche  seine  Pflicht,  wenn* er.  von  aeft* 
nem  Wahlrechte  keinen  Gebrauch  macht ;  sein  Beispiel. fahrt  aneh  leidtt 
das  Volk  znr  Indolenz  und  Qleiehgiltigkeit  anch  da ,  wo  es  sieh  um 
seine  wichtigsten  Interessen  handelt,  und  so  kann  es  kommen,  daas 
nicht  mehr  die  wirkliche,  sondern  eine  scheinbare  Minorität  des  Volkes 
in  unseren  Volkskammern  rej^rftaentirt  wird.  Wofem  das  Vetiravsii 
seiner  Mitbürger  einen  Geistlichen  zu  ihrem  Vertrete  erwählt  und  ihm 
ein  Mandat  gibt,  da  soll  er,  falls  nicht  wichtige  Grftnde  entgegen- 
stdben,  dem  Bufe  folgen  ^).  Der  Priester  kennt  die  Bedflrfiiisse,  Inter'> 
essen  und  Neigungen  des  Volkes  nicht  selten  besser  ak  das  bei  anderen 
Ständen  der  Fall  ist;  er  hat  zvmal  bei  dem  Landvolke  meistens 
gitaeres  Vertrauen  als  der  weltliche  Beamte ;  der  Kauftnann  vertritt 
zonidist  merkantile,  der  Gewerbsmann  gewerbliche  Interessen  oder 
T&sst  sidi  doch  nicht  so  leicht  ganz  von  ihnen  loa;  der  Seelsorger 
ist  durch  sräie  ganze  Stellung  zu  einem  w«teren  Gesichtskieis, 
zu  einem  fireieren  üeberblidc  emporgehoben,  ihm  muss  Alles 
gelegen  sein  an  dem  Veriarauen  nicht  nur  eines  Standes,  sondern 
iro  möglich  aller  oder  doch  der .  mdsten  Stände ;  er  wirkt  ftr 
das  Volk,  mitten  unter  dem  Volke  und  hat  ein  warmes  Herz 
üir  Alles,  was  diese»  n^the  berfihrt.  Nur  muss  ihm  ein  richtiger  Tact 
und  noassvoUes  Benehmen  znr  S^te  stehen;  es  ist  ihm  die  äusserste 
Zurückhaltung  rathsam ;  er  darf  nidit  agitiien ,  nicht  die  Menge  ha- 
ranguireo,  nicht  ihr  schmeichdn,  imi  zu  gefallen,  nicht  sich  in  das 
Parteigewähl  hineinzerren  und  zu  üebereilungen  und  folschen  Schritten 
fortreissen  lassen. 

Heotzuti^e,  wo  man  in  so  vielen  Staaten,  wie  in  Baden,  Wflrttem«- 
berg,  Hessen-Dannstadt,  die  Parhimente  und  Kaaunem  ftr  competent 
erkiftrt,  auch  die  religiösen  Angelegenheiten  zu  ordnen ,  anf  der  an- 
deren Seilte  aber  wiederum  den  Klerus  Ton  der  Theilnahme  an  den* 
selben  zn  verdrängen  kein  Ifitteli  scheut,  haben  die  Geistfichen  doppelt 
Grund,  sorgfältig  die  ihnen  zukommenden  staatsbfirgerlichen  Bedite 

1)  JQngsi  bat  Dr.  Theodor  Pachmann,  Prof.  der  Rechte  In  Wien,  fn  einem 
AsfuiCze  »Ober  poiiüsrbe  Klerilcalvertretiingir  (Oesterreleh.  Vlerteljahrsehrift  flkr 
tecfets«  and  suauwbstnschaft  iWt  lU.)  äH  Tbeihiabme  df  6  Kleros  an  dar  6e* 
■idndc*  und  YolkavenreiiMii  ida  envarelnbar  vit  dem  iiriesterlirtiän  Bemfa  mK 
ciaenbtisfbeD  GrQnden«  die  aber  im  Sinne  des  anUrcblLcbeii  Liberalisn»aa  gesucbt 
«ardeo  sind,  darzustellen  versucht.  Vgl.  dagegen  die  Abhandlung  von  Dr.  6. 
Gericus  im  Arebiv  fDr  kalb.  Kircbenrecht  von  Moy  und  Vering  1S68.  IT.  Heft 
Sl  76—93. 
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01  wahren  und  die  religfiöMi  Interessen  im  Offimtlichea  Leben  zur  Qelt- 
«ng  zm  brii^n,  nachdem  sie  fast  allenthalben  ihre  Standesvertretnng 
verloren  haben.  Im  constitationellen  Staate  wird  aber  auch  ein  ge- 
flindes  krftiliges  Volksleben  sich  nicht  entwickeln  können,  wenn  nicht 
der  Klerus  als  Träger  iet  höchsten  Interessen  des  Volkes ,  der  reli- 
fiAsen,  an  dem  öffentlichen  Leben  Antheil  nimmt  ^) ;  ohne  diesen  An- 
theil  wird  die  Entchristlichung  des  Staates  und  des  ganzen  socialen 
Lebens  unanffhaltsam  vorw&rts  schreiten,  resuscirtes  Heidentbom  und 
«^geklärtes  Judenthum  werden  die  Stelle  einnehmen,  die  ftst  andert- 
halb Jahrtausende  hindurch  das  Ghristenthum  unbestritten  geijert. 

Auch  das  PetitioBs-  und  Beschwerderecht  kann  und  soU  der 
Klerus  in  geeigneter  Weise  gebrauchen  und  eb^iso  kann  er  aus  dem 
Associations-  und  Versammhingsrecbt  grosse,  und  wichtige  Vortheile 
ftr  das  religiöse  wie  fflr  das  burgeiüche  Leben  erzielen.  Die  Bildung 
des  Handwerkerstandes,  ffir  die  mit  gutem  Erfolg  schon  allenthalbeD 
von  Qeistlidiei  geleitete  Gresellenvereine  thatig  sind,  ist  ein  sehr  rei- 
ches Feld  der  Thätigkeit ;  in  ähnlicher  Weise  liese  sich  noch  vielen 
anderen  Bedftrfiüssen  steuern  und  die  Verhandlungen  der  Generalye^ 
Sammlungen  der  katholischen  Vereine  Deutschlands  belehren  uns,  mit 
wie  vielem  Segen  an  verseiiiedenen  Punkten  unseres  weiteren  Vater- 
landes hiefnr  gewirkt  worden  ist. 

üeberhaupt  wo  immer  der  Priester  ohne  Nachtheil  seines  geist- 
lichen Berufes  es  vermag,  wo  er  überaeugt  ist,  dem  Vateriuide  einen 
Dienst  zu  leisten,  wo  er  belehrend  und  veredelnd  emzuwirken  im 
Stande  ist,  wo  er  um  Unterweisung  von  den  ölftubigen  angegangen 
wird,  da  kann  derselbe  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  sich 
seiner  politischen  Bechte  überall  bedienen.  Wenn  eine  wichiage  po- 
litische Frage  das  Volk  aufregt,  sein  Bechtsbewusstsein  verletzt,  seine 
Ehre  angegriffea  sich  zeigt,  dann  ist  es  immerhin  gut  und  nttzlich, 
seine  Uebereinstimmung  mit  dessen  Gofuhlen  und  Anschauungen  an 
den  Tag  £u  legen,  voransgesetst,  dass  man  vollkommen  dieselben  tbeilt 
und  ihre  Berechtigung  ausser  Zweifel  steht.  Die  Vaterlandsliebe 
und  die  Ofrferwilligkeit  des  Volkes  kann  der  Priester  nur  ehren,  selbst 
wenn  sie  missleitet  ist ;  wird  sie  aber  niissleitet,  so  hat  er,  falls  er  das 
nicht  zu  hindern  vermag,  das  Falsche  und  Krankhafte  daran  wenig- 
stens für  sich  zu  meiden  und  die  active  Theilnahme  steht  ihm  nicht 
mehr  zu«  Qut  abter  ist  es,  wenn  der  oft  gehörte  Vorwurf;  katholische 
Priester  seien  sdileehte  Patrioten,  thatsächlieh  und  immer  auüi  Nene 
(denn  schon  unzfthligemal  ist  er  durch  Thatsachen  widerlegt  worden) 


I)  Vgl.  Clericus  t.  a.  0.  S.  81— 8S. 
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tttfcrSftBi  wird;  anok  «ir  ktaMii  das  Wort  im  rOmitdien  Stute» 

iBtBMB  gölten  lawaa;  Optunae  eorae  de  ailnie  patme  (Cie.  de  rep. 

TL  26»).    Aber  politiiche  Piq^ritfttfliMekem  iet  Biete  des  Qeietti» 

elMB  «iBrArdig;  und  eteta  gorecht  lud  eUndbiift  nmtm  er  aieh  tor  dem 

xaTkaii  iiidor  pnta  jobentHiiiM  nAtidgitifidki  die  ünerBehitterliehkeit 

aeiner  Gmndefttze  erproben.  Der  popaUbre  Freiheüeeeliwiiidel  istebeneo 

?eiderbliek  «la  der  niatliehe  Abeolittiamaa  Ut  ei  niiDia  potentia  prin- 

eipnm  oritiir  interitoe  prindpam,  sie  niinis  libenim  popolam  libertu 

ipaa  flenitute  affidt.    (CÜo.  rep.  L  44)    la  der  beatigen  WeltiBge  ist 

«bor  weit  mehr  sogallose  DagBbaaideAbeit  der  Menge  ale  Despotie  der 

Begierendell  za  befHiehlen.   Bs  irarden  je  nadi  Zeiten  and  umstanden 

inuneEhin  ver»(duedene  Fragen  anf  diesem  äelnete  an  den  Qeistlieben 

bsaatreteii,  aber  die  keine  festen  JRegein  der  Entscheidong  im  Alige- 

meiBen  aidi  geben  lassen«  sowmt  m  niebt  in  den  Geaetien  der  cbrisb- 

Uctei  Moni  nnd  des  Kin^wrechts  einbegriffen  sind.    Der  persOnli«- 

eben  £higheit,  die  alle  Umstände  wardigt,  mnsB  Vieles  fiberlassen 

tUken.  Im  Allgemeinen  sind  dar  Naiar  der  Dinge  nacb  jflngere  fielst- 

Ucbe  in  ibrem  Auftreten  leioht  m  rascb,  Utere  leMit  lU  langsam«  Der 

Deberxengnng  kstm  sich  bentantage  Niemand  mehr  verscbliessen,  dass 

anseie  Qegmiwart  grosse  nnd  hohe  Antedenmgen  anoh  an  den  Klems 

maeht»  eine  erhdbte  Tbatigkeit  und  Umsieht  dessrtben  nach  allen 

jEtiehtongen  bin  in  Ansprach  nidnmi    Es  mag  im  modeilien  Staate 

das  Prineip  des  Abselatismaa  oder  der  Conakitatioa  geltend  gemaeht 

werden^  er  mag  in.  ein  fienndackaftllelies  oder  feindseliges  VerbMtniss 

zur  Kirehe  tret^ ,  sie  kann  ihre  Wirksamkeit  im  Oflbntlidben  Leben 

nm  80  weniger  aufgeben,  als  die  §^geniArtige  Wettbewegnng  ein 

Kao^f  g^[en  die  Kirche  and  das  Christ<mtham  ist.    Wenn  daher  der 

Kkms  ihre  Becbte  und  Interesasn  in  der  Weise  vertritt,  wie  es  den 

politischHiocialm  Zustanden  der  Gegenwart  entqirioht,  so  handdil  er 

ganx  nach  dem  CMste  des  ObristeBthums  «ad  nach  dem  arsprOng* 

liehen  nnd  im  Laute  der  ganzen  Oeschichte  constant  gebliebenen  Be- 

wusstsein  der  Kirche^).    Werden  die  sogenannten  Errungenscliaften 

der  Kenseit,  die  hentzutage  so  hoch  gepriesenen  Yolksfreiheiten, 

mag  ihr  Werth  relativ  verschieden  und  wie  immer  beschaffen  sein, 

dnzig  den  Gegnern  der  Kirche  überlassen,  so  wird  der  Klerus  bald 

von  jenen  ubeiflagelt,  Schritt  fir  Schritt  alles  socialen  Einflusses 

bemnbt  sein,  und  da  er  nicht  stete  Wunder  des  ffimmels  verlangen 

darf;  die  das  Veriorene  wiederbringen ,  so  muss  er  mit  zeitgemässen 

Wsff()n  dem  kircbenfeindlichen  Liberalismus  entgegenzutreten  bereit 


f )  OferleiM  s.  t.  e.  S. 
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msDL^  der  itoter  verBcliiedeii'i^n  Laryeii  auf  ümstani  der  Kirbb^  siimt 
imd  nicht  weniger  gef&hrlieh  üst  als  die  einst  von  den  grossen  Eiivhen^ 
Vätern  bekämpften  alten  Häresien.  Wenn  das  Wort  Schillers  eine  ge- 
wisse Wahrheit  hat:  »Das  AHe  stOrzt,  es  ändert  sich  die  Zeit  nnd 
nenes  Leben  blflht  aas  den  Ruinen«  so  ist  doch  auch  das  Wort  des 
römischen  Satyrikers  im  gewissen  Sinne  wahr : 

Nil  erit  nlterins,  qaod  nostris  moribns  addat  Posteritas :  eadem 
cqpient  fiEicientqne  minores. 

Wenn  anch  die  Eimidhtnng«n  nnd  Verhältnisse  wechseln,  die 
Neigongen  nnd  Thaten  der  Menschen  bleiben  sieh  wesentlich  gleich 
nnd  unter  veränderten  Porroen  ist  dieselbe  Thiltigkeit  fBr  den,  der  an 
der  Erziehung  unseres  Geschlechts  mitzuarbeiten  berufen  ist,  zu  allen 
Zeiten  gefordert.  Der  sociale  Eiafluss,  den  die  Kirche  eliedem  gefibt, 
kann  und  darf  nichft  völlig  und  unwiderbringlich  verloren  sein ;  sie  hat 
ihn  aber  errungen  und  gefibt  durch  eine  angestrengte  und  allseitige 
Thätigkdt  ihrer  Diener,  die  sich  ^es  geistigen  wie  des  leiblichen 
Wohles  der  Gläubigen  annehmen  ^) ,  in  allen  wichtigen  tVagen  ihnen 
FAhrer  und  Lehrer  sein  sollen  3);  sirkänn  ihn  auch  nur,  soweit  er  nocb 
besteht,  erhaltest  und  soweit  er  geschwunden,  wieder  erlangen  durch 
«me  ebenso  vielseitige  als  umsichtige  tPhätlgkeft  ihrer  Priester. 

Heutzutage,  wo  wir  oiFekibar  noch  sehr  ^roslöen  Stürmen  entge- 
gengehen, ist  die  Oefiihr«  des  ruhigen  Geschehenlassens  des  zu  leeftig 
Leistens  weit  grösser  auf  Seite  des*  Klerus  als  die  des  m  vid  Thtms 
und  selbst  einzelne  Missgriffe  werden  kaum  so  uachthälig  wirken  als 
die  freilich  viel  bequemere  Passivität.  In  der  richtigen  WOrdignng 
der  Zeit-Lage  wird  die  geistliche  Obrigkeit  einem  talentvcdlen,  etfabre- 
nen,  Tom  Yerlörauen  des  Volkes  getragenen  Priester,  solange  er  inner- 
halb seiner  Schranken  bleibt  und 'das  »Sobriiri  esto«  des  Apostels 
nichit  veirgisst,  nicht  leicht  Hindeiliffise  hierin  bereiten,  weit  eher, 
wenn  auch  mit  aller  ihr  zustehenden  Zürftckhaltung ,  ihti  fftrdern. 


1)  Gregor  der  Grosse  P.  I(.  Pastor,  c.  7.  sagt;  Sic  itaque  fattore«  efgA 
interiora  studia  sabditorum  sQorum  ferveant,  quatenus  in  eis  exterioris  qaoqa^ 
Vftae  providentiam  non  relinquant.  Der  ganze  Context  dieses  CapUels  zet^t,  dass 
diese  fhisserf n  Sorgen  nkbr  tio!r  sicli  aar  Werke  der  WobltbAtIgkeit  und  teibli* 
eben  .llannhersigkei«,  sondern  auf  das  Woblergeben  der  GIlnMgpn  im  weitesten 
Uoiraof  b^zie|ien;  lueh  die  damalige  bIselHIflictae  €erktitsliarktit,  die  nni  der  hi* 
AugQstin  schon  (de  op..  monacb.  c  29.  $ermo  24^  In  PmIol  llSj  ala  viellipb  a^U- 
raubend  und  bescbwerlicb  schildert,  ist  In  den  dispensationes  terre^fte^,curaesa5' 
eulares,  negoda  saeeularia  elnbegflffen,  „quae'  ex  compassione  toleranda  sunt, 
namquam  vero  ex  amore  reqairenda/' 

2)  Greg.  Naz.  Orat.  I.  Apolog.  de  Ukf^t^T-  Greg,  11.  Pafftoiv  >P.  JH. 
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StSÜB  aber  dennooli  «nom  solchea  PriMter  ein  Henusnus  in  den 
W^  gelegt  werden,  so  wird  ihm,  fiüls  er  sich  verletzt  und  beeinträch- 
tigt emchten  kann,  ein  Becnrs  an  eine  höhere  kirchliche  Instanz  er- 
übrigen, wo  das  nicht  der  Fall,  wo  er  nichts  zn  erreichen  befOrchtent 
wo  er  an  der  Gorrektheit  seiner  Schritte  doch  noch  zweifeln  mnss,  da 
wird  das  Opfer  eines  firendigen  Gehorsams  ihn  destomehr  ehren  nnd 
das  Bewnsstsein,  Qntes  erstrebt  zn  haben,  ihm  immerhin  ein  grosser 
Lohn  sein.  Der  warnenden  Stimme  seiner  Obern  vor  etwa  nachthei- 
ligen nnd  gefährlichen  Handinngen  verschliesst  der  nur  das  Gnte  wol- 
lende Priester  ohnehin  sein  Ohr  nicht  Anch  da,  wo  ein  an  sich  nicht 
gefordertes  Aoftreten  des  Priesters  in  politischen  Dingen  den  Laien 
kergexmaa  geboi  wflrde  nnd  voranssichtlich  ohne  Nutzen  ist,  wird 
denelbe  sich  eines  jeden  derartigen  Schrittes  enthalten. 

Es  liegt  schon  in  der  ganzen  Organisation  nnd  im  Charakter 
des  Klerus,  dass  er  in  staatsbflrgerlioher  Beziehung  wesentlich  canser' 
vaüOi  nicht  destmctiv  einzuwirken  hat.  Diese  conservative  Sichtung 
kann  aber  nicht  die  sein,  dass  er  das  Alte,  blos  weil  es  alt,  mag 
es  auch  noch  so  schadhafk  so  ungenügend  als  möglich  sein,  fest  zu 
halten  sucht,  sondern  sie  besteht  wesentlich  in  der  Heilighaltung  je- 
des Bechts,  in  dem  Abscheu  Tor  jeder  Bechtsverletzung,  und  schUesst 
keineswegs  ein  Fortschreiten  auf  rechtlicher  Grundlage,  ein  Ausbes- 
sem des  schadhaft  Gewordenen,  eine  Beseitigung  des  absolut  Unhalt- 
baren aus.  Bin  zfthee  Widerstreben  des  Elerus  gegen  jede  Neuerung, 
blos  weil  sie  etwas  Neues  ist,  ein  fortgesetztes  Verkennen  der  rings 
um  ihn  eingetretenen  durchgreifenden  Veränderungen  wäre  ebenso 
ungwechtfertigt  als  verderblich.  Noch  weit  mehr  wftre  es  aber  der 
Anschluss  an  eine  auf  bloss  Destruction  der  Gesellschaft  gerichtete 
Demagogie ,  die  vor  Gott  und  den  Mensdiien  dem  Geistlichen  auf  das 
Schwerste  verantwortlich  macht ;  geistliche  Politiker  wie  Abb^  SihfeSy 
wie  Taüeijfrand  und  Gregoire  bis  herab  auf  den  blutbefleckten  Euto- 
gius  Schneider  sind  f3r  alle  Zeiten  warnende  Beispiele. 

Wir  haben,  Gott  sei  Dank,  in  Deutschland  einen  viel  zu  nflch- 
temen  und  besonnenen,  einen  viel  zu  gebildeten  und  gewissenhaften 
Klerus ,  als  dass  von  ihm  ein  Missbrauch  der  bürgerlichen  und  politi- 
schen Bechte  oder  eine  ihn  irgendwie  compromittirende  Wühlerei  auch 
nur  leise  zu  besorgen  wäre.  Er  achtet  die  Bechte  wie  seiner  Begenten, 
90  seiner  Mitbürger  heilig,  er  achtet  auch  die  Bechte  der  anderen  im 
Staate  bestehenden  Confessionen  und  kann  mit  allem  Grunde  von  Je- 
dermann fordern,  dass  auch  seine  Bechte  allenthalben  die  gleiche  Ach- 
tung gemessen. 

Da  die  Sjrehe  principiell  keine  Trennung  Vom  Staate  wünscht 
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und  die  selbst  nieht  herbeif&hrt  ^)  und  das  freundBchaftliche  Zasam- 
menwirken  und  die  gegenseitige  ünt^rstfitzung  das  normale  Yerhftlt- 
niss  istf  80  steht  kirchUcherseits  nichts  entgegen,  dass  ein  Geistlicher 
ein  Staatsamt  bekleide,  und  wo  wirklich  dieses  IVeiindscfaBftsverhftlt- 
niss  besteht,  da  tritt  auch  dieser  Fall  mehr  oder  weniger  häufig  ein. 
An  und  Ar  sieh  sind  Kircbenbeamte  wohl  öffertüiche,  aber  keine  StaaiS" 
Beamte^);  allein  es  können  einzelne  Geistliche  ti[>erall,  wo  keine  ab- 
solute Trennung  zwischen  Kirche  und  Staat  besteht,  znm  unmittel- 
baren und  mittelbaren  Staatsdienste  verwendet  werden.      So  finden 
rieh  geistliehe  Beamte  bei  yerschiedenen  Behörden,  CoUegien  wie  an 
Lehranstalten  des  Staates ;  ausserdem  sind  nooh  den  Kirchenbeamten, 
insbesondere  den  Pfkrrem,  auch  staatliche  Functionen  übertragen, 
wie  abgesehen  von   der  Führung  der  Givilstandsregisker ,  die  Auf- 
sicht über   die  Schulen,  die  Theihiahme  oder  Yorstandsckaft  bei 
der  Armenpflege  des  Staates;  solche  mit  dem  Pferramte  verknüpfte 
Functionen   sind   ein  accessorium  desselben  geworden.    Bs  verst^t 
sich  von  selbst,  dass  ein  Priester  Kein  Staatsamt  annehmen  darf,  das 
ihn  in  nothwendigen  Gonflikt  mit  seiner  üeberzeugnng ,  mit  seinen 
Orundsätzen  und  seiner  kirchlichen  Stellung  bringen  würde,  and  dass 
er,  falls  ein  solcher  Fall  eintreten  würde,  auf  dieses  Amt  yendchten 
müsste.    Aber  davon  abgesehen  haben  die  Geistlichen  als  Staatsbe^ 
amte  sich  wie  die  andern  Beamten  derselben  Dienstzweige  zu  ver- 
halten ;  sie  haben  gleich  diesen  nicht  mehr  und  nicht  weniger  Rechte 
und  Pflichten,  als  ihre  Stellung ,  die  einschlägige  Gesetzgebung  und 
ihre  Dienstesinstruction  elnr&umen ;  sie  haben  sich  nach  den  Weisun- 
gen ihrer  vorgesetzten  Behörde  zu  richten  und  können  die  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Bechte  in  eben  dem  Masse  wie  die  weltlichen  Staats- 
diener ausüben.    Desshalb  haben  wir  nicht  nöthig,  hier  länger  bei 
diesem  Gegenstande  zu  verweilen. 

Nur  das  möge  noch  erwähnt  werden,  dass  es  sicher  eine  unge- 
rechtfertigte Uebertreibunb  ist,  wenn  man  heutzutage  jedes  Staatsdie- 
nerverh&ltniss  eines  Geistlichen  als  kirchlich  unzulässig  bezeichnen 
bezeichnen  will.    Die  Kirche  hat  dasselbe  nie  principiell  verpönt,  sie 


1)  Oregor  XVI.  EncycHca  vom  15.  Aas.  1861  —  nenksebrlft  der  In 
Wanbari^  versammelten  Blsebftfe  vom  Nov.  1S4S. 

2)  So  sprachen  sieb  auch  die  meisten  Geriebtshöfe  In  Dentscbland  aas,  so 
das  oberste  Appellationsgerlebt  in  MOocben  (a.  A.  8.  Mal  1S62).  Mebreres  bler- 
ber  €ebOrise  gibt  der  Aarsalz  von  Oberhorgerlcbtsratb  Rosahirt  im  Arcbiv  fbr 
KB.  1S62.  Bd  Vlli  S.  1  IT. 


Der  CeWBche  ab  SlattsbMiBter.  S3 

hat  ▼ietaaelnr  im  gsoMn  Mittelalter  es  gut  gehdaaen  ^);  aadi  nach  dem 
Concü  Ton  Trient  (Sees.  18.  c.  1.  de  ref.)  kOimen  Bischöfe  wegen  des 
Nntmns  des  Staates  imd  in  Folge  eines  Staatsamtes  eine  Zeitlang  von 
ihrer  Diöoese  abwesend  sein^.  Was  die  älteren  Gesetze  betrifft, 
welche  den  Geistlichen  weltliche  Aemter  verbieten,  so  sind  diese  theils 
iof  bestimmte  Classen  beschränkt,  wie  denn  den  Geistlichen  untersagt 
wird,  Ifilitärbeamte,  Advocaten  nnd  Procnratoren  bei  weltlichen  Ge- 
richten, Öffentliche  Notare  zn  sein,  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  aus- 
zoGben,  theils  sind  auch  hier  in  vielen  Fällen  Ausnahmen  als  znlässig 
anerkannt  worden').  Es  erlaubt  das  jetzige  canonische  Itecht  dem 
Oeistlichen  die  üebemahme  von  Aemtem  im  Staats-*  und  Privatdienste 
in  der  Begel  nur  mit  Genehmigung  des  Ordinarius^).  Dabei  ist  nicht 
m  übersehen,  dasa  die  heuzutage  mit  solchen  Staats-Aemtem,  die  dem 
Öeiste  ihres  Standes  ganz  entsprechend  sind,  betrauten  Geistlichen 
nichts  mit  den  clerici  aulici')  des  Mittelalters  gemein  haben.  Auch 
hat  der  heutige  constitutionelle  Staat  an  sich  nichts,  was  dem  Geiste 
der  Kirche  widerstrebend  wäre ;  eine  schrankenlose ,  absolute  Gewalt 
ist  ihm  durchaus  feindselig,  nicht  aber  die  Beschränkung  der  Herr- 
schenden durch  Gesetze  und  Bechte  der  Völker  %  Die  alten  National- 
ond  Provinzialfreiheiten  hatten  ehedem  an  der  Kirche  eine  Stütze  und 
ihr  verdankte  man  es  auch,  dass  der  Despotismus  selten  mehr  in  so 
schroffer  Gestalt  wie  einst  in  den  heidnischen  Weltreichen  sich  ent- 
faltet liat^.  Weit  stärker  als  im  katholischen  Mittelalter  hat  seit 
dem  sechzehnten  Jahrhundert  der  Absolutismus  sich  festgesetzt,  der 
zur  Revolution  von  unten  geftlhrt  hat.  Der  geistreiche  Spanier  Bal- 
raes  sieht  einen  Hauptfehlgriff  der  religiösen  Bewegung  des  sechzehn- 


1)  Vgl.  die  reichbaUige  Daretelluns  bat  Thomaasin  de  sei,  et  nova  EccI. 
«lisc.  P.  Ul  L.  III.  C.  22—25. 

2)  Reiffenatuel  In  üb.  III.  Decret.  tit.  4.  f.  4.  n.  48.  et  seq. 

af)  U  17.  Placet  Cod.  I.  3.  de  Episc;  et  Cler.  —  Greg.  Decret.  III.  50. 
Reiffenatuel  in  b.  tit.  n.  4  seq.  Bened.  XIV,  de  Syn.  dioec.  L.  XIII.  r.  10.  n.  4 
seq.  n.  12. 

4)  Phülips  m,  l  f.  62.  S.  6SS.  SchuUe  System  S.  170  naeh  Clem.  Xill. 
Const.  qaum  primom  a.  1759. 

5)  Mao  verglefdie  Ober  sie  das  Opuseal.  XXil.  des  bl.  Petras  Damiani 
(Migne  PP.  lat.  CXLV.  p.  464  seq.) 

6)  Vgl.  MaUtre  Du  Pape  L.  II.  cbap.  2  seq. 

7)  Piua  IX.  Encyclic.  ad  Ep.  Ital.  8.  Dee.  1S40.  Sciat  fldelis  popolos  ani- 
versos,  veteres  reges  etbnicaram  gentium  .  .  muito  gravuis  frequentinsquc  abusos 

*  Ibisse  potestate  sua,  atque  binc  rellgloni  nostrae  sanctissimae  in  acceptis  referen- 
dam  esse  cognoscat,  sl  prbidpes  cbristianoram  temporam  .  .  .  justloii  erga  sab- 
lectos  populos  et  clementiori  regimine  ntuntur. 
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tan  Jahrbonclerts  ebendann,  dass  sie  die  Macht  dar  OeiatUoben  brach ; 
das  hiess  Aofi  Tollständigen  Sieg  der  unamschrftnkten  Monarchie  be- 
schleunigen,, das  Volk  ohne  Stütze,  den  Monarehen  ohne  Zägel  laaaen, 
der  Aristokjefitie  die  Bande  der  Eintracht,  das  Frineip  des  Labans  na- 
hen; das  hiess  die  Yereinignng  der  drei  Elemente,  des  monarchiachan, 
aristokratischen  und  demokratiscben,  bdiuft  der  Einrichtung  einet  ge- 
Doftssigten  Begierungsform  verhindem,  nach  welcher  beinahe  alle 
enropäische  Nationen  zu  streben  schienen,  das  hiess  statt  des  aicfaer- 
sten  Weges  zur  Entwicklang  der  repräsentativen  Formen  daiyanigen 
ejnschlagen,  der  zur  unumschränkten  Begierung  führte  ^). 

Sollten  wir  nach  dem  bisher  Erörterten  einige  Verhaltungsregeln 
festzustellen  aufgefordert  werden,,  so  wüssten  wir  nur  die  folgenden 
anzugeben:  1)  Vor  allem  sei  der  Priester  ein  treuer  Wächter  des 
Heiligthums  und  vertrete  muthig  in  seinem  Kreise  und  mit  den  ihm 
rechtlich  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  die  kirchlichen  Prindpien.    2) 
Er  missbrauche  nie  seine  kirchliche  Stellung  zu  politischen  Zwacken 
und  sei  gehorsam  in  allen  erlaubten  Dingen  g^en  die  Obrigkeiten 
und  Gesetze  des  Staates.    3)  JEr  bediene  eid^  aeiner  Staatsbürger- 
liehen  Eechte  innerhalb  der  geseUliehen  Schranken  Bum  Wohie  des 
Staates  und  der  Kirche  und  schliesse  sieh  nicht  principiell  van  jeder 
TheHnahme  am  öffentlichen  Leben  aus,  ohne  jedoch  oJine  Noth  dabei 
sich  vOTBudrängen  und  stets  eifigedenk  seiner  hierarchischen  Unter- 
Ordnung  und  des  eanonischen  Gehorsams  sowie  wM  im  Auge  b^al- 
tendj  dass  er,  um  nöthigenfaüs  erfolgreich  wirken  au  können,  einer 
stets  fortschreitenden  ßeitgemässen  Bildung  bedarf.    4)  Insoweit  er 
mit  Staatsämtem  oder  staatlichen  Functionen  betraut  ist,  eriOlle  er 
deren  Obliegenheiten  gewissenhaft  nach  Massgabe  der  besonderen  Vor- 
schriften und  mache  von  den  ihn  gebührenden  Hechten  gleich  anderen 
staatlichen  Bediensteten,  so  weit  sie  ihm  zustehen,  Gebrauch.    5) 
Ihm  sei  nichts  fremd,  was  mit  dem  Wohle  der  ihm  anvertrauten  Gläu- 
bigen zusammenhängt,  er  habe  ein  Herz  voU  Liebe  fTir  Alle,  verletze 
das  Becht  keines  Anderen,  und  halte  weises  Mass  in  Allem  —  kurz 
er  halte  fest  an  den  oben  angeführten  Worten  des  heiligen  Augustin : 
Non  Omnibus  omnla  -—  omnibus  Caritas  —  nulli  injuria. 


1)  S.  Balmes:   Der  Protestanf Ismus  verslichen  mit  dem  KsHinNiisiDiis 
Cap.  64.  Tbl.  !ll.  S.  205.  296.    (Regensb.  Uebers.  von  1840.). 
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Die  Gonsequenz  der  freien  Schweizer  im  Jahre  1865. 

In  der  »freienc  Schweiz  herrscht  noch  sehr  viel  geistige  Bevor* 
nrandong,  welche  besonders  anf  religiösem  Gebiete  zur  ungerechtesten 
Tyrannei  wird,  eine  Be&ngenheit,  die  sich  B.  zu  sagen  scheut,  wenn 
dies  zu  Gunsten  der  »Schwarzen«  wSre,  nachdem  man  A.  gesagt  hat 
zum  Yortheile  aller  Freigemeinden  u.  s.  w.  Dies  zeigt  sich  in  den 
BescbltBsen  des  Nationalrathes  zu  Bern  Aber  die  Revision  der  Bundes- 
Yeifassung  im  Herbst  1865. 

Ein  Typograph,  Namens  Bynicker,  wurde  im  Ganton  Vri  nach 
den  dort  bestehenden  Gesetzen  zur  Prflgelstrafe  verurtheflt,  wegen 
Verspottung  der  katholischen  Beligion,  und  der  et¥ras  geistesverwirrte 
Herr  erhielt  seine  Prügel.  Darüber  entstand  Entrüstung  in  der  freien 
Schweiz,  ein  Geschrei  durch  die  ganze  liberale  Presse,  als  fohlte 
jeder  Bedacteur  auf  eigener  Haut  die  Hiebe.  In  einer  Versammlung 
zu  Bern  am  5.  November  1865  wurde  eine  grossartige  Volksdemonr 
ttration  in  Scene  gesetzt.  An  3000  Personen  hatten  sich  zu  dersel« 
ben  eingefunden,  darunter  viele  Deputirten  von  Versammlungen  in 
anderen  Städten.  Es  wurde  viel  geredet.  Mit  Einstimmigkeit  wurde 
eine  Petition  an  die  Bundesversammlung  beschlossen,  welche  die  dem 
Herrn  Bynicker  in  Uri  angethane  Schmach  als  seiner  Ehre  unschäd- 
lich erklärte,  und  die  Aufnahme  folgender  Bestimmungen  in  die  Bun- 
desverfassung verlangte:  1)  »Die  Freiheit  des  religiösen  Glaubens 
ist  in  der  Schweiz  gewUirleistet.  Niemand  darf  wegea  Aeusserung 
seiner  religiösen  und  bürgerlichen  XJeberzeugung  m  Untersuchung 
gezogen  und  gestraft  werden.  2)  Die  Strafe  der  körperlichen  Züch- 
tigung ist  in  der  Schweiz  unzulässig.«  Für  den  Fall,  dass  die  eidge- 
nössischen Bäthe  sich  nicht  veranlasst  sehen  sollten,  dieser  Petition 
Gehör  zu  schenken,  wurde  ein  hiezu  eingesetztes  Gomit^  beauftragt, 
die  für  ihre  Abberuftmg  nOthigen  50,000  Stimmen  zu  sammeln. 

Unter  dem  17.  November  1865  wurde  aus  Bern  telegraphirt,  der 
Bundesrath  habe  am  Tage  vorher  mit  25  gegen  18  Stimmen  beschlos- 
sen, das  Verbot  der  Prügelstrafe  in  die  Bundesverfassung  aufisunehmen, 
und  in  der  gestrigen  Nacht  habe  der  Naüonalrath  beschlossen,  dem 
Bunde  stehe  das  Becht  zu,  die  Anwendung  einzelner  Strafarten  zu  un- 
tersagen. 

Schon  am  25.  October  1865  hatte  der  Nationalrath  den  Artikel 
44.  der  Bundesverfassung  in  folgender  Form  angenommen:  „Die 
Qlaubensfreiheit  igt  umerletMlieh.     Um  des  Olaiuben^fekennUiisses 
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wiUen  darf  2iieinand  in  den  bürgerlichen  oder  poUHschen  Eeckten 
beschränkt  werden.  Die  freie  Ausübung  des  Crottesdiensies  ist  den 
anerkannten  chrisüichen  Canfessumenj  sowie  umerhaJb  der  Sehranken 
der  SitÜichkeü  und  öffentlichen  Ordnung  auch  jeder  anderen  JReligionS' 
genoseenschaft  im  ganeen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewähr- 
leistet.  Den  Cantönen^  sowie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten^  für 
Handhabung  der  Öffenüichen  Ordnung  und  des  Friedens  unier  den 
Confessionen  und  Betigumsgenossenschaften  die  geeigneten  Mass- 
nahmen  eu  treffend 

Mit  den  vorstehenden  Beschlüfleen  ist  gewiss  jeder  Frennd  der 
Freiheit  einverstanden.  Aber  wo  bleibt  die  C!oDseqiienz  der  freien 
Schweizer?! 

Am  27.  October,  zwei  Tage  später  als  der  letztgenannte  Artikel 
beschlossen  wurde,  kam  im  Nationalrathe  die  Frage  zur  Sprache,  ob 
in  Znkonft  auch  die  QeisiUchkeit  woMfiäng  in  den  Nationalrath  sein 
solle.  Der  dahin  bezägUche  Antrag  war  offenbar  nur  eine  nothwendige 
Consequenjs  des  in  §.  44.  prodamirten  Orundsatees  vollständiger 
CulUAsfreiheü,  Und  doch  wurde  das  Votum  for  NichtwäJdbarkeit  der 
Geistlichen  mit  der  bedeutenden  Mehrheit  von  69  gegen  29  Summen 
angenommen. 

Femer  am  4.  November  kam  im  Nationalrath  ein  von  Frache- 
boud  aus  Freiburg  und  Arnold  aus  üri  gestellter  Antrag  zur  Yerhand- 
lung,  den  Artikel  58.  der  Bundesverfassung  zu  streichen,  welcher  dem 
Orden  der  Jesuiten  und  den  ihm  affilürten  Gesellsdiaften  den  Aufent- 
halt in  allen  Theilen.  der  Schweiz  untersagt.  Die  Antragsteller 
stützten  sich  auf  die  im  Artikel  44.  proclamirte  Glaubens-  und  Cul- 
tusfreiheit  aller  Religionsgemeinschaften,  sowie  auch  auf  die  VertrBge 
mit  Frankreich,  welche  den  Angehörigen  dieses  Staates  unbeschr&nkte 
Niederlassung  gewähren.  Aber  dennoch  wurde  mit  61  gegen  18  Stirn- 
men  die  Beibehaltung  des  Artikel  58.  beschlossen,  und  die  freien 
Schweizerbürger,  welche  von  ihrer  Beligions-  und  Gultusfr^eit  den 
Gebrauch  machen,  in  den  Jesuitenorden  oder  eine  diesem  verwandte 
Gesellschaft  einzutreten,  werden  auch  fortan  mit  Verbannung  aus 
ihrem  Schweizer  Vaterlande  bestraft. 
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Thateachen  aas  Baden  (1860~fö)« 

1.  BeromniBditiig  der  Ktreho. 

1)  Hemmungen  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit. 

a)  Sofort  nach  dem  Antritt  des  jetzigen  Mmifiteriams  verfügte 
dasselbe  durch  Erlass  Tom  20.  April  1860,  dass  Pfarrer  Waldkircher 
in  Blomenfeld  im  Genüsse  der  Pfarrei  zu  belassen  sei,  obgleich  der- 
selbe durch  rechtskräftiges  Urtheil  der  Eirchenbehörde  wegen  sitten- 
widrigen Betragens,  Dienstnachlässigkeit  nnd  Ungehorsam  seiner 
Pfarrei  enthoben  wnrde. 

b)  Pfarrer  Haberstroh  in  Eisenthal  wnrde  ebenfalls  dnrcb  rechts^- 
kräftiges  kirchliches  Urtheil  seiner  Pfarrei  entsetzt  wegen  Unsittlich- 
keit  and  Lehrens  von  ankirchlichen  Lehren.  Das  Ministeriam  wies 
ihm  aber  eine  Besoldung  von  600  fl.  aus  dem  katholischen  Bectorats* 
fonds  Ottersweier  an  und  erklärte  diesen  jetzt  noch  bestehenden 
kirchlichen  Pfründefonds  als  ein  säcularisirtes  Klostergut,  welches  der 
Verfagang  des  Ministeriums  unbedingt  unterstehe. 

c)  Der  Bedacteur  des  Ueberlinger  Amtsverkündigungsblattes, 
Franz  UUersberger,  liess  sein  Blatt  zu  den  ärgsten  Ausfällen  gegen 
die  Kirche,  ihre  Diener  und  Lehren  missbrauchen.  Die  Stiftungs- 
commission wollte  ihn,  da  er  Verrechner  mehrerer  kirchlicher  Stif- 
tangen  ist,  in  dieser  letzteren  Eigenschaft  hierüber,  sowie  darüber 
vernehmen,  dass  er  seit  Menschengedenken  keine  Kirche  besuche 
und  «eine  österliche  Pflicht  als  Katholik  nicht  erMlt  habe.  Er  er- 
schien aber  trotz  der  Androhung  des  katholischen  Oberstiftungsrathes, 
dass  er  bei  wiederholtem  Ungehorsam  als  kirchlicher  Bechner  ent- 
lassen werde,  auf  die  dreimal  wiederholte  Vorladung  nicht.  Der 
Oberstiftungsrath  sprach  deshalb  seine  Entlassung  als  kirchlicher 
Bechner  aus. 

Lizwischen  betrieb  das  Ministerium  die  Entlassung  des  kirch- 
lich gesinnten  Kirchenrechners  von  Möhringen  mit  dem  Bemerken, 
dass  nach  der  bestehenden  Verordnung  ein  Kirchenrechner  jederzeit 
entlassbar  sei. 

Kraft  der  Vereinbarung  zwischen  Staat  und  Kirche  vom  Novem- 
ber 1861  hat  das  erzbischöfliche  Ordinariat  in  letzter  Instanz  die  Ent- 
lassung eines  kirchlichen  Bechners  auszusprechen  »im  Benehmen  mit 
dem  Ministeriam«.  IKeses  Benehmen,  d.  h.  die  Erklärung  des  Mi- 
msteriamfl  holte  das  Ordinariat  ein.  Das  Mtnisterinm  erklärte  in 
dieBMa  FaUe,  ein  Kirchenrechner  sei  nur  entlassbar,  wenn  der  Ober^ 
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stiftongsrath  drei  yergebliche  Bessenrngsrergaclie  angestellt  habe. 
Die  Stiftungscommission  hat  aber  zwei  und  der  OberstiftiingBrath 
einen  Besserongirversnch  angestellt.  Himtof  flülte  am  24.  August  das 
erzbischöfliche  Ordinariat  das  Urtheil :  »ÜUersberger  sei  als  kirch- 
licher Rechner  zq  entlassen,  weil  ein  solcher  äberhaopt  gemäss  der 
bestehenden  Verordnung  jederzeit  entlassbar  sei,  weil  er  sich  nicht  im 
Yollgentisse  der  kirchlichen  GFemeinschaftsrechte  wegen  Verletzung 
kirchlicher  Vorschriften  befinde,  weil  er  endlich  gegenüber  seinen  Vor- 
gesetzten unverträglich  und  ungehorsam  sich  benommen  habe, 
alle  diese  Vergehen  aber  durch  die  bestehende  Verordnung  mit  der 
Entlassung  bedroht  sind.€  Schon  am  81.  August  verfilme  das  nach 
der  bestehenden  Vereinbarung  gar  nicht  competente  Ministerium  die 
Aufhebung  der  ürtheile  des  Oberstiffcungsraths  und  des  Ordinariats 
^  und  bestätigte  den  UUersberger  als  Verrechner  der  kirchlichen  Fonds, 
brach  also  die  bestehende  Vereinbarung,  hemmte  die  kirchliche  Juris- 
diction und  drängte  den  Katholiken  emen  von  seiner  Kirche  abgefalle- 
nen kirchlichen  Verrechner  auf.  ^ 

2)  Hemmung  der  freien  Pfründebesetzung. 

Ebenso  hat  das  Ministerium  die  Vereinbarung  Ton  1861  über 
die  Pfrundesetzung  gebrochen.  In  dieser  wurde  ausdrücklich  präcisirt, 
dass,  wenn  das  Ministerium  gegen  einen  Bewerber  um  eine  Pfründe 
freier  GoUatur  eine  Einsprache  machen  wolle,  dasselbe  verpflichtet 
sei,  innerhalb  drei  Wochen  dem  erzbischöflichen  Ordinariate  die  nur 
auf  Thatsachen  in  bürgerlicher  oder  politischer  Hinsicht  zu  stützenden 
Gründe  mitzutheilen.  Das  Ministerium  weist  aber  jetzt  eine  Beihe 
von  (kompetenten  um  Pfründen  freier  GoUatur  zurück  und  will  deo 
Erzbischof  hmdem,  solchen  eine  Pfründe  zu  verleihen,  gibt  aber  weder 
dem  Erzbischof  noch  dem  Betroffenen  hiefar  einen  Grund  an. 

3)  Bevormundung  der  kirchlichen  Verordnung sfreiheit 

Als  die  erzbischöfliche  Instruction  über  die  religiöse  Erziehung 
und  Bildung  vom  9.  December  1864  erschien,  erklärte  das  Ministerium 
durch  den  veröffentlichten  Erlass  vom  23.  December  1864,  diese  kirch- 
liche Verordnung,  welche  das  Staatsplacet  nicht  habe,  für  ungültig 
und  forderte  die  Lehrer  auf,  den  unmittelbar  kirchlichen  Anordnun- 
gen über  den  Beligionsunterricht  keine  Folge  zu  geben,  wenn  sie  nicht 
von  der  unkatholischen  Schulbehörde  genehmigt  seien. 

4)  Bevormundung  der  kircbMcken  Vereine. 

Obgleich  der  §.  3.  des  Gesetzes  vom  9.  Ootober  1860  alle  antika- 
tholischen  religiösen  Vereine  frei  gibt,  werden  die  noch  bestehenden  we- 


lagßn  FrwffliMfttor  als  StMtBanstaltoii  erkttit  und  behandelt  Im  Kb* 
ster  Zofingan  za  Constanz  octroyxrt  das  Mimsterinm  eine  yentoharin. 
Dieae  l^mt  aber  dieae  Beatallmig  ab,  wefl  üirE3oeter  seither  seine 
Yoiateherin  stete  gewftUt  hatte,  sie  bei  der  Wahl  durchfiel  und  das 
Wahlrecht  ihres  Klosters,  sowie  den  Gdiorsam  gegen  ihren  Bischof 
wahren  wollte. 

Im  Eloeter  Adelhansen  za  Freib«^  verwarnt  das  liinisterinm 
die  Oberiawahl  der  Klesterfiranen  und  sendete  den  pretestantischen 
MSmatorialoemmissar  JoUj,  welcher  eine  andere  und  zwar  nnkirohlidie 
?om  Ministerinm  octroyirte  Klosterfrau  als  Oberin  des  Klosters  ein- 
seilte,  trotz  des  Widerspruchs  des  Klosters  und  des  Ordinariats. 

5)  Bevormundung  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung. 

a)  Durch  Staatsministerialentsehliessung  vom  20.  Jannar  1868 
wird  dem  fi&germeister  von  Freiburg  gestattet,  die  Ketropolitanldrche 
zu  weltlichen,  sogar  n^kirchlichen  Festlichkeiten  gegra  den  Wider- 
spruch des  Dompfarrers  zu  beflaggen.  (Vgl  Ardm  IX,  426  ff.) 

b)  Das  Ministerium  erklärt  die  flir  katholische  Theotogen  be^ 
stimmte  Stipendienstiftungen  als  nicht  kirchliche,  sogenannte  wdtliche 
Fonds  und  unterstellt  dieselben  dem  unkatholischen  Oberschulratii. 

Diese  Stipendien  sind  zur  Ausbildung  der  Theologen  bestimmt 
und  deshalb  schon  kirchliche,  weil  sogar  der  g.  12,  des  Oesetzes  von 
1860  die  Bildungs-Anstalt  für  Theologen  als  kirchliche  erklärte. 

c)  Die  zu  Schulzwecken  verwendeten  Bmderschaftefonds,  welche 
sogar  gemäss  §.  5.  der  Verordnung  vom  20.  November  1861  ab  kirch- 
liche erkUrt  sind,  wurden  vom  Ministerium  seit  1863  ebenfoUs  ab 
blose  weltliche  Schulfonds  unter  den  0}>er8chulrath  gestellt. 

d)  Alle  katholischen  Schul  -  Armen  -  Spitalfonds  werden  der  Ver- 
waltong  und  Verwendnng  der  Kirche  entzogen  und  lediglich  unter 
Staatsbehörden  gestellt 

Das  Ministerium  erklärte  1863  den  katholischen  Spitalfonds 
Ueberlingen  als  eine  nicht  katholische  Stiftung  und  gab  der  Kirchen- 
behörde nicht  einmal  Kenntniss  von  seiner  YerfBgung,  wemadi  10,009  fl. 
zur  Yerschönerung  der  Stadt  aus  diesem  Armenfonds  verwendet  wurden. 

e)  Durch  Ministerial^laas  vom  17.  Juli  1862  wurde  ausgespr^ 
eben,  dass  zur  Erbauung  des  katholischen  Schulhanses  in  Lahr  weder 
die  Stadt  Lahr  noch  der  Staat,  sondern  die  Katholiken  beitrags- 
pflichtig seien. 

Der  Staat  gibt  also  den  KatboUken  nichte,  entzieht  ihnen  aber 
YerwaltuBg  und  Verwendung  ihres  katholischen  Schul-  und  Stif*^ 
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tangsvernsOgens  und  macht  der  Kirche  jed^  seliBWsAiidige  Veifligaiig 
übiftr  das  KirchenvermOgen  oninöglich. 

f)  Als  das  Ordinariat  und  die  Elosterfrauen  von  Addhaiisaii  ii 
Freibarg  die  yon  der  Begienmg  octrojirte  Yorsteherin  niehi  anec- 
'kannteiif  drohte  das  Ministeriimi  mit  der  Aufhebang  das  Eloateis  vaA 
Entziehtmg  des  Elostervermögens. 

g)  Der  bischofliehe  Sl^ram'sche  Fnischttleitfonds  in  Bnichsal, 
welcher  stiftnngsgemass  dorn  Yicariat  unterstellt  wurde,  ist  im  Ja- 
nuar 1865  vom  Ministeriam  trotz  des  Ordinariatspfotesfees  dem  Ober- 
schdrathe  ausgehändigt  werden. 

h)  Eine  Reihe  von  kirchlidien  Fonds  wie  in  Waldshut  eine 
Eaplanei,  wurden  zur  Errichtung  von  Realschulen  verwendet,  während 
protestantische  Gteistliche  in  ähnlichen  Fällen  an  solchen  mit  Pfrön- 
den  verbundenen  Schulen  stets  angestellt  worden,  z.  B.  in  Emmen- 
dingen und  Lörrach  die  Diac^men,  geschieht  dies  gegenüber  von  ka- 
tholischen Geistlichen  z.  B.  in  den  hOhern  Bflrgevsclialen  in  Bn* 
chen  selten. 

i)  In  Königheim  wird  ein  Theil  der  Armenstifbuig  für  den 
SehuUehrer  verwendet,  in  Möhringen  eine  Stiftung  zur  Ausstattung 
von  Töchtern  für  den  GewerbsschuUehrer,  in  Kirchhöfen  eine  Kaphmei 
zum  SchuUbnds  gemacht. 

n.   FetaidseUgkelten  gegen  die  Urcke. 
Bei  den  Verhandlungen  in  der  Kammer  über  das. Schulgesetz 
erklärte  die  Regierung,  die  Kirche  sei  vom  Staate  fcei,  also  mosse 
der  Staat  auch  die  katholischen  Schulen  von  der  Kirche  trennen. 

Das  Erstere  ist  zwar,  wie  wir  gesehen,  durchaus  unrichtig,  aber 
das  Letztere  ist  in  ausgiebiger  Weise  geschehen.  (YgL  Archw  XIII, 
261  ff.) 

.  1.  Durch  das  Schulgesetz  vom  29.  Juli  1864  wurden  die  katho- 
lischen Schulen  und  Schulfonds  unter  die  ausschliesslichie  Leitung 
von  rein  staatlichen  unkatholischen  Schulbehörden  gestellt.  Der 
Schulreferent  im  Ministerium,  der  Director  des  Oberschulraths,  die 
meisten  Mitglieder  derselben,  und  ein  Theil  der  Kreisachulräthe  sind 
Protestanten,  welche  ihre  feindselige  Gesinnung  gegen  die  katholische 
Kirche  schon  bethätigt  haben.  Die  katholischen  Kreisschulräthe 
sind  grossentheils  von  ihrer  Kirche  abge&llen.  So  lehrt  Kreisschul- 
raih  Rapp  in  Freiburg,  der  seine  Kinder  protestantisch  erziehen  lässt, 
die  Rdigion  katholisch,  Kreisschulrath  Lehmann  in  Ofibnburg  veran- 
lasste, wie  im  Ortenauer  Boten  vom  10.  Juni  1865  steht,  die  Lehrer 
seines  Bezirks  sich  der  Verwahrung  vom  25.  Februar  1865  (Ortenauer 
Bote  1865,  Nr.  17.)  anzuschUessen.  Diese  Verwahrung  dar  Qflesimrger 
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AuelikaUloliken  spticU  mxik  eutBchieden  g^n  »Sjiliarafi  und  Bncyclika, 
gegen  niktolatterlidie  Sütnmgm  der  Priesterdehaft,  Conoordat,  Hacht- 
^fraeh  der  ffierarchie«  ans  imd  fordert  die  EathoKken  auf,  die  Eir- 
dienbeh^rde  »eine  soldie  allem  Recht  und  Sitte  Hohn  spreehende 
Ffifamig«  ein  fiuuitiediee  Segiment  mit  selbstsüehtiger  Willkür  von 
da:  fioad  an  weisen.« 

2.  Baa  Mnistatinn  schreitet  gegen  diese  Bxeeese,  gegen  die 
Excesse  der  Presse,  wekhe  znra  offenen  Ahfiill  ?en  der  Kirtdie  anffor^ 
dem,  trotz  alkr  Bitten  des  Ordinariats  nicht  ein. 

3.  Giosshereogliche  Beamte  begfbistigen  nnd  treten  selbftt  auf 
k  VerBammfaingen,  wdche  sich  gegen  die  Idrehliche  Antorüftt  und 
ihre  Anordnungen  ansspreehen. 

4.  Das  liinisterinm  erklärt  die  durch  den  Obmuntmann  Baader 
in  Kenzingen  anbefohlene  Detinimng  der  Schulkinder  durch  den 
Schidlehrer  ta  dem  Zwecke,  damit  sie  der  kirchliehen  BeHgien^rfi- 
ftmg  nicht  beiwohnen  können,  im  Augnst  1865  trotz  der  kirchlichen 
Beschwerde  Ar  gerechtfertigt. 

5.  Im  Juni  1865  erklärt  das  Ministerium  ausdrAoUich,  dass  der 
Kirche  sowohl  die  Ausübung  der  ünterrichtsfieiheit  als  ftberhaupt  jeg* 
Uehe  Ifitwirkang  bei  der  Leitung  des  katholischen  Schulwesens  ver- 
sagt sei  Es  wies  den  Antrag  ab,  staatliche  aber  katholische  Ober* 
und  MittelsofaulbehOiden  zu  etridbieiu  Es  erklärte  ausdrücklich,  dass 
die  Lehrer  auch  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  und  Bildung  nicht 
unter  der  Eirohe  stehen,  sich  also  der  Anordnungen  der  Kirdie  hier* 
wegen,  sowie  bezüglich  der  BeligionspiMmgen  nicht  zu  fügen  habe. 

So  stdit  die  Schule  nicht  Mos  unter  unkatholiscben  Behörden 
von  jeglichem  knrchlichen  Einftass  entfemit,  sondern  die  Kirche  kann 
nicht  einmal  die  religiöse  Ensiehimg  hinlänglich  besorgen,  weil  die 
GreiBtlichen  hiezu  nicht  zahlreich  genug  sind. 

6.  yfm  der  Obersebulrath  seine  ausschliessliche  Herrschaft  über 
£e  katholischieii  Schulen  ausübt,  evhettt  aus  folgenden  Tfaatsachen  : 

a)  Geistliche,  welche  eine  Wamung  vor  der  Sdiulrefbrm  in  der 
Schule  verbreiteten,  wurden  vom  Obersdiidratii  als  fieligioiuK 
lehrer  in  katholischen  Schulen  nicht  mehr  zugelassen. 

b)  Beneflciat  Beckert  in  Freiburg,  welche  als  Katechet  im  Kloster 
Adelhausen  eine  Klosterfrau  deshalb  gerügt  hatte ,  weä  sie  den 
Schulmädchen  die  Anwendung  des  Grusses:  »Gelobt  sei  Jesus 
Christus«  untersagte,  wurde  deshalb  durch  Ministerialerlass  vom 
80.  Januar  1865  aus  dieser  als  Staatsschule  erklärten  Kloster- 
schule in  seiner  Eigenschaft  als  Beligionslehrer  entlassen.  Auf 
die  Beschwerde  dieses  Geistlichen  nnd  des  Ordinariats  gegen  die 
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frai^he  Verlefaang  der  beim  kathofiashBti  ScligioiiflAbimg  und 

die  kiiehliefae  Selbsisttndigkeit  bestätigte  die  BntsohlieiBSiuig  im 

StaatwnimBterinnuf  ?otn  34.  Angort  1865  die  staatiiche  Entfern- 

ong  dieies  KateAeten  aus  seinem  IdieUieben  Lehramte.    (Man 

vergleiche  über  diese  Angdegenheit  den  Ersbisdiftfltchen  Hirtenbrief 

vom  24.  October  1865  [Beilage  zu  Nr.  18.  des  EiroU.  AncetgebL  fBr 

die  Erzd.  Freibarg],  ferner  die  aetenmilflsige  Darstritong  im  Badischen 

Beebachtier  186li,  Nr.  265,  womit  man  noeh  verbinden  kann  Nr.  271 

nnd  276  desselben  Blattes,  sowie  Nr.  882    der  AUgem.   Zeitung 

[anter  *  Freitiarg].    Ein  Phudoyer  von  Seiten  der  Begiertmg  enthUt 

die  Earlsraher  Zeitang  1865,  tk.  274,  279,  and  daan  wieder  eine  Be- 

richtigang  von  Seiten  des  Feiborger  Dempfiuramts  in  Nr.  282  nnd 

darauf  eine  abermalige  Bntg^fnnng  in  Nr.   283  der   Earlsrnher 

Zeitung.) 

c)  Im  Juli  1868  untersagte  ist  Oberschulrath  den  kathoUecben  Ly- 

oei^n  in  Konstant  die  Betheflignng  an  einer  dortigen  Bm- 

derschafk. 

7.  Wfthrend  so  die  freie  Bewegung  der  Kurcbe,  soweit  m(^glich 
gehemmt,  ihre  WirksainkMt  wai  das  Leben  des  Tdkes  änsgeseUossoi 
wird,  versagt  die  jetdge  Begierung  den  Qeisäkhen  den  letzten  Best 
des  kirchlichen  Staatsschotaee« 

Durch  den  mit  dem  Ministerium  des  Innern  vereinbarten  ErlasB 
des.  Justizmmisteriums  worden  nftmüeh  di^  Staatsanwilte  angewiesen, 
wegen  Ehrenkrftnknngen ,  verfibt  gegen  katholische  OeistÜche,  auch 
auf  Anrufen  ihrer  DienstiiwhOrde,  d.  h.  des  Ordinariats,  erst  dann  ein- 
Busohreiten:  »wemi  es  sich  um  Yertretnng  einer  durchaus  intacten 
Persönlichkeit  handelt,  weldie  sich  fie  Ehrenkrftnkmig  nicht  dorok 
Beden  und  andere  Agitationen  gegen  bestehende  Gesetze  und  gegen 
Staatsbehörden  zugezogen  haben.« 

Die  AnUage  wjü  Oberhaupt  nur  im  öffentlichen  Interesse  und 
auf  Verlangen  des  Ministeriums  des  Imiem  als  derjenigen  Staats- 
verwaltungsbdiörde  geschehen,  welche  berufen  ist,  die  Beziehungen  der 
znm  Staate  zu  vertreten. 


elMr  iMMBd.  kathül.  Oktl«  o.  Onttrr.-lllik  In  fMMMi?       %9 


Die  Einricbtung  eiaes  besoodereii  Mhiisteni  fttr  die  katholisch- 
hjrcblicha  mi  Ünterridite-Aiigelegenheiten  im  Königreich  Preussen 

betreffend 

In  Oesterreiek ,  wo  die  Zahl  der  Protestanten  verhftltnissmässig 
gering  ist  (in  den  deutsch-elawisclieii  Kronlftndem  wohnen  nngefthr 
300,000  Protestanten  neben  etwa  17  Millionen  Katholiken)  besteht 
äeit  1860  (wie  schon  frflhar  Ar  Ungarn  und  Siebenbürgen)  eine  selbst- 
fittndige  begandere  MinigteriaUMheihmg  für  die  Kirehen-  und  Schul- 
AMgdegenheUen  der  evangditehen  Otaübensgenosseti.  Wir  theilten 
üe  dannif  bezfigliche  Allerhöchste  Entschliessong  vom  22.  April  1860 
sammt  der  Tollzngsverordnung  vom  15.  Mai  ISßO  nnsem  Lesern  im 
.4rdUv  VIL,  284—87.  mit. 

In  Freussen,  wo  mehr  als  ^/s  der  Staatsbürger  der  katholi- 
sehen  Beligion  angehören,  entbehren  dieselben  einer  Repräsentation 
im  Minirter^Bathe  des  Königs,  wenn  es  sich  um  ihre  Kirchen-  und 
Schal-Angelegenheiten  handelt.  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  ord- 
nete zwar  eine  katholische  Abtheilnng  im  Cultns-Ministerium  an  (deren 
Direetor  der  am  22.  October  1865  zu  Manchen  auf  der  Heise,  bei  sei- 
nem Ereunde  Stiftspropst  J.  von  DöUinger  verstorbene,  um  Staat  und 
Kirche  hoch  verdiente  Geh.  Ober-Begierungs-Bath  Dr.  Mathias  Ätdike 
war),  aber  diese  katholische  Abtheilung  hat  keine  selbstst&ndige  Stel- 
lang nnd  ist  auch  so  unvollständig  besetzt,  dass  viele  katholische  Fra- 
gen und  zum  grössten  Theile  das  katholische  Unterrichtswesen  von 
erangeliflchen  Bäthen  bearbeitet  und  dass  die  mimsteriellen  Beschlfisse 
ganz  von  Beamten  evangeUschen  Glaubens  gefasst  werden  ^). 

Wir  glauben  nachfolgend  (aus  den  »Kölnischen  Blättern''  1862, 
Xr.  76.)  ein  Schriftstück  vom  14.  December  1852  in  unserem  Archiv 
wieder  hervorheben  zu  sollen,  welches  uns  nicht  blos  ein  historisches 
bteresse  darzubieten  scheint.  Wohl  ist  zur  Zeit  seiner  Abfassung 
mehrfach  in  den  Zeitungen  davon  die  Bede  gewesen ,  wie  die  katho- 
lischen Mitglieder  beider  preussischen  Kammern,  die  Herren  Herzog 
v(m  Eaiibar  und  beziehungsweise  Graf  Joseph  Stollberg  an  der  Spitze, 

J)  Welcben  kriokenden  ZorQckseftzwngen  und  mtCerirUeti  VerkOrzungen 
fie  Kfltkotiken  in  Preussen  omeriiegen  wurde  tcbon  frOber  in  den  in  ooserem 
ArcMv  VIU  SS2,  IX,  160,  X,  17S.  veneicbneten  Scbrinen,  und  oeuestens  einge- 
faend  In  der  «Belletr.  Beilage  zu  den  Köln.  Blittern"  Nr.  S07  — 809.  d.  J.  1865 
«r  Cnnid  der  amtlldien  Angaben  aus  Dr.  Wiese's:  höhere»  8chulu>esen  in 
Prtmuem  iUtlsltocb  sadigewieseo. 
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nach  einer  gemeinsamen  Berathung  unter  sämmüichen  Mitgliedern 
die  Eingabe  beschlossen  und  mit  nur  ganz  vereinzelten  Ausnahmen 
unterseiohiiet  haben;  aber  ao  Tiel  man  enmtteln , konnte,  ist  ein  förm- 
licher Bescheid  den  Mitgliedern  nicht  zu  Theil  geworden.  Das  Schrift- 
stück welches  wir  meinen  ist  das  folgende  Immediatgesuch  der  katho- 
lischen Mitglieder  der  beiden  preussischen  Kammern  an  Se.  Majestät 
den  König  Friedrich  Wilhelm  in  Betreff  der  Errichtung  ein^s  beson- 
deren katholischen  Cultus-Ministeriuntis : 

AUerdurdUcMcMigster  £ofiig ! 
Ällergnädigster  Konig  und  Herr ! 

In  dem  Augenl^lick,  wo  sich  auf  den  Buf  Ew.  Königlichen  Maje- 
stät die  Vertreter  des  Landes  von  neuem  versaomielt  haben,  empfinden 
die  in  treuer  Ehrfurcht  Unterzeichneten,  sich  zur  katholischen  Kirche 
bekennenden  Abgeordneten  beider  Kammern  das  Bedfirfniss,  dem 
Throne  Ew.  Königlichen  Majestät  zu  nahen.  Sie  erscheinen  vor  dem- 
selben in  dem  Bewusstaein  einer  tiefbegrundeten  Liebe  zum  Vaterland, 
in  dem  Gefühl  innigster  Treue  und  Anhänglichkeit  an  Ew.  Königlichen 
Majestät  Allerhöchste  Person  und  Ihr  erhabenes  Königshaus,  in  der 
klaren  Erkenntniss  endlich  der  heiligen  Pflichten,  die  ihr  Gewissen 
und  ihre  Sendung  ihnen  auflegen. 

Ihr  Verbauen  zu  Ew.  KönigL  Majestät,  ihrem  geliebten  Landes- 
vater ,  zu  dessen  Weisheit ,  Gerechtigkeit  und  Wohlwollen ,  ist  unbe- 
dingt und  ohne  Schranke.  Sie  tragen  daher  kein  Bedenken,  offen  aus- 
zusprechen, was  ihnen  ernst  am  Herzen  liegt,  und  es  vor  allen  am  der 
Stelle  auszusprechen,  wo  ihnen  unparteiliche  und  gerechte  Gewährung 
verbürgt  ist. 

Während  seit  vier  Jahren  alle,  die  es  treu  mit  dem  Throne  and 
dem  Vaterlande  meinen,  mit  ganzer  Kraft  darnach  streben,  die  mäch- 
tigen Schwingungen,  welche  eine  gewaltige  Erschütterung  fast  in 
allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  hervorrief,  auf  das  Mass  der 
geordneten  Bewegung  eines,  gesunden  Organismus  zurückzufahren, 
finden  sich  plötzlich  und  unerwartet  Ew.  Königl.  Majestät  kathohschei 
ünterthanen  in  eine  neue  tiefbewegte  Strömung  hineingerisaen.  Es 
ist  die  heftigste,  die  gefährlichste  von  allen,  die  das  Leben  der  Völker 
ergreifen  kann,  die  der  cmfes^ioneüen  Erregung. 

Wir  schauen  um  uns,  woher  diese  neue  mit  der  Kraft  eines  elec- 
triachw  Schlages  um  sieh  greifende  Bewegung  entstanden  sein  möge, 
und  fbfschen,  wie  es  gewissenhaften  Männern  geziemt,  wo  die  Veran- 
lassung zu  finden,  und  ob  nicht  etwa  im  eigenen  Schoosse  die  Ursache 
zu  ^Erscheinungen  zu  suchen  ist,  die  wir  in  ihren  Wirkungen  als  n«f 
für  uns  und  unsere  Glaubensgenossen  bedrohlich  erkeuen.  Wir  finden 


Jmoiediaigesoch  der  Jtathol.  Mttgi.  beider  KamoierD  v.  14.  Dea  191t.      09 

bei  emsUicher  Prüfimg,  dass  in  einer  Zeit,  wo  unreifee  nnd  selbst  yer* 
breeherisches  Erkühnen  die  vermessene  Hand  an  die  Orandfesten  d#r 
staatlichen  nnd  gesellschaftlichen  Ordnung  zu  legen  gewagt,  Ew.  K(V- 
nigliche  Majestät  katholische  Unterthanen  zum  mindesten  in  gleichem 
Masse,  wie  die  übrigen,  ihrem  geliebten  Könige  die  schuldige  Treue 
bewahrt ;  —  dass  die  Hirten  der  katholischen  Kirche  in  den  Momente« 
der  Entscheidung  zuerst  und  erfolgreich  ihre  Stimme  für  Gehorsam 
und  Ordnung  erhoben ;  —  dass  die  Bekenner  der  katholischen  Kirche 
jederzeit  den  aufrichtigen  Dank  für  die  auch  ihnen  neu  beurkundetep 
kirchlichen  Garantien  in  Wort  und  That  bezeugt  haben,  ohne  aus  dem 
eigenen  Bechtsgebiet  angreifend  oder  verunglimpfend  hervorzutreten. 
Wir  b^egnen,  nm  neuerer  Vorgänge  zu  gedenken,  nirgendwo  einer 
Klage,  dass  die  auf  den  Kreis  der  katholischen  Kirche  beschränkten 
Xo&smissionen  der  Jesuiten  ein  anderes  Becht  verletzt,  oder  gar  lieblos 
eoofessionellen  Hader  entzündet  hätten.  Wir  dürfen  nicht  miac(er 
ebne  allen  Anstand  behaupten,  dass  die  vor  kürzester  Zeit  ixmerhalb 
£w.  Kdnigl.  Majestät  Staaten  stattgehabte  Versammlung  der  deutr 
sehen  katholischen  Vereine  sich  andeni  gleichzeitigen  kirchlichen  Vein 
Sammlungen  gegenüber  fest  und  gemessen  innerhalb  der  sicher  er- 
kannten Schranken  der  MTissigung  und  des  Zartgefühls  bew^  habe» 
welches  sich  in  Preussen  und  Deutschland  die  Bekenner  gleiohberechf 
tigter  Confessionen  verschulden. 

Mit  vollem  Grunde  und  nicht  ohne  schmerzliche  Bewegung  geschieht 
es  daher,  dass  wir  uns  fragen,  wesshalb  wir  uns  von  einigen  Ministem 
£w.  Königl.  Majestät  in  der  Ausübung  unstreitiger  und  garantir^r 
kirc^chen  Gerechtsame  angegriffen,  weshalb  wir  die  auf  Befestigung 
des  katholischen  Volkes  in  seiner  Treue  gegen  Kirche  und  Staat,  gegen 
Gott  und  seinen  König  abzielenden  Missionen  willkürlich  beschränkt« 
die  Leiter  defselben  der  Landesverweisung  ausgesetzt,  den  jungen 
Kien»  unserer  Kirche  gehindert  sehen,  unter  den  Augen  unseres  hOcb^ 
s4eä  kirchlichen  Oberhauptes  in  dem  uns  ohne  Gewissenszwang  nictit 
zu  Tdrschliessenden  Mittelpunkt  unserer  kirchlichen  Einheit  sich  zu 
seinem  Beruf  vorzubereiten?  —  dass  wir  uns  weiter  fragen,,  weshalb 
sich  sogar  mehrere  unserer  Bischöfe  von  Seiten  des  Gultusmiiustera 
mit  Vorenthaltmig  der  Beuten,  die  der  Staat  als  üntsehAdigung  für 
eingesEogoies  Eügenthum  der  katholischen  Kirche  vei^huldet:,  wiUr. 
kirlich  bedroht,  und  somit  ganze  bischöfliche  Sprengel  sich  rflekf* 
siehialos  der  Gefahr.  ]^eisgegebea  finden^  ihlre  Verwaltung .  in's  Stocken 
gebraehi  zu  sehen. 

Indem  wir  nach  einer  Antwort  auf  diese  Frage  soeben,  verhehlen 
wir  One  ranichat  nicht,  dass  Maasregeln  solcher  Aactt.die  den  Chavakt^r 
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^iti^r  entdchiedeti^h  F^dseligkeit  gegen  die  Icstholische  Ekche  vor 
sich  hertragen,  nicht  als  isolirt  dastehende  Erscheinungen  anfge&sst 
werden  k&nnen.  Es  ist  uns  im  G^egentheile  klar  geworden,  dass  die- 
Ml)^  nur  als  einaselne  Symptome  einer  Anschanungsweiae  erkläxbar 
w^den,  welche  sich  einer  unbefangenen  Würdigung  des  Inhalts  der 
VepfoSBungs^Ürktode  gänzlich  entzieht  und  sich  zugleich  über  den  alt- 
begründeten Beehtsstand  der  katiiolischen  Kirche  in  unserm  Vater- 
lands den  unhaltbarsten  Täuschungen  hingibt.  Nicht  ohne  BetrftbnlBS 
und  ünwiUeü  haben  Ew.  Eönigl.  Majestät  katholische  Unterthanen 
ieit  längerer  Zeit  in  Wort  und  Schrift  die  Ansicht  aufistellen  hören, 
Piretisse^  sei  von  BecMswegen  ein  lediglich  protestantischer  Staat,  es 
sei  nur  durch  protestantische  Organe  zu  verwalten,  und  die  zahlreichen 
kathoMsöhen  Provinzen ,  welche  sich  seit  dem  Verlaufe  eines  voUen 
Jahrhunderts  unter  Ew;  Majestät  glorreichem  Seepter  yereint  finden, 
äeien  lediglich  als  minder  berechtigte  Dependenzen  des  gemeinsamen 
VlÄterländes  m  betrachten  und  zu  behandeln.  Eine  Auffassung,  die 
siöh  in  so  greller  Weise  mit  allen  Acten  des  Öffentlichen  Rechtes,  des 
defutschen  und'  preussischen  Staats^Bechtes  in  Widei^ptuch  setzt,  be- 
darf unserer  näher  eingehenden  Widerlegung  an  dieser  Stelle  nicht, 
si^  richtet  sich  in  ihrer  Falschheit,  in  ihrer  Unmöglichkeit  von  selbst. 
Aber  atd^estellt,  mit  gehässigen  Insinuationen  über  die  politische 
Gesinnung  der  katholischen  Unterthanen  begleitet,  und  unablässig 
wiederholt  durch  Organe,  die  sich  selbst  eines  umfassenden  Einflusses 
berühmen,  ist  j^e  Ansicht  mehr  als  alles  andere  geeignet,  den  Samen 
der  Endfremdung  in  das  Land  und  seine  Bevölkerung  zu  streuen,  die 
Entwlckelung  der  Gesammtkraft  des  Staates  zu  hemmen  und,  worauf 
es  hier  zunächst  ankommt,  die  Gemäther  der  katholischen  Unterthanen 
mit  der  alleremstesten  Besorgniss  um  ihr  kirchliches  und  politisches 
Recht  zu  erfüllen.  Diese  Besorgniss  muss  wachsen,  indem  nuui  in  den 
s^hon  bezeichnetet  Massregeln  einzelner  Minister,  denen  verwandte 
Demonstrationen  einzelner  Verwaltungs-Beamten  hinzutreten,  den  An- 
fing der  thatsä4ihlichen  I^urchführung  eines  Systems  wahrninmit, 
welches  selbst  bei  der  mildesten  Beurtheilung  als  ein  für  Ew.  Majestät 
kaititolifiiehe  Unterthanen  feindseliges  erscheinen  Inuss. 

•  Ew.  Königl.'Majesftät  haben  Ihren  katholischen  Unterthanen  zu 
allen  Zeiten  wahfhaft  landesräterliche  Huld  und  auMchtiges  Wohl- 
wollen erwiesen.  Die  volle  Liebe  des  katholisohen  Volkes  und  mn 
«ngeheudieltes  Vertrauen  kommt  dieser  Ew.  KöQigl.  Majestät  entge- 
gen. Dasselbe  weiss,  dass  Handlungen  und  Tendenzeut  wodurch  es 
sich  in  seinen  höchsten  Qfltem,  seiner  Beligioiisäbung  und  m  ileinem 
kifehlichen  und  politischen  Bechtsznstande  bedroht  siahtr  BiamieEmehr 
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mit  Znsüminiuig  seines  gerechten  Königs  in*s  Leben  treten  konnten. 
Aber  tiefbewegt  durch  das,  was  es  erfahren  hat  and  was  es  noch  be- 
sorgtt  bedarf  es  der  Beruhigung  und  der  unzweideutigen  Qewähr,  dass 
seinen  Beschwerden  werde  abgeholfen ,  dass  Fürsorge  werde  getroffen 
werden,  damit  künftiger  Anlass  zu  ähnlicher  Störung  vermieden  bleibe. 
Berufen,  das  Becht  unserer  Glaubensgenossen  innerhalb  der  Kammern 
zu  vertreten,  ist  es  allerdings  unsere  Pflicht,  in  ministeriellen  Mass- 
nahmen hervorgetretene  Verletzungen  verfassungsmässiger  Bechte  in 
den  Kammern  zur  Sprache  zu  bringen.  Nicht  minder  aber  fühlen 
wir  uns  gedrungen,  in  Treue  und  Ehrfurcht  unsere  Stimme  vor  Ew. 
KönigL  Majestät  zu  erheben,  und  voUen  Vertrauens  die  Abwehr  wei- 
terer confessioneller  Conflicte  und  die  Anbahnung  beruhigender  Zu- 
stände von  Allerhöchstdenselben  zu  erbitten. 

unsere  Bitte  geschieht  im  Interesse  des  ganzen  gemeinsamen 
Vaterlandes,  dessen  Glück  und  Macht  sich  nie  herrlicher  entfalten 
kann,  als  wenn  beide  Confessionen  in  vereintem  Wetteifer  für  dasselbe 
wirken,  und  eine  jede  sich  der  Ueberzeugnng  getrösten  kann,  dass  der 
Staat  seinen  Bechtsschutz  und  seine  Wohlthaten  mit  gleichem  Masse 
über  beide  verbreitet.  Wir  begehren  wahrlich  nichts,  was  dem  Bechte 
unserer  evangelischen  Brüder  zu  nahe  treten  könnte ;  aber  wir  wün- 
schen auch  das  unsere  geachtet  und  gesichert  zu  wissen. 

Die  kirchlichen  Interessen  von  beinahe  sieben  Millionen  Katho- 
liken in  Ew.  Konigl.  Majestät  Landen,  hohen,  so  weit  sie  mit  dem 
St€Uii€f  seinen  Einrichtungen  und  Organen  in  Berührung  treten^  bis- 
heran  notorisch  nur  eine  äusserst  dürftige  Vertretung  durch  Männer 
kaiholischen  Glaubens  gefunden.  Selbst  in  gana  oder  übertviegend 
haihoUsehen  LandesOieilen  finden  toir  auch  jene  Äemter^  welche  ein 
näheres  Eingehen  auf  katholische  Zustände  bedingen^  Mufig  nur  mit 
Evangelischen  besetzt  Wir  wissen  gut,  dass  sich  hier  nicht  überall 
eine  strenge  Sonderung  dürchfiihren  läfist;  aber  wir  sind  des  Dafär- 
haltens,  dass  der  Nachtheil  in  zu  unverhältnissmässigem  Grade  sich 
auf  katholischer  Seite  befindet.  Das  Nämliche  ist  in  Ansehung  der- 
jenigen  Stellen  der  JPaK,  welche  mit  der  Leitung  des  zu  den  kirchlichen 
Läeressen  in  unauflöslicher  Verbindung  stehenden  Unterrichtswesens 
betraut  sind.  Wenden  unr  unsem  Blick  auf  die  CentraUVerwaUung, 
so  begegnen  wir  mit  Bedauern  der  gleichen  Erscheinung.  Der  katho- 
lische Religiofistheil  entbehrt  einer  Repräsentation  in  Ew.  Königlichen 
Majestät  Minister-Conseü;  die  durch  Ew.  Königl.  Majestät  in  Aller- 
höchMero  CuUus-  Ministerium  angeordnete  katholische  Abtheilung  ist 
seit  langer  Zeit  unvollständig  besetzt^  auch  ihrer  Verfassung  nach  ohne 
garanürende  Attribute ;  das  katholische  Unterrichtswesen  wird  in  dem- 
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selben  Ministerium  äum  grbssten  Theile^  das  hUholiscTie  Elementar- 
Schulwesen  lediglich,  von  evangelischen  Räthen  bearbeKet. 

'  Es  kann  in  der  That  durchaus  nicht  befremden ,  wenn  unter 
solchen  Verhältnissen  wider  Ew.  Konigl  Majestät  Allerhöchst  eigefien 
Willen  Missstände  m  Tage  treten,  deren  betrübende  "Wirkungen  täg- 
iich. welter  greifen.  Das  Vertrauen,  dessen  Behörden  und  vor  Allen 
Miüistet;  zur  heilbringenden  Wirksamkeit  ünerlässlich  bedürfen,  muss 
leider  bis  zutn  äussersfen  schwinden,  weim  die  Bischöfe  und  Erz- 
biächöfe  der  katholischen  Kirche  auf  die  von  ihnen  vor  Monaten  über 
•früher  erwähnte  Beschwerden  eingereichten  dringenden  Anträge  bisher 
vergebens  einer  Erwiderung  entgegenharren;  —  wenn  eine  auf  ge- 
'hügende  Vertretung  des  katholischen  ünterriclitswesens  im  Cultus- 
Ministerium  gerichtete  Bittschrift,  welche  im  Laufe  der  vorigen 
^Lämmer  -  Sitzung  durch  die  katholischen  Abgeordneten  unter  dem 
Vortritt  des  Herzogs  von  Eatibor  dem  Cultus  -  Minister  fibergeben 
wurde,  auch  nicht 'eiim[ial  einer  Antwort  gewürdigt  ist,  obgleich  eine 
solche  wiederholt  schriftlich  und  mündlich  von  ihm  erbeten  wurde 
Mus9  sich  nicht  dem  katholischen  Religionstheile  immer  klarer  die 
Tleberzeugung  aufdrängen,  dass  die  einer  vorhin  bezeichneten  Auf- 
fassurigsweise  eigenthümlichen  Tendenzen  sich  raschen  Schrittes  immer 
ungescheuter  entwickeln?  Vermag  derselbe  ohne  .täglich  erneute  Be- 
unruhigung seine  heiligsten  Angelegenheiten,  die  Kirche  ijnd  Schule, 
durch  Organe  gehandhabt  zu  sehen,  deren  ihm  gänzlich  abgeneigte  Ge- 
sinnung zu  Tage  liegt?  Muss  sich  nicht  der  conffessionelle  Hader, 
dieses  ätzende  Gift  am  Lebensbaume  eines  Staates,  von  neuem  unseres 
ischönen  Vaterlandes  bemeistern? 

Ew.  Konigl.  Majestät  erkennen  in  Ihrer  Weisheit  die  Gefahren, 
die  eine  solche  traurige  Eventualität  in  sich  trägt.  Sie  haben  die- 
selben schon  einmal  mit  Gerechtigkeit  und  Milde  abgewandt  und  Sich 
den  unvergänglichen  Dank  Ihres  Volkes  erworben.  Möchten  AUer- 
höchstdieselben  auch  jetzt  vorbeugend,  abhelfend  und  bald  ein- 
schreiten ! 

In  keinem  der  uns  benachbarten  Länder  sind  die  beiden  grossen, 
christlichen  Confessionen  in  ähnlieh  massenhaften  Verhältnissen  re- 
präsentirt  als  in  Ew.  Konigl.  Majestät  Staaten,  und  doch  ist  in  allen 
übrigen  das  confessionelle  Sonder-Interesse  in  den  hohem  Instanzen 
gleiclimässiger  vertreten  als  in  Preussen,  Das  Königreich  der  Nieder- 
lande hg,t  ein  besonderes  Ministerium  für  die  katholischen  Angele- 
genheiten ;  in  Baiern  sind  die  Interessen  der  protestantischen  Kirche 
durch  eine  fest  organisirte  protestantische  Vertretung  gesichert;  in 
Sachsen  bestehen  seit  anderthalb  Jahrhunderten  die  strengsten  und 
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onangreifbarsten  Ghurantien.  Es  besteht  in  der  Tbai  nach  keiner 
Seite  hin  ern  Grund,  warum  nicht  auch  die  dem  Scepter  Ew.  Königl. 
Hajestftt  unterworfenen  beinahe  sieben  Hillionen  Katholiken  sich  einer 
ähnlichen  Vertretung  im  GonseO  der  Minister  und  im  Bathe  Ew. 
Eönigl.  Majestät  zu  erfreuen  haben  sollten!  Alle  bisher  gemachten 
Erfahrungen,  die  Natur  der  Terliältnisse  selbst,  weisen  darauf  hin. 
Das  geringe  Qeldopfer,  welches  daf&r  gebracht  werdeii  muss,  ver- 
dient kaum  der  Erwfi.hnung  gegenüber  dem  nicht  hoch  genug  anzu- 
schlagenden moralischen  Yortheile,  der  aus  der  dauernden  Ber^gung 
sonst  immer  neu  aufsteigender  TJnzufiriedenheit  fBr  das  gesammte 
Vaterfend  hervorgeht.  Den  evangelischen  ünterthanen  Ew.  Königl. 
Majestät  kann  daraus  ein  Grund  zur  Beschwerde  nicht  erwachsen 
sie  wissen,'  dass  ihre  Interessen,  abgesehen  von  dem  besondem 
Sehutze,  dessen  dieselben  nach  der  G^sammt-Verfassung  der  Staats- 
behörden von  selbst  Versichert  sein  können,  durch  den  Minister  dör 
evangelischen  Angelegenheiten  und  den  erst  in  neuester  Zeit  errich- 
teten Ober-Kirchenrath  in  der  gewichtigsten  Weise  vor  Äw.'  Königl. 
Majestät  und  im  Lande  selbst  gewahrt  sind.  Wir  haben  uns  sogar 
überzeugt,  dass  die  grosse  Mehrzahl  unserer  evangelischen  Mitbürger 
mit  Befriedigung  eine  Errichtung  in's  Leben  treten  sehen  würde, 
deren  Gewährung  in  der  paritätischen  Gerechtigkeit  und  in  der  weisen 
BrwÄgnng  der*  vorhandenen  Zustände  auf  so  einleuchtende  Weise 
bedrflndert  wird. 

Diö  In  tiefster  Ehrfdrcht  und  vollster  Unterthanentreue  unter- 
zeichneten Abgeordneten  glauben  in  der  hier  angedeuteten 

Einriehtung  eines  besondern  Minisferii  für  die  'katholisch- 
kirchlichen  und  Unterrichts- Angelegenheiten 
das  Mittel  zu  erkennen,  durch  welches  sich  eine  sichere,  und  was 
gleich  wichtig  ist,  eine  dauernde  Qnrantie  lör  confessionell  befiie- 
digender  und  einträchtige  Zustände  in  unserui  Vaterlande  erreichen 
lltast.  Indem  sie  ihren  Antrag  auf  Organisation  eines  solchen  richten^ 
sind  sie  sich  bewusst,  weder  etwas  Unbilliges  noch  etwas  schwer  Aus- 
Äafiabrendes  begehrt  zu  haben.  Sie  haben  es  angesichts  tief  bedauer- 
licher Zustande,  die  ganz  ohne  Zuthun  der  katholischen  Ünterthanen 
hervorgerufen  und  in  ihren  Polgen  durch  sie  in  keiner  Weise  zu  ver- 
treten sind,  nicht  vermeiden  können  und  nicht  vermeiden  dürfen, 
von  ihrer  Seite,  nach  ernster  Ueberlegung,  sich  so  zu  äussern,  wie 
sie  es  als  treue.  Ober  die  Stimmung  des  Landes '  wohlunterrichtete 
Patrioten  vor  Gott,  ihrem  Gewissen  und  ihrem  Könige  verantworten 
Icönnen.  Sie  tragen  das  beruhigende  Bewusstsein  in  sich,  nur  der 
Stimme  der  Pflicht  und  zugleich  dem  Bufe  des  Vertrauens  gefolgt 
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2u  sein,  welches  sie  zun&chst  und  vor  allem  an  ihren  geliebten  König 
und  I^ndesvater  verweiset. 

Möchten  Ew.  Königl.  Majest&t  geruhen,  der  in  solcher  Qe- 
sinnung  zu  den  Füssen  Allerhöchst  Ihres  Thrones  niedergelegten 
Bi^te  huldreich  und  bald  zu  willfahren, 

£w.  KönigL  Majestät  allerunterthftnigste,  treugehorsamste  Ab- 
geordnete zur  ersten  und  zweiten  Eanmier. 

Namen,  Stand,  Wahlbezirk* 
Berlin,  den  14.  December  1852. 

An  den  Minister-Präsidenten  Freiherm  v.  Manien/fffel* 
Die  kathoUseben  Abgeordneten  beider  Kammern  haben,  Ton  der 
Üeberzeugung  durchdrungen,  dass,  wenn  das  tieferschütterte  Vertrauen 
in  ihren  Heimathländem  wieder  hergestdlt  und  von  immer  wieder- 
kehrenden TrObungen  bewahrt  bleiben  soll,  ohne  Zeitverlust  geeig* 
nete  Anordnungen  getroffen  werden  müssen,  sich  zu  einer  Barathnng 
über  desfalls  zu  machende  Anträge  zu  vereinen.  Sie  haben  sieh  za 
der  Ansicht  verbunden,  dass  bei  dem  an  kathoUsohsr  Seite  gänzKoh 
gestörten  Vertrauen  zu  der  gegenwärtigen  Organisation  der  katho- 
lischen Gultus-  und  Unterrichts* Angelegenheiten  die  einzige  und 
dauernde  Garantie  gegen  neue  religi^^se  Conflicte  darin  geftinden 
werden  könne, 

äaas  die  katholischen  OuUus-  und  UnterrichiS'AngdeffenheUen 
aus  der  bisherigen  Virbindung  gänslich  gelöst  und  ais  ein  be- 
sonderes kdUholisches  Ministerial^  Departement  unter  einem 
eigenen,  der  katholischen  Religion  angehörigen ,  mit  Sits  f^ 
Stimme  im  Minister  ^Conseil  ausgestatteten  Chef  eanstituirt 
werden. 
Dieselben  haben  deshalb  eine  in  diesem  Sinne  abgefasste  nn- 
terthänigste  Inamediat-Eingabe  an  Se.  Majestät  den  König  gerichtet. 
Die  Unterzeichner  derselben  haben  mich  beauftragt,  Sw.  Excellenz 
unter  Beifügung  einer  Abschrift  dieser  Eingabe  hi^von  gehorsamst 
in  Kenntniss  zu  setzen  und  bei  dieser  Gelegenheit  Ew.  Sxcellenz  den 
Ausdruck  ihres  festen  Vertrauens  zu  dero  Weisheit  und  vollen  con- 
fessionellen  Unparteilichkeit  an  den  Tag  zu  legen.    In  dieser  Unpar- 
teilichkeit erblicken  dieselbe  eine  beruhigende  Burgschaft  für  die  mög- 
lichst beschleunigte  Berücksichtigung  eines  Antrages,  von  dem  si^ 
allein  die  Herbeiföhrung  solcher  Zustände  zu  erwarten  vermögen,  wie 
sie  den  wahren  Interessen  des  Landes  entsprechen. 
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Inoidit  nnper  in  fomiliari  aacerdotnm  congreseu  dispirtatiio  de 
eomatcraHone,  qna  ex  isBtitato  Ec«lesiae  catholicae  res,  qnibns  ea 
impOBditiir,  ab  tun  profano  eximnstnr,  atqne  ad  nsns  dnmtsxat  saonw 
dqRitaatiir  inangsrantorqne.  Postqnam  hospes,  in  cnjos  aediboi 
eoarsntnm  est,  vir  alioqnin  in  disciplinis  theologicis  apprime  ?«r8«tns, 
mQha  de  natura  et  «ignificatione  coDSecrationiB,  deqae  ejus  origine,- 
et  a  BirapÜeä  b«n«dictioiie  difierentia  perspicue  non  minus  qastn  aoüi» 
dieaeniifiset;  jiuiqae  condtatiori  aermone  fatigatam  toi  deBtltnera 
coepisset:  at  nonc,  inqoiebat,  restnun  est,  quod  adhuc  indagandam 
restat,  discntere,  atqne  in  apricum  deducere,  cui  nempe  jnre  competat 
astnm  oonsecrafcionis  snacipere?  Et  siqnidem  Tobis  qnoqne  Ita  vide- 
toz,  qaaestioBem  »  genendibna  ad  casoni  epecialem,  e.  g.  ad  conaecra- 
tionetn  aUäiis  reToeandam  arbitror;  hoc  qnippe  pacto  et  dispntatio 
aagnstiore  constricta  decurret  alveo,  «t  applicatio  principiornm  clarior 
Bxpedibiorqae  reddetor.  Annnimns  omnes.  Flmique  qui  aderant, 
aolis  Epiact^is  joa  esse  consecrandi  altturia  atOrmabant;  eos  vero,  qoi 
oharaetare  episoopiül  insigniti  non  essent,  id  nonnisi  ex  speciali  indulto 
ac  dtlegfttiontt  pontificia  potse.  At  Theobaldai  (hoo  nMDiae  interlo- 
catorem  appellare  plaoet)  sententiae  hntc  noD  anburipsit,  qnin  acrhis 
etiam  oeateadit,  perraasnm  aibi  eese,  jure,  de  quo  agitnr,  Abbates 
qaoqne  regulär^  unirersim  gandere,  suaeqne  opimoni  tamei  consne- 
tndine  per  Aastriam  8alt«m  snperiorem  late  rigoite,  qua  Abbates 
oflsue  genoB  eonseeratioma ,  ecciesiamm  demta,  promiscue  per^nnt; 
tarn  ex  anctoritate  a.  Alph(»0i  de  Lignori,  Prancisd  Pellizzari,  Ludofici 
Bogel  abcanmqne  anotornm  praeeidinm  accirit  Frolatis  ulü-o  cttio- 
qne  in  medinm  argnmentis,  quibns  singali  euam  toeri  ao  änuare  aa- 
tagebant  aententiaiq,  tempos  longios  quam  Tellernua,  processerat,  et 
hora  tardior  receptui  signoni  dabat.  Omaea  igUnr,  re  lic^  nondam 
penitDi  etiqosta,  aesnrgaat,  et  saa  repetitoti  riae  aeae  aeclngunt. 
Senecio  venerabilis,  apud  quem  convenimna,  quire  diapütationi  prae- 
Bidebat,  discesaoros  pro  soa  homanitate  ampleiatus,  cum  ad  me  re- 
niaset,  tu  Tero,  inquit,  tuarum  partium  existimato,  qnae  hodie  .diaim- 
tata  fnere,  sncdncto  atylo  perstringer«,  nt  M  ia-fmaiaL  aogtr»  con- 
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gressUf  a  quo  neminem  vestrom  defutorom  confido,  refrioemiiSf  cau- 
samqne  decidamnis.  Sententiam,  in  quam  te  propendere  sospicor, 
omni  quo  potes  rationom  apparata  fdlciendi  propngnandique  integra 
tibi  Sit  facultas,  dummodo  quae  prolata  sunt  in  contrarimn,  aeqae 
sincere  promaa. 

Bedui  domum,  quae  recenti  tenebam  memoria,  mox  litteris  mao- 
davi,  atque  hoc  ipsum  est,  quod  isthic  exhibeo. 

Yideri  Ibrtasse  cuiquam  posset  argumentum  hoc  non  esse  tanti, 
Ht  iUnd  ikovae  disquisitioni  subjici,  et  paulo  accuratiua  explioari  operae 
Sit  {»retium.  At  qui  novit»  quid  sacri  canonea,  quid  dacretft  aaeranua 
Gongregatioimm ,  quid  gravissiroi  doctores  de  consecaratioiia  atafcnaat 
doeeantque;  quam  item  a  multis  seu  ignorwtia  sive  temaritete  hao 
in,  parte,  peccetur:  ia  profecto  non  tantum  dabit  vemam,  sed  etiam 
aequi  bouique  consulet,  quod  quaestionem  ab  antiquiorilNis  qmdem 
aa4^toribus  diligenter  periade  ao  copiose  tractatami  a  racentioribas 
mim  plarisque  yel  penitus  neglectam,  vel  obiter  taabim  *mihfliMnj 
relegendam  putaverim.     

Altana  duplicis  generis  distinguuntur:  fixa  «t  porMUm;  utra- 
que  ob  suam  ad  Novae  Legis  saerifieium  relatioaem,  censecarata  smt 
oportet  1);  quod  quidem  adeo  est  necesearinm,  ut  operari  sa(^  in  altan 
non  consecrato,  gravi  sacrileigio  haud  vacet  ^). 

Arae  portatües,  quarum  jam  in  capitulariboa  Caroli  IL  meniio 
Qccurrit^),  erant«  ut  Hincmarus  dooet,  tabulae  maraioreae,  et  nigro 
litioque  lapide,  quas  conaecrabat  Episcopua,  et  quarum  maxicDe  usus 
wat  in  capelUa  quae  numquam  dedicabantur,  vel  in  eccleaüa  ipsiSt 
quae  nondum  dedicari  potuenmt  Gonciliam  Parisienae  a.  8^.  Cw  47. 
permittit  presbyteris,  qui  se  itineri  commiaerant»  et  ab  eoclflriis  qai* 
budibet  longo  aberant,  ut  sub  dio  in  ara  miauscula«  quam  BpisoopnB 
conseorasset,  celebrarent^).  Idem  permittit  etiam  Oonollium  Megan* 
tiaum  a.  888.  dum  ita  deeemit^);  »In  itinere  positis,  si  eodesia  de- 
fherit,  sub  dio  seu  in  tentorüs,  si  tabula  altaris  conseiaratat  oetoraque 
Sacra  ministeria  ad  id  officium  pertinentia  ibi  aflfuerint»  Ifissanun  so- 
lemnia  eelebrari  concedimus.    Aliter  omuino  inierdidmus.« 


1)  Csp.  so.  et  tBp.  82.  D.  f.  de  Cinnecrat. 

2)  Alphonsi  Mariac  de  I4guori,  Theoi^,  Moni*  lib.  0»  4rM.  I*  a  ^ 
de  Eoeb.  dub.  5.  n.  373.  ed,  Ratisbon.  1S47. 

8)  Üb.  8.  c.  205.  lib.  7.  c.  99.  312.  384. 

4)  Lud,  ThomcuHn,    Vet.  et  nova  Eecles.  disdplina.     Par.    1.  Db.  l 
c;  n.  n.  8. 

5)  e.  ae.  Dt  L  dt  cansaer. 
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Qoandonam  moa  coDßecrandi  aUam  uivectos  fuerit,  .ncm  satis 
ridetar  exploratmn.    Eam  son  ante  saeculum  sextum  coepis^e, '  Bbg- 
ham  1)  ex  eo  infert,  quod  Conciüum  Agathense  a.  507  primum  suppe- 
ditet  docamentam  publicuni,  in  quo  diserta  de  consecratione  altaris 
meatio  habetur.    Ast  antiquiorem  esse,  nou  absque  fundamento^rae- 
samere  li<^t ;  siquidem  ex  vetenun  nomnodo  bUtoricorum  testimoniis, 
sed  etiam  Synodorum  decretia  a  Mamactiio  indicatis^),  constat,  jam 
multo  ante  solemne  fuisse  Epiacopis  basilicadt  et  quicquid  ad  eas'per- 
tineret,  consecrare  ac  dedicare.    Sic  Eusebius^)  magno  cum  enthu- 
siasmo  loquitnr  de  festivls  per  singulas  urbes  oratoriorum  recens  struc- 
torum  dedicationibus.     laem  in  vita  Consiautini ^) ,  et,j)09^   illum, 
S<M^rates^)  et  Sozomenus^  referunt,  quomodo  Episcopi  ex  omnibus 
promciis  magno  numero  Jerosolymam  confluxerint,  ut  aedificatam 
Ulic  a  CoDstantuio  M.  in  loco  calvariae  ecdesiam,  quae  magnum  Mar- 
tyrium appellabatur,  consecrarent .  una  cum  ornamentis  et  donariis  ab 
Imperatore  traasmissis, .   Si  xa  xstjAijXia  xod  avaOigjjiaTa  religiöse  ritu 
coflsecrata    fuerunt:   quis  credere  dubitet,  eumdem  ritum  impensum 
fm^  etiam  altari,  utpote  praecipuae  ac  nobilissimae  parti  ecciesiae? 
—  Synodus.  ¥erp  Hibema  süb  s.  Patritio  a.  456  congregata,  can.  23.. 
sanxi$e^  fertur :  »Ut  siquis  presbjterorum  ecdesiam  aedificaverit,  non 
offerat^  i^itequam  adducat  suum  pontiiicem,  \\i  eam  consecret,  quia 
sie  decet.€  —  Denique  si  verum  est,  quod  Felix  P.  IV.  affirmat''), 
isois^m  .consecrandi  ecclesias,  altaria,  indumenta,.  v^saque  ad  cultum 
divinum  spectantia,  exemplo  legis  mosaicae  inductum  fuisse:  pro- 
fecto  id  mature,  ac  cum  ipso  fere  Ecciesiae  exordio  obtinuisse  ^  jure 
su^icari  licet. 

Hi3  praeoiissis  ad  proposituni  accedo^  atque  ut  inde  progrediar, 
quod  in.  expendenda  praesenti  quaestione  principii  jnstar  minime 
dubii  aervirQ  .{oss^t  ac  debe^t,  illud  imj^rimis  adnoto,  n^hil  esse  cer- 
tiu9|,.mlulque  expipratius,  quam  sicut  omn^  genus  consecrationis,  ita 
in  sj^ecie  .ponfiecratioi^em  altaris,  jure  conimuni  canqnico  pertinere  ad, 
Epiaa>pun;L  Haec  communis  est  doctorum  omnium  uno  ore  asserta 
propugnataque  sententia,  nee  a  quoquam  in  controversiam  adducenda, 
utpote  expresso  sacrorum  canonum  textu  subnixa:  c.  4.  D.  LXTJU, 


I   • 


1)  .Or^nes  et  antiquit.  eccleslast. ,  Vol  3.  lil^.  8.  c.  ,9.  S«  10>  . , . , 

2)  Originuin  et  i^ntiqu.  cbrislian,  tom.  4.  lib.  4.  jc.  4.  .    .     ,     .  ,    ^ 

3)  EcclesiasL  histor.  üb.  10.  c  3.  ,     . 
4}  Lib^  4.  €.  4a.        . 
5)  Hbt.  ecclesiait  Üb.  1.  c.  33. 
#)  Bist,  ecelesiast!  üb.  2.  c.  26. 
T)  Cap.  9>  Di^lt.de  «w^cl 
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c.  25.  D.  7.  de  eonseer.  c.  5.  X.  de  conseer.  IIL  40.  Pcniificdl.  raman. 
par.  3.  tu.  de  atkins  eonseer.  Eine  vero  saapte  conseqaens  est,  con- 
secrationem  altaris,  cum  actus  sit  ordinis  episcopaUs,  a  presbyteris, 
ac  proin  etiam  ab  Abbatibns ,  qnippe  qui  spectata  potestate  ordinis 
nihilo  presbyteris  sunt  potiores^),  suscipi  non  posse;  quod  ipsum  di- 
serte  edicit  c.  3.  C.  XXYI.  qu.  6.  bis  verbis:  »Consecrare  altare 
presbyter  non  praesumat.c  Multa  praeterea  occurrunt  antiqua  non 
minus  quam  recentiora  documenta,  quibus  hoc  disciplinae  ecclMi- 
asticae  Caput  non  parum  illustratur  confirmaturque.  Breiritatis  causa 
duo  dumtaxat  delibo.  In  Concilio  Braccarensi  secundo  a.  568  sub 
Joanne  P.  m.  can.  19.  ita  statuitur:  »Item  placuit,  ut,  siquis  pres- 
byter post  hoc  interdictum  ausus  ftaerit  chrisma  benedicere,  aut 
ecclesiam,  aut  aUare  consecrare,  a  suo  officio  deponatur ;  nam  et  an- 
tiqui  hoc  canones  yetuerunt^.c  Sacra  autem  Congregatio  Cardinalium 
in  quodam  response  drca  Goncilii  Tridentini  sess.  23.  cap.  10.  sie. 
ait:  »Abbas,  qui  est  benedictus,  vel  qui  ex  privilegio  Sedis  Aposto- 
licae  habet,  ut  pontificalia  exercere  possit  ac  si  esset  benedictus,  potest 
onmia  sacra  benedicere,  Ulis  exceptis,  in  quibus  unctio  requiritur^.c 
ünde  recte  vir  doctus,  sacratioribus  disciplinis  praecoci  fato  ereptus, 
Ladislaus  Tompa  scribit  *) :  »Ecclesiarum  et  altarium  consecratio  ad 
Episcopi  munus  pertinet .  . .  niud  autem  perpetua  lege  cautum  est, 
ne  presbyteri  hoc  munus  invadere  attentent.€ 

Sed  neque  £piscopus  facultatem  consecrandi  simplici  sacerdoti 
deferre  potest,  ut  docet  Benedictus  XIV.  ^)  citatis  gravissimis  in  suam 
sententiam  auctoribus,  adductoque  Concilio  Hispalensi  secundo, 
quod  praeside  s.  Lddoro  a  619.  celebratum  fuit,  ubi  Agapii  Cordu- 
bensis  Episcopi  factum,  qui  ad  consecrandas  ecclesias  et  altaria  quan- 
doque  simplices  presbyteros  delegerat,  tamquam  contra  canonicas 
sanctiones  attentatum  a  Patribus  improbatur  atque  damnatur,  et 
editum  ea  occasione  decretum  bis  verbis  concluditur:  »Ergo  ne  ultra 
talis  a  nobis  licentia  usurpetur,  conununi  sententia  statuendum  opor- 
tuit;  sdentes,  qnia  sicut  presbytero  illicita- consecratio  est  altaris, 


1)  »Abbates  sunt  consiitoti  in  eodem  ordlne  sacerdotalij,  quemadmodum 
auDK  omnes  alil  simpliees  presbyteri,  quamvis  aliqaas  habeant  honoriflcas  praee* 
nlnenilas  m^ores-c  Joan.  Card,  de  Luca,  Theatrum  veritoHs  et  juati^ 
Hae  tom.  2.  Supplement,  de  penaionib.  diacurm  81.  n.  9. 

2)  Labbe^  Collect.  ConcU.  tom.  5.  pag.  842. 

8)  Apod  SuareZf  de  virtute  et  siala  relig.  ton.  4.  tr.  8.  lib.  2.  e.  80.  d.  10. 

4)  Jnstltat  de  saeris  cbrisiianor.  ritib.  P.  1.  pag.  189. 

5)  De*  Synod.  dioecea.  Üb.  18.  c.  16.  n.  2.  et  in  Cpist.  ad  Engetbertnni 
Abbat.  CampidoD.  Magnom  Ballar.  Luxemb.  1758.  apptnd.  pag.  XI. 
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ita  efc  oonrtitatio.«  —  Idem  Sacra  Ritnnm  Congregatio  idemtidem  de- 
darsfit.  Sic  in  FMens.  22.  Sepi  1703  ad  quaeritam  Abbaus  Fol- 
deiiBis  nnlliuB  dioeceris:  An  Yicaiio  Generali  delegari  possit  bene- 
dietio  eanini  renun,  in  qnibns  imotio  sacri  chrifflnalu  intervenit? 
Besponsnm  eet  negatme.  Et  tn  Tirasonm.  16.  Maji  1744  ad  dnbiam 
qmntiiin  Episoopi  Tnraacmensis:  An  EpiBcopns  utendo  ordinaria  fiM^* 
täte,  posait  alÜB  in  dignitate  oonstitatifi  delegare  poteetatem  beiiedi* 
eeaäi  sacra  indamenta,  et  alia^  in  quibna  jnxta  IKtuale  romannm  sa^ 
cmm  chrianm  non  adUbetnr;  sen  potins  hanc  delegatkmem  idem 
Bpiseopus  etiam  ad  campananun  benedictionem  ampliare  valeat? 
Sacra  Rttamn  Congregatio  rescribendnm  oensnit :  non  posBe  <). 

Qnodsi  anetiHitate  doctorom  qnaestio  haee  dirimenda  eeaet, 
fererer  sane,  ne  oblata  eonun  nube,  exitam  non  inTemam.  Liceat 
spemiims  gratia  nnnm  dtenunye  appelkre.  ÄugHstinus  Barbasa 
ait^:  Nnlli  sacerdotam  um  est  consecrare  altare,  qni  non  sitin  or* 
dine  episcopali  in  tantom,  nt  nee  facultas  Ista  possit  per  Episcopam 
CUTIS  simplid  presbytero  ddegari.c  De  Nkoüü  affirmat^;  »üteum- 
qae  sit,  altare  si  ye  fixmn  sive  portatfle  ab  Bpiscopo  oonsecrari  debet, 
- .  .  et  de  jure  oo  mmuni  nnllns  alins  praeter  BpiseopHni  potest  haue 
oonseerationein  efSeere,  . .  qaod  adeo  vemm  est,  ut  nee  £pise(^ns 
ipse  possit  baue  flM^oltatem  simplid  presbytero  delegare.«  Änadehts 
Beiffenstnel^) :  »Loqnendo,  inqait^  de  jare  commAmi,  sofais  Bpisoopos 
altare  consecrare  potest  ac  debet,  ita  at  alieoi  saoerdoti  ordinem  epis* 
copatom  non  habenti,  hanc  potestatmn  committere  non  valeat.«  L»- 
ems  Ferraris  docet^):  »Altaris  consecratio  de  jnrs  communi  non 
potest  fleri  nisi  per  Bpiscopom.  Nee  potest  simplax  sacerdos  altare 
consecrare  de  sola  commissione  et  fiicnltate  BpiscopL«  Qttarii  haee 
habet*):  »Benedietiones  reales,  qoae  sacra  unctione  parfteinntor,  ex, 
inalitDtkme  Bcclesiae  perti&ent  ad  solam  Bpiscopom,  afcqne  stricto  jora 
ita  saat  annexae  ordim  episcopali,  ut  non  poasmt  ab  ipso  Bpiscopo 
ddegari  saoerdotibns  iafetiortbas;  hnjos  modi  sunt  benediotio  sea 
ctauecratio  aUariSj  eafids,  campananun  etc.«  -^  Hanc  seatentiam 
saaai  fecit,  üsdemqne  expressit  yerbis  J.  Foraici  ^). 

1)  OardelUni,  DecreU  aatbent.  CoDgregationis  sacror.  Rituum.    Romae   " 
1856.  (om.  1  n.  8668.  et  4010. 

2)  De  offle.  et  potest.  Episcopi  Par.  t,  allegat.  27.  n.  28.' 
8)  Praxis  canonica  tom.  1.  pag.  846.  n.  19. 

4)  ins  caDon.  anivera.  (om.  8.  ad  Hb,  ill.  tit«  40.  S-  2.  n.  8t. 

5)  Prompta  bibliotb.  verb.  Altare. 

6)  Rabricae  Missal,  rom.  commentar.  Hlustratae.  traet.  2.  de  benedict.  tIt. 
f.  sect.  4.  dablt  5. 

7)  inatitot.  tttars.  Par.  4.  e.  1. 
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«Qoid?  qfl^ä  nedum  Htm»  ooDfieopitioDpin^  se4«i^  pftramen- 
torum  q;iudein  eod^siaatiooraiD  benßdifitionem  Hpia^pi,  i4  qvoa  ea 
jor^'  ordijurio  pertinfl;,  (ji^lagare  possiit  sacerdoti  «mplici,    }tadO" 
ofi^t  apectfttiaaiim»  quibus  assurgere  daoeat,   auctorfiB»    Si  qai  eoia 
eü  eo>«  qqod  titniag  benedictMUubDS  in  ßitmali  xomaxo  ^^cm^loc/^ 
poaitia  praafixoa  dicat;  T^Benedktian^  ab  JEpUa^,  vfil  ab  aiii$  for 
ci4ttatem  hahmtibuß  faQie$i4(i^€.  mSwwi ,  i^ii^m^  beaadiotioiMs  ab 
EpisGopo  sacerdoitibQB  iofadoribuBdel^aEi  posse:*  ,ü  mn  sa(i3  fi^noa 
mtimtur  fiu^am^nto.    N^un  at  j*ecta  ohawvat.  Eomioi  ^);  »In  vorbii 
titnli  Ulina  m>n  appwet  aabatitaüo  am  delegati^.;  s^d  aolom«  i^uod 
facultas  haec  ei  Ecolwae  inatitutione  ordiiM  6pi9copi|ti..]'9PPnata 
exerceri  poa^it  eitiam  ab  aJiquibus  fipiac^po  mukoiibn&,.qaibiifl  perinde 
Jos  datuip  08t.  ab  Apo9Mic&  Sede  largi^ndi  praediotas  bea^dictuHtM^e^ 
pcout  svnt  Abbates  tet  Pmdati  rcigolarafi«  m  etiam  fiac^idotes  in  dig- 
nitota  aliqua  coostituti,  quiboa  a»  8.  Bituum  Cong^egotione  wp  seisei 
bnjo^iBjQdi  facttltaa  conc^itor  pro  aacm  üidqjqafttiat  .>quaci.{Nro<^raBi 
partieulaxi  eceleaia  esse  debeaat  ia  mn.t     Gerte  Benddiotus  XIY. 
4itm  •  Eccloaiae  Bononieiun  praaeBBe^,  lioet  probe  ^  oosaet  discrepantas 
auottram  senteatiaa,,  atque  xationiun  momenta,  quibas  illae  fdlci^D- 
tars  oibilomiiMis  pro  facultata  dalegandi  simplioibnai  jiaQwdptibna  piir* 
teatatem  beBedicendi  parata^ta  aaeta  apod  s,  Congregationam  sap^ 
I^caadum  oeii6ait,Qit  ipae.testatort  dnmaiiriMt^):.  »Fbirsimi  aaaonua 
ritniun  inteypretea  «uuuünii  cMisensioae  ad  I^iaoiypwwii  4itianem 
partinevejoffirniant  aonmodo  tampla  dadioare,  altaäa  et  fasa«  qafe. 
sacram  unotionem  reqüinint,  sed  etiam  yestium.  benediiDtioQait,  in 
qaaaamuB  (Prisma  praetensittitttr.    lUud  aoltim  in  eontraneinam 
Tooatun,  afi  £piaoafMi8  pno  bomdiäüioiie  veBtinm,  lioet  sacruoi  <dua80ia 
HÖH  adhibeater.,  aimplioi  aaoeidotiiSiciütBtein  impartfaripoBsit,  tfuon 
nonniiUi  a  9w9üo  VwM&ot^i  aUi  vero  etiam-  ab,  SpiMopo«  fandü  >pMe 

cotttendnnt Dt  onmem  dubititionem  eruamus,  et  >  cua  am» 

ptins  viginti  aänia  a.  Bitmun  Gongregatiom  iaterfiieximiMt  ac  a«ppl>* 
ocB  Spiaoopomin  libeUos  EudiveriBoaB,  ot  nnq»licee<  aiMerdotea  pro 
hujasmodi  vestium  benadiciione  deligeiie-fdhi.&s  eaaat,  .;.  .  nea  ms»- 
qua  ad  ipsam  confugimus,  ac  dele^andi  facnltatem  satis  amjplam  ob- 
tiüoimus.«  E  qaibus  liquet,  EpLscopos  hanc  facaltatejn  sine  speciali 
Sedis  Apostolicae  iodultoalüs  dare  non  posaß,  ut  eq^reaae  declaratur 
a.  8.  Sitaum  Congregationer  16.  Maü  1744.  SokÄ  vexo  Episcopis 
Hungariae  hoc  indlilt&n)  in  Quinqnennalibos  Irodie  paseim  concedi. 


1)  L.  dt.  c  8. 

2)  Prosperi  Lambertini,  taistiUit.  ecd^st«  7Ü^^ 
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G^tonw,  qnonuw  m  hwc  iocidfaaiia^iiaestiottidmt  ae.  quid, 
eoitro^  qpM  com  en,  *naia  «ont ,  pia^teriiflae  videanMr ,  juvat  adteio 
ohHttYas^,  Ptiiiela4ofl  jegulves,  nti- Abbatea,  €feaeralea,  FroviQcialeBi. 
ÖQWliMiosi  Vtm^  alio94iu»  quofiUb^t ,  süperioipes  Ideales,  quocumqu« 
Biunioa  aj^Uastui',  bi  amplteimis  pnvtt^giift  Joamite  XXII.  Sixti  lY,' 
IniiM^iitii  VIU.  £ueaiiü  IV.  Jnlü  11.  Pauli  HI  QtTßgfon  XIH.. 
Leopi«  ;^  aU<nin)9iia  anmmarmn  PQntificNiiii  pollare  fteu]jkate  beo^ 
dic^di  oMinodo  ¥^rtei  et  omaivanta  «c^laoas^e^i  eed  .^tianQ  «mhtikv* 
lalia  et  alia  winia,  in  quibas  nea  üitervenit  ehrigHiati&  unctio;  venm' 
id  peo  Buia.  tantoai.  eocUsüs  et  manastaritof  AWtiqnam  aalbem  pro 
Um  <).  Q«ar0  Abbatib«s  4A  superioribos  r^gotadboft  ut  in  mw  alia* 
nun  aiodesianim  fammalbs^  bea^cfire  qnaant,  iiw  suffiragatiur  eon«^ 
aoetado,  quam  abrogant  s«  Bitaam  Ocmgvegii^o.  19m  Aag.  1Q39.  ei 
3L]i(art*  1744.  Noa  etiam  pritüegittiD,  qnod  aalbuaiiJiacteim  pro^ 
daoi  potoit').  .  Illiid  tamw>bit»eBt  aapevioiies  regal^reapra^Eptstopis, 
qttod  Camiltata»»  qpa  praediti  sutiti  bemdieeodi  parameoto  pro  bt&. 
ecdaflüa,  sabdelegaid  valeaat  ^(^oribaa.aawdotibaa  regviacibüs;!  ei 
9Awi  iater  d^tores  qoaertKK  jeei^  iit  aii  Gavatt^i  ^)  r  mm  delegaläuDL 
fiori  dßb<»at  ia  ,cia|^talia  gaaeraübiiai  slcttt  Leo  X.  videtur^agarQ^);. 
aat  pßr  aLs^^ola»  vkes,  ut  aootei^dit  Bordeau»^) ;  Td  sroffioiat  ftuia  ince. 
oaiDdwi  iae^a^pro  oiomba». , , 

jäed  ;^t  eok  .imdet  digr«0B4..eatr  revenkatar  ot$ikw^  üliui  ego  aatia 
oxplii^atom  ocoiayrobatimw^  oiwoar,  J^i«o<9i»i:J)Ott  pease  tace^oti 
simpUci  defeiTe  proylaeianpi  .oQuaeoraikdi  altaria,  nü  sec^tas  rafi^  ia 
«jubas  cbriap^a  adbib^ur»  im  fortaase  ;4degi^.  potai|ta«i.  ejütoxp  ex** 
Virn»  aa  ^wiaatoa  at  Fontifice'  Boiuaao  coa^ssa-  fai3«dt,.'«ti Ji|ivic(9a^ 
BriziAewi,.  cqai  >ai:  jpeoiajlii  Sedia  ApostoUcae  j^Pitia'  P9Q  ^W\:  sm^i 
dioecefioa  &aaltate.gaiidatfiAbdelegwdialiqQ9t¥i  exjquioqmAbbatibo^t» 
qoi  ia.dipecesi  oomm^siatar,  ad,c<maecrati09em,cali£iuiii  f t{ pat^iaiMwai' 
nee  Qou  aolanuu  rjocaoa  fttaarum  ad  U3um  ecclesiai^Ktdioece^is.  QvjW' 
mfipiam  anjioanui^  c^M^res  ordinatoi  aupidipare  dabiptf  ut  ^usmodi. 
facultas  coDcedatur,  eaiofae  obtaatam  4»bbati  respectivo  ej^ih^r^  ?). 

Batio  auten^^car  fipiiseopus  nou  pos|fi^.  jQ^^ipede^^  facnHatem 


"  '"f» 


1)  S§lme9L  Sauttfl  par.  Uxk  b*  BathMa  1:  t,  n.  41.  Jj^Bana,  SwliiM 
«Mfit  regalM.  tarn.  s.  verl».  Aflore«  Afa(^A#€i»««»i  SfBeialis  Cmtee  tegvh  0. 
^  n.  11.    De  Herdt,  Sacrae  lUurg.  praxis  tom  1.  par.  1.  0.  54. 

2)  Suarez  1.  c.  n.  6.    De  Herdt,  1.  c. 

8)  Opp.  Utargr.  tom.  4.  decreU  2.  aap*  182.  o.  8.         \ 

4)  In  Constit  Beligionis  suadet  honestoB.    8  Febr*  1514. 

5)  Variar*  reaalat  taia.  I.  resoL  17.  qo«  l<  v 

6)  Sim.  Aichner,  Compendian  Joris  eedesiast.  pag.  aSO.nnia  la«. 


i08    Aolloy.    Said  Joris  aftbatilMM  regnlar.  cfM  eodseerMtowfll'  aMüftai? 

oonsecrandi   altaria  shsplici  saoerdoti,  ea  est,  qnia  jm  canonicam 
diserte   interdidt  talem  oonsecrationein  presbyteris  c.  3.  C«  XXVL 
qn.  6.;    Episcopns    autem    non    habet    petostatem    in    ji»    eonn 
miuie  canonicam^).     Sea  ut  eamdem  rationem  kicide&tiiis  «xpfioat 
Beiff enstueP) :  qnia  consecrare  altare  pertuMt  ad  potostalem  Hfrüm 
episcopalis  c.  9.  D.  LXVIII.  quam  Bpiseopns  saeerdoti  siAiplioi  com- 
ndttere  mm  valet ,  ut  didtar  c.  9.  X.  de  eonsecfaft.  in.  40. :  »Lieet 
committere  valeat  Episcopos,  quae  juriedietioiiis  exiatunt:  qtme  ordims 
tarnen  episcopaUs  sunt,  non  potest  iaferioris  giadns  olerida  deniaa- 
dare.c    Placet  huio  siibneetere,  qaoniam  ad  rem  praeeentem  iUnerferan- 
dam  fhdimt,  qaae  Fagnanus  ad  c.  9.  X.  de  coneecr.  III.  40.  in  hirao 
sensnm  commentatnr^:  »Nota  ex  hac  decretali  inflgnem  regolam  in 
materia  delegationis,  videHcet  ea,  qnae  jnriadictioniB  exiatont,  etiam 
minoribns  derieis  ab  Episcopo  demandari  peese,  ut  cognosoere  de  oaiuria, 
jadicare,  inatituere,  benefioia  eonftrre,  et  omnia  alia,  quae  aaaecQtoa 
est  Epiacopns  in  confirmatione ;  nihil  enim  habet  Epiaeopos,  qaod  dt 
meri  hnperii,  quod  non  dt  delegabile,  ut  ait  Gksaa  in  ectp.  PeitwmL 
Did.  95.    Ea  vero,  quae  sunt  or^nia  episoopalis  committi  non  posaunt 
ab  Epiacopia  derids  inferioria  gradua,  id  eat,  non  Spiacopia,  ui  coabo- 
oratio  virginum ,  ordinatio  derioiMiim ,  ooneeoratio  eodeeianDn ,  et  m* 
milia  ....  Bationem  vero  differentiae,  cur  ea  quae  sunt  jurisdidttonis 
possmt  inferioribus  delegari  ab  Episeopo,  non  autem  ea  quae  sunt  or- 
dinis,  optima  assignat  ölossa  hie  in  tiarft.  jurisdiet.^  qnia  soDieet  ju- 
iladictio  sola  voluntate  et  Terbo  eommittitur,  dre  delagata  fserit  dve 
ordinaria,  et  rerocatur.    CoUalao  vero  sacnunentormn  non  oonArtar 
ada  Tohiutate  Tel  veibo,  imo  fteto  opus  est,  quia  neoessatia  est  visi- 
bSis  undao  et  exteri(»r,  quae  est  dgnum  interiotis  unctioniS'  in  oorde, 
quae  perpetua  est,  et  amitti  non  potest,  lioet  ^xeoutid  quandoque  aus* 
pendatur.    Et  hoc  innuit  Abbas  antiqu.  dum  dldt,  licet  ea  quae  ihm! 
jurisdictionis  possit  Episcopus  inferioribus  demandare,  non  tarnen  ea, 
quae  osdbus  Episcoporum  inhaerent,  quae  scilicet  non  sola  voluntate 
aut  verbo,  sed  per  consecrationem  conferuntur.« 

Uni  Pontiflci  Summe  reservata  est  haec  poteslas ,  ut  simplicem 
sacerdotem  ad  opus  consecrationis  obeundum  posdt  delegare;  solus 
namqne  Summus  Pontifex  omnimodam  habet  super  jus  caionioittn  po* 
testatem ;  et  cum,  ut  Suarez  ^)  argumentatur,  eonseerationea  sint  actus 


1)  ha  Luc,  Ferraris  verb.  Altäre,  w,  9. 

2)  L.  dl.  n.  at. 

8)  Prosperi  Fagnani  CoMmeDtaria  in  secunii.  pari.  Hl.  Ubfi  D^ereul. 
4)  L  «H  D.  1.  ' 


BaU^iß,  toM  iivii  iMaOlMs  regulär,  dm  C0iistaiiii«ii6ii  ittarimif    100 

osdiid  «pitegpaU  »  matibitiou  jor^qae  Bcelenae  aanezi:  lunc  per 
mpMmwEOi  ^usdem  Eeclesiae  potestatem  possont  solum  earamdem  mi<- 
jüsfari  d«figDfMri,  ^pupudmoduin,  de  facto  L0O  X.  frttriboa  ordiads  Mi- 
noTom  ad  Indiaa  onentales  proficisceaübus,  et  Pauliu  III*  preBbjteris 
Societotig  Jem  £u9iUiatoBi  conc^t,  ut  m  locis  reoootiaaiiDia  mfiddiaiii, 
abi  SpiaeopQmm  copia  non  habrtar,  posaint  altaria  oonaecrare,  at  va- 
iert  BodnqneiO,  at  Fenaria'). 

Qua  in  m  na  frrori  pra/ebeatar  occasia,  iUud  diligeater  obaeiTO- 
tma  relim :,  d«m  ^aoi^u«^  .negata  I^pisoapis  facoltate  dalagandi  aa, 
qaae  simt  ordjnia  apiac(^E^alia,  eamdam  aoU  Bovia&a  Pontifici  viadi- 
cant,  Bon  id  ab  üs  asaf^ri,  poase  PcMatificem  ea  etiaiD)  qnae  ordiai  en 
jure  dtmo  awt  impria,  pro  arbitrio  concedere  alten  aou  l^abe^ti 
talem  ordineiQ;  id  enim  aoimiio  neqnit.  Sic  uon  potest  saoerdoti 
nmidiei  dara  poteitatem  confarendi  ordinem  presbjrt^ratpi ,  nac  dia- 
eoQB  poiegtatttaa  Gonaaorattdl  Gorpas  Gbrieti;  sed  illud  dumtaxat 
pipopagnani,  posda  Pontificem  de  iia,  quaa  oi:dim  ex  insUMione  ecck- 
ButsHoQf  adeaq»6  fftw  hrnnwo  aomexa  sont«  pro  saprema  sua,  qua  in 
Eedeai».  poUet .  auaiarHate  decamaret  ^mtmqxiB  ministros  designare^): 
qaod^aidami  attcoita  natnia  Primatas,  jaemo  pmdeas  aegayerit.  Ac 
raipaa  vi  «^xramaa  htijas  auotoritajtia,  Pontifioea  noannlla  aonun,  qoae 
» iitttttati<me  üoelesiae  ordini  episciopali  foeront  attributa,  Abbatibos 
regnlariboa,  non  omnibiis  promiaooe,  sed  qaibna  expediire  yisnm  est, 
eommiuikianda  dnievanti  ^  ürbanus  II«  a.  1092.  18  kaL  Octobr. 
priTÜegimn  eonaassit  Abbati  Cayeasi  exercendi  <»nnia  pontificaliat 
quae  fipiseopi  in  suis  dioeoeaibcis  üäcere  posaontt  sacromm  et  altsiriam 
consecarätione,  ac  dirismatia  ooofectioae  dnmtaxat  exeeptis.  Eugenias 
lY.  a.  1443.  7  kaL  Jon.  Abbati  mooiasterii  s.  Pauli  facultatem  fedit 
Miseaa  cum  mika  et  annnlo  etc.  celabrandif  ordines  n^nores  suis  mo- 
Qachifl  conftrendi,  indttmwta  altarium  ad  osnin  ejusdem  monasterii 
benedieendi  Innocentma  YIII.  a.  1489.  5  idos  Apnl.  Privilegium  lar«- 
gitna  est  Joanni  AbbalÄ  Cistarci^iBi  et  quatuor  primis  coabbatibqSf 
qaaecumque  vestimenta  ac  omamenta  eoclosiastica,  corporalia,  vascu- 
Isque  ad  reponendam  sacram  Eocbaristiam,  in  locis  et  domibus  dicti 
oidinis  b^edicendi  et  calices  consacrandi.  Alexander  VI.  a.  1501. 
tcal.  ApxiL  omnia  privilegia  congregationi  Cassinensi  eoneessa  confir- 
mavit.  Paiditt  m.  a.  1539.  13.  MiQi  Abbati  Yalliscbolarum  in  Gallia 
rt  ejus  succeeaoribus  concesaiti  ut  quibusvis  pontificaUbus  insignüs  li^ti, 


1)  SesoL  qasest.  teoi.  1.  qo.  ZS.  $H,  2, 

2}  L.  dt.  n.  10. 

S)  Seiffensiu^  1.  c  a.  20. 


Itim'V^teii,  campatfts,  calices  et  altäria  benedicere  (jueant.   Pins  lY. 
ä.  1565.  6.  Jim.  Congregationis  Cassin^idiff  Abbätibtis  atmmt,  tit  be- 
nliedictiötietti  ^ittificaletn  pöst  divina  dffida  fidelibus  imp^rtbi;  qnos- 
ctiniqTm  lapiöiers  mamlor^»  ^  pc^byricois  aai  &lf6i^  ad  nsiiiti '  altarinm 
pt)rta<ilittm  aptos,  pro  loci»  üictÄe  eottgrögatloniB  eonäöcrare  Taleatii 
*B!s  jiinvitegfis  p^  Proetiratorettl  Gre&^valem  CoAgregaitiOAift  Gsfisiiieti^ 
exhibitis,  declaravit  Sacra  Congregatio  CardiAaKnm  Goncflfi'  tuterpre- 
imll  a!  1614.  p6Bse  Abbätcfd;  Bi  ^6^10^'Seäi^  ApmätiMe  'fWiknlegiis 
'htuniHfußrint,  ea  ben^dicere,  iti'qnibas  üüöttenöqühitiir^):  »-^  •Vetum 
'A\m  'PotiMe^b  fi»6Mtat^  ^rnaverw»  Abbat«^  6a  bfene^'k^hdi^M'  ci>i»e- 
<»alidi,'4üa^  proprio' oMmis  süBt  episcopalirt  "fticültatem  haikcnon 
'itteMrictaoi,  ^  ita  coercltam  volebant,"iit  Abbat^s  prd  9»idr  t&nttim 
•^ckBü«  et  lödB  ^i  stibjectiä;  mihinke  Mtem  pi'O  alietiiB  eätn*exieroere 
possitft.    Patet'id-  eCbiigregvttioÄiB'  Gonciüi  deev^  5v  AprilJav  1620 
'<tiiö  Micituh  Abbates  G^ij^e^ötiis  Caa»nidtiBii\  uti  )»aö  in  ptote  Sodis 
Apost^me  privikigiid'  iMiitlos,  pöss»  ntique  >^ti  iooisi  eif^umr  Jmris- 
di^iö^ii  äubjeeUSy  campa&ad  ««  caüeds  bcnedim^  ^:  'iMvi«lw  i^0it)  ¥11. 
de  üdQ  pontiflcalitfia  Abbirtibitö  coticMso 'doeettieiisi'S?]  di&pt.  a.  i^ 
^nstit«it  §;  19:^  >iMi(}M')K)tftlfieafia  exim 
jeetey'vMproservitioidieiideeiclee&ae,  äufeiürsabÖitoapaitteT  si^mw, 
^tlam  d^  H^iltiä  OrdittAtfotund ,  imvo^ftt  tu»  valdfmtj«     iMq)ic«re 
haec  non  omnes  promid<nre  Abbales,  sed  eoe  tantvm,  qm  privüegäs 
Sedis  ApOdtoHi^ae  fkcaltateib  idgetiu^  beüedietioiiOBiQoiiMoratioiiM}Qe 
suBcipiendi  oonsecuti  süift,'inde  relneet,  qnod  cum  monaicbi  dangr^' 
iaöflis  Gaii8ineii9i0)  (qmbua  d«K:i«to:d&  10.  No?a»     a.  1614.  pmiltgia 
sua,  qnae  eibibüerunt,  «arte*  relieta  m^i)  ad  eamdeiO'Alexandritiii  ¥11. 
•eoiäiigisäetit, '  ils  pdvilegiis  se  pmeiilm  affirmanted,  quibütf  idi»-  bene- 
dieticmes  tarn  pto  gfäe,  qaam  pro  alioTom  eoel^tüa  se  exercei«  pai6e 
praetetidebaiit,  aacra  €ongrdgatio  habita  emram  eodttn  Alexandra  ¥il. 
-die  20-.  Jnl.  a.  1660.  lioo  responsüiu  ded^rit:  »Ad  paragraphaia  ded- 
mnm  no&titn,  quo  yetita  dsk  Abbatibua  beuedietio  saoiae  isupeUectOis 
-pto  usu  alienaram  ecolesiarüm,-  aafii^reiittbus  monadna  «rtiain  pro  aiiaaa 
^eclesia  ex  apostolico  Indulte  eis  licitam  ease  eoelesiasticani  supellec- 
tilom   benledicere,    saora   Congregatio   mandatit  exhiberi   iudnltuin 
autbenticum  ex  arohiTio  apostolico  deBumtnm,  et  Interim  abstineri:^)«« 
'  Jamex  bis  qnantramvis  leviteir  perBtriotie,  prono  fliäk'  adveo:  Ab- 
bates, et  qnoecumqüe  sacerdotea,- quiiEpiscopi  non  sunt,  si  quam  ha- 


1)  Ascan.  Tamburin  de  jure  Abbat,  (oin.'l.  ätsput.  ü  (faae^t  i. 

2)  Tamburin,  1.  c.  qnaesit.  2. 

3)  Conf.  Prosp.  Lambertini  InsUtnt.  eccleilia^t.  XXI  '^    ' 


bent  aitariit  idcpie  gentj^  Aiia  eons^crandi  ibctdfatem,  eam  tiöiiitisi  «x 
Sedis  Apoatofioae  indolto  privileg^o^ne  p6sse  liaberet  f^oe  aat^  desU- 
totes  ntdlam,  quae  cum  sacri  chrismatl»  unctidne  peragitur,  befredtd- 
tioneM  legtthne  pösse  exseqm.  Ad  conchisioiris  hnjos  tetftat^  'iriiä- 
bfliendam  expoüeadarnque^  fks  mihi  sit  tt  ampla  ärgnnientorum  peiiu 
ea  potiftamnm  |^ro!brr^  iü  tneditnn ,  qnae  pto^tmittdae  cefrtitndlni  Im) 
eridentiae  iti&xime  viddbtnr  idonea.  TaHa  rero  mttt ,  msi  Mor, 
BeqaeBtk:  .    ' 

t.  Knllüs  est,  qnanttiiD  sciam,  canomi^rbitt ,  qui  tion  dtx;««^, 

eonsecrationexn    ecele^anim ,  altarmm ,  eaVöott  t)tc: '  jure  ciitimmii 

Epiicopis  esse  ^itepriam, '  neque  Abbalibtis,  iM  asdo  Romkno  PooM- 

fiee  eam  in  rem  iitipeüdi  posse  feeültatem;  Ita  xxt  si^iiem  hi  cötis^ 

crandi  potestate  poHeant,  ea'  utiice  ei  special!  prirnegio  pef  Sedctti 

K^osloUeani  eis  concesso  repetehfta'  sit  <).    'Notatil  d!gnum  reör,  qnbd 

TambnriiiQd,    qui  copiosros  est  in  rtndicanda  Abbatibos  consecrandi 

potestate,  nnsquam  praeÜieröiittat  adjic^ere,  hänc  iis  tantüm  competere, 

qid  prwüegiUM  ad  kd^  habekt.    Signant^r  telatö  decteto  s.  Cbngi-e- 

gationis  Concffii  Interpretum,  paolo  snperids  a:  noWs  Tnemoratö,  landät 

Augostintun  Batl>08ain, '  qtibd  doeeat^  abs(|ü(ä  spe^Säli  pi'ivilegio  Ab- 

bates  BOT!  posse  consecrare  calices,  patenäs^,  pyxides ,  ^  Mia  simiHa 

rasa  ecdesiastitk,  nee  'nön  altatia  et  lapideä  d^säi^ei^tes  ipsis  altä- 

ribus,  et  campanas,  et  omniaalfti;  iii  qnorum  consecfatione  requifitm* 

chrismatis  unctio;  nam' dielt  ipse  Barbosra:  »Videmus  aliqnibus  Ab- 

batibus  specialia  privilegia  ad  haec,  vel  eomm  äliqua  consecranda  per 

Sttnnnos  Pontifices  coöcessa.« 


'  ►;  • . 


2.  Vix  uUnm  in  monnmentis  äntiquis  occuttit  eieiöplum  erer- 
citae  per  Abbates  citra  specialem  Sedis  Apostolicae  indnlg^ntiam  ton- 
seeiationis;  aut  certe  si  qui  id  auri  fuissent,  causa  Boniäm  delata, 
cohibiti  fliere.  Sane  Sacrae  Cöngregatio'nös  idfemtidem  Merpellatae, 
in  edendis  decretis  suis  constanter  eum  teriuerunt  modum,  ut  A^ba- 
tibns  privilegio  pontiftcio  suffultis,  facultatem  cotifsectandi  sartam  tfe6- 
tamque  voluerint:  iis  contra,  qui  ejusmodi'  Privilegium  exhibere  noli 
valebant,  cönsecrare  integrtim  esse  negarerint.  Juvat  in  confirtnationem 
dictorum  nonnulla  prodncere.  Cum  de  approbandis  confinnandisque  prt- 


1)  Ita  Joan,  Bctpt,  de  Lezana,  Stjinma  quaest.  fpgular.  vol.  2.  verft. 
coQsecralio.  Gonzalez,  rap.  Aqaa.  H.  S.  4t  sqq.  cks  CetK^err.  Vän  Esp^ 
Juris  cceles.  par  2.  art.  16.  n.  10.  Pirhing,  ad  Mb.  Hl.  Decretal.  arr,  4.  $.-!. 
Schmalzgrueber ,  ad  eumd.  t\i,  J.  2.  Ferra7*is\  l  r.  Suätez,  1.  c.  Bene- 
dictus  XIV.,  df.  Episl.  ad  Engelbert.  Abbat.'  Ä^tfan'.  Tamhutin.  b^Jure  Ab- 
bat, toni.  1.  dispat.  23.  passim,  et  alii.        '  »        -  •'  i  '  ,  •     >    |: 

2)  De  Jore  ecciesiasl.  Hb.  1.  c.  17.  n.  64.  ..  .   >   J  < . 


i  12     BaUüy.    Onid  Juris  tbbatibas  rrgular.  drei  coosecratiooeni  «Itariam? 

viligüa  Congregaüani  Oassinensi  ab  Urbano  IL  Enganio  IV*  Alezandio  VI. 
et  Pio  IV.  concessis  ageretur,  sequens  ad  snpplicationem  Procoratoris 
Oeu^ralis  dictae  Congregationis  enumavit  decretum  10.  Sept  1614: 
.»Sacra  Coagregatio  Cardinalium  Concilii  Interpretam  declaiavit,  de- 
darationem  a  sa  alias  editam,  quod  Abbates  utcimuiae  benedicti,  be- 
nedicere  non  possunt  ea,  in  quibus  unctio  reqairitiir,  non  obstare,  quo- 
minus  üdem  moniis  praedietae  beoedictioiiis,  quoad  ea,  in  qoibns  unctio 
requiritur,  impendere  queant,  si  speeialibus  Sedis  Äpostolicae  prwi" 
legii$f  quibus  idem  Condlium  nequaquam  derogat,  muniti  fuerinti).€ 
Alia  eji^em  Gongregationis  declaratio  de  6.  Decemb*  a,  1631  legitur 
apud  Barbosam ''^)  in  haec  verba:  »Abbas  nee  etiam  in  lods  sibi  pleno 
jure  subjectiSf  aut  de  jure  patronatus,  potest  consecrare  calices,  pa- 
tenas,  aut  simiUa,  nid  hoc  habeat  in  specie  sibi  cammissum  a  Sede 
Äpo8Miea.€  —  fipiseopo  Tirasonensi  percontanti:  an  liceat  Abbatibus, 
alüsque  pontificalia  ex  priyilegio  exercentibus,  benedicere  campanas, 
rasa  aacra,  et  alia,  quae  sacro  chrismate  liniuntur?  Sacra  Bituom 
Gongregatio  respondit:  Non  licere,  nisi  habeanl  s.  Sedis  priväegium  ^. 
Unum  adhuc  afferre  liceat  casum  a  Oardellini  ^)  ralatum,  ex  quo  lu- 
Cttlenter  patet,  quam  morose  a.  Bituum  Gongregatio  sibi  constet  in 
non  agno^nda  oonsecrandi  habilitate  eorum  Abbatum,  quibus  diplo- 
mata  pontificia  non  suffiragantur.  >Gum  in  causa  juris  benedicendi 
et  consecrandi  inter  Sdssmum  Spiscopum  Brizinensem  ex  una,  et  P. 
Abbatem  roonasterii  s<  Joannis  Bapt.  in  Stambs  ordinis  Gistercienais 
ex  altera  partibus;  vertonte  super  dubio:  an  liceat  Abbati  monasterii 
Stambsensis  supellectiles  sacras  benedicere»  in  quibus  sacra  unctio 
non  adbibeatnr;  sed  etiam  altaria  consecrare,  et  alia  vasa  sacra,  in 
quibus  adhibetur  sacrum  chrisnui,  idque  non  tantum  ad  usum  propriae 
eeclesiae  monasterialis,  sed  etiam  ad  usum  aliarum  ecclesiarum  ?  Ele- 
ierente  Emmo  et  Bssmo  D.  Gardinali  Oeorgio  Spinula  sub  die  22.  Jan. 
a,  1735«  responsum  fuerit :  Negative,  et  serventur  decreta  anni  1G59. 
Verum  ad  instantiam  praedicti  Abbatis  obtenta  ab  eodem  Emmo  et 
Bssmo  D.  Gard.  Spinula  Ponente  nova  audienüa,  et  ab  eodem  iterum 
in  S.  B.  G«  proposito  infrascripto  dubio :  an  sit  standum  vel  receden- 
dum  a  decisis?  Sacra  eadem  Gongregatio  utraque  parte  tarn  in  scriptis, 
quam  in  voce  informante  audita,  visisque  juribus  hinc  inde  noviter  de- 
ductis,  rescribendum  censuit:  In  decisis  et  amplius.  Et  ita  decrevit 
ac  servari  mandavit.  Die  31.  Aug.  1737.« 

1)  Apnd  Tamburin,  I.  c. 

2)  CollectSD.  BuUar.  verb.  Abbas. 
8)  QardeUini  tom.  2.  d.  4010. 
4)  L  eit.  0,  4M5. 
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3.  Si  qni  essent  inter  Abbates,  qui  existimari  possent  citra  spe- 
ciale privilegioin  jure  consecrandi  pollere :  hi  procal  dubio  forent  Ab- 
bates, quos  Nullius  dioeceseos  vocare  solent,  separatum  territorium,  et 
ordinariam  in  clerum  populumque  sibi  subjectum  jurisdictionem  ha^ 
bentes.  At  vero  tantum  abest  ut  vel  ii  banc  praerogativam  aibi  vio^- 
dicare  queant,  ut  potius  s.  Bituum  Congregatio  aperte  declaraverit, 
ejusmodi  potestatem  absque  indulto  apostolico  illis  neutiquam  coni- 
petere,  ut  constat  ex  ejusdem  decreto  12.  Aug.  1673  in  Ntdlius  Ptovin. 
Tarracon,  quod  bujus  tenoris  est :  » Josepbus  Yilladot  Abbas  mona* 
steril  s.  Michaelis  de  Coccion  ordinis  s.  Benedicti,  Nullius  provinciae 
Tarraconensis,  qui  habet  particulare  et  seperatum  territorium,  juris- 
dictionem quasi  episcopalem,  facultatem  convocandi  Synodos,  et  faci- 
endi concursum  in  parochialilms  ecclesüs  tempore  vacationis,  suppli- 
caTit  in  SBC.  pro  resolutione  infrascripti  dubii :  An  possit  etiam  con- 
secrare  seu  benedicere  calices,  saxum  dUaris^  et  alia  solita  ornamenta, 
ni  alü  Abbates  illarum  partium?  Et  eodem  Sacra  Congregatio  re- 
spondit :  Non  posse  sine  indulto  specidli  ^).< 

Ex  bis  satis  liquere  arbitror,  Abbates,  ut  munere  consecraudi 
fhngi  valeant,  facultate  a  Pontifice  accepta  praeditos  esse  oportere ;  hac 
deficiente,  manum  illis  ab  omni  consecratione  retrahendam  esse. 

Sed  consuetudinem  fortasse  aliquis  obtendet,  qua  Abbates  exer- 
citium  ministerii,  de  quo  hie  agitur,  nacti  sint.  Verum  ea,  quae  sunt 
ordinis  episcopalis  non  posse  aliis  competere  ex  consuetudine  vel  praes- 
criptione,  jam  veteres  canonistae,  Geminianus,  Franchinus,  Auchara- 
nus,  Qlossa  in  cap,  Ähhates  de  piivil.  in  6.  censuerunt  apud  Tambu- 
rinnm').  Neque  etiam  intelligi  potest,  ut  rursus  argumento  utar 
Suarezi,  quomodo  actus  ordinis  consuetudine  praescribatur.  Actus  enim 
ordinis  pendet  a  potestate  ordinis ;  haue  autem  potestatem  non  potest 
dare  consuetudo,  licet  dare  valeat  potestatem  jurisdictionis.  tJnde  ap- 
possite  ad  rem  praesentem  Laymann  ait^):  »Consecratioues,  quae  cum 
sacri  chrismatis  unctione  peraguntur,  sacerdotes  non  Episcopi  per* 
meram  consuetudinem,  quamvis  immemorialem,  comparare  non  possunt. 
Qnia  ex  Ecclesiae  traditione  constat»  consecrationes  altarium,  ecclesi^ 
ram,  vasorum,  capanarum,  episcopalis  ordinis  proprias  esse  oportere, 
excepta  commissione  seu  privilegio  Sedis  Apostolicae.«  Idem  plane  do- 
cet  Azor*):  »Quinto  quaeritur:  an  simplex  sacerdos  consuetudine  Vel' 
praescriptione  jus  et  potestatem  possit  acquirere  altaria  consecrandi  ? 

1)  GardelUni  tom  f.  n.  2650. 

2)  L.  cit.  qaaesU.  1.  n.  2. 

S)  Quaestiones  canon.  de  praelar.  ecciesiast.  elect.  etc.  qu.  217.  ' 
4)  Institut,  moral.  toro.  1.  lib.  10.  c  27. 
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üna  est  omninin  sententia,  non  posse;  quia  quae  ad  ordinem  proprium 
Episcoponim  spectant,  ea  nee  Bpiscopos  committere  presbytero^  nee 
presbyter  uUo  praescriptionis  jure  sibi  umquam  acqoirere  potest.c  Et 
pauIo  infra :  »An  Abbates,  qui  pontiflciis  insignibos  utnntur,  jure  Yel 
consuetudine  calices  consecrent  ?  Bespondeo  cum  Qlossa  in  cap.  Älh 
hates.  de  privü.  in  6.  id  potestatis  non  habere  ulla  juris  auctoritate, 
vel  vi  consuetudinis,  sed  solo  privilegio.«  —  Sacra  quoque  Oongregatio 
Bituum  nullamconsuetudinihac  ex  parte  viminesaedeclarayit,  dum  pro- 
jiosito  per  Abbatem  Fuldensem  dubio :  An  ipsi  ad  facultatem  conse* 
crandi  et  benedicendi  suffiragetur  communicatio  privilegiomm  Montis 
Cassinensis,  yel,  si  adesset  observantia  immemorabilis ,  eum  posset  jn- 
väreP  fiespondit:  affirmative  vigore  communicationis  privilegiommf 
non  consuetudinis  % 

Ex  haec  sufficere  possent,  ad  deci&endam  flniendamque ,  de  qua 
diseeptatur,  quaestionem.  At  enim  temporäre  ipse  mibi  non  possnm, 
quin  decretoriam  Anadeti  Beiffenstuel  argumentati(mem  ^),  coronidis 
instar  adjiciam,  quae  huc  redit :  Communis  est  doctorum  sententia, 
Qulla  consuetudine  aut  praescriptione  etiam  immemoriali  posse  sim- 
plicem  sacerdotem  vel  alium,  qui  ordinem  episcopalem  non  habet,  acqui^ 
rere  potestatem  consecrandi  altaria.  Ratio  est,  quia  ut  dicitur  in  sum- 
mario  capitis  4.  X.  de  consuetud.  I,  4. :  »Consuetudo  non  potest  ope- 
rari,  ut  clericus  non  Episcopus  possit  exeroere  ea,  quae  sunt  reser- 
vata  ordini  episcopali;«  sive  dein  jure  divino  sive  humano  pertineant 
ad  potestatem  ordinis  episcopalis,  ut  patet  ex  citato  cap.  4.  X.  de  Con- 
sutued.  ubi  reprobatur  consuetudo,  qua  sacerdotes  coii^erebant  Gonfir- 
mationem;  cum  tarnen  hanc  conferendi  potestas  ex  sola  dispositione 
et  lege  ecclesiastica  humana,  et  non  divina  pertineat  ad  ordinem  epi- 
scopalem, hoc  ipso,  quod  alias  Papa  clerico  non  Episcopo  potestatem 
confirmandi  dare  non  posset,  prout  tamen  facit.  —  Dices,  quae  sunt 
acquisibilia  privilegio,  sunt  etiam  acquisibilia  consuetudine ;  atqui  po- 
testas consecrandi  altaria  potest  acquiri  privilegio :  ergo  etiam  consue- 
tudine. Ast  major  praemissarum  non  subsistit,  nee  valet  universaliter, 
et  praecipue  non  in  eo  casu,  quando  consuetudinem  introducere  vol^is, 
sine  privilegio  est  incopax  possessionis  rite  exereendi  actus,  quibus 
coi^uetudo  introducitur,  cum  sine  possessione  non  currat  praescriptio  ') ; 
et  quod  est  nullum,  nullum  producat  effectum  %  Atqui  clericus  non 
%iscopus  sine  privilegio  est  incapax  rite  exereendi  actum  reservatum 

1)  QardelUni  tom  2.  n.  366S. 

2)  Jas  canon.  univers.  Com.  S.  ad  lib.  lif.  rit.  40.  ).  2.  n.  34.  et  35. 
8)  3.  de  regalis  Juris  in  6. 

4)  c.  8.  X.  de  jure  patronaf.  llf.  38. 
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8oU  ordini  episcxqiati^).  Brgo.  —  Et  quamvis  per  priTÜegfiixn  fieii 
powit  capax,  neqvit  temen  id  fiari  ooiiBaetadme,  uii  obsenrant  doctores« 
Gimfiniuitar  a  pari;  qnia  ex  eo,  qaod  lakus  sit  incapax  conferendi  b^ 
nfiAonimf  nnlla  eoBBaetadine  etiam  immemoriali  potest  capax  fleri,  aot 
aoq[iiirare  petefiftatem  iUiid  conferendi;  lieet  ex  priyflegio  capax  fleii  et 
poteatatem  illam  acqoirere  poeait.  Pariter  lioet  rimplex  sacerdos  per 
privil^inm  poeiit  aoqtixrere  potestatem  conftrendi  minores,  ac  confir- 
matioMm,  non  tarnen  polest  eam  aequirere  eonsuetndine,  qnia  est  in« 
oapax  possessiimis ,  qnae  incapadtas  per  solam  priTileginxn,  non  yero 
per  oonsnetndinein  toUi  potest. 

Seie  eqoidem  opponi  ouhi  posse  LndoTicnm  Engel,  cni  aiiqna  sal* 
ton  ex  parte,  at  BotabiH  onm  restrictione  oonsentit  etiam  Schmalz- 
gmeber^).  Ita  vero  Engel  pronnntiat^):  »Gonsnetndine  ant  priyflegiia 
in  mnitäs  menasterüs  obtentnnl  est,  nt  Abbates  quaedam ,  qoae  alias 
pr^rie  orduiis  episeopafis  snnt,  exercere  possint,  v.  g.  conferre  ordines 
sabdiaeonatos,  eoasecrare  calices,  altaria  portatilia,  recondliare  snas 
eediaias  etc.«  Ihtmm  haec  tanti  non  snnt,  nt  thesin  a  me  assertam 
prostemant,  planeqne  confodiani  Nam,  nt  qnod  sentio  dicam,  opinor, 
firo  de  disdpKna  joris  ecclesiastici  ceteroqnin  praeclare  merito ,  dnm 
ista  seriberet,  hnmani  aliqnid  accidisse.  Enim  yero  dum  certnm  con« 
jnngit  cn»  eo,  qnod  oppido  ineertnm  est,  et  otmmqne  pari  ordine 
habet,  male  caosae  snae  consnlit,  earaqne  reddit  jnspectam.  De  privi«^ 
legüs  quipfie  nemo  dnbitat,  eomm  ope  Abbates  bcdtatem  consecrandi 
adipisci  posse;  at  de  consoetndine  qnaestio  est,  ntmm  potestatem 
exercendi  actos  ordims  episcopalis  indncere  qneatP  Id  enim  pleriqne  et 
praacipni  aoototes,  id  dedarationes  S.  Bitnam  Gongregationis  negant; 
neeesse  proinde  foisBet  rem  hanc  dara  in  laee  collocare,  et  rationibns 
ad  peisnadeiidnm  idoneis  foleire.  lUud  yero  etiam  nimium  est,  dnm 
ait,  consnetttdine  in  miittis  monasteriis  obtentnm  esse,  nt  Abbates  snb- 
diAoenatam  snis  conferrest.  übi  enim,  et  qnando,  praesertim  in 
Anatria^  Abbates  eo  pr<^essi  sont,  nt  sola  freti  consnetndine ,  ad  snb- 
diafcoiiatmn  soos  pr(Hnoyendi  üeentian;  stbi  arrogareni?  Id  ne  Archi- 
abbas  qoidem  eelebemmi  monasterü  S.  Monüs  Pannoniae,  ab  origine 
Ofdinarios,  et  ampUssimis  a  Sede  Apostolica  privflegiis  omatns,  nm- 
qoun  sibi  licere  existimavit.  Ant  quid  hodie  de  valore  ordinationis 
sentiremus  omnes,  si  Abbatum  aliqnis  praetextu  consuetndinis  snbdiaF» 
conatnm  oonfsrretP  Qnodsi  jns  consecrandi  Abbatibus  tributum  eodem 


1)  c.  4.  X.  de  consaot.  I.  4. 

2)  Ad  lib.  111.  »ecretal.  tit.  40.  %.  2. 

3)  Piivilegia  monasierior.  SUSsbitfgi  1664.  c.  49.  d.  6. 
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iii^tui  jCuda^Bto,  qap  jiis  sab4|a(»)iiat»u9[)Coofeiimdi,  tum  profMto 
ju^  Ulud  non  tw^m  iiut^pa,  .sdd  ojfumo  noUimi  dit.  Noa  üi&lior 
j^pa^e  presbyterjuB  a  Bomana  PoDtifi^  delegariad  sabiUaeooatttmjeo]!'^ 
fj^reüduffi,  ,ttt  doceti  Beuedictps  ^V.  ^) .  et  tlieQlotgi  ooiaea:  quod  acruw 
(^citei^do,  illüd  est,  sola  ponsue^cl^iio  liiui>^s"x^<>^i  pptesUtem  a  presbjv 
tero  jf^iUlatenu^  po^e  acqoiri«  Voxiiß  auctoriB  ocalja,  o|)T<eE8at«h  cet  buÜ« 
jLpapceniii  Yin..  Abbßti.tiaterciavßi  eiejosicoabbartilHifl  data^  qua  Uli 
fi^cu,Ltat^  mvestiimtar.  mooachos  paqs .  ma  tattm»  ia  subdiaocwosi  aed 
j^ii^OR  ixL  diacoaos  prdinaadi;  v^um  ni^oo  jam  est,.  qui.bullQai  iUaoi 
sublestae  fidei  esse  nesciat^).  Dein  cum  xu>ii  omnis  Qo^su«tudo  ad  juB 
ac^uiiieodnm  suffici^t,  explicandum  erat^  .qjprlipiiam  ßa  siti  qu&potestaa 
consecrandi  ab  Abbatibus  usurpata  nititor.  Si  enuu  aliquis  sola  um- 
j^tioi^e  alioinim,  qui  june  od  faciaAt,  consecraüanibiia.  se  se  iagwat : 
ecquid  is  ad  consuetudiuem  provocare  poterit?  Praeterea,  ut  consQ#tiidQ 
lejj^tixQa  Sit,  requiritur,  ne  ei  a  saperiore  coutradictom  sit;  atqoi  ooa-« 
suetudim  consecrationes  peragendi,  quam  Abbates  privilegio  destitati 
sibi  attribuunt,  contradictam  est  non  semel ,  ut  patel;  ex  declarationi-« 
bus  S.  Bituum  Coogregaüonis  in  Fuldensii  BrixiBensj«  alüsque  siqu» 
recitatis;  quibu^  addi  potent  in  Augnstana  6.  Jon.  16!iA%  —  Gerte 
Franciiscus  Xay.  de  Taufferer,  Abbas  monasterii  Littüsensis  oidinia  Cü* 
sterciensis  in  dioecessi  Ooritiae,  band  satis  tntnm  credidit  coosnetadine 
niti,  siquidem  £üc(o  ad  S.  Bituum  Congregationem  reoui»u,  faoultatem 
pro  consecratione  aliarmm  poriaUiium,  pate^anun  et  caücomf  bene* 
(jictionibns  item,  in  quibus  sacra  olea  sont  adbibenda,  sibi  impertiri  pe^ 
tiit.  Goritien.  11.  Aug.  1770^).  Quae  cum  itasint,  non  iiyuria  monet 
Beiffenstuel^),  caute  legendum  et  minime  sequendum  Ludorienm  Engeln 
>qui  contra  communem,  et  torr/entem  doctorum,  atqae  ipsa  jura  dooere 
videtur,  posse  consuetudine  acquiri  potesiatem  exercendi  ea^  quae  sint 
Qrdinis  episoopalis.« 

,  j  Solent  aliqui,  ut  persuadeant  consecrandi  veniam  ex  conmetadine 
competere  Abbatibus,  in  patrocinium  vocare  franeiscum  Pdllizzar,  qni^). 
fid,enter  asseverat :  Jure  cornnpini  non  posae  quidem  Abbates  conseerare 
altaria  portatiüa,  calices,  patenas  i  et  aiia  in  quibus  adhibetur  onctio, 
(^um  id  probibeatnr  in  cap,  Abbates^  juncia  QioBsa  v.  Umai^ram.  de 


1)  De  Synod.  üb.  2.  c.  II.  n.  19. 

2)  Perrone,  Praelect.  tbeol.  ed.  21.  Ralisb.  1855.  vol.  9.  p.  75. 

3)  Apud  Gardellini  tom.  1.  n.  636. 

4)  Apud  Ferraris j   Prompta    bibliotb.  edit.  Casin.   tom.    1.   in   Append. 
Verb.  Abbas. 

5)  L.  c\i, 

6)  Maooale  Praeiat.  tom.  2.  tr.  8,  ^  d.  «.  t02.  . 
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prwü.  in  6. :  ex  consnetadioe  tamen  fundata  in  prinidgio  Innocentii 
Ylll.  «oncesso  ad  petitioiiem  Joannis  Abbatis  CMerciensis ,  videri  id 
608  posse ;  additqne  foenltatem  consecrandi  altaria  portatilia  baberi  ex 
Constitutione  Pil  IV.,  qnia  talis  facultas  eonceditur  Abbatibus  Bene- 
dietinis,  pro  suis  tamen  ecolesifs  tantum,  et  solum  ad  usum  proprium 
—  8ed  hallucinatum  dum  haec  scriberet  PellizKarom,  atque  in  trac- 
taiido  argumento  suscepto  minus  accurate  Versatom  ftdsse,  primä  fronte 
lector  pradens  adteHdt.  Quodsi  enim  ex  privilegio  Tnnocentfi  YTR. 
faenltas  oonsecraadi  altaria,  cafices  etc.  omnibns  Abbatibus  communis 
facta  est,  eccur  necesse  fuit,  ut  Plus  IV .  eamdem  facultatem  Abbatibtts 
Gongregationis  Oasrinensis  alias  s.  Justinae  de  Padua  novo  privilegio 
Gonferret?  Aut  cur  recentiore  adhuc  aetate  Abbates  reguläres  pro 
impetranda  hac  tionltate  ad  Sedem  Apostolicam  recurrerunt?  Ceterum 
aaetOT  Mc  immodieus  est  in  extendendis  prrvilegiis  regulailum;  nam 
n.  104.  vidari  sibi  i^t,  praedicto  privilegio  Innocentii  VIII.  posse  uti 
Abbates  alionnn  ordinum  etiam  non  benedietos,  et  adnotationem  Mi-" 
randae ,  hnjüsmodi'  privilegio  non  frui  alias  religiones ,  quantumvis 
alioquin  GonununicaAtes,  levi  manu  explodit;  n.  110.  videri  sibi  posse 
reguläres  uti  dictis  privilegiis  consecrandi  non  solum  ad  usum  suarum, 
sed  etiam  alkrum  ecdesiamm ;  quod  manifeste  fklsum  est,  ut  patet  ex 
üs,  quae  superius  ex  Benedicto  XIY.  adduximus;  n.  114.  posse  Prae- 
lates  reguläres  delegare  fteultatem  benedieendi  praedicta  etiam  sacer* 
doli  8a«culari;  n.  116.  posse  reguläres  per  consuetudinem  acquirere' 
fiacultatem  benedieendi  seu  consecrandi,  alia^  ipsis  competentem  vi 
privilegiorum,  idque  auctoritate  Suarezi  ^)  probari  afifrmat.  Quid  vero 
Süttier  loeo'citato  faac  de  re  sentiat,  videamus.  Ejus  verba  n.  2.  haec 
sunt:  »Abbates  reguläres  possunt  vestes  sacras,  et  pallas  altaris,  et 
oerporalia  benedicere;  non  tamen  possunt  conse^rare  calices,  vel  aras, 
nee  consecrationem  uUam  efficere,  quae  unctionem  chrismatis  re- 
quirat.  ütraque  pars  eommunis  est  canonistarum  incÄlhaies  de 
privil.  in  6.  et  in  Clementina  Attenchntes,  de  statu  monach.« 

Progreditur  dein  ad  ütramque  partem  probandam ;  et  quoad  pti^)- 
rem  quidem,  nempe  Abbartes  posse  benedicere  vestes  sacras,  alt  n.  6. 
>Ck>ii8iuetudinem  ipsam  non  concedere  hanc  facultatem,  sed  esse  Signum 
concessionis  a  iinperiore  factae,  quod  multo  magis  in  praesenti  verum 
censeo ;  nam  jurisdictio  absque  speciali  concessione  potest  acquiri  per 
consuetudinem  legitime  praescriptam  admimdilö  juris  ith  circa  bot 
expresse  dispotentis;  de  hac  vero  poteisftäte  nullum  extat  expressum  jus, 
quod  consuetudine  possit  acquiri ;  est  ergo  haec  consuetudo  Signum  con- 


1)  De  Virtute  et  statu  religionis  tom.  4.  Hb.  2.  c.  30. 
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cessioms  a  Sonunis  Pontificibus  fkctae  drca  talem  faenltatem ;  et  veri- 
simile  mihi  est,  manasse  ex  aliqaa  expressa  conceesione  vel  institiitioiie 
PontificiuD;«  quod  TÜteritiB  itadeclarat:  »Abbatmn  benedictionem  ex 
YOluntate  et  institatione  Summoram  Poiitiflcmn  habmsse  vim  oonfe- 
rendi  banc  potestatem.«  «-  Alteram  vero  partem,  nempe  ceosecratto- 
nes,  quae  fiunt  cun  unotione  chriBinatis,  Abbatibns  non  eompetere, 
probat  IL  8. :  »Qoia  nuUo  jure  vel  consuetndiQe  (ttt  onmes  fatentur) 
ccuu^eesum  est:  et  alias  oonstat  hos  actus  esse  episcc^ales.  Immo  sunt 
qoi  censeant,  esse  adeo  stricte  episcopales,  ut  consaetadiiie  praeseiibi 
non  possiQt,  quod  tenuit  Sylyester,  et  non  panun  fiivet  nsns  ndn  eon- 
cedendi  talem  fiicaltatem.«  Ad  contrariam  ?ero  Ai^eU  et  Cardinalis 
sentenüam,  ex  eo  argomentantium,  quod  hoc  simpliciter  sit  ex  jure 
hnmano;  item  qaod  Innocentius  VIIL  Generali  Cisteriensi  et  quataar 
coabbatibns  privUegiom  concesserit,  ut  possint  etiam  caliees  et  altaxu 
oonsecrare,  chrismate  sacro  prins  ab  aliqno  Antistite  eatholico  reeepto, 
respondet :  »non  esse  dnbinm,  qnin  possit  Pontilte  hnne  aetam  oom« 

mittere  sacerdoti  non  Episcopo vel  benedietione  Abbatas  ipso  jure 

coqongi.  De  facto  Tero  certom  est,  non  ita  factum  esse,  immo  et  de 
illo  speciali  privilegio  mihi  incertum  est,  an  ft&erit  nsa  receptum,  et  an 
nunc  duret.«  Tandem  n.  9.  concludit,  facultatem  praedictam,  si  spe* 
cialia  desint  priyUegia,  »non  esse  extendendam  ultra  benedictiones 
earuip  rerum,  quae  ad  sacra  vestimenta  pertinent,  vel  pallas,  seu  oma» 
menta  altaiis,  sub  quibus  etiam  corporale  comprehendimus :  nam  ad 
haecomnia,  et  Aoec  «o2a  extenditur  consuetudo,  ut  omnes  doctores  do- 

Cent« Quomodo  ergo  Pellizsar  in  praesidimn  asserti  sui:  posse 

reguläres  per  consnetudinem  acqoirere  Aicnltatem  consecrandi,  Soaro^ 
zum  appellare  potuerit,  non  video» 

At|  inquiunt,  s.  Alphonsus  de  Liguori  ^)  aperte  ait :  ad  celebnm* 
dam  Missam  requiri  »altare  consecratom  ab  Bpiscopo  vel  jiUofe;  hune 
enim  äUaria,  caliees^  ei  campanaa  poe$e  amaeerare  etiam  ad  usum 
alienarum  ecclesiarum,  docet  Diana  cum  Baibosa  et  aliis  ex  decUura* 
tione  Gardinalium  et  privilegio  InnocentU  III.«  Quidni  satis  haec 
ostendunt ,  Abbates  non  secus  ac  Episcopos  posse  actu  consecrationis 
perfimgi,  hoc  solum  discrimine,  quod  illi  ex  privilegio  aut  oonsuetudine, 
hi  vi  ordinis  id  faciant.  —  Verum  pace  dixerim  eorums,  qni  de  tanti 
viri  suifiragio  sibi  applaudunt,  parum  hinc;  immo  nihil  posse  ooUigi, 
quod  causae  eorum  patroänetur.  Praelerquam  enim  quod  dtata  verba 
proprio  non  sint  s.  Alphonsi,  sed  Busembaumi,  ci^ins  ille  textum  trans* 


1)  Theolog.  Moral,  lib.  6.  ir.  8.  c  8.  de  Earbar.  dob.  5.  n.  878.  ed.  Ra- 
tu.  1847. 
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scripfiit,  saoqne  operi  BntMrtravit,  qao  praecepfionis  morales  ad  metho- 
dmn  eotnm  in  scholis  nsitatam  exigeret ;  insuper  manifestum  est,  Yirnm 
sanctnm  illic  de  conseciatione  adeo  non  agere  er  prafe$w>,  ut  dum 
Busembanm  loco  Innocentii  YlII.  Innoeentinm  m.  memorat,  errorem 
hunc,  qui  velaü  stereotjfpns  in  omnibos,  qnaa  lastrare  mihi  datum  est, 
Busembaumi  editionibns  occnrrit,  ne  quidem  corrigendum  putaverit» 

Si  Diana  ^)y  et  Quarti^)  ex  praxi  et  consuetudine  contendunt, 
Abbates  nsum  pontificalium  habentes,  potestate  gandere  consecrandi 
campanas,  altaria  etc. :  id  neminem  morari  debet;  ambos  enim  judicinm 
hac  in  re  praedpitasse  certon^  est,  >uti  solet  contingere,  ut  verbis  utor 
Benedicti  XIY.  ^)  cum  scriptores  remm  fontes  minime  perscrutantor.t 
ünde  etiam  uterque  a  praecipuis  canonistis  theologisque  vapulare 
memit 

Sed  non  insistam  ulterins  hoic  argumento,  ne  patientia  lectoris 
abnti  velle  yidear.  Pas  mihi  solom  sit  adjicere  verba  Lajmanni*), 
qnibns  aapienter  monet :  »Quamobrem  si  Abbas  talium  actum  pontifi- 
calium potestatem  sibi  vendicet,  niti  non  debet  mera  consuetudine 
antecessorum,  si  Privilegium  exhibere  nuUum  possit :  sed  una  cum  con- 
suetudine allegare  debet  saltem  famam  privilegii;  seu  quod  ipse  et  an- 
tecessores  ejus  id  egerint  praetextu,  seu  ex  persuasione  accepti  privi- 
legii  apostolid,  cum  bona  flde.€  Quibus  quidem  verbis  cordsAus  quis- 
qne  Inbens  subscribet,  dummodo  gertum  habeat ,  bonam  fidem  et  per- 
goaäonem  aooepti  olim  privilegii  non  esse  affectatam. 

Ceterum  quae  hactenus  disputavi,  non  eo  spectant,  ut  Abbatibni^ 
regularibos  ministerium  consecrationiB  exercentibus,  litem  intentem, 
aut  eorum  praerogativas  intempestivis  catillationibus  lacessam,  inqae- 
duMiim  rerocem.  Ejnsmodi  consilium  a  me,  cui  adjuncta  domestioaf 
jura  item  privilegiaque  monasteriorum  Austriae  incomperta  sunt,  alie- 
njipMtT^iiin  6880,  qui  nie  noverunt,  facile  largientur.  Immo  persUaBmn 
teneo ,  viros  pietate  nonminus  quam  doctrina  et  remm  expe¥Ientia 
insignes,  haud  commissuros  umquam,  ut  perfractis  limitibus  per  ca*^ 
neues  statotis,  alienam  invadant  jurisdictionem ,  indeque  dignilatis 
soae  incrementa  aucupentnr.  Quod  pauds  ostendere  adnismd  som,' 
ut  mox  initio  insinuayi,  huc  redit:  Abbatibus  regularibus,  nid  id  ex 
speciali  Sedis  Apostolicae  commissione  concessioneque  habeant,  altaria, 
resqoe  alias,  chrismatis  delibutione  initiandas,  consecrare  iks  nw  6sse. 


1)  Ues«).  moral.  par.  3.  tr.  2.  resoh  15. 

2)  Rabrieae  Missal  rom.  Comment.  iUoslralae  tr.  2.  de  bened,  ttt  I.  aefliv 
4.  dobit  6. 

8)  lostitot.  eccles.  Xll. 
4)JL  tk. 


^20  Dworzak.  Ebescbeldangsklage  geg.  d.  in  Strafhafl  befindJ.  Gatten: 

Eine  {llnescbeidimgsklage  gegen  den   ausserhalb  der  Diöcese 
seines  Wohnsitzes  in  schwerer  Strafhaft  befindUchen  Ehemann, 

milgethellt   von  Dr.  KarlDworzak,  flknlenbtecli&ffiQhem  gelstUehem   Raibe 

in  Wien. 

Bei  nachfolgendem  Bechtsfall  kamen  drei  wichtige  seltene  Fra- 
gen zur  Verhandlung  nnd  Entscheidung: 
.  1)  Die   Gompetenzfrage  in  Ehestreitsachen,  wenn  der  beklagte 
'       Gatte  zur  Abbussong  seiner  Strafhaft  in  eine  Strafanstalt  abge- 
führt worden  ist,  welche  sich  in  dem  Sprengel  einer  anderen 
Diöcese  befindet,   als  derjenigen,  in  welcher  beide  Ehegatten 
bis  zu  der  Verhaftung  des  Beklagten  ihren  Wohnsitz  hatten. 
2)  Die   Frage  tSber  den    Verlust    des  Klagerechtes    in    Betreff 
solcher  Pflichtverletzungen   von  Seite  des  Beklagten,   durch 
welche  der  bürgerlichen  Ehre  des  Klägers  grosse  Nachtheile 
zugefügt  oder  dringende  Gefahren  bereitet  werden. 
'  3)  Die  Frage  wegen  einer  von  Amtswegen  verfugten  Erstreckung 
einer  Ehescheidungssache  bis  zu  der  Entlassung  eines  Kerker- 
sträflings aus  der  gerichtlichen  HafL 

L 

Enmia  N.,  aus  einer  angesehenen  und  reichen  Familie  stammend, 
heiratlMte  im  Jahre  185 .  einen  in  Frankreich  ansässigen  Kaufmann; 
se  wurde  aber  diese  Ehe  nach  einem  beiläufig  zwei  Jahre  danernden 
Bestände  auf  Grund  der  absoluten  Impotenz  des  Gutten  im  Wege 
eines  ordnungsmässig  hierüber  ausgeführten  Processes  mit  dem  Bei- 
satse  für  ungiltig  erklärt,  dass  es  der  Emma  N.  fireistehe ,  eine  neue 
Elle  anzugehen.  Im  Jahre  1856  machte  Emma  N.  von  dieser 
Erlaubniss  Gebrauch,  heirathete  in  den  österreichischen  Staaten  den 
Ytamt  K.,  und  siedelte  mit  demselben  bald  nach  der  Verehelichung 
nach  Wien  über,  wo  Franz  K  seinen  Wohnsitz  au&chlug  und  sieh 
ak  Kaufmann  etablirte. 

Im  November  1859  wurde  Franz  K.  in  Wien  verhaftet,  im 
Jalnre  1860  wegen  Verbrechen  des  Betruges  zu  mehrjährigem  schwe* 
ren  Kerker  verurtheilt,  und  im  Verlaufe  der  Jahre  in  drei  verschie- 
dene Strafimstalten  abgeführt,  welche  sämmtlich  nicht  in  dem  Sprengel 
der  Wiener  Erzdiöcese  gelegen  sind  und  deren  eine  sogar  sehr  weit 
von  Wien  entfernt  ist. 

Im  Jahre  1863  überreichte  Emma  K.,  welche  den  Wohnsitz  in 
Wfen  lieibeiielt ,  bei  dem  farsterzbischöflichen  Ehegerichte  in  Wien 
eine  Klage  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  gegen  ihren  noch  in 
der  Strafhaft  befindlichen  Gatten  und  zwar  auf  Grund  des  §.  210. 
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der  Aimets.  f.  d.  g.  O.  Oester.  wegen  der  ihrer  bürgerlichen  Ehre 
durch  die  Terbreeheiische  HandlnngsweiBe  ihres  Qatten  nnd  dessen 
Venurtheilimg  su  schwerem  Kerker  zugef&gten  Krftnkimgen  ihrer  bür- 
gerhchm  Ehre. 

Ungeachtet  der  von  dem  im  Beqnisitionswege  vernommenen  Be- 
klagten erhobenen  Einwendong:  »die  Gattin  habe  nach  §.  92.  des 
idlg.  bturgerL  GteMtabnches  dem  Oatten  in  seinen  Wohnsitz  zu  folgen, 
und  desshalb  sei  nicht  das  Ehegericht  Wien,  wo  seine  Gattin  wohne, 
sondern  das  Eh^ericht,  in  dessmi  Sprengel  die  Strafanstalt  gelegen 
sei,  in  welohier  er  dermalen  wegen  Abbtissnng  seiner  Strafe  sich  anf- 
Ittlte,  zat  Yerhandlnng  dieser  Bechtesache  competent«  erklärte  sich 
das  flbrsterzldsehGfliche  Ehegerieht  fBr  competent  nnd  zwar  ans  nach- 
stehenden Gründen: 

Der  Beklagte  hat  znr  Zeit  seiner  Arretirung  nnd  nnmittelbar 
vor  derselben  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  gehabt,  nnd  ist 
bk»  behuft  Abbüssong  seiner  Strafe  in  eine  zufällig  ausserhalb  des 
Sprengeis  der  Wiener  Erzdiöeese  gelegene  Strafanstalt  gebracht  wor- 
den, während  s^e  Gattin  den  firfiheren  Wohnsitz  in  Wien  beibehielt. 

Allerdings  ist,  wie  ist  Beklagte  behauptet,  die  Gattin  ver- 
pflichtet, dem  Gatten  in  seinen  Wohnsitz  zu  folgen,  —  jedoch  natür- 
lich nur  so  lange,  als  er  überhaupt  entweder  die  Freiheit  hat,  sich 
einen  Wohnsitz ,  oder  richtiger  gesagt,  einen  Au'fenthalt  zu  wählen 
und  diesen  zu  seinem  Wohnsitz  zu  machen,  —  oder  als  sein  Wohn- 
sitz durch  einen  dem  Gatten  übertragener  öffentlichen  Dienst,  dessen 
er  sieh  nicl(t  entschlagen  kann,  mit  sich  gebracht  wird,  z.  B.  bei 
Soldaten. 

Im  allg.  b.  G.  B.  ist  der  Begriff  »Wohnsitz«  nicht  definirt, 
wohl  aber  ist  in  der  Anweisung  £  d.  g.  G.  Oester.  genau  bestimmt, 
was  oder  wo  der  Wohnsitz  eines  Jeden  sei. 

Der  §.  40.  der  »Anweisung«  sagt :  »Der  eigentliche  Wohnsitz  ist  an 
dem  Orte,  wo  Jemand  seine  Wohnung  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise aufschlägt,  so  dass  man  nicht  sagen  kann,  er  sei  daheim,  wenn 
er  sieh  dort  nicht  aufhält.  So  lange  er  an  diesem  Orte  eine  für  ihn 
oder  seine  Hausgenossen  bestimmte  Wohnung  beibehält ,  reicht  eine, 
wenn  anch  längere  Abwes  enheit  fOr  sich  genommen  nicht  hin,  um  die 
üebertragnng  des  eigenttichen  Wohnsitzes  zu  bewirken.  Wo  Jemand 
zwar  keine  bleibende  Niederlassung  beabsichtiget,  aber  doch  zu  einem 
Zwecke  wohnt,  dessen  Erreichung  einen  längeren  Aufenthalt  nothwen* 
dig  macht,  dort  hat  er  einen  uneigentlichen  Wohnsitz.« 

Zur  Zeit  seiner  Inhaftirung  hatte  der  beklagte  Gatte  seine 
WohMBg  aoftiehliea^eh  in  Wien  aul^es^hlagen,  und  hier  hatte  nicht 
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nor  er,  sondern  nach  §.  41.  der  Anweisung  auch  sdne  Gattin  den  or« 
deptlichen  Wohnsitz.  Nacdi  seiner  Inhaftimng  und  Yenurtheiinng 
hat  er  die  früher  innegehabte  for  sich  nncl  seine  Hausgenossen  be- 
stimmte Wohnung  de  facto  nicht  gekündigt,  konnte  dies,  seiner  Frei- 
heit beraubt,  nicht  thun,  noch  lur  sich  oder  seine  Qattin  eine  andere 
Wohnung  nehmen,  und  seine,  wenn  auch  Iflngere  und  zuiUlige  Ab- 
wesenheit Yon  Wien  reichte  nicht  hin,  um  die  üebertragung  des  eigent- 
lichen Wohnsitzes  zu  bewirken. 

(Es  wäre  eine  sonderbare  Auslegung  der  Beohte  des  Gatten,  wenn 
die  Gattin  verpflichtet  w&re,  ihrem  wegen  schwerer  Verbrechen  zu 
mehrjährigem  Kerker  verurlheüten  Gatten  an  alle  Strafanstalten  m 
folgen,  in  welche  dieser  —  ohne  jedes  Zuthun  seines  freien  Willens  — 
abgef&hrt  werden  kann.) 

Der  eigentliche  Wohnsitz  nach  §.  40.  und  41.  d.  A.  bleibt  also 
für  eine  Gattin,  deren  Gatte  in  schwerer  Kerkerhaft  sich  befindet,  be- 
hufs der  Anhftngigmachung  eines  Bechtsstreites  in  Ehesachen  dort, 
wo  der  Gatte  zur  Zeit  seiner  Gefangennehmung  seinen  eigentlichep 
Wohnsitz  hatte,  und  zwar  so  lange,  bis  der  Gatte,  in  Freiheit  gesetat, 
das  Becht  wieder  erlangt  hat,  für  sieh  und  die  Gattin  den  Wohnsitz 
bestimmen  zu  dürfen. 

Allerdings  ist  auch  das  Ehegericht,  in  dessen  Spreißel  die  be- 
treffende Strafanstalt  Uegt,  nach  der  Anweisung  zur  Verhandlung  einer 
solchen  Rechtssache  competent ;  denn  in  jenem  Sprengel  hat  der  Gatte 
einen  tmeiffeniUchm  Wohnsitg.  Denn,  wenn  er  anch  dort  seine  Wohnung 
nicht  aufschl&gt,  d.  h.  freiwillig  und  for  so  lange  wählte  als  es  ihm  ge* 
fällig  ist,  —  und  an  dem  Orte,  wo  sich  die  Strafanstalt  befindet  »keine 
bleibende  Niederlassung  beabsichtigetc  so  wohnt  er  —  ob  frawillig 
oder  unfreiwillig  —  dennoch  zu  einem  Zwecke  dort,  dessen  Erreichung 
—  Abbüssung  der  Strafe  —  einen  längeren  Aufenthalt  nothwendig 
macht;  ob  die  Erreichung  dieses  Zweckes  von  dem  »Wohnenden«  beab- 
sichtiget, oder  ihm  unfireiwiUig  auferlegt  ist,  ist  im  Gesetze  nicht  ge- 
sagt. Der  §.  96.  d.  A.  fordert  aber  zur  Gompetenz  des  Gerichtes 
einfach  den  »Wohnsitz,«  worunter  sowohl  der  eigentliche  als  auch 
der  uneigentliche  Terstanden  werden  kann. 

Da  Klägerin  aber  ihre  Bechtssache  bei  dem  Gerichte  anhängig 
gemacht  hat,  in  dessen  Sprengel  ihr  Gatte  und  sie  noch  den  eigent- 
lichen Wohnsitz  haben,  so  hat  das  fursterzbischöfliche  Eh^ericht  Wien 
ZOT  Verhandlung  dieser  Ehescheidungssaohe  sich  for  competent  erklärt 

II. 

In  Folge  dcor  Untersuchung  stellten  sich  die  Angabe  des  Beklagten 
als  bewieeeBhanius:  daaa  die  Elfigerin  ihn  nach  seiner  GefimgennahiM 
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wtiurend  der  ünter8Qekii]igt|liift  flwt  jede  Wocke  beeuehte ,  daes  rie 
nach  sitiiier  reehMtrftfUgen  Abnrtheilung  Mittel  luid  Wege  zu  finden 
wnsste,  bei  seiner  üeberfBhning  in  die  Strafimstalt  in  einem  eigene 
gemietheten  Wagen  mit  ihm  allein  in  dem  Wagen  zu  sitzen  and  in  die 
Strafanstalt  zn  fahren,  —  dass  de  während  dieser  Reise,  die  einen 
Tag  lang  dauerte ,  an  zwei  Haltstationen  Zimmer  mieithete,  ihn  be- 
wirtheie,  l&ngere  Zttt  allein  mit  ihm  verweiUe,  nnd  an  diesem  Tage 
ihm  zweimal  £e  eheliche  Bdwohnong  gestattete,  dass  sie  im  Straf- 
haiise  angelangt,  sich  Yon  ihm  nicht  trennen  wollte,  dass  sie  ihn  in 
dmn  Straf  hanse  wiedeihott  besnchte,  nach  den  Besncdien  sich  vor  dem 
Strafhanse  anf  eine  Bank  setzte,  äa  grfisste  und  ihm  Efisse  tnwarfi 
dass  sie  ihm  eine  gute  Anzahl  der  zftrtlichsteD  Briefe  schrieb,  in  wel- 
chen die  Sehnsucht  nach  Wiedervereinigang  mit  ihm  den  Hauptinhalt 
biUete,  dass  sie  ihn ,  als  er  im  April  1808  in  em  anderes  Stmfbans 
übefbracht  nnd  dnrch  Wien  gefthrt  wmrde ,  in  dem  Polizeihans,  wo 
er  fibatnaditete,  besachte,  dort  sein  Portrftt  an  ihrem  Basen  trog  ud 
ihn  liebkoste,  dass  sie  am  Agenden  Tage  bei  seiner  Abreise  ihn  am 
Bahnhofe  wieder  besuchte,  ihn  weinend  nmarmte,  dass  sie  in  den 
neuen  Strafori;  ihm  wieder  Briefe,  sogar  ihr  Portrftt  schickte. 

Auf  diese  Brhebungen  hin  hat  das  i&xsterzbisch&iiche  Ehege* 
rieht  die  Scheidung  in  Ansehung  dessen:  »dass  der  Angeklagte  wohl 

durch  rechtskräftiges  ürtheO  des  k.  k.  L.  G.  etc.  etc Z. . .  zu 

sehwerttn  Keirker  in  der  Dauer  ron  .  Jahren  ▼emrtbeilt  worden  ist, 
—  dass  aber  erwiesenermassen  die  El&gerin  nach  Ejenntnissnahme  die- 
ser Yerurthdlang  mit  dem  Beklagten  wiederholt  in  vertraulichrter, 
dureh  mehrere  Jahfe  aber  in  einer  Weise  yerkehrt  hat,  aus  wekher 
auf  gänzliche  Verzeihung  der  ihr  durch  den  Beklagten  zugegangenen 
Unbill  geschlossen  werden  nniss  —  nicht  bewilliget 

In  Folge  reditz^ig  wider  dieses  Urtheil  angemeldeter  und  aus* 
geföhrter  BeruAmg,  in  welcher  Klflgerin  mehrere  in  der  Folge  zu  er- 
warnende  Nova  ▼(erbrachte,  hat  der  zweite  BSchter  das  obenerwfthnte 
erstrichterliche  Urtheil  »aus  den  in  dem  erstriehterlichen  Urtheile  an- 
gefahrten, actttmiftssig  feststehenden  Gründen,  und  in  Qrwftgni^,  dass 
die  fieum  in  d«r  Berufimg»-Aiiafahrung  geltend  gemaehten  Scheidunga- 
grfinde  deashalb ,  weil  ans  der  eigenen  Darstellung  deir  Appellantin 
sich  ergibt,  dass  selbe  bereits  vor  Einleitung  der  Klage,  beziehungsweise 
so  frfih,  dass  sie  noch  in  erster  Instanz  angebracht  werden  konateUi 
Yorhanden  und  der  AppeUantin  bekannt  waren,  nicht  Gegenstand  der 
Unterauchung  und  Urtheilsfifflung  in  zweiter, Instanz  sein  ktonea,  -- 
dass  die  AuflSassung  der  Appellantin :  es  mässe  ihr  trotz  der  frAheren 
VenDejhBng  das  Sacht  zustehe  jedeneit  eine  SeheidungeUage  anzu- 
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bringen,  irrig  ist,  dem  ganzen  Inhalte  nach  bestfttiget,  xmi  somit  auch 
die  Competenz  des  fuisterzbisehdfliBhen  Ehegerichtes  Wien  zur  Ver- 
handlung dieser  fihescheidungssadie  anerkannt« 

m. 

Mit  Beziehmig  aof  das  eben  erwfthnte  zweite  richterliche  ürtheil 
hat  Emma  K.  noch  während  der  Haft  ihres  Gatten  eine  neue  Scheid- 
ungsklage gegen  ihn  eingebracht,  and  hat  als  ScheidmigsgFönde  gel- 
tend gemacht:  1)  Bass  sie  während  der  Verhandlung  des  ersten 
Scheidungsprocesses  mehrfkche  unsittlidie,  ysL  theflweise  offenbar  ehe*- 
brecherische  Verhältnisse  ihres  Oatten  erfithren  habe,  welche  dieser 
während  «her  Zeit  seiner  Ehe  mit  anderen  Weibspersonen  unterhalten 
habe.  2)  Dass  ihr  Gatte  im  Verlaufe  der  leti^  zwei  Jahre  wieder- 
Mt  durch  entlassene  Eerkersträflmge  oder  auf  anderem  Wege  ihr 
Briefe  zugesendet  habe,  in  welchen  er  ihr  nicht  nur  die  gemeinsten 
Sdiimpfiiamen  gibt,  sondern  ihr  mit  gerichtlichen  Anzeigen  wegen 
angeblioher  Mitschuld  an  seinem  Verbrechen  droht,  und  ihr  noch 
sonstige  nicht  ausdrücklich  genannte  Unbilden  in  Aussicht  stellt,  wenn 
sie  sich  weigere,  nach  seiner  Entlassung  aus  der  Kerkerbaft  mit  ihm 
zu  lehm.  Bei  dem  höchst  leidenschaftlichen  Charakter  des  Beklagten 
seien  diese  DrtAungen  ganz  geeignet,  ihr  eine  gegrflndet^  Furcht  ein- 
zuflöss^. 

Bei  seiner  Vernehmung  gab  der  Beklagte  zu,  die  Mehrsahl  der 
von  der  Klägerin  producirten  Briefe  an  sie  geschrieben  zu  haben ,  er« 
Uärte  aber  die  darin  enthaltenen  Beschimpftingen  und  Drohungen  da- 
durch, dass  die  iXlägerin  seit  zWei  Jahren  einen  h^^chst  unsittlichen 
Lebenswandel  fohre^  von  welchem  die  Kunde  sogar  bis  in  seinen  Ker- 
ker gedrungen  seL  Die  ihm  von  der  Klägerin  zur  Last  gefegten 
Huidlungen  der  ehelichen  Untreue  stellte  er  tfaeils  in  Abrede ,  theils 
stellte  er  seinen  Verkehr  mit  fremden  Weibspersonen  als  einen  retn  ge- 
schäftlichen, durch  sein  Handelsgeschäft  veranlassten  dar,  von  welchen 
s^e  Gattin  stets  gewusst  habe.  Er  behauptete ,  seine  Gattin  sei  an 
am  ihm  zur  Last  fallenden  Betrügereien  wirklich  mitschuldig  ge- 
wesen ;  er  habe  aber  aus  Liebe  zu  ihr  Alles  auf  sich  genommen,  und 
jetzt  strebe  sie  die  Seheldung  an,  um  noch  einmal  etwa  im  Auslande 
heirathen  zu  können ;  er  k()fnne  fär  seine  Behauptung,  dass  seine  Gattin 
ihm  untreu  geworden,  sich  also  desjenigen  Vergehens ,  dessen  sie  ihn 
ungerecht  anschuldige,  selbst  schuldig  gemacht  habe,  in  der  Kerker- 
haft nur  wenige  Belege  vorbringen,  erbiete  siirii  aber  nach  eriangter 
I^iheit  zum  vdlen  Beweise. 

Die  Vernehmung  der  Klägmn  Ob^  diese  ISnreden  des  Beklag- 
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ten,  noch  mehr  aber  die  YernehmuBg  einiger  Zeagen,  deren  Angaben 
Klägerin  nur  zum  kleinen  Theile  widersprochen  hat,  stellten,  wenn 
auch  nicht  einen  von  ihr  ToUbrachteii  Ehebruch,  doch  aber  einen  ihre 
eheliche  Treue  im  hohen  Qrade  verdächtigenden  Verkehr  mit  mehreren 
fremden  männlichen  Personen  heraus. 

Es  war  demnach  das  Klagerecht  der  Gattin  über  den  neu  vor- 
gebraeU^n  Soheidungagvond  der  ehelichen  Üntveue  des  Gatten  aber- 
mals mit  Gnrad  ia  Frage  gestelltt  und  k«mie  nch  die  Klägerin  auch 
über  die  in  den  von  ihr  prodvcirten  Briefen  des  Beklagten  entiialtenen 
Beschimpfungen,  wekhesieh eben  actf  ihre  eheliche  Untreue  bel^iehen, 
nicht  gekrankt  fühlen,  wunn  dem  Beklagten  der  Beweis  der  Wahtheft 
vollkommen  gelingen  sollte,  wie  er  sehen  halb  gdungen  wnr;  mit  de^ 
behaupteten  eheliehen  Untrem  der  Klägerin  hing  aueh  der  grosste 
Theil  der  von  dem  Beklagten  gegen  sie  und  ihre  angeblichen  Bnhleta 
aosgeetossenen  Drohungen  susammen. 

Xa  ist  Otundsatz  des  ftrsterzbisdiöflieheii  Bhegeriohtes,  bei  Yer- 
haadbmgen  mit  auf  Bheseheidung  Beklagten,  welche  sich  in  Straf- 
hafl  beflndeAr,  dem  Klägor,  wenn  er  einen  gesetzlichen  Seheidungs- 
gnmd  erwiesen,  und  der  Beklagte  entweder  gar  nichts  oder  doch  nur 
absolut  Yerwetfliches  gegen  den  Kläger  vorgebracht  hat,  die  Scheidung 
zu  bewiltigen ;  in  dem  Ealie  aber ,  als  von  dem  Beklagten  Einreden 
eder  Qegenkl^n  vorgebracht  wurden,  welche  nicht  von  vorhinein 
zu  VM^erfen  waren,  die  Yerhandlung  m  sistiren,  bis  der  Beklagte 
die  Freiheit  erlangt  und  in  den  Stand  gesetzt  ist,  seine  Vertheidig- 
ongflK  «ad  Anklagemittel  frei  zu  fiochen,  zu  wählen  und  beizubringen. 

in  dfesem  Sinne  wurde  auch  in  dieser  Bechtssacbe  ein  Erstreck- 
QQgflbeschluss  gefas^t,  den  Gegnern  kundgemacht,  der  Klägerin  aber 
über  ihr  Ansuchen  in  Ansehuhg  der  zwischen  den  Gegnern  herrschen- 
den Erbitterung  und  der  in  Aea  mehrgenannten  Briefen  des  Beklag- 
ten ausgesprochenen  Drohungen,  nach  §.  236.  d.  A.  der  provisorische 
abgesraierte  Wohnort  auch  iOr  die  Zeit  nach  der  Entlassung  des 
Beklagt««  aus  der  gerichtlichen  Haft  bis  zur  endgiltigen  Austragung 
dieser  fihescheidungssache  gestattet  und  im  Wege  der  competenten 
weltlichen  Behörde  angewiesen. 

Auf  Appellation  der  Klägerin  gegen  den  genannten  ^rstreck- 
ungsbeschluss  hat  der  zweite  Richter  denselben  aus  den  von  dem  ersten 
Richter  Mefür  angefahrten  Grönden  bestätiget. 

Die  endgültige  Entscheidung  hängt  einfach  von  dem  Beweise, 
der  gegenseitig  vorgebrachten  Anschuldigungen  und  Einreden  ab. 
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üeber  das  Verfahren  in  Ehesachen. 

ErlBSs  des  Cardinal  - FQrstenbischofs  Jos.  Otbqiar  v.  Bauscbcr  an  das  fQrst- 

erzbiscböDictie  Ebegericbt  von  Wien. 

Mit  Hinnoht  auf  einige  IGx  zngekomnene  Anfrigeo  balte  Ich 
es  für  zweokvUmgf  (iber  das  Verfohren  in  Ehesachan  die  nachstehen* 
den  erl&ntemden  Bestunmiuigen  su  erlassen: 

So  hmge  der  KIflger  nickt  alles  ihm  Ohliegende  geleistet  hat,  am 
die  Tergesehriebeaen  Yersaehe  der  Anssöhnmig  mAglioh  m  machen, 
ist  die  Yerhandlnng  über  die  Scheidimgsklage  sieht  z«  beginnen» 
Trftgt  er  aber  an  dem  Hindemisse,  welches  der  Vornahme  dieser  Ver- 
gliche im  Wege  steht,  keine  Schuld,  so  moss  anch  ohne  dieselben  aar 
IJntersnchmig  geschritten  werden«    Ein  Gatte,  welcher  von  dem  anr 
deren  Theüe  b(Kslich  yeiiassen  wurde«  ist  nicht  verpflichtet,  som  Behufe 
jener  Versuche  eineBeise  zu  notemehaML    Was  Derjenige,  durch 
dessen  Schuld  die  thatsftehUche  Trennung  eintrat,  au  leisten  habe,  ist 
nach  billiger  Erwägung  der  Umstftnde  su  entscheiden.    In  der  Begel 
muss  er  Schwierigkeiten,  welche  one  Fdge  seiner  Pflicht&bertretung 
sind,  ^ch  gefidlen  lassen«    Wenn  aber  die  Sachen  nun  einmal  so  ste* 
hen,  dass  er  die  erforderUehe  Zusammenkunft  nur  mit  verhtitnisa- 
mAssig  grossen  Opfern  und  ohne  Aussicht  auf  Erfolg  möglich  machen 
könnte^  so  erscheint  ein  ausnahmsweiser  Vorgang  als  gerechtfertigt. 
Setzen  wir  den  Fall,  zwei  Eheleute  achten  sich  durch  ein  eigenmftch* 
tiges  Einverstftiidmss.    Die  Qattin  tritt  als  QeseUschaftehn  in  ein 
wohlhabendes  Haus  und  reist  in  das  sAdliche  Frankreich*    Hier  aber 
verwickelt  sie  sich  in  ein  unreines  Verh&ltniss,  welches  zur  OftakiuH 
digkeit  gelangt.     Der  Gatte  erhUt  hievcm  sichere  Nachricht  und 
ricl^tet  an  sie  mehrere  Briefe,  welche  unbeantwortet  bleiben.    Nun 
klagt  er  zu  Wien,  wo  sdn  Lebensb^ruf  ihn  fee^hUt,  auf  Scheiduttg. 
Da  er  in  die  thatsftchliche  Trennung  eingewilligt  hat,  so  ist  er  an  der 
Entfernung  seiner  Gattin  nicht  schuldlos ;  doch  sein  Einkononeu  ist 
nicht  so  beschaffen,  dass  er  die  weite  Reise  leicht  bestreiten  könnte« 
und  ein  Erfolg  wfire  von  derselben  nicht  zu  erwarten.    Bei  dem  Zu- 
sammentreffen solcher  Umstände  könnte  die  Verhandlung  aUerdinga 
ohne  vorausgeschickten  Versuch  der  Aussöhnuniif  begonnen  werden. 

Bringt  der  EJäger  gar  nichts  vor,  was,  in  so  weit  es  bewiesen 
wfirde,  eine  rechtmässige  Scheidungsnrsaohe  derböte,  so  tritt  der  im 
§.  216,  vorgesehene  Fall  ein,  dass  die  angeführten  Grfinde  offenbar 
unzulänglich  sind,  und  er  ist  ohne  weitere  Verhandlung  abzuweisen. 
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Dadnnsh,  dass  Jenmid  mehr  y^langt,  als  ihm  gebflhrt,  wird  er 
des  Anspraches  auf  Das,  was  ihm  gebtlhrt,  nur  dami  verlustigf  wenn 
daa  Gesetz  diesen  Nachtheil  aosdrflcUieh  Aber  ihn  rerhftngt.  Ein 
GUobiger,  welcher  mit  Beroftmg  auf  eine  Urkunde,  deren  Falschheit 
ihm  bekannt  war,  eine  höhere  als  die  ihm  gebflhrende  Snmme  forderte, 
yerkft  nach  dem  rimischen  Bechte  die  Befngniss,  den  ihm  wirklich 
gebOhmden  Betimg  mumklagen.  Dabei  lag*  aber  offenbar  die  Absicht 
n  Grande,  ihn  wegen  des  verAMen  Betruges  m  bestrafen.  Was  das 
filtere  römisohe  Gesets  über  die  Felgen  einer  zu  hoch  gestellten  For- 
derung bestimmte,  hing  mit  der  Bigenthfbniiehkelt  des  Formularpro- 
oesaes  zusammen  und  hat  nur  noch  fOr  die  Bechtsgeschichte  Bedeu- 
tung. Wem  also  ein  Gatte  wider  den  anderen  unter  Behauptung  des 
Shebrttches  anf  lebendftagliche  Scheidung  klagt  und  zwar  nicht  fflr 
den  Ehfljtoudi,  aber  doch  Ar  Dinge,  welche  ihn  zur  Forderung  der  zeit- 
wessen  Scheidang  berechtigen,  einen  ToUstftndigen  Beweis  herstellt, 
so  ist  derselbe  nidit  schleehfliin  zurückzuweisen,  sondern  es  ist  ihm 
die  zeitweilige  Scheidung  zu  bewilligen.  Findet  er  sich  dadurch  nicht 
zufrieden  gestellt,  so  mag  er  B^irftag  einlegen.  Stellt  er  seine  Bitte 
auf  Bewilligung  der  Scheidung,  ohne  ^e  Nftherbestimmung  beizu- 
fBgMi,  so  ist  Toraaazusefasen ,  dass  er  jibe  Scheidung  beabsichtige, 
welche  im  Falle  des  Shebrndies  ihm  zu  fordern  gestattet  ist.  Lautet 
aber  das  Gesud  auf  eine  zeitweilige  Scheidung,  oder  wird  es  im  Lauft 
der  Verhandlung  darauf  beschrftnkt,  so  ist  eine  solche  auch  dann  zu 
bewill^^,  wenn  der  iSiebrueh  vollstftndig  bewiesen  wird:  denn  der 
EUger  hat  auf  sein  Recht  theilweise  yerzichtet.  Geht  die  Klage  auf 
lebensUngUidie  Scheidung,  ohne  dass  ein  Ehebruch  auch  nur  behauptet 
wird,  so  ist  dies  der  Unwissenheit  des  Elftgers  zuzusdireiben  und  die 
Sache  zu  yerhanddn,  als  wfiie  auf  Scheidung  überhaupt  geklagt  worden. 

Gegen  eine  Entscheidung,  welehe  das  Ehegericht  im  Laufe  der 
Verhandlung  eilAsst,  kann  nur  dann  Berufung  eingelegt  werden,  wenn 
aus  derselben  ein  Naehtheil  hervorgehen  könnte,  in  welchem  kein  über 
die  Scheidung  gefälltes  ürtheil  AbhilfiB  zu  bringen  vermöchte.  Daher 
kann  der  Ehetheil,  welcher  die  vorlftufige  Bewilligung  eines  abgeson- 
derten Wohnortes  deswegen  auftucht,  weil  er  nach  seiner  Behauptung 
die  eheliche  Gemeinschaft  nicht  fortsetzen  kann,  ohm  sein  Seelenheil 
oder  sein  Leben  und  seine  Gesundheit  einer  grossen  und  dringenden 
Ge&hr  auszusetzen,  gegen  den  abscUi^gen  Bescheid  Berufbng  ein- 
legen: denn  im  Falle,  dass  die  Behauptung  gegründet  wäre,  könnten 
aus  der  Nothwendigkeit,  die  eheliche  Gemeinschaft  bis  zu  Erledigung 
der  Scheidungsklage  fortzusetzen^  ihm  Naohtheile  erwachse,  welche 
durch  ein  ihm  günstiges  SndarCheil  nkht  zu  heben  witrau 
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'  Dia  miberechtigte  Aufhebung  der  ehaliehM  Qemeiiisduiit«  welche 
wenigstens  in  grösseren  Städten  nur  en  oft  vorlEömmt,  ist  ein  verderb- 
Ucher  Mi3sbraach|  dem  nach  Möglichkeit  gesteomrt  werden  mnss. 
Nicht  jede  Aufhebung  der  ehlichen  Gemeinschaft,  welche  ohne  aos^ 
druckliche  Genelunigung  des  Ehegeriehts  geschieht  ist  eine  unberech- 
l^^e:  denn  es  gibt  F&lle,  in  welche  die  fidanbniss  yonmigeseftct 
werden  darf.  Wenn  dae  Seelenheil  oder  das  Leben  und  die  Oesundhext 
des  Gatten  durch  die  Schuld  des  andecen  einer  grossen  and  abringenden 
Gefahr  ausgesetzt  wird,  oder  wenn  der  andere  sich  eines  offenkundigen 
Ehebruches  schuldig  macht,  w&hrend  ihm  selbst  nichts,  wodurch  er 
sein  Klagwecht  verlöre,  zur  Last  f&Utv  so  ist  dorselbe  nichi  iFoibundeii, 
auf  den  richterlichen  Spruoh  zu  harren,  s<md6m  er  darf  die  eheliche  Ge- 
meinschaft ohne  Verzug  aufheben ;  nur  liegt  ihm  die  Pflicht  ob,  dies 
sogleich  bei  dem  Ehegeriiohte  anzuzeigen*  und  die  Scheidungsklage  an- 
hängig zu  machen.  Wenn  also  ein  Ehetheil  die  Lebrausgemeineefaall 
mit  dem  anderen  aufhebt,  bevor  er  die  Klage  auf  Scheidung  gestellt 
hat,  oder  doch  bevor  ein  Spruch  des  Sh^edchtes  ihn  hiezu  ermftch- 
tigte,  so  hat  derselbe  entweder  die  Offenkundigkeit  des  Shebrudies 
darzuthun,  wobei  jedoch  dem  anderen  Gatten  die  Einwendung  flbrig-» 
bleibt,  dass  der  Klage  Eühreude  sein  Klagere^t  verloren  habe,  oder  er 
hat  nachzuweisen,  dass  sein  Seelenheil,  sein  Leben,  seine  Gesundheit 
durch  die  Schuld  des  Ehegenossen  mit  einer  grossen  und  dringenden 
Gefahr  bedroht  war.  Im  letzteren  Falle  ist  kein  rechtskrS^ger  B^ 
Yfm  zu  fordern,  sondern  es  genügt,  wenn  das  Vorhandensein  von  V«r- 
hftltnissen,  aus  welchen  unter  Voranssetzong  ihrer  Wirklichkeit  eine 
grosse  und  dringende  Gefahr  unstreitig  hervorginge,  sich  als  sehr 
wahrscheinlich  herausstellt.  Allein  je  häufiger  es  vorkömmt,  dass 
man  es  mit  der  Pflicht  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  sehr  leicht 

• 

nimmt,  desto  mehr  thut  es  noth,  dieselbe  durch  Wort  und  That  in 
Erinnerung  zu  bringen,  und  um  so  weniger  darf  das  Ehegericht  sich 
der  Gefahr  aussetzen,  einer  unbo^chtigt  vorgenommenen  Absonderung 
seine  Billigung  zu  ertheilen.  Wenn  also  nichts  vorliegt,  wodurch  das 
Obwalten  von  Verhältnissen,  die  eine  grosse  und  dringende  Gefahr  zu 
begründen  vermöchten,  sehr  wahrscheinlich  gemacht  wird,  oder  wenn 
die  Behauptungen  des  angeblich  Bedrohten  sich  auf  umstände  be- 
schränken, welche  selbst  unter  Vorausseteung  ihrer  vollen  Richtigkeit 
eine  grosse  und  driogende  Gefahr  nicht  zu  begründen  vermöchten, 
so  ist  demselben  aufzutragen,  zu.  dem  verlassene  Gatten  zurückzu- 
kehren, und  wenn  er  keine  Folge  leistet,  so  wird  dies  bei  FUlung  des 
Urtheiles  als  eine  Verletzung  der  Gattenpffioht  in  Anschlag  zu  bringen 
sein.  Je  länger  der  Iheil;  welcher,  die  LebensgemeinschAft  thatsäcfalicb 
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aufhob,  66  unterlaflaeA  hat,  hierüber  bei  dem  Ehegerichte  die  gebüh- 
rende Anzeige  zu  machen,  desto  mehr  streitet  die  Vermuthnog  wider 
ihn,  desto  strenger  muss  also  Dasjenige  gepräft  werden ,  was  er  zu 
seiner  Bechtfertigung  vorbringt. 

Dem  anderen  Theile  steht  es  zwar  zu,  wider  die  Outheissnng 
oder  Bewilligung  des  abgesonderten  Wohnortes  Berufung  einzulegen; 
der  Qatte  für  weldien  die  erste  Instanz  gesprochen  hat,  ist  aber  nicht 
verpflichtet,  die  eheliche  Gemeinschaft  wieder  anzuknüpfen«  bevor  es 
ihm  durch  zwei  gleichlautende  Entscheidungen  auferlegt  wurde. 

Wenn  Jemand,  welcher  die  eheliche  Gemeinschait  in  unberecln 
tigter  Weise  aufgeheben  hat,  auf  Scheidung  klagt,  so  ist  er  zu  ermah- 
nen, vorerst  das  begangene  Unrecht  gutzumachen  und  die  eheliche 
Gemeinschaft  wieder  heizastellen.  Lftsst  sich  dies  nicht  erreichen, 
so  ist  die  Scheidungsklage  deshalb  nicht  abzuweisen :  denn  es  ist  ein 
kleineres  üebel,  dass  die  unberechtigte  Absonderung  während  der  ge- 
richtlichen Verhandlung  fortdauere,  als  dass  alle  Aussicht,  die  Sache 
in  das  Geleise  des  Eirchengesetzes  zu  bringen,  in's  Ungewisse  verscho- 
ben werde.  Doch  streitet  die  Yermuthung  wider  den  Eläger,  welcher 
durch  die  That  beweist,  dass  die  Gattenpfiicht  ihm  wenig  am  Herzen 
liege.  Wenn  es  sich  herausstellt,  dass  derselbe  zwar  zur  Zeit,  da  er 
die  eheliche  Gemeinschaft  aufhob,  keinen  (kund  die  Scheidung  nach- 
zusuchen gehabt  habe,  dass  aber  ein  solcher  Grund  später  eingetre- 
ten sei,  so  ist  zu  erwägen,  ob  er  nicht  an  dem  Eintreten  dieses  Grun- 
des durch  die  unberecbtigte  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
Schuld  trage:  was  namentlich  im  Falle  des  Ehebruches  stattfinden 
kann.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ein  solcher  Kläger 
durch  seine  Weigerung,  die  eheliche  Gemeinschaft  wieder  anzuknüpfen, 
nicht  der  Verbindlichkeit  enthoben  werde,  alles  ihm  Obliegende  zu 
leisten,  um  dem  Pfarrer  die  vorzunehmenden  Versuche  der  Aussöhnung 
möglich  zu  machen. 

Wenn  ein  Eheverlöbniss  für  ungiltig  erklärt  wird,  so  hat  der 
Kläger  zwar  das  Becht,  Berufung  einzulegen;  dieselbe  übt  jedoch 
keine  aufischiebende  Wirkung,  sondern  es  ist-  nach  §•  110.  die  Ein- 
gehung der  Ehe  ohne  weiteren  Aufschub  zu  gestatten.  Da  nämlich 
sogar  wemi  das  Verlöbniss  als  zu  Becht  bestehend  erkannt  wird  und 
der  schuldige  Theil  jede  billige  Entschädigung  verw^ert,  die  Ein- 
gehung der  Ehe  vom  Standpunkte  des  kleineren  Uebels  zu  gestatten 
ist,  so  kann  dieselbe  um  so  weniger  versagt  werden,  wenn  die  erste 
Instanz  wider  das  Eheverlöbniss  gesprochen  hat.  Dennoch  ist  die  Be- 
rufung ucht  ohne  mögliche  Bechtswirkung :  denn  wenn  die  zweite  In- 
stanz und,  in  so  fem  der  Beklagte  sich  mit  dem  Urtheile  derselben 
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näcM;  zufSrieden  fifteflt,  die  zweite  und  dritte  Instanz  f&f  die  Giltigkeit 
des  YerUbßisses  entscheiden,  so  ist  demEläger  die  Grundlage  gesi^- 
chert,  auf  welcher  er  den  Schadenersatz  einklagen  kann,  welcher  nach 
§.  2.  des  bürgerlichen  Ehegesetzes  ihm  etwa  gebührt. 

•Bei  der  Verhandlung  über  die  Ungiltigkeit  einer  Ehe  muss  vor 
dter  höheren  tistanz  Alles,  was  für  oder  gegen  die  Ehe  spricht,  ange- 
hört und  erwogen  werden,  wenn  davon  auch  bis  dahin  nicht  die  ge- 
ringste Meldung  geschah.    Nur  wenn  vor  der  zweiten  oder  dritten  In«- 
stanz  die  Ehe  wegen  eines  Hindernisses  angestritten  würde,  welches 
man  in  der  ersten  nicht  geltend  machte,  (z.  B.  wegen  des  körperlichen 
Unvermögens,  während  bisher  über  Furcht  und  Gewalt  verhandelt 
Würde)  könnte  auf  diess  Hinderniss  vor  der  Hand  nicht  eingegangen 
WjBrden,  sondern  es  müsste,  wenn  die  obschwebende  Untersuchung  mit 
dem  Spruche  der  GKltigkeit  schlösse,  die  Behauptung  des  körperlichen 
Ufavettnögens  vor  die  erste  Instanz  gewiesen  werden.    Doch  bei  der 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  entfallen  die  Rüchsichten,  welche  der 
Verhandlung  über  die  Ungiltigkeit  ein  durchaus  eigenthümÜches  Ge^ 
präge  geben,  und  die  Grundsätze,  welche  im  Allgemeinen  fax  die  Ent- 
scheüdüng  über  streitige  Rechte  gelten,  gewinnen  wieder  ihre  Anwend- 
barkeit.   In  Scheidungssachen  darf  also  bei  der  zweiten  Instanz  nur 
über  jene  Anklagen  oder  Einwendungen  verhandelt  werden,  welche  der 
Sachfällige  vor  der  ersten  aufgestellt  und  über  welche  diese  daher  be- 
reits entschieden  hat.    Hiemit  ist  die  Beibringung  von  Neuem  nicht 
gänzlich  ausgeschlossen,  doch  in  bestimmte  Grenzen  gewiesen.     Es 
steht  dem  Appellanten  nicht  nur  frei,  seine  früher  beigebrachten  Be- 
lege zu  erläutern  und  weiter  auszufahren,  sondern  er  kann  auch  für 
seine  der  ersten  Instanz  vorgelegten  Anklagen  odör  Einwendungen 
solche  Belege  beifügen,  welche  bei  der  ersten  anzubringen  ihm  unmög- 
lich war.    Er  kann  z.  B.  bei  der  zweiten  Instanz  die  Einvernehmung 
eines  Zeugen  verlangen,  dessen  dermaliger  Aufenthalt  ihm  erst  bekannt 
wurde,  nachdem  die  Verhandlung  vor  der  ersten  Instanz  schon  ge- 
schlossen war;  er  kann  eine  Urkunde  vorbringen,  welche  sich  früher 
nicht  in  seinfen  Händen  befand  oder  deren  Dasein  ihm  sogar  unbekannt 
war.    Er  kann  sich  endlich  auch  auf  Thatsachen  berufen,  welche  erst 
nachdem  die  erste  Instanz  ihr  Urtheil  schon  gefällt  hat,  eingetreten, 
doch  ihrer  Natur  nach  geeignet  sind,  die  Anklagen  oder  Einwendungen 
zu  beweisen,  welche  die  erste  Instanz  ffir  unzureichend  begründet  er- 
klärte.   Eine  Gattin  klagt  wegen  wiederholter  grober  Misshandlungen 
auf  Scheidung.    Sie  bringt  Vieles  vor,  wodurch  die  Sache  sehr  wahr- 
scheinlich wird;  aber  der  Ehemann  läugnet  hartnäckig  und  ei&en 
Zeugeobeweis  herzustellen  vermag  sie  nicht.    Nachdem  das  Urthefl 
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der  ersten  Instanz  bereits  geftllt  ist,  misshandelt  ihr  Gatte  sie  auf 
rohe  Weise  nnd  sie  erhebt  ein  Oeschrei,  welches  mehrere  eben  in  der 
KShe  befindliche  Menschen  herbeizieht.  Von  diesem  Yor&Ile  kann 
sie  nnstreitig  vor  der  zweiten  Instanz  Qebranch  machen.  Ein  Gatte 
Uagt  wegen  Ehebrnch  auf  Scheidung,  nnd  Thatsachen,  ans  welchen 
der  Ehebruch  sich  mit  einer  an  Gewissheit  grenzenden  Wahrschein- 
lichkeit ergibt,  werden  vollständig  bewiesen.  Die  Beklagte  wendet 
ein,  dass  ihr  Mann  schon  seit  geranmer  Zeit  mit  einer  Frauensperson, 
welche  sie  namhaft  macht,  in  verbotenem  Umgänge  lebe ;  diese  Erftnk- 
ung  habe  ihr  Herz  von  ihm  abgewandt  und  so  sei  sie  bis  zu  der 
schwersten  Terletzung  der  ehelichen  Treue  gekommen.  Was  sie  aber 
zum  Bewäse  ihrer  Behauptung  anftihrt,  ist  unerheblich  und  nebenbei 
steDt  sich  heraus,  dass  sie  eine  Frau  von  massloser  Leidenschaftlichkeit 
aei.  Das  Ehegericht  erkennt  also  auf  lebenslängliche  Scheidung  we- 
gen Ehebruch.  Allein  bald  darauf  wird  eben  jene  Frauensperson 
Mutter  eines  Kindes  und  von  den  Verwandten  derselben  gedrängt,  be- 
kennt der  Kläger  sich  als  Vater  und  zahlt  eine  hedeutende  Geldsumme. 
Es  gelingt  der  Sachfälligen  hievon  zuverlässige  Kenntniss  zu  erlangen, 
und  sie  ist  berechtigt^  diese  Thatsache  bei  der  zweiten  Instanz  als 
einen  Beweis  ihrer  schon  früher  vorgebrachten  Einwendung  geltend 
zu  machen. 

Auf  solche  Belege,  welche  bei  der  ersten  Instanz  anzubringen 
dem  Appellaten  möglich  war,  darf  die  zweite  Instanz  keine  Rücksicht 
nehmen,  ausser  wenn  der  Appellant  beweisen  könnte,  er  sei  an  dem 
Gebrauche  des  Beweismittels  durch  die  ungerechte  Androhung  eines 
grossen  und  wahrscheinlichen  Uebels  gehindert  worden.  Waltet 
über  den  Grund,  aus  welchem  wichtige  Belege  vor  der  ersten  Instanz 
unbenutzt  blieben,  ein  Zweifel  ob,  so  tritt  Einer  der  Fälle  ein,  in  wel- 
chen man  zu  Auftragung  des  Eides  der  Wahrhaftigkeit  schreiten  kann. 

Wird  die  Entscheidung  der  ersten  Instanz  in  Folge  von  Belegen, 
welche  derselben  unbekannt  blieben,  aufgehoben,  so  ist  dies  in  dem 
ürtheile  der  zweiten  auszudrücken. 

Auf  neue  Anklagen  und  Einwendungen  hat  die  zweite  Instanz 
nicht  einzugehen ;  doch  kann  auf  Grund  derselben  vor  der  ersten  In- 
stanz eine  neue  Bechtsverhandlung  begonnen  werden. 

Der  Gatte,  dessen  ^Bechte  diirch  den  Ehebruch  verletzt  wurden, 
verliert  den  Anspruch  auf  Absonderung  der  Lebensgemeinschaft,  wenn 
er  dem  anderen  Theile  seine  Schuld  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
verzeiht.  Als  eine  stillschweigende  Verzeihung  ist  es  anzusehen, 
wenn  er,  nachdem  er  von  dem  begangenen  Ehebruche  sich  vollkonmien 
überzeugt  hat,  sich  freiwillig  zur  Leistung  der  ehelichen  Pflicht  herbei- 
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Ufaaust.  Dass  Jemand  den  Ehetheil,  dessen  Yerschnlden  ihm  bekannt 
10t,  als  Werkzeug  seiner  Lüste  brauche,  so  lang  es  ihm  beliebt,  und 
dann  das  Becht  sich  zu  scheiden  geltend  mache,  widerstreitet  dem  sitt- 
lichen Gefühle,  um  so  mehr  der  Würde  des  chrisüicheu  Gesetzes« 
Aus  demselben  Grunde  verliert  der  Gatte,  welchem  das  Ehegericht 
die  Scheidung  aus  was  immer  für  Gründen  bewilligte,  durch  freiwillige 
Tieistung  der  ehelichen  Pflicht  alles  Becht ,  welches  ihm  aus  diesem 
Spruche  erwuchs,  und,  wofern  die  Sache  vollständig  bewiesen  ist,  hat 
er  die  Lebensgemeinschaft  mit  dem  anderen  Theile  zu  erneuern.  Es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Gatte,  welcher  unter  Behauptung 
jeo^  Vorganges  die  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ver- 
langt, sich  an  die  erste  Instanz  zu  wenden  habe,  und  dass  beiden 
Theflen  die  Berufung  frei  stehe.  Es  kann  geschehen,  dass  Deijenige, 
welcher  vor  der  ersten  Listanz  sachfällig  geworden  ist  und  Berufung 
eingelegt  hat,  vor  Erledigung  seiner  Angelegenheit  mit  der  Behaupt- 
ung jener  die  Sachlage  ändernden  Thatsache  auftritt.  Wird  dieselbe 
vollständig  erwiesen^  so  hat  das  ürtheil  der  ersten  Listanz  in  jedem 
Falle  seine  Wirksamkeit  verloren  und  es  ist  zweckmässig,  mit  der  Ver- 
handlung über  die  eingelegte  Berufung  einzuhalten,  bis  sich  heraus- 
stellt, dass  die  Angabe,  von  welcher  die  neue  Bechtsfrage  abhängt, 
unwahr  oder  doch  unbeweisbar  sei. 

Mit  vollem  Bechte  hält  Mein  Ehegericht  daran  fest,  dass  die  zur 
Berufung  eingeräumte  Frist  mit  dem  Tage  zu  laufen  beginne,  an  wel- 
chem dem  Theile,  der  sich  beschwert  erachtet,  das  schriftlich  abge- 
&sste  Urtheil  ordnungsmässig  zugestellt  wurde. 

begeben  zu  Wien  am  26.  Mai  1858. 

Joseph  Othmar, 
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« 

aocioro  Joanne  Simor,  i-plscopo  Jaorioensl. 
/.   De  sacra  Congr,  Offldi, 

Bern  moltis  neu  ingratam  fore  confidimus,  si  in  nexu  ad  ea,  quae 
nuper  (Archiv  IX,  410  sqq«)  de  sacrarom  Gongregationom  natura  et 
auctoritate  perscripsimus,  nonnuUas  earum,  ac  imprimis  eas,  quarum 
freqnentior  occurrit  mentio,  per  summos  apices  adambratas  ezhibea- 
mus.  Initiam  ducimus  a  sacra  Congregatione  sancti  Officii  seu  In- 
quisiHonis  universalis^). 

Qua  vigilantia  in  observandis,  et  £ortitudine  in  profligandis  erro- 
Tibua  Mei  orthodoxae  adversis  Pontifices  Romani  quovis  tempore  uri 
fuerint:  id  enimvero  epistolae  eorum  ex  antiquitate  remota  super- 
stites,  id  acta  Conciliorum  omnia  aetatis,  id  singulae  fere  annalium 
ecciesiasticonim  paginae  palam  loquuntur.  Ita  vero  bac  in  parte  Pon- 
tiiSces  suam  explicuerunt  soUicitudinem,  ut,  si  pravas  alicubi  opiniones 
invaluisse  comperissent,  ipsi  de  üs  decernerent,  et  remedia  opportuna 
proYiderent.  At  initio  saeculi  tertii  decimi,  com  perniciosa  haeresis 
Albigensium  per  Tolosanam  confinesque  provincias  late  serperet,  Inno- 
c«ntins  III.  an.  1204  Arnaldum  abbatem,  Petrum  item  de  Castro 
novo  et  Radulphum  monachos  cistercienses  eo  ablegayit  Qum  plena 
contra  haereticos  procedendi  potestate;  quibus  propter  impedimenta 
undique  objecta  parum  proficientibus,  post  duos  anjios  adjunxit  Domi- 
nicum,  tum  adhuc  oiomensem  canonicum.  Hie  ascitis  in  societatem 
laboris  nonnuUis  sacerdotibus,  regiones  haeretica  labe  infectas  exhor- 
tando,  praedicando,  magistratuum  opem  implorando  perlustravit,  et 
accepta  Tolosae  ab  Episcopo  ecclesia  s.  Bomani,  illuc  cum  sociis  con- 
cessit,  primaque  ordinis  sui  jecit  fundamenta.  Sub  Gregorio  IX.  ce- 
lebratnm  fuit  an.  1229.  Concilium  Tolosanum,  in  eoque  modus  inqui- 
rendi  et  pnnieodi  haereticos  praescriptus,  asserta  praecipua  hoc  in  ne- 
gotio  Episcopis  auctoritate.  Sed  cum  hi  inclulgentiores  viderentur, 
idem  Pontifex  officium  Inquisitionis  solis  fratribus  ordinis  Praedica- 
torum  commisit.  Fridericus  quoque  II.  imperator  circa  annum  1244. 
severissimas  contra  haereticos  edidit  leges,  unaque  inquisitores  sub 
soa  et  magistratuum  protectione  esse  voluit.    Has  imperatores  leges 


1)  [Ad]aiq[as  autem  hoic  disserlatloni  ea,  qaae  apad  Bangen.  Dfe  ROm. 
Curie.  MQDster  1854  pagg.  91^124,  494  propoQQntar.  Fhülipi  Kircbenrecht, 
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confirmavit  Innocentins  IV.  coiustitiütqüe,  ut  praeter  Domimcanos,  fra- 
tres  etiam  Minores  munere  inquisitomm  fungerentor.  Ita  stabilito 
Inqmsitioms  officio,  plura,  praesertim  in  Italia,  erecta  foeront  ejusdem 
tribnnalia.  jadicibus  pleromque  ex  ordine  Praedicatonim  delectis.  Ast 
Bomae,  ut  notat  Gardinalis  de  Lnoa  i),  hoc  tribunal  Inqnisitionis  ipse 
Pontifex  cum  ministris,  quos  assumere  Tisnm  est,  moderabatnr. 

Natns  saecülo  decimo  sexto  Protestantismus,  cum  Italiam  quo- 
que  invadere  moliretur,  acriorem  Pontificum  et  Patrum  in  Goncilio 
Tridentino  congregatorum  excitavit  attentionem.  Inter  alia  postulata, 
quae  venerabilis  Bartholomaeus  a  Martyribus  Episcopus  Bracarensis 
in  Concilio,  cui  et  ipse  intererat,  proponenda  putavit,  occurrit  etiam 
isthoc:  »Pervens  instituatur  inquisitio  in  Italia  contra  lutheranos; 
contra  dubitantes  de  animae  immortalitate ,  et  contra  sortilegos  et 
divinatores.«  Paulus  igitur  m.  Congregationem  instituit  sex  Gar- 
dinaüum,  quos  Inquisitores  generales  appellavit,  pro  universa  republica 
Ghristiana^);  quam  Gongregationem  a  Pio  IV,  qui  ei  octo  Gardinales 
adscripsit,  et  s.  Pio  V.  ampliatam,  tandem  Sixtus  Y.  »tamquam  fir- 
missimum  catholicae  fidel  propugnaculum«  solemmter  confinnayit  3), 
cum  omni  auctoritate  et  potestate  a  prioribus  Pontificibus  eidem 
communicata. 

Agitur  in  Lac  Gongregatione ,  ut  Benedictus  XIV.  loquitur^). 
»de  yariis  üsque  gravissimis  rebus,  imprimis  autem  de  causis  fidei, 
ac  de  personis  violatae  religionis  reis.«  In  specie  de  causis  tarn  hae- 
resim  manifestam,  quam  Schismata,  apostasiam  a  fide,  magiam,  sorti- 
legia,  divinationes,  sacramentorum  abusus,  uti  sollicitationem  ud  turpia 
in  actu  sacramentalis  Gonfessionis ,  et  quaecumque  haeresim  sapere 
videntur,  concementibus.  Ex  edita  per  hanc  Gongregationem  encyclica 
feriae  IV.  30.  jul.  1856.  discimus,  quaestionem  etiam  de  abusu  mag- 
netismi  ejus  discussioni  subesse.  Invigilat  porro  libris:  censura 
cBgnos  proscribit,  et  facultatem  proscriptos  retinendi  legendique  elar- 
gitur,  nisi  de  his  negotiis,  ut  plerumque  fit,  ad  Indicis  Gongregatio- 
nem, aut  pro  librorum  qualitate  ad  alteram  super  corredione  librarum 
JEcdesiae  oriefitälis  judi^andum  remittat ;  quas  quidem  Gongregationes 
hac  in  re  veluti  vicarias  sibique  adjutrices  habet.  Denique  tractat  de 
dispensationibus  matrimonialibus  votorumque  relaxatione;  et  gene- 
ratim  de  omnibus,  quae  ad  tuendam  vindicandamque  religionem  quo- 
quo  modo  pertinent. 


1)  In  relit.  rom.  Coriae,  dise.  14.  n  3. 

2)  Constit  Licet  ab  iniHo.  21.  Jul.  1532. 

S)  CoD^tit  Ifam€n8a  aetemi  Dd.  22.  Jan.  1587. 
4)  ConatiL  SoUicU€L  0.  JuL  1758. 
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Congr^atioms  bqjns  Praefectua  est  i|0e  sammos  Fontifex;  .ße^ 
creiarius  vero  Decanos  aacri  CoUegii.  Praeter  Cardiaalea,  qni  pro- 
prie  haac  Congregationeni  constitnant»  occurrout  complares  alü  in- 
feriores otßciales^  nü  Commissarius,  qui  judicis  ordinarii  partes  sosti- 
net,  et  ex  ordine  Praedicatorum  provinciae  lombardicae  surni  seiet. 
Äsiessar^  qoi  consiliarius  est  Comaiissarii.  Ad  hoc  rnuaus  deligitnr 
aliqais  ex  iis  praelatis,  qui  Gamerarii  honorarii  aadiont,  aut  alter 
dericns  saecidaris.  Noiarius,  qui  acta  regestrat  Advocaius^  Fia- 
caiiSf  qui  vice  aecosatoris  et  fisci  ftmgitor.  Advoeatus  item  reorum, 
cui  defensio  incombit  reorumu  Sed  praecipua  quadam  ratione  ad  hanc 
Congregationein  spectant  ConsuUares  s.  Officii,  id  est,  theologi  et  ca- 
Qoamn  periti,  qoi  ad  Pontificis  beneplacitum  ex  diversis  ordinibufl  re- 
gularibuSf  nonnomquam  etiam  e  clero  saeculari  assumuntur.  Lege 
stabüi  locum  inter  consultores  obtinent  duo  ex  ordine  Praedicatoromt 
nempe  Mj^ister  Generalis,  et  Magister  s.  Palatii;  nee  non  nnus  e 
fanilia  Miuonun  Conventualium,  qui  quasi  per  excellentiam  Consultor 
s.  Qffidi  nuncupatur. 

TripMds  vero  generie  sunt  comitia  hujus  Congregationis :  alia 
Ceosultonun  seu  feriae  IL,  alia  CardinaUum  seu  feriae  IV.,  et  alia, 
ut  Toeant,  coram  Sanctissimo,  seu  feriae  Y. 

Consultores  cum  Commissario,  Assessore,  Fiscali  et  Notario  qua- 
vjs  feria  secunda  conveniunt  in  palatio  s.  Officii  prope  basilicam  Vati- 
conam,  leguntque  prooessua  contra  reos;  profisiones  in  causis  emer- 
gentibus  opportune  capiuft;  materias  denique  praeparant  ad  Cardi- 
nales referendas. 

Congregatio  Cardinalium  regulariter  singulis  ferüs  quartis  in 
cooventu  s.  Mariae  supra  Minervam  habetur.  Et  primo  quidem  soli 
Cardinales,  admisso  Commissario  dumtaxat  et  Assessore  deliberant 
secreio  de  negotiis,  quae  Consultoribus  commissa  haut  fuerunt;  quibus 
snperatis  adTOcantur  Consultores,  eonunque  vota  expetuntur.  Quae  in> 
hao  Gongregatione  decreta  aut  resoluta  sunt,  eodem  adhuc  die  per 
AflsesscNfem  ad  Pontificem  perferuntur,  et  decreta  nomine  Gardinalinm 
ednntur,  facta  semper  mentione  relationis  ad  Sanctisaimum.  Quodsi 
de  proscriptione  libri  agatur,  adsont  etiaip  theologi,  quibus  in  negotü 
datum  fuit,  ut  censuram  de  libro  ejusmodi  promant,  quive  propterea 
Qualifieatarum  nomine  veniunt. 

In  CoBgregatione  demum  Cardinalium  feria  quinta  praeside  Pon- 
tifice  in  palatio  Apostolico  celebrari  solita,  pertractantur  causae,  quae* 
inter  omnes  Qla  hebdomada  relatas,  gravlssimae  maximique  momenti 
esse  videntur.  Re  coram  Pontifice  proposita  et  suf&cienter  discussa, 
auditis  quoque  theologomm,  si  negotium  Ulis  co^unissum  fuit,  rolatio- 
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nibiui,  omnes  exesse  jubentar,  soliqne  remanent  Gardinales,  quorum 
soffiragiifl  exceptis,  Ponfifex  decidit.  Quo  facto,  et  dato  signo,  Assessor 
cum  Gominissario  rnisas  subintrat,  iisqne  Pontifex  resolntionem  Con- 
gregationis  significat. 

Solent  insnper  Cardinales  bis  quovis  anno  in  palatio  s.  Officü 
congregari,  nt  carceres  s.  Inquisitionis  visitent;  qnae  viätatio  gra« 
tiosa  appellatnr. 

Geterum  naeniae  snnt  ac  ineptiae,  qnae  ad  conflandam  Gariae 
romanae  invidiam  honunes  ans  malevoli,  ant  imperiti  comminisci  ac 
in  ynlgns  spargere  consnevernnt,  de  carcermn  squallore,  deqne  im- 
manitate  tormentomm,  qneis  a  s.  Inqnisitionis  tribnnali  in  qnestionem 
vocati  afBcinntuT.  üt  enim  clarissimns  Moroni  affirmat^:  nihil 
illic  injnstnm,  nihil  violentnm,  nihil  qnod  abosnm  potestatis  sapiat, 
fit.  Ipsae,  qnae  dictantnr  poenae,  eo  nnice  tendunt,  nt  errantes  circa 
fldem  convertantnr,  eommqne  aetemae  salnti  consnlatnr. 

//.   De  8.  Congreg.  ConcUii*), 

Ad  exitnm  feliciter  dedncto  Goncilio  Tridentino,  Pins  IV.  eadem 
Gonstitntione^,  qna  illnd  confirmavit,  simni  inhibnit,  neqnis,  cnjns- 
cnmqne  ordinis  ant  potestatis  esset,  nllos  commentarios  annotationes, 
schoÜa ,  nllumve  omnino  interpretaüonis  genns  snper  ipsius  Concilii 
decretis  vnlgare  audeat,  reservata  sibi  eomm,  qnae  in  dnbinm  voca- 
rentnr,  declaratione.  Nee  mnlto  post  idem  Pontifex  aliam  enisit 
constitntionem^),  qna  depntatis  octo  ex  iis,  qui  Goncilio  intererant  Gar- 
dinalibns,  Gongregationem  institnit,  cnjns  esset  execntionem  obser- 
vationemqne  decretomm  tridentinomm  procnrare,  ita  tarnen,  nt  si 
qnae  circa  eomm  sensnm  ambignitas  ans  difficnltas  emergeret,  ejns 
explicandae  negotinm  ad  Pontificem  deferretnr.  Gnm  rero  Gongre- 
gatio  in  datis  ad  quaesita  responsis  nonnnnqnam,  rei  natura  id  secnm 
ferente,  ea  qnoqne  attingeret,  qnae  ad  explicandam  Goncilii  ment^n 
pertinebant;  indeqne  dnbinm  subnasceretnr,  an  id,  spectata  Pii  lY. 
prohibitione  jnre  facere  potnerit?  S.  Pins  V.  primnm  quidem  indnlsit, 
,  nt  qnemadmodnm  hactenns,  ita  in  postemm  etiam  de  casibns,  qnos 
claros  pntaret,  decemendi  arbitrinm  nsnrparet,  dnbüs  ad  se  remissis ; 
panlo  antem  tardins,  ampliata  facnltate,  concessit,  nt  omnes  cansas 


1)  DlziAnarlo  dl  emdizlotie  stoiico-eecleslastica.  vol.  16.  «rt  Ooo^egraiioni 
CardiDsUzie. 

2)  (A4Jimgu  etiam  qnae  apad  Bangen  l  c.  pagg.  145—181 ,  495—522 
proponuntar.    Phülipa  Kirebenr.  Vol.  VI.  $.  826  sq.  pag.  625—88.) 

8)  BenedictUB  Dens,  7.  cal.  febr.  1564. 
4)  AUo9  No9.  4.  noD.  aog.  1564. 
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et  ooatroyernas  mteriNretaiaonem  GonciMi  eoncernentes  decidere  taleat. 

Atque  ab  hoc  tempore  non  exseeuüo  tanttim,  sed  et  kUerprdatio 

Ooadln  Tridestim,  propriun  hnjos  Gongregationk  objectam  evant, 

qoae  propterea  Oangregatio  Cardinaiium  ChneHii  interprektm  appellata 

est     Tandem  KxteB  Y.  protensa  latins  adhnc^)  ejnsdem  Congre* 

gatioiiis  actmtate,  statoit^  nt  imprimiB  deereta  tridentiiia,  qnae  lefor- 

mationem  morumf  disciplinam,  et  jndicia  ecdeaiastica  respidnnt,  (con- 

solte  tarnen  praevie  Pontifiee)  inteipre^andi  jie  et  potestatem  habeat; 

letenta  aibi  eoisqae  sncoeflsorilms  eomm  Interpretationen  quae  fidei 

dogmata  concemaBt.    GontaHt  piaeterea  &enltat«Qi  prooniandi,  ut 

synodi  proTineiales  qnovis  triennio,  et  dioecesanae  singolie  aimis  ex 

praescripto  Coneilii  Tridfiatini  celebrandae  in  aaam  indneantor ;  item 

engend  nt  provincialiam  synodonun  aeta  et  deereta,  anteqasuoi  pnbli«- 

cuentnr,  per  C<»igrq;ati0nem  iieoognoeeenda  snbmittantnr.   Commisit 

insaper  eidem  Congregationif  ut  postalata,  qnae  ab  Episoopis  limaa 

beatorom  Apoetolonun  stato  tempore  viaitare  obligatis  fieri  conaneyerunt, 

eidjaat,  et  qnae  per  se  polest,  ex  caritatis  et  jnstitiae  norma  expediat ; 

gnröribns  ad  Fontificem  relatia.    Exposcat  quoque  ab  üsdem  Prae- 

adSbm  relationes  de  statu  eecksiBnun  enrae  ac  fidei  eomm  eredita- 

rom ;  diacedenttbns  vero  det  litteras  in  testimonium  obitae  per  eosdem 

visiiationis.    Attribuit  deniqne  anctoritatetn  promoTendi  reformatio- 

non  deri  et  popnli  nedum  in  urbe  et  statu  pcmüfido,  sed  etiam  in  nni- 

Terao  ehristiaDO  orbe,  in  iis  qnae  pertinent  ad  divinum  cultum  propa* 

gandnm,    devotionem  excitandam,    et  mores    cbristiam  populi  ad 

praeecriptum  ejnsdem  Ckmdlti  compooendos.    His  facultalibus  Gre^ 

gorina  XIV.  per  litteras  in  forma  brevis  addidit,  ut  eadem  Gongregatio 

reaeripta  sna  «fomtne  Anfi^iois  edere  valeat^).    E  quibus  saae  liquet, 

amplissimam  esse,  quae  Gongregationi  huic  asserta  est  jurisdidionem; 

gandat  namque  potestate  nUerpretandi  sandiones  tridentinas;  po- 

testate  porro  ßuUearia  in  deddendie  controverdis  modo  dogma  non 

attiBgant;  potestate  denique  IsgUAaUva  statnende  qnicquid  disdpU- 

nam  attinet. 

Qua  in  re  operae  pretinm  est  advertere,  quam  egregie  instituto 
ejoamodi  consultum  dt  ntilitati  ac  conunodo  Ecclesiae.  Erecto  enim 
Cardinaiium  ooetn,  qui  GonciUi  Tridentini  deoreta  Pontificis  Bomani, 
summi  in  Ecdesia  legiaiatoris,  nomine  ac  potestate  interpretatur,  erec- 
tom  est  simul  forum,  qnod  legis,  quibus  Ecdesia  regitur  authentice 
inteipretandi  auetoritate  pollet;  cigus  proin  declarationes  yim  legis 


1)  Consta.  Jmmensa  aetemi  22.  Jan.  15S7. 

2)  Fagnami  la  cap.  Quoniam.  de  ConstitaL  n.  7. 
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babent,  non  secus  ao  si  ab  ipso  Pontifice  fuBseAt  profectae,  atque  ita 
provisnm  est  de  validisaimOy  quo  non  aliud  oppiurtuiiiiiB  cogitari  potest 
praesidio,  unitatem  cBsciplinae  ecdesiastioae  omni  ex  ^afte  äarfaam 
tectamque  aervandi;  quam  quidem,  non  ooereita  interpretationis  di?eiv 
sitate,  brevi  tempore  subverti  ac  pessnmire  neeessom  ibret  Präeclare 
igitur  Pontifex  de  Ecclesia  uni versa  mennsse  pntandns  est,  quod  sor 
^premnm  quöddam  instituerit  tübnnal,  cni  commonioata  propria  sna 
potestate,  jus  exclusivum  esse,  voluit,  decreta  disdplinaria  Coneilü 
Tridentmi  interpretanda  Inde  Tero  insiguB  etiam  videri  debet  in 
Ecclesiam  rednndare  gloria,  qnod  ea,  non  reperto  uspiam  in  admini- 
stratione  regiminis  polüioi  exemplo,  prima- hüjusipodi  foniai  mmmt, 
qnod  praednsa  onmi  nlteriore  appeilatione,  sensntei  legis  definiret,  et 
cui  simüe  institntnm  (forum  cassatorinm  vocantv  quäle  apnd  nos  Curia 
regia  est)  respublica  civilis  multo  tardius;  ao  noniiisi  recentissima  fece 
aetftte  invezit  ^) ! 

Atque  jam  ex  bis,  etsi  nnlla  ^ia  8ii|q[»etBrent  rationnai)  tnomenta, 
Ceicile  quisque  intelligit,  sacrae  Congregationis  OoneUii  deelarotiOBibiKS 
decisionibnsque  vim  ac  rationem  inesse  legis.  Sacra  Congregatio 
quippe  communicatam  a  Pontifice  acceptt  potestatem,  dedaratmes 
suas  nomine  et  auctoritate  Pontificis  edendi ;  hae  pioüi  deolaxationes 
ejusdem  plane  sunt  anctoritatis  ac  si  ab  ipso  Pontifice  editae  foissent, 
juxta  tritum  juris  axioma:  »qni  fSM^  per  alinm,  est  perinde  ao  si 
faciat  per  se  ipsum;«  atqui  declarati<»ie8  a  Pontifice  emanatas  virn 
legis  universalis  habere,  in  confesso  apad  onmes  oatholieos  est.  — 
Deinde  dum  s.  Congregatio  suas  edit  declarationes,  non:  aliud  agit, 
quam  ut  germanum  legis  sensum  dateorminet;  at  -enimvero  sensua 
legis  nomine  et  auctoritate  ligislatoris  determinatus,  quicquamne  distat 
a  vi  legis  ipsaque  lege?  —  Accedit,  quod  Sixtus  Y.  in  Constitetione 
Ifmnensa.  Congregationi  tribuerit  »auctoritatem  promovendi  refor* 
mationem  cleri  et  populi  in  universo  cfaristiano  orbe;«  quo  quidttn 
pacto  collatam  ei  foisse  potestaiem  legisktivam,  manifestam  est: 
ecquis  igitur  dubitet,  decreta  vi  hujusce  legislativae  potestatis  condita, 
utveri  nominis  leges  suspici  debere?  — *  Denique  sdet  haec  s,  Con- 
gregatio non  solum  praecipere,  ut  declarationibus  suis  sese  omnes  oon- 
forment  eisque  obsequium  praestent ;  sed  etiam  ii»  contsmaces  poenis 
et  censuris  ecctesiasticis  animadvertere:  qni  autem  id  feAsbr^  posset; 
si  ejus  declarationes  vi  obligandi  non  pdlerent?  Nee  obstat,  decia* 
iwtioneS'faas  quaesita  piernmque  sinplarium  personarträi,  et  casus  par- 
ticulares  respicere.  Cum  enim  jurisdictio  s.  Congregationis,  qnod  rem 


1)  AnalecU  Juris  pontit  ^  serie«  i6-oi«.tiv«ai(^.*coL  2idSi.v , 
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diflcapUnarem  atUneti  ad  totam  extendatur  EccLeuam,  et  staute  ratione 
conuDimi,  onuies  aiinUee  casus  in  lege  contineantor ;  dnbium  non  est^ 
quin  dictae  declacationes  jus  amvemale  constituant).  ^ 

Soperest .  ut  s.  Gougregationis  ConcUii  orgamsmum,  et  in  trac- 
tandiB  negotiis  prooedsndi  modum  paucis  innoamus. 

O^escit  haec  Congregatio  e  Cardinalibns  per  Pontificem  ad 
hoc  mmiQS  deputatis,  qni  JPatres  ConcUii  TriäenÜni  inlerpretes  au- 
dinnt,  praeflide  Fraefecto  Cardnuai^  coi  sabordinatos  est  Secretarius 
e  praelatis  Cnriae  romanae  assumtos,  et  Episcopi  titularis  honore  in- 
signitos.  Deereta  C!ongregationis  a  Fraefecto  et  Secretario  sulMicribi 
wdent,  nee  iiisi  hac  subscriptione  mnnita,  pro  authenticis  babentor. 
Secaretario  subsidiariam  navat  operam,  ^asqne  in  multis  obit  vices 
iüidttor,  cujus  est  causarum  expositiones  aliasque  scripturaa  concin- 
naie.  Aiccedunt  CanauUores,  quibus  hie  quoque  suae  assignatae  sunt 
9«ErteB. 

Qnod  vero  rationem  procedendi  opncemit,  haec  pro  negotiorum 
direrutate,  diversa  est. 

*  Si  negotia  dubiaye  ejnsmodi  sint,  quae  vel  jam  aUas  resoluta 
ibenmt^  Tel  quibus  solius  Praefecti  rescripto  satisfieri  potest,  ea,  quin 
ad  Congregationem  deferantur,  per  Praefectum  una  cum  SecretauOt 
habita  praevie,  si  opus  sit,  Sanctissimi  audientia,  absolvuntur ;  et  per 
q^istolam  aut  decretum  ab  utroque  subscriptum,  et  consveto  sigilb 
obfirmatnm,  expediuntur. 

Omnia  vero  alterius  generis  negotia  per  Secretarium  proponuntur 
in  plena  Cardinalium  Gongregatione,  quae  quovis  mense  memel,  in 
palatio  Apostolico  consident.  Baferuntur  aatem  vel  per  sumniQria 
preeum^  seu  suodncta  brevique  forma ;  vel  im,  folioy  id  est,  eorum  ex- 
positio  tjpis  procuditur,  et  folia  sie  impressa  Patribus  Gongrogationis 
distribuuntur  aliquante  tempore  ante  comitia,  in  quibus  res  decidenciA 
erii  —  Per  «Mmuranaj^rectttn  passim  proponuntur  causae  gratiosae; 
item  dubia  minora,  quae  citra  operosam  discussionem  enucleari  posse 
videntur :  at  causae  contentiosae,  uti  et  graviora  intricatioraque  dubia 
in  foUo  posita  submittuntur  deliberatiouL 

Causae  porro  contentiosae  pertractantur  2xX  juris  ordine  servaio, 
aut  ex  officio.  Servato  juris  ordine  tractantur  negotia,  quando  partibus 
id  expresse  volentibus  processus  formalis  instituitur,  et  causa  ordine 
judiciali  agitur  juxta  regulas,  quas  ipsa  Congregatio,  edito  27.  Sep- 
tembris  1847  decreto  per  Summum  Pontificem  conflrmato,  stabilivit  % 

1)  Plettenberg,  Introduci.  ad  Jus  canon.  c.  19.  n.  4.  Bouix,  Tract.  de 
prindptts  Joris  canoD.  par.  2.  sect.  5.  c.  2. 

2)  Vid.  Bouix,  Traet.  de  Curia  rom.  part.  2.  f.  4.  S*  4. 
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—  Qnodsi  aatem  partes  ant  expensas  veritae,  ant  ob  aliam  rationem 
actione  forensi  contendere  noiint,  causa  agittir  ex  officio.  Nempe 
Secretarios  vel  ejus  Auditor  eipositionem  causae  totius  in  scriptuiiim 
redigit,  adductis  probationibus  et  documentis  necessarüs,  remque  om- 
nem  in  pleno  Gardinalium  consessu  decidendam  proponit.  Getemm 
quocumque  modo,  sive  per  summaria  precum,  siire  in  folio  causa  pro- 
ponatur,  praevie  semper  vel  a  locorum  Ordinarüs,  vel  ab  afiis  flde 
dignis  personis  opportunae  capiuntur  informationes. 

Quantum  laboris  ac  industriae  sacra  Congregatio  Concilii  in  de- 
cidendis  quaestionibus  ad  se  delatis  posuerit,  exinde  colligi  potest, 
quod  datae  ab  ea  inde  a  principio  resolutiones  sive  decreta,  numerum 
sexaginta  millium  facile  superent.  Decreta  haec  maximi  sane  mo- 
menti,  ab  anno  primum  1718  coeperunt  typis  mlgari  in  collectione, 
quae  Thesaurus  resoluHonum  inscribitur,  et  novo  quotannis  Volnmine 
augetur.  Anteriora  in  tabulario  Congregationis  manuscripta  custodi- 
untur,  nee  umquam  juris  publici  facta  fuerunt,  si  pauca  quaedam  a 
Fagnano,  Benedicto  XIV.  et  nonnullis  aliis  auctoribus  transscrinta 
excipiamus.  Begesta  autem  illa,  quibus  decreta  haec.  inedita  comi- 
nentur,  dicuntur  libri  decrelarum,  hocque  nomine  citari  solent  a  cano- 
nistis.  Observandum  denique,  Thesauro  resoltUianum  inseri  dum- 
taxat  causas,  quae  ponuntur  in  folio,  non  item,  quae  per  summaria 
precum,  expediuntur;  hae  enim  posteriores  ab  anno  1847  in  lucem 
datae  distinctam  efficiunt  coUectionem. 

üt  negotia,  quae  in  longum  differri  molestum  ac  etiam  damno- 
sum  est,  ocyus  terminari  valfeant,  sacra^  Congregationi  Concilii,  labo- 
ribus  alioquin  obrutae,  duae  successu  temporis  additae  sunt  sectiones 
seu  particulares  Congregationes ;  altera  a  Benedicto  XIV.  *)  pro  exci- 
piendis  examinandisque  relationibus  Episcoporum  super  Ecclesiarum 
suarum  statu ;  altera  a  Pio  IX.  dum  Cajetae  1849  exsul  moraretur, 
pro  recognoscendis  provincialibus  syoodis.  Prior  componitur  e  prae- 
latis  Curiae  romanae,  atque  ipsius  s.  Congregationis  Praefecto  et  Se- 
cretario.  Posteriorem  autem  constituunt  aliquot  ex  eadem  s.  Congre- 
gatione  Concilii  Cardinales  cum  Praefecto  et  Secretario  ejusdem,  ad- 
ditis  nonnullis  Consultoribus,  qui  primum  quidem  e  numero  praelatorum 
tantum,  ad  paulo  post,  agente  clarissimae  memoriae  Card.  Maii,  e 
clero  etiam  regulari  sunt  asciti; 


0  CoDstit  Decet  28.  nov.  1740. 
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Rechtaquellen  und  RechtsentscheidungeD. 

1.  Decräa  8.  Congregaiiofds  8,  Bern,  ei  Univ.  IfiquisManis,  sujper 
duino  »^n  SoGramefdum  extremae  Unctiams,  oleo  ab  Epise^^po  non 

benedicto,  minisirari  valideposaitt 

(Ct.  Mariettf,  AeU  quae  ap.  8.  Bcdem  gerontur  1865  Fast.  1.) 

Fcria  V.  coram  SSmo  die  13.  Jan.  1655. 

Sanctissimns  D.  N.  D.  Panlus  V.  in  €oiigregatioiie  generali  c(h 
ram  se  habita,  praevio  maturo""  examine  et  eensura  propositionis  se« 
quentis  »quod  nerope  Sacramentimi  Extremae  Unctiouis,  oleo  Episoo- 
pali  benedictione  non  cousecrato,  ministrari  valide  po88it«  anditis  DD. 
Cardinalituu  suffragiis  declaravit.  Dietam  pwposüionem  esse  teme^ 
rariam  et  errori  proximam. 

Feria  IT.  die  14.  Septembr.  1842. 

In  Congregatione  generali  habita  in  conventu  S.  Mariae  supra 
Minervam,  coram  Emis  et  Bmis  DD.  8.  B.  E.  Cardinalibus,  contra 
haereticam  pravitatem  Qeneralibns  Inqnisitoribus,  proposito  dnbio  »an 
in  casa  necessitatis ,  Parochns  ad  validitatem  Sacramenti  Extremae 
Unctionis  nti  possit  oleo  a  se  benedicto«  iidem  Emi  decrevernnt :  n^ 
gaiive  ad  formam  Decreti  Feriae  V.  coram  88mo  diei  13.  Jan.  1656. 

Eadem  die  et  Feria. 

SSmns  D.  N.  D.  Gregorius  Div.  Prov.  PP.  XVT.  in  audientia 
Assessori  S.  Officii  impartita,  resolutionem  Eminentissimonim  ap- 
probavit. 

2.  Decretum  s.  Congr.  Episc.  et  Regularium  die  6.  Maß  1864. 
BenundcUionis ,  quae  veluti  medium  adhibita  est  adparochum  vnho- 

neste  viventem  e  sua  parochia  removendum. 

(Cf.  Hariettii  Aota  quae  ap.  8.  sedem  geruntar  1865  Fase  IV.) 

Cpng^dium  facti.  Com  Parochns  Oppidnli  cnjnsdam  ob  malani 
cum  moliere  consuetudinem  yitamque  inhonestam  populo  spirituale 
offendiculum  praeberet,  ab  Episcopo  dioecesano  ea  de  re  edocto,  plu- 
ribos  identidem  pnnitionibus  affectus  est.  Qnoniam  vero  a  pravo 
vitae  instituto  non  defiectebat,  neqne  ulla  resipiscentiae  signa  suppe- 
ditabat,  idem  Episcopns  de  nno  ad  aliud  Coenobinm  ad  spiritoalia 
exereitia  peragenda  ablegabat,  quin  suae  nnqnam  paroeciae  redderetur. 
Hoc  in  rerum  statu  Parochus,  inscio  Episcopo,  Bomam  se  contulit, 
et  S.  G.  Ep.  etBeg.  suas  querelas  detnlit,  plura  ejus,  quam  ipse  se 
ab  Episcqpo  pati  asserebat,  yexatioms  argumenta  depromens.  Itaque  S, 
C.  %iscopo  preces  remisit,  eumdemq[ue  bortatus  est,  ut  de  crimiua- 
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tionibos,  qnae  in  Oratorem  congerebantur,  juxta  normas  a  jure  cano- 
nico  praescriptas  inquireret. 

At  vero  Episcopns,  qui  Parocbmn,  alias  jam  ad  renunciationem 
beneficü  paroehialis  induoere  nequicquam  adnisos  fuerat,  hasce  trao 
tactiones  restunere  maloitv  easque  validios  ärgere,  aUa  Paiocho  ad- 
promissa  adsignatione,  onde  substeHtationem  haberet :  quae  res  e  sen- 
tentia  Episcopo  cessit.  Nam  Parocbus  aliquando  tandem  aniTniiTn 
indoxit,  ut  paroeciae  nunciam  mitteret,  et  in  ejus  locum  portionem 
in  ecclesia  receptitia  alterius  oppiduli  assequeretor.  Itaqne  die 
15.  Augosti  1859  actum  renunoiationis  sponte  ac  Ubere,  uti  ajebat, 
emissae,  Episcopali  Curiae  inscriptis  tradendum  curavit.  Curia  sub 
data  ejusdem  diei  actum  acceptationis  edidit,  in  eoque  a  Parocho 
juramentum  carparale  (idest  veluti  personaliter  elicitum)  superadditum 
fiiisse  legebator.  Sciendum  tarnen,  quod  eo  die  15.  Augusti,  Pa- 
rocbus a  civitate  Dioecesis  principe,  ubi  Curia  extabat,  in  alia  civitate 
Tersabatui,  quae  triginta  vel  quadraginta  millaria  a  Curia  distabat. 
Ex  quo  manifestum  erat,  actum  acceptationis,  perfici  nequivisse  eodem 
die,  quo  renunoiationis  actus  prodierat,  multoque  minus  fieri  potuisse, 
ut  Parocbus  tanquam  praesens  juramentum  eliceret,  nisi  bilocationis 
munere  prodigialiter  gavisus  esset;  neque  enim  ceteroquin  ferrea  su- 
berat,  quae  curribus  vaporiferis  brevi  deyorari  posset. 

Nihilo  tamen  secius  Parocbus  ad  memoratam  receptitiam  eccle- 
siam  illico  profectus  erat,  in  eamque  ab  ejusdem  Clero  rite  admissus 
sine  Ulla  contradictione  fuerat.  Cum  pacifice  circa  duos  annos  ibidem 
moratus  esset,  rei  pertaesus,  iterum  ad  S.  C.  £p.  et  Beg.  suas  preces 
submisit,  quibus  ad  renunciationem  se  per  vim  coactum  fuisse  lamen- 
tabatur;  eam  igitur  uti  nuUiter  emissam  declarari  postulabat,  cum 
praesertim  actus  acceptationis  duplici  fklsitatis  vitio  laborans,  nempe 
daiae,  et  corporalis  juramenti,  ut  superius  adnotatum  est,  tamquam 
non.  elicitus  haberi  deberet. 

Disceptatio  synoptiea.  Quae  rationum  momenta  pro  parocho 
afferrentur.  Renunciatio  beneficiorum  juxta  sacros  Canones  valida 
dici  nequit,  nisi  certae  definitaeque  servatae  fuerint  solemnitates.  Et 
quamvis  inquisitio  oroitteretur,  an  earum  implemento  locus  factns 
foret,  attamen  illud  praecipuum  ac  primum  inspiciebatur,  ut  satis  non 
Sit  renunciationem  a  beneficiato  emitti,  nisi  a  Superiore  formiter  ac- 
ceptetur.  Atqui  in  themate  planum  erat,  a  Superiore  acceptationis 
actum  non  fuisse  editum :  quod  enim  nuUiter  actum  est  nulios  parit 
effectus.  Porro  de  nuUitate  dubitari  plane  non  poterat ;  die  siquidem 
15.  Augusti  acceptatio  &cta  Msse  dicebatur,  et  insuper  ab  oratore  jura- 
mentum ptolatum  coram  fuisse,  eum  reaspe  neutrum  reritatr  initeretur. 
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Parperam  vero  objicerefciir  neoessarinm  wm  esse,  ut  ranmusatio 
t  acceiZio  mo  eod  Jque  contexta  »beolvairtnr,  peri^de  ac  potaeiit 
Episoopus  acceptationeni  omai  demniD  tempore  perfioere.  Respondetar 
eaim  id  tum  yemm  esse,  cum  ibs  adhuc  integra  est,  videlicet  qaando 
renuncians  aictain  renunciationis  nondmn  revooBrerit , .  minime  vero 
cam  secüs  fiierit,  prout  ab  Onitore  factum  fuisse  per  preces  S.  G. 
2dlatB8  i^tie  eoostlibai    Yid.  Ferräms  V.  Bemmeiaäo  n.  S2.  ac  33. 

Neque  itidem  ullatenns  obesset  excipere  ab  Oratore  Tenon-' 
eiationem  mtihabitam  fuisse  per  pensi<)nem  in  eeclesia  receptitia^  quam 
et  aocapto  habnerat,  et  duobns  annis  re  ezegerat.  Qaod  enim  initio 
vUiasmmesif  nonpatesitraeiu  t€nipori9  convalesoere ;  cum  praesertim 
ageretor  de  pensione,  quae  inter  beneficia  non  comprehenditnr  snbrcH 
ganda  titolo  paroeciali,  quo  insuper  cen  patriraonio  sacro  Orator 
Btabator. 

Quid  contra  paroohom  responderetur.  —  Ganonica  causa,  ex  qua 
Oratori  parochiara  deserere  licebat,  nedum  abunde  aderat,  quin  imo 
taliseiat,  ut  ipsumad  eam  deserendam  cogere  debuisset,  scandalum 
Tidelicet  quod  populo  ex  inhonesta  sua  vita  exhibebat.  Praeterea  in- 
dabitatnm  in  fiicto  erst,  quod  Orator  renunciationis,  et  Episcopus 
acceptationis  acta»  emisisset:  uterqne  dqnidem  p^r  extensum  inter 
acta  producebatur.  Si  vero  in  data  erratum  fiierat,  itemque  In  jura- 
meoito  personaliter  elieito^  error  hie,  nequaquam  actus  subetantiam, 
sed  aocidentalia  solummodo  respiciebat.  Etenim  iis  etiam  positis,  ne- 
quaquam negari  potdst,  Episcopum  acceptationi  rerera  locum  non 
fecisse. 

Subinde  probe  novit  etiam  qui  vix  canonicae  jurispru(}entiae  li- 
mina  salutaverit,  canonicam  resignationem  bifariam  diyidi,  in  expres- 
sam  videlicet  ac  tacitam.  Quamquam  itaque  parumper  concedere  volles, 
expressam,  de  qua  hactenus  locuti  sumus,  attendi  non  debere ;  nihilo- 
minus  declinari  non  posset  alia,  quae  tum  habetur,  cum  aliquis  ponitur 
actus,  qui  necessario  eamdem  secumferat.  Sic  ex  gr.  in  emphytheusi 
si  dominus  utilis,  domino  directo  canonem  libere  solvit,  emphytheusim 
ipsam  idem  recognoscere  et  admittere  dicitur.  Jamvero  Orator  renun- 
eiationem  emiserat  sub  conditione,  ut  portio  sibi  in  praedicta  eeclesia 
receptitia  adsignaretur :  si  igitur  conditionem  accepto  habuit,  et  renun- 
ciationem,  quam  portio  secum  ferebat,  excepisse  dici  debet.  Gap. 
Transmissa  2  de  Renunc,  Gap.  Ex  ore  3.  De  Ms,  quae  ftunt,  Barbosa 
Jus  Ece.  Univ.  lib.  5.  cap.  13.  n.  40  et  seq.  Pirhing.  lib.  1.  tÜ,  9.  n.  3. 
Reiffenst  eod.  tit.  n.  10, 

ütcuroque  vero  se  res  haberet,  cum  salus  populi  suprema  lex  sit, 
et  restitutio  Parocbi  ad  renunciatam  parochiam,  in  spirituale  populi 
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detrimentam  procnl  omni  dubio  precessora  essetf  velnti  drcamstantiae 
omnes  in  casu  concnrrentes  comprobare  yiderentor,  a.  S.  C.  speoialiter 
eiorabat  Episcopus,  ut,  siqnid  etiam  minus  rectmn  in  tota  hac  rei 
ratione  forsitan  admissum  fuissett  apostolica  sanatione  ita  sustineretorf 
nt  quod  gestum  faerit,  in  suo  robore  peimanere  indnlgeatur. 

Dtärimm. 

»At  et  quomodo  attendendae  rtnt  reclamationes  Oratoris  N. 
in  casQ.c 

Besolntio  dubii.  —  S.  G.  £p.  et  Beg.  die  8.  Maji  1864  rescripsit 
—  Negative  in  amnibn»^  firma  remanenie  favore  Saeerdotis  Oraiaris 
K  provisione  in  ecdesia  receptiUa  8.  Lcmrmlii,  facto  verbo  eum 
8Smo.  ~ 

Ex  hia  colligas : 

I.  Besignationem  beneficiorum  emitti  debere  ex  certis  cansis 
in  jure  canonico  praeftnitis,  eaodemque  non  valere,  nisi  a  Saperiore 
acceptetur. 

IL  Benunoiationem  bifariam  dividi,  in  expresBam,  videlicet 
ac  tacitam. 

ni.  Benmieiationes  aliqno  vitio  forsitan  laborantefii  sanaii  ab 
Apostoliea  Sede,  si  aequa  et  rationibilis  causa  aocedat  ^). 


1)  Qui  potest  Justit  de  eatnis  beneficiaturo  soo  benefldo  prlvire,  quin 
omnes  solemnitates  prescriptae  observentur^  absque  dobitatiooe  potest  accepio 
babere  renanciatiooem  ab  eodero  beneflcialo  emissam,  quamvls  aiiqua  soleronUas, 
seu  extrinseca  forma  ad  actas  Validilatem  requisita,  fuerit  omissa.  In  casu  aatem 
ad  quodlibet  dubium  removendum,  S.  Congr.  videtur  claosalam  adiecisse  facto 
verho  cum  SSmo,  qoa  sanatas  est  acceptationfs  defeelos,  si  forsan  Irrepsisset. 
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liltemtiir« 


1.  Defense  des  droits  de  Dieu^  de  Viglise  cathclique  etdeses  maiAres 
canbre  U  pnyet  de  Un  surle  temporel  des  cuUes^  d^fosi  ä  Iß 
ckambre  des  representants  de  Bdgique  le  17.  Navembre  1864^ 
pwr  Th.  Ä.  J.  de  Mowtpettier^  Mgue  de  Lüge.  Lüge,  H.  Des- 
sain  1864.    219  Seiten  in  Octav. 

Am  17.  November  1864  legte  der  belgische  JnstizniiniBter  den  Kam* 
mem  einen  Gesetzentwurf  über  die  Temporalien  des  Cnltos  Yor,  in  wel- 
ehem  eine  neue  Organisation  der  Eirchenfabriken  beantragt  wird,  bei 
welcher   anf  das  Gknbensbekenntniss    der  Mitgtiedor  thdb  keine, 
theils  eine  nnr  scheinbare  Bücksicht  genommen  und  die  katholische 
Kirche  in  ihren  heiligsten  ^Interessen,  nicht  nnr  was  ihren  rechtmässi- 
gen Besitz  zeitlicher  Oüter  betrifft,  sondern  auch  in  den  Cofnseqnemen 
lannchtiich  ihres  Cnltos,  ihr^  Jurisdiction  nnd  Disciplin  sehr  geAhr- 
det  wir!    Als  daher  das  belgische  Justizmimsterinm  dem  E^iscopate 
dieses  Landes  den  neuen  Gesetzentwurf  zum  Gutachten  mittheilte ,  war 
meht  anders  vorauszusehen,  als  dass  die  Bischöfe,  wie  es  wirklich  ge- 
schehen ist,  es  nicht  unterlassen  wflrden,  das  bedrohte  Heiügthum 
mit  den  Waffen  des  Geistes  zu  vertheidigen.  Auf  die  hierauf  erfolgte 
BiBchöfliche  Denkschrift  antwortete  das  Ministerium  mit  einem  exposi 
des  motifii,  in  welchem  hauptsächlich  folgende  Principien  anfgesMlt 
werden.  (Vgl.  auch  Revue  cathci.  de  Lommti.  1865.   pagg.  872,  400, 
460,  641,  729  ff.) 

1)  Der  soureräne  Staat  kann  nicht  durch  eine  andere  Macht  lim^ 
tirt  sein. 

2)  Es  gibt  kein  imderes  Becht  als  das  Civil-Gesetz. 

3)  Es  gibt  in  der  Nation  keine  andern  rechtsfähigen  Individuen  als 
die  natflrlichen  (physischen)  Personen,  und  jene  moralischen  oder 
ficttven  Personen,  welchen  der  Staat  die  Existenz  gibt. 

4)  Man  ist  zwar  nicht  geneigt  der  Kirche  die  Existenz  in  der  spi-* 
rituellen  Ordnung  zu  gewähren  (wiewohl  der  Staat  das  Becht 
hat  auch  dieses  zu  gewähren  oder  zu  verweigern) ;  allein  man 
stellt  in  Abrede,  dass  sie  eine  moralische  Person  gi^tÜieher 
oder  natfirlicher  Ordnung,  dass  sie  eine  vollkommen  organisirte 
Gesellschaft  (soci^t^  parfaite)  sei. 

5)  Die  Guter  der  katholischen  Kirche  sind  Nationalgfiter,  welche 
durch  den  nationalen  Willen  dem  Zwecke  des  katholischen  Cultus 
zugewendet  sind. 

6)  Es  kann  kein  Private  eine  Stiftung  zu  Gunsten  der  I^irche 
machen,  weil  er  sonst  eine^  moralische  Person  erschaffen  würde  ^ 
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die  Stiftungen  zu  kirchlichen  Zwecken  müssen  den  Eirchen-Fa* 
briken ,  welche  rein  weltliche  Anstalten  sein  sollen,  zugewendet 
werden. 

7)  Die  Intervention  der  Bischöfe  in  der  Administration  der  Tempo- 
* '    *  ralien  des  Cültus  ist  lediglich  eine  Concession  oder  ein  Privileg, 
'    Welches  sie   auf  den  Titel   von  Functionären  der  Regierung 
haben. 
-    8)  Dem  Staat  steht  zu,  in  souveorftner  Weise  über  Aeceptation  und 
Bedttction  der  Stiftungen  zu  entscheidai,  Veräussemng  de^  Eor* 
ehenguts  zu  genehmigen,  die  Etats  zu  bestätigen,  die  Bech* 
mmgen  zu  prüfen,  die  Mitglieder  der  Frabrikverwaltung  zu  er- 
nennen und  abzusetzen. 

Der  Abwehr  dieser  Doctrinen  ist  infid[)6S0ndere  auch  die  vorli^ 
gende  Schrift  des  hoehw.  Bischöfe  von  Lüttich ,  Msgr.  de  Montpellier 
gewidmet.  Der  hoehw.  Verfasser  löst  seine  Aufgabe  mit  apostolischem 
Freimuth^  bei  aller  Wahrung  der  schuldigen  Bücksichten,  mit  den 
Mitteln  einer  ausgedehnten  besonders  geschichtlichen  Gelehrsamkeit, 
mit  ausgewählter  Dialectik  und  jener  energischen  Beredtsamkeit,  deren 
Vorzug  wir  unsem  westlichen  Nadibarn  zuerkennen. 

Die  Einleitung  des  Werkes  ist  eine  Darstellung  des  Status  causae 
und  besonders  der  Ablehnung  des  Vorwurfs  von  Missbräuchen  (abus), 
welche  die  intendirbe  Absetzung  des  Klerus  von  seiner  vermeintlich 
staatlichen  Function  der  Verwaltung  des  Kirchenguts  rechtfertigen  sollen. 
Wir  heben  hieraus  nur  hervor,  dass  die  angeblichen  Missbräuche 
bei  genauer  Betrachtung  sich  auf  ein  Minimum  reduciren,  welches  ge- 
genüber den  ähnlichen  Erscheinungen,  die  bei  regalisirten  und  com- 
munalisirten  Eirchenvermögensverwaltungen  vorkommen,  an  und  [für 
sich  84>hon  als  ein  sehr  befriedigendes  Besultat  sich  darstellt;  dass  bei 
der  dorchaus  mangelhaften  Organisation,  welcher  das  Eirchenfabrik- 
wesen  in  Belgien  auf  Grund  des  factisch  in  Anwendung  stehenden,  na- 
poleoniachen  Fabrikdecrets  von  1809  unterliegt ,  man  es  lediglich  der 
Sorg&lt  der  Bischdfid  und  Decane  sowie  dem  überwiegend  gewissenhaft 
kirchlidien.  Sinne  des  Volkes  zuschreiben  muss,  dass  nicht  die  schreiend- 
sten Missbräuche  an  den  Tag  treten ;  dass  bei  allem  Dem  das  Schau- 
q^el  eines  Landes,  dessen  ganzes  Kirchenwesen  bei  der  ersten  franzö- 
sischen Bevolution  systematisch  ausgeplündert  worden,  welches  mit 
Herstellung  seiner  Kirchengebäude  und  ihrer  Ausstattung  gleichsam  von 
Neuem  beginnen  musste ,  dennoch  innerhalb  dreisig  Jahren  der  Un- 
abhängigkeit der  Kirche  so  Grosses  geleistet  hat,  wie  hier  nachgewiesen 
iat  und  der  Augenschein  jeden  Beisenden  lehrt,  alle  Bewunderung 
ud  Anerkennung  verdient ;  die  Kirche  hier  bewiesen  hat,  wie  sie  es 
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rersteht  and  bei  gfliiBtigeii  Yerhftltnuaen  eist  veistdien  wfir4«i  Um 
Tempcnalien  zu  regieren. 

Die  Abhandlung  selbst  stellt  zunftchst,  indem  sie  anf  den  letzten 
Grund  der  Irrthümer  des  Ministeriums  zuifiekgeht — das  g&täiche  mid 
nabürUehe  Recht  der  Kirche  auf  ihre  Existenz  und  auf  die  Eigenschaft 
einer  moralischen  Peraon  dar  (cap.  1—10.)   Dar  hochw.  Yerfaeaer  un- 
terscheidet (nach  der  gewöhnlichen  Terminologie  etwas  ungewohnt, 
aber,  wie  uns  scheint,  ganz  richtig)  die  jwrktUchm  von  den  morälv' 
sehen  Personen ,  erstere  als  solche ,  welche  aus  dem  positiven  Hecht, 
letztere  als  solche,  welche  aus  dem  göttlichen  und  natorlichen  Becht 
ihre  ideelle  Persönlichkeit  entnehmen,  rechtsfähig  sind,  erwerben  und 
besitzen  können.    Es  ist  nicht  seine  Meinung  zu  behaupten,  dass  dam 
natorlichen  imd  göttlichen  Itechte  eine  Erzwingbarkeit  ¥or  dem  welt- 
lichen Forum  zustehe,  sondern  dieses  Becht  ist  ihm  nur  dafdenige, 
welches  auf  unwandelbaren,  in  der  göttlichen  und  menechUchen  Nati^ 
im  Verhältnis  der  Menschen  zu  öott  und  unter  sich  begründet,  jeden 
sittlichen  Menschen  (als  Pflicht  der  Gerechtigkeit  im  Gegensatz  zu 
deii  des  Anforderungstitels  mangelnden  Pflichten  der  charitas)  bindet, 
eben  desshalb  auch  eine  Anforderung  an  das  positive  Becht  bildet,  und 
bei  Gegensätzen  und  CoUisionen  mit  denselben«  die  Befhgniss  begrün- 
den kann  dem  positiven  Gesetz  passiven  Widerstand  entgegenzusetzen, 
unverjährbare  Ansprüche  begründen  kann,  welche  die  geistliche  Ge- 
walt durch  Gewissensermahnungen  zu  jeder  Zeit  verwirklichen  darf  und 
muss  und  bei  einem  edlen,  katholischen  Volk,  wie  das  belgische,  in 
vielen  Fällen  wirklich  zur  Verwirklichung  gebracht  hat. 

Im  Capitel  I.  wird ,  ausgehend  vom  supremum  dominium  Dei 
das  götäiche  Becht  der  katholischen  Kirche  zu  existiren,  und  folgeweiset 
da  sie  ohne  geistliche  Güter  [in  dieser  Zeit  ak  Kirche  nicht  existiren 
kann,  ihr  Becht  zu  erwerben  und  zu  besitzen  abgeleitet.  Gott,  der 
höchste  Herr  der  Welt,  sagt  der  hochw.  Autor,  hat  die  Kirche  als 
eine  volkommen  organisirte ,  fär  sich  bestehende  Gesellschaft  (soci^tä 
parfaite)  eingesetzt,  als  einen  Verein  in  der  Form  einer  gemässigten 
Monarchie,  er  gab  ihr  ihre  Bestimmung,  die  Mittel  zu  deren  Zuatande- 
bringen,  ihre  Gesetze  (cf.  prop.  19.  des  SyUabus  zur  Encyclica  von  1864)* 
Demnach  ist  die  katholische  Kirche  eine  auf  göttlicher  Sanction 
eben  so  wie  auf  den  Willen  ihrer  Mitglieder,  wovon  nachfolgend  die 
Kede  ist,  gegründeter,  für  sich  bestehender  Verein.  Als  solcher  ward 
sie  geschichtlich  anerkannt ,  hat  sie  sich  durch  alle  Proben  bewährt. 
Wenn  hingegen  eingewendet  wird,  dass  der  Staat  nicht  unterscheiden 
könne,  welches  die  wahre  göttliche  Beligion  und  die  wahre  Kirche 
Gottes  sei,  so  folge  daraus  einmal  keineswegs,  dass  keine  Beligion 
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94'ivtttite  8äi;''8ofda^ti  sei  die  nächste  Folge,  dass  der  Staat  sich  des 
Urtheils  enthalten  müsse ;  der  indifferente  Staat  musö  jede  Keligion 
Ab  "^  ^ie '  möglicherweise  wahre  und  richtige  anerkennen  und  behan- 
^ehi,  dfer  pariiatisehe  die  Gleichberechtigung  der  recipirten  Con- 
fesMonen  statuiren. 

•'  '  Im  Äweitöh  Capitd  wird  al£f  Ausgangspunkt  der  Demonstration 
iM  ffeseWscMfÜiche  Verhäliniss  der  Menschen  genommen. 
-^  '  -  ©ie  MeÄödien,  sagtlMbgr.  de  Montpellier,  sind  auch  von  Wesen 
ihrer  Art  wesentlich  abhängig;  Gott  hat  es  so  gewollt,  dass  sie  sölcTie 
gtttieiüsame  Bedfirftrisse  haben,  welche  ihre  Oenugthuung  nur  durch 
cöBedtive  Thätigkeit  erhalten.  Hieraus  folgt,  dass  die  Fähigkeit  sich 
ta  einem  gemeinsamen  Interesse  zu  associiren ,  wenn  dieser  Zweck 
nicht  dem  ewigen  Gesetz  oder  dem  positiven  göttlichen  Gesetz ,  noch 
dön  Constittrtiven  Gesetzen  der  civilen  Souveränität  entgegen  ist,  ein 
natürliches  Recht  des  Menschen  sei!  Die  Menschen  haben  also  col- 
Ie(itiVe  ebenso  wie  individuelle  Rechte  und  jene  wie  diese  sind  eine 
Bmanation  des  natürlichen  Rechts.  Die  Particulargesellschaft ,  die 
CArparation  ist  es,  welche  diese  Collectiv- Interessen  und  Rechte  re- 
präsentirt ;  sie  ist  es,  welche  sie  trägt  (c'est  eile  qui  les  göre) ;  sie 
"handelt  im  Namen  und  gleichsam  investirt  mit  den  Collectivrechten 
Ärer  Glieder,  durch  deren  Willen,  und  nach  den  Bedingungen,  welche 
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8!d  feststellen,  nicht  durch  eine  Delegation  des'  civilen  Gesetzes. 
Dömnadh  muss  aneftannt  werden,  dass  die  Gesellschaft,  welche  die 
Interessen  und  die  Collectivrfechte  einer  Anzahl  von^Menschen  repräsentirt, 
in  ihrem  Namen  und  mit  ihren  Rechten  handelt,  diese  Menschen,  ihre 
Intel  essen,  ihre  Rechte  personificirt,  eine  moralische  Person  sei,  und  zwar 
^e  solche  moralische  Person ,  welche  eine  Emanation  des  natürlichen 
Efechts,  nicht  eme  Schöpfung  des  Civilgesetzes  ist.  Der  Grund  da- 
von ist ,  dass  Gott  sich  selbst  widersprechen ,  seine  eigne  Weisheit 
verläugnen  wurde,  wenn  er,  während  er  den  Menschen  Bedürfnisse  auf- 
etlegt,  welche  nur  in  gemeinsamem  Kraftaufwand  ihre  Genugthuung 
finden,  ihnen  die  Mittel  dazu  nicht  gewährleistet  hätte. 

Unsere  Juristen  werden  hier  vielleicht  einwenden,  es  sei  hier 
nicht  das  Wesen  ideeller  Personen  aufgefasst,  nicht  der  twwerc  Unter- 
schied zwischen  der  universitas  personarum  und  der  auf  dem  Gesell- 
sehaftscontract  gegründeten  societas  des  Obligationenrechts  in  Acht 
genommen,  die  universitas  personarum ,  Corporation,  Communität  sei 
als  ideelles  Rechtssubject  unabhängig  vom  Willen  ihrer  Mitglieder, 
welche  über  ihren  Bestand,  ihre  Rechte,  selbst  wenn  sie  einen  Em- 
Mimmigen  Beschluss  fassen,  nicht  weiter  disponiren  können,  als  ihnen 
Aie  Verfassungsnormen  des  Vereines  solches  gestatten.    Die  Argu- 
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mentatioii  wird  man  viaUeiabt  weiter  sagen»  Mw€M  zn  viel^  weilidV 
auf  alle  GeseUschafteo,  auch  aolohe,  derea  Verband  rein  ebligatcndaik 
xwischen  physischen  Personen  besteht,  bei  welchen  die  Colleottntt'^ 
teressen  and  Beehte  in  eine  oonmumio  jnris  sieh  remmüren  lassen, 
Anwendung  fin4ei 

JUlein  vorerst  ist  zu  bemerken,  das  die  Argnmentatiea  des  ho^^h- 
wnrd^^n  Bisehofs,  wenn  sie  auf  societates  des  Gifilreohte  eiok  be** 
zöge,  Boeh  immer  auf  solche  derartige  Yeiseine  anwendbar  wftrey  wekM 
eine  ober  die  Fecion  der  Mitglieder  hinangreichende  Oemeinsdaft  be» 
ffnuiäen  wcüetk    Sodann  ist  zu  beachten,  dass  der  hodiwälrdigate 
Autor  aosdrücklich,  wie  aus  dem  ersiien  Capitel  des  Werkes,  und  dem> 
weit^ea   Zusammenhang  hervorgeht,  von   voükammen  orgaamirien^ 
für  sich  bestehendm  Vereini  (sociötäs  parfitites)  spricht,  worunter  er, 
ohne  Zweifel  übereinstimmend  mit  dem  Sinn  des  Syllabus  prop..  1^.^ 
Vereine  verstehet ,  welche  in  ihrer  Gr&ndung,  Ihrer  SenctiOB)  liaxit 
Bestimmung,  ihrer  Organisation  die  Bedingungen  emes  selbststfaidi^ 
gen,  perpetuirlichen  FürsichbesteheM  als  Verein  an  sich  tragen.    In 
dieser  imneren  Perfection,  diesem  Fiirsichbestdien,  worin  das  Wesetf 
der  Persönlichkeit  liegt,  (persona  est  suppositum  rationabile,  ant  mb* 
staatia  rationabilis  üUimo  campleta  migtie  juris,  sagt  die  Theoli^e), 
ist  zngleichjenes  Moment  gegeben,  durchweiche»  diesoeietas  desOb^ 
ligationenrechts  hier  ausser  Frage  gestellt  wird,  da  bei  dieser  die  Gemein«^ 
Schaft  kein  Fürsichbestehen  hat,  sondern  lediglichle  in  der  üebereinstim- 
mung  des  Willens  der  socii  gegründet  ist  und  davon  abhängig  blöfbt: 
Wir  dürfen  uns  die  Cörporationen  oder  universitates  personarum 
nicht  80  abstract  vorstellen,  dass  wir  gan^  und  gar  von  der  Individua* 
lität  der  Mitglieder  abseben.    Immerbin  stdlt  eine  CorporatiM  dii 
Collectivinteressen  und  Rechte  der  Mitglieder,  ihren  Gollectivwillen  dar, 
diese  Gollectivinteressen,  -rechte  und  -^willen  sind  nur  bei  ihr  als  ideelle^ 
Rechtssubject  gleichsam  personificirt ;  noch  mehr,  das  Wesen  der  Cor- 
poration verlangt,  dass  auch  thatsächlich  ihr  Zweck,  die  Interessent 
welche  sie  vertritt,  ihr  Bestand  und  ihre  Integritftt>  von  dem  Witten 
der  Mitglieder  auf  irgend  eine  Weise  getragen  werden. 

Ein  Verein  wird  immer  eine  Vereinigung  von  menschlichem 
Willen  bleiben,  mag  nun  die  Vereinigung  durch  freien  Willensenfc-. 
scUuss,  oder  durch  die  Bande  des  Gehorsams,  der  Unterwerfung  unter 
eine  Auctorität  (welche  niemals  als  ausser  dem  Verein  stehend  and  im 
Gegensatz  zum  Verein  gedacht  werden  darf)  zu  Stande  kommen^). 

1)  Dies  hat  auch  aolfefefasst  Dr.  Huller,  (Seaettr,  jftzUssciaoF  im  k.  baye^ 
risekeft  MioiatfKiuin  für  tKiccheB*  uod  SetaulaDgelegeolieiteD)  io  teiner  Scbrift: 
ütber  die  jurietiache  Per$(MichkeU  der  katholischen  Domai^^Hel  in^ 
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Wollen  wir  dies  nicht  beachten,  so  kommen  wir  dazn  nicht  mehr  zwi- 
sdien  nniversitates  personarnm  und  piae  cansae  nnterscheiden  m 
können. 

Nadi  diesen  Prämissen  scheint  nns  die  Beweisführung  des  Bi- 
schofs Yon  Lfittich  vollkommen  haltbar :  Das  wesentliche  an  der  mo- 
ralischen und  juristischen  Person  auch  der  physischen  Individuen  ist 
der  freie  selbstbewusste  Wille  <).  (Wenn  das  positive  Becht^anch  so- 
genannten  willensunfUiigen  Persixien  die  Bechtsffthigkeit  zuschreibt, 
so  geschieht  dies  aus  Bücksicht  darauf,  dass  sie  nicht  absolut  willen* 
h»  sind,  die  Willensfähigkeit  wenigstens  radicaliter  in  sich  tragen, 
oder  es  geschieht  durch  Anerkennung  eines  dem  Interesse  dieser  Per- 
sonen zugewendeten  Willensactes  eines  Wülensf&higen).  Wenn  nun 
dem  individuellen  Willen  die  natürliche  Bechtsföhigkeit  zugestanden 
wird,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  nicht  dem  coUectiven,  in  der 
Aussenwelt  individuell  auftretende  Willen  eines  Vereins  dasselbe  ge- 
währt werdra  solle.  Der  belgische  Minister  setzt  das  natürliche  Becht 
der  physischen  Individuen  als  unbestreitbar  voraus ;  die  Oeechichte  der 
Völker  und  der  Gesetzgebungen  sollte  ihn  belehren ,  dass  man  auch 
dieses  natürliche  Becht  in  Abrede  stellen  kann ,  und  dass  die  Conse- 
quenz  seiner  Frincipien  dahin  fährt  auch  den  Merachen  als  physischen 
bidividuen  keine  andere  Bechtsfähigkeit  zuzugestehen,  als  die  vom 
Staat  ihnen  gewfthrte  ^). 

DeiUiMand,  in  welchem  Werk  die  verscliiedenen  GesUltansen  der  Juristiseben 
Person  der  Domcapitel  mit  bisiorisch-Juristiscbem  Tcct  und  Blick  dorg^estellt  wer- 
den. So  sagt  er  pag.  41.:  »Das  eigentliche  Wesen  der  Corporation,  bestehend 
\Tt  der  innigen  Verbindung  eines  Vereins  von  physischen  Personen  mit  dem  idealen 
Recbtarahject,  so  das»  es  von  dem  Verein,  in  aUen  seinen  Verhältnissen 
vollständig  vertreten  toird,  und  durch  denselben  gleichsam  in  die  Reihe  der 
lebenden  und  handelnden  Subjecte  er«t  Aosserlieh  erscheint,  vermissen  wir.«  So- 
dann p.  55.:  »Die  Folge  davon  (der  Aufhebung  des  Congregationslebena)  war,  dass 
nicht  mehr  der  Wüle  des  Bischofs,  sondern  jener  der  Kanoniker  die  Normen 
Ar  die  Verwaltung  der  Inneren  Angelegenheiten  gibt.  Hienaeh  sind  die  Domca- 
pMel  Jener  Perlode  wahre  Gorporaiionen  gewordene  —  Man  verbinde  damit  noch 
die  scharfsinnige  Ahbandiung  von  Oberhofgerichtsrath  Dr.  RossMrt  Jun.  Ober 
die  VermOgensAhigkeit  der  Domcapitel,  im  Archiv  f.  Kircbr.  IX.,  131  ff. 

1)  »Der  als  Person  anerkannte  individuelle  freie  WiUe  des  Menschen 
moss  das  Recht  haben  zu  sein  und  als  freier  Wille  sich  in  der  Aussenwelt,  d.  b. 
andern  Menschen  gegenQber  geltend  zu  machen.«  Hegel  Natorrecht  $.  S4.  85. 
Wamkönig  Rechtsphilosophie  Buch  III.  cap.  I.  n.  129. 

2)  Es  Ist  auch  in  der  Rechtsphilosophie  kebieswegs  ausgemacht,  dass  die 
physischen  Individuen  an  und  fQr  sich  eine  natOriiche  Rechtsfihigkeit  haben. 
Vgl.  Wamkitnig,  Reehtspjiilosophie  I.  c.  —  Und  der  Staat  selbst,  woher  bat  er 
srine  ]mristlscbe  Persftnllchkeit ,  wenn  er  der  ehnzige  Ersebaffbr  Juristischer  Per- 
aeaea  Ist? 
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Zun  YorhaDdeisein  eines  oollectiTen  Will^i»  muas  aber  hei  Ver- 
einen von  Menschen  nech  Sin  Moment  hinzukommen,  wodnrdi  dar 
Verein  als  solcher  im  menschlichen  Verkehr  personificirt,  eine  nniver- 
aitas  perscoanim,  eine  ideelle,  moralische  Person  wird ;  —  der  Verein 
mnsB  Jifttiilich  als  sekker  in  sich  vollendet  es  mfissen  in  seinem  Zweck, 
in  seiner  Organisation  solche  j^genschaft^  gegeben  sein ,  welche  ihm 
ein  petpekäfikkes  oder  dock  constcmtes  FürsiMestehm  znsicbera. 
Dies  ist  schon  gewissermassen  vorhanden,  wenn  der  Zweck  des  Vereins 
Ton  der  Art  ist,  dass  die  Srgftnzong,  der  Ersatz,  abgeh^der  Mitglie^ 
der  darch  den  Eintritt  neuer  genchert  ist;  in  dieser  Beaehnng  hat 
anter  Umständen  ein  Verein  zom  geselligen  Vergnügen  schon  ein  be- 
deutendes Element  zu  einer  juristischen  Person  in  sich ;  es  ist  das  peiv 
petoiriiche  Färsichbestehen  aber  noch  mehr  und  eist  vollkommen  dann 
gewährleistet,  wenn  der  Zweck  des  Vereins  mit  einer  wssev^äiehen  Ayf- 
gäbe  der  mensMieken  Gesellschaft  msanmenitrifft ;  in  ^esem  Fall 
musB  man  nftmlioh  mit  dem  hochwurdigsten  Biachof  sagen ,  dass  Qott 
sich  widersprechen  wvde,  wenn  er  nicht  einem  solchen  Vereine  die 
Mittel  zu  seiner  Erhaltung  und  seinem  Bestand  in  dieser  Weltgewfthrei 
in  diesem  i\ill  wird  auch  sicher,  sein,  dass  es  nie  an  Mitgliedern  des 
Vereins  fehlen  wird,  welche  denselben  constituiren,  mit  ihrem  Willen, 
äiren  M^en,  ihrer  (^erwilligkeit  fior  seine  Erhaltung  sorgen,  dass 
auch  die  Aussenwelt,  die  ausser  dem  Verein  Stehenden,  gehalten  sind, 
ihn  in  sdnem  Bestand  als  moralische  Person  anzuerkennen. 

Will  Jemand  sich  hiemit  nicht  begnügen,  so  kann  er  noch  Un- 
zusetzen,  dass  der  Verein  wirUich  seine  Kraft  und  seine  Fähigkeit  sieh 
ah  Persönlichkeit  geltend  zu  machen,  durch  ein  entsprech^d  an- 
dauerndes Erscheinen  als  solcher  im  gewöhnlichen  Verkehr ,  im  com- 
mercium juris ,  habe  bewähren  müssen ,  eine  Voraussetzung ,  welche 
sogar  solche  Vereine,  die  ihrem  Zweck  nach  nicht  wesentlicfa  durch  den 
obersten  Zweck  der  menschlichen  Oesellschaft  postulift  werden,  die 
moralische  Persönlichkeit  wenigstens  naturrechtlich  verschaffen  kann. 
Wir  Deutsche  sprechenTiier  seit  Puchta  (abweichende  Ansichten  nehmen 
ihre  Gründe  ausser  dem  civUrechtlichen  Gebiet)  bereits  von  einem 
positiven,  gewohnheitsrechtlichen  Bestand  des  Vereins^).    Dass  die 


1)  Wfr  mOssen  uns  zwar  glücklich  schätzen,  hier  eine  Arbeit  za  haben, 
belebe  eben  desshalb  viel  Neues  fQr  ans  enthSlt ,  weil  sie  nicht  auf  dem  Boden 
d^  deutschen  Literatur  erwachsen  ist ,  mOssen  aber  andrerseits  bedauern,  dasa 
<^>n  in  Belgien  (wir  nehmen  hier  den  Herrn  Jusüzminisier  nicht  aus)  nicht  he- 
ksAnter  ist  mit  den  Resultaten  der  neueren  deutschen  Forschungen  Ober  das  Vft- 
scQ  der  jaristlschen  Personen.    Es  ist  bei  uns^  wie  durch  eine  providentlelle  F(^- 
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katholische  Kirche  die  Anwendiuig  aaf  diese  Voranssetsimg  nicht  zu 
fBpchten  braucht,  das  hat  der  hochw.  Bischof  von  Lüttich  hinreicheiid 
bewiesen. 

In  den  folgenden  Capiteln  wird  die  Wirklichkeit  des  natOrlidieB 
Rechts  der  ISrche  geschichtlich  aus  der  QtiUmämackumff  amd  Annet*^ 
kennung  dessdben  mu  äUen  Zeiten  nachgewiesen ,  also  ans  jenem  jue 
gentium,  von  welchem  Oajus  sagt,  fr.  L  pr.  D.  de  adq.  rer  iominie^  dass 
es  jure  naturali  inter  omnes  homines  aeque  senratnr.  Die  .katholisohe 
Kirche  hat  die  Thatsache  ihrer  Existenz  trotz  der  Givilgesetze  gesetzt 
(c.  4.)  Sie  hat  ohne  Autorisation  des  Civilgesetzes  eben  so  die  Thafr* 
Sache  ihres  Rechtes  zu  erwerben  und  zu  ^besitzen  gesetoEt  (c.  5.)  So 
that  sie  es  von  Anbeginn ,  sie  trat  als  moralische  Person  sogleich  bei 
ihrer  Entstehung  auf,  stark  auf  ihr  gutes  Recht,  ohne  Concessioii 
dazu  von  irgend  welcher  weltliehen  Macht  zu  verlangen.  Selbst  in 
den  Stflrmen  der  Verfolgung  gab  sie  ihr  Recht  nicht  auf,  und ,  wenn- 
diese  vorüber,  so  vindidrte  sie  es  sogleich,  und  zwar  mit  oft  stau« 
n^iswerthem  Erfolg  (Edict  des  Kaisers  Alexander  Severus  bei  Lam- 
pridius  in  vita  ejus  c.  49.,  des  Aurelian  gegen  Paul  von  Somosata,  den 
kirchenrftuberischen  Hftresiarehen,  cap.  38.)  Niemals  ist  ihr  die  ju- 
ristische oder  moralische  Pers^^nlichkeit  ausdrücklich  als  neue  Cod- 
cession  eingeräumt  worden ,  immer  ward  sie  als  vorhanden  vorausge* 
setzt,  sogar  von  einem  OaUenus,  Oalerius,  Maxentius,  iffftTimin  Daja 
auch  von  Licinius  und  Constantin  (die  c.  1.  C.  de  saerosancüs  eecle» 
siis  gibt  nur  der  Kirche  die  testamenti  factio  passiva ,  wekhe  vordem 
nur  ausnahmsweise  juristischen  Personen  zustand.)  Selbst  Julianus 
Apostata  hat  die  Rechtstähigkeit  der  Kirche  und  ihre  Fähigkeit  zu  er- 


ang  gerade  in  der  classischen  Zeft  der  deatsrhen  Jarfspmdenz  in  diesem  ^biete 
eine  grosse  Anregung  durch  den  StSdel*schen  Beerbungsfall  eingetreten.  Es  mnsste 
ein  Franlifürter  MiHionAr  aaf  den  Gedanlien  kommen,  ein  ?on  ilim  gestiftetes  oder 
za  stiftendes  Kunstin^titat  zam  Erben  einzosetzen,  damit  doreh  die  daraas  ent- 
standene cause  c^lebre  die  bedeutendsten  Juristen  veranlasst  wurden  mit  Liebe  und 
Unparteilichkeit  der  Lehre  von  den  juristischen  Personen  sich  zuzuwenden.  Da- 
nach haben  Gelebrle,  welche  im  Stande  waren,  ruhiger  die  Frage  zu  (kberdeuken, 
diese  Materie  weiter  ausgearbeitet. 

Man  kann  sagen ,  dass  man  im  Aligemeinen  in  Deutschland  jetzt  weit  da- 
von entfernt  ist,  die  Bildung  der  juristischen  Personen  als  ein  ausschliessliches 
Werk  des  Staatswiliens  anzusehen.  Man  erkennt  an,  dass  sie  durch  den  usus 
des  menschlichen  Verkehrs,  oder  wie  man  gewöhnlich  seit  Puchta  sich  ausdrOekt« 
gewobnheitsrecbtlich  entstehen  können.  Eben  desshalb  muss  man  auch  conse- 
quenterweise  anerkennen,  dass  es  (wenn  auch  Privilegien  willkOhrlich  widerrufen 
werden  konnten)  keinen  rechtlieben  Grund  hat,  wenn  behauptet  wird,  dass  der 
Staat  bestehende  juristische  Personen  wilikQhrlich  aufheben  dOrfe. 
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werben  sieht  bestritteii  (JaliaBl  epist.  82,  ad  Arsackm) ;  die  Arianer 
acfateten  dieses  Beeht ;  Theodiinrich  hat  den  Srlaes  des  Papstes  ftpn- 
rnachns  über  die  Terftosserten  geistlichen  G&ter  bestätigt.  So  war  es 
biB  zur  neneetetn  Zeit  ton  JSeite  katholisch«:  und  akathetischer  Fürsten, 
wie  naniflDtlich  in  einer  sehr  ToUstladigen  Zwsammenstellimg  der 
Cencordfite  (wir  vermissen  nnr  das  niederlindische,  Ten  welchem  doch 
Wamktaig  eine  AnwenJHmrkeit  auch  im  heutigen  Bdgien  fOr  m(^Iioh 
htit<)  dai^feihan  wird.  Selbst  die  Amortisatioiisgesetee  der  franzö- 
lOsisdluni  Ktaige  nnd  des  Josephinismus  bestritten  der  Kirche  die  ju^ 
ristisdie  Persönlichkeit  nicht,  wenn  sie  auch  ihre  Freiheit  zn  erwer«- 
b<B  anKhiinkten.  Ueberall,  wo  unter  Barbaren  Missionen  errichtet 
werden,  aach  in  China  seit  dem  neuesten  Vertrag  mit  Frankreich  nnd 
England  besitstt,  erwirbt  die  Kirche  nngehindert  nnd  je  naeh  den  Ein- 
richtungen des  Landes  mit  Bechtsschntz ;  in  der  Türkei  konnte  ein 
katholiaohar  Erzbischof  sprechen :  »Oebe  der  Himmel ,  dass  seine  Ho- 
heit der  Snltaa  niemals  sich  bewogen  s^e  uns  die  Freiheit ,  wie  in 
Belgien  zn  geben.« 

Die  Kirche  ihrerseits  hat  stets  ihr  Becht  auf  ihre  zeitlichen 
Güter  gewahrt,  wie  die  Aussprüche  der  Kirohenvftter  die  Anathema^ 
tasmen  der  Püpste  bis  Pins  IX.  und  die  Ooncilien,  namentlich  das  Kost- 
nitier  Oo^cil  nnd  Tridentinum  beweisen.  Sie  verwarf  die  Irrlehren, 
welche  behaupteten,  sie  dürfe  keine  zeitlichen  Oüter  besitzen,  sie 
forderte  ihre.Ofiter  ron  dem  ersten  (noch  immer  auf  die  kirchliche  Dis- 
äplin  imd  auf  den  Noth&ll  sich  berufenden)  Sftcnlarisirer  Karl  Maartel, 
bis  zu  den  letaten  Sftcularisationen.  Gab  sie  zeitweise  hierin  nach ,  so 
bewies  sie  diu:eh  die  Weise ,  wie  es  geschah ,  wie  sie  ihr  Recht  zu  be- 
haupten wisse.  Aus  dem  Allen  ergeben  sich  zwei  Thatsachen:  die 
stete  Anerkennung  des  Bechts  der  Kirche  durch  alle  die,  welche  über- 


1)  ^IHe  haihoUsche  ^age  im  Sommer  ld4S.€  Tübingen  184S  pag. 
^.  tOb  bei  Bisebofswablen  dem  mit  Kttnig  Wilhelm  abg«9cblossenen  Coneor'* 
dit  vom  jabr  1827  gemiss,  die  Domrapitel  dem  Staatsoberbaapt  die  Candldaten« 
liste  zar  Streicbang  der  personae  principi  minus  gratae  vorzulegen  pflegen,  ist 
lun  nitht  bekannt,  ond  findet  wabrscbeinlicb  nicbt  statt,  weil  diese  Beschrinkung 
<ler  kirrblifben  Freiheit  gleichfalls  mit  dem  neuen  Gesetz  vom  October  1830  und 
<ier  ITerfassungsnrkunde  als  weggefallen  angesehen  wird.c  Es  scheint  uns  ein- 
leachtend,  dass  solche  Bestimmungen  des  niederlindischen  Concordats,  welche  mit 
<Ier  belgischen  Verfassung  sieb  nicbt  vertragen,  oder  durch  andere  Gesetze  er- 
setzt sind,  ferner  solche,  welche  eineConcession  enthalten,  welche  ihrer  Natur  nach  als 
persönlich  oder  die  Dynastie  betreffend  erscheinen,  ihre  Geltung  verlieren;  ist 
*ber  in  diesem  ohne  Zweifel  auch  als  Lande5gesetz  publiclrten  Staatsvertrag  die 
loristisehe  Person  der  Kirche  anerkannt,  so  sehen  wir  nicht  ein,  warum  dies 
Dicht  mehr  getten  soU. 
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haapt  ein  Becht  achteten,  sodann  die  mit  weiser  Nachgiebigkeit  ver* 
einigte  Standbaftigkeit  der  Kirche  in  Aufirecbthaltnng  der  Integrit&t 
ihrer  Grundsätze. 

Nach  einer  Ausführung,  die  wir  als  einen  unteratätaenden  6nmd 
zum  Vorhergehenden  ansehen,  in  welcher  dargethan  wird,  me  4ie  Na- 
tur und  JBesütfmung  der  geistlichen  GÜUer^  von  welchen  Viele  res 
sacrae,  die  Uebrigen  die  Natur  von  O^f^si  oder  StiftuTigeni  das  heisst 
perpetuirten  Opfern,  haben,  einen  de^toeUlichen  Besitz  widerstrebenden 
Charakter  behauptet  i),  geht  die  firdrterung  zu  den  eigentlichen  prak- 
tisch urgirenden  Fragen  über ,  wobei  sie.  zugleich,  nachdem  die  ver- 
lyasdftrechtlichen  Pmäpien  hinreichend  erOrtert  sind,  masn  mehr  po- 
sitiven Charakter  annimmt  (cap.  11  ff.) 

Es  handelt  sich  hier  zunächst  um  zwei  Tom  belgischen  Mini- 
sterium augezeigte  und  intendirte  Massregeln; 

1)  um  die  Erklärung  der  Unrndüasigkeit  von  Stißimgen  m 
Gunsten  der  Kirche.  (Nur  zu  Ounsten  der  Fabriken  darf  legirt  und 
geschenkt  werden.) 

2)  um  die  beabsichtigte  Einführung  einer  neuen,  dem  geistlichen 
Emßußs  gane  efiUogenen  Orgamsaiion  der  FabrikperwaUungen.  ^- 
nächst  in  Zusammenhang  mit  der  Beurtheilung  dieser  Massregeln  steht 
die  Frage  von  der  rechtlichen  Stellung,  welche  das  franzGsiche  Conoor- 
dat  der  Kirche  einräumt,  worüber  schon  pag.  37.  bei  Darstellung  der 
einsphlägigen  Bestimmungen  desselben  Einiges  vorgekommen  ist,  so- 
dann jene  von  der  Natur  der  Fabrikverwaltungen  mit  besonderer  Buck- 
sicht auf  das  französische  Fabrikdecret  von  1809,  überhaupt  vom  Becht 
des  Staatjss  Normative  über,  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  zu 
erlassen  und  in  diesalbe  einzugreifen. 

Das  belgische  Ministerium  hatte  behauptet.  Private  dürften  nicht 


1)  Man  kann  es  als  einen  naturrechtiicben  Grandsatz  statofren,  dass  der 
Wille  des  Menseben  in  seiner  Disposition  Ober  sein  Eigentbum  auch  ausser  dem 
Bereirb  der  Vertrüge,  und  auch  nacb  dem  Tode,  des  Individuum  geachtet  wer- 
den mnss.  Hierauf  beruht  das  Recht  der  Testamente ,  der  Erzwingbarkelt  der 
ErfQllung  von  modus,  welche  einem  negotium  juris  beigefQgt  sind.  Die  Idee  dieses 
natnr^ecbtiirhen  Principes  liegt  der  Flugschrift  des  alten  Rationalisten  Paulas  über 
den  Städelschen  Beerhungsfall,  Heidelberg  1827,  zu  Grund.  Dieser  noch 
immer  honette  Vorlftufer  von  Strauss  und  Renan  sagt  p.  15  seines  ScbriftstQcIies: 
«Je  mehr  die  Achtung  vor  dem  Elgenthumsrecbt  und  der  Erwei-bsamkett  unter 
gebildeten  Menschen  zunimmt,  desto  achtun^swOrdiger  muss  auch  der  Wille  des 
EigenthOmers  gehallen  werden,  wenn  er  Ober  das,  was  er  erworben  und  besessen 
bat,  fQr  die  Zukunft  wohl  bedachte,  fi*ei\i1iltge  und  an  sich  nicht  ungerechte 
Vertagungen,  der  Qbrlgen  Staatsgesellsehaft  zur  BeschQtzung,  als  an  Seinesgleichen 
QberlAsstc    Er  beruft  sich  dann  »als  Christ«  auf  Gal  S,  15.    Hebr.  •,  16. 
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SU  Gimgtm  der  SüreJU  SUßmgen  errieUen,  wvfl  sie  keke  avilper- 
fxmm  erschaiteii  können ;  'hingegen  wird  im  CapiM  XL  ausgeifihrti 
wie  abgeeehen  yon  dem  positiven  und  ordentlichen  Bestand  der  katho*- 
iBchenEiirche  als  jonetuteher  Person  in  Belgien,  ans  den  Prindpien 
vom  naüirUehen  Beckt  der  Kirche  folge,  dass  Jedermami  im  Gewissen 
Terpflichtet  sei  Sllftnngsbestimmangen,  deren  ErfBllung  ihm  obliegen, 
zu  halten.  Will  der  Staat  in  dieser  Bezidinng  anders  statuiren,  so 
begönsidgt  er  die  Unredlichkeit,  sein  Oeeeta  ist  eine  lex  iniqua.  Die 
Kirche,  von  Natnr  eine  moralische  Person,  kann  verlangen,  dass  sie 
Msrin  dasselbe  Bei^t  habe,  wie  die  Ptivaüente ;  der  Staat  mag  ent- 
scheiden, ob  die  Verflgni^,  auf  welche  eine  Stiftong  beruht,  in  den 
gehörigen  dvüreditliohen  Formen  geschehen  sei,  ob  keine  Gaptation  i) 
lorkam,  um  dennoch  Aber  die  Gewfthrong  des  weltlichen  Schutzes 
oder  die  Versagimg  desselben  sich  zu  enteeheiden.  Wenn  der  Staat 
mehr  verlai^,  so  schreibt  er  sich  eine  arbiträre  und  grenzenlose 
Gewalt  zu,  die  ihm  nicht  zusteht. 

Das  belgisohe  Ministerium,  nicht  zuftieden  mit  der  ohne  Zweifd 
schon  genug  verweltliciiten  Organisation  der  Fabrikverwaltungen,  wie 
sie  in  diesem  Lande  in  Folge  der  per  abusum  fortbestehenden  An* 
Wendung  des  napoleonischen  Fabrikdecrets  vom  30.  December  1809 
gehandhabt  wird,  beabsiehtigt  femer  der  VerwäUmg  des  Kirchen" 
Vermögens  eine  rein  waitiiche  Administration  zuzuweisen,  bei  wdcher 
dem  P&rrer  küin  Einfluss  mehr  zugestanden  wird,  dagegen  Prote* 
stauten,  Jaden«  Mormonen  die  wichtigsten  Stellen  des  Vorstandes  und 
träsorier  einnehmen,  Naaien«Katiioliken ,  möglicherweise  Freimaurer, 
Excommnuiidrte,  soUdaires'^)  die  Wahlfihigkeit  zu  den  übrigen 
Functionen  zu  behaupten  im  Stande  sind ,  selbst  bei  den  Gütern  der 
Catiiediale  der  gouvemeur  der  Provinz  eine  Stellung  einnimmt,  die 
wät  ehrenvoller  w&re,  wenn  sie  in  den  Schranken  einer  advooatia 
eeclesiae  sieh  verhielte.  Hingegen  sind  m  vorliegendem  Werke  fol* 
gende  Thesen  darobgefOhrt : 


1)  Die  Kircbe  verwirft,  verpönt,  verurtbetlt  die  Ctptaiionea  uiul  Suggectio- 
neo,  wie  sehr  anwiderleglicl)  dargetban  wird  pag.  147.  nota. 

2)  WSren  es  auch  Dar  jene  Katbolilien,  welche  de  Potter,  Gründer  der  liberalen 
Partei  In  Belgien,  als  diegef&brllcbsten  Feinde  des  Klerus  sclxildert,  diejenigen,  welebe 
Hnre  TMiler  in  Kidstern  ertiehen  lassen,  an  UrOdersebafteaTlien  nebmen  a.8.  w., 
•toTonSobordioation  keinen  Begriff  haben,  die  ersten  beim  Tadeln  sind,  wirea 
es  ancb  nur  eigensinnige  Bauern,  weiche  Alles  nach  llirer  Gewohnheit  und  ihrem 
Gescbraacli  geordnet  wissen  wollen,  oder  Eiferer,  welche  heiliger  und  klQger  als 
Pfarrer  and  Biseböf  sich  dflnken,  es  w&re  schon  genug  I  Es  ist  schon  des  Un- 
redHes  Idl,  Weni  id«f  Pfarrer  seine  Provisoren  nicht  wählen  und  irt»setzen  darf. 
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Die  Kirche  hat  von  jeher  für  eich  selbet  ihr  &iäiehes  ner- 
wdUet  und  die  NartneH  dieser  VerweiUnng  ^oberhoheMifA  ferrmMH 
(cap.  Xn.)  Dies  wird  bewies» aas  dmloatiitTiLtoli  de^ Diauß^Moftte und 
ArchidiaconatB  und  Oeconomats ,  überhaupt  des  älteren  kjrjohliohea 
YermdgensFechts,  welches  in  dieser  Betiehung  sehr  klar  und  mit 
Sachkenntoiss  entwickelt  wird,  sodann  wird  d^  Grund  und  Ursprung 
der  Einfohning  ron  weltliehen  Akolythan,  Qstiarier,  Qustoden,  Kir^ 
chenädilen  (aeditni)  bei  den  Pfanrldrclien ,  aJa  rein  in  praktufohar 
Nothwendigkeit  ans  Mangel  an  Elerikern  hcsTvorgehend',  diai:ge8tellt; 
diese  Kirchenbeamten  gelten  stets  als  Stellvertreter  von  Geistliahnii; 
df^er  in  Belgien  Einer  derselben  stets  der  olerc  genannt,  in  detr  Kirche 
das Snperpelliz  und  die  Soutane  trug,  sogar  noch  im  G^setaentwvrf 
Tom  17.  November  1864  Eins  der  V erwaltulKgsmit|;ilieder  —  bittere 
Ironie !— *dwclerc  heisst  Es  wird  auf  diecanoneader  Goncilien,  insbesoa^ 
dere  des  fünften  öcumenischen  und  des  Tridentinum,  auf  die  Aus^nnetie 
der  Päpste  bis  Pius  IX.  inclusive,  auf  National-,  Provincial-  und  Di^ 
cesan^ynoden,  auf  die  communis  opinio  dar  üiaologan  und  Gananisten 
UngewieBen,  um  darzuthnn,  wie  die  Kirche  stets  darauf  gehalten  hat, 
daas  wie  der  Besitz,  so  auch  die  Administration  ihrer  Temporalien 
ihr  geh&re. 

Das  wdUifike  Recht  gdU  von  jeher  hierin  dem  cananischexk  Beeht 
mir  SanctUm,  insbesondere  in  der  frangöeiseben  und  bdgisehen  Oe^ 
.  setggehung  de^  Zeiten .  vor  der  ersten  französischen  Beüciutian 
(cap.  XIII.)  Die  Qrdonanzen  der  Könige  von)  Prankreich  und  der.  in 
Belgien  regierenden  Fürsten,  die  arrets  und  reglements  der  Parlamente 
von  Frankreich  und  der  grossen  Bftthe,  von.  Flandern  und  Brabaut« 
erkennen,  entscheiden ,  proclamiren ,  dass  die  Fikbrikrechnungeu  dem 
Bischof  oder  seinen  Delegirten  bei  öelegenheit  der  Visitation  abgelegt 
werden  müssen  und,  wenn  die  Visitation  nicht  stfUitfand,  dem  BTarrer 
als  Stellvertreter  des  Bisehofs  und  als  Oberhaupt  der  pfiBurrUchen  .Fa* 
milie.  In  Frankreich  haben  die  localen  Magistoraturen,  die  Substitute 
des  procureur-g^n^ral  vielfach  versucht,  ihre  Begierungsgelüste  auf  die 
Kirchenfabriken  auszudehnen,  sie  wurden  stets,  wie  im  Einzelnen 
nachgewiesen  wird,  von  den  Königen  und  Parlamenten  dahin  verwie- 
sen, dass  sie  nicht  anders  als  andere  Notablen  beim  Bechnungsver- 
hör  erscheinen  dürften,  überhaupt  nicht  dabei  zu  erscheinen  gehalten 
smen,  keine  andere  Jurisdiction  als  etwa  die  polizeiliebe  zurErhaU« 
ung  der  Ordnung  zu  üben  hätten.  Ein  Versuch  eines  Eingriffs  der 
Staatsgewalt  geschah  unter  Heinrich  m.  durch  ein  Edict  vom  Juli 
1578,  indem  er  den  6\xia  die  Aufnahme  der  Bechnungen  der  fabri- 
ciens  zuschrieb  |  das  Edict  wurde  aber  auf  Beclamation  der  £fi9Qh£itfi| 
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lOftidciireiieinlMi,  eben  «d  im  Jahr  1587 ,  1605,  1629,  1602,  1615 
bei  emeaerten  Yereachen  dieser  CoFporation.  Zu  bemerken  ist  anch^ 
iassdae  laicale  Element  niemals  in  die  Verwaltung  der  Gatbedral<^ 
gtter  eintrat,  ein  nener  Beweis,  dass  nur  der  Mangd  an  Elerikeni 
bei  Pftrrkircfaen  die  EiAmitimg  von  Laien  herr^iHTief.  In  Belgien 
erweist  nch  schon  aus  dem  Fembleiben  aller  Differenden  zwischen 
der  geistlichen  und  weltlicben  Macht ,  dass  letztere  in  den  OienseB, 
die  &r  zustehen ,  st^h  terhii^.  Was  die  Organisation  der  Eirefaeii- 
bbriken  Tor  I7fi9  dort  selbst  betriflt,  so  wird  als  gewiss  unverdächt- 
iger Gtowährsmami  der  »hofmftnnischec  »und  aus  mehr  als  einem 
Titel  verdftchtige€  van  Bspen  dafftr  angerufen ,  dass  dem  Princip 
nach  die  Fabriken  der  Kirche  als  kirchliche  Anstalten  angesehen 
würden.  Bei  Besprechung  des  Statutes  der  Hesbaye  sagt  van  Espen 
ausdrücklich :  -  primitiva  ac  pnriori  ecciesiastlcae  disciplinae  confor* 
me  (bestimifi^i  diese  Stetute)  nominationem  Mambumornm  seu  ma- 
gistrorum  pra^cij^tie  ad  Parochfum  spectare  . . .  quod  de  parocho  hie 
(in  Statute  laudato)  diettur  ,  de  consuetudine  ubique  paene  obtinet,  ot 
ninimm  Farochi  interventu  Magistri  fabricae  et  pauperum  nominentur. 
Die  Bechte  des  Plbrrers  und  Bischefs  auf  Leitung  der  Verwaltung 
der  Oüter  waren  auch  schon  vor  dem  Tridentinum  im  Goncordat  zwi- 
8ch^  dem  Bisohof  von  Lflttich  und  ffarl  V .  deutlich  constatirt ;  dass 
die  Anordnungen  des  Tridentinum  darüber  in  Belgien  recipirt  waren, 
W2^  van  Espen  nicht  zu  leugnen,  er  spricht  von  Reservationen  Phi-» 
lipp  n.,  allein  diese  betreffen  solche  Befugnisse,  die  im  Patronatsrecht 
oder  rechtitche  Gewohnheiten  ihren  Grund  hatten,  vom  Goncil  also 
nidit  angefochten  werden.  Die  Fabriken  waren  zwar  nach  van  Espen 
öfters  laicale  öder  gemischte  (er  gesteht  ausdrücklich ,  dass  es  auch 
dericale  gab,  namentlich  in  den  Städten) ;  allein  es  waren  dies  eben 
Ausnahmen  vom  anerkannten  Becht ,  welche  ihren  Qrund  in  der  pe- 
muria  sacerdotnm  und,  was  die  zeitweilig  vorkommende  Wahl  der 
fobridens  durch  die  Gemeinde  betrifft,  dadurch  hervorgerufen  wurdeni 
dass  der  Pfbnrer  sufrieden  sein  musste ,  wenn  auf  irgend  eine  Weise 
ffir  Besetzung  dieses  munus  sine  honore,  administratio  sine  dignitate 
—  et  remuneratione  gesorgt  werde.  Die  Wahl  fand  immer  unter 
Vorstandschafk  des  Pfarrers  statt,  und  nach  einem  sehr  merkwürdigen 
artSt  des  Parlaments  von  Bretagne  tom  31.  October  1560 ,  welches 
Tan  Espen  übersieht,  mussten  die  ^fais  beim  Altar  in  die  Hände  de» 
Pfarrers  den  Eid  getreuer  Geschäftsführung  leisten.  Die  Bechnnngs^ 
steQung  geschah  ehnedies  nach  eben  diesem  arrSt  und  nach  andern 
im  vorhergehenden  3.  C.  pag.  160.  ang^Uirten  Bdicten  von  dem  Bi-* 
schof  und  seinem  Delegirten  od^  von  dem  P&nrer. 


158   Literatur:  Th.  A.  Ji  de  ManipäUim\  Ditam  des  droKi  de  Mea. 

Bas  Coueordat  zwischen  Kad  Y.  and  dem  Bisehef  von  Lftttidl 
hatte  zwar  festgesetzt,  dass  da,  wo  die  Mehczafcl  der  AdmiBistFataiea 
nicht  geistlich  sind,  jene  Autorität,  w^he  dieselben  benennt,  die 
Eechnungsabhör  habe  »ohne  den  Bischof  dazu  rufen  zu  mQ88en,€.ond 
hiebei  blieb  es  auch  nach  dem  Tridentiiram )  allein  es  war  dadurch 
das  Keeht  des  Bisdliofs,  seinarseite  Kenutniss  von  den  Beehmui^nui  zu 
ndimen,  Yeräusserungen  zu  genehmigen ,  das  Beoht  des  Pfurers  die 
Ausgaben  zu  verfugt  nicht  geläagnet,  seihst  ni<^  ihr  Bedht  die  weit* 
liehe  Qewalt  anzurufen ;  nebstdem  hat  das  Edict  Philipps  11.  ?om 
1.  Juni  1587,  welches  die  Bescblflsse  der  Provincialsynode  yon  Cam- 
bray  zum  Vollzug  zu  bringen  bestimmt  war«  anerkannt,  dass  alle  F^ 
briken  in  das  jus  commune  wieder  eintreten  sollten* 

Die  Functumm  der  FabrikvenoaUer  sind  also  kirMiche  und 
nicht  civile  Functionen,  dem  Staat  steht  nur  durch  dmcemon  der 
Kirche  eine  FÜnmiachung  darin  eu ;  dies  wird  im  Oapitel  XIV.  u.  XV.  des 
Werkes  aus  den  Folgerungen  und  nfth^^n  Brlftutemngen  des  Vorher- 
gehenden, aus  kirchlichen  Quellen,  auch  aus  dem  Civilrecht  bewiesen» 
Die  gesehichtliehe  Entwickelung  weist  nachi  wie  an  der  Stelle  des  in 
0.  3.  X.  de  Yita  et  honestate  elericorum  angeordneten  klericalischm 
Oehttlfen  des  Pfarrers  ein  Laie  durch  Verfügung  der  kirchlichen  Ge- 
walt, das  heisst  durch  den  Willen  des  Pfiurrers  und  den  allmftMigen 
usus  eintrat,  obwohl  dies  nach  kirchlichen  Grundsätzen  re^obirt  war 
(Gonc.  n.  Sevill.  unter  Bonifaeius  V.  oder  unter  Honorius  L)^er  Grund 
davon  war  der  Mangel  an  Geistlichen,  wohl  auch  die  Geringheit  des 
Eiirchenvermdgens  nach  stürmischen  Zeiten.   Allein  eben  die  Axmnth, 
welche  zu  dieser  Einfuhrung  mitwirkte,  war  der  Grund,  wesshalb  man 
2XL  dieser  Stelle  nur  minder  ansehnliche,  nicht  renumerirte  Personen 
nahm ;  der  clerc  laique  ward  beauftragt  mit  dem  inneren  Kirchendienst ; 
das  war  der  MarguiUier,  auch  vulgo  clerc ;  zwei  andere  kamen  hin^ 
welche  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  besorgten,  diese  drei  bil- 
deten znsammen  ein  Collegium ,  von  welchen  der  clerc ,  auch  Syndic 
genannt,  der  Vorstand  war.    Da  die  beiden  andern  unter  ähnlichen 
Verhältnissen  eintraten,  wie  der  clerc,  so  wurden  sie  auch  oft  nebenbei 
mit  dem  Kirchendienst  betraut,  oder  aus  den  Kirdiendienem  genom- 
men, daher  sie  sämmtlich  oft  marguilliers,  clercs  de  Toeuvre,  luminiers, 
baillis  (bajoli),  ouvriers  d'^glise  hiessen.     Wie  bei  allen  solchen  ge- 
wohnheitlichen Einrichtungen  nahmen  die  Gestaltungen  auf  das  Manch- 
faltig^  zu.    Das  eigentlich  dem  historischen  Uauptverkuf  entspre- 
chende medium  dürfte  jene  Anordnung  sein,  welche  in  einem  arret  des 
Parlaments  von  Bretagne  vom  31.  October  1&60  enthalten  ist,  nach 
welchem  die  Güter  der  Pfarrkirche  durch  prudhommes  aus  dem  tiers 
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^tat  fldmiftistrirt  wurde,  wcQehe  von  der  Gemeinde  gelrfthlt,  den  Dienst- 
eid in  die  Hände  des  Pfarrers  ablegten ;  der  Pfarrer  zn  diesen  einen 
dritten  margnillier  administrateur ,  fabriquenr  oder  Syndio  wfthHe, 
welcher  ein  Journal  über  die  eingehenden  Opfer  oder  Ertrag  der 
OpferstOcko  nnd  Collectea  Ahrte,  die  Kircliengerftthe  nnd  Ornamente 
handhabte,  die  Rechnungen  der  Andern  controUrte ,  welche  ohnedies 
dem  Pfkrrer  vorgelegt  wurden. 

Es  ist  historisch  and  jnridisch  falsch  zu  behaupten,  dass  der 
Kirche  ihre  Verwaltung  jemals  entBogen  worden,  nicht  za  sprechen 
Ton  den  ungegrnndeten  und  gratuiten  Verdächtigungen ,  mit  welchen 
der  im  Historischen  stets  sehr  leichtfertige  Qalücanismus  diese  angeb* 
liehe  Absetanng  der  Kirche  von  diesem  Theil  ihrer  Jurisdiction  er^ 
klaren  will.  (Die  Clementina  »quia  contingit«  de  religiosis  dcmiibus, 
welche  man  bieher  ziehen  wollte,  bezieht  sich  auf  die  Hospitäler, 
Krankenhäuser  und  so  weiter.)  Das  Tridentinum  nnd  alle  königlichen 
Edicte  über  diesen  Fnnkt  set2»n  voraus,  dass  die  EinAhrung  der 
Laien  in  die  kirchliche  Vermögensverwaltung  durch  Gewohnheit  sich 
ergeben  habe;  hienach  ergibt  sich  aneh  der  wahre  Qehalt  der  An- 
wehten von  Jonsse  und  Sehet,  welche  der  belgische  Justizminister 
als  seine  historische  Gewährsmänner  neben  Portalis  anfahrte.  Diese 
ziemlich  schwachen  Anctoritäten  haben  den  pragmatischen  Zusam- 
menhang d^r  Qeschichte  des  Eirchenvermögens  nicht  erfasst  und 
behelfen  sieh  mit  einigen  leichtfertigen,  nebstdem  wenig  bestimmten 
gallicanisirenden  Behauptnngen ;  übrigens  ist  gerade  Jousse  in  seinem 
tmü  da  gouvernement  Spirituel  et  temp(H-el  des  paroisses  derjenige, 
welcher  unter  Anfährung  von  Farlamentsbescheiden  über  die  Fragen, 
ob  die  Function  eines  fabriciens  zu  den  6ffentlichai  Lasten  gehören, 
and  die  Ex^nption  von  diesen  auch  auf  jene  sich  beziehe,  unverholen 
ausspricht,  dass  diese  Functionen  lediglich  ein  ofKcium  der  Liebe, 
Beligion,  Pietät  seien,  welches  nicht  in  der  Exemption  von  Staats* 
lasten  begriffen  sei;  —  der  Andere  (Sehet)  erkennt  an,  dass  die 
Dispensation  der  zeitUehen  Qüter  der  Kirchen  und  nulden  Stiftungen 
de  jure  der  religiösen  Autorität  zustehe.  Was  Portalis  betrifft,  *den 
staatsmännisch  vorsichtigen,  gallicanisch  gesinnten ,  in  schweren  Ver- 
hältnissen sich  bewegenden  Ehrenmann,«  so  ist  es  wahr,  dass  er  i»oh 
mitunter  widerspricht,  allein,  wenn  auch  die  Thesen,  die  er  aufe tritt, 
die  Consequenzen,  die  er  zieht,  gallicanisch  sind,  so  ist  er  keineswegs 
desshalb  den  Priücipien  des  belgischen  Ministerium  günstig '),  und  ist 


I)  Der  vom  Ministeriam  angefahrte  Passus  lautet:  Les  fabrtqaes  d  egiise 
soat  ires  anciennes,  on  les  a   to^Jours  conaidMes  comme  corps  laiqoes,  qnoi 
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seine  gaiuseDaititellttng  des  bis  zur  Bevoiutioii  bestandene  Beohtes  der 
Kirche  an  der  Verwaltung  ihrer  Güter  doch  das  gl&nzoidste  Zengniss 
ffir  die  Behauptungen  der  Vertheidiger  des  kirchlichen  Rechts.  Er 
sagt  ausdrücklich  unt^r  Berufung  auf  einen  canon  von  Salzburg,  dass 
'  däiS  Laien  in  die  Fabriken  nicht  eintreten  konnten  ohne  rom  Bischof 
oder  vom  Gapitel  dazu  berufen  zu  sein.  (Si  dans  la  suite  on  assode  des 
laiques  aux  Ev§ques  et  aux  prStres  dans  la  r^gie  des  biens  des  fabri- 
ques,  c'est  par  ceque  les  laiques  contribuaient  par  leurs  lib^ralit^s  ä 
augmenter  ces  soins  et  qu'on  voulut  suivant  Texpression  du  savant 
Ftee  Thomassin  dans  son  >  träitö  sur  la  discipline  de  T^glise  T.  HI. 
pag.  766.  qu*ils  fussent  plus  convaincus  du  bon  usage  qu*on  fesait  de 
leur  Charit^.  Mais  les  paroissiens  ne  pouvaient  entrer  dans  le  manie- 
ment  des  biens  eecMsiastiques  sans  y  Stre  appeMs  par  FEvlque  et  le 
chapitre :  Laici  sine  assensu  praelatorum  et  capitulorum  bona  fsEibricae 
ecclesiae  deputata  adnmüstrare  non  possunt  C'est  un  canon  de  Sals- 
bourg  en  1420»  —  Wenn  Fortalis  auf  die  überraschendste  Weise  hier- 
auf concludirt :  daraus,  dass  die  Administration  der  Fabriken  zeitlicher 
Axt  (temporalis)  ist,  folgt  dass  die  Bisch<yfe  nicht  von  Gott  selbst, 
sondern  vom  Vertrauen  der  Menschen  jene  Gewalt  haben,  welche  sie 
in  dieser  Administration  ausüben,«  so  ist  dies  eben,  wie  uns  scheint^ 
nur  eine  Anwendung  des  ersten  gallicanischen  Artikels,  wonach  die 
Begierung  der  Kirche  in  zeitlichen  Dingen  nicht  divini  juris  ist,  in- 
ferirt  also  weiter  nicht  mehr,  als  dass  es  nichts  Wesentliches  betrifft, 
wenn  der  Staat  in  der  Verwaltung  ihres  Gutes  ihr  beliebige  Hemm- 
nisse setzt,  allenfalls  auch  sie  ihr  ganz  nimmt,  —  immerhin  noch  kei- 
neswegs die  Thesis  des  belgischen  Ministerium. 

Der  Hauptirrthum  des  belgischen  Ministerium  und  aller  Theo- 
rien, auf  welche  sich  dasselbe  berufen  kann,  ist  aber ,  wie  der  hoch- 
würdigste  Bischof  von  Lüttich  mit  vielem  Scharfsinn  bemerkt,  die 
Verwechslung  der  Begriffe :  ilaical«  und  »weltlich«  (»politisch,  Civil^ 
national«).  Die  Laien  sind,  wie  die  Kleriker,  Glieder  der  Kirche.  Nur  als 
hirchliehe  Latent)  wurden  sie  in  diese  Collegien  zugelassen,  in  dieser 

qa*elles  panicipassent  autrefois  aux  Privileges  ecclt^siastiqaes,  et  qaoique  dans  pres- 
que  toDtes  les  rur^s  en  fussent  roembres  n^cessalres.  Les  r^giements  des  fabri- 
qaes  ne  pouraient  etre  ex^cut^s  sans  avofr  ^t^  pr^afablementhomologa^s  par  les 
coors  aoavertines.  Also  man  bat  die  Fabriken  immer  für  lalcale  Körperschaften 
angeseben  (aber  desshalb  nicht  fOr  sisatllcbe).  Ibre  Reglements  wurden  stets  (?) 
von  der  Staatsgewalt  bomologirt;  das  heisst,  in  Frankreich  sab  man  die  Klrchen- 
verinÖgensTerwaltung  als  gemischte,  auch  den  Staat  betreffende,  Kirchensache  an« 
1)  Der  Gesetzentwurf  des  belgischen  Ministerium  bedroht  eben  desshaib  die 
Rechte  der  Laien  ala  Laien*  Jeder  einsichtsvolle  Katholik  moss  hei  einigem 
Nachdenken  erkennen,  dass  seine  tbeoersten  eigenen  Interessen  dabei  auf  dem 
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SgeBBdiaft  haben  sie  fortgewirkt,  sie  admiiürtrirteii  bisher  im  Namm 
der  Enrehej  für  die  Kirche.  Ob  die  Kirche  ihre  GKiter  durch  den 
Bischof  und  seine  Kleriker  oder  durch  den  Bischof  und  Laien  regiert, 
iHimer  ist  es  die  Kirohe,  welche  administrirt.  Selbst  die  Staatsge* 
walt  hat  diesen  kirchKehen  Charakter  der  Verwaltung  des  Eirchen- 
vermiygeas  anerkannt ,  wie  aus  den  Bdicten  der  fransOsiscben  Könige, 
deo  Entscheidungen  der  Parlamente  (pag.  184.  203.)  hervorgeht  In 
neuerer  Zeit  erkmmen  es  an  England,  Preussen,  Amerika,  Holland 
und  alle  Mftchte,  welche  Goncordate  eingingen  % 

Wenn  der  Staat  in  froheren  Zeiten  sich  ein  Becht  in  Sachen 
der  kirchlichen  Verwaltung  Gesetze  zu  geben  zuschrieb,'  so  geschah 
es  yennOge  seiner  Eigenschaft  eines  christlichen  Staates,  als  respu- 
bliea  christiana.  Auf  diesem  Standpunkt  befimden  sich  die  byzan- 
tinkehen  Kaiser,  deren  Codex  mit  dem  Titel  de  summa  Trinitate  et 
fide  catholica  beginnt,  worauf  der  Titel  de  sacrosanctüs  Ecclesiis  folgt, 
sie  erklärten  sich  »Beschützer  der  Sachen  und  Personen  der  Kirche 
und  Vertheidiger  der  heiligen  canones.c 

Es  war  Qberall  die  Idee  des  christlichen  Staates,  welche  das 
heilige  römische  Reich  deutscher  Nation  beseelte,  welche  angerufen 
ward  in  den  feierlichsten  Ordonanzeu  der  französischen  Könige, 
in  ihren  zahlreichen  Patentbriefen,  in  den  arrets  der  Parlamente,  bei 
den  Gothen  nach  Becared,  wie  in  den  Piacards  des  spanischen  Königs 
Philipp  zum  Vollzug  der  Decrete  der  Synode  von  Cambray ;  der  Qalli- 
canismus  selbst  war  von  dieser  Idee  ganz  durchdrungen.  Jousse  in 
seinem  Commentar  zum  Edict  von  1695,  resumirt  den  Inhalt  der 
gallicanischen  Freiheiten  mit  den  Worten :  »Die  Könige  von  Frank- 
reich als  Celeste  Sohne  der  Kirche  (fils  ain^s  de  TEglise)  sind  beauf- 
tragt mit  dem  Schutze  der  h.  canones  und  sie  müssen  ihre  ganze  Auc- 
torität  anwenden  um  sie  beobachten  zu  machen  u.  s.  w.,«  de  Marca 
spricht  dieselbe  These  in  seinem  Werk  de  concordantia  sacerdotii  et 
imperii  in  den  Ausdrücken  des  vollendetsten  Gallicanismus  aus,  auch 
Fkuri  in  seiner  Kirchengeschichte  (passim)  und  in  seinen  Institutions 
lle  partie,  chapitre  12.,  und  van  Espen,  welcher  zum  Edict  von  Cam- 
l>ray  resumirt:  agnoscunt  ergo  principes,  Episcopis  vi  sui  officii  cu- 
ram  fabricae   piarumque  fundationum   specialiter   incumbere;  seque 


spiel  stebeo.    Dessbalb  reclamirt  am  Scblasse  des  Werkes  der  Bischof  auch  im 
Namen  der  Laien  pag.  277, 

1)  Wir  iariDDern  hier  an  die  AoanihrQiig  in  der  Abhaudiang  des  Dr.  Maas 
in  diesem  Archiv  Band  IV.  V.,  bes.  als  hieher  bezOglich  IV.  p.  667.,  V.  p.  9. 
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-die  firaozOaisdie  Eirohe  vor  diaaer  Massregd  rechiafiUiig  war.  Die 
JaooMner  haben  sich,  das  Becht  sQgefipDO<di0i^  das  Eurchengnt  sm  nsii* 
men,  aber  unseres  Wissens  nicht  geleugnet,  dass  die  Kirche  eine  jn- 
listisohe  Peieoii  sei,  nnd  vor  der  Sicntorisatien  Eigenthämerin  war. 
So  anoh  dachten  nlle  übrigen  S&cnlarisirer  der  napoleonisch^  Zeiti 

Der  hocbwurdigete  Autor  bemft  sieh  fenier  Mijri.  XI.  des 
.GeMordate^  worin  den  Bischöfon  das  Becht  emgerftmnt  wird,  Semina* 
rien  m  gnmden,  ohne  dass  der  Staat  gehauen  sei  sie  zn  dotiren; 
frfiier  achon,  pag.  50.  hat  er  den  onwiderlegUch  fBr  das  Becht  der 
Kirche  sprechenden  Art.  XV.  geltend  gemacht,  naeh  welohem  die 
Befognito  Stiftungen  m  Gunsten  der  Kirche  su  machen  wiedier  gewAhrt 
wird,  le  gouTernement  fran^ais  prendra,  des  mesures  ponr  ^e  les  catho* 
liquea  franfais  puissent,  s'ils  le  veulent  fitire  des  fondatieas  en  faveor  des 
^glises.  Hiedurch  wurde  das  Verbot  der  CJonstitution  yon  1795  und  des 
Gesetzes  von  1798  widerrulm  und  damit  das  Piineip  der  Nationalisa* 
tion  der  geistlichen  Guter  ausgehoben.  &  unterlftsst  auch  nicht  pag. 
268.  die  Bestimmnag  des  ArU  XII.  zu  allegiren,  nach  weldw  alle 
nicht  yer&usserten  Metropolitan- ,  Cathedral-,  Pfiurr-  oder  andere  Kir«^ 
chen  den  Bischöfen  zu  ihrer  Disposition  übergeben  werden,  was  im 
Zusammenhang  mit  Art.  Xm.  das  Princip  der  T^ederanerkennung  des 
kirchlichen  Bechts  unwiderleglich  uns  darzustellen  scheint. 

flienftehst  war  zu  erörtern,  ob  die  mit  dem  Goncordat  publicirten 
i»rikle$  argmUques  auch  in  diesem  Punkt  das  durch  den  Staat  der 
Kirche  Gewährte  zurückgenommen.  Msgn.  de  Montpellier  apprecUrt 
vollkommen  4en  Geist  des  napoleonischea  Kurcheni^stems,  indem  er 
festhält,  dass  bei  aller  Willkür  die  Idee  des  christlichen  Staates  dem- 
sdben  zn  Grunde  lag.  Napol&>n,  Empereur  par  In  grace  de  Dieu, 
majest^  tre»«hrftienne,  fils  aia6  de  I'Eglise  that  sich  etwas  darauf 
«u  gut  in  das  Brbe  Karl  des  Grossen  und  der  Kinder  des  h.  Ludwig 
einsutretto.  Er  musste  auf  die  Macht  des  Qallicanismus  in  seinem 
Beioh  Rücksicht  nehmen  und  that  es  gerne  zur  BefiriediguBg  sriaer 
Herrschgelüste;  aUein  er  wollte  nicdit  mit  den  alten  Traditionen 
brechen  ^).    Dieser  Gesinnung  eulspradi  auch  der  Autor  der  oigani- 


0  Wir  kOnnen  ons  n\fAit  enthalten  hier  ttnf  die  Bemertcong  des  Herrn  Dr. 
Iti  seiner  Abbindlanfr  Ober  dt«  VerpSidittinf  der  CIvflsemeinAni  xvm 
Hitffer,  ,.  4BsbeB$erans  4er  Pfarrbieaer  (in  dteaer  ZeiMirtft  Band  IV.  fsr* 
Baa  und  2Q^  ^  ^^  ^^^^  TocquevUle  tai  9elnem  Werk :  t'aDden  regime  et  la 
44)  zu  •"^'^^V  »wiesen,  dass  die  Revolation  durchaus  nicht  so  viel  nene  PrincI* 
r«?olutton  nacoft  ^^^^  ^^^  ^^  ^^^  französische  Staatsverwaliunp  elngefnhrt  habe, 
Idcn  JBWt  '^'7?*'Wrr^  ^^^^^  ^^^  ^^  ^^^  GMete  des  kirchltdien  and  bOrffer- 
^  man.  «e^Obnju^^^^^  ^^  die  Merea  ZMIade  wieder  amakBftpta 

lieben  Rechts  maft  we|sö  ^^  "^       ^  r- 
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scheD  SdMe,  PdrttOiB;  #«  i«t  lediglich  die  AamBämg,  des  ernten  gal^ 

üoDiMhen  Artikele«  wem»  er  in  selnesi  miimoii^  Jene  Worte  vortiigt, 

die  wir  ob»  angegeben  haben«    Der  QaUioamamns  aber  dachte  nioht 

dann  nie  das  belgische  MiBJetcriom  da$  Eigenthnrnsreeht  der  Kirche 

ZB  leagMii,  Bein  £n^  war  gegen  die  Joriedictien  nnd  zvar  g$gen  die 

äoflsereAnsobnng  derselben  geriehtet,  die  Kirche  sollte  keine  geia^ 

Ikke  Qewnlt  haben,  in  dieser  Beeaehaiig  de^a  Statt  §b  sich  ^ten 

hflsan.  Dett  eirtspricht  es  deim  gan9,  wen»  der  hochwnrdigste  Bise^ 

roB  Lattich  tber  den  Artikel  76.  dee  organischen  .Bdipte  bemerkt, 

dieser  ArtJSbel  sMle  die  Fabnkanstalt  wieder  her,  diese  imitatt  nehme 

keinen  nenen  Chaiekter,  ne  sei  waa  sie  immer  gewesen.  Sie  bflde  eine 

Iflicale  KiNrpeischaft,  aber  iiicM  eine  ewUe;  eie  eei  «osammengesetit 

ans  Gliedern  der  Kirohe^  und  nioht  ans  GHiedem  des  4taatea«  ihre 

Mitglieder  reprfteentirtdn  die  Kirche.    Ueber  dae  FaMkdeenet  Yon 

1809,  dieaee  Werk  des  höchsten  nafioleonischen  Uebermutbee  (ans 

jener  Zmt  da  Napoleon  die  Sonne  von.  Ansterütz  als  ein  Ootteaartbeil 

zwiaehen  ihm  nnd  Aiteni  die  üim  widersprach^  aqeah)>  .finden  wir  in 

dem  YOrlicgendeD  Werk  keine  nfthere  firfSirterttng;  dieses  Decret  ist  ja 

nach  der  sicher  begrflndeten  Ansicht  der  belgischen  Katholiken  rechte 

lieh  dnrch  die  Verfassuig  aufgehoben,  das  Ministerinm  leitet  anch 

«eine  Princqdenv  soweit  sie  positiTen  Halt  haben  sollent  von  den  orga- 

msehen  iSdioten  her,  von  welchen  dieses  Deoret  mir  eine  YoUxf  gsvor* 

flcbrift  zu  sein  in  seinem  Singaiig  beoricondet'    Wie  auch  die  Ans* 

druekaweise  dieset.  sogenannten  Fabrikdecrets  sein  mag,  so  sind  die  lei« 

teaden  Qrandsfttze,  welche  man  ans  seinem  Inhalt  entnehme  kann, 

der  Art,  dasaman  eber  darin  eine  Bestfttigang  des  kircUiehen  Oharak- 

tec8  der  Fahrikverwaltong  als  das  Qeg^ntheil  finden  mnsa  ^).    Diese 

und  die  ausgetretenen  Gewässer  in  ihr  natürliches  Bett  wieder  zurQckzaleiten.  — 
Das  Bestreben  alle  Bestimmungen  des'EdIrts  bistorisch  zu  begründen,  die  stete 
HAckbeziehang  aot  die  Ordonanzen  und  contumes  Ist  docb  in  den  Attsfifaraiiigen 
TOQ  Portalis  aogenscbelnllcb! 

1>  Um  leae.  nur  die  AasflUyning  bei  Ufü^,  I.  c  pafK.  45..  oder  in  der 
Abbandkma  .von  Dr«  Matu  fümt  das  Subtiect  des  Kirebenvermta^oa  Ar^Mo  f. 
Kird^enreckt  Band  iV.  pag,  597«  Besonders  bemerbeaswertb  ist  es,  dass  die 
finsicbt  d^  OamwueUiehOrden  in  die  YermOgensverblUtnlsse  der  Kircbei^abrilien 
incb  An«  92.  erst  dano  begSmUt  wenn  die  Cepimune  in  Ainsprucb  genommea 
wird.  Im  Mittelalter  fiel  die  CivHcommane  mit  der  PfiMrrgemetade ,  waa  die  pby- 
siscben  Peiaene n  der  ^meindeangobbrlgeo  bttrim,  suspmaien.  Daber  aacb  in 
beolscblaiid  die  Erscbeioong ,  da»  bot  eontriboiionfln  zu  kircb^nawedten  die  Ci- 
vil* oder  politiscbe  ^meifide  autt  der  PlarrKemeiDde  €|mrat.  Diea  gescbab  am 
«oleicbter,  als  die  Geaicinden  daotalt^,  wlotder  Shiat, christlich  waren,  deu  Schatz 
Qid  die  Siul«DUIIon  der  KIrebe  als  eine  ihrer  erstes  Aufgaben  anaabeo»  & 
lUhanen  hiedareh  gewobnbeiUrechtllcbe  Laateo  der  politiacHen  ComimaUit  sieb 
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f^abriken  soflien  g«i«d«-  das  'ni€tat  afteularirirte  Sireliinvermögen  re* 
piftsentiren,  sie  sind  der  eigeatliehe  kin^büdie  GnmdsMck,  wfthmd 
das  BeneficialvermOgen  sftciilarisfrt'  bleibt '  und  darch  Staatsgehalte 
der  Qeistlichen  ersetzt  ist.  '  Dies  besMittgt  auch  tie  tkeaere  franzOsioh* 
belgische  Jnrispradenz  nach  den  pag.  203.  aUegirten  BatsdieUttagen 
des  französischen  Cassationshofes  Tom  6.-  Mai  IfiSSS,  des  A^llbefts 
ton  Limoges  vom  17.  Angost  deMelben  Ji^to  tind  -des  L6ttidter<3ki- 
riehtrilofes  vom  6.  Mai  1846.  Wir  tatben  hieitiit  zugleich  mit  den 
Hanptverlauf  der  Dednotion  aach  den 'Inhalt  4er  letzten  Capüel  (KVIi, 
XVn.,  Xyni.)  angedeutet;  dieselben  geben  einBiisMi^  «md  die  VfU 
derlegnng  der  Einifrendung^n  des  jkfinieteritQn.  '  Wir  weisen  ntui  -noeh 
hin  auf  die  sehr  gute  Abweist  der  Objectien,  mfit  wetdier/das  !£•> 
nisterium  die  Leistung  Ton  8td>sidien  von  Seite  des '  Staats  und  d«r 
Ccmimune  als  eben  Beweis  for  die  Verweltliohung  des  Kirchervennft- 
gens  benfltzen  will,  pag.  258.  ^) ;  es  wird  aus  der  Bestimmung  d^  <m- 
ganischen  Artikel  67,  68,  70,  aus  der  Nichtanwendung  der  Snbsiüen 
in  iBolchen  Üändern  der  französischen  Herrschaft,-  wo  keine  SAoulan- 
sation  stattgeftmden  hatte;  wie  in  Italien  und  in  Holland  (zur  Seit  des 
französischen  und  nied^lftndischeh  Regime),  aus  der  Ausschliessung 
des  israelitischen  Cultus  von  der  Staatssubvention  nachgewiesen,  dass 
die  Besoldung  der  Sirchenbeamien,  die  Ergftnzung  des'I^abrikeänkom- 
mens  (welch  letztere  Last  nur  den  poütischen  Gemeinden  vom  Staat 
zugeschoben  wurde)  nicht  auf  dem  Prmeip  der  Anerkennung  des  Eür- 
chenwesens  als  Staatssache,  sondern  auf  einer  aaeikannten  Bestituti* 
onspflieht  beruht.  *   ' 

Wir  scUfessen  mit  dem  Wunsche :  Möge '  d^s  sohöne  Land  BeU 
gien  es  tiicht  erleben j  dass  die  Spitze  der  Priucipien  des  t^xposädes 
motifs  von  der  Democratie  und  den  socialen  ümwälzungsparteien  ein- 
stens gegen  die  Begierung  und  gegen  die  besitzenden  Olassen  ge- 
kdu:t  worde.  *  A  * 


gvbHilet  habet),  deren  PortbestelieA  aber  keinen  «mnd  abgibt,  dteseüie  alt  Eigen- 
thOmerin  de»  KirclienverDiftgens  anzaaeben.  Der  Begriff  der  Pfürrgettieinde  bleibt 
tanner  von  Jenem  der  politischen  dtfreh  den  Pfarrverband  ond  die  V^aoMetcungeh 
der  Eigenschaften  eines  Gemelndegiledes  geschieden.  Bekannflidi'  genftgt  das 
Dömien,  nifft  den  Icirdillehen  Veraassetzangen  Yerbundein,  zor  Begrfindang  ;der 
Bigensehaft  eines  Paröchianeri.  '     ' 

l)'Wlr  verweisen  Im  Betreir  der  reehfifdien  Natur  'der  KirehenfMfftken 
nach  französlsdhem  Rechte  hier  vor  Allem  auch  auf  die  meisterhaften  üusfMir^ 
ungen  eines  hervorragenden  preassisehen  IdrIsCen  im  Arthiv  f.  Kirehr.  XI. 
S.  28  ff. ,  XV.  3  ff.  und  auf  die  bereits  in  2.  Aafl.  erschienene  voreaglicbe 
Schrift  von  O.  Saedt,  die  katholischen  Kirchenfhbrlken  des  Unken  Rheinufers, 
nin,  bei'iaehem  1869.  (D.  Red.  d.  Arcb.) 
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2.  T^miMSer^B  Bandbwik  dn  haffM.  EköKeiirecktä 
nrit  sU^  MikkmM  atf  iaa  kmlhc^  Her* 
ausffegebenvon  H.Silliemagi,  Dr.  der  IMoBoiMe^ mhA  Th^ohfi^f 

.  (msser^detiä.Pr0f.MMimekei^  .  Vierle  wafbesserte  vmd^vmmßhrUk 
AMß.  LmMh¥k  1866..  Krm.  (Weifte.}  '     .    . 

Dto  Weifc  «rachänt  ini  6  Idef.^  k  20  Sgr«,  non  'doiM  &  beroifai 
v^iegttu  Permaneder'A  Vbrzäge  sind  aeiiie  Easalkhkeit  «iid  iBeielH 
haltigkeit,  iBtsfasM  besoBdevs  in  der  Beiftcktichtigiiiig  der  die  katboL 
UrehL  Yerhftltmaae  betreffenden  Qeeetze  und  Terordnnngen  der  dmtr 
scheu  Staaten.  Sdne  Schatiensäten  aind  Beine  blnfige  üngeoMigkeiti 
sein  Hangel  anünteraeheidxiiigsgabte.nii&eeine dadnvck herheigsfflbrte 
Principieiüofeigkeit,.  die  ihn  efk  ganz  Tergearan  Ifieet,  was  4enn  eigent- 
lieh  ür^icA  BochtenSf.nnd  was  Uoif  eihe  mit  der  Selbstständigkeit 
dei  IßtOiA  anf  ib]yi[i/G6btetft  mmmiBbfur«^  Anoi^teg  der  Staatige- 
walt  ist.  Silbemagl  theilt  ganz  die  Yorzfige,  aber  anch  dieijMiiigel 
seines  Lehr«to  fj  Aach  hki  er  die .  kirohesDrecUIidie  IdfedhBMr  nnd 
Öesetzgebnng  der  letzten  nänn*  Jaloe  -keinäswe^s  aanrausheni  beDotEfe. 
Wir  geben  üa  nftchMen  Beftedii  Belege  ttt,imiere'Belia«ftnng.    .  . 

3.  Lehrbuch. des  heßthöL  und  eoemgd.  Kinhenr£chUi  mit  beecnieter 
JRikMehf  amf  deuUehe  Zustände^  Van  OA.^  Ob.*B$g.^BöÜ^  IProf. 
Dr.  Äem.  Luduriff  JUeAMr.  €.  Aufl.  van  Prof.  Dr.  R.  Bpm  J^- 
Mig.  Xauehnibr  18ß&. 

Biehkr,  der  nhter  den  Prötestanken  mbl  fUr  alle  Zeiten,  vdas 
gröflste  Yerdientt  ulh  das  katiiol.  Kicdienreeht  haben  wird  (tiM  Apo- 
logie in  dieser  Bichtung  schrieb  sein  bedeoteodster  SchnlM,  Coos.-fiath 
Pvctf.  Ihr.  Schntte  in  Dove's  Zeitschrift  ftr  Kirdnw.,  1865,  8.  86Q  ff.) 
-^  Biehter  war  ümonamaam,  sosehr,  dass  er  (nach  §.  4.  seines  Eiiw 
chenr.  in  der  4.,  §.  2.  in  der  5.  n.  %.  AxA.}  ati^  fiüt  die  luMci.Eitche 
eine  JJmm  mit  den  anderen  cluristlichen  CanfiBssionen  ffirrUBgliehr  Izo 
halten  scheint^  wie  sie  die  Staatsgewaltenr  vieler  detitscher  Lftnder  ffir 
die  Lutheraner  und  Beformirten  bestimtitML  Seit  die  kssthol.  Ebrcha 
is  den  letrten  Jahrzehnten  in  fiden  Ländern  mehr  eder  nrindefer  ihre 
SettNrtstftndigkdt  wieder  ^lungte  nnd  nun  viel»  thhtsfteliliohe  Ter* 
hlltnisste,  die  mai  mit  Staiiiszwang  der  Einrche.  aQ%edrtingian  ha)bte> 
durch  die  kirchlkhen  Organe  beseite  würden^  imosaBe  anch  i  hei 
Biehter*»  Steddptlnlt  die  praktische  iäreidnng  ^Snet  (protestantischen) 
Union:  aQer < Eilten' in 'immfir  grossere  iFeme  rfioben;!  /Dies  Scheint 
mir  f(wiä  ich  schon  in  "der  EatM.  Litzg.  1858  Kr«  S2i  9.  410.  hervor-« 
hob)  der«  Grund  zu  sein,  warum  Bichter*s  neuere  Anfl.  'in. mancheof. 
Punkten  eine  mehr  polemische  BkdibHc^  ^g^über  kathoL  kirchlichen 
Fragen  annahmen:    Sein  SchfileT'  Dmfe  hat  die  Literatr  der  letzten 
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Jahre  recht  sorgftltig  benaW;  und  verzadhaet«  ffiuige  Ltekeit  ent- 
standen bereits  dnreh  üebergehnng  gerade eolcherSidiriften,  wtiAein 
wiehtigefi  praktisehen  Fragen  in  hervorragender  Weise  das  kathoKsche 
Intereeee  vertreten.  Ein  AosflUirlioliea  darAber,  sobald  die  {mt  7 
Lief,  ä  V2  T!^'!  berechnete)  neue  Auflage,  von'denen  4  bmitB  eraohie- 
ncfn  sind  gana  voortiegt.  Binstweilea  bitte  idi  jedoch  bersiti  den 
Bruel^Mat  bei  BcM^Bioliter  ä  878^2. 17^  y.  n.  an  bariehtifeB/ire 
statt  »iHifSS^OH  zn  lesen  ist  ^müism  in  der  Stadt  BrmmidM^eig  Säe 
katbel.  |Binwofaner,  obschim  sie  eine  ParocUe  bilden,  an  die  eVangel. 
QeislUcben  StolgeMhren  beEahlen.€    YergL  jiroAii?  XOL  S.  248  ff. 

4.  Äielmery  Sink  Oan.  eed.  eatIL  Bnzenais^  rect.  semiinait.  etc.  Xkmi^ 
pmäkm  jmis  ecclesiaaHei  €im  singid(^  aäenüane  ad  leffes  parti- 
eulares  . . .  in  imperio  Amtriaeo  vigeiUes.  JBä.  aUeifa  emembU. 
Briwinae  igp.  d  mmA  WegeHmm  1884.  XKVL,  792,  Ul^pagg. 
8  mag. 

Die  1862  eisschienene  Anflage  dieses  besonders  fiir  Seelsoiger  in 
Oesterreich :  geeigneten  lichrbnohs  ist  im  Ai^ckhTK.^  154^160  aos* 
fahrlich  bespiociien.  Eb,  genüge  die  kurze  Bemerkung,  däss  die  2te 
Auflag»  fielftch  im  Einaelnen'Tennekrt  ubd  verbessert  ist. 

5.  Handbmh  dB»  hxth/A..  KwthenreektB  mU le^mier»  Be$niiffnalime 
auf  Oesimreich  und  DeuisMand,  wm  Prof.  Dr.SOOpfau  1SU0- 
butg.  Sehaffhamen  bei  Hurier.  Bd.  L  1863.  3.  Äufk  JiM  S.,  Bd. 
II.  1864.  3.  Aufl.  273  S.,  Bd.  lU.  1866.  2.  Aufl.  672  S. 

Prof.  Seh(^f  hat  vielen  guten  Stoff  gesiuBuiieltt  aber  weder  dem 
Iiüudt-  nach  .hinreichend  geordnet,  noch  der  Form  nach  hinreidheod 
verarbeitet.  Sein  Werk  hat  vonvlegend  mam  praktischen  Zweck  aad 
wenn  es  am  Schluase  ein  aTOflkhrliohes  Sachregister  erhtit,  kann  es 
als  Nachsohlagebttcfa,  besonders  über  die  vielen  mitgethailten  neueimi 
AkteMflcka,  in  Oesterreioh  und  anderen  deutschen  lündem  gute 
Dienste  leisten^  Die  neue  Auflage  ist  übrigens  keineswegs  überall 
neu  durchgearbätet.  In  Bd.  L  der  8.  Aufl.  stimmen  S.  137  —  262 
(flnilich  lanter  Aktenstücke)  d«  k  Bogen  9V2  his  17  gati2  mit  deiisel** 
ben  Bogen  nnd  Seiten  der  2;  Aufl.  (die  1.  Aufl.  kam  uns  nicht  sribst 
zn  Gesidit)  überein.  Es  stimmen  ferner  Bogen  2—15  der  3.  AulBage' 
dies  IL  Bandes,  bis  auf  die  Druckfehler  einsohliessUch,  wörtlich  mit 
Bog«  2^15  der  1.  Anfl:  überein.  Im  Bd..  UL  der  2.  Aufl.  stimmen  Bog. 
3  bis  35  mit  Ausnahme  der  neu  gednicktsn  S.  64**-68,  807  f.,  4Aa  f. 
mit  der  1.  Aufl.  vonig  fiberein..  Von  dem  lY.  Bande  Mehl  die  neue 
Ansgabenoch  in  Aussicht.  Verinff. 


t' 
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^  Von  Prof.  Dr.  J.  Hergenrötber  tn  WQrzburg. 

(SchliMs.    VgL  Archiv  XL,  1-46.,  1«6-SU;  XL  S6S-S6S.,  367-401.    XII.  46—60. 

385-430.    Xin.  91-106.,  393-444.) 

XI.   Verwerfung  des  Ctmcardats  wm  1845.  Die  netteren  dmeardate 
ton  1851  und  1859.    Die  revoltUianäre  und  die  kathoUscke  Ströttmng, 

Hoch  erfreut  war  D.  Castillo,  über  den  nach  fast  zehnmonat- 
lichen  ünterhandlmigen  und  nach  Beseitigung  zahlloser  Schwierig- 
keiten erfolgten  Abschlugs  der  lange  ersehnten  Convention ,  die  im 
Wesentlichen  alle  Punkte  erledigte,  die  bisher  verhandelt  worden 
waren.  Der  erste  Artikel  sprach  in  der  Weise  wie  Art  1.  des  spä- 
teren Concordats  von  1851  ^)  die  allgemeine  Anerkennung  der  kirch- 
lichen Bechte  und  die  Einheit  der  Beligion  in  Spanien  aus,  Art.  2. 
stellte  eine  neue  Circumscription  der  Diöcesen  in  Aussicht  und  han- 
delte auch  von  den  kirchlich  exemten  Territorien  wie  von  der  zweifel- 
haften oder  illegitimen  Diöcesanverwaltung.  Die  Art.  3.  und  4.  be- 
trafen die  Seminarien  und  den  kirchlichen  Unterricht  (vgl.  Art.  2. 
?on  1851),  Art.  5.  die  Bechte  und  Attribute  der  Bischöfe  (Art.  3. 
und  4.  von  1851);  das  Breve  über  die  Eota  der  Nuntiatur  ward  neu 
bestätigt,  ebenso  die  benedictinische  Convention  von  1753  2),  während 
das  königliche  Patronat  in  seinem  vollen  Umfange  anerkannt  ward 
(Art.  6).  Im  siebenten  Artikel  ward  die  Wiederherstellung  religiöser 
Orden,  im  achten  die  Devolution  der  nicht  verkauften  Kirchengüter 
und  deren  freie  Verwaltung  »collatis  consilüs  cum  Catholica  Maje- 
state  sua,«  im  neunten  die  competente  Dotation  des  Elerus  zuge- 
sichert. Art.  10.  stellte  die  päpstliche  Sanation  der  Veräusserungen 
von  Kirchengütem  mittelst  eines  speciellen  Breve  in  Aussicht.  Die 
letzten  vier  Artikel  handeln  von  der  Ankunft  eines  Nuntius  in  Madrid, 
von  der  Eegelung  der  übrigen  Punkte  nach   der  herrschenden  Dis- 


1)  Acta  PH  IX.  vol.  1.  pag.  S12  seq.  Archiv  Vlf.  376  r 

2)  lo  benefldorum  collationibus  praeter  alias  eccleslasticae  disciplinae  re- 
gulas  servanda  enint,  qnae  conventa  sunt  inter  summum  pontificem  ßenedictum 
XIV.  el  Catholicum  Regem  Ferdinandum  VI.  die  II.  Januarii  a.  1753,  quae  quidein 
Conventio  tom  hae  in  re,  tum  in  reliquls  saia  partibas  conflrmata  declaratar. 
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ciplin  und  der  Lösung  auftauchender  Schwierigkeiten  in  gemeinsamer 
Verständigung  der  beiden  hohen  Contrahenten  ^)  sowie  von  den  Rati- 
ficationen der  Uebereinkunft. 

Am  Tage  nach  der  Unterzeichnung,  am  28.  April  1845  berichtete 
der  Gesandte  seiner  Begieruug  über  den  stattgehabten  Abschluss  der 
Vereinbarung  2).  Er  hob  hervor,  die  vierzehn  Artikel  seien  alle  den 
Pr&liminargmndlagen  entsprechend  oder  doch  ihnen  nicht  entgegen, 
viele  der  Regierung  sehr  günstig,  die  Aenderung  des  Termins  bei 
der  Sanation  des  Verkaufs  der  Kirchengüter  in  Art.  10.  habe  er 
nicht  durchsetzen  können,  es  lasse  aber  eine  specielle  Regelung  immer 
noch  sich  treffen.  Die  päpstliche  Regierung  hatte  nämlich  als  End- 
tehnin  fftr  diese  Sanationen  das  Ende  des  December  1844  gesetzt, 
das  Madrider  Kabinet  wollte  aber  eine  andere  Epoche  für  die  Guter 
der  Regularen,  die  man  zu  verkaufen  fortfuhr,  nämlich  den  Tag 
der  an  den  Hof  gelangten  Nachricht  vom  Abschluss  der  Ueberein- 
kunft^). Wohl  habe  er,  bemerkt  der  Gesandte  weiter,  weniger 
Artikel  gewünscht,  aber  der  heilige  Stuhl  habe  nicht  von  dem  Um«- 
gang  nehmen  wollen,  was  er  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  im 
Angesichte  der  Welt  für  zweckmässig  oder  nöthig  erachtet.  Wichtig 
sei  die  Bestätigung  der  alten  Goncordate,  die  vollständige  und  bün- 
dige Anerkennung  des  königlichen  Patronats  und  die  Zusicherung 
der  Ankunft  des  Nuntius,  sicher  werde  das  neue  Goncordat  Alle  be- 
friedigen. Der  Orginaltext  war  lateinisch  festgestellt  worden,  Castillo's 
Bericht  gab  nur  eine  Skizze  des  Ganzen  nebst  einigen  Stellen  des 
lateinischen  Textes.  Die  spanische  Uebersetzung  wollte  er  in  3—4 
Tagen  nachsenden^). 

Unter  demselben  Datum  schrieb  der  Gesandte  auch  an  den  Mini- 
ster der  Gnaden  und  der  Justiz  Don  Luis  Mayans^),  der  ihm  am 
7.  April  seine  Bedenken  und  Befürchtungen  über  zwei  Punkte  kund- 
gegeben, nämlich  1)  über  die  Einsetzung  apostolischer  Vicare  in  ver- 
waisten Diöcesen,  2)  über  den  canonischen  Eid  der  Bischöfe.  Be- 
züglich des  ersteren  Punktes  bemerkt  Gastülo,  die  Art,  wie  man  di^ 


1)  Art.  12:  Cetera,  super  quibos  in  bisce  artieoUs  provlsam  non  est,  quae- 
camqoe  ad  res  et  personas  ecciesiasticas  pertinent,  dirigentar  oinnja  et  adminl- 
stratMintur  Jaxta  vigentem^  et  approbatam  a  Sede  ApostoUra  Ecclesiae  discipllnam. 
Si  vero  in  posteram  supervenerit  dirflcultas,  Sanctitas  Sua  et  Regia  Majestas  se- 
cam  conferre  et  rem  amice  componere  sibi  reservant. 

2)  Castillo  11.  c.  11.  p.  314.  315. 

3)  ib.  p.  305. 

4)  ib.  p.  315—317. 

5)  ib.  p.  321—324 
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Massreg«!  verwirklicht,  werde  wobl  die  fräheren  Bedenken  beseitigt 
haben.  Ferner  hebt  er  hervor,  die  Bnlle  Immensa  von  Sixtus  Y. 
sei  in  der  ganzen  Christenheit ,  auch  in  Spanien ,  in  unbestreitbarer 
Geltung,  blos  der  Papst  könne  da,  wo  die  canonischen  Schranken 
aufhören,  Vicare  bestellen,  nach  dem  Tridentinum  ende  die  Beftig- 
niss  des  Capitels  mit  acht  Tagen,  während  derselben  sei  von  ihm  der 
Capitelsvicar  zu  bestellen,  sei  dieser  illegitim  oder  zweifelhaft,  so 
könne  nur  der  Papst  saniren;  ob  aber  ein  Vioar  illegitim  sei  oder 
nicht,  habe  offmbar  die  Eirchengewalt ,  nicht  die  Staatsgewalt  zu 
entscheiden,  letztere  könne  nur  einen  etwaigen  Missbrauch  hindern. 
Endlich  möge  der  Minister  nicht  befOrchten,  dass  der  spanische 
Klerus  sich  einer  solchen  Massregel  widersetze,  die  zudem  nur  provi- 
sorisch sei.  Was  den  canonischen  Eid  der  Bischöfe  betrifft,  so  be- 
merkt Castillo,  derselbe  stehe  d&t  Treue  gegen  die  Landesregierung 
nicht  im  mindesten  entgegen,  der  Zusatz  aber,  den  man  zu  dem- 
selben gemacht  wissen  wolle,  sei  ganz  französischer  Import,  sei  nicht 
spanisch,  sei  dieser  katholischen  Nation  völlig  unwürdig. 

Damit  glaubte  der  Gesandte  alle  Bedenken  seiner  Begierung 
völlig  beseitigt  zu  haben.  Er  konnte  sich  nicht  im  entferntesten  denken, 
dass  mao  die  von  ihm  abgeschlossene  Uebereinkunft  in  Madrid  nicht 
ratificiren,  sondern  völlig  verwerfen  werde.    Man  hatte  ihn  nicht 
beauftragt,  den  Concordatsentwurf  blos  ad  referendun^  zu  nehmen, 
sondern  ihn  völlig  zum  Abschluss  ermächtigt^);  über  die  einzelnen 
Stipulationen  hatte  mau  sich  vielfach  verständigt  und  die  Depeschen 
des  Madrider  Kabinets  setzten  stets  den  Abschluss  einer  Convention 
als  selbstverständlich  voraus.  In  seiner  Depesche  vom  7.  April  1845  ^) 
l^tte  HerrMartinez  de  la  Bosa  ausdrücklich  gesagt,  die  Verhand- 
lungen sollten  sich  auf  wonige  bestimmte  und  besonders  wichtige 
Punkte  beschränken,  die  Hauptsache  sei,   dass  man  der  Nation  in 
wenigen  Tagen  ankündigen  könne,  es  sei  die  ersehnte  Ud>ereinhunfl 
mit  dem  römischen  Hofe  abgeschlossen  worden  3).  Er  hatte  zugegeben, 
'lass  die  zu  ertheilende  Sanation  far  den  Verkauf  der  Eirchengüter 
^  der  Ud^ereinkunft  ausgesprochen  und  dort  mit  dem  Verlangen  der 
öffentlichen  Buhe  und  dem  reparativen  Verfahren   der  Begierung 
luotivirt  werde,  dabei  erschien  ihm  die  Formel  des  französischen 
Concordats  von  1801   als  besonders  aoceptabel.    Auch  sollte  eine 
aene  Circumscription  der  Diöcesen  verheissen  werden  und  ein  Artikel 


1)  vol.  II.  c.  II.  p.  S26/ 

2)  ib.  p.  305.  306.  Ap^nd.  n.  51.  p.  208—213. 

S)  Qae  96  ha  rolebrado  el  apetecido  convenio  con  la  Corte  de  Roma. 
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die  fieduktion  der  Festtage  atipuliren,  wovon  Ersteres  geschehen, 
Letzteres  unterlassen  worden  war,  weil  man,  abgesehen  davon,  dass 
keine  Nothwendigkeit  dafür  vorlagt),  das  eher  als  fiir  ein  specielles 
Breve  passend  ansah  und  es  auch  zum  Beglement  des  Klerus  ge- 
hörte, das  man  ausschliessen  wollte.  Der  ganze  Inlialt  der  Depesche 
ist  von  der  Art,  dass  Gastillo  sich  för  autorisirt  halten  musste,  eine 
schriftliche^  in  Artikeln  redigirte  üehereinhmft  mit  Born  abzuschlißs- 
sen,  deren  Inhalt  nach  dem  bisherigen  Schriftenwechsel  bereits  fest- 
stand''').  Ferner  hatte  Gastillo  in  seinem  Berichte  vom  27.  März  3), 
ohne  alle  Zweideutigkeit  alle  Data  über  das  zukünftige  Concordat 
angegeben;  er  hatte  gemeldet,  am  27.  April,  dem  Geburtstage  der 
EOnigin-Mutter,  hoffe  er  die  Sache  vollständig  beendigt  zu  sehen,  nur 
wenn  neue  >Schwierigkeiten  auftauchten,  die  neue  Instructionen  er- 
forderten, werde  diese  Hoffnung  vereitelt.  Ja  der  Abschluss  hätte 
npch  schneller  erfolgen  können ,  hätte  der  Gesandte  nicht  den  Ge- 
burtstag Christinens  damit  verherrlichen  und  seiner  Begierung  Zeit 
lassen  wollen,  aUe  seine  Schritte  genau  zu  kennen^).  Der  ange- 
führte Er}ass  vom  7«  April,  der  sich  in  Allem  billigend  über  das 
Verfahren  des  Gesandten  aussprach,  war  die  Antwort  auf  diesen 
Bericht  vom  27.  März  und  der  folgende  Erlass  vom  14.  April  be- 
stätigte nur  die  früheren  und  erklärte,  der  Minister  habe  dem  am 
7.  d.  M.  Gesagten  nichts  hinzuzufügen^).  Am  8.  April  hatte  Gas- 
tillo seiner  Begierung  weiter  gemeldet,  das  Staatssecretariat  sei  in 
der  verflossenen  Woche  ganz  mit  anderen  spanischen  und  merika- 
ni;>chen  Angelegenheiten  beschäftigt  gewesen,  man  habe  desshalb 
iijoch  nicht  an  die  Artikel  der  bevorstehenden  Uebereinkunft  gehen 
können,  das  werde  in  dieser  Woche  geschehen  und  die  Woche  dar- 
auf* werde  Allee  geregelt  sein,  so  dass  man  am  27.  die  Convention 
unterzeichnen  könne.  Diese  Depesche  musste  am  20.  April  in  Mad- 
rid sein ;  die  Begierung  konnte  ihre  Antwort  noch  bis  zum  27.  nach 
Born  gelangen  lassen;  denn  wenn  auch  die  Gorrespondenz  von  Mad- 
rid nach  Etom  mit  dem  ordentlichen  Gourier  zu  Land  zwölf  Tage 
brauchte,  so  konnte  ein  ausserordentlicher  Gourier  sehr  leicht  schon  am 
27.  eintreffen,  um  den  Willen  seiner  Begierung  in  einer  so  wichtigen 
Sache  kund  zu  geben.  Auffiill^d  war  es,  dass  die  ministerielle 
Depesche  vom  3.  Mai,  welche  das  Verfahren  des  (Gesandten  belobte, 

1)  Die  Stierg^efechte  sdionte  man,  dte  ebenfalls  resttfiglich  gefeiert  wur- 
den. Castillo  1.  c.  p.  307. 

2)  ib.  c.  11.  p.  SOS. 

S)  Ap^nd.  n.  50.  p.  201—204. 
4)  c  lt.  p.  300.  301. 
9)  ib.  p.  308. 
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den  EmpfEuig  des  eben  besprochenen  Berichts  vom  8.  April  nicht 
anzeigte  nodi  denselben  sonrt  erwähnte ,  während  die  weiteren  Be- 
richte des  Gesandten  vom  16.  und  18.  April  sich  ansdrficklich  anf 
Jenen  bezogoi  ^).  Aber  das  konnte  wohl  befremden,  keineswegs  jedoch 
eine  Divergenz  der  Ansichten  des  Madrider  Kabinets  und  seines 
Vertreters  in  Born  bezüglich  des  Abschlusses  einer  Convention  con- 
statiren  noch  die  positiven  Aeusseningen  in  anderen  Erlassen  irgend- 
wie aufheben.  Dazu  kam,  dass  der  Minister  Martinez  de  la  Bosa 
am  13.  Mai  ausdrücklich  den  Bericht  vom  28.  April  beantwortete^, 
die  Bemühungen  des  Gesandten  belobte  und  das  Verlangen  aussprach, 
das  abgeschlossene  ConcordcU  möglichst  bald  selbst  zu  sehen.  Der 
Minister  schrieb  wörtlich :  »Sobald  ich  die  Depesche  Ew.  Hochwohl- 
geborei  Nr.  127.  v.  28.  April  erhalten,  brachte  ich  sie  zur  Kennt- 
oiss  Ihrer  Majestät,  von  dem  Verlangen  erfüllt,  die  angenehme  Nach- 
ricIUj  die  sie  enthielt^,  ihr  so  rasch  als  möglich  zu  bringen.^  Ihre 
Majestät  erfuhr  mü  grösster  Befriedigung  %  dass  am  27.  v.  M.  das 
Ctmeordat  zwischen  dem  Cardinal-Staatssecretär  als  Bevollmächtig- 
ten Sr.  Heiligkdt  und  Ihnen  als  Bevollmächtigten  der  Königin,  un- 
serer Gebieterin,  abgeschlossen  worden  ist.  Ihre  Majestät  hat  mir 
aufgetragen,  Ihnen  höchst  deren  Zufriedenheit  mit  Ihrer  Thätigkeit 
und  Ihrem  Eifer  zu  erkennen  zu  geben,  und  man  erwartet  das  Ein- 
treffen des  genannten  Goncordates,  das  Sie  als  in  nächster  Nähe  be- 
vorstehend ankündigen,  um  weitere  EntSchliessungen  zu  treffen.«  In 
einem  Privatschreiben  von  gleichem  Datum  ^  wied^holte  der  Mini- 
ster dasselbe;  er  sagt  im  Eingange:  »Wir  befanden  uns  in  einer 
unter  den  Umständen  natürlichen  Unruhe;  denn  wir  erwarteten  das 
Eintreffen  der  C(mvention  am  6.  oder  8.  d.  M.  und  wissen  nicht 
wem  die  Verzögerung  zur  Last  fällt,  tausend  Gommentare  wurden 
darüber  gemacht  Ich  kam  dahin  zu  glauben,  dieselbe  werde  nicht  vor  dem 
5.  Mai  unterzeichnet  werden,  wie  man  von  Paris  aus  sehrieb.  Wir 
sehnen  uns  innig  nach  dem  Empfang  des  Documents.«  Weiterhin 
bemerkt  der  Minister,  man  habe  toemger  Artikel^)  erwartet,  womit 
das  Eingehen  auf  gewisse  Quästionen  vermieden  worden  wäre,  und 


1)  c.  11.  p.  309.  310.  313. 

2)  Ib.  p.  SIS. 

3)  la  grata  nueva  qoe  contenia. 

4)  ron  la  mayor  satisfaccion. 

5)  ib.  p.  319.  320. 

6)  Aber  Mber  (Ende  1S44)  war  man  der  Melmuig  gewesen,  das  Concor- 
dat  müsse  mebrere  andere  Parkte  regeln,  nicht  blos  die  in  den  Bases  preliroi- 
nares  entbalteuen.    OmIüIo  U.  e.  6.  p.  128. 
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sei  sehr  begierig  zn  seh^,  wie  einzelne  Artikel  redigirt  word^ 
seien,  namentlich  der  über  die  religiösen  Communitäten.  Nirgends 
ein  Wort  gegen  die  Abschliessong  eines  Conoordates. 

Und  dennoch  behauptete  das  spanische  Ministerium  bald  nach- 
her, es  habe  hein  neues  Concordat  gewollt,  sondern  nur  Best&tigung 
der  alten!  Wohl  hatte  man  am  15.  Februar  1845,  in  der  gleich- 
zeitig mit  der  Acceptation  der  vom  päpstlichen  Stuhle  proponirten 
Grundlagen  einer  Ausgleichung  erlassenen  Depesche^)  es  betont, 
dass  man  nicht  ein  neues  Concordat  zu  schliessen  beabsichtige ,  son- 
dern die  älteren  als  in  Kraft  bestehend  betrachte.  Aber  es  schien  das 
bei  dem  Stande  der  Verhandlungen  blos  sagen  zu  wollen,  es  sei 
nicht  mehr  in  Rom  zu  thun,  als  was  hinreiche,  die  alten  Conoordate 
wieder  in  Kraft,  das  königliche  Patronat  vollständig  anerkannt  zu 
sehen,  wie  das  in  den  Stipulationen  vom  27.  Aphl  wirklich  geschah, 
und  es  schien  der  Minister  den  von  Castillo  gegebenen  Rath  im 
Auge  zu  haben,  das  Reglement  des  Klerus  und  andere  Dinge  von 
der  üebereinkunft  auszuschliessen  ^).  Erst  später  nahm  man  aus  dieser 
Depesche  Argumente,  um  die  Verwerfung  der  Convration  zu  recht- 
fertigen^, wobei  man  ganz  vergass,  dass  man  nach  diesem  Erlass, 
in  den  Monaten  März  und  April,  ja  noch  im  Anfang  Mai  vollkom- 
men die  Goncordatsverhandlungen  gebilligt,  und  ebenso  übersah,  dass 
die  alten  Concordate  für  die  dermalige  Stellung  Spaniens,  die  sie 
nicht  im  geringsten  vorgesehen,  nichts  weniger  als  ausreichend  waren  % 
Jene  nachher  ganz  verlassene  Aeusserung  ward  später  nur  als  Vor^ 
womd  benützt,  um  die  Verwerfung  der  früher  -^ersehnien  üeberein'' 
hmiß€  einigermassen  zu  motiviren. 

Die  französische  Diplomatie,  die  das  spanische  Kabinet  ganz 
beherrschen  wollte,  war  nicht  ohne  Einfluss  geblieben,  sie  hatte 
Castillo  mehrfach  indirekt  bekämpft;  ihre  Importunität  wirkte  nach 
seiner  üeberzeugung  in  Rom  vielfach  störend  ein.  Der  damalige 
französische  Gesandte  in  Madrid,  Oraf  de  Bresson,  der  besonders  die 
Ehe  Isabels  II.  mit  dem  Grafen  von  Trapani  befördern  wollte,  wandte 
schon  früher  alle  diplomatischen  Künste  an  und  compromittirte  oft 
die  spanische  Regierung.  Diese  gab  seinem  Anerbieten,  die  Nego- 
ciation  in  Rom  mit  Frankreichs  Einfluss  zu  unterstützen,  iu  ihrer 
Schwäche  trotz  aller  Abmahnungen  Castillo's  nach  und  diesem  konn- 


1)  S.  Doc.  C.  im  Anhange  des  vorigen  Artikels. 

2)  c.  II.  p.  SOI.  902. 

3)  c.  6.  p.  126.  I2T. 

4)  YgL  Art.  YU.  Archiv  XU..  &  407.  408. 
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ten  68  die  Diplomaten  Frankreichs  nicht  verzeihen,  dass  er  oAtie  sie 
in  Born  etwas  ausrichten  zu  können  vermeinte.  Der  Gesandte  hatte  am 
17.  Mftrz  1845  seinem  Hofe  berichtet,  zwei  oder  drei  Tage  vor 
seiner  Backkehr  nach  Born  habe  der  französische  Legationssecretfir 
de  la  Bossiere  dem  Staatssecietär  eine  Depesche  des  Herrn  Quizot 
gezeigt,  worin  er  den  Gesandten  beanftragte,  auf  der  Erlangimg  des 
Indults  bezüglich  der  Yeränssernngen  von  Kirchengut  far  Spanien 
lebhaft  zu  bestehen,  der  Cardinal  habe  das  sehr  übel  genonunen, 
die  Franzosen  hätten  eine  Manier  eigene  und  fremde  Geschäfte  zu 
behandeln,  die  in  Bom  nicht  die  angenehmste  sei;  dort  sei  man 
gegen  nichts  mehr  eingenommen  als  gegen  die  aufdringlidie  Bin- 
mischong  eines  Dritten,  wo  es  sich  um  kirchliche  Sachen  handle. 
Der  Cardinal  habe  dem  Franzosen  trocken  geantwortet,  darüber  sei 
mit  Herrn  Castillo  zu  unterhandeln,  der  bald  wieder  nach  Bom 
kommen  werde.  Die  Besorgniss  des  Cardinais,  die  Madrider  Begier- 
ung  habe  diesen  Schritt  veranlasst,  erklärte  der  Gesandte  nachher 
dem  Prälaten  Santucci  gegenüber  für  unbegründet*,  während  er  dem 
französischen  Legationssecretär  zu  verstehen  gab,  es  sei  besser,  wenn 
er  ihn  allein  handien  lasse.  Die  Protektorrolle,  die  Frankreich  spielte, 
war  dem  stolzen  Spanier  in  der  Seele  verhasst  ^) ;  er  hatte  die  Fran- 
zosen möglichst  gemieden,  so  dass  Graf  Latour  Maubourg  am  7. 
Januar  gar  nichts  von  dem  Stande  der  Verhandlungen  wusste,  wäh- 
rend der  österreichische  Gesandte  durch  die  päpstliche  Begierung, 
der  portugiesische  durch  Castillo  selbst  darüber  wohl  informirt  war. 
Ganz  überrascht  von  dem  Stande  der  Dinge  sah  jener  damals  Schwierig- 
keiten gehoben,  die  ihm  als  unübersteiglich  erschienen  waren  und 
er  glaubte  Herrn  Castillo  mit  der  frohen  Nachricht  von  dem  Bnt- 
gegenkommen  des  Cardinais  überraschen  zu  könnai,  als  dieser  dem 
verblüfften  Diplomaten  sagte,  Se.  Eminenz  habe  ihm  persönlich  die 
betreffende  Note  überreicht  2).  Die  ganze  Negociation  war  höchst 
ärgerlich  für  die  französische  Diplomatie;  sie  suchte  in  Madrid  ün« 
Zufriedenheit  gegen  das  Werk  CastUlo's  zu  erregen.  Dort  ging  man 
in  verderblichem  Schwindel  und  unqualificirbarem  Irrthum  darauf 
ein  3) ;  man  fand  zuerst,  dass  mehrere  Artikel  nicht  ganz  so,  wie  man 
gewünscht,  ausgefallen  waren,  und  zuletzt  fand  man,  dass  man  eigent- 
lich gar  kein  Concordat  gewollt! 

So  kam  es,  dass  dem  von  so  vielen  Katholiken  Spaniens  freudig 


1)  c.  II.  p.  296—299. 

2)  e.  6.  p.  106. 

3}  Cattaio  vol.  11.  p.  117. 
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begrüflsten  Concopdate  vom  27.  April  1845  die  königliche  Batification 
versagt  blieb.  Leider  haben  wir  von  da  an  nicht  mehr  die  reich- 
lich fliessenden  Quellen  vor  uns,  die  bisher  nns  unterstützten,  der 
verheissene  dritte  Band  von  Castillo's  Werk  ist  bis  jetzt  nicht  er* 
schienen,  derselbe  ist  inzwischen  verstorben,  und  für  die  folgende 
Zeit  finden  sich  bei  ihm  mid  in  anderen  Schriften  nur  spärliche 
Andeutungen.  Castillo  wurde  übrigens  nach  dem  Falle  des  Concor- 
dates  nicht  sofort  abberufen,  vielmehr  blieb  er  auf  dem  Gesandt- 
8chaftq>06ten  in  Born  bis  zum  September  1847,  woselbst  er  eine, 
nachher  auch  von  dem  progressistischen  Ministerium  von  1855  an- 
erkannte Thätigkeit  in  Sachen  der  heiligen  Orte,  der  Ernennung 
von  Generalvicarien  für  einige  Regularinstitute,  sowie  fOr  die  zweck- 
mässige Regelung  der  spanischen  Stiftungen  entfaltete  i).  Nachdem 
er  vielfach  kränkenden  Tadel  über  sein  Werk  vernommen,  hatte 
er  später  die  Genugthuung,  dass  seine  Principien  und  Bestrebungen 
immer  mehr  ihre  Würdigung  und  Kechtfertigung  fanden.  Das  Jahr 
1848  mit  seinen  communistischen  Schrecken  öffnete  Vielen  die  Augen 
und  liess  erkennen,  dass  man  das  Eigenthumsrecht  in  seinen  Funda- 
menten erschüttert  habe,  seit  man  sich  am  Eigenthum  der  Kirche 
vergriffen  und  dasd  man  mit  schwerem  unrecht  das  Besitzrecht  der 
Kirche  als  etwas  vom  jus  proprietatis  überhaupt  Apartes  und  total 
Verschiedenes  betrachtet  2).  Die  Noth wendigkeit  einer  Verei  nbarung 
mit  dem  römischen  Stuhle ,  und  zwar  auf  den  von  ihm  proponirten 
Grundlagen,  trat  immer  einleuchtender  hervor  und  im  Jahre  1851 
mussten  dieselben  Männer,  die  sechs  Jahre  vorher  ein  dem  Papste 
minder  günstiges  Concordat  verwarfen,  ein  neues,  ihnen  sonst  weni- 
ger zusagendes,  noch  viel  mehr  Artikel  umfassendes  ratificiren '). 
Aber  noch  in  späteren  Jahren,  namentlich  1855,  hatte  Castillo  das 
kirchliche  Eigenthumsrecht  entschieden  zu  vertreten,  worin  er  einer 
der  Vorkämpfer  des  entschiedenen  Katholicismus  war.  »Das  Eigen- 
thumsrecht,« schrieb  er*),  >ist  ein  natürliches  Recht  des  Menschen, 
das  vor  der  staatlichen  Gesellschaft  besteht,  die  eben  nur  die  Sicher- 
heit der  Person  und  des  Eigenthums  zu  gewähren  und  zu  verbür- 
gen hat.  Die  Staatsregierung  kann  daher  kein  Individuum  für 
eigensthumsunfähig  erklären ;  ebensowenig  also  die  moralischen  Per^ 
sonen^  die  den  physischen  gleichgeachtet  werden  müssen.    Die  In- 


1)  ib.  vol.  I.  Pref.  i  mis  lectores.  vol.  II.  p.  247. 

2)  vol.  II.  c.  5.  p.  99.;  e.  9.  p.  201. 

3)  ib.  c.  12   p.  S38. 

4)  Espao«  4.  Oct  1855.  vol.  11.  c.  9.  p.  226—228. 
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dindaen,  die  einen  Verein  oder  eine  Corporation  bilden,  nehmtti  das 
Eigenthnmsrecht  in  dieselbe  mit,  soweit  sie  nicht  aasdrücUich  dar- 
auf yerzichten,  nnd  wenn  sie  als  Individuen  verzichten ,  so  bleibt  es 
in  der  Association,  wie  in  den  Orden  der  Mendikanten.  Eine  vom 
Staate  anerkannte  Association,  kann  von  ihm  nicht  für  eigenthums- 
anMig  erkUrt  werden;  die  Association  kann  er  hindern  oder  ver- 
bieten, aber  hat  er  sie  einmal  anerkannt  und  erlaubt,  nicht  ihr  das 
Recht  entziehen,  Eigenthum  zu  erwerben.«  Man  blieb  auch  nicht 
bei  dem  Oute  der  Kirche  stehen;  1859  ward  in  Spanien  Äües  desh 
omorHsirt,  auch  die  Qäter  der  Gemeinden  wie  aller  juristischen 
Personen  ^). 

Die  Moderados  in  Spanien,  schwankend  und  ohne  feste  Prin- 
cipien,  wollten  keine  Bahn  betreten ,  auf  der  sie  bestimmt  einerseite 
von  den  Traditionen  der  alten  despotischen  Könige^  andererseits  von 
den  »Errungenschaften  der  modernen  Revolution«  sich  h&tten  lossagen 
müssen;  beides  lief  nebeneinander  her,  inconsequent  zog  man  bald 
aus  dem  einen,  bald  aus  dem  anderen  Element  die  beliebige^  und 
momentan  brauchbaren  Gonsequenzen ;  man  hatte  Velleitftten  aller 
Art,  ohne  einen  festen  Entschluss  zu  fassen  oder  doch  bei  dem  ein- 
mal gefassten  zu  beharren.  In  Kirchenfragen  blieb  man,  soweit 
nicht  unumgänglich  eine  Aeuderung  gefordert  war,  sowohl  bei  dem 
fait  accompli  der  Revolution  als  auch  bei  der  alten  Gesetzgebung 
der  früheren  Monarchie  stehen.  Das  organische  Gesetz  vom  6.  Juli 
1845  bestimmte,  der  königliche  Rath  müsse  in  allen  Fragen,  die  das 
Patronat  dw  Krone  berühren,  beigezogen  werden;  ihm  standen  die 
administrativen  Yerf3gungen  zu,  während  auf  dem  Rechtswege  nach 
dem  durch  die  Gortes  am  16.  September  1837  aufrecht  gehaltenen  Artikel 
261.  der  Constitution  von  1812  und  dem  Decret  vom  24.  März  1834 
der  oberste  Justizhof  entscheiden  sollte  2).  Nach  dem  Gesetze  vom 
6.  Juni  und  dem  Decret  vom  22.  September  1845  sollte  der  königliche 
Rath  stets  die  Entscheidungüber  die  Zulassung  päpstlicher  Bullen  und 
Rescripte  zu  geben  haben^),  womach  das  alte  Placet  aufrecht  erhalten 
ward.  Nachdem  man  am  8.  März  1836  alle  männlichen  Gongre- 
gationen  unterdrückt  und  ein  Gesetz  vom  29.  Juli  1887  das  bestätigt, 
wobei  nur  die  Missionscollegien  in  Asien,  die  Häuser  der  Piaristen, 
der  barmherzigen  Brüder  und  Schwestern  und  wenige  andere  ausge- 
nommen waren,  bestimmte  das  Gesetz  vom   5.  März   1845   nichts 


1)  CastiUo  U.  c.  9.  p.  218.  2U.  nola  1. 
2>  Celeedon  de  los  Coaconlalos  p.  242. 
S)  Colecdon  p.  264. 
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weiter  Y  als  dasB  das  Institnt  der  scholae  piae  wieder  auf  den  Zu- 
stand vor  den  Decreten  vom  22.  April  1834  und  yom  Jahre  1887 
zurückgebracht  werde,  in  Sach^  des  Unterrichts  aber  der  Begierung 
unterworfen  bleibe^). 

Die  wichtigste  Angel^enheit  des  Jahres  1845  war  die  Revision 
der  Verfassung,  welche  die  alten  fuero's  mit  den  jetzigen  Einrich- 
tungen in  Einklang  bringen  sollte  ^).  Die  religiösen  Interessen  wur- 
den namentlich  durch  zwei  Artikel  berührt,  Art.  4.  und  11,  Ersterer 
lautete  in  der  Verfassung  von  1887:  dieselben  Gfesetzbücher  sollen 
in  der  ganzen  Monarchie  gelten  und  in  ihnen  soll  nicht  mehr  als 
ein  einziges  Forum  far  alle  Spanier  in  den  gewöhnlichen,  Civil-  und 
Stmf-Bechtssacben  festgesetzt  werden  ^).  Der  Oedanke  der  Einheit  der 
Codices  (Civil-,  Criminal-  und  Uandels-äesetzbuch)  kam  schon  in 
der  Constitution  von  1812  Art.  258.  vor,  jedoch  mit  dem  Beisatae: 
»ohne  Nachtheil  der  Verschiedenheiten  (variadones),  welche  für  be- 
sondere Umstände  die  Cortes  statniren  können,  c  Art.  248.  bestimmte, 
in  Civil-  und  Criminalsachen  soll  es  nur  ein  einziges  Forum  für  alle 
Classen  von  Personen  geben.  Art.  249.  und  250.  nahmen  aber  die 
Geistlichen  und  Militärpersonen  aus.  Im  Jahre  1837  wurd^  nun 
in  der  Verfassungsurkunde  diese  vi^  Artikel  von  1812  in  d^  eben 
angegebenen  einzigen  zusammengezogen  und  nur  die  allgemeine 
Begel  ohne  die  früheren  Ausnahmen  beibehalten.  Bei  der  Discussion 
in  der  Sitzung  vom  29.  März  1837  hatten  einige^Bedaer  die  Beibe- 
haltung des  forum  militare  und  eccleeiasticum  vorausgesetzt,  aber 
in  sehr  vager^  evasiver  und  unvollständiger  Weise ;  Fernandez  Baeza 
kämpfte  blos  Hb*  den  befreiten  Gerichtsstand  des  MiUtärs,  Olözaga's 
Antwort  war  nichtssagend;  San  Miguel  sprach  für  das  Privilegium 
fori  clericorum,  Sanchez,  der  die  Discussion  schloss,  antwortete  wie- 
der evasiv.  Sicher  waren  die  Intentionen  des  Ausschusses  und  des 
Congresses  damals  dem  befreiten  Gerichtsstand  der  GeistÜGhen  feind- 
selig. Born  bezeichnete  nun  den  Art.  4.  von  1837  als  einen  der  an- 
stössigen  und  viele  Geistliche  nahmen  auch  seinetwegen  Anstand ,  die 
Verfassung  zu  beschwören.  In  dem  ministeriellen  Beformprojekt ,  das 
am  18.  Oktober  1844  den  Cortes  vorgelegt  ward,  erhielt  der 
Art.  4.  nun  den  Zusatz,  dass  die  Geistlichen  und  Militixperaonen 
fortwährend   (als   ob  die  Verfassung  von    1837  himn  nichts  geän- 

1)  ib   p.  308. 

2)  Moroni  1.  c.  p.  197. 

3)  Udos  niismos  Codigos  reg^ran  en  toda  la  Monarqula»  y  m  ^Ikw  no  se^ 
establecerA  mäs  qoe  on  solo  ftiero  para  to<la9  los  Eüpanoles  en  loa  Jiifcios  co- 
monea,  dvUea  y  crlminales. 
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(fort  bitte)  ihren  besonderen  Gerichtsstand  nach  Massgabe  der  be- 
stehende oder  in  Zaknnft  za  erlassenden  Gesetze  gemessen^).  So- 
(lann  winden  in  einem  Artücel  die  drei  von  1812  wieder  hergestellt. 
In  der  Mottvining  des  Beformprojekts  sagte  die  Regierung  kein  Wort 
ZOT  Begidndong  dieser  Wiederherstellung.  Ebensowenig  ward  in 
den  M<^veB  etwas  über  die  Aendenmg  des  noch  weit  wichtigeren  Art. 
11.  gesagt;  man  sdiien  sich  fast  zu  furchten,  die  Beligion  und  den 
Gnltos  zu  berfihren.  Die  Constitution  von  1812  dagegen  hatte  Art. 
12.^  nicht  blos  von  der  Beligion  der  Spanier  im  Allgemeinen  ge- 
sprochen, sondern  auch  den  Grund  angefahrt,  wesshalb  sie  diese 
bekennen :  »weil  sie  die  einzig  wahre  ist«  und  daraus  ihre  Folgerung 
gezogen^.  Viele  liberale  Politiker  meinten,  dieser  Artikel  gehöre 
eher  in  dnen  Katechismus  oder  in  ein  Concilium  als  in  eine  Ver- 
fassung; Andere,  wie  der  Deputirte  Argüelles  in  der  Cortessitzung 
vom  4.  April  1837,  behaupteten,  er  sei  blos  aufgenommen  worden, 
nm  der  Constitution  Ansehen  zu  verschaffen  und  das  Uebrige  an- 
nehmbar zu  machen,  gestanden  aber  damit  doch  so  viel  zu,  dass 
der  katholische  Glaube  noch  eine  Macht  war,  die  selbst  den  Radikalen 
Huldigungen  abdrang.  Man  hielt  damals  jenen  Art.  12.  für  durch- 
aus nothwendig,  als  einen  prägnanten  (wenn  auch  wie  Einige  wollten, 
erzwungenen)  Ausdruck  des  nationalen  Glaubens  nnd  Wollens,  sowie 
ßr  keineswegs  ausserhalb  des  Bereichs  einer  politischen  Constitution 
li^end,  da  das  religiöse  Princip  das  Fundament  aller  anderen  ist 


1)  Los  eelesiisücos  y  militares  segairän  disfratando  de  sa  fuero  especial 
en  los  t^nninos  que  las  leyes  determtnan  ^  en  adelante  deteminaren. 

2)  S.  denselben  in  unserem  secMen  Artikel  Archiv  Xlf.  S.  51.  Note  S. 

3)  Den  altspanischen,  strengliircbUchen  Standpunkt  drflekt  Cattülo  (vol. 
IL  c.  6.  p.  04.  95.)  also  genau  aus:  „Das  Verbot  der  anderen  Culte  ist  eine  na- 
tQriiche  und  nothwendfge  Folgerung  aas  der  Anerkennung  der  katholiscben  Re- 
ligion als  der  einzig  wahren.  Dieselbe  ist  nar  dann  za  modificiren,  wenn  die 
Tbatsaehen,  an  denen  der  Gesetzgeber  keinen  Theil  genommen  hat,  es  erheischen. 
Dann  Ist  es  erlaobt,  die  yersehiedenen  Culte  zu  achten  und  zu  erhalten ,  die  de 
facto  in  einem  Lande  besteben;  aber  es  wäre  ein  Verbrecbeo,  Verblendnng  und 
Wahnsinn,  wenn  der  Gesetzgeber  selbst  es  wäre,  der  die  reUgiOse  Einheit  alterirt, 
indem  er  in  sein  Land  alle  Arten  von  religiösen  Meinungen  zöge  und  dem  Volke 
so  das  Paarige  Schauspiel  darböte,  dass  er  gar  keine  Religion  bekennt.  Sonder- 
iwr!  Die  Erfinder  und  Vertreter  älter  möglichen  Einheiten,  der  constItationeHen, 
adnüiistratifen,  comnercielieii,  der  Einheit  der  GesetzbQcher,  des  Gerichtsstandes 
Q.  s.  f.  bekämpfen  nur  die  religiöse  Einheit;  sie  schaffen  nnd  errichten  vor- 
her iddit  bestehende  Einheiten,  nnd  snehen  die  Einheit  zu  zerstören,  die  seit 
<ler  Wiege  der  MratreUc  exisllrte«  die  hinreichend  war  und  stets  hinreichend 
sein  wbrd,  ans  unserem  Lande  ein  compactes  und  unzerstörbares  Ganze  zq 
mach»!^' 
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und  nichts  so  gross  and  erhaben  erschien,  als  das  Bekenntniss  dieses 
Glaubens  und  die  feierliche  Erklärung,  in  einem  sehr  kritisolien 
Momente  seiner  nationalen  Existenz  einem  grossen  Volke  ihn  erhalten 
zu  wollen.  Im  Jahre  1837  vermied  man  aber  jedes  Zeugniss  zu  Gun- 
sten der  alten  Staatsreligion,  sprach  keinerlei  Ueberzeuguug  aus, 
strich  die  Adjektive  Apostolica  Homana  vor  dem  Worte  »Beligion« 
und  behielt  diese  Streichung  auch  gegen  den  Antrag  des  Pr&laten 
Manuel  Joaquin  Tarancon  in  der  Sitzung  vom  6.  April  1837  bei  Man 
that  Alles,  dem  religiösen  Indifferentismus  einen  Ausdruck  zu  geben, 
man  hoffte  schon  auf  Ausrottung  des  Eatholicismns,  in  welchem  Falle 
das  Versprechen  der  Sustentation  des  Cultus  und  des  Klerus  ganz 
illusorisch  war.  In  seiner  mageren  Fassung:  »Die  Nation  verpflichtet 
sich  zu  Unterhaltung  des  Cultus  und  der  Diener  der  katholisdien 
Religion,  zu  der  sich  die  Spanier  bekennen  i)«,  gewann  der  Art.  11. 
von  1837  schon  durch  den  Gegensatz  zu  Art.  12.  von  1812,  der  für 
Rom  nichts  zu  wünschen  übrig  liess,  ein  höchst  nachtheiliges  Licht. 
Das  Reformprojekt  von  1844  wollte  einiges  bessern;  es  bezeichnete 
direkt  und  positiv  die  katholische  Religion  als  die  der  spanischen 
Nation  und  zwar  mit  dem  Beisatze  der  apostolisch-römischen,  kam 
aber  lange  nicht  der  Fassung  von  1812  gleich.  Im  ersten  Satze  war 
blos  eine  Thatsache  ausgesprochen,  die  alle  Welt  ohnehin  wusste: 
»Die  Religion  der  spanischen  Nation  ist  die  katholische,  apostolische, 
römische;«  der  dispositive  Theil  des  Artikels  bezog  sich  nicht  auf 
die  Religion ,  sondern  auf  den  Unterhalt  von  Cultus  und  Klerus  und 
war  in  seiner  Fassung  ganz  identisch  mit  der  von  1837 :  »der  Staat 
verpflichtet  sich  den  Cultus  und  seine  Diener  zu  unterhalten^).« 
Auf  diese  Aenderungen  in  seinem  Entwürfe  hatte  das  spanische 
Ministerium  Rom  gegenüber  sich  viel  zu  gut  gethan^;  im  October 
1844  hatte  Castillo  dem  Monsignore  Santucci  davon  Mittheilung 
gemacht  und  hervorgehoben,  wie  sehr  diese  Aenderungen  den  heiligen 
Stuhl  befriedigen  müssten,  da  Ari  4.  die  kirchliche  Immunität  be- 
stätige, Art.  11.  durchaus  der  katholischen  Könige  würdig  sei 
Rom  hatte  vorzüglich  Anstoss  an  dem  Satze  über  den  Unterhalt  des 
Cultus  und  des  Klerus  genommen ,  weil  darnach  der  Klerus  als  eine 
Classe  von  besoldeten  Beamten  betrachtet  schien.    Diesen  Verdacht 


1)  Consr.  de  IS87  «rt.  11.:  La  Naeion  se  ebll^a  a  namener  el  Cuite  y 
108  Minifltros  de  la  Religion  Catölica  qae  profesan  Iq:^  EspaMles. 

2)  Coost.  de  1845  art.  M.:  La  Religion  de  la  Nadon  espanela  es  la  Ca- 
tölica, ApostdUca,  Romana.  El  Estada  se  obliga  a  aantener  el  Colto  y  sas 
liinistros. 

3)  Depesche  vom  19.  Oct.  1844,  (kiaUllo  11.  Ap.  n.  8t  p.  115—119. 


Die  Yerfassnngsretlsion  tod  1^45.  181 

hatte  der  Gesandte  damals  zu  beseitigen  gesucht,  indem  er  versicherte, 
der  Klerus  werde  eine  unabhängige  Beute  erhalten,  der  Sinn  sei 
blo6,  die  Nation  verpffichte  sich,  die  oberste  Protection  zu  Gunsten 
des  anständigen  Unterhalts  von  Gült  und  Klerus  zu  üben,  über  4ie 
Art  und  Weise  sei  nichts  bestimmt  ^).  Aber  es  entsprach  die  'V^rklichkeit 
diesen  Yerheissungen  nicht.  Die  Discussion  über  das  ganze  Reformprojekt 
begann  bei  den  Deputirten  am  9.  November  1844.  Der  Ausschuss 
der  Kammer  strich  vorerst  im  Art.  4.  die  zu  Gunsten  der  geistlichen 
und  Militärgerichte  gemachte  Ausnahme;  indem  er  ausführte,  nur 
die  Einheit  der  Gesetzbücher  passe  in  die  Yerfassungsartikel,  alles 
Andere  sei  hier  zu  unterdrücken.  Die  Commission  wolle  übrigens 
nicht  die  Militärs  und  Geistlichen  ihres  befreiten  Gerichtsstandes 
berauben,  sondern  diesen  Gegenstand  ganz  unberührt  lassen,  der  den 
politischen  Institutionen  fremd  sei  und  in  die  (Gesetzbücher  gehöre. 
Bei  der  Discussion  gab  der  Deputrrte  Perpinä  der  Fassung  der 
Regierung  und  der  Constitution  von  Gadix  den  Vorzug,  Pacheco 
bekämpfte  ihn  und  wollte  gar  kein  privilegirtes  Forum  anerkennen; 
Perpina  fand  keine  Unterstützung  und  die  Regierung  sprach  ihre 
Meinung  nicht  offen  und  entschlossen  aus.  So  fiel  der  von  ihr  be- 
antragte Zusatz.  Die  Commission  hatte  allerdings  nicht  unklug 
gehandelt,  als  sie  die  Frage  auf  eine  andere  Zeit  verschob^),  aber 
für  die  Unterhandlungen  mit  Rom  war  der  Ausgang  nicht  vortheil- 
haft.  Indessen  so  wenig  der  römische  Hof  von  der  Vertagung  der 
Frage  und  von  der  furchtsamen  Haltung  des  Kabinets  und  des  Con- 
gresses  befriedigt  war,  so  hatte  er  doch  keineswegs  die  ausdrück- 
liche Festsetzung  der  Erhaltung  des  geistlichen  Forums  zu  einer 
Bedingung  der  Unterhandlungen  gemacht.  Was  den  Art.  11.  be- 
triflt,  so  wurde  er  in  der  Passung  der  Regierung  angenommen.  Da- 
gegen ward  der  Antrag  von  vier  Deputirten  (13.  und  15.  November 
1844)  verworfen,  bei  den  Worten  »den  Cult  und  seine  Diener 
zu  erhaltene  beizusetzen:  »auf  eine  anständige  und  unabhängige 
Weise  3),  €  so  viele  Grande  auch  för  diesen  Antrag  sprachen.  Der- 
selbe schloss,  wie  GastDlo  bemerkt  %  in  sich  zwei  grosse  Principien : 
1)  das  kirchliche  der  Unabhängigkeit  der  Kirche  in  ihren  materiellen 


1>  Beiifhk  vom  4.  Nov.    Ap^nd.  n,  30.  p.  110—114. 

2}  In  dem  Erlass  vom  22.  Nov.  1844  (Ap^nd.  n.  36.  p.  127.  12Sl)  an  d«n 
Gesandten  in  Rom  ward  das  besonders  betont  und  erkiftrt,  Regierung  und  Com- 
mission seien  darin  einverstanden,  dass  Cierical-  and  MilitArpersonen  Ibr  Forum 
betaalten  sollten. 

S)  De  nna  manera  decorosa  4  independlente. 

4)  Yol.  n.  €.  5*  p.  96— loa 
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Subsistenzmittelu,  2)  das  der  aUgemeinen  Gerechtigkeit,  dass  die 
IndemuisatioB,  um  gerecht  zu  sein,  nicht  die  Stellang  der  schadlos 
zu  haltenden  Personen  alteriren,  yerschlechtem  darf.  Diese  ganz 
neuB ,  erst  seit  der  Beraubong  der  Kirche  eingetretene  Yerpflichtang  des 
Staates  zur.  Dotation  entstand  ans  der  Nothwendigkeit  jene  zu  ent^ 
schädigen;  eie  durfte  darum  die  Stellung  der  Kirche  nicht  Ter- 
schlimmem,  sie  nicht  aus  einer  Besitzerin  von  Gutem  zu  einer  blos 
salarirten,  abhängigen  Person,  nicht  ans  einer  Herrin  zu  einer  Sclavin 
machen.  Leitete  man  die  Obligation  nicht  aus  d^  Nothwendigkeit 
der  Entschädigung  ab,  so  blieb  die  Kirche  auf  ein  Corps  öffentlicher 
Beamten  reducirt,  ihre  materielle  Unabhängigkeit  war  yemichtet,  ihr 
Eigenthumsrecht  mit  Fassen  getreten.  Wohl  bestand  noch  das 
revolutionäre  Gesetz ,  das  den  »todten  Händen«  das  Eigenthumsrecht 
entzog;  aber  es  war  längst  Zeit  einzusehen,  wie  anarchisch  dieses 
Gesetz  war.  Wenn  die  päpstliche  Begiemng  mit  der  Fassung  des 
Artikels  nicht  zufrieden  war,  wenn  viele  Geistliche  G^wissensbedenken 
dagegen  hegten:  so  wollte  man  eben  nur  das  Ptincip^  keineswegs 
aber  die  alten  Beuten  der  Kirche  wieder  hergestellt  sehen;  die 
spanische  Regierung  verkannte  das  in  jenem  Antrage  liegende  Princip 
oder  es  gebrach  ihr  an  Kraft  es  zu  prockmiren.  So  konnte  die 
1 845  promulgirte  revidirte  oder  neue  Y er&ssung  der  Moderado's  vom 
kirchlichen  Standpunkte  aus  nicht  genügen. 

Was  nicht  in  der  Constitution  selbst  geleistet  werden  konnte, 
das  sollte  durch  eigene  Gesetze  zu  Gunsten  der  Kirche  geschehen. 
Die  Dotation  des  Cultus  und  Kleras  war  durch  ein  specielles  Gesetz 
geregelt  worden,  aber  nur  in  transitohscher  und  provisorischer  Weise, 
für  das  Jahr  1845.  War  es  schon  ein  Fehler,  dass  man  nicht  an 
eine  dauernde  Begelung  einer  so  wichtigen  Angelegenheit  dachte  und 
mit  nicht  ganz  überzeugenden  Gründen,  sich  zu  einem  blossen  Provi- 
sorium verleiten  Hess:  so  war  es  noch  schmerzlicher,  dass  dieses 
Provisorium  bestimmt  war  ein  Deßnitivum  zu  werden ;  dass  man  die 
Frage  nicht  als  Principienfrage  ansah ,  wie  sie  es  wirklich  war,  und 
keine  direkte  Prästation  für  die  Kirche,  keine  die  Unabhängigkeit 
ihrer  Diener  von  der  Staatsgewalt  sichernde  Dotation  zulassen  wollte. 
Man  verwechselte  die  Dotation  selbst  mit  ihrer  Form,  die  Qualität 
mit  der  Quantität,  die  Sache  mit  ihrer  Gmndlage.  Man  setzte  vor- 
aus, man  könne  den  Klems  nicht  dotiren,  bevor  man  mit  aller 
Genauigkeit  ausgerechnet,  was  es  kosten  würde,  was  man  vollständig 
noch  gar  nicht  übersehen  konnte,  während  die  Form  der  Dotation 
für  die  Kirche  wichtiger  war  als  ihr  Betrag  und  eine  gesicherte  kleine 
Beute  ihr  höher  stand  als  ein  grosser  Sold.    Man  betrachtete  über- 
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hmpt  die  Oeisüieheii  mehr  ab  Staatsbeamte  dran  als  Siaaisgläu^ 
biger  ^,  Sehr  gut  hatte  der  Depatirte  Pena  (7.  Jan.  1845)  hervor- 
gehoben, man  widerspreche  sich  seihet,  mache  den  Kleres  nnab- 
hiagig,  indem  man  ihm  die  nicfat  yerkaoflen  Oüter  selbststftndig 
anwdse,  und  wieder  abhftngig,  indem  man  ihn  zu  fast  zwei  Drittheilen 
ans  der  Staatskasse  sustentiie.  Das  progressistische  wie  das  ab- 
solutistische System,  die  beide  einen  stets  vom  Staatsschatz  ab- 
btagigen  Klerus  wollen,  seien  logisch,  TerstSndlich,  consequent,  nicht 
aber  der  Plan  der  ministeriellen  Moderados^).  üebrigens  erkannten 
1845  auch  viele  Frennde  des  Klerus  noch  nicht,  dass  dieser  Plan 
denselben  f&r  immer  unter  den  Staat  knechten  scdlte^.  Nicht 
venige  Spanier  kamen  zu  der  Einsicht,  dass  die  AbschalAuig  der 
Zehenten  ein  grosses  UngUok  gewesen  war;  schon  1840  hatte  man 
deren  Wiederherstellung  in  Angriff  genommen,  wo  aber  die  Bevo- 
lation  von  Barcelona  den  Vollzug  des  betreffenden  (Gesetzes  gehin- 
dert ;  1845  hatte  der  Finanzminister  A.  Mon  dieser  Wiederherstellung 
in  emer  modifieirten  Form  das  Wort  geredet*),  indem  er  zugleich 
nachwies,  dass  man  die  alten  spanischen  Zehenten  ^)  Mos  aus  poli-^ 
tische,  resp.  revolutionftren  Bficksichten  abgeschafft,  so  sehr  er  sich 
auch  bemühte,  denselben  Ar  die  Gegenwart  Bechnung  zu  tragen, 
iuch  Bodriguez  Gela,  Coira  und  acht  andere  Abgeordnete,  sowie  die 
Senatoren  Ruiz  de  la  Vega  und  Santaella  hatten  (Jan.  und  Febr. 
1845)  eine  theilweise  Wiedereinffihmng  der  Zehenten  als  das  beste 
Mittel  beantragt,  den  Klerus  anständig  und  ohne  zu  schwere  Be- 
lastung des  Landes  zu  dotiren;  viele  andere  Stimmen  sagten  das- 
selbe. Aber  immer  ging  man  darüber  mit  der  Voraussetzung  einer  allge- 
meinen Abneigung  gegen  solche  Pr&stationen ,  ihrer  Schädlichkeit 
und  Unzeitigkeit  hinweg^).  So  bHeb  die  einst  so  reiche  spanische 
Kirche  auf  lange  Jahre  hinaus  auf  das  kärglichste  Maas  von  äusseren 
^^ibsistenzmitteln  reducirt  ^. 

In  Born  hatte  die  fast  unerklärliche  Verwerfung  des  Goncor- 


1)  Caataio  11.  e.  7.  p.  ISl— 180. 

2)  ib.  p.  145.  146. 
8)  ib.  r.  9.  p.  200. 

4)  ib.  c.  7.  p.  150. 

5)  Die  frOheroi  Zetaenlen  in  Spanien  waren  doppelter  Art:  I)  €etreid- 
(Brod-)  Zebent,  diezmo  de  paoe  von  Walzen  ond  Gerste.  2)  Geldzetaent,  dfezmo 
de  maravidises  (Maravedi^  Iclehie  KupfermftDze)  c.  8.  p.  175. 

6)  ib.  c  S.  p.  207.  208.  e.  10.  p.  288.  287. 

7)  Dm  Jonmal  El  Catollco  batte  das  vieiftieb  veraas  verfcOndtgt,  z.  B.  aar 
14.  Dee.  1844, 
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dates  Tom  27.  April  ernste  ItiGssstsmmung  erregt ;  aber  die  gemadi- 
ten  Zusagen  war  man  strenge  zu  halten  immer  noch  bereit.  Durer- 
seits  glaubte  die  spanische  Begienmg  alles  Wonschenswerthe  erreicht 
zu  haben,  wenn  nnr  nodi  ein  Nuntim  in  Madrid  erschiene,  der 
einerseits  dem  Volke  die  wiederhergestellten  Beziehungen  zu  Born 
augenscheinlich  erweisen,  andererseits  den  InformativpxMsess  der 
designirten  Bischöfe  fuhren  sollte.  Schon  hatte  der  \(m  Gregor  XYI. 
zum  Nuntius  designirte  Prälat  Joh.  Franz  Brunelli,  früher  Professor 
des  canonischen  Bechts  an  der  Sapienza,  dann  Seeretär  der  Propa- 
ganda, nachher  zum  Erzbischof  von  Thessulonich  erhoben,  im  Mai 
alle  Vorbereitungen  zur  Abreise  nach  Spanien  getroffen,  als  die 
Nachricht  von  der  Verwerfung  des  Concordates  kam^).  Nun  ward 
seine  Abreise  aufgeschoben  und  neue  Verhandlungen  folgten,  um 
einen  apostolischen  Delegaten  zu  erlangen.  Am  26.  Juli  1845 
schrieb  der  Justizminister  an  die  Bischöfe,  seit  20.  Juli  sei  das 
Tribunal  der  Bota  der  Nuntiatur  wieder  eröfihet,  kraft  der  Ck»n- 
mission  des  apostolichen  Delegaten  ^).  Der  Vicesgerens  führte  einst- 
weilen die  Geschäfte.  Gregor  XVI.  ernannte  noch  einige  Bischöfe 
in  den  Colonien  Spaniens;  über  die  man  sich  bereits  verständigt; 
aber  die  erledigten  Bisthumer  selbst  wurden  nicht  besetzt.  Noch 
vor  seinem  Tode  ernannte  der  Papst  den  Monsignore  Brunelli  zum 
apostolischen  Delegaten  in  Spanien;  Pius  IX.  hielt  diese  Ernennung 
aufrecht,  aber  er  verlangte  vor  der  Absendung  desselben  die  Annahme 
einiger  Bedingungen  und  Cautionen,  die  endlich  zugestanden  wur- 
den, und  zwar  in  einer  ofBciellen  Note.  Insbesondere  musste  neuer- 
dings das  Becht  der  Kirche,  Eigenthum  zu  besitzen,  und  die  Ver- 
pflichtung des  Staates  zur  Bückgabe  der  noch  nicht  verkauften  Kirchen- 
guter  ,  sowie  zur  anständigen,  bleibenden  und  unabhängigen  Dotation 
djsr  Kirche  anerkannt  werden  3).  Erst  am  29.  Mai  1847  kam  Monsignore 


1)  Casiillo  II.  c.  11.  p.  3tS. 

2)  Colecdon  de  los  Concordatos  p.  296.  297. 

3)  Postquam  Gabernium  per  orflclalia  scripta  Nobis  signillcavit,  a  se  excipi 
el  admilti  condiilones  cautionesque  a  Nobis  antea  praescrJptas  veluti  iiajus  gra- 
vissimae  iractationis  fundamenia,  atque  insuper  recognosd  tum  Jus,  qoo  ecdesia 
pollet,  possidendi  sc.  quaecomque  bona  siabiiia  et  frugifera,  tum  obUgalionem 
sUtiv  restUaeiuli  eidem  ecelesiae  bona,  qoae  nondom  divendka  ftierant,  ac 
sijnal  constituendi  congruam  firmamque  dotem ,  quae  liberi  ac  proprii  Juris  esset 
Ecclesiae.  So  Pias  IX.  Encyl.  v.  5.  Sept.  1851.  Postquam  certiores  facti  somtis, 
praeclpuas  quasdam  ac  poiiores  conditlones  et  cautiones  a  Nobis  tniea  preescrip- 
taa  fuisse  adaiissas  ac  in  (Hto  poaltas,  sagt  der  Papst  in  der  Attacolion  vom  5.  Sept. 
1851. 


Braoelli  nach  Madrid,  wo  er  sehr  feierlieh  empbaigtak  ward^)  «nd. 
sahr  rfistig  arbeitete^  naooentttoh-  aä  der  Besetzimg  der  biichofliohen 
Stähle,  wie  Pin»  DL  in  der  AUecution  vom  17.  Deoeraber  1847  hervor-* 
hob^.    Am  22.  JuU  1848  aberreiehte  BrudK  ia  S.  IdeUbnao  dar 
Königin  endlieh  aein  Beglaubigimgasetura&aA  ala  Nnntiiis  enm  fiuml« 
täte  legaü  a  latere  und  Tags  darauf  Martiftez  de  la  Boaa  in  Bom  doBi* 
Papste  dae  seine  als  bevollmächtigter  Miairfar  und  aniatomidanfr^ 
lieber  Qeeandter').    Snt  damit  war  das  volle  Einvemehnieii  beider 
Hofe  ale  völlig  wiedarbargeetellt.  m  betrachten  und  ea  folgteii  m»/ 
mehrfache  Präconisationen  ^aniaeher  Bischöfe.  Beim  Ajosbrnche  der 
römischen  Bevolation  von  1848  war  Spaniens  Geaandter  sehr  thfttig;. 
durch  seine  Note  vom  21.  Deoember  1 848  ergriff  Martinea  de  laBosa  die 
Initiative  m  der  Conferena  der  katholiachen  Mächte  in  Qaeta  imd 
war  in  dieser  ein  ei^gar  Yottäinj^r  der  Bechte  des  Papstes«  Ebenso 
sandte  Spanien,  wo  in  den  psarkmentarisohen  Vef handlangen  Jnan 
Donoso  Corl^es  Marqnis  v<^n  Y aldegamas  glänzte  und  nsmentlkib  dnroh 
seine  berähmte.Bede  aber  die  Dictatnr  und  die  Bevx)ktion  (4.  Jan. 
1849)  weit  aber  di^  Pyirhenäen  hinaus  berühmt  ward  %  wo«  nachher 
aach  das  Gesetz  vom  8.  Mai  dam  späteren,  Ckmcordate  die  Wege 
ebnete,  1849  Tnqiipen  unter  f  emandez  de  Cordoba  gegen  die  römi- 
schen Bepublikaner  und  nahm  an  der  WiederhersteUnng  der  päpst- 
lichen Souverainietät  den  regsten  Antheil^).    In  der  Allocution  vom 
20.  Mai  1850  wurden  darum  auch  die  Verdienste  der  Begienmg 
Isabels  II.  um  den  heiligen  Stuhl  dankend  und  rühmend  erwähnt^. 
Die  Gähmng  der  Gemutiber  war  in  Spanien  immer  noeh  eine 
sehr  grosse,  auch  nachdem  Don  Carlos  (18.  Mai  1845)  in  Bourges 
zu  Gunsten  seines  Sohnes  Karl  I^dwig  auf  sedne  Suocessions-An- 
spruche  verzichtet  hatte  und  durch  die  Vermählung  der  Königin  mit 
ihrem  Vetter,  dem  Infanten  Franz  Herzog  von  Gadix  (28.  Adgust 
1848),  die   anderweitigen  Heirathsprojekte    beseitigt  waren '^.    Der 
Nuntius  Brunelli  musste«  mit  der  grössten  Umsicht  verfahren;  er 
gewann  auch  in  Madrid  allgemeine  Achtui^  ^).    Nach  neuen  Untere 

1)  Diario  di  Roma  1847  N.  4!s.    Moroni  1.  c.  p.  107. 
t)  Acta  MI  IX.  vol.  T.  p.  70—72. 
3)  Moroni  1.  c.  p.  198. 

^)ManiaUmb€H  im  Corr^yfondafit  1S53.    htn\  de  Ia  r(if%lott  6.' Sep- 
t(  oit^er  ^858.  . 

5)  Cr^tineatt^Joly,    L*egli$e  romain«  eu  faee  de  la  rt^volütfon.     Paris  ' 
1860.  vol.  iL  p^  458  seq.  Motoni  L  e. 

6)  Acta  Pli  IX.  vol.  |.  p.  22S.  2t7. 
7>  Moroni  p.  107.  198. 

b)  CastiUo  11.  p.  812. 
MH»i9  lir  UnfeMmM.  IV.  13 
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hftiMQimgen  und  DelnerwiadüAg  zaUloser  Sdiwierigkmteii^)^,  wbtehe' 
die*  Jahffe  1849  und  ISöO  hmdatvk  Um  M  As»prueb  nahmen,  btacbte 
er  endUck'  eine  neue  CoDvention  zu  Stande,  die  m  Madrid  am  16^ 
Mlfz  1851  vob  ifain  alr  ^|)0tlit}liem  tmd  dem  Minister  Maimel  Ber- 
tran  de  LiB  als  k&igiioh  «paaiiMohen  B«?oUmfiobtigten  unterzeich- 
ne4^«  von'bdidoii  9)beilen  ratiSoirt,  vevn  Papste  indbesondere  ^orcb 
di4  Büto'Ad  Ticariam  v<M  &.*^p<;ember  bestätigt  und  in  einer  AHocntion 
YOA'  gieielMm  Itage  terldöndigi  ward3)i  In  46^  ArtSkMn  worden' die 
vmmahiBdMen  kirchlichen  Angelegenheiten  geordnet;  man -liess  sieh" 
jetast  in  Madrid  eine  Masse  ton  Stipnlationeu  gerfkllen,  auf  die  man 
1846  ^^ht  hatte-eiageben  imlien.  Nach  Art.  1.  seil  die  katholiseh-  - 
aptisteüadh.  rdmisohe  Religion  mit  Anssehlnss  jedes  anderen  Cirlt\is^ 
stets  im  fische  mit  allen  nach  €k)ttes  Gesetz  nnd  den  canonischen 
Sanetiohen  ihr  anstehendem^  Beehten  und  Prärogativen  fortbestehen, 
dahei^  anch  naoh  Arte  2.  der  Ontemoht  an  allen  höheren  *nnd  nie- 
detaren,  diSeiitlioben  und  Ptmt-Anstalten  der  katiioMscfaen  Lehre  con- 
foim  and  desshalb  der  Einflnss  und  die  Anfticht  der  Ordinarien  be- 
zügfiek  derselben  vMlig  ungehindert  sein.  Die  Bfschdfb  und  Geist- 
lichen sollen  in  der  Ansübnng  ihres  Amtes  nicht  nur  nicht  be- 
lästigt^ sMidem  von  den  kdnigüehen  Behörden  geschützt  und  ge- 
flkderi,  die  Aahtang  vor  demselben  aufrecht  gehalten^  der  sittlichen 
Conmption  durch  verwegene  Verftiirer  und  schlechte  Schriften  auf 
ihren  Antrag  Bänhalt  gethan  werden  (Art.  3.).  In  allem,  was  zum 
Becbte  der  kirehUcfaen'  Autorität  und  zum  Amte  der  Ordination 
gehört,  werden  die  Bisehöfe  und  die  ihnen  unterworfenen  Geistlichen 
die  dmreh  die  CSaaones  bestimmte  voUe  Freiheit  gemessen  (Art.  4.). 
Ebenso  wird  (Art.  41.)  das  Princip  ausgesprochen,  dass  die  Kirche 
unter  jedem  Titel  iägenthum'  erwerben  kann  und  dasselbe  unver- 
letzlich bleiben  muss,  Suppressionen  oder  Unionen  nur  unter  Da- 
zwisohenkunft  des  heiligen  Stuhles  vorgenommen  werden  können 
unbeschadnt  der  den  Bischöfen  durch  das  Tridentinum  verliehenen 
FaoultftteB.  Diese  Grundsfttae  waren  es  besonders,  auf  deren  Aner- 
kennung der  päpstliche  Stuhl  in  Spanien  fortwährend  zu  dringen  hatte. 
Die  schon  1845  in  Aussicht  gestellte  neue  Circumsciiption  der 


1)  Die  Balle  vom  5.  Sept.  Iftll  sigt:  Ea  fkiii  oefelienim,  qttae  eomponenda 
eraot,  muUilodo,  gravitas  et  difflcultas,  ot  nonnisi  ex  longa  operosaqoe  eonsal- 
tatione  Conventio  ioiri  potaerit. 

2)  Diese  ActenstQcke  steben  sämmtUdi  Aeta  Fli  JX.  Tof.  I.  p.  298—841. 
Anoalt  delle  science  religiöse  Ser.  IL  t.  X.  p.  250  3eq. 

3)  Nacb  der  Constitution  von  1812,  die  es  expUdte  sagt,  wilH«nd  die  von 
1S4Ö  implidte  dafOr  leogen  soUte. 
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spumhen  Diteesen  ward  Art.  5.  taatB  Nene  zugesichert,  aber  aücli 
zagleieh  in  den  Onmdzügen  festgeetelH.  Zu  dea  bestebenden  aehtMetro- 
poldD  Bm^os,  Saragossa ,  Composteüa ,  Oranadä ,  Sevilla ,  Tarragona, 
Toledo  und  Valencia  kam  als  nennte  Yalladolid ,  zn  den  48  Bte- 
thünem ,  die  nach  der  Union  einiger  Catiiedralen  mit  anderen  noch 
blieben,   drei  nene:   Gindad  Real,  Madrid   nnd  Vitboria.     tänige 
Bisehofiodtze  wurden  nach  anderen  St&dten  transferirt,  den  Ordinarien' 
wurden  for  den  Fall  des  Bedfirhiidses  HilfsbisehOfe  zugesichert,  denen 
TOQ  Genta  und  Tenerifii  sogleieh  zugesprochen.    Wo  es  wegen  der 
Tereinigniig  mehrerer  Di(k3e8en  oder  aus  einem  anderen  Grund  nOthig 
schien,  sollten  auch  besondere  Generahricare  best^t  werden.    Kach 
Art.  8.  BoU  es  keine  exemten  Bischöfe  mehr  geben,  sondern  alle 
unter  einem  Metropoliten  stehen;  Leon  kam  unter  Burgos,  Otiedo 
uoter  Compostella.    Es  wurden  zugleich  Art.  6.  den  einzelnen  Metro- 
polen ihre  SuflRragankirchen  {angewiesen:  Burgos,  'Rirragona,  Toledo 
erhielten  deren  je  6,  GomposteUa,  Saragossa,  Granada,  Yalladolid 
je  5,  Sevilk  und  Valencia  je  4  %    Nach  Art.  7.  sollen  dem  Nuntius 
besondere  Faoult&ten  veriiehen  werden,    um   »coUatis   cum  Begio 
ßubemio  consilüs«  die  Grenzen  dieser  neun  Metropolitan-  und  46 
Cathedralsprengel   festzustellen.     Da  die  tier  Militärordetn  von  St. 
Jaeob,  von  Alcantara,  Galatrava  undMontesa^)  ein  sehr  zerstreutes 
Territorium  hatten,  woraus  fBr  die  kirchliche  Begierung  viele  Nach- 
theile hervorgingen,  man  aber  doch  diese  um  Kirche  und  Staat  hoch- 
verdienten Ritterorden,  deren  Grossmeister  die  katholischen  Könige 

1)  Da  die  lateinischen  Namen  im  Text  lües  Concordats  viejracü  von  den 
spar/iscben  abweischen,  so  setzen  wir  zum  besseren  VerstSndniss  des  (Archiv  VH. 
380.)  gedmckten  Textes  Mer  die  letzteren  bei: 

BistkCkmer  aoter 
l  Burffos:  1.  CaUliorra  und  Calzad«  oder  Loerono.    2.  Leon.    S«  Osna.   4. 

Palencia.    5.  Santaoder.    6.  Vittoria. 
11.  Compoatella:  1.  Orense.    2.  Lugo.    3.  Mondenedo.    4.  Oviedo.    5.  Tay. 
l\i  Saragossa:  1.  Jaca.    2.  Hoesca.    3.  Pampclona.    4.  TerueL    5.  Tarazona. 
IV.  Qranada:  1.  Atmeria.    2.  Cartagena  oder  Mmrcia.    3.  Jaen.     4.  Goadix. 

5.  Malaga. 

V.  Sevilla:  1.  Canaria  (Tenerifa).    2.  Cordoba.    3.  Cadix«    4.  Badi^oz. 

VI.  Tarragona:  1.  Barcelona.    2,  Girona.     3.  Lerida.     4.  Tortosa.    b,  Urgel. 

6.  Vlcb. 

VII.  Toledo:  f.  Coria.    2.  Ciodad  Real.     3.  Cuenca.    4.  Madrid.    B.  Plarentla. 
6.  Sigoenza. 

Vltf.  Valencia:  1.  Majorca.    2.  Minorca.  3.  Oiihuela  oder  Alicante.    4.  Segorve 

(Castelon  de  la  Plana). 
IX.  Valladolid:  1.  Atlla.    2.  Astorga.    3.  Salamanca.  4.  Segovia.  5.  Zamora. 

2)  Vgl.  Art.  I.  {Archiv  X.  S.  21.)  Art.  IV.  (das.  XL  S.  253.  17.  12.) 
Moroni  I.  c.  p.  49. 
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gewesen,  erhalten  wollte:  so  bestimmte  Art.  9.,  dass  bei  der  neoen 
GrenzbestimmoDg  der  Diöcesen  eine  bestimmte  Zahl  von  Orten  in 
einem  abgerundeten  District  femer  der  kirchlichen  Jorisdictioti  des 
Grossmeisters  unterstehen,  alle  übrigen  aber  zur  nächstliegenden 
Diöcese  geschlagen  werden  sollten.  Das  neue  Gebiet  sollte  ^i^Pnarat 
der  Bi^rordenc  heissen  und  der  Prior  ein  Bischof  in  partibus  sein. 
A;i^ij.  10.  bestimmt« ,  dass  jeder  Ordinarius  auf  seinen  Sprengel  be* 
scbxto^t  hleü^  und  die  anter  was  immer  für  Titeln  in  Orten  fremder 
DjiOcesen  bisher  geübte  Jurisdiction  anfsuhdren  habe«  Ebenso  sollten 
nach  Art,  U.  aUe  privilegirten  und  exempten  Jorisdietioman,  auch 
die  der  Johanniter,  aufgehoben  sein  .mit  Ausnahme  der  Befugnisse 
1)  des  l^öniglichen  Grosscaplans  %  2)  des  Generalvicares  dee  Heeres )), 
3)  der  Art.  9.  genannten  Ritterorden,  4)  der  OrdensprUaten,  5)  des 
Nuntius  bezüglich  der  Kirche  und  des  Spitals  der  Italiener  3),  6)  des 
G^ieralcommissärs  der  Cruzada.  Art  12.  hob  die  Generaloollectur 
der  Spolien  und  Annaten  auf  und  wies  die  Administration  der  Inteiv 
calarfrüchte  dem  Commissariat  der  Ereuzesbulle  zn.  Sbenso  wurde 
das  königlich  apostolische  Tribunal  der  Gnaden,  del  Excusado  ge- 
nannt^ unt^druckt 

Eine  weitere  Beihe  von  Bestimmungen  betraf  die  CapiteL  An 
allen  Metropplitan-  und  Donüurchen  sollten  femer  mit  Beseitigung 
früherer  anderer  Würden  a)  folgende  Dignitäten  bestehen :  1)  die  des 
Deeans  (pnma  post  pontifiealem) ,  2)  die  des  Archipresbyter , 
3)  die  des  Archidiaeonus ,  4)  die  des  Gantor,  5)  die  des  Praefeotns 
scholae,  dazu  bei  Metropolen  6)  die  des  Thesaurarius ,  bei  der 
Kirche  von  Toledo  ausserdem:  7)  die  des  Grosscaplans  de  Beyes 
sowie  8)  die  des  Grosscaplans  der  Mozzaraber;  9)  bei  der  von 
Sevilla  die  des  Grosscaplans  von  St.  Ferdinand,  10)  bei  der  Cathe- 
drale  von  Oviedo  die  des  Abtes  der  CoUegiatkirche  vom  Heiligthum 
de  Monte  Ausenio  in  der  Covadonga  genannten  Höhle,  b)  die  Canoni- 
cate  wurden  nach  altspanischem  Herkommen  eingetheilt  in  die  vier, 
in  allen  Kirchen  gleichmässig  fortbestehenden  de  oficio  (Magister, 
Doctor,  Lector,  Poenitentiarius)  und  die  de  gracia  (Art.  13.)  Die  Zahl 
der  letzeren  bestimmt  Art.  17.  näher.  Toledo,  Sevilla,  Saragossa  er- 
hielten 28,  Tarragona ,  Valencia ,  Gompostella  26,  Burgos ,  Granada, 
Valladolid  24  Canonicate,  die  BisthOmer  theils  20,  theils  18,  theils 


1)  Seit  Paal  IIL  Titularpatriareh  von  West-ludien.    Vgl.  Phillips  Kirchen- 
recht  II.  S.  71.  S.  62.  GS. 

2)  Frflher  waren  diese  beiden  WOrden  vereintet.    Vgl.  Art.  Y.  Archiv  XI. 
Seite  S69. 

S)  Vergl.  Art.  I.  Archiv  X.  S.  30. 
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16  Capitalare.  AUen  Capitnlaren  wurde  ffir  die  Zakünft  gleiches 
^iminrecht  verlielien.  Dazu  kamen  c)  die  Beneficiaten:  in  Saragossa 
28,  Toledo  24,  Sevilla  22,  in  den  anderen  Metropolen  20,  in  den 
Bisthfimem  12—16,  nur  in  Madrid  20,  in  Minorea^)  10  (Art  17.) 
Die  Beneficiaten  oder  assistirenden  Caplftne  gehören  nicht  tum  Capitel. 
Alle  Ganoniker  and  Beneficiaten  sollen  die  Priesterweihe  haben  oder 
bümen  Jahiesfirist  erlangen  (Art.  16.)  Den  Erzbischöfen  und  Bischöfen 
steht  es  zu,  so  oft  es  nöthig  nnd  nützlich,  das  Capitel  zu  vetsammeln 
and  ihni  zu  präsidiren  wie  auch  bei  den  Concursen  for  Präbenden, 
ohne  dass  ein  Privileg  oder  ein  gegentheiliger  Gebrauch  ihnen  den 
VorsitK  entziehen  könnte.  So  oft  sie  dem  Capitel  präsidiren,  haben 
8ie  in  Allem,  was  ihre  Person  nicht  berührt,  Stimmrecht  und  bei 
Stumaengleichheit  geben  sie  den  Ausschlag.  Bei  allen  dem  Capitel 
zQstehendeB  Wahlen  und  Ernennungen  hat  der  Bischof  3,  4  oder  5 
Sthnmeai,  je  nachdem  die  Zahl  der  Gapitularen  16,  20  oder  über  20 
beträgt  Ist  er  nicht  persönlich  anwesend,  so  müssen  einige  Deputirte 
des  Gremiums  bei  ihm  die  Abstimmung  erholen.  Wo  der  Bischof 
nicht  prftsidirt,  steht  das  Präsidium  dem  Decan  zu  (Art.  14.).  Als 
Senat  des  Bischoft  ist  das  Capitel  um  seinen  Bath  oder  auch  um 
seine  Zustimmung  überall  da  zu  befiragen,  wo  es  die  canonischen  Ge- 
setze und  besonders  das  Tridentinum  verlangen.  Alle  entgegenstehen- 
den Gewohnheiten  oder  Privilegien,  die  zum  NachtheO  der  bischöf- 
lichen Autorität  in  Spanien  dagegen  Platz  gegriffen  haben,  sind  als 
aufgehoben  zu  betrachten  (Art.  15).  Was  die  Besetzung  der  ge- 
nannten Stellen  betrifft,  so  wird  den  spanischen  Monarchen  die  Ver- 
leihung der  Decanswfirde  zugestanden.  Der  heilige  Stuhl  verleiht 
anstatt  der  52  durch  die  benedictinische  Convention  von  1753  ihm 
reservirten  Beneficien ,  die  Würde  des  Cantor  an  allen  MetropoUtan- 
kirehen,  sowie  an  22,  namentlich  aufgeführten  Cathedralen,  an  den 
übrigm  Cathedralen  ein  Canonicat  de  gratia,  und  zwar  nach  Norm 
der  genannten  Conventionen.  Die  Canonicate  de  oficio  werden  nach 
stattgehabtem  Concurs  von  Bisehof  und  Capitel  vergeben.  Alle  anderen 
Dignitäten  und  Canonicate  werden  alternatim  von  Ihrer  Majestät 
und  den  Ordinarien,  die  Beneficiatenstellen  ebenso  von  Ihrer  Majestät 
sowie  Bischof  und  Capitel  verliehen.  So  oft  ein  Canonicat  oder 
Beneficium  durch  Resignation  oder  Promotion  des  Inhabers  erledigt 
wird,  fiUt  die  Besetzung  der  Krone  zu  mit  Annahme  der  detn  Papste 
reservirten  Pfründen.    Ebenso  hat  die  Krone  das  Besetzongsreeht 


1)  Üebef  die  frlWieren  CapKelsverbältnisse  von  Minore«  vgl.  Pius  VU.  Coiist. 
427.  (Ml.  Kern.  ebne.  t.  VIU.  p.  ZZ.  24.)  d.  d.  9.  Hai  1806. 
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l^  Benetton,  die  sede  vaeante  erledigt  werden  oder  noch  anbesetzt 
sind  zur  Zeit  des  Todes,  der  Translation  oder  Besignation  des  col- 
lationsberechtigten  Prälaten,  dessgleichen  bei  den  Dignitä4;en,  Ganoni- 
caten  nnd  Fräbenden  der  neu  zu  errichtenden  Gathedralen  und  bei  den 
neu  hinzukommenden  Benefiden  dar  neue»  Metropole  Yalladolid  mit 
Ausnalwe  der  dem  Papste  reservixten  Stellen  und  der  in  gewöhnlicher 
Form  zu  besetzenden  Gaponieate  de  oflcio  (Art  1&).  Nach  einigen 
weiteren  Dispositionen  bezüglich  der  Besiden^flicfat  und  der  Ounm- 
latJLon  von  Fläranden  (Art.  19.)  wird  bezöglich  der  Verwaltmag  erle- 
digter Bisthämer  das  Decret  Trid.  Sess.  XXIY.  c.  16.  de  ref.  mit  Auf- 
hebung aller  entgegenstehenden  Gewohnheiten  und  Privilegien  zur 
allgemeinen  Beobachtung  vorgeschrieben  (Art.  20.)« 

Was  nun  die  Collegiatcapitel  betrifft,  deren  Anzahl  in  Spanien 
sehr  bedeutend  gewesen  war  und  die  durch  die  Bevolution  hedeutende 
Nachtheile  erlitten  hatten,  so  hatte  sich  ergeben,  dass  unmöglich  alle 
forterhalten  werden  konnten  und  es  war  daher  mehijhch  die  Suppres- 
sion  des  grössten  Theils  derselben  beantragt  worden*  Nach  Art.  2 1 . 
des  Goncordates  sollen  folgende  fortbestehe]!:  1)  das  Gollegium  der 
königlichen  Gapläne  in  Madrid,  2)  die  »Kirche  der  Könige  und  der 
Mozzaraber«  zu  Toledo,  3)  die  des  heil.  Ferdinand  zu  SevUla.  4)  die 
der  »katholischen  Könige«  zu  Granada,  5)  die  Gollegiatkirchen  in 
Provincialhauptstftdten,  die  nicht  Bischo&sitze  sind,  6)  die  unter  Privat- 
patronen stehenden,  wofern  die  Patrone  die  Last  auf  sich  nehmen, 
sie  in  der  geziemenden  Weise  zu  unterhalten,  7)  die  von  Mens  Ause- 
nius,  von  St.  Isidor  in  Leon  sowie  sechs  andere,  die  gleichfalls  zu  den 
berühmteren  gerechnet  wurden,  endlich  8)  sollen  die  ehemaligen  Ca- 
thedjraten,  die  jetzt  (nach  Art.  5.)  zu  .anderen  Diöcesen  geschlagen 
wurden,  als  Gollegiatkirchen  erbalten  bleiben.  Alle  übrigen  dagegen 
.  ohne  Rücksicht  auf  Ursprung,  Alter  und  Fundation  sollen  zu  einfiichen 
Pfarrkirchen  mit  der  gehörigen  Anzahl  von  Priestern  umgewandelt 
werden.  Die  Exemtion  der  bestehenden  Gollegiatcapitel  von  der 
bischöflichen  Gewalt  hört  gänzlich  auf,  alle  Gollegiatkirchen  soüen 
zugleich  Pfarrkirchen,  und  wenn  in  einer  Stadt  mehrere  P&rreien 
sich  finden,  durch  den  Titel  parochia  major  ausgezeichnet  sein.  Nach 
Art.  22«  soll  der  Klerus  der  Gollegiatkirchen  bestehen:  a)  aus  dem 
Vorsitzenden  Abt,  der  die  Seelsorge  übt,  b)  Uns  zwei  Gauonilodm  de 
oficio^  dem  Magister  und  Doctor,  c)  aus  acht  Ganonikem  de  graoia, 
d)  aus  sechs  assistirenden  Gaplänen  oder  Beneficiaten»  Was  für  die 
Besetzung  der  Stellen  und  die  Gapitelsverwaltung  in  Domcapiteln  fest- 
gesetzt ward,  soll  auch  für  die  Collegiatcapitel  gelten  (Art  ^.). 

Ebenso  mussten  die  Pfarreien  bedeutende  Yerftnderupgen  .«(- 
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Mrea.  Dalffr  worden  die  Ordmarien  mgßmetm,  eipe  aaae  Begelong 
und  Circumacnptioii  derselben  mit  Bäcksicht  aitf  die  besonderea  V^bSjU- 
nisse,  nach  Vemehmoog  der  Betbeiligten  und  im  Einvernehmen  mit 
der  A^erong  Torzonehn^en  (Art.  24.),  Gorporationen  iÜB  solche 
sollen  keine  selbstständige  Seelsorge  pleno  jnre  mehr  haben,  aondam 
darin  dem  gemeinen  Be^t  onterwoffen  sein,  die  an  kleineren  Sonshen 
und  Capellen  angestellten  Priester  dem  betreffenden  Pfarrer  bezQg- 
lieh  des  Gultos  und  der  religiösen  Functionen  unterstehen  (Art  8^.)* 
Alle  Pfarreien  königL  Patronats  sind  in  der  Art  mittelst  des  triden* 
tiniaGhea  Concnrses  zu  vergeben,  dass  tbrei  deic.  approbirtep: Bewerber 
der  Begierung  zur  Ernennung  vorgeschlagen  werden  und  jedes  ent- 
gegenstehende Privileg  soll  aufgehoben  sein.  Der  geistliche  Patren 
hat  eb^iso  unter  drei  Approbirt^  zu  wähleur  der  Laienpatron  unter 
denen,  die  ihre  im  Concurs  erlangte  Approbation  binnen  vier  Monaten 
nachgewiesen.  Die  Hulfipriester  der  Pfarrer  werden  vom  Bischöfe 
nach  vorgängigem  Synodalexamen  ernannt  (Art.  26.).  Es  soH  übri- 
gens bei  der  neuen  Begelung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  gehörig 
darauf  B^cksicht  genonamen  werden,  dass  die  Bechte  der  jetzigen 
Inhaber  von  Beneficien,  die  unterdruckt  werden,  keinen  Nachtheil 
erleiden  (Art.  27.). 

Aach  die  Semimmen  waren  in  einem  traurigen  Zustande.  Die 
spanische  Begierung  hatte  den  Plan  ausgesprochen,  baldmöglichst  und 
ün  Einvemehmen  mit  dam  heil.  Stuhle  dtneral-Seminanen  zu  er- 
richten »*  in  denen  die  kirchlichen  Studien  in  grösserer  Ausdehnuqg 
und  mit  reichlichere  Mitteln  betrieben  ii^erden  sollten  ^).  Indem  der 
Papst  auf  diesen  Plan  einging,  drang  er  nichtsdestoweniger  entschie- 
de darauf,  dass  jede  Diöcese  ihr  nach  den  tridentinischen  Vorschriften 
eingerichtetes,  bezüglich  der  Aufnahme  der  Alunmen,  des  Unterrichts 
und  der  Disciplin  ganz  dem  Bischöfe  unterstehendea  Seminar  behalte 
oder  von  Neuem  erlange»  Das  wurde  auch  Art.  28.  festgesetzt 
imd  ndi>stdem  bestimmt,  dass  da  wo  in  Folge  der  neuen  Eintjiieilung 
der  Diöcesen  ein  Bisthum  zwei  Seminarien  erhalte,  beide  fortbestehen 
sollen,  BQ  lange  es  dem  Ordimurius  und  der  Begierung  gleichmässig 
er^riesslidi  ersidieina  Zur  Ausführung  dieses  Artikels  erschienen 
nachher  mit  Beirath  der  Bischöfe  kenigliche  Verordnungen  voip 
21.  Mai  und  28.  September  1852  über  die  Studien  in  den  Senainarien. 


1)  Ein  solches  Generalserainar  fOr  seine  Staaten  errichtete  Pins  IX.  nach- 
^  lelbfit  am  28.  Juai  1853  i«  dem  SeiDinariuiD  Pium,  nreilieh  in  ganz  anderer 
Weise,  als  die  ifecmfeneQ  JoseRhiDiacben  Generalsemlnarien  des  vorigen  Jahr- 
bQQderts.    Vgl.  Ami  de  la  religion.  8.  Sept.  1859,  P*  5M., 
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Was  die  geisUkhen  Oräm  betrifit,  so  hatte  die  Regierang  nur 
einige  wenige  derselben  erhalten  wollen  und  die  Wiederherstelhmg 
aller  f&r  unmöglich  erklftrt.  Danun  setzt  auch  Art.  29.  nar  so  viel 
fest,  zum  Zwecke  der  Aashülfe  in  der  ordentUehen  Seelsorge,  zur 
Abhaltung  von  Missionen  und  Exercitien,  zum  Dienste  von  Kranken 
und  m  anderen  Liebeszwecken  werde  die  Begierung,  welche  ffir  die 
Ifissionen  in  überseeischen  Besitzungen  bessere  Vorsorge  treffen' wolle, 
in  Berathung  mit  den  Ordinarien,  da  wo  es  nöthig,  Häuser  und  Con- 
gregationen  der  Lazaristen  (von  St.  Yineenz  von  Paul),  des  Oratoriums 
(von  Philipp  Neri)  und  noch  von  einem  anderen,  vom  heil.  Stuhle 
approbürten  Orden  errichten  lassen,  während  bezüglich  der  Nonnen 
Art.  '30.  die  Erhaltung  der  barmherzigen  Schwestern,  sowie  jener 
Nonnenklöster  zusicherte,  die  neben  den  kontemplativen  Leben  auch 
dem  unterrichte  der  weiblichen  Jugend  und  den  Werken  der  christ- 
lichen Charitas  sich  weihen  und  die  Ordinarien  angevriesen  werden, 
jene  Nonnencongregationen  in  Erwägung  aller  Umstände  zur  Ein- 
fOhrung  vorzuschlagen ,  in  denen  ihres  Erachtens  die  Zulassung  von 
Novizinnen  und  deren  Profess  ^spriesslich  sein  wird.  Niemand  aber 
soll  zur  Ablegung  der  feierliehen  Gelübde  zugelassen  werden,  fihr 
dessen  Sustentation  in  der  gehörigen  Form  nicht  gesorgt  ist. 

Eine  weitere  Beihe  von  Stipulationen  betrifft  den  Unterhalt  der 
Kirchenbeamten  und  des  CtMae  sowie  das  kirehlidie  Vermögen,  Art. 
'31.  bestimmt  das  jährliche  Einkommen  der  Erzbischöfe  und  Bisehöfe. 
Das  Maximum  desselben,  das  Einkommen  des  Erzbischofs  Primas  von 
Toledo ,  beträgt  160,000  Beales  de  Yellon ,  das  Minimum ,  die  Be- 
venuen  der  Auxiliarbischöfe  von  Genta  und  Tenerifk  40,000  Vt  ^" 
sehen  beiden  stehen  die  Bezüge  der  Brzbischüfe  von  Sevilla  und  Va* 
lencia  mit  150,000  Bealen,  die  der  Erzbischüfe  von  Compostella  und 
Granada  mit  140,000,  während  die  vier  ülHrigen  um  10,000  weniger 
haben,  dann  die  der  Bischöfe  von  Madrid  und  Barcellona  (110,000  B.), 
die  von  vier  weiteren  Bischöfen  (100,000),  die  der  übrigen  BischÜfe 
(90—80  Tausend  B.).  Der  Titularpatriarch  von  Indien  soll,  wofern 
er  kein  eigenes  Bisthum  hat,  denselben  Gehalt  wie  die  Erzbischöfe 
von  Sevilla  und  Valencia  beziehen  und  die  zum  Oardmal  erhobenen 
Bischöfe  als  solche  noch  20,000  Bealen  erhalten.  Diese  Einkünfte 
sind  von  jeder  Schmälerung  frei  zu  erhalten  und  die  Kosten  der 
Bullen  u.  s.  f.  von  der  Begierung  zu  bestreiten.    Nebstdem  haben  die 


1)  Ehi  Rcdl  d«  Vellon  ^  7  kr.  sOdd.  W.  Der  ErsbisehCfr  von  ToMo 
bitte  demnach  1^,606  fl.  40  kr.,  die  von  SevHIa  und  Viieod«  17,5000.,  die  EWei 
AoiiliarblscbOfe  je  4466  0.  40  kr. 
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FrAhiBB  den  Oennss  der  nicht  yeittnsserten  Pftl&8te  und  Gftrten, 
floirie  mA  dM  Beeht  dee  IMareiis  tber  ihre  HinterlassenBchaft  mit 
Awnahme  der  auf  die  Naohfdger  Abergehenden  PontiflcalUeider, 
iodam  der  Mheroi  Oesatzgebong  aber  die  Spolien  derogirt  wird. 
Ebene  efaid  die  Bezäge  der  Dignitftten  und  Ganoniker  Art.  82.  gere- 
gelt *).  häa  EinkMuhen  der  Pfiirrer  in  Städten  wiiA  auf  8—10 
TaoMBd  Bealen  fliirt^),  das  der  Oeconomen  und  Ck>adjatoren  anf 
2—4  Taoaead.  Ebenso  Wie  bei  den  Bischöfen  sollten  die  nicht  ver- 
ksof  ten  Hftnser  und  Ghmndstäbke,  die  ehedem  zum  Beneflcialgut  ge- 
hört, bei  demselben  verbleiben,  die  Stolgebühren  und  üblichen  Obla- 
tionen  aofredtt  gehalten  weiden  <Art.  33.).  Für  den  Cultos  wurden 
den  Ifetrc^olitankirchen  jihrlich  M— 140,  den  Gathedralen  70—90, 
den  GeOegiatkirehen  20—30  TanseiNl  Bealen  zugesprochen,  den  Pfarr- 
kirchen neben  gewissen  dblichen  Taxen  mindestens  1000  Bealm. 
(Art.  84w)  Den  Diöeesanseminarien  sind  je  nach  Bedürfiiiss  und 
DmstiBdtt  j&hrlidi  zwisdien  90  und  120  Tausend  Bealen  zuzuweisen. 
Zugldeh  nimmt  die  B^ierung  die  Fürsorge  f3r  besseren  Unterhalt 
der  Ordenshftnser,  die  Art  29.  genannt  sind,  auf  sich.  Die  Nonnen- 
Uöster  sind  znnftchst  auf  die  Mitgift  der  eintretenden  Nonnen  ange- 
wi^en.  Die  noch  moht  yerftnsserten  und  im  Besitze  der  Regiernng 
befindfichen  Gtter  früherer  oder  jetziger  Nonnenklöster  sollen  sofort 
den  Ordinaiieii,  in  deren  Sprengel  dieselben  sind,  zurückgegeben,  aber 
in  Anbetradrt  ihfes  jetzigen  Standes  und  des  Bedürfiiisses  einer  grosse- 
ren Ausgleichung  nadi  der  Briambniss  des  heiligen  Vaters  im  Namen 
der  eigenthumsbereohtigten  Orden  unter  Wahrung  der  canoniscfaen 
Form  und  unter  Daswisohenkunft  eines  B^erungsbeamten  in  dffeni- 
lieber  Versteigerung  Terkauft  und  der  Erlös  in  unübertragbare  (vin- 
calirto)  Einseichnungen  der  dreiprocentigen  consolidirten  Staatsschuld 
omgesetzt  werden  ^ ,  deren  Zinsen  unter  die  g^annten  Klöster  nach 


1)  Die  DeeanatswArde  bat  m  TMedo  etn  Einkommen  von  24,000  R.  (c. 
2799  fl.),  in  den  aiMferm  MeCropoten  van  20^000  (2MS  fl.  20  kr.},  ia  den  Bls- 
tbOu^ni  19,000  (2100  fl.).  In  Colleglatkirdien  bat  die  «rate.  Dignltlt  15,0Qa  R. 
Die  anderen  Dignit&ien  und  die  Canonlcate  de  oflcio  erhalten  in  den  Metropolen 
IMOO,  in  den  BisthQmern  14,000  R.,  die  anderen  Canonicate  in  ersteren  ebenso, 
h)  letzteren  12,000  R.    Die  Beneficiaten  haben  je  S,  6,  S  tausend  Realen. 

t)  Die  Cofigroa  ^er  Landpfkrrer  h^Mgt  demnaeh  nur  256  fl.  20  kr. 

a>  Eine  Besi4|ndimg  dieaer»  wie  der  Art  3S.  sanctieDirten  Masaregel  gibt 
dn  Papst  am  5.  Sf|)t.  in  den. Worten:  ciiqi  ex  9ravU)os  ac  fldedigpnls  testigioniis 
icceperimiis,  nonnalla  ex  iisdem  bonis  nondum  alienatia  ita  in  deteriiis  esse 
prolapsa  et  administrationis  incommodis  obnoxia,  ot  evidens  constet  Ecciesiae 
QiBltas,  s«  memni  pretinm  in  pubHci  aeris  allenl  reditus  namqnam  qnaTis  atia  ra- 
tlooe  tranafereados  convertator  ete.   Acta  itt  vei;  I.  p.  99a. 
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B^dSpfnisg  und  ütnständen  vertheilt  weiden  (Art.  35«).    Diese  fieetiliL- 

tmii^[6ft  Bind  so  zu  rerateheB,  dass  aoMd  diB  Unidi&iMle  es  gestättm, 

daä  angegebene  fiinkommeD  der  Kirchen/ Geistliidienilnd  fieügiaOBen 

■vcrvmehii  und  falls  <fie  angewiesene  Samme  nicM  anSDaiehit^  you  der 

Aeg^ernng  Vorsoifpe  getroffen  werden  soll  (Art^  3öi).    Die  intomlair- 

-Mchte  von  Bi^thumem  sind  naeh  Abzug  der  Kosten  fBr  Bestanration 

der  Msokdflichen  Wjehnu^  nnd  andere  Zwecke  dem  DiOotisananunAre 

•und  dem  Amtsnachfolger  zu  glei^n  Theilen  abznlie&ni.    Aus  dbn 

lotercalarien  von  D^nitftten,  Caaonioaten,  P£ttr-  nnd  andren  Ffritai- 

-den  soll  in  jeder  Diöeese  ein  Fond  ffir  sduseroidelittiohe  kircUiöhe 

Bedärfoiss^  gebildet  werden,  welcher  der  Veif&gung  de»  Ordinanns 

<nntersteht  und  ausserdem  noch  ans  Beitragen  der  neoemannten  Be- 

nefieiai^,  die  dem  zwölften  Theile  ihres  Jahreseinkommem  aitiqpredieb, 

vermehrt  werden  soll  (Art.  37.). 

Um  nan  die  Mittel  zu  beschaffen,  ans  denen  die  obänbezdchnetai 
Sunmien  für  Kirchen  und  Kirchendiener  wie  foK  die  besteheDAcn  geist- 
lichen Orden  gezahlt  weiden  sollten,  konnte  man  nicht  bei  dem  im 
Gesetze  vom  3.  April  1845  Festgestellten  stehen  bleiben,  sondern  man 
-combinhrte  damit  «ndere  Massregeln,  die  in  Umlleher  Weise'  schon  im 
Oongress  und  S^iat  damals  vorgeschlagen  worden  waren.  Ea  soll 
nämlich  der  Fond  für  Dotation  von  Cnltus  und  Kiens  nmeh  koL  88. 
gebildet  werden:  a)  aus  den  Erträgnissen  der  ni(^  verftvaserten  Ii&- 
mobilien,  die  durch  das  obengenannte  Gesetz,  Art.  2«^  deoi  Klerus  le- 
stituirt  worden  waren,  h)  aus  dem  Brtrag  der  Orasada,  o)  ans  deti  Bin- 
kauften  der  Guter,  die  den  erledigten  und  eriedigt  wecdenden  Coai- 
menden  und  Magistraten  der  vier  MiUtärofd«!  mgehören.  d)  Snbei- 
diarisdi  aus  dem  Brtrag  ein^r  Auflage  auf  den  st&dtisohen  und .  lind- 
lichen GrandbeBitz  wie  auf  dw  Beeite  von  YieUierdem  Bliese  Anfiage 
kam  in  Geld  oder  Naturalien  bezogen  werden  je  bach  dem.  mit  den 
Provinzen,  Gemeinden  oder  Privatpersonen  zu  treffenden  üebereinkom- 
men  nnd  die  königlichen  Behörden , sollen  den  Klaras  hier. in  seinem 
Rechte  schützen.  Ausserdem  sollen  alle  im  Gesetze  von  184d  nieht 
einbegriffenen  KirchengütiöT ,  die  noch  nicht  veAussert  sind,  unver- 
züglich der  Kirche  zurückgegeben  werden,  au^ch  die  noch  übrigen  der 
Mannsklöster.  Doch  ist  der  Werth  derselbjdn  ganz  wjie  Art.  35.  bo'» 
stimmt  ward,  ixt  dreip(roeentigen  ätaat^bli^ratioa«n.;aBflniü.egen  ^)v  Nach 
Art.  39*.  verpflichtet  sich  -  die  Kegiening  dafür  Sdrgfe  zu  tragen,  dass 
die  kirchlichen  Lasten  erfüllt  werden,  die  auf  den  firtberen  Guteni  der 
Kirche  ruhten,  die  mit  dieser  Obligation  veräussert  Wurden,  wie  auch 


j'.'-vi "■  .     I 

1)  Vgl.  Archiven  S.  af«<  SOBj   >/         •  a     <•  .  :.. 
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diej6D]g6D,  unter  welche  die  den  ,Caf  laueien  uud  froauneii  Stiftungen 
zagehörigen  Gnter  vertheilt  wnrdem  die  Mittel  zor  ErfuUang  ier  da- 
mit yerknöpften  Lasten  anfbringens  Nach  Ajrt.  40.  werden  die  ge- 
nannten Gater  als  kirchliches  Eigenthom  betrachtet,  dem  Klerus  steht 
die  Nntzniessnng  und  Verwaltung  zu.  Die  Einkünfte  der  Cruz^da  haben 
die  Ordinarien  in  ihrer  Diöcese  nach  der  von  $r.  Heiligkeit  und  Ihrer 
Majestät  zu  yereinhiurenden  Norm  zu  verwalban.  Die  Ertragnisse 
des  Quadragesimalindults  werden  ebensa  von  den  Bischöfen  admi- 
nistrirt  und  far  Zwecke  d^  Wohlthätigkeit  verwendet  Die  dem 
Commissär  der  EreuzbuUe.  zugewiesenen  Facultäten  werden  rpn  dem 
Erzbischof  von  Toledo  in  dem  Umfange  ausgeübt,  den  der  apostolische 
Stuhl  bestimmt. 

In  den  letzten  Artikeln  des  Goncordats  wird  von  Seite  .  des 
Papstes  yerheissen,  dass  die  Käufer  und  jetzigen  Besitzer  der  ver- 
äusserten  Güter  der  Kirche  nicht  beunruhigt,  sondern  in  deren  ruhi- 
gem Besitze  erhalten  werden  sollen  (Art.  42.).  Es  wird  das  Ver- 
sprechen, ohne  dass  ein  Breve  darüber  in  Aussieht  gestellt  wird ,  in 
den  bündigsten  Ausdrücken  gegeben  und  mit  den  Bücksichten  der 
öffentlichen  Buhe  und  dem  Ansuchen  der  Königin  motivirt.  Sodann 
wird  für  alle  übrigen  Fragen  über  kirchliehe  Personen  und  Sachen, 
soweit  das  Concordat  nichts  darüber  stipulirt,  die  canonice  vigens 
Ecclesiae  disciplina  als  massgebend  erklärt  (Art.  43.),  das  Fatronat 
und  die  Prärogativen  der  spanischen  Monarchen  nach  Massgabe  der 
älteren  Conyentionen ,  besonders  der  von  1753,  feierlich  anerkannt 
(Art.  44.)  und  erklärt,  dass  die  entgegenstehenden  Gesetze,  Decrete 
und  Verordnungen  als  abrogirt  zu  betrachten  sind.  Es  soll  die  Con- 
vention als  Staatsgesetz  verkündigt  und  in  Krafb  gesetzt ,  jede  auf- 
tauchende Schwierigkeit  in  beiderseitigem  Einvemebmen  gelöst  (Axt. 
45.)  und  die  Batificationen  innerhalb  60  Tagen  ausgewechselt  wer- 
den (Art.  46.). 

In  Madrid  ward  das  neue  Concordat  den  Kammern  vorgdegt. 
Bei  der  Vorlage  desselben  an  den  Senat  (16.  Juni)  forderte  der  .Sisnatcfr 
Bos  de  Olano  auch  die  Exhibition  der  Aktenstücke  über  die  Ver- 
handlungen von  1845  und  Marquis  Miraflor  es  legte  diese  wirklieb  am 
26.  Juli  auf  den  Tisch  des  Hauses  nieder  ^).  Damals  glaubte  Castillo 
y  Ayensa  die  Zeit  gekommen,  dem  Publikum  die  Vergleichung  mit 
der  von  ihm  geschlossenen  Convention  zu  ennögliehen  und  sich  gegen 
den  ihm  vielfiieh  gewordenen  ungereohten  Tadel  zu  rechtfertigen,  ob- 
schon  die  Erlaubniss  zu  seiner  Publication  schwer  von  der  Begierung 


1)  DUurio  de  las  Cortes.    Legisltturt  de  IS5J»  p.  25  9^.  p.  lA»  seq. 
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ZU  erlangen  war.  Das  Werk,  dem  wir  so  viele  wichtige  Aufschlüsse 
über  Spanien  verdanken,  wnchs  ihm  unter  den  Händen  und  kam  erst 
1859  zur  Veröffentlichung  *).  Dks  Concordat  aber  ward  nach  einigen 
Kämpfen  in  den  Cortes  genehmigt  und  erhielt  die  Anerkennung  als 
Oesets  des  Staates. 

In  seiner  Bestätigungsbulle  vom  5.  Septb.  1851  erwähnt  Pius  IX. 
die  kirchlichen  Wirren  in  Spanien,  die  Bemühungen  seines  Vorgän- 
gers und  das  unter  ihm  abgeschlossene,  aber  des  erhofften  Ausgangs 
beraubte  Concordat  von  1645  '^),  das  Gkisuch  Isabella's  um  einen  apo- 
stolischen Delegaten,  die  bisherige  Thätigkeit  des  Erzbischofs  von 
Thessalonich  und  den  glücklichen  Abschluss  der  neuen  Convention; 
er  bespricht  deren  Inhalt  in  kurzen  Umrissen  und  bestimmt,  dass 
bevor  die  Vorbereitungen  zur  neuen  Circumscription  vollendet,  keine 
Neuerung  zu  treffen  sei,  und  die  von  ihren  bisherigen  Diöcesen  abzu- 
trennenden Gebiete  einstweilen  unter  den  bisherigen  Ordinarien  und, 
wo  es  nöthig,  unter  den  vom  heil.  Stuhle  ernannten  Vicarien  zu  ver- 
bleiben haben,  und  ermahnt  den  spanischen  Episcopat  zur  eifrigen 
und  getreuen  Ausführung  des  Stipulirten  sowie  der  Pflichten  seines 
Hirtenamtes.  In  einer  Encyclica  an  alle  Bischöfe  Spaniens  vom 
17.  Mai  1852  schärft  ihnen  der  Papst  einträchtiges  Zusammenwirken, 
Vertheidigung  der  kirchlichen  Freiheit,  Abhaltung  der  Provincial- 
und  Diücesansynoden ,  sowie  sorgfältige  Ueberwachung  des  Jugend- 
unterrichtes  ein  5).  Es  schien  auch  das  herzlichste  Einverständniss 
zwischen  Rom  und  Madrid  zu  bilden,  als  Msgr.  Brunelli  am  3.  März 
1852  der  Königin  die  vom  Papste  geweihten  Windeln  fSr  ihre  Erstge- 
borene, die  Prinzessin  von  Asturien,  überreichte,  sprach  Isabella  II. 
nnd  ihr  ganzer  Hof  die  ehrerbietigsten  Gesinnungen  für  den  päpst- 
lichen Stuhl  aus  und  in  Born  suchte  der  Gesandte  Salvator  Zea  Bermu- 
des  Graf  von  Colombi  die  Beziehungen  beider  Höfe  immer  inniger 
zu  gestalten*).  Die  Hoffnung,  die  Pius  IX.  in  der  Allocution  vom 
5.  Septb.  1851  ausgedrückt  ^j ,  es  würden  die  geistlichen  Orden  zu 
ihrem  früheren  Glänze  in  Spanien  zurückkehren,  schien  sich  bald  er- 
flillen  zu  wollen,  es  entstanden  neue  Niederlassungen  religiöser  Com- 
munitäten,  auch  die  Jesuiten  zogen  in  Loyola  wieder  ein,  mehrere  dem 


1)  Castaio  vor.  I.  Pref. 

2)  „Quf  (Greg.  XVI.)  conventionem   qaoqae  cum  Uhi  Mbernlo  iDettntfini 
susceperat,  quae  optatum  exilom  baud  obUnoU"  Acta  Pii  IX.  vol.  I.  p.  SM. 

8)  Acta  PII  IX.  vol.  I.  p.  861—865. 

4)  Clvllli  catlol.  Ser.  I.  t.  IX.  p.  98  «»»q.    Moroni  I.  e.  p.  tOt— 105. 

»)  A«ti  Pii  iX.  voi.  I.  pL  197. 
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AbsierbeB  nahe  YlMfiit  kenntet!  wieder  Novizen  ao&elunen.  Aach 
för  die  Seminarien  wurde  von  den  BiaobOfen  eifrig  gesorgt  i).  Sehr 
thätig  war  der  Nuntius  Brunelli  für  die  Wiederherstellung  der  Idndi- 
lichen  Ordnung.  Im  CousistoriuiD  vom  7.  März  1853  eugleich  mit 
dem  in  den  spanischen  Angelegenheiten  ebenfalls  sehr  th&tigen  Prft* 
lateo  Yincenz  Santucci  ^um  Cardinal  erhoben  verliess  er  im  October 
Spanien  f  wo  Msgr.  Alex.  Franchi  als  Qescbftftstaräger  zurfiekblieb '). 
Der  Cardinal,  der  nachher  Präfect  der  Studiencongregation  und  Prä- 
sident der  bischöflichen  Yersanmiluvg  zu  Born  im  Dec.  1854  war,  starb 
am  17.  Februar  1861  als  Bischof  von  Osimo  und  Cingoli.  In  Spanien 
blieb  er  bei  den  eifrigen  Katholiken  in  gesegnetem  Andenken. 

Aber  das  Werk  der  kirchlichen  Bestauration  sollte  bald  in'9 
Stocken  gerathen.  Schon  im  Jahre  1853  zeigten  sich  die  Vorboten 
neuer  Stürme  in  der  Zügellosigkeit  d^  Tagespresse,  gegen  djie  sich 
die  Bischöfe  vergebens  erhoben  3),  in  den  stürmischen  Verhandlungen 
der  Cortes,  die  im  April  geschlossen,  und  im  Decembo:  abermals  ver- 
tagt wurden  %  in  dem  mehrfachen  Ministerwechsel,  und  der  im  Lande 
durch  viele  Unglücksfälle  und  Krankheiten  genährten  Gährung.  Diese 
Gährung.  war  im  Januar  1854  sowohl  in  den  Provinzen  als  in  Madrid 
beträchtlich  gestiegen,  am  20.  Februar  brach  dar  Aufstand  in  Sara- 
gossa aus,  im  Juni  empörten  sich  0*Donnell  und  Dulce,  am  17.  Juli 
war  auch  die  fievolution  in  Madrid  siegreich.  Espartero  ward  zu- 
rückgerufen und  bildete  mit  O'Donnell,  Alonso  und  J.  Pacheco  ein 
neues  Cabinet^  J.  Pacheco  hatte  sich  längst  als  erklärter  Feind 
des  »Ultramontanismofi«  erklärt^);  Espartero's  Antecedentien  waren 
für  die  Kirche  in  traurigem  Andenken.  Die  Königin  musste  eine 
sie  beschimpfende,  eineni  Snndenbekenntniss  ähnliche  Frodamation 
vom  26.  Juli  unterzeichnen  "O-  Die  von  den  Progressisten  abermals 
errungene  Herrschaft  ^)  theilte  mit  der  früheren  Periode  ihrer  Gewalt 


1)  Moroni  l  f.  p.  206.  207.  WOrzborger  kithol.  WockensdKiA  lS5a. 
Bd.  l  s.  isa.  748.  Jahrging  1854  S.  486  ff.  504  ff.  Ami  de  li  reügion  11.  Ja- 
naar  1853. 

-2)  Ami  de  la  r^liglon.  15.  Oct.  1893. 

3>  Ami  de  I«  r^iglon.  17.  Dee.  1353^  Kitbol.  Woebentebrin  1354  N.  tt 
p.  487. 

4)  Ami  de  li  r^ligioo.  16.  Id.  April.  13.  18.  Oct.  17.  Dec.  1853. 

5)  ib.  16.  19.  April  24.  27.  Sept.  1853. 

6)  Moronil  c.  p.  207.  Ami  de  li  röligion  24.  31.  Jan.  21.  Fmbr.  2.  7. 
Hirz.  25.  Juli.  1.  Aug.  1854. 

7)  Castillo  vol.  IT.  c.  7.  p.  147.  noli  1. 

3)  Ami  de  li  r^ligioD.  3.  Aug.  1854.  Vgl.  Ober  .diese  Zeit  HUtorUth- 
poHtUche  BlätUr  Bd.  XXXIV.  H.  5-^. 
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wie  die  gfleiehen  Grundsätze ,  so  die  gleichen  Thaten. '  Alles  zeigte 
di4  Erneuerung  der  Massregeln  von  1837  und  1841  an.  Schon 
hatten  die  revolutionären  Junten  Schliessung  der  Seminarlen,  Aus- 
weisung der  Jesuiten  und  anderer  Regularen,  Abschaffung  des  Con- 
coMates  beantragt  *).  Sofort  begann  auch  die  Terfolgung  der  Ordens- 
gefetHehfen  und  nach  WiedeAerstellung  des  Pressgesetzes  vom  17. 
Oetober  1887  drang  die  revolutionäre  Presse  immer  mehr  auf  Concor- 
cUxissturm  und  DesamortisoHon  y  während  die  katholischen  Blftttier 
Cruz,  Gatölibo,  Estrella  fortwährend  verfolgt  wurden^).  Der  Minister 
AloBSo  meisterte  wieder  die  Bischöfe,  verbot  ihnen,  die  Freiheit  der 
Presse  irgendwie  m  stören,  sei  es  auch  nur  durdi  Anspieluhgen  oder 
Erwähnung  von  Büchern,  Brochflren  und  Zeitungen,  drohte  den  Oeisir 
liehen  Strafen  an,  die  gegen  seine  Anordnungen  sich  ungehorsam 
erweisen  würden,  dachte  daran,  die  Zahl  der  Alumnen  in  den  geistlichen 
Seminarien  zu  beschränken  ufid  die  drückendsten  Oesetze  seines  früheren 
ßegune's  in  Kirchensachern  wieder  zur  Geltung  zu  bringen  ^.  Verge- 
bens protestirten  der  Cardinal-Erzbischof  von  Toledo  und  andere  Prä-- 
laten  in  eiiler  Eingahe  an  die  Königin  vom  10.  Octbr.  1854  gegen  seine 
Massregeln;  diese  wie  andere  Remonstrationen  der  im  Ganzen  sehr 
nrathigen  und  eifrigen  Bischöfe  blieben  ohne  alle  Berücksichtigung  •). 
Die  Bieronymiten ,  die  durch  Decret  vom  3.  Mai  wieder  in  den  Be- 
sitz des  berühmten  Escurialklosters  gelangt  waren,  wurden  durch 
Decret  vom  11.  September  wieder  daraus  vertrieben;  den  Patriarchen 
von  Indien  verwies  man  aus  der  Hauptstadt*).  In  den  Cortes  wurden 
seit  Novbr.  1854  fortwährend  Aeusserungen  laut,  die  auf  den  Bruch 
des  Concordates  abrielten,  Beduction  der  Bisthümer,  Einziehung  der 
kirchlichen  Stiftungen,  Suppression  aller  Orden  wurden  beantragt*). 
In  dem  neuen;,  dem  Parlamente  vorgelegten  Budget  setzte  die  Regierung 
bereits  ohne  Weiteres  unter  die  zu  ihrer  Disposition  stehenden <3^eldnMttel 
die  Besitzungen  der  Geistlichkeit.  Darüber  beklagte  sich  der  päpstücfae 
Geschäftsträger  Msgr.  Pranchi  in  einer  Note  vom  29.  Dec.  1854  bei 
dein  Minister  des  Aeussern,'  da  das  dem  zum  Staatsgesetze  erhobe- 
nen Concordate  von  1851  zuwider  luvd  eine  aller  Gerechtigkeit  wie  der 
Pjt^cht  der  Scb|bdlosh«ltimg  der  EjrebB  wideratreitende  Maasregel  sei^. 

0  WQrzb.  kathol.  Wochenschrift  1854.  S.  631. 

2)  Ami  de  la  religion  10.  Aag.  13.  Sept.  26.  Oct.  17.  Nov.  1854. 

3)  ib.  2.  16.  Sept.  5.  Oct.  7.  Dec.  1854. 

'  4j  Ib.  ».Jan.  IsiS.  cf.  d.  21.  24.  Jan.  ir.  Febr.  1.  JD.  Mn  1855. 

5)  ib.  24.  Aug.  26.  Oct.  1854. 

6)  Katbol.  Wocbenscbrlft  185$  I.  p.  15.  16. 

7)  Die  Gaceta  de  Madrfd  hat  im  August  und  September  1855  mehrere  Ak- 
lenslQcke,  im  Ganzen  25,  Ober  den  Conflict  mil  Rom  verOffientnchl,  die  im  Auszuge 
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Eni  am  afcJniwr  IStö  kntvrorteto  der  Ifinister  des  AeDssem*), 
iodM  er  das  Gmn^oirM, ,  4eiMi^  Exkrte«  und  vdrpflfehtende  Kraft 
nidit  fiaiiMfl  ^eogset  irard,  als  gar  nioht  von  der  Batohe  afflcirt 
ud  die  im  Budget  ^sthaltoiie  PMtfim  al»  eine  CoBtrilmttOB  darsMlto, 
die  nHm  «beosa  gut  von  dm  gektüdien  OMem  als  ron  denen-  d^ 
übngwfiiiger'Yeklaiig^  und  datoi  die  LoyalitAt  seiner  Intentkmen 
pnMjS);  Xaga  danof  infariek  er  den'  Gheeohftfbsia^ger  in  Bom^  das 
DesasMirtiBatieBaprofed;  sei  gisrade  ein  modns  zur  ftrfSllnng  vm 
iit  38.  das  Ctonaordate^  wiAiadi  die  Oäter  des  Elefus  in  dreij^ooen^  - 
tigBQ  Staatanten^  aMulegen  seiend).  Dfitlbgr.  Franehi  iroilte' mw 
nkU  mabr  anteiiliandeU ;  nun  ecfarieb  dem  Legationaseereiftr  in  Bom 
sowohl  tber  das  nene  Projaot  als  flber  die  Grflnde  der  im  Budget 
aoflgadriekten  MaasregeH).  -  Sofort  ernannte  man  aber  einen  aasser«* 
oid^iilifilifiD  Oesandten '  fKr  Bom  in  der  P^non  des  «Toa^iiiin  Francisco* 
Pacheeo,!  deäi  Hbit  Lworiaga-  am  II.  Febrnar  aiiMQtriiclie  Instrno' 
tianen  ertibailte  ^).  Wir  ifsefaen  am  besten  ^nm  Standj^imkt  des  Hfini"- 
sten  ans  seiner  weiterai  Aeassenuig^):  man  lioffo  nieht,  den  römi- 
schen Stnhl  von- seinen  trsdJtioneHen  Prinolpien  albzubringen,  welche 
die  BaaiB  seines  VerMvens,  seiner  Politik,  ja  man  mochte  sagen 
seiner  Sdfitenz  selbst  seien;  abarman  mftasse,  indem  man  die  Prin^ 
ei]neii  salbet  bestelMn  lasse,  sie  der  Art  limitir^  und  anwenden,  dass 
au  ihnen  keine  ünvnksömmliohkeit  fBr  den  Staat  hervorgehe,  ^u  die- 
sen Pdncipien  geMre  auch  das  Becht  der  Kirche  auf  eigenthämticfaen 
Besitz.  Die  Bfifienmg  Ihrer  Majestftt  habe  kein  Interesse,  dieses 
PKineip  in  Abrede  sa  stalten,  si^  halte  Uos  ihrerseits  da»  Princip  auf- 
recht, dans  ea  einjrig  der  wMichm  QtwaU  eudBhe,  äie  Schrcmken 
oUer  bmgerlkhm  Reokte^  toom  auch  das  EigenÜmmreckt  gehM,  eu 
/btrat.  In  Uebereinstimmung  mit  der  ConvmieM  des  Staate»  und 
dea  Voisehrifibeii  der  Wissensehaft  der  Staats5eoaomie  habe  nun  die 
Regimmg  scIumi  firflher  als  SehrMfte  des  Sigenthumsrechtes  in  Spa- 


UMb  Im  Ami  de  la  relkisn  1.  ianoar  ie5ß  sieb  nnden;  das  erste  SiSck  4er  Samm- 
lung, die  «tier  nictits .  weniger  als  ?ol)si£iidi9  ist,  bildet  die  oben  aogelübcte  Itote 
des  MsgT.  Franchi. 

» 

1)  Claudio  Anton  Luzuriaga,  der  an  Pacheco's  SteUe  getreten  war, 
^ihrend  Agnirre  statt  des  J.  Alönso  das  PortefealUe  der  Gnadep  und  der 
^vstfc  ertiielt. 

Z)  Nr.  2,  4er  insefDhrten  Madrider  Samnlang. 

3)  Nr.  iS,  der  aof ef.  1)0«. 

4)  Ami  de  la  r^ligioD.  20.  Jan.  1S55. 

5)  Nr.  4.  der  Sammlung. 

6)  Die  Stelle  spanisch  bei  CastiUo  vol.  If.  p.  247  —  249.  mit  de^sei)  ans- 
rubrlicber  Kritik  p.  249—263. 
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me&  erUir^  dass  kein  Eigeidkämmr  dM  Baeki  hobey  mi  cmiMiiairmi 
md  die  drculaitUm  unbewegikker  Oükr  au  beMtigem;^  daher  habe 
sie  die  VineUhHcmen  verbaten,  daher  dm  VerkatifaUer  denjuria^edum 
Pef^on^  Bugfskoriget^  Güter  angeordnet.  ■.  Dioden  yon  der  Staatatoth«* 
weadigkeit.  gelH^teaen  MassBahfiOdii  habe  sioh  aoch  ^e  Eirelie  zmm«* 
te^eiifeiL  Diese  Dedoetionoa  wür4ea,in  der  Thafc  m  den  wiehtigsten 
Gonsequenzeu  aUer  Art  fuhren  i  aad-drbigM  viele  BemerkvBgen  j0iem 
df^al^end^n  h^r  auf;  hier  sei  nur  danm  ennneiik«  dasSidasiBentB«* 
recht  .der  Kirohe  for  Luznriaga  ein  bloaeee  traditioftellefi  IVmdp.BOmV 
ist,  das  ipan  nieht  angreifen,  aber  illasoruch  nuKdiea  will,  daae  der* 
sQlbe  di^  rechtsphilosophiBoh  nnbesiteitbave  ABom  völlig  veikenntt 
womach  der  Staat  die  bürgerlichen  Bechtenicihtni 'schaffen,  sondern' 
nur  m  schützen  und  zu  stützen  hat.^  dass  ;hier  £e  gan»e  Tyrannei 
des  progresaistischen  LibaraUsmna  sich  entfaltet,  der  alle  btrgevlichen 
Bechte  nach  siednem  Beliebe  im  .Namen  der  .eonfititaitioneUen  Freiheit 
zu  beschr&nken  sich  anmasst  und  nnter  Recht  nar  das  insrateht,  was 
ihm,  so  lange  er  am  Bnder  ist,  dnrchanfihren  mOglidi  und  seinen 
Interessen  erspriesslich«  seinen  Lenkern  wohlgeftüig  4si  In  «itdereii, 
minder  bedentenden  Materien  erkl&rt  der.  Minister,  wolle  man  dem 
römischen  Stnhle  g^ne  Concessieaen  machen,  die  Verwixklidinng  der 
DesamortiB^tion  sei  Ziel  der  Begiemng,  hicTon  werde  sie  nicht  abge^ 
hen.  D^r  Minister  hegt  den  Wnnseh  nach  einer  Bevision  oder  fiefinn 
des  Concordats ,  postulirt  Yermindemng  der  Festtage»  nene  Massr^ 
geln  bezüglich  der  Ehedispemsoi ,  Bednction  des  Instanzenzugs  vor 
geistlichen  Gerichten,  Forteetznng  der  Unterhandlnngen  übter  bessefo 
Begelnng  der  Missionen,  und  bethenert  überall  seine  reinra  nnd  loya-- 
len  Intentionen.  ^  Das  ganze  Actenstöck  ist  ein  Meisterwerk  progres*- 
siatischer  Heuchelei. 

Der  ri&mische  Stuhl  hatte  bis  dahin  d«m  spanischen  Hofe  nicht 
den  leisesten. örund  zu  einer  Missstunmuag  gegeben;  die  spanischeD 
BischQfe  wurden  regelmässig,  wie  noch  im  Consistorinm  ?ora  22.  Dee. 
1853 1)  und  dann  1854  präeonisirt,  selbst  die  Ordre  ?om  24.  Jnni 
1853,  wodurch  die  Unterstützung  der  heiligen  Orte  in  Palästina  dem 
kirchlichen  Commissär  entzogen  und  dem  Minister  des  Aeussern  unter- 
stellt und  der  königliche  Consul  in  Jerusalem  .mit  Uebergehung  des 
dortigen  Patriarchen  blos  zum  Verkehr  mit  den  Franziskaner»  be- 
auftragt ward 2),  hatte,  so  yerletzend  sie  für  den  päpstUcben  Stuhl 
erschien,  keinerlei  Verwicklung  hervorgerufen.    LangmöChig  ertrug 


1)  Ami  cU;  ia  r^lif^ion.  5.  Jan.  1854. 

2)  ib.  9.  iaii  1853. 
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Bm  die  ersten  der  Kir<die  ^sngaffigteD  UnblMeii^  sq  dumjMNijeotfarti»! 
ftraeh  und  zq  der  flagranten  MisBdeatang  desr  Concordates  konnte  ee 
in  keinem  FaBe  schweigen.  Am  20.  Feintiar  1855  antwortete  der 
CardiBal-Staateeeretftr  Antonelli  Herrn  Pa^beoo  nnd  setrte  ihm  auf- 
einander, wie  es  dem  WorUante  des  Ckmcerdatee  und  Aem  GMdte  der 
stattgehaMen  Verhaadlnngen  ?5llig  zuwider  sei,  den  Art:  88.  zu 
Chmsten  der  j^jeetirten  Desamoriäsation  zu  deuten,  und  am  96.  pro» 
teBtirte  er^)  gegen  das  den  Certes  am  5.  fehruar  vorgelegfe  Desamor- 
ÜBationeiNrojeet,  das  sich  auf  alle  Gftter  des  Staates,  der  Gemeinden, 
der  Srdie,  der  Unterrichts-  und  WeUthfttigkeitBhistikute  en^treökte^ 
and,  wie  der  Finanzminister  Madoz  unumwunden  erUftrte,  in  seiner 
TotaHtlt,  ohne  naoh  der  Sinwiüigung  Ton  irgend  Jemanden  zu  fra- 
gen, du^grilUirt  werden  sollte^.  Ausserdem  suchte  man  mit  einer 
ganz  dmrien  -fiiterpretaition*)  den  Art.  88.  des  Goncordates  als  ganz 
mit  dem  Plane  der  Mfanster  in  Einklang  darzustellen,  worin  sieh  be- 
sonders der  Justizminisier  A^uirre  henrorthat 

Bereita  hatten  die  Gortes  mehr&ch  g^ei^,  wie  sebr  sie  ton 
EqHrtero  abhftngig  und  Ton  ftindseligen  Gesinnungen  gegen  Kürdve 
nnd  Klerus  erfttllt  waren,  namentHeh  als  man  im  Congress  mit  90'  gcf- 
gen  71  S&amen  auf  die  Oiscnssion  <nnes  ministeriellen  Projeetes"' ein- 
ging (12.  Jan.  1855),  das  zu  Gunsten  der  8taat8universttftten  die  phi- 
Iogq}Usehen  und  theologischen  Studien  an  den  Seminarien  unterdrflekt 
rmi  die  Yornahme  von  Ordinationen  Seitens  der  Bischöfe  bis  auf  Wei- 
teres ristirt  wlsMn  wollte^.  Bei  der  Beräthnng  Aber  die  Gtundlageti 
der  Verfassung  kam  die  fOr  das  spanische  Volk  so  delicate  Frage  der 
Religionsfreiheit  zur  Sprache.  Zu  den  Worten  des  früheren  Art.  11. 
über  Beligion  und  Cultus  ward  der  Zusatz  beantragt:  »Aber  kein 
Spamer  oder  Fremder  kann  wegen  seiner  Meinungen  un^  seines  Glau- 
bens Terfolgt  werden,  wofern  er  sie  nicht  durch  öffentliche,  der  Be- 
ligion oitgegengesetzte  Handlungen  inanifestirt«  Daza  wurden  viele 
Amendements  im  Sinne  einer  völlige  unbeschrftnkten  Oaltusfreibeit  von 
Bniz  Pens,  von  Suris,  Godinez  de  Paz  u.  A.  gestellt,  die  aber  die  Ma- 
jorität aus  Bficksicht  aqf  die  Gefühle  des  Volkes  verwari,  und  so  be- 
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I)  ule  beiden  AktenstOcIte  sind  Nr.  5.  and  6.  In  der  Madrider  oftfMelDm 

t)  rmtfefsdier  Tett  tin  Amf  d^  1a  r^llgloti  IS.  Fetor.  tSS5.  ^ 

9)  Ib.  t.  a:  10.  FeDr.  1555.  '     *  '     ' 

4)  Meselbe  ist  Archiv  W.  S.  871.  von  Hm.  Prof.  Bülfh'  gut  arid  tOndl^ 
dargestellt.  ....... 

5)  Ami  de  la  r^leglon.  20.  Jan.  iS95.        "- 
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gntgto  swiQ.smh  mi^. der  Fassimg  des^ Müds^rinmi.  Die  Dpb^t^ 
irai^ea  hier  iqaserst  ld[>li9ft  und  a«fx6gend  ^).  Nii^ht .  xnmder  war  dds 
di^  Fall,  bei  der  DiBc^asieB  dea  DeewiortiaaAiottflgesetoes  (Eade  M^ 
bia274  Aprjil)t  da9>endlich  mit  198  gegen  12  SiiwiMa  angeiiopw^ 
ward  und.  ^^eßs»n  äaootiQQ  der  im  Geinriasea  galliigßtigteii  KAoigiA  durch 
Siruschüci^ticniog;  abgenmg^  wurde  ^).  Wie  :der  SpiscppaA«  der  in- 
zwiBchen  durch  den  Tod.  des  Cardiiiail^£rzbischa&  Judaa  io^  Bpmo  y 
Qamboa  (f  11.  Jap.  ISS^)  einee  seiner  t^hügatei^  Männer  hieraaltt 
W€ir4w  war  3),  in  seiner  Mehreahl  aber  uoeisscbrocken  kto^i^  «p 
hatte  auch  der  pfipf^tücb^  Qesa)4ft9iprS|ger  A.  |f^wic)4  si^^^a  v^i^üachieß 
Protesten  veranlasst  gesehen.  Am  3.  April  reicdite  »r.  ejUie  Verwahr- 
ung gegen  daa  königl.  Decret  vom  L  d.  M-*)  ein,  das. den  Qisehüfen 
die  Ertbeilung  der  Weihen  bis  auf  wenige  Au^iDahnitiin  mM^ei^s^te; 
am  18.  eine  weitere  gegen  die  Fassung  .der  »wMtw^  Qnaqdlaga.^r  Yer- 
ÜEuiswgf  an  SO.  ßine  dritte  gegen. die  Yerbanniing  def»^ < mu,ttiigieu 
Bisehoft  yon.Osma^)^  der  indessen  wirl^ieh  nach  depvfianfWQ^en  In- 
.ee^n  deportirt  ward^). .  Gegen  das  Desamartisatipnage9i9|tz^  dap  Faeheco 
in  filier  sophistiachen  Antwort  an  das  päpetliche  Steai^ss^ii^^ii^t 
vem  16.  April  abermals  zu.  vertheidigen  skh  bemöhte  ^,  ha^te  FraAobi 
n^ch  am  2&  A^  vergebens  bei  der  Kdnig^  za  wirken  gesueht  und 
der  Bapst. hatte  fSr  den  Fall  sein^  Sanotion  ^rljilft^,,  er  pusfe  d;^nn 
iQlfftfitlieh  dageg^  als  einen  Qagranten  VeifaeHungsbruph  p]:ote8;tiren 
und  k9nne  jdaim  auch  die  in  Art.  42.  i(jier. Convention  gema^ht^^Coiv- 
.oessiw  nlebt  femer  {^elitpn  lassen^).  £inigemnwen  s^en  man  in 
Madrid  darüber  in  Vwlegenheit,  da  man  4iß  Dinge  nicht  sotfeit  tfor 
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1)  ib.  l6.  Febr.  10.  13.  Mfirz  1855. 

2)  Ib.  29.  mn.  10.  12.  Hd  1855.  -  ^  ■ 
»)  ib.  27.  J«n.  1865. 

4)  Ainl  ie  li  r^UsloiL  18.  April  leSft. 
'  h)  Diese  4cel  Pfote^toelen  sin^  Nr.  7*^«  der  MiutrtAer  Supffiiwv 

e)  Ami  de  It  räigloo.  12.  17.  Mt^  1855. 

7)  Nr.  10.  der  angefOhrten  Sammlung, 
"  8)  In  der  Allocution  vom  28.  Juli  d.  J.  helsst  es:  Cldem  Guberniö  sfgni- 
flcandum  qaoque  daximus,  Nostras  redamationes  ad  fldelinm  notitiam  esse  de- 
daeendas,  nisi  proposIta  lex  de  bonis  Ecdesiae  alienandis  r'ejiceretmr,  et  fldeTes 
ipai  i^^UUs  emendis  sese  abaUnerent.  fllod  eüam  ad  MiUrttenals  Gnb^nii  me- 
moriam  revocavimos,  velut  in  Apostolicls  Nostris  de  eadero  ConvenUone  literis 
dare  aperteque  edi^imas«  qi^od  copi  pac^  in  eadem  ConyepUoove  saa^ita  iam  graviter 
violarentur  et  fhingerentar,  non  ampUns  locum  babereft;  inifulgen^ia  a  Sobis  ob 
ip^if^  •  ConvenHoni$  ratianem  adhibita,  aulUm  ä  Npf>is  iic  JUl  PP.  ^ccesao- 
ribns  Nostris  molestiain  eos  esse  habitaros,  qui  Ecdesiae  bona  ante,  eamufem 
Nostram  Conventionem  allenaia  acqoiftv^f anf . ' 


-HWfcf 'lAbbtmitiWi  apHiiaiLHii  MUeh«i#^.>   ^  •.  ^^^    AM 

iNm  woBte<irie>6«  1S4I  goschehAn.  l!>er  Mkiisier  de0iA«iÜMiU  hatte 
sm  38«  April  von  dem  pHpstti^ii  GfeeehtftiMiftr  BlUitt^nui^ii'«fter 
die  vom  Bupgke  besbskMigto  ieieriiehe  Verwahrung  erbeten'  ünA 
dme  sofort  ▼<!■  demseiben  erhdteB,  der  daiii  «uob  nAlHitde«)!  IM 
4.  Ifiri  geg»  das  aanelieiiirte  Qesete  eine  Protertnote  erKesg^.  •  -MAn 
flabm  wieder  amr  aUen  Hypokrisie  4ie  Zofiticbt  and  am  Sil.  Mftt^^n«- 
Uelt  ftokeeo  »  diesem  Sinne  neue  Ingtarofetioiieii  >)/  S6  Mdeirte^  WM% 
an  der.J9aelilBgef  als  im  Jmi  Lusrariaiga,  Aginrre;!  MaMoeüebftt  iyt^ 
oder»  CMlegen  ana  dem'  Oabinet  eohieden  nndKavaiit,  Fdente^iArilrflb 
oBd  Brini  an  deren  Stelle  traten.  Pa^heoo  mneete'  Inf' Bmn '  ehienlei^ 
gegen  eiami  »die  Ispasieefae^Niatton^  beMldtgendent  AttlMV  der  Oi^iia 
csttoliea  Klage  fthiien  ^21.  Jdni),  was  der  neaeüliilister  lifeftda;  d^ 
er  (am  16.  JmH>  mn  neve  W«ieuigent  gelbetenv  nw^lver  (9.  «HiU)  bft- 
Ugte,  andreneit»  bei  dem  Cardinal  AntenelH '  jl^  B!deMmititing  flb'eir 
die  OritOBflreiheife  nnd  die  »von  der  Pflickt  de»  iGeglemii^  g^tine^ 
Verbamning  dee  Bisehofr  von  Osma  wie  ameh  dae  den  BbohM^  #m^ 
^mmlSm^  4er  lil^MaHkeraMAifi^  4&t^Wi^  d^  Ae0£^  SgfiölSe  Vik 
Trieni  eingefläwim  und  wtordnOm  DimpM^  eugefeÜigte  Verbot, 
weiter  Ordine^  2a ^ertll0il•n ,  in  beeonderto  Keiten '  ik)m  10.  tuid  17. 
Jali  recMfbitigm^.  Da  keineriei  Iteclamatidti  in  Ifii&rid  Oteft^^r  g^ 
fimdeii  tiaäi  miterden  Dmettaden  an  eine  Aneglekbthg'  ntebt  ttn'dktt^ 
war,  biilte  ÜBgr.  FAmelii  eelion  am  1&.  JnUian^'OeiEeles  de^'t^tlBWtt^ 
seenMn  «eine  Pisee  verlangt^  ^  imi  der  IflniM^^f^  'dtt«nf  init 
dem  Avadnick' Beines  Bedaaenar  iibd  der  Belhenerbng  Mdnei^  dMMh 
imd  dmpcli  katholiacklen OemmiaDg  «oeandte^l.  Am i22.  AiU'erkiMt 
aodi  Pki6heei>  die  Weietng,  ftr  «ich  nnd  das  ^Sesändteehafti^epsdnkl 
die  Rtae  an  Hardern^  der  er  alsbald  entspraoh^  cmd  am'a4.  Jütt  ^ 
lieBB  die  BagimriiBg «m  Mmnörandnm ^),  dasidten  Beweis  tahrbn  -soBti, 
dms  nitflit  sie  die/ SdnAd  trage  an  dem  Ablmch  der  di^^lomatibeheb 
Benehangen  zwiadKaSoBi  nnd  Madrid,  sondern  4m  fOmkloli^Stidi}, 
der  jetst  wie  ehedem  MttUohe  ndd  mtterielie  Iiit(^essen/in  r^gfOtib 
zn  Terwahddn:  snote  nnd  -nndtaikbar  g)egen  die  ihm  erWieeeiieii'  W(A^ 
thaten  die  spahisehe  Nation  nnd  die  Krone  in  unveirantWdHlieli^ 
Weise  beleidige.  /' 

#  ,  ■,•.(■  r  r  i»M| 

I)  Nr.  ii-*iSi aer  simmhMg.  .;.'<! 

2)  ^c«  14.  di|s*  ♦   : .  ,f  .m;   ,.  .11 1 

*)  Das.  Nr.  15—20.  _ 

4)  Das.  Nr.  21.  22. 

5)  Doc  Nr.  2S.  und  25.  .   r       .,     .  '     .     ^J  1 1 

6)De€.  Nr.  24  "    - 
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Mt    EergmrMmri  Jmkl  VatfcwMinmn  >git  dtauMbchen  Stahle. 

',t)',>  Bwoit»  ;1iii' Ck>ii8i8lMiliia  mmfiS.  Juli  186&:  wurden,  die  spani- 
^ackjent  Mg^getibBiien  v^  .Pias  IX.  besptooben.  Die  AUoi^tkiii  ein 
irmtk  miiiüe  im  vier>Jfthre&  idigeBcUoMne  Goiveiitmi  und  die  äB 
flb^seübe  gekmfipflen  Ooffiaiuigea^  die  bitter,  getftwckk  worden  aeien; 
419 'beqprleUi  die  mdlffilohe  Yerletmi^  dietos  in  SpanieB  »im  Staate- 
IfQSQtflf  ^rkl&nlfeil.  Vertrags,  nttteBlffich  in  Asrt  1.  £.  40.  4L^  den 
JWgepvdaeten  Yi^rlwif  der*  Kteebengnter,  das  den  SiaehOftii  za^afoiv 
iMgte  \Y^\^  ^  iirtteflimg  YM  'WieiheB,  die  d«a. Nonnen  entaegene 
^Be^niea.d^  ^.lUbabme  von  Novizen«  die  Umwandlnng  vnn  firommen 
Ipuititptanf  aa<  wflltUdiera  Gebraaeh;  sie  erwlhnt  darauf  die  Seebh 
tiB^^li^n'  des  Staatesecretariats  und  dea  QesddiAfbBtrilrers  in.  Madrid, 
(dip  fi::ii9Mih>s  gabUebeo;  seien,  gleickwie  aaob  dfe  YorstiHuagisn  der 
JBific|l<tfif,  yen  4e9id»i  mebreire  harte  Verftlgang  erliirfieik  Indem,  der 
iP^t  diu  StBttdkafljigkcfit  de9  ^pani^en  Epiaeotiatee  und  Skroa  be- 
lobt, rai^robifftet  djn  gegeaf  die  Sirebe  und  dat €onciordat  eiiasaenen 
|G(es^itae  mk  {ey!ldftrt ,6ie  fibr  nichtig.  Naohbier  bea;atwoftete  mm  audi 
s{9B..'Sii^}  Settenfif  dei\  istaaiaobea  Begienüig^  das.  MemdnuidbBi  des 
^i^Mi^chepi  *9ofes,:  indeiu  tnaii\ die ^in  diesem  vorgelwaohten  Aiddägen 
.nröakifiw;  die  läreUiclien  CNrandaiiza  iedäutete  und:dfin:ThathfiBtttid 
4^^rAd8t$ii  ßlücbes. gHmuer  mtb^ri»^).  Die  .PanUterkeit  fflrden 
i}^f>vo9  der.katMJMhen/EMi^  Bnataadikiiipe  uih 

jQQglielt  so  Jiseib  gaben if.  daas:  der  PafMst  idaribiar .  seöne  faaffigsten 
iPflic^tenive^geasep  itfinA»  and  bfttte  er  von  mögHeÜen  Sölgettngen 
rBiwfil^aebftheil  der  ^Süvobet  eine  Ahmng  haben  ktenen,  so  wArde  er 
^ttpUqr,SnfCgieidensfliIbeiL  zarockgaanesen  habeiL:  Der  Widarstrait 
ider  iA.S|mienr:erlasseQai(>Qesetze:  and  Deeretoi  gagea  das  tGoüciffdat, 
^gl^nLäm  OoncU.voif  Trientnnddte'Sirdienvei^  aeieinb&iH 
^biliar,  dea  Be^ht  der-Kirehe  und  der  iCUfttiibifäi «aeii in: wtoseniiidMn 
£a9]p^li  gi^kTftqkt;  der  b(d]lige  Stuhl  wurde  ftäntarVetpfliehtdngen^ia- 
^ti^eia  gewordm  sein,  häiite  ex  dam  gasdimg^ea  oder.  sonatOcakiivenz 
'j^i^aigtf  Aia^  wird:  Beschwerde  idarüber  g^fflhit,  dasa  die  Bolle  aber 
4j».  jipibefleekto  Empfftifgfnies  der  heiligen  iJungfiat  vom  &  Bec.  18&4 
m<)bt; augelassen  worden  8ei,'uiid  das  in  JaLoem  Landen  das; stets  för 
diesen  Satz  so  viel  Eifer  an  den  Tag  gelegt,  dessen  höchgeprieaener 
König  Karl  IIL  einst  die  dogmatische  Definition  hierüber  so  sehr  her- 
beigesehnt 

Diesesmal  dauerte  der  Conflict  nrit  Rom  iu  Spanien  mcht  so 
lange  an  und  zeigte  nicht  mehr  die  Heftigkeit  voil  ehedem.    Man 


1)  AeU  Pii  IX.  vol.  11.  p.  441—446. 

2)  WArzb.  katbol.  Woehenscbrlft  ISSO  Kr.  11.  p.  ISB^  se^.    '  '    •» 
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nie  N»iHi<>«  ittOMKto  ind»M  MMtaHkr.  ReglMu«^  « .« « ^W   tUi 

fohr %w$Bt tnätdeü Verkauf Ycnis Ktrahengütam,  «büdMiliuigssmv ftrt^ 
dem  die  b«iBiehi&  Firmrinzeii  nock  ennrgiBoh  ivedentea^;  ippn  er^ 
Übte Meb  difcli  Deerefc  Tom  21.  Angwt  185&«)  die BrtftderiNmfc^ 
tirtnr  Ar  geeckloflscb  ima  4m  tch  dnn  päpetfidkenObedrikflMiigiqc 
ior  sie  detegfiriMi' D^  iL  Jnantenna  als  uiflOug  oft  ibnb  iMteag^ 
weil  naoh  epaidedieii  Oeaetssea^  dmt  Nimtieii  Teffirohsk  .M^  oIilre^iEMte» 
eoMtoo  gaiua  oder  zoiii  Tfaeile  za  MbdeUgJnefri.  man  beiMMi.v^te. 
BiBchMBn  ferinvAfaivod  das  Beclits  CoHeebradreeaen  zmedaasan  nlidi 
ae  ]ndea,Ziititngea;za  puMkiireii').' .  Aber  naEhialt'  si^hrdech;  tw 
weiterte  GewattaduitieQ  fern,  zumal  da  tielfaeli  GarliaMnaiiMftndei 
»iilaachtea,  aildi  die  Gcartes  in  ilisen  scUvaek  teoifiblton.SiiKiiQgeil, 
(L  Octt)r.  Üb  14«Dee.  ljB5Si)  gvoeBe.BnulilalliiB^flBiigtaai^^  Manrvägtfr. 
es  nicht  wie  frflMr,  die  Veibreitnng  der  pftpstibehear'AUqBntiiitstnifi^ 
reebtUob  nt  veifolgeii^,  die  paivllkhe  StaktsachriftitEudmaniai^ 
Seltenster  Begiesüngspresse  ziemlioh  gemässigt  «nd<  adstladig;?)  ismk* 
nit  dem  Januar  1856  meln*ten  eich  die  Aassiahten  auf  eiheibevurstet» 
heade  Ansgleicluing,.' zumal  nachdem  der  Mmister  «FilaidM  .Afadnes/ 
der  die  «Frage  über  die  aaeh^Bom  .flieaseo^eiiiyiapfflttailiohstamiAwie^ 
der  hatte  äüregen  welleDf  durch  Ariasi  Urial^ersetst'imnrdell'lfcalri>)v 
denen  Oirookr  an  die  Bisob«fe^  fom  6.  Febnür  benits^SofiiktBgeiti 
auf  Fsnaden  mit  der  iOvche  einatiflOss^^  geeignet >war^  so  iridrdtefaittg. 
auch  immer  noefa  viele  seiner  Pbrabenerschieien,'  nainenülich  daiiSis; 
ZorfieUkecüfmig  des  Btaehofit  von  Osma  damit  zusammenfiel^yj *  )l|a&! 
inhm  jetztr  auch  den  doreh  fireve  des  Pfeqistes  autori8arten'<filettteiio 
Joantorena  als  auasevmkeiitUQhett  BeroUmAiMigten  fOat  das*  Konittatiir«- 
ttibanal  an  ^).  •  Obsohon -  in  den  Pretin^n  nooh  viele  Cleiraltacte  g^- 
g^nden  Klerus  vorkamen  ^i)!uad  das  pröjectiiia  ineuef  Unteiriclitsgd« 
seti  mit  seiner  fransösischM  Cbntralisatidn  und'  seLber  Bes^hrftnkim^ 
der  theologisehen  Studien  Anlass  zu  neuen  Besehwerden  gab  <^ :  so 
^  doch  schon  Manches  fBr  die  Buhe  und  die  Sicherheit  der  l^che 
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1)  FtanzOsiscb  Im  Ami  de  la  r^ligion,  SO.  Ans.  1.  Sept;  IS^s!'   '' 

2)  L.  8.  tlt  4  L.  II.  Nov.  R. 

3)  Ami  de  la  räigion»  15;  Nov.  1855. 

4)  ib.  28.  Oet  22.  Dec.  1855. 

5)  Ib.  I.Jan.  1858. 
8)  Epoes  28.  Jan.  1858. 

7>  AMi  de  la  r^lf^OD.  28.  Jan.  1898.  '  ^ 

8)  ib.  18.  28.  Febr.  1858.    Raibol.  Wodbensehriff  ».  c'  '     ' 

»)  aWlA  eattolior.  5.  April  1858.  ..  '. 

10)  Ami  de  la  r^Ugion.  2.  Februar  1858.  "     ""* 

11)  Katbol.  WeeheluebrM  1858.  Nfl  28.  p.  88e-^f8i^    ..  /   >     >  (-- 
tS)  GMM icaUiüea.  tO«-Apm  1858^  m,:/    .  •  -  ••    y.    ü'  i    '>•'(<' 


gevi>Qii8D. -f'KodifnMlir  .»80  ^as^durFaüIj  seit  im  Jili  dab  DmimTirat 
dsB  MgUach'^eaiiiiiteiL  Espaiitofo  näd  des  ftmMtfssli  g6tfiimteii>  Gra* 
faDi  ^os^Lufitatt  ^'IWiialdl)  .8Mi>iAiflMteiind  EisMer  Anrch  Letsterou 
geaUibl^'itoEd^).  Bd-ddii  fiortwätbrenMn  Xünndmi  w<Ate  maof  Ate 
T^jOttÜBA  dtaibisbengdBfiegitee^s  medec:giit  mticbMi^  kiiftpfteoffr»- 
6ifde' Ibit^ifcaidlniigen  in-  ^Boiü  aai,  Kake  die  constttaireadeD  Oortes 
aafi^),JttriiM  die  Constititttos  vcn  1845  mtär  Beiffignig  tiner  Additn^ 
liaiacto^  ?oh:  »16^  ArküwlöMaod^  kerl^,  «ttqpeiidirte  den  Veitamf  der 
(MtevijdteiiWelikfohffl  aack  dem.  Geaeta^  vom  8.«  April  lS4fki  effieaa 
ob  neiiaa  Bscret'  "aber  diar  Vargieinmg  geiatlieber  SteBsD^,  gab  iea 
JeamtetiiHur^  Btaa  ii  Iiegrola  zurtoii  imd^tingte  äUeatkalbea  das  Be« 
aitobea  aifch  dev-ükche  Iii0|^h8t  gwecbt  ed  wetfl^,  was  mati  ih 
Bbm^f^riHQrig  tenroifhob^);  AU  dami  am  18.  October''1856  TSuxnM 
uSederaof  dia  SpUBS'dee  Mimstenäma  trat  tmd  fiioh  mit  gvOastentheils 
dMwerta|3fWäi  Mldnem*  rnngaib^,'^  irar  ea  einer  dw  eraten Sdirikte 
deif  neoebBegianingv  das  GäneopdiityoiQ  18&1  durch  kOmgL  Deont 
Yen) 'U.  ^Olstaber^)^  irieder  in  Krafb  m  aaisen.  KUroa  and  V<dk^ 
ver.A]koi)die:icatliol&(tha  Vkaoro  fi eaien  akh  dea  ümaohwimge,  m 
^tkmAT^iiiBaiibäß^^  In  Folge  ^ieaea 

SkdpsUatt«itsdneB0b  Xagb  darauf  wettere  Becrete,-  w«lohe  die  Kasatan» 
aicte  zfü  der  Yerfasemig  von  IBI&5  die  imter  01)oniieU  gefwiigtwar, 
adflmbeif,  idfe  Qeietae  ron  184^  aber  HimidqNJittteii'imd  Proaineiai* 
Da^tatiidtu9&.  anieder  in  Erafik  aetafen.^  doi^  Biteh<tfeii  dM<  Brtkiilaiig 
der  Wtfiben  taid  den  NamiaAllMtem  die  Awfljahme  von.  Noviaumon 
freigaben  /etoLy  ^^ '  BeflKdirftBknng  dea  i&ariagiaeiMn  ünleniehte  in 
deip  Sttiitlarien,  iHe.'sieam<  27.  Seplbr.  1855  «rtooM&et'irevdto  «rttr, 
abrogirtani^  Am  1.  Bios.  1856  lud  der  Mmiitar  derGuadeD  und 
tfnakki  Saijaadia  BiacUöfe  einv  den  Jahreab^  dtö  DäfiaitioB  dar  an«- 

j  ♦  ♦  «  ' 

l'.V  '        ^  '•  *  *  .•!•('>  •  '  • 

'  <  •  -  1  * 

1)  Ami  de  la  r^ligion.  19.  22.  24.  26.  Juli.  7.  Aug.  dess.  J. 

2)  ib.  9.  fiept,  d^efben  .J.  .    .  .  .       . 

8)  GaceU  de  Madrid  de  16.  de  Set. 

4)  Decr.  d.  d.  28.  Sept.    Gaceta  de  Madrid  24.  de  Set. 

5)  Decr.  26.  Sept.  1.  c.  27.  Set. 

■ 

6)  Ami  de  la  religion.  21.  Oct.  1856. 

7)  ib.  18.  20.  Oct.  h.  a.  Der  naoe  Mioister  des  Jaoern  j(de.  la  Gobernacion) 
C.  Nocedal  (so  Ist  Axfihiv  VJl^.  S«  890.  let^tte  Zeile  ui  l^sen)  war  einer  der  tQch- 
ligsten  Depntirten  der  Rechten  und  der  des  Aenssem  If.  PidaL  war  ebenso  als 
coBservaliver  Staatsmann  rilhmlirh  b^not, 

8)  Gaceta  de  Madrid  da  18.  de  M.   AtcUv  W.  Wk/9»U 

9)  Gaceta  16.  25.  de  Oct.    Ami  de  11  rdHIiott:  38.  latt;  1.^  NoV.  1888. 


firt^iti»  iSilBü—g  ieit  ia>i  idf  mne  Iki/MimMmmfi»^         MV 

befleekfao  Biii^f&BgiiiK,  im^  fto  Spanitft  9^  g^kliehen  EffligussM^ 
inteotepiBdiaiidte.BnecIidikeii  au  begehan^).  •     . 

So  mudi»  4^am  vmäi  di«  fittMren*  BeEnebungeti  xm  fii^piitiiohen 
StaUe  wkdor  hargeileUfe,  ohtolMa  ^toer  sehr  tondoktkig  rieb  ceigt« 
and  ertk  die .  Wiedtohttratdliuig  der  Ordnmig  befi90tigt  qa  aehw 
wQBMkie^,  weldie  du  grasBUniheils  eensenmtijreii^  Dei^«itirteimaU«n 
im  Mliz  18&7  aocb  mebr  n  ipwbürgeu  scbienen^).  Am  4.  Apdl 
ttbflnwiehte  Alnwndy»  M<m  dem  b#iligeii'  Vater  seia  Beglaiibigiuisi« 
MhrabeiL  als  aufleerardeiitiieher  Gesandter  und  bevidbnftohtigter  Uir 
uflter  Unrer  kitboL  Mqeet&t,  naobdem  der  Papst  vorher  aieh  mit 
ijmt  Sraemiiiog  einmiamdtü  erUftrt  batte^)*  Die  Tbroumde  vom 
l.  Mai  lfi57,  die  Mek  das  Veib&Itiiiea  u  £«m  erwUuito^),  ward 
freadig  begrOast;  aber  iae  Antwart  des  Jnatizimnifltara  a«£  die  Ivteih 
pellaUen  des  Hetfft  Tejado,  der  am  23.  Mai  e&toohiedeii  die  GeltuBg 
des  Oeneordaie  Mrfarat,  aber  die  InooBeeqoena  ood.  Halhbfiit-ideB  Miolf* 
stariuBB  tadelte,  dae  viele  moner  Beetiomiiuigea  imaiuigeffihxt.  lieee 
uid  ümen  nacb  aaivider. handelte^  wareTaiiv  mid  väUig  aabefriedi* 
gend,  «ie  auah  die  des  Minieteia  Pidal  anf  den  Ahattchea  Aügnffi  d$a 
SenaterB  Segaao^).  •  Aoeh  in  jdem  üntinirf  einea  Uaterriobtageaetaes 
zeigte  üßk  diese  Halbheit  und  mehrere  Deputirte  wie  Trobio  und 
Tejade  ceDSarirten .  am  17.  and  18*  Jnni  deiiselben  scbarf,  weil. er 
üieht  die  -Beckto  der  Eireheanf  UAtenJebi  and  £cKiebimg  g^nägeiid 
wahrte  whI  dem  Staate  Alles  savies,  komiten  aber  gegea  die  mmr 
atorieUe  .Majoriliät  nicbta  ausrichten^.  Das.  Verbot,  pApetUche  £^» 
lasse  in  den  Zeitungen  zu  publidren,  wurde  trotz  mebc&idier  iBecla*» 
lutionm  iiamer  noch  mckb  beaeitigt  und.  kam  bie  nnd  da  zu  a^enger 
Anwendiing  bei  der  kaitholiscben  Presse  7).  In  den  meisten  Puuktw 
war  dem  rteiischsB  Stuhle  gegenfiber  die  Sach)s|;e  diesdbe  wie  in 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  1844,  nur  dass  das  Iintgegenkomme& 


1)  Anü  de  la  r^ltgioii.  11.  Dee.  183S. 

2)  Aaii  ile  la  r^Ugrton.  S.  4  A|HrU  1857. 

S)  Oioroale  di  Roma  4.  AprIK    Ami  de  la  rel.  14.  April  1857. 

4}  „Mit  wahrem  Tröste  l(Ondige  ich  Ihnen  die  Wiederherstellung  unserer 
freundschaftlichen  Beziehungen  zum  heiligen  Stuhle  an^  Die  Schwierigkeiten,  die 
si^  einem  so  ersehnten  Ereignisse  entgegensteHien,  worden  dareh  mein^  Ht* 
Sienmg  beseitigt  und  Ich  konnte  nach  Rom  einen  Gesandten  abordnen,  der  be- 
tQflngt  ist,  in  meinem  Namen  die  geheiligten  Bande  fester  zu  knOpfen,  welche 
<iie  spanische  Monarchie  mit  dem  gemeinsamen  Vater  der  GlAttWgea.fiBitilnden.*' 
^*««ta  2.  Mal  1857.  <    .. 

5)  Ami  de  la  r^Ugion.  4.  16.  Juni  1857.  >  . 

6)  Ib.  27.  80.  iooL  '- 

7)  ib.  18.  iaU  1857.  .      . 


MS   HerffemMm.  «JpinMM- VifrUiMiilBngm  wü^m  rtaltBiiei  gtoMe. 

der  Bj^asiMiien  Bbgienmg  eia  ansgB&lmteres  war.  Abermalfl  ver- 
langte man  Anerkennung  der  revblati(uiftren  Thaisachen,  der  1864  bis 
18ft((  fxmeenrdatewidijg  voq^enomineiMn  Veranswnmgen  von  Kircbengot 
nad  hier  war  die  flMhe  noch  schwieriger,  da  das  Cioncordai  und  die 
strenge  plpstliehe  ErkUmng  in  Mitte  lag,  auch  die  Henscfasft  der 
Bevolafcion  keine  so  lange  Dauer  gehabt  hatte  ^).  Der  Papst  nrasste 
sieb  baten,  alknnuMsh  wii9der  Sanations-Iadaite  zu  gsw&hren,  die  fast 
nur  en*  neuen  Pltoderongen  am  Kirchengot  aufinmimtera  scUeaen, 
ns^hdeü  bereits  mehr  als  die  Hftlfte  der  Gfiter  des  Sftoolarklems  ver- 
kauft' war  9).  Dasu  kamen  die  vielen  Zweideatigkeitea  in  den  nmd- 
stoiiellen>  Brklftrui^enr  die  nicht  wemger  bedenklich  maohen  mnssten; 
nebstdem  standen  abermals  neue  Unruhen  in  Ansicht  und  man  hatte 
erfthren,  wie  wenig  Stabilität  und  Zuverlässigkeit  ixi  der  Begienmg 
Spaniens  su  erwarten  sei.  Da  zu  dem  Nuntiatuffpesten  in  Madrid 
Msgr.  Lerenso  Barili,  der  bisher  in  dieser  Eigenschaft  in  Sfidameiika 
geweilt,  auseisehen  worden  war  und  desseh  Ankunft  sich  sdir  ver* 
zAgeite,  so  hatte  man  nur  durch  einen  Gesefaiftstrftger  Msgr.  Simeoni 
die  wichtt^fsten  Qeschäfte  eifadigen  lassen.  Qleidnrohl  wurden  im 
OenAffitoriam  vom  3.  August  zwölf  spaäisdie  J^sohOfe  prAconisirt, 
während  in  demsdben  der  Nuntius  Barili  zum  Brabischef  von  Tyana 
ertioben  word  ^).  Nachher  ward  auch  (März  1868),  wie  man  verlangt 
hatte,  den  £iabiscli0fen  von  Sevilla  und  Toledo  die  Canünalswarde  zu 
Thefl.  Inzwiscfaeu  hatte  Narvaez  im;  Oct.  1857  seine  Sntlassung  ein- 
gereicht« abermals  erfolgte  ein  Ministerwechsel ,  der  sich  im  Januar 
1868  wiederholte. 

Sehr  langsam  schritten  die  Verhandlungen  mit  Born  verwirts, 
die  sich  hauptsMili^  um  das  Kirehenvermögm  dr^Aen.  Die  Throu'- 
rede  vom  10.  Januar  1858  äusserte  zwar:  »Es  wird  die  Nation  si-* 
eherlieh  ndt  dem  grOssten  Vergnügen  vernehmen,  dass  der  Pa^wt  sich 
geneigt  zeigte,  sich  mit  uns  betreffs  der  Garantie  wegen  des  Verkaufs 
der  Kirchengnter  zu  verständigen,  die  in  der  lefastenZeit  Statt. hatte, 
und  den  Käufern  den  dauernden  Besitz  iik  der  HeAhung  zuzusichern, 
dass  eine  gerechte  Entschädigung  gewährt  werde,  um  die  Kirche  für 
den  erlittenen  Verlust  schadlos  zu  halten.  Meine  Begierung  wird 
Ihnen  in  dieser  wichtigen  Angelegenheit  einen  Oesetzentwurf  vorlegen 


1)  tb.  4.  AUflT. 

2)  ib.  5.  MArz. 
S)  Ib.  8.  Oct. 

4)  KatboL  Woehensdirlft  1857.  Nr.  35.  p.  ISS.  iSt. 

5)  GaceU  de  Madrid,  16.  de  Oct. 


and  dto  Ifitol  beMickütti,  '«n  dfar  Kirdte  imMttiglidi  4to  GHMer  «»- 
rfiekXQgebeii,  d«ren  Besitceriii'  and  Vetwiltetni  neinwr,  wtaiprecbsttd 
den  im  S^^gradM  «tote  liamelieiitai  'QeifltMii  «id  dea  im  leiasteB 
Concerdflte  antidrfidilioli  v«reiBtarte&  Bedingang«!!«  >).  Abir  damii 
war  niM  nur  WMig  MHMifk  und'  der  öteetuafemiH  ettchwa  den 
Meistefi  als  BUttgdlurfb;  ssine  cMdeÜAYiiilqpe  irordhiiiftiiflgflMKri^ 
das  IDiiisterimi  latoriz  'Bah  sdne»  biddigeli 'IKone  ^eilgagim  und 
bew^  fcebie  Thatiorsft  «id  Bnergi«.  D»  Oaeteff  imrdB&'eiil  Vertagt^ 
and  dann  geaehloaBen.  Das  MinMeniittt  das  Op^oaitioB,  rsäkkalOkä 
im  Senate  beftfühtote,  zog  aieli'adieB  TOr^der  Dhonaeten  aMnes^  Pmh 
jektea  asorfick,  nnd  dsehte  daraiiv  dnveh  «ifie  bloneTaropilmDg  dii 
Frage  der  Kiitdiengtter  en  eegtAn,  okaehim  dar  NaalMa  in  nehttger 
Wftrdigimg  der  Lage  anf  dar  SaMti«n.dofeliiamGaaa^  Man 

kam  nioht  t^nrwdrta.  Am  SOi  Jmn  18i8  nwd^O'Saniiell  wieder  Pr»- 
mierminirtcnr;  mit  ihi«  erlangte  die  aegwanntet  fibente  Ubioii  die^ 
Herraehalt;  Oaideron  OelianteB.  «rhidb  d»  Mmirtäknäii  dea'AewatoH« 
wäbrend  Boaadit  Herteroa  Mtniater  dealnnani  U]alk>  Kack  Bom  hstte 
das  IfiniatoriaiA  Monz  im  Mira  Herrn  Fidal  flsa^iiaiilMiililBfterkaiid^-i 
Inngen  «ntaendet;  aber  in  Bom  konnte  niekta  geachehen,  befor  in 
Madrid  die  kirdili^e  Ooteti^nafhige  gelöst  war  9).  Das  neue  Juni- 
sierinm,  ^tea  ans  den  verachiedfem^tigaten  Blenieatoi  beatefld  Mid  alte 
Paürteien  veMAmen  wcflUe^,  dachte  data»  den' Plan  zu  modifioiren.  irie 
auch  dna  Coneordat  umzugeetalten.  So  blieb'  die  Saebe  abermda  lie* 
gen  nnd  bei  der  wiederholton  Antdflfnng  der  €oiifcea  am  11.  SefTtembair  1858 
war  nichto  geschehen.  Während  bei  der  BIröffnnng'  der  nteen  Session 
die  eiflrigen  EatheUken  das  langst  vorbaratoto  -Bit^aBBeait  aU  Qesstt^ 
TOTgebraeht  oder  eine  voHe  Verattndigung  mit  'Bom  angeiottdqft  ni 
sehen  hebten,  drttekte' die  neue  Tbrx^nrede  nnv  in  vager  Weise  da0 
Verlangen  ans,  den  dureh  die  Wechs^fälle  der  Zeiten  MitBtandeaett 
Schwierigkeiten  ein  Kiel'zn  setzen  und  bemerktof  dernGtesandten^in 
Bom  sden  die  zweckmAssigen  Instructionen  ertheilt  wmNien,  am  mit 
dem  heiligen  StnUb'die  Ldsnng  der  Aoch  obsehwi^bendeif  Fragen  in 
der  den  Interessen  der  Kirche  nnd  deä  Staates  vortheftÜaftesten  Weise 
zu  vereinbaren*).  Schon  fürchtete,  man,  es  werde  gar  keine  Verstän- 
digung erzielt;  die  Ohk^ou  des  Gojigresaes  vsß  Jahre  1859,  wegen 
ntnustmeUer  Wahlbeeinflossung,  das  sAf  die  DeaamarteMtion  der 
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Gfttenikr  Ooneindwiiiid  Woliltli8ligtoit0iiii9telton  b»i^ 
2000  MiUataeaBaaleiH  to  ideht  geitflgende  QMeto  öbor  dic^fkreiae,  d^ 
aebirankflndet  Haltung*  4aiGiibiMtSv  da»  Alles  MhicMttfii^UiinvieSjjrmp*' 
tMw  ^).  DieDestmiortisationUteb'Sdikii^wort  der  SMmIüm  uad  0«r  Im- 
t0Ci  ihnen  'Imienden  SodatieteBf  dieon  diec  fiei?elntioa  voiLlioi^.bereits 
offed  anftwien.  tind  .das  'gaiae'Leiid  mit  ihMirUmtäebeiir  «afnUteni^Jt 
man  betndiükete  mitia  Ajiom^  daes  der  Staat  ein  bleibendes  Int)mssf> 
W  der*  /Darohahnnig  einer  gOnzIiehen.  DeaeniortiMiion  babe  mni  itt 
aeiiMr  Aütanaoht  f&TkAHesm^rgen  nfiiset  dasa  ein  W^gmümm  beeitaender 
Kletus  stets  gi^en  dcoiznr  Desamertisation  ▼entfUobtetw  Staat  f]^ 
Amortisatfem  kSnqgini  nndiso  sidi  ijt  Widetsprach  mt^en  mnsse  .mit; 
allen  anderen  iatereesaa.  Män^  Abeisah  gtodieb«  daes  die  voUstandiga 
Desamortisation  ein.  waänlkuiigfir  iGedaidie,,  die  Zio-stäidnlwg  wid 
endlose  Tbeilong  den  Qrüadatftefce  ^m  der  Vwkanf  der  Gemeinde-  und 
Georpefatictosgater  antreolge  Beicbe  imn  Nacliktbeil.der.Axmen.deni 
WeUataädnder  Natiaii  verdorbliob  arar,  nonie  dasa  »viaebep  Asr  Iw^ 
Ueben  snnd  Mltücb^a  Amootiaatiob  ein  giesier  Untemiibiedi  beetandy 
iddem  die.  Kireb»  foitif Itoend  Q&ter  verkaqite,  kwtisß  wA  vartweacbtei 
«ibrend  positive  w^tlicbe  Geaetw  den  polittseben  Coqievatienefi  die 
Veiftnsaerang  naterisfagt  batten ;  endlidb  de^s  nuufcden  S^t  abeibauivt 
Bflib  dem  nevctetionSreiL  äteai  indentiAürte^).  Han  qmeb  desto 
BMho  vom  Woblstande  decadt  irenftglficktea  tExperinntaa  beimg»* 
snehten  Nation,  je  mebr  tSgUeh  die  Notb  und  das  Blend  snnabm^X 

Indeaaan  watde^docfa  am  25.  Ani^  1850  asa  Som  die  Oon?en*^ 
täon^)  iswiaehen  Cardinal  AntooelUv  and  dem  spanieoben  Boteebattec 
Antmi  de  los  Bieey  £esaa  in  22. Artik/rin  nntamekbneii,  die  ate  &- 
satz  an  dem  Gencetdttt  ton  lft51  betrwditet  irorden  sdlle.  Der  Wieb« 
tagste  Pnnkt  der  nenea  Ueb^reinknnft  war  die  Begebng  der  Idcoblieben 
Dotation  nnd  bier  ging  man  aaf  den  ven  A.  Mon  ^twwfenen,  vom 
Niuitins  leiidiiten,  bereMs  1858  bekannt  gewotdenen  f  lan.^)  mnueki. 
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0)  Der '  iBif  Apiil  tass  ana  Cengren^  wgakiSi  aeBeizeahvarf '  lenMts 
»Art  1.  Die  Kirche  wird  onverzOgUch  wieder  In  den  Besita  aller  dem  S8cularl[lenis 
zogehOrlgen  GOter  treten,  die  ]etzt  im  Besitze  des  Staates  sind,  deren  Eigentliam 
aber  dem  Klems  kraft  des  Concordatei  von  Mal  and  des  f}eaeizct  «oai  S.  April 
1845  verbOrgl  isl,  obwohl  deren  VerkaaT  doreb  des  Gssolz  vom  I»  Mal  1855  an- 
geordnet worden,  das  bis  zar  .VeHMteatHcbaoa  der  Dttsel»  van  la.  bi»to.  Oct. 
1858  in  Kraft  blieb.    Art.  2.  AUe  in  daaigeatanle^eBtlB  aftltt  <  etagesetafeMsenen 


pMsh  dem  ditfanige  mus  'beitglteh  der  CMtor  mw  Nmuiei^  and  Mann»- 
ktetom  Art  3<i  «ud  88.  des  OMieordafees  barttannii  war,  nun  aiieh 
auf  diB  de«  Sdffiihatl^iia  mät  emgm  AvmahaMii  md  M^dÜleaüMi^ 
AnwQBdmig:  fiaMn^ao^.  ZMiidiflt  vei^fficUai  sich  dto  apaiiiaoli» 
Bagfianng  noterTaller  AMtkemnmg  d«  OsoNiordatM  vam  i6^  Mtrs 
1851  idaaMb^erlQralMcaiigatafliige.GMter  atae  A^ 
des  M1^0ii SiidileB  m  nfktnbsn,  m  vertmaehenoder  aoiat %u  var* 
äoasam  (Art.  l;)v  aiMttltaiter  AulhelMiDg  dav  widarqwalriiaaiieii  G^ 
setze  und  Van^rdan&gaii  daa  freie  Seobt  der  Kkehe  aiif  Erwairb  wA 
Beate  zJßm-äjAm  Von  ädtein  aa  mal  erklftit,  daaa > die^voa  dar 
Knche  In  Kakaiift  to  ierw^kaiideii  Qftlar  «icht  in  die  aoneordaisiflMaig 
ihr  mig^mUmmidkmMa  gariaga)  Detetfo«  aiagiMMhiiel  waMlaa  soU^« 
(Art.  3w)  DieBegieroBg  spiaoh*  tenrar  dar  Kir<dia>  das  teUa  EigeiH 
thwi'  derduoh  das  Oencoadat  ihr  #eatitasrtea  (MIar  eq,  hob  aber 
hervor,  daas  dar  gittaaare  Tbeil  der  neeh  nieht  wOßOBMdQn  €kBter 
bedMrtcude  Detarioratiane&  erfafaite,  deren  Tenmltutig  ftoaiargt  mfib^ 
8^,  deren  WwChbereclinuttg'  videiaimchMd  ud^mgeMni  aei,  weaa« 


geistlicben  GOter  (woranCer  die  nieht  verkaaflen  ehemaligen  KIostergQter  za  ver- 
stehen), die  im  Besitze  der  Regiemng  sind,  werden  ebenso  der  Kirche  karQcker- 
stittel  Eofolge  aenaesfliiMiimg^'des  Caadardatea,  das  ift  seinen  Artikelit  SS.and 
3a.  die  Verwandlamr  dcaCapitali  :ia  nidit  abert^igbare  inscriptioBOi  der  dnlara- 
ceotlgcfi  cans^Udiiten  Schuld  voncbreiht.    ArL  3,  0er  SScalarWeroa  wird  als  Sat- 
scbädiguna  fOr  die  GQter,  die  kraA  des  Gesetzes  von^  1.  Mai  1855  verl^auft  wor- 
den, die  in  dem  vorigen  Artikel  einbegrlfTenen  geistlichen  GQter  erhalten.   Ueber- 
steigen  diese  Gtkter  den  Betrag  der  BntschSdlgtmg,  so  wird  der  Klems  beaar- 
ir»gt  #erdfti,  den  Uaberschuas  «d  -verwaüMti,  tau  aaitta'del'  ftrafi  des  üoneerdaies 
^«laasehsiataifn  Weise  oiMtFann  sbni  VaDtMtfei'feiclimtaB.  wird.  .Fans  der 
Werth  dies^  flQUer  zur  ,Dec)iMog   der  Eotschldiguivssoipoie  nicht  hinreiGhen 
sollte,  so  soll  der  S&cularklerus  zur  Deckung  der  Differenz  dreiprocentige  conso- 
lidirte  Schuldtitel  erhalten.    Art.  4.  Dfe  GQter,  welche  lier  Klerus  zur  EntschA- 
«Ustmg  eASIt,'  werden  Ihih  zu  vollem  Efg^nthttm  ttbergeben;  sie  genlessen  dfe- 
selben  PkMkgieii  wie  fbrdem,  tind  M  Kieses  wM  nieht  gtnöfM^  seia,  sie  za 
veikasllenr  uad  ttren  Werth  hi  laMTipUeaen  der  drelrfaceBriatu  cemDlIdirteb 
Sdmld  oouosetzeD,  wie  durch  Art  S5.  und  S8.  des  Concordates  voraesohrieben  ist 
Art  5.  FQr  die  in  dieselben  Artikel  des  Concordates  einbegriflTenen,  verkauften 
Güter,  wie  fQr  Jene,  deren  in  Art.  8.  dieses  Gesetzes  ErwSbhung  geschieht,  und 
^e  der  WeltgeMliehkeH  zaeftennt  werden,  sotten  dfe  Bisdibfe  nicht  fibertrag- 
tee  maeiiiHtivea  der  dietpreseäiigen  cansalidirtea  iSehald  erHalten;  der  Wertb 
^  vcrkanHiin  Cittter  saU  als  Clnmdlaae  »r  diele  ümwaadlaag  dtoaen.  Art.  a.  Die 
dorch  dieses  Gesetz  zvrQckgefebenen  ImiaobiUen  und  die  loacrtptloaen  der  drel- 
proceotigen  Rente  werden  f ur  Dotation  des  Klerus  geboren.  .  Art.  7.  Die  Regier- 
ong  ist  ermAchagt,  die  nOthlgen  Massregeln  zu  ergreifen ,  um  das  gegenwartige 
^«9ett  hl  Kran  za  setzen  und  mit  äem  rdaristhen  Stöhle  alte  Sdräierigkeiteti  za 
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!DI2'    Hergenröiher.    SpwJwi  ¥<fiiiBtftiitfen;BMi  dem  rtmischen  Stuhle. 

bftlbitiisbar  die  DototioQ  dag.  Ktanm  aiufMhdr  iuidiH^|«Bfigend  dich 
gBWgfciliab«:,  und  «oUag  mir  Abbüfe  ^inen  TmibcIi  .vorv  vttrmA^e 
dflflMi  <be  ffi&cMfe  mi4ij&mi3i«bMil  ibtMT  Xtepitel  dea  W«rtli  der 
kl«  ibrmDiOeesen  befiiidliefceiL  iSrelNigater  ftsistettte  und  noit  der 
B^gierttqg  dftfiir  dit.flntqmcbMide  ZWü.fMiiniQbeiiysgbMran  IÜbmA«* 
BimgiBQ  auf  die  dragfrooettkig»  oonsolidirte  SinttlaaelRrid  eriiatten  «oli-^ 
tan^  J>ar  Piq[)8i  ging  iiftob  AohOnrng  der  iSpmuacheiiSiacbtfe  md  in 
£nräg«kkgtiaUe]:  Yerhiltnisse  auf  tte^en  Atttuag-eta  mid  teM&ndigte 
dicib  init  der  Begiemagabev  die  Art  der  Axisfibning»  (Art.  4.  .&)  a) 
ADsgenomnlen  xom  Taogeh^  sitid  Paifete«  Htaser«  Bkmtär  wiFmeUn 
gürten. 4er  Biaebdfe  nbd  Plarm  (mwdi  Ark  SLund  33.  Goncw^n 
13&l)i:  9odaAn  die  Seninacgebttiidiet  CecreeikioBsUiwer  aamisii  Zv^diftri 
aUe jetzt  dem Gultne und bu  Wohnongender Qeietlidien  nnd Oegiiid- 
iw .  dienenden  Htoseri  die  auch  nieht  in  •  die  Do(tatidn  «ingeteehMt 
werden.  Andere,  Yom.  Biadiofe  als  besendero  nfttetiob  ^era^teto 
Gxundatncke  können  nnr  nit  JEinrechniing  dee  Wertlm  in  die  Dotation 
vem  XansdiA  amgtoemnen  /  weiden  (Arii.6b)  b)  Nttoh  t¥eUiogeMMr 
Taxation  der  dem  Tanach  unterworfenen  Güter  erfolgt  die  Ginbftndig* 
ung  der  Obligationen  nacb  dem  yqllen /JiVertb  dieaer  Qntor^wie  nach 
d^m  ly.e^käu&fieip  .der  nach  dßm  Qon^daia  von  l&H  yer&us^ertßn 
uind  nach  VfirifiUtion  der  Uebeiii^e  tinetm  dierSiaabiUb  mit  pipst^ 
lieber  YoUniMht'ftntilith  alle  dem  Tanaeh  nntersbeUte»  Otter. ab» 
wahrend  j^e  Staataobligationen  als  integrirender  Theil  der  geiatüehen 
Dotation  betrachtet!  ohd  ihre  Zinsen  nach  Massgabe  jenes  Concordates 
vo^udeQ  Bisch9fea  verwendet  werden»  Diese  Zinsen  sind  monatlich 
für  j^.Diikte9ej)on  der^ ßegiernng  ansanzahlen  (Axt.  Ij  9*).c}  Fär 
den  Flall,  doaa  dnreh  Diapoaitio&to  der  Stoatagewalt  die  dfeqptweenw 
tige  Rente  der  Staaitsschnld  eine  Yermiiidenmg  oder  fieductiott  er« 
leidet,  verpflichtet  8ic|i  die  Begieiung  znj  vollständigeii  Deckung  des 
jährlichen  üinkommena  der.  iCircba  in  «nderen^ebenfi^  vincnlirten 
Kin^icjbnnngen  der  neuen  Beute.  4Arft.  .4.)-  d)  .Sinft.  b0aondmpa  Verr 
ainbamng  wird  gefaradfeh  w^den  beKtt^b  d«r  zu  ooliatiTen  Caphh 
neien  und  anderen  fromtnen  ^amilienstiftungen  gehörigen  GAter«  die 
wegen  besonderer  BechisverhäIt^i6se  nicht  in  den  Tausch. einbegriffen 
oein.  können  (Art  10.)^  sowie  aiMi  bezüglich  der  Äuafuhnmg  .der 
im  Gonoordate  von  1851  Art.  89.  §§.  1.  2.  erw&hnten  VerpflioUnngen 
derselben  Stiftongen  «nd  anderer  geMlichet  ^ter.  (Art  ll.)id)Daa 
dort  Art.  35.  hinsichtlich  der  Güter  von  Nomienklöstem  "StipuKrte 
findet  auch  auf  die  nach  dem  Gesetze  vom  1.  Mai  1855  verkauften 
soM^  Anwendung  und  die  Stipulationen  von  Art  35,.  ivid  36.  bleibniH^ 
überhaupt  in  Exaft  Nebstdem  verpfliditetaich  der  Staate  wo  afittog, 
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tum  firalMi  fii^  eriMroed,  ftlr  Um»  ans  ihran  SKMMi  ehemals  rerwie- 
Benfln  LBimbrOier  (w#to]I  Wenige  n^cbv.am  LrikM  waren)  ond  lör  Dc^ 
Wion  iatroSA  Aentem JBetMotonMd  4er »KiMlIeR  fiter  Nei^^  Boi^ 
m  tiBgen  {Art  12. 1&).  f)>  Die  Beate' dffrOnuMh,  die  als  l%bil'der 
kioddiflliQir.DotetioaierUirt  iroid^  seil  mit  ituüialitte 'der  kraft 'O»^ 
TOitiimimtdenlieiMgefiSiiriileaiifiifarlaate  irtfr 

fik  Beriflmteftgidtt'CiiUnuiMlen  dieaM^^  liiid  der  jilttKdM  BMmg  dei^ 
selbea  itteh^^enDavelMchBitb  4m  Me^  QainqtieniiliiitiB  itt  fiter 
Samae  Iiereehnat  «etdebv  die  durch  BfatvenMluam  beidbr  ^GoatnilieH^ 
faa  ftsbitttdlen /Ht.  filer  Skaativitd  wie  Meber  die  zar  Deefraag  der 
All  S4.  dfiB>C!<Bic(ifdatee  etipidirten '  Aestgaaiäeii  ÜBr  dea  -Cttltae  feh- 
lead^  SiuBttie  >ergata8ea  ^AtI.\  14«)  'aud.  ebeaee'  aädh  Art!  89.  aaf 
YerBdÜsge  aari  Melmmg  der  Aangna/tion)  beeeadars  bei  ^itoinarieh, 
eiageheii  (Ait  18j).  g)  Die  Ait.  S&  §.  4.  ftetgeeeizte  Aafiege  ist 
ttgenikttm  !dat  läiahev  kaaii  aller  aaifiAnaia^hen'der  Bierhefe  in  deif- 
fldbea  Weisd  wie  aa^ere*  Beetandthaile- der  ktroUi^henf  Dotation  in 
ä)6Q  edlahe  Itentea^  der  StaaiaieKald  tttngeaeizt  Werden.-  ^Kär  Peät^ 
steUaag:  der  neihweadigen  Hohe  ^eser  Aaflage  habett  die '  BisiihOf^ 
oadi  Maasgabe  die  Oobcordaikes  Uebeiaddage  za  ftrtigen  uüd  lAnneh 
im  Eiaveraduneit  mit  der  <Etegierang,  da  wo  ^in  Miniinäm  trad  e!h 
Hasbaun!  dott  ^itgeüdtEÜ  watd,  eiae  Ifitt^omniie  J^eg^Mrea.  '  (Att. 
15.1&)  «Zi^eMi  aber  debiit  der  Papet  die  1861  Art.  4%'  ausge- 
eprecheae  jQeXtrlrlirleistaag  far  die  Käufer  ron  KSrcheagüt  4üch^  anf  dfe 
Kfatünr  der  aadi  dtai  Oeeetae  v$m  LMid  18S5  veiftaeBCfrten  Güter 
aa8.(Arki  20.).  Di»  baldige  Vornahme  derCireameeriptt^n  di^r  Pfar- 
reien. (Art^  17.),  dieaagahiadarta AbhaItaag:tNml)i9cid^ 
mdabynodeDv  wierdie  firfSllaag^  dei^  ffodi  niehft  'voUttogeaeit  StipalaL- 
tionen  von  1851  (Art.  19.),  die  Publication  dieser  Additionalaete  als 
Staatsgesetz  (Art.  21.)  werden  n)Och  Inabe^oaderet  zagjeadii^i . : 

Die  Bekanntmachnng.der  Goavetttioii .iiistzegarte'  sifdr'tiia  mehr 
als  ein  halbes  Jahr.  Erst  am  4.  Noveaiber  1869  H?ard  die  Begiemlig  zum 
Absehlass  einer  solchen  von  den  Cörted  autöriäiH; ;  man  gal)  'der  be- 
reits abgeacblosseniBn  Convention,  zwär,xucht  im  Textei .  abe^  ia  d^ 
Ueberschrift  das  Datum  von»  2$.  Novembw,.4e&  Tag  nach  dar  .päjisii- 
liehea  Bati&osidlOl^  wfthceaddie  Eda^  am  7.  ÜTofamber  ratifidite ;  eis 
war  d^r  TägiderAuBiwechsIungdM'  Balifloatioaen.  '  IM'^'  14.  Pa- 
lmar ;id60  -ifrätd  d!c»elbe  In  Madrid  bökannt  gemacht'  und  erst' wn 
4.  ]fL^  als'  Sfi^aai^gesetz  publicirt  ^.    Zur  vollständigen  Aw'^^^bpiv^ 

I)  Archiv  Vn.  S.  S73.    Vgl.  Aogsb.  Allg.  Zeitutftf  %  V.  10.  Scipl.  1859  iind 
17.  Januar  1860.  .  '        T       i      .•?     .  ' . 


^tA  HergenröÜier. 


dem  rttmbdien  Stahle. 


cl^  b^des  CkmFeii^iiKtti  wü  1851  lud  1859  kam^s  anoh  ISM  mxt 
niabt  1).  AiMh  dw  G««etE  vom.  2&.  Mftn  1861 3>  hat  ndoh  nicht  yiöUig 
die  kirohliche  Do4ationafr«|98  igMoUttMU^and  naohher  noek  ««Mi 
jQ#oe  Qanfaienam  Aes  Nvattis  anii  dor<  Begienmg  hiartber.  nOttlig^. 
Ab  da9  Mioiakeriiim  trat  die  Frife  Jieonui,  ob  es  die  nife  der  (kamatitm 
«Bzoirietoie  »libeyale  Uflieo^ciAiif  die  eeeidi  eattlier  geskttsk^  auf- 
litaeB  md  ehoe  jüM  .UMmMfezMf  die  (tewilUi  la  beluii9lai.f8mtU]«it 
oder  e)>  es  ilur  eich  Y^lig  figen.  «ad  das  nAkeatn  m  6taa4p  gekörnt 
meüe  Wesk  ihr  Pceia  gehen  8*llQf>  BfaawiAte  weder -^daa  Bine  mA 
das  Aadere  eBto^Ufdeii  und  ee  beWelt  die  Eelitik  aach  ia  kiiohlldMi 
Fnjpui  das  .Grepi4ge  4er  Fluetnatieii  imd<dee  Laimena  'zwilschea  .en^ 
g^eaetebeiideii  JUchtangen,  vidleicbt  ßr  die  sUUuk  Zeit  aom  Besteh 
4er  Nation  und  %ax  Abwehr  gröeaerer  Dehel,  was  bei  den  zaU-  and 
niasaloaea  WecheelfiUleii,  die  der  CenatitiitionaliBmiia  im  iSpanien  aeit 
18ß3  mit  sich  fiUirte^),  imiaer  noch  ala  em  Qewina  ni  betradiien  war. 
.  UebrigeAatait  die  Anh&ngUfUasit  .decfitiaiiier  an  dem  pApetli^ 
oben  Stiehl,  sepit  von  Paris  nnd  Tirin  aas  die  «rOmieehe  Eragec  ao 
lebhaft  in  den  Vordecgmnd  geetfiUt  watd«  immer  günzenier  Jbenrer. 
Die  Thronreden  vom  8.  Noye«iber  1861  mid  l.Deoember  1862,  die  Ant- 
worten dee  Semts  und  dea  GoBgreaieSy  dia  Verwerfhng  des  1868  n.  1864 
eingebrachten  Antrags  aqf  AnerkwnJmg  des  KMgseichs  Itattm^die 
laoten  Aepsaamngen  ider  kettboHacheii  Presse  nad  ^Me  QpArgaheb  .des 
qjiaqißchen  VolkeSt  das  in  dend, afrikanischen  Kriege  1860  dea  Adanf 
2n  einem  Mwn  Au&chwimg  gen^Hmea»  «tienen  dafär  als  reicUialtfge 
S^qge^},  J>w  Mwisterinm  nnter  JMScafloireSf  das  im  Fefamar  186S 
nach  0'J)onaeU>. Abdankung za Stande  kam 7)9  hatte  vielfiMhan  Veih 
lopknBgeagegenflbar  neah  diese  Festigkeit  behauptet;  noeh  hatte  8pa- 


»t  n  ii  1 1 1  ii 


1)  CMIA  cittol.  1860.  Key.  Hr.  t56.  p.  509. 
2>  CsMs  de  IMrtd  lt.  14. 4e  AprU  isei. 
3)  AUgeif.  Zeltunf  24  imiias  laei. 
4t)  Civllti  cattolica  Febr.  1860,  Nr.  288.  p.  828. 

5)  Die  Sebrift:  EsUtistica  del  Personal«  y  vicisitades  de  las  Cortes  y  de  el 
Mttislerio  de  Espana  desde  el  29  de  Settembre  de  1^88  basta  el  11.  de  Set.  de 
4S«.  Madied  1830  gibt  iatereaaaate  atatistisdie  Daten.  Spanien  tBtilte  von  1888 
bls^  1888:  17  eUaeantef  WaUen,  27  Leelalaliirpeilsden,  71S#e«iaiie«  labeaalias- 
ll«he  oad  iODfOee  Sepaloren«  2Q9  <  pepeürte,  «778  asriaiiKadrlaf lie  aHtrniaia, 
47  versebiedene  Ministerien,  529  Minister«  5  promalsfrte  Cef)stltatienen,  2  hloa  d^- 
entirte,  5  slegreicbe  and  8  fiberwondene  allgemeine  Revolotionen»  1500  perti^le 
Crhebongen!  ^ 

6)  avUiä  eattolica  1861  Dee.  Nr.  282;  1862  Jan.  Nr.  284.  p.  249—258.; 
18eeFeI^r.Nr.809.p.877. 

7)  ib.  Nr.  812.  d.  d.  21.  Mlrz  1868. 
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nien  nicht  darauf  vandchtet,  eine  eminent  hatholiache  Nation,  das 
dem  römischen  Stuhle  wann  und  innig  ergebene  Volk  zn  sein,  als 
das  es  sich  ehemals  so  viel&ch  beurkundet,  wenn  auch  die  Politik 
ssiMv  .Begfltttoi  iSi»  gtömU  (Sgithindiirdt  lüciits  iiretig^  ials  aide 
katholische war^  i  .;       .  ,"  •, 

Erst  das  Jahr  1865  brachte  die  Anerkennong  des  »Königreichs 
ItaüMc  doreb  8|iaiiiieft V  libetr  MfAs  slc^ider  KOnl^'abgendtUgt  i<or- 
den  war,  so  war  sie  anch  von  zahbreichen  Protesten  nicht  blos  der 
Bischöfe,  sondern  auch  katholischer  Laien  begleitet,  und  die  poli- 
tischen Nöthen  des  schwer  geprüften  Landes  werden  mit  ihr  eher  ge- 
steigert als  vermindert.  Das  Jahr  1866  hat  wiedemm  mit  einer  Mi- 
litar-Emeute  begonnen  und  die  »iberische  Idee«  versucht  es  aberroak 
sich  zur  Geltung  zu  bringen. 
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Die  ^sfli£li6..y6r#aBdte6bafl  in  ihrer  gasohifibflidMD  Entwicfee- 

luDg  bis  zum  Rechte  der  Gegenwart. 

.Von.DriiFvnoz  I^iiurin,  k.  k.  Htfcapliii  und  Ili|iv«^csil&(spn)reBsar  in  Wien. 

»Nisi  ^uis  renatos  fuerit  ei  aqua  et  Spiritu  sancto,  non  potest 
intifoire  in  regnura  Dei.«  So  äusserte  sich  einst  Christus  der  Herr 
über  die  l!aufe  0- 

4uch  der  Apostel  Paulus  nennt  die  Taufe  eine  Wiedergehurt^ 
indem  er  schreibt^):  »Salvos  nos  fecit  (sc.  beni^tas  et  humanitas 
salvatoris  nostri  Dei)  per  lavacrum  regenerationis  et  renovatiönis  Spi- 
ritus sancti. 

Es  wird  also  der  Mensch  durch  das  Sacrament  der  Taufe  zu 
einem  neuen,  geistigen  Leben,  zur  Kindschaft  Oottes  wiedergeboren  3). 

Demgemäss  hat  man  zwischen  dem  Ausspender  der  Taufe 
(minister  baptizmi)  ^),  als  dem  Vermittler  des  neuen  Lebens,  und  zwi- 
schen dem  Täufling,  als  dem  Empfänger  dieses  Lebens,  ein  besonderes 
Verhältniss  angenommen,  ähnlich  jenem  Verhältniss,  welches  zwi- 
schen den  leiblichen  Eltern  und  Kindern  stattfindet.  Den  Taufenden 
betrachtete  man  dem  Täufling  gegenüber  als  dessen  spiritualis  pater, 
beziehungsweise  mater,  diesen  jenem  gegenüber  als  dessen  spiritualis 
filius,  beziehungsweise  filia,  auch  filius  seu  filia  ex  baptizmate, 
fiUolus  seu  filiola  u.  dgl.  genannt  ^).  Das  Verhältniss  des  Taufenden 


1)  Joan.  3,  5. 

2)  Tit.  3,  4.  5. 

S)  Trid.  sess.  V.  de  peceato  origin.  can.  4.;  Catechism.  Rom.  Part.  I.  cap. 
2.  qo.  5. 

4)  Vgl.  lonoeent.  T.  im  cao.  119.  D.  IV.  de  cons.;  S.  Aognst  \m  can.  S9. 
ead.;  ean.  1.  Conc  Arausic  I.  vom  Jahre  441  Im  ean.  125  ead.;  (oiicU.  Ftorent. 
hl  Decret.  pro  Armen.  (Hardain.  Acta  Condli.tom.  IX.  col.  4S8.);  Trid.  sess.  VIL  de 
Saeramm.  can.  11.  12.;  de  Baptizm.  can.  4. 

5)  So  nemit  der  Apostel  Petras  den  Evangelisten  Marcos  —  seinen  Sohn, 
indem  er  in  seinem  ersten  Briefe  (5,  18.)  schreibt:  Salatat  vos  — Marcos,  ÜHiis 
meus.  Welche  Worte  des  Apostels  der  Papst  Nleolaos  I.  (858—867)  in  seinen 
Responsa  ad  consolla  Bolgarr.  cap.  2.  (Hardoin.  Acta  Concill.  tom.  V.  col.  858.) 
folgendermassen  erklirt:  Ex  sacro  ftait  ejos  baptizmate  filios;  qoem  nlsl  dUeilslel 
ot  patrem,  el  non  in  omnibos  obedisset  ot  filios.  —  In  dersdben  Weise  neun 
aoch  der  Apostel  Paolos  den  Timotheos,  Titos  ond  Oneslmos  (L  Kor.  4,  17.; 
II.  Tim.  8,  15.;  Act.  16,  1.  aqq;  Tit.  1,  4.;  PhOem.  10-16.)  aelne  S6hne.  Vgl. 
noch  can.  5.  8.  C.  XXX.  qo.  1.;  Grat.  post.  can.  7.  ead. 


zma  Ttaifliiig.a«  iUh  nannte  ante  ipatenntaa  spcitaalki^,'^* iM *  Allg^ 
meinen  —  cc^atto  «pititiaUfl  ^)..  ^  .     .     • 

Wie  man  nun  die  ehelkfae  V^erbindang  xwisclwa  MbKrtMtoBHem 
und  Kindern  ab^in^ästmlaaeabS)^  eo  kennte  man  ejne  soiolwaTiieli 
zwiaehen  geistiich^  Sltera  nnd  Kkdißiv'ZWiBoIien  deaei  TaaAindeii 
und  dem  Tanfltagi  aiebt  Ktilaaien.    ' 

Wxt  findw  laber  anch  sehen  i&  den'  «sten  Zeftan  der  Kirehe  M 
Anaspebdiing  der  Taole  die.  Znmbmg  ym  Pitxäim  wd  PtUhhmen 
(patrini  et  nKatrinae><  Dieee  mnesten  den.  m  Taufenden  duteh  Un^ 
tenicbt  in  der  ohriatlich^  Beligion  zum  Smidange  der  hl.  Taufe  mit 
For bereiten  helfen*),  femer  über  deeien  W&fdigMeit  znm  Ibi^^ge 


1)  VgL  Tancredi  Summa  de  Matrim.  (U.  21.  (ed.  Agatb.  WunderUch, 
Goktii««^  ta41  iMt*  M>;  Bk^Mmrdi'PaptenM  SiimÜia  Beeretaliam  Üb.  fV.  iW 
11.  f.  .2.  (ed.  Liapeyiva,  Ratisbon.  1861,  pag^  tM.). 

2)  YgL  Smncha^,  De  «.  MMriftt.  Sadfanf.  Itb.  Vir.  dlü^.  54.  i).  9.^  Pä«»f- 
Hni,  Commeiit.^  ad  St«l.  DeerKal.  IIb;  IT;  iih  3.  eap.  1.  ti.  2.  (ed.  Itbiri.  1670 
lian.  UL  per.  lfJ>. 

a)  TgL  Uff«  18)  7.  10.;  f.  LlRii.  de- napt.  I.  le;;«'^.  :Affi&ro^.r  «pb^.  ad 
Pafemn  n.  a.  (Opp;  ed.  IMur.  Pi^s.  It7»-I700  teib.  IL  col.  1019.):     ' 

4)  Uesei  üdigiaianterrieiit  blesa  elgeaHicli'  €Medh4$mu8  ()VoftXttti7Xto 

~  iMtme;  fgl.  caii.M..57/nr  IV.de eeniB.t  die «K:  OMee]Mami'zomtät).^7.ead.*' 
die 61.: Per  eatecMinmm  tem eap:  2.  de  cegnat. 'splilt  fe^Seifto.  IV.- 9),  aoch  chH-' 
aKoniia* (gMdMMn t  Cb#toila0lflli1iiig>  oder  minMeHw^  y^^H^feaT^i^afta  (vgl.' 
can.  3.  C.  XXX.  qa.  4.  u.  die  Gl.:  ChristianitctHs  ministerittm dedeHti.ti  dem  ctf. 
Call.) ;  Ja  aadi  Maeramewtum  ditUHantidHB  ivgl'/Berfutt'dl  PapietiHB  ^amma 
necMaui.:  Idbi  nr.  «t  it.  4.5^^  e«.  £a6pefreif'na(monhei86rifit^.'l59.>.' 
Weil  aber  in  der  VMMfeitong'  des-  enraeimeneil  CiteüäiimetHn 'zM'  Empfang 
der  Taiife  der  Mlgieiitaolefrkbt  die  erste  Qdd  wicbtfgstcf  Stella'  efdiiflOtm,  so 
WQiie  eeabUea,  die  ganze  besegle  VefbereitunK-  mit  deta  gi^sanMMen  fa]/'6e<-' 
brioelieii  und  Cetemönlen,  Welebe  der  Aoespendiingd^TMl^'VofMisgeberi,';iiritef| 
den  AasdrOdien:  Catechiamua,  chrUtianitas ,  christianiiatia  fhini8M4^' 
zosMimeinnifaBaeii^  uad*  den  dabei  intervenirertden  PaClifeir^'lMifriK^^^  ca^e- 
dH9mi  ^er  minUter  chriäiianitüHs  tn  nennen.    Diess  erbeßt  attsf  ein.  IbO.*' 
D.  IV.  de  «ens:;  am  def^Gl^t  P9amU>  tarn  ean.  1.  a  'XXX;  ti|d:i.,  te^bildeV» 
atar  fliier€oB|ML  I.  aip.t.    art^airim;  aceos.  ^dss.  (fVJ19.%^vo  eln-voffll'dp^- 
Alesrnder  Ui.  an*  4en  Bischer  von  Parma  erlaseenes  DesertpC  nhgefQbrt  ^Ird,' 
weidieadlessbezflglidi  also  sieb  aosdrOekt:  Perlattiiii  e^t  nobfs  ex  parte  tha,  quod, 
cam  piter  eajusdMn.'pveVae  eam  ealdam  f^tfhiieilsi  noptni  (radfdt^iset;» -^  nbnc  — '' 
diettsr  cf  videtnr  legltltaie  poHe  probarl,  qned  pitff  pi^eillcM«;  pdeütre  ad  ebWslf-' 
aiiilftte»iiaMiem'tenQit  et,  ^nod  eat^mpllns,  «am  de  saetro'tfdtite'Tevavft. 

'n«as  Obriipena  die  fMielil;!  deii  iW  Taufenden'  iii  der  ebrisHielreb  R^foti  ztf' 
ORlenMMeli,  aM^atbenFtmd  PatMntien  weder  aussdinesdtieb  noifb  badptiflcKlfeb' 
oaiagv  ergMisMi  ua  sebr  'Vfeleti''aaen  Zeagnhä^n,  deneii  zufolge  dfess  In  tfiitet' 
Hclkft  gefatHeheiiffentiieii  aiigewfesctt  vrar,  nad  iswar  bei  PertfonÄi'  d#s  tninür-^ 
lidwii  fieacHedaef'-^  IPHMem  ttHd  andern  Clerlkerti,  ^vHebe  d^ssbalb  adch 
DMteces«  mdiembmr  (Vgl.  ^.  0MMKii«».'epl8i.  2B;v  epp.  ed.> '(i<^oinf.''A'^fitip.''iei7" 
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{tfi        Laurin.   dM'OiflMBdmte  liirtpftllcicMVmNiailtadiaft. 

dw  'Mvki  Z^^nffim  geben,  ÄigMieh  «ba:  'ftQcli^8iiiki''cUftfeii  ^  ttdi^^lAeii, 
nach  Kräften  zu  sorgen,  dass  derselbe- nacli  fimpitog'  der  Ta^  dem 
(M^ttieb^^GlMlMKtfoa  bleibe  1^  demdelbcm  leb^;  wesshalb 

stoidenil  tbiicki4pofi0ore9;odei^  /id^Mres!|geiiaiüit;'ir«r«ten*).  übittit-* 
tolbar'Foe deMTanfact  ffihrtm sie  den Gateobnineiiiia'TOmTMfbran- 
nen  und  stellten  ihn  da  dem  taufenden  Biabhof  i^;  j^ineesheAb  Me  aüeh 
Offerent^.  hitsaM^y^  (Sobald  derselbe  endlich  naoh  ¥oll6nduiig  der 
Tf^ulb  aniB  4cai  Wteet  «MgQBliegMv  empfingen  'sid  ihn  wMtef^  ^ 
wefilBhiübaie  auch  auaceptores oäex  kvamtes  genaiäit  worden^,  ^^  nnd 
fÜbirtenihn  in  die  iOieke  zarnck,  wo  ihn  die  versammelte  Kkohenge- 
m<^iodf9  fiteqdig  iiiiikre>Mitte  aQfinlim4). 


De  aDtiqais  Ecelesiae  ritibus^  üjbv  I*  cap^  L  ;ai1»,  d.  n.  laq^.;  e4.iABl«)ec|i.  1736 
Ijiqi,  ,|.«,col(  2D  so,)  piffßsfini  pei  fx^^m^ßpmm^  almr  (Ica\  QiaMnissi&acn  ani 
])ü|^ei^.wie.|[V^sa  ootef  A94efero> au^|i  am  dem  cap.  jkOO^  StitotL  fiecL  anliqi» 
(vgl.  BaUerinii,  De  antiq.  tarn.  ed.  tarn.  ined.  collection.  et  cüUeetoE.  caa  P*i^* 
l(f,rae;^^  4,;Q.^;1  ji.qq.) t  ef hflHt»  wfllchea.falgendtnnwson  bratet:  Tidoae  vel 
sanctimönia|ipiS4  <|aa|ei.H  miqi^efiiiiia  b^Hi^ndanmi;  auiHeram  ^nffnatnr,  >!«■  tiH 
s^|^e)^,]44  4]|MjiVt«  ut»  varalal  Kpta  et  :saiio  'seranme  4«iefe  WptHtas  et 
rn$;^i;a^,i^ij4ief^vtf4KRl)^^,  qpfd:  (qiio>bf4^tl«and|uei9<mt;  qfiaUtfir  üa^Üzatori  inler' 
rAtiji^ei  reappiHl^nt.at  .q«ali(ier  aeceptii  bapti^rnnt«  vivant^.  M  Howd^rtn,  ttm. 
L^CQlMKU^I^.^^  8(el(Q  .mJ^Hg  aia  cw«  it €onctL  Oartteg»  IV»  vtm .Jahre 
sjmanf^f^Uft,  .,•,,,.,.,.  •  ,,....-...,<••  ..'.!'.  .'.■...•.  ..).i  • 
n  <;  ^^)  ,Yfil^\^PA  1(^5  Q^IX•.dß  epD9i}  dfeitCil^:.:&ci^sateMi  sam  «alt  XOSi,  ead.;« 
can^  47.Ö4iC(.Mfe^af»^>vom^bre  ^ISCHarMeto^  Gantilia  fierm:tomi  L  paii.4tt.)U 
s  ..  .?[>  V/Kl.2),4)!i?^^acri^  Hierotolcm,  sab  vo«. :  Baptfaoms;  ,.....'' 
,  3)J]|es^ha(b.  pvir4  j}epa  aoeh.  die  AiisQlrpnf  der  Pattanaliirfl  Jdlt  dem  lAiV 
drAKkj.ai^fif^b,!^  afcria  foptf)  soailpere  eeq  levace,' ja.^fl  auch  bloaitüli:  aaaä'* 
Pfir^. ;^(^ir.  J«W«;,  beji^ne;^    Vgl,.  caii...lOO  --  liOR.  9.  JV.  .dei  .aaiisj;^  -  cani  1*  ^' 

.\  ^4)  ^^^v^^MQp^  ^eiqhipbta  dea  ahristL  Eben  L  TULR^aiisImiV'  ^^^  ^ 
9t,  f^;  l^niq^zgrufjber,  Jas  «^«^Luiviiv.  UbvIV^.tit.  llv  a.  a»r-<<7h  .-«^  Wetm 
fl^|i|P9  ^ifl^fto^  jCQrigjn..  sea  AoMwItl,  aoal«  llb..Xiiiiap»n8.S^  A.i  4d.  Aal; 
17Z7  ivq|,iyJ  pag..;28ß,^q,)  .bebaupic^,  4a8a  Ja  4ea  mtanOatten  dar »Kifttae  »<* 
pleri^que  (lasiNs«  die  Eltern  seibat  bet  tfarenKiodemals.TaQQiatiimilttervdhictcii; 
ap4..blefAr  aflf  den  hl^Aagiistioaß,  paaieaüicb  auf  die  £ptsl«  XXfüJ  ad.  BonHbci' 
und  apJT  Hyppgnoalicon  (plias  HyppaHie^ticon)  caotra  Pciv«  «i. dielest  üb.  Vf. 
citp,,74.,s^  bf^t,.ap  14  darOlder  <zaaiebst  la  bemefkan^  dasi  dia.vM/iHii  aUe<* 
girten  S<^;[l]u^  i^f;|t,  499  b|..4wi8tlniia,  zan  VeiCisaer  liaben.)  V^Il  JRIsaiiir,. 
IpjsUtAiKlofiea  P,atr(i^g.  tom^  II.  pag*  34^  nat,  l«;>paf*'4t5.iM>L'lt  rt**  iiaMrdeoi 
sfiüpp ,die..6if)rtc;n.,^tQUeo  ea.itlar aus,  da#S)Japaii.aqraa|taiii.eaaBbalk  .MHaraa' 
spricht  bieraber  dlj^  erwUkote  Epist.  ad  Bontfap«.,  .vWaas«  «aliaa  mtüßie^^^ 
parep^bqst,  sfd.  etiapi  a  qaV>Qs|ibet.exjfaaeia>  ata^  a  doniaia'aaraldi  aüqMaada 
olTi^rantpr.  Al^nUiUcb  ab^r  bOrte.dif^  MWt  apf  and  marde  ea  aartBefeU  (4ass 
n^ht 419  ieibJ^chea  £li(erp  des  Xlollipas«  •aBdeni;n0f„aiid«r«;  Peramant aaanr  dieteiii 
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ib  dieser  Weise  wirkten  ancii  die  f'athen  zur '  geiptig^en  *V^ieder- 
gelmrt  des  Tänflings*  mit ;  ja  der  Kirche  gegenübet  erschieneü  sie  na- 
mentlieh  als  Pfl^er  und  Beschützer  des  in  dem  TänlÜng  begrütldeten 
neuen  geistigen  Lebens  ^)  und  vertraten  somit  bei  den  Täuflingen  det 
Kirche  gegenSber  die  Stelle  von  Vater  nnd  Mntter;  wesshalb  8i6.  denn 
sQch  {Marini  resp.  matrinae  genannt  worden^).  ' 

Eb  war  daher  ganz  folgerichtig,  anch  ^e  Pathen  nnd  Pathinnen 
ab  pafares  nnd  matres  spiritnales  der  Täuflinge,  ähnlich  dem  Taufen- 
den, anzusehen  ^. 


II  \ 


i\s  TaoftMthep  interveniren  darften  (vg!.  Ferraris^  Prompta  bibl.  ean.^b  voe.: 
BapHzmus  art.  flT.  n.  40.).  Als  Innerer  €rand  Wifkte  hierbei  die  Absicht  der 
Kirche,  die  Bande  des  Christenihams ,  weiche  Ifensehen  an  Mensdien  knOpfeb, 
sosehr  de  Mglicb  unter  die  etazdneB  Inditidnen  Ed  vertheOeii,  um  dädareh 
die  grOsstmOfflicbe  Summe  von  Menschen  m  umschlingen  and  anf  diese  Weise 
das  Menschengeschlecht  mehr  und  mehr  zu  Einer  Familie  des  Einen  wahren 
Cottes  zu  verbinden.  Es  ist  ganz  dieselbe  Rficksicht,  welche  der  hl.  Augustinus 
(De  civitat.  Dei  üb.  XV.  cap.  16.  n.  1.)  mit  als*  Grund  des  Verbotes  von  Ehen  zwi- 
schen nahen  Blntsverwandten  und  Verschwigerten  angiebt,  indem  er  sagt:  Habit« 
est  enim  ratio  rectissima  caritatis,  ut  homines»  quibus  esset  utiiiß  atque  honesta 
concordla,  divetsarum  necessitudinum  vincuüs  necterentar,  necunus  in  dno  mnUas. 
baberet  (sc.  necessitudines),  sed  singulae  spargerentur  in  singulos  ac  sie  ad  so? 
cialem  vUam  coillgandam  plurimae  plurimos  obtinerent.  Pater  quippe  et  socer, 
doanun  sunt  necessitudinum  nomina;  quando  ergo  alium  quisque  habet. patrem,t 
aüam  socerum,  numeroslus  se  Caritas  porrigit  Utrumque  autem  upus  Adam  esse; 
cogehatur  filits  et  aiiäbus  suls^  quando  firatres  sororesque  connubio  jungebantur. 
Sic  et  Eva  uxor  e]as  utrfque  sexui  flllorum  foit  et  söcru^  erster;  quae  si  du49, 
femfnae  f^ent,  m^ter  altera  et  socrus  allera,  copiosiu^  se  socIaüs  di^ectlo  col- 
Bsaret.  -^  Die  von  Bingfiam  1.  t,  angef&hrten  Stellen  vom  blossen:  s^tir  Ta/fufc 
^Hfi^enzoerltUhren,  wie  diesa  v.  Moy  (a.  a.  0,  S.,2^2.  Änm.  3S1.)  that^  halten 
wir  für  zu  gewaltsam.  Denn  wie  Ifisst  folgende,  In  der,  mebrerwfthnten  Ejri^t. 
^Xtn.  ad  Bonifac.  vorkommende  Stelle:  »Quid  est  illud,  quod,  quando  ad  baptiz-, 
mam  olTernntnr,  parentes  pro  eis  tanquam  fldedictores  respondeiit?«  fngllch  sicli 
in  der  Weise  deuten,  dass  darin  nur  davon  die  Rede  sei,  die  Eltern  h&tten  ihre 
Kinder  zor  Taufe  gebracht!  ^  „....', 

Aach  war  es  angeordnet,  m  Je  Einen  tüofling  nur  Qnen  Pathen  zu.j^'ehr, 
»en.  Vgl:  can.  101.  D.  IV.  de  cons.;  die  Gl.:  Instituta  zmof  ^esip.  ^^  de  cognatv 
Wt.  in  Sexto.  rv.  S.;  Marlene  I.  c  Hb.  I.  cap.  I.  art.  Iffi,  noim.  X%.{ Bi^r- 
^m  1.  c.  Hb.  XL  cap.  8.  i  II.  .      .  '    .'     ^ 

1)  Vgl.  cah.'  105.  D.  IT.  de  eons.;  Pasaerini  ad  Sext.  Hb.  lY.  Ut.  3.  ifap,  1, 
n.  8.;  SehmaUgrueber  1.  c  n.  70.;  Martene  l  c  Üb.  1.  cap.,  1.  art.  16.d»^i;V 
Bingham  I.  e.  IIb.  Xf.  cap.  8.  §,  5.  '      .  ,   .     . 

i)  tgl.  can.  1.  Conc.  ;tfet*  vom  Jahre  758  (Hardain.  tom.  JII.  col.  I99l<},;j 
MaeH  l  c  sub  yoc:  Matrina.  ^\     \     >.  i    .♦  f    ,i 

S)  Tgl.  can.  102.  103.  D.  IV.  de  cons.;  die  fll.;  Commatreß  ^aincit,.CaBr,} 
l<)3  ead.;  tMW.  8.  21.  C.  XVI.  qu.  1.;  die  Gl.:  Vi  et  vpsi  zam  cifnVs,  ,C^  ^3(.. 
^  1.;  Dlet  Grat,  post  can.  7.  ead.;  v.  Moy  a.  a.  0.  s!  211. 
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Hierans  aber  folgte  von  selbst  die  moraUsche  Nothwendigkeit, 
auch  zwischen  dem  Taufpathen  und  dem  Täufling  die  Ehe  zu  ver- 
bieten, wie  diess  bezuglich  der  Ehe  zwischen  dem  Taufenden  und  dem 
Täufling  der  Fall  war  i). 

Üebrigens  konnte  in  den  ersten  Zeiten  der  Kirche  von  einer  Ehe 
des  Taufpathen  mit  dem  Täufling  auch  schon  dessbalb  keine  Bede 
sein,  weil  damals,  wenigstens  in  der  Begelf  nur  Erwachsene,  und  zwar 
durch  Immersion  getauft  wurden  ^),  unter  welchen  Umständen  es  An- 
standshalber von  selbst  geboten  war,  nur  solche  Personen  als  Pathen 
zuzulassen,  welche  desselben  Geschlechtes  waren,  wie  der  Täufling 
selbst  3). 

Da  ferner  nach  der  Lehre  der  Kirche  das  Sacrament  der  Firmung 
als  Vollendung  der  Taufe  angesehen  wurde  4),  so  mussie  man  (H)nse- 
quent  auch  zwischen  dem  Firroenden  und  dem  Finnpathen  einenrseits 
und  dem  Firmling  andrerseits  die  geistliche  Verwandtschaft  anneh- 
men und  auf  Grund  derselben  die  Ehe  zwischen  den  genannten  Per- 
sonen für  unzulässig  erklären  ^), 


1)  Id  der  orientaliseben  Kirche  pflegte  der  Taufpatbe  sein  Patbenliind  za- 
gleich  ZQ  adoptlren,  weshalb  denn  zwischen  den  beiden  Personen  auch  schon  aus 
diesem  Grande  keine  Ehe  zu  Stande  kommen  konnte.  Hierauf  bezieht  sich  die 
Bemerkung,  die  Procopius  in  seiner  Hist.  arcan.  üb.  I.  cap.  1.  tiber  die  Unzu- 
M ssigteif  des  geschlecbtlftben  Verkehrs  zwischen  dem  T&ofling  und  dessen  Pathin 
macht.    Vgl.  Zhiahman,  Das  Eherecht  der  oripnt.  Kirche.    Wien  1S64  S.  2G3. 

2)  Vgl.  can.  sy.  Apost.  (Harduin.  tom.  I.  cot.  88.)»  auch  im  can.  79.  D.  IV. 
de  eons. 

S)  Vgl.  Marlene  I.  c.  IIb.  I.  cap.  1.  art.  16.  n.  13.;  Binghamlc.iA\r, 
V.  Moy  a.  a.  0.  S.  92. 

4)  Vgl.  can.  1—5.  D.  V.  de  cons.;  die  Gl.:  ProntU  zum  cap.  1.  de  cogna<. 
spirft.  in  Seit.  IV.  3.  Ja  die  Gl.:  Septem  dona  baptizmi  zum  can.  1.  C.XXX. 
qn.  1.  betrachtet  die  Firmung  als  siebentes  und  letztes  Moment  (donum)  der 
Taufhandlung. 

5)  Auch  zur  Firmung  durfte  fOr  Je  Einen  Firmling  nur  Ein  Pathe  genom- 
men werden.  Vgl.  can.  101.  D.  IV.  de  cons.;  die  61.:  Idem  zum  cap.  8.  de 
cognat.  splrit.  in  Seit.  IV.  8.;  Ferraris,  Prompta  bibl.  can.  sub  voc:  Confir- 
matio  art.  Itl.  n.  11.  Und  well  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Kirche  die  Fir- 
mung regelmässig  in  Verbindung  mit  der  Taufe  gespendet  wurde  (y%\,  Tertul- 
lian.  De  Baptizm.  cap.  8.;  Opp.  ed.  Colon.  Agripp.  1617  pag.  278.;  ferner  can. 
5.  D.  V.  de  cons.),  so  war  eine  und  dieselbe  Person  Tauf-  und  Firmpathe  zugleich. 
Allmählich  Jedocfh  bildete  mit  der  Trennung  der  genannten  Sacrameute  in  der 
abendlandischen  Kirche  sich  die  Sitte  aus,  dass  der  Firmpathe  von  dem  Tauf- 
pathen versehfeden  sein  mQsse.  Vgl.  can.  100.  D.  IV.  de  cons.;  FerrarU  1.  c. 
D.  14.  Dass  diese  Sitte  hn  Frankenreiche  schon  im  Viil.  Jahrhundert  bestand, 
foTgt  aus  dem  Capitulare  vom  Jahre  756  cap.  1.,  welches  ausdrQcklich  die  Firm- 
pathin von  der  Tanflpatbin   unterscheidet.    Vgl.  Capiiul.  Regg.  Franc,  ed.  Stepb 
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Jedoch  ein  ansdräckliehes  Verbot  der  Ehe  zwischen  geistlichen 
Verwandten  haben  wir  erst  vom  Kaiser  Jostlnian  t.  (527  —  565). 
Derselbe  hat  n&mlich  in  einer  Constitation  vom  1.  Oct.  580,  gele- 
gentlich der  Freigebnng  der  Ehe  zwischen  dem  Pflegevater  nnd  der 
Pflegetochter  (alnmna),  die  Ehe  zwischen  dem  Tanfpathen  und  dem 
T&nfling,  ohne  unterschied,  ob  dieser  zngleich  des  elfteren  Pflegekind 
sei  oder  nicht,  streng  untersagt,  weil,  wie  er  sich  ausdrückt,  nichts 
die  Yäteriidie  Zune^ng  in  so  hohem  Grade  erzeuge  und  den  ehelichen 
Verkehr  so  sehr  ausschliesse,  wie  die  Tau^athenschafb,  ein  Verhält- 
jtiss,  durch  welches  unter  göttlicher  Vermittlung  die  Seele  des  Tanf- 
pathen mit  jener  des  Täuflings  verbunden  sei.  Si  quis  alumnam  suam, 
so  lautet  die  in  Rede  stehende  Justinianische  Constitution  ^),  si  quis 
alumnam  saara  libertate  donaverit  et  in  roatrimonio  suo  collocaverit, 
dubitabatur  apud  antiquos,  utrumne  hujusmodi  nuptiae  legitimae  esse 
videantur  an  non.  Nos  itaque  vetustam  ambiguitatem  decidentes, 
non  esse  vefcitum  matrimouium  censemus«  Si  enim  ex  atectu  omnes 
introducuntur  nuptiae,  et  nihil  impium  nee  legibus  contrarium  in  tali 
copula  exspectamus:  quare  praedictas  nuptias  inhibendas  eiistime- 
mus?  Nee  enim  homo  sie  impius  invenitur,  ut  quam  ab  initio  loco 
flhae  habuit)  eam  postea  in  suo  coUocet  matrimonio,  sed  ei  credendum 
est,  quia  eam  et  ab  initio  non  ut  flliam  educavit  et  libertate  donavit 
et  dignam  esse  postea  suo  putavit  matrimonio. 

Ea  videlicet  persona  omnimodo  ad  nuptias  venire  prohibenda, 
qnam  aliquis,  sive  alumna  sit,  sive  non,  a  sacrosancto  suscepit  bap- 
tizmate :  cum  nihU  aliud  sie  inducere  potest  patemam  affectionem  et 
jnstam  nuptiarum  prohibitionem,  quam  hujusmodi  nexus,  per  quem 
Deo  mediante  animae  eorum  copulatae  sunt 

üebrigens  geht  schon  aus  der  Fassung  dieser  Constitution  und 
aus  dem  Umstand,  dass  Justiman  darin  der  geistlichen  Verwandtschaft 
als  Ehehindemiss  nur  gelegentlich  erwähnt,  klar  hervor^  dass  die  be- 
sagte geistliche  Verwandtschaft  gewohnheitsrechtlich  schon  längst  als 

Ehehindenüss  gegolten  haben  muss^). 

-    -  « 

BilDz.  Hb.  V.'cap.  9.  (Paris.  1780  toin.  I.  col.  827.)  et  Notas  ejusd.  Stepb.  Baluz. 
ad  tM.  eap.  (ebend.  tom.  n.  eol.  1202.).  Und  zwar  berabte  diese  Sonderung  der 
Tauf- and  FMipaibeoacftari  von  efnander  auf  demselben  Grunde,  der  oben  (S.  218) 
beztkstteb  dea  Vertfols,  dass  die  Eltern  bet  Uirtn  eSgeneo  Kindern  ala  Taollpalbeii 
iiUervenlrep,  nacbgewiesen  wurde;  wekhea  Verbot  Obrigens  siob  aaeh  auf  die  Veb«t^ 
nähme  der  Firmpatbenscbaft  diircb  die .  leiblicben  Eltern  des  Firmlings  bezog. 
Vgl.  ein  Rescript  Papst  Nicolaas'  1.  vom  Jabre  864  im  can.  6.  C.  XXX.  qo.  1. 

1)  Cottst.  26.  Cod.  de  tncest.  et  inatll.  nopt.  V.  4. 

2)  Vgl.  V.  Moy  a.  a.  0.  S.  212.;  aucb  S,  €fregor.  üf.  DiMogg.  Hb.  IV. 
cap.  82.  (Opp.  ed.  Maarin.  tom.  II.  eol.  421  $q^^.     ' 
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Weil  die  eben  ätigefShrte  Gölistitliiioii  Jnstmum's' denn*  Geiste 
des  Chrigtentliums  vollkotnioen  entsprach,  ja  eigentlich  aus  demselben 
entsprungen,  war,  so  wurde  sie  von  der  Kirche  gern  angenonmien  ^) 
und,'  wie  ja  anoh.  das  Verbot  der  Bhen  nhter  Verwandten,  allmilig 
noch  Erweitert. 

.  In  der  orientalischen  Kirche  geschah  diess  zunächst  im  Jahre 
602  durch  can.  53.  des  Gonc«  Ti;all.^),  welcher  auch  die  Ehe  des  Tauf- 
pathm  mit  der  .verwittweten  Mutter  des  Täuflings  untersagt,  und 
falls  sie^  detooch  eingegangen  Mrde,  deren  Trennung  anordnet,  äber^- 
diesa  aber  aodi  noch  bestimmt,  dass  beide  Theile  mifc  den  Strafen 
]l)elegt  werden'  sollen,  .welche  auf  die  Unsucht  gesetzt  sind.  : Als  Grund 
jdiesef  Verordnung  führt  die  genannte  Synode  die  hohe  Weihe  und 
,Wurde  aa,  welche  der  geistlichen  Veirwandtschaft  innewohne  und  selbe 
sogar  noch  hoch  über  die  leibliche  stelle^). . 

Nach  und  nach  erhielt  die  geistliche  Verwandtschaft  ^k  Ehe- 
hiudemiss  im  giiechisch  -  orientalischen  Kiroheareeht  folgende  Aas- 
dehnnng  ^).    Sie  seUoss  die  Ehe  aus 
l). zwischen  dem  Tauf^athen  einerseits,  und  dem  Täufling,  disssen 
f  leiblichen  Eitern,  Geschwistern  und  Kindern  andrerseits. 

Den '  T&ufpathen,  beziehttgaweise  ^  Tau^tbih,  und  die 

.    leiblieken  Eltern,  des  Täuflings  sah  man  als  dessen  gemeinsohsdt- 

liche  Eltern  an  und  nannte  sie  demgemäas  ouvtexvot,  comparentes. 

,  2)  Zwischen  den  leiblichen  Kindern  des  Taufpathen  einerseits  und 

dem  Täufling,  dessen  leiblichen  Eltern,  Geschwistern  und  Ein* 

'.  dem  andrerseits» 

Die  Kinder  des  Taufpathen  und  den  Täufling  betrachtete 
man  als  geistliche  Geschwister  (adeXfol  icvEufiorrtxQi)« 
,  8)  Zwiachen  den  leihlichen  Geschwistern  des  Taufpathen  einerseits 


1)  Vgl.  Benedict  XIY.  De  syn.  dioec.  lib.  IX.  cap.  10.  n.  6. 

2)  Barduin,  tom.  111.  col.  1681. 

S)  Wörtlich  lautet  der  bezogene  Canon,  wie  folgt:  EitBtdi}  |iefC<ov  ^ 

xaxa  icveufia,  oixeiÖTt](;  xi]!;  xwy  0Q){iaxa>v  Oüva^eiac:  '  tpmi^v  i^  ^v 
jiqi.xÖTco«:  xiva^  Ix  xou  äftou  xai  ocuxigpiiodouc  ßaicxiofiaxog  icatdag 
^vp(dpx^^^?i  ^^  V^*^^  xouto  xaiz  ixeiviov  |ii)Tpaoi  xqptuouaoic 
fafitaoiy  aovaXXciaoovToc  ouvocxiotov*  iptCofiev,  knh  toü  mpdvxoc 
fi^Äsv  Totoüxov  icpotx^^vat  •  e{  d6  xivec  JA3x4  xäv  itapdvxa  xav6v«  (poipa- 
tfsTey  xoBxo  Tcoioüvxec,  «potoxöitüx;  jiiv  oi  xotoüxoi  i^i^dd^moav  toü 
9capav6fioo  xouxou  ouvoixsoiou,  S^rceixa  8i  w\  xqTq  xffiv  i;opv9ü6vxo>v 

IvfixifMoic  iw^XyfitixmoaaK  - 

4)  Vgl.  Zhishman  a.  a.  a  S.  M5  ff. 


und  4<)m  Tiofliog  9pvi«  46«6w  MUicben  SUtenn.iandmMibk 

Sndlicli  ,    , ,  ,1 

4)  zirisfhQn  zwei  Täufliqgeu,  welche  ^üion  und  deiuifdbfm  Xaufpfttii«n 
batteo,  luochtoE  sie  »elbst  übrig^na  ^uch  gaas  verfcbiedooea  'B^rr 
miliea  aj^gehdrott.    Dana. auch  sie  sah  imia.4Uig0)at|iqbe^(j^ 

Durch  die  Gesetzgebung  der  Macedonischen  Dynastie^  UjaibetktliQll 
duicb.diß  Basiliheti^)^  WHrde/'woU  da«  in  fiode  3t^heAde  Sbehinderniss 
wieder  eingeaohränkt^  md>  2;war  aut  dea  Taufpathau  uad  dease^  KiDdfif 
^aaeits  and  auf  defi  Täufling,  dessen  Elter;i  und  Kinder:  aadre^elti« 
Die  bßgU^^e  SteUe  der  Basiliken  (Lib.  XXVni..4ii  1:5.  c^  44v) 
lautet^  wi^  folgt:  O^fiiyxotY«  am  tou  iiion  ßantia^AO^^C  i(iv^  iMaiA^^'^t 
Oü  duyaTOt  a^^  7cpp(;  7cc{4/)v  a^ayso^aii  i^  {S^&ev  &uif«t^.  ti&voD 

ineii^  ov>dev  SXXo  o^toy;  iSovaToi  ^eiaa^aT^Xv  icatpuc^v  idio^^iv  xal 
&xatav  j a|f qu  x(mXi>9iMi  <!>^.o  ^w^tiioC  deoiiö?,  i3c'  oS.  #s9P;i»ft4{9Xty^0Q 
ai  4^0X^1  ouTcov  QüvaicTovrai').  ...'■./....  ■    . 

y(ßü  jedocb  der  can,  53»  Couo.  TruIL*)  di^  gi^istUohe  Y^fPüandth 
schalt  über  die  leibUcbe  gestellt  wissen  wollte  und  aji^ßb;  die  BaaLUken 
selbst,  wie  aus  der  eben  angefahrten  Stelle  erhellt,  die  hohe  Bedeu- 
tung derselben  anerkannten-,  so  machte  slch^  im  griecI]^isGb-ppenta- 
lischeu  Kirchenrecht  allmälig  der  Grundsatz  gel^n^,  ,daps  die 
geistliche  Yerwandtschait  als  Hhehinderaiss  nicht  auf  dis^  obenge- 
luumtea  P^:60iten  zu  beschrftnken,  sondern  auch  «of  die  Disscmiemtmi 
des  Taofpatben  und  des  Täifliogs  aaszu4ehaen  a^if)i  und  sswar^  analog 
dar  BUitsverwandtsohaff ,.  bis  auf  den  stebdnfaeii  Qr^d,  grieehi^eh^i 
Z&hlung^  Ob  iä)iigens  die  "betreffenden  Desoendeüden  ehelicht'  odet 
uneheliche -waren,  machte  in  dieser  Beriehuüg  keinen  ütitei^hiöä 'Ji 
Hingegen  auf  die  S^ic/Verwandten  des  Taüfpatheii  und' äej^  Täuflings 
erstreckte  man.die  geistliche  Verwandtschaft  Uiicht®}/ ','*,'',  ,    .,  ,„  ,' 

Auffallender)  Weise  jümmt  das  grieohiscl^rarieataUadiei^iiKihfljV^ 

19'  Vgl.  ZkisfMonr  ä.  i.  0.  8.  269.  Anrfi.  e.         '  "^ '  >  i  H  ; .  . 

^•VgL  datibef  Zki^hman  k  a.  0.  ^.Mtr.\  «oeA  ISh^ästfei  leMtiMt 
einer  aligem.  UterSi^eHcUette.  tl.  M.  1.  Ab».  2<riAift(S  8.  599  ff.  ^ 

S)  Baslllceram  Libri  LX.  ed.  Carol,  GuiL  Emest.  HeimUach,  •  Uii^'  188S— 
lUey4Mft..ilLpa0i2M;  /  C 

.  4)-ygli  eben'&  (e$9«  •  ;  ,:.•'-'  t\>  lj»    u, 

5)  Vgl.  Zbiahmanj^-  M.  fl.  S.  V^  IL  ....     ^.  ;    ,j  ..    . 

6)  Dieselbe  beruht  gariz  ond  gar  wie  die  Röiniscbe,  auf  dedi  Grundsalz: 
Oooe 3oM  geneJraeioDes,  tot  sunt  gradus.    Tgl.  BaaUiJiCm.\i(ynt  ti(. •5.'^'eap.  1. 

•7)  \^.^Zkk1man  1  a.O:  8..a78.  Niinfr.  S.'^*'    *     '  ^'     - 

8)  Vgl.  Z/^<«fhnmfi>.'a.  01'ltap.  2s  ..:^        .m^:..^    '  ^''' .->  r'"'  -^ 


824       havüHn.   Bis  fihekliidaniiBs  twt  g«iMJIeliett  Vifirwdndtsfekafr. 

re«ht  ziHBdhen  däm  Taufenden  und  dem  Tftnfiing  keine  geistliche  Ver- 
wandtschaft und  in  Folge  dessen  auch  kein  Ehehinderniss  an^),  indem 
es  den  Taufenden  nicht  als  den  Spender  (minister)  de£i  Tau&acra- 
mentes  ansieht,  darauf  sich  berufend,  dass  Christus  der  Bert'  zu  den 
Apöslelni  da  er' ihnen  den  hl.  Geist  versprach'),  nicht  gesagt  habe: 
Era>  u(Aä(:  ßaicTioü),  ego  vos  bäptizabo,  sondern :  BencnoMiaeol^e,  bap- 
ti^ablmitti  9). 

Das  ist  wohl  allerdings  richtig.  Nur  ist  dabei  übersehen,  däss 
Christus,  da*  er  die  Apostel  in  die  Welt  aussa^ndte,  denselben  ausdiÄck- 
lich  den  Auftrag  ertheilte,  zu  taufen  und  somit  Ausspender  der  Taufe 
feü 'Sein,' iudbm  er  zii- ihnen  sprach  (Matth.  28,  10.):  Ifoptodevtec 
|jUx#v]t^ttTi^  ^avta  xk  SOvij,  ßaiCTi'Covtec  «ütoüc  u.  S.  w.  Mit  vollem 
Recht  sieht  daher  die  abendländische  Kirche  den  Taufenden  als  wahren 
und  wirklichen  Spender  (minister)  der  Taufe  an  *). 

I)äs8  'femer  id  den  oben  angeführten  Stella  des  griechisch- 
orieirtallSdhe&  Kkclienreclitd  immer  nur  der  Taufe  und  nie  der  Fir- 
mung erwähnt  wird,  kommt  daher,  dass  in  der  orientalischen  Kirche 
dib'Firmuhg  stets  in  yi^rbindung  mit  der  Taufe  gespendet  wurde  und 
bis  auf'- deft  hbütägk  Tag  gespendet  wird^),  so  dass  daselbst  die 


<  1  • '  »^  --fc-'-  'j'  I'  ■ '  ' 


i)'ZliX8kfnan  a.  ä.  0.  S.  270. 
'       «  Act;  1,  5; 
-  *       i)  WttslittB^  denn  die  grlechisrVtirientailscbeii  Chri6t«ii  bis  'auf  den  hea- 

M9^'^  folsieudelr  Tnfformal  sieb  bedfenea:  BairrfCaTCU  6  teuXoc'xoO  6«oO 
910^*00  0901X0.  kw  Dat|»6c>*^i)v*  tm  t€u  YIoü,  Äfj/ip-?  otod  tQH  'Aftou 
iIv^dtoc^.äfii)V  >  (Vgi  fox^oyiov  xh  jx^y^  , .  I)cd09tc  tptti].  Venet.isea 
vag«  ISS.),  .Pas9)  Obribens  d^e  Taufforrael  der  Orientalen  vto  der  Ktalidieb 
l^trfb^,,wa3  ^ietGni^igiüeJt  ^^  TaQre.nnbelan^t,  als.^eoQgend  anerkannt  werde, 
erhellt  unter  (iMtxvfi  ,aus  dem  Decretum  Concil  Florent.  pro  Armen!?,  welcbea 
dlessbezOgUch  anordnet,  wie  flolgt;  Forma  autem,  sc.  Sacramenti  Baptizmi,  est: 
Ego  te  bapilzo  fn  nomfne  Fatrfs  et  Filii  et  Spititos  Sanrti;  ffon  autem  negamus, 
qttin  et»  i^er  ifta^  verbat  Bapifzetur  (baptisatur)  talls  servus  Obfi»U  4n  nomine  Pa- 
tris  et  Filii  et  Spiritus  Sancti,  vel:  Baptizalur  manibus  meis  talis  in  nomine  Pa- 
iris  et  Filii  et  Spiritus  Sancti  ^  venim  perflcitor  baptiamt  (&arduin<  tom  IX.  col. 
m^h '  Ygl-  «0^  ^eiUKl^^iXiy.cqnst.;  MtHpasioralU^  iW«<.  Z^  U^i.  1742. 
f.  2.  n.  2.  (Bull^«  Rom.  ed.  I^ixen^arg.  ion^  XVI.  999^  1150»  • 

.  -i4)  ygl.  qben  S.  21^.         .         .     .:  • 

5)  Ygl.  E6X0XÖ710V  {Aeya  pag.  187,  wo  diessbezQgUah  im  ZufiimMtubiOie 
mit  der  Spendung  der  Taufe  Folgendes  angeordnet  ^b-d:  Xal  p6ta  tip  suxi)V 
Xptet  (6  tapeoc)  xov  ßaicTiaftlvTa  XiS  i^to)  j!i6po>,  TcotcBv  caopoS  tuicov 
lict  TOü  jiSTotTcou,  xäfi  Tcuv  of  &aX|iä)v,  xo;i  xSy  {iuxxTjpcov,  xal  toü  cöjia- 
Tog,  xal  Ttt>v  duo>  a)Ta)v,  xal  xoü  <;72Qouc,  xai  t&V'X^^^i  ^  '^div 


Die  ^cfalllciie  YenvkndtMaft  im  Oreldent  seit  dem  aehien  Jahrhundert.  22^ 

Flrtoon^  nie  selbsisMttdig  auftritt  nnd  daher  ancli  keine  tdr  sich  be- 
stehende getatliche  Verwandtschaft  erzeugt^). 

Das  bisher  Gesagte  bildet  in  der  orientalischen  Kirche  in  BetreiF 
der  geistlichen  Verwandtschaft  bis  ahf  den  heutigen  Tag  das  geltende 
Recht«). 

Anders  gestaltete  das  Bechtsinstitnt  der  geistlichen  Verwandt- 
schaft sidi  in  der  occidentalischen  Xirche.  Dieses  hatte  zum  Theil  schon 
darin  seinen  Ornnd,  dass  hier  der  Tanfidnde  als  wahrer  und  wirklicher 
Ansspender  des,  Saenimenifes  der  Taufe  angesehen,  nnd  daher  ebenso, 
wie  der  TwatpM» ,  in  die  geistliche  Verwandtschaft  mit  einbezogen 
wurdet. 

Ansaerdem  wirkte  darauf  auch  noch  der  umstand  ein,  dass  man 
in  der  abendländischen  Kirche  auch  das  Sacrament  der  Fimiwijf,  in 
gleicher  Weise  wie  das  Sacrament  der  Tanfe,  als  selbststftndige  Quelle 
der  geistliehen  Verwandtschaft  ansah.  Allerdings  finden  wir  hiefür 
in  den  ersten  christlühen  Jahrhunderten  keine  schriftlichen  Beweise. 
Diess  kommt  daher,  dass  damals  auch  in  dar  o^identalisoheaKirohe 
die  Firmung  stets  in  Verbindung  mit  der  Taufe,  und  zwar  vom  Bischof, 
gesp^det  wurde  %  wobei  überdiess  meistens  eine  und  dieselbe  Person 
Tauf-  und  Firmpathe  zngleich  war^  .  Weft  mm  unter  diesen  Umstftn- 
den  die  aus  der  Firmung  entspringende  geistliche  Verwandtschaft  nicht 
selbstständig  sich  geltend  machen  konnte,  so  fand  sich  auch  keine 
Veranlassung,  derselben  -  besonders  zu  erwähnen.  Erst  von  der  Zeit 
an,  als  man  die  Firmung  getrennt  Von  der  Taufe  zu  spenden  begann, 
tlng  man  an,  die  ättä  der  Firmung  entstehedde  geistliche  Verwandt- 
schaft besonders  hervorzuheben.  Dass  dfess  schon  in  der  Zweiten 
Hälfte  des  VIII.  Jahrhunderts  stattgefunden ,  bezeugt  unter  Anderm 
can.  1.  Conc.  Metens.  vom  Jahre  753  *),  welchei;  unter  den  Personen, 
mit  danen  keine  Ehe.  einge^Singen  werden  könne,  neben  Nonnen»  nnd 
d^'Tai^tbiB«  aosdivcUiciii  aMch  die  FinnpathiB  nenai    Derselbe 


•  / 


O  Vgl;  MMmott  s.  ft.  0.  S;  ti7. 

%)  tg).  ZhMutMin  a.  a.  0*  S.  t9%  W.;  Papp-9Mlagpi,  tnth\M\on  Jar. 
Udi  Rienr/  oMü:  M.<>V«riRlHii  IHit'  pag.  4SI.  --  FOr  die  Ilalo^-firceet  hiit  Papst 
Rmediet  XTV.  äwHh  die  eomi/ :  Em  pos^oraW»  ddo:  f6.  «4.  174t  f.  8.  a.  6.  lo 
dl48t^  BcdeftMff  dailleebt  der' alendlindlstbeii  Kttf Ke  all  Namii  ¥iri«afbrie6ett 
CBoilarj  Rom.  td  Lnaemiiarf.  tois.  XYf.  tia«.  ito  sq.). 

a)  vgl.  «Na  s.  2ia  r. 

4)  V9I1  a.  Cfegiir.  H.  tf^u  aa.  IIN.  l  (Opi^.  ed.  Uaor.  Paris  170»  torn.  Ili 
cot.  52t  sq.). 

5)  Vgl.  V.  Moy  V.  a:  ö;  S;  9t. 

S)  HüTduin.  IM.  nt.*e4l.  tM  aq.  .  .  ^  . 


^  ..,  -^Mn^-,,  fiWi^^JfWerfm»  i?«iTHfpMlW>«f>..VewwVwiW». 


•     I 


lautet  folgflnöeffiiiapsfln:  ^^^p^oesti^i^i)  coniiuiieiit  d«i^.cww: 
de  Deo  sacrata  —  aut  mal^iiaspiritaaU  de  fonte  ei  confirmatume  ISipi»- 
ffOpl  ^;  ^e  .^^  0fa^^^i))^fiiy|9cpiaA).au;ala.pfirda(t,  si  habet,  iQt  si  lomen- 
dwre  jse  nolueri*,  .wllus  pujn  ;^ecipiat,  nw  «ibnw  ei  dopet  —  Dacuselbe 
ergibt  sich  auch  aus  dem  cau.  55.  Gonc.  Mogunt  vom  Jahre  8 13  ^X 
welcher,  7nsoT?eit|«:  bi^h^r  gehört,  IMgfudisiTnasaiu  flautet: .  NuIIoh  — 
duoat  uxp|«m..—  illam,  lonjus  fUitim..^t  fijliaw  ad  {HmßrmOmm 
ij^vmmt    übi  auitßm  faotuifl  fiieijik,  sepveptiix.       .      ,  , 

£iidlidi  hat  ^f  die  eigentbumliehe  kwMMmg  defc*  g^iattieheA 
Yerwandtach^  lim  Occideato^uch  adcb  der  ümstaad  einen  Bihflws 
geübt,  dass  hier  neben  den  Sacramenten  der  Taufe  und  der  Firniuiig, 
mß\i  noch  aniece  Quellen  der  geistlioheii  'Vei^YhuRdtsdtaft.  sibh  er- 
Affn^ten*  .    ,     '  *  ^ 

'■''  ■ ' '  Bs^Iaasett  aber  in  dem  VeHauf,  trelehen  die  Ausbildung  Öet  geist- 
lichen Verwandtschaft  als  Ehehtnderni&s '  in  der  lateinischen  Kirche 
genommen,  sich  drei  Perioden  utitirscheiden,  wckbe  dutch  das  Deere^ 
MmOhraikmiy  4ie  BeOretätM  «ttd  da»  Cc^icil  von  Trient  bezeich- 
M  sittd;    ' 


p  I 


'  i 


(I 


i)  Mi^  fiecrettm  fiMtlanl! 


I     -.ih 


I  ■  ' 


it 


■  Das  D^retum,  (Irp^tiani  ^mfi^8st  .inBetrefif.,dei;fg!eistlichefi  Ver- 
wandtschaft ,  diejenigen  ;^c^tßbe8tin^l»tqgen,  wek^he  darüber  iu  d,er 
abpndl^ndischea  ^che  bie  ,zur  Mitte  i^  XII,,  ,Jah?rhw46rte .  erlassen 
worcfen  sjnd. ;  TJn4  zwar  finden  dieselben,  sii^b  l^up^^^bUch  ip  den 
quftestt.  1.,  3.  Qt  4.  C.  XXX.  .   .  .     • 


t^m  t  in  iti 


i)  Incesfus  (Blufscbande)  Ist  eigendicb  die  fleischllclie  Vermischong  unter 
fMoBen,  die  mit  einander  in  einem  solehen' 6rtde  'blutsverwandt  oder  ver- 
i$ökwägert  sind,  daM  sie  ttU  einander  keiee  fftNige  Che  MngreliMI  Icftmeil  (tgl: 
Diet  Grat.  f.  Inceatus  zum  cah.  2.  C.  XXXVl.qo.  1. ;  can.  7--10.  C.  XXXV.  qo.  2  et  8.). 
—  Sind  die  Concumbenten  mit  einander  blos  durch  ^iejustiHapublicae  honestatis 
verbunden,  so  begrOndet  ihr  Concobitus  ktfnen;  Ine ealua  (y^h  iMffHfiatftiei,  tfus  can. 
i«ity.rlib<  Vi  lit,16..n.  67.).  v^  In  q«e|gent|lrtieT  Redeeeimg  hat  «uin  Jedofh  fue h  die 
C«9^\B  mit  einer  jjiouoe oder  eiofraocb^nir  gfi^tlHIi  vet wMidt^n  PervMi,  wle4«r  (iben 
APgf^fOhrt^  Canon  •hcsevgli.  Inoutue^^enmuti  Wei*  Uiabesmidere  den  gtßOMU^ 
licheiiiiUniffwg  ;mU.  ekier  JNonoe  betiUDii^  :dafl^ .  ilolim.  dteaateOglich  can*  i^  II« 
C.  XXVH.  qo.  1.  die  Belege;  woi»tflb<rdie$  dieiGLc  »ÜMoaloc  zon  (mk  14:ead> 
noch  den  Grund  mit  folgenden  Worten  angibt:  Accedeafva4  mMlalan  incestum 
qfmmHtit^MQPia  «ponai'Deiesi^  qni  eal:  patec  noatcR  M^  qa»  f.  flui  abstoierit 
(d.  1.  can.  6.  C.  XII.  qo.  2.);  et  incestos  coromittttor  cum  afOni,  sicat-  cun  cjhh 
sangoinea.  XXXV.  qu.  S.  de  ineestis  (d.  i.  cm«  8<  a  KlkV.  qe«  Su). . 

2)  HoHOieim,  Condlia  Germaniot.  Mi.iLTpag.  dli.  i 
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Auf  anmd  iw  Decietonis  Orajbiimi  nun  etttspiwg  die'  geisilißlie 
Verwandtvebaft 

L  aus  dem  Sacrameat  der  Tmrf^f  «od  iz»irar  ' 

L  zwiaebeu  dfun*  Tanlhndeo  und  4wi  .Taiilpatheu  eiaemeita  iimd 
dea  leiblicken  Bltera  des  Tftnfluigs  andraraeifai.  Man  flah  aAmlioh  dea 
Taufenden  n^d  den  Taa^thea^  dia  p$tM  and.  matrea  sptrüRiaha^ 
einenseita  i^nd  die  leibliehen  ELkem  4eB  betreftmd«!  TäaAiaga  andrei> 
Seite  ala  dee  Tftaflings  gesieinickaftliabe  !ESttem  an  und  nannte  sie  wisor 
{Nitrea  t>aisiebang9weiae  oomnwtras  epiritoalea,  aaeh  bloe  nafaeh :  oom«^ 
patres  oder  ;CeBQO)alBre&  Der  Xanfende  n«d  dw  Tao^the  kieesen  im 
V^bUtiii^s  m  des  Tftaflings  leiblieben»  Blierii  -^  eompaier,  die  Taaf* 
pathia,  und  wenn  eine  franenspersen  getaoft  baty  anch  dieee,  biess  -«r 
Gomma^r.  Ebenso  biess.  der  leibliche  Vater  des  Ttafliags.  im  Yei^ 
hältniss  znm  Taufenden  (gleiebvieli  ob  Mann  oder  Weib),  ferner  zum 
Tan^athcn  and  ^or  Taufpatbin  —  compater,  ^  leibliche  Matter  des 
Täuflings  aber  hiess  in  demselben  Verhältnisse  *-**  oomamter  ^). 

piesa  erhellt  ans  dem  cacu  S.qxu  4  ead.^),  wdeher  bestimmt, 
dass  wenn  ein  Ehegatte  Jemand«ns  Sohne  oder  Toobter  als  TafOfpathe 
zur  Seite  gestanden,  dierselbei  ja  sogar  auch  sehi  Mitehegatte,  mit 
dep  leiblichen  Sltemides  begaffenden  TMiinga  als  ci^pater  geistlidh 
verwandt  sei  Der  genannte  Canon  lautet,  wie  folgt:  Si  quis  ex 
uno  conjugio  ^  filium  aut  filiam  alterius  de  sacro  fönte  susceperit,  — 
ambo,  et  vir  et  uxor,  compaties  exsistont  parentibns  infimtia  '  * 

DasB  aber  zwisehen  den  Compatres  und-  Commatrea  keine  gültige 
Ehe  zu  Stande  kommen  konnte,  folgt  aus  dem  can.  5.  qu.  L  ead:*), 


1)  Dpr  hl.  Thomas  AqtUn.  beleuchtet  dfess  On  Sentenf.  lib.  IV.  dlst  42. 
quaeüt.  1.  art.  8.  qa.  2.  cd  1)  nrtt  fblff enden  Worten:   ,        .V 

Unns  semper  eHt'cempatmm  sphitoslis, 

Alter  camtlb;  ne^  fsNI»  rei^la  tsNft 
(OpfT.  ed.  Antverp.  16t2  toai.  VH.  part.  2.  WL  1$^  »pay.  r.)  Daraaji  'Wird  aber 
xuglefM  Mar,  dass  man:  »compater^  eoimaaier«  ntoht-mgllth!  rnft:  »ÜHpathe, 
Nttpathinc  Aber»etzen  Mnne.  TgK  Sehudte,  flandbcieb  des  Mtbot.  EherecMa, 
fitenen  lasa  S.  tto»--^  mQewmet,  Gevatterin*  M  dlfUr  dfe^  rfdiüge  ^Be- 
reliftHaiig.  .     ••  i   ••  ••  .•       .. 

2)  Derselbe  wird  zwar  ä^m  Fapariimeeeara  I.  <hiaoeenaw  Easaperta  Tales. 
Bpiic)  si^eaebrMen,  retatt  aber  Bitai  vea  itei  aer.  VgL  MUhter  ad.  dt.  can. 
apt,»7. 

S)  Sa  viel  ala:  SI  anaa  ceqlaeaDi.  lAadeie  iiandacbriflia  and  Aaaaabea 
taaem  si  qoia  anoa  ev  conJaaUfi  -  Vjsl.  Matatt^-Cart«  SanMii  ad.  cit«  aaftr 

4}  JlaiseHia  fMirt  xwar  dla  «abmabrind  lüx  CanaUio  Matimtinenai  a.  ia.a; 
^  aber  vfeiaebi  deai/ vap«  «0.  jaaaban.Mliav.  aplak  adf  HaaibaM.  cptoc.  lAatfas» 
{Hartihekn  tom.  II.  pag.  20e.)  enUehnt.    Vgl  jRiaMir..a* «lt.  aaa.  not..a& 
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welolifiar  also  lautet :  8i  commatrem  saam  aliquis  in  canjtigiam  duxerit, 
separandos  esse  judicamns  et  grayi  poenitentia  plectendos  ^). 

Jedoch  nnr  die  leiUicheOy  nicht  aber  auch  die  Stieftitern  des 
Tftnfiings  traten  zn  dmi  Tanfenden  nnd  dem  Tanf^athen  in  das  Ver- 
hftltniss  von  compatres  nnd  commatres.  Diess  ergibt  «ich  ans  dem 
can.  4.  qiL  4.  ead.  ^) ,  welcher  verordnet ,  dass  derjenige ,  welcher  als 
Pathe  zar  Seite  gestanden  ist  dem  Kinde  eines  Ehegatten,  das  dieser 
jedoch  nicht  mit  seiner  gegenwftrtiger  Gattin,  sondern  mit  einer  an- 
dern Frattenapenon  gesengt  hatte,  die  betreffende  Ehegattin,  da  sie 
nicht  seilt«  Gommater  sei,  nach  dem  Tode  'ihres  Qatten  (seines  Oom« 
pater)  ohne  wseiters  ehelichen  kOnne,  wofern  ihnen  nnr  keine  Blnts- 
Verwandtschaft  in  Wege  stehe.  Qni  spirttnalem  habet  compatrem, 
so  lantet  der  erwähnte  Canon,  cujus  fllium  de  lavacrö  sacri  fbntis 
aceepit,  et  «tjos  uxor  commater  non  e£rt^),  liceat  ei  defnncto  compatre 
Boo  ejus  viduam  duoere  in  uiorem,  si  nullam  habet  consanguinitatis 
propinqnitateiii.  Quid  enim?  Numqnid  non  possunt  conjnngi,  quos 
duUa  prodimitas  carnalls  vel  nulla  gMieratto  secemit  spiritualis^)? 

Dasselbe  ergibt«  sich  aus  dem  can.  5.  ead.^),  welcher  folgender* 
massen  lautet :  Post  uxoris  (mit  Räc&sichtsnahme  auf  das  beigefugte 
Beis]^el:  Bertae)  obitum  cum  commatre  (Maria)  uxoris  (6ertae)  viri 


t)  Vgl.  aaeh  can.  1.  ewt.;  can.  6.  qn.  4.  ead. 

2)  Oerselbe  entbllt  den  ran.  47.  Coof.  Tribar.  vom  Jahre  895  {Harizheim 
tom.  IL  pas.  405). 

3)  Die  Glossa  za  diesem  Can.  in  Casa  beleuchtet  dies  durch  folgendes  Bei- 
spiel: Martinus  et  Berta  sunt  conjuges,  et  Martinus  ex  alia  oxore  vet  roncubtna 
b^bet  aiiun,  qyem  Joannes  da  sarro  fonie  suscepit;  et  sie  efftcKur  (Joaanea)  com- 
pater  Martini,  non  autem  Bertae.  Vgl  poch  die  Gl.:  QtU  sfirituaUm  zu  diesem 
Canon;  ferner  die  Gl.  zum  am,  5.  ead.  in  Casu.. 

4)  Die  Gl.:  Qui  9fiki1nmlfm  m  d4caem  Canon  dritcfct  dies  mit  folgenden 
Warten  aus:  Conjuges  sibi  coaamuakant  a^nte  sed  non  possionesi  d.  i.  wenn 
ein  Gatte  JemandM  taalt  «der  «na  4er  Taqfe  hebt,  ao  nimmt  aa  der  hieraus  Vta 
ihtt  entatf ndeata  geiatiichta  Vcrwandtaehatt  aufh  sein  Mltehegatie  Theil ;  weM 
aber  ein  Ghegntte  sHn,  nicht  mit  seiner  gegenwiffügeB  Ehegattin  erxeegtee  Khid 
taufen  lisst,  so  tritt  nur  er ,  nnd  nicht  auch  seine  Ehegattin  mit  dem  Taaünadaa 
und  dem  Taiif;pathc&  in  die  gelsUkhe  Verwandtschafl. 

5)  Dieser  Canon  flkbrl  «e  UebefKbrtft:  Paschatts  papa  seeondos  ad  Eeglmim 
Episcopum.  Vgl.  darOber:  Richter,  ad  cit.  can.  not.  12.  und  zum  can.  5.  qu.'8. 
eadinot.  81«^  Den  ratt,  ftm  weleHero  dieser  Canon  handelt,  velraflschatitlcbt  die 
Glosse  zu  dieaero  Cmien  to  Gaso  Mreh  Idlgend^s  Bels|del:  Martinus  habet  Bertam 
in  ikoreaL  lUa  haMet  ex  alle  flHum;  quem  Maria  stnen^t  de  aaero  Mte.  Et  sie 
effldtnr  Maria  eaMialer  BMaie  ei  lün  MartM,  quam  (Marfim)  Mahtnus  potest 
duceieln  oxoiem  moilaa  BcfUk  • 
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snperstitis  (Martim)  coqjHgio  ciynlan,  anU»  videfair  »nctoitai^  vd 
ratio  ^)  probibere.  Keque  enfin  cognatumicanüs^)  oagaatio  q>iritn8 
comparator  ^) ,  ueque  per  nni^nem  canüs  ad  nnioaem  ^uritua  per- 
traositor^). 

Daraus  folgt,  dasa  omsowaiulger  die  AjiqMvelkm  des.^F&uf- 
lingB  mit  dem  Taui^ndeA  oder  dem  Taaipathen  die  Conpatres  in  die 
gei&tiicbe  yerwandtschafb  traten  % 

Ob  aber  die  leiblichea  Eltern  des  Täuflings  ebelicbe  oder  uaeke» 
liebe  waren,  machte  in  dieser  Beziebuag  keiaea  Uatersehied  ^. 

2)  Zwischen  dem  Taufeadea  uad  dem  Taufpathea  einerseits  aad 
.  dem  Tändiag  andrerseits.  Dies  ergibt  sieb  aus  dem  Diet  Orat  post 
can.  7,  qu.  1.  ead, ,  welches  also  lautet :  Filia  dicitur  s^toalis  aon 
solnm  ejus,  qpx  accipit  (X^afpathe),  sed  etwa  ejus,  qui  triaae  mer-i 
sionis  Yocabulo  ^)  eam  sacro  bapüzmate  tiagit  (dar  Taafeiide).  Dass 
aber  die  Ehe  zwischen  diesea  Persoaea  b^i  sonstiger  Nichtigkeii  der- 
selben verbotea  war,  erhellt  uater  andern  aus  dem  ob«  erwAhatea 
can.  5.  qu.  1.  eal,  welcher  diesbezüglich  Folgendes  verordnet:  Si 
filidam  aut  commatrem  suam  aliquis  ia  eoiyngium  di^erit,.  separandos 
esse  judicamus  et  gravi  poenitentia  plectaados^). 

Ob  aber  der  Taufende  oder  der  Tau^tiie  mit  den  Qeacbwistera* 


1)  So  viel  als:  posillver  Ausspruch  oder  GeseU.    Vgl.  Ciceron.  Orat.  pro 
lege  Mantt.  f.  91. 

2)  »Rofioc  aier  £=  hioerer  firnnd.   Tgl.  Oieero  l  c. 
S)  d«  U  coBsaagiloitiü. 

4)  d.  i.  aequlparator. 

5)  Der  Sinn  dieser  Stelle  isi  folgender:  Mit  der  geistliehen  Verwandlachaft 
verh&lt  es  sich,  was  deren  Mittbeilang  von  einem  Ehegatten  an  den  andern  be- 
trilll,  anders  als  mtt  der  Blatsverwandtschaft.  Denn  wShrend  diese  die  Ehegatten 
in  Folge  der  Seischlldiea  VerhiDdong  (ttnionem  eamis)  einander  mltthelten,  so 
dass  die  Biatsverwandlen  des  einea  Ebegatlen  audi  den  andern  angebOrea,  rtm«* 
Uch  als  Verschwägerte  (vgL  can.  1.  a  XXXV.  tu.  10.):  theilan  sl^  daaader  Jan^ 
Personen,  die  mit  einem  von  ihnen  blos  geistlich  verwandt  sind,  per  onione PI 
camis  keineswegs  mit.  Tgl.  die  Glossen:  ?feque,  Comparatur  and:  Ad  unio- 
nem  zu  diesem  Canon. 

6)  Vgl  Sanches,  Da  saacto  mairim.  Sacran.  Hb.  Vir.  disp.  54.  n.  15. 

7)  VgL  die  61.;  Et  mattem  soncap.  l.ide  cognak  apitit.  m  Seü.  iV.3.t 
ferner  Sanche»  I.  c;  und  ebend.  disp.  62.  n.  10.  11. 

^)  »Yocabulvm«  ist  hier  ?=  forma  bapUzvil»  in  derselben  Weist,  wie 
der  hi.  Angustin  das  Wort:  »verbumc  gebraaeht,  wenn  er  aagt  (in  Joan.  t|»ct« 
15.  n.  4.):  Quid  est  baptizmns  Christi?  Lavacrum  aqoae  in  yerbou  Tolle  «quam, 
non  est  baptizmtts;  to)le  verbum,  npi)  est  haptismqa.  Und  wie^snua  (H>id<  tract 
80.  n.  3.):  Äccedit  verbum  ad  «lementuw  et  fit  SacrasMntnm« 

9)  Vgl.  noch  can.  S.  9.  10.  ead.;  can.  1.  qu.  8.  ead..}  can.  4.  qa.  4.  ea^t 
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ieä  VSttflings,  mit  ändern  Wbiten:  ob  ein  Compater  mit  dent  Äbrigen 
Kindern  seines  Ooinpaterodef  seiner  Commater,  ansser  dem  itKite  oder 
der  flKft  dpifituälis,  eine  Me  eingelien  könne,  darfiter  w&ren '  2ti  Orä- 
tian*8  Zeiten  die  Ansichten  getheilt.  Diess  erhellt  aus  dem  caü:  7.' 
ead.^)y  welcher  ansdrfieklich  dieser  Verschiedenheit  der  Meinungen 
erwähnt,'  ettglef  cM  äMr,  ohne  übrigens  den  Streit  entscheiden  zn  wollen, 
eine  solche  Ehe  in  dem  Falle  aufrecht  erhalten  wissen  will,  wo  die^ 
fKHim  ehne  KeüntidiMr  des  fraglichen  Ümstandes  von  Seiten  der  Cöntrar 
henten  -^^  eingegangen  worden  wur.  Es  lantet  der  betrefl^de'  Canon, 
wie  folgt:  IBud  etmmf  nee  eanoiiica  institntiobcf  diBfinimns,  nee  inter- 
dieiione  aliquik  reRrtamns,  sed  propter  eos,  qni  drrerse'  de  eo  s^ntinnt, 
ho«  loeo  ^tp6A  itiottniVemtoramns.  di  qnis  suae  spiritnalis  comn^atHs 
fiUam  fbrtnit^  etita  contingente  rernm  tssd  in  con|i!rginm  duxerit, 
eonsilio  mataiiori  s^r^to  eam  habeat,  atqae  faOnbste  fegitimo  c6njngio 
operam  dei'  Auf  difesien  Canon  nun  stutzt  Qratian^)  seine  Ansicht 
üb^r  diesen  Punkt,  wdche  also  lautete  Si  quis'  aliquo  fortufto  casu 
AKam  suae  commatris  uxorem  acceperit,  non  cogitnr  eam  dimittere. 

>  Was  jedoch  dei*  in  Rede  stehende  Caifion  fOr  den  Fall  der  tJn- 
kenntniss  des  fraglichen  Umstandes  bestimmte,  das  hat  die  Glosse 
naKhliet''aiieh>'attf*MnFaiL  ausgedehnt,  wo  did  €anträhenten  um  den 
fraglichen  Umstand  gewusst  haben.  Denn  es  bemerkt  die  Gl, ;  Jbr- 
tuüo  zu  dem  citirten  can.  7.  ead.  Folgendes :  Idem,  sc.  locuQi  habet, 
A  fex'^fopoäitb,  k  quifl  filiam  commatris  miae  uxorem  dpxeriU    .,  .. 

Femer,  was  hi^r  ib^^^gl:|ch  4er  C^hmaHat  de»  SPftnffings  gesagt 
wurde,  hat  die  Glosse  auch  auf  die  Descendenten^essoHwii-  angewendet, 
sowie  sie  auch  die  Ehe  des  leiblichen  Vaters  lüit-der  spiritualts  filia 
setaes'  leibHdien  Sohnes  i&r  zulässig  erklärte.  Hie  videSi  so  lautet  die, 
OL:  KZiam  zu  dem  cit.  can»  7.  eäd.,  quod  e^t^r,  &y|^irlk^a^i9  iPfOtastj 
qppulan^fori  filj[aa  spiritusiiUa«  similito:.  et.filiae  potest,.  sc  qaae. 
nat».  jEttfiät  01  .filia.  usptatuali;  qua  üim  cognaUo  non  ^fttenditur. 
SnBdUMn^  dico;  qmd  pater-  pMest  silm^ref  fSSkm  äpfritualem  füll  car- 
lialls;  litdl  enim  cognutio  spiritualis  descenda^'  de  pätre  alfiHos, 
noh  tamen  de  filib  ad  patrem. 

]p[iedwrch  is^/dä^  JÜbw^  Bechtt  im  wia  in»:.  Petri  Ixcep- 
tiones  legna .  SamtmanmV) .  i  v«rlie|ft  imd  >  das  Moh  ^e  Ehe  des 


'*  D-D/^rsHbe  etrtbilt  den  e«n.  4t  Conc  Tribur.  Voln  7abre  Stö.  (Bßrtz- 

hHin  Witf.  Ii:  ^ag.  40J.).  '.       .    , 

t)  Ptfct  tan.  fc.'ead. 

8>nie^Mf  Werk  litt  eine  systematische  Dat^teUang  des  necbfes,  meistens 
des  ROmlsrheo,  and  Ist  verfasst  am  die  Mttte  des  Xt.  Jabrbönder^s  von  einem  ans 
sonA  mibeknnfen' Felnia.    Dasselbe  zerflUlt  in  iHer  ßOtber,'  von  welcben  das 


•M  fcMIk^l«  Vmfaiidistliatt  natb  dem  Deit^toili  C^ätianl.^       k^t 

Twatjf^ihen   mit  der  'TMliter  dei^ 'TänfUngs  untersagt  ^j,  abgeän- 
dert worden. . 

8)  'Witird^  die  ^elrtliclte  Veh^kindtadiaft,  in  welche  ein  EhlBtheil 

dadorcli  f^lcounnen  ist,  dass  er  das  Kind  Jemändetts  getauft  oder  aus 

der  TnuSe  ^ieheben  häty  unter  Umständen  auch  auf  den  ahd'em  ^er 

thefl^eKog^i  so  i^ar,  dm'z.  B;  der  Täufling  Gajus;  welcher' vom' 

Semprotnus  aus  deft'  Tüv^  gelioben  worden,  unter  Umständen  nicht 

blo8  mit  Sempronius  sondern '  auch  mit  dessen  Gattin  Sempronia  göist-' 

Bch  Tenwffldt  wühle,  Und  ebenso  «iclitbKtä  Sempronius'  im  Verhält- 

iriSB  za  das  genannten  ttuflings  leibliche^  Sltem  —  compater,  sondern 

auch  «eim  Gattin  Sempronia  -^  comimater  ward.  Und  2war  hless  alsdann 

die  geistliche  YerwandtsiUiaft  desr  Sempronius  !tn  Yerhältniss  zum  täuf- 

hng  -^  patemitaS'  st^irltualis  directa,  im  VerhäUnSss  zu  dessen  !Eltem 

^  oompatemitad  spiritualis  directa^  die  geistliche  Verwandtschaft  djBr 

»Seniproiiia  aber  hiess  im  Ersten  Falle -^  paVemitlaä  (m'atemitas)  spi- 

ritufhis  in^recta,  im  letzteren  l^He  -^'  compaternitas'  (commatemitas)' 

spMtualis  iiidSröcfca^.    Biess  hatte  tm  Volge,  dass  zl  B.  weder 

Semproniiti?  ilaeh  dem  ^  ToAe  sreiner  Oattin  Semproiiia  die  Mutter  des 

Täuflings,  noch  auch  der  Vater  des  Iftuffibgs  nadi  dem  Tod^  deiner 

Gattin  (der  Mutter  des  Täuflings)  die  Sempronia  ehelichen  konnte; 

waftmaiidiiiibifiQlg^Dd«^Workna«sncbüokM^  eöihmatM^' 

alicui  habere  non  licet,  oder:  Neiüd  ^Me9t,*etiäto  diversis 'tempori- 

bus,  contrahore  cum  duabus.cpmmatribus^).    Gbratian.'selbp^  orfickt 

dies')  folgendermasae^  iju^f  Belict;a^^  ,(i..ey^yidsafl»)  ,y;erfl!  fi^pateim 

uxoria  flna#:nim.u9  üi  ecm^ßm  diii^exe  ppteat*  -ri-  Ziid  BostUigiiBg  diAtf 

seiiier  Ifeinug  fuhrt  <derailb»  kn  mäU  h  eaik''«ine  €telle  aii'*)v  dl^' 


ento  Ober  dat  Fetioniiireebt^,  da»  zw<ffte>flbef  dfe  fohfrääe,  dlis  dHtte  Aber  die 
MKte  and  das  ttinile  Ober  dt^n  ProMM  tiin^ff.  rttfU^aeVehfebieh  diesem  Wefl^ 
ntao  ttn  Jura  19$0^iw€trmßMgi  fiHie-HbnttMttrifV  daVon  auf  l^rgamehC  tni- 
biU  onter  aadem  aacb  die  Bibliotbek  des  HetropolitancaiHtels  zq  Prag  (sab  LW  1' 
lum.  LXXIV.  fDl.).:Svdarab^<^.Sa4^ftyy'Gesc6.d.-1l:R:lAQ!ig.  tf.  fidiS.  184  ff. 
1)  ftefli,  aa»  lautet  .üeaabttÜ^llMi  die  bell^efl^nde  "Sielle  ^E!b.  T.  Icap.  n,  de 
prohibftis  naptlls),  omnino  prohlbitae  sunt  (sc.  noptiae)  iDtbrine  et  eaibj  quam 
de  aaarafaniif  aweeplr  etlater  m^  etulialn  e)oSf'ei  Mtbf  Iffamsdam  et  fllltim  meum.^ 
•  .  4)  W-  ^  «11  MWcimwiHxm^  cao:  1<  0:'  -KDtfX.' tibi  4:^'ancb  KHbpp; 
YolbUndtges  kathJEbaraebt^l.  ikafl.  S.  Ht.  <>    :'  '  -'  ^'      ' 

•    a^'Vfk.  4le€isr  RgHcUym  kdoraa». >fv  <i>mfli.  ^:  i^,  ^Mtx^t*^\6  Sam- 
maria  zum  can.  L  S.  ead.  •'•  ^  > 

4).iiilijitpi4r4..>ead..ii ''  'I  '.f  M->:--  •••.•.•  'i  •:  ..'.■» 

4>:ltte9alhe  iBllObar8allfiab<o^^:'>(llMlaak  pipd>O0totaiitlMtt!>pls€Opo  Sald- 
monlf  ilaiibwclebar  Zeil  ijedaab  «diesa»  9lane*l«n4brie/ ist  obg^i^i^s.     Tgl.* 
Richter,  ad  dt.  cao.  not.  1.    Die  61.  fbsst  den  in  diesem  Canon  entbdttenen' 


also  lautet :  Sciscitat^r  a  Bobis  aanctitas  Tostnt,  si  (nom)  aUqms  hiwp 
duas  commatres  habere  valeat  onam  post  alteram.  In  quo  jopeminidse 
deb^t,  scriptum  asse  ^) :  Eruut  duo  in  canie  ona.  Itaque  q/aum  con- 
stet,  qui^i  vir  et  ^lulier  uua  caro  per  couuubium  ^)  eifiduntur«  xestat 
nimixum,  virum  compatrexu  coustitui  ilU  mulieri .  (Bertae),  ciijas  loar 
trimonio  assumta  uxor  cpmmater  esse  videbatur^),  et  idcirco  .Kquet, 
virum  Uli  femiuae  uon  posse  juugi  in  copuji^.^)«  qoae  commatßr .  qJQS 
erat,  cum  qua  idem  fuerat  una  caro  efi^ectus,  ^ 

Im  can.  2.  ead,  iührt  Gratian  für  die  von  ihm  aufgestellte  Ber 
hauptung  eine  ähnliche  Stelle^)  an,  welche  also  l^tet;  Si  — r  com 
duabus  commatribus  aliquis  concubi^rit,  secundum  ^^ntiqpam  et  hur 
maniorem  definitionem  octo  annis  poeniteat  ^)t      .  ^     . 

.  In  ähnlicher  Weise  spricht  darüber  sich.can.  6.  ead.'O  &^9  wel:: 
eher  die  successive  Yerehelichung  mit  zwei  Coxnmatres  als  eifien 
schweren  Frevel  hinstellt,  da  dieselben  zu  einander  gßwissenpasseii' 
im  Verhältnisse  von  Schwestern  stehen^  Quia  veroi  so  sagt  dieei^b^ 
züglich  der  betreffende  Canon,  piaculare  flagitium  oonunisit,  qui  dua- 
bus conmiatribus  velut  duabus  sororibus  nups^t,  magna  juxta  xno^piii 
culpae  poenitentia  sibi  debet  impouL 


■»••^ 


BecbisfaU  i»  folgenden  BOswiMien:  Si  «sov  nei  Msoeiierlt  fltfunfBerttid'ilesitfr« 
fönte,  —  Ben«  toac  efflciUir  comnater  set. 

i)  Gen.  2,  24. 
'  2)  Hier  so  viel  als:  cöpula  carnalis.  Vgl.  die  61.:  Connubium  zu  diesem 
CanoD;  ferner  can.  20.  D.XXXlV.;  can.  18.  2l.  29.  C.  XXVIf.  qa.  2.  und  die  61.: 
Nuberewna  raiL'48j  ead.^  ferner  ccp.  7.  de  convers.  eo&Jogat.lIL  S2.  ^  üeber 
die  anderweiUgen  BedoiMiD0en  des  Wortes:  «oonimlilninc  vgl  VeriMg,  G^MMft 
ond  Instiintionen  des  ROni.  Privatreclits.  Ualnz  1865  8.  SO.  und  304.;  Seitz,  Dar- 
stellang  der  liathol.  KirchendiscipUn.    Regensburg  1850  S.  399. 

I)  Dless  i$t  so  lu  conalridrea:  Hli  mMlieci^.cqliis  fommtttr  esse  «ridebaliir- 
axor  («  respeeUifQ  virqi)  mi^moiile  Aatomta«  •^. Esse  vtdebatnr  sti  cMt.  Vgl; 
Alberid  de  Moßqitj  D^tienf f^  Jflris  taai  ciV4tiuHD«aii.  Veatb  1571  sab  vooe: 
videtur,  y 

.  4)  Hier  ^  niatrtmonio.  Ygl^caa,  sa  ß  UVUL  i|il  2.  ond  DIcL  Grat 
zu  diesem  Canon;,  ferner  cap,  d.  Xi  de  fl|a«d.  4espeaa.  iV.  >a.;.eap.  &  X.  de  con- 
s^ngiiin.  et  ninn.  IVr  14.  ^  ^         .    '    • 

5}  Dieselbe. fUlirt  mit  Uorecbt.die  Uebersohrifl:  Ex.  Comül»  GUcedoatiisl. 
Vgl.dvab^r  Kotatt  Corr..9ommf  zn  diesem  Gamia;  JMdItor  ad  «lt.  ean.  aoe.  6.; 
ferner  Richter,  De  emendatoribus  Grtdani«'  lilpa.  t8S5  pag.  4. 

e};.YgUdi«61.;  O^o.ofmlf  ;iadi«SQm  Csmib;  vgL  ferner  den  seuim  oben 
S.  227  angeführten  Can.  8.  ead.  > 

7)  Derselbe  entb&lt  ein  angeblich  von  Papst  Urbablf.ianiViialis,  Friester 
zo  Bres^a,  gerifbtetes  Scbreibeau.  M»  iBiltdoch  »itllft  foekamie,  am  «vidier  Zeit 
dasselbe  berrAlure.  VgJ*  UkMer  .ad  cur  can.  ml.  13;,  ond  ad  caiii  4.  fiiv  9.i 
ead.  n«U  27.   ,  .        .      .i     .  
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Neben  den  eben  angeffthrteii  Canonen  waren  zu  Gtatian'»  Zeiten 
auch  noch  solciie  Qesetzesstell^  im  Umlanf»  welche  einen  Uebergang 
der  geistlichen  Verwandtschaft  von  einem  Ehegatten  anf  den  andern 
negirten,  nnd  demgemfiee  dem  andern  Ehegatten  die  Ehe  mit  dem 
Taufenden  und  dem  Tanipathen  ohne  weiters  gjestatteten.  Diese 
Beehtsbestinmmiigen  werden  yon  Qratian  im  can.  4.  et  5.  ^ad.  wieder^ 
gegeben  und  wurden  von  uns  bereits  oben  S.  228.  bespfochen.  ' 

Ben  scheinbaren  Widerq^mch  zwisdien  den  cann.  1--9.  qn.  4. 
ead«  etoerseitSf  und  den  cann«  4.  und  5.  ead«  andrerseits  sacht  Orstian 
dadurch  zu  lösen,  dass  er  sagt,  die  ersteren  Bechtsbestimmungeft 
(c8fl.  1 — 3.)t  welche  den  Uebergang  der  geistlichen  Verwandtschaft 
Ton  änem  Ehegatten  axif  den  andern  behaupten,  seien  a«tf  den  Fall  sa 
beziehen«  wo  der  betreffende  Ehegatte,  nachdem  et  als  Spender  der 
Taufe  oder  als  Taufpathe  die  geistliche  Verwandtschaft  centrahirt 
hatte,  mit  seinem  Mitehegatten  ehelichen  Umgang  gepflogen  hat. 
Hingegen  die  letatern  (can.  4.  et  5.  ead.)  seien  von  jenem  Fidlezu  vet¥ 
stebuen,  wo  der  besagte  geschlechtliche  Verkehr  dicht  stattgeAm^ 
hat^  Notandum  vero  est,  so  drfiokt  darüber  sich  Qratian  ans  i),  iqnod 
dind  est,  commatrem  alicujus  cognoscere,  atque  aliud,  derelictam  ab 
aliquo,  oommafa?em  alicujus  fieri.  Anctoritas  lila  Nicolai  pai»e^  et 
Chaicedonensis  synodi^)  ilium  prohibet  oMmiatris  saae  utörls  nmtri^ 
monio  eopulari,  qui  uxori  suae  debitam  reddidit,  postqnam  illtas'(sC; 
uxoris  suae)  commater  exstitit,  sc.  respectiya  mulier.  lUa  reto  mt(^ 
toritas  Triburiensis  Concilii^)  illos  permittit  matrimonio  copulari,  cujus 
uxofr,  postqnam  a  yiro  suo  derelinquitur,  iUius  (sc.  feminae)  commater 
efficitur,  nee  poM  compatemitatem  (sc.  a  se  contractam)  a  vuro  suo 
cognoscitur. 

Es  ist  unschwer  einzusehen,  dass  diese  Heiiiai^  Gratian^a  in 
den  betreffendem  Canonen  nicht  begründet  sei.  Denn  abge9ehien  da- 
von, dass  der  can.  4.  und  5.  ead.  anf  den  Stiefvater,  beiiehang8#eise 
auf  die  Stiefmutter  des  TSufiings  sich  bezieben  nnd  diesen  resp^  diese 
Hiit  dem  TaujE^nden  und  dem  Taulpathep  keine  geiriliehe  Verwandt- 
schaft contrahiren  lassen,  bietet  der  can»  1.  ead.  zu  der  von  Gratiaü 
aufgesteUten  Behauptung  bezfiglioh  des  Zeitpunktes,  in  welchem  d,er 
eheliche  Umgang  zwischen  dem  Taufenden  oder  delhi  1?au4[>ath6n  und 
dessen  Ehegattin  stattgefunden  liaben  mfisse,  auch  nicht  den  gering- 


i**- 


1)  Fast.  ean.  5.  ead. 
*    V  (^u.  t:  ead. 
i^Cin.  2.  esd. 
'  4>  Gin.  4.  ead. 

AicUf  lir  UntewMhl.  X?. 
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S9Si       Lmnk9^   9is  EMhiiktenitasdir  jieiillleliftn  Verwimdtscban. 

^eti  :ABla8S4  wd'  hatte  viefanehr,  mit  Bfickäoht  auf  caxt.  3.,  4.,  5.  ead. 
ttod  auf  andere  Stellen  des  Decretnms  %  so  anfgefasst  werden  seilen, 
dads  die  geistiiohe  Verwandtschaft,  welche  eigentlich  nnr  Einer  der 
iStegatten  contrahirt,  auf  den  andern  Ehegatten  in  dem  Falle  über- 
'gäbe ,  wo  deren  Ehe  bereits  oefisnmmirt  ist.  In  dieser  Weifite  haben 
4€aui  auch  die  Glossatoren;  namentlich  H^iguecio^)  m  seiner i^mmb 
Decretorum^r  }^^  Stellen  anfgefasst,  nnd  haben  zugleich  die  Art  und 
.WeiEie,  .wie  9ie  yon  Oratiau  «ad  aofgefasst  worden,  heftig  bekämpft.  Die 
Ql.\:  jRdi^km  zum  Dict.  Qrat.  init.  qu.  4.  ead.  I&hirt  die  A^nsserung, 
welche  Hngiiecio  diessbezdglich  über  Gratian  macht,  mit  folgenden 
Werten  f^£.  Oratianas  hoc  modo  selTit  qaaestionem  haac  j.  ea.<  §.  no^ 
toi|diim,^).{>  QuQdfiii  uior  mea  suscipit  Beriae  fiüum  de  sacro  ftnie,  s& 
j[iM>^^axoreaii  tneam  carnaliter  cognosco,  tunc  Berta  effleitur  mihi 
fsanmator,  et  nuoquam  eam  ducere  potero.  Si  veiö  uiorem  non  oog- 
AfiYiero,  toup  Berta  aod  effidtar.&ihi  commater  et  mdrtua  nxore  mea 
ftoiterp  eam  du^re.  -t.  8ed  haec  solutio  indigna  ^t  relatu  et  ideo  non 
Aefwuua^)  caput  (i.  e*  candnem)  seonndum  etm*  Cancellata^)  ei^ 
ßaj4^i!(ione.-^  dioo,  re&rre,  iaa  oompatefrnitas  vel  cornmatemitas  pMH- 
ß^t  icarmlemi  eopulapi,  an  sequatur.  Si  praeoadat;  licite  pctest 
jfffdß  haborer^uas/commatr^'qiüa  per  toioneni  camia  aequentem  non 
jlQftwufitaF.ad  uaiotiem  spiritus  pvaecede&teiPt  ut  j<  ea*'  poat  nxoris 
(i..ß..<W<  ^»/eadO«  ^^  aütem  seqoatur,  ~  non  potest  quia  habere  duas 
ixwmatoes7)i 


vi.  • 


•  ■  !  ■  ' 


1)  z/b.  can.  18.  21.  C.  XXYII.  qu.  2.;  can.  1.  C.  XXXV.  qq.  10. 

2)  Vgl.  Ober  Ihn:  Sarii,  De  daris  arctilgymn.  Bonoo.  profes8orU)iw.  Boüao. 
1769  tom.  1.  pag.  296  sqq.;  v,  Savigny,  Gesch.  des  R6m.  Rechts  Im  MUtelalter. 
r  AusgJ  !V.  Bd.  B.  480'  ff.  .        ,      /       * 

-':■    '  »)  YgK  'i^.  Savigny  i:  a.  Ü.  Bd.  V.  8.  480.;-  0rä8$e,  lelirttfcih  einer  all- 
§«iMln^  LlterlPgiesddebte.  IL  Bl  a.  Abth.  Si  8a2. 

•>'^  r'   4)  d:  1.1  iiifre„  dlüam  €rat  post  can;  5.  eard.  * 

-  '•.    5).So't)ei  Ate:  nos  IMerpral^miil*.    Vgl.  v.  Saviffnf  a.  a.  0.  IH.  B#. 

.,0>  l$p  viel  Als:  rcjeola  odjtf  «cprohajitu    Vgl.  fr.  2..Dlg,  (k  hii»>  iiMfr  in  tesK 
(1^),  4el.  XXVIII.  4.;.  coost.  22.  qpd.  dt  sokit.  VIll.  43. 

7)  pti  9fK.  Thamßs  AguM^.  (in  IV..  dis^  4jt.  fnae^j  1«  ad.  |.  4«.  20 
fasst  das  bisher  Gesagte  In  folgenden  Worten  zusammen:  Dicendam,  qaod  aliqiiis 
potest  alicujas  flerl  compater  daplldter.  Uno  modo  per  actum  altertns,  pi  t>ap- 
tizat  vel  in  Ipso  baptizmo  sascipit  fillam  ejus;  et  sie  eognati»  .spiritoalM  n^n  trän- 
Sit  a  vlro  in  uiorem,  nisi  forte  ille  sit  fiiias  oxoris,  quia  tane  ofcor  directe  eon- 
trahlt  eognationem  spiritualem  sicat  et  vir.  •—  Alio  modo,  per  actum  pvoprinm, 
sicut  cum  levat  flUum  alterius  de  sacro  fonle,  et  sie  cognatif  .ßpialliiato  dransit  ad 


Dl^'  getstncb'e  V^rwundt&chaft  nach  dem  becrefi^m  CratUnf}        ^%% 

Ebenso  äussört  darüber  sich  die  Gl. :  Caro  zum  can.  S\  qu.  4. 
ead.;  dessgleichen  Tancredus  in  seiner  Summa  de  matrinlonio  tit.'  21. 
(ed.  Agathen  Wunderlich.  Gottiugae  1841  pag.  83  et  35.). 

Desahalb  fand  denn  auch  die  vorerwähnte  Meinung  öratiän^i 
hl  der  kirchlichen  Gesetzgebung  leine  Aufhahme,  musste  vielmeixt 
der  ebeö  angefährteii  Meinung  dör  Glosse  weichen  ^).  '  ' ' 

Richtiger  hat  Gi^dtian  das  Verfiältniss  des  caii.  6.  ead.  ^,  Welcher 
die  Eheöcjüiessüng  mit  xwei  Commatres  verbietet,'  zum  can.  4,  eädi^J 
welcher  die  successive  Verehelichuüg  mit  zwei  CömÄialres  göstaiitet, 
bestimmt,  indem  er^  diesbezüglieh  Folgendes  bemerkt:  mnA'.'vefö 
Trjburiönsis  Concilii;  *  >Qui  spiritualem  habet  compatreni  elc.,'«  ante 
hanc  prohibitionem^)  dictum  intelligitur*),  vel  vero  uxor  commater 
accipiatur  noil  ex  eodeiji^  fllio  cum  viro,  sed  ex  aiio'').  Dass  dies:  vel 
vero  etc.  die  eigentliche  und  richtige  Lösung  sei , .  leuchtet  von 
selbst  ein. •'■•■'-  ;    .:  ■   •         -    •  •      n-    ^.  ■  •=. 


•  I  •  <  j 
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uiorein,  ^uam  iam  carnaliter  cognovtt,  noü  jBUtem,  si  nondum  sit  consuimnatuni 
matrimönliim,  qola  hondum  eflTeeli  sunt  üna  cäro.    Vrfde  vefsos:      '  " 
'(^ae  mfh^  vel  «tfos-nea  natdmide^  foule  fevaTit, 
Haec  me«  comoiater;  fierl  mea  non  valet  uxor. 
Si  qa«  meae  natum,  non  ex  me,  fönte  levavit,  [ 

.Hanc  jpost  .fata,  meae  nqn.  iQde  ye^bor  Imbere,    ;.  ...^  .:, 
(Opp.  ed.  jADtverR..a,  161?.  ton».  YU,.,part..  ^  fql-  19».  p.  2.)     ,  j    ,,.  ,,'     ..   ' ,. 
1)  Vgl  i^,  4^.  X.  de.f^gjjaU  spirit.  IV. [iu]  caji.  ,l.,eod,Ji},Äe.% jv,,  ,3,  ] 
X)Vrhanu9U.    YitAJI.preshyU^o.Briiiae.,,,;.;.    ^,,;;\.,,,   ,„,,.,  '  .,,, 

4)  Poat.fj4p.,^9/.^4v  .  ..  },  ♦  o,  ....  .,.  ,.,...  y  ,,..,  ,  „»,  .  |. 
.  .  .,  ,5)  3.c.aiiiof}fe.6.^ej|d.  .......,,  ...,.,    .  .  -    .  ...^,  .  .^  .o 

6)  Und  deok^  pXx^fi:  fX  iiinc  pex  hii|ac]prohibiUo9ejn  (cfm^ 

satuin  cwendfw  ^st, .;_.  [  [' ^,   \  '  ";'.„, . ,.  ;..;'; ,.".,.  ,; .": '. ';.. 

7)  p<^  bk,o,der  aber  der  can.  4.  eo().  Jsk  aQ.aufzafassei^^,,.^!)^  ^.,.]^.  ;^am; 
proDia,  iSatÜn  des'sempronios,  PatbiA  freiy&sen  sei  eineijD  Kindie  d^  dajfii,. Gattin 
des  C^osy.da^  diese  ni/cjit  niit  Cajas  spnderi^  mit  Caecilios,  gezeugt  hatten  ^  In  die- 
sem Falle  ist  dann  Sempronia  allerdings  Conimater  der  Ci^a,  nicbt,aber.4ef^Cf|af^ 
wesshalb  denn  Cajos  nach  dem  Tode  der  Cija  und  des  SeiPppi^igis  obpe/welters 
die  Sempronia.  beirathen  kdnnte,  da  sie  im>yerM|tD|B8,  sia  ^^j  .eii(fiijtl|^  keine 
Commater  ist.  —  Dem  Canon  4.  ead.  entsprecfief^^, b&|9^e  .^ojbl.GpaUai^  iijle  schon 
die  GL:  vel  uxor  v^  1)1^.  ^ifutj  p9at..qiin.. i  f ad.  benj^erkt,  eifjf^^^  .fo  sagen 
^^^MM^^m^^^'i^'^x  mi^\f^9^^  flllp  c^;^iwe  /s^  fjjmpatris 
'*?*\ff^l«?^«*  <A  ^««^»f«f  «rtÄ..«if}«^^  a^ei?i  |ra^9isi)fJR^^,„Pf}f;b  ^a^i^ 
blos  ein  Unterschied  im  Geschlechte;  die  Sache  ist  oieselbe.  Vgl.  i^fio^^g^^f^ 
^y^m^m?^r%,,  ,Parafl|^.«}|Uft,}jft  can^  ,|,,  qu.,f  .ead,  a^.prn^<.^f3;,ü^ljergangs 
^eF,qjlftP«firnl|M  von,  ^^m,  Ga(tei^  ^f  dfp.,^4eip  .der  Vwst^ijff^,^ij«g^l)r.t 
Wird:  »qnia  vir  et  mulier  una  caro  effecti  sont,«  folgert  die  Gl.:  Caro  zii.d{eß^||i 
Canon,  dass  die  Compatemit&t  auch  auf  diejenige  Ff^^y^g^rsoi^  ^JBjif^  ^r  Pathe 
AQsserehelich  erkannt  hatte,  Qbergeben  mOsse ,  wie  denn  auch  aus  dem  ansser- 
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)23JS        La;^rin^  .Das  EbeliliMl^niiss  i!er  feistll^hen  yYemaDdt9dit((. 

4)  Zwischen  dei^  iQiUichen  Eindeni  des  Taufenden,  and  des 
Tanfpftthen  einerseits  und  dem.  Täiiflii^  andrerseits.  Denn  mam  sab 
diese  unter  einander  als  geistliche  Bruder  (fratres  spirit^ales)  an^  wes^ 
ba^b  denn  auch  deren  geistliche  Verwandtschaft  fratemitas  spiritualis 
genannt  wurdet).  Quod  antem,  so  spricht  hierüber  Gratian'^),  spi- 
rituales  —  fllii  naturalibus  copulari  non  possint,  Nicolaus  papa,  respon- 
deas  ad  consulta  Balgarorum  cap.  2.  testatur,  ita  dicens, .  worauf  er 
das  hier  erwähn^  Bruchstück  des  päpstlichen  Bescriptes  vom  Jahre 
$66^)  im  oan.  1.  ead.  anfuhrt.  Dasselbe  spricht  hierüber  fplgender- 
masseia ;.  |iSt  inter  fratres  et  filios  spirituales  gratuita  ^)  et  sancta  comr 
muniö,  quae  npn  est  dicenda  consanguinitas,  sed  potius  habenda 
spiritualis  proximiias.  Unde  mter  eos  npn  arbitramur  posse  fieri 
quodlibet  legale  conjugium,  quandpquidem  nee  inter  eos,  qui  natura  ^, 
et  eos,  qui  adoptione  filii  sunt,  venerandae  Bomanae  legest)  niatri* 
monia  contrah^  permittunt  —  Si  ergo  inter  eos  non  contrahitui- 
matrimonium,  quos  adoptio  jungit,  quanto  potius  a  camäli  oportet 
inter  se  contubemio^  cessare,  quos  per  coeleste  sacramentum  rege- 
heraiio  sancti  Spiritus  Tineit  ^)  ?  Longe  igitur  congruentiüs  filius  pa- 
tris  mei  vel  frater  mens  appellatur  is,  quem  gratia  divina  potius, 


lt.. 


ehelichen  Geschlechtsverkehr  die  ScbwSgersch'aft  entstehe.  Ueselhe  sagt  diesbe- 
zOijlich:  Item  si  haec  est  caasa,  qüare  cöntrahatur  compateroitas,  qnia  una  carö 
est  efTectus  cbm'ea:  ergt)  p^r  colcam  fornfcarfom  contrahftar  cottpateimitas,  qaia, 
qai  adhaeret  meretrid,  anam'  corpus  efnfcttnr  cum  ea,  ot  XXXIt.  qa.  4.  in  eo. 
(can.  12.);  nam  et  afllnltas  acqairitar  per  coitam  tbrfaicärlatn,  ot  XXXV.  qa.  S. 
de  incestis  (can.  8.).  Nichtsdestoweniger  fOgt  dieselbe  Glosse*  dIesbezQgQch  bei: 
Quidam  tarnen  refkiglunt  dicere,  qaod  per  fornicarium  coitom  eontrahatvir  eam- 
patemicas,  cum  compatemitas  sIt  vincnlum  spirituale. '  Es  leochtet  von  seihst  ein, 
dass  die  letztere  Meinung  die  richüge  sei.  Wird  Ja  Im  genannten  Catioik  aas- 
drflrtKHch  yom  tonjügium,  nM  von  conjuges,  qni  ans  caro'elfech  ^ont,  ge- 
sprodien^  idcht  aber  von  Concomhenten  Qberhaapt 

1)  Vgl.  Pasaerini  ad  cap.  f.  de  cognat.  spfrit.  In  Sexto.  n.  2,Knopp 
a.  a.'ö.  S.  179. 

'  2)  Init.  qa.  8.  ead.  '  '   '    .       ' 

'    »)  Harduin.  tom.  T  col.  *5S. 

4)  d.  I.  per  gratlam  efftcta.  '   ' 

5)  Sc.  IIIU  sunt,  d:  f.  zwischen  dön  leiblichen  Klnfdem.  /   '' 

t)  d.  1.  zwischen  den  1en)nchen  (ehelichen)  Kinftern  des  Adoptiwitetl»  ond 
dessen  Adoptivkindern;  vgl.  f  1  Instit  de  nnpt.  f.  tO.;  tr.  17'.  pr.  S^  1.  Dig^  de 
Tita  napt.  XXWI.  2. 

7)  Cöntobernlam  ist  hier  gleTrh:  matriihoniom.  ^onst  aber  beieii^ 
ei  gewbhniich  die  Ehe  der  Sdavenf.    Vgl.  it.  14.  f.  Serviles.    Dig.  de  Tttn-napt. 

um:  t--'  ^  '  '  •  '''•'". 

8)  So  vlelals:  conneettt. 


»   «       ■  «  .  •  ' 


Die  gcMidie  Vemmndtoelwft  nadi  dein  Detretmn  Grattoof. '       $H^ 

quam  qa^m  htitiittla  v^ontas^,  nt  filins  patris  md  v«l  ftetor  meu« 
esset,  elegit,  prudentinsque  2}  ab  alteroa  corporis  commiitiono  do^ 

Einen  weitem  Beleg  hieAr  liefert  Gratian  im  can.  2.  ead.  ^, 

welcher  folgendermassen  lautet :  Pitaciüm  ^  nobis  tna  lenetanda  fra« 

termtas  obtnlit,  per  quod  sciscitari  cürastl,  si  liceat  filio,  ei^ns  pater 

altefins  filiam  ex  sacro  baptizmate  susceperit,  soBceptam,  iä  est,  spi« 

litoalem  ejus  patris  filiam  (quod  dici  crndele  est},  in  matrhnonio 

aedpere,  quod  apnd  te  enortniter  asseris  contigisse.     Sed  bene  tna 

fltsneta  firatemitas  contpertum  habet,  quod  Dominas  praeceperit  per 

Mojsen^)  dicdns:  Turpitadinein  patris  tui  vel  roatris  vel  sororis  non 

re?elabis;  tupitado  enim  tua  est.    Qoum  ergo  a  propria  oonsangoini- 

täte  jobemnr  abstinere,  mnlto  magis  a  spirituali  nostri  patris  filia 

omni  excuaatione  aut  argnmento^  seposito  sub  nimia  districtione^ 

no8  carere  convenit,  ne  in  iram  divini  exaroinis  incidat,  si  quis  tali 

&cinore  nrixtus  minime  restrinxerit  fi*ena  luxariaei  *  t7ndo  et  omnes 

omnino  cavendi  sont  a  tali  sceleris  oommixtione,  ne  in  perpetnnm  pe^* 

reant.    Sed  hnna ,  qui  hüjns  pemiciosae  temeritatis  anctor,  atümae 

soae  salntem  despid^ns,  impiissimo  se  miscoit  matrimonio,  per  ofmnia 

tna   fratemitas  studeat  separare  et  poeniteutiae  dignäe  snbmitterei 

qnatenns  ab  aetema  orntam  damnatione  animam  ejas  Inereris.  - 

Desgleicbon  im  otn.  3.  ead.  %  welcher  also  lautet :  Non  oportet 
(sc.  quemquam)  filiam,  quam  de  saero  fönte  sosoeperit,  aliquando 
fitio  sao  m  matrimonhun  tradei«,  quia  ta  dnina  sententifr^^  ger- 


1)  Nimlicb  der  Willfe  des  Adsptirenden  und  desjenigen,  der  adtiplltrt  wer- 
den soll,  bezleban^weise  der  Eltern  oder  Vertreter  desselben.  Vgl.  tr.  2.  pr. 
tr.  5.  Dlg.  de  adopt.  I.  7. 

2>  9r  ifiel  als:  ratlonablHiisque. 

a>  so  iM  als:  probibemur.  '     <  . 

4)  Derselbe  entbfttt  ein  BreebstQcb  eines  von  Papst  Kacftarll»  Im  Jabtre 
71^  an  TbeodoT,  Btsebof  von  Pavfa,  gerfebteten  Rescriptes.  Vgl.  Rithi€r,  id  dt:' 
can.  n,  9. ;  Beratdi,  Oralfanf  can.  gennhi.  Taurin.  175Y  sqq.  part.  If.  (oih.  1  p.  2f  4  sq. 

Ji)  Pttaeium  oder  ancb:  Pltfadam  gleicb:  bbellns.  Vgl  die  61.:  Pyeiaeiwk' 
zu  diesem  Canon;  ferner  Macrij  Hierolexieon  sab  voe.:  PiHacioius. 

6)  Lev.  IS,  8. 

7)  Grand  oder  Vorwand.  Vgl.  Atnbr»  Calepinii ,  Linguae  tat.'  Bktiona- 
riam  sub  b.  r.  '        - 

5)  d.  l  sehr  sergflltig.  ' 

9)  Die  darin  angefQbrte  Stelle  gibt  sieb  laut  ibrer  Ueberscbrift:  »Siiebarias' 
et  Deosdedlt«  fttr  ein  pipstllebes  Reserlpt  aus.    Es  Ist  Jedocb  ungewfsis ,  wer  Ibr 
Verteser  sei.*  Vgl.  Riehtery  ad  cf t  can.  not.  24.-;  Berardi  I.  c. 

10)  Hier  so  viel  als:  Juxta  constltutlonem  ecdestttstleam.  tgf.  dfe  d.:' 
Jn  divtna  zfl  diesem  Canon. 


^9^       Lfmitik.)  A»  ne)|iitf|ef7ivi9<  4er.«BMM|^  ,ye1;1lr«fldi«4ul(»^ 

neo^t .  fy&oß  Imuriae«  9i|  Scclesia  catholica  abomiuabi^ur  ^).  Sed  si  eou*. 
versus  faerit,  post  separationem  Septem  annis  poenitentüm^  ge^^.. 
Gonp^üs  jnm.ijil  cii|a:  a,«<^rQ  «H  istfii  conditio,  id:  esfii,  sim^d  eoin  coope- 
i^rUw.  et  oen^ptiefttibuB  poenlt^ait. . ,  .. 
I- )  .Dft^^eui^^wifi^hen  de%  KiaderB  de^  Tauf^pdeu  qud'4^  Tapf- 
p^bei>6ii]|0}^9MiB  wddepbieibUcI^on.Ge^wiste^^  X^uQiqgs  andr^iv, 
a^ipite,!,^):  mM;  aiidern  W.o^en;,/KW]8cbQn  .d^P  übrigen  ^pud^n  d^. 
C^jpp^ti^fls !oder  Conamatre«,  —  auss^  dem.  Tä?^ng  — *,  glaubt  Gr^- 
t^  k^  Sbebinder^SiS^nnebmeu  jjk  solleiff  iBophtea  die  b^tr^ffi^ud^ 
iUndear-  .vor  o^er  nach  d^Qo^  i^uitritt  djer,  betrpffei^leu  Corntjatemito» 
gebpren  wordeB  seia.  Filii  vero^  so  äussert.  iG[rati4A,siph..daj;a1;>er.?)» 
817913,0^  cpn^patemitatem  ßiv^  post.  ualii  fufriat,  lieite,  coqjujagi  pos- 
SHut^  fA^  Beleg  .hiefur  citirt  er  im  ofiu«  L  eiadi  eiu  aitgfbliqh  Y4>a 
¥j^jJ8t•U5bf^lII.  (1088r^l099)  ^a  »Vijlfalw,  presbyter  Briiuei^sisc.g^-. 
ricl»j[#teq^Repfiript *J,,  ;»feVfI|es  ali^  Ifiutet;  SiB)er  ^bus  ooiu|uluit.,po«fs 
tna  4il^tU>.i  l^offi  videbur  nobi&,  6X>  s^uiieiitia;  resp(«i4eDdumi..--  ,4Mpd 
apptrmlijElTa  .psp*eBtum  ülii,  vel  fiU9^,..pUi<9i  yfl.pQst,  cono^atemitatem 
gm^i  po^ut  If^lifio^  ooujuagi,  i^t%ß^i  iUain  ppisomuu^  per  .quw. 
Qempiitwrijuiit '^Bcti?X  s     .  .^.    )• 

NichtadfisftaTVQmger  eriiirähnt  Grataau  juaBj.'€au«  5.  ead^  eiu^  ^o*. 
g^MifC^ yoiv:Pfip«<i ftwchftlii.n.  (JQÖOhrlllS) •>  at^eineij B?Kih«f,  Na- 
IW^0{$f8^n1^(»tQ^6«lWent3c)ireib^  ^•^b^^  Am  noch  d^  £(i)|tntt 
d^i;  GompAlwmtf^  gelwn»  lÖAdertt.»ii^^r.Gww^ 
tres  die  Ehe  untersagt.  Es  lautet  aber  diese  Stelle^  wie  folgt:  Post 
fflW<*lrt«P  fefQ,dei,{oBte.fi|ivO'  vel  fiU^m.  spiritual^pi,  ,flU4,;p)f.  jcoflppatre 

\     ,1     .      I    ».  .1     •t|I       '   •    I  l! 

1)  Hier  gleich:  Geschwister  Oberhaupt«.,  YiSl«:  4H9  i^x.  a4.  IfVitM^  vom 
Jahre  741  (bei  Lindenbrog,  Codex  legum  antiq.  Pf«qc9C<i  Ifilft  (Afi.  kp^g.  593; 
aMienf^.aqclirWmi  S^  ^4^.  .ai^^tur^).-  SoMt  bectenteti  diea«s  Wock  «tol^Qrtige 
G^chl^ismu  dv  i  soVche^  dledi^ps^lften  jYn^r  .omi,  dtoe«Hi:#g»tec..hrtep.  ,..Xtf^ 
^f*#^^,  A«hrfta<!^,4lef ,  Sfip»  Be^l^tf.  14.  Au*  iWlifp^ ÄPÖ«, fc,  i«. :  «^?7i.<)ih 
i^^S^(<H^,<^xif;ffUia.rkl)^         CiHon,,AgriiH^  IdOOisiih  h»  jit^  mn.-^,;!]*!    r. 

2)  So. ,y(el< lOa^  cutcrftiyialiitDr.  V    '  ^   ;      .  .i..)f:. 
8)  Post  can.  3.  ead.                                                      .t      ,*  . 

^M  .  4)r  9te;  Z^t«  ««9  weldier  4Ne  J9fe|))e  lifrrfihri,  If^  ateb  «^ii  ^stimmt 
angeben.    Ygl.  Richter  ad  dt.  can.  not.  27.;  Btrardi  1.  c.  pag.  446...  ,; ,    , 
5)  d.  I.  ausser  dem  Tfiufling.    Vgl.  die  GL:  ifflü  um  Oict.  Gral^  post. 

i;.  n  ,<0  piA  Gl. :  ,Po4i* auaceplufn  zo  diaseoi  Camoy  .meint  mlft mkckaicl^  «of 
cap.  1.  X.  de  cogoat.  spirit,  lY.  1|^  69^  sei  hier  Pasctialif  i^  (ei.7r^24()  aojlitfdU; 
Paiahalif»  IL,9a  vc)rat^e% 

7)  Vgl  Notatt.  Corr.  Rom.  ad  dt.  can.;  Richip^Mölu  caiu  |»ot|,J|9* ,.,  .  , 
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vd  commatrei  naü  fuerint,  roatrimosiio  conjungi  non  potsmiti  q«i|t 

leges  saeciili  ^)  non  eroaucipatoB  ad(q)tivis  {Nrohibentr  copalari.  Okwolil 

übrigens  achw^  abzuaelien  ist^  wie  das  in  diesem  Gsnmi'Stafaiirte  iShe^ 

hindemias   doich    die   daselbst  alleglrt^n  Leges  saeetili  begrobdii^ 

sein  solle^},^  so  Tiel  ist  gewiss,  dass  dieser  CaiMm  an  vielen  Orten  Avf^ 

nähme  gefunden ,  ja  dass  ihm  entspreohend  an  einzelnen  Orten  sogar 

die  Qewohnheit  sich  gebildet  hat,  Oberhaupt  den  Kmdern  zweier  Oosi«^ 

patres  die  Was  mit  einander  bei  sonstiger  Niehtigkät  darselben  li 

Fsrbjeten^).  .,.;:».! 

n.  Jedoch  ni^t  bios  aus  dem  Sai^ramente  der  Taufe,  aoadem 

auch  aus  dem  der  Firmung  leitet  das  Decretum  Gratiani  die  geistUoh» 

Yerwaadtschaft  ab,  und  zwar  in  demselben  Umfonge«  wie  aus  der  Taufen 

Man  braucht  nur  einen  flächtigen  Blick  in  das  graannte  Deore^um'  mt> 

werfen,  um  zu  sehen,  dass  es,  was  die  geistliehe  Verwandtschaft  b;etriffl^i 

die  Firmung  mit  der  Taufe  auf  gleiche. Stufe  stellt.  Dies  orlielltr schom 

ans  dem  bereits  ob^^)  ang^uhrten  can.  3.  qn.  4  ead^  welcher  dis  id» 

der  Firmung  contrahirte  geistliche  Yerwandtschaft  von  einem  Ejbe^i 

gatten  auf  den  andern  in  derselben  Weise  übei|;ehen  iSsst,  wie  did  bh: 

der  Taufe  entq>ringeAde.    Si  quis  ex  uno  eoigugn»,  so  kutet  det.geV) 

nannte  Csmon,  filium  aut  filiam  alterius  de  saoro  fönte  suscidpedt  laiui 

ad  ehrisma  tepiierit,  —  ambo,  et  vir  et  uxor  compatrea  atiatuat>  ;^i 

rentibuB  infantis,  quja  vir  et  mulier  una  caro  effecti  sunt^)».  ^ 

III.  Ja  auch  aus  dem  Catechismus  leitet  das  Decretum  Gratiani  diel 


n  Hieinii  ist  fr.  17.  Mg*  ^e  rita  nept.  XXIfl.  S.  and  11  f.  hMt  &t  mp^ 
I.  0;  gemeint;  die  ktttere  Stelle  lastet  Mgendermosm;  Scd  si  qne  per  edepiiil-) 
nem  aoror  übi  esse  coeperit,^quatndla  quklem  con^Ut  sdopiio,  sane  inler  .t^,e|' 
eam  naptiae  coosistere  non  possont:  cam  vero  per  emandpationem  adoptio  sit 
dissolota,  poleris  eam  axorem  dacere.  Sed  et  si  ta  emandpafns  ftieiis,  nihil  est 
)ttpedimenl9  nsptiis.  Die  enlefe^ifMirJgens  fast  glekh  taotende  StMlaUt  In  dem 
nadi-^atiaaMkcn  (Paiea  — )  Caa.  6.  ead.  w(MI«li  aflgefililt.  i  >«•  • 

2)  Deshalb  meint  denn  anch  die  Gl.:  Jh>st  9U9Cdpium  «ivdeni  in^Reas) 
stHeaden  can.  S.  ead.,  es  sd  dpBeHi8t.voa.4cr.Ebe  awiaehen  »dtii  liiflUIg  and 
den  QMsctt  Kindern  der  Compatnea  oder  Gomnmtres^e  Raae.'  ^.   .   .  i 

S)  Dies.erb^t  ans  einen.  Ton  Alexander  Ul  -ati.deaiaimttoCyan'Wercislan) 
in  Engbtnd  edaannenllescrlpt,  welehea  4lieaen.dieiiMiaglich  auf  die  tomuHudB^ 
der  benaehtartan  DiOaeaen  verweist,«  wie  folgt:  Si  ejasdcn  etcleatae .  coasuetpd»^ 
bab'ei^  toter  eos  non.aostlaere  eeijögiam.  iert.,  nee  faelwi  Ariaitatls  lelior  Jia«>i 
berr:  ta  ainaii  mido  io  eacleaia  tibi  eommiasa  cenjogiain  Jii^8nierii.aerl^aoafslH'i 
mittaa,  et,  ai^qodstaMer  Jonetos.  Ipvenerls^  Juxt»  eataadcMi:  iOMlesiaimii  .toman^\ 
indtaiem  ipsoa  separare  ab  invicem  non  .amktas  .(Gopap»  h  eap«  &  de  cegnat^^ 
spirit;  aap;  S.  X.  eoi.).  .     >  i 

4>-a.2£r-;S34.  >••»    ■      ••" 

5)  Vgl.  aasserdam  m>cb  Can.  I.  1.  «.  i|i.iia.'l.'tadi<    >  .  i  /    . !><(.'> 
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gastliche  Verwandtschaft  ab,  und  aimr  in  demselben  Umfong  and  mit 
diissen^en  reditUchen  Wirkung,  wie  clben  bezüglich  des  Sacraments  der 
Taufe  gesagt  worden  ist.  Dies  ergibt  sich  unzweifelhaft  ans  dem  can.  1. 
qjL  h  ead;  ^)  Dieser  Canon  nämlich  sieht  die  Spendnng  des  Saeramentes 
derTanfe  mit  allen  jenen  Ceremonien,  welche  derselben  voransgehen 
nnd  nachfolgen,  und  die  Spendnng  des  Saeramentes  der  Firmmig  — 
ab  ein  Granzes,  als  eine  einige  dniich  mehrere  Momente  rerlanfende 
Taufhalidlufig  an,  deren  letates  Moment  die  Firmung  selbst  sei,  und 
bestimmt,  dass  ein  jedes  dieser  Momente,  von  der  impositio  salis  in 
osrin&ntis  --  lan  bis  zur  ^^atio  in  fronte,  d.  i.  zur  Firmung  ^^  zwi- 
sohen  den  Compatres  ein  trennendes  Efaehindemiss  begrönde.  Scitis, 
so  reiordnet  diesbezüglich  der  genannte  Canon,  scitis,  quia,  quomodo 
anmt  sepirai  dona  Spiritas  sancti ,  ita  sunt  septem  dona  baptizmi  a 
plimo  pabulo  sacrati  salis  et  ingressu  Ecclesiae  usque  ad  conflrmatio- 
nem  Si  Spiritus  per  chrisma^.  Ab  hoc  ergo  primo  Spiritus  sancti 
dono  usque  ad  septimum  nullus  Christianns  ^)  suam*  commatrem  *  in 
eonjugium  si^scipere  debei  Et  qui  praesumserit ,  tamdiu  mculo 
aaathematis  religetur,  donec  poenitentiam  digne  egerii.  Da  in  diesem 
Canon  auf  Orond  des  Catechismus  selbst  zwischen  den  Compatres  die 
g«8tUciie  Ytrwattdtechaft  Btatdrt  wird,  m  ist  klar,  dass  di«  um  so- 
onhr  iffwischen  den  einander  näher  stehenden  Personen,  z.  B.  zwischen 
dem  Fatrinus  eatechismi  und  dem  Catechumenus ,  stattgehabt  ha* 
ben  mässe. 

Dasselbe  bestätigt  sodann  auch  noch  der  gleichfalls  schon  an* 
gpffihrte  can»  3,  q/a,  4.  ead*,  nach  welchem  bxxcHu  die  aus  dem  Cate- 
chisufus  entstehende  geistliche  Yarwandtsehaft,  gleich  der  aus  der 
Taufe  und  der  Firmung  entsprihgendl^n,  Von  einem  Ehegatten  auf  den 


1)  Deraelbe  fQbrl  die  Uebenclirift:  „netisdedit  S.  R.  £*  Biiiscapas  salbit 
Gordiano,  Hlspalenais  ficdeaftae  tfpfscopo;"  ist  aber  unecbt  Vgl.  i^icMer  ad. dt 
cato.  bot  I«;  Berardi  1.  e.  pag«  187  sqq. 

t)  Vgl.  die  GL:  vix  conitcAendo  znai  aap.  5.  X.  de  togoat.  spirii.  IV.  11. 

3)  Die  elDzelnan  dieser  seplem  dona  bapttzai  sind  Uni  der  gtddniaaiigeB 
CHaaw  IbKende:  PriHurn  saiia  ciltatio;  oft  ].  de  oans.  dl  IV.  ex  Une  (d.  i.  infra 
cai»  04.  IK  IV.  de  coos.)*  Sefondam  aarion  et  nartam  Itatfie  com  spota;  oiAt. 
ea« 'paatea  tangmiftor  (ean.  es.  ead*X  Teitiom  est  In  peclore  et  in.  Mate  crads 
faeia  -dgutki;  oft  ea.  dtot  delnde  a  sacerMe  <6an.  70;  ead.).  Quinton  baptfziii 
aUoHei;  oft  ei.  dlst  Tcolt  (can.  71.  ead.).  Sextam  in  ivertke  cMsoMtls  penue- 
tio;  oft -taj  ditt,  poalqaam  (can.- 86.  ead*).  Septimam  ejosdem  in  fh»Dte  fiMta 
aigaatiai  oft  ea<  diae«  preabyteri  (ean.  120.  ead.). 

4)  Aof  die  Nicbtcbristen  beziebt  diese  Verordnung  slrii  niebt,  weil  dkae 
nacb  I.  Cor.  5,  12.  18.  der  kircblieben  Jurisdiction  als  solebeT  aidU  uaterworren 
sind.    Vgl.  an.  18.  C.  11.  qn.  1.;  cap.  8. 1.  de  divort.  IV.  19. 
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andern  nbergeht.  8i  quid  ex  tiiio  conjngio,  so  lautet  dermefarerwähnte 
Canon  in  seiner  Yonet&ndiglceit ,  filinm  aut  filiatn  alterins  de  sacro 
fonte  snsceperit,  ant  ad  chrisma  tennerit,  vel  chrisHanitatis  mtnistk" 
rnm  dederit  ^),  ambo,  et  Yir  et  nxor,  compatres  exswtunt  parentibn» 
mfantis,  qnia  yit  et  ttanlier  nna  caro  elfecti  snnt.  ' 

Unter  den  Glossatoren  des  Decretums  fand  wob!  in  der  PoTgezeit 
dieser  Satz  mScbtige  Gegner,  bebielt  aber  iromerbfn  noch  zahlreicbe 
und  ansehnliche  Verfechter,  namentlich  an  dem  bereiti^  erwähnten 
Hngnceio.  Dies  erhellt  ans  der  Gl.:  Pofttito,  zum  can.  1.  qn.  1.  ead;, 
welche  zn  dem  genannten  Canon  Folgendes  bemerkt:  HIc  videtur,  qnod 
ex  Omnibus,  qnae  praecednnt  baptizmnm,  contrahetur  compaternitas, 
ut  j.  ea.  qu.  4.  si  qnis  nnns  ex  (i.  e.  can.  3.  qn.  4.  ead.)  et  j.  de  consec. 
di.  IV.  in  catechismo  (can.  100.  D.  IV.'  de  cons,);  näm  et  christiana 
dicitur  postqnam  catechizata  est,  nt  XXVIII.  qu.  1.  cave  (can.  15.' 
C.  XXVTII.  qn.  1.).  —  Hng.  (i.  e.  Huguccio)  dtcit,  quod  in  quolibet 
istorum  contrahitur  compaternitas.  —  Alii  dicunt,  quod  tantam  in 
baptizmo  et  confirmatione  contrahitur  compaternitas. 

Endlich  lässt  Gratian 

IV.  auch  aus  dem  Sacramente  der  Busse,  jedoch  nur 
zwischen  dem  Beichtvater  als  pater  apiriittatia  eneraeit«  und 
dem  Beichtkind  ak  filins  aeü  fHia  spiritualis  andrerseits,  die  .geist* 
liehe  Verwttifdtsehaft  entstehen,  fü  Folge  deren  zwischen  den  genannten 
Personen  jeder  geschlechtliche  Verkehr  als  ein  Greuel  erscheine  und 

.  f)  Wozu  die  glelcbntinige  Glosse  Folgendes  bemerkt.  Iroroer^endo;  s.  I. 
qn.  1.  qood  quidtn  (d.  i.  tinpra  c.  97.  C.  T.  40.  1.).  —  Ata  expönfant:  „dederit 
ebristtinftalft  mintsterforn/*  f.  e.:  tenoerlt  tfd  rBteehi^mon),  nt  ]:  de  cons.  dist. 
IV.  In  catecbisroo  (cao.  100.  D.  {¥.  de  cons.).  Dm^s  die  -letztere  A^isfchfr  die  ritll'« 
tigere  sef,  lehrt  nicit  Mos  die  Steffotig,  w«lA«  die  Worte:  „vel  ehrlslianltatis 
mlnls(«rim  ^ederft^  in  dem  geaateten  Canofr  Miben,  sbndem  ancb  die 'Analogie 
mit  dem  can.  1.  qu.  1.  ead.  Atffir  bestitfgt  dl«^  der  von  defGYosse  alteglrte  can. 
100.  i.  IV.  de  cons.,  wo  der  Oitedbismoa  vom  Baptitmas  ansdrOdtHeb  lintetscble- 
den  wird.  Ebenso^  ean.  15.  e.  XXVnt.  qa.  1.,  ire  aaeh  srht^n  diejenige 'l^ersoti; 
welcbe  Bellgtonsonterflebt  (Catecblsmam)  empfiingen  hat,  ebristiatia  genarint  wird. 
Vgl.  audb  noeb  die  Gl.:  Pähtdö  zum  ran.  1.  €.  TLUM.  qd.  1.  EndHcli  mOge  bier 
aoeb  aacb  das  scbon  oben  CS.  217.)  erwIAnte  Keücript  f ap»(  ATe^ander^  1f r.' aa^ 
gembn  werden,  w<Atn:  ^,nct  chrUtk^nitaitfiH  ien^re^*' 6tm*  „df«  anc^o  foflUe 
levare,*"  als  etwas  Kleineres  eine«  Grbsa^rtüi,  entgegengesetzt  wii^;  wa:^'  tfdH» 
offenbar  irar  von  dem  ».  g.  CatecM^iMvs,  heinesWefs  aber  votf  (fer  bdtiriolstratle 
bapütni  gemeint  «efn  tatm.  E»  beisst  darin  diesbezaglfeh,  wftr  fhl)tr:  ReliftoMi 
nobis  est  ex  parte  toa,  quod  com  pater  cajusdam  puellaeeam  euidam  rarmensf' 
noptoi  nradlAsset ,  '^  nunc  dleitar  et  ^vklefor  legitime  pös^  probari ,  <|nod  pater 
praedfeliie  poellae  ad  cbrfatlaniutem  ]ovebem  tenatf,  et  qudd  est  amptfos,  h^m  d« 
sam  fbme  levavft.;  Vgl.  tomplL  l  eap.  1.  (ol  natrimon.  aeeas.  poss.  IV.  19.' 
(AtU,  August  Collect  antiqq.  deeretal.  Herd.  1576  fol.  68.)* 


^4^       L^^riß*.  ß«3  ,Eliefeia4^nif$  der  .ffeisOidieQ  VenvmdlsdiaQ» 

daber  .au(;h  seligere  Strafeu  nach  sieb  ziehe.  Didtur  etiam,  so  be* 
merkt  hieräber  Oratian  ^),  ^iritualis  filia  aacerdotia,  qua«  ei  peccata 
8tt^  confitetor.  Harom .  omniiim  flagitiosa  oonjaiictio  est  et  eadem 
poeaa  plectoada.  Zum  Beleg .  dessen  fuhrt  derselbe  im  mu  8.  ead. 
folgende  Stelle 3)  au:  Omnes,  quos  in  poenitentia  sascipimus,  ita  nostri 
spont  spiritoales  filii,  ut  et  ipsi,  qaos  vel  nobis  sascipientUms.  vel  trinae 
ii[^f r^onis .  vecabolo  mergenjtibus^  miida  sacri  baptissmiitis  regeneravit 
Silvester  3)  qnoque  doeeos  admonet  unomqaeoique  sacerdotemi  ut 
nuUas  causa  fomicaüouis  ad  si^un  poenitentialem  acoeda^  quia  scrip« 
tum  est:  Omu^Bt  quos  in  poeniten^a  accipimus,  ita  filü  nostri  su&ty 
ut  in  baptizmate  susceptL  Qnapropter  hoc  scelus  si  quis  perpefcra- 
verit,  non  solmn  dignitatis  honorem  sunittat»  yemm  etiam  usque  ad 
Qxitum  vitae  suae  j.agi  poenitei^ae  se  aubd^t.  —  Ebenso  im  caa  9. 
ead.^),  welcher  also.laa^t:  Si  quis sacerdos  cum  filia  ^irituali  for- 
nicatus  iuerit,  sciat»  se  grave  «dulterium^)  commisissei  Idcirco 
femma,,  si  laica  est,  omi^a  derelinquat  et  res  suas  paoperibus  tradat^), 
et  conversa  in  monasterio^)  Deo  usque  ad  mortem  aermt    Sacer- 


f)  Post  cao.  7.  qa.  1.  ead. 

2)  MeMito  fWHt  «war  diie  Uetterichrifl:  symmacbuii  papa  (495— 5f4),  ist 
atnef  unbeMoDltli  ünprim^s.    Vgl  Miehier  «1  dt.  rtb.  mH.  tf  1. 

$)  Unter  diesem  Man  derVerfiMser  4ies^s  Caotas  effttiwr  nurSylt^sierL 
^314— 3a5)  gemeint  haben.  Jedenfalls  ist  auch  dies«  SIeUe  unecht.  Ygi.Baad* 
rinU,  De  antiquis  tum  ed.  tum  ined.  canonum  collection.  et  collector.  Part.  Ul. 
c^p.,  i.  a,  4..  >,...• 

.,.  4)  Aach  diese  Stelle  gibt  sich  fDr  e'mt  pip^tliche  DeereUte  (Item  Coelesli- 
nKs)  aus.  £4  ist  jecloch  ungewiss,  von  warn  aie  berrQhve.  VgL  lUcMer  H  ca.. 
oafv  .not»  ae.;  JBerßr<U  .1.  c  pbrt.  II.  tom..  t.  .pa»  SOraqq. 

5)  Uu  Wort:  adMßUriw^  wird  Maweilan»  wieblef,  aueh  in  der  ae* 
deulung  voq;  simple]^  foriuea/l|M»  gfb^aufil^..  Yitt  Mo..ft.  CoXKXIL  ^..4.;  ite^«* 
ffWtuel  lih,  V.  U^  la.  n<  2.)  Berardi  L  c  PM»  soe»  aq.  1 

6)  Diese«  JUinM^h  lautet  die  Lex.  a4.  Luiiprandl  vam  4abre.  741  (ieggi 
Lo^gahardd.  üb.  II.  tit.8.«ap.5nheiLindenbra&  Godax  fiegwa  antiqq.  Fraaearofk 
llia  toQ.  i.  pagr  5Sa.X  welfbf  auf  dieEka  xwiHbealiavtlmoitafigeiitUahea  V«'waiMl- 
teu  neben  der  Trenpupg  c^r  firagUcben  Varbiodunaaaah  aocb  die  CanaicaAlon  der 
G(Uer  «etat  Dieg^eaauiteLex  Malet,  wie  faigt:  Uem.4ioa  censemas  atqae  praeal- 
pvD^s^  nt  nuliua  praasomat  camaiatraiB  auaai  daaera  uxereai*  aed  aea  füktm* 
qjüua  da  aacM  fönte  levaverit;  nequa  tUioa  >e|«s  praeaoBiar  flUan  lUHis  uxarai 
d||fi«iie,  .qi^i  euo»  da  faste  sascepit,  qoia  artrituaiea  g^mani  aase  noaoaatar.  Bi- 
imi^Jl^aoimaloni  fimra  tcotaverit,  pardfi  amnam  aabstaaü^p  aoaak  MVgk  aaah 
qap.  ao.  €.  UVil.  v^  U 

, .  . ,  7)  D^  b.  Bacbdea  aie  iii*i  Kloster  aftagatretan.  Vgl  über  das  Wart:  oofi- 
v0rUM  dieaaic  BeaieboQg  die  61.:  CQnver$a  so  diaae9  dam»;  iwnar  aan..?. 
0.;UI  qo.  i.;  ci|a..9.  C.XX.  qik  1.;  fan<  ai.C.  UVtt  qvk.  2.;  ILde  ceaTtrsiatia 
conjugatoruiA  (III.  32.). 


USima^  Ye^mwlU«ML!P9€l|.4ffp.fl|)C^^  GfitMA         943* 


dos  aotm,  iVii.ipabiQi  j^mtlwk  i^i  howiDibfis,^  t»b  ouw  «fftcM 
depooajiiur,  et  pero^inaii^o.  ^ :  duodecun.  «n^Of  .|K>emto»i .  po^JbBai  virn» 
ad  in(MU|8t€ariian.  yac^kt,  4^4»^  cwißti»  d|flbii8<yita9,8aM  Ctee  awmiU 

Endlich  noch  eine  Stelle  lUfft  daj^  G^»tii||i,uii  ctüi.  Ift.  eiid.^)i 
aD<  Diea^llte  liiuteii^Ifto;,|fa&  debeit  fjiipQQpiip  fiat  pre6l9.tetr  cwunis- 
c«a ow qud^iril]|Bs,  %m^  «..sq^^init  confessae  peo^to^!  Si  fortey 
quod  a])At,  fa^.iiM)9^geifit|,^ic  poeaitofit)  qimnocU)  de  SUakifiriitiaUS)^ 
ejHMQßps  qup^jBiCiioA  wpop«  prepbytar  diMfl^  ?t  diqiKkivitiirv  9i  W 
niefl  ifl  cpn9CieDtiai9  p<%nU  devenerit  ^).  .. 

Die  Veranlassimg  zor  Afttaii^ipg.deF.gepWilifsbeo  Yer^ 
Biß  Ehfthindernjggiyiji^  9^  depi.SaarainQ^  der  Qfasie.lag  nßßie  genug. 
Deoa  die  Bu9se  hat  viel  A^bnliokkeit  mit  der  7wfof  iivAea^  aAPh 
duroh  8^e  der  (geja^) . Mexpph  enttfäfidigt.uAd  nfieiier  w  £»d 
Gattes  w]rd*^..P€99bfi]h  ^rird  die.9i^se.  weh  vom^Lrör^r  vw^Na* 
zians,^t) fwd kvom  h^  Joana^: Oamfiscen^ ^)  aogaor  labprioafs .baftiar. 
mn^,  i}j)d  vom  ^»»^J^ieiPOAjWMa^)  aecondap^  nau&agwn  depe^ 
gr^.toboJl^f)  genpfit,    ,       .       |.     ■      . .  -     ,  -      /.■-.'     ' 

Apa:  die^pi, Grand  glaHibtq.mw  denn  di^  g^istjiiei^  Yerviaildtr 
Schaft  fj&  ij^filtu^  AW  denn  Sa(»rainaiite:  dßr  Bas^  abjßiton. 

zu  ^llffli.  Und  zwar  scheint  man  deraelbeii,  iij^nigpitenahie.  wd  da«, 
dieselbe  ^uad^t&qoi^gegaben.  s^  hal)pp,/w;ie  jßJUfU  die  aiuidfy  Tanfi»: 
o&t^prapg^  ao  swiKTii  dass  :Vßf4i^sm^  zFiac^endai^ J^dem: daQ Seicbtr 
viter^  qj^  dem.Seii^^t^e  die  ^e  l&i;  iq^ziiMafig  IwUv  Weabalb. 
deuii.  di$..,Qlp9ßatore&  93  ,ni^  nacfadracklicih  ^wng  betonM  kOn^enj 
d^  aiif  aip^  der.Bns^e  aur  umsehen,  de^  Bßiflbtvater  wd  di)ii(. 
Beichtj(ii^e'idie  g^eistliche  yerwandt9ch^,ata^}le^M)4^^p8^.b^tab^^^ 
Nßc  ^^i^f  ßo  ^siagt  di?  Gl;  .^t  u^.  tp^  fWi^c«i..^.,qi^,L  flad-i  «w-^ 

m^i&.awUü)^W  (sp^rpo^teptiae  1 1  Hptiaw)«  lüpi «uof^iip^iHi. 
saeepjJioiMHP»  q^,  sn^Üi  in  pqfoajtentiap)«    S^iua  .^mi^fijQiyis  .potecft 


i'M'-'! 


-M-l     . 


•        I 


I     1 


1)  D.  i.  aar  Wallfahrten.    Vgl.  die€l.:  „Pf  r^^rinandc/'"  zn  diesem  Canon. 

2)  Aach  von  dieser  kennen  wir  den  Verfasser  nicht.    Vgl.  Richter  ad  ciit. 
«W.  noUji|LÄ,^Äfr^4i4,.c»  p^g...aW)  sqft.      .  .i  .  . ,       .      ;i  in 

.3>  At.i.  wi^,.fs.,fAnm  wichen  an  der, 9£i9^jcliei|. TacMr  <hc«ap9eiifft/rii»4. 
Td 'eqtsjnicH  .--  ....    i.  .:  •  .  ■  ..-.'!..•  fi  .;  ..i ..  i  /    v 

4)  D.  i.  wenn  es  notorisch  geworden  ist.    Vgl.  die  Gl.:  Conacievdiam^* 
w  diesem  Canon.  ..  .  ;      .^        m  ;    .  :       ^    ♦.  i    «jui  .Ij/  ^»: 

5)  Orat.  39.  in  Saneta  Lomina.    Opp.  ed.  Paris  ]5aa  pag..a|li^  m  (I 

.  9dM.  Ada  qinOioitoiP  Üb.  11^  eiPs  »<  ,Qi»ip<,.ed«  «ari« mtiimM P«9-  M2. 
VgL-;i:^j9^f^][IV..  de'Po^oJt.  «i^i.;ik  ..    .,      -'  ,-//  t,;-Hnw!  .  ,v..  n  .iü 

7)  Im  can.  72.,ft  t*;fle  pqeolt^  ...  .   \  •  i  .  ••    . 

8)  Unter  der  prima  tahala  versteht  der  14^  Hhrifilimusrt^ai  Mcnment 
der  Taafe^,. ;»  ..  ,„.'.  »  •.       •   j.     Kt     ;i   h;  t.      ■  i  i/  .  .i  .<i  «; 


244        LtHir%^,    Mä  llitlinM^bs  der  g^lstlldieii  VerwundtsdiAft. 

dii(^,  ^^nkm  ^ter  tde^f^t'  iä  {ioeiifteiktiaitf,  non  tanrtto,  quam  in- 
mereit  ih  teptisttia  Midfölt  ^nim  attendtiiitar  id  'baptiemo,  qtme  non 
attelilAtmtur  In  poctoitontia.  8!  enim  te  sttsdpio  ad  poenitentiam,  non 
ideo  par^ntes  ttti  tiiibl  eompatres*  sant^). 

Wefl  atber  der  Beibhtvater  alfir  ttaebrdos  aucM  Mhoä  we^eii  des 
Ordo'  flberbaüpt  kein^  gtOtigfe  Bhe  eingehen  Itonnte^,  so  buchtet  eim, 
dttsB  die  'geistliche  Vonra^tsdiafl; ,  diel  mafa  ans  dem  Sacnimente 
der  Busse  ablditiete,  als  Ehehind'emiss  nicht  recht  praktisch  werden 
konnte,  weshalb  man  denn  in  der  Folge  die  Bnssla  ifls  Quelle  dei^'geist* 
liohen  Venrandtschafk  in  aäHen  arfhörte  3).  ' 

'  ¥.  W^AS  den  IKnfitlss  der  geistlichen  Verwandtschaft  auf  eine 
sthan  j9UBethi  bestehende  Bhe  betrült,  e.  B.  wenn  ein  Ehegatte  sein*  und 
seiü^  andern  Ehegatten  Kind  getauft  oder  aus  der  Taufe  gehoben  hat, 
80  behauptet'  Qratiän^y,  s^he  Ehe^ttto  durften  einander  nii^ht 
meftt  ehelich  beiwohnen.  E^  sagt  darM)er,  wie  -IBolgt:  QtiOd  aotem 
proprkmi  fiHnin  in  spiritnalem  sibi  ti-ansferens  oxori'  su8(e  debitum 
rcddere  non  valeat,  ratione  et  auctoritate  probatnr.  NaHa;  enim  anc- 
toritate  p6rmittitür,  ut  qufs  commatri  suae  camalitfer  oopnlettir!  Hie 
aütem  urorem'  suam  sibi  commatrem  effßdt:  lion  ergo  iHi  nlterius 
üärnaliter  oepulari^poterit.  Znr  Bestätigung  dibse^  seiner  Heinnng 
iihrtQratian  im  oan.  1.  ead«  ein,  angebKck  vom  Papst  ]!>en8dedit 
(615--618>  an  Oordianns ,  Bischof  vtin  Sevilla  gerichtetes  Baseript^ 
an,  waches  beefigüch  der  in  Rede  stehenden  8ache  Folgendes  verorchiet. 
Pervenit  ad  nos  diaconu^,  sanctitatis  vestrae  epistoläm  deferens,  quod 
quidam  viri  et  mulieres  praeterito  sabbato  pasChalT  die  %  prae  ms^^o 
poptilorum  incttrsu  nescientes  proprios  filios  snscepissent  ex  lavacro 
sandM).  Cupis  ei^go  scirs',  si  pro  'tali  ieiecidenti  ratione  debeant  viri 
ae  tnuiierecr  ad  piH>pH«m  nsnm  *)  redire,  an  non.  Nos  vero  ^eesti  ex 
hac  re  inquisivimus  priorum  patrum  nostronmi  dicta.  Ihvenitifiiis 
autem  in  archivis  hnjus  apostolicae  Sedis,  jam  tcdia  contigisse  in 


1)  Dieselbe  Gl.  behandelt  bei  die«er  Megortieit  tacta  Beeil  die  Fraj^e',  efr 
der  :>ftrlieiMMe  grfedtisifte  Ptlestef  letaier  Ebegatttti  die  BäcHt  hAt^a  dürfe. 

2)  Vgl.  ean.  7.  GonctI.  Lateran,  n.  vom  Jabre  1130  (im  ean.  10.  C.  XKVtt. 
qiM.),  • 

S)  Vgl.  cap.  S.  de  cognat  spirit.  In  Sexte  IV.  S. 

4)  lna.'(|a.  1.  ead. 

a):E8  ist  flb^lg«n.<  9dbon  oben,  S.  240;  wo  ein  Tb^if  ditees  Canons  ange- 
fahrt  wird,  bemerkt  worden,  da»  dieses  Üeserfpt  unecht  sei.  VghlVieaMr  ad 
dt.  ean.  not.  i.;  Berardi  1.  e.  part.  II.  tomr  t.  pag.  ist  d^q. 

a>  p.  I.  :«ni  chanamMag: 

7)  D.  L  vitam  conjogalem.    Vgl.  die  61.  zu  diesem  Canon  In  Caas. 


"•''j  •^WP^^/  ""•ff^W^*".  ""^^^i^^^'M^T*'!^^  WN^WH  iwPQf 


ecdeaus  Dsamitay .  Spliimprum  sitmilgva  flkroaoJiyjnae  aliummqpie 
dvitatnm.  jBpiacopis  etuun  eftrum  civitotan  ab  bac  apostoUcs^  Sod« 
Tolantibas  scire,  utnun  yiri  ac;  muUer^s  rcdireot  ad  luropriiua  t^orosi, 
beata«  m^moriae  aanctissimi  patres  Julius,  lanooeutius  et.  Corieatipus 
cam  q^vseaporum  ph&riisArum  et .  sacerdol^aL  ceiuensii  in  ecoleaia 
Äpostolornm  principis  prohibentes  j^Ua  pe^ripBeruut  et  eouSrmawer 
ront,  «t  nuUo  modo  se  in.  coiijugio  reei|«reDt  malierea  90  .vin,  q^\- 
cum^ne  alii|ua  ratioue  susc^Mriot  uatoa  pipprios«  9ed  8q;Minmiit  sei 
ne  suadente  diabolo  ta^e  Titimi^.moleawiM 

Im  eaa.  2.  ead.  führt  Qiatiaa  uater;  der  Uebenahiift:  Er  Oou«- 
ciUo  afud  Wenttieriaa  aS^i)  diAr  mne  Stella: «i,:  welGbe-  niiht  blos 
TreiBiTOg  d^  betreffenden  £be  vwoiduet^  aoiidem  doiiijeaigeu  Qiek 
gafctw,  weloher  die  genannte  geietlidhe  Verwandtoduift  vemrsactai 
hatte,  AbMrdiea  anob  noeh  nach  dem  Tode  fleinee  jetägen  Ctotten  dtts 
EiagebeoL  ein»  übe  überbaupii  antarsagt  Die. : genumte  Statte,  läuteti, 
wie  folgt:  Si  |ma  filiaafarun  rel  Blastem?)  aoam  apfte  efieoopiiai 
tennerit,  ad:  confirmatietten^  separetor  ab  oxore  sua  eti  naiiq]uun>  alkm 
Sficipiat^«'  .1»     •.  '    .»  •' .i  -''•'* 

Nichtsdestoweniger  kannte  Oratian  auch  solche  ^hjtsl^estini- 
mnngen,  wel^t^  eiuß  «cbongSltAg  geeoUoasen» Ehe  dareh  die.sp&ter 
hinzatretende  geisfliche  Yerwandüdiaft  in  desm  r«ehtKiiBri;|fem  iBie^ 
Stande  nicht  gestört  wissen  wollten.    Diese  Bechtsbesfßimntingedi  fShrt 


1)  Wermerla  auch  Wermertae  war  ein  IJIesldenWti/osS  '  der  frinkiadien 
KMge  In  der  Nllie  iroA'Ii«nnien~Comp1eghe  (CompehdlW)  Ih  Frankreich.  Vgl. 
JacoH.  8itiHoMi  Kotia  ad  6ipttiitaria  ITe^om  trsna,  (apaÜ  i^teph.  Balnztnm^ 
GipiMllta  Kegg.  fV«iic  ed.  Paris.  ITtt)^  tonf.  11.  cöl.  76(i.).'  CfgeiUUcb  aber  Isi 
kfer  der  «an^.  lt.  Concii.  Cottipfend.  vom  Jahre  757  (ap.  ffardüin^  toin.  Vi.  coi. 
1005.)  geaieiDe.  <     . 

2)  D.  i.  seinen  Stiefsohn  oder,  seine  Sti9ffoch|lierV^  otn.  ä.  ^.  ^»,  ,  ..; 

S)  Dies  ist  ein  Ebeveitot,  vermOge  dessen  der  betfi^ndf  JthegalleiQtair 
mermebr,  selbst  naeb  dem  Tode  seines  gf^mvicfigop  l&eltm  atabt/^.  ^e  Ebe 
eingehen  j^i^.  ^itte  er  Jedoch,  die^;^eni|ocb  .  geilen,,  s^  W«S  He- so  ge- 
seblossene  Ebe  blos  deshalb  nicht  nngOUig.  Vgl.  can.  5.  ead.  — .  DJhijIMssei 
^t  muyptßm,  zoin  can.  18.  a  IIYIf.  4ii.,l.j(iu0t;4im9  9ad  die  abrig^  diesem 
&hnlicbeii  Eheverbote  in  folgenden  Versen  znfp^mei»:   .  1  . 

Incestosy  raptos«  et  Ba^ls  faote  levM9Sy»    .      ,.  .\  :  i.>   ..       / 
ilörsque  sacerdotls  etj  ipoi;^.  fiJi9fif\$^  mUftfß^  •  .  *       "< 

Vel  sl  solemnem  poenam  geris,  ant  mönla)ei|i|  .s   •  . 
Dficls^  te  probib^nf.  J^c  foiJwiam  c^Iebrarct;    ..     > 
^.  ,  ,  Sl  tarnen  JUtttd  agai^^ne^oeoiU  1^  di^fiare». 

Vebrtgfna  üeatzmage  h^teheo  diese  f^beirefbotet  nldit.JWdir»    Sgl  XmtcMw\ 
^u  Ehefedit  def  k^tbol^  .Kir^b^  n}.,H>  &  j^^  ffr  ffodS.  m  ff«  .  >  1      < 


OratilUilii  d€9i<()aim/'^t.  ^äcL  äii,  indein  er  Irenierktt):  'S  6onti^  Y^rö 
scribit  Ni^hit»  SaloiiitaffiNy  fi]^i86op6,  diciens^;  worauf  er  dftä  än^efn 
iMie  Re^tlpt '  Psprt  Nicolaos'  ^  in  dem  eatr.  S'.  ead.  wiedergibt.  '  Das^ 
Mibe  laatcft/wiigi  folgt:  N'össe^'i^  ütrüm  mülier,  quae  viii  IBÜtm, 
(MC  üift  fniüAa  gemtoitoj  de  fila^sfo  f()nM  levatertt,  pd8tiiK>dtü!ili' p^t 
tmui'  ^em  Tiro  copttlaii*):  Qdofl  ideo  Jüngi*)  posBe'dei^h^nir, 
quia  'MoimdUm  bmh^  Q$ü(nM%  ^b1  amboi-uth  con^eiüsti,  nttfficu9f')r6- 
figio^  dbtoBtt«)  iüBbet  c^ybjux  dimiäere  cöifjägem.  Pertinet  ältttem 
ad  ingens  nxoris  exitiam^),  q^tte  babeää  odio  vätlin,  Tel  Mttiiitatem 
^n^^iieh  (XMindeniii^t  i!^oA  OMisvpiafiätie  bperbiüriaipibtatom,  Maxime, 
qtfitmi . AtK)8tdito  'pi:90cipiiit^ :  »Nofite»«  *  iiit|i]i^n8i|  ^trmSiT^  •  ü^eetn, 
meliexMiMWiftd'teliipiiBi^tit  Taoelas'0ratioiii$  et  itehite' reverämiiü 
im  lid  if»ma{;iifr  4itotei  tob  aatättas*  praetor  üDDontfaieittBito  veetralilijc 
firgoiriiu^B  es  obiifl9iiBa>ubrii»qae  eimjQ^  heb  tectom  eeee  prolbatoi^^)') 
Aon  ffraiilieiH;ii0:  ianeeni)  sed  mmUmtw  in-  id  ipetür;  'piveserito, 
qiin|ii»£fat  iLpostotaiS'^o):  »Sior  suf  eoiporle  potesteleiii  lAm  habet, 
aeäiTin;i«t(>if]iii  potaaktenL  soi  coorpoiis  noiithiiivtt  sed  mulienc 

Gan.  4.  ead.  enth&lt  den  can.  31.  Conc.  Gablll.  ^^)  IL  vom  Jahre 

■•'     lVPos'tW2!ead.  "      -'  -•  n»  -  :.      .  ••,,..-•.-. 

'      2>!bnler«totlsieltr€dfl«enime(^)^flpst  Nievlay^'t 

S)  So  viel  als:   caroaliter  commisceri.    Vgl  die  Gl.:  Capuluri  zu  die- 
sem Canon. 
,    ,^    4) Pa8?elbe,^jKie :  eppqlarj.    .    ..,„...    .      ,,      .,.,:,.,,.   vj 

5)  vgl.  z^  ll^  S.  Qrcgar.  Hagu.  Eplst.  a|d  Leon^fD!.«  CaMfOt  ii^  .6iciüa.  ^i^ 
ypm./alufe  594  tii^  c^n.  «Q.  C  ^VIL  hö: 2,^;  UiTfi^  4e^eD;^.Kpi^  .ad  .H«AMr 
iura  ffoUr.  Paiwrm.  yom  jajirp  ftOl  (^^  iL  ca|P;./^jMflpo.  de^.;Jfim,  .#« 
peoctlstam  Patriclaip,  gleictifaUf  Y()pi  flaX)\re  601  (Iffi..c^n^.l8,;0ad,)  ;f,a9dUc|i  «m^ 
can.  1  Concil.  Compend.  vom  Jahre  756  (Im  ean.  3.  C.  XXXIII.  qo,  4i)^.<.  ^    • 

6)  p.  i.  selbst  nicht  un^er  deno  Vorgebep,  ein  enthaltsames;  cgad,  .klOster- 
üeheriebett  Ähriii  ateWJen.  "tgl.  ciöL  U.  it  Cbiidi.  'feängr.  vom  Jahre  355 
ifm  e».  t:  1i.  t,  liXUX  ''  '  "'  "^'  "    •  '    -•.  ' ■»  '•• 

-•:•!  vf)  S6\m  aistari  iilgeiitetf'fix<^  culpani:  '''  ^"   '  *'''  ''  '  '""  .i.i'w.i':- 
'  •  f'  syt  «df:  t;  &.  til.  dlfe  W.^  ih-aüdäreth  diesem  Öiuoii;  feimÄ  cai.  i. 
Ci'«BUIfc'qu.  5/'-"  -  ••'•  •'•'  •'"    •••"   •  •■■    -"\' 

<i"  K)  mite-  es  "t*  '«ftn^ensa-itriusitde^'coi^gft  ^stüehen/  dann  '"k&me  Vs 
einem  von  beiden  gemeinadCMHMi  abgdegteA 'ti^)Ob(ie''der  Kensclifkeft  gleich. 
Vgl.  die  GL:  Non  fraudevdM'  itülest^  iOaüdnfauchr  Joani  VartU,  Comment. 
in  univ.  Grat.  Decr^- (Ap^.  ehoKMm.«  ed.  Paris.  l#5e^<frt. ».  pag.  1—530.)  pag.  307. 

10)  L  Cor,  7i*'4:  '  •■"    •''•      •'-  ''^"' '  •••'"   '■  '       ''^ 

11)  Ca2»iUoit:tif»i/  OoftälHMiiM,  Vinth  Cabatttd,  Ist  üSs  heotlge  Chilons 
snr  Sadne  In  FrankreffcH.^  Vgl '«rame;  Ortfe  latWüs.' '  bresden  1861  sab  V9e.; 
ftiMMbiiMm/  such  mhet,  kirchHöie  ^eögrai^blfe'  und  Slafl^tfk:  1  M.  i'48lt 
Die  Canonen  dieilet  toR^iJ^indeil  ^cli  bei  iftwrftön,  töih.  it  toi.  1030  siiq.     ' 


Die  gdslllili«  tmrmdfsdiift:  ndi  dem  UKr^ttm  6^fl(fitit        "^247 

818,  welcher  die  Tfennttng  einer  Bbe  auf  Oinmd  der  cognatia  spirf* 
tualis  finperveniens  Ar  den  Fall  untersagt,  wo  einer  der  Ehegatten  diä 
hetreffende  cognatio  spiritualis  entweder  ans  üeberdm^i  an  dem  ehe- 
liche Lehen  überhaupt  (ex  desidia),  oder  b)o9  an  jenem  mit  seinem 
gege&w&rligen  Gatten,  nnd  daher  mit  der  AbsiGfat  hervorgemfen  hat, 
dadtnch  die  Trenmmg'seiner  Ehe  herbeizttflOiren.  Bs  lautet  aber  der 
erwümte  Canon  folgendennassen:  Dictum  est  nobis,  quasdam  femina^ 
desidiose^,  qoasdam  yck)  fraudulenter^),  tt  a  viris  suis  separentut*, 
proprios  filioi(3)  coram  episeopis  ad  eoniSrmationem  tenuisse,  Unde 
HOS  dignom  dnximi»,  ut,  si  qua  midier  filram  suum  ded!dia  aut  fraude 
aliqna  coram  episcopo  tenuerit  ad  confirmationem,  propter  fsillaciam 
soam  aut  propter  firaudem'*),  quamdiu  vivet,  agat  poenitentfam^),  a 
Tiro  tarnen  suo  uon  separetnr  ^.  '    '       ' 

Im  can.  5.  ead.  f&hrt  Gratian  das  schon  oben^  iheilweisci  citirte 
Bruchstfick  aus  des  Hhabanus  Maurus  Brief  an  Heribert  von  Auxerro 
an.  Diese  Stefle  rerbietet  2war  den  Gvtten  nicht,  dass  sie  beide  oder 
einer  toxi' ihnen  ihr  Sind  aus  der  Taufe  heben,  sollten  ne  es  gleich  in 
d^  Absieht  thun,  dadtmh  die  ehelidke  *  L^beüBgemeinschaft  unter 
einander  zru  lOsen,  wofeht  nur  beide  enthaltsam  leben  wollen.  Sollten 
ffle  jedodi  die-Absidit  haben,  alsdimn  eine  anderweitige  Ehe  einzu- 
gehen, BO  sd  ihneto  dies  entschieden  zu  untersagen  und  Beien  sie  an- 
zuhalten, ixL  cdnimd^r  zurftelzukehren;  demjenigen  aber  von  ihnen,  wel- 
cher seine  Ehe  in  dieser  Weise  auftuMsen  versucht  hattOj  sei  eine  schwere 
Bosse  aofsuerlegen,  überdies  aber  ihm  auch  noch,  wenn  er  den  andern 


— i«^«* 


1)  D.  i.  aus  Glelebffflttigkeit  gegen  das  ebetJch'e  Leben  Oberhaupt.;  VergK 
Steph,  Baluzii,  Notae  ad  ExcerpCa  ex  Leg.  tdngobard:  cap.  48.  (in  Cäpftalar. 
Vegobi  Ftane^in  ed.  Paris  17S0  tom.  ti.  coL  1054.). 

2)  D.  1.  in  der  Absiebt,  ibren  gegenw Artigen  Clanen  Tos  zu.  werden  udd 
bemach  einen  andern,  der  ihnen  besser  ginlK,  zo  heiraib<>n,  ,    .  ;'^ 

'K)%^'<slnd'  ti^  der  beiden '  bet'relTenden  tiaiten  gemeinsehäftUebe  Kinder 
rmetat.'  y^.  fHe  Gf.  zu  diesem  Canon  in  Cnsn.     '  '..      , 

ti  tiLllada  nnd:  fhotis  sind  hier  ils  synonyma  gebraucht  und  bedeuteq 
ttbeiHMillt  die  der  flrmpätbenscbatt  zu  Gründe  gelegte  Absicht,  dadurch  die 
be9t(^i^id^'fai4<  «dlittilbsen,  wetcbe  trfigerisebi;  Absicht  bei  beiden  Arten  von  Eber 
KMtfinM  YiMilMen-  war,  sowohl  bei  Jenen,  welche  nach  Trennung  Ihrer  gegen- 
«ftfffgeft  mt  elüe  alidere  's^lleftken  wollten,  als  anch  bei  denjenigen,  denen  ^ 
Mrumftfte^mnnai^  ihliier  ge^enwlrtlgen  fche,  JLeinesW^s  aber  auch  um  e)ne 
wae'YtrÄeilchühg  irti  thun  war.    '•"•  '       \  *.   , 

5yi^'M  4i(fr  itte  poenttentia  totenta  zu  verstehen.  Vgl.  (|ie  61.;  ^inr 
«•ttefiÜÄfi^^tä  fllesrttf'Canon.    •'  '     '  - -,' •  '-•' j-  l" 

'^•)  WieU  <Mn  Rechtssalzer  Dotas  n^'^lnl  debet  patrodnarl.^   Vgl.  jOr.  it 
%  «  «Me/lV!  •S.j'WW;  f.  C. W^qu.  el^can.  1  C.  ,XX.  qo.  S. 
7)  S.  227.  ' 


1  \» 


^48      ^^Ti!^'  ,^w,:fx^^bM^Tp^ 

Ebegatien  uberl^^  »oUte,  die  Singehung  einer  jofaea  Ebe  üb^hsupt 
zu  verbieten  9.  Inwiefern  nun  die  geuannte  Stelle  bieber  gebdrt,  lautet 
sie,  wie  folgt :  De  eo,  quod  interrogasti  —  de  eo,  qui  filium  suum  baptizavit 
et  uxor  ^us  eum  de  fönte  suscepit,  hac  de  causa,  ut  dissidiuip  ^  con- 
jugii  fieret»  si  (num)  postea  in  tali  copolatione  possint  permanere: 
de  talibus  sie  respondßndma  est.  —  Si .  • .  coiyuges  legitimi ,  unus  aut 
anobo,  ex  industria  fecennt,  ut  filimn  suum  de  fönte  susdperent,  si 
iwupti  permanere  yoluecint,  boll^nl  est.  Sia  autem,  gravis  poeni- 
tentia  insidiatori.  injungatur  et  simul  maneant,  et  si  praevaricator  3) 
conju^  supervixerit,  ageirima  poenitei^tia  mulctetur*)  et  sine  spe 
coiyugii  maneat?)       . 

Gan.  6.  ead.  eAtbält  ein  Be^qpt  Papst  Nicolaus'  I.  ffn  Bodul- 
phus,  Biscbof  von  Bourges  in  Frankreicb,  vom  Jahre  864^,  welches 
sagti  dass  es  zwa^  sundh^  .sei,  wenn  einer  der  Ehegatten  im  Yer- 
hältniss  zum  andern  die  geiatlicbe  Verwandtsebaft.  ben^orruft,  daas 
jedoch  in  Folge  dessen  1  wofern  er.  dies  aus  Unwissenheit  gethan 
hat,  seine  ^he  nicht  getren^it  werden  solle.  Das  genanqiie  Bescript 
lautet,  wie  fojigt;  De  h^,  <]ui  fiUastros  sucis  ad  confirmatiooem  co^ 
ran»  episcopis  tenent,  id  est,  qui  filios  u^^is.  suae  de ; yiro  priori, 
dum  chriwiantar. ab  episcopis,  siH^er  se  sustiwent^),  si  jnseientia, 
sicut  asseris,  fiat,  licet  sit  peccatum,  non  tarnen  usque  ad  separatio- 
nem  coiyugii  punieudum  est ;  lugeant  tarnen, .  et  d^na .  poenitentia 


1)  Vgl.  oben  S.  245.  tan.  1  ead.,  und  S.  246.  ftn.  S.  «ad.- 
.  2)  So  viel  alß:  separatio, 
's)  Dasselbe  wie:  insldiator. 

4)  Die  hier  gemeinte  poenilenti«  wird  durch  das  ^nachfolgende;  f^  sin^ 
spe  etc.  nAber  besliromt, 

5)  Vgl.  can.  18.  C.XXVn.  iffL  1. 

6)  Vgl. £tc&^er  ad  dt.can.  not.  42.;  Berardilii.m^\l,UmZ.V9^g.Z\L 
'  ^  7)  NSmlich  ehedem  war  es  OI)lich,  4494  der  Firroling,  wenn.^  sohan.er* 
wachsen  war,  wShrend  der  flrmong  mit  seinem  Fps^  a^f  den  rechten  f Oflp  seines 
Flrmpalben  beziehungsweise  seiqer  FJrmpatbin  ir«t^  so  da^  er  genrisHfWHien 
auf  demselbeil. stand.  Dieser  Brauch  findet  Qbrigeos .  sich  ao^  im  Pontißeale 
Rom.  Tit.  de  Confinnandis  verzeichnet,  wo  dieshezOgUch  Folgendem«  verordne! 
wird:  InTantes  per  patrinos  ante  Pontificem,  conflrmare  valentem,  teaeantsr.  i» 
brachiis  dextrfs.  Aduiti  vero.  sea  alii  minores,  ponant j^f^dem  sppniisqper  tiefen 
dexlrum  patrlni  sui.  Woraus  denn  auch  sich  die  Sjtte  gebildet  bat,  ur  Ftraung 
nur.  solche  Personen  als  Pathen  zuzulassen,  Wjelehe  dessdl^en  l^eschlaehtes  sind 
wie  der  Firmling  selbst;  wie  dies  übrigens  schon  das  Ponttflcali;  Kom^.andeirtel^ 
Indem  es  0-  c.)  sagt:  Et  ideo  neqoe  muscall. femlpis  patrim,  ^e|pe  fefBinae  mas- 
CQlis  matrlfaae  esse  deberent.  Vgl.  Luc  Ferraris,  Prompte  bib|kotheci|  Wi.  i4 
vor.:  ConfirmaHo,  art.  III.  n.  20. 


hoe  düQMlw  Domino  dif»!^^):    »D^tfcto  igoffruntJAe  npfltffM»  .aü 
memineria.« 

Endlich  oan.  7.  ead.  enthAlt  ein  Seeoiipt  Pwrt  «Kohann^»"  VIIL 

an  Anselxnn^,  BiachoC  von  Lunoges  in  Frankreicl^  Tom  Jahre. 879^)ii 

weldies  Terbiet^,  auf  Grund  der  Noihtaufe,  die  üin  Ehegatte  spinrai 

Kinde  erthe^,  -and  der  Fath^nachaft ,  d»  er  dabei  aopgejabti  hatte^ 

die  hetreffende,  ^ha  zu  trennen  oder  mmi  irgendwie  m  deren  rec}itrf 

mänigwD  Bestände  2;a  «tören;    Daa  •  in  jRade  stehende  ßeecript ;  la^M 

felgvndermaflsen :  Ad  liniina  beatorum  Petri  0t  Pauli  appstolomm 

priüc^om  hie  praefiens  bemo,  nomne  Stephanna «  on^tionis.  owa 

veniens/ noslro  p^^ae8^1atl^  ^uggerendoinnntuit^),  quod  filium  eumn^ 

in  extreme  vitae  poiitun,  necdum ,  baptizmatis  n9da  lotyimi  absenüi^ 

scilicet  sacerdotum,  necessitate  cogente  baptizasseti   enipque  ifspt 

proprüa  manibns  reiinendo  anseepäsaet,  aiiqpe  ^^  .hajna  rei.ategotio 

notitiae  tuae  patefacte  r^Tearentia  tua,  quasi  lec^tndiw  ,aelQ  flagr 

raus,   praefatum  hominem  a  «na  oo^juge  jndieaFerit  separaqdwi- 

Qaod  fied  nnUatenup  debet,  dicente  Sciipitur».^) ,  a  Domijaa  jnnctacn 

esse  Yiro  oxoren,  et?>::.>(|ai94  De^a  ooiynniiti  boiQO  n^en  sqMM?et,«( 

Unde  et  Doipinns  in  £vangeU0i^)t  non  dimittere  posee  nxoarem  auam, 

lüai  oanaa  fcmi/nitioni^,  aperti^ime  jnbet  Qiuapropter  et  nee  taAtae 

anetoritatis.  jmusione  ^f:^pm».£retii,  dieimus,  enutt^QOi  eeee  et 

incnlf  atpk  jndioai^vm ,  qnod  naceesitas  intulit  7).    Nam .  hec  baptb^ 

zandi  opua  laicis  fidelib^B  jnxtapa|ionicam.anetoätatem.?),./8i'n)ece08e 

fiierit  faoere,  Ubei;« .  eonceditur.    Unde  si  enpradietue  genjto  fllium 

snom«  corpore  iBor|entfm  aspiciena»  na  anunam  perpetoa.nMirte  per«? 

euntem  dimitteret,  sacri  unda  baptizmatis  lavit,  nt  eum   de  po- 

testate  auctoris  mortis  et  tenebrarum  eriperet,  et  in  regnum  Christi 

jaip  xegnatoriw^)  aine  dnbUatione .  trananütteret ,  bene,  feoisae  lan- 

datar;.:«t']dciim  auae  nxerif  sibi  •  jam  •  legüotie  sooiaitlM.  impwe^ 


i  >      .  •        »'.  i«  ■■    •  > 


..iyfmtau,  7.,...';   I  >    '•  '' 

2)  ManH,  Sacroram  Concilfieram  novt  et  amfrlMtiii  üell^tfo.    tomXVli. 
toU  125  sq.  epist.  188.    Vgl.  Richter  td  dt.  CMi.  aDü>47.(i! 

a)  ae  Tiel  «Is:  notütavit.   Ygi^  die  fiL  «o  diesem  Canei»ilo.CaA]. 

4}  Vgl.  Prov^rb.  19,  14.  naeb  d«r  Venpste  LXX.^  vgt.taeH  tmu  a.B.lMH! 

"d)  m\h:fi,  82.;.  10/9.;  vgl.  auch  ean,  18.  C.  XttMl  qu.  2/  /       '.  ,  ! 
Ti.'^fi'.x^^  1.  d  miil  qq.  i.;  Cip.  11*  D,  1.  ^  mns..   .    .  : ,     >      h 

8)  Vgl'  8.  Hieronj^nK  dtalog..  Adven.  LodCar.  oumi  *0t; :  Ai.  Augititm> 
deJBap^UDi  Hb.  Yl)»,.c«p.  58.  n.  102»;  ean.  97.  C.  U  qu«  Iw ; .»  .    .\    .  i  , 

9)  Vgl.  Match«  in,  28.  .  t'        • .    .*  »A 

Anttff  Ar  KlKkMNcbt.  lt.  17 


praeiktas  auctoritates  divinas  aliquatenus  separari  debere^): 
<  *  Itlfi  dMd'  altotfi',  ^as  tjdher  üW  di^  Bfnfluss  der  jknziOreten- 
defi  getetiieli^ii  V^wandtschafb  auf  den  Beclitsbestatid  einer  bereits 
^f<!fsdhl088e»eii  Eh^  fet  gfesagt  worden,  geht  hervor,  dass  diese  Frage 
m  ^GfraÜah^a  Z^äiten  noch  nicht  vollstftndig  gel^  int  -  Gratian  selbst 
btftiietkt  den  WideraprHCh  zwischen  den  ton  ihm  in  dieser  Bezie- 
tnÄg  in  der  qnaest.  11  angetehHen' Stellen,  indem  er<)  mit  Hinblick 
tM  ^e  oan.  1.  et  2.  ead.  den  Inhalt  der  can.  ä-^7.  ead.  im  Fol^ 
geiiden  zosammenfasst  \  Eis  itaqne  anctoritatibus  appäret,  4nod  jsire 
pmpHutn,  sive  tantammodo  viri  flliüm  mtffier'desach)  fönte  snsee- 
p^t,  tton>ideo  a  viro  sno  est  separanda.  Quod  et  de  vito  simüiter 
<^eMeim«elIigi  ^). 

'^  Hieran  knflpfte  sich  •eine  andere  Frage^  nSmIich  die^  ob  beide 
ffliegatteii  «sgl^oh  bei  einem  nnd  demselben ,  fremden ,  Kinde  als 
TM^Ihen  intetveiiireb  können.  Oralian  wirfk  diese  Frage  post 
oan.  5;  qn.  4.  eäd.  mit  folgenden  Worten  auf  t  Qnaeritur  aatem, 
an  tucer  cmii  marito  ili  btiptizmate  simid  debeät  snscfpere  puerom. 
Zur  Löeung  dieser  Frage  fihrt  er  im  can.  ^.  ead.  ein  angeblieh 
VdD  Papst  ürban  II.  an  Vitalis,  Priester  zn  Bresciä,  gerichtetes 
Beseript^v  welches  in  dieser  Beziehung  sagt,  es  linde  steh  zwar 
feeilie' GhmtMetelle  vor,  welche  dies  veit^öte.  fk  sei  jedoch  besser 
tmd  der >  Würde  der  gastlichen  Vater&chaft  angemessener;  dass  es 
die  Oattfik  nicht  thm.  Qaod  antem,  iso  lautet  defr  ermähnte  Canon, 
tftot  ebm  marito  in  bapitii:mate  sfmul  non  d^eat  *  susdi^re  puen^, 


.,;     •; 


l>D«  hier  voiv  einer  „aior  legifhne  soeiat«**  die  Hede  lsi,<  (mdBicIiC  vmi 
^IMT  .CMicaaMiiUn  Qbertaa|il4  BOtiH;  kläv«  6$ß9  4ie  Bekaupua««  ipr  «neMM» 
Vater  eines  Kiodes  könne,  trotzdem  dass  er  diesem  die  Noihtaate  gespendet»  des- 
sen Motter  ohne  weiiers  ehelichen,  keine  StQlze  finde.  Dasselbe  gilt  von  cap.  2. 
X.  de  eognat.  spirit.  IV.  II.    Vgl.  Fachmann,   Lehrbuch  dds  iKIreheiireehtes, 

s^  ^im.  B4.  ;s.  ;»$a  POL  «.  , 

2)  Post  can.  10.  (|0.  I.  ead.  v  .        .   (    • 

8)  AaOi  die  «1.1  ^«{^»od  cmeM»**  zum  Did.  Mt.  Init  quaest.  f.  <ead.  be- 
tffm  Aufber  Folgtet:  Kt  drptoSUipr  l,  qimest.«  an  acilicet,  qoi  soselpit  pro- 
prlnm  fllUim  de  sacro  ronte,  possit  postea  commisceri  canifjltei(  soae^ai^ri,  coi 
per  tale  fhctom  compater  Aichas  est.  Et  dicunt  qQl^an[i,  quod  sie,  licet  canones 
Tarie  loqoantdr  de  eo.  jfn  prlmo  et  In  secundo  cap.  Cd.  i.  cän.  1.  2.  qn.  1.  ead.) 
didtm',  qood  debeat'iAi  ea  separaH.  Ih'qufnqne  aotem  caiiituiis  seqaenti^ds  (d.i. 
caai><^/  eai.)  iMeitmri<contrartodi,  quod  non  debear  ab  ea  separisri. 

4)  Die  Zeit,  Weldier  diese  ISteÜe  »ngehbrt,  fisät  sich  nicht  ermittehi.  Vgl. 
Biehier  ad  rit.  can.  not.  13.,  nnd  ad  ran.  4.  qo.  3.  «ad.'ilot.  97!' 


anfla  8iMh)ritate  reperitar  prohiMtmn  <).  Sed  nt  puntt^  spirtttiallifl  pa- 
tenüiatiB  ab  oimilahe  fft  in&mia^)  conserretnr  immimid,  digntim  esse 
decemmus,  ot  utriqüe  insimuf  ad  ho^  aspirare-  mioline  j^raesümant. 
ffieraus  ist  klar,  dasar  dd  Itrafl;  dieses  Cähons  den  fibeg;aftl^  durchaus 
nicht  fgrftoteH  aei,  eineiB  und  demselben  fremden  Kinde  bei  der  Tantb 
ab  Pathen  zur  Seite  m  stehen.  Int  es  ja  nach  der  B6metkutig  der 
eben  erwftbnten  Oloese!  »E(  infaniia^  tu  diei^etn  Ganoli  schon  da^ 
laals  as  fMm  (htm  öblioli  gewesen,  dass  beide  Ehegatten  zugleidii 
msa  und  :  denselben  T&ufling  aus  der  Taufe  hoben.  De' coiisuetü- 
dine,  so  lautet  die  genannte  Glosse,  de  consuetudine  est  tarnen  in 
quibvsdun  locis,  quod  uterque  simul  suscipit.  '  Ebenso  findet  auch 
Huguecio  darin  nichts  üngesetisUches,  dass  beide  Ehegatten  ühiglMöb 
einem  und  demselben  fremden  Kinde  als  Taufpathen  2u!r  Seite  stb- 
hen ').  iDies  ist  auch  in  der  Folgezeit  seitens  der  aUgemeineil  Klrclre 
nicht  verboten  iixyrden,  wie  namentlich  aus  Sanchez  *)  i '  ^  Sär- 
hosa^j  jRiwcrWH*),  Ferraris'')  und  andern  berfthmten  üanöfaiiiten 

an  ersehen  ist.  '•    '  ' '/  *''" 

'  B)  Vto  Mcretalen.-  '  '  '"  '    ^'   < '" 

a)  Die  Decretalen  Oregor'a  IX.  i       »i 

^        ■  .,t    •'  ,  t    '  '  i  '•  • ,  •  1*''  i 

Weiter  «ntwiokelt  und  geufMiei  beflUmnik  nrBtde.das  BeliitBi 
iastttnt.d^.iBairtliohea  Verwandtschaft,  difcb  lübMini' Aofbltgii Rt]^ 

■  ^-*— ,  »  .•      .       :•■,;•       ■!     '.;j;:i'  //  'i-M 

t)  In,  ,Mjc?^  di^a  c9fi.  iOl.  D.  iVv^ecens.,  |der.|M<4i)lfh:,T<nKPa98l>Urti 
berrOhrt  an^  benimmt;  ,,Non  plares  ad  .!foscipiend.am  ^e  bap^f:pp,io^n^;«ffjir 
dant,  <iQtm  Onus,  sive'vlr  sive  mulier;  in  conflrmatJone  qaoqae  idipsam  i][at/; 
in  BetrefP  äieses  Canons  braierltt  die  61.:  RepeHtUr  zam  can.  6.'d  XXX.  qä.  4 
Vblaendea:  taomodo  dirtt  Me:  nuHa  auttoricat«  inveiiitar  ji'lroblbltiidi?  -^  'Seä 
Uee(  baa  aaiielurai  faarat  (d.  L  can;  101.  D.  IV,  öa  cona.),  naadiMi!  «artbeto  lii  M^ 
nos  legeoMam  vi;ner«t  V?l  forte  vir  eCj  oxpr  noa  rapaiiiiMr  <plafmi,  •  Mi.  mit 
rtn»  esse  probentar.  s.  ea.  cap.  si  qals  (d.  1.  ean.  3.  ead.).  Dass  dieser  letalere 
Eitürangsversucb  der  richtigere  sei,  leuchtet  von  selbst  ein. 

2)  Die  61.:  Et  infamia  za  diesem  Canon  erkl&rt '  die'^  fötgentjermassen : 
l^e  fiNto. '  Ofiedefenit  enfm  sttilil,  «iiquam  protfmitatem  iilter  ebs  contra^,  sj  sL- 
nMl  Meii^rent.  Sed  eiiani  sttperfliram  lesset,  ut  üterqoe  susciperei'  cum  ^'  sW 
cepttofte  alterius  uterque  (sc.  ton]dx)  compater  äfAciatut  ' '        '^  *'y 

S)  S.  diesbezOglich  die  6i.:  ,,Relidtafn**  tum  DicC  (^ril.'ihil.^p.  f.  ead. 

4)  De  Sancto  Matrim.  Sacram.  lib.  \II.  dfep.  b7.  li.  5.      '      '  . '  .,     ^^^^^^. 

ft)  M  dessent  CoUectanea  Doctorum  ad  cari^  6.  C.  XXX.  qü!'''4.  C^PPf,,f^ 
^et.  1716' sqq.  «tom.  V.  pag.  255.);  ebenso  all,  rap./j!  ^.  4e.öognar.  sj^rii..  p.  ^ 
«f^  (om.  !f.  pag.  S58.);  sowie  auch  in  dess^^  Cöli^ct^eä  tioct.'  in  C<)^c!'')rrT^ 
Sess.  XXfV.  de  Hef  Malrim  cap.  2.  rt.  21., (ed  Vehef.  ITÖft^  pag.  180.).  .  [  \  *'.    | 

a)  In  dessen  Comment.  ad  Seiü  Decretalioro' cap.   (.  de  cognat.  ^in^- 

w. xy: «.=».•  (ed. «6M.  16?» Part. m. m.jp„  ;.,   :; ;..;,. ,..,;„ .,;;. 

7)  Pnmpta  bibl.  can.  sab  voll.!  ßäpHemus  äU.  VII.  n.  24—26. 
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.6regjor>  JX.  (1227—1241):  verfi^o^.  und.  im:  J«^  1284  |>iibliifirta 
jaaiheDtische  Decyetalepsan^inlnffg  f ' vetcbQtgevghttMelii  die  Deoretlalep^ 
sammlang  Gregorys  IX.    (Deqrelialßp  Cri?^03r{i  I¥0  ^geiaiuit  mrdi    ' 

Die  Beetiimnjaiigeii,  welebe  diepes  B^chtebiioli  .iibchrdie  gäst4- 
liehe  Verwandtschaft  als  ßtieluiideniisß  entUUt.^),  sibad  f<i4§taide:«    < 

X  Was  die  Qt«eZfe  der.  gejüstlichen  Yerwaadtschaft  bettiilFt,  ^ 
bcjstiinmt  es,  da^  die  ,aas  dem  G^techiamTis  herrorgehende-  gcdstUebe 
Verif andtschaft  ein  trennendes  EhebiademlsB  näofat.  begiände;  diet 
s^lbe  l^ildei  kaum  ein  blas ,  yer)>ietc)Qdes  SSb^ibidemiss.  •  DleS'  ergiybt 
spb  ans  deip  cap.  5.  X.  de  cognat  spint«  lY«  11»^),.  des^n  IiÄiilt 
folgender  ist.  Die  Bli|itsverwanclti9n  eijoier  fih^g^tin  erhöbe«  -fegep 
jieren  Ehe  Klage  auf  Nichtigkeitserklärung  derselben,  und  föhrt^H 
als  Grand  dieser  ihrer  Klage  den  [Umstand  an»  die  ftBgikhe  >Sh^ 
£|attin  habe  dem  Kinde«  das  deren  gegenwärtiger  Gatte  mit  seiner 
frubprn  Concnbine  gezeugt  hatte,  bei  dem,  Cat^chismos  (in  prisio 
sacrati?  salis  pabolo),  als  Pß.thip.  zur  S|Bite^  gestanden«  Atif  ,^  aa 
ihn  diesbezüglich  gestellte  Anfrage  erwiederte  der  Papst  Clemnna  lU«« 
der  besagte  Umstand  sei,  .w^n/e^o  anph,  vollständig  erwiesen  wUre, 
zur  Nichtigkeitserklärung  der  betreffenden  Ehe  nicht  genügend. 
Derselbe  begründe  kaum  ein  l)losses  Eheverbot.  Und  somit  sei  die 
iBsBedb  eteheide.Ehki  ai*eeht  »m  erhalten;  mag  die'betr^ffende 
P9thlBB0olifift  Vor  oder  liaeh  deren  fleliliessnng  st&ttg^dftnden  -haben: 
Per  Wortlaut  des  in  Bede  stehenden  Capitels  ist  f(rigender:  Gon* 
iracto  mitrimonio  iflter'T.  et  A.tiYoremsnam,  qn!dam  eonsanguinei 
^itiiidi^  A.  cohtra  matilmonimn  objöcemnt,  quod  eadem  A.in  prlmo 
e^ci^atÜ  sulis  pabulo  filium  quond^m  concubinae ,  ipsins  f.  tenuit, 
Yerum  jai  constaret,  vera  esse,  quae  duimns,  non  idei>.  4amen  oont 
triactnm  maUimMBum  solTeretur^  qaae  res^)  vix  ^eokitmhendo^)  m»* 
inmonio  impedimentinn '  afferret.  Ideoque  Trandamns,  qnatenus  prae^ 

1)  Im  Üb,  IV.  tit.  IL  eap.  1-S.  \        •      i     . 

2)  Dasselbe  eqtbau  ein  Rescript  P^pst  Clemeos*  ai^.(lXS7-^Uf)l).  «nidei| 
^rzbischof  von  $orrento  CSurreotum)  in  Uateii^lien.  V^l.  Ober  diefte,pi^ce^.4ten 
her/KiTchiiche  Geographie  und  Statistik.    Begensburg  1864-^^9.  L.M.  i^,  t^r 

,       S)  Sc.  Pathenscbaft  bei  dem  Catechismus. 

i)  D.  i.  dieser  Umstand  könnte  kaum  verbieten,  das9  die  Ebe  ^ei^lossen 

rflrde,  ([esehweige  dieselbe ,  wenn  sie  dennoch  geschlossen  worden,  als,  jingQltlg 
pstellen.    P'ies  Ist  eine  Umschreibung  der  Wirksamkeit,  der  beiden.,  /\r(en  ;yq^ 

lejiiintfemissen.    Vgl.  die  GJ.:  ^.Publicae  honestaiis  jusUtiam'' '%fim  ^p.X2* 

'.  ie  (lespons,  impub.  IV.  2. ,  welche  die  Wirksamkeit  dor  pubiicae  beeestatfs 
jQstItia  als  trennendes  Ehelilnderniss  folgendermassen  bezei^boet :  fnaje.  Cb^  pobli- 
eae  lionest.  Just)  impedit  matrimonjam  contcalien(|am  et  dirimit  con^ractutp.  Vfl, 
aaeb  noch  cap.  jdd.  de  voto.  in  Sexto.  m.  15,  .., 


.  I 


Die  giliWflia  VfruttOfüMlt  Mch  im  9eerclalai  Gregor^  ft.     Ij^H 

• 
fsto  P«  aoctotefe  iMQtra  iiijti^,  nt  ttemontani  A.'  äetit  fii«t«li0 
maiiUli  «ffeetidne  pertractot  et  earAale  debitan  ab  ea  HoeKker  i^** 
gat  et  ptnolvai,  sive  ipsMn  A.  ante  matiifiioniwm  Gontraeiam -eim 
P,  nve  fwtwi  comitterit  hoc-egfisM. 

BoOglieii  der  AVnmii^  blieb  es  ganz  bei  dem  biflberig^ 
Bedbte  iaa  Decratom«^).  Aacfa  bezilglich  das  Sacromentes  ^ 
BoBM  blkb  es  bei  dem  Utereo  Recbt,  und  aucb  bei  d«ii  biflherig^it 
Zweifel«  wie  dies  aas  der  OL :  ^BapUßonnU  zum  cap.  8.  eod.  erMR;' 
we  nofib  imiiwr  -die  Frage  aufgeworfen  iMrd,  ob  das  Bei<ih(kiBd  den 
äohao^  die  TöoMer  seines  Beichtvaters  eheHoben  kftnne.  Wa^  ^ 
IL  den  Umfang  der  geistliehen  Yerwandtsdiafk  betriflR;,  s* 
sollte  dieselbe'  sidi  erstrecken 

1)  auf  dm  Pathen  eiaerseits  nnd  die  leiblichen  ISteihi  des 
ilioB  apirifoalis'  andrsrseits.  Dies  erhellt  aus  dem  c^p.  6;  eod.  >)) 
wekbas.  die  UngältiglDeitserklftnMig  einer  Ehe  anordnet  v  i^lcbe  dto 
TsafpaihiR  mit  dem  Yatet  des  Tftaflings  geschlossen  hatten 
Mandamap^  so  lautet  das  in  Redis  stehende  Oaj^iM^  mandamus,  41MM« 
immß^  si  ocoatiteritY  H;  mulierem')  praedieti  Tiri^)  ilium  de  saero 
fönte  levasse,  «ntequam  eam  desponeasset  in  uoi«m*),  tos  inter  ew 
difiroKtimn^.appellatione  postpoeita^  celebvetis.  .    ..<•  ) 

2)  A«b  auf  den  Sbto|^tten  des  Pathen  solle  die  vom  letetem 
cootrahirte  geisttiohe  ?<erwandt8ehäft  tt[>ergehenf  wofem  nur  dil».:b^ 
treSnide  Ehe  beraiis  flelsoblieh  yoUsogen  sei  7).  Dies  ergibt^  sMi 
aas  caf.  4.'  eed.  %  welehes  aleo  lautets  Martinas  Bertam  duidt  üae» 


1)  Vgl.  die  Gl.:  De  aacro  fönte  zum  cap.  6.  eod. 

3)  Disselbe  enthalt  efo  B«f9crtpc  Pspst  Ifinocenz*  lll.  (ifOS'-itie)  'an  den 
Bischof  und  den  Archidiacon  von  Lincoln  (Lincolnla)  in  England'.  Vgl.  Ob«r  dl^ 
genannte  h\(kese'Niher  a.  a.  O.If.  Bd.  S.  92.  ' 

8)  D.  1.  die  fragliche  Ehegattin.  '     '^ 

4>'  D.  1.  Ilifes  gegenWiHlgen  Ehegatten.    ' 

5)  ni^r  so  viel  als:  ^xisset  uxorem.  Sonst  bedeatel:  ,,dc^(»oiMAiref**"aiHi 
blss^  „veH&bemi''  Vgl.  Äp:i'S2.  X.  de  sponM.  et  iMtrin.  lt.  l.i^«A|k.  j[--8. 
X,  de  eland.  deapons.  IV.  S.  .'•.•( 

'  6)  %niydriium''*  >bed«afet  Hier  so  viel  Ms  deetanttfonilllltitl»  maltimoBH. 
V^:  cap.  S.  X.'de  donat.  Inter.  vif.  et  titof.  iV.  20.  -^  Biswdlea  b^Mtet  e^  tffi 
seliiMeei'  von  Türti  mid  Bett,  IM  rbm.  K.  4fe  Trennung  de»  Ehebande»*.  V^l.  fr.  1. 
Dig.  de Üvori.  kXlt.  2.;  fr.  fOl.).  1.  Dig.  de'T.  S  L.  1«.;  itei/f^n^ffierlfb. It.  IIT. 
IOl^.  h'1€.;  D^oiiy  Instar,  canon.'lib.  H.  tit.  2.  seef.  ff.  n.  150. 

7)  ffiedarch  wurde  der  zo' Gratian*s  Eeften  Bber  dfesen'MAet-  B^rrWttfeWtt 
ZwHfef  TOtMndig  Ve^enigt'  Vgt.- oben  S.  t«S.  -^      ''  ' 

8>  BMfdbe  entliiU  aageMich  ehi  R^cript  P^aM  Ctem^iT  IIT.;  arf  <ir^,  H4 
nicht  bekannt.  V^f.  B^mäU%,  tonmieilt.  perpei  ai«  h.  cap.  n.  f.;  nMOef* Hä 
dt.  cap.  not.  40. 


IPft«>  Tebefgaoi  aMtt  .e^pnbiTit^)  jj»Ui«rHiS|  qai  Bwüae  et.  Maiibd 
fil^um  4f\  8iucn>  foate.  auaoepit.  Lothaiio  ¥ero  et  Bertha  nblitis  de 
IKV^io«,  A(arti««B  cwa  TelKBcga  praefata  eontraxit  üw  aaiem  coa- 
sültationi  toae  duximas  respondendom ,  qaod,  quam  aecUiiam.ver« 
tiOB)  iXH^imiu?)  vir  et  mulier  efflciontar  per  oonaabium^  ana  caro, 
Ijivlidiiio  mkt  Tciborgam  nm  posse  matrinumialiter  ccqpulaid*)  MaN 
^,  qai coiwwtejrejiie^)  twe9>t»  c»w  qoo  una  oaro  leberg»  aoeeünr 
9WW*we.    ... 

:  !,  :Si)  SpUite  die.  geistliche  Verwaadtaehaft  eich  erstreeken  anf  öm 
Tänfting/eiüen^tp  und  die  Kinder  des  laufeade»  luid  des  TaidlNitbMi 
ai^dceewitai  Lie^onders  dann,  wena  dieeen  liin^iriedartan  ider  leibliclie 
Vater  oder  die  leibliche  Matter  des  Täuflings  als  Patben  ior  Seite  go^ 
iftand^  kabwt  ^o  also. die  Compatemiiftt  eiae  wechselseitige  war. 
PiQa  arhellt  aus  dem  cap.  8,  eod.  ^),  welches  in  dtes^  Hinsicht  ¥oU 
gfftdea veror4net;  Soper eo,  qaod a nobis taa  fratenutas  requisifitde 
doeriQn  ^jupatmm  filüS)  reapondemus,  quod.  si  taiea  fiieEiati  per 
qwpm  .alteram  vel  aixamque  pareates  (sc.  eorum)  ad  eonofateenita«- 
tarn  ?eiiermitt  oos  coiyciagi  wiUa  ratiaae  sastkieas  et  coagiindtos  psiK 
tificaU  afiotoritate  aoa  differea  separare«  -r—  Hiebei  machte  es  keinen 
Unterschied,  wenn  gleich  die  fraglichen  Kinder  des  emen  Oompater, 
«ciiMHt  igekKuoen.  wanoa,  bevor  noch  die  betraffende  Gompatomität  zu 
Stunde  gekonunen  ist.  Dies  ergibt  sieh  aus  den  cap.  7.  eod.  7),  wel^ 
chte  in  dieser  BaziehnngFdgeBdes.bestinmit^):  Taa  nos  daxit  frater«* 
BMas  tönsnlendae».  aa  natjos  ante  .compateraitatem  fililun  con^atris^^) 


i:  !.  .:sl)  Hier  80  Viel  als:  duxU  et  carntliter  cosnevU-    Vgl.  die  Gl.:  Cum  quo 
«|.  d^üsem  Canon.  . 

2)  Gen.  2,  24.;  Matth.  19,  4.;  vgl.  ran.  14.  15.  C  XXV^  qo.  t;  saa  a. 
qu.  5.  ead. 

S)  D.  i.  per  camalem  copolaoi.    Vgl.  can.  21.  €.  IXVII.  nn.  }.;  cap.  7.  in 
)ia4r4ind.<ep.  14.  X.  de  convers.  coojogat  lil.  S2.    Vgl.  oben  9,  232  Net.  2. 
;  .  }  .4)<J5o  vle)r'aI«:,fnatrimonimD  contrabere  oam  Martino.    VgU  cap.  7.  eod. 

5)  Sr.  Lotbarii. 
,  ,n,    i?)  4)assenii)  entiiiM  ein  ReM^ript  Pa|»t  Alexanders  JIL  (U^e— 1181)  an  den 
aiicbof  vm  Bia^Ua  (Vigilia)  in  UaterUaUen.    Vgl.  Neher  a.  a.  0.  i.  Bd.-  Sn  14A. 
I  .  ,    7)  aataaibe  enDiilt  ein  Refcripi  l^apal  Janoeeaii'  UL  aa  eiaaa  Cmmakm 
im  üerefofU  (UertliPldia)  in  Bnsla^d.    Vgl.  Neker  a.  a.  0.  II.  Bd.  a.  51. 

8)  Die  Gl.  b^leafbtet  dieses  Capitel  durob  folgenden  Casii^:  AMqois,  puls 
MifHww«  Jiabebai'flUanL  Nato  19(0  fllip  Martinug  suscepif  flUam  Peiri  de  sacro 
fönte.  Qaaeritor,  utmm  fllios  iste,  natus  ante  compaternttaUai,  coafamctaai  iatef 
mnimMa.et  Pfitrom»  poasit  aceipere  In  uxoren  flUaia  Petri,  per  ^eaia  eoaipoter^ 
»jl^af  .Ma  iN)nli|ie(a  ttiit,  el  an,  si  eoatraxeiioft,  debeaip^^  jeporaiL 

9)  Sc  Petri. 


patha  sm^)  vol  i9opiiqatri3  ,f|hi  pont.ufatrioioniiaJiter  i^id/)a»,  et  m 
cuotn^,  an  jd^eauV  aeparari  — .  Svapex  quo  req^odamos,  qfiod  hnjofk 
modi pemNpaenon poaaant.matrimomupi  contraher^i ei si cout^axeruiti 
possoftt  ab.  ^Dvioem  B^pararl  Zugleich  wird  in  demselben  Gapitel 
noch  geengt,  dass  diese»  EJxehinderuiss  juris  pujblici  aei,  und  dabi^r 
jeder,  der.daywKeunimsa  habe,  gehalten  aei,  dasselbe  der  kirehlichen 
Behörde  anzuseigep.  Et  qui  contractnm  sciyertnt.^  so,laiftet  der 
Schlua^aa^  dqs  in  Bede  stehenden .Capitels,.debent  ^Ecfdesiae  iUu^ 
ftunUare^). 

^JjQiabesQndere  über  die  Kinder  des  Taufenden  handelt  d^sbeaüg«- 
lieh  c^^  8.  eod,  3)^  welches  die  Ehe  des  Täuflings  mit  dem  Sohne  des 
Taiuti^nden  als  uAgultig  erklart.  Dasselbe  lautet,  wie  folgt:  liUlittp- 
m  veatris  accepimus,  quod  quum  M.  mulier  coram  Ofßciali  Cantuar^ 
ensi  Alanum  peteret  in  virum  ^),  et  se  affidatam  ^) .  ab  ee  ac  cpumalit(9r 
cf^gnitftm  ^)  per  tiestes  idoqeos  pipbavisset,  dictorum  ^afidem  testium 
depoaitioinibos  publicatis,.  idep  A.  eKcipiendo  preposuit,  quod  eaw 
habere  non  poterat  in  uxorem  pro  eo,  quod  ipsum  pater  mulieris  ejus- 
dem,  qai  aaoerdos  ewtiikit,  baftizavit  S«i  qpuun  ideao^  jQfiKaialis,  ez- 
eeptioiie  hiqwjiiodi  non  admnsa,  diffiaitivatt  ^)  talerit  «enteatiam  cod>^ 
tm  ipsam^),  et  idem  ad  Sedem  apostolichm  appellaverit,  miandamus, 
qoatenas,  si  estita,  eundem  A..  super  hok;  ab  impetititine  mulieris^ 
absolvi^tis  ^psius,  eidem  mulien  pei.'peiuum  silentium  imponentes. 

Jedoch  zwischen  den  GeacbwisterA  de^.  Xf^u^t  eineiseiUi  mi 
den  Kindern  des  Taufenden  oder  des  Taufpi^than  andsaraeits  sollte 
keine  geistliche  Verwandtschaft  stattfinden^  moehtett  die^lben  vor 
oder  nach  dem  Zustandekommen  der  betreffenden  Compatemität  ge« 


•  ,      « 


1)  Sc  MarUni. 

2)  Vgl.  Joann.  An4reae^  In  quarr.  DenreftaL  JLH».  Nov«Ua  coaimeiili|ria,  ad 
cM.  cap.  7.  a  3.  4.  e4L  Veaet.  ISU  fol.  SS.;  ferner  die  Gl.:  NwMore  la  die* 
>eia  Capkel 

3)  Dasselbe  enlbflU  eia  vfp  j}«!^!  Gregor  IX.  an  ainiae  PrAlatea,iB.Esalafd 
^crlfiitetes  Bescript.  Y^l.  Oon^Ue»^  fd  b,  pap,  n,  I. 

4}  D.  i.  sie  verUngte,  er  solle  als  i^r  Gatte  d^  auQ^ebobene  efielfdie  ler 
beDsgemelDschaft  mll  ibr  wieder  aufbebnen« 

5)  So  vi^l»  als:  per  sponsalfa  de  fbiora  desponsatarop veflobt.  Vgl. 
Maigne  d'AmU,  Lexicon  roanuale  ad  scriptores  mediae  et  iv^ps^^  latinttafl^ 
i^aris  ISM  iiob  b.  voce. 

e)  Wodarch  nacb  dem  damaligen  £bere€bt  ,das  ^beverlöboiss  ita  wabren 
UDd  wli^Ueb,en  Ebe  ward.    Vgl.  eap«  30.  X.  de  spoosal  et  matrim»  lY.  L 

7)  $0  viel  als:  deflnitivam.  , 

8)  D.  l  er  m^sse  sie  als  seine  Ebefraa  bebaUoa. 

9)  D.  l  von  aller  ferneren  BebeiUgung  in  dieser  Sa<;be. 


.1».  .1  K'« 


$56        Läulrin.  '  tl^  EU^bitiderhi»  der  j^istlichen  'Verwandtsdiaft. 

boi^n  ^iftim  tolh,  ttifi  konnteir  daher  dieise  mit  einander  ohne  Wei* 
tefs  eine  !ßhe  schSessfen,  wofern  nicht  nur  in  dem  betreffehflen  Ort  eitle 
OTtgegetigesetzte  Gewohnheit  bestand*).  Dies  folgt  aus  dein  eap.  1: 
ebd.^);  welches  lautet,  wie  folgt:  Ütrum  autierm  filfi  »ut  filiae,  sc; 
dnorum  compatmtn,  ante  vel  post  compatemitatcfm  genitif  possint  ad 
fhvicem'  bopnlari,  cänoüest  secündum  ditersorum  loconnii  confriietudihes 
cöntrarii*  üiveüinutitf^).'  Et  licet  primus  cänon  *)  erinde  *)  ödifes  natos 
jpost  comp^rMtätem  ad  invicem  copnlari  prohibeat,  ftlter  tarnen  car 
non*),  posterius'')  editus,  primum  videtur»)  corrigere,  per  quem  sta- 
toitor^  tit,  Mf d  aäte  äive  post  6ompatermtat^m  geniti  sunt,  iämül  pos- 
isint  cohjungi,  excepta  illä  persona  duntaxat,  per  quanl  ad  cotripater- 
hitateln"  vetiitur.  Unde  nobis  videtut  %  ut  secundnra  fjosteriorein  ca;- 
noiiem  debeat  observari,  nisi  coifsuetudo  ecclesiae,  quae  scandaluih 

generet'*^),  aliter'öe  habere  noscatur  1*). 

"       Wl^  der  i)i8cesanbischof  in  Betrieff  der  Zulassung  oder  Nichtau* 

llassung  von  Ehen  ^eser  Art  sich  vMaÜen  solle,  bestimmt  das  bereits 

j)  Wie*  iBicb  (Älüe  soiai^  IffeWohnhsK  M|e  bilden  fctanen,  erlMlU>i|iis.dm, 
was  wir  in  dieser  Beziehilag  ob.  <s.  288 1.)  aus  dem  Oecre(QiD> Grätiaol  «s(iefiUMrtiliitb|eit 
^..  2)  Pass^tbe  emiilU(  ein, Jlescrjpt  Paps4  Alexaqdj^r g  ilf.  ap,  den  frzbisc^r 
voft  Selerno.    Vgl  über  Salerao  Neher  a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  138. 

3)  Es  sind  liiemlt  die  can.  4.  5.'t.  XXX.  qu.  3.  gemeint.       '  "  , 

4)  D.  1'.  ean.  5.  ead.,  mit  der  Ueberscbrift:  t»a^<bali^  IL  (tMtf— lllH)  Bi?* 
^m^  Episropo.    Vgi;it«c^fer  flld  dl.«aii.  fiM.>'^.     '"        '    - 

6)  So  vtei^  als3  destappr«  'I    ^    '    ;  !•> 

.  /  ^]D.  J.,  rap»  4.  jEi4id.^.|iifU.,ii|pr  Ueberaebrirt; >  Urbapus  Vital^  presbytero 
Brixienaii 

7)  Da  in  der  Ueberscbrift  des  genannten  Canons  unter  Ürbanas  bftcbstens 
Urbanos  11.  (1088—1090)  gemeint  sein  liann,  der  can.  4.  ead.  aber  dem  Papst 
Pascbalis  II.  (1099>-ni8)»  also  dem  Nacbfolger  Urban's  II.  zugesclirieben  wird, 
so  scheint  der  Ausdrucli:  „posterius  editus*'  nicht  der  ricblige  ztr  beiif.  Dbcta  wie 
«diota  oben  ($.'238'{<6t^6;)  bemerkt  wordiän,  die  61.:  tWe  Ürhaiiiua  iwtn  can.  4. 
C!  Xiit,  tju.'S.  ist  der  MeWung,  ta  der  Ueberscbrift  des  c*n.  5.  ead.,  ^ef  scatl* 
Paschalls  II.  za  lesen:  Paschalis  I.  (817—824).  Dasselbe  behauptet  aneh  di^  Vr.: 
*,jPb»f«Hh*i*'  tdm'  dtp.'  r.  X.  de  eogoat.  8|«rlt.  Wr.  tl. 

8)  Hier  so  viel  alsrbi^osciiufj  'tgl.  'J({5^ei  dt  i^o^äfe  f)ietionafittffl 
Jdi^.  tum  dv.  qnim  cahoii.  Venire.  157g  snb  voc:  tidttur.     ' 

9)  So  viel  als:  censemas.    Vgl.  ÄXherid  dt  Rosate\,  c. 

10)  D.  i.  die  besondiere  Ortsgewofabheit,  deren  Verletznng  diesbezüglich  ein 
Äergenriss  verursachen  Würde. 

11)  Daraas  folgt,  dass  auch  durch  die  Gewohnheit  rrennende  Ehebinder* 
faisse  begründet  werden  kOnnen.  Tgl.  die  61.:  'Nisi  consuetudo  ecclesiae  quae 
acandalümtn  diesem  cap.;  ferner:  iVo^p^W  Fa^narti/Commentarla  fn  qu^ft. 
Lib.  Decretal.  ad  cap.  1.  X.  de  cognat  spirit.  IV.  11.  n.  4  — f4.  ed.  Vertet.  1740 
pag.  64.;  ühald,  Giraläi,  Expo^ltlu  Jbris.  pontif.  secf.  704.'(eci. '^oib.  18S0 
Part.  I.  tom.  1  pag.  522.).'  .,.      M    u 


Dte  fefstnebe  VtlrwanilUchtn  npfieb  den  ÜeeretaieD'  Gregor'^  l!X.      StÖt 

erwähnie  cap.  3:  eod.,  welches  dem  Diocesanblsöhof  diesbezflglich  Fbl- 

genie«  torschwlbt:  Caetenrm  ffi  pef  netitnün  eönrm^  ad  cömpatend- 

tatem  yentum  ftaerit,  de  Üb  -  te  volainiis  consaetndinem  tnae  metro- 

politanae  eeclesiae  vel  alianun  circnmpoedtaram  inqnirere  et  diligen- 

tins  ittitari,  itft,  qtiöd,  s!  ejtisdeni  ecdesiae  consnetado  habeat,  inter 

eos  non  «dstmerd  conjnglam  ileri ,  nee  ftctüm  ^  flrmitatis  robnr  ba- 

bere,  ta  smiQ}  modo^  \ii  eecTesia  tibi  commidsa  cotijtighnn'liiijüsmo^ 

fieri  flon  pemättasr,  «t,  M  ^aos  tättter  eonjimct(»  inreneris,  jtixta  eartm- 

dem  eecl^amm  eöMTietttfiineni'i^os  deparar^  ab  inviceih  noti  omittaa. 

^  Vertan  flidecoDcrOiettidlne habeatnt'),  iit  ta!f^'coiijtigiä'p6i4ü}ttäii- 

tnr,  id  m  ecclesia  toa  dissimulare  poferid,  Ita,  quod  liec  cönttädicei^ 

nee  \maA  Tide^ris^]p(raeert8re  ässensüm,  qtiia  sicut  grave  )eöt,  antiqüam 

oeiisoelfadiiiem  eircö^^  dtipfer  bis  eöätemnäre,  'sie 

quoque  gravins  yidetur,  si  propter  eam*)  hiijtrsitiodi  öönjngiis  tttum  in- 

doIgiBs '  asrsenram,  qaüito  possetiri^e^plnbi/aataiiii.    Wie  stnsdem 

Schlosssatze  dieses  -  Capitels'  khtf  erbelR;/  Wolttd  der  päpstlielie' Stuhl 

das  Eingehen  solche  Ehen','  wMn  sie  auch  äonst  äis  gültig  anzusehen 

wflten,  doch  nicht  beg^tistiget  wissen.  '  EndHbh  •    • 

III.  wafif  den  Einfluls  der  ^dstliebcn  '  Tehsrandtsbhaft  auf 
eine  bereife  reohtm&fifiMg  geschlossene  Ehe  anbelangt,  so  bestimmt  cap. 
2.  eod.^),  die  betreffende  Ehe  solle  auf  Omnd  der  li^hizütretenden 
geisfHdien  V^h^aMdts^haft  wedtfr  get^enilt  no(^  soilsi;  itgent^ne  in 
ihrem  regelmSssIgen  Bestände  gesWrk  w^rd!en,  tarag  dib  l^rwähhte  geist- 
liohe  Verwand tschtift  voti  den  beü^äi^nden  'Ehegatten  ads  Unwissenheit 
oder  aas  Bosheit  hervorgerttfen  worden  sein.  Si'  vh'  tel  limlier,  so 
lautet  das  besagte  Gapit^l^  teitoter'  #U  i^norantte^)  flfinm  snum  de 
sacTo  fbnte  susceperik^Süppl-.  nös  eonsnltaa, '  an  piropter  hoc  separari 
debeaüt.  GonstiiMtiotit  Mäe  tälitefi*  respondemtisi  qnod,  qüamvis  ge- 
neraliter  sit  institntum,  ut  debeant  separari^),  quidam  t^nen,  huma- 
mos  seBtieoteB  Alitenstatnuroni^).  Ueo^vein^a  TädetMi'^),  /qutd  sive 
et  ipLontttia  m^&i  nalilia  id  fdceidni,  Hon  s«ht  at^invicem 


■    i 


,<•     II  ;  I        !.     «t      >  '     .        '.' J«j 


1)  D.  I.  flliorum  et  fllioruro  ex  Mobns  roi^tHbtfs  glMUenirti.   •' 

l!>  B.  i:  nt^,  9l  umea  iefH  seu  conCralieretttr:      V   '••''•    '    ■ 

3)  D.  i.  wenn  jedoch  die  besondere  Ortsgewobnheit  dabin  gebe,  das^  d.  9.'W'. 

4)  Sc.  consaetodinem  dreutejaeentfttm  eerle^niirt:  " 

ft)  DaMbe  enlbRlt,  wi^  das  €ap.  1.  eod.  eitrHetfefii^t  Pat»9t<K)irt(alitaer*s  III. 
•II  den* Bischof ^vion  Salerno.  .:  •; 

0)  Se.V  bor  ti^f  v^itmn. 


,■,•..  f  ,t  ,    .        .  •  . 


./ '  >    \*i'*\i  '«li 


7)  Hiemit  wird'sittf  a<iP'Mn.'1.  t  t  XXX.  i)u.^l  fcezdgfen. 

S)  Vgl  can.  8.  4.  6.  7.  Mr     .'-•■..       ■"   '-^^  '-    "  ^''     '^-  ^ » 

0)  D.  i.  eensemaa.    Vgl.  AlheriH  de  Rosdte  1.^.' "  '   '' 


?^$        jlj/a«rtn, . ,  I>|i9  l&lt^ifMt^rffisi.  der  f elstlldieii  Yf rwfi^tofi^aiV  > 

i^Taft^r  alten  debitoni  4?^^  a||ijbtrahere>),>  nisi  ad  oontUiQnt^pi  ^Kr 
vandam  poss^nt  kdaci  ^),  guiai  sj.  e^  ^orairLtia  id  facffiiiin  esti  eos  jg^o- 
rkotia^excosare  videtur.?},  si  ej;  nuditia^^,  w  ^a  £cau$  oofi  deMpa* 
trociaari  vel  dolus  *)•  .        »  ,       , 

,  ,  J^qcl\  sollte  ,ia  so  einem  Falle  d^eaigjui.Gattei^,  we^l^ar  dif 
betre^ffeade  geistlicbe  VerwandtsQbaft  ki  der.  boshaften  Al^aicbt  ber- 
)F9^90ru|e|i,,  da4Qrcb  sßjuieEbfl.i^tt  IQsqa,  0i4«fT»ßif9ß^  Bmß  aqferkgi 
wenden, .  Dies,  erhellt  ans  d^m  cap.  5«  epd^.%  iwa  in  imßK  Beäehimg 
Folgendes  bastunrnt  wird :  Vom  tam^ o,  ai  in  ftandeo^  hoQ  fecerit  ^, 
Clausa  n^tiimonU  sepai^andii  poepitentiaio,  pro]  eraespmläKme.aodpiat, 
patJJimonio  in  sua  toaitate  dujcante., ,  ..  ,  ,.  •  , 

Im  Uebrigen  Uesa  die  Decretaleuai^nmlung  Gregi^rla  P^,  \m^gr 
lieh  dei;  gaistUcl^^.y^trTrwdtsohaft  als,  fihehin4e]:n]ss  d^,  ^iab^g^ 
It^cbti  des  DeoretHins.  in  si^iner  GeltoDg. ;  .         ;     .  / 

Allein  /  aUi)9ftj|g ,  taucht^  in  Betraf  einher  Punkte  d«r  geifir 
liehen y^?wwdta(i|iaft.ii^V0  Zweifelaot    Und  zwar.  .     , 
,,,1«  po^^ten  Yi^,  9ich  ^itützend  aiif  die  Worte  des  cap.  5.  X.  de 
cognat.  spir.  IV.  ^.;  »f oae  res  ?ix  conti»he«do  n^tviinonio.  ip^ 
^pe^jUD^ptuip  afferret,«  der  Gatechismos  bewirke  kraft  der  De- 
,  creljalciqsammlung  Gregorys  IHL  gar  kein,  auch  nicht  ein  blos  ver'- 
biete^^es,  Ehehindepiis»*  *  -  ,  ' 

,j  2;  Waicep  Viole  woh  f(Um\>fff  in  ZwmjEel,  ob  aU^s,  was  in 
_  .  Betreff  4er  geistpcb/ei.  Y^^^a^dtacbaft  be^ilgUch  des  Tau^iAtben 
m  Terpi:dpe{»  ist,  auch  bezfigUch  des  Ta^l<[6^den  zu  gelten  habe,  in* 
,  dem  d|^  D^retalensammlung,  Gregorys  DL,  mit  Ausnahme  des 
.1  ,  qap.  8.  f<)d.,  stets  nur  voa  den  Tau^atben  rede. 
.  3.  Wurde  bezweifelt)  ob  die  aus  der  Firmung;  entspringende  geütt^ 
liehe,  yerwandtscb^ft  dieselbe  Ausdebuufig,  liabe,  wie  die  aw 

■I|| ^iH«ll»»^p|  >»M 

1)  Wozu  4le  «.:  JHhi$mf^  debet  suöirakere  Fügetkles  »eiiierkl:  MI 
yiMtnkl  peiett  eiifferel  r#4est  dirii  Qood  ille,  qvl  Imh  fwMr  igaenBlef ,  ffoteü 
reddere  et  exigere,  quUi  Don  p<<ccavU;  qui  vero  scienter,  saÜs  videtor,  qood  non 
deberet  exigere,  sed  reddere  tenetor.  Tarnen  noo  invenimos  prohibttom  in  boc 
cwn,  qood  non  ^^«t;  crg^  nee  no3  proMbumos. 

2)  D.  b.  wenn  sie  nicbt  DreiwiUig  iqr^eobicbliuf  der  KoWialtMmkett  sieb 
e/9t9cbliewen. 

8)  I.  e.  dignoscilor«    Vgl^  Alberici  de  Rosate.  U  tp 
«.,    ,4}  MipUcb,  om  dodurcb  die  Trepnuog  Ibrer  Gbe  berbeizofUren. 

5)  D.  b.  dtnn  gerade  sollen  sie  den  beabsicbligten  .bOscnZwecli  niobi  «r* 
rdcben.  Tgl.  can.  4.  C.  XXX.  qo.  1.;  cap.  15.  X.,de  resoripUs.  L  3.;  cqp.  2.  x. 
de  dolo  et  conUpiMic  U.  M.>  eap.  1.  &  de  eo,4Mi.^u«tt<  IV.  7* 

6)  Scbon  oben  S.  252.  theilweise  angeÄdct. 

7)  D.  l  patrlnani.  flSi  MMßTh^ß  epnlitgla.^ 


»    • 


Me  «i^tttlfllie  Vefwaodlacii^a  «^  4im  iJim  StM».  \         96$ 

öttx  TanÜB  eut^UbfNiie*  Der  Gnmd  di^w  SweifiBte  lag  ia  da» 
UmaUad^y  dass  die  ladur^rwihjite  Gregoriamsche  Decretaleiir 
sauunliuig  anr  vem :  baptixatesi  levaas,  levataB  u.  8.  w.v  niuL  nie 
vom:  coofirmans,  canfirmatus  u*  9.  w.  ^ecbe.    EiidUch 

4.  wnide  hmmmbiik^  ob^  wenn  gegen  die  beii^^chen  kftrchljctien 
Vereedmuigiti mehrdemi  Bine Person  ab  PaihMi:odi|r  Patfainnen 
nr  IlMfe  oder  Finmuig  gngolnoien  wftrden,  die  geisttBclie  Yet* 
wandtediaft  von  und  mit  allen  den  00  zngelaaBetoen  Personen  oon- 
tuahivt  i«Aidiei)d0r  nidt 

Dieee  ^w&iM  worden  gelOst  durch  die  im  Jahre  1298  pnbKcirte 
antbentiflche  DeereMensamnütmff  Papst  Bonifacius  Vllt.  (1204— 
1308),  od^r  wie  man  sie  gewöhnlich  nennt,  den 

in)  JUber  S^tt^^).  , 

Ufl4  zwar 

L  bezüglich  des  CateehismaB  wurde  entBchieden,  daiss  er  aller« 
dij^i»  ein  verbieiendes  fihebindecniss  begr&ndes  Per  catechisnabm,  so 
lautetvdaa  cap.  2.  Md.;  qui  pranoedit  baptiainint  sacraBsentomin  fun* 
dameatam  et  jannam  reliqnenmi,  cognotio  spiJitimlis  oontr^iitur,  per 
4«am  eontrahmdaim  maiiisioiiiani  impeditur,  wi  ex  praedecessoris 
nostri  dementia  Papae  IIL  deoeetali^)  ooU^itur  evidenter.  Dieendo 
enim,  ^nod  talis  ses  wx  eomtahendo  matrimomo'  impedsBienttim  alTer^ 
ret,  volle  videtnrS),  quod  aflferat.  Nam  quod  viz  fit,  fieri  tarnen,  dn- 
bium  non  exsistit.  Per  illam  tarnen  cognalSonem  matrimoniatp,  post 
eam  contractum,  minime  separatur.    .  .   .    , 

2.  Wurde  auagesprocbeii,  daes  die  4U»  der  Xanfe  entspringende 
geisfUiske  Yerwundtsohafk  ebaiso;  wie  inf  dbn  Tau^then,  sich  auch 
auf  den  laufenden  erstrecke,  und  ferner  dass  die  aus  der  Firmung;  ent- 
springende geistliche  Verwandtschaft  dieselbe  Ausdehnung  ha^e,  wie 
die  aoa  der  Taufe  entstandene.  Nednm«  so  lautet  dae  cap.  1.  eed«, 
nedum  inter  baptiaatnn  et  illum,  qui  enm  snscepit  de  baptizmo,  ao 
inter  enndem  baptizatum  et  süscf^ientis  filios  eft  uxorem  ^  ante  susceptio» 


1)  Die  beittgUdien  BeMntDongfn  Umf  ilnscibsi  fm  Lttr.  ^V.  tU.  8.  cap. 
t— S^  «DthilUni. 

2)  IfiemK  !s(  cap.  5.  X.  de  cognat.  spirit.  IV.  11.  gemeint. 

3)  So  viel  als:  dignoscilur.    Vgl.  Alberici  de  Rosßte  L  K-  ... 

4)  Daraiu  folgt,  dass  mit  der  Cooeut^ine  dfs  TapflMiUiea  lieiaf  fti«tlieiie 
Vemaiidtsclialt  coalrahHrt  wlr4,,  wie  dorn  Ja  aucb  «dioo  im  ani.  4.  X.  eod.  in 
dieser  Betiehnof  ansdrOcklicIi  oor  von  Ehegatten  gcf  pMChan  wM  Vgl.  Obi^mp 
^^  Gl.:  üsBiarem  so,  dieiMp  Csiitei 


nem carnalitcRr coghitam  ab eodeto^),  iihmoefUiitti  Inter  mi9cipi^tem'^), 
patremqo^  baptieati  et  matretü^,  eo^i^natianeiü  spiritaalem  iA  bap- 
tiflmo "contrahi,  jtire  eonstät,  qua»  oognätio  ^  cdnträfaenidtim  matri* 
monium  impedit,  et  dhimit  poet  eontractmn.  Et  eadem,  qnae  de 
Biuicjpi&nte  sunii  dicta»  snnt  etiam  de  baptiflttitei  emisenda.  *^  Bx  eon* 
Sirmatjone  qaoqne  aeu  fironäa  dirisnuktione'*)  Bpitit«aiiB  eognaitio  eis- 
dem  modia  eentrahitar,  matrimMiia  BimitttMr  impedieBa  (MMutralieiida  et 
dirimena  poat  oottteaota. .  ••.'.>         ./. 

3.  Bezüglich  der  übrigen  Sacramante  wurde  teitünitUiy :  daes  aus 
decen  3peiidii_qg  gar  keine, geistUobe  ¥erw,ai|di»ah|rftr  wtstt^w  solle, 
wodureh  die  g^istUcbe  Ye^andtach^iralcbe.iaaAanAGrtttid!^  ]>e- 
cretums  ^)  da  und  dort  aus  dem  SaiQraoiBiite  doi  Bosse  abl^tdte,  (gftnz^ 
lieb  aufgehoben  wurde.  Ex  datione  vero,  so  verordnet  hierüber  cap.  3. 
eod.,  ex  datione  vero  aliordm  satirameniorüm,  sc.  praeter  baptizmum 
et  confirinationem,  cognatio  spiritualis  nequaquam  oritüf/'^uaA  matri- 
iqomumimp(idiai}irel.«ywolfiM<^);;  fiidUoh 

.,  4«  bezech' des 'faUa, 'wo  gegen  das  .kinoUiclie^  Veiii^t^ 
ZMJT  Ta^e  odeff  JFinDungjMbmr^  Beiaoiifin  ate»  Patttea  aggpiaoisni  wor* 
den  wäreiQ,  ^wtecblad  Pa^t^  Boniftduns  VQL  cap^  >8;  .^cM.,:  daaa.  die 
HQiatü^^  YerwandtBehaft  a«f  aUe  jmb  BersooBn  siek  drioneken  aoUe. 
QoaiQjTis  non  plures,  aoi  lautefa  dlüij  geaanjite  Gafitelt  iqaamiuiua'  nr 
vel^)  uw.Qumer^>.iwse0dear0-debeaiitiad  ;8ittoq»ieiidiun  46 'bt^^tjamoin- 

.-r — : -ni —  ,.        •    /       •  ^  i 

1)  Hiezu  bemerkt  die  ^1.:  Cognitam  zu,di|efiein.  CapUelFol|[encl?s;  Secns« 
si  post  bal  uxor,  vel  si  prias  erat  axor,  post,  et  non  primo,  carnaliter  sil  eog- 
nita;  qoia  per  unionem  rarnis  sequentent  non  polest  trausire  in  unionem  spiritus 
uraecedentw«  XXI^  qo.  4J  pMlioixöHsiii  «.  .ctiL  5i  Q.  X]^X.  qm  4.)t' 
.  2)  Daz|U.b|sm«flU.^Q,fi).:  ,f$;ui^if)fi<^«M.^iii  f|i^Bi  CiipHels  Smri«:  el 
uxorem  ejus  priu3  carnaliter  co^Biiain.  XXX,  qM.,4.  si  quis  uous  ^cm«  i»)-,  $f^* 
pra  cod.  itt.  Martinus  (cap.  4.,  X.  de  coguat.  spirit.). 
'  '  3)  Nota,  sö  die  Gf.  sulj  ti.  vo'c,  nota/iiofl  dixit  patrem  baptizati  et  ejas 
tuttfretk,  iifio  dittt:  matrem.  S\  ^irof  de  e^nedMna  Vfr  phftsreei  ÜUtrirr;  Hie; 
qai  levit  fllian,  est  compater  coaeubinfe  et.  tUI,  aed  aM'«)tts  uioils.  < 

4)  Hiezu  bemerlUdif  Gl.:  FrontU  ,vyie  folfiii.Mpf  üt  ^  solO:epi$fiepe;  Ae 
cons.  dist.  V.  manus.  (ran.  4.).  In  venice  autem  chrfsmant  presbyteri;  de  cons. 
disf.  IV.  presbyteri:  (can.  120.). 

.5)  Gra|.  post<  c«n.  7.  CL  T^XIL  qu.  \.;Jftrmn  c|iD..9^A0*  etd.  x. 

6)  Die  Gl.:  Sacramentorum  zu  diesem  Capitel  sucht  dies  fftlfaRderinaMea 
zu  begrOnden:  Renascimur  enim  in  baptizmo;  et  cbcismatfo  TronUs  iUjim  cooflr- 
mat,  quod  non  est  in  alil^  sacramenlis,  et  ideo  per  isu  spiritalis  contrabUur 
compateniUas,  non  per  IUI 

•  7)  Vgl.  tan.  «00.  101.  ».  IV.  de  eöns.  •  "  '       • 

-  8>  Hlbraiis  fblgt ,  dtss'  emb  Bofche  Pefsonen  ils  Tauf^Afhen  intervenf^en 
aemten,  die  nkM  desselbeD  Gtscblethtes  waren,  wie  das  zu  lanflefM^  VTM. 

0}  HiezQ  bemerkt  die  GL:  Ufm9  Fol9eiid«8t  Ine  al  aiverei  nec^siti^,  Ifl 


..  IMg.gflNt<tc>^'  Yinwipdta^fl  nmlkin^'t^km  Scutvn.  \        S6t 

faniem  jaxta  swn^iiiiQ  «anomuii  iitstitipte  ^):  ,si  twm  pituie»  aocoase^ 
rint,  spiritualis  cognatio  inde  contrahitur^),  «latntioiaa  eontraheada 
impediei»  et  etiaxn,  post  cootini^i  di8ppIvfiD&  De  confirmatjoae  insaper, 
quantmn  ad  hoe,  ideni  ^)  jiidieinm  ^  l^abendiinL 

Die  l^isher  $^^f^bIißn  ^e^ümD^ogeo.  l^Udeten  aflitdem  in  Be^ 
tr^  der  goetUcheoi  V^nnoidteclif^  dan'  g^ltend^  Becbt,  wie  ea,  aaah 
ia  den  loeisien  moiü^ex  gfi^^^  Partieol^^jnadett  nvilederfaolt  wird* 
So  z.  B,  in  der  Privger  ProvincialfyDode  vom  JaJm»  1355  im  eapL  51 4); 
wo  die  Fiäßj  ia^enep  di^g^iatliithe  Vervan^teofaalt  stattfinde,  eittzelB 
angefabTt  werden  mit  folgaaden  Workeq :  Spkritaalifi  oognatio  srive  eoni-* 
pateinitas  in  T^nti  caaUin^  mt^tnnKMMm  oantrabendian  impedit,  et 
dirimit  post  contractom,  soUicet :  intei;  leiraqtein  et  leratam ;  levatom 
et  filios  levantia;  Ie¥9tiim..e|^,  cpigi^geQ)  levantis  priua  eognttam ;  pi^ 
rentes  levati  et  coiQageniJle.Ymti£i  prioa  cognitam;  leyantem  et  pareft^ 
tes  levati.  Item  inter  bai^iz^itac^  et:  baptizaatem ;  baptizatnm  et  filios 
baptizantis;  hp^pijizatam  et  c(u\)^gem>aptüwKtis.pms  oofiutam;  pi^ 
rentea  baptizati  et  coQJngeoL  ti^p^izantU  priu$  cognitam ;  baptizantem 
et  parentes  baptuati.  Jtem  iote^  canfirmatwi;et  lerantem;  eonfiitoa^ 
tnm  et  filios  levantis,.  coinfinioa^^um  ßt  ^ugem  levantis  präis  eognitf 
tarn ;  .|evajatßm  et  parentey  coDfirmpti.  ,  Item  confinnatmn  et  conflis 
mantem;/Km&rmati^n  et  filies  confinnaBtis  et  coiyngem  oonfitmaiitiß 
prina  loog^ij^m ; ;  paientes  coafirmati  e|  ooQJ^igfffQ  coüfirmanti^  ptiüfe 
cognitam;  CQ^finnajatem  et  parentesi  ^nSoffi^Ui  rr*  Bbeiißo  in  einev 
Salzbnrgei;  3y4ode  vom  ifJoifi  U2Q  ^),  fernen  |n  der  S^y node  von  Bam« 

cttpcliliinflr  et  tejptUnia  el:.c(iiiniictiohie  oto'pdtest  esse  pürfnus,  Heet  boic  xtoii 
babeal  uf^ß^t^Oß  Erelesuicf  J{oiqiHiiie,.cte  cons^er.  4ist.  lY^  in  .eatecUflOio  (eta.  lOd.). 

%)  Sc  «ao^.1AI^D.JY.  de  COOa.  ,  Wo^a  die  Gl.:  JnatUuta  tu  diefemCc« 

pitel  Foigeniles  bemer^^:  Ei  pptujt  esse  ratlo^  qjuae  reddikir  ixt,  adQptjeoe  v^el  cog'» 
natfone  legali,  quae  imilator  naturam.  Hieoiit  wird  nSmlicb  aaf  die .  Bes^lmmiui'* 
gen  des  Römiscben  Recbts  intTötreff  der  Adoption  Bezug  genommeD,  worpaeh  die 
Adoyil^  nur  kWlMben  tolcben  Pefsonön  '^airtfrltteii  Itönnte,  zwiscben  denen  Qber- 
baopt  ein  nalQrlicbes  Eltern-  resp.  Kindes-Verbfiltniss  Platz  greifen  konnte.  Vgl. 
fr.  16.  Dig.  de  adopt.  I.  7.  —  Et-alc,  fibrt  die  geminnlt  Gloase^  fort,  spiritualls 
cognatio  bebet  imitari  natoram  vel  cegnadanem  afimalcKv  sc.  at  aam  solos  sit  In 
sacramento  (baptizmi)  patrinus.  .<  >  •  '' 

"  2>'flk;.  liamaoaeppce  M  i^retoilbas  d»«ei)tv,  nenv^ro  inter  Ipsos  siiscipien- 
tes  invicem.  Vgl.  Joann.  Andreae^  In  SexWM  VlietMl  bib.  tk^lM  eomment. 
ad  eap.  3.  de  cognat.  spirit.  IV.  3.  n.  1.  (dl.  V«det.^  iOtt  M.  t^X  ^^     ' 

3)  Sc  ut  piares  in  conflrinatione  tenere  noA  debeant;  tameti,\sl  teneant, 
omnes  sint  coinpatres.    So  die  Gl.:  Idein  za  diesem  CapIteT. 

4)  ifarteAetm.  toro.  IV.  pag.  SdJ. ,     ..,„..,  .  .    v  ,ii 

5)  Hartzkeim,  toni.  V.  |^g,..l,9(t.W9*  ti.ilj^.  >      .     t        \\     • 


berg  vom  JfeAiife  1491  ^)j  t6ii[  Schwerin  tt>m  Jahre  149^^,  und  Begens-^ 
bürg  Vom  Jahre  1519 «).  ' 

Jed<K3h  ftllmfilig  rtiess  die  Hsndhttbtfng  der  geistiiehen  Terwandt* 
Schaft  als  Ehehindemiss  in  ffater  gntizeä  eben  dargelegten  Atisldehtixitig 
auf  giosse  Sohwier^lifeiteA-,  um  so  mehr,  als  in  manchen  BiO^ei^n  der 
IfiBAnmch  eingenesen  war,  dass  man  tnrTanfef  bisweilen  vier,  fSnf, 
ja  noch  Mehr  iP^tiie«  nahm^}.  Auf  diese  Weise  mnsi^te  es,  besonders 
in  Udnern  Ortschaften ;  nicht  selten  sich  treffen,  dass '  die  Mehrzahl 
d^Insassißn  mit  einander  geistlich  verwandt  waren,  imd  somit  unter 
einander  keine  gSltige  Bbe  schliessen  konnten. 

Diesem  Uebelstande  sachten  zwar  einzelne  Particniarsynoden  da^ 
dnroh  zu  steaem,  dass  sie  mit  Bezug  auf  die  alten  kirchlichen  Y erord- 
nangen  die  Zahl  der  zur  Tanfe  und  Firmang  beiznziehenden  Paihen 
besebränkten.  Einige  bestimmten,  es  soflte  deren  nicht  mehr  als  Einer 
sein,  übrigens  gleichviel,  ob  Mknn  oder  Weib.  So  namentlich  die 
Mninaer  Synode  vom  Jahre  1810*),  eine  Synode  ton  Würzbnrg  Vom 
Jahre  1446^),  femer  die  Synode  von  Segsnebnrg  vom  Jahre  1512^. 
Andere  gestatteten  zwei  PaÜien,  einen  Mann  nnd  eine  I^u.  So  nnter 
andern  die  schon  erwähnte  Präget  Synode  vom  Jahre  135S  ^).  nnd  die 
Synode  von  Salzburg  vom  Jahre  l^fO*>.  Andere  gestatteten  für  dSe 
9avfe  hOehstetts  drei  Pathen.  So  die  ISynode  von  Lübeck'  Vom  Jahre 
1430 1^,  ferner  die  Synode  von  Tonmay  vom  Jahre  1481 "),  welehe  fiber* 
dies  awch  noch-  das  Geschlecht  der  zuzolitösenden  Pathen  dahin  be- 
stimmte,  dass  eh^e  besondere  Brkübniss  des  DiAcesanbischofe  oder  des 
Decans  bei  einem  Knaben  nicht  mehr  als  zwei  M&nner  und  eine  Fnni, 
p^  bei  eipem  MMeben  nioht  raidur  ab  awei  Franen  und-ein  Mann*  als 
TaafpaAhen  iBtervenivei^«  dttfen,  es  sei  denn,  dass  die  zu  Fathen  ge-^ 
wOnsditen .  Pertonen  tn&nnHchen  Oeschlechts  in  Uhihfiehen  Würden 
oder  in  hohem  Weihen  stehen,  in  welchem  I^lle  dlb  oben  bestimmte 
Zaht  der  Pathen  überschritten  werden  könne, 

,  ,  Allem  alle  diese  Particnl^rv^rQrdAmiigen  waren  ros^i  im  Stoade, 
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1>  Harizheim.  tem.  V.  n$,  en  tk.  41 .  • 

ty  Hmrizheim,  tMi.  V.  iMf  «  att  capi  *  97. 

3}  Harizheim,  tom.  VI.  pag.  103. 

4;t  i>ft  s,  9.  in  tffT  UMcesf  UI4ieb.    Vgl.  Harizlmpm  lom.  Vf.  pegv  395. 

A)  Vi^rMkem-  im*  .cVi  img.  207*  .  .  ' 

6)  Hartf^im.  tom^  V.  pag.  U3.  i 

7)  Hqrt^heim.  tom.  VI*  pag.  90. 

8)  Itartzheim.  ion\.  IV.  pag,  397. 

9)  Hartzheim.  tom.  V.  ^g.  190  tapp.  14.  15. 

10)  Hartzheim,  tom.  V.  pag.  169  cap.  3f. 

11)  Hartzheim,  lorfi.'  V.  pag.  »6  rap.  1.    ' 
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flem  lAfber  Bttihätt  zntKtifi,  tri«!  atä  wieäethölten  Klagen  sehr  viele!* 
SynoJto^  üüd  ÜkiA  äiHvts  erhellt,' dasä  die  deftitscli'en' Stände  auf  dem 
BeichslJag^ö'  tu  NflnAerg  im  Jihre '  1522  -fibfer  tfie  zu  grosse  Ausdehnung 
der  g^isUloheii  '^enrandtschäA;'  Besehwerde  erhoben  und  diese  unter 
di^  an  d^  ]^p9tUchon  Stuhl  gerichteten :  Cefihm  gravamina  atiYhah- 
men^.  Husste  ja  teoeh  im  J^hte  1548' die' S^od^  ton  Lflttich  'äus- 
dttteHiA  tferhieten,  'itti'' Taufe  mehr  denn  fanf  Personen  iU  Pathen 

«.  9iif  0Mrfl  toi  frieit. 

Erst  aas  Concil  von  Trient  nat  dem  besagten  Uebelst^de  wirk«* 
sam  gesteuert,  indem  es  Sess»  ZXIV.  de  Beform,  M^trim.  pap.,  2, 
bezuglich  der  geistliche^,  Verwandtschaft  als  {Ihebia^jemiss  fo'l^ei^d^ 
Bestimmungen  traf.  ^  ■•..».. 

I.  Als  Qudle  der  geistlichen  YerwandtschaA  bezeicboete  eff 
blos  die  beiden  Sacramente  der  Taufe  uud  der,  Firmun^r.   . 

It.  Schränkte  es  die  aus  diesen  beiden  Saprafpwten  entsprin-- 
gende  geistliche  Verwandtschaft  eij^rseits  auf  dea  Ap^P^?^  ^^^ 
betreffenden  Sacramente  und  die  Pathen,  und  andererseits .  auf  den 
Empfänger  der  besagten  Sacramente  und.  dessen  (IfiibUcha)  Eltejcg 
ein.  Zwischen  den  übrigen  !^ersoneu»  erklärte  da9  gjenaniitc;  ,CpnQil| 
solle  alles  und  jedes  Ehebindenu^s ,  dp  bishj^raüs  .c^*  ^^iqt^bi^n 
Verwandtscharf  eriisprang,  aufgehoben  sein.   :  i 

m.  VP^as  die  Zihl'der  Tai^^athen  betrft|;,  sq  besjimmte.  dafj 
besagte  Concil,  es  sollten  deren  nur  .&ner^  ubri^^  gleichyiel  ob 
Mann  oder  Weib,  oder  höchst€>ns  ?wei,  ^jedpch  yerschißd^^  Qfrr 
schlechts,  unus  et  una,  sein.  Dieidmrch  woUle  ^as  .genani^  {^W!\l 
einerseits  dem  Wunsche  mancher  Eltern,  ihrein  Einde  mehrere  Tmfr 
pathen  zu  geben,  theilweise  willfahren»  andei^erseita  aber  zugleich  ver- 
hüten, dass  das  Ehehindemiss  nach  einer  .^qd  4ers^^ban  Bichtjing  hin 
zu  sehr  vermehrt  werde,  was  qf^tHi^endig  ^r..FaÜ  wäre,  w^,z?f^| 
Personen 'desselben  Gescbliechtes  als  Pathen  zugelassen  wurden.  X^eno 
alsdami  könnte  z.  B.  wenn  zwei,  Pathinnen  ^lterYe^iren  wurdeVi  ,de;c 
männliclie  Täudinjg;  und  der  Vater  desselben  jntt,  zwei  Per9f]^^;|.  k^ne 
Ehe  eingehen,  wogegen  wenn  ein  Pathe  und^ine  Patbin  interveni- 
ren,  der  männliche  Täufling  und  sein  Vater  in  Folge  der  geistlichen 

f)  ?Sf.'Syiiod.  Mtfing.  vom  Hht  14^  XBartzheim,  tom.  V.^  ptg:  524.); 
Syftocl)^9iMiM.  v(^  latif  1492  fap.  St.  (ffärizhHm  h  e.  pftg.  651.). 

2)  Vgl.  Münchf  Vollständige  Sammlung  aller  filtern  und  netMrn  Concor«^ 
M9iV  Liüpalg  1S30^  Bd.  1.  a  S44  cap.  1;  \    i        . 

S)  Hartzheim.  tom.  VI.  pag.  395.  •    •        '• 


2§A       Li^Tiff'    flaf^  .I»^|n4fjrnte8  ,dAV,^ef|iWf^|^ , Vtpw«^^ 


Yerwaixdtscl^aft  ;e^i|ii$ljic)i^ar  mit  Eüoar  i^ei^oa  die  |!)ie(  qiwigQbQii 
gehind^ert ;  sind ,  i^deim'YW  eiwr ;£he,.49rs^be]i  loit  d^m..Patii9ii 
ohnehin  )(^e  Bede  seia  ^fuon.- .  Da^  fi^agUche  D^c^t  des  Trienter 
Eircbenraths  lautet  fojig^nderma^aen:  Docet.eacperien^a»,  propt^r  nml- 
titudinem  prohibitionum  mnltoties  in  casibns  jurohibitiS:  ignoranter 
contrahi  matrimonial  in  qjoibi^a.  vel  j^u\  sinf  nagnp  pecicato  pers^Y^ 
ratar,,  vel  ea  non  |Bine  wtgup  aeanda^.  ^inmui^,^*^  yoleiji$  itaque 
sancta  synodus  huic  inconunodo  providere,  et  a  cognatiosa^  «piri^uaUs 
impedimento  incipiens,  «jU^t^  1^  lUoaa  ^$(#09,  ^ive  vir,  sive  mulier, 
joxta  sacroram  canonum  institata  ^ ,  vel  ad  summum  unus  et  una 
baptizatum  de  baptizmo  süscipiant^  inter  qUos  ac  baptizatum  ipsum  et 
iUius  patrem  et  mätrem  nee  nee  non  inter  baptizantem  et  baptizatum 
baptizatique  patreth  alD  matrem  tantum  spititualis  cognatio  contr^- 
hatur.  —  Ea  quoque  cognatio,  qnae  ex  confirmatione  contrabitur,  con- 
firmant^m  et  confirmatom  iUiüsque  patrem  et  matrem  ac  teneiitem 
non  egrediatür;  ömnibud  inter  alias  persona^  hujus,  apiritualis  cog- 
nationis  impedimentis  omnino  sublatis. 

Dnteh  diesds  Decret  des  Trienter  Kirchenraths  wurde  der  Ca- 
kchismus  als  Quelle  der  geistlichen  Verwandtschaft  ganz  aufgeho^ 
ben.  Dieis  erhellt  schon  aus  den  Worten  des  besagten  Decreis :  (mu- 
liibus  inter  alias  personas  hujos  spirittialis  cognationis  impedimentis 
dmnino  sublatis,  welche  in  ihrer  Allgemeinheit  aut  beide  Arten  von 
Ehehindemissen  der  geistlichen  Yerw^dtsdiaft,  sowohl  das  trennende 
als  auch  das  blos  verbietende,  sich  be:äehen2). 

Daraus  folgt;  dass,'  wenn  an  einem  Täufling,  welcher  zu  Hause 
dib'  Nöthtaufe  erhaltön,  nacliher  die  Taufceremonien  nachgetragen 
werdet,  ^d  er  der  Ringirende  Priester  noch  aUch  die,  dabei  etwa  als 
Patlie  intervenirende  Persoh  mit  dem  Täufling  oder  dessen  Mtern^  die 
geistliche  Verwandtschaft  contrahiren  ^.  , 

Ferner' hat  das  Concil  v(^,Trient  durch  das  angeführte  Decret 
die'  ffat^Has  kpirituiüis  ganz  aufj^hoben:  Ebenso  die  i)atemita3 
spiritualis  indireöta,  sowie  auch  die  compaternitas  spiritualis  indfirec^a^ 
ihibweit  nämlich  die  vom  Taufenden  oder  Plrmendtn  und  dein  Pathen 
(iontrahii^e  '  geistliche  Verwandtschaft  sich  auch  auf  den  Ehegatte 
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1)  Vgl.  can.  101.  D.  iV.  de  cons. ;  cap.  3.  de  cognat.  spirit.  in  Sexto.  IV.  3. 

2)  SglSanchez  lib.  VH.  disp.  10.  n.  12. ;  Paaserini  ad  eap.  2.  de  cögnat 
spirU.  in.Sext  0.  5.  7..;  KarboMa  CollecUn,  Pod.  tii!  €kmc.  :CrU^  3eif.  XKIV.  de 
Reh  MatriDi.  eap.  2.,n..  41.;  Eeiffefwtud  üb.  JV.  IIC;  iti  d.  a^.L/tel^  mtaUH 
1..  e.  aert^,  706<.  .....  •  .  :    ;    ;  .v  .^<        '    v 

3}  Vgl.  Passerini  ad  cap.  1.  eod.  n..  7.;  Ferrflnis.  \\  e<.'9itb  vo^ }  JBaq^ 
tizmus,  art.  VII.  n.  22.  v  ;   .     \* 


•fe  grtHMiit  YerwiBiiMhill  laA  tei.Ctidl  ioo  Mm.\ 

def  Tairfandm  od«r  fummdsa  «ad  das  PÜhM  entreekte;  difeer  d«M 
Bunmekr  die  Ehegtttfn  doi  Tiol^tiiM,  wen  anck  von  dseaim  beraita 
fleiMli&cli  erkannit  mt  desMii  Pathenkind  oder  ndt  diu  Bltem  dos 
leMani  in  keiner  geietUcheii  Y^rwandtachalt  sMito^ ,  wie  dies  flbrir 
gvis  aadi  von  Fapat  Kq8  V.  dordi  die  Court.:.  Ckm  üUm  nc$iiLM. 
kd.  M^i  IM».  §§.  1.  2.  klar  aug^roelien  ista). 

Anfdaeejedoob  dae&etgeaetateZaUdjar  Pa«he&  ifobtflo.tej)^ 

fiboadiritteii  werde  und  der  alte  Uehelataiid  nicht  wieder  eintvetei»  traf 

da9  in  fiede  stekende-  Cootnl  den  Pfarrern  nnter  Andcohoag  Ycm  9tirafen 

Muff  äe  aoUen,  bevor  aie  aft  die  Spendnng  d»  Tanfe  hintreient  bei 

daiven^en,  denen  es  mkommt,  dlo  Tan^then  au  deaigniren  ^«  sonp» 

jBUt^  naehfiragen,  nwa  aie  zu  Patiben  besUmmt  bitten,  naA  alsdann 

sollen  sie  nnr  die  so  Designirten  znr  Hebmng  des  Tänflinge  ans  der 

Tanfe  znlaaaen.  Znglttch  aber  sollen  sie  dieselben  m*a  Twibaoh  eia* 

sdireiben  nnd  «ihnen  uiter  Sinem  bAannt  maebent  in.  weli^ea  Verr 

hftltiuas   flie   hiednroh   zmn  Tftnfling  und  dessen   Bttem  getreten 


J)  Vgl.  ühäld.  Oiräld.  l  e«  tect.  702.  > 

a)  Die  erwiliDte  pipitttcbe  CoMMÜetieti  hiotet,  wie  folgii  Mkt  MeH'ite  ei 
qaod  In  Oewaie  Mtentlne  decman  fOetil,  flagoattoneai  spiritaaleia  toter  eis  ttaleta 
Motralii,  i|al  «ndpioiit  iMptiMtmn  deit^tf^o,  «c  biptUatum  Ipßan  et  iUlos  pi^traip 
et  matrem«  nee  noii  btptiiantem  et  bsptliatam  baptizatlqu^  patrem  et  mttfem,  in 
reliqnis  persoDis,  qaae  per  antiquos  canones  bccasione'  cognationis  bajusmodi  coq- 
trabere  prohibebantof,  omne  impedinientom  sublatum  esse  videatar,  adbQc  tarnen 
ab  aliqiiibiM  dubitari  aecepimaa,  an  aaltem  impedlmefitum  eognatldnts  apIritutNs 
bitaamodi  inter  oiaritain  vel  storem  smcipiaiiii^  «t  bapttatam«  nee  oob  toter 
naritom  vel  uxorem  seseipkDtis  et  patrem  ac  roatrem  boptizati  vigeat,  propter^ 
qood  probibUum  de  ano  conjuge,  de  altero  etiano  prohibiium  esse  videatur;  Nos 
pianzm  meotiam  qoleti  et  matrimoniorum  favori  (quantum  ex  alto  nobls  permit- 
titnr)  censolere  volentes,  a  prifeclsis  verbis  Concflü  minfme  tfiscedendum  In  prae* 
oriMb  esse  eenaalmas.  Kt  prapterea  Mllnm  amplta»  ieipedimentu«  ratiene  tsg^ 
natiDoia  iNdoiiiodl.  aobeaae  ideearoinuiB  et  dcclaramus,  qaemioua  imer  dietos  mar 
ritnm  vel  axorem  mwipieniia  ^  bapUaatnm  baptUatique  .patrein  et  AiatreSi  et 
quascamqae  alias  personas  (am  ex  parte  soscipienils  quam  baptizantis  et  baptfr 
uti,  in  dicto  ConciUo  nominailm  non  expressas,  roatrimonium  llbere  et  licite  con- 
trahi  possit,  et  ita  ab  omnibus  Jadfcari  dtbere  statuimas  (Boliar.  Kori.  ed.  Lagdnn. 
IS78  tett.  IL  twg.  102.). 

S)  Es  sind  dies  die  Eltern  des  TSnflings  and  in  Ermangelung  dieser  Oieje- 
nigeo,  welcbe  bei  ibm  die  Etteraatelle  vertreten.  Vgl.  Barbosop  CoUectati.  Doct.. 
in  Cene.  Tiid.  aesi^  XXIY.  de  Bet  Matrin»,  cap.  .t  n«  3S. ;  Ferrßrm  l  e.  sub  toc.  : 
Japitoituf.  «rt.  Vlj.  n^  JS.  Haben  diese  selbst  Niemanden  als  Patben  beael9br 
Oft,  ao  bat  der  Pfarrer  afcbt  bles  daa.  Recbt. sondern  auch  die  Pflirbt,^die  P^itb^p 
za  bestimmen,  indem  er  fOr  die  ordnungsm&ssige  Spen^ung  der  Taufe,  zu  sorgen 
bat  Vgl.  Atr^oa«  l  c.  p.  27.;  Ferrari^  1.  c  n.  6.  IS,  14. j^  ßancl^e%  üb.  VII. 
disp.  57.  B.  17;  IS. 
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die^Teibkliehki  Wiilitiiiig«tt  dreatr  ihr^  PbtkeRsehAft  Bii6ht>|[«kaiuii;  > 
h-i»  i:  (Mitte 'j«do(^  auflser  d«ii  Teebltmftnig  das^ri^irteii  nocüjenumd 
fliid«r«ribei^der  CtolnMig  deä  TAiifliiigiB/am  der  Üaufe  steh  iMtbeiligon^ 
jEfc^'Bctt^'dendbe  Medhr^H^^to^air  kdlne  geiMUdfale  Vemandtschaft  tre^ 
ten,  angeachtet  diesi^m^ab' d«ixi:  liliei«!  Bedil^).^^  'habe; 

iri^es-^reii  diede  Bedtibhla^g  ^mser  Eralt  'g^ietst  sei:  Battoehns, 
«^  ^häM^  ^dle  'besä^'  ConoUiarveroj^dnti&g ,  atttoqaani  ad  bäpttiosiim 
ootd^iidd(tiL«^edatydiMgeiit0p  ab  eis;  ad  (juioB^speetabit,  'Sdfeitetaf^ 
^m  i^'^uds  4tog8rki1l;  at  baptizatum  4«  aacro  foiite  avsdpiaat,  et 
cwm  yeü  eosijkaittom  ad  illum  susciplendttm  adittittat  set  i»  libroeeram 
^otiiiiab  iee^ribat,  dooeatqae  eos,  <jpiahi  :cegtmtb«eiii  eonbuxerint^  M 
lgkol'atltia^  Ulla '  kcBsari :  Taleänt  Qoodsi  all!  tiltra 'deaignaios  bap» 
tiittrttb)!^^  Mi^eriat,'  bog&ationem  spiritnalemintillo^aetO' contrahant, 
ton^titnimibui»  in  eontraritim  fadentibos  non  <Mi)8taAlibii8;  '  •  •' 
i-  '  liehy  als >  zwei  Personen,  oder  zwM  Perdonen  denelbea' Ge* 
schlechtes  als  Taufpathen  zuzulassen,  steht  demnach  weder  dam  Pfarrer 
noch  auch  dem  Bischof  zu,  wfij:  lAmli^h  hiw  .W  8^9  ties  ^^peinen 
90^tauirorUegt<  .welche^  a^iQser  idem.  Bepeiph  der .  Juxiadictic^  eines 
Btefaoft  liegt ^).  Wärdenaberdeimoohiii^ds  8waiiP«i8eiien^.od«pr 
»vriäi  Tei^oifefi  dei^delben  Gesohteehtes  altf 'Tatif];Mitli«n  desiignirt  tuid 
tolriit'ifalTbi;  'iiuj:  flebüng  dies  Täuflings  aiiä  det  T?äafe  «ugelassetf  mr- 
'den,  ap  würicieu  ^e  alle  die  geistliche  Verwandtschaft  contrahiten^ 
weil  -dike  Tridentinuin  dies  zwar  unter  einer  Strafe«  nicht,  aber  mter 
aoDstiger  Nichtigkeit  des  Aetee  verbi«tot '),  yorauagem^zt  jed^b,  d^st 
sie'  alle  zu  gleicher  Zeit  den  Täufling  berdbren,  beäehungsweise  aus 
der  Tau&  heben.  Wenn  sie  ihn  smcessive  berühren,  so  cbntrahiren  die 
geistl^cl^e  YeifwsLQdtschaft  i^r  der  erste  von  ihnen,  pder  die  ei^sten 
«wei^.iiroleni.siaiaifie  Maona*  und  eioe  ürauenspeuson  aind,  die  ubrigea 
aber  cöntrahiroii -keine. geistliche  Verwandtsdialt ,  weil  in  dem  M<h 
ihetit^f  Hb  sie  den  Täufling  bet^hrten,  die  Pathenschaft  im  Sinne  ded 
Trideiilinums  schon  vollbracht  war*). 

Dasselbe  wurde  in  dem  Falle  gelten,  wo  Kiemand  als  Pathe  de- 
signirt  wäre,  und  mehr  als  zwei  Personen ,  oder  P^rsooen  desselbef 

I)  Vgl.  caj).  8.  de^cogiÄt.  9pjp.  fn  ««e.  IV.  S. 
'     f)  Vgl.'  Baf'bosa  l  e.  D*  1:  dess.  De  off.  et  potest  epise.  pari.  If.  iUe^, 
ao.  tt.  ii.;  PasserifH  t4  rap.  8.  de  cognnr.  sptr.-  in  Seit.  «.5.;  FerrarU  l:  ^ 
^ub  voc:  BapÜzmus.  irt.  VII.  n.  10.;  Sanchez  IIb.  Vfl.  disp.  57.  d.  7. 
8)  Vgl.  Sanchen  Ab.  VIJ.  di^.  57.  n.  13. 
'      4)  Vgl.  Santhexl  t.  n.  14.;  PoBserini  l  c. 'iu6.;  FerrarU  I.  c.  aab 
vo€.:  BapÜzmus  trt.  Vir.  n.  16.;  übald,  Qiraldi  I.  c.  sect  7112^  ta.t. 
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Geschlechtes  zur  Anafitang  der  Patbenschaft  sich  eindriiigeii  wtrden; 
denn  f&r  diesen  Fall  hat  das  Tridentinum  nichts  Neues  bestimmt, 
sondern  das  alte  Becht  in  seiner  Wirksamkeit  gelassen  0* 

Würde  der  Pfarrer  ausser  den  ?on  den  Eltern  designirten  Pathen 
selbst  noch  andere  designiren  und  diese  alle  zur  Hebung  des  Täufling;0 
aus  der  Taufe  zulassen,  so  würden  nur  die  von  den  Eltern  designir«- 
ten  die  geistliche  Verwandtschaft  contrahiren,  wie  dies  aus  dem  Wort« 
laute  des  Tridentinnms:  »Quodsi  alü  ultra  designatos  baptizatum  te- 
tigerint,  cognationem  spiritualem  nuUo  pacto  contrahantc  sich  ergibt  '^). 
Zudem  hat  der  Pfarrer  in  dem  Falle,  wo  die  Eltern  oder  ihre  Stell- 
rertreter  rechtmässige  Personen  als  Pathen  designiren,  kein  Becht| 
andere  Personen  als  Pathen  zu  bestimmen  ^. 

Zwischen  den  Taufpathen  unter  einander  findet  keine  geistliche 
Verwandtschaft  statt.  Die  Worte  des  Tridentinums:  »inter  quos  ac 
baptizatum  ipsum  e.  s«  p.  spiritualis  cognatio  contrahaturc  beziehen  sich 
nicht  auf  die  Taufpathen  an  sich,  sondern  in  deren  Verhältniss  zu 
dem  Täufling  und  den  Eltern  desselben  ^).  Demnach  kann  der  Tauf- 
pathe  seine  Mitpathin  ohne  weiters  ehelichen  ^). 

IV.  Betreffend  die  Zahl  der  Firmpathen  hat  der  Thenter  Kir* 
chenrath  nichts  Neues  bestimmt,  sondern  das  alte  Becht,  dass  bei 
der  Firmung  nur  Ein  Pathe  interveniren  solle  •),  in  seiner  Kraft  ge- 
lassen "Of  wie  dies  übrigens  schon  aus  den  Worten  des  besagten  Con- 
dls  sich  ergibt,  welches,  während  es  vom  Taufpathen  auch  in  der 
Mehrzahl  spricht,  indem  es  sagt:  Parochus  —  diligenter  ab  eis,  ad 
quos  spectabit  sciscitetur,  quem  vel  quos  elegerint,  —  et  eum  yel  eos 
tantum  ad  illum  suscipiendum  admittat,  hingegen  vom  Firmpathen 


1)  Vgl.  Sanchez  I.  e.  d.  11.  12.;  Ferraris  I.  c.  sob  voc:  Bapüzmus^ 
«n.  VIk  0.  13.;  Ubald.  Giraldi  U  r.  MCt.  712  net  4. 

2)  Vgl.  PoBicHm  1.  e.  n.  9. 

S)  Vgl.  Sanche»  i.  g.  a  17.;  Ferraris  1.  c.  sub  voc:  Baptizmus  arr^ 
YU.  D.  14. 

4)  Vgl.  Sanchez  lib.  VII.  disp.  54.  n.  12. 

5)  Vgl.  Barbosa,  CoIlectaD.  Doct.  ad  Decrelal.  lib.  lY.  tit.  11.  n.  8.  (Opp. 
ed.  VeiKft  17ie  tom.  II.  pag.  358.);  ferner  dessen:  CoUectan.  Doct.  in  ConcTrtd. 
aess«  XXIV.  de  Ref.  MatrioL  cap.  2.  n.  22.  (ed.  Yenet.  1709  pag.  189.);  Passe- 
TüU  ad  cap.  1.  de  cognat.  spirü.  in  Sext.  n.  9.;  Ferraris  I.  c.  sub  voc:  Bap- 
Uzmus  art.  Vli.  n.  22.;  Reiffensiuel  1.  c«  n.  8.  8.;  Schmalzgrueber  lib.  IV. 
tir.  11.  n.  25. 

8)  Vgl.  can.  100.  101.  D.  IV.  de  cons.;  cap.  3.  de  cognat.  spirit.  in  Seit.  IV.  3. 

7)  Vgl.  Passerini  ad  cap.  8.  de  cogpat.  spir.  iti  Sext.  n*  U.;  Barbosa, 
GaUact.  in  C^nc,  Trid.  aes9.  XXIV.  de  Ref.  Mairim.  cap.  2.  n.  3.;  Ferraris  i.  c  aub 
TOT.:  donfirmatio,  art.  III.  n.  11. 12.   Dagegen  vgl.  6^anc/»e«  lib.  Vll.  disp.  37.  n.  9l 
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istets  nur  der  Einzahl  sich  bedient,  indem  es  spricht :  Ea  qnoqne  cog* 
Hatio,  quae  ex  conflrmatione  contrahitor,  confirmantem  —  ac  tenentem 
noQ  egrediatar  ^). 

Die  Bestimmungen  des  Concils  von  Trient  über  die  geistliche 
Verwandtschaft  bilden  bis  auf  den  heutigen  Tag  das  geltende  Becht  2). 

Auch  sollen  die  durch  das  Goncil  tou  Trient  bezüglich  der  geistr 
liehen  Verwandtschaft  angeordneten  Beschränkungen  sich  auf  dieje- 
nige geistliche  Verwandtschaft  erstrecken,  welche  noch  vor  der  Publi* 
cation  des  besagten  Decretes  entstanden  war.  So  erklärte  Papst  Pius  V. 
laut  der  Gonst.:  Sanctissimus :  dd.  20.  Aug.  1566  §.  2.^.  Diese  päpst^ 
liehe  Verordnung  kann  übrigens  auch  noch  heutzutage  in  jenen  Gegen- 
den, practische  Bedeutung  bekommen,  wo  die  Decrete  des  Tridenti^ 
nums  erstneu  eingeführt  werden. 

Sollen  jedoch  die  erwähnten  zwei  Sacramente  die  geistliche  Ver- 
wandtschaft herbeiführen,  so  müssen  sie  gültig  gespendet  worden  sein  ^); 


1)  BezOglieb  des  Rechtes,  den  FirmpatbeD  zu  designiren,  gilt  dasselbe, 
was  oben  bezQglicb  des  Rechtes,  die  Tauftiathen  za  besClffiraiin«  gesagt  wordeii 
4aL    Vgl.  noch:  Faaatrini  L  c.  n.  11. 

X)  Papst  Benedict  XIV.  hat  dieselben  durch  die  Gonst.:  Etsi  pcutg- 
raZia  dd.  26.  Maji  1742  }.  VJIf.  n.  6.  aarh  fDr  die  Italo-Graed  als  bindend  er- 
klA't,  indem  er  darfiber  Folgendes  verordnete:  Item  In  eognationts  spirltualis, 
quae  in  baptiztno  et  conflrmatione  contrahiiar,  gradibus  serretor  id«  qaod  in 
Trideniina  Synode  deflnitam  est  In  baptizmo  videlicet  iater  suacipientem  et  bli|>- 
tizatum  et  illius  patrem  et  matrero,  nee  non  inter  baptizanlem  et  bapilutam  bap- 
iiz^ttque  patrem  et  matrem  tactam  rognationem  comrabi;  eamque  rarsus,  quae 
.ei  conflrmatione  orliur,  confirmantem  et  conflrmaium  illiusque  patrem  et  matrem 
ac  tenentem  non  egredi,  omnibus  Inter  alias  personas  spirltualis  bajus  cognatlonis 
inipedimentis  matrimonii  subiatis.  (Bullar.  Rom.  ed.  Luxemburg.  1752  tom.  XVK 
pag.  100  sq.)  Uebrigens  wird  das  genannte  trldentinische  Decret  schon  In  der 
frovinciatsfnode  der  Rufhenen  von  Zamb^k  Im  Jahre  \7W  den  betrelTenden 
Pfarrern  behufs  der  ßelianntmachnng  uhd  Erklfirnng  desselben  an  das  t'olk  Mi 
folgender  Weise  in  Erinnerung  gebracht:  Doceant  parochl,  rognationemr  spiritaa- 
lem,  quae  matrimonlum  impedit  et  dirimit,  hoc  nomine  contrahl  Inter  sustipientes 
ex  baptizmo  et  conflrmatione  ac  baptizatum  baptlzatlque  patrem  et  matrem  tan- 
tum.    Vgl.  Kutschker  a.  a.  0.  lil.  Bd.  S.  313. 

3)  Sanctltas  sua  ad  totlendum  mnne  dubium,  eos,  qni  ante  conflrmationem 
praedicti  Concilii  cognatfonem  spiritnalem  contraxerunt,  dummodo  non  sint  ex 
personis,  in  dicds  decrelis  enumeratis,  et  inter  quas  tantum  Coneiiium  vohrit  dein- 
ceps  contrahi  hanc  cognaiionem  spiritnalem,  matrimonii  \incalo  inter  ae  abaque 
dispensatione  aliqua,  libere  et  iirite  copulari  posse,  ac  mairlmonfa  eliam  post 
conflrmationem  hujusmodi  absque  dispensatione  Sedis  Apostoiicae  inter  eas  Jam 
contracta  vaiere  plenamque  roboris  Ormitatem  obtfnere  deciaravit.  (Bullar.  Rom. 
ed.  Lugdan.  1673  tom.  II.  pag.  193.). 

4)  Vgl.  Sanchez  Hb.  VlI.  disp.  62.  n.  5.;  Afuilecta  Jur.  PoMif.  ffOBL 
1865  col.  1732  n.  215.  216.;  fol.  1735  n.  210. 
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denn  ein  nngflltiger  Act  kann  keine  Bechtswirknng  hervorbringen. 

Ob  ftbrigens  die  Taufe  eine  feierliche  oder  aber  bloaee  Nothtanfe  war, 

macht  dieebezfigUch  keinen  unterschied.    In  Betreff  des  Taufenden 

wurde  dies  nie  bezweifelt  ^),  wohl  in  Betreff  des  Pathen  ^ ;  ist  jedoch 

auch  in  Betreff  dieses  ausser  Zweifel  gestellt  durch  die  S.  C.  C,  welche 

auf  die  Frage :  An  dispositio  Conc.  c.  2.  sess.  XXIV.  de  reform,  matr«, 

decemeus»  in  sacnun.  baptizmi  oontrahi  oognationem  spirit.  inter  sm^ 

cgnentem,  et  patrem  aematrem  suscepti,  habeat  locum  in  baptizmo 

sine  solemnitatibus  ob  necessitatem  domi  sequuto,  am  5.  März  1678 

entschied:  Affirmative.^) 

Wird  eines  der  genannten  Sacramente  bedingungsweise  gespen- 
det, so  tritt  nichtsdestoweniger  die  geistliche  Verwandtschaft  in  ihrem 
vollen  Umfange  ein;  weü  ja  in  so  einem  Falle  rechtlich  doch  eine  gül- 
tige Spendung  der  betreffenden  Sacramente  angenommen  wird  ^).  Das- 
selbe findet  statt,  wenn  eines  derselben  e  causa  rationabili  wiederholt 
wird^;  denn  auch  da  wird  rechtlich  erst  die  wiederholte  Spendung 
des  betreffenden  Sacramentes  Ar  eine  wahre  und  wirkliche  angesehen. 

Damit  insbesondere  die  Fathenschaft  wirklich  die  geistliche  Ver- 
wandtschaft erzeuge,  muss  sie  wissentlich  und  freiwillig  vorgenommen 
worden  sein ;  denn  sonst  könnte  sie  als  keine  Bechtshandlung  ange- 
sehen werden.    Somit  muss  der  Fathe 

1.  den  Gebrauch  der  Vernunft  besitzen®).  Auf  das  Alter  des 
Fathen  kommt  es,  was  die  Bechtsgultigkeit  der  Handlung  anbelangt, 
nicht  an,  so  dass  auch  Kinder  unter  sieben  Jahren,  wofern  sie  nur  den 
usus  rationis  haben,  gultigerweise  Fathen  sein  können^.  Ja  streng 
genommen  ist  nicht  einmal  das  nothwendig,  dass  der  Fathe  älter  sei, 
als  sein  Fathenkind  %  -^  Allerdings  ist  durch  andere  Bücksichten  ge- 
boten, dass  zu  junge  Fersonen,  wenn  sie  auch  schon  den  usus  rationis 
hättra,  zur  Uebemahme  der  Fathenschaft  nicht  zugelassen  werden  % 

2.  Muss  derselbe  auch  wirklich  den  Willen  haben,  eine  be- 
stimmte Fathenschaft  zu  fibemebmen.     Wäre  er  hiezu  nur  durch 


1)  Vgl«  8anthe%  I.  c.  n.  9.  .10.;  Passerini  ad  cap.  1.  de  cognat.  spiril. 
in  Seit.  n.  4.;  Ferraris  I.  c.  sub  voc:  Baptizmus,  art.  YU.  n.  20. 

2)  Vgl.  Sancfie«  1.  c.  n.  18.  14.;  Passermi  1.  c.  d.  ft,;  Ferraris  1.  e. 

3)  Analecta  l  c.  col  1707—1781. 

4)  Vgl.  Sanche»  l  c.  d.  6.;  Analecta  1.  c.  col.  1691.  o.  172  sqq* 

5)  Vgl.  Sanche»  1.  c.  n.  0.  7.;  Reiffenstutl  Üb.  IV.  tit.  11.  n.  IS. 
0)  Sanckez  IIb.  VIL  disp.  61.  n.  4. 

7)  Sanchez  1.  r.  n.  8—3. 

8)  Sanchez  1.  c.  n.  8. 

9)  Vgl.  Ritnale  Rom.  de  Sacran.  Baptizmi,  tit  de  patrlnls;  ferner;  Acta  et 
Decreti  Cone.  provioc.  Prag,  vom  Jahre  1860  tiu  IV.  «cap.  2.  8. 
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änasere  Gewalt  oder  eine  schwere  Furcht  vermocht  worden,  so  wfirde 
er  nicht  rechtsgültig  als  Pathe  angesehen  werden  können  nnd  hätte 
demgemäss  auch  keine  geistliche  Verwandtschaft  contrahirt  ^). 

Aus  demselben  Grunde  würde  auch  in  dem  Falle  keine  wirkliche 
Pathenschaft  eintreten,  wenn  der  Pathe  in  einem  Irrthum  bezüglich 
der  Person  seines  Pathenkindes  sich  befände,  wenn  er  z.  B.  dem 
Kinde  A«  Taui)pathe  sein  wollte,  statt  dessen  aber  das  Kind  B.  auf  seine 
Hände  bekäme,  und  dieses  während  der  Tauf  handlung  hielte,  in  der 
Meinung,  es  sei  das  Kind  A.  ^. 

Dass  der  Pathe  auch  den  Willen  habe,  die  geistliche  Verwandt- 
schaft zu  contrahiren,  ist  nicht  nothwendig ;  denn  diese  tritt,  unter 
Voraussetzung  der  gesetzlichen  Erfordernisse,  von  Eechtswegen  ein '). 
Dafis  ebenso  auch  der  Taufende  und  der  Firmende,  um  die  geistliche 
Verwandtschaft  zu  contrahiren,  den  WiUen  haben  müssen,  zu  taufen  be« 
ziehungsweise  zu  firmen,  versteht  sich  von  selbst ;  denn  sonst  würden 
die  Betreffenden  ungültig  taufen  beziehungsweise  firmen  4). 

3.  Muss  derselbe  diesen  seinen  innem  Willen  auch  durch  einen 
entsprechenden  äussern  Act  an  den  Tag  legen,  namentlich  muss  er 
den  Täufling  oder  Firmling  während  der  Taufe  resp.  während  der 
Firmung  physisch  berühren,  und  zwar  so  berühren,  dass  von  ihm  mit 
Becht  gesagt  werden  könne,  dass  er:  accipit,  suscipit,  tenet,  levat 
u.  s.  w.  baptizatum  seu  confirmatum,  wie  die  betreffenden  Bechtsquel- 
ien  die  Handlung  der  Pathenschaft  bezeichnen  ^.  Blosses  Berühren 
des  Täuflings  oder  Firmlings  mit  dem  Finger  genügt  zur  Begründung 
der  Pathenschaft  nicht ^.  Es  genügt  jedoch,  wenn  der  Pathe  den 
Täufling  oder  Pirmling  auch  nur  durch  die  Kleider  berührt  ^. 

Jedenfialls  aber  muss  diese  Berührung  des  Täuflings  oder  Fimor 
lings  zu  der  Zeit  stattfinden,  wo  die  betreffenden  Saoramente  ge- 
spendet werden ;  wäre  sie  bloss  vor  der  Spendung  geschehen,  so  ge- 
nügt sie  zur  Contrahirung  der  geistlichen  Verwandtschaft  keineswegs^. 


1)  Vgl.  Kutschker  a.  a.  0.  Hl  Bd.  S.  317. 

2)  Vgl.  Sanchez  IIb.  Vir.  disp.  58.  n.  6. 
S)  Vgl.  Sanche»  1.  e.  n.  4, 

4)  Vgl.  Schulte  a.  a.  0.  S.  197.  Anm.  86. 

5)  Vgl.  can.  1^5.  C.  XXX.  qa.  1.;  can.  5.  qa.  8.  ead.;  can.  8.  qo.  4.  ead. 
cap.  l-*8.  X.  de  eognat.  splrit.  IV.  11.;  cap.  1—8.  eod.  in  Seit.  IV.  8.;  Trid.  Sess. 
XXIV.  de  Ref.  Matriro.  cap.  2.;  Sanchez  üb.  VH.  disp.  59.  n.  6.;  Heiffienstuel 
l  c.  n.  26.;  Ferraris  1.  c  sab  voc:  Baptikmua,  art.  VII.  d.  18. 

6)  Paaeerini  ad  cap.  8.  de  eognat.  spirit.  In  Sext  n.  10.;  Übald,  Oir- 
raldi  l  c.  seet.  712. 

7)  Sanchez  IIb.  VI!,  disp.  56.  n.  5.  6. 

8)  Sanchez  1.  e.  n.  2. 


Hie  fcüUMM  SfsmmtäHMi  nad^  im  Gtsctl  non  Wßv^\       f^f 

Wo  dfe  Tantfei  4i«df  laiMMrioB  irespendci  nirA  i  «nd  ^^ra  dEhüi^ftUurend 
der  Spendong  derselbdn  dar  Tanfaiide  «elbflk  im  Tivß^  liftlt ,.  ^ 
gteiigt  «I  wena  mUr  ddr  Pi^he  dn  Ttaflinsf  8^««^  *><i^  4w  Taufe 
•mpf&igt^).  Aach  ist  ee  Biebt  Mtii^wiendig,  da«  er  den  TftQfliog  «9- 
■utMbar  ans  den  Händen  diee  taufenden  Prierten  empfmgB;  ee.  ger 
nOgi»  irenn  er  deneelken  anch  nnr  aita  den  Hftnden  aqier  MittelunoBcph 
z«  B. 'der  Bebamme,  empfange ?).  v  .'^r 

Daran«  folgt,  daie,  Wenn  der  Tan^gAthe  etatt  dee  Su^.A^  dm 
er  Pithe  sein  will,  das  Kind  B«  ans  der  Tanfe  hebt,  In  der  Heinniig, 
es  sei  das  Sind  A.,  er  «»dir  mit  dem  Kinde  B.  noob  mit  deea  Kinde.  A. 
jfetftüeh  Terwaadt  werde;  tmd  sniur  mi4)dem  Kinde  B,  ni<sbt,  wal  er 
leinen  Willen  h^ttr»  demselben  Fattie  m  sein,  mit  dem  Kinde  A- 
AiQhfc,  weil  er  es  wfhrend  de^  Tanfbandliing  sieht  berfthrt  haf):.  Jkm 
demselben  Omnde  wfirden  auch  die  von  den  Eltern  ^eflignirten  Puthfln 
kerne  geistUdM  Verwandtschaft  oontrahixenv  wenn  der  Ffiirrer  me,  ob- 
tßüA  widerrechtlich,  von  der  Berahrong  des  Tftnfiings  w^hrMol  der 
Tanfhondlang  ausschliessen  und  statt  deren  sähst  andeitB  Fiersonrnnr 
Hdl>ing  des  besagten  Täuflings  aus  der  Taufe  bestimmen  wärde^. 

Es  ist  jedoch  nieht  nothwendig,  dass  der  zum  Fatben  Designirte 
die  Berührung  des  T&uflings  in  eigener  Person  yomehme)  er  kaim 
dies  yielmehr  auch  durch  einen  Stelirertreter.  (per  ^04)«ratorem) 
thun'),  in  welchem  Falle  nicht  der  Stellvertreter,  sondern  nxc  der 
Mandant  die  geistliche  Verwandtschalt  ca&tradurt  ^).  Auch  boEi^t  auf 
den  Fall  der  Stellv^retung  die  Verordnung  des  TridentinumB:  »ut  — 
ad  summum  unus  et  una  baptizatum*  de  baptizmo  suae^tfantc  sich 
nicht,  indem  in  so  einem  FaÜe  auch  zwei  PerBOQen  dearalfoea  Oe- 
Bchlechtes  die  Pathenschaft  ausüben  können,  woffim  nur  wenigstens 
Eine  von  ihnen  dieselbe  nomine  proprio  fuhrt  ^. 

1)  Vgl.  8anche%  lib.  Vll.  disp  56.  n.  1.;  S.  C.  C.  dd.  .20.  Uecl^r.  ISI^M 
übald,  Qiraldi  1.  e.  sect  712. ;  FtrrarU  l  c.  90h  vof *;.  Jmpfi4im^f^  ma- 
MmoniL  art  I.  n.  57.     . 

2>  S.  C.  C  ddj  10.  Reebir»  1688  M  VbcM.  Gif^aldi  bM^  Ilt-,  A^nalecta 
L  c.  col.  17S2.  D.  217.  X     ,       .  •      )    . 

9f>  Hl  VbaUf  Qiraldi  Ut..$^\7\2. 11,7.    •  /    ,     1 

4)  Vgl.  Sanche»  IIb.  vn.  dlsp.  57.  n.  11.  18.  20.  -^    . 

5)  Ferratia  L  cu  asb  vae.;j9ap(tofvni«  srA,  ¥U«  n.  .17.»  welcber  zor  Be- 
atangns  dtaaes  «letoaie  fistsi^^dassen  ie^S.  C  C.  anfllbrt,.  .1 

^   6)  Vgl  &  C.  a  d4.  I&c  ^llerl^.vl6Sl ;  dd.  18/ Sept.  1721   bei    (/ZroZd.  GU 
räldi-l  €.  seet. lt^r,.Anaiefi/kBkl^c^  «el  1788/  m  2i9^.;,eaK  l7i86.,no2ia. 

T)  Licet  ad  manas  patrint  non  pos^nst  aripii^i  dpo«  (^aaAflDviWQ««  poMQ«! 
Isnen  admitd,  al  onos  teneat  propvto  nomine  eit  lUkrtil^  pr^coraikor  elte^a  per« 
sMMS  4ltenl  sena.  Sa  JF^enpoiiaJ.  s,..aoh  vee.:^,e<vMN9Wlf.  «rti/Va  n.  19., 
aidi  bcmrend  auf  eine  dieabezQglich  erlassene  Ents^diBiag  :der  Si  0i-C..i4l* 
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Anili'  das  üit  z«u?  BdgrftBdnng  der  l^istlMiisclnft  niekt  nofliwenr 
dig,  Am  der  Pathe  Dir  den  Täufling  antworte^). 

•  '  Wie  ans  dem  bislier  Gesagten  sich  ergibt,  beroiit  die  geiaiücite 
▼erwanätechaft  ganz  nnd  gar  auf  kireklidier  Anordnung,  j«rk  tantom 
Btiftlesiadtilai  pdsitiyi  est^.  DaraiiB  folgte  dass  nur  solche  Personen 
fAeselbe  conla^hiren  können,  welche  der  kirchliehen  Jurisdiction  un» 
terworfen  sind,  d.  i.  die  gültig  Getauften  3).  Wenn  daher  ein  üi^^ 
lauftet  Jemanden  tauft  oder  ans  der  Taufe  hebt,  so  wird  er  weder  mit 
4Meib-nodi  mit  dessen  ElCeim  geistlich  verwandt  4)«  Dasselbe  findet 
•^tt,  n^nn  ein  Getaufter  das  Kind  von  noch  nigetaiiften  Eltern  tauft 
idder  tfus'  der  Taufe  hebt;  denn^  dieser  wird  zwar  mit  dem  Ttafling, 
l^ein^cfgi  abet  mit  des&fen  (ung^tanften)  Eltent  geistlioh  verwandt, 
^d  dies  «Vär  selbst  dann  nicht,  wenn  dieselben  nachher  anch  selbst 
'diii  Tinfb  einpftngen^). 

'^  '  Was  feitier  in  dieser  Beieiehnng  insbesondere  doi  Fim^^aihm 
lK^b^Itiigt,iBomu8B  dieser  auch  schon  gefihnt  sein;  sonst  contrahirt  er 
it^dine  geieCficbe  Verwandtschaft  ^.  Qies  ist  äbrigens  auch  durch  eine 
Besoluäonder  S.  C.  C.  ddo  13.  Jun.  16H  authentisch  entschieden  1^. 
^''  Si^'sind  zwar  von  der  Uißbemahme  der  Taufjpathenschaft  selbst 
^vielb  von  den  Getauften  gesetzlich  ausgeschlossen.    So  namentlidi 

I.  Apostaten,  Ketzer  und  Schismatiker. 
>      2.  Die  publice  exGömmunicati  vel  interdicti. 
'       8.  Publiöe'criminosi  et  infames. 

-  '4.  Diej^lgen,  welche  nicht  einmal  die  Grundlehren  des  kathcdi- 
'(  '        schen^ Glaubens  kennen. 

** ) '    h.  MOnche  und  Nonnen,  et  alii  cujusvis  ordinis  reguläres  a  saeculo 
•  'segregati^. 

r 

29.  Man.  1582.;  «ach  Barbosa,  Collect.  Doctor.  in  Codc  Til4l.8e89.XXIV.  de  Ref. 
'Mhtrlin.  cap.  *  h.  6.  »         ' 

' '      ty^l  ßofichet  Hb.  VII.  dtsp.  66.  v.  10.  11. 

2)  Vgl.  Paaserini  ad  cap.  1.  de  cognat.  spirft.  in  eext  b.  4« 

-  *"  *  ''  i)  $0  scbon  dfe  St.:  Ex  iävacro  tum  caAi.  1.  C.XXX.  (|a.  1.    Vgl  I. 

Cor.  5,  12.  IS.;  cap.  8.  X.  de  divortiis.  IV.  19.  .  -^    : 

4)  Vgl  Barbosa  1.  c.  n.  8.;  F^ruHs  h  e.  Mb  vee.:  ^opHsmua*  art. 
VII.  n.  27.  28.  .  ' 

5)  Vgl.  die  oben  erwntite  61.:  A;  tavooro  tarn  ein;  1;  tr,  »UX.  qo.  1., 
Passerini  ad  cap.  1.  de  csgsai.  sptrH.  In  Sekt.  n.  4.^  PmraHs  I.  c.  n.  2t.  to. 

-'         ^'  Vgl.  can.  102.  D.  IV.  de  eon«.;  tSandüesf  Üb.  Vif.  disp.  sa  n.  7.;  Bar- 
bosa 1.  c.  n.  S.;  Perrceris  I.  e.  sab  voe.:  Baptismus' siSi:  Vü.  n.  S2t-S4«;  '•ab 
¥o€.J  ConflrmüHo,  stn.  m.  n.  17—19. 
'       T)  Vgl.  ühald.  Oiraldi  l  e.  sect  7i0.  .   . 

'  8)  Vgl.  IMuale  Born.  De  Sacran.  ßaptlmr.  ik.  4e  psmtMj*,  Aüaisota 
•I.  c  cot.  1707.  0.  fn  sqq.  t         •   a.  •   .' 
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6.  Die  leiblidiien  tStem  dea  lAoflings,  wie  'dies  schon  aus  dem 
melirorwftluiten  Decret  dee  Concib  von  Trient  erhellt,  wo  b^ 
flfigildi  der  Tanf^patiien  angeordnet  wird,  dieselben  sollen  von 
den  Bltem  dedgnirt  sein  * ).    Ansserdem  sind  hie  nnd  da 

7.  farttenlanreohfiic^  von  der  Tanfpathenschaft  ausgeschlossen: 
ikniti^  Impaberss,  qjsi  praeeepto  paechaU  non  fecemnt  satis,  et 
nondnm  oonfirmati,  sowie  aoeh  die  clerici  saeenlaree  tarn  ma* 
jonuo  quam  minormn  ordinnm  nee  non  benefidati '). 

und  von  Uebemahme  der  FirmpaUienschaft  sind  ansgeschlossen 

1.  Farmmm ,  welche  nicht  desselben  Qeschlechtes  nnd  wie  der 
Finnling»>. 

2.  Der  Tufj^athe,  ansser  im  Falle  der  Noth«)i 

3.  Alle  diejenigen  Personen,  welche  auch  schon  von  der  Ueber« 
nähme  der  Tan^thenschaft  ansgeschlossen  sind ,  mit  Aus- 
nahme der  Weltgeistlichen,  denen  es  allgemein  frei  steht, 
die  lüm^^athenschaft  zu  fibemehmen^). 

Wenn  jedoch  dennoch  eine  Ton  den  hier  genannten  Personen, 
z.  B.  ein  Ketzer,  Mönch  oder  Nonne,  als  Tauf-  oder  Firmpathe 
sich  eindringen  wfirden,  so  würde  sie,  vorausgesetzt  dass  sie  ge- 
tauft, beziehungsweise  gefirmt  ist,  rechtsgültig  Tauf-  resp.  Firm- 
pathe aein,  und  die  geistliche  Verwandtschaft  in  deren  vollem  Um- 
fimge  contrahhren.  St  qusdem  haereticnm,  so  schreibt  darüber  /Sbfc 
ehea%  baptlzantem  vel  illam  personam  in  baptizmo  aut  confirmatione 
susdpientem,  contrahere  hanc  cognationem,  fatentur  omnes  — ;  quia 
charactere  baptizmi  insignitus  est  ac  proinde  ex  hac  parte  capax 
est  eognationis  spiritualis,  ae  legibus  Eccleeiae  subjicitur.  Et  ^uam- 
V18  peooet  patrini  mnnere  fi&ngens,  ai  nullibi  expers  effieitur  hiqus 
muneris  obeundi  ac  proinde  verus  patrinus  est  7).    Und  in  Betreff 


1)  Vgl.  Rituale  Rom  1.  c. ;  FerrUrU  U  c  sub  voc:  ßaptizmua  arr. 
VU.  n.  40. 

2)  Vgl.  Ferraris  I.  c.  sub  voc:  Baptizmus  art.  Vll.  d.  43—47.;  Sca- 
vini,  Tbeolog.  moral.  com.  III.  tract.  12.  disp.  S.  cap.  2.  (ed.  Medlol.  1858  tom.  III. 
pag.  586  sq.). 

f)  Vgl.  CID.  100.  D.  IV.  de  eons. ;  Barbosa,  Colleec.  Doct.  In  Dmc.  Trid. 
sess.  XXIV.  de  Ref.  Matrim.  eap.  2.  n.  89, ;  Ferraris  I.  c  sab  voc. :  Conflrmaiio 
an.  Ul.  D.  20.;  PonÜficale  Rom.  De  ConfiroMuloue. 

4)  Vgl.  can.  100.  D.  IV.  de  cons. ;  Barbosa  l  c.  n.  89.  Scavini  1.  c 

5)  Vgl.  Scavini  I.  c. 

6)  lib.  VU.  diap.  60.  n.  2. 

7)  Vgl.  die  6L:  JB»  lavacro  um  can.  1.  C.  XXX.  qu.  1.;  Ferraris  l  e. 
sob  voc:  Baptksmus  art.  Vll.  o.  85—87. 
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derBegalaren  sclMibt  derselbe  i)  di^steafiglich,  i?le  lü^^BeUgiosi, 
^amTis  pecceat,  si  in  baptizmo  aut  (MmfinnatioQe  miKsaptPi?^  sint^) 
p^i  <|aia  tarnen  naUiUD  est  verbnm,  in  eifi  irntan»:  &ctiaift,  yeri  sns- 
ceptores  enmt  et  subinde  cimtrahent  qaritaakiii  c<)goatiottcin  ^. 

Dass  der  Papdt  die  Macht  besitze,  von  dem  Bhebiiidenii93  der 
geistUehen  Yerwandtictiaft  in  deaaen  gansem  Um&lige  tu.dispensiren, 
ist  aas  dem  bisher  Gesagten  y<m  selbst  klar. 

In  welchem  ümMge  der  pftpstliche  Stahl  dainm  g^^nwftrtig 
ohne  alle  Schwierigkeiten  dispensire ,  erhellt  unter  Andarm  ans  den 
den  änzeben  Bischöfen  ertheilten  Factiltates  qninqnennalies  pro  foro 
extemo  n.  6.,  wo  ihnen  die  Vollmacht  ertheilt  wijrds.düpWMLndi  ia 
impedimentis  cognatioms  spiritnalis,  praeterqoam  intet  l^wmtQm  et 
tofatom^). 


•i 


1)  L.  c.  n.  21. 

2)  Vgl.  can.  103.  104.  D.  IV.  de  con$.;  die  61.?  Vi  et  ipH  mm  Dkt. 
i6r«t.  pMt  can.  7.  C.  XXX.  qu.  1.;  Ferraris  l  c  sab  voc:  BapUmmus  art. 
Vfl»  n.  41.  . 

3)  Hiernach  wird  die  Meinung  Richter'a  (a  a.  0.  S.  604),  dass  das  Ehe- 
binderniss  der  geistlichen  Verwandtschaft  nicbt  entstehe,  wenn  Jemand,  den  die 
Gesetze  davon  ausschliessen,  ein  Kind  aus  der  Taafe  gehoben  hat,  zu  berichtigen 
sein.  —  Was  in  ffleser  Beziehung  Rechtens  sei,  wenn  ein  Ehegatte  das  KiiM  seines  anr 
d«m  Eli(»gatien  lauft  oder  aus  der  Taofe  hebt,  ergibt  suti  ans  den  oben  S*9Slt 
«eaagt^  voa  selbst.  Die  Meinung  Oiräldi's  (1.  c.  aect.  703),  ^Icb^r  ^ea.  eU^e 
OfiiDio,  ubique  recepia  nennt,  quodsi  alter  (coi^uguni)  sine  necessiiate  pircniriaro 
proleni  vel  levaverit  de  sacro  fonie,  vel  etiam  baptizaverit ,  hunc  cognationem 
contrahere  com  altero,  quae  conjuglt  asum  tropediret,  saltem  donec  ofdttrarlas 
dispensasset,  -—  findet  in  den  becrefTenden  Rech  (sqoellen  keinen  Anbaltaputikt« 
vielmehr  ihre  Widerlegong.  Vgl  nait  cap.  2.  X.  de  60gBat.,flpfe1t  lY«  !!•  iMiQb 
ScdBviini  in  seiner  mehrerwibhlen,  Sr.  Heiligkeit  Papst  Pins  IX.  dedicirten,  Tbeo- 
logia  moraiis  (tom.  111.  tract.  12.  disp.  5.  cap.  2  qu.  5.;  ed.  Mediol.  1858  tom. 
111.  pag.  657  sq.)  ist  einer  von  Jener  GiraldVB  abweichenden  Meinung. 

4)  Vgl.  Instructio  pro  Judd.  ecci.  Imp.  aastr.  quoad  caoss.  matrlm.S*  81.; 
Kuiachker  a.  a.  0.  III.  Bd.  S.  329.  '        •  -        < 
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üeber  die  Eheschliessung  der  Ausländer  in  Oesterreich  und  der 
Oesterreichischen  Staats-Angehörigen  im  Auslande, 

tdti  Prof  Dr.  Frledrlcb  H.  Verlng. 

1 

Per  0134. des  Oesterr.  AUgem.  bOrgerL  G^eseUSmeks  bestimmte: 
»Die  pentalieba  Ffthigkeit  der  Fremden  tu  Becbtsgeechiflen  ist  ins*- 
gemelB  nsdi  den  Gesetsen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  Tsrmöge 
seines  Wohnsitaes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsite  hat, 
Tonnöge  seiner  Gtebnrt  als  ünterthan  unterliegt,  za  beurtheilen ;  in«- 
sofern  nicht  für  einzehe  FftUe  in  dem  Oesetse  etwas  Anderes  ver^ 
ordnet  istc  Demnach  richtet  sich  anch  die  persänUche  Fähigkeit 
des  Ausländers  jmr  EhesMiessimg  in  Oesterreich  nach  dem  Oesetze 
jenes  Stentes ,  welchem  derselbe  als  ünterthan  zufolge  seines  Wohn» 
Sitzes  oder  seiner  Oebnrt  angehört. 

Von  demselben  Standpunkte  geht  auch  das  Oesets  Ober  die 
Ehen  der  Katholiken  im  Kaiserth,  Oesterreich  vom  8.  October  1866 
aus,  indem  es  im  §.  7.  verf&gt:  »Wessen  Einwüligung  ein  minder« 
jfthriger  Ausländer  zur  Eingehung  einer  Ehe  beizubringen  habe, 
mnss  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  welchem  derselbe  angehört, 
beurtheilt  werden.  €  Vgl.  auch  die  Anweisung  ftrdie  österr.  geistl. 
Gerichte  in  Ehesachen  §.  68. 

Im  §.  51.  des  Allg.  Bfirg.  G.-B.  ist  noch  vorgeschrieben :  »Einem 
fremden  Minderjährigen,  der  sich  in  diesen  Staaten  verehelichen  will 
und  die  erforderliche  Einwilligung  beizubringen  nicht  vermag,  ist 
von  dem  hierländischen  Gerichte,  unter  welches  er  nach  seinem 
Stande  und  Aufenthalte  gehören  würde,  ein  Vertreter  zu  bestellen, 
der  seine  Einwilligung  zur  Ehe  oder  seine  MissbiUigung  diesem  Ge* 
richte  zu  erklären  hat.«  Dieser  Fall  ist  in  dem  Ehepatent  vom 
8.  October  1856  nicht  erwähnt.  Aber  da  in  dem  Shepatmte  die  be- 
treffende Vorschrift  des  Allg.  B.  G.-B.  weder  ausdrüoküeh  aufgebe«- 
ben  ist,  noch  dmin  eine  derselben  widersprechende  Bestfanmung  vor- 
kommt, so  steht  jene  Vorschrift  des  Allg.  B.^G.-B.  auch  noch  jetzt 
in  Entft 

Wenn  es  sich  aber  fragt,  wie  ist  von  den  österreichischen 
Ehegeriehten  über  die  Ehen  zu  nrtheilen,  welche  in  Oesterreich  von 
katholischen  Ausländem  ohne  Bei^ksichtigong  ihrer  Heimatfa»- 
Gesetze  in  Betreff  der  persönlkhen  Fähigkeit  zur  BhescMiessung 


Ji76  Verin^f  Die  EbescbUessun;  der  Aoslinder  tn  Oeiterreith. 

eingegangen  wurden:  wenn  wir  auf  diese  Frage  antworten  wollen, 
müssen  wir  unterscheiden  zwischen  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar  1857, 
wo  noch  das  AUg.  Bürg.  G.-B.  in  dieser  Hinsicht  entschied,  und  der 
Zeit  seit  dem  1.  Januar  1857,  wo  nach  dem  Ehepatent  vom  8.  Oc- 
tober  1656  zu  urtheilen  ist. 

Für  die  Zeit  der  Heurschaft  des  AJlg.  Bürg.  Gesetzbuchs,  wo 
die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  sich  allein  nach  diesem  richte- 
ten, musste  man  sagen,  die  von  einem  Ausländer,  sei  es  in  Oester- 
reieh,  sri  es  im  Auslande  eingegangeue  Ehe,  bei  welcher  eines  der 
firfordemi«se  zur  persönlichen  läiefthigkeit  nach  deito  Hetmathsge- 
setae  des  Audküders  fehlte,  war  anoh  in  Oesteireich  nach  dem  btrger- 
Hchen  Becbtte'  ungültig,  wenn  das  aufilftndische  Gesetz  das  mangelnde 
firfojderniss  bd  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Ehe  forderte,  dagegen 
mdx  die  Schliessung  dner  sokhen  Ehe  in  Oesterreich  blos  unerlaubt, 
wenn  das  auständische  Gesetz  fu*  den  Fall,  dass  das  betreffende  Er- 
fof demisa  in  Betreff  dar  persönlichen  Ehef&higkeit  fehlte ,  die  Eli» 
hlos  für  unerlaubt,  nicht  för  ungültig  erklärte.  Die  IJngiltigkeit 
der  Ehe  des  Ausländers  nach  dem  bürgerlichen  Gesetze  und  vor  den 
bürgerlichen  Gericbten  in  Oesterreidi  wegen  Mangels  eines  von  dem 
ausländischen  G^etze  als  wesentlich  verlangten  Erfordernisses  trat 
auch  selbst  dann  ein,  wenn  die  betreffmide  Ehe  nach  dem  kirch- 
lichen Becbte  und  vor  dem  kirchlicken  Forum  als  *  gültig  (wenngleiefa 
immerhin  unerlaubt  geschlossen)  erschien.  Dieses  letztere  ist  aber 
seit  dem  Jahre  1857  in  Oesterreich  anders,  und  Pockmatm  (Lehrb. 
des  Kirchenrechts.  3.  Auflage.  Wien  1865.  S.  260  f.)  verkennt  völlig 
den  universalen  Charakter  des  katholischen  Kirchenrechtes ,  dessen 
Yorsohriften  jetzt  in  Oesterreich  bürgerliehe  Bechtskraft  haben,  wenn 
er  meinte  dass  die  von  einem  Ausländer  gegen  die  auf  Eheungfiltig- 
keit  lautenden  Gesetze  seiner  Heimath  eingegangene  Ehe,  selbst 
wenn  sie  nach  canonischem  Becbte  gültig  sei,  doch  auch  nach  dem 
j^ßigefi  bürgerlichen  Ehegesetze  in  Oesterreich  die  bürgerlichen  Wir^ 
kuBgw  einer  Ehe  nicht  habe.  Es  ist  dieser  Irrthum  bei  einem  im 
Allg^meinoi  so  gründlichen  Canonisten  wie  Fachmann  um  so  mehr 
zu  verwundern,  als  die  entgegengesetzte  richtige  Ansicht  bereits  in 
einer  eingehenden  Abhandlung  von  Dr.  Mara  (in  HaimetPs  OeMenr. 
Vierteljahrsechrift  f.  Bechtfr-  und  Staatswiss.  1858  Bd.  L  S.  71  it.)i 
nachgewiesen,  sowie  auch  bei  KutscKker^  Eherecht  Bd.  4.  §.  289. 
S.  678  IL  das  riditage  Princip  hervorgehoben  wurde.  Einen  Beweis 
für  die  richtige  Ansicht  gibt  insbesondere  der  §.  12.  der  Amoemmg 
fikr  die  geistl.  Gerichte  Oesterreiohs  bezüglich  der  Ehesachen,  weldier 
nuf  jene  als  iinfthig  zur  Schliesswig  einer  walidialton'She.beziiAii0t, 


YeHng,  Die  IbeseMtessiinff  icr  AnsModer  in  Oesteiteldi.         277 

welche  das  Gesetz  Gottes  und  der  Elrche  hiezu  anfthig  erkläre.  Fer- 
ner der  §.  69.  der  Anweisung^  welcher  ausdrücklich  erklärt,  dass 
durch  Anordnungen  der  Staatsgewalt  die  Schliessung  einer  gütigen 
Ehe  zwischen  Christen  nicht  verhindert  werden  könne.  Diesen  Satz 
des  kathol.  Kirohenrechtee  hat  die  Osterreich.  Begierung  nicht  Mos 
dadnrch  anerkannt ,  dass  sie  die  Änweisunff  als  verbindendes  Gesetz 
ffir  ganz  Oesterrdch  förmlich  pnblicirte,  sondern  andi  dadnrch,  dass 
sie  bei  Anfrtellong  ihrer  eigenen  Eheverbote  sich  innerhalb  jener 
Sehranken  hielt,  die  durch  die  Anerkennung  jenes  kathol.  kirchlichen 
Grandsatzes  der  bürgerlichen  Ehegesetzgebüng  auferlegt  werden. 
Auch  hat  in  Oesterreich  Sber  die  Gültigkeit  der  seit  dem  1.  Januar 
1857  von  Katholiken,  einerlei  ob  im  Inlande  oder  im  Auslande,  ge- 
schlossenen Ehen  das  geistliche  Tribunal  zu  entscheiden  und  dieses 
richtet  sich  bei  der  Frage  nach  der  Gültigkeit  der  Ehe  lediglich  nach 
dem  Kircfaengesetze. 

Wenn  aber  eine  Ehe,  die  ein  kathol.  Ausländer  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Januar  1857  in  Oesterreich  geschlossen  hat,  auf  Grund  des 
Eirchengesetzes  und  in  Oesterreich  auch  bflrgerlich  gültig  ist,  weil  kein 
nach  dem  Eircfaengesetze  wesentliches  Erfordemiss  mangelt,  so  wird 
darum,  wenn  den  Gesetzen  des  auswärtigen  Staates,  oder  den  Osterrei- 
chischeii  bürgerlichen  Eheverboten  zuwider  gehandelt  ist ,  der  welt- 
hche  Bichter-  in  Oesterreich  zu  den  Strafen  verurtheilen,  mit  welchen 
fiberhaupt  die  Eingehung  einer  gesetzwidrigen  Ehe  bedroht  ist  (vgl. 
§.  607  des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852  und  §.  35.  des  Ehege- 
setzes vom  20.  October  1856  und  den  Justiz-Min.-Erl.  vom  10.  Juni 
1859  im  Archiv  VI.  805),  und  nach  dem  ausländischen  bürgerlichen 
Gesetze  bleibt  die  in  Oesterreich  geschlossene  und  hier  auch  bürger- 
hch  als  gültig  anerkannte  Ehe  des  Ausländers  auch  fortan  sogar  un- 
gflltig,  wenn  ein  Eifordemiss  mangelt,  welches  das  Gesetz  des 
Auslandes  zur  Gültigkeit  der  Ehen  seiner  Staatsangehörigen  verlangt. 
Es  muBs  also  insofern  nach  wie  vor  bei  der  Schliessung  der  Ehe 
eines  Ausländers  in  Oesterreich  in  Betreff  der  persönlichen  Fähigkeit 
zur  Eheschliessung  nicht  blos  das  Eirchengesetz ,  sondern  zugleich 
auch  das  weltliche  Gesetz  des  Auslandes,  namentlich  in  Betreff  der 
flta:  die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  im  Auedande  verlangten  Er- 
fordernisse, nicht  berücksichtigt  werden. 

Es  können  aber  sogar  f9r  den  Ausländer  auch  solche  Eheverbote, 
wdche  das  österreichische  bürgerliche  Gesetz  aufstellt,  in  Betracht 
kommen,  wenn  der  Ausländer  sich  in  Oesterreich  verehelichen  will. 
So  bildet  die  Verurtheilung  wegen  eines  Verbrechens  zum  Tode  oder 
zur  schwwen  Kerkerstrafe  in  Oesterreich  ein  Bindemiss  der  erlaubten 
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iäieschliessaiig  (vgl  §.  13.  des  Ehegesetzea  yom  8.  OctoUr  1859  und 
g.  27.  d66  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852).  Wenn  daber  ein 
Aualäuder  von  emem  österreichischen  Gerichte  zu  schwerer  Eerker- 
strafe  venurtheilt  wurde,  so  ist  ihm  ebenso  wie  einem  zu  solcher 
Strafe  v^rartheUten  Inl&nder,  so  laoge  die  Strafzeit  dauert,  nicht  ge- 
stattet;, in  Oesterreich  eine  Ehe  abzuschliessen.  Wäre  dagegen  das 
iStrafuitbeil  von  dem  Gerichte  des  firemden  Staates  gefUlt  worden^ 
so  würde  dieses  nur  dann  ein  in  Oesterreich  zu  respectirendes  Ehever- 
bojif  bild^  wenn  das  ausländische  (besetz  eine  solche  Straffolge  mit 
der  Varurjthailung  des  Verbrechers  verknüpft  hätte.  Ein  anderer  Fall 
ist.di^r*  Das  österreichische  bürgerliche  Gesetz  hat  auch  neben  dem 
kirchlichen  trennenden  Ehehindernisse  bei  Strafe  die  eheliche  Ver- 
bindung zweier  Personen^  deren  mit  einander  begangener  Ehebruch 
erwiesen  ist,  untersagt  (vgl.  g.  67*  des  allg.  bürgerL  Gesetzbuchs  mit 
§§.  13.,  34.  und  35.  des  Ehegesetzes  vom  8.  October  1856  und  §.  36. 
der  >Anweisung  für  die  geistlichen  Gerichte«).  Falls  nun  beide  Braut- 
leute Unterthanen  eines  fremden  Staates  sind,  wurde  dieses  österrei« 
cbische  bürgerliche  Eheverbot  ihrer  Trauung  nicht  entgegen  stehen ; 
wäbrend,  wenn  auch  nur  Ein  Th^il  zur  Zeit  der  Eheschliessung  denoi 
österreichischen  Staatsvei:bande  angehörte,  für  beide  Ehetheüe,  auch 
for  den  ausländischen  Gatten  in  Oesterreich  die  Strafe  eintreten  würde, 
welche  auf  die.  Uebertretung  dieses  Verbotes  gesetzt  ist.  (Vgl.  Maro 
a.  a.  0;  S.  72  f.) 

.  Die  Anweisung  für  dio  geistlichen  Gerichte  verlangt  in  §.  71.  von 
den  Pfarrern  bezüglich  ihrer  Mitwirkung  zur  Ehesohliessung  vonAuslän* 
dern  die  Anwendupg  grosser  Vorsicht  und  erklärt,  doss  der  Bischof 
f^f^  Umständen  bestimmen  werde^  in  toiefeme  die  Ifarrer  die  Traih 
ung  von  Ausländern  vornehmen  dürfen^  ohne  die  Sache  vorher  der 
bischöflichen  Curie  aur  Beurtheilung  vorzulegen.  Besondere  bischöf-- 
liehe  Anordnungen  in  dieser  Hinsicht  sind  uns  bis  jetzt  nur  wenige 
bekannt.  Die  bischöfl.  Ordinariate  von  Brunn  und  St.  Polten  schrieben 
1860  jedesmalige  Vorlage  an  das  Ordinariat  vor.  Der  Cardinal' 
Fürsterssbischof  von  Wien  bestimmte  in  einem  Erlass  vom  21.  Deo» 
1856  sub  V.  um  sich  über  das  Gesetz  des  fremden  Staates  zuver- 
lässige Auskunft  zu  verschaffen,  hsbe  sich  der  Pfarrer  wie  bisher  an 
die  Gesandtschaft  des  betreffenden  Landes  zu  wenden;  wofern  sich 
aber  ein  Anstand  oder  Zweifel  ergebef  solle  er  die  Sache  dem  fürst- 
erzbischöflichen  Generalvicariate  vorlegen.  Der  Fürstbischof  von 
Brixen  bestimmte  in  einem  Erlasse  vom  31.  Deo.  1859  (im  Archiv  V. 
S.  369.),  die  Seelsorger  brauchten  nicht  in  jedem  Falle  die  Sache  dem 
Otduuojate  vorzulegen,  sollten  aber  stets  von  dem  Ausländer  das 


ZMgnigBfdMtoi^  nach' den  GtMrtftdn  ihrflir  HeiiMäi  sur  Emgehimg 
«ner  Ehe  im  Ausland*  beAigt  cwieB^  und  das  ZengnidB  dea  ledigen  Stan-* 
des  (Mßh  §.  70.  der  Atttvoisiuig)  varUngen.  Dia^  meisten '  Bischöfe 
haben  Z9t '  besseven  Orientiniog  ihres  Elems  einige  betreffende  Mim^ 
8terM»ia^*  in  ihfen  DiOeesanblftttem  knnd  gemsfcht  nnd  y/fit  lassem 
weiter  onten  diese  neueren  Itfinisterialeriasse  ebenfiiUv  feigen,  durch 
vr^Mie  namentlieh  :iili  Einselnen  AvfiM^hlnss  dairU>er  gegeben  wird,  in 
wiefern  nndi  den  äesetsen  verschiedener  Staaten  mr  SchUessung  von 
Ekm  ihrer  Untertbanen  im  Auslände  (in  der  Begel  nur  fibr^en  Brikiti« 
gam)eine  iesMäere  JSrlaubniss  der  SkuUsbehördm  mAhmeskdag  ist.  Bine 
^•sammensteUmtg  derBeMfrden^  ^wdt^in  dmd^ägeh4nB$mde99iaatm 
mnr  Ertheäung  det  JSheeonsense  {TrauBcheme}  hefUgi  oderawn  Mistel- 
hmg  der  an  deren  StoUe  tretenden  Besehmnigungen  amgemiesen  mnd  ha^ 
ben  wir  berdts  im  Archiv  Bd.  VI.  S.  342--46.  mifegeiheilt  Nnr  in  der 
Gtrossh.  Hessischen  Provinz  Rbeinheiseny  im  Königreiche  Premeea 
imd  im  Qrossherzogthnm  Luxemburg  ist,  naeh-  der  dort  bestehenden 
Qesetzgebnog,  bei  Verehsiichnng  ihrer  Staatsangehörigen  kieineriei 
HeürathecoDBena  oder  Hefaathsscheinvon  einer  Yenraltungsbehdrde 
<vibrder)ieh.  Statt  der  Traoseheine  werden  daher  in  der  ProiinK 
iÜrifiAesMn  von  deS'  Oroesbi^rzoglichen  Erm&mtern,  im  Königmciie 
iWiMM»  von  -den  'hflnigliehen  Ptevinohil-BegiefOBgeii,  nnd  dem^Bo* 
lizei-Prftsidiam  zu  Berlin  und  im  Grossheraogthum  iMcemburg^i^n. 
den  dortigen  Bürgermeistern  Bescheinigungen  dahin  angestellt:  dass 
nach  der  in  der  Provinz  Bheinhessea  (in  dem  Königreiche  Pieussen,  im 
Gfosri/eiaogthom  Luxemburg)  bestehenden  Gesetzgebung  Angehörige 
dieser  Protinz  (Preussisohe  -*  Laxembargische  ~  Unterthanen).  zur 
AbschUessung  einer  Ehe  im  Auslände  der  obrigkeitlichen  Brlaulmiss 
nichü  bedfirien  und  dass  daher  in  so  weit  der  ■yerehelicbuugdes  Inha- 
bsrt  ietn  gesetzliches  Bedenken  nicht  entgegenstehe. 

Solche  Attestate  iussem  beaiigiich  der  Anerkennung  der  Gdln 
tifükeit  der  Ehe  und  der  vertragsmAsaigen  Verpflichtiiiig  zur  Aufi- 
nahme  der  Ehefrau  und  der  in  der  Ehe  «zeugten  Kinder  dieselbe  Wirr 
buig,!akr  wenn  sie  die  ansdrueklidie  Erlanbniss  zur  Eingehung  der 
Sbe  eothieltoi. 

Auch  die  englistken  Staatsangehörigen  und  die  Bfirgier  der  vir*- 
euiigten  Staaten  üordamerika^e  und  die^  Angehörigen  des  Künigreichs 
^^dinien  bedürfen  keines.  Binwäligung^  ihrer  Heimathsbehörde  zolr 
^^Uiessung«  Die  Urkundmi  demnach,  auf  deren  Beibringung  die 
^&ner  bei  Ehewerbem,  wdche  sich  als  Angehörige  eines  diestt 
^t«  iigitimiren,  insbesondere  zu  dringen  haben,  sind  der  Tau& 
^fili  der  Ausvreis  fiber  die  gehörige  VcfTnahme  des  Aa^abobs  unddaa 


Zengmm  des  leügon  Standes,  ermiaeU  dior  Todtonsdififn  dM  y«r« 
gtorbeaen  Ehegatten.  Daa  BcaatezaoMn  wird  heiaiiaetdleii«  ob  irgend 
ein  durch  die  Urkunden  nicht  zu  ermittelndes  Hindemiss  der  gütigen 
oder  erlaubten  Ehesehüessung  obwaltet  (Vgl.  Wiener  DiOeesanbL 
1865  Nr.  15.  S.  160).  —  üeber  die  Beglaubigmg  der  Urkmden  die 
Ausländer  beibringen,  folgt  unten  das  .Nähere. 

Es  kann  übrigens  ein  Seelsorger  manchmal  in  Zwai&l  gemtiMHi« 
ofr  ein  Ehewerber  wiriüeh  österrekkisd^er  8taat$€mgehöriffer  oder  em 
AM^änder  seL  Um  jeden  Zweifel  m  dieser  Besielmng  absuschneiden, 
theilen  wir  aus  Kutechker's  Eherecht  Bd.  IIL  §.  200.  S.  718  ff.  ^ 
darüber  entscheidenden  gesetzUchen  Bestimmungen  mit: 

§•  38.  das  A.  B.  G.  B.  bestimmt :  dra  Tdlen  Qenoss  der  bürgere 
liehen  Bechte  erwirbt  man  durch  die  Staatsbärgersehaft.  Die  Staats* 
bflrgersdiaft  in  diesen  Erbstaaten  ist  Kindern  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  durch  die  Geburt  eigen. 

§.29.  Fremde  erwerben  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
durch  EintretuBg  in  einen  öffentlichen  Dienst,  durch  Antretung  eines 
Gewerbes,  dessen  Bebreibung  die  ordentliche  Ansftssigkeit  im  Lande 
nothwendig  macht,  durch  einen  in  diesen  Staaten  vollendeten  zehn- 
jährigen, ununterbrodieiien  Wohnsitz,  jedoch  unter  der  Bedingusg, 
dass  der  Fremde  sich  diese  Zeit  hindurch  wegen  eines  Verbrechens 
keine  Strafe  augezograi  habe. 

g.  30.  Auch  ohne  Antretung  eines  Gewerbes  oder  Handweijkes 
und  TOT  Teriaufenen  zehn  Jahren  kann  die  Einbürgerung  bei  den  poU* 
tiachen  Behörden  angesucht  und  von  denselben,  nachdem  daa  Yermö« 
gen,  die  Erwerbsfähigkeit  und  das  sittliche  Betragen  des  AAsuchenden 
beschaffen  sind,  Terlidien  werden. 

§.  3L  Durch  die  Inhabung  oder  zeitliche  Benätzuag  eines  JjMÖr 
gutes,  Hauses  oder  Grundstückes,  durch  die  Anlegung  eines  Hsndels, 
einer  Fabrik  oder  die  Theilnahme  an  einem  von  beiden,  ohne  persön- 
liche Ansässigkeit  in  einem  Lande  dieser  Staaten  würd  die  öaberrei^ 
chische  Staatsbürgerschaft  nicht  erworben. 

§^  32.  Der  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  durch  Auswanderung 
oder  durch  Verehelichung  einer  Staatsbürgerin  an  einen  AnsiäBder 
wird  durch  die  Auswanderungsgesetie  bestimmi 

üeber  diese  Bestinmiungen  des  A.  B.  G.-B.  sind  im  Laufe  der 
Zeit  nachstehende  Erläuterungen  «gangen. 

L  (Hofcauzleidecret  vom  16.  Jan.  1817).  Durch  dem  blessod 
Betrieb  einer  freien  Beschäftigung  oder  durch  die  Beatandnahme 
^eines  S(Aanke8  wird  die  öster.  Staatsbürgerschaft  nodi  keineswegs 
erworben,  da  nur  durch  Am  Antritt  eines  Gtowerbes,  zu  desaui  ^trei* 


bmur  difi  ^JfrtftBfffr^  A  naltopiffiMffh'iTig  DotkLwandup  laL  die/  StaatflUbM 
gmcMft  erbfü^  wird,  frei^  Bfef^äiifig^Lng^  jaden  4¥g^P^  wie^ 
der  yerlassen  und  Bestandcontracte  aafgeln|pdet.  wwd^n .  köWMWi 
daher  die  .Aj^torigBaaohnyg  jw[der  in  |^  euimt  npQ^.iaib^.luidem 
Falle  Aoihw^Adig.  i9t*  •  .       ,,  Mi':.! 

2.  ^(Hofdecrei  vom  19.  Segt  1818).  Se.  ^M^i^t .  WW  z^  M 
stuumen, befanden,  daaa  geb^ren^  Aneländer,  welphe in  ^r.X^^\A^nM% 
OfficiforarGliaiakter  doreh  wßs  isofsm,  £ar  eine  .Zpit  belj^dei^^  «fW 
V(m  dien  Yortbeilefi  der  Oeterr^iiduschen  Staatsbörgmchaft  nidh^-  «wr. 
gescUopaenee^en^  abfur  bloe  dprch  den  bek)e|^etfn  Ot&c^n^Clwr^kiiff 
ausser  den  Militirpflicbten  die  übrigen  Yerpflicbtungen  der  Oeteicrf 
Staatsbörgerechaft  naoh  nicht  übernehmen,  U|id  ^c^  ihxer.i^a«  etz 
folgenden  Quittirung  ensft  dann  d^ieeer  Yerpflichtui^  fuitadiage^;  i^ßt^ 
sie  nnunterbrochet  durch  zehn  Jahre  (vom  Ti^fe  dar  Qi4tit|irn|ig  ^ 
m  rechnen)  in  den  Itot^rr,  Staaten  aich  au^eba^  habe^.  oder  pMüjf 
eine  andere,  in  dem  A.  3<  Ö.-B.  t^eicl^netje  Art  in  die  ypUem.^b^ 
und  Pflichten  der  Osterr.  Staatsbürgerschaft  eiutrptepi  .  .    ,i 

3.  (Hofcanzleidecret  vom  20.  Febr.  1820).  Nach  dem  fi«  ;^ 
des  A.  B.  Q.-B.  wird  dip  <^terr,  Staatsbürgeracha^  dureh  4en  Antritt 
eines  Oewerbes,  dessen  Betreibung .  die  ordentliche  Anei^s^igkj^^  .im, 
Lande  nothwendig  macht,  sehen  fir  sich  erworl^en.  W^,nl^l.  pip, 
verkäufliches  Gewerbe  an  sich  gebracht,  bat  die  erwähnte  ge^tf&;t 
liehe  Bedingniss  bereits  ertuU^t,  weil  er  durch  den  An^uf.j^a»  .(^^ 
werbe  ebenso  .^m^treten  bat ,  wie  bei  persönlichen  öewerbpA  dies^f 
durch  die  in  Bechtskraft  erwacl^ene  obrigkeitliche  yesleilfi^..g9fi 
Bchieht ,  •  ohne  d^s  hiezu  der^jüijrsische  Betrieb  des  Oe^w^i;l)ßs .,  notb^l 
wendig  wäre.  Es  bedarf  daher  in  solchen  l'^eA  ivcji;it  ,iw^,l  f^g; 
Verleihung  der  Osterr.  St^ajtabürgeraehfkft.  m.  .:. 

i.  (Hofwjyazleidpqret  vpm  ^5.  Aprü  1828  Z,  874<)).  .ReW.  ^ 
Fragcy  ^b  der  erste  Satz  des  §.  29.  des  Ä.  B,  G.-B«  sicjlf  ^uch^  ^ 
provisorische  öifen^licbe  nicht  stabile,  nicht  de^tive  Die(|S!U^^;;iDg 
anwenden  lasse  ?  haben  Se^  Majestät  mit  Allerhöchster  fiutscbl^es^jw^ 
vom  15«  M^£  zn  erklären  geruht,  dass  unter  dem  Off^ntlicben  Dienste, 
^rcb  d^^  AntretuQg  Fremde  nach  dem  §.  29.  ,d^  B.  A*  Gf^JS^ 
die  Jsterr.,  Staatsbürgerschaft  erwerben,  v}  Ilinkui^ : blfjs.  ein  j^V^n 
lieber.  Staa|tsdienst  und  keine,  provisorispbe  oder  ande^e(}^^i^}}g 
Dieoßtleiqt^ng  zq  verstebisn  sei,  diese  Anordnung  jedoeb ^nie,ht^ |^ 
die  bereits  in  provisorischer  oder  d^|^ernder  öffeotlicber.  Diejo^Uei^i^ 
übenden  Individuen  zu  gelten  habe.  /.)../«  i  •«[ 

&^  (HtafeanzleidjöOf^t  v<Kn.6^;Märs&  1|8^9)*  .  Ueber^upt/,  f st  die 
^Q&u4»^  der,  Aualfnder  i^,  die .  öst^r.  StfiatobÄfJ[(ji;^  fth^  ^ 
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IM^äl^^'AiJks^keÜ  <Ä^" Muit/' -Antritt'  eiäes'  CfeWefbes  oder  to^ 
¥^^attf'l4«r- iAi  §-.  Öel  a«ik-A.  iSf.'^:-^;  ängMmttötefa  «ehU'Jäfo«  der 

Lta»*6öAten«  BWrlässett:  ■    '   -    *'■  -■'■■:■<, 

tn-ini^_ii^<j^<AMmt»  IMA  'SSr^'^Minür"  i890>.  Scfhie.  Majestät 
hab«n  in  Hinsicht  auf  die  HSchstibrer  Entscfa'äidong"  tintetzogehe 
9m^^  im'aia  fttt^idfln  ■  Osteri-l'  lERiiuilMf6n8i^ii">»]itiassener  Ansifinder 

MM^liilli<^<d^iäei'''(rt«der1a^g  W'^^^l^-  Kaiäeffstaate  ztf  lieban- 
Hm  sei?'  H^k/^e  '■  ^xihgAtLtcgiif'mimr '  IMtScMtedsnng .  Vota  16.' 
SIM  ^^  ^>g«äi^'iii'M((^Min  gbttkKÜ:  Jbneli'  Atnä&ndeib»  ^1«^^ 
at^'^tiftr^ebtälMäbeWe  Oiitiittii8ti<yn82e{t  'ifa' den'.tfsterr.  MfliiäLrdieiisieiF 
rbOsti'ecUl'häbätti'Mdle'l^fiedcfrlassibg  in'  dieii  Osterr.  Staätto,  'weite 
si^  dartltai  ansuebeä,  'tind  g^gi^ii  sie  weder  in  Hiiisteht  der  Mofaütsi, 
i6b&'' mV 'Mdäti^t  B^iehtlng- (siift  Adstäiid  ($bWaM , '  zn' gfestätteidV 
tot^Htiik^iKiiteddie'/Hri^rri'SfcaAtsbtaiieretsrchaft/  sie  daram  bitten 

'iM  m'  ert'onrabifibhfen-iigenscfaaften  aacbSirds^n';  eri^eilt'  -#ei'deil: 


,r    .« . 


Wbi'dtti''d€frlei  Anslftniäer  in  det  Folge  erWörWruiifaliig,  öo  sind  sie 
nach  den  bestehi&tideti'  äll^etneineii  Tei^orgnngs Vorschriften  tu:  he^ 
haüd^riJ'"  ^"  ■  '      ^'  -   '     ''   ■■' 

•'''"♦.'' (HofcdüiWidecretvdm  18.  Jan.  1831);    Die  Dienstleistung  in' 
dÄ  (^renslwacW  ka'nn  niclit  für  eine  Anstellung  in  dnem  eigentlichen 
Stäatsatntef  angesehen  werden.    Die  Mannschaft  in  der  Grenzwache 
idt  in  -di^er  Beziehimg  itair  gleichen  Verhältnisse  mit  dem  Mifitftr. 
DttrcK  die  Dttnrtlefstiing  in  der  Armee  erwirbt  aber  ein  Ausländer 
dii^  Oi^teh*.  Staatsbürgerschaft  nicht,  und  ein  Ihdividmim  ans  eitlem 
lliMoBSCtibitien  Erblonde  wird  durch  den  Eintritt  bei  einem  Truppen- 
Mr^r,  Welcher  aus  den  deutschen  l*i*evinzen  ergänzt  wird,  keinXTh- 
«erthäütfieserPrannzen.  '  ' 

8.  (Hofcanzleidecretvom30.  August  1832  Z.  19,542).  Im  Falte, 
W6'  eSn  AüsläriÄet  die  östert.  Staatsbürg^i'schäft  ükch  dön  Torschriften 
Aösr  §129.  bder  3Ö.  des  A.  B.  G.-B.  erlangt,  erlangen  die  zür'Zeit  der 
Bewerbung  bereits  grosäjährigen  Kinder  desselben  Abslftnders  dadutcH 
ia*Äir zugleich  die  österr.' Staatribftrgenschaft.  <   »■  .t. 

•;•'  •  Ö.  (Hbfbanzleidecret  rom  28.Febrtiar  1838  Z.'3&80).    Se.  Mä^ 
jW«t  habeü  iri  Uebereinaftitonlun^  mit  dem  §.  Sa.  des  A.  B.  O.-B.' 
ündtait' d6m  §.l9.  des  Answanderungspatents  vom  24.  Mäiir  1884^ 
ihit  Allerhöchster  Entsöhliessung  vom  26.  JSn.  18B0  zu  bestimmen  |^ 
rtiht,'';daÄs  d!6  österr.  Staatsbürgerschaft  auch  von  öiner  Ausländeriii 
Jfeitch  ihre  Verehelichung  mit  einem  österr.  Staatsbürger  erwor- 
ben werde.  ...... 

'-;  "10.  (Hofdecret  vom  1  März  18532:3141),  l^.Majö9lÄt  haben 
üU  AtterhMhcK^  :entschlieS8ubg  rom  51  Febrbai*  18^'zA  befbhlen  jg^ 


ndit»  dt08  ton  am  an  sluA  dnrdi  muM  in  den  Ltatdeni,  für  irddie 
dag  A.  B«  CK-B*  vaAiadlidh  ist,  Tolkndaten  «dmglhrigeH  anmiterbro« 
ebenen  Wohnritz  die  Osterr.  Staatsbfirgerscliaft  erat  dann  entarbeo 
Min  soll,  wenn  er  eich  hierftber  bei  der  Landeestelle  seines  letzten 
Wehnofts.  gehflng  aosgenneeMi,  anf  deren  Anerdnong  bei  ihr  edbet 
oder  bei  dem  zosttadi^Qi  Sreisanite  den  Unkerthaneneid  geleistet 
und  darOber  eine  Beglanbignngsorfainde  erhalten  hat.  Zu  dieser 
Eüdesablegnng  soll  jedoch  der  Fremde  nicht  eher  zugelassen  werden, 
als  sididem  die  gediuUe  SteUe  Adk  die  yoUe  üeberzemgong  Ter* 
schafft  hat,  dass  er  die  erwähnte  Zeit  hindurch  sich  nicht  nur  wegen 
rines  Vergehens  keine  Strafe  zugezogen ,  sondern  auch  fortwährend 
ruhig,  den  Gesetzen  und  den  Anordnungen  der  gesetzlichen  Behörden 
gehorsam  und  gut  gesittet  betragen,  und  durch  seine  Auffahrung  und 
gezeigte  Denkungsart  niemals  zu  einem  gegrändeten  Verdacht  oder 
Beschwerde  Anlass  gegeben  hat. 

11.  (Hofcanzleidecret  vom  6.  April  1833  Z.  7039).  Allerhöchste 
EntSchliessung  vom  2.  März  1833.  Durch  die  Verleihung  der  Ge« 
heimenraths-  oder  Kämmerers-Würde  wird  die  österr.  Staatsbürger- 
scbafl;  nicht  erworben. 

Nach  der  den  politischen  Behörden  ertheilten  Ministerial^Instruc- 
tion  Yom  7.  April  1850  §.  46.  steht  das  Erkenntniss  über  das  Vorhan- 
densein der  zur  Brlangnng  der  österr.  Staatsbürgerschaft  erforderlichen 
Bedingangen  und  sofain,  mit  Bücksibht  anf  die  in  den  persönlichen 
Terhfitnissen  des  betreffenden  Indiridunrns  gelegene  Garantie,  die 
Anfiiabme  in  die  Beichsbürgerschaft  bis  auf  weitere  Anordnung  dem 
Statthalter  zn.  Wird  aber  von  Jemanden,  ohne  dass  die  Erfordere 
Bisse  des  bürgerlichen  Rechts  erfüllt  sind,  die  Auftiahme  in  den  Beichs- 
verband  angesucht,  so  ist  die  Verhandlimg  dem  Ministerium  des  In- 
nen zur  Entscheidung  vorzulegen.  Da  femer  dermalen  in  der  ge- 
Munmten  österr.  Monarchie  ein  und  dasselbe  büiig;erliche  Gesetz  zur 
ttettMif  gebraut  ist  und  die  Schranken  geikllen  sind,  [hoffentlieh  anrii 
ftr  die  Kakmtft],  die  Ungarn  von  den  sogenannten  deotsehen  Provinzen 
ttenaten^  so  sind  jene  gesetzlichen  Vorschriften  ausser  Wirksamkeit 
gakommen,  nach  denen  Ungarn,  Siebenbürgen,  Croatien  und  SlavonieK« 
&  seibiaebe  Wojwodsohaft  ond  das  Banat  als  Ajisland  angesehen 
wsrden  »asiten.  Wer  demnaeh  in  was  immer  ftr  einem  zor  österr* 
OessmaitnionaMhie  griiörigen  Lande  jene  Bedingungen  erMHt  hat« 
^  ZBT  Erwerbung  der  österr.  Staatsbürgerschaft  erforderiich  sind,  ist 
bezflgliah  der  Bheschliessnng  als  Inlander  anzusehen  und  iai  h^ 
luuideln. 

Zur  nftheren  Erl&utemng  der  Normen,  welche  für  die  Ehe« 
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mrordwün^wi ■  folgest.  ;.'u  '  *....;^  .i.-'      -'i    a..        ■/   i  •..•:» 

1)  l&teis ini ^  Jki  Mimiketien'iU»Ituvem,4ii^ ^Mkimä dÜGitUdk 

Ptm  9.  Oelobtt*  19S3,A  »2,70».,       '     '    '•'   ••..m 
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.    (publicirt  im  ^eichsgeseUblattt  1859  Nr.  20&0i  i 

.,die  Vet ehcsKctaüg«  iTon  jAoyebMgdi  des  (CrftsbcftMfaniis  Mei:li4tneltad>'i: 

'  Liut  döef  ferö^nüng 'des '  gros'siierzogKc'h' .b'adiscten  Ministe- 
iitm  der  auswärtigen  Ängelegenlieiten^werden  Ehen,  welche  fcadische 
$taätsangehörige  oJine  Erlaubniss  der  coippeienlen  Behörde  ihres 
Stetes  im  Auslande  schliessen,  ins6ferne  die  Eheleute  nicht  ein  aus- 
wärfiges  Staatshürgerrecht  erlangen,  nach  dortigen  Cresetzen  al$ 
nichtig  behandelt.  ,        ,  '  ,,      ,. 

Badischo  üaterthanon  ^bjer,  wdche  im  Auslände  die .  Tirauauji 
einer  im  Girossherzogthun^  yer^eig^ftei^  Ehe  ersehleicben,  oder,,aicl^ 
im  Auslände  verehelichen,  ohne  zuvor  in  ihrem  Staate  in  Qemä«i3heit 
de^dortigea  Gesetze,  das  H^imathsraoht  iur  ihre  El^e  sichergestellt 
zu  hab^.  verlieren  da3  Badische  Staatsbürgerrecht.'  ,. ,  « 

Di0.zpstä#dige  Behörde,  velohe  iareine  im  An0)a«i(d^  -fm.^oU^*' 
8w4e.£Ui^  ^W  ^^v  WiLhru«g  der  Simtstifirger-*  und  HebwUiareeUlf 
orforderiiche  Oea^hmigung  ivi  ertboilen  hat,  iat  das  Amt,  ii^  deiMO 
^mrk  dier  Badiscbe.Unterthan  ein  aAgeboroeB  Heipiat)isrwhVli09titl 
odco:  iftSnnanglung  eines .beatiauxiten  Ortabfirgerroehtes^  die  Venffii* 
tuagisbebidffde .  dd8  Wobiortes  und  aaiaserdem  nofdi  bm  S(Mt0dMMiA 
diie  v^^rg^üeksta  DiMiatbdhördfL 

'  Mit  Bücknefat  auf  diese  im  Orosdierzogthame -Baden  berteheni« 
dan  geeetdichen  Anotdnnngen  wird  für  die  Zuknaft  angeordnet  da» 
MBT  cur  Schliesiung  einer  Ehe  zwisohen  einer  badiecheD  jtogebMgcki 
nnd  einekn  OstetreichiscbeB  •  Untertban  amaaex  der  N»ohweiiB)ing>  detf 
pertOnliehen  Fähigkeit  der  Braut  eine  specieUe*  BemlHgung  ikset 
zMftindigen beimatblichen Obrigk€ttt>  niekt .erforderüdk  ist^itesiaiiiX 
eine  Me,  irelehe  ein  groedhenogHob-badie^er  St^ateaii^borigeir 
talertAhdee  nrit  einer.  Osterveii^eeben  «ier  irashbrnet  ftr^elniini'ifr* 
deren  Staate  ng^bOrig^h  Unterthnnin  achUe^m  iriHi,  nuv'daMDfaii 
gestatten^  vnd  die  Thinnng  «ar  datan  ^ohnmehknan  istv  "v^ean  dek 
Bräutigani  nachweiset,  die  BewDlignng  aeineK  enetindig^n  heitnat^ 
liehen  Behörde,  welche  in  den  Trauungsacten  au&nbewahren.iikk^>  w^ 
kugt  sii' haben;'  *    "  ,  r*  '<  ^  i  .•  iii\ 
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OMmw  imriilirliliiluK  Obtr  ttMcMfMMBR  4»  Awmler.       QSI 


an  sfimmtllche  sbutliaUereLeD,  SU^tthaltereUbtbeiluo^eii  qnd  UodewegieroDgen^» 

Mrtftnd  dteCtfdoFiicuir  der  Zeofntwe,  Welcbe  bayertaclM  Omtertfertefl  Qbtt'^ir« 
TiliwWfr i»  Ahwr  YtreielMimg  In  eeümeleli'MftrlligM.  ' 

kvA  diMB  »speeiilkn  Anlasse!,'  #o  bajerk^hd  Unieräiai^en  auf 
GnuMttagegdfiÜSG&tar  DDcnmente  in  Oortetreieb  geirgitt  wmtfi^ti^  UM 
4ie  lü^üglick^hajr^riflohe  Begiehing  da^r  Vdrlang^  getfblH/  daü 
TmiitzAgan- ha^eriadiei' iOaterthai^  ktinfttg  traf 'dann  ta  t^lteMi^ii 
MiM)k|  wenn  dieselbbüi  die  KiAftnigkeit  ihrer  Vetebelichnng  in  Oester* 
leickitbasdL  daoB  «aoh  schon  aacta  den  lAsberigen  Vorschriften  hlestl 
erfoidediohe  9  jtodoch  in  Zdktmft  mit  der  koniglich^bayerieehen  mu 
nisteriellen  nnd  gesandtschaftlichen  Beglaubigung  versehene  Zengnies 

nachw^eisen  yermOg^ 

HieYoii  w^4  di^  )c.  k.  {landeastelle  aiir  Damadliaebtmig  bei  W&h 
dignng  der  zqm  Zwecke  der  Yerehelichung  von  königlich -bftyeüisehett 
Uatertbaaen  beig^ach^ten  Doeumente  mit  dar  Weisnng  in  Kenntnis^ 
geset?^,  auch  die  Unteitlehördenr  mit  deif  Nothwendigkeit  der  Gertio«* 
rirum^  derselben  bekannt  m  maehen, 

Anmerkung  J.  Diesen  firlsss  bat  4as  Mintst^rtam  des  Innern  mler  B#^ 
tiehoog  auf  die  darin  angedeateten  aoeii  In  <fer  Mflitftrgrenze  geltenden  VoN 
Schriften  dem  Armee-Ober-Commando  zur  eigenen  VerfQgung  Ober  die  ErgSnvQna 
derselben  in  Hlnsicbt  anf  die  Ceriiorirung  der  Documente  mit  dem  Bemericen  mit- 
leiMK^  daas  ed  fegen  Ae  ZogesCehnng  des  dlesÄlIfgen  von  der  kOnlgHcb  •  baye- 
Hsebeii  Regiertng  getteUten  Verlangens  keinen  Anstand  la  erheben  flsde«  Indem 
eine  solcbe  AnordnoDg  zmlcbst  nur  die  Interessen  bayeriseber  Unterthaqeit  be* 
rOhrt  nnd  eigeiUlicb  nar  dabin  .zielt«  der  Eladirang  der  scbon  bierlandes  nach 
tJeberelnkonimen  ergangenen  Anordnung  über  Trauungen  bayerischer  ITnter- 
Ibanen  zu  begegnen  und  den  G^tsttfchen  eine  Garantie  zu  bieten,  dass  die  Be- 
ttieUigiien  Mcht  einet-  gesetzvfidriyen  Handlung  sieh  schuldig  machen. 

Anmerkumg  2;  Jüacbdem  man  bei  dem  ailiiisterlom  rar  CaltBS  and  }fu^ 
terrichl  die  Uebeneugong  ge>i\'Dnnen  hatte,  daas.  von  Seile  d^r  darcb  dieUnU^f* 
stellen  verstandigten  bischöflichen  Ordinariate  der  obige  Erlass  des  Ministerlams  des 
bnem  dem  unterstehenden  Clerus  zur  Üarnacbacbtqng  bekannt  gegreben  war,  wurde 

dieser  Erlass  beim  Cult-Minlsterium  unter  der  %,  ^^  - 1856  lediglich  zur  Kenntnl^ 
genommen. 

ÄnmerJnmg  3.  Mit  dem  Decrete  der  bestandenen  vereinigten  Horcanzle| 
vom  Sl.  Min  1S42,  Z.  5680  (Politische  Gesetzsammlung  70.  B.,  Nr.  46.),  sind 
^IwbfWIMr  Aeraelben-  damals! unterstehenden  Lindersteilen  die  Torscbiiften  der 
Un%||0.^ii9eriadM  Ae^lenmi  Miialebtileta  der  von  iMysrIseliea  Uatsfittinen,  dtar 
lieh  .^  AosUuule  verehelichen  wolto, .  btfzoliringeQ^en  Uriumdea  kimdgemaeia 
wordjBB..  Eine  Ausdehnung  dieser  Kundmachung  auf  den  übrigen  Theil  der  Mo« 
narehle  erfolgte  durch  den  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  Juli  1852, 
t  M,«e,  wekhcr  an  die  StatthaTtertl  von  Ungarn,  an  die  Banalrcglening  In 
Croitien  oqil  »awonien,  dann  an  dW  Civli-  tiitd  MIlNIrgeavenienents  In  Sieben^ 


fH^         F€rlfif ,  ite  »McMleM««  4ir  AMitater  In  OMtmtl^ 


bOiven  VDd  Id  der  seMMUep  W^m^MtM  mll  Mi  fmMt  Mmüc  ^foklM 

War  QDd  voD  dessen  BesUmmiingen  zufolge  des  Erlasses  des  MiQlsteriaois  fDr 
Cultos  and  TJnterrtcht  yom  21.  Jall  1852,  Z.  2792,  der  Cbratkleros  In  den  eben 
«rwIliQte»  Kr^nlinden»  ZOT  DamatiliaclitBBg  TersCAndigH  weriBn  «oUle.  Der  fn- 
balt  des  Ministerlalerlassea  vom  a  iali  1852,  Z.  12,886«  Ist  WIgeäint: 

Nach  den  im  KQoigieich  Bayern  beBtehe&den  igeseteliehen  Be- 
stimmviigeii  wird  daeelbet  nickt  nur  jede  ohneürbuibniae.  der  be^ 
treffeAden  heiinatidi<ihe&  Civilobrigkett  von  einem  Bayern  im  Auslände 
eingegangene  She  in  etaatareohtlieher  Hinsicht  ate  vdUig  migiltig.  b4- 
^achiety  sondern  auch  dieselbe  erforderUdhen  Falks  rem  Obrigkeite«- 
wegen  getrennt«  ohne  dass  der  Fran,  jEalls  seU>e  eine  AneUaderin  ist, 
oder  deren  Ejndom  hieraus  die  Bedite  bayerischer  Angehörigen  er» 
wachsen  können« 

Dagegen  sind  auch  in  Bayern  die  gleichen  Massregehi  tat  Ter- 
hfltnng  nneiianbter  Ehen  Tsn  Ausländem  getrofen,  und  es  ist  den 
Qdstfichen  aÜer  Gonfessionen  verboten,  irgend  eine  Trauung  eines 
Auslandets  Torzunehmen,  wenn  der  zu  Trauende  nicht  die  tM  der  ihm 
YOigesetzten  ausUndiseheu  Dienstes-  oder  Heimathsbehörde  ausge- 
stellte Yerehelichungsbewilligung  nebst  den  geeigneten  pfkrtftmtlichen 
Zeugnissen  darüber,  dass  der  beabsichtigten  Terehelichung  im  Hin- 
sicht auf  kirchenrechtliche  Bestimmungen  kein  Hindemiss  entgegen<* 
stehe,  beigebracht  hat. 

An  diese  Mittheilung  bat  die  königUch -bayerische  Begienuig 
die  Bemerkung  gereiht ,  dass ,  obschon  nach  diesen  ganz  klaren  und 
bestimmten  gesetzlidien  Anordnungen  die  üngBltigkeit  einer  im  Aus- 
lande von  einem  bayerischen  ünterthan  ohne  die  legalen  Bewilligungen 
und  Ausweise  geschlossenen  Ehe  keinem  Zweifel  unterliegt,  und  eim 
sowenig  in  Abrede  gestellt  werden  kann,  dass  daraus  gegen  den 
bayerischen  Staat  oder  einzebae  Oemeinden  kidne  Bechte  iMuleiten 
sind,  doch  FftUe  vorgekommen  seien,  in  welchen  ausw&rtige  Behörden 
hierauf  nicht  gehörige  Bucksicht  genommen  oder  eine  andere  Ansicht 
von  der  Wirkung  einer  solchen  Ehe  geäussert  und  dadurch  bisweilen 
Differenzen  herbeigeführt,  oder  ihre  Angehörigen  in  Nachtheü  versetzt 
haben;  womach  sich  das  Wunschenswerthe  einer  positiven  Normirung 
von  selbst  ergibt. 

Die  bestandene  vereinigte  Hofcanzlei  ist  denuHifolge  seiner  Zeit 
in  der  Lage  gewesen,  in  ihrem  Bereiohe  die  VezOgang  ra  trifsn, 
dass  die  erwähnten  in  Bayern  bestehenden  gesetzUoh^  Bestimmungen 
hierlandes  kundgemacht,  und  sowohl  die  geistlichen  als  weltlichen 
UnterbehOrden  angewiesen  werden,  auf  Grund  der  äbereiAgekonunenen 

sich  ^ffff^ft^h  cn  benehmen* 


ligoog  Saxßt  HeimU)sb^lxif  #98^8W(^'^^^  £|iea.di6  ktrcU^bei  .^i^r 

aegAuog  erhalten, IfILtkep,  m;Ä  sioä\  hii«^#»  im.  VW  d^«^k-.,k-MT 

pifltenumades A^p^s^ yora^J^ujgftDu^bobw W9rd|?JV        r  M  .- mh 

Das  Mimstaiw^       timn^ .  #H  ,s|i^  ;9ql)ja. ji^  joi^lS^i^gj^iff 

Einvjemehmea  ]mt,,d^.M^te):;jiei^4e]c.  J^^^^    xfj^i,  4^.>G3^iift,,yei;i^7 

la«gtii  (|ie  gedßd^ten  Jmqli^xißi^n .  )i^cbtlic)i  d^r  SiaUiasffo^,  TOf^ 

Elicu^^  bajeriaci^ier  Unterthaaßn  (im  MslaÄda  ^A  Irjenndfirt  Staal^tag^ 

hörigw. m Bfiyera annawili *uf  Ungarin,  Croatifai, Sljiwonw»,  Sißb^fl-T 

bürgen  und; die  s^rbia^^  Wq)?roda(^bali , wt  deim  .Tenußaeir  Baoai^ 

anazod^hiien..  .        ,      ,  i . 

Mto  veil^indcdapUd^  ifntenrolfi;eQ^Ql^ipi3teilaj|erU(S8  Tom 2^ Npy.  185^ 
and  die  Note  2.  zu  diesem  letzterem  Minisi^-Erläss,  sowie  die.  KOuigÜ  bayerische 
TItinisterialentscUUsaung  t)om  26,  Mai  1661  im  Archiv  VIl.,  S.  litt  1t! 

8)  -BTöfe  cfe:^  üßtifitfferÄw*^  des  Ihfiern  vom  U,  Mai  'idS/^  t  *» ;' 
^'  an  das  Gen^ralgouverntoent  von  UiogJBrn,  '   ' 

betreffend  die  Republication  des  die  Verehelicbanf  von  AngebOriged  anderer  Krön- 
Itod^r  ifi  Ünga»  ingebentden  liinlsterlalerlttsses  Vom  20.'Decemb^r  1^51. 

(Wurde  beim  Otit-Hlnfst.'  siA'  Kr.  r-n-^- ,  Tom  Jahre  1^7  /  zur  Kenntniss  genbiemt^) 

"bn  §.  Il'/dei. 'Allerilöchsten  Patlaptes  vom  8/ OctoW  1856^), 
entlialtßnd  das  Gesetz  tlbef  die  Eben  der  Katholiken  ^n  Oesterreich, 
welches  in  voller  tJebereinstimiiiuug  mit  den  diesfälligpn  Bestimmun- 
geh  des  Coucordates  erlassen  wurde,  ist  der  .Grundsatz  ausgesprochen^ 
däss  ^fis  den  politischen  yerordnungea  und, den  Amtsvorschriften  zu 
entnehmen  sei,  ip  wieferne ,  der  Ehewerber  eii^er  Heir^thsbewilligniig 
Von  Seite  ie^  politischen  Obrigkeit  oder  seines  Amtsyorstehers  beätirfe. 

■'4)  CiOt-mmsteriaUfrräss  vim  18.  JTot  185d\t8nS;'--  '' "" 
:  ,  r    I        ¥^  .^^^  SiatthaUereiab^beilong  in  Qfen,    ,     ,   .      |^. 

In  dsoi  §.  71.  dex  Anbngw  IL  in  iem*  AlloftMlitei  Patevike 
▼cm  8w  Octotor  1B50  ^BfflfahtHOesrttHBtait  Nh  185.)  iiiefe  Adk^  Uiü- 
flMhilMi  ^  IbelcUiewiiLg  vea  AttlftodenDin  Oestarraidi  üei  aUget- 
jtieiiid'Beetiiinaimg;  nadi  wdcher  dartber  ni  wachen  lisb^^^datB' lAiii»- 
ttuder  nieU  nders  ab  xniiiBeobMlitviig-  alle»  damn^  «a»  ^  ÄäiAf 
flilttrigflr  ISn^Atuig  der-  Eh0  eifttd^IkM  dst,  zur  TsatningrmgäAmli 


jimrdmiV'  Ifit'ktföicbiiclc  atf  den  g!  S.  d^  iiihfmges  1.  des  bezogenen 
ÄUerhöchsteii  Patentes  verdieht'  es  si^li  von  sidbst,  dasst  diese  Wach- 
samkeit  vor  Allem  auf  die  Bedbacbttmg  jener  Voracbriften  sich  2ti 
Üöliten  habe,  die  das  K!rchengeset^  znt  Hintanhaltnng  ton  nngnltigeii 
dder  Unerlaubten  fihen  anfstellt:  Insbesondere  darf  in  dieser  Bichiäing 
niemals  übersehen  werden^  d^s  das  SlenigMss  dis  ledigen  Standes  nnd 
der tatcfscheit)  des'AWändersV^dann  MU  deirs^lbi^  berdts  yerekelicht 
^'äe^JilMdttfnsclieitf  des  verslöAerien  Gatten  odei^  dlne  die  Stelli 
desselben' vertretende  rechtsgätige  TJrknnde, 'die  über  den  Tod'deÄ 
fräh^en  Cfatteii  Mheh  Zweifel  fibrig  lässt,  befznbringen  seL  'Ande- 
rerseits mniss  aber  inbh  daför  ^iesorgt  werden!  ^dass  Alles',  was  das 
CFesets  der  Heimath  des  Aiialftnders  für  die  bärgerl^^he  Gültigkeit  der 
Ehe  verlangt,  genau  eingehalten  werde ,  weil  sonst ,  abgeseheh  voü 
^e(öIaÄati(onen'  auswärtiger  feegierung^^  I^lle,  als'  die  Gatten 

insXi^i^and  übersiedelh^  grbssfes.l7ngl|ick.und  ^ergenuss  dadurch  yeiH 
anlasst  werden  kann,  dass  denselben  von  ihren  Heimathsbehörden  die 
ber^r]icl^.Wu:kHnge&  der  !^e  nicht  .zu^kan^t,.a(imii der  Qattm 
und  den  Kindern  die  Au&ahme  ii^  die  Heimiith.  das  Gatten  und^yater8 

rr.Es  fBüTSpheiBt  deinnach  in  mehrfache^  Hinsicht  gieboi^u,  das9  der 
cpmp^tente  Geißtliche,  -d^sen  Mitwirkung  ^ur.Eheschliessijuig  eines 
Ausländers  mit^  ^iner  Inländerin  oder  Ausländerin  in  Anspruch  genom- 
inen  wird,  sich  vorerst  die  üeberzeugung  verschaffe,  dass  der  dem 
Auslande  angeh5rige  und  dahin  zuständige  Ehewerber  nach  den  Ge- 
setzen seiner  Heimath,  unbeschadet  seiner  Staatsangehörigkeit,  zur 
Eingehung  einer  Ehe  im  Auslande  befugt  sei,  oder  die  nach  diesen  Ge- 
setzen etwa  erforderliche  Erlaubniss  zur  Schliessung  der  beabsichtigten 
Ehe  .erhalten  habe.  Ist  der  ausländische  Ehewerpef  minderjährig, 
so  kömmt  es  zufolge  §.  7.  des  oben  «erwähnten  Anhanges  I.  gleichfalls 
nach  dei^  Gesehen,  des  Landes,  welchem  de^elbe  a^gehOrti  zu  beur- 
theilen,  wessen  Einwilligung  er  zur  Eheschliessung  beizubringen  habe. 
Die  üeberzeugung  von  der  persönlichen  Fähigkeit  zur  Ehe- 
schliessun^,  Mü  Vieftrtie '  dieöeJbe  durWi  böfger&cftfe  'G*8et4e-  begrenzt 
iäbi  i*&d  i&der  Begel  nnrdoreh  ¥orwBi8iin^  emes  gebtng  beglaubig* 
^ii)  beiden  Träuungäacten  anfiubBwabreildedi Attestes ifte* Ortaobiip> 
keit;  dvil.  der  eempetenten  Givilbeh^IvdB  >beg!i#iiM«  Wenien  kMiian^ 
«eMer.  der  äualftndische  Bbewerbor  in  -seinsr  Heinorth'  mfienteiit^ 
•iMiistidemnBch  eine  bei  der  Iteüuigspiarra«  ybrgewiaaene  BrUämng 
ii»Wn..diem  iAflerilöohsten  Heie  begtenbigfam  G^sandlbohaifli  des  Bsb 
mathslandes  des  Ausländers,  dass  seiner  Vereheliobiuig  nkUa-im 
Wege  stehe,  nicht  fOr  ausreichend  anamteheiL:  .Ob^  uni.utar  mlchen 


.'    '   • 


t<i MliiinimitfEiiüii  füiiit* Mrf %m.' ' ^         W^ 


JJmBmnAmi^lm  diiiidiiA  film,  od^r  liitt  IHM^dri  iii#''^  <G^)^ 
gibug»  eumltiBr  Stai!fefiii>  )tir  aHe  AngeMrf^dn  ders^il  toü  äef  Bei^ 
hnaguäg  '4$ä^  beMlehfaetcm  -behMiic&Mi  AtMtoB  ümgangf'  m  nehtnen 
flrit  tatoii  «w^der*  4^  PfMMni  noeli  dto  pdBtiBolito'LAhÄesfbehOird^ilt 
nur  MmOMsmg  ^sakmh  geitoHt  wet^eir,  mid  ist'sMr  Mirwegen; 
wenn  nicht  besondere  Vorschriften  erlassen  werden,  ton  ^aO-  m  Fall 
anidatfliirtftetkm  te Innern  to  wehdenj  ird^te  das/ "zur  Atii^tkgung 
dff  SsttKe  OeelgAete  emleitettirM.  '    '^  ^'   ' 

—  Was  ^e' Art  der  Beglanbigting  solcher  Zeugnisse,  .^e  aneh  an- 
derer ron  den  Bhewerbem  "beigebrachten  Urkunden  angelangt,  so 
Wttirde  Titm  disr  Yormafligen  königlich -nngaiischen  Statthalterei  unter 
dorn  21.  Juni  1843,  Z.  22,938,  taiit  Genehmigung'' der  bestand^eü 
k(^glich-tmgarischen  Hofcan'^Ie!  die  Vorschrift  erlassen,  daäs  die  th^ 
eines  Anäftnders  blos  dann  gestattet  sei ,  wenn  ^die  Bichtigkelt  und 
Geitnng  der  beigehrachten  Zeugnisse  yon  der  betreffenden,  anr  Aller- 
höchsten Hofe  zu  Wien  accreditirten  Gesandschaft  anerkannt  und  t)^- 
stttiget  wird. 

Allein  mit  dem  Erlasse  vom  9.  September  1858,  Z^  ^,  wolchen 

das  Ministerium  4^^  Inoem  im  £in¥ernebmen  mit.  dei)  Jfimsimm 
der  Justiz,  dann  für  Cultus  und  Unterricht  an  ^^  k.  L-  StaiftitüaUiWei 
in  Twasv^jT  gffrifil^i^t:  luifci  irt  mnuffft  -wAicd^^ida«»  .d»^>iSiift^ 
teiLigal]M»Bf  Aar^DimdeB^  am;  fcalseii]dieB'Hoflage(r>  aecratitMt^ 
Missionen  für  joden  yon  einem  ausländischen.  Eheweiber  .be^eb^racbten 
urkundlichen  Behelf  nicht'  immer  als  conditio  sine  qua  hon  zu  gelten 
hat,  sondern  dass  es  d^r  Umsicht  der  diesfiEBigen  Behörden  anheim 
gesMli4)ki]Mi:]MMv  in  wie&maf ite^ieine  ürksnd«  £tti;:dc]ii  ted'  glaiib- 
wbdig  ieraditon  kAxme^,  oder  ec^t  eine  ap^^ipe,  .weitere,  Amtliplie  Be- 
glaubigimg derselbe  fuif  nAtbig  halten  j^uaseu.       j     t|.:  1  <   . 

.  Nur  m  flo&me  di^rfalte  hiitt&chUich  der  Untorth^Ben-  irg#kfd  räi» 
teBideft;SftMte8  ieine  qp^eiattoAnordiiug  gefo^ett  wutdei„ittsd  Ate 
BesIteipngtMeiMlbanige^  ^  Jiat  iznfolge' 4!«}!  äcir 

k^Jti*«'^.!«^;  /«ufe|BQi»8keiiea firtase^ ctosl^ifBteritMridas^Iniiiin 
H.  Man  18&6^  Z«  4914,  die  k^huglicb-bdjffiwhe  BegtoiOgAdafl;  V#i^ 
lukgnicgMttUWidAM  IntuuAgeiL  toftrisobor  UntenttiMM'  ift  ^aatot** 
vQiehiMflft^.JiiR  damn  foUa^fen  if0ti0Q, n^^Mm^  wMa  dklsetten  die 
2iill8iigk0iti  ikrar  ¥erebeUe)Lung  in:Qe9lwriiM^i<btf^  das  a 
QAdiideU'^u^iteea  Yorsohrifteui  hieffau  erfofderlildier  jedoch. im  29r 
lnmftniik>d#r.kU»gUck*b&ymsehM  nciim^iii^flB^  n^d  gesapdtaeUltr 
^eftiB^laobigimg  Tarsebena  Z^iigpiss  wc^Km^QH  y^mOgen. 


l^fli,  wwp  SQlobe.Yon  der  «iwteiUedAe^iBeJhAPdt^im  Wtg»'  dor  iittl^ 

f^dietimr^iwelabe^dprlevaii  «(»»  felwgtiet  Urkittkd«&!diii  ImIx*^ 
dA)i  Parteie^^uttf)^  «ws  {)08aiid#r8:m«ge^evtijg^Iiy^^ 

26.  März  1859,  Z.  4340,  anher  Y(H!g«leglUn^^k«i&i«*'d0r  »^ 
mchi  geliefert,  daas  de^lü^iiigjUcl^-preassis^^  — , 

welcher  äck  jn.üngacu  ea,Y<ai»^  lljüep^ssq  <a^4w 

.Oe^iefzßQ  aarnec  Qeimath  aabeschadet  Bainer^Steat^f^hS^]^  bci^ 
§ei;weallia]|b.  derselbe  anzaweieep  ist,  ßine  dal^in*  lai^|b(l|f]£r|^^ 
ypE^  d^r  kOmgUch-jpreossisclieQ /Ciyi^h^       f|i. deren, ^e^l^^-^  4nP 
He^athsreobt  besitzet  beizpjbitri^ge^  *  HiosichtUchr  d^^:  B^flii^pibig^mg 
dieeiQr  i^rUärung  if erden  die  yoxhiü ,  ^g^gten  B^atis^nafigeu  wibrr 

zunehme^  sein...  .  .'»   ..••;:'...v  r.  •     '    '-  •'   !'  :   -  '    .^ 

Behufs  dee  Zustandekommens  einer  Ton  der  k.  1|,. :...  ^  «,.tjft^ 
wunschenj^werth  bezeichneten  allgemeinen  Instruction  ^ber  d;e  .Wahr- 
nehmung desden,  was  bei  der  Mes^hliessung '  von  Ausländern  in 
OeMinteieh  in  Betracht  zu  kommen  hat,  wii^^  unter  Einem  das  Br- 

(bMerieW  eingeleitet.  '/'     '  ','. 

*         A^^b^Aim^.    GMebMitfg  ist  tön  den  illnisterfum  ttM  AeässiM'  JUMt 
iHerMidB  «iiti  soMicil  bi9itr«ilf»  ilie  ttolliiiefniw  tn  Anpradh  goMmritn  wirtab 


\\  ^  \  'X 


5)  CuU-Ministeridlerlass  vom  22.  November  1859,  7i.  17,602f, ,   . 
-  Mceltaid  dib  EhwrhHMnhg  der  AosttiMlflr  In  dtn  ftsfi«dclilselRb>tSCiiMB.<  ; 

■  In'  Folge  toehrsdtigW'  Anfragen ,  waö  ton  Belt*'  det '  S6ebot*^et 
zur  Hintanbaltung  jedet  Yerantwortliehkeit  wahrzunehthen'iscS,  Wtaii 
ihffe' MitwlJrkiiag  zur  SfehliesBung  der  Bhe  voii  iLiulta^ni'4n  den 
«BkehniehjMben  Statten  in  Aasprueli  gtoonmen  "wird,  Mik  ieli/  naoll 
gepflogenem  Binteitiehmen  mit  den  MifiMerien  ito  i»iia8Bm^«dM<Ui- 
nern  ud  der  Justiz  in  ^Lage,  über  die  be«ndei«n'ErfovdeniiM, 
welche  Andiiider,  die  sich  in  Oestenrefeh  zu  vereh^hisn  beabUcW- 
iigta^t  beizuliriiigiBtn  haben,  nadietehende  Anhaltspaakte  «i  besnelmtt: 
ÜB  hat  «iefa  beir^is  wiederholt  nigeivageti,  Aa»  AudfeiAtoleiek 
ifi  OesMmidi  vereheUehen,  ohnb  hiezu  nach  den  Qe0etaen  ihxiir  9M» 
m^th  billigt  zu^in,  und  daes  deshalb  ihrer  VerMoritung  AiB  bfirj^er«- 
Ü^h^n  Wirkungen  der  £he  in  der  Heimath  sdchi  Zuerkannt,  die  dani» 
herFoiifegaingenen  IQnder  als  untiielich  angeiehfen,  und  gleioh  d^ 
Matte.  ftlkdiM  nMib  schon  (for- da)  llinüHkiiinM  lauer  iHhimath 


Qmmu  9a^^mmlfMm  m»  vu-^Mmmm^  ttü?^ 


Mg^Wkto,  jßgi4mi^9ib9»ii»'dermlkemiK^^  ^winieiij  -' Damit 
flokhqp  ü«M>tftBdm  v^elMi|;t  wcrth,  igt-ea  uneilUilioli,  dass  dölr 
Sealflorger,  bevor  er  sich  an  der  Eheachliessiing  einer  dem  Anelande 
za^((rigen  Person  in  Oesterreich.  betheiUget»  fich  di^Uebfnevgutf 
yers^l^a,  daes  ^eselb^  napb.  den  Qasefa^n  ihrer  vHeimatli  var  Bfa»> 
fleihmg  einer  Ehe  im  AuBlande  Mbgt  eei^  oder  die  naoli  diesM  O^ 
eetien  etwa  «rfordeiliche  BrlaiiiMise  Eftr  flcBIlAsinmg  4er  Wbqic^tigten 
Ä* ertengt-tebe'.  \    .. '    '.  .       \  ,.„..,..     ,;>.,; 

*  Die  Notbweodigkeit  der  Abli^iscWigreW  <4^weis^4bejp  die 
jMTwftbnte  JSefognise  oder  £rla;ebniia  ieb.  in  idem  Hüofdeerete  e^m  22. 
Aece^ber  IfkU  (Nr;  IU8  J.  a  Ek  V  änefeepro^hen,  detoen  Wfrksatä^ 
käi  4Qrob  die  luMrlMm  Puttote  vota  83.  itfftd  mi3  29^.  November 
183S {Beicfafl-eeBetz-Blätt  Kr.  79.>üd  246.),  äann  i(om  äd^Hfl^.  185^ 
(Beicbis-Gesetz-Blatt  Nr.  99,)  aucli  ^uf  j^  Tlieijü8..dar  Mona«^  awr 
gedebnt  worden  ist,  fuf  welche  daeeelbeinidit.ertenen  war/         '  ' ' 

IkatmAk  wird  ee.dfun  Seeleoiger,  wacker  zni^  EftesdiUessttii^ 
•iMt.  Anriiadef«  in^Oeeterreleh  nütwirb«  soH,  o^rMegen,  iü  ^verläss- 
Ueber  Weise  tn  ermitteln,  "welchem  lande  derselbe  augebö^,  n^d  von 
ihm  das  ausreichend  beglaubigte  Zeugniss  der  con^eteutea  Ohirigkeit 
der  Qexnß^ide  dea  Ansjandes,  m  welcher  er  anattndigiet,  abfcoiieiBehen; 
dArcli/wekhe»..dieee  die  vevhin  angedeutete  Befägnies  oder  Erihubnitt 
cur  ffin^lmg'  der  toihabenden  Bke  besebeiriget. 

In  B^Hret  der  Wage,  'mit  welcher  Art  der  Öeglaubigung  eipee 
derartigen  Zeugnisses  oder  anderer  von  dem  Aos^&i^der  beigebrachten 
Urk)mden  der  Seelsoi^er  eich  auCrieden  ateUen  kOone^  k^mt  aobeu 
a«ht«i»'Ob  znr  Hintaidialtnng  tob  Traanngen-  auf  Onmd  gefUsebtet 
DMnnente  beittgflMi  ^inseltter'lBtKaten  des  'An^land^  ntdht  t)esonderej 
Inerknds  knndgemacbte  Vorschriften  bestehen ,  welche  ini.  Ängp  ^ 
behalten  sein  werden.  Dahin  gehört  die  über  -  Verlangen  der.  kSnigY 
Ucb^bajjBnac^  ^;egiervn9  mit  dem  SrlaeaB  deaMimeterinsiS'dee  h^ 
nem  vom  14.  Mftrz  IftSfiy.  Z.  4944^  feekiunit  g^bäne  Anordttnt^, 
dMBr,lJniiiii|pm/tiKyeräoktr  UntortlMlneil  nUr-Aimn  ztn  vt^lAfteii'  seien, 
wenn  diMMben'  die  ^UM^keit  ihrer  Veteh^lctmng  (n  Oetrterreich 
dnreh  das  9öhön  nach  den  froheren  Vorschriften  biezu  erforderliche, mi^ 
der  iöpiglkhrbf^yerischen  mnisteneUm  m4  ge$an(it9fih(ßfilickst^  JBe* 
p2<iiib^0ViV?)  TeeaeheMZengaiaenne^  

.  O  IMitn  HeMMiet  ferltift ,  dan  Jeder  in  OeMenreM  «Mb  terttaeNtkende 
AMiandcr  M.der  Tnuilmg  flier  seine  i»er85aUclie  FüilelLeit,  eloeti  gOKIgen  BVe^ 
▼f fftrae  elnstta<lMii  ileb  aoswelse. 

•  f)  Dliee  ipiiteUt  Ansedmaif  wagen  dar  aMoMeitBlten  «od  ffMndtseaall^ 

im  etar.  siiü«ntfK«Mlil  <ium  die  OdH«  6.  Bl:  nM 


Vewhiy,  JteiJlwlilifcaMn  Ur  JhNÜiiier^ii  (Mifemidi. 


SofcbsieteB    vonk  22.    DecenAwr    tS14    gegeawfti^g    im    halten, 

$f/Mr«'lMS  Xlff.  älödi  Nr.  S1.)  pablidrte,  anCen  folgende  Convention  sswU 
^tthtn  Qeatin^eiokltmd  Bctif^rn  bBteüglMt  der  LegdliHrüng  der  itn  den 
i^emeiHgen  BUMef^  voni^enM^hed  BMMen  amigUitimm  ^cMlM* 
^eglwbigten  Vrhi^iikden^\'Qn^\Z.  F^lw»  WW.'   I  •  r  i  •  :  »- 

Veher  die  Eheschliesaung  KOnigl.  bayerischer  StMajIs^M^f^hMge^ 
in  Oesterreich  tragen  wir  bier  noeti  «os  dem  Vfienet  DIOcesnAbUtt  Ifdi  Nr. 
10.  9l  126  1f,-  folgende  Weitere  Beleiirang  naeh. 

.1^  im  Ktnigreldi  Bayern  wiri  die  von  4or<lgen  Statisangehörigen  fin 
iUudaade  gesdiliNpene  Ebe  mr  todfema  llr  -  gUtig  aaemcnfcit,  ato  dtt 
Ehemann  zi^  deren  ^ingebuDf  die  EijMibBiaf  aeiiiei  lifbnatlilMiffn  OlrigMI 
erbalten  hat, /Die  ohne  Erlaubniss  der .  I»etreffendeii  Civil- ObcigUit ; XdfV' 4it 
bhrir  Irelmarblithen  Ehecons^ns)  von  einem  Bayern,  im  Anstände  eingegapgene  fibe 
nM  tu 'Bayern  in  staatsreebtlicher  Hlnsidit  als  tmgtntig  betrachtet  und  erforder- 
lichen Falles  .voa  ObrlgkeUs  wei^n  getrennt,  <nine  daas  der  Fräo,  ftlls  s^lbe  eine 
Auaitoderi^  la^:pdfr  deren  Klwlejn  die  Aeetrte  tuayerHiher  fllaaiMigiAittriger  er- 
wacbsei^;  wpg^ep.^oeb  in  ftayArn  4w  SfelMlgem  «Her  CotfciMiao.  #erMn 
ist,  die  'Trauung  eines  Ausländers  vormnehmen,  wenn  dei;  u  IraiKBd^  .lücblt  d)t 
ton  der  ihm  vorgesetzten  ausländischen  Dienstes-  oder  HeimatbsbebOrde  aosg^ 
Mike  Terebelfebnnga-Bewilllgnng  nebst  dem  geeigneten  pfarrämtliehen  Zeqgnisse 
lieig^biiacll  likt,.tes.der  beabsiditigten  VerehelidiQng  kein  Riridefnlss  entgegeri- 
^ebe,  JUnaicbUicb  d^  CerOfriroog  der  jbeknfa  «er  Vtiieb«lltiianr  MsM»i%i|cii- 
den  Uriianden  hatte  lant  Erlasse^  des  damaUgfli  b.  fc.  iiiniali!riim>^4ff  Ibnaw 
vom  14.  März  1856,  Z.  49 14,.  die  liOniglicb  bayerisfiie  B«lenin|^  ans/Anlifa  etaies 
speciellen  Falles,  In  welchem  bayerische  SlaatsangebArige  auf.Gnindiage  gefllsdi- 
ftr'  ^ocdmeate  In  Oesferreich  getraut  worden  waren,  das  Verlangen  gestellt,  dasf 
TrauoagtD  bayivisebier  Uniertbanen  ktnftig  nur  dann  ze  voHzIefaen  seien,  wenn 
«•^CD  die  tpüMlglQ^  ibrfr  Vfrebelclnng  in  Oasiemldli  direk  da»  nMi'üe« 
bisherigen  VoracbrJften  biesa  fr(Dr4erUclie,|e4iM{b  in  Znkmill  mit  dyMnWIiia 
bayerischen  ministeriellen  und  gesandtscbaniiclien  Beglaubigung  Yer9ehene,Zei|gf 
hiss  hacbzuwetsen  vermögen.  Nur  dann,  wenn  ein  Bayer  auf  Grund  eines  S0I7 
clieti  Zeugniases  In  Oesterrefdi  getraut  wird,  geben  die  ihm  Angerraute,  so  wie 
di^  ant  dieicr  eb*llcibe&  VertrioMig  «twa  lierv«rMcrigen0ii  oder  In  der  Folg« 
le^ilimUlen  &intf«r  In  dnn  bayerliehen  6fnilBveM)and  ftfarr. 

.  Ofermilen  alnd  binai^ltlMi^  dar.^cnMnuIg  4»  yw^UjatmbtmJUitma» 
gehörigen  zur  .YerebeUebajog  in  Oestenreicb  MsnbriQg^den  Qrlumden  diiiB^ 
sdmmuiigen  der  Convention  vom  18.  Februar  1868  massgebend,  zofol^  deren 
Ae  im  Jahre  1856  verlangte  ministerielle  qnd  gesandtschaftlicbe  Beglauhjgun|[ 
adMber  Urkonden  ttüb«  oteiur  tffbrderlidi  Ist,  Indein  nach  Art.  Vir  dieser  Cdnven- 
tion  die  einer  PüvituikBMle  bctgeOgt«  Mglanblgnttg  der  naaft  dieaem  «y^bereh^ 
kommen  znatindlgen  Behörde  einer  weiteren  Legalisirang  niahi  bedarf.  «M 
dcik)i  ürbqnden  ««an  jbMgHcMi^ieriaehen  Pdlisai*  ynd  Vwft^dUmngiUMrden 
niifgeataUt«  ao.acdlan  sie  von  der  betreffenden  IbOnigMieo'il&itfiaropicriiifts^  (Kon^ 
mer  des  Innern),  die  von  bayerischen  Militärbehörden  ■uageMeilliii  yrknndaniabtr 
]m.:dra  .bM^ffbnden  0en«rataMmaiido'a  .(bezleiiungMi6i9t  /dmli  «dnä  AlUllerie- 
m9^\  wd  dia^  6tidttoi»aTeamnMnda)  tirgaltairt  jein,-  dia  ndn^daw»  Müto 


QKJftfWMHPW  IW«ri«*n  IWiMiM»te*#e>mMA.         MS 


IrimdcB  tIMMidili  ab«v  «kMr  MMefHi  B^gMMgfnir  ntäit  mebr  bedOrfeÄ.  -^ 
Mt  MiekflMiteii  AfiMM^  km$  den^kOniglieh  h<tfferi$then  amtlichen  Öe-, 
te-lM  Mirf-.  SimtemaißiMhir  m^m  "dattb  Sie  Dl^ti^ef^iiohzeiDebOrde  nnü 
iliwi  IUI  I  müjlltH  ffi  itliirnirf  inmjT  QDiAlne^  des"  hnierti),  beziehoqg^w^ise 
dwnlh  d«i»bfllveflBid»6«i<nilroiMnn49;  oder  Aiiillerie-  m!er  (^niecoitscommandö' 
bigtaltolk-«^!.  ^  AiiitH3'»v»it  yfei>ilto>l^  Aemt^  etirlsttielieV  Aellgionsbe: 
in*  iayetn  in  AnfefegteMteit'lliM  BeroilH  ftosjg^tstelit'e  fjfkanden  (s.,  ß. 
^f  MigntMoMer d4^n^1cfdie«ft'stod)  bedOrfeh' nar  d^r  te- 
itlWrwciikiriltin»'Mn0lM|fl«lto  OrMtoHn«  ^eüfebung^^efse  rfbrcb  die  pro: 
MMiiiMM' CümMtrtalictNe).  —  IMilbtfden  dtef^iron'iV^Mren' oder  andern 
•iabl74ttimlM9ltHip:)ai.<lMhniliiMi  Meatte  iii|rMtülReir''9ün6f{(maren  flifsgferer-f 
tiftiifei44r<i|ftaie».iilli4l«r.LtgAlMniii|[  drä  etridfdet  irä^t  Instanz  'verseli^ü 
HiiUT-)iMiUilnndtn{!iiiricb#*ifon'deA  GtHdhim  «ts 'Amt.*rarkMden  aiis^estelU 
wmAm^*  litdMflnv  .ntenn  ^ie  ■ii»*4ett  Attt^rfegrel  versebeh  stnd,  keiner  Legiin« 
airawi.    KaiatUen  aber  .nae^  Mr  «k^irtillrti  bayerf^cben  Hryilsterf aT-Entsebiiessan^ 
WthU-  Jftnli  iM6  («gL  Ar«*!»  VII.,  9.  IST),  bayerlscfien  Im  Aaslande  sTet^  auf^- 
balitndaii^AaalaangtMrlgwi'  die  -«iir  V^(«eHebiin(r  im  AÖslande  erfoN^rllcbeif 
DocpfieMtt'€ni  4MIQ  tv^PiMM^t  «Mi^en-t  nftdidem  iii vor  constatirt  Wordeh  Ist, 
^m.  iilrytfcni  itir  i^nnjnjgiintf  In  ^n«r  bayarteebeh  etrtitittäe  erworben '  und  die 
ItoiirUHgoW'kilK  WfftlivlieMBCr' van  dilr  iiisiA)aig<eii  bayerischen  fiebOirde  erüitlct 
9^tmA,  vapaniigtgiiignier  flrfaubittes  ^cur  Aofwinderanir  Ale  Aufhi^bibe  Ib  eineti 
(teiiiilaii  UlilertfMBaBif#*and>^ei)laa84  haften.  r  .    •       -    .    \       " 

\  fkymm9pm'mmem  kftnlglM^bffy^lriddier  Sfaatsangreftbrljsltelt  bedOrfth  Je- 
daeb^fzaCalse.ika.ErlMaMdn  k.  i(.  Miniaterluma Hes  Innern  vom'Sl.'ApVU  \^ts; 
ltiki^4  bai  Uir<r.  Yailidlratliuni:  mit  Aualfindem  (sondicb  bnlebnn^swefse  aacb' 
iQii'.08t«naidMic|Mn  i$4aaiaaBgeiiftri«)Ni>  heiner  AusiiTänd^rwtgsbewilligung^ 
will  aiRft.«oklie  XinhalMilbiuigiala  .eint  «elbitsiimli|s:e',  legfale  Art  der  AtisvCäti^' 
deniiigili«(rai^(a(^  nHud,  :i»A  solche  /FraoenaiMrsdfteta  dureb  die  Ehe^bli^s^nng  mk 
mtm  ifatecrrtc^Mf'  •Ipao  ,£ict»  4fe  eaieiteldilMbe  8taa!sb0r|:erscban  erwerben; 
Naab.iier  iwaM«m  AlMihfeiluiiff  daa  k.  fc.  Mlnisteriuma  des  innerb  vom  l.'Jiihf 
1855,  Z.  11481,  hat  ferner  das  kftniglich   bayerische  Minist ethid^  df^  dörlig^n^ 
lH^Mf:i^li^€^iHyl^  MMX  d^m  10^  W  18»»  ahweleed  lasseif , 'AJen  in 
ihre|n  Bf3^(rM,J^ni^l^berechlJ9lea  Fra«eii9peK4piltii>  M«l<h^  a)«*  Riieh*'(Oeito< 
^^^^K  }9ffk^^^^  ^  ^^  ^AMJ^cft^A  ^  *  dlirpb  4le  Aaaerraichiicheii  Oesalzr'  vAife^ 
Kbriebq\(;,^^f^^d  ^.A^<;r.  jiAr^  pcratffiMcfte  iFaM^ltM^  zor  fingielliiir  eihrr 
Ebe{(urtfa  a^zi|^^V^,  ji|.  b..2M  be^UMtgaiir.dMa  der  äardK  difc  ^dreMicbung 
^rfol|[en4ei^  Ausv\4^4^giW  eUieil  %»lc^to«tt  ErauenfpanDn-.flaihKMätalteleli  oiMrihr«f 
yejre^ellcfuiD«^  V,^  ^I(i«dei4^  i#h(  Im  Weg«  aleh«  ADd^äe:»»^  BlngMNinif 
eiv^(,^|^;^,Masiifa^,dftii  MiMU(>I.^H»»ifialiafi  MMiHgi8aliie>.fen©iiMeh-  bri 
^^i  ^k^Mm^  ^^'  MwlWwn«  dtearaiaangilMes.  •Ist.'tfia.VliiMhrtfl-diia 
<r^.^ipjier.^jp^^|(<yei(l!w.:yfjn,i;3^jfehni«^^  "'»•'  "'  ""'<' 

.  ..0  j||i|uifMpM«M#«^tlvt^  !lidd,'Mtf 

OimoMMichr  ifcwriWfcgrr  müf  1lwl!l^n.  flirmiiTirti'ifiinr'rniimitifnrtTff'tiT'' 
!f4ii#ff9  h^iaifai^tBcJMrdiUimli'dnMiffMlNBiftenif  weim'ilM  di^  WKHtMia» 


ttt         ..F^rin^^,  M»  BlMMttllWMit  iltf  AttUbief  tu  Aestemicb: 

sfUemAe  IiaiitegiiiM^^  Decretdf  vom  21.  Becember 

1915t  Z.  2aiad?t  ^bUn  gatrolüan  h«t>  dass  in  Absicht  auf  die  ge- 


n&iDlicli  laut  Erlt^s  des  L  L  MWjftifftnMf  4(8  Inaeni  fom  t».  Dtamlier  18M, 
um  ^d^p  Ml^liri^uc^e  zu,  bciitgo^  d«8i  büyeilsche  UnMUMBeo,  wtM«  tt^  er* 
Uogte,  Zusicheruog  d^  iiiltaalune  tai  de»  MerrelciiittbcB  Stamvertaiai  dto»  rm* 
bedingte.  heimaUiHcbe  JSo^as^iing  «rwlrki  bauen»  aicii  dteier  mtiaia  tu  iPewWie^ 
denen  Zwecken  bedienten,  Oboe  ferner  de»  jvMItclieB  iltfeefirtlt  In  dfaMUt^ 
reichische  StaatsbQrgencb^ft  tB#ivucbei|«.dae  üehtanlala— en  ffeMften  wmücb« 
dass  den  bayerischen  Unterthasen,  w^Me  te  Zisicheniny  der  aatcrrelebtoiiea 
Behörde  exian^ t  baben ,  isfL  FaUe  der  beimatbUcten  StAlumm  ilartaaieg  iü 
StaatsbQrger  jofig^enammen  au  werden«  vats  dar  bif eiMheil  BaMTde«  «roftr»  dkaci 
ihre  Answanderung  nicb^  zo  beaB9taMleii  tadet,  die  ZntiiMMMr  b»  ekiM  Daeo* 
Diente  nach  foigendeip  f;of nmlaf e  bedhwt  a«ai«drftaki  irarde :  »Den  VarUdieD  iea 
N.  aus  N.,  sich  in  4en  K.  b.  Oaterreiebiscben  Staaten  niedenalaaaear  md  die  Bfer^ii* 
schaft  eines  StaatshOrgers  aUdan  sa  erwerben«  alebi  ein»  HlndanilM  aMil  cMge« 
geo*  pie  Urliunde  Ober  die  fDrinUcbe  Botlaaattiff  .aua  den  bayevMMD'  BlaaCd¥ar» 
bände '  wird ,  aber  ersi  nach  beigebraditeB  üacbmeiaa  Ikber  die  sialiieftiedttaie 
wirliliche  Aufinalime  bi  den  OaterreicbiaebeB  Uoiartliaiiiverba«l  wrabMil  w^i^iM 
und  der  Betheiligte  bieibt  bis  «i  deai  Zeltponkta  diaaar  aaloar  AafMbflM  allen 
seinen  YerpflichltuQi[e9  als  bayeriacJber  Untertbaa  untarwarfen«  aaiiadi  datf  er  taMh 
besondere  eine  Ehe  Un  AMslande  niebt  aiine  BewilUgODg  dar  zaaOiidlgiet  bayert^ 
sehen  Behörde  bei  Vermeidnog  der  UngUtlghdt  der  Ebe  (qooad  afbcMa  efvites) 
und  dreimonatlicher  ArrestatraTa  eingaben.  Die  Daoer  dar  MMgkell  gegetiwir» 
tigen  Zeugnisses  wird  auf  drei  Monate  baachclnkiic  BayeriachaD  OiateKlianeB, 
welche  nacb  erlangter  Oslerreilicbiscber  Zuaidieniog  dann  ab»  aa  latüMea  Zeug* 
nisa  ihrer  HebaathsbehOrde  beibringen,  aoU  naob  den  welitren  Inhalte  daa  baao^ 
genen  Ministeriakriasses  die  deflnitifa  Anftaabme  fai  die  Oatarreieblaebe  StaaisbQr» 
gerschaft  unbeanstandet  .gewährt  und  dabei  beacblei  werden,  dasa  dies  ohne  selelfe 
Z6gerufig  geschehe ,  wodurch  die  dreiaMnatfiebe .  Frist  •bersahrltten  wQrde  and 
dal^er  das  Zeogniss  ausser  Kraft  gairataii  wAre.  Naab  Brianging  der  istei^ 
reichischen  StaatsbOcgersebaft  sind  bei  Beavtbelbmg  der  eriaabten  BbeacMesiimg' 
einlas  soIc;hen  l^nni^  sctlbatversiABdllcb  die  bsiaireieblacben  bUrgerlMeri  <leaeite 
aiir  Ricbiscbimr  zu  nehmen. 

Wir  entnehmen  ferner  dem  Wiener  DiöceatLnblatt  i86S  Kr.  10.  da^ 
NaabtalgeBde  Ikbar  die  pfarrHehe  Zuatändigkeü  der  auf  königlieh  hayi- 
vimihem  QMete  ampeaMUen  ifeierreUMBchen  und  der  auf  kaiserlich 
ihifirreiekUehem  Gebiete   mngeeieUien   baperiechen  ZoUbeamten. 

In  Folge  das  Zoll*  and  Handalaf  ertragea  vom  t9.  Februar  1858  sind  so  genannte 
usammeiigeleiia>2alllaier  aof  bayertscbem  «id  esterreieWsdiem  Gebfete  er- 
riablet  wardes;  dadoitb  iai  aa  gMCbehen,  dasb  Österreichische  Zollimter  mit* 
bayertsebaD,  alcMaahaB  oder  preBaüaChen  ZMIlaMem  auf  ausYlndlsdiem  Böden 
iMiiainminiaUfll  »niiUn  wwl  osterreleblsebe  ZeRbeamte  auf  ausllndlsehem  Boden 
ihre  amtliche  Wirksaa^aH  Oben  ond  daselbst  ihren  Wohnsitz  haben,  wogegen 
l^frtoiiiie«  «kkslaabe  «der  RraaaaMie  Zalllmter>mit  OsierreMlsdiett  atir  Oster- 
r^l^Miea  Bada»  «uaaoMiigetima  nnd  •  aosliwilaabe  Mibeamfe  In  Oesterreidi 
fWff4rt,4pd.  Last  4ea  Mimieierkderkmeee  vwn  1B\  ApM  19»,  (R. «.  BC 
9f*  Z^O  erleWen  dfirJlDiartiaM%  HaiMthi«  md  ManaoreridKlBsaa  €er  miet^ 
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leicigen  Beamten  und  Aofestettt»  witamMl  det  Anfttttültes  und  «er  PienMi^ 
stfnraiiuig  ID  den  atdero  Gebiet  kejne  YerlnderaUff, .  Bebofl  der  Reseldng  der 
Vornabme  Ton  pfarrlkhen  Pastoralaliteii  «n  deo  bei  den;zi|MQiinemele0ep  Zoll- 
imem  iOKeatellten  Bedienstecen  und  an  den  mit  ihnen  gemeinscbafklicb  lebendea 
ABgefebrigett 'tfenelben ,  i^  laot  d^s  ßridisea  des  k.  %.  SfaatsministeriufM 
tHMiiM.  'OM^ter'  1B62,  Z.  10,9^8  C.  H.  mit  der  königlieh  barerischen  Re«' 
fierong  ntfb  dem  Im  l^obenrecbte  aaerluttnbni  6rui)dM(ge ,  <MtB  4n  finMMi 
domtdHi  (des  factisehen  Wohnortes  der  BeibeWgieo).  t«  yHirtlkbeii  P«iUir«ltlueb 
(Taoftn,  Traaongen,  Begribnisaen  v.  9«  w.)  mx  slmmillcbea  io  aeineoi  Ffarrbe« 
xtrke  wohnenden  Crenossen  seines  Glaubens  berechtigt  ist,  eipe  Versiflndigong 
Mhi  gelTMBai  WoTdM,  dass  die  Vornahme  der  Trauimg  der  ZolTbtdienatt' 
im  4n  ieitfati  Btadim  4^tk  FfUrrer  de«  Wohnwteo  der  Braatiebte  kraft  eigenetl 
Rechtes  und  ohne  Delegation  eines  andern  Pfarrers  zostehe«  dass  jedoch 
der  traoende  Pfarrer  bei  der  Beurtheüung  der  gesetzlichen  Befähigung 
das»  ^im^K^üMI ' tdHbiMtfetetere^  mir  Clieschiiessrting  yie5$f  den  kirdhlicHein  Be^ 
Mmmmg^]  dia*  hffeb^  Ih  Betracht   kommi^nden  bOi-gerlicben  (elnschöessilctf 
der  meliillltheil<«Bd  pbii2^llieheA>  Vorsehriften  des  Landes,  dem  derselbe  Ahgcl- 
Mll,  raflMKUellilur  zu  nehmen  ttnd  ^h  fai  legaler  Welse  dI6  Ueberzeogong  zt( 
vendMffeo' habe, '^aas  dfd  BhescMfessnng  mit  den  erwähnten  Vorschriften  tri 
ttiikliig«>atelie;'(weabalb*d^  tfkneHde  Pfatrer  auf  die  Beibringung'  des  Nach- 
ivHieaMign  mM, 'daaa'Tegto  dl^  V^rli^belfchung  solcher  Zollbediensteten  nach' 
dm  «GaUttfa  IMBes  H^teätblanito  kein  Anstand  obwalte).    Desgleichen  Ist  inahf 
tn^reHM^MMltteif,  Ms  Geeignete' einzuleiten,'  dass  der  iraoeode  Prarrer  verpflich- 
tei  «erdi*,  «wr  B^HOenn^tattung  der  geschlossenen  Ehe  ih  den  inländi-^ 
9ehen  if^auisngsbüchem,  beziehungsweise  Cfvllstandsreglstern,  Ober  die 'voll- 
zogene Tranong  des  f^efhdllndlschen  Zolibedlensteten  deh  Heimathshehörden 
ddiaeMM  Hnen  tax-  uhd  siempeffrei  ausgestellten  Malrikelexiract  zu- 
BBteUHl;    Mernaefr  sihd'^die  an  der  kOtilgiieh  bayerischen   Grenze  gelegenen, 
MtfneMttblleB  Mirrannier  angiewiesen  worden,  srch  bei  der  fiheschllessuhg' vbc^ 
MbNMtoUfieD;  wdehe  kottigiich  bayeristhe  Siaats^ngehOrige  sind,  die  voranj. 
gafMien'MMimiMbDgen  g^eiiwflriig  za  bahm  und  Auf  das  genaueste  in  Vollzug 
10  seffc^n.    ein  «leirhes  ist  Seitens  der  liOiliglich  bayerischen  Regierung  bezDglich' 
^  att'''d«)*'  Osienyfehfschen  'Grenze   gelegenen    bayerischen   iPfarrimrer   ge-' 
Rbehen.  -^   ""     .'•••••••  •  • 

Airf  dH^'aleh'  veteheAcheoden  AHgehVrigen,  welche  lAlt  den' 'in  Rede  ste-' 
iienden  Zolibedlenstetea  in  Gemeinschaft  leben,  ist  die  Vorschrift  der  Einsendung 
^ea  Hatrflr^iMhfctes'  Ober  die  auf  ausllhdischem  äebiete  Vollioge'ne  fraoung: 
n  die  HMMa^lülbehbrde  iriehf  aosgedehnt  worden ,'  weil  diese  Behörde  kein  jü- 
Presse  daratt'hic,  ttki  der  Vet^pheBchdhg  solcher  Personeö  Kenntnlss  zn'.erlan- 
8^-  'B«eh  t^rsielü' es  'Sieb  von  selbst,  dass  auch  hlnslihtrich  dieser 'Ange- 
t^Mffkeii  df^  bettebenden  Vorschriften  Ober  die  fitteschllessong  von  Ausländern 
^  Andrettdttng  fco  kommen  haben;  gleichwie  dieselben  nach  $.  75.  des  im  Jahre 
<M  MMn^iieii  Gesetze^  (fber  die  Eben  der  Kathonkeh  im  Kaiserthume  Oester- 


"^*H1MiÜdB''dlh»;  Mr  Fatte,  am  sie  In  das  Kliberthom  zurbclkeb^en,  die  Vor- 
■Milgiittct^iiilf  tu '  «M  Tfdtimitabilcbe  'M*  Prirre.'^o  sie  threh  Wobnsltil 
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geschieht,  begnügt  werden  könne,  wenn  nicht  besondere  Bedeoklieh* 

k«h»'f|i0gBa4ifi.Beliih^  > 

V  '^  :•  DarMrnet»  dks  ifl  Rede  i^faeride  Zengniss-'der  ObrigkiBit  der  Sei- 

mai^h8gi9ineMdi^  ^eil^a^ähdei^  sibh  äl?  eiii'e  tTtkund^  'd^^stellt^  4^^^ 

VelcWemAnsfäu^  ^er.,^beab3ic&^g^n  Bhesch^  l^ehpheot^im^ 

S^Vver^e^t  es  sich  ?9n,seibßjb,  daae  4iWlbe<  ui;4em^  Timugsi^iMlie 

aMudeytM,  «ad  zuc  aUftUigen.  Beohtfertigmig  des  Soelsoi^gen  bei-  den 

TnMmgMfeteH  «ti  ftarwahreit  eei.      •  ' 

'    ■    Ih^ieftftile  diö  Gfesetze  e&iehier  Staaten  des  Ausländes  zur  llixi- 

gehung  eine);^£h^e  eine  besondere  pbrig^ceitliclie  (jenehimigo^g .  i4<;fl]\t 

Y^or^eibef)!,  wonach  d^^  Mg^liiiiDigeii  sMm  Staatent  wenn,  «ie  joßä 

^;  !,^  ;  W^  die  fyid^nzhailö^^^  der  bei  ^  f^uf  f^lAiuUicIiep  9oim^n»m^llm 
^oübedlens^ten  und  bei  Jähren  An^jeWfigen.  #i<%  .er^abttMea  ..<7efttf|nto«^^.|lip«| 
Sterbfalle  aobeUo^t,  so  isrbiejrweg«Q,ei^.  i^Nli^e  VerfMiaiw  -oMii  jotlif 
^eudi^  gewesen,  weil  lauir/des. Erlasses  des.yi^rmaligen  k-^k*.  CiUiiHINPifAtriMMi 
pm'ö.  Ociober  1860,  Z,^U,73i  die  lc4iUerIicbe,nefi;leniBg  afUdon  Mm^.n^jH^ 
köpls;iich  bayeriscbep  ^as  XJeWei{ilu^iu^eArfpetJCAffe(i,|ii^,  daii»  «die  il«i  JartWJteV 

Seiden  Staatsgebiet^  vorkomiQendeA  ebflifhea  lud  a^|s«;^eika^ffbfp^4Sjffhlr^Pl«l 
aim  die  SUrbefalU  von  Untertbanea  des .  ai^ren  Staats .  4||r  .  K^InMiM^ 
bOrile  des  beirelTenfteo  lodlyiduums  darcb  die  UiUbeiluof  .^e^  wi^mtgfiWA 
auszufertigenden  Oehurü'^  und  bezjebung^vv^lse  Todten9ßhe^^(i^  ,beJiaB|H.^niar 
ben  werden..  Auf  Grund  dieses  Uebereinkommens  ist  voii  dfr  l^aiiei^lMb  M^r» 
reichiscbeü  (ipd  kö^glicb  bayeriscben  Reiie/rang  veffOgf  wocilen^  d#mf?iiWi;K 
liebe  .Seelsorg^er  dt:r  .verscbi^enen  Conff^ioaeo  d|u:cb^,ilUle.Oii^ly|lfl|^  WUlk iMt» 
sfij^en  geistlicben  ^YorstAnde  angewiesen  werden»  bei  pe|)^{i;teu  ,i|fi^.|ifo4f^'  Mik 
ieiTod'esf&llen  kO^igUcb  bayeriscber«  b^iebao^aweise.  iLai#cr4o|^  MfNi#fihMliC 
Onterthanen'.in  Ibrein  Bezirke  einen  slempelflreien  Gebiirtar,  l^faMMJMHTflMt 
Todtenfcbein  von  Amts  wegen  auszufei^iigen,  wobei  «Ui|leicb  affgi^ocdiief,  wor^ 
däss  die  iZusenÜuhg  dieser  Geburta.-  und  Xodtenscbeine,  (\ye|cbejiP. Bayern :jui.d|ft 
einschlfigige  Ppi^zeibeliOrde  geleitet  werden). .so  .vi^  als.opiO^cli,  Ifi^WfC^  4a«> 
directen  Scbrlftenwecbsels  der  beiderseitigen  BebOrden,  und  nur  wo  dieaef.4Ma 
besondei;en  GrQpd^,  nic})(  (fiunlicb  erscb^|at,  duirc^  VeKO^^opg;.  d^i;  fi^tralbe- 
bOrden  zu  geschehen  habp.  ...        /    :  .  \    . 

Endikld  ist  noch  zu.  bemerken,  dasa  in.  Folge  d^^yeD/ ^ef  kA^iglirt^ 
bayeriscben  Keg^^rung  mit  auswinigeQ  Staaten  getrolTeaeo  V|cl|fefei|Äpipiy^iis  ba«. 
treflTs  gegenseitiger  llitibeilQn||  Ober  ausw&rtigoi  Ge^ufla?  i^yt  S^trlmflUie  bai^ 
rischer  Landesangeböriger  die  Pfarrämter  und  Curatien  eiozfl^ef  bajf^riscMiS 
Diöceseri  4t>rch  die  bischöflicbep  Ordinariate  anj^ewieaea .  worden  ,aind,  ,dewi|B9 
dnrcli  amüiche  ^.Zeugnisse  belegte  Geburts-  und  Sterl)enifie  ibreo  Pfacr^iigebArigeB 
ii{  den/Pfarrmatrikein  und  Naoieni^g^stem,  fo  wie  iii  /len  Matrikel rl)ii|4ic|4iepi 
Jedocb  ebne  fortlaufende, Noiperir<fnf;;ei|)ZUlr^g99  Ui^.i%  l|CVI^Ua|i«n>'4MUKMl 
ürk'uni^p  selbst  in  elne,m  ^esofid^ep  Ajl^\enCyfiUk<;i,  «n^  «ri|ri^.Mii|lll||lifi 
Äeburts-  und  SterbeflUec  in  der  Pfarrregistrator  zu  verwabj^MM, ,      .  v  .*.•.'•  i 
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ohne  Beibringung  einer  solchen  Genehmigung  in  Oesterreich  verehe- 
lichen, fBr  sich  ihre  Gatten  und  Kinder  in  staatsbtbrgerlicher  nnd 
privatrechflicher  lEüchtnng  Nachtheile  nicht  zu  besorgen  haben^  wes- 
halb die  Seelsorger  ihnen  ^nachdem  sie  den  Nachweis  ihrer  Staats- 
angehörigkeit geliefert  haben,  die  Beibringung  des  mehrerw&hnten 
Zeugnisses  erlassen  können,  wird  bekannt  gegebeg  werden,  sobald 
hierflber  die  Erklärungen  vorliegen,  um  welche  die  betreffenden  Be- 
gierungen  im  geeigneten  Wege  angegangen  werden. 

Wenn  femer  einzelne  Begierungen  des  Auslandes  aus  Anlass 
dieser  firkltrungen  sich  dahin  aussprechen  sollten,  dass  ihre  am  k.  k. 
österreichischen  Hofe  beglaubigten  Gesandtschaften  ermächtiget  seien, 
fSr  die  Angehörigen  ihrer  Staaten  voUkonmien  glaubwürdige  Zeugnisse 
darüber  auszustellen,  dass  dieselben  nach  den  Gesetzen  ihrer  Heimath 
zur  Eängehnng  einer  Ehe  im  Auslande  befugt  seien,  oder  die  nach 
diesen  Gesetzen  etwa  erforderliche  Erlaubniss  zur  Schliessung  der  be- 
absichtigten Ehe  erlangt  haben;  so  werde  ith  nicht  verab^&umen, 
auch  hievon  zur  Bichtschnur  für  die  Seelsorger  die  Mittheilung  zu 
machen. 

Die  k.  k hat  von  dem  Yoranstehenden  die  katholischen 

Ordinariate  und  sonstigen  kirchlichen  Obern  zu  dem  Ende  in  die 
Kemitniss  zu  setzen,  damit  dieselben  entweder  hieven  die  ihnen  nnter- 
stehendon  Seelsorger  zur  Wissenschaft  und  Darnachachtung  va:8tftn- 
digen,  oder  je  nach  ihrem  Ermessen  etwa  denselben  die  Weisung  er- 
theilen,  dass  die  Trauung  von  Ausländem  nicht  stattzufinden  habe, 
ehe  von  Fall  zu  Fall  flber  die  dabei  zu  beachtenden  Vorsichten  nähere 
Instructionen  eingeholt  worden  sind. 

Anmerkung,  Von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  sind  gleichzeitig  die  Mi- 
nisterien  des  Aeassern,  der  Justiz  und  des  Innern  In  die  Kenntniss  gesetzt.  Dem 
Ministerium  des  Aeassern  wurde  hei  diesem  Anlasse  Nachstehendes  ereffhet: 

In  Betreff  der  Frage,  in  wiefeme  es  zulässig  sei,  dass  die  Seel- 
sorger, deren  Mitwirkung  zur  Eheschliessung  von  Ausländem  in  Oester- 
reich in  Anspruch  genommen  wird,  mit  einem  gehörig  motivirten 
Zeugnisse  der  betreffenden  bei  dem  kaiserlichen  Hofe  beglaubigten 
Gesandtschaft  über  die  persönliche  Fähigkeit  ihrer  Staatsangehörigen 
zur  Eheschliessung  sich  zufrieden  stellen,  beharrt  das  Justizministe- 
rium auch  nach  der  an  dasselbe  gerichteten  jenseitigen  Zuschrift  vom 

11.  October  1859,  Z.  -^^,  bei  dem  Antrage,  zufolge  dessen  die  frem- 
den' Begierungen  um  die  Erklärung  darüber  angegangen  werden  sollen, 
ob  ihre  am  kaiserlichen  Hofe  beglaubigten  Gesandtschaften  zur  Aus- 
stdtamg  von  Zeugnissen  über  die  Zulässi^eit  der  Trauung  ihrer  Staats^ 
angehOrigm  in  Oesterreich  ermächtiget  sind  und  ihren  Zeugnissen 
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voller  Glaube  beigemessen  werden  kann ;  indem,  wenn  eine  derartige 
Erkl&rang  nicht  vorliegt,  die  Seelsorger  mit  Einblick  tnf  die  Gefahr 
d^  Anfechtung  der  (bürgerlichen)  Gültigkeit  der  Ehe  und  die  fOr 
Gattin  und  Kinder  aus  der  (bürgerlichei^  Ungültigkeit  der  Ehe  in 
staatsbüi^rlioher  und  privätrechtlioher  Beziehung  erwachsenden  Fol- 
gen kaum  in  der  Lage  sein  dürften,  auf  Grundlage  der  erw&hnten  ge- 
sandtschaftlichen Zeuglnisse  mit  beruhigender  Sicherheit  die  Trauung 
eines  Ausländers  vorzunehmen. 

Auch  das  Ministerium  des  Innern  hat  in  der  Eingangs  bezoge- 
nen Note  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  es  den  Ansichten  desr  löb- 
lichen .....  im  Allgemeinen  nicht  beitreten  kön^;  indem  F&lle  vor- 
gekommen sind,  wo  ein  in  dem  jenseitigen  Sinne  abgefasstes  Zeugniss 
doar  Gesandtschaft  vorlag,  die  Trauung  auf  Grund  desselben  vorgenom- 
men würde  und  nachher  die  heimathlichen  Behörden  mit  Berufung 
auf  die  Landesgesetze  nicht  nur  sich  weigerten,  die  Ehe  anzuerkemveti; 
sondern  auch  den  Verlust  des  Staatsbürgerrechtes  der  Eheleute  und 
üirer  Nachkommen  behaupteten.  Zur  Vermeidung  solcher  Vorkomm- 
nisse ist  die  Ministerialverordnung  vom  9.  October  1853  (Beichs-Ge- 
setz-Blatt  Nr.  205.)  erlassen  worden,  aus  welcher  hervorgeht,  dass 
die  grossherzoglich- ioifen'^^Ae  Gesandtschaft  zu  Wien  zur  Verab-^ 
folgung  von  Zeugnissen  über  die  Befugniss  oder  Erlaubniss  zur  Trauung 
dortiger  Staatsangehöriger  nicht  ermächtigt  ist. 

In  Anbetracht  dessen  hat  man  in  der  mitfolgenden  hierftmt- 
üchen  Verfügung  angedeutet,  dass  die  Seelsorger  zur  Trauung  von 
Ausländem  sich  erst  dann  mit  solchen  gesandtechaftlichen  Zeugnissen 
werden  zufrieden  stellen  können,  wenn  die  Erklärung  der  betreffen- 
den Begierungen  darüber  vorliegt,  dass  ihre  Gesandtschaften  zur  Aus- 
stellung derselben  befugt  seien. 

Derartige  Erklärungen  wären  ferner  auch  bezüglich  dessen  zu 
wünschen,  dass  in  einzelnen  Staaten,  wie  z.  B.  in  Frankreich^  England 
und  in  den  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  nach  den  dortigen 
Landesgesetzen  zur  Eingehung  einer  Ehe  eine  besondere  obrigkeitliche 
Genehmigung  nicht  erforderlich  ist,  weil  sowohl  das  Justizministerium, 
als  auch  das  Ministerium  des  Innern  sich  überzeugt  hält,  dass  die 
Seelsorger  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  solchen  Erklärung  den 
betreffenden  Ausländer  die  Beibringung  eines  obrigkeitlichen  Certifi- 
cates  über  ihre  gesetzliche  BQ;rechtigung  zur  Eheschliessung  erlassen 
können. 

Wenn  demnach  in  diesen  beiden  Bichtungen  nähere  Weisungen 
an  die  Seelsorger  für  ihr  Benehmen  bei  der  Mitwirkung  zur  Ehe* 
achlieasung  von  Ausländem  erlassen  werden  sollen,  so  ist  es  wohl 


OeiCeir.  Qil^lfliiiik.«lm  fom  S5.  Jlini  IMO.    * '  QOO 

m€ht  za  Y6imeideii,  da«  aleh  daa  IfibUchd init  den  B6gi«nib0fl4 

des  AuaUmdes  ina  Imyernehinen  setse,  om  datfiber  ns  Kitte  211  kom«- 
men,  in  welchen  Staaten  die  Landeagaaetae  mt  ESheseblieaBong  eki^ 
beaondeie  obrigkeitUebe  Bewüligong  nicht  erheischen,  dann  welche 
Begierangen  ihre  bei  dem  kaiserlichen  Hofe  beglanbigten  Gesapdt- 
eebaflen  zur  Ansstellnng  der  HeirathsUcent  fSr  die  betretfendeh  Staate^ 
angabOrigeiif  wo  eine  aoldie  durch  die  Lkndesgeeetse  erfordert  wirl, 
ennftchtigen. 

lodern  man  ersucht,  dass.das  löbliche die  zu  diesem 

Bade  geeigneten  Yertiandlnngen  einzoleiten  und  das  Ergebniss  der- 
«Iben  geikUig  aidier  bekannt  geben  wolle,  dörftees  angezeigt  ei'- 
scheinen,  yon  den  Begiemngen  jener  Staaten,  deren  Landesgesetze 
die  EheBchlieasong  ihrer  Angehörigen  im  Anstände  von  der  Einholung 
einer  obiigkeüliehen  Zustimmung  abhängig  erklaren,  eine  Auskunft 
darfiber  in  Anspruch  m  nehmen,  ob,  und  im  BejahungsMe,  welche 
B^glanbigong  soldier  HeirathsUcenzen  oder. andere  behuftder  Ehe^ 
Schliessung  beizubringender  Urkunden  nach  den  betreffenden  Landes- 
desgeseCaen  eifcNrdert  werde,  damit  die  Eihibenten  wegen  Ausseracht- 
lassung  dieser  (besetze  nicht  unangenehmen  Folgen  blossgestellt  werden 


6)  CuU-Mimsterial&rlaea  vom  »5.  Juni  1660,  Z  900Jiy 

•n  4lr  StattMterei  In  Tym, 

betretend  die  Yavhelteliiuif  sardiiniseher  UntenlianeD  In  den  Osterreichfsehefi 

Staaten. 

Im  Wege  des  Ministerimns  des  Aeussem  hat  man  sich  die  Ge- 
wissheit verschafft,  dass  die  gegenwärtig  in  dem  Königreiche  Sardinien 
in  Wirksamkeit  bestehende  Gesetzgebung  die  dortigen  Unterthanen, 
welch«  in  Oestenreich  sich  zu  verehelichen  gedenken,  nicht  verpflichtet, 
sieh  hiezn  eine  Einwilligung  oder  eine  Erlaubniss  ihrer  bürgerlichen 
Heimathsbehörden  zu  erwirken.  Demnach  werden  die  Seelsorger, 
welche  um  die  Mitwirkung  zur  Eheschlieasung  von  Personen,  die  sich 
als  kdnigüeh'Sardinische  Unterthanen  legitimiren,  in  Oesterreich  an-* 
gegangen  weiden,  lediglich  darfiber  zu  wachen  haben,  dass  dieselben 
nicht'  -anders,  als  mit  Beobachtung  dessen ,  was  das  khrchliche  Ehe- 
gesetz zu  raohtmassiger  Eingehung  der  Ehe  vorzeichnet,  zur  Trauung 
zugelassen  werden,  wobei  insbesondere  die  Vorschrift  des  §.  68.  der 
Anweisung  Ar  die  geistlichen  Gerichte  im  Eaiserthume  Oesterreich 
im  Auge  zu  behalten  ist. 

'  Hiemit  erlediget  s&h  der  jenseitige  Bericht  mit  dem  Beiffigen, 
dass  der  Herr  Ffirstbischof  von  Trient  recht  daran  ist ,  wenn  er  ftr 
die  ürkundeoL,  welche  voi»^köBiglAob'«aafidiBischen  Unterthanen  zum 
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2]4|A)ir8i«6'.  ilMr  Idrchengesetadioheii  BeRhigiuig  tiir  BhescUiessung 
i)eigidlMaQlit  ir^sieiiy  die  Beglanblgimg  das  betreffenden  biechSflichen 
OtdinmatoB  k  Anspruch  nimmi 

.   .^fip  yerbiode  damit  den  foig^ndee  SlMlsmliisteiialcrlMS  von  8.  AprH  1865. 

7)  Erla$$desi  k  k.  Sti^xtsministeriums  v,,8,Aprül865,  g.  239(2,  C.  U. 

liMctuumg  Ifiier  SüMtl^  d^  AUslntf e«,  wd  die  MdcAmnÜgkelt  der  Belbrloiiiiif 

einer  besonderen  obrigkeliliclien  Erlaabniss  zur  Eingpehung  der  Ebe  epIliUi»  «nd 

Jener  deren  AngebOrige  slcl^  mit  einem  soleben  Zeugnisse  auszuweisen. beben. 

...  ;.  ^  »In  dem  Erlasse  des  bestandenen  ^tluußterimna  ffir  Gnltus  nnd 
.ijj^t^c^t  Yom  22*  November  I859i  Z.  17,692,  in  Bejtü^ff  4er  Bbe- 
8(Jüiessung  der  Ausländer  in  den  ösierrelohiscnen  Staaten  warde.in 
Aussicht  geateUtj  das8,.inwieferne  die  Gesetze  .«inzolnier  Staaten  dos 
^uskn^es  zur  Eingehung  der  Ehe  eitm  b^$(mderjf^  obfifkeiÜMe'  fi^ 
^¥fhniijffung  nicht  t^  dieses  nachträglich  w^urde/ bekannt  g6<- 

jfebon  werden,,  sobald . hierüber  die  Erklftrongen  Kirlieg^i  .um  ir^lisbe 
4^  betrefltenden  R^eyrungen  im  geeigneten  Wege  angegatig9n  werden. 
.  ( :  ,  Au3,den  Aun  vorliegenden  Berichten  aänuntUober,  im  Awlwde 
^^^itirten  k.  k^  Oesandtschi^ften  geht  herifer,  dass  dia  mffUsehm 
Staatsangehörigen  und  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  Nordame' 
rika's,  ^elohe  sich  in  Oesterreich  zu  eheliohen  gedenkm,^  nitht  ver- 
pflichtet sind,  sich  hie/nk  eim  EifmrilUgimg  ihrer  bürgerlichen  Hei- 
nus^ff^k^äe  zwermrkefi/^  und  das»  die  von  denselbeo  im  Auriande 
eingegangenen  Ehen  im  Heimathslande  als  rcchtsmässige  Verbindungen 
betraehteit  werden,  aobald  sie  in  GemSepheit  dar  Gesetze  des  betreffen- 
dj^n, ausländischen  Staates  abgesM^hl^aaen  wurden. 

Auch  jdi^e  Angehörigen  des  EOnigreichesi  Sardinien^)  bodMeit 
keiner  Einmliigunff  ihrer  Heimathsbehöi^de,  nur  müssen  Eatholikeii 
bei  Ehescbliessujnge^  die  diesläUigen  Voraehriften  der  kathaUschen 
Kirche  bieobaohten. 

,  Es  werden  demnach  die  Seelsorger,  w^be  um  dia  Mitwirkung 
^ur  Eheschliesßung  von  Perjßon^n»  die  sich,  als  Angehörige,  ol^enailntte 
Staaten  legitimifen,  angegangen,  werden, •  lediglich. darfiber  zu  wachen 
hßbqn,  dass  dij^selben  nicht  anders,  als  mit  JQeobAehtung  deeean,  was 
das  kirchliche  Ehegesetz  z^r  rechtmässigen  Eingehung  der  Ehe  vor* 
zejchneti,  zor  Trauung  zugelassen  we);de&,  wobei  insbesondere  die  Vor^ 
Schrift,  des  §,  68.  der  Ml^^i^ung  Sir  die  geistlichen  Geriebteim  Kai/* 
serthume  Oesterreich  im  Auge  zu  behalten  ist  .  .   .  :  /  . 

WßB  diet  Angehörigen  des  KömgreicbeaiKe^ieiii 


I    ;  ■    ■      .,.1  /*-'••        ••!;•••.. 

l>  Vgl  obm  S.  ffO  den  flMsterütertass  vom  25.  Juni  1866. 


.       OtsUrr.  StealiHMolsW4rlMi  vta  8.  Aprfl  18f&  SOt 

Brasilim,  des  E^Jiugreiches  DänemtKrky  des  Eauwtkmiai  JWmftmdk^ 
des  achweizerischieQ  Eaotones  (ietif,  des  Kömgreiohes  Grieekekhmij 
des  Cluirfftrstenibames  j&e^ef»,  des  Landgraftnthtnnes  Henen-^Hom-' 
JmSt  ui  dem  w£  der  linken  Bheinseite  gelegenen  Landestheile  JKeise»** 
keioi,  des  Königreidbee  der  2iRederlande^  des  Königreiches  JRDrtajftilt 
des  K^knigreicUes  Prettssm,  des  K^toigreiehes  /Softtt^edm  und  N&noegem, 
und.  der  sdiweizeriachen  Kantone  fessln,  Waaäand  nnd  irsndbaM 
anbelangt,  so  bedflr&n  dieselben  nadi  den  Torliegwden  besfigüchen 
gesandtschaftlichen  Berichten  zor  Sieschliessnag  im  Auslände  amh 
iemar  Heimathsbewillignug,  allein  da  hinsichtlioh  derselben  der  bei 
den  froher  angeführten  Staatoi  bemerkte  Beisats  aber  die  BechtoAss^- 
keit  der  im  Audande  gescUossenen  Ehen ,  sobald  dieselben  in  6e^ 
mAssheit  der  Gesetze  des  betreffenden  auslAadischen  Staates  abgo>* 
schlössen  wurden,  entweder  gar  nicht  oder  doch  nicht  unbedingt  ent-» 
halten  iat|  bei  mehriOren  aber  im  Oegentheii  augetthrt  wird,  dass  das 
Gesetsmftssigkdt  der  im  Auslanda  geschlossenen  Eben  nach  den  eige« 
nen  Qesetzea  des  Inlandes  benrtheilt  wird,  so  ist  sich  behnfr  der 
Hintanhaltnng  nngesetsUcher  Eheschliessnngen  der  Angehfeigen  die- 
ser, SQurie  aller  ßnderm  hier  nicht  genannten  Staaten,  wie  hMet 
nach  dem  im  Eingcm^  belogenen  IßmslencderlaeBe  vom  33.  Natfem^ 
her  1869^  Z.  17,603  sa  benehmen. 

Endlich  g!sht  aas  den  vorliegenden  geesndtschafllichen  Berichten 
herror,  dass  ietne  am  äs^sircisAiseihefi  f o/^e  i€!$^ 
ewr  AMßsUUmg  von  HeirathsUeenaen  für  die  AstgekSrigen  ihrysr 
Staaten  ermächtigt  isty  nor  die  Note  des  königl.  spanischen  Ministe 
rioma  des  Aeassem  erwAhnt,  dass  die  spanischen  Oensnln  im  Aus- 
lände berufen  sind,  in  Eheangelegenheiten  der  spanischen  AngehOrigu 
im  Anslande  diesdbe  Intervention  anszndben,  dit  in  der  Halhinsel 
duroh  die  Blchter  erster  Instanz  bei  Hinderjfthrigen  und  im  Falie  deA 
Nichtrothandenseiiis  des  Vaters ,  der  Mutter  oder  der  Gfossritem  in 
der  Weise  aa^eübt  wird^  dass  sie  im  Yweine  mit  dem  Testaments^ 
Gurator  und  mit  dem  snsämmenberufenen  Bathe  der  Verwandten  ihre 
Einwilkgung  sur  Ehe  zu  ertheilen  haben.« 

Es  erObrigt  uns  endlich  noch,  über  die  Legaüsimng,  d.  h.  die 
Begkmbiffimg  der  SdiiheU  der  Unterschrift  der  Urhrnden^  wekdie 
YOB  AusUndem  behuft  der  Zulassung  zur  Bheschlifissung  beigebracht 
werden.  Einiges  anzudeuten.  (VgL  Wiener  DiOcesanblatt  I8684  Nr. 
15.  S.  124  f.,  1865,  Nr.  15.  S.  161  f.)  Das  Hofdecret  vom  13.  Jan. 
1800 j  Z.  880,  YerAgte,  dass  Vollmachten^  Wechselproteste  und  an- 
dere Notariatsschriften,  wenn  sie  aus  Orten  eingesendet  werden, 
in  denen  sidi  ein  k.  k.  Gonsul  befindet,  nur  dam  als  gtitig  ansner- 
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}tm%ii\mä  anxDfleliniian  sinfl,  -wenn  denselben  die  Legalisinmg  ded 
Ckmslüatefi  beig«f3gb  ist.  Diese  YerAgung  ist  durch  das  Hlofdectet 
vom^8.  Februar  1812^  Z.  971,  mit  dem  Beisstze  bestfttigt  worden, 
das8  d&rchans  keine  Vollmachten,  noch  Wecluselproteete ,  Urtheüs- 
sijpivebe  oder  NotariatBurknnden  ans  Lftndem  nnd  Gegenden,  wo  sich 
eine  k..k.  Gesandtschaft  oder  ein  österreichisches  Consolat  befindet, 
i0BL  dm  Behörden  aiigeiKimmen  nnd  fBr  rechtsgültig  anerkannt  wer- 
iM  aeUen,  sie  seien  denn,  so  oft  es  sich  nm  das  Becht  der  k.  k.  ün- 
tfankhanen  handelt,  von  gedachten  Gesandtschaften  oder  Oonsnlaten 
8eU>st  ausgtoteDt,  oder  wenn  sie  in  den  Srbstaaten  ansässige  Fremde 
beireflEen,  doch  weni^Mens  Ton  Ersteren  ordentlich  legalisirt.  Ifit 
detn  Hofennjitleiäecrei  vom  16.  Aprü  1818  ist  die  Vorschrift  der  Hof" 
äeorete  ihmu  Jaire  1809  und  1812  fllr  alle  jene  Linder,  welche  der 
BotmBssigkeit  der  kaiserl.  Ottomanischen  I^orte  nicht  nnterworfen 
smd,  dahin  beschränkt  worden,  dass  die  im  Anslande  an  einem  Orte, 
wo.  ach  ein  k*  k.  österreichiseher  Gesandter  ector  Consnl  befindet, 
ansgestellten  Ifotariateurhmien  nnr,  wenn  sie  Ton  dem  Gesandten 
oder  Consnl  legalisirt  sind,  als  gfiltig  anerkannt  werden  sollen.  Zu- 
folge des  auf  Grand  der  allsrhdchsten  EntsMiessimg  vom  9.  Jämwr 
1888^  (Just.  G.  S.  Nr.  249.)  erflossenen  Hofdecretes  vom  22.  Jomeir 
1838y  endlich  soll  in  Backsicht  der  im  Anslande  errichteten  Ifotari* 
üssp*  nnd  anderen  öffentlichen  Urkunden  der  Legalisirang  der  Gesandt- 
schaft oder  eines  von  der  österreichischen  Begierung  anerkannten 
Consula  der  firemden  Macht,  in  deren  Gtebiete  die  Urkunde  ausgefer- 
tiget  worden  ist,  volle  Beweiskraft  beigelegt  werden« 

.  Die  oben  mitgetheilte  Mimsierial'Erßffnung  i>om  22.  Novomber 
i8SÖ,  Z.  17,602  erw&hnt  des  Hofcanzleidecrets  vom  21.  December 
1<815,  Z.  22,297^  naioh  welchem  man  sich  in  Absicht  auf  die  gehörige 
Ausweisung  der  Fremden  über  ihre  perstaliche  Fähigkeit  zur  Ver- 
ebeliehung  mit  dem  Zeugnisse;  wdches  von  der  ObrigkeU  adsgedettt 
uud  müdem  Jmissiegel verseien  ist,  begnfigen  kann,  ufemi  niekt  be- 
sondere Bedenken  gegen  die  Eehffieü  der  Urkunde  sieh  erhei)en.  In 
derselben  Hinsicht  hat  das  Ministerium  des  Innem  unter  dem  9.  8^ 
teinber  1858,  Z.  4597,  der  damaligen  Statthalterei  in  Temesvär  erin- 
nert, dass  die  Einholung  der  Legalisirung  der  fremden  am  k.  k.  Hof- 
kiger  aecreditirtra  Gesandtschaften  für  jeden  von  einem  ausländischen 
Bhewerber  beigebrachten  urkundlichen  Behelf  mcht  immer  als  con- 
ditio sine  qna  non  zn  gelten  hat,  sondern  dass  es  der  Ansicht  der  dies- 
ftlMgen  BÄörden  anheim  gestellt  bleiben  muss,  in  wiefern  sie  dne 
üffknnde  fSk  edit  und  glaubwürdig  erachten  können,  oder  erst  eine 
weitere  amUiehe  Beglaubigung  derselben  für  nöthig  halten  nrtssen. 
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Iitfofero  djetfall«  aber  hinsij&liiUch  der  ünterthaiieA  iif  ^d  eines  fremy 
den  Staates  eine  speddle  Anordnung  getroffen  wnrde,  sind  die  b^ 
treffenden  Bestininmngen  genan  zu  beobachte.    Es  war  nftmlich 

1«  Mit  der  JOniglieh  hayemchm  Begierung 
1813  schon  eine  üebereinkunft  getroffen,  nach  welcher  eine  Legali- 
sirnng  der  bayerischen  amtlichen  und  gerichtlichen  Urkunden  durch 
die  k.  k.  Gesandtschaft  nicht  mehr  zu  fordern  ist  (Hofdecret  vom 
12.  Juli  1813).  Dermalen  ist  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  he- 
hufs  der  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  im  üttematumälen  Ver^ 
lehre  bezüglich  der  Legaiisirung  der  in  den  beiderseitigen  Staaten  von 
dffenüiehen  Behörden  ausgestellten  oder  beglaubigten  tfrhmden  unter 
dem  13.  Februar  1863  eine  schon  oben  8.  292  erwähnte  im  Oesterr, 
Beichsges.'Sl.  1863  Nr.  31.  Jcundgemachte,  Vereinbarung  getroffen 
und  unter  dem  23.  Februar  1863  ratifidrt  worden,  bei  welcher  man 
über  nachstehende  Artikel  übereingekommen  ist : 

Artikel  L  Diejenigen  Urkunden,  welche  von  den  Oerichten  in 
oder  ausser  Streitsachen  und  in  Strafangelegenheiten,  sowie  von  den 
geistlichen  Ehegerichten  als  Amtsurkunden  ausgestellt  werden,  be- 
dürfen, wenn  sie  mit  dem  Amtssiegel  versehen  sind,  einer  Legali- 
sirung  nicht. 

Artikel  IL  Die  von  den  Notaren  und  in  der  PfSalz  von  den  Civil- 
standsbeamten  oder  anderen  nicht  unmittelbar  im  öffentlichen  Dienst 
angestellten  Punctionären  ausgefertigten  Urkunden  müssen  mit  der 
Legalisirung  des  Gerichtes  erster  Instanz  versehen  sein. 

Artikel  IIL  Die  Urkunden  der  Polizei-  und  Verwaltungsbehör- 
den (mit  alleiniger  Ausnahme  der  Beiselegitimationen  jeder  Art,  bei 
denen  es  bei  den  bisherigen  Vorschriften  zu  verbleiben  hat)  bedürfen, 
insofeme  nicht  besondere  Erleichterungen  für  bestimmte  Fälle  verein- 
bart sind,  der  Legalisirung  der  höheren  Verwaltungsstellen;  —  in 
Oesterreich  der  politischen  Landesbehörde,  in  Seeschiffßihrts-  und  See- 
sanitftts- Angelegenheiten  der  Central  -  Seebehörde ,  und  bei  den  von 
Militärbehörden  ausgefertigten  Urkunden  des  Landes-Generaloomman- 
dos,  —  in  Bayern  der  Kreisregierung,  Kammer  des  Innern,  und  be- 
züglicl^  der  von  bayerischen  Militärbehörden  ausgestellten  Urkunden 
der  Legalisation  durch  die  betreffenden  Generalcommandos,  beziehungs- 
weise durch  das  Artilleriecorps  und  das  Geniecorpscommando ;  —  für 
die  von  diesen  Stellen  ausgehenden  Urkunden  hingegen  ist  eine  höhere 
Beglaubigung  nicht  erforderlich. 

Artikel  IV.  Die  Urkunden  der  Finanzbehörden  und  der  diesen 
untergeordneten  Aemter  bedürfen,  insoferne  nicht  in  Folge  des  Han- 
dels- und  Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853,  oder  durch  besondere 
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Verembarang«!  noch  weitere  Brldehtenmgen  gewährt  worden,  der 
Beglauhigong  durch  die  leitende  Finanzbehörde,  in  Oesterreieh:  der 
Fiaanz-Landesdirection,  oder  beziehnngsweise  der  Stenerdirection ;  -- 
in  Bayern:  der  Ereisregierung,  Kammer  der  Finanzen. 

Urkunden,  welche  von  den  Finanzbehörden,  oder  von  diesen  un- 
tergeordneten Aemtem  im  Grenzbezirke  ausgestellt  werden,  bedürfen 
keiner  weitem  Beglaubigung. 

Dasselbe  ist  femer  der  Fall  bei  Urkunden,  welche  von  dem  k.  k. 
Österreichischen  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  österreichischen  Mi** 
nisterium  fSr  Handel  und  Volkswirthschaft  und  beziehungsweise  dem 
königUch-bayerischen  Staatsministerium  des  Handels  und  der  öffent- 
lichen Arbeiten  unmittelbar  untergeordneten  Behörden  und  Aemtem 
ausgefertigt  werden. 

Ärtihd  V,  Die  Auszüge  aus  den  ämtlichen  Geburts-,  Trauungs- 
und Sterbematrikeln  bedürfen  in  Oesterreich  nebst  der  Legalisimng 
der  zuständigen  politischen  Ortsbehörde  der  Beglaubigung  der  politi- 
schen Landesstelle,  —  bei  dem  Militär  aber  des  Kriegsmimsteriums, 
—  in  Bayern  bedürfen  derlei  Auszüge  neben  der  Beglaubigung  durch 
die  Districts- Polizeibehörde  auch  jener  der  im  Art.. III.  erwähnten 
vorgesetzten  Verwaltungsstelle. 

Artikel  VI.  Andere  von  geistlichen  Aemtern  christlicher  Be- 
ligionsbekenntnisse  in  Angelegenheiten  ihres  Berufes  ausgestellte  Ur- 
kunden bedürfen  nur  der  Legalisirung  durch  das  bischöfliche  Ordi- 
nariat, —  bei  den  evangelischen  Beligionsgenossenschaften  in  Oester- 
reich: durch  die  vorgesetzte  Superintendentur,  —  in  Bayern:  durch 
die  betreffende  protestantische  Consistorialstelle. 

Beim  Militär  in  Oesterreich  sind  die  Amtsurkunden  der  katho- 
lischen Feldgeistlichkeit  durch  das  apostolische  Feldvicariat,  jene  der 
evangelischen  Militärseelsorge  durch  das  vorgesetzte  Landes-Qeneral** 
eomnumdo  zu  legalisiren. 

Die  Ausfertigung  der  Gapitel-  und  Ordensconvente  in  üngam 
bebürfen,  da  diese  Körperschaften  mit  der  Aufbewahmng  von  Privat- 
urkunden gesetzlich  betraut  und  mit  einem  authentischen  Amtssiegel 
versehen  sind,  keiner  weiteren  LegaUsirung. 

Afiikd  VIL  Die  einer  Privaturkunde  beigefagte  Beglaubigung 
der  nach  diesem  üebereinkommen  zuständigen  Behörde  bedarf  keiner 
weitem  Legalisirung. 

Za  Artikel  IV.  Absatz  S.  fl^ehörft  nachfolgendes : 


Oe9tan>PNMs.  Terlitg  w«  4  Sept.  1 WW  UfalWr.  T#n  ürkra^en.      309: 

a)  dtfr  AtoMerZ.  ik^fn^^i.  österrHchUchen  Behörden  und  Aemier, 

1.  DiredioD  der  Staatascliuld.    2.  SUats-Cenlralcasse^   S«  Die  Staats-Haopt- 

cassen.    4.  Die  Lotlo-GefUIsdIreetion.    5.  Die  Centraldirection  der  Tabakfabrlken 

und  EinUMmter.    6.  Direction  in  DIcaslerialgebfiude-Angelegenheften.    7.  Direclion 

der  Hof-  und  Staatadmckerel.    8.   Aerarial-Paplerfabrlk  in  ScbtOgeimtibie. '  t. 

Aemial-?inrcdlanftbrlk.    10.  Scbwefelsiore-  und  dieralsebe  Prodokr^nnibrik  (In 

Heiligenstadt),    il.  DireeOon  der  Statlatelegrapben.     il  Beifwetioprodocteii- 

\erscblei8sdireclten.     tS.  HauptmOnzamt.     14.  General -Probiramt.     J5.  Haupl« 

Ponzirangsamt.  16.  Forstiebramt  su  Maria-Brunn.  17.  Postdirectionen.    18.  Berg-, 

FoTst'  and  Güter-  (Salinen-)  Directionen  in  Wien,  Gmunden,  Salzbarg,  Graz,  Hall, 

WiellaU,  5ebenmitz,  Szigetb,  ScbmOllniii,  Kiausenborg,  Nagy-Banya.    19.  Die 

Oberverwesimter  zq  Neuberg  und  Maria^Zell.     SO.  Die  Eüenwerksdiraetfon  \m 

Efeenerz.    21.  Die  Montan-Lebr-Anstalten  in  Leoben  und  Przibraiu.  22.  Die  Berg- 

OberAmter  in  Joacbimsibal  und  Przibrom.    28.  Das  Salinen-  und  Oberverwesamt 

in  Saovar.    24.  Bergwesens-Inspectoratsamt  in  Agordo.    25.  Die  General -Inspec- 

tion  für  Elsenbabnen.    26.  Die  k.  k.  bbhere  landv^lrtbscbaftiicbe  Lebranstatt  zu 

Ungariseb-Altenbnrg. 

&)  der  kOnigl.  bayerischen  Behörden  imd  AenUer, 

1.  Oberst-Recbnungsbof.  2.  Central-Staatscasse.  8.  HauptmOnz-  und  Stern* 
pelamt.  4.  6enera1*Bergwerk-  und  Salinen -Administratioti.  6.  Staatsscbulden- 
TOgongs^Commisaion.  6.  ReehnongskaiDmer.  7.  Bankdireeüen.  8.  Steuercataater^ 
Commisslon.  9.  Haupt-Stempel verwaltungs-  und  Verlagsamt.  10.  Central- Forst« 
lehranstalt  für  das  KOnigreicb  Bayern  in  AacbaflTenburg.  11.  Generaldirection  der 
kOniglieben  Yerkebrsanstalten.    12.  General-Zolladministration. 

2«  Bezfiglich  der  kanigl.  Preussischen  j^aaisangehörigen 
kommt  in  Betracht  der  im  Beichagesetzblatt  V4)m  Jahre  1865,  Nr.  94, 
kundgemachte  Vertrag  zwischen  Oesterreich  und  PreoBsen  vom 
4.  September  1865,  dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  die  Legali- 
sirnng  der  zur  Verebelichung  eines  Freussen  in  Oesterreieh  taeizubrin«* 
genden  Urkunden  betreffen,  die  folgenden  sind : 

Arfikei  L  Diejenigen  Urkunden,  welche  von  Civil-  oder  Militftr- 
geliebten  in  oder  ausser  Streitsachen  und  in  Strafangelegenheiten, 
sowie  von  den  geistlichen  Ehegerichten  als  Amtsurkunden  ausgestellt 
werden,  bedürfen,  w^  sie  mit  dem  Amtssiegel  versehen  sind,  einer 
Legalisinmg  nicht. 

ArÜkd  2.  Die  von  Notaren  ausgefertigten  Urkunden  mflssen 
mit  der  Legalimmng  eines  Qeriehtes  erster  Instanz  ihres  Wohnortes 
vorsehe  sein. 

Im  Bezirke  des  rheinischen  Appellationsgerichtshoies  zu  KOln 
werden  die  von  den  Notaren,  sowie  von  anderen  nicht  unmittelbar  im 
(öffentlichen  Dienste  angestellten  Funktionären,  ferner  von  den  Civil« 
Standsbeamten  und  von  den  Hypothekenbewahrern  ausgefertigtln  Ur- 
koi^en  durch  den  Frftsidenten  des  Landgerichtes  legalisirt 
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Artikel  3.  Die  Urkunden  der  Polizei»  und  Verwaltungsbehörden 
(mit  alleiniger  Ausnahme  der  Beiselegitimationen  jeder  Art,  bei  denen 
es  bei  den  bisherigen  Vorschriften  zu  verbleiben  hat)  bedtlrfeUf  inso- 
ferne  nicht  besondere  Erleichterungen  fOr  bestimmte  Fälle  verein- 
b^t  sind,  der  Legalisirung  der  höheren  Verwaltungsstellen  —  fn 
Oesterreioh  der  politischen  Landesbehörde,  in  SeeschifEfahrts-  und  See- 
sanitfttsangelegenheiten  der  Oentaral*SeebAörde,  und  bei  den  von 
Ifilitftrbehörden  ausgefertigten  Urkunden  des  Landes  -  Oeneralcom- 
mandos,  —  in  Preussen  der  Ober-Präsidien,  beziehungsweise  der  Be- 
gierungs-Präsidien,  der  Begierungen,  des  Polizei-Präsidiums  in  Berlin^ 
«nd  bezuglich  der  von  Militärbehörden  ausgestellten  Urkunden  der 
betreffenden  Oeneralcommandos,  beziehungsweise  der  Generalinspection 
der  Artillerie,  der  Qeneralinspection  des  Ingenieuroorps  und  der  Festun- 
gen, der  Generalinspection  des  Militär-Erziehungs-  und  Bildungswe- 
sens, der  Inspection  der  Jäger  und  Schützen,  der  Traininspection, 
der  Lispection  der  technischen  Institute  der  Artillerie,  der  ArtiUerie- 
Festungsinspectionen,  der  Inspection  der  Gewehrfabriken ,  des  Ober- 
commandoB  der  Marine«  •—  Für  die  von  diesen  Stellen  ans- 
gehendeo  Iftkunden  hingegen  ist  eine  höhere  Beglaubigung  nicht 
erforderlich. 

Artikel  5.  In  Oesterreioh  bedürfen  die  Auszüge  auä  den  amt- 
lichen Geburts-,  Trauungs-  und  Sterbematrikeln  nebst  der  Legalisirung 
der  zuständigen  politischen  Ortsbehörde  der  Beglaubigung  der  politi- 
seben  Landesstrile,  bei  dem  Militär  aber  des  Kriegsministeriums;  — 
in  Preussen  bedürfen  die  aus  den  Kirchenbüchern  unter  dem  Kirchen- 
siegel  ertheilten  Extracte  über  Taufen,  Trauungen  und  Begräbnisse 
der  Legalisimng  durch  das  Gericht  erster  Instanz  Ar  den  Wohnort 
des  Ausstellers,  mit  dem  Atteste,  dass  der  Letztere  zur  Ertheilung  von 
Extracten  aus  den  Kirchenbüchern  legitimirt  sei ;  bei  dem  Militär  hat 
diese  Legalisirung  durch  die  beäreffenden  Corps-,  Divisiensr*  oder  Gar« 
nisonsgerichte  zu  erfolgen. 

Artikel  6.  Andere  von  geisüichen  Aemtem  christlicher  Be- 
ligionsbekenntnisse  in  Angelegenheiten  ihres  Berufes  ausgestellte  Ur- 
kunden bedürfen  nur  der  Legalinrung,  —  in  Oesterreioh :  durch  das 
bischöfliche  Ordinariat^  bei  den  evangelischen  Beligionsgenoasenschaf- 
ten  durch  die  vorgesetzte  Superintendentur ,  beim  Militär  rücksicht* 
Meh  der  katholischen  FeldgeistUchkeit  durch  das  apostolische  Feld- 
vicariat,  rücksichtlich  der  evangelischen  Milittaieelsorge  durch  das 
vorgesetzte  Landes -Generalcommando,  —  in  Preussen:  durch  den 
evangelischen  Oberkirchenrath,  beziehungsweise  die  Provindal-Ccm- 
sistorien,  die  General-Superintendenten,  den  evangelischen  Feldpropst, 
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ttt bvAliidMi Oidiiittiate,  den  ksthaBsolim  FddpAqpst;  —  Ar  die 
Ton  dieeon  StaOen  anageheiidn  Urkunden  hingegen  ist  eine  höhere 
BegUmhögong  nicht  erforderlich. 

Die  Anrftfligiuig  der  Gapitel*  und  Ordens- GenTente  in  Ungarn 
MfiffBD,  da  diese  Körperschaften  mit  der  Anfbewahning  von  Privat- 
«rinuiden  geseizbeh  betraut,  nnd  mit  einem  anthentischen  Amtsriegel 
tenehen  and,  loner  weitem  LegaUrimng. 

ArUkd?^  Die  einer  PriYatnrkmde  beigefügte  Beglanbignng 
der  nach  diesem  Uebereinkommen  znstftndigen  Behörde  bedarf  keiner 
weiteren  LegBÜsining. 

Ad  Artikel  4.  Abeats  2.  ist  beigegeben  das  Verßeiehms8  a)  der 
k.  k.  Osterreldiischen  Behörden  nnd  Aemter  (stimmt  mit  den  oben 
S.  805  tu  der  bayerischen  Convention  gegebenen  (iberein). 

b)  der  h&nigUch  preuiHsdien  Bekihrden* 
1.  Qeneral-^SIredor  der  Sieoenk  1  Central -DirecUoD  xor  Reselasf  der 
Gnmdstener.  S.  General-DUrection  der  Seeliandliiiiss*Socle(At.  4.  HiuptTerwaltUDS 
der  SUilsscbQlden.  5.  General-LoUerle-Direction.  e.  MQnzdireetion«  7.  General* 
Direetion  der  allgemeinen  Wfttwen-VerpOegongsanstaU.  8.  General-DIrectIon  des 
Grand9tener*Ca(as(ers  tu  MQnater.  0.  Protlndal-Steuerdlreetoren.  10.  Directionen 
der' RententMAlieD.  II.  Miolsterial'MilHIr*  ond  BaneeiDBiissloo  in  Berlin.  12.  H(h 
httt  Forttlebriiiataft  to  NeotUdI- Eberswalde.  IS.  Sienpel-Flscataie.  14.  Ela- 
scIiiUangs-CoiDmission  fOr  die  dassiflcirte  ElQkommeniteQer  zu  Berlin.  15.  Die 
bei  der  Zolladmlnlstration  In  den  zollverbQndeten  Staaten  fungirenden  Bevoll« 
nicbtigten  (Zollvereins- Bevollmäebtigte).  18.  RbeInzoIIlmter.  17.  Rubrscblff- 
fbbrtsgefUle-Aemter.  18.  Bte  Oberpostdirectionen.  19.  Die  Telegraphen-Dlrectlon. 
20.  ElaenbabD-CiNnBisaarlate.  21.  Die  königl.  Eisenbahn -IMreetionen.  t2.  Die 
tedinisclie  BaadepnlatlML  2S.  Dlreeiloa  der  Bmtaeadeaiie.  24.  Dfrection  des 
tecbnLseben  Gewerbe -Instituts.  25.  Direcdon  fer  Porzellan -Manafictar.  26.  Di- 
redlon  der  Gesondbeltsgescbirr-Manafactur.  27.  Oberberglmter  zu  Bonn,  Dort- 
mund, Halle  8.  S.  nnd  Breslau.  28.  Die  Bergaeademie.  29.  Universitfits-Cura- 
torien.  80.  Provinclal-SchoIeoDeglen.  81.  Meditlnal-Collegien.  82.  Generaldlree- 
tfon  der  kSnigUdien  Museen  zu  Berlin.  88.  Königlidie  Bibliothek  zu  Berlin.  84. 
Aeadeoie  der  Wissensebaflen.  85.  Die  Direetion  der  landwirthschaniidie&  Aca- 
demien.    86.  Die  Directionen  der  Haupt-  und  der  UndgestOte. 

Die  ferneren  hier  in  Betracht  kommenden  bezüglich  der  Lega- 
lisimng  von  ürbrnden  zwischen  Oesterreich  und  anderen  Staaten  ge- 
schlossenen üebereinkommen  sind  in  folgenden  österreichischen  Mi^ 
nisteriälerklärungen  enthalten: 

S«  MmOeridt-Erlclärung  vom  33.  Jmi  1865, 

beferefflBBd  das  IQr  alle  Kbnlgreicbe  ond  Lioder  des  öaierrekÄUchei^  Kai$en' 
eiaaU  wirksame  Tebereinkommeo  mit  der  berzogl.  SachaennMeiningen*8chen 

Regierung  bezQglieh  der  Legallsirung  von  Urkunden. 
(KimdgeiiUMfat  im  Befehsgeaetriilatt  1866»  Nr.  41.) 

Nachdem  die  kaiserlich-OeterreMiiscbe  md  die  herzogUeh  Sach- 
sen* Heiningen^sehe  Begiemng  in  der  Absicht,  mt  FArdenng  der 
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Beehtspfl^e  und  des  weohflelseitigeii  Yeikehn  Eileidiieniiigrfiii  Im» 
zoglioh  der  Legalieunmg  der  von  öffentiichen  Behörden  au^geetellten 
oder  beglaubigten  Urkunden  in  den  beidersettigtti  Staaten  einsnfAhrent 
sieh  über  nachstehende  BestimmuBgen  vereinbart  haheiis 

ÄrtOcel  L  Diejenigen  Urkunden ,  -  welche  ?on  4en  Geriobten  in 
oder  ausser  Streitsachen  und  in  Strafimgelegfiiibeiten,  soirie  'vw .  den 
geistlichen  Ehegerichten  als  Amisurkunden  ausgestelli  werden,  be- 
dürfen r  wenn  sie  mit  dem  Amtssiegel  versehieD  and  ^  einer  Legali- 
sinmg  niehi 

Artikel  IL  Die  von  den  Notaren  ausgefertigten  Urkunden  mfi»* 
aen  mit  der  LegaliBirung  des  Gerichtes  erster  Inatanz  versehe  sein. 

Artikel  IIL  Die  Urkunden  der  Folisei-  und  Ywwaltingsbehfirr 
den  (mit  alleimgor  Ausnahme  der  B^selegitimationen  jeder  Art»  bei 
denen  es  bei  den.  bisherigen  Vorschriften  zu  vecbl^ben  hat)  bedfirfen« 
insofiBrne  nicht  besondere  Erleichterungen  f3r  bestinunte  Fftlle  yerein- 
bart  sind,  der  Legalisirung  der  höheren  Verwaltungsstellen  —  in 
Oesterreich  der  politischen  Landesbehörde,  in  Seeschifffahrts- und  $eesa- 
mt&te-Angelegenheiten  der  Central-Seebehörde,  und  bei  den  von  Min 
litärbehörden  ausgefertigten  Urkunden  des  Landes-Generakommandoe; 
in  Sachsen-Meiningen  des  herzoglichen  Staatemiiästeriums ,  AbtheO* 
ung  des  Innern,  und  bezüglich  der  von  Meiningen*schen  MilitarbehOr- 
den  ausgestellten  Urkunden  der  Legalisation  durch  das  herzogüx^he 
Begimente-Commando;  —  für  die  von  diesen  Stellen  ausgehenden 
Urkunden  hingegen  ist  eine  höhere  Beglaubigung  nioht  erEurderlich. 

Artikel  IV.  Die  Urkunden  der  Finanzbehörden  und  der  diesen 
untergeordneten  Aemter  bedfirfen,  insofern  nicht  in  Folge  des  Handels- 
und Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853,  oder  durch  besondere  Ver- 
einbarungen noch  weitere  Erleichterungen  gewährt  wurden,  der  Be- 
glaubigung durch  die  leitende  Finanzbehörde,  in  Oestenreich  der  Fi-^ 
nanz-Landesdirectionen  und  Finanz-Directionen;  in  Sachsen-Meiningen 
des  herzoglichen  Staateministeriums,  Abtheilung  der  Finanzen. 

Urkunden,  welche  von,  dem  kaiserlich-königlichen  österreichi- 
schen Finanzipinisterium  und  dem  kaiserlich-königlich  österreichischen 
Ministerium  ffir  Handel  und  Volkswirthschaft  unmittelbar  unterge- 
ordneten Behörden  und  Aemtern  ausgefertigt  werden,  bedürfen  keiner 
weiteren  Beglaubigung.  Dasselbe  ist  der  Fall  bezüglich  der  in  der 
Anlage  v^veicfaneten,  dem  herzoglich  Sachsen-Meiningen'soben  Steate* 
ministeriumi  Abtheilungen  des  Innern  und  der  Finanzen,  unmittel- 
bar untergeordneten  Behörden. 

ArüM  V.  Die  Auszüge  ans  den  amtlkhtti  (ielrarts^t  Trauungs- 
und  Steorbemalrikeln  bedürft  in  Oestenreich  nebst  der  LegaKsimng, 
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der  soBttndigen  politi8«heii  Oftabeharde,  *  der  Beglaubigang  der  po- 
litischen LandesMiMle,  ^^  bei  ditai  IfiHtir  tber  des  Eriegnniiusteriains, 
—  in  Sach8eft*4f  einingea  bedOrftn  derlei  Ansiflge  —  insoweit  sie  nicht 
in  pfiurrttmtfiehen  Annllgieii  ans  den  Kirchenbüchern- bestehen,  in 
iretehetn  lUle  es  mar  noeh  der  Begtanbignng  des  heneoglichen  Staats- 
Midsterrams,  AbtheOnng  für  Kirchen-  und  Schulsachen.,  bedarf  — 
neben  der  Beglaubigung  durch  die  Districts-PolizeibehOrde  auch  jener 
im  Artikel  IIL  erwftlu^tea  Torgeaetzten  YerwaltungsateUe^. 

Artikel  FX .  Andere  yon  geistlichen  Aemtem  .cl)ristlicher  Ber 
l^oybekenntnisaiQ  in  Angelegenheiten  ihres  Berufes  ausgestellte  17r«> 
künden  bedürfen  in  Oestenmob.dMr  Legalisinmg. durch  das  bischöf- 
liche Ordinariat^  beziehongBireise  bei  den  eyangelisehen  Beligionsge- 
neeseiMltafteB  dutoh  die  Vergesetste  Superinteadentur  «^  in  Sächsen- 
Meviii^en  doicb  Am  beraeglielMftchsisehe  Staatsministeriuni,  Abtheil- 
n^  ftr  Kirchen  und  Sehnbachen. 

Beim  MUitftr  in  Oeetevreieh  sind  die  Amtsurkunden  der  katho« 
lisehen.  Eeldgeistliehkeit  dwch  das  apostolische  Fdd?iOariat,  jene 
der  erangelischen  Militftneelsoiger  durdi  das  vorgesetzte  Landes- 
Qenenllcinmando  an  legaUsuren* 

Sie  Anafertigung  der  Capiitel->  und  Ordenseonrente.  in  Ungarn 
bedürftn,  da  diese  Körperschaften  mit  der  Aufbewahrung  von  Privat- 
mfcunden  gesetzUeb  brtrant  und  mit  einem  authentisefaen  Amtssiegel 
versehen  sind,  keiner  weiteren  LegaUsirung. 

Artäui  VIL  Die  eisef  Privatnrkunde  beigefügte  Beglaubigung 
der  naeh  lüseem  Uebereinkommen  zust&ndigen  Behörde  bedurf  keiner 
weiterill  ijegauairung. 

Dieas  Veceinhanmg  aludi  von  Seiten  Seiner  Majestät  dem  Kaiser 
ven  Oesterviich  und  von  SeiiM' Hoheit  dem  Herzoge  von  Sachsta- 
Meiningen  genehmigt  worden  ist;  so  ist  sn  ürknnd  dessen  von  Seiner 
k.'k;  Apostolisefaen  Majestit  Mildster  des  kaiserlieben  Hauaea  und  des 
Aensaefn  gegeawftrtige  Erklftrong  auagestelit  ilnd  unterfertigt  wotf^ 
dan^  um  gegen  eine  etittprechende  ErklUrung  der  hetzoglich-sftchsischeii 
Begiemng  aiiagewedliselt  -zu  werdea,  und  soIleB  die  Bestimmungen 
dieser  Brklftmng  na^^h  erfolgter  Ausweehslftqg  dnreh  das  öaberreichisohe 
B^pernngsblatt  bekanüt  gemaoht  und  innerhalb  *  des  österreichischen 
Kaiserstaates  in  Wirksamkeit  treten. 

So  geschehen  Wien  den  23.  Juni  1865. 
Fm»  i.k.  Merreiehisi^ien  MüUsterinä^  des  haüwüehen  Hauses  und 

des  Atmsem: 


••  •  •  •• .». 
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a)  der  h.  k,  ÖßterreithUchen  Behörden  und  AenUer. 

[N&    Diese  siod  scbon  oben  S.  a05,  b0  Bayern  milgelMlt.] 

b)  der  kerzaglich  Sachien^Mekiingen^Hhm  Behörden. 

1.  Die  Directien  der  berzofUdien  Landes -Credttvnstall.   t*  Die  Dlredkm 

der  herxQgllcben  Scbleferbniebs  •  Verwattong  za  Lebesten«    S.  Die  DlifcUon  dfr 

berzoflrlieben  EisenbOUenwerke  za  Obersteinaeb  qnd  AogostenlbaL 

4*  Mimsteridl'3rJclärung  vom  6.  Juni  1865^ 

betlrelTeDd  das  fQr  alle  LSnder  des  öaterreichiachen  KaUevBtaaiea  wirksame 
13feberelnkoiiimen  mit  der  forslKcb  Beusf^echen  Regierung  jüngerer  Unte^ 

bezOgltdi  der  Legallsinmg  von  Urkunden. 
(KtindgemMbt  im  OMtiir.  Ckaetsblstt  1065,  Nr.  44.) 

Nachdem  die  f&rstlkh  Benss'sehe  Begiening  jängmfer  linit,  mit 
Zustinminng  Seiner  DarcUaacht  des  souTerftnen  Fürsten  ^  mittelst 
Ministerial-Erklämng  ddo.  Gera  den  27.  August  1868  dem  zwisefaen 
Oeeterreieh  und  Bayern  am  18.  Februar  desselben  Jahres  bezüglich 
der  Legalisirung  der  von  Öffentlichen  Behörden  ausgestellten  oder  be- 
glaubigten Urkunden  abgeschlossene  Uebereintamft  flir  das  Fttrsten* 
thum  Beuss  jfingerer  Linie  mit  dem  Bemerken  beigetreten  ist,  dass 

1.  (zu  Art.  in»)  die  von  den  Polizei-  und  Verwaltungs^B^örden, 
sowie  von  der  Milit&rbebOrde  des  Fflrstenthums  au^estdlten  ürkun* 
den  der  Beglaubigung  des  fUrstliehen  Ministeriums,  Abtheilung  fflr 
das  Innere,  bedürfen; 

2l  (zu  Art.  17.)  die  Urkunden  der  Finanzbehörden  und  der  die- 
sen untergeordneten  Stellen  von  dem  fürstüchen  Ministerium,  A\h 
theilung  für  die  Finanzen,  zu  beglaubigen  sind,  und  hiebei  im  Hin- 
blicke auf  die  dortige  Behtoden*Organisation  nur  ttr  die  von  letzterem 
selbst  ausgestellten  Urkunden  die  Befkreiung  von  der  weiteren  Be- 
blaubigung  in  Ansprach  genommen  wird,  —  und 

3.  (zu  Art.  VI.)  die  von  den  geistliehen  Aemtera  im  Fflrstetithum 
Beuss .  in  Angelegenheiten  ihres  Berufes  ausgestellten  Urkunden  der 
Beglaubigung  des  fürstlichen  Ministeriums ,  Abtheilung  fflr  Eirehan- 
und  Schulangelegenbeiten,  bedürfen,  so  wird  mit  Genehmigung  Sei* 
ner  k.  k.  Apostolischen  Majestftt  dieser  Beitritt  hiemit  angenemmen 
und  das  fragliche  Uebereinkommen  für  die  beiderseitigen  Staaten 
bindend  erkl&ri 

f»    UebereMoomimen  nom  7.  «Tum  1865  smecKen  Oesterreich  mh4 
Schwarshtrg'Rudolstadt  begügUch  der  Legalisirung  der  Urkunden. 

.Laut  Bdehsgesetablatt  1865,  Nr.  49i,  kt  beeflglioh  der  Legali- 
sation der  von  öffentlichen  Behörden  ausgestellten  oder  beglaubigten 
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ürtamdea  swiscbm  dem  Kaiserthiua  Oesterrekh  und  dem  Fflrstaa«- 
thame  Schwanbi9g*Bodolstadt  onterm  7.  Joiii  1866  ein  Uebereiii- 
kommen  getroffen  worden,  welches  mit  der  zwischen  Oeste^eich  und 
Bayern  gesehlosaenffli  Convention  vom  13.  Februar  1863  gleichlautend 
ist  mit  folgenden  Ausnahmen: 

Die  Legalisining  der  Urkunden  hat  in  Sehicargburg-Eudcistadt 
zu  geschehen : 

ad  Art  HL  durch  die  Begiemng  and  bezäglich  der  Tom  Militftr- 
Commando  ausgestellte  Urkunden  durch  das  Mimsterium ; 

ad  Art.  IV.  durch  das  Finanz-Colleginm,  bezüglich  die  Qeneral- 
inspeetion  des  thfiringischen  Zoll-  und  HandelSFereins  in  Erfurt. 

ad  Art  V.  Die  Ausfsfige  ans  den  Kirdienbfichem  Tauf-,  Trau- 
ungs-  und  Todtenzeugnisse),  desgfeichen  die  von  jfidischen  Cultusbe« 
araten  ausgestellten  Besdwinigttngen  Ober  Qeborten,  Yerbeirathungen 
und  SterbelUle  jödischer  Beligionsgenossen  bedürfen  in  Schwarzbuarg«* 
Bndolstadt  der  Beglaubigung  durch  das  Consistorium. 
ad  Art.  VL  durch  das  Confflstorinm. 

6«  Mimgterial-Erklänmg  vom  7.  Äugmt  1865, 

betreffend  du  fDr  alle  Königreiche  and  Under  des  Osterrelciiischen  Kaiserstaates 

wirfcBttne  Uebereinkommen  mit  der  Herzoglich  Afüuüfachen  Reglemtig,  wegen 

gewisser  ErleichteroDgen  bei  der  Legalisirung  von  OCrentlichen  oder  amtilch  be- 

glaobiglen  Urkonden. 

(Anagewaefcaelt  gog»  eine  entspreohende  ErkUtraog  des  hersogUoh  Aafaalt'aelieii  Ataat»- 
miniiterinnia  dd.  Deasan  9,  Juli,  1S65  und  kondgemaoht  im  Reich^^aetabL  1866  üfr.  61.) 

Nachdem  die  kaiserlich-königliche  Osterreichische  und  die  her* 
soglich  Anhalt*8che  Begierung  in  der  Absicht,  zur  Förderung  der 
Bechtspflege  und  des  wechselseitigen  Verkehrs  Erleichterungen  be^ 
zdglich  der  Legalisirung  dra  yon  öffentlichen  Behörden  ausgestellten 
oder  b^laubigten  Urkunden  in  den  beiderseitigen  Staaten  einzuf&hren, 
sich  Aber  nachstehende  Bestimmungen  rereinbart  haben : 

Artikel  L  Diejenigen  Urkunden ,  welche '  von  den  Gerichten  in 
oder  ausser  Streitsachen  und  in  Strafangelegenheiten,  .sowie  von  den 
geistlichen  Ehegerichtön  als  Amtsurkunden  ausgestellt  werden,  be- 
dfiifen,  wenn  sie  mit  dem  Amtssiegel  versehen  sind,  einer  Legali*» 
sirung  nicht. 

Artikel  IL  Die  von  den  Notaren  oder  anderen  nicht  unmittelbar 
im  öffentlichen  Dienste  angestellten  Functionftren  ausgefertigten  Ur- 
kunden' müssen  mit  der  LegaUsirung  des  äepridites  erster  Instanz  yer- 
sehen  sein. 

Artikel  III.  Die  Urkunden  iet  Poliaei**  und  Yerwaltui^pbehör- 
den  (mit  alleiniger  Ausnahme  der  BeisekgitiqAtioQen  jeder  Art,  bei 


I 
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denen  es  bei  den  bisherigen  Yorsehriften  zu  rerblelben  hat)  bedArfen, 
in  soferne  nicht  besondere  Ei^leichterungen  f&r  bestimmte  FftUe  ter- 
einbart  sind,  der  Legalisirnng  der  höheren  Yerwaltnngsstellen  —  in 
Oesterreich  der  politischen  LandesbehOrde,  in  Seeschifl&hrts-  and  See- 
sanitäts- Angelegenheiten  der  Central -SeebehOrde,  nnd  bei  den  ron 
den  Militärbehörden  ausgefertigten  Urkunden  des  Landes-Qeneralcom- 
mando's ;  —  in  ÄfüiaU  der  Regierung,  Abtheüung  des  Innern  und  der 
Polizei,  und  bezüglich  der  von  Anhalt'schen  Ifilitärbehörden  ausge- 
stellten Urkunden  der  Legalisation  durch  das  Anhalfsche  MiUtftr- 
Obmmando ;  -^  fllr  die  von  diesen  lallen  ausgehenden  Urkunden  hin- 
gegen ist  eine  höhere  Beglaubigung  nicht  erforderlich. 

Arliloel  IV.  Die  Urkunden  der  Finanzbehörden  und  der  diesen 
untergeordneten  Stellen  bedürfen,  in  soferne  nicht  in  Folge  des  Han- 
dels- und  Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853  oder  durch  besondere 
Verabredungen  noch  weitere  Erleichterungen  gewährt  wurden,  der 
Beglaubigung  durch  die  leitende  Finanzbehörde,  —  in  Oesterreich'. 
der  Finanz-Landesdirection  oder  beziehungsweise  der  Steuerdirection ; 
—  in  Anhalt:  der  Begierung,  Abtheilung  für  Finanzen,  beziehungs- 
weise der  ZoUdirection  oder  Staatsschulden-Verwaltung. 

Urkunden,  welche  von  den  vorgedachten  Behörden  selbst  aus- 
gestellt werden,  bedürfen  keiner  weiteren  Beglaubigung. 

Dasselbe  gilt  von  Urkunden,  welche  von  den,  dem  k.  k.  öster- 
reichischen Finanzministerium  und  dem  k.  k.  österreichischen  Ministe- 
rium für  Handel  und  Volkswirthschaft  unmittelbar  untergeordneten 
in  der  Anfage  verzeichneten  Behörden  und  Aemtem,  und  beziehungs- 
weise von  dem  herzoglich  Anhalt'schen  Oberbergamte  oder  die  an 
Stelle  desselben  etwa  eintretende  Oberbehörde  ausgefbrtiget  werden. 

Artikel  V.  Die  Auszüge  aus  den  ämtlichen  Geburts-,  Trauungs- 
und Sterbematrikeln  bedürfen  in  Oesterreich  nebst  der  Legalisirnng  der 
zuständigen  politischen  Ortsbehörde  der  Beglaubigung  der  politischen 
Landesstelle,  beim  Militär  aber  des  Kriegsministeriums ;  —  in  Anhalt 
bedürfen  derlei  Auszüge  der  Beglaubigung  der  Ereisdirection. 

Artikel  VL  Andere  von  geistlichen  Aemtem  christlicher  Be- 
ligionsbekenntnisse  in  Angelegenheiten  ihres  Berufes  ausgestellte  Ur- 
kunden bedürfen  nur  der  Legalisirnng  —  in  Oesterreich:  durch  das 
bischöfliche  Ordinariat,  bei  den  evangelischen  Beligionsgenossen- 
schaften  durch  die  vorgesetzte  Superintendentur;  —  in  Anhalt:  bei 
den  Evangelischen  durch  das  betrelTende  Consistorium,  bei  den  Katho- 
lischen durch  das  Staatsministerium. 

Beim  Militär  in  Oesterreich  sind  die  Amtsurkunden  der  kaiho- 
fischen  FeldgeistUchkeit  durch  das  apostolisiihe  Feld?iesriat,  jene  der 
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6nngd]icheii  IfiUtliaeeborge  durdi  das  fOfgpesetite  Tiaito  Cteneialp 
Goomiaiido  zu  legdMrAa. 

Die  Aiisfert^:ii]igeii  der  Capitel  und  QrdenscoiiTeiite  in  üngaxn 
bedtrfeny  da  diese  K6rpencluifte&  adi  der  Anfbewahnmg  ?<A.Pri«« 
Yatarkanden  gesetzlich  betrant  und  mit  einem  anihentisclien  Amts-^ 
Siegel  versehen  sind,  keiner  weiteren  Legalisirang. 

Äftikd  VIL  Die  einer  Privatnrknnde  beigefUgte  Beglanbigon^ 
der  nach  diesem  UebereiiAommen  zostindigsn  Behörde  bedarf  keinec 

Diese  Versinbvong  aneh  von  Seite  Seiner  Miyest&t  dem  Kaissr 
yon  Oesterreich  und  von  Seiner  Hoheit  dem  Herzoge  von  Anhalt  ge* 
nehmigt  worden  ist,  so  ist  zur  Drknnde  dessen  von  dem  k.  lu 
Merreidu8ch0n  Ministeriam  des  Aeossem  gegenwftrtige  Brklftning 
ausgestellt  und  unterfertigt  worden,  uk  gegen  die  entsprechende 
Erklftnmg  des  herzoglieh  Anhalt'schen  Staatsministeriums  ddo.  Dessau 
2.  Juli  18ft5  auswechselt  zu  werden,  und  sollen  die  Bestmipinn^ 
gen  dieser  BiUftrung  sofort  durch  das  Beichs -Gesetz -Blatt  fiOr  df« 
Kaiserthom  Oesterreich  bekannt  gemacht  werden,  und  im  ganzen 
üntfange  des  Kaiserreiches  in  Wirksamkeit  treten. 

7«  MimOeriQl'Erklärimg  vom  9.  Augusi  1865, 

betreffeDd  du  fQr  alle  Under  des  OsterreftcbUchen  Ktiserstoates  wirksame  Ueber-^ 
«laksmiQeB  mit  der  QroMherzoglich  Sachsen  ^  Weimar' sehen  ReyUrung 

bezQglich  der  LegalisirunK  von  Urkunden. 

(Aoagataascht  gegen  eine  entsprechende  Erklärung  des  Grosshersogliob  Sachen  -  Wei' 
mar'Mhen  Miuisterinm  ddo.  Weimar  10.  Jnli  1S66  und  ka&dgemaolit  im  BeSehsgeaati« 

Uatt  1666  Nr.  64.) 

^  Nachdem  die  kaiserlich-küniglich  (österreichische  und  die  Orosa- 
herzogliefa  Sachsen-Weimar'sche  Begienmg  in  der  Absicht,  zuar  FOr-^ 
derung  der  Bechtspflege  und  des  wechselseitigen  Verkehrs  Ertoieh^ 
tening^  bezfigUch  der  Legalisiiomg  der  von  öffentliehen  Behörden 
ausgestellten  oder  beglaubigten  Urkunden  in  den  beiderseitigen 
Staaten  einzufthren,  sich  über  nachstehende  Bestimmungen  verein? 
bart  haben: 

Artikel  L  Diejenigen  Urkunden,  welche  Ton  den  Gerichten  in 
oder  ausser  Streitsachen  und  in  Strafangelegenheiten,  sowie  von  den 
geistlichen  Bhegerichten  als- Amtsurkunden  ausgestellt  werden,  be* 
dürfen,  wenn  sie  mit  dem  Amtssiegel  verseben  sind,  einer  Legali* 
sirting  nicht. 

Arithd  IL    Die  von  Notaren  ausgefertigten  Urkunden  mässen 

mife  dw  L^alishrtng  des  Oerkhtes  erster  Instanz  verseben  sein.     , 

.   Aftikeilll.  Die  Urkunden  der  Polizei  und  Yerwaltungsbehftrden 
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^mt  Aumaiiai«  der 'BasdegitiinaitioBea  jddelr  Artf  M  deiieD  «s  bei 
den  bisherigen  Vorschriften  zn  verbleiben  hat)  4)edftrfeni  ki  sofenie 
■doht'  besondere  Erleichtenrngen  f&r  bestiffimte  Efttte  Vereinbart  sind, 
der  •  L^lisinixig  der  höheren  YerwaltiingseteUea;  •<—  in  Oestentisk 
der  politischen  LsndesbehArde,  in  Seeschifi&hrtel  «^  und  See8anitftt8«> 
Angelegenheiten  der  Centralseebehörde,  und  bei  den  von -MilitSrhe« 
]|0vd6ii  attfitgefertigten  Urkunden  des  Landes-^GeBeral-C^nHosiido^s,  — 
Im  6ro8&iieraogthnme  Sachsen  entweder  des  OrossbenoglicheE  Staats* 
ministerinms,  Departement  des  Innern,  oder  des  Ji^etreffbnden  BezirkBr 
dteeetors'nnd  bezöglich  der  von  Militftrbehdrdai  ausgestellten.  Urkun- 
den der  Legalisation  durch  das  OrossherzogUche  Milüftr^CkmiBando, 
während  die  ron  den  g^uumten  höheren  Yerwaltnngsstelien  selbst 
ausgefertigten  Urkunden  einer  weitw^n  Begbnlngnng  nicht  be- 
Crarreii. 

Artikel  IV.  Die  Urkunden  der  Finanabehörden  und  der  densel- 
böB  untergeordneten  Aemter  bedürfen,  in  si^ne  nkiht  inEolge  des 
Handys-  und  ZcUvertn^fes  vom  19.  Februar  18äd  oder  durdi  be- 
sondere YereiBbarufigen  noch  weitere  Erleichteru&geii  gewährt  wurdeD, 
der  Beglaubigung  durch  die  leitmde  EinansbehCrde,  —  in  Oaster- 
reich  durch  die  Finanz-Landesdirectionen  und  Finanzdirectionen;  — 
im  Orossherzogthum  Sachsen  durch  das  OrossherzogUche  Staatsmi- 
Aisterium,  Departement  der  Faianzen. 

'  Urkunden ,  welche  von  den  in  der  Beilage  verzei<^faneteii','  dem 
kaiserlich-königlich  österreichischen  Finanzministerium  und  dem  kai- 
serlich-königlich österreichischen  Ministerium  für  Handel  und  Yolks- 
wirthschaft,  bezüglich  dem  Grossheraoglich  sächsischen  Staatsmini- 
sterium,  Departement  der  Finanzen,  unmittelbar  untergeordneten 
Behörden  und  Aemtem  ausgefiertigt  worden  sind,  bedürfen  keiner 
weiteren  Beglaubigung. 

Aftihd  F.  Die  Auszüge  aus  den  amtliehen  Geburts-,  Trw- 
ungs-  und  Sterbematrikeln  bedürfen  in  Oesterreich  nebst  der  Legali«- 
sirung  der  zuständigen  politischen  Ortsbehörde  auch  der  Beglaubigung 
der  politischen  Landesstelle,  bei  dem  Militär  aber  des  Kriegsmi^ist^ 
riums,  im  Grossherzogthum  Sachsai.  bedürfen  dergleichen  Auszüge 
neben  der  Beglaubigung  durch  die  zuständige  Kircbeninspection  auch 
jener  des  grossherzogliohen  Staatsministeriums,  Departem^t  der  Justia 
und  des  Cultus. 

Artikel  VI.  Andere ,  von  geistlichen  Aemtem  christlicher  Be« 
Ugionsbekenntttisse  in  Angelegenheiten  ihres  Berufes  ausgestellte  Ur- 
kunden bed^lrftn  bei  katholischen  Aemtem  nur  der  Logalisirung  durch 
das  bischöffiehe  Ordinariat,  bei  den  evangdieehm  in  vOestenreich  der 
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htgiütmng  chneh  die  torgeietste  Siq^riataideBliir,  im  Ghnoflshfloogw 
tbom  Sttokaen  dar  Ii>galiiinmg  dnroh  die  betreJBfonde  Siroheniospectioa 
uad  das  groeahencvliche  Staatnmnisteriiuiiy  Departement  der  Juetis 
und  des  ColtuB. 

Beim  Milit&r  bt  Oeeterreißh  sind  die  Amtoiirbmden  der  katho* 
lisehea  FeldgrätUdikeit  durch  dae  apoetolieche  FeldTicariat,  jene  der 
e?aQgiliachea  Militlr-SeelBorge  durch  das  Torgeaetste  Landea-General«* 
Cammando  xa  legaliiirai.  Die  Aorfertigang  der  Capitel  und  Ordena* 
eonFente  in  Ungarn  bedürfen,  da  diese  Körperschaften  mit  der  Anfbe-* 
wahmag  ron  Privatarknnden  gimtzlich  betrant  mid  mit  einem  authen- 
tueken  Amtsriegel  veoreehen  sind,  keiner  weiteren  Legalisinmg. 

Artikd  VIL  Die  einer  Privaturkande  beigefügte  Beglaubignng 
dar  nach  diesem  Uebereii^mmen  zoat&ndigen  Behörde  bedarf  keineEr 
weiteren  Legalisirang. 

DieM  Vereinbarwig  auch  Ton  Seiten  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von 
Oesterreieh  nnd  Sr.  königlichen  Hoheit  des  Grasshersogs  von  Sachsen- 
Weimar  genehmigt  worden  ist,  so  ist  au  ürkund  deesen  yon  Sr.  kai- 
seilteh*kdnig]ioh  Apostolischen  MajestAt  Minister  des  kaiserlichen 
Hatnes  und  des  Aeosseni  gegenwftartige  Srklftrong  ausgestellt  und  nn* 
terfert^  worden,  um  gegen  eine  «tsprechende  Brklftrung  der  Gros»- 
heneglich  SachseA^Wetmar'sehen  Begierung  ausgewechselt  zu  werden, 
uod  sollen  die  Bestimmung«!  dieser  Irklftrung  nach  erfolgter  Aus* 
weehriung  durch  das  Beiche-Gesetz-Blatt  fiar  das  Kaiserthum  Oester- 
reieh bekannt  gemacht  werden  und  im  ganzen  umfange  des  Kaiser- 
reichee  in  Wirksamkeit  treten« 

Terzaiehiiss 

der  im  Artikel  IV.  alinea  2  der  »Ueberelniiunnc  berülirten  Aemter  and  Stellen, 

deren  Uriiunden  iieiner  weiteren  Beglaubigung  bedQrfen. 

a)  Kaiserlich-königlich  österreichische  Behörden  und  Aemter, 

(Diese  sind  die  oben  bei  der  bayer.  Convention  aufgezfthlten.) 

6)  Oro9sher%oglieh  sächsische  Behörden^ 

1.  Der  General  «iDspector  des  TbOringischen  ZoU-  ued  Handeisferelnes  zii 

Erftot    2.  Der  groasberzoglicb  sAcbsisrhe  General  Inspeclor  daselbst.    3.  Der  Di- 

reetor  der  grossberzoglichen  Forstlehranstalt  zu  ICisenach.    4.  Die  Haapt-Staata- 

Casse  za  Weimar.    5.  Die  Staatsschaldenillgangs-Casse  zu  Weimar. 

8»  Mmisterial' Erklärung  vom  15.  Octoher  1865, 
betreffend  das  fOr  alle  Länder  des  östt>rreirhisrben  Kaiserstaales  wirksame  Ueber- 
einlLommen  mit    der    grossherzoglich   Mecklenburg -Schwerin*  sehen    Re^ 

gierung  bezQglicb  der  Legansirung  von  Urkunden. 
(Auai^toiiaelit  g ogen  eine  enteprMlieiule  Erklänuig  der  grofshariofflioh  MaeUtnbnig- 
Sclnreriii'acheii  Begiemng   ddo.  Schwerin  den  24.  October  1865  und   kundgemacht  im 

Beicbs-QesetsbUtt  1865  Kr   117.) 

»«Kachdem  die  k.  k.  ^österreichische  und  die  giüssherzoglich  Meok- 
lenbnrg-Schwerin'sche  Segiemng  in  der  Absicht,  zur  FOrdeirang  der 
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BeciiiiiBj^dge  and  d«B  wediseteeitigHD  V^tkArs  EiloiditenBigeii  be- 
zfigliefa  der  Legalisirniig  der  yon  ö&ntlieheB  Beliirden  ausgartriiteii' 
oder  beglaubigten  Urkandea  einafduhrenv  sich,  über  nacbstehende  Be* 
Stimmungen  vereinbart  haben : 

Artikel  L  Diejenigen  Urkohdeii/  welche  >¥Oii  den  Gerichten  in 
oder  ausserhalb  Streitsachen  und  in  StilafiuigelegffilMiteii,  sowie  t<hi 
den  geistliohen  Bhegerichten  als  Amtsarkonden  augisstdlt  wecdaDj 
bedfirien,  wenn  sie  mit  dem  Amtssiegel  Tersehea.iaiiid,  einer  Legali- 
surung  nieht. 

Artikel  IL  Für  die  yon  den  Notarien  auflgeÜHrtigten  Ürknndett 
ist  eine  weitere  LegaUsirong  nicht  erforderlich ,  wenn  sie  mit  «iner 
solcdiMi,  in  Oesterreich  -  von  Seiten  des  Gerichtes  erster  Instanz,  in 
Meeklenbnrg  -  Schwerin  von  Seiten  des  JnstüsministeriaBSB ,  verse^ 
hen  sind. 

Artikel  IIL  Die  Urkunden  der  Polizei-  nad.  Vecwaltui^sbehör- 
den  bedürfen,  soweit  nicht  im  Artikel  YL  diesen:.  GonventiMi  etwas 
anderes  vorgeschrieben  ist«  in  Oesterreich  der  Legaliairüflg  der  pcdi^ 
tischen  LandesbehOrde,  in  SeesohifBfahrts^  und  SeesanitätS'^ Angelegen* 
heften  der  Central^SeebehOrde,  und  bei  den  von  MilitfarbehOrdeH* 
ausgefertigten  Urkunden  des  Landes-GeneraleoiDmsndo's ;  in  Mecklen* 
burg-Sehwerin  der  LegaUsirung  des  der  ausstellendeii  Behörde  voige* 
setsten  Ministeriums,  r-  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenlieiteu, 
des  Innern,  der  Finanzen,  der  Justiz,  beaiehungsweise^der  Abthmlunt. 
gen  des  letztem  fOr  die  geistlichen,  Unterrichts  und  Medicinal*  Ange« 
legenheiten,  Staatsministerium  —  oder  bezüglich  der  von  Militftrbe* 
hOrden  ausgestellten  Urkunden  der  Legalisimng  des  Militär-Depar- 
tements. 

Für  die  von  diesen  Stellen  ausgehenden  Urkunden  ist  eine  weitere 
Beglaubigung  nicht  erforderlich. 

Artikel  IV.  Die  Urkunden  der  FinanzbehOrden  Oesterreichs 
und  der  diesen  untergeordneten  Aemter  bedürfen  der  LegaUsirung  durch 
die  leitende  Finanzbehörde,  der  Finanz-Landesdlreetion  oder  bezieh- 
ungsweise der  Steuerdirection. 

In  Mecklenburg-Schwerin  bedarf  es  für  die  Urkunden  dieser  Art 
der  Legalisirung  durch  das  Finanzministerium  oder  das  sonst  der 
ausstellenden  Behörde  vorgesetzte  Ministerium. 

Urkunden,  welche  von^dem  k.  k.  österreichischen  Finanzmini- 
sterium und  dem  k.  k.  österreichischen  Ministerium  für  Handel  und 
Volkswirthschaft  oder  aber  den  in  der  Anlage  genannten,  den  Mi- 
msteiien  unmittelbar  untergeordneten  k.  k.  österreichischen  Behörden 
und  Beamten  ausgefertigt  sind,  bedürfen  keiner  weiteren  Begh^ubigujpg« 
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.  Dasselbe  gut  in  IfeeUenbarg-Sebwerin,  ausser  flr  die  toü  cMn 
Mimstaitei  ansgfferiagten  Dikanden  anoh  fftr  diejemgen  ürknndeii, 
irAdie  yoa  der  General -Postdirection  und  der  TelegraphendireeUeQ 
«BgesteOt  worden  sind. 

Artikel  V.  Die  AossAge  ans  den  amtlichen  Gebnrto-,  Trannnga* 

and  Skerbemnkrikeln  bedftrfen  yon  Seite  OesterreichSi  nebst  der  Le- 

^aliBining  der  zoBlIndigea  poütisolMn  Ortsbeb^^rde,  der  Beglaubigung 

der  politiscben  Landesstelle,  bei  dem  Militär  aber  des  Kriegsmini- 

sterioms.    Andere  ?on  geistlichen  Aemtem  christlicher  Betigionabe^ 

kuuktmsae  in  Angelegenheiten  ihres  Berufe  ausgestellte  Urkunden  in 

Oestoreieh  bedürfen  ikur   der  Legalisirung  durch  das  bischöfliche 

Ordinariat,  bei  den  evangelischen  Beligionsgesellschaiten  in  Oeater« 

reich  durch  die  TOi|;esetBte  Superintendentur.  Beim  Milit&r  in  Oester* 

raich  sind  tlie  Amtsulkundan  der  katholischen  Fddgeiatlichkeit  durch 

das  aposMiscbe  Feldvicariat,  jene  der  evangelischen  Feldseelsorger 

durch  das  vorgesetzte  Landes-Genendcommando  zn  legalisiren. 

Die  Ausfertigung  der  Gapitel  und  Ordensconvente  in  Ungarn  be- 
diifen,  da  diese  Ki^rsohafben  mit  der  Aufbewahrung  von  Privat^ 
Urkunden  gesetzlich  betraut  und  mit  emem  authentischen  Amtssiegel 
versehen  sind,  keiner  weiteren  Legalisirung. 

In  Mecklenburg -Schwerin  bedari  es  fOr  die  Legalisirung  der 
von  den  (Geistlichen  ausgestellten  amtlichen  Geburts-,  Trauungs-  und 
Sterbebescheinigungen  oder  sonst  von  den  Geistlichen  in  ihrem  Beruf 
ausgefertigten  Urkunden  der  Beglaubigung  durch  das  Ministerium 
fBr  grätUche  Angelegenheiten,  oder  durch  den  Oberkirchenrath. 

Artikel  VI.  In  Bdcksicht  der  Beiselegitimationen  jeder  Art  hat 
es  bei  den  bisherigen  Vorschriften  zu  verbleiben  und  soll  ferner,  in 
sofeme  f&r  einzelne  Verhältnisse,  z.  B.  für  die  heimathrechtlidien 
Bezidiungen  gewisse  Formen  der  von  den  Behörden  auszustellenden 
Besdieinigui^en  ohne  das  Erfordemiss  besonderer  Legalisation  fest- 
gestellt sind,  der  gegenwärtige  Vertrag  auf  solche  Verhälbiisse  kenie 
Anwendung  finden. 

Ariihd  VIL  Die  einer  Privaturkunde  beigefSgte  Beglaubigung 
derjenigen  Behörden,  deren  Zeugniss  nach  diesem  Uebereinkommen 
genflgt,  bedarf  keiner  weiteren  Legalisirung. 

Diese  Vereinbarung  auch  von  Seiten  Seiner  Majestät  des  Kaisers 
von  Oesterreich  und  Seiner  königl.  Hoheit  des  Grossherzogs  von 
MeoklenbuTg-Sohwerin  genehmigt  worden  ist,  so  ist  zu  Urkund  dessen 
von  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Minister  des  kaiserl.  Hauses 
and  Aes  Aeussem  gegenwärtige  Erklärung  ausgestellt  und  unterfertigt 
irartei^  um  gegen  eine  ent^Hrelchende  Ek'kUrung  der  grossherzoglich 
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Mecklenburg-Schwerm'schMi  Begienmg  aüsgewechsett  za  irardan,  und 
sollen  die  Bestimmnngtn  dieser  Erklftning  Bacli  erfolgter  Answech»- 
Inng  durch  das  Beichs-Gesets- Blatt  fSr  das  Eaiserthum  Oesterreich  be- 
kannt gemacht  werden,  nnd  im  ganzen  umfange  desEaiserfeicliesiii  Wirk- 
samkdt  treten.  <  —  Soweit  die  bisher  gehörigen  Ministerialeridftnmgen. 

Znm  Sohlasse  unserer  Er5rteningeB  Aber  die  Bhsn  der  Anslto- 
der  in  Oestetreieh  glauben  wir  (mit  dem  Wiencnr  Didoesanblatt  19IB, 
Nr.  15.  S.  162)  noch  als  Begel  heirorbebw  zn  sollen^  dass  ftr  die 
Urkunden,  welche  von  Ausländem  zum  Nachweise  ihrer  isArchengesetg* 
liehen  Befähigung  ewr  EkeschUesmmg  beigebraofat  werden  (TanfedieiB, 
Verkflndigungsschain,  Ledigachein  u.  s.  w.  na^  §«  70.  der  Keinrtrac- 
tion  y.  Ji  18Ö6.)  die  Be^tAigmg  des  hischäflieken  OrdimariaieSy 
dem  die  Aussteller  solcher  Urkunden  untersiehea,  in  Anspruch  au 
ifehmen  ist ,  und  dass  nur  dann  davon  eine  Ausnahme  zidftssig  ist, 
wenn  ein  besonderes  Gesetz  diese  Beglaubigung  nicht  Terlangt«  nnd 
über  die  Echtheit  der  Urkunde  gar  kein  Zweüel  obwaltet. 

Selbstyerstftndlieh  hat  der  Pfarrer  aDe  yon  einem  Auslftnder  zum 
Zw«^  der  Zulassung  zur  Eheschliessung  in  Oe^terreiefa  beigabraehtea 
Urkunden  in  dem  Trammgsbuche  anzumerken  und  zu  seiner  aUeor 
fallsigen  Bechtfertigung  bei  den  Trauungsacten  anfinbewabreo. 

n. 

Wenn  ein  kaiholiseher  Oesterreieher  im  Auslande  eine  Ehe  ab« 
schUesst,  so  entscheidet  über  die  Frage  nach  ietHrcMid^en  wie  Mr- 
gerlichen  CHUHgkeii  der  Ehe  in  Oesterreich,  wenn  dieselbe  in  der  Zeit 
seit  dem  1.  Januar  1857  abgeschlossen  ist,  lediglich  das  katholische 
Kirchengesetz,  resp.  die  Anweisung  für  die  geistlichen  Gerichte  in 
Oesterreich  in  Betreff  der  Ehesachen  (Vgl.  Ärehio  I.  S.  560  f.).  Die 
Gesetze  der  katholischen  Kirche  in  Betreff  der  persönlichen  Fäki^ceU 
jmr  Eheschiiessung  sind  aber  auf  dem  ganzen  Erdkreise  dieselben 
(abgesehen  davon,  dass  for  die  eigentlichen  Missiondftnder,  d.  h.  die 
eben  aus  dem  Heidenthum  neu  bekehrten  Völker,  um  dieselben  nicht 
durch  zu  viele  Vorschriften  vom  Christenthum  wieder  abzuschrecken, 
Milderungen  gemax^ht  werden  und  blos  die  Beobachtung  des  durchaus 
indispensablen  jus  divinum  streng  festgehalten  wird).  Auch  in  Betreff 
der  Farm  der  EhescKUeesmg  gilt  für  die  ganze  Kirche  deeselbe 
Recht ;  für  die  Pfarreien,  wo  die  betreffende  Tridentinisohe  Vorschrift 
(Sess.  24.  c.  1.  de  reform,  maiar.)  als  solche  puhlieiit  oder  seit  onvitr- 
denklicher  Zeit  in  Uebnng  ist,  die  Nothwendigkeit  der  ^klirung  des 
Skeconsenses  vor  dem  competenten  Pfiurrer  einea  der  beid/to  Bran^ 
laute  und  iw^en  Zeug^;  für  die  Bezirke»  wo  dieee  Tiidentiniaehe 
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Vorsehrift  nicht  pnblieirt  is^  geafigt  zur  Qültigkät  das  üheoi^iisensM 
die  in  jeder  beliebigen  Foim  erklärte  Einwilligung  der  beiden  Far« 
iam  in  die  Ehe,  wepn  eine  der  beiden  Parteien  ihr  wirkliches  Do- 
nüml  oder  QnasidoBiicil  in  einem  solchen  Bezirke  hat,,  wo  die  Tri- 
deatiniMhe  Yoisdirift  über  £e  Form  der  Ehesdiliesanng  nicht  publir 
drt  ist    (Vgl.  aber  das  Domicil  der  Eheschliessnngen  Lämmer  im 
Arekiv  XII  23  ff«  and  Böfmann  fiber  Domicil  mit  Sflcksicht  anf 
Aufgebot  and  Trannng  im  Archiv  U,  546  ff.).  Demgemäss  bestimmt 
das  Ehepatent  vom  8.  October  1856  im  Art.  74.:  »Ein  katholischer 
Oestecreioher  kann  bei  einer  Vereheliehung.  im  Ansbwde  jene  Form 
der  EheschliesBong,  welche  die  Landesgesetze  vorschreiben,  oder  ge- 
statten, üi  soweiii  2nr  Bichtschnur  nehmen,  als  dieselbe  den  Bedingun- 
gen entspricht  t  an  welche  das  katholische  Eirchengesetz  in  dem 
Lande,  wo  die  Ehe  geschlossen  wird,  die  Gültigkeit  der  Ehe  knüpft. 
In  Allem,  was  nicht  blos  die  Form  der  Eheschliessong  betrifft,  bleibt 
er  an  die  Vorschriften  dieses  Qesetzes  gebunden.    Auch  hat  er,  wenn 
er  noch  nicht  ein  voUes  Jahr  im  Auslände  wohnhaft  ist,  dafor  zu 
sorgen,  das»  seine  beTorstehende  Ehe  an  jenem  Ort  des  Inlandes,  wo 
er  zuletzt  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat,  dreimal  yerkündet  werde,  t 
r       Das  frühere  und  das  gegenwärtige  bürgerliche  Ehegesetz  (Ehe* 
palent  yom  8.  Qotober  1856)  yerlangt  zur  Unterlassui^  des  Aufgebots 
an  dem  früheren  ifdändischen  Wohnorte  blos,  dass  das  Domicil  an  dem 
neuen  inlftndischen  Wohnorte  bereits  seit  sechs  Wochen  gedauert  habe. 
Das  Ehq»atent  bestimmt  nämlich  in  Artikel  16.  übereinstimmend  mit 
Art.  72.  deß  Allg.  bcM^gerl.  Ges.-B. :  »Wenn  die  Verlobten  oder  Eines 
von  ihnen  in  dem  Ffarrbezirke,  in  welchem  die  Ehe  geschlossen  wer- 
den soll,  noch  nicht  durch  sechs  Wochen  wohnhaft  sind,  so  ist  das 
Aufgebot  auch  a^  ihrem  letzten  Aufenthaltsorte,  wo  sie  länger  als  die 
eben  bestimmte  Zeit  gewohnt  haben,  vorzunehmen,  oder  die  Verlobten 
mdBssen  ihren  Wohnsitz  an  dem  Orte,  wo  sie  sich  befinden  durch  sechs 
Wochen  fortsetzen,,  damit  die  Verkündigung  ihrer  Ehe  dort  hin- 
reichend sei.€ 

. Diese  Bestinmnung  hat  wie  Fachmann  Eirchenr.  3.  Aufl.  IL  S.  259. 
Note  b.  bemerkt,  keinen  üeberfluss  an  Klarheit,  und  Iftsst  darum  der  alten 
Gonfaroverse  über  die  Berechnung  dieser  sechs  Wochen  --  ob  bis  zur 
Yomahme  des  Angebots  oder  der  Eheschliessung,  vollen  Spielraum, 
wevn  man  nicht,  wie  es  aber  mit  Becht  geschehen  mnss,  die  Änr 
ioeietmg  §.  62.,  worin  dieselbe  Vorschrift  kirchlicher  Seits  einge- 
schärft wird,  zur  Interpretation  des  kaiserl.  Gesetzes  heranziehen 
will,  so  dys  es  dann  keinen  Zweifel  leidet,  dass  der  Zeitraum  von 
aeebs  Wochen  im  Axt.  16^,  wie  der  Zeitraum  von  einem  Jahre  im 
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Airt.  74.  bis  zur  Tomahme  des  Aufgebots  gemeint  ist.  För  die  ün- 
terlasstmg  des  Angebots  im  Inlande  bei  Ehen  im  Auslände  hat  man 
einen  Wohnsitz  Ton  bereits  einem  Jahre  im  Anshuide  veriangt,  w«il 
die  Zeit  von  sechs  Wochen  hier  nicht  genügen  kann.  Es  wird  n&m- 
lieh,  wie  Ktäschker  Eher.  HI.  §.  289.  S.  676.  hervorhebt,  in  dieser 
Zeit  in  vielen  FUlen  kaum  der  jetzige  ausUndische  Aufenthalt  in 
seinem  Mheren  Domicfle  bekannt  sein  und  eben  so  wenig  kötmen 
sechs  Wochen  fBr  hinreichend  erachtet  werden,  um  Ehehindemisse' an- 
zuzeigen. 

Wenn  also  ein  Oesterreicher  im  Auslande  eine  Ehe  eingeht,  und 
er  ist  noch  nicht  ein  volles  Jahr  im  Auslande  wohnhaft,  so  muss 
er  nach  §.  74.  des  Ehepatentes  auch  die  gesetzmSssig  gesdiehene 
dreimalige  Verkündigung  an  jenem  Orte  des  Inlandes,  wo  er  znletat 
seinen  Wohnsitz  gehabt  hat,  nachweisen,  sonst  treten  die  im  §.  36. 
des  Ehepatentes  vom  8.  October  1856  ausgesprochenen  Felgen  ein. 
Auch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  in  diesem  Falle  das  Becht 
auf  Ersatz  des  wirklichen  Schadens  aus  einem  Verlöbnisse  (§.  2.  des 
bürgerl.  Eheges.  =  Ehepat.  vom  8.  October  1856)  nicht  erloschen  ^, 
weil  er  daran  Schuld  trug,  dass  solches  nicht  angemeMet  werdra 
konnte.  Vgl.  auch  das  Breve  des  Papstes  Leo  XII.  vom  4.  October^ 
1828  an  die  Vorstände  des  Gantons  Luzem  (bei  Kidsehker  Eher.  III. 
§.  256.  S.  389  f.) 

Beilftufig  erwähnen  wir  übrigens,  dass  ein  Oesterreicher  zm 
Trauung  im  Auslande  wohl  kaum  gelangen  wird,  ohne  ein  testi* 
monium  etatus  liberi  und  den  fflr  ihn  nöthigen  politischen  oder  auch 
noch  militärischen  Eheconsens  beizubringen.  (Ueber  den  poHtisdieyi 
Sheconsens  vgl.  Ärehiv  ni,  602  if.) 

Im  §.  75.  des  Ehepatentes  wird  weiter  bestimmt:  »Wenn  ein 
österreichischer  Staatsbürger,  welcher  sich  im  Auslande  verehelicht 
hat,  in  das  Eaiserthum  zurückkehrt ,  so  ist  er  verbunden ,  die  Vor* 
merkung  seiner  Ehe  in  dem  Trauungsbuche  der  Pfarre,  wo  er  seinen 
Wohnsitz  nimmt,  zu  erwirken.«  Damit  steht  in  Verbindung  die 
Anordnung  des  §.  78.  der  *  Anweisung  :€  Wenn  ein  österreichischer 
Staatsbürger  das  Ansuchen  stellt,  dass  seine  im  Auslande  geschlossene 
Ehe  in  das  Trauungsbuch  der  Pfarre,  wo  er  nunmehr  seinen  Wohnsitz 
genommen  hat,  eingetragen  werde,  so  hat  der  Pfarrer  das  Öesuch 
sammt  den  beigebrachten  Beweisen  der  rechtmässigen  EheschliesSttng 
dem  Bischof  vorzulegen  unä  den  Auftrag  desselben  abzuwartett.€ 

Der  oben  abgedruckte  §.  74.  des  M^Mtentes  sagt ,  Welin  ein 
Oesterreicher  im  Auslande  eine  Ehe  schliesse,  bleibe  er  in  Allem, 
was  nicht  blos  die  F6rm  der  Eheschliessung  betreiESf  an  die  Vorschriften 


di66ee  G^fletns,  te  WlwpalBiiku ,  gebtadM.    IJeber  ii%  UrcJUMe 
wie  hürgerliehe  CrüUigkeü  aach  dieser  Bkm  in  Oedtemieh  entioheidefc 
idso  naflkiiiaa  obu  Daigiestelltem  Mos.  dail  kirdüiohe  (d.  1.  das  Ib 
d«r  AfNOMMN^  sQSSflunmigestsltte)  Eh^geseks,  aber  snr  JürlmiOMf 
der  Eheechliessiiiig  mössen  aiMdi  die  Vorschriften  des  bärgeriichen 
ShegeseUet  tti  die  KathoUkm  in  Oesterreioh  bei  der  BhesdiliessiDig 
des  OesterreiehttEs  im  Auslände  beebaefatet  wenden,    üeber  die  Perm 
d«  BbeschUessong  bat  das  bärgerliebe  iäegesets  Ar  Katbottken, 
da0  Ehepstentf  ansier  der  Binscbftrfluig  der  Yorsehriflen  des  katbol. 
Sarcfaengesetzes  nur  nocb  die  oben  angegebene  V^Nrsebrift  im  §.  75. 
ober  die  YoraMrlnng  der  Traaung  in   dem  Tmaimgsbnche  der 
FAneiy  wo  dtf  Oeeteneiebert  der  im  Auslands  seine  Ehe  absobkMs, 
nach  der  Mokkebr  in's  Kaiserthnm  seinen  Wohnsits  nimmt    Mehr 
in*B  Gewicht  fiülen  die  Vorsehxiften  des  bfirgM*]iohen  IhegesetseSf 
weldie  sieh  anf  die  persätdiche  FahigheU  eur  Mesddie8$mig  be* 
sidien,  nnd  in  dieser  Beziehfong  gelten  die  s^emeinen  Bedit»* 
giondsfttie,  idie  anoh  im  g.  4.  des  Allg.  bnigeri.  Ges.^B.  anerkannt 
sind,  nämlich  dass  der  Inländer  aach  in  Handinngen  und  Qeschfttten 
im  Auslände  an  die  inländischen  Gesetae  gebunden  bleibt,  in  soweit 
aJs  seine  persönliche  Fähigkeit,  sie  an  unternehmen t  dadurch  einge* 
schränkt  wird  und  als  diese  Handlungen  und  Geschäfte  zngleich  im 
lolaade  rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollen.    Um  also  z.  B.  Sin* 
asalnes    herrorauheben ,    mSssen    ach  minderjährige  Asterreiehisiihe 
Staatsbürger,  die  sich  im  Auslände  Terehelioben  wollen|  äaß  EinwU«- 
ligung  ihres  Vaters,  nach  Umständen  der  die  Obenrormundschaft 
fiihronden  Gerichtsbehörde!  und  Militärpersonan  die  Hwathserlaub* 
niss   der  dazu  con^etenten  militäiisehen  Yorgesetsten  yerschafibn. 
Dom  wenn  sie  dieses  unterlassen,  so  wird  ihre  im  Auslande  ge- 
schlossene Ehe,  wenn  der  Gültigkeit  derselben  kein  canenisches  SSn- 
darmss  entgegensteht,  zwar  gültig  sein  und  hieben,  aber  sie  seteea 
sich  den  Skafen  ans,  die  das  Gesetz  über  den  Ung^orsam  gegen 
seine  Vorschriftan  verhängt  hat 

Ist  daher  von  einem  katholischen  Oesterreichischen  Staatsange- 
hörigen  seit  dem  1.  Januar  1857  im  Auslande  eine  Ehe  eingegangen 
und  fehlt  dabei  weder  in  Betreff  der  Ehefähigkeit,  noch  in  Betreff 
der  Form  der  Ehescbliessung  eines  der  Erfordernisse,  welche  das 
katholische  Eirchengesetz  als  wesentlich  verlangt,  so  ist  diese  Ehe 
auch  in  Oesterreich  kirchlich  wie  bürgerlich  gültig,  und  es  entschei- 
det auch  über  die  kirchliche  wie  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  von 
Katholiken ,  wenn  darüber  in  Oesterreich  ein  Urtheil  zu  f&llen  ist^ 
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(BMh  ArtilDd  X.  des  CoiMordates)  nioht  mehr  dM  bflrgieilielief  son- 
dem  nur  das  UrMiche  Gtriekt. 

Soll  aber  die  Eke^  die  ein  Oesterreioher  im  Auslände  abschlieaet, 
nicht  bIo8  gültig,  eondem  ragldch  auch  kinMeh  wie  UbigerMeh  ab 
eriaubt  gelten ,  so  darf  auch  kein  bflrgerlichee  flsterreidusdies  od0r 
IdrchliGbes  blesses  Eheverbot  flbertreten  sein.  Denn  sonst  würden, 
einerlei  ob  blos  eine  oder  beide  Porsonen  dem  ^Memiehisohen  Staats* 
ferbande  angehören,  trota  der  OOltigkeii  der  Ehe  sowohl  kirehlidie 
wie  anch  bürgerUohe  Strafen  in  Oesterreieh  eintreten  (in  letztem  Be* 
liehong  würden  sowohl  im  Falle  der  Nichtigkeit  wio  im  Falle  der 
Gültigkeit  der  unerlaubt  geschlossenen  Ehe  ier  §.  607.  des  Strafg^ 
setaes  vom  27.  Mai  1852  gegen  den  wissentUohen  Uebertreter  «or  An^ 
wendnng  kommen.  Vgl.  Patent  vom  1&  September  1785  (J.  G.  S. 
Nr.  468.  und  firlass  des  Cult-Ministmums  vom  22.  Juli  1852,  Z.  1954. 
bei  Bieder^  Handbuch  der  k.  k.  Gtosetse  und  Verordnungen  Bd.  IL 
S.  86  l  Kutsehker,  Eherecht  Bd.  m.  §.  289.  S.  674  f.)  Der  (eben 
citirte,  dundi  Erlass  der  bchmisdien  Statthaltern  vom -5.  Angost 
1852,  Z.  17,762.  dem  Budweiser  bischöflichen  Ordinariate  erüffhete) 
Erlass  des  Ministeriums  des  Cultus  und  Unterrichts,  sowie  auch  das 
kaiserliche  Patent  vom  20.  November  1852  (durch  welches  flir  die 
Königreiche  Ungarn,  Croatien,  Slavonien,  die  Wojwodschaft  Serbien 
und  das  Temeser  Banat  das  allg.  bürgerliche  Gesetzbuch  einge^ 
führt  wurde)  im  Art.  5.  (abgedruckt  bei  Kntsehker,  läierecht  Bd.  m. 
§.  289.  S.  675.)  bestimmen  demgemftss  ausdrücklich,  die  pnMn- 
liehe  Fähigkeit  der  dem  österreiehischen  Staatsverbande  Angehörigen 
SM  nach  den  österreichischen  Gesetzen  zu  beurtheilenf  welchen  di#> 
selben  nach  Aet  Verschiedenheit  ihres  Glaubens  unterworfen  sind, 
(sonach  die  persönliche  Fihigkeit  dw  Katholiken  nach  den  Gesetzen 
d«r  katholische  Kirche),  die  Ehe  möge  in  was  immer  iür  einem 
Orte  geschlossen  werden ,  w&hrend  dagegen  hinsichtlich  des  Ani^ 
botes  und  der  Form  der  EhesdiUesung  die  Gesetze  des  Auslandes,  die 
Gesetze  des  Landes  wo  die  Ehe  geschlossen  wird  (also  für  Katho»- 
liken  wiederum  vor  Allem  das  katholische  Kirchengesetz)  massge- 
bend sind.  Noch  eingehender  sind  diese  Vorschriften  in  dem  fol- 
genden Ministerud' Erlasse  vom  3.  Vecewber  1668  über  die  Ehe- 
schliessung österreichischer  Unterthanen  in  der  Türkei  niedergelegt, 
welcher  Ministerialerlass  mutatis  mutandis  auch  für  die  Eheschliessung 
österreichischer  Unterthanen  in  jedem  anderen  auswärtigen  Staate 
gilt 


OiL^Miniilmnalmote  ffom  3.  Dee$mlm  3668,  Z  ^,164., 

an  4«  MtnlttirhMi  des  Acbisvb, 
Mrtffewl  4ie  Elieiciiltesfaiif  Mwrekliiflcher  UUerttMiieii  in  der  Tftrliei. 

Hm  beehrt  sichi  dem  m  der  MkfttriMurw  Znadirift  foiii  29.  Juli 
1868,  Z.  &M4t  anegequocheDeft  WumIm  der  Abgabe  der  Ueramt- 
Ucben  Weblnwuiug  Ober  die  die  SheeohlieaBoo^  «eterreicUedier 
XIiitar^ttiie&  in  der  Tfrkei  angehendM  BeettmmniigeB  des  §.  12.  der 
erwtluiteii  IfinieterielveBrordikitng  im  Nacbatebenden  aacbeokommen : 
Zufolge  dieeer  Beetimmitiigra  darf  iem  Säerrrieimscker  Un- 
ierikm  m  der  Tiiriei  eime  Ehe  sMiis$&n,  be9or  er  dam   di^ 
BewüUgimg   dea    Utreffmidm    Ca$mlarami$B    erlm^  hat.      Ale 
das    bekaiuidB    Goosolaramt  wird    das  jeaee   Ortee     aaaiiseheii 
sein,  aa  weleham  dar  kaieerliebe  IMerthan  die  übe  lU  ecUieesen 
beabeiohtiget,  mag  er  daeelbet  eeeshaft  oder  bloe  leifiicb  anwe- 
send sein. 

Baa  Consnlwamt  soll  sieb  bei  der  Bri^itamg  der  Ihebewfl- 
ligug  flberaengeas  l)  ob  der  kaisorMdie  ünterthan,  welcber  sieb  m 
vereheUcb^n  wOn^cbti  die  nach  dem  (^sterreicbKcben  Ehegesetxe  in 
beortheilende  persOnliehe  Fftbigkeit  mr  Ebeeehlieesnng  besitie,  nnd 
2)  nebebdem  die  I^erbsflUiigkeit  des  Gesnchstellers  nnd  seine  Yer- 
megensYeridltsisse  bericksicbMgen ;  femer  8.  von  kaiserlielien  unter- 
ttuoien,  welche  nach  einer  eetexreichischen  Oemeinde  zuständig  sind, 
mdgea  sie  sich  in  der  Ttrkei  ntir  seitlich  anfhalten  oder  in  einer 
Goneolargsmeiiide  sesriiaft  geworden  sein,  den  Ehecensens  der  com- 
patenten  eeteneidiisehea  Behörde  in  Ansprach  nehmen,  in  wie  weit 
ein  solcher  fir  sie  im  blande  erfordedich  wtre;  endlich  4)  mit  be- 
sonderer Yorsicbt  vorgehen,  wenn  es  sich  um  die  Eheeehliesiinng 
zwischen  Ossterreichern  nnd  ottomanisohen  ünterthanen  handelt 

üeber  diese  einzelnen  G^genstftnde,  aaf  welche  sich  die  Anf- 
merksamkeit  der  Consnlarämtw  bei  Brtheilmig  von  laiebswiUignngw 
fftr  kaiserMche  ünterthanen  zu  erstrecken  hat,  erlaubt  man  sidi 
einige  Bemerknagen  beiznftgwi. 

Ad  1.  IKe  perstelicbe  Ffthigkeit  der  Shewerber  znr  Eheschlies- 

saag  soU  nach  den  teterreichischen  Ehegesetaaa  benrtheiit  werden. 

Diese  sind  nach  Verschiedenheit  der  religiösen  Oontoriottan  yer- 

aeUeden. 

a)  FBf  die  dar  katholischen  Kirche  des  hiteinischea  oder  griachisohea 

Bitas  angehfe^Mi  fiaterreichischen  Ünterthanen  im  gesanmtea 

Umfimga  der  Monar«^  sind  bezOgüeh  ihrer  EheseUieesnaf 

nnter  einander  oder  mit  niehi»katholisctai  Ohriaten  jene  geseta^ 

Heben  Versehnfken  nuwigebeBi,  weliAa  den  doppelten  Anhang 
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des  kaiflerlieh^ii  Patentes  tdm  8.  Odbber  18^6  (Bei^iifä-^sQtz- 
Blatt  Nr.  185.)  Mlden.  Diese  Torschriften  müssen  demnach  im 
Aage  behalten  werdcb,  wenn  inan  Aber  die  persönliche  Fähig- 
keit der  erwähnten  kaiserlichen  ünterthanen  ein  ürthell  Allen 
will,  indem  §.  74.  des  «rstea  Anhanges  im  beaogetien  kaisierlichen 
'  Patentes  erklärt ,  dass  ein  katholischer  OesterreJCher  bei '  emer 
Verehelichimg  im  Aaslande  in  AUem;  was  nicht  blds  die  Torrn 
der  Ehesc^liessmig  betrifft,  an  die  Vorschriften  des  mit  jenem  Pa- 
tente ktmdgemachten  Oesetzes  gebunden  bleibt, 
b)  In  Betreff  aller  nicht-katholischen  eÜrisläiehen  Beligionsgißttosseji 
der  österreichischen  .Staaten  (mit  Ansnahme  des  GrossfltrSteii- 
thums  Siebenbürgen  nnd  mit  Ausnahme  der  nicht-nnirten  Grie- 
chen in  Siebenbürgen,  dann  in  Ungarn  itnd  dessen  vormaUgen 
Nebeniftndem)  ist  Art.  IV.  des  kaiserliiiheii  Patentes  Voiii  29.  No^ 
vember  1852  (Beichs-Gesetz-Blatt  Nr.  246.)  massgebend,  zufolge 
dessen  auf  dieselben  die  Vorschriften  des  zweite»  Haupistückes 
des  aUgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  übeir  das  Eherecht 
ToUe  Anwendung  finden,  weshalb  die  persönliche  Fähigkeit  der 
erwähnten  Beligionsgenossen,  wenn  sie  unter  einander  sieb  yer- 
ehelichen,  nach  diesen  Vorschriften  zu  beurtheüen  kommt. 

c)  die  persönliche  Fähigkeit  der  zu  dem  OrossArstenthume  Sieben«- 
bürgen  gehdrigen  nicht -katholischen  christlichen  Religionsge- 
noesen  zur  Eingehung  dner  Ehe  unter  einander  üst  nach  Art.  V. 
des  kaiserlichen  Patentes  vom  28.  Mai  1858  (BeichfihGesetz-BIatt 
Nr.  99.)  nach  denjenigen  Gesetaen  zu  beurttieilen,  welchen  dle^ 
selben  nach  der  Versdiiedenheit  ihres  Glaubensbekeniitnisses  un- 
terworfen sind. 

d)  Dasselbe  gilt  bezüglich  der  nicbt^unirten  Griechen,  welche  zu  ün*- 
gam  und  dessen  tormaligen  Nebeniftndem,  dann  zu  dem  Gross- 
fttrstenthume  Siebenbürgen  gehören. 

e)  Was  enäich  die  posönlidie  Fähigkeit  der  jüdischen  Glaubensge- 
nossen zur  Eheschliessung  anbelangt,  so  dienen  zur  Beurtheüung 
derselben  in  dem  ganzen  umfange  der  Monarchie  jene  Vorschrif- 
ten zur  Bichtschnur,  welche  in  dem  zweiten  Uauptstüeke  des  aU- 
gemänen  bürgerlichen  Gesetzbuches  enthalten  sind. 

Ad  2.  Die  bei  der  Ertheilung  von  Heirathsbewilligungen  anbe- 
fohlene Berücksichtigung  der  Erwerbsfhhigkeit  des  Gesuchstellers  und 
aeliier  VermOgensveriiältiiisse  wird  keine  besonderen  Schwierigkeiten 
TeraaiaBBen,  da  derlei  Umstände  dte  Consulatüntem  entweder  bekannt 
^d,  oder  lekAt  erfersebt  werien  können. 

Ad  3.  Hingegen  missen  diese  Aisrnter,  da 'lüe  m  kaiserlichen 
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UBiterUiiiQfin,  F^che  antwader  allain  oder  zuf^eich  nach  einer  teter- 
rjQicIÜ9chßp  Gemainde  ^ostäadig  eind,  bebaft  dar  Oewihmng  der  Hei- 
rathsbewilUgfing  die  Beibrii^og  des  Ehecenflensea  der  eompetenten 
(^arreiQhiSfClLen  BebSrde,  in  wie  weit  ein  goleher  für  sie  im  Inlande  er- 
forderlich wftre,  in  An^racb  eu  nehmen  sngeifiesen  sind,  darüber 
TUiterrichtrt  werdeni  dasa  4bs  ISrfordemisa  evifis  solohen  Eheconsenaea 
yon  Seite  der  politiscbaa  Obrigkeit  dermalen  im  lombardisch  *  ?enetia- 
nisi^hen  Königreiche,  in  Ungarn,  Siebenbürgen,  Croatien»  Slawonien  der 
aerbischan  Wojwodachsft;  mit  dem  Temeser  Banate,  iit  Galizien  und 
Krakan,  in  der  finkowina  und  Dabnatiea  nicht  besehe  und  auch  in 
den  abngen  Kron}flndem  der  Monarchie  nnr  jene  £hewerber  den  por. 
litischen  Eheconaens  eich  erwirken  mässen,  weldie  davon  durch  dia 
politiseheo  Vorschriften  nicht  loagezählt  sinfl^ 

Ad  4*  PJe-Ministerialyerordnang  vom  2.  December  1857  (Beicha-. 
Gesetz  Blatt  Nr.  .234.)  ?erpflichtet  die  Consularftmter  bezüglich  der 
Ertheilung  der  HeirathsbewilUgung ,  besonders  bei  Ehesehliessmigen 
zwischen  Oesterreicharn  und  ottomaniachen  Unterthanen  mit  aller 
Vorsicht  .T9i;z4gehen.  Es  wird  i^ftmlich  in  Ansehung  der  letzteren  er- 
tmiiit  werden  mässen,  eb  in  ihrer  Persönlichkeit  kein  Umstand  ob- 
wi^te,  welcher  der  gültige  Eheschliessung  mit  dem  Ehewerber,  der 
ein  kaiaerlichei:  Uniterthan  ist,  im  Wege  stünde,  dann  ob  sie  vermöge 
der  etwa  in  Kraft  bestehenden  bürgerlichen  Gesetze  des  ottomaaischen 
Beiches  berechtiget. sind»  eine  £^e  überhaupt,  und  ipsbesondere  mit 
dem  angähnten  £)hewerber  einzugehen.  Dieselbe  Vorsicht  wird  uner^ 
a^sliehi  seia,  wenn  ein  kaiserlicher  ünterthan  in  der  Türkei  die  Ehe 
mit  einer  Person  achliess^  wollte,  welche  zu  dem  Verbände  einea 
anderep  Staates  gehört. 

Anhwffend  die  Erauensperson^n,  welche  im ,  österreichischen 
Staatsf  erbande  stehen  und  in  der  Türkei,  w&hrend  sie  sich  daselbst 
zeitlich  ai|f halten,  oder  in  einer  Gonsulargemeinde  sesshaft  sind,  so 
verliere]^  dieselbep,  wenn  sie  sich  mit  einem  Manne  verehelichen,  der 
keiii  kaiaeBJüch/9r  Uüterthan  ist,  nach  g.  32.  des  allgemeinen  burger- 
licbea.Gesetzl>«ches  die  EJigenschaft  von  österreichischen  Unterthanen, 
weabatt^  ^e  derartige  Verm&hlung  kein  Gegenstand  der  Sorgfalt  des 
CensoUpramtes  sein  .kann.  Wollten  sie  sich  aber  mit  einem  kaiser- 
liqhen  Untertluin  vermählen,  so  gilt  von  ihrer  peraönlichen  Fähigkeit 
zfur.Bheschlieeftung  das  ad  1.  Gesagte.  Einen  politischen  Eheconsaas 
der  Oateneiobischen  Behörden  beuöthigen  sie  aber  in  keinem  Falle, 
weil  derselbe  für  .österreichische  Frauenspersonen,  die  zur  Eheschlies*- 
aung  sensit  persönlich  befähigt  sind,  überhaupt  nicht  erforderlich  ist.    . 

.D^r  BüiE^lddick  anf  das  iGjesagte  zeigt,  d^  der  kaiferliehe  Agent 
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und  Generalconsol  m  Jsßsy  Becht  habe,  wenn  er  in  dem  an  dae  Üb- 
liche   erstatteten  Berichte  vom  5.  Mai  1868  die  Beeorgniw 

ausspricht,  dass  die  kaiserliche  Agentie  durch  die  Yerffigung  des  §.  12. 
der  Ministerialverordnimg  Yom  2.  Deoember  1857  (Beichs-Gesetz-natt 
Nr.  234.)  einen  nenen  nicht  nnerheblicheü  Zuwachs  an  Geschäften  er-' 
hftit,  indem  sie  bis  nun  nur  dann  in  den  Fall  kam,  mnen  Bheconsens 
ZQ  ertheilen,  wenn  es  sich  nm  die  Verehdichnng  dnes  Minderjlhrigen 
handelte  nnd  sie  als  YormundschaftsbehArde  sich  anszusprediffi  be* 
müssigt  war,  welche  Amtshandlung  nicht  hftnfig  rorkam,  sonach  ans 
diesem  Anlasse  der  Agentie  wenig  Mfthe  enmchs,  wfthrend  künftighin 
jeder  Osterreichische  ünteri!han,  wenn  er  in  der  Türkei  eine  Ehe  schliee- 
sen  will,  dazu  die  Bewilligung  des  betreffenden  Censularamtes  anzu- 
suchen hat,  zu  deren  Gewfthrung  dasselbe  sich  mitunter  in  w^tlftufige 
Cerrespondenzen  mit  welüidien  oder  geistlichen  Behörden  einzulassen 
bemüssigt  sein  würde,  wenn  nicht  die  entsprechenden  Vorkehrungen 
gegen  eine  derartige  Geschiftsüberbürdung  getroflSm  werden. 

Diese  werden  sich  ohne  Schwierigkeit  bezüglich  jener  kaiser- 
lichen ünterthanen  einleiten  lassen,  welche  onem  GemeindeTerbande 
im  Eaiserstaate  angehören,  mOgen  sie  sich  übrigens  Mos  aeitlioh  in 
der  iHirkei  aufhalten  oder  in  einer  türkischen  Consulargemdnde  an^- 
sftssig  sein.  Wenn  solche  in  der  Türkei  sich  zu  yeriieirafthen  beabsich- 
tigen und  zd  diesem  Bdiufe  die  Bewilligung  des  betreffenden  Gon- 
sularamtes  ansuchen,  so  sind  sie  durch  ^.  12.  der  Ministerialverord- 
nung  vom  2.  December  1857  angewiesen,  diesem  Amte  den  Eheoen- 
sens  der  competenten  österreichischen  Behörde,  wenn  derselbe  flr  m 
im  Inlande  erforderlich  wäre,  vorzuweisen,  wobei  überdies  zu  beachten 
kommt,  dass  zufolge  §.  124.  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches verlobte  Israelüen  zur  Schliessung  einer  gültigen  Bhe  die  Be- 
willigung von  der  Kreisbehörde  erwirken  müssen,  in  dessen  Besnke 
sich  die  Uauptgemeinde  befindet,  welcher  ein  oder  der  andere  Thefl 
einverleibt  ist.  Damit  ist  aber  zu  wenig  gethan.  Bs  wäre  vielmehr 
anzuordnen,  dass  jeder  einem  österreicbischen  Gemeindeverbande  an 
gehörige  kaiserliche  Ünterthan,  welcher  sich  in  der  Türkei  verehe* 
Kchen  will,  verhalten  werde,  bei  seinem  Ansuchen  um  Hekathsbe- 
willigung  dem  Oonsularamte  eine  Erklärung  der  politischen  Behörde 
seiner  Zuständigkeitsgemeinde  vorzulegoi,  dass  seiner  Eheechliessung 
kein  Hindemiss  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzes  im  Wege 
stehe.  Eine  solche  Erklärung  würde  mit  Ausnahme  eines  einzigoi 
Falles  nur  bei  den  nicht*  katholischen  christlichtti  Beligimisgenossen, 
welche  zu  einer  Gemeinde  des  Grossfürstentbums  Siebenbürgen  zu- 
ständig sind,  und  bei  den  nieht-unirten  Griechen,  welche  einon  Ge« 


mit  Mhi  fti  fi  S*  Mti  i6Mv  IbMMitM.  4«v  Octterr.  In  40r  TS Aei.     S37 

Hi^d^rerbande  io  üiigwn  ttnd  desaen  TDmmligeii  IbbeiilSiiden  od«r 
in  SiebeiMig^  angehßren,  fiberflüaaig  encheinen,  weil  auf  diese  Con- 
fiBBsieiiffii  in  den  genaamten  Eronlftndern  der  Monarchie  bis  nnn  die 
HiDdenuflse  des  büigeilidien  Geeeizes,  welcbe  in  dem  eweiten  Hanpt- 
stidte  des  aügeoieinen  btrgerlioben  GFeeetzbuehes  oder  in  dem  enten 
Ajdiai^e  des  kaisertteben  Patentes  Tom  8.  October  1856  enthalten 
Bind,  nicht  usgedehnt  worden  sind. 

Der  ansgenomnene  Fall  grflndet  sieh  anf  das  kaiserliche  Pa^ 
tont  ?om  29.  Sej^ember  1858  (Beiehs-Oesetx-Blatt  Nr.  167.),  durch 
wefehes  für  den  ganxen  umfang  des  Beiches  angeordnet  ist,  dass« 
w«  ?0ra  Eintritte  in  das  Heer  nicht  gesetiUch  befreit  oder  cnra 
Heeresdienste  nicht  offisnknndig  oder  nicht  nach  dem  Eärkenntnisse 
oaer  Stellangscommission  Ihr  immer  nntanglich  ist,  sich  ror  dem 
Austritte  ans  der  zweiten  Altersclasse  (d.  i.  vor  dem  ersten  Jftnner 
des  anf  das  vollendete  zwei  und  zwanzigste  Lebensjahr  folgenden 
Jahres)  nicht  verehelichen  darf,  es  sei  denn,  dass  er  von  der  politi- 
schen LandessteUe  ausnahmsweise  eine  Ehebewilligang  erlangt  hätte. 
Da  dieses  Eheverbot  aUe  kaiserliehoL  Unterthanen  bindet,  so  mnss 
dasselbe  aneh  bei  denen  im  Ange  bdialten  werden,  welche  sich  in  der 
Tflrkei  befind«!  und  nach  den  beatmenden  diesftlligen  besonderen 
Assentinrogsvorsefariften  von  der  MiUtArpflicht  nicht  b^eit  sind. 
WoUtan  demnach  in  einem  Osterreichischen  Gemeindeverbande  ste« 
hende  kaiserliche  Unterthanen  vor  dem  ersten  Jänner  des  anf  ihr 
Tolkndetes  zwei  und  zwamngstes  Lebensjahr  folgenden  Jahres  in  der 
Tftrkei  sich  verehelichen,  so  konnte  ihnen  das  Gonsnlaramt  die  Hei- 
rathsbewilligang  nicht  ertfaeilen,  wenn  sie  nicht  entweder  die  Hei* 
rathsbewilligang  der  peütisohen  Landesstelle  ihrer  Heimathsgemeinde 
oder  eine  Brkläning  der  politischen  Behörde  dieser  Oemeinde  bei« 
bringen,  dass  sie  von  dem  Eintritte  in  das  Heer  gesetzlich  befreit 
oder  znm  Heeresdienste  offenkundig  oder  nach  d-em  Erkenntnisse  einer 
Stellnngscommission  fär  immer  antauglich  rind. 

Allein  die  ebenerwähnten  ErkllUrangen  der  politischen  Behörden 
vwmC^en  die  Consolarämter  in  der  Tftrkei  nur  Aber  die  persönliche 
Fähigkeit  zur  Eheschliessung  der  nicht  katholischen  Christen  und 
Inraeliten,  welche  zu  österreichischen  Oemeinden  gehören  und  darüber 
zu  benüiigen,  dass  den  lateinischen  oder  griechischen  Katholiken  sol- 
cher Oemeinden  ein  bärgerliches  Hindemiss  der  Eheschliessung  nicht 
ins  Wege  stehe.  Bezflglich  der  letzteren  kommt  ab«r  n^tbei  die 
Bestimmung  des  §.  3.  des  ersten  Anhanges  zu  dem  Allerhöchsten  Pa- 
tente vom  8.  October  1856  zu  beachten,  nach  welcher  es  keinem  E[a- 
thoUken  erlaubt  mt,  sich  im  Emerthume  Oesterreich  anders  zu  ver- 
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eheUohm  als  mit  Beobaclitiiiig  alkr  Vondaifteii ,  wdehe  dts  Siiw 
cheogosets  aber  clie  GQltigkeit  der  Ehe  aa&tellt  und  der  zweite  An- 
hang dee  bezogenen  Allerböchaten  Patentee  enthftlt.  Feiner  soll  die 
persönliche  Fftbigkeit  zot  Eheschlieseang  aller'  zu  dem  Qroesflbretea- 
thame  Siebenbaigen  gehörigen  nicht^katheUachen  durietliohen  Beli- 
giimegenossen  und  der  nichtronirtMi  Griechen  in  Ungarn  und  dessen 
vormaligen  Nebenl&ndem  nach  ihren  oonfessioneUen  Gesetzen  benr- 
theilt  werd^,  am  eine  Berohignng  daräber  za  echmgen,  daes  die 
erwähnten  kathidisohen  nnd  nicht-katholischen  chiistUehen  BeügionB* 
genoesen  znr  Eheschliessong  persönlich  be&higt  sind,  wird  eine  Sr* 
klftmng  der  betreffenden  kirchlichen  Obrigkeit,  welcher  ihre  Hei*^ 
mathsgem^den  nnterstehen,  unerUteslich  werden,  weshalb  die  Gon- 
snlarftmter  in  der  Türkei  behufs  der  Ertheilang  der  Heirathsbewjt 
ligong  for  solche  Beligionsgenosaen  anzuweisen  sein  dürften,  auf  die 
Beibringnng  einer  solchen  Erklärung  anzudringen. 

Dadurch  wird  die  Sicherheit  darüber  hergestellt  sein,  dass  die 
kaiserlichen  Unterthanen,  die  sich  in  der  Türkei  yerehelichen  wrikn, 
hiezu  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  persönlich  befthigt  waren,  in  welchem 
sie  ihre  österreichische  Heimathsgemeinde  rerlassen  haben.  Damit 
wird  in  der  Aegel  wenigstens  bei  den  kaiserlichen  ünterthan«i  ge- 
holfen sein,  welche  blos  aeitboh  an  einem  bestimmten  Orte  der 
Türkei  sich  aufhalten.  Insbesondere  wird  dies  bei  Katholiken  der 
Fall  sein,  welche  durch  g.  74.  des  ersten  Anhanges  des  kaiserlichen 

« 

Patentes  vom  8.  October  1856  ?erpflicbtet  werden,  wenn  sie  noch 
nicht  ein  volles  Jahr  im  Auslande  wohnhaft  sind ,  dafSr  zu  soigen, 
dasa  ihre  beTorstehende  Ehe  an  jenem  Orte  des  Inlandes,  wo  sie 
zuletzt  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben,  dreimal  verkOndigH  werde. 
Der  hierüber  ausgestellte  Verkündachem  wird  zum  Belege  ihrer  per** 
sönUcheu  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  dienen. 

Die  in  Rede  stehende  Sicherheit  aber  kann  in  der  dargielegten 
Weise  nicht  erzielt  werden: 

.  a)  bei  den  in  der  Türkei  sich  aufhaltenden  «ioem  Gemelnde?er- 
bände  des  österreichischen  Kaiserstaates  angehörigen  kaiserlicheD 
Unterthanen  bezüglich  der  Zeit,  welche  verflossen  ist,  eeit  sie 
die  österreichischen  Staaten  verlassen  und  entweder  zeitweilig 
in  der  Türhei  ihren  Aufenthalt  genommen  haben,  oder  daselbst 
sessbaft  geworden  sind; 
b)  bei  den  in  der  Levante  landen  und  keiner  inländischen,  so»« 
dem  blo»  der  Consnlargemeinde  angehörigen,  bisher  so  g^iann- 
ten  Unterthanen  de  facto. 
Behnft  der  Ermittlung  der  persönlichen  Fähigkeit  zur  Ehe« 
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86hlie88ong  solcher  kaiserlicher  ÜBterthanen  werden  Yon  Seite  der 
Gonsiüarftmter  je  nach  dem  Religionsbekenntnisse  Serseiben  entweder 
die  Bestimmnngen  der  beiden  Anhänge   des  kaiserlichen  Patentea 
Tom  8.  October  1856  oder  des  zweiten  Hanptstfickes  des  allgemei- 
nen bfirgerlichen  Gesetzbuches  zur  Bichtschnor  dienen  mOssen.  Auf 
die  confessioneUen  Ehegesetze  der  Protestanten  und  nicht  ^unirten 
Griechen  wird  nur  bei  den  sub  a)  erwähnten  kaiserlichen  ünterthfr-» 
nen  dieser  Beügionsconfessionen  Bflcksicht  zu  nehmen  sein.    Um  in 
dieser  Beziehung  sicher  zu  gehen,  werden  die  Consularftmter  wohl 
daran  thun,   wenn  sie  von  der  ihnen  im  §.  12.  der  Ministerial- 
Verordnung  vom  2.  December  1857  eingeräumten  Berechtigung  Ge- 
brauch macheui  sich  vor  Ertheilung  der  Heirathsbewilligung  mit  der 
betreffenden    dermaligen  geisüichen   Obrigkeit  der  Ehewerber  in^s 
Einvernehmen  zu  setzen.   Allzeit  aber  werden  die  erwähnten  Aemter, 
da  die  kaiserlichen  ünterthanen  in  der  Türkei  den  allgemeinea 
Pflichten  Österreichischer  Staatsbürger  unterliegen,  je  nachdem  die 
Eheweiber  der  katholischen  Kirche  oder   einer  anderen  Confession 
angehören,  sich  jene  Bestimmungen  gegenwärtig  halten,  welche  in 
den  kurz  vorher  erwähnten  Osterreichischen  Gesetzen  über  die  Fähig- 
keit zur  Eheschliessung  und  über  die  Erfordernisse  zur  erlaubten 
Eheschliessung  enthalten  sind,  wozu  dermalen  noch  das  oben  ange- 
deutete  in  dem    kaiserlichen  Patente    vom   29.  September   1858 
(Beichs-Gesetz-Blatt  Nr.  167.)  über  die  Ergänzung  des  Heeres  sich 
gründende  Eheverbot  kommt,  in  wiefeme  die  in  der  Türkei  befind- 
lichen Oesterreicher  nach  der  diesfälligen  besonderen  Assentirunga- 
Vorschrift  der  Militärpflicht  unterzogen  werden. 

Hienoit  glaubt  man  jene  Momente  angedeutet  zu  haben,  deren 
Wahrnehmung  den  kaiserlichen  Consularämtem  in  der  Türkei  bei 
der  Durchführung  des  §.  12.  der  Ministerialverordnung  vom  2.  De- 
cember 1857  nahe  zu  legen  wäre,  damit  ungültige  oder  unedaubte, 
somit  strafbare  Eheschliessungen  kaiserlicher  Ünterthanen  in  der 
Türkei  hintangehalten  werden,  und  bei  den  Consularämtem  aus 
Anlass  der  Ertheilung  der  in  dem  bezogenen  Paragraphe  erwähnten 
Heirathsbewilligungen  nicht  eine  die  Grenzen  der  Nothwendigkdt 
überschreit^de  Geschäfksvermehrung  eintrete. 

Anmerkung.  Laut  der  sub  Z.  10,678.  vom  Jsbre  1859  verwahrten  Note- 
des  Finanzministeriams  vom  10.  Juli  1859,  Z.  4177,  bat  das  Ministerium  des 
Aeussem  auf  Grund  des  Inhaltes  der  oben  angeführten  bierimiUrhen  Note  der 
kaiserlichen  Agentie  in  Jassy  zur  eigenen  and  der  ontergeordneUn  Aemter  Nach- 
achtung  und  der  kaiserlichen  InternontlatHr  zur  Verstand igong  der  Obrigen  k.  k. 
CoDSQlarimter  in  der  TQrkei  die  nOthigen  Welsangen  ertheilt.  —  Soweit  der  Min.^BrL 

Die  im  Vorstehenden  angegebenen  Vorschriften  über  die  Ehe- 
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sobliessang  kfttholischer  Oesterreicher  im  Auslände  gelten  natürlich 
auch  dann,  wenn  nur  Ein  Theil  der  katholischen  Kirche  angehört. 
(Vgl.«  auch  §.  48.  des  Ehepatentes  vonii  8.  October  1856.)  Die  Ent- 
scheidung  aber  die  Gültigkeit  der  Ehe  steht  auch  hier  ausschliess 
Ikh  dem  geistlichen  Bichter  zu,  und  dieser  urtheilt  auch  hier  selbst-' 
Terstftiidlieh  nur  nach  dem  katholischen  Eirchengesetze ,  und  sein 
Ansspmch  wäre  auch  für  die  bürgerlichen  Bechtswirkungen  der  Ehe 
in  Oesterreich  massgebend.  Vielleicht  könnte  man  aber  fOr  die  ka- 
tholische Oesterreicherin ,  die  einen  protestantischen  Ausländer  hei- 
ritbet,  ein  Anderes  behaupten  wollen,  weil  sie  dann  ja  durch  die 
Heiratb*  auch  Stand  und  Domicil  und  Staatsbürgerrecht  in  dem 
Lande  ihres  Mannes  erwerbe.  Aber,  wie  Marc  (a.  a.  0.  S.  68.) 
richtig  hierauf  entgegnet,  diese  Aenderung  gehört  zu  den  rechtli- 
che Wirkungen  der  Ehe  und  es  besteht  deshalb  vor  und  bei  der 
SMiessung  der  Ehe  immerhin  jene  Verschiedenheit  der  Staatsbürger- 
schaft, also  för  die  Oesterreicherin  die  österreichische  Staatsbürger- 
eigenschaft,  welche  auch  die  Beobachtung  der  für  die  Eheschliessung 
österreichischer  Staatsbürger  jetzt  geltenden  österreichischen  Normen 
im  A/oslahde  nöthig  macht. 

Niehlkaiholische  Oesierreicher  dagegen,  die  sich  im  Auslande 
yerbmnrtfaen  wollen,  sind  wie  früher,  so  auch  jetzt  noch  an>  die  Vor- 
Schriften  des  AUgem.  bürgerl.  Oes.^Buches  und  seiner  Nachtragsver- 
Ordnung^  gebunden.  Ihre  persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliessung 
ist  nach  den  österreichischen  Gesetzen,  alles  üebrige  aber  in  der  Begel 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  die  Ehe  eingegangen  wird  zu  beur- 
theilen.  (Vgl.  auch  Puchmann,  Kirchenr.  in.  §.  255.  S.  259.  der 
3.  Aufl*  und  den  vorhin  mitgetheilten  Ministerial-Erlass  vom  3.  De- 
oember  1858.) 

in. 

Was  endlich  jene  Ehen  anbelangt,  welche  von  kathol.  österr. 
ünterthanen  vor  der  Wirksafkkeit  des  neuen  bürgerlichen  Ehegesetzes 
im  Auslande  geschlossen  wurden,  und  welche  zwar  den  Gesetzen  des 
Landes,  wo  die  Ehe  zu  Stande  kam,  nicht  aber  den  Vorschriften  der 
Eirehe  gemäss^  sind,  so  bleiben  dieselben  noch  femer  unter  der  Ge- 
richtsbarkeit der  bürgerlichen  Gerichte  (Art.  VH.  und  VIII.  des  kai- 
serlichen Ehepatentes  vom  8.  October  1856,  KutscHker,  Eherecht  HI. 
§.  289  a.  b.  S.  676  f ) ,  und  diese  richten  sich  bei  der  Entscheidung 
über  die  Gültigkeit  sowohl  wie  über  die  Erlaubtheit  einer  solchen  Ehe- 
scbliessung  nach  dem  früheren  Bechte,  d.  h.  über  die  Form  der  Ehe- 
Schliessung  entscheidet  das  Gesetz  des  Ortes  der  Eingehung,  über  die 
persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  entscheiden  die  Vorschriften 
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de»  AllgexD.  bfirgerl.  Qea.-Bacbög.  .  Es  ist  also  m^fich,  daas  eine 

solche  Ehe,  wenn  die  vom  bürgerlichen  Ebegesetse  far  Katholiken 

vor  dem  1.  Januar  1857  erforderten  Bedingungen  eingehalten  wurden, 

also  die  Ehe  selbst  nach  dem  bürgerlichen  Gesetze  gültig  eingegangen 

wurde,  deshalb  auch  fernerhin  noch  bürgerlich  gültig  bleibt, '  obgleich 

die  Yorschriften  des  seit  1857  auch  von  Staatswegen  in  Oestermch 

fBr  Katholiken  geltenden  kirchlichen  Ehegesetzes  nicht  beobachtet 

sind  und  die  Ehe  deshalb  kirchlich  sogar  als  ungültig  zu  betrachten 

ist,  über  welch  letztere  Frage  natürlich  stets  wieder  das  geistliche 

Tribonal  zu  entscheiden  hat.    So  würde  z.  B.  eine  vor  dem  Januar 

1857  Yon  einem  katholischen  OesteiToicher  im  Auslande  geschloBsene 

Owüehe  auch  in  Oesterreich  bürgerlich  gültig,  wenngleich  kirchlich 

ungültig  sein.     (Zwei  Bechtsfälle  der  Art  erz&hlt  das  SaU^fger 

Kirchenblatt  1865,  Nr.  27.  S.  218  f.    Vgl.  auch  Maro  in  HamerVs 

Oesterr.  Vierteljahrsschrift  1858,  Bd.  L  S.  77.). 


Rechtsqucllen  und  Rechtsentscheidungen* 

1«  RUms  et  Formtda  henedictionis  apostolicae^ 

(IfRgetheUt  von  Dr.  Frani  Sentl8  ku  Bom.) 

Situs  et  Formula  a  Patriarchis,  Primatibus,  Archiepiscopis,  et 
Episcopis  pro  impertienda  Benedictione  una  cum  plenaria  Indulgentia 
pofit  Missamm  solemnia,  triplici  signo  Crucis  emisso,  et  iUvEpiscopali 
Trono,  cum  Mitra  caeterisque  sacris  paramentis  indutis,  oircumstan- 
tibns  Mioistris,  adhibendns,  quod  congrue  de  Praeiatis  inferioribus 
intelligatnr,  talis  esse  debet : 

Eq[»leta  in  utraque  Solemnitate  Missae  Solemnis  celebiatiene,  in 
primis  'süta  yoee  per  Ministrum  superpelliceo  indntum  legnntur  Lit- 
terae  Apostolicae ,  quibus  Indulgentia  Plenaria  conceditur  una  cum 
potestate  Benedicüonem  Apostolicam  supra  Populum  effundendi,  ut 
de  ddegatione  adstantibus  constet,  et  concessio  ex  latino  sermone  in 
vulgarem  ad  Populi  intelligentiam  translata  recitetur.  Postea  Epis- 
coptis  snrgeos  juxta  Bitum  in  Oaeremoniali  Episooporom  e^res- 
sam  dicet: 

Precibus  et  meritis  Beatae  Mariae  sempar  Virginis,  Beati  Mi- 
chaelis Arcangeli,  Beati  Joannis  Baptistae,  et  Sanctorum  Apostolomm 
Petrin  et  Pauli,  et  ornnium  Sanctorum: 

Misereatsr  Testri  Omnipotens  Dens,  es  dimissis  omnibns  pee* 
catis  yesfcris,  perdncat  tos  Jesus  Chriskis  ad  vitam  Jietenuun. 
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Indulgentiam,  absolntionesi,  et  remissionem  omnium  peccatomm 
veetronim,  spatium  verae,  et  fimctuosae  poemtentiae ,  cor  semper 
poenitens,  et  emendationem  ntae,  perseverantiam  in  boms  openbus 
tribuat  Yobis  Omnipotens  et  misericors  Dominus.    ^.  Amen. 

Et  Benedictio  Dei  Omnipotentis  Paftris,  et  FifUif  et  Spiritus 
t  Saneti  descendat  saper  yos^  et  maneat  semper.    ^.  Amen. 

Demum  post  impertitam  Benedictionem,  publicabitar  latino,  et 
temacnlo  idiomate  concessio  Flenariae  Indalgentiae,  seqnenti  Formola : 

Attentis  ragultatibns  a  Sanctissimo  in  Christo  Fatre  et  Domino 
Nostro  Snmmo  Pontifice  N.  N.  in  enunciatis  Apostolicis  Literis  ex* 
pressis,  datis  Beverendissimo  Domino  Domino  N.  Dei  et  Apostolicae 
Sedis  gratia  fanjtts  Sanctae  K  Ecciesiae  Antistiti;  eadem  Dominatio 
Sna  Beferendissima  Summi  Pontificis  nomine  dat  et  concedit  omnibos 
hie  praesentibus  vere  poenitentibns  et  confessis,  et  sacra  Communione 
refectis  Indulgentiam  Plenariam  in  forma  Eeelesiae  consneta.  Bogate 
igitar  Denm  pro  felici  statn  Sanctissimi  Domini  Nostri  Papae,  Do- 
minationis  Suae  Beverendissimae,  et  Sanctae  Matris  Ecciesiae. 

2«  Imtructio  daki  snib  feria  IV.  die  17.  Fehruarii  1864  Episcopis 

Regni  Hannoverianif 

Qt  matiimonta  mixt«  coram  ministro  baeretico  non  contrabantar,  nisi  lege  civtti 

postQlante  ad  actum  mere  civflem  implendom. 

(lÜtg«tbeSlt  von  Domoapitnlar  Bagens  Dr.  Christoph  Ifou fang  lu  MaiDC.) 

Non  latet,  quibusdam  in  locis  haeretieum  ministrum  agere  per- 
soiiam  magistratus  mere  civilis,  coram  quo  se  sistere  solent  conjuges 
aat  ettam  debent,  ob  finem  politicum,  nempe  nt  habeantur  oivUiter 
honesti  conjnges,  prolesqne  censeantur  legitimae.  Jamvero  nrgentibaa 
haereticis,  aut  lege  civili  imperante,  non  improbatur,  qnod  pars  catho- 
lica  nna  com  haeretica  se  sistat,  ante  vel  post  eontractom  ad  forroam 
Tridentini  matrimoniom,  etiam  coram  ministro  haeresi  addicto  ad  ac- 
tum ciTilem  damtaxat  implendum.  Üt^iim  ad  dnbiom  olim  sie  ex- 
pressnm:  ütrum  GathoUcus  coram  proprio  Catholico  parocho  cmn 
haeretica  contrahens  licite  possit,  urgentibus  haeretids,  matrimonimn 
hoc  ratificare  coram  ministro  haeretico,  si  ntdla  hinc  ritos  haeretiei 
professio  habeatur,  ant  colligatur,  et  qnidquid  minister  haereticns  in 
casu  peragit  civilis  dumtaxat  et  politica  gratnlatio  sit  et  oenseator: 
per  S.  Crongregationem  responsnm  Mt :  Affirmative. 

Verum  enim  vero  quotiescunque  minister  haereticns  oensetnr 
velati  sacris  addictns  et  quasi  parochi  monere  ftangens  non  licet  Ga- 
tholicae  parti  nna  com  haeretica  matrimonialem  eoBsensam  eorarn  tali 


bnlmctto  d.  17.  Feto.  1M4  ie  rtui  BivOarum  vixtt«  religltnis.     333 

amMdlo  ycaastare,  «^  qsia  attiboretnr  «d  qnamdam  religioaam 
oeremmnam  oMüpleodam,  pan  (kiiiolica  ritui  haeretico  se  consociacei, 
mide  oriietar  quaedam  implicita  haered  adhae8i<^  ac  proinde  illicita 
omBino  haberetor  com  haeretieia  in  diviius  coBunaiiicatio.  £a  propter 
etai  pocnicioea  haec  conaaetndo  inoleyerit  ita,  at  a  clero  de  facili  cor- 
rigi  HÖH  poaait,  nihilo  tarnen  secins,  omni  adhibito  studio,  ac  zelo 
erelleikia  erit.  £t  aane  Benedictns  XIY.  aperte  docet  non  licere  con- 
^benÜhna  ae  aistere  coram  ministro  haeretico,  quatenas  assistat,  nt 
nmaater  addictns  aaeria,  et  contrahentes  peccare  mortaliter  et  esse 
jDoiieodoa. 

Opportune  itaqne  aba  Te  inatracti  et  commoniti  parochi  ac  Mia- 
ocMiarii  edoceant  fideles,  qua  pnblicia  in  Ecdesiia  Catechesibua,  qna 
privätia  inatractioniboa,  circa  oonatantem  Eccleaiae  doctrinam  et  praxim, 
ita  nt  aidnbriter  a  mixtia  contrahendis  nnptiis,  quoad  fleri  poasit, 
ayertantor,  ain  antem,  abhorreaat  prorsos  a  oelebrando  matrimonio 
eeram  haoretieo  miniatro  aacria  addicto,  id  qnod  omninioda  illicitom 
et  aacrilegiun  est  Ita  reaponaom  fiiit  Ordinario  Treviren.  anb  fer.  lY. 
dÜB  21.  ApriliB  1847. 

Sciant  inaaper  Parochi,  si  interrogentnr  a  contrahentibna,  ?el  ai 
carte  noverint,  eos  aditoros  ministrom  haereticom  aacria  addictom  ad 
eonaensmn  matrimonialem  praeatandnm,  se  silere  non  poase ;  aed  mo- 
nere  eoadem  debere  aponsos  de  graviasimo  peccato  qnod  patrant,  et  de 
cenanria  in  quoa  incnmmt. 

Yermntamen  ad  gravia  praecavenda  mala  si  in  aliqno  pecnliari 
caan  patfochoa  non  fnerit  interpellatos  a  aponaia  an  liceat  nee  ne  adire 
miniatamm  haereticnm:  et  nnlla  fiat  ab  üadem  aponaia  eiplioita  de- 
claratio  de  adenndo  mimatrum  haereücum,  praevideat  tarnen  eos  for* 
san  aditnroa  ad  matrimonialem  renovandum  conaensnm:  ac  insuper 
ex  adjunctia  ia  caan  concorrentibns  praevideat  monitionem  certo  non 
foie  profecturam,  immo  nocitnram,  indeqne  peccatnm  materiale  in 
fonnalem  cidpam  vertendnm,  tone  aileat,  remoto  iamea  acandalo,  et 
dmnmodo  aUaa  ab  Ecdeaia  reqniaitae  conditienea  atqne  cantionea  lite 
poaitae  aint,  praeaertim  de  libero  religionia  exercitiö  parti  Gatholicae 
concedendo,  nee  non  de  nniveraa  prole  in  religione  Catholica  eduoanda. 
Qnod  ai  tandem  eonsenaua  coram  parocho  ?elit  renovari,  poatqnam 
praaatitiia  jam  firarit  coram  miniatro  haeretico,  idque  pid>lice  notnm 
aitv  vd  ab  ipaia  aponaia  parocho  notificetnr,  parochna  hnic  matrimonio 
non  intererit,  niai  aenratia,  nti  supponitor,  ceten)qnin  aervandia,  para 
Catholica  ftcti  poenitena,  praeyüa  aalntariboa  poenitentiis,  abaölntio- 
nena  a  oontractia  eenaaria  rite  prina  obtianarit. 

Sacra  igitmr  Congregatio  plnrimnm  in  DMuno  ecmfidit^  Te  pm^ 
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inissis  pmdenter  ac  flrmitor  inhaerttiteiii  effBcbmmi,  nt  inVioialrilii 
doctrinae  sartnm  tectam  servetor  d^pMitam,  GatiioUcomm  moreB 
fidei  respondeant,  damna  apprehensa  arceantor,  et  fidel«  doctrina 
atque  exemplo  roborati  incedant  per  semitas  justitiae. 


JLIteratiir* 


1.  Lehrbueh  des  Kirchenrechts  mit  BerucksiehUgtmg  der  auf  die  hireh^ 
liehen  VerhäUnisse  Bezug  nehmenden  Oesetee  und  Verardmmgen 
van  Theod.  Paehma/m,  der  Beehte  Dettor  %md  ordenA.  äffmUk  iVo- 
fessar  derselben  an  der  k.  k.  ünwersUM  in  Wien,  Zweiter  Barnim 
(Kirchenvericältung  im  Spirüueüen.)  Dritte  gamä  umgecofieÜBh 
Aufl.  Wien  1865.  W.  BrcrnmUOler  VIIL  und  582  8.  gr.  8. 
(Preis  des  Bandes:  6  ft.  rhein,) 

Pachmaim  ist  jetst  nur  noch  mit  dem  dritten  Bande  seines  tm^ 
trefflichen  Werkes  im  Bfickstand^  worin  er  die  Lehre  vom  der  kirehL 
Gesetzgebung  und  Jurisdiction  nnd  das  Vermögensrecht  der  Kirche 
behandeln  wird.  Die  kirchl.  Banlast ,  die  gewiss  besser  in's  Vermö- 
gensrecht gepasst  hätte^  ist  schon  am  Schlüsse  des  IL  Bandes  daiige- 
stellt  und  zwar  mit  der  Lehre  yon  den  Sacramenten  nnd  anderen  re- 
ligiösen Handlungen  als  zur  »Verwaltung  des  kirchlichen  Spirituellen« 
gehörig.  Eine  einiger  Massen  erschöpfende  Benutzung  der  neneraü 
nnd  neuesten  kircbenrechüichen  Literatur  nnd  österr.  Ministerial-  und 
Ordinariatserlasse,  von  denen  viele  seither  nur  in  in  unserem  Arohiv 
gesammelt  sind,  scheint  ausser  dem  Plane  des  Verfossers  gelegen  zn 
haben.  Dennoch  aber  bietet  das  Werk  eine  reiche  Ausbeate  wichtiger 
nnd  interessanter  Notizen  über  österr.  kirchliche  VerhSltoisse ,  die 
man  sonst  nirgends  findet.  Auch  befieissigt  sich  Fachmann  im  zweiten 
Bande  noch  mehr  als  im  ersten  Bande  einer  objectiven  Darstellung, 
und  zeichnet  er  sich  im  Allgemeinen  durch  ein  gonässigtes  und  hilli- 
.  ges  Urtheil  und  scharfen  praktischen  Blick  aus.  Ln  Ehereehte  hst 
ihm  das  Verst&ndniss  der  durchgreifenden  Umgestaltung,  welche 
durch  die  seit  1857  eingetret^e  bfirgerliche  Geltung  des  katholischen 
kirchlichen  Bherechtes  an  dem  Standpunkte  des  Allgem.  bArgerlichen 
Gsb.  herbeigeführt  ist,  (§.  253.  8.  256.  §.  255.  S.  260  f.)  Schwierig, 
keit  gemacht,  wie  wir  dieses  im  Archiv  in  einer  Abhaadiang. über 
die  Ehescbliessung  der  Ausl&nder  in  Oesterreioh  zeigten.  In  Betreff 
der  kiichl.  Vermögensverwaltimg  gibt  er  zu,  (§.  202.  S.  80 1)  dass 
vom  Standpunkte  des  »absolntistischen«  kirohl.  Beclites,  wie  er  es 
nemt,  der  Patron  keinen  Anspruch  anf  Vermdiung  oder  Mitver- 
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wattug  4eB  Eiiroheiiv«nD08«ii8  habe:  gloidiwohl  plsidirt  er  fBr  eine 
ks  ferenda  (die  aber  naturlieh  nur  vom  Papste  t  der  allein  zur 
^enderong  des  jus  commune  ecclesiasticum  competont  ist,  ausgehen 
könnte  und)  durch  welche  dem  Patron  ein  grösserer  Einfluss  auf  die 
Verwaltung  des  Kirchenvermögens  gew&hrt  werden  sollte.  Uns  scheint 
es  dagegen,  dass  man  höchiiens  unter  Umständen  dem  Patron  das 
Maximum  gew&hren  solle,  was  ihm  nach  dem  jetsagen  jus  commune 
det  Kirche  zngestanden  werden  kann,  nämlich  dass  der  lurchenkasten, 
worin  die  kirchlichen  Gtelder  etc.  aufbewahrt  werden,  mit  mehreren 
Schlössern  versehen  wird,  zu  deren  jedem  ein  anderer  Schlüssel  passt, 
und  dass  dann  wie  der  Pfarrer  und  ein  oder  zwei  Mitglieder  des  Kir- 
chengemeinderaths ,  so  auch  der  Patron  einen  der  verschiedenen 
ScUfissel  erhält.  Sskann  auf  diese  Weise  nicht  ohne  Anwesenheit  aller 
Inhaber  der  verschiedenen  Schlüssel,  also  auch  nicht  ohne  Anwesen- 
heit des  Patrons  oder  seines  Vertreters,  etwas  aus  dem  Kirchenkasten 
herausgenommen  oder  hineingelegt  werden.  Der  Patron  hat  so  ein  hin- 
reichendes Aufsichtsrecht  über  die  Vermögensverwaltung,  und  anderer- 
seits wird  eine  zu  grosse  Abhängigkeit  aes  Pfarrers  und  der  Kirche 
'  von  dem  Patron  vermieden,  wie  solche  unausbleiblich  besteht,  wenn 
der  Patron  als  solcher  auch  der  Inhaber  oder  Verwalter  des  Kirchen- 
vermögens  sein  sollte.  Wir  verweisen  bei  dieser  (Gelegenheit  auch 
auf  die  gut  geschriebene  Abhandlung  von 

j9,  Pachmcmn,  Zur  Ifarrpatrimalsfragej  in  HainnerVs  Oeäerr,  Vier" 
teljahrsschriß  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft  Bd.  X  V.  Wien 
m  JSraunUaier, .  1865.  Heft  I.  S,  69—84. 

Pachmaan  kritisirt  hier,  gegen  seine  gewöhnliche  Manier,  mit 
sammetenea  Uandsobuben ,  die  Verhandlungen  des  nieder-österreichi- 
schen Landtags  vom  Jahre  1863  über  die  Kirchen-  und  Pfarrhausbau-' 
last,  die  er  auf  Grund  des  Concordates  ganz  nach  den  Grundsfltzen 
des  canon.  Rechtes  behandelt  wissen  will.  Wir  verweisen  in  dieser 
Angelegenheit,  auf  die  wir  noch  näher  zurückkommen  werden,  übri« 
gens  auch  bereits  vorläufig  auf  das  HirienschreU>en  des  Card.-Fürst- 
Erehischofs  Joseph  Othmar  v.  Rauscher  von  Wien  vom  8.  Mai  1864 
an  die  Pfarr-Oeistlichkeit  über  die  Verwaltung  des  Gotteshaus-  Vermö' 
gens^  und  die  Rede  desselben  Kirchenfursten  in  der  Sitzung  des 
nied.-österr.  Landtags  vom  6.  Mai  1864  über  das  Coneordat  und  die 
ästerreichisehen  Gesetze  in  Betreff  der  den  Patronen  obliegenden  Lei- 
stwwen. 

3.  Zeitschrift  für  Armenwesen,  Armen-  und  Krankenpflege.    Redig. 
von  JFV.  V.  RoqueSj  Pfarrer  zu  Treysa  in  KurJiessen  und  Vorsteher 
des  Armen-Arbeitshauses  und  der  Rettungs- Anstalt  für  verwahr- 
loste Kinder'  daselbst    1.  Jahrg.  1.  Heft,  II  Jahrg.  1.  Heft  Mün- 
den 1864,  bei  Klugiist  (Jährlich  12  Hefte  ä  PU—2  Bog.  2  Thlr.) 
Eine  derartige  Zeitschrift,  die  ausser  Abhandlungen  statistische 
Nachrichten  über  den  Zustand  der  Armenpflege  in  den  verschiedenen 
Ländern,  über  kirchliche  wie  Staats-Anstalten,  und  Nachrichten  über 
einschlägige  Gesetze  und  Verordnungen  cibt,  ist  gewiss  ein  BedürMss 
und  kann  recht  wohl  auf  positiv  christlicher  Grundlage  so  gehalten 
werden,  dass  sie  für  Katholiken  wie  Protestanten' passt.    Die  beiden 
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eingesandten  Hefke  obiger  Zeitschrift  tragen  aber  hie  nnd  da  einen  ep»- 
cüiscb-protestantischen  Pietismus  zur  Schau,  dass  es  scheint,  als  h&tte 
der  Herausgeber  nur  ein  protestantisches  Publikum  im  Auge. 

4.  Beiträge  zum  Studium  des  Kirchenrechis  im  19.  Jahrhundert  in 
Deutschland,  von  G.  F.  Rasshirt^  grossh.  Qeh,'BaJ(h  und  Profe89or 
der  Rechte.  Heidelberg,  E.  Mohr,  1865,  28.  8.  8. 

Es  wird  hier  gehandelt  von  der  Bedeutung  des  canon.  Bechts, 
des  corpus  juris  canonici,  von  den  Hilfswissenschaften  zur  Erkl&rung 
desselben,  über  das  System  der  Decretalensammlunsfen  und  fiber  die 
wissenschafttiche  Methode  der  Behandlung  des  Kirchenrechts  auf  ka- 
tholischer und  protestantischer  Seite.  —  Bosshirt  schrieb  auch  über 

5.  Die  Verhandlungs^  und  Üntscheidungsweise  der  Rota  Romama 
(im  Archiv  fUr  eivüist.  Praxis.  Bd.  48.  Heft  2.  8.  196—219. 
HeideU>erg  1865.) 

Der  Veriasser  schildert  hier  eingehend  den  jetzigen  summari- 
schen Process  vor  den  römischen  Tribunalen,  insbesondere  vor  der 
Roia  Romana  und  bei  der  Congregatio  Concili.  —  Sodann  erschien 

6.  RoeshirVa  Aeussere  Encyclopddie  des  Kirchenrechts  oder  die  Haupt» 
und  Hilfswissenschaften  des  Kirchenrechts.  I.  Abtheilung.  Heidelberg 

.    i865.    Q.   Weiss.     VI.  und  221  S.  8.    (2  fl.  rhein.) 

Die  Einleitung  (S.  1  —  22.)  spricht  von  dem  Einflüsse  der  canonischen 
Lehren  oaf  das  Civii-,  Straf-  und  Process-Recht;  das  erste  Hauptstilck  (S.  2S— 49.) 
von  der  Bedeutung  der  Scbolasiik  nnd  der  Kirchengescbichte,  von  dem  Inhalte  des 
Kirehenrechts  !m  Allgemeinen,  von  der  Bedeutung  des  KUnis  und  der  Hierarchie,  von 
der  Bedfutang  der  verschiedenen  Kircbenrechtsqueilen;  das  »weite  äßuptstück 
(S.  ^  —  78.)  gibt  einen  Abriss  der  kirchetirechilichen  Liter aturaeschidUe; 
das  dritte  Hauptatück  enthfilt  eine  l'ebersicbt  1.  der  kirchlichen  öeographie 
(8.  70— ItO.),  2.  der  Chronologie  der  Kirche  (S.  111«- 140.),  wobei  som 
SebiQss  als  Cnriosiifiten  ein  Heidelberger  und  zwei  Prager  alte  UuiveraitäiS'' 
kfUendermanuscripte  abgedruckt  werden;  3.  eine  Vertheidigung  üer  Einthei-- 
lung  der  Kirchengewalt  in  potestas  ordinis  und  jurisdictionis  (S.  141 
bis  l6ü.)  aur  Grund  der  kirchlicben  Rechisquellen «  des  Concils  von  Trient 
und  Catbechlsmus  Romanus  und  der  Lehren  St.  Thomas  von  Aqain's  gegenüber 
der  anricbiig^n  Dreitbeilung  in  Walier's  und  Pbillip's  Lehrbachera  des  Kirchen^ 
rechts  (vgl.  darOber  Archiv  VII.,  SS5  f.);  4.  eine  Erörterung  d^r  Liturgie 
(S.  167—199.)  der  katbolisclien  und  (S.  199— 2il)  der  orientalischen  Kirche. 

7.  Hisioria  coUcgii  Pazmaniayii  quam  tabulariis  conscripsit  Carolus 
Rimely,  ss.  Üveolog.  Dr.,  coUegii  ejusdem  vice^rector.  Viennae 
sumiibus  congreg.  Meckitaristicae  1865.  VII  et  404  pp.  8.  maj. 
(2  fl  40  Tir.  Ocst  W.) 

Ein  interessantes  Stück  österreichischer  und  namentlich  ungari- 
scher Kirchengesclüchte,  welches  sich  an  das  Päzmäny'sche  Collegiuni, 
d.  h.  eine  höhere  Bildiingsanstalt  zu  Wien  anknüpft,  welche  der  Jesuit 
Cardinal-Erzhischof  Peter  Päzmäny  von  Gran  1623  för  Kleriker  aller 
Diöcesen  Ungarns  errichtete  und  Papst  ürban  VIII.  am  14.  Nov.  1626 
bestätigte.  Der  reiche  Inhalt  des  anlässlich  der  fünften  Säcularfeier 
der  Wiener  Universität  erschienenen  glänzend  ausgestatteten  Werkes 
wird  durch  ein  beigefügtes  Sachregister  im  Einzelnen  leicht  zugäng- 
lich gemacht.  Vering. 


R«daction :    ProfesBor  Ür.  V  e  r  i  o  g  zn  Heidelberg. 


üeber  ikm  biiohdflioheB  OenenhriMr  ^),  . 

von  Tbeodi  Prledle,  Curatpriesier  der  DUIcese  BHTeii. 
%  1.  Der  Wnpmi  mi  die  Bedentviig  dee  GetiertlYicars. 

Schon  in  den  ersten  Jahrhunderten  bestellten  sich  die  Bischöfe 
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bisweilen  Gehalfen  und  Stellvertreter  für  die  kirchlichen  Fonctionen, 
seltener  auch  zugleich  für  diese  oder  jene  Befugnisse  in  der  Admi- 
nistration der  DiOcese.  Generalvicare  im  heutigen  Sinne  des  Wortes, 
wie  sie  jetzt  gewöhnlich  in  jeder  Diöeeee  Torkommen,  gab  «s  damals 
MK^h  nicht  Diese  entstanden  erst  seit  dem  ISten  Jahrhundert '  und 
ewar  sunftehst  als  Öegeng^ewicht  gegen  die  ungebAhrlich  ausgedehnte 
Macht  der  Arcbidiac(«en,  welche  die  bischöfliche  Gewalt  gani  m  ver« 
dringen  drohten. 

Sie  Arohidiaeonen,  von  denen  wir  im  Anfang  des  vierten  Jahr*« 
hond^rts  die  ersten  Spuren  finden,  waren  die  Vorsteher  der  Diaconen 
an  der  bisohMichen  Gatiiedralkircbe  und  zwar  wählte  der  Bisohof  ^den 
Archidiacimen  aus  der  Zahl  der  Diaoonen  frei  aus,  indem  nieht  wie 
beim  Archipresbyter  das  Alter,  sondern  die  persönliche  Tüchtigkeit  dlBn 
Ausschlag  gab.  Die  Archidiaconen  leiteten  die  Erziehung  und  den 
Unterricht  der  jüngeren  Kleriker,  beaufsichtigten  die  niederen  Kir- 
chendiener, leiteten  die  Armenpflege,  und  standen  auch  sonst  nach  dem 
Ermessen  des  Bischofs  der  äussereu  Administration  der  Diöcese  vor. 
Im  sechsten  Jahrhunderte  war  ihnen  bereits  die  Verwaltung  des  Kir- 
chenvermögens,  die  Beaufsichtigung  der  kirchlicheu  Gebäude,  und 
häufig  auch  die  Visitation  der  Pfarreien  und  die  Ausübung  der  bischöf- 
lichen Strafgerichtsbarkeit  über  die  Geistlichen  imd  der  jurisdictio 
coutentiosa  über  Laien  und  Kleriker  übertragen  (Can.  1.  §.  ll.  Dist.  25.). 
Im  ueunten  Jahrhundert  erweiterten  sich  ihre  Amtsfunctionen  dahin, 
dass  ihnen  die  Visitation  der  Diöcese  und  Abhaltung  der  Sendgerichte 
allmälig  als  ein  selbstständiges  Hecht  zustand  und  dass  überhaupt 
die  ganze  bischöfliche  Jurisdicton,  die  ganze  Strafgerichtsbarkeit  und 
das  Becht,  die  Ordinanden  zu  prüfen  und  die  Pfründner  ein-  und  ab- 
zusetzen, in  ihre  Hände  kam.  (Tit.  X.  de  off.  archidiac.  1,  23. ;  c.  3i 
X.  de.  pocuis  5,  37. ;  cap.  6.  X.  de  cens.  3,  39.) 

1)  Vgi:  von  Moy  im  Archiv  für  Kirchenrecht  IV.  S.  m  fP.  Kober'\t\  äer 
TttbiDger  theol.  Quartalschrift  1S53,  Jahrgr.  85,  Heft  4,  8.  535  AT. 
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Bis  Zürn  neunten  Jahrhundert  hatte  in  der  Begel  jeder  Bischof 
nur  Einen  Archidiaconen ,  seit  dieser  Zeit  theilte  man  aBer  die 
grösseren  Diöcesen,  besonders  in  Deutschland,  in  mehrere,  gewöhn- 
lich mit  den  Grenzen  der  Gktue  zusammenfallende  Sprengel  (Archi- 
diaconate)  ein,  denen  je  ein  Archidiacon  vorgesetzt  wurde.  Der  Ar- 
chidiacon  in  ier\iMißßxiihiih8t^^  erlangte 

den  Vorrang.Y'CH^'deu  übrigen >  in  der.Dijßcese,  den  Ärchiäi^cani  rurales. 
Der  Erstelle  ^^^r  inderB^el  der  pomprobst  der  £/atUe4ralkirche  und 
die  arcj^idiaconi  ruralQs  waren  gewöhnlich  die  Praepositi  an  den  Col- 
iegiatslift'eji  der  Xandätädte  geworden.  So  war  die  Stauung 'der  Ar- 
cfeidi^cone  nach  allen  Seiten  einflussreich  und  oft  auch  mit  ungeheu- 
ren liiukünft'en  verbunden. 
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.  WSlirend  .nun  die  umfassende  Jurisdiotioa  der  Archidiaconie 
tounäcfasttniir  blos  &ctisdb  von  der  bischöflichen  Aoctoxität  unabbfio- 
gigrinurde^  würde  dieselbe  aUmälig  «hirch  die  Gewohnheit  auch  rechtlich 
zu  einer  selt^stständigen/eirideitc^io  prqpriatt  ordinaria^  di6  ihnen  kraft 
eigenen  Bechtes  zustand.  Im  12.  u.  13.  Jahrhundert  wurde  dieses  auch 
ausdtuoklioh  durch  ConcilieDbedchlosse  und  Decrekalen  auerkaniit.  (Vgl. 
c.  16i.,X;  de  majorit.  et  obedient  1^  33.)  Die  Arcbidiaccaiea  stellten 
sogatdnd^n  verschiedenen  Gegenden  ihrer  Sprengel  eigene  OffkuAe 
auf,  denen. sie  ihre  Jurisdiction  subdelegirten  (cap.  3».  §•  h  de  a^^peU. 
VL  2«  15.,  Schmidt,  Thesaur.  Tom.  111.  f&gi  316.). 

Auf  diese  "Weise  war  die  bischöfliche  Verwältungf  der  Diöcese 
durch'  die  umfassende  Gewalt  der  Archidiaconen  und  der  von  diesen 
testellteri  und  nur  ihnen,  nicht  den  Bischöfen  verantwortlichen  Offi- 
ciale  ausserordentlich  geschwächt,  ein  Zustand^  der  schon  an  und 
für  sich  der  Verfassung  der  Kirche,  wie  sie  auf  dem  jus  divinum  be- 
ruht, widersprach.  Dazu  kam j  dass  die  Archidiaconen  anfingcni  von 
itren  Iteclileri  häufig  den  willkürlichsten  und  gewissenlosesten  Ge- 
brauch zu  .rpacheii.  Sie  führten  ein  üppiges  Leben  und  Hessen  sich 
namentlich  oft  Erpressungen  bei  den  Visitationen  zfa  Schulden  kom- 
men^ Hessen  aus  Habsucht  Vergehen  mit  Geld  abkaufen,  statfdie 
canonischen  Strafen  zu  verhängen ;  sie  incorporirten  den  Canonicaten, 
welchen  sie  vorstanden,  eine  grosse  Zahl  von  Pfärreieu,  um  die  Ein- 
künfte derselben  zu  ziehen  und  die  übrigen  Beneficien  Verliehen  sie 
^Qnen,  welche  ihnen  das  iMeiste  dalur  zahlten ;  ihre  Officiälen,  denön 
sie  die  jüri'sdictio  cöhtentiosa'überliesseri,  zogen  die  Plrocessfe  in  die 
Länge,  und  suchten  so '  und  auf  andere  Wisis^  ebenfalls  Geld  ^zu  er- 
pU^s^ei;!. .  Ge^n  ihr^  Qischöfe  selbst  lehnten  sich,  die  Archidiaconen 
oftmals  geraden  au<^  .  Nicht  pelten.  Ivattpu.sic^b  .sqgar  .aij^ch  .i<in^ 
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ri8t#n  und  Laien  das  Amt  ron  Arcbidiaconeu  erschlicheit^  am  jAc\\ 
80  eine  grosse  Maclit  und  grosses  Einkommen  m  versohi^en.  Ein 
solcher  Znstand  bedurfte  dringend  einer  Abhälfe.  Seit  dem  12ten 
Jahrhundert  fingen  daher  p&pstUche  Decretalen  and,%nodalbesc]bd£t99e 
an,  die  Amtsbefngnisse  der  Archidiaeonen  einamschränk^n,  ]U|i  nar 
menüich  wurden  die  Ebestreitsadben,  Beneficv^J^sachen  und  scbw^emn 
Strafsachen  sogleich  in  erster  Instanz  wieder  an  den  Bischof: fecwieeap 
(Cap.  1. 4.  5.  X.  de  offic.  arcbidiac.  1.,  23.  Cap.  3.  X^  de  poenjs.  &/i.37r 
CondL  Lateran.  UI.  a.  1179.  Append.  P.  XXIY.  c.  1,  Concil  Sabamr, 
a.  1253.  c.  8.  ConciL  Tnronens.  a.  1239.  c.  8.  Concil.  ad  Yallam 
öoidonis  a.  1242.  c.  4.).  Es  gelang  aber  nicht  sogleich^  .diesen. ge<- 
setzlichen  Vorschriften  Geltung  zu  verschaffen;  die  Archidiaconen 
kehrten  sidli  nicht  im  Mindesten  daran  und  übten  ihre  ai^emasste 
Jurisdiction  mit  allen  ihren  Missbräuchen  und  zum  Verderben  der 
Diöcesen  und  zum  Hohn  der  bischöflichen  Auctorität  nach  nie  ;vqr 
aus.  (Vgl  Kober  l  c.  S.  538—47.)  Die  Bischöfe  mussten  de^fdMb 
anoh  factisch  vorschreiten ,  um  die  Macht  der  Archidiaconen  ^ 
hreclien,  und  zu  diesem  Zwecke  fingen  sie  seit  der  Mitte  des  13ten 
Jahrhunderts  an,  neben  den  Archidiaconen  in  den  einzelnen  3prengeba 
und  in  der  bischöflichen  Stadt  eigene  Yicare,  OfficialeSi  Vicarii  ge- 
nerdUs  zu  4)estellen,  die  als  Bevollmächtigte  des  Bischöfe,  dessen  J^u- 
risdiction  ausübten  und  von  den  Bischöfen  nach  Gutdünken  aueb 
wieder  entlassen  werden  konnten. 

Der  Name  Offkialis  bezeichnete  Anfangs  wohl  überhaupt  einen 
Beamten,  dem  ein  höherer  Eirchenbeamter  einen  Theil  seiner  Amts*- 
gescfaafte  übertragen  hatte  und  umfasste  so  im  weiteren  Sinne  auch  die 
Archidiaconen  und  die  von  diesen  eingesetzten  Beamten  (c.  3.  in  YI. 
IL  15.).  Seine  besondere  Bedeutung  erhielt  aber  der  Name  Official 
von  der  Zeit  an,  als  die  Bischöfe,  um  den  Anmassungen  der  Archi- 
diaconen Schranken  zu  setzen,  neben  diesen  Officiales  oder  Vicarii  eiur 
setzten,  die  als  Stellvertreter  der  Bischöfe  deren  Jurisdiction  .ausr 
üben  sollten.  Unter  diesen  Ofßciales  unterschied  man  (ganz  dentlicfa 
zuerst  in  Clem.  2.  de  rescript.  1.  2.  Vgl.  aber  auch  c.  1.  in  VF  de 
off.  ord.  1.  16.)  die  Ofßciales  faranei  in  den  Landstädten,  welche  die 
niedere  Gerichtsbarkeit  in  Concurreuz  mit  den  Archidiaconi  ruralefs 
ausübten,  und  den  Officialis  prhiciiyaiis  oder  Vicarius  gmerajis, 
der  neben  dem  archidiaconus  magnus  in  der  bischöflichen  Stadt  stand 
und  kraft  bischöflicher  Vollmacht  die  Jurisdiction  in  erster  Instani^ 
for  aile  dem  Bischof  reservirten  Fälle,  und  in  zweiter  InstaAZ  für  dip 
von  den  Archidiaconen  und  Officialos  foranei  entschiedenen .  Sa^hep 
aueübte  (c.  2.  in  VI^  de  consuet.  1.  4.,  c,  3.  in  VR  de.appell.,2«,.l&., 
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c.  3.  in  VP.  de  temp.  ord.  1.  9,;  Tit.  in  Yl^  de  ofBc.  vicar. 
r.  13.}.  Auf  diesen  Official  oder  Qeneralvicar  als  Organ  des  Bischoft 
ging  allmälig  in  der  Regel  die  Ausübung  der  ganzen  Jurisdiction  des 
Bisdiofs,  ausgenommen  för  einige  gesetzlich  von  dem  Oeneralmandat 
des  Bischofs  ausgeschlossene  F&lle,  über,  indem  die  officiales  foranei 
allmftlig  aufhörten  uad  die  Befugnisse  der  Archidiuconen  durch  das 
Triaentlnum  (Sess.  24.  c.  3.  12.  20.  Sess.  25.  c.  3.  9.  14.)  so  sehr 
elngeschrftnkt  wurden,  dass  man  geradezu  sagen  kann,  dieselben  seien 
durch  das'  Tridentinum  aufgehoben  worden.  Nur  hier  und  da  erhiel- 
ten sich  Archidiaconen  als  blosse  Ehrentitel  oder  in  der  Stellung  von 
Landdecanen,  die  nur  eine  Au&icht  über  ihren  Decanatsbezirk  im 
Kamen  des  Bischofs  führen  und  keine  Jurisdiction  haben. 

Schon  seit  Boni&z  Vni.  (1294—1303)  fing  täm  an;  zwischen 
dem  Generalvicar,  als  dem  Stellvertreter  des  Bischofs  in  Spiritualibtis^ 
und  dem  Official  als  dem  Stellvertreter  in  Tetnporalihus  zu  unter- 
scheiden, und  legte  dem  ersteren  die  Geschäfte  der  freiwilligen,  und 
dem  letzteren  die  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  bei.  Diese  Unter- 
scheidung tritt  schon  in  c.  3.  de  tempor.  ord.  in  VI^ ;  I.  9.  c.  3.  X. 
de  off.  vicar.  (I.  13.),  c.  1.  2.  h.  t.;  c.  1.  de  off.  ordin.  in  VI«  I.  16. 
mit  voller  Bestimmtheit  aber  in  c.  40.  des  Concils  von  Avignon  vom 
Jahre  1326  hervor.  (Vgl.  May  1.  c.  S.  423.  MiUler,  Lex.  d.  K.-B. 
ni.  B.  S.  19.  N.  3.)  Jedoch  wurden  die  Ausdrücke  Generalvicar  und 
Official  damals  wie  heute  auch  vielfach  als  gleichbedeutend  gebraucht. 
Vgl  c.  3.  de  offtc.  vicar.  in  VP  I.  13.  Auch  das  Concil  von  Trient 
macht  keinen  Unterschied  zwischen  dem  Official  und  dem  Generalvicar, 
indem  es  in  c.  1.  2.  3.  4.  sess.  13.  de  reform,  dem  Generalvicar  wieder 
Alles  zuschrieb,  was,  wenn  man  obige  Unterscheidungen  festhält,  dem 
Official  zu&Uen  würde  und  in  c.  12.  und  16.  sess.  24.  de  reform,  beide 
Worte  ausdrücklich  als  gleichbedeutend  gebraucht.  Wie  Barbosa  (de 
officio  et  potestate  Episcopi  P.  HI,  Alleg.  LIV.  n.  53.)  bemerkt,  wird 
nach  der  constanten  Praxis  der  römischen  Canzlei  der  Generalvicar  in 
den  Schreiben  die  für  Italien  Ungarn,  Dalmatien.  Epyrus,  Greta,  den 
Orient,  Sicilien,  Sardinien  und  Corsika  bestimmt  sind,  Vicarius  ge- 
nannt, dagegen  in  den  Schreiben  für  Afhka,  Spanieö,  Frankreich, 
England,  Deutschland  und  Polen  als  OfficiaKs  bezeichnet.  In  Prank- 
reich und  in  manchen  deutschen  DiOcesen  unterscheidet  man  auch 
zwischen  dem  Generalvicar,  dem  die  Verwaltung  der  Diöcese  über- 
tragen ist  und  dem  Official,  dem  die  Gerichtsbarkeit  im  engem  Sinne 
überwiesen  ist  (Bened.  XIV.  1.  c.  III.  c.  3.  n.  2. ;  Phillips  Lehrb.  des 
Eirchenr.  S.  436.;  Devoti  Inst  can.  I.  3.  §.  79.  n.  1.)  Aber  auch 
diese  Unterscheidung  hat  sich  nicht  überall  gleichmftssig  ausgebildtit. 
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NuoeiitUoh  vertritt  in  Deutschland  der  Gheneralvicar  viel^tig  den 
Bischof  in  der  geflammten  Jnristf  ctioo,  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Ehestreitigkeiten,  welche  dem  OfiBcial  übertragen  sind.  Dem  einen 
wie  dem  andern  steht  dann  auch  ein  BatbscoUegium  zur  Seite,  das  so- 
genannte öeneralvicariat  unter  dem  Vorsitze  des  Oeneralvicars,  und 
das  Officialat  oder  Ebegericht  unter  dw  Direction  des  versitzenden 
Officials.  Dieses  bischöfliche  Officialat  heisst  häufig  auch  GonsistoriuHf 
und  bildet  in  Verbindung  mit  dem  Öeneralvicariat  das  Plenum  des 
bischöflichen  Käthes  oder  das  Ordinariat,  Findet  nun  eine  Trennung 
der  Wirkungskreise  nach  den  Geschalten  der  freiwiDigen  und  strei- 
tigen Gerichtsbarkeit  statt,  so  steht  der  Generalvicar  über  dem  Offidal, 
weil  das  Spiritnale  dem  Temporalen  vorgeht,  und  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit, welche  mehr  mit  dem  Spiritualen  sich  betasst,  eine  ältere 
Function  ist  als  die  streitige,  die  sich  mehr  mit  dem  Temporalen  als 
dem  Spiritualen  zu  beschäftigen  hat    (Mop  L  c.  S.  424.) 

f.  2«  Wer  kann  xui  Generalvicir  eniaat  werden? 

Zum  Generalvicar  kann  nur  ein  Kleriker  (saltem  primae  tonsurae) 
genommen  werden,  ni(M  aber  ein  Laie,  denn  Laien  dürfen  nach  e. 
Decernimus  2.  X.  IL  1.  keine  geistlichen  Angelegenheiten  behandeln: 
»Decemimus,  ut  laid  ecclesiastica  tractare  negotia  non  praesumant.« 
(vgl  c.  22.  G.  16. 9. 7.)  Auch  darf  der  Kleriker  nicht  verheircUhet  und 
dadurch  von  den  Privilegien  der  Kleriker  ausgeschlossen  sein.  (Schmdlgg. 
L  c.  n.  17.)  »Clericus  conjugatus,  licet  cum  unica  et  virgine,  non  potest 
esse  Vicarius  generalis  Episcopi.  Et  multo  minus  bigamus.«  Ferraris, 
Prompta  bibl.  s.  v.  Vicarius  generalis.  Art  I.  n.  19.  20.  (S.  Gong. 
Epporum  in  Treguriens  11.  Sept.  1612.)  Es  ist  aber  nicht  erforder- 
lich, dass  der  Kleriker  eine  höhere  ViTeihe  habe,  nur  in  Spanien  soll 
der  Generalvicar  nach  der  Conet.  Decet  Born.  Priester  sein«  Ferr.  1.  c. 
n.  26.  /Der  Generalvicar  darf  nicht  zugleich  Pfarrer  (Seelsorgsgeist- 
licher)  sein  (S.  Gong.  Gonc.  13.  Mai  1629),  und  dies  gilt  insbesondere 
auch  für  den,  welcher  die  Seelsorge  ausserhalb  der  bischöflichen  Stadt 
oder  ausserhalb  der  Diöcese  hat,  wie  die  S.  Epp.  Gong.  Gonc.  öfters  ent- 
schieden hat  Ein  zum  Generalvicar  ernannter  Pfarrer  kann  das  General- 
vicaiifft  selbst  dann  nicht  behalten,  wenn  er  einen  Coadjutor  für  die  Pfar- 
rei bestellt  SacrA)ong.  Epp.  in  Albing.  8.  Junii  1621.  »Generaliter  enim, 
esse  parochum  et  Vicarinm,  sunt  oilicia  male  compatibilia  in  eadem  per- 
sona.€  S.  Gong.  Epp.  in  Messana  19.  Jan.  1603.  Cfr.  Ferraris  1.  c. 
n.  27.'  Schulte,  System  S.  303.  Ob  indessen  eine  solche  Emeunung, 
wenn  si^  vorkäme^  null  und  nichtig  oder  nur  blos  als  unerlaubt  zu  be- 
tiachten  wAre ,  w4re  eine  andere  Frage.    Man  muss  offenbar  letzte* 
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res  annehmet),  so  lange  nicht  fflr  die  erstere  Annahme  bestimmte 
TiBite  beigebracht  werden.  (Moy  1.  c.  S.  426.)  Ebenso  kann  der 
TöeniietUidrius  nicht  Grenerälvicar  sein^  »ne  saspicionem  ingerat,  quod 
in  administratione  jnstitiae  ntatur  scientia  confessionis ;  nisi  tantae 
sft  apnd  omnes  bonae  famae  et  opinioms,  nt  exchidatnr  hnju^odi 
snspicio.t  Ferr,  1.  c.  n.  36.  (S.  Cong.  Epp.  in  Arimin.  18.  Jan.  1611.; 
Bdhmdlaff.  1.  c.  n.  17.  * 

'  Aach  dass  ein  Canonicus  saectdaris  zum  €teneralvicar  genom-* 
mett  werde,  ist  der  Ansicht  und  Praxis  der  Cong.  Epporum  et  Regal, 
wie  zahlreiclie  Resolationen  derselben  beweisen,  durchaus  entgegen 
and  Äwar  theils  wegen  des  von  den  Concilien  im  Lateran  und  zu  Trient 
ausgesprochenen  Verbotes  der  Cumulation  der  Würden,  theils  weil 
äet  Grenerälvicar  nicht  aus  den  Klerikern  oder  Beneficiaten,  überhaupt 
nicht  aus  den  Angehörigen  der  Diöcese  genommen  werden  soll. 
Analect.  Juris.  Pontif.  Juli,  et  Angst.  1858.  p.  855.  Cfr.  c.  3.  X. 
(III.  4.).  c.  17.  28.  X.  (III.  5.).  Jedoch  stimmen  Theorie  und  Praxis 
in  diesem  Punkte  häufig  nicht  überein.  .  (Vgl.  PhiUips  Lehrbuch  des 
Kirchenr.  S.  438.  und  n.  17.  SchMe  System  d.  Kirchenr.  S.  273.  n.  1.) 
Wo  sich  aber  die  Gewohnheit  dafär  gebildet  hat,  kann  es  zugelassen 
werden.  Denn  in  Bezug  der  (Kumulation  der  Würden  hat  die  Cong. 
Conc.  in  Valentina  an.  1593  erklärt:  »Consuetudini  permittenti,  quod 
in  eadem  ecclesia  dignitates  cum  praebendis  canonicalibus  teneantor, 
non  est  derogatum  per  Trid.  sess.  24.  c.  17.«  (cfr.  PhiUips  1.  c.  S.  178. 
n.  18.  c.  7.  X.  (I.  3.),  und  in  Rücksicht  der  Angehörigkeit  der  Diöcese 
kann  sich  auch,  wie  wir  hören  werden,  eine  Gewohnheit  bilden,  so 
dass  das  Verbot  nicht  mehr  bindet. 

Ob  auch  Religiösen  zu  Greneralvicaren  gewählt  werden  können, 
ist  eine  viel  bestrittene  Frage.  Dass  kein  Mendicant  zum  (3eneral- 
vicar  gemacht  werden  könne  und  ebenso  diejenigen  nicht,  welche  von 
einem  Mendicantenorden  zu  einem  andern  Nichtmendicantenorden  nber- 
getreten  sind,  ist  entschieden  ausgesprochen  durch  c.  Ut  professores  1. 
de  regnl.  (IIL  9.)  Ciem.  u.  c.  1.  de  verb.  signif.  (V.  11.)  Clem.  (cfr. 
Moy  1.  c.  S.  425. ,  SchuUe  1.  c.  274.  n.  8.,  Engeln  Colleg.  jur.  univ.  I. 
28.  n.  9.)  In  Bezug  der  andern  Beligiosen  herrscht  aber  eine  verschie- 
dene Meinung.  Ferraris  (1.  c.  n.  21.)  ist  der  Ansicht,  dass  die  Re* 
gülaren  nicht  Generalvicare  sein  können  und  beruft  sich  auf  die  Ent- 
scheidungen der  S.  Cong.  Epp.  et  regul.  in  Asculana  15.  Jan.  1597. 
in  Motulana  8.  Mai  1615.  in  Spalatrens.  12.  April  1619  etc.  »Nisi, 
sagt  er,  cum  aüis  requisitis  habeat  etiam  lioentiam  apostolicam  de* 
gendi  extra  claustra.«  (n.  22.)  S.  Gong.  Epp.  in  Gapüti^en.  17.  'N<nr. 
I5d3i    Andet^  Autoren,  z.  B.  Shhmdlegrud^er,  JEngd^  Bcuix  u.  s.  w. 
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tets  zu  OoneralvieaMi  enuumt  werden  kOn^eD..  ~  Mag  ixx9»  hXk(ik 
^en  dit  yoa  Fenratis  eii  Cong.  EotecbAidwg^Q  einwoid^l^  im 
m  wxr  &t  eützelne : b«$o^d6re  PäUa  gegebeaeewi  imdr^aber^k^His 
fdlgem^iud  GdtoAg  habend  .90  darf  doch'  udcht  4ber96ti^.  iiivcirdep« 
dass  öasolfilieB  Amt  dep  St^ljgumn  in  die  Ijf oikwend^koft  [  v^nsciteeA 
wärde  aasserhalb  des  Klostersi  zu.l^ea^);  aod  hiedu  i^.  i^aiwttlQb^ 
Briaubidaa  notbwendig..  Und  f^mui  da3  Codq«  Tjidi  <8(i9^.:ä^.ia:4 
de  x^pil)  den  B^goteüea  gestatte  ^it  Erlaabmas « de«  Qb#r{F  f^cJI 
£ir  fipMBiQß  Zweeke,  wi^iui  des  Bcedig^ram.tes»  dss  Unterm^teß  oad 
4gl.  in  die  Dienste  m^ifiXBt  f&t&ojmi  od^ir  Anstalten. «asbegebm«  a# 
fittdei  4ies  aof  npseren  FaU  keine,  Anwendung,  wall  die  YerdtbtungeCi 
des  Generalvicars  nicht  m  den  vom  Oono.  Trid  bez^kdmeten  ^enmief 
Wef ken  gehQjTen.  .^Uieberdies  steto  die  Beatunokuni^an  Ci»nmiß  yut 
V»  J.  1599  übeor .  diß^  Qefarmen  der  Begular^n,  die:  mit.  den  -  Werten 
jNnUns  onuuno  beginnen^  der.Uebe]rnabme  dee  (jkoeralvkariatea  dm^ 
0mmi OrdensBOMiu ebne pfij^Uiehe D]apen3ationi  sumalia den  Ajr:.tök^ 
l»  19,  32,  40, 41.  und  42.  so  unbedingt  entgegeiv  dass  es  ^unea  andern 
all^emeinpn  Yorbates  gac  nicht  bedurfte.  Aneh.bdt  diei  Piatis'i^n 
nenester  Zeit  an  diesem  Funkte  nichts  geändert,  sondern,  ist vbn  Q^ 
^theil  strenger  g^woiidnnf  wie  ws  mehrten,  in  denüBegietäm  der 
Gong.  Spß.  ei  regjoL  york^nmend^,  bis  ia  das  Jahr  lSSllvh)^bM»r 
chenden  Brnspielen  zu.  entnehnnen  i«(t.  Diese  Strengt  bat  fA^  It 
neuester  Zeit  selbst  auf  die  Mitglieder  religiöser  Genesseaschafteutietr 
streckt,  die  juur  durch  einfache  Q^ilbde  gebunden  sind.^  :»v3fi^iii'^ 
S.  426,  Wohl  aber  kann  der  Ahi(»  welcher  eine  Juri^dictiO  ^ua^i^^^ 
copaUs  injersfonas  säkulares  b«itt  einen  Mönch  (juri$peritun)  nwnar 
chum)  m  seinem- . Generalvipar  bestellen.  Wenn  er  keinet  aeloben 
fiegiUaren.  hat,iSo  mxm  er  einen  Weltgeistlich^  dc^zu.  nehmen,  der 
Doetor  jmr..can.  i^t» ..i^nd  ^rde  dies  mithuulich,  sein^  so  kann ler  aUetr* 
dings,  einen  BeUgios^n,  .der  nieht  Doctoiv  jnr.  i^t,  zmn  ( (joei^^rioar 
nebmeui  muss  ihm  aber  eiinen  Doetor  juria  als  Assedaor  «an:  die  Seite 
stellen*  Fgrr*^^  c  n.  23«  40.  Auoh  der  VicAr  des  Batmuciben  {M. 
rit)  . von. Kon^tantinppel  pflegt  ftiis  dei^  Jfinecit^oxden  (de  tabseorv;.) 
zu  sein.  Ferr.  n.  25.  Und  Begularen  des  Cölestinerr  und  DiHnini^n^i)- 
(M?denS'.aa  Generalvioaren  zii  oestQUen  ertheilte  biswieiltt  die;  Gong. 
£]^  et  rcigv.  die  flrlanbnias,  e«  g.in  Vestana^vom  19.  Nov.  1606.  Fetü 


I  « 
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'  \)  T)1ci(nr  ffgalsris  tnan^re  extr«  efaostrum  vel  nionast^fluiti,  quaiiffö^^dun 
«tue  mm  vfvtt  aubsuperiore  eonveimalMr    Ftf^arU  proarpt.  bibl.  ed.  ^lioi^i^. 
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Der  Oen^ralvicar  tavss  ferner  wenigstens  das  25.  JiAr  er- 
reickt  haben  (amram  viges.  qaidem  attigerit),  denn  dies  Alter  wird 
Tom  Oesetee  gefordert  Ar  die  Uebernahüae  einer  Seelsorge  und  fftr 
kirchliche  Bignitäten  mit  Seelsoi^e.  (Conc.  Trid.  c.  12.  sess.  84.  de 
reform.  c.  7.  X.  (I;  6.X  c.  14.  de  eleot.  (I.  6.)  in  VR  SrhrnaiägmAer 
L  0.  n.  17.  Ferr.  I.  c.  n.  37.  Pirhmg^,  1.  c.  Auch  mwm  er  €Me 
r^Mmäeeiger  Ehe  eniepro^en  sein.  Ein  fiUiis  iliegitimos  kann  nur 
ihit  päpstlicher  Dispensation  aum  Gmeralvicar  erhoben  weiden  {Mag 
L  c«  S.  425.  Engd  1.  c.  I.  28.  ¥.  9.),  denn  der  Oeneralvioar  b€l:leidet 
tine  Dignitftfr  {Engd  1.  c.  n.  2.)  nnd  nm  eine  Dignitftt  zn  i^langen 
bedarf  der  illegitim  Oeberene  einer-  päpstlichen  Dispense,  c.  Nimis  18. 
X.  (I.  17v).  Ferraris  1.  e.  s.  v.  Mus  n.  69.  Nach  Analogie  des  Ca» 
pitolarvicars  muss  er  Dodor  oder  Liceneiat  des  canoms^en  Rechtes, 
mkmgslens  em  reektserfdkremr  Mamt  (juris  peritus)  sein.  Conc.  Trid. 
c.  16.  sess.  24.  de  reform.  DevoH  1.  c.  I.  p.  168.  Obwohl  das  Oenc. 
Trid.  nur  vom  Capitalareicar  dies  fordert,  so  hat  doob  die  C(»ig.  i^p. 
et  reg.  zn  wiederholten  Malen  dies  Brfordemiss  anch  für  den  Oeneral- 
Ticar ' anfgestdlt  and  festgehalten,  insbesoftdete  wenn  d^  Bisehof 
selbst  nicht' Jurist,  sondern  blos  Theologe  ist.  Cfir.  Ferr.  1.  o.  n.  38. 
89.  itfby  1.  c.  S.  425. 

Der  General  vicar  soll  nieht  aus  der  UsaMßichen  Stadt  gebOrÜg 
^H,  jx»  nicht  einmal  durch  seine  Qehurt  oder  durch  den  Besits  eines 
Benefkiums  der  Diöcese  angehören.  Dass  dieser  Grnndsatz  in  neuerer 
Zeit  gane  ausser  Acht  gelassen  wurde,  braucht  nicht  in  Erinnerung 
gebtadit  zu  werden.  Und  doch  gibt  es  viele  Aussprüche  der  rOmisdien 
Gongregationen ,  welche  diesen  Grundsatz  festhalten.  Pignatdli 
(tom.  9*  cons.  162.)  sagt,  es  bestehe  hierüber  mehrere  Deerete  M* 
^enden  Inhaltes:  Originarius  civitatis  vel  dioecesis  non  potest  esse 
Vicarius,  nam  propter  consanguinitates,  affinitates,  familiaritates  et 
alias  attinentias  potest  deviare  a  recto  tramite  jusiitiae,  ve^  certe  se 
reddere*<partibae  suspectum.  Er  beruft  sich  und  mit  ilmi  Ferraris 
11*  c.  n.  84i)  auf  folgende  Beschlüsse  der  Gong.  Bpp.  et  reg.  r  in  Hostu- 
Äeiis;rvoni.  28.  Juli  1587,  in  Spalatrtus  vom  9.  März  1593,  in  Senogall» 
f9m  10.  Febr.  1598,  in  äatrina  vom  16.  Nov.  1640,  in  Mefphitenö. 
11.  August'! 645,  in  Monopolit.  vom  21.  August  1711  etc. 

önd  die  Analecta  juris  poirilf.  (tom.  I.  p.  2891-^3899  und  tom. 
IL  p.  900^-906.)  bringen,  wie  Mog  berichtet,  eine  Menge  Beschlftaift 
der  Cong.  Epp.  et  reg.  aus  dem  vorigen  und  aus  dem  gegenwärtige 
Jabrhui^dert,  welche  denselben  Grundsatz  nicht  nur  bezüglich  der  in 
dair  Diqcese  gebijyrtigen,  sondern  auch  bezüglich  der  in  der  Diöcese  ein 
Beneficium  besitzenden  Geistlichen  bestätigen  und  einscUkrleD.  '  Jf«y 
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1.  c.  S.  427.  »Solet  tarnen,  sagt  Ferraris  (I.  e.  n.  35.);  S.  Congregatio 
saepe  dispensare,  Qt  Eppos  praesertim  residens  tenere  pos9it  Vicarinm 
dioeeesaMm,  dnminado  non  det  oecasionem  qoerelanim,  et  hoc  mnltie 
de  cansis  et  signanter,  si  Eppae  adhuc  extranenm  idoneum  mvenire 
neqaiTerit,  ri  vioarins  externs  neu  tann  eito  poesit  accedere,  item  prop- 
ter  tentdtatem  firactaum  Eocleeiae,  propter  aeris  intemperiam,  propter 
n^tttiam  bonanim  qiialitatam  talis  Viearii  dioecesani,  qui  eit  eximitiB 
in  regiüiae.« 

Jedocb  ist  tf  eees  Verbot  nicht  als  ein  solches  ausnsehen,  welchee 
die  Gfiltigkeit  der  Acte  eines  gegen  dasselbe  gewählten  GeneralTicani 
berUrte,  and  wenn  eine  gesetdieh  praeseribirte  dewohnheit  oaehge- 
wiesen  werden  Uum,  ist  es  nidit  bindend,  ifoy  1.  c.  8.  428. 

Ans  denselben  Gnlnden  darf  mcht  der  Bruder  oder  Neffe  (S. 
Oong.  Epp.  in  Hoetuni  19.  Sept.  1577,  in  Melitens.  18.  Jonii  1624  etc.), 
}a  iä>erhcaifi  Joein  Verwandter  des  Bischofs  sum  Oeneralvicar  gewählt 
werden  (S.  Cong.  Spp.  in  Arieas.  1636.).  Doch  auch  hier  ertheilt 
Insweflen  die  S.  Cong.  die  Erlanbniss  zur  Wahl  dines  solchen  anf 
rinige  Zeit  »propter  bonos  qnalitates  subjecti  ac  alionun  idoneonun 
peonrkii&.c  JPerr.  c.  1;  n.  33.  8.  Oong.  Epp.  vom  1.  Octbr.  1665. 
JPkmips  L  c.  8.  438. 

|.  3.  Ver  ainaaBt  dem  OeaeralflMr? 

Den  €hmertdviear  ememU  in  der  Begd  der  Bischof  Sobald  er 
in  den  Besitz  der  Diftcese  wirklich  (realiter)  getreten  ist,  steht  es  ihm 
2a  einen  Oeneralvicar  zu  bestellen.  »Eppne  neqnit  ereare  Vicarinm 
Oeneralem^  antequam  possessionem  Episoopatos  apprehendat,  qaamvis 
ftaerit  per  Papam  pronanciatiis  Bppios.c  Ferr.  1.  c.  n.  17.  Denn  be- 
vor der  neae  Bischof  die  Diöcese  nicht  wirklich  in  Besitz  ^genommen 
hat  (possessio  reaUs),  dauert  die  Jnrisdietion  des  Capitolarricars  noch 
fort,  and  der  neue  Bisdiof  darf  aoch  vorher  die  Diöcese  nicht  adroi* 
sietriren.  »Sedes  fippalis  intelligitur  semper  vacare  nsqnequo  litterae 
Bifoei.  Praeiati  provl^  de  lila  Ecclesia,  cujus  sedes  vacabat,  non 
fberl&t  pväesentatae  eapitulo,  nee  interim  potest  Eppns  noriter  pro^ 
viBOS  %patum  ministrare.«  Ferraris  1.  c.  s.  v.  Vioaritts  capit  I.  n.  56. 
e^  Injmictae  X.  vag.  cemm.  (I.  3.)  efr.  SchmaUfg.  L  c.  n.  33. 

Die  ftsehafe' teeteilen  aber  eigentliidi  nur  in  Kraft  päpstlicher 
firraäebtigang  den  '  General vicar,  indem  eben  die  Decretalen  dieses 
Bßähl  ihnen  zoeprechen  cAri  (c.  15.  X.  (I.  32.)  ^) ,  c.  3.  de  appell. 


1)  Dlede  Hecretale  limocenz  in,  bezieht  sich   wohl  noch  nirbt  aaf  die 
c<l||ealUehei^6MerAlvki&)'e,  hettth^rsleher  ehienAnhAttspwkt  tu  dereh Anfstttlong. 
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in  VP.,  n.  15.  de  affla  vicar.  in  YV.,  L  13.  Sfenn  a^  nud  ftr 
sich  kann  kein  Untergeordneter  die  ibm  anvertraute  Gewalt  eimm 
Andern  übertragen,  H  h.  durch  einen  Andern  bleibend  md  regßlmässig 
(jure  ordinario;  aufiftben  lassen.  Moy  L  c,  S.  406.  und.  410..  .JSsi  icit 
das  ein  Grundsatz,  der  im  römische^  Bechte  (NoveiU.  134.  e..!»,  Np?(d}. 
128.  c.  20.)  wie  im  oanonisohea  festgehalten  .wiitd«  Danun  ^sagt 
SchmaUgrueber :  »Nullus  inferior  Principe  offieiu»  mxm  totma  com^ 
mittere  alteri  potest,  nisi  in  casibus  ab  ipso  Principe  veL  jore  aon* 
ceasis ;  et  propterea  Yicarium  etiam  non  poss«t  eonstitpece  Eppus, 
nisi  hoc  ipsi  conceasum  foret  a  canone.«    I.  28.  n.  32.: 

Der  Bischof  ist  aber  bei  der  Ernennung  dies  ä^B0ral?icars  wi^or 
an  den  Beirath  noch  an  die  Zustimmmg  das  Capiteto  nach  den»  hm^ 
tigen  Bechte  gebunden,  es^  ist  dies  eben  die  heuti^fl  Praxis  und  all- 
gemeine Gewohiiheit  ~  »recQpta  et  generalis' c(Hiswi»do<K  — j  dia  in 
sdehen  Sachen  m  beachten  i&t  nach  c.  £a  nosoHur  6;  X^  (IfL  10»). 
Ferr.  1.  c.  n.  3«  Sohmaiag.  1.  c.  n.  16.  jPIS^»>?0'Ue<  $.  437.'  AJ^er^  ^aisfc 
der  Bischof  selbst  iztax  verantwodifieh,  Weim  sein  Steliyertret^riAdßr 
Ausübung  der  Jurisdiction,  d^  OenemlBoari  seijM  .B<rfugni«l8e  «|iw^ 
braucht  und  der  Bischof  durch  bessere  Auswahl  oder .  BeanfWi^lltig: 
ung  jenes  dieses  hätte  verhindern  können.  .'  mW 

Die  Bestellung  eines  Generalvicars  ist  sonst  als  ein  blosser  Act 
der  kirchlichen  Jurisdiction  nur  Sache  des  «Efi^chofh,  und  es  entbehrte 
jeder  rechtlichen  Begründung,  wenn  früher  einzelne  «Staaten  sieh  eine 
Bestätigung  vorbehalten  woliten*  (vgL  SdiuUeh  e.  SL  273.  n.  4»  Iq 
Oesterreich  ist  die  durch  Holdeeret  v.  38.  Mai  1782  Korgeschriebene  B^ 
stätigung  von  Seiten  des  Staates  durch  Concordat  Art.  17«^.  aoilfeliobon^ 

Die  Erneunung  des  General vieans  soll  sobiiftUcbidfireh  ein  seine 
Befugniss  angebendes  Deeret  geschehen,  weil  sonst  idie  Guitiglieiit 
seiner  Akte  und  die  Rechtssicherheit  in  der  Diöioese  vieläUig  get 
f&hrdet  wäre.  (Mojf  I.  c.  S.  432.  Keber  l  c.  S.-5ei.)  Zar  Gültigkeit  dsr 
Ernennung  ist  allerdings  die  Schriftlichkeit  nicht  erforderltdi.  (JPwlMg^ 
Compend.  can.  I.  28.  §.  L  n.ß.)  Aus  der  Natur  d»r  Sache  folgt  auc^ 
wie  SchuUe  1.  e.  274.  bemerkt,  dass  es  zur  Ausulmng  dar  Bechte  «disi 
Generalvicars  stets  einer  amtlichen  Publicatioa  und  der  Ifitttaeiluag 
an  die  Staatsbehörde  bedarf,  weil  von  der  Gewassheit  der  StaUwg  tdie 
Anerkennung  der  vom  Genemi vicar  vorgenommenc&i  Acte  abhängt 

In  der  Regel  ist  der  Bisehof  übrigens  nicht  verpflichtet  akb  widU 
Generalvicar  zu  bestellen.  Dies  bezeugen  üfteope  Auesprüofae  der  & 
Cong.  Conen.  Rota  rom.  z.  B.  der  S.  Gong.  Conc.  11.  Febr.  1696, 
Bota  rom.  decis.  18.  vom  Junii  1694.  {Fem  l  c.  n,  5.  Detxdi  1.  c.  I. 
p*  166.  u.  n.  2.  SchmaUfg.  h  c.  n.  16,).    Diese«  Verpflichtung  tr^tt  jer 
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doch  Ar  den  Kschof  ein,  wenn  er  in  seiner  DiAcese  nicht  residirt  oder 
nidit  die  gehörigen  juristischen  Kenntnisse  hat,  oder  wenn  seine 
DiSceee  eine  allsngrosse  Ausdehnung  hat,  die  Geschäfte  sich  über- 
h&ufen,  oder  wenn  der  Bischof  eine  gestOrte  Gesundheit  hat  oder  aus 
irgend  einem  andern  Grunde  die  Geschäfte  entweder  nicht  selbst  zu 
erledigen  oder  gehörig  zu  führen  im  Stande  ist.  Auch  darüber  hat 
noh  die  8.  Gong.  Afters  ausgesprochen,  (cfir.  Fett.  1.  c.  n.  6.  Moy  I.  c. 
8.  428.  SekmdlBg,  I.  c.  n.  16.)  In  solchen  Fällen  pflegt  auch  bis- 
weite  der  pftpeiliehe  Stuhl  den  Bisehof  zur  Aufstellung  eines  General- 
vioars  anzuhalten,  oder  denselben  selbst  oder  durch  die  S.  Gong.  Epp. 
et  regul.  ttufzuffteUea.  Wenn  aber  der  Papst  selbst  den  Gtoneralvicar 
ernennt  oder  ihn  durch  die  S.  Gong.  Epp.  ernennen  läset,  oder  den 
vom  Bischof  ernannten  bestätiget,  so  bum  der  also  aufgestellte  Ge- 
nmLlviosr  tom  Bischof  nicht  ohne  Genehmigung  des  apostolischen 
Sbdües  wieder  entfernt  werden,  denn  in  diesem  Falle  ist  er  eigentlich 
apostolischer  Yicar  und  hat  JuriMlictiCHi  »privative  quoad  Eppum.« 
(8.  Goi«.  Epp.  2.  AiMTÜ  1591 ,  8.  Febr.  1594,  5.  August  1650  etc. 
Ferr.  L  c.  n.  7.  Jtfoy  1.  c.  S.  429.) 

Ebenso  wenig  kann  ein  so  aufgestellter  oder  bestätigter  General- 
vicar  ohne  Genehmigung  des  apostolischen  Stuhles  sein  Amt  nieder^ 
legen  (Jfoy  1.  c).  Geht  aber  der  Bischof  mit  Tode  ab,  so  hOrt  auch 
die  Gewalt  des  fäif  ihn  bestellten  Generalvicars  auf,  wenn  dieser 
moH  pkwUeh  als  apostolischer  Vicar  bestellt  war ;  wäre  Letzteres  der 
Fall,  so  würde  seine  Jurisdiction  bis  zur  Besitzergreifung  des  Nachfol- 
gers fortdauern.   (Analecta  Jur.  pont.  t.  II.  p.  9ll.  Moy  1.  c.  S.  480.) 

1  4.  Kau  der  Bischef  mehrere  Cfoaeralticare  bestellen  ? 

F^rra/ris  und  viele  andere  Canonisten  bejahen  diese  Frage. 
Ersterer  sagt:  »Eppus  potest  etiam  binos  vicarios  generales  aequa 
principales  seu  in  soÜdum  constituere,  maxime  si  dioecesis  sit  multum 
ampla,  ut  sie  expeditk>ni  causarum  &ciiiu8  consulatur,  cum  facilius 
expediantDr  causae  per  plures  quam  per  unum.«  1.  c.  n.  8.  Zugleich 
fordern  diese  Canohisten  aber  auch,  dass  alle  Cteneralvicare  am 
Bisebofesitze  selbst  verbleiben  müssen,  cfr.  Schmalsg.  1.  e.  n.  17.  DevoU 
L  c.  L  3.  §.  78.  PhiUips  1.  c.  S.  438.  Moy  dagegen  verneint  die  obige 
Frage,  gestutzt  auf  Entscheidungen  der  S.  Gong.  Epp.  et  reg.  So  hat 
die  S.  Gong.  Epp.  vom  6.  Sept.  1748,  unter  Papst  Bmedict  XIV.  aus- 
drücklich erklärt:  »dass  die  Bischöfe  nicht  ohne  päpstliches  Indult 
2wei  Gaieralvicare  in  einer  ufid  derselben  DiOcese  aufstellen  können.« 
Analect.  J.  P.  t.  IT.  p.  872.  Wenn  man  nun  erwägt,  dass  der  Bischof, 
wiA  oben  erwähnt,  eigentlich  nur  kraft  päpstlicher  Ermächtigung  seine 
ganze  JurisdictioB  bleibend  und  regcdaäisig  übertragen  kann,  so 
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scheiüt  es  sich  von  seibat  zu  yerstehen,  dass  der  Bischof  nicht  will- 
kürlich (ohne  päpstliche  Goncession)  dieselbe  auf  mehrere  Personan 
übertragen,  a]3o  mehrere  Oeneralvicaie  bestellen  könne.  Die  Texte 
des  Gesetzes  sprechen  auch  inamer  nur  von  Einem  Geoeralvicar 
oder  Oificial. 

Wohl  können  zur  leichtem  Erledigung  der  in  das  Oeneralvieadat 
einschlägigen  Geschäfte  Commissionen  oder  CoUc^n  eingesetzt  wer- 
den, denen  aber  die  S.  Gong,  kein  votum  decisivum«  sondern  nur 
ein  Votum  consuUatimm  einräumt.  Die  eigentliche  Entscheidung  ist 
hier  stets  dem  Bischof  selbst  oder  dem  Generalvicar  vorbehalten, 
(^nalect.  1.^.  p.  837.)  Das  Nähere  kann  bei  May  m  AnMvh  c« 
nachgesehen  werden. 

Ich  sagte  oben,  die  Texte  des  Gesetzes  sprechen  immer  nur  von 
Einem  Generalvicar  oder  Official  und  Schemen  also  dem.Jßisehof  nicht 
das  Becht  einzuräumen,  mehrte  Generalvicare  oder  OIQjBiale  zu  be- 
stellen. Zwar  fuhrt  FerroHs  zur  UnteiBtützung  seiner  Ansicht 
mehrere  DecretaJen  an,  nämlich:  c,  Quoniam  14«  X,  (I.  31^),  c.  Ad 
haec  7.  de  offic.  Archid.  (L  23.)  c.  1.  de  celebr.  miss.  (ÜL  14.)  Clenw 
Et  si  principalis  2.  de  reseript.  (I.  2.)  Allein,  wenn  man  den 
Inhalt  dieser  Decretaloi  näher  ansieht,  so  wird  mAn  finden,  daas 
diese  ^)  mit  Ausnahme  des  c.  Quoniam  wenig  oder  gar  l(einen  Be^g 
auf  unsere. Frage  haben  und  zur  Begründang  der  betreffenden  Ansicht 
nicht  augefohrt  werden  können.  Was  aber  den  Text  des.  e.  Quoniam 
betrifft,  so  behandelt  er  den  besondem  Fall,  wo  in  einer  Diöcese.  »per* 
mixti  sunt  popuU  diversarum  linguarum,  habente^  ß^h  una>  fida  varios 
ritus  et  mores.«  In  diesem  Falle,  b^timmt  und  bieQebH  Innpcenz  UI. 
»ut  pontiQces  hujusmodi  civitatum  sive  dioecesum .  provideaut  vires 
idoneos,  qui  secundum  diveraitates  rituum  et  linguarum  divina  illis 
officia  celebrent  et  eccles.  sacramenta  ministrent  insttuendo  eos  verbo 
pariter  et  exemplo ;«  und  verbietet  dann,  dass  in  einer  und  derselben 
Stadt  oder  Diöcese  verschiedene  Bischöfe,  seien;  .wenn  es  aber  noth- 
wendig  sei,  soll  sich  der  Bischof  einen  Vicar  besteUm;  »sed  si  {Hroftei 
praedictas  causas  urgens  necessitas  postulavertt,  ponUfi^  .loci  catholi^ 
cum  praesulem  nationibus  illis  conformem  provida  deliberatione  con- 
stituat  sibi  vicarium  inpraedictis,  qui  ei  p^  omnia  ait  obediens  et 
subjectu^.«  cfir.  Bepied,  XIV.  1.  c.  11^  12.  n.  4. . .  Wenn  also  in  einer 
DiOcese  die  Verhäjtuiase  so  geartet  sind,  dann  kann,,  ja  muss  (B^ne^ 
dict  XIV.  1.  c.  n.  3.)  der  Bischof  tür  den  durch  Sprache  un4  Bitm 


1)  C.  Et  si  principalis  spricht  ausdrilcfclicb  nor  voo  einem  ofRcüalit  prlnch 
palis*    Veherden  Namen  off,  princ4(palis  siebe  ebm  5.399. 
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ausgeschiedenen  Theil  seiner  Diöcese  einen  hesondern  Generalvicar 
anfktellen.  Darin  sind  alle  Canoniäten  einig.  Ebenso,  wenn  der 
Bischof  zwei  principaliter  unirte  Diöcesen  zu  verwalten  hat,  dereä  eine 
Residenz  von  der  andern  sehr  (»Slstentia  triginta  milliarium«)  entle- 
gen ist,  so  ist  es  dem  %chof  nicht  blos  gestattet,  sondern  er  ist  so^ 
gar  verpflichtet  in  jener  Diöcese ,  wo  er  selbst  nicht  residirt ,  einen 
GtoneratTicar  anf^usißllen,  wie  die  S.  Cong.  Conc.  vom  2.  Octbr.  1706 
antwortete.    Ferr.  1.  c,  n.  11. 

In  diesen  Fällen  ist  dem  Bischof  allerdings  durch  das  Gesetz 
gestattet  mehrere  Qeneralvicare  zn  bestellen,  sonst  aber  nicht,  aus^ 
genommen  es  besieht  die  reehimässig  praescribirte  Gewohnheit  dafür 
(S.  Oong.  in  Lancian.  24.  Mart.  1599.  und  21.  Febr.  1614.  Ih-r.  1.  c. 
n,  10.  Mtnf  1.  c.  S.  431.). 

Wenn  aber  vermöge  der  Gewohnheit  mehrere  Generalvicare  auf- 
gestellt werden,  wie  steht  es  da  mit  der  Ausübung  der  Jurisdiction? 
DevoH  sagtt  »Ubi  plures  eonstituti  sunt,  iique  in  sölidum,  antefertut 
potestas  ejus,  qui  primus  negotium  aliquod  occupavit;  ubi  inter  sin- 
gulos  divisa  sunt  officia,  inter  eorum  fines  continere  se  unusquisque 
debet.i  (1.  c.  §.  78.)  cfr.  c.  21.  X.  (I.  29.),  c.  34.  eod.  Phmips  1.  c. 
S.  507.  Ob  aber  im  letzten  Falle,  wo  die  Geschäfte  <^theilt  sind  z.  B; 
in  die  der  freiwilligen  und  streitigen  Gerichtsbarkeit,  die  Acte,  die 
der  eine,  mit  Ueberschreitung  seines  Auftrages,  im  Wirkungskreis 
des  andern  vornehmen  würde,  ungültig  seien,  ist  unter  den  Cano- 
nisten  keine  ausgemachte  Sache.  Bouix  (Tract.  de  jud.  eccles.  p.  IL 
e.  2.  §.  3.)  ist  der  Ansicht,  dass  der  Bischof  dem  ffir  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  aufgestellten  Generalvicar  nicht  die  Ausübung  der 
streitigen,  und  dem  fftr  die  streitige  aufgestellten  Official  nicht  die 
Ausübung  der  freiwilligen  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  ihrer  Acte  rer^ 
bieten  könne,  denn  das  Amt  des  Generalvicars  bestehe  in  der  Ausübung 
der  ganzen  Jurisdiction  des,  Bisdhofs  in  del*  ganzen  Diöcese,  die 
Theüung  der  Geschäfte  beruhe  blos  auf  der  bischöflichen  Anordnung, 
nicht  aber  im  Gesetze,  und  der  Bischof  könne  nicht  bewirken ,  dttös 
derjenige,  der  hur  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  inne  habe,  ein  wahrer 
Generalvicar,  und  derjenige,  der  blos  die  streitige  Gerichtsbarkeit  be- 
sftsse,  ein  wahrer  OfScial  in  sensu  juris  öei.  Dass  aber  eine  rechtmässig 
praescribirte  Gewohnheit  dieses  bewirken  könne,  ist  nicht  zu  bezweifeln. 

$.  5.  Die  rechtllelie  Katar  der  Jarisdiction  des  Generalvicars. 

Der  Generalvicar  ist,  wie  schön  das  Wort  sagt,  Stellvertreter 
des  Bisdiofs  nnd  z^ar  nicht  iür  die  Handlungen  der  Weihe,  sondern 
Ar  dib  Handhingen  der  bischöflichen  Jurisdiction,  die  er  an  Statt  des 
Bisehots  and  im  Namen  desselben  vornimmt,  weshalb  er  im  Gegen- 


3|0  Frißäle,  Ue^ejr  den  bMiitA><:lieii  OeminiMcar. 

9atz.za  ißta  Vicarius  in  pontificalib^»  (WeifabüK^of)  viqanus  14  Sfid" 
tii^libus  (c.  3.  de  temp.  o^d.  (I.  9.)  in  VP.  Conc.  Trid*  sess.  13*  c.  2. 
daref.)  genannt  wird. 

Nnn  fragt  es  sieb,  welcher  Natur  ist  die  Jurisdiction  des  Qeüß* 
ralvicars?  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  geben  ^e  Aiuiii^bten 
der  Canonisten  auseinander.  Die  Mehrzahl  der  Canonifiten,  besonders 
der  ftiteren,  Pignateüi,  Leureniue^  SbroeiCi  PirJmg^  JBarboaOp  Samch^^ 
Fagnanij  Schmahgrueber,  Ferraris  u.  s.  w.  und  in  der  neuesten  Zeit 
Moff  und  Kober  S.  588,  behaupten ,  der  Generalricar  habe  eine  Ju- 
rififilictio  ordimria;  andere  hingegen  wie  Garcias^  Laymann,  Qomesi 
u.  s.  w,  nepneii  sie  eine  Jurisdictio  dekgata,  ~  auch  DevaU  ^  c  p. 
166.)  neigt  sich  zu  dieser  Ajasicht  — ;  wieder  andere  z.  K.  Eng^ 
(L  c.  I.  28.  n.  9.  und  11.),  Phülips  (1.  c.  S.  438.),  Aichner  (c(»np. 
jur.  eccles.  ed.  alt.  p«  390.  n.  2^.  und  p.  73.)  u.  s.  w.  nennen  sie  eine 
Jurisdictio  mandata.  Zu  letzteren  ist  wohl  auch  Schtdta  (System 
des  Eirchenr.  S.  273.  zu  n.  5.)  zu  zählen.  Er  bezeichnet  zwar  die 
Jurisdictio  des  Oeueralvicars  als  eine  vicaria  et  dekgata,  da  er  aber 
unmittelbar  vorher  besonders  hervorhebt,  der  Generalvicar  sei  blosser 
MandatOiT  des  Bischofs,  so  hätte  er,  glaube  ich,  passender  und  folge- 
richtiger, wie  PhiUips,  die  Bezeichnung  vicaria  et  mandata  geyrpiilt.^ 

Zum  piück  ist  dieser  Gelehrten  -  Streit  ein  Uosser  Wortetreit, 
denn  in  der  Sache  selbst  sind  sie  einig.  Darum  schreibt  JBerardi 
(Comment.  tom.  I.  p.  211.)  mit  Recht:  »Qui  disputant,  an  Vicariorum 
jurisdictio  ordinaria  dicenda  sit,  an  delegata,  mihi  videntur  de  voca- 
buMs  litem  inferre,  quando  alias  in  rem,  in  causam  inque  effectus 
omnes  consentiunt.  Utraque  disputantium  pais  unum  idenaque  con« 
sistorium  sive  forum  et  Vicario  et  Episcopo  asaerit,  unde  a  Yicario  ad 
£ppum  appellatio  denegatur,  contra  quam  olim  in  institutis  archidia* 
conis  vigeret  Utraque  pars  admittit,  mortuo  Eppo,  uut  quomodocunr 
que  exstincta  Eppali  jurisdicüone,  Vicaris  quoque  potestatem  exstingui, 
qui  sane  /sunt  jurisdictionis  delegatae  characteres.  Quoaaam  igitqr 
disputatio  §pectabit,  nisi  ad  subtilius  inyestigandum,  an  a  iQge,  an  a 
homiue  Vicariorum  jurisdictio  derivetP  Qui  Yicarinm  delegatuju 
dicunt,  ab  homine,  id  est  ab  Eppo,  derivatam  jurisdictionem  iatentur« 
qui  ordinariam  dicunt,  non  inficiantur,  Vicarium  ab  (Eppo  designarii 
sed  Eppi  partes  in  una  desiguaüone  condudunt,  qua  secuta,  vi  et 
potestato  legis  jurisdictio  transferatur.  Sunt  ist!  m/ao  judicio  lusus 
verborum,  quorum  si  velimus,  intimum  sensum  esprimere,  nihil  aliud 
coocludetur,  quam,  ubi  Eppus  Vicarium  constituat,  haue  coostitutio- 
jmm  a  lege  probari,  qua  in  propoaitione  universos  c<Misentienties  iur 
jrenics.«  Cfr.  PkiUipsl  c.  S.  439.  n.  21.  Dcvo^i  Jn8t.can.l.3,§.78.n.l« 
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•  WdtieT  aber  der  StrUt^P  &  führte  glaulbe  ich,  vorzAgUeh  d»^ 
her,  daes  die  Mehrzahl  der  Oanonisteu,  besonders  der  altem,  nur  z^ 
seheii' JttriBdÜctia  <krdiMria  und  delegata,  zwisehen  Jtirisdictio  Megata 
QHd'iftuiAdatä  aber  eiitweA^  ^ar^ mebt,  oder  ntv  in  der  Theorie  (epe-* 
efiMar^  dü'S^inalisff.  1.  c- til.  29.  fi.  8.)  anterseheiden,  im  Yerlanfe  der 
Abhanälahg  aber  danali  diese  leteter^  ÜMerJfcl^dttiig  nieht-  mehr  be- 
raeksiehtigeA  {c^.AicIiner  1. «.  p.'TS.  not.  8.).  Bs  ist  b^ee  aber  eine  Ün^^ 
terecheidtmg,  Welehe  auf -dem  rdfmischen  Eiechte  l^eraht.  Man 'vei^ 
gieidie  1.  c.  n.  8.  'Qois  a  qoo  appell.  D. '49.  3.,  i  '«um  Praetor!»/®. 
(7.  1.),  1. 1. 3.  6;  de  off  ejns,  c»i  taand.  D.  I.  21.,  1.  4.  5.  6.  12. 1«: 
de  off.  proeottfl.'D.1 16.;  1.  16.  17.  dejnri«l.'D.  II.  1.  vgl.  Engd,  1.  c. 
I.  29.  n.  1.  8ck^n(Azgn»tbeT  I.  c.  1.  29i'B.'8.,  Aichner  I.  c,  MMer  Lex; 
des  Eirchenr.  in.  Bd:  3.  32.,  JHSficAen,  Das  eanon.  Qerichlisverfabren 
und  Strafrecht  Bd.  I.  8.  24  nad'  S:  12  ft 

Uaterscheidet  man  nun  blos  zwischen  Jurisdictio  ordinaria  und 
delegata,  so  ist  es  allerdings  schwer  zu  entscheiden,,  welcher  Natur 

die  Jurisdiction  des  .Generalvicars  sei,  Sie  fallt  unter  keines  von  beiden. 

,    ,       •    .  ,     . , ,         .       ...         ■       .  ■'••.. 

8k  igt  keine  Juf^isdiäie  ordinaria.  .Denn  obwohl  man  zugeben 
musa,  dase  die  JurisdietioB  des  6^eral?icars  nieht  von  der  Wiilkür- 
Kchen  Best^lhing  doirßh'deh  Bischof,  sondern  von  dessen  BestelTuh^ 
kraft  gesetsliehk  Vorsehrift  abzulei*^  iiat  (c.  '2.  de  consfuet.  in'VP'. 
(1. 4.)  c.  8.  de:a|rp.  in  VI©.  (IL  15.)  Hit  de  off.  viear.  in  VP.  (1. 13.  etc.) 
Vgl.  Jfejf  1.  c:  8:  4©7.  Stihmäljtg.  1.  c.  n.  20.),  so  fehlt  ihr  aber  doch 
id»  andere  Iferk&isil  der  Jurisdictio  ordinaria  —  die  Perpetuitas  und 
irrevoeabSttas;  Die  Jurisdictio  ordinaria  ist  eine  perpetua  et  irre- 
Tocabttfis,  wenn  sie  einmal  einem  SubjeCte  gegeben  ist,  kann  sie  dem- 
selbeii  >  ohne  kanonische  Gründe  nicht  mehr  genommen  werden. 
{Sehiimdag,  1;  c.  n.  18.  FhiUip9 1.  c.  S.  502.),  sie  erlischt  nicht  mortao 
concedente  (c.  2.  de  off.  leg.  in  VP.  (I.  16.) ;  die  Jurisdiction  des  Go- 
Mpaiviears  aber,  darin  sind  alle  e^iig,  erlischt  mit  dem  Tode  des 
finehois;  überhaupt  sobald  die  Jurisdiction  des  Bisehofs  erlischt, 
und  dieser  loann  den  Geheralvicar  seines  Amtes  entsetzen,  wann  er 
t0(0)'nnd  zwar  ohne  allen  Orund,  und  dessen  Amtsgewalt  willkflrlich 
(wenigstens  theilweise)  beschränken.  Dieses  Alles  aber  beweist,  dass 
die  Jurisdictio  des  Generalvicars  keine  eigentliche  Jurisdictio  ordinaria 
8eb.>NQr  üiM^rhiannman'xnit  JTofter  1.  e.  und  MUnchenl,  C.  S.'24.  die 
tniHddiction  de^  Oeftetälvicars  äfe  eine'  ordinaria  bezeichnen,  als  die  ihm 
mit eini9m  Amte  übertragen  wird ;  »denn  er  überkommt  sie  nicht  unmit- 
ie^ar ^una  sp,,  ^aas  die  Ueberti^a^u^g  .^^bßt  das  unmittelbare Objeot  des 
Auftrags  ist,  sondern  er  erhält  ein  'Amt,  officinra,  (vgl  Banifac,  VIII. 


c.  Licet.  2.  de  oC  yioar«  in  YV>.  l.  18.)  m/i  mit.  dieaem  am99/  allge- 
meinea  Auftrag.« 

Die  Jurisdiction  des  QeneralTicara  ist  aber  auch  hemß  JmriS' 
dicHo  delegata,  sondern  eine  jum^dcUo  immdata  im  Sinn«  des  rönu^ 
sehen  Bechtes.  Wir  wollen  dieses  im  Einzelnen  nachweisen.  Wur  fragen : 

1.  Wann  wird  nach  dem  i:0nu8chen  Beckte  die  Jorisdietio  eine 
mandata  genannt?  Wir  antworten  mit  Engd  (L  c.  L  31.  n.  2.):  »Ia 
proprüs  terminis  tunc  didtur  jurisdictio  n^uidatai  qnando  ea  in  mii* 
veraum  ad  amnes  genefalüetj  vel  saUem  ad  anmea  unim  gm^na 
causas  committitur,  pnta  quando  quis  ad  totam.maodantis  jurisdictip- 
nem  qjus  nomine  Qieroen^&in,  vel  saltem  in  oouiitnis .  caosis  cmliboa 
tantum  aat  criminaUbns  tantum  judex  creator.«  (cfr,  Aichner  L  a 
p.  73.).  Diese  Dednition  stutzt  sich  auf  l  Seiet  16.:  de  jurisd.  Dig.  IL 
1.,  wo  es  also  heisst:  »Solet  praetor  jurisdictionem  mandare:  et  aat 
amnem  mandat,  aut  speciem  unam:  et  is,  cui  mandata  jurisdictio 
est,  fungetur  vieä  ejus,  qui  mandavit,  non  sua.«  cfir.  1.  17.  eod.  Mit 
der  Jurisdiction' 6rhielt  der  Mandatar  auch  zugleich  die  nÖthigeVoU- 
ziehungsgewalf ,  denn  in  1.  1.  §.  1.  de  off.  ejus,  cui  mand.  D.  (I.  21.) 
lesen  wir :  »Et  in^penum^s  quod  jurisdictioni  cobaeret,  mandata  jnris<> 
dictione  transire,  verius  est«  (cfr.  1.  15.  eod»)^.  Müfkr^  Lei.  des 
Kirchenr.  IIL  Bd.  S.  33.  Auch  auf  den  üeneralvicar  geht  nach  dam 
canonischen  Bechte  (im  Allgemeinen)  die  ganae  Jurisdiction  des 
Bi$ch(^s  mit  der  Ertheilung  des  Mandates  über,  d^  er  Ja  Eine  Person 
und  Ein  und  dasselbe  Tribunal  mit  dem  Bischöfe  bildet  (Fetr,  1.  o. 
art.  IL  n.  3.  Schmahg.  1.  c.  n.  21.),  und  zugleich  erhingt  ei  ^nch  die  ge- 
hörige Vollziehungsgewalt,  so  dass  er  z.  B.  auch  die  Exponmanieatien 
verhängen  kann,  zwai*  nicht  wo  sie  als  Strafe  für  ein  bssonderes  Ver* 
gehen  erscheint ,  sondern  um  seiner  Jurisdiction  den  nötJb^ien  Nach- 
druck zu  geben.  Mag  L  c.  S.  417.  Er  hat  auch  die  ultima  et  per- 
fecta potestas  exequendi  sententiam. 

2.  Der  Mandatar  besitzt  nach  dem  römischen  .Secbte  keniie 
eigene  Gerichtsbarkeit:  »Qui  mandatam  jurisdictionem  suscepit,  pAOr 
prium  nihil  habet,  sed  ejus,  qui  mandavit,  jurisdictione  otitar.c  1.  1^ 
de  off.  ejus,  cui  mand.  D.  I.  21.;  er  ist  blos  Stellvertreter  seines  Man- 
danten und  übt  in  dessen  Namen  die  ihm  übertragene  Gewalt  ans: 


1)  Schmalstgrueber  (1.  c  I.  29.  n.  S.)  sagt  defilisli»:  JiEklem  (fit,  fnl  bsHel 
Jurisd.  mandatam)  integra  Jurisdictio,  c.  e.  cum  plent  potestat«  exeqiitndl  senten- 
tiam, adeoque  mixtum  Imperium  concedilur,  cum  illi,  qui  jurisdictionem  delegatam 
solummodo  faabet,  solum  committatur  praeter  causae  rognitionem  coSrcitls  ah'qua, 
sea  Simplex  Jurlsdietio  absqoe  ultima  et  perfecta  potesiate  exequendi  c  (Vgfr 
K  15.  de  re  jud.  D.  4t.  U    Engel  l  t.  I.  St.  n.  19.  und  an.) 
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»ftnigetiir  vice  ejm,  qm  mandafit,  non  biulc  1. 16.  de  juüd.  D.  n.  1. 
dr.  L  3.  D.  I.  21.  Darum  heisst  es  anch  von  den  Legateii  des  Pro- 
oonrols  —  sie  besassen  eine  jnrisd.  mandata  (arg.  1. 12.  D.  V.,  1. 1. 12. 
und  13.  D.  I.  16.),  obschon  sie  doch  vom  (besetze  selbst  bestimmte 
Beftignisse  hatten  (efr.  tot.  Tit.  16. 1.  D.  1.  1.  c.  (1. 35.},  1. 4.  D.  (1. 21.), 
l.  1.  D.  26.  5.) :  »Legati  Proconsulis  nihil  proprinm  habent ,  nisi  a 
Pn>oonsnle  üs  mandftta  ftierit  jurisdiotio.c  L 13.  de  off.  proc.  D.  (1. 16.) 

Daher  konnte  der  Mandant  dem  Mandatar  die  Jurisdiction 
wiode^  nehmen :  »Sicnt  antem  mandare  jniisdictionem  Tel  non  man- 
dars,  est  in  arbitrio  Proconsulis;  ita  aiümere  mandatam  jurisdictio* 
nem  licet  qnidem  Proconsuli,  non  antem  debet  inconsulto  Principe 
hoc  fiicere.€  1.  6.  §.  1.  de  off.  procons.  D.  (I.  16.)  Auch  dies  Scheint 
der  Fall  zu  sein  bei  Aer  Jurisdiction  des  Oeneralvicars.  Dass  der 
Bischof  den  G^eralvicar  absetzen  kann,  wann  er  will,  auch  ohne 
allen  Grund,  haben  wir  bereits  geh6ri 

Hat  aber  der  Oeneralvicar  *^cht  eine  eigene  Jurisdiction ,  da 
sie  ja  wm  Cresetse  abzuleiten  ist?  Hat  er  also  dann  nicht  eine  Juris* 
dicfao  ordinaria? 

JEngel  (L  c.  I.  26.  n.  10.  VI.)  schreibt  hierüber:  »Mandatam 
antem  jurisdictionem  ipsemet  habens ,  sicnt  Yicarius,  carel  propria 
jmi9dicHone,  et  aliena  utitur,  scilicet  ipsius  Eppi.€ 

Ich  glaube  Engd  beistimmen  zu  müssen:  denn  auch  jene,  welche 
die  Ansicht  festhalten,  dass  die  Jurisdictio  des  Oeneralvicars,  weil 
Tom  Gesetze  herrührend,  eine  ordinaria  sei,  geben  zu,  dass  beim  Oe- 
neralvicar die  Jurisdictio  nicht  immediate  et  principaliter  beruhe, 
und  dass  er  sie  nicht  proprio  nomine  ausübe,  sondern  dass  sie  bei 
ihm  blos  mediate,  acceesoire  et  secondario  sei,  und  in  nomine  ipsius 
Eppi  ausgeübt  werde.  (Ferr.  l.  c.  s.  v.  jurisd.  n.  17.  Sckmaleg,  1.  c. 
n.  20.  Jffened.  XIV.  de  synod.  dioeces.  2.  8.  2.)  So  sagt  Schmale^ 
grufher:  »Etiam  Yicario  generali  jus  jurisdictionem  suam  tribuit,  dum 
Eppo  permittit  ejus  nominationem ,  et  concedit,  ut  Yicarius  nomine 
ipsius  in  eodem  tribunali  jurisdictionem  ejusdem  exerceatrc  und  er 
fügt  bei :  »Distingendum  est  inter  jurisdictionem  ordinariam,  quae  inest 
principaliter  et  proprio  nomine  exercetur ,  et  inter  eam,  quae  acces- 
sofia  est  alteri,  cujus  vice  et  nomine  exercetur.  c 

Fürwahr,  wenn  die  aus  dem  Gesetze  fliessende  Jurisdictionsge- 
walt  des  Oeneralvicars  so  dem  Willen,  ja  man  kann  fast  sagen,  der 
Willkür  des  Bischofs  anheimgestellt  ist,  dass  dieser  zu  jeder  Zeit  und 
ohne  allen  Grund  jenem  seine  Beftignisse  wieder  ganz  nehmen,  und 
nicht  blos  theilweise  willkürlich  beschränken  kann  {Schulte  1.  c. 
S»  237.),  so  muss  man  wohl  sagen,  das  Oesete  habe  die  Jurisdiction  des 
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g^fS^ti^m.m  fitei  steht«  dieselbe  iddmjlBiugmvl der  die  gfebodge» 
Big epsc^^ften :  hat ,  za  übertrageQ  (mandar«)  um  ia  seioem  Naram 
14^4  a]ja  aein  Stellvertreter  dieaelbeaua^aülMD.  Den  OeneralTicar  ein 
sqhiEftnli  s<^:  ^s.bjosi^r  lifandAtdr^icl^r  toüie.  eigme^  Jimsäictian^  niebt. 
Q|n^  ^o^cihe  ^qmin0.i){|ro()|pOvUesilat,  sondjem  »ojtdUnanam  Episch 
ifimäißiimßvßi  i  .^r^nofHinec.  m   der  Diöoese  a\i9äbt  {Bened.h  c. 

./r>  ,t3»  .J^ai^hdeinrönüscba»  Beehtekanutiler  Maadatadriafima  JmniSir/ 
dicriäQV.  rtifJ^t  (Wiem  Ai^lera.  mtadiroii :  »»Maindataim.  ßihi  juriadiptioppn 
n)^p44fq  aJitei:i.non  posse,  maiii&atum  e^t«  L  5.  D,  l«  21.  Der  ftni«d 
li^:Bheu  darin,  weil, er  sie  nidit  »^iio  ]\irn  8od  aliono  hen6fki<K  (k.  &•  i 
Q,  IL  10  besitzt.  (Vgi  J^t^<  l  iü.  HohtmUgru^r  \.  c.  L  29.  B.  S.) 
Wohl  aber  kann  dar  Mandatar  einen  oder  den  andern  JnrigdictioiiBaet 
delegiren  1.  12.  D.  V.  1.  1.  12.  de  off.  procoiis.  D..I.  IQ. .  Anck.46C 
Qene^ralyicar  kann  sme  Jurisdiction :  nicht  einem  Andern  mandiren, 
sond.en)  wie  wir  apäter  sehen  wordei})  nur  durch  SpecialvoUmachi 
einen  Substituten  aufstellen,  d.  h.  die  eine  oder  die  andere  einzelne 
QftUÄa'^tegiren^  {Eiß^el  1.  c.  I.  *iÖt./n..  iO.  VI.  Ff e\k^irger .Kirchen- 
lmc^\  tVl.  Bd.  S.  792.>    .   :    .  ' 

4.  Vom  Mandatar ;  kann  nach  ^em.  r^nüüschen,  wie  canoiuicben 
R^hte  nicht  an  den  Mandantea  appellirt  werden.  L.  1.  Quis  a  quo  appell. 
Dl  ^Q.A^  wohl  aber  vom  Delegaten  an  den  Deleganten  (1.  U  &  lil.  4: 
c  27.  X  deofHcjud«  deleg;  I.  29.  Fldllip¥  J.  v^  S.  509,)    Auehvii^/ 
Aiuispruch,  ^8 ,  üeneralvlcars  kann*  nicht  an   den  Mischof  app^^i^. 
^^erden^  nad^  q.  2.  de  couauetud.  in  VP  I.  4»  und  c>  3.. de  appell:  ee4<t 
Unl^j    DenHiWie  Jpewrf,  X/F.  l.  c,  libw  2..o.  8.  n,  l.sagt:  »VinariiiAi 
6enprali9  S^ppi^  qpi  et  offijciaJis ,  vocari  sol^t,  in  ü$,  quae  juriadictio-i 
nis.aont,  censetui^  una  eademque  cum  Kppo  p^rsp^^  .atqua  a^um  eti; 
i^em  est  i^triusque  tribunai:  ex  quo  tit,  ut  a.^nteiitj^  viearU  geaers. 
raUa^non  ad  £ppuin,  ne  ab  eodem  ad  .ei^uUem,  sed  ad  MetropoUtü^i 
»mu,  cm  Eppus  3ube^t,  i|iterpomU\r .  appelhitio^f ,  ^VgL  Jiiig^l  L  c^. 
1.  28,  n.  6.  Phillips  l  ,c,ii\^  iS6.     Nur  eine  iSi^^ica^o,!  eine  A1I4 
Gnadengesuch  ,l)eim  Bischof,  er  möge  den  (Teneralvicar  ;UB.ter.Ziir. 
Ziehung  eines  weiteren  bisclvö&ichen  jBevvUmftchtigtef)^  oder  den  Nac^-. 
folger  .^es   General vicars  mit  eii^fr,  abermaligen  .  Uater^ucbung  der 
S^qhe  ,ujid  eventuellen  Abänderung  ^es.  Urtheila  beauftragen ,  wftre 
et^a  nach  Analogie  der  irömischeu  Supplicationes  an  den  ü^aiser  gegei^ 
die ;,  inappe^abQleu  lüutscheidungen  des  Praefectus   Praetorio  (Vgl* 
hierüj:)ei*  Veririg^  Geschichte  un4  Instit.  des  rom.  Frivati'.  §.  .102.  J^t, 
l\.fß.  l^lj.)  denkbar.    (Ungenau  wird  diese  rpmisch-rechtliche  aig^li^ 
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oatio  att^aOisst  ^on  Reiffimktd  lib.  L  tit  lY.  §.  3.  n.  77.  78.  und 
JTober  1.  c.  S«  577.)    Aber  da  dieee  supplicatio  von  Juatinian  aufgeho- 
bon  wurde,  so  foUt  es  aach  im  canon.  Beehte  an  einem  ferneren  An- 
haltspunkte f&r  die  Anwendbarkeit  derselben.    Wie  es  sich  mit  der 
Appdhtion  ?erhilt  in  den  F&Ueai,  wo  der  Genendyicar  kraft  Special* 
mandats  entscheidet,  werden  wir  weiter  unten  sehen.  Gegen  ein  Inter- 
locnt  des  Gteneralvicars  kann  man  bei  diesem  selbst  und  ebenso  dann 
auch  statt  bei  ihm,  direct  beim  Bischof  Beschwerde  und  die  Ktte 
um  Znrfioknahme  des  Interlocuts  vorbringen  (ygl.  1.  14.  Dig.  de  reju- 
dio.  40, 1.,  &  00.  X.  de  appell.  II.  28»).    Ebenso  kann  man  ein  Qe^ 
such  um  ein  int^frum  restitutio  oder  eine  querela  nuUitatis  gegen  eine 
Entscheidimg  des  Generalvioars  nach  Belieben  entweder  bei  dem  Ge- 
neral vicar  selbst  oder  bei  dem  Bisdiof  Torbringen ,  eben  weil  Gene* 
ralTiear  und  Bisdiof  Bin  und  dasselbe  Forum  bilden.    YgL  Kober  1.  c. 
p.  576.  f. 

5.  Mit  dem  Tod«  des  Mandanten  hOrte  nach  dem  römischen 
Rechte  auch  die  Jurisdiction  des  Mandatars  auf.  So  hörte  bei  den 
Legaten  des  Proconsuls  alle  Jurisdiction  mit  dem  Tode  dieses 
auf,  auch  jene,  die  aus  dem  Gesetze  erfloss.  Ferraris  1.  c.  s.  y. 
juzisd.  n.  17.  cfir.  1.  6.  de  jud.  D.  II.  1.  Engel  1.  c.  I.  81.  n.  8.  Dass 
beim  Tode  des  Bischöfe  auch  die  Jurisdiction  des  Generalvicars  er- 
lischt, ist  bereits  gesagt  worden.  —  Aus  diesem  Allen  folgt  aufs  Un- 
zweifelhafteste, dass  die  Jurisdiction  des  GeneralTicars  eine  Jurisdictio 
mandata  im  Sinne  des  römischen  Bechtee  ist. 

6.  Wenn  der  Generalvicar  nun  aber  auch  mit  dem  Bischof  recht- 
lidk  eine  unitas  personae  und  Ein  und  dasselbe  Forum  bildet  und  er 
daher  auch  nur  diejenigen  Rechte  ausüben  kann,  die  dem  Bischof  selbst 
zustehen;  so  beruht  es  doch  auf  einer  völligen  Verkennung  der  recht- 
lichen -Natur  des  Mandats^  wenn  Kober  (in  der  Tfibinger  Theologischen 
Quartalschrift,  1853.  Jahrg.  85.  H.  4.  S.  561  f.)  behauptet,  dass  der 
jBiscAo/'und  nicht  der  Generalvicar  dafür  verantwortlich  sei,  wenn  der 
Letztere  je  die  bischöflichen  Befugnisse  missbrauchen  oder  überschrei- 
ten  sollte.  Allerdings  ist  der  Bischof  verantwortlich,  wenn  er  bei  der 
Bestellung  des  Generalvicars  nicht  mitder  nöthigen  Sorgftlt  einen  geeig- 
neten Mann  auswfthlt;  und  ebenso  ist  auch  der  Bisehof  verantwortlich, 
yreaa  er  den  Generalvicar  nicht  gehörig  beaufsichtigt  und  nöthigen 
Falls  entläßt,  und  der  Generalvicar  sich  einer  Amtsüberschreitung 
oder  eines  Aratsmissbrauchs  schuldig  macht,  während  der  Bischof 
dürfch  bessere  Beaufeiohtigung  oder  rechtzeitige  Entlassung  des  Gte-^ 
neralvicars  dieses  hätte  verhindern  können.  Wenn  aber  den  Bischof 
in  diesen  beiden  Beziehungen  keine  Schuld  trifft,  so  haftet  er  auch  in 
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keiner  Weise  für  das  Vergeben  dea  OeneralTicttrs.  Die  Begala  juris 
72.  in  Yl^  5. 2. :  »qui  facit  per  aliniDt  est  perinde  ao  ai  faciat  per  se 
ipsum,«  aufweiche  m\iKoher  beruft,  gilt  nur  soweit  der  Mandatar 
wirklich  als  Mandatar  handelt,  d«  h.  sich  innerhalb  der  ihm  übertea* 
geuen  Vollmachten  h&lt;  soweit  er  diese  überschreitet ,  handelt  er 
nicht  mehr  als  Mandatar,  daher  auch  nicht  mehr  als  Organ  des  Man- 
dans,  sondern  gegen  dessen  Mandat.  Der  Oeneralvicar  haftet  also 
wenn  er  seine  Vollmachten  überschreitet  oder  missbraucht  dem  Bisefaat 
erstens  als  seinem  Mandanten,  wegen  Nichtausfthmng  oder  schlechter 
Ausfuhrung  des  Mandats  und  zwar  schon  nach  römischen  Bechtsgmnd«- 
sätzen  wegen  jedes  auch  noch  so  geringen  Versehens,  welches  ein 
besonnener  sorgfilltiger  Mann  zu  vermeiden  pflegt;  und  zweitens  ver- 
fällt er  in  solchem  Falle  dem  Bischöfe  als  <tom  Ordinarius  judex  we- 
gen des  Vergehens  des  Amtsmissbraucbs  oder  der  AnmasBuig  einer 
kirchlichen  Gewalt  die  ihm  nicht  übertragen  ist.  Der  Bischof  selbst 
haftet  aber,  wie  gesagt ,  nur  dann ,  wenn  ihm  entweder  in  Bezug 
auf  den  Act  der  Bestellung  selbst  oder  in  Bezug  auf  die  Ueber- 
wachung  des  Qeneralvioars  irgend  etwas  zur  Last  fällt. 

7.  Wenn  nun  aber  die  Jurisdiction  des  Qeneralvicars  keine  or* 
dinaria,  sondern  eine  mandata,  keine  nativa,  sondern ,  wie  Card,  de 
Lnca  (Miscell.  diso.  1.  n*  21.)  sagt,  nur  eine  dativa,  accideDtaUs, 
precaria  vel  provisionalis  ist,  so  kann  er  auch,  obwohl  er  die  ge- 
sammte  bischöfliche  Jurisdiction  ausübt,  nicht  unter  die  Praelaten 
gerechnet,  sondern  blos  als  in  dignitate  constitutus  angesehen  wer- 
den. Engd  1.  c.  n.  5.  Schmdlegrueher  1.  c.  n.  25.  May  1.  c.  8.  411. 
cfr.  thülips  1.  c.  S.  146.  Dass  auch  das  Amt  des  Qeneralvicars  ala 
solches  kein  Beneficium  sei,  ist  nach  dem  Gesagten  selbstverständ- 
lich. {Schutte  1.  c.  n.  4.  Devoti  1.  c.  I.  p.  166.)  Für  die  Frage  nach 
dem  Bange  und  der  Präcedenz  des  Generalvicars  verweisen  wir  ein- 
fech  auf  Ferraris  1.  c.  art.  III. 

S.  6.  Der  Dmfiiag  der  Amtsgewalt  des  SenaralvlcArs. 

Der  Generalvicar  ist  nur  Stellvertreter  des  Bischofs  fBr  die 
Handlungen  der  bischöflichen  Jurisdiction;  somit  ist  von  seiner 
Amtsgewalt  Alles  ausgeschlossen,  was  nur  ein  Ausfluss  der  bischöf- 
lichen Weihe  ist.  Mag  deomach  ,dor  Generalvicar  auch  Bisehof 
sein,  so  kann  er  doch  keine  Fontificalien  ausüben  ohne  Specialvoll- 
macht, auch  nicht  dazu  einem  andern  Bischof  die  Facult&t  ertheilen. 
Bened.  XIV.  L  c.  II.  c.  8.  n.  2.  Ferr.  1.  c.  art.  IL  xu  48.  59.  19. 
Schmcütg.  1.  c.  n.  22. 

Die  Amtsgewalt  des  Generalvicars  bezieht  sich  femer  nur  auf 
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die  Oegeortande  der  etgentlieh  gastlichen  Gewalt  (spiritualia).  Die 
Venraltong  der  T^mporslien  des  Bischofs,  der  sog.  Mensa  kann  ihm 
tiiesfaragen  wmrden  oder  auch  nicht:  sie  geMri  nickt  eum  Begriffe 
»eines  Amtes.  Hat  er  anch  diese,  so  heisst  er  um  dieser  willen  Oeco- 
nomns.  cfr.  Jtfoy  1.  c.  S.  405.  Engel  1.  c.  28. 1.  n.  3.  SchmalJifg,  1.  c.  n.  14. 

Es  ist  das  zwar  eine  Streitfrage  anter  den  Ganoi^sten ;  so  z.  B. 

sagt  Fhtrains  (L  c.  n.  1.):  »Yicarins  generalis  ad  hoc,  nt  snnm  mu- 

nos  pleno  et  libere  exercere  possit,  dehet  ab  Eppo  constitai  in  spiri- 

tnalibns  et  temporalibas,  nee  snffieit ,  si  constitnator  tantnm  in  spl- 

ritnalibns,  qnia  sab  tali  forma  yerbomm  non  esset  rigorose  Yicarins 

generalis.«  Allein  man  wird  wohl  jE^I  beistimme  mfissen,  der  die  erste 

Ansicht  probabilior  et  acceptior  nennt.    Sie  stützt  sich  Yorzftglich 

anf  c  2.  sess.  13.  Gonc.  Trid.  u.  c.  3.  de  temporib.  ord.  (I  9.)  in  VI^ 

wo  der  Ansdruck  »ipsins  in  spiritaaUbus  Yicarins  generalis«  vorkommt. 

Und  nicht  wenig  nnterstfitzt  wird  diese  Ansicht  aucn  durch  Gonc. 

Trid.  sess.  24.  c.  16.  de  reform.,  wo  die  Synode  verordnet,  dass  das 

Gapitd   sede   vacante  innerhalb   acht  Tagen  nach  dem  Tode  des 

Bischofs  einen  Official  oder  Yicar  aufstelle  oder  den  schon  bestellten 

bestätige;  zugleich  aber  auch  will,  dass  ein  oder  mehrere  Oeconomi 

aufgestellt  werden,  welchen  die  administratio  temporalium  (»rerum 

ecclesiasticaram  et  proventuum«)  übergeben  werden  soll.     Daraus 

kann  man  wohl  mit  Sicherheit  schliessen,  dass  die  Yerwaltung  der 

Temporalien  »ad  ofSeium  Yicarii  generalis  ipso  jure«  nicht  gehöre. 

Engei  L  o,  n.  8. 

Nach  diesen  Yorbemerkungen  kdnnen  wir  nun  mit  Schulte 
(1.  c.  S.  278.)  sagen:  Der  Amiskreis  des  Chneralvicars  umfasst^ 
fdüs  nickt  vom  Bischöfe  bestimmte  Gegenstände  ausgenommen  sindy 
regelmässig  die  gesammte  biscköfiidie  Jurisdiction  mit  Ausschluss 
derjenigen  Befugnisse,  deren  AusObung  ein  Specicdmandat  erfordert. 

a)  Im  Allgemeinen  kann  man  sagen:  »Yicarins  Generalis  vi 
officii  ffibi  generaliter  commissi  ordinarie  potest  ea  omnia,  quae  Ep- 
pus.«  Ferr.  1.  c.  IL  n.  3.  Es  liegt  im  Begriffe  und  Wesen  seines  Am- 
tes, dass  ef  keine  andere  als  die  dem  Bischöfe  eigenthümlich  zuste- 
hende Gewalt  diese  aber  in  Kraft  eines  allgemeinen^  die  ganse  DiScese 
and  alle  Personen  oder  Sachen  einer  bestimmten  Art  umfiissenden 
Auftrages  ausübe.  Dies  sagt  schon  der  Name:  Generalvicar.  Der 
Generalviear  kann  also  die  gesammte  biscMfiicke  Jurisdiction  aus- 
üben, und  zwar  allgemein,  d.  h.  bezuglich  aller  Handlungen  einer 
gewissen  Art,  und  in  der  gansen  Diöcese;  würde  er  das  nicht  können, 
80  würe  er  nicht  Generalvicar,  sondern  nur  ein  Delegirter  des  Bischofs 
fflr  einen  bestimmten  Bezurk  oder  für  einzelne  Acte  oder  Geschkfte. 


9^  Fnedle,  Ueto  den  kiiMlirlM  ««MnliitatT. 

JKbjf  1.  c.  S.  404.  Er  bildet  ja  nät  dem  Bisekof  Bne  PeUMB,  «ih  md 
dasselbe  Tribunal,  »unnm  ei  idem  conaistorium  aive  aaditorium«  (c.  8. 
II.  15.)  YV.  Das  ist  auch  der  Qnmdf  waram  der  Qeii«ral?icar  in  der 
Stadt,  wo  der  Bischof  residirt»  auch  residiren  mnss.  »Nam,  sagt 
Ferraris^  generalis  vicariqs  dicitor  Ule,  qui  constiiiatos  est  ab  Bppo 
mat  generali  potestate,  ut  ejus  Vices  gerat  ia  eodem  heo^  in  quo 
ipse  sedem  habet  ac  jus  dicere  seiet  ita,  ut  censeatur  idem  esse  audi- 
torium  utriusque  (c.  2.  de  consnet.  (L  4.)  yi<>.«  art.  I.  u.  8.  o.  9.  En- 
jfd  h  cju  4.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  die  fiichtigkeit  deaiea, 
was  Ferraris  sagt,  Aex  also  schreibt:  »Vicarius  const|tatns  in  ali- 
quo  loco  Tel  parte  dioecesis  cum  &eultate  generali  pro  omnibus  oausis 
ejusdem  loci  vel  partis  est  solum  delegatus,  non  autem  Yicarius  ge- 
neralis, c  (S.  Gong.  £pp.  in  una  Nullius  n.  22.  Decbr.  162&}  n.  16. 
»Sppus  non  debet  habere  plura  tribunalia  vel  plures  vicarios  juxta 
numerum  dominiorum,  ad  quae  dioecesis  se  extendii  S.  Gong.  Epp. 
16.  Febr.  1604.  Nisi  tarnen  alieubi  ob  justas  et  graves  causas  habe- 
retur  ad  id  specialis  concessio  seu  prOTisio  Apostolica,  aut  consuetudo 
legitinse  praescripta.«  n.  16. 

Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sidi  auch ,  dass  coram  Eppo  die 
Jurisdiction  des  öeneralvicars  aufhört  (oessirt),  und  dass,  sobald  der^ 
selbe  als  Stellvertreter  des  Bischofs  fnngirti  bei  Sitzungen  des 
Toni  Bisehofe  in  andern  als  innern  Gapitelsangelegeiiheiten  beruleaen 
Gapitels  u.  s.  w.  ihm  der  Sitz  und  die  Bechte  des  Bischofo  gebühren. 
Schulte  1.  c.  Phillips  1.  c.  S.  439.  Ja  selbst  in  Anwesenheit  des 
Bisehots  hat  der  Generalvicar  den  Sitz  neben  dem  Bischof  und  geht 
den  Gapitularen  vor,  wenn  nicht  eine  andere  Gewohnheit  herrscht. 
(JJcncd.  XIV.  1,  0.  3.  10.  n.  2-,  1.  3.  c.  3.  n.  3,) 

b)  Ich  sagte  oben,  von  dem  Amtskreis  des  Generalricars  könne 
der  Bischof  bestimmte  Gegenstände  ausnehmen.  Es  steht  dem 
Bisohof  zu,  einzelne  Geschäfte,  einzelne  Orte  oder  Bezirke  ausnahms- 
weise sich  vorzubehalten,  —  dies  hält  die  sententia  communis  doc- 
torum  und  die  Praxis  fest,  —  jedoch  darf  diese  Ausnahme  liicht  so 
weit  ausgedehnt  sän,  dass  die  Regel  aufgehoben  wird,  d.  h.  der 
Bischof  darf  sie  nicht  so  verviel&ltigen  und  ausdehnen,  dass  die  Ju- 
risdiction des  Generalvioars  aufhörte  eine  allgemeine  zu  •  sein  {May 
1.  c.  S.  405.  u.  408.).  Im  letzten  Falle  wurde  er  keinen  Generalviear, 
sondern  blos  einen  Deiegirten  aufstellen,  oder  wemi  er  nachher  die 
Amtsgewalt  desselben  auf  solche  Weise  einschränken  würde,  ihn  m 
einem  Deiegirten  herabsetzen. 

c)  Idb  sagte  oben:  »der  Amtskreis  des  Generalvicars  umfasst 
regefanftssig  die  gesammte  bischöfliche  Jurisdiction  mit  Adßssohlms 
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iferl«    Kit  dsBseoi'lBtrteiL  Wotten  siAl'eben  MbjfesifamlMD  Miüeh, 

idaw  ausser  ddn  Befsgiusseii ,  di$  der  Bischof  sieb'  r^errirfc'>liai'^  ^s 

-ttÄch  Moh  ndare  gsbft,  ireMie  Voa  der  AmiBgewalt'des  Gtaacbilvican 

'«oagssaUoMen  and,  tlnd  feudie^pn  Ansfibiüig'ier^ne'SpeiäailvoUiiiaokt 

JMJbirf.    In  dieeMT  Bmeisung  aalgk' F&rrdris  <1.  c.  art  li'D;  &)^  der 

•GesBOAlYiear  kilne  AlMs  < '  wha  der-tBiebhof  läMliA ,  »nisi:  tifaien'  aH- 

.qui  fliiteit  1«  spttiaKter  in  juretl exC9ptum\  ttk  de  se  dard*:patc(t  et 

emiies  dkiitür^'  mV  2;  f*ei  sil  tia  -^ratn^  e^  ärduä^  tä  äam^Eppitß 

mm  emk  Uli  in  speeie  wti^imiUiäit  emtsesmtitits,  seu  «e9  ^t  talie,  ^Ü 

ei^t  e^iaie  maadatöin:«  '  •  t    .  ;•  '•  n 

Was  den  ereten  Puidcfc  betrifft,  ao  ist  aa  Irerivm^Bti  anrfo.  fktL  ,9. 
.d6  ofL  vkar.  (1.18.)  in  YF.  a..c.  8.  de  tempore  ord.  in  ¥R:  (I.D.)' 

:  Uokaidrtliehiides.  aweitnii.Ptti&tes  aägt  sfdion  die  DecrUale  von 
3i0iifaM  VIIL  (o.  S.  in  ¥1^.  I.  IB.y.  iGam  in  generali  ctmoessione 
fieqUaquam  ilhi  4reniant',  qoito  neu  eteel  qui»  .vetisimilitsr  is^Hspecie 
concessoros  .  . .«  Denselben  Grundsatz  spricht  anch  die  re^i  juris 
81-  in  VF.  a«8.  cfir.  c.  5r  da  pttjciirat.  in  VF.  (I  19.)  JEngd  1.  c.ii.,10. 
Sehmalpgru^tr  l  ^  VL  21.     .     .    -     *  .     '    ■  '    .. 

Demnach  siiid>  einzelne  .Bafugnisse  dem  Bischöfe,  schon  durch 
-das' Gemta  reeerrirt -uiid  könliSBii  ^d^m  Gen^/alTioarinUr  dfcno'/zuste- 
h«w  ^wmn  er  entweder  eine  Speeiabollmaoht  zu  deren.  AnMbihig  er- 
-Mtan  oder  wenn  aich  eine :Qew0hkheü  dafUr  gebildet tUati  FhilUps 
1  Oi  S.  43Ö»  Si^mulas/ruebcr  1.  c' "    ii-    .  .  ^      f.. . ,., 

Fassen  wir  nun  das,  wa^  wir  über  im  Umfang  dei^  Jurisdiction 
/des  Generabrioaüs  ausgefßhvt  hacbapvstOamBran;.  m  kteben  ^dr  mit 
^dhmaUfgtmber  itageH:  >Yi  offioii  sui :  espedire  potest  Viearios ;  gene 
ralis  negDtia  et  caiuas  oiBiiea/  quae  *adjiia^i8AiUio(ii^^episo$iMtmn  or- 
idinaru^m  pertinept/exeeptis  dwntastat  üs,  qme  speciale .  ikiandatttm 
requij^unt:  lästque  lu>c  Ita  verum;  ut  hoo' ifwo^^si'iinnallquiö^  juris 
.tesrtu  didtur,  quldquam  ad  Eppi :  dioeoes«  v^  '>bcdifn^rii(  pOtestatem 
pertinere,  etiam  pertinere  praesumatur  ad  VicariaftU'  geneftilto,  nisi 
■vel  ex  jure  scripto,  vel  recepta  constietftdine,  v^li  aliande  e..g.;ex 
ip^tts  fippi  ^espressa  volonta,  ^el  oausae  gravrtato*  cMstet,'  qtiod  spe- 
cialis comissio  ad  id  requiratur.«    '     .  ,.   f  ..  f    .       :    L    » 

unter  den  durefa  das  gesobri^besie  Hecihtt  von.det'  VolUnaidtt.des 
Gteuendvicars  ausgenoünmenen.  Befhgnbsen  i^egt  mam  solche :  ti  un- 
terscheidMi,  die  ihm  gar  nicht,  und  ^lohcf  dieihm  nui'  durcih  äie  Spe- 
4iabM)lbnaeht  übestragen  werden  können;  Zu  den  «rsteren  «ählte 
^iian.die  Absolutien  von  dem!  Verbrechen  der  geheimen  Hteede«  (Conc. 
3Md(i  sess.  24.  £..  i6.\de« rtferm.)«    Allein  däii*  Bischflfen,  MaAi  Jsfr  diese 
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BiAignifld  leit  dem  Gonc.  Trid.  wieder  entiogen  worden.  {Mop  L  e. 
S.  41dw  Betied.  XIV.  1.  c.  1.  9.  c.  4.)  Ferner  zählt  man  liieher  die 
Beftigiiiss  in  Abwesenheit  des  Bischofs  die  bischöflichen  FanctiMen 
TOiziuMdunen ,  ab:  Conventnal-  ond  Pontificalmessen  zn  leeen^  das 
hOctote  Gut  oder  die  heiligen  Beliqnien  bei  Processionen  zn  tragen 
oder  sich  in  andere  geistliche  Yenrichinngen  einzumischen,  weil  dieee 
Verriohtongen  in  Abwesenheit  des  Bischofs  den  eisten  Ga^itdedigm- 
tfttm  und  andern  Capitnlaren  der  Eurche  der  Reihe  nach  zakommen. 
(efr.  Mojf  L  0.  Ferr.  L  c.  n.  50.  u.  48.)  Allein  dies  sind  keine  Juris- 
dietioDsacte,  ond  gehören  eigentlich  nicht  hieher.  Wir  gehen  daher 
zu  jenen  Jnrisdictionsacten  fiber,  die  der  GenenÜTicar  nicht  ohne 
Specialvollmacht  yomehmen  kann,  nnd  dazn  gehören : 

1.  Die  DiOeese  za  visitiren ,  denn  dies  soll  der  Bischof  selbst  thnn 
nnd  nnr  wenn  er  legitime  gehindert  ist,  dnrch  seinen  General- 
Ticar  oder  einen  andern  Yisitator  thnn  lassen,  cfr.  Conc.  Trid^ 
sess.  24.  c.  3.  de  reL  c.  6.  de  off.  ord.  (I.  16.)  in  YV.  Bened.  XIF. 
n.  8.  n.  3. 

2.  Ebenso  die  DiOcesansynode  zu  bemfen.  (S.  Gong.  Gonc  4.  Decbr. 
1655.  Bened.  XTF.  1.  c.  11.  8.  n.  3.,  I.  6.  n.  4.  u.  11.  8.  n.  8.) 

Nnr  der  Oeneralvicar  von  Bom  (Yicarins  ürbis),  TOn  dem 
überhaupt  Braed.  XIV.  (1.  c.  n.  8.  n.  3.)  sagt:  »pluribns  est  in» 
struetus  praerogativis,  quibus  alüs  praestat  Epporum  yicarius:« 
kann  ohne  Specialvollmacht  den  römischen  Klerus  zur  Synode  be» 
rufen.  In  der  Gonst.  Paul.  III.  (35.  §.  10.  Bull.  tom.  1 .)  wird 
unter  Andern  dem  Yicarins  ürbis  auch  diese  Facultftt  ertheilt: 
»Synodnm  in  Romano  Glero  pro  correctione  malorum  morum,  et 
pro  necessitate,  jnxta  temporum  oppurtunitates  in  Glero  occur- 
renles,  ubi  et  quando  libuerit,  celebrandi,  congregandi  etc.« 
8.  Die  Ertheilung  von  Dimissorialbriefen  zum  Empfkng  der  heiligen 
Weihen  ausser  wenn  der  Bischof  »in  remotisc  weilt  und  erst 
nach  längerer  Zeit  zurfickkehren  soll,  c  cum  Nullus.  de  tempor. 
ord  (L  9.)  in  Yio. 

4.  Die  Untersuchung  und  Bestrafung  von  Excessen  und  die  Yer- 
hftngung  der  Amotion  von  Beneficien,  Aemtem  und  Yerwaltungen. 
c.  2.  de  off.  vicar.  (I.  13.)  in  YV. 

5.  Ke  YerleihuDg  (Gollatio)  von  Beneflden  (c.  3.  de  off.  vicar.  (1. 13.) 
YIK;  nicht  aber  die  Institutio  in  dieselbe  c  3.  de  instit.  X. 
(m.  7.).  üeberhaupt  braucht  der  Generalvicar,  wie  Bened.  XIY. 
sagt,  in  materia  beneficiali  zu  Allem,  »quae  sunt  merae  liberali^ 
tatis  et  gratiae,  vel  speciem  habent  alienationis,«  eine  Special- 
YoUmadit»  um  handeln  zu  können.  {Bened,  1.  c.  II.  8.  n.  2.), 
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denn  Onaden  artbeikn  und  dergkichMi  steht  dem  QenendTicv 
nicht  za  {Engd  h  c.  n.  10.  Jfoy  1.  c.  412.). 

6.  Die  Prftsentation  zu  einer  Patronatspfirfindef  wo  dem  Seckot  die 
Prftsentatioa  zukommt. 

7.  Die  Yeieimguig  mid  Theilnng  von  Benefiden  —  jede  Abinderang 
deraelheB«  — 

8.  Die  ErrichtaDg  von  Benefieiai  nnd  Genehmigimg  einer  Stiltmig 
mit  Patronatneeht,  ebenso  die  Erriehtong  toh  PfarreiBn. 

9.  Die  Genehmigimg  zur  Erriehtong  einer  neuen  Dignitit« 

10.  Die  Belastung  eines  Beneftcinms  mit  einer  Pension,  wo  der  Bisohof 
eine  solche  veii&gen  kann. 

11.  Die  AnfsteUnng  eines  Yicais  für  einen  nntaug^chen  Pfiiner  nach 
der  Bestimmung  des  Conc.  Trid.  sess.  21.  c.  6.  de  ref.  Jedodi 
sind  die  Autoren  hierai>er  nicht  einig,  ob  der  Geneiüvicar  mit 
oder  ohne  SpedalyoUmacht  dies  thun  könne,  cfr.  Moy  L  c.  422. 
AUein  da  dies  wie  eine  Strafbefugniss  erscheint  und  dabei  das 
Beeht  eines  Dritten  berührt  wird,  bin  ieh  f3r  die  erste  Ansicht. 

12.  Die  Aufttellung  eines  Oeconomus  ffir  eine  Kirche» 

13.  Die  Erhebung  yerfidlener  Kirchen,  zu  deren  HersteHnng  es  an 
Mitteln  fehlt,  zu  Mutterkirchen,  oder  deren  Vereinigung  mit  an- 
dern Nachbarkirchen. 

14.  Die  Veränderung  des  Standes  (status)  einer  Kirche  iu  dm  E&Uen, 
wo  solche  dem  Bischöfe  zusteht 

15.  Die  Veräusserung  kirchlicher  Sachen  oder  amtliche  Genehmigung 
solcher  Verftusserungen« 

16.  Die  Erlaubniss  zur  Erbauung  neuer  Klöster  oder  Oonvente  in  der 
Diöcese.    S.  Cong.  Conc.  11.  Julii  1620.  JFbrr.  1.  c  n.  43. 

17.  Die  Aufhebung  von  Interdicten. 

18.  Die  Ertheilung  der  Dispensen  von  Irregularitäten,  und  Abso- 
lution von  Suspensionen  wegen  geheimer  Delicto  und  von  andern 
gdieimen  dem  apostolischen  Stuhle  reservirten  Fällen,  wo 
der  Bisdiof  nach  Conc.  Trid.  sess.  24.  c.  6.  de  ref  dieselben  er- 
theilen  kann,  weil  das  Concil  diese  Befbgnisse  nur  den  Bischöfen 
selbst  oder  einem  dazu  besmders  an&ustellenden  Vicare  ge- 
währt hat 

19.  Die  Absolution  von  der  Excommunieation  des  canonis  >Si  quis  sua- 
deute  diabolo,€  in  den  Fällen,  wo  sie  dem  Bischöfe  zusteht. 

20.  Die  SubjBtitttirung  eines  andern  Vicars.  Diese  darf  selbst  im 
Falle  hiezu  erlangter  SpecialvoUmacht  nur  aus  rechtmässiger 
Ursache  und  auf  kurze  Zeit  geschehen  (cflr.  a  4.  de  off.  vicarii  X. 
(I.  28.).    Der  kraft  spedeller  Vollnutcht  vom  Oeneraliiear  selbst 
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atdgestellto  Sdbititet  heisst  'dam-  Loenm  teneiisi»  w&knttd  der 
vom  Bischof  aufgestellte  5^bMit1lt  Vicegere«^  helssfcr    May  L  c. 

21.  Das  Erkenntniss  über  das  Verbrechen  d^r  Hilresie.'        -     j 
.28;  Den  Wüleii  dev  Klosteidandids^imen  zn'etlonoigw-iiitd^^zti  poräfe^^ 
ausgenommen  wenn  der  Bischof  abwesend  oder  .ti«Aiiidiirt  ist. 
..:  .Conc.!ßrid.  8eBir..25.-c.  17.  deregoL     i  :       ^         -     >  ■  *    ' 
23.  Das.SrkenntiaBg  aber  O^snehe  an  fidstitaiiin  in  iiftegm      we- 

nigstena  nadi  einigen  Aiitoisn.  . 
2L  Die  Aaferbgnng^  i  des  Eides,  der  .pnqjatio  eanonioa. 
25.  Die  Beglaubigung  einer  Abschrift  in  d/^r.WeiBa>  dMS'Sie  di»*Stelle 

des  Originals  r&ftreie  c.  16.  de  fide  insirnm.  X  (H.  22e).     L  .1 . 
2&  Die  Einziehung  dec  Guter  der  Kleiioer. 
211.  Die  Verwandlting  körperlicher  Strafen  in  Oddatmfcm 
.2a  Die  EhrCheilung  des  Doetovates,  wK>  äe  diem  Bisebof  dnrrii' Priyi- 

i legiuoi  fluateU.  :    ..         .   «  .   . ./ 

29/  Die  ¥ollzvrii«ng  letzwilliger.  ABODdniiigen  m  üroflUBan  8iv4iken. 

30.  Die  Ertheilimg  von  Ablfissen  e.  12.^  de  exceesL  praelai  X.  ^.  310* 
;.     :  Ja «inige  Autoren  beliaupien,  dassdn'Biaehof» idae BeÜhi Ablfttte 

0B  evth^üen  nicht  einmal  durch  Specialtollmacht  auf  den  Gteneral* 
vicar  übertragen  könne,  cfr.  Analecta  J.  P.  JuL  August  1857. 
.    •    p. Ä67..'    ■  ■      '.  •        ...  '      ■      :  .M 

31.  Die  Anordnung  öffentlicher  und fioieriicker  Bosseni  c.  12.  X.(V.  31.) 
V^.  Abselutioft  von  den  bisditfidieD  Beserrat^Ulon.  oj  &4/d!ei(f>os^ 

(V.  38.)  VF.  r;  •    /         !.  . 

;88.  ? Dar  finipfang  der  Obhitionen,  des  CatkedratioumtideriSiikÜdieti, 
der  ^g;  Brdcurattaninbei  Vitotationen  und  (IbeäiaqpAiAns&bung 
der  nach  den  Canones  zulässigen  Bechte  in  Ansehuttg.  des  Z4it- 

-  •■    'liehen.    ■ '  :.  .:.:;.  1     .^:  .'  » 

^84.  Uetaeriiauirt;  die  Vornahme  aller  Hand^iungen«  welcb0deiDiBi6choie 
moki  .na«k'  dem  gemeinen  Rechte,  sondern  ausseiMHft  4ei$elben 
"krift  eines  beaondem.KiedlittitelB'ZtstQhetu  .  Die  iFcagSj  daher,  ob 
'  deäf.QenerBbrioar  ohne  iSpeoialvQllnachtiAete' Yoctdioikdti  könne, 
•dtte  dem  Bischöfe  als  Delegaten  des  apostoUsohen  Stohlea'  über- 
tragen sind,  kann  nur  in  Bezug  auf  jene  Sachen  huS^dlti  werden, 
velcfae  vor» dem  Goneilium  von  Trient  in. des  ordeniilieluai  CDmfe- 
tealz  des  fiiaebo£|  lagen  (und  sonst  nicht,  unter  die  ausgeiidmmen 
.  ^Bählt  werden  müssen); .  Se.uiiterscheitlet  die  CongMgatio>  Chm- 
ottilJirojf  L.c.  fi.  417.  o.  IL  u.  &  419.  R.  20» 

.  8Sl  Difr  Dispensationen  in  £lkehindeniis$en.  B.  Cemg«  £pp«  23. .  April 
16I€l..(i6v  JWrr.'  l  :o^ji.i;60.  u.  61.^  weli^r  Autor  tlbel^aupt 
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äb«r  diwB  AiiBiudimsflUle  (ait.  Tl.),  so  wie  SchfHatggrutt^er  I.  e. 
'  n.  21^-85.,  JBhgel  i.  c.  n*  M).  .  .,  Bened.  X7F.  1.  c.  TT.  c.  8.,  Moy 
l.  e.  S.  412—423.,  PkittipB  Vn.  S.  440.  m  RstMto  gebogen  iMS 
den  könneiL) 

Auch  die  läieaachcn  überbaopt  giAiOrten  efigentHeh  hieher ,  in- 
iesAen  vennöge  ChwohnheU,  welche  dureta  c,  8.  X.  (IV:  11.)  n.  c.  I.  X. 
(lY.  15.)  unteivUltzt  zu  wardm  schei&t,  eind  ele  decb  öfters  der  Cog- 
nition des  OeneralvicaEB  nnteiworl^n,  so  wie  anöh  aüS  diesem  Grunde 
gestattet  worden  ist,  «ow  dem  Aufgebote  aus  genügenden  Oründen  m$ 
äugpensirefL  FhiOips  1.  c.  S.  440.  Sehmcizgrueher  scbreibt  hiertther 
(L  c.  n.  28.) :  ^Ex  eadem  eoMuetudme,  imö  de  jure  eiiam,  ex  ju^ia 
causa  dispenslafü  ( Vtcarii  generales)  in  defHUntiaiion^me,  ei  praescrfpto 
8.  &  canoaum  et  Concilii  Trid.  praemittendis  contractai  matHmoniaU. 
Neqtie  obstat,  qnod  Trid.  sess.  24.  c.  1.  de  ref.  matr.  eam  dispensaiidi 
am  remittendi  facvltatem  concedat  tantmn  Ordinatio ;  nam  etiam  V^ 
cariiM  nomine  Ordinarü  cdmprebenditar.c  (ofr.  LiguMi  th.  mof .  (. 
n.  1007.)  »Ex  simili  consnetndine  ubiqne  fere  recepta,  imo  jnris  oon- 
oessione  per  c.  in. 'de  cognat.  spirit.  et  e.  Aceepisti  1.  de  frigid,  et 
malet  Ticarii  generales  libere  cognoscnnt  de  caiisit  matHtböniahbt», 
licet  ob  arduitatem  suam  crinrinalibus  aeqniparentur ;  quia  diffictiUa- 
tem,  qnam  ardnitas  canssrum  istomm  flicit,  mollire  possont  {düiin^i, 
ü^ue  doetissimi  Commeptarii  in  materia  matrimonii  editi,  fA  illos  con- 
sidere  judex  ecclesiasticns  ?elit.c  efr.  Moy  1.  c.  S.  418:  n.  18.  JRütMk^ 
Compend.  can.  1.  1.  tit.  28.  §.  4.  n.  2.  Wohl  aber  kann  der  öeneral*- 
vicar  ohne  SpocialvoDmacht  Ehen  giltig  assistiren,  und  andeim  Prie- 
stern dazu  die  Erlaubniss  ertheilen,  wenn  er  auch  selbst  Mos  Slerker 
w&ra  »Gensuit  S.  Gong,  coram  vlcarii  Bppi  m&trfanofiibm  contrahi 
posse  perinde  ac  coram  parocho.c  1.  10.  decret.  p.  36:  cfr.  Ferr.  1.  o. 
n.  12.  Moy  Archiv  f.  k.  K.-R.  IL  Bd.  S.  468. 

Es  ist  nun  zunächst  die  Frage  zu  beantworten ,  wie  die  Voll- 
macht des  Generalvicars  lauten  muss,  damit  er  in  den  beseichneten 
AusnahmsAUen  handeln  kann  P 

Damit  in  diesen  AusnahmsAUen  der  Generalvioar'handelii  tamn 
an  Stelle  des  ffischofs,  ist  nicht  erforderlioh,  dass  dieselben  alle  «U- 
^aelttiü  dem  Anstellungsdecret  oder  in  der  erUieilten  Vollmacht  su^ 
gewählt  werden,  sondern  es  ist  hinreich^d,  wenh  nur  einige  derwicb«- 
tigiaren  genannt  sind  mit  der  Glausel,  der  Oeneralvicar  sei  fiberhaapt 
zu  Allem  ermächtiget,  wozu  sonst  eiitö  Spedahollmaelit  mSthig  sei: 
»ad'omnia  et  singula  faciendi  et  comraittendi,  etiamsi  mandätum  spe^- 
m\»  exigant:«  oder:  »Et  onmiaalia,  licet  mandätum  exig^Elnt  fpedalei« 
ufr.  Fen.  L  ü.  art.  IL  ü.  84.  Engdl.  a  n.  14).  Schmaleg.  L  o.  ä. 
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Aas  4i60ear  Yollmaeht  ^vlrd  dann  geeoUossen,  dass  der  Generalvicar 
zu  Allem  ermftehtiget  sei,  wae  nicht  vm  grösserer  BedeuUmg  und  Wich" 
iigkeU^  ida  die  mamefdlkh  ang^Wirten  V(^  Denn  die  Deere- 

tale  Clemens  V.  (c.  Non  potest.  2.  de  procnrai  (I.  10.)  dem.)  sagt: . . 
»Cum  sab  generalitate  tsli  graviara  non  vemani  vd  fmyora,  qaam  in 
ipso  prooaratorio  sant  expressa.«  (cfr.  c.  Sedes  apostolica.  15.  X.  de 
resoript.  (L  3.)  Sehmalägrueier  I.  e.  Ferraris  I.  c  Mag  1.  o.  S.  415.) 

Nicht  aber  wflrde  daca  die  Vollmacht  genügen,  in  welcher  der 
Bischof  sagt,  es  sei  dem  GeneraMcar  die  allgemeine,  ?oUe  and  fineie 
Gewalt  übertragen  Alles  sa  thon,  woza  er  selbst  ermächtigt  sei; 
aach  dann  nicht  würde  sie  genügen,  wenn  noch  binzagesetst  würde: 
etd  speciale  mandatum  exigant  c.  qni  ad  agendnm  4.  de  proenat. 
(L  19.)  in  Yl^.  (ßehmdUfg.  1.  c.  FhUlips  I.  c.  S.  441.)  Demi  damit 
über  den  umfang  der  dem  GeneraMcar  ertheilten  Vollmacht  kein 
Zweifel  obwalte,  ist  der  Grundsatz  festgehalten  worden,  dass  in  dieser 
Beziehang  eine  dorcbaos  stricte  Interpretation  angewendet  werden 
müsse  {I%iUips  L  c).  Und  die  regnl.  joris  81.  in  VF.  sagt  des- 
halb: »In  generali  concessione  non  veniont  ea,  qaae  qais  non  esset 
verisimiliter  in  specie  concessnras«  (cfr.  c.  3.  de  off.  vicar.  (I.  13.)  in 
VI^.  Sehtmlsg.  1.  c).  Deshalb  würde  nach  der  Meinung  einiger 
Autoren  auch  das  keine  genügende'  Vollmacht  sein,  in  welcher  der 
Bischof  sagt :  ar  ermftchtige  den  Generalvicar  zu  Allem ,  wozu  eine 
SpecialvoUmacht  nOthig  sei,  mit  Ausnahme  bestimmter  namentlich 
angefahrter  FUle,  die  er  sich  vorbehalte. 

Eine  weitere  Frage  ist  es,  ob  man  in  solchen  SpecialfUlen  an 
den  Bischof  appelliren  kOnne. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  hangt  von  der  andern  Frage 
ab,  von  der  Frage  nftmlieh,  welcher  Art  die  Jurisdiction  des  Ge- 
neralvicars  sei,  die  er  in  Folge  eines  Specialmandates  hat.  Was 
non  die  Natur  der  übertragenen  Specialgewalt  anbelangt,  so  kommt 
es  bei  der  Bestimmung  derselben  vorzüglich  darauf  an,  wie  sie  vom 
Bischof  dem  Generalvicar  übertragen  wurde.  Einige  unterscheiden 
nun  dabei,  ob  d«n  Generalvicar  die  Specialmandate  gleich  bei  der 
Anstellung  gleichzeitig  mit  seiner  allgemeinen  Amtsvollmacht  gege- 
ben wurden,  oder  ob  ihm  solche  erst  später  und  besonders  übertn^ 
gen  wffden  seien.  Im  letzten  Falle  wäre  die  Jurisdiction  in  An- 
sehnng  dieser  Specialmandate  blos  eine  Jurisd.  delegata.  Andere 
geben  eine  solche  Unterscheidung  nicht  zu,  welche  übrigens  auch  in 
d«r  FcaBS  nicht  üblich  ist  {May  1.  c.  S.  411.).  In  Wirklichkeit  ist 
eimig  und  allein  zu  sehen,  ob  die  Specialmandate  dem  Generalvicar  ak 
sdUkem  ertheilt  sind,  oder  nicht.  Ist  Ersteres  der  Fall,  dann  erscheint 
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die  Jurtedietion  in  Ansdiiing  der  S^ecialmaadate  ledigUoh  als  ein 
Zuwachs,  ab  eine  Erweiterung  der  üun  schon  durch  die  allgeiQeiile 
YoUmaeht  zustdienden  Jurisdiction,  und  da  8^[t  die  vgubi  jnriS'42. 
in  VI^:  »Accesaorium  naturam  sequi  congruit  priBeipalis.€  Hat 
also  der  GtoneralYioar  die  Vollmacht  zu  solchen  Specialftllen  wlbw^ 
der  in  der  ursprfinglichen  allgemeinen  Vollmacht  schon  erlangt  oder 
erst  spiter  uod  besonders  aber  als  Oeneralvicat  ^  so  ist  die  Juris« 
diction  in  Ansehung  dieser  Spedaknandate  gleicher  Natur  mit  der 
Jurisdictio  prinoipalis  des  QeneralTicsrs,  —  also  eine  Jurisdictio' 
mandata.  »Aliter  res  se  habet,  können  wir  mit  SdmaUgrueber 
sagen,  quando  lUiquid  mandatum  speciale  exigens  Vicario  generali 
coounütitur  ab  Eppo  seorsim  et  separatim  et  non  intuitu  seu  sub  no« 
mine  Vicariatus,  tunc  dicendum,  quod  Qeneralis  Vicarius  tanUim 
habet  lurisdictionem  del^fatatn.«  1. 1.  28.  n.  19.  Engel  L  c.  n«  8.  Ist 
also  die  Specialrollmacht  dem  QeiMriiilMeaßt  als  ecickem  sei  es  im 
Anstellungsdecrete  oder  auch  später  flbertragen  wwden,  so  kam 
keine  AppeUation  ?om  Ausspruch  des  Gen^ralvicars  an  den  Bischof 
stattfinden,  wohl  aber  im  andern  Falle.  JKoy  1.  c.  Eng^  1.  c.  n.  8. 

Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  wenn  der  Bischof 
nicht  zu  erkennen  gegeben  hat,  ob  er  die  fragliche  Gewalt  deinem 
GenenÜTicar  als  solchem  oder  ob  er  sie  ihm  bloe  als  Delegaten 
abertragen  hat,  lediglich  Letitteres  zu  yermuthen  und  mithin  eine 
Appellatio  an  den  Bischof  gestattet  ist.  {May  1.  c.  S.  415.) 

f.  7.  Dls  Irledlguag  des  Aates. 

Die  Amtsgewalt  des  Oeneralvicars  erlischt 

1.  durch  den  Tod  des  Oeneraltricars. 

2.  Durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Entsagung  (renun- 
ciaüo).  Die  stillschweigende  Entsagung  tritt  ein,  wenn  der  Generalyicar 
ans  der  DiGcese  sich  begibt  mit  der  Absicht  nicht  mehr  zurflckzukehren. 

3.  Durch  Widerruf  (revocoHo)  der  ÄmtevoUnuBCJU  von  Seite 
das  Bischofii,  und  durch  AbeeUnmg  (remotio).  cfr.  c.  omnis  1.  de  reg. 
juiia.  Der  Bischof  kann,  wie  schon  erwähnt,  den  Qeneralyicar  nach 
Qefallen  von  seinem  Amte  absetzen.  »Ad  nutum  amovere  potest:« 
bemerkt  die  Olossa  (in  Clem.  Etsi  principalis  2.  (I.  2.).  Ferraris  1.  c. 
art.  ni.  n.  28.  und  wenn  dies  auch  ohne  allen  Orund  geschieht,  so 
ist  die  Absetzung  doch  gültig  und  wirksam.  Jedoch  sagt  mit  Becht 
Ferraris  (1.  c.  n.  29.) :  »In  tali  tarnen  remotione  est  semper  habenda 
ratio  honoris  q>sius.  ünde  facienda  est  cum  ma^^  circumspectfame 
et  cum  gravi  et  jnsta  causa,  alias  reintegrari  potest  per  9:  OongreK  . 
gationem  Epponim.€    S.  Gong.  Bpp.  3^  Julii  1601  in  Spalatren;  und 
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ii^  TruguriQU.  7. 8&fL  «^8.  Oetbr.  1649.  DeahAlb > boU  der  GweraL 
y4(Mi(...vaa  der  Absicht  tdeor  fiotlassung  vorh^  m  KenctiiiBS  gMetei 
WCsdeOi  um  ihitt  Galeg^obait  zu  geben,  sich  n  xeobtinrtigeiL  Gesdiiaht 
di^:  nicht,  9a  bum  av  stQh  her  4er  Gong«  Eftfotiam  et  Bag.  besehw^ 
reftff  r.walobe.  äann.  die.  SftQhe  an  sich  zieht  and  bis  zu  deren  &it- 
sebeidnag/dem  Bischof,  die .  defimtiT»  Wiederbesetsang  des  Poetens 
unt^in^^  i^  l  A-S.  43a.  Analecta  J.  P.  i  IL  p.  911. :  Alp  Ur- 
si^eQ^  uin,.  dvren.wttlea  der.QeieraLTicar  entlassen  wenden  tknnn^ 

fahrt: ir<^an4.G-  cu  ]|^  30—39.)  folgrade  an: 

,  •  ^]^  W^m  ^ber  denselben.  ?jele  Elisen  .verlnnten  (S.  Gong.  Bpp« 
ifiJS|p^ten8«.,^;Febjr.,  l^L);  b>  wenn  er . die  Bificese  nicki  gutiflrer* 
walteli,  und, im FaUa  4e«  Unf&h|gkei|k  oder:  Abwesenheit  des  Bisekefi 
i^fbfi»;]yl))er,.diß  ^chtigen  Fälle-an  die  8.  üoogregation  Bericht  erstat- 
tets  (S.  Gqi^g^  £pp.\ii^'Agjrig^t)et  iB..Tranefii3.  3.  Deobn  1601.))  e) 
\Vßnn.er.#ick  in  seinem  S^reiben  au\  die  £.  -Cong.  und  deren  Beam* 
ten  iinehrerbieMg  ausdröakt  (S.  Gongt  E^  3.  Sept.  160 L);  d)  'wann 
er  wiLfm  der  QA^djgaiüiajiiicht.  mit  der  schnldigen  Ehrerbietnng  he« 
gegnet  (S.  Gong^  £pp^  .in^S^on.  19«  Nov.  1655.);  e)  wenn  er. nicht  die 
giebjl^rige  Klugheit  und  Umsii^ht  besiti&ti  mag  er  sonst  die  nöthigen 
£;igenachaQ^n  habeoi  (S.  Gong.  Epp.  in  Piacent.  U.  Sept..  1601.);  0 
^enn  er  e^communicirt  ist  (S.  Gong.  Epp.  in  Piacent.  IS.  Junii  1649.); 
g).,w;e4n,  er  d^n  AuftrSigen  der  hl  Gong.,  den  schuldigen  öehorsam 
verweigert  (S,  Coaig»  Bi)p.  in  Parm»  17.  August  1645.  und  in  Asculann' 
23.  April  1649.);  h)  wenn  er  ein  Eingeborner  derselben  Stadt  oder 
Diöcese  ist  (S.  Gong»  Bpp^  In- Ostun:  "23;  Jdli  1587.,  in  Spalatr.  9. 
Mart.  1593 ,  in  Satrina  1.6.  Nov.  1640  etc.);  i)  wenn  ei*  ein  Begulare 
*väre  (S.  Gong.  Epp.  in  Ji\stinop,   16.  Octbr. .  Iäl5.,  ;in  Spfdatr.   12. 

Aflrijl  1(J19,),.  

,  ,  üebi'igeiw  k^n.der  Gaueraivicar. nicht  blos  vom;  Biadibf,  sau-» 
dern  a^ch  vom  hiQilj,gen  $[tuhl  semes. Amtes  entsetzt  werded.  Die 
SsrCpngregatio  jUpp^  i^injont  deshalb  auch  Beaehwerdeh  gfagendein  Ge- 
nera vicar  an,  }iud  tri$t.. in  Folge  derselben  die  betreffenden  Maesre«^ 
gj^lp  f.  denen  au^h.  der  Bischof  nadbznkonunen  verpfiichteh  ist.!  Ana- 
lecta  J.  P.l.  ,c,  p.  921.  Moiß.L  c  S.  483. 

^  pi^  j^b^etzpng  seihst  xnuss  dem  Oeneralvicar  bekannt  gemacht 
werden.  »Debet  autem  ipsa  revocatio  denuuciari  Vicario;  alioquin, 
si,  i:§^ca)j|i>n^,  ignorei^  imo.ettam  si  sciatf  nonditm  tomlui  if^si  per 
^tSffm  vpl  alium  ejus  notmine  sit  intimata,  pereum  etiam  post  revo-' 
ci^tik^m'  g^  valebnntt  ut  aliiseit.  advertit  Pirh.  et  arationem.  dat^ 
.qi^^  per  easdem  caosas  res  nsseitur  et  dissolvitnr  cmnis..  1.  de-  B.  J. 
ii);.Gonstitntione  ^ütmi  Yioarii  seqniritur  so^rsssa  intiniatiOf  tarn  r&- 
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4^  Durch  ien  IM.^e»  Sj^ohfift^    Da  ehe»  der  Gwenlf  ieär  'iHit» 
dm  Bi^ehoif  £iDe  Pecaoa  iM-  ma  und  daaMlbe  TriiMmal  biUbt,  so 
map  viitfdem  To^a  das  letzterea,  weh  die  JittäidMiMi  te  erMireii« 
aufbArwu    Eipe  Ausaahme  mpicht  die  Jari»dlctidii  des  GfeHaralriottiäl 
?oa  Bon,  djie  «mok.  oaeb  dm  T<Hle  d«»  f^apstilo  noch  lirtdatart; 
nBujiiB  Cai:iGL  .Vicarii  jmi^diclip  iurdia^m  <98t,i  id^o^M  eltftaB  ^if^cMl 
Sede  yacante  in  sao  vigore  persev^mt.«  .B&wd,\  ^LW^M^d  H.i«.  &.• 
n^*^    iIedoc)i ,  ^m^  )>9in(Brkt  wißrdflA, ;  'laas» '  ^o.  lnoga ,  dafe  MaabdCchen 
Vicar  und  dem  ^uWcam  ie^  Vpd  dies  .(abw^se^anjt  JUiftkofe  unbe«" 
kmnt,  i^t',  #^  A^toidcta  6ßI)6tal^ri0an:.gliiiig -eitad';^  daiDi/iii'idiesem 
FßXki  tp^ttt:  mo^  i^rrronais^,  der  Mfor  ^oiidumd  UMa^die  il«^' 
dicüo^*  'JPetrf.  1«  Gi  u.-iM).;  SiphimaUg^  h-e*  a  25;;  L'd  dcfoft  AraetiTie 

^^.  Diureh  yeiqeta«D|;deg[  Bis(A»fii  auf  dnen  ttdarn  Sitzi      •      •  * 

.  6/  Duroh  Abastzung  oder.'BetogKtio»  dias  Biwd^ci)^  •    .^        •    .'  } 

...    7.  Durch. fiiitai^Dg dea Bisahofa  auf  seitamSita^ aohalddieselbe' 

vom  Papste  angenommen  wird.  -  'i'- 

.  8.  Dnreh  Embritt^  d(S|  BigohnfiL  iil;0ifi6n'a*eUgiMea  Orden,i  denn 

auch  da  hört  die  J[uiiadii$tfoa  Äqs  Bwebo^  <  anf  «tr^  >qiiiia  (noiiMiw)! 

mando  mortoAs  est4(  a,8.  C^.IG.  q».l.,  :   ,  .  .  -  i    <;; 

In,aUeii,diQ9aE  Etilen,  wo  die;  Juritfdtetipn  id^s.Bisehöfe.sd  ^i 
dorc^  fn^itm  na(^ral^ln  <h|^i'  •  ei^il^it  aiiftdit^  .erli^Ut  imoh  die 
J,mrMiotiO«^  des ,  (xeoerati^ioairii  un^  .  Ztwar  .aMh  ;  »qpoad  «apsaa  janyl 
coeptas  . .  .  nisi  error  communis  defectum  snjpfitaAk  {ßöbniali9gruibi»i> 
L  0-  Uh^^hU  Wd  ^IW  Atika,  .die ( nachher  tvtfmi.CreiBdraliriear-'VoTfeogen 
wardBa,(fliud V  ung^Itqg.  {  Dec:  ßr)ilid  ist :  aöbon  «oiben  angegdieB. worden; ' 
..  d,  Pxütdi  .BscQ^municatiaUi  Süsi^nsioii  oder.  Interdifeirung -d«9 
Efi8cl|ofiE|.wir4Jl  daa  Amt  de^O^E^eralricars  «war  nieht/eigentlich  eiMi^^, 
sondern lUeser  .wird  vieinfebr  'in  dsr  Aasubung.  teiner  Amtsj^ewatt  gn» 
hinifEt.-^  ^eine  JttitisdictiDn  wild  bks  j^us^ädirt/ wie  üil^^BiäclMAi^,! 
miit.d«m  ei  .Ein  ai|d  dasaelbe  TribuaaV  Üldet,  so  dassaUe-Aebs  fü»' 
er  als  Qeneralvii^ar  -^  doraate  tali  oewara  ~.  vosniikimtf  migtttig;! 
nieht  r^Hdit^kiAftig  »nd.  c.  Romaoa  1.  de  off;  (Yiebr.  (L  ISJ)  in  Vl^i 
Schm^MgrmberL,c, 

i^and^tf  ^l,  Oeneralyicar  iLher  blos.  als  Dalegirterv  lo  kami  dr  < 

weiiigiitifitfi  dle^pbon  m  Varbatidluttg  g«iotn]iie]iidn"8aehe&  4L'l:e.mod^ 

iutegr^  V^iToB^nd^  d^eoBder  Delegat  bildet  \m6deib^iI>9Ufi!irtcb  nicUte. 

E^inilfeiiwal^  flfc.  ^  1».-  20,  30l^;  {h294    ül  i  ..   :u\  .\  <^.  w»^.  ^  a\>ä 

,  ^  ,o-4^b^d..4beK;4er  BiBobof  sm  d»  ßbaso/.  k^^fi^mclMii-ist  -ud^' 
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seiiie  Jurisdiction  wieder  aaflebt,  so  wird  di^lbe  auch  im  General« 
yicar  wieder  wirksam:  »Beeaperante  Eppo  jurisdictionem ,  eadem 
etiam  in  Yicario  confestim  efficax  redditnr.c  Äiekner  I.  c.  p.  390. 
«  Skenso  wird  die  Jnrisdictio  des  Gfeneralvicars  sospendiit,  wenn 
er  selbst  excommonicirtt  sospendirt  odei>  interdicirt  ist.  In  diesem 
Falle  ist  aber  auch  die  Jorisdiction  des  Locam  tenens  d.  h.  jenes  Sub- 
stituten, den  er  selbst  kraft  bischöflicher  Specialvollmacht  sieh  be- 
stellte,  snspendirt  (e.  1.  de  off.  Vicar.  (L  13.)  in  YP.),  nicht  aber  die 
des  Yicegerens.  Moy  L  c.  S.  421.  n.  28. 

Man  vergleiche  über  diese  Pnnkte  (1—8.)  Ferraris  1.  c.  art.  III. 
n.  27.    Sckmabgrueber  L  c.  n.  25.    JKby  1.  c.  S.  438. 

Die  Mehrzahl  der  Canomsten  behauptet,  dass  auch  durch  die 
Oefiuigennahme  des  Bisehofii  von  Seite  der  Heiden  und  Schismatiker, 
deaen  auch  die  Türken,  Sarasenen  und  Häretiker  gleichzustellen  w&* 
ren  (Ferr.  1.  c.  s.  v.  capitulum  art.  III.  n.  32.),  die  Jurisdiction  des 
Generalvicars  erlösche.  Sie  stützen  sich  auf  die  Dteretale  Si  Eppus 
(3.  de  suppl.  negl.  praeL  (L  8.)  in  VF.).  Allein  gegen  diese  Ansicht 
kann  man  einen  gerechten  Zweifel  erheben.  Betrachten  wir  daher 
die  Sache  etwas  näher. 

Die  betreffende  Decretale  Banifas  VIIL  lautet :  >Si  Eppus  a 
pagaais  aut  schismatids  capiatur :  non  archiepiscopus,  sed  capitulum, 
ac  si  sedes  per  mortem  vacaret,  ilUus,  in  spiritualibus  et  temporali- 
bus  ministrare  debebit;  donec  eum  libertati  restitui,  vel  per  sedem 
apostolicam  (cujus  interest  ecclesiarum  providere  necessitatibus)  super 
hoc  per  ipsam  capitulum,  quam  cito  commode  poterit,  consulendam, 
aliud  contigerit  ordinari.c 

Wenn  also  der  Bischof  von  Heiden  oder  Schismatikern  in  die 
Qe&ngenschatt  fortgeführt  wird,  so  ist  dieser  Fall  (cfr.  FkiUy^s  1.  c. 
S.  421.  n.  4.)  in  sofeme  dem  der  Sedisvacanz  durch  den  Tod  gldch  zu 
behandeln,  als  die  Verwaltung  der  DiOcese  nicht  an  den  Metropoliten, 
sMidem  wie  dort  an  das  Capitel  fibergeht,  jedoch  nur  provisorisch. 
Denn  das  Gapitel  ist  verpflichtet,  sogleich  an  den  Papst  zu  berichten 
und  von  diesem  die  weiteren  VerfOgungen  abzuwarten.  Das  ist  der 
Inhalt  dieser  Decretale.  Fragen  wir  noch  um  den  Zweck,  der  der 
Bestimmung  dieser  Decretale  zu  Orunde  Uegt,  so  ist  er  in  der  Decretale 
selbst  in  den  Wo];ten  angedeutet:  »donec  per  sedem  apost.,  cujus  inter- 
est ecdesiarum  providere  necessitatibus  rel.c  Es  ist  also  kein  anderer, 
als  im  Falle  dass  der  Bisc|iof  von  den  Feinden  der  Kirche  in  Gefkngen- 
Schaft  abgef&hrt  ist,  für  die  Diöeese  m  eargen,  dass  sie  niM  ohne 
Begtenmg  sei,  bis  der  Bischof  die  Freiheit  erlangt  oder  der  heilige 
Stahl  die  nothwendige  AncHrdnung  getroffen  hat:  »ne  dioeceses  recto 
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oppurtuuoque  regimine  destituantur.c  Sened.  XTV.  1.  c.  1.  13.  c.  16. 
not.  11. 

Mne  weitere  Frage  ist  es :  Erlischt  die  Jurisdiction  des  Generalvicars, 
(wenn  der  Bischof  einen  solchen  bestellt  und  dessen  Amtsgewalt  sonst 
nicht  erloschen  ist)"  sobald  der  Bischof  in  die  Gefangenschaft  der  Heiden 
oder  Schismatiker  geräth ;  und  kann  das  Capitel  in  diesem  Falle  einen . 
Vicar  wählen?  Ich  glaube  diese  Frag^  mit  Phillips  (1.  c.)  verneinen  zu 
müssen  (cfr.  Aiehner  1.  c.  p.  383.).  Es  wird  sich  bei  der  Beantwortung 
dieser  Frage  vor  Allem  darum  handeln,  in  welchem  Falle  bei  der  Gefaur 
gennehmung  des  Bischofs  die  Decretale  zur  Anwendung  kommt,  ob, 
nämlich  jederzeit,  so  ott  der  Bischof  auf  diese  Weise  in  die  Gefangen-, 
Schaft  fortgeführt  wird,  oder  nur  in  einem  bestimmten  Falle.    Befrar 
gen  wft"  darüber  die  römische  Curie.    Diese  ist  der  Ansicht,  dass  nur 
dann  die  Decretale  ihre  Anwendung  finde,  wenn  die  bischöfliche  Juris- 
diction suspendirt  ist.    Denn  auf  die  Frage :  >  An  casu,  quo  Eppus  ab 
haereticis  captus  detineatur,  non  ita  tamen  arcte  custoditus,  utipsi. 
ejusque  dioecesanis  facile  non  sit,  saltem  per  litteras  inter  se  agerc, 
ejusdem  Eppi  jurisdictio  intelligatur  suspensa,  et  ad  Capitulum  Eccle* 
siae  cathedralis  devoluta:«   gab   die  S.  Gong.  Conc.  (in  Hibem.  7.. 
August  1683.)  die  Antwort:   »Jurisdictionem  non  esse  smpensam,€. 
Beneä.  1.  'c.  ThiUips  1.  c.  n.  1.  u.  6.  .         . . 

Benedict  XIV,,  nachdem  er  zuvor  die  Decretale  Si  Eppus  er- 
wähnt und  mit  dieser  Entscheidung  der  S.  Gong.  Conc.  in  Verbindung 
gebracht  hat,  sagt  dann  also:  »Ex  quo  sane  exemplo  evincitur, 
omnem  ab  apost.  sede  adhiberi  curam,  ne  dioeceses  recto  opportuno-; . 
que  regimine  destituantur,  sive  sedes  per  Eppi  obitum  vacet,  sive., 
quolibet  alio  ex  capite  populus  suo  Pastore  careat ;  simulque  eamdem 
huic  methodo  firmiter  adhaerere,  ut  penes  superstUem  Eppum  sU  ad- 
ministraf io  rerumque  omnium  cura^  qtiousqtie  vcdeat  is  EccUsiae^ 
praeesse,  et  donec  regim^m  (uteri  committi  valeat.<  Ich  glaube,  dass. 
dies  nun  auch  in  unserem  Falle  seine  Anwendung  findet.  Der  Ge- 
neralvicar  bildet  ja  mit  dem  Bischof  eine  und  dieselbe  Person  und  ein 
und  dasselbe  Tribunal,  er  hat  keine  eigene  Gerichtsbarkeit,  sondern 
übt  in  der  Diöcese,  wie  Bened,  XIV.  sagt,  »ordinariam  Eppi  juris- 
dictionem,  Eppi  nomine,«  aus;  demnach  ist  die  bischöfliche  Jurisdictio, 
wenn  ich  so  sagen  darf,  in  der  Diöcese  nicht  ausgestorben,  sie  ist 
nicht  suspendirt,  sondern  sie  lebt  noch  fort  und  ist  noch  immer  wirk- 
sam —  auch  während  seiner  Gefangenschaft  —  in  seinem  Stellvertre- 
ter, in  seinem  Generalvicar,  den  er  kraft  des  Decretalenrechtes  auf- 
zustellen  und  mit  der  Verwaltung  der  Diöcese  zu  beauftragen  befugt 
ist.    Man  muss  femer  erwägen,  dass  auf  diese  Weisre,  bis  allenfalls 
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dei;  apostolische  Stu^ü,  dem  der  Fall  zu  berichten  wäns,  eine  andere 
Terf&gnng  treffen  sollte,  für  die  Diöcese  hinlänglich  gesorgt;  ja  besser 
gesorgt  ist,  als  in  dem  Falle,  wo  der  Bischof  blos  per  litteras  die 
Diöcese  regieren  und  verwalten  kann.  Im  Generalvicar  lesen  wir  nicht 
die  Schrift  des  Bischofs,  sondern  hören  wir  seine  Worte,  Der  Zweck 
der  Decretale  ist  somit  schon  erreicht.  Aus  dem  Gesagten  glaube  icl^  fol- 
gern zu  dürfen,  dass  die  bischöfliche  Jurisdiction  (in  und  für  die  Diöcese) 
nicht  suspendirt  sei,  sondern  noch  fortlebe,  dass  also  beim  Bischöfe, 
respective  bei  seinem  Stellvertreter,  dem  Generalvicar,  die  »admini- 
sttratio  rerumque  omnium  cura«  dioecesis  sei,  der  er  in  der  Person  des 
Generalvicars  vorsteht;  und  dass  somit  die  Jmisdictio,  obwohl  der 
Bischof  gefangen  ist,  nicht  an  das  Capitel  devolvirt  sei  und  die  De- 
crfetäle  Si  Eppus  in  unserem  Falle  keine  Anwendung  habe.  — 

Schliesslich  möge  noch  die  Bemerkung  von  Phillips  hier  einen  Platz 
finden,  die  also  lautet:  »Zur  Zeit  der  Decretale  Si  Eppus  war  das  In- 
stitut des  Generalvicars  noch  keineswegs  zu  seiner  vollständigen  Aus- 
bildung gelangt.  Seither  hat  es  aber  eine  solche  Bedeutung  erlangt, 
dass  jBened,  XIV.  (1.  c.  n.  12.)  jedem  der  apostolischen  Vicare  in  In- 
dien aufgab,  sich  einen  Generalvicar  zu  wählen,  der  auch  nach  seinem 
Tode  die  Begierung  der  Diöcese  bis  zur  Ernennung  eines  neuen  aposto- 
lischen Vicars  fortzufuhren  habe ;  um  so  mehr  eignet  sich  daher  der 
Generalvicar.  zur  Stellvertretung  eines  gefangenen  Pischofs.  Wollte 
man  einwenden,  dass  in  diesen  Fällen  der  Grund  darin  liege^  weil  der 
apostolische  Yicar  kein  Capitel  habe,  mithin  nach  seinem  Tode  auch 
k^in  Capitelvicar  gewählt  werden  könne,  so  entzieht  dies  doch  der 
Bedeutung  des  Generalvicars  nichts,  sondern  es  bleibt  eine  anerkannte 
Sächej  dass  bei  Lebzeiten  des  verhinderten  Bischofs  derselbe  sein 
•  vollkofnmen  genügender  Stellvertreter  ist^  (1.  c.  S.  422.  n.  7.), 

Nach  Beendigung  des  Amtes  kann  der  Generalvicar  nicht  vom 
Bischöfe  oder  dessen  Nachfolger  mit  der  Syndicatsklage  belangt  wer- 
den {Ferr.  1.  c.  art.  IV.  n.  11.);  es  wäre  diese  Klage  nur  von  der  Partei 
anzustellen,  die  sich  durch  einen  ungerechten,  parteiischen  Sprach  des 
Generalvicars  verletzt  glaubt.  Wohl  aber  kann  der  Generalvicar  wegen 
der  in  seinem  Amte  begangenen  Gesetzwidrigkeiten  von  seinem  Bischof 
bestraft  werden.  Jedoch  kann  er,  wenn  der  Bischof  selbst  auch  daran 
Schuld  trägt  {Pirhing  1.  c.  §.  8.),  nicht  von  diesem  selbst  in  Unter- 
suchung gezogen  und  gestraft  werden,  sondern  nur  von  dem  Metropoli- 
ten. Die  Canonisten  sind  übrigens  in  dieser  Frage,  die  aber  gerade  kein 
allgemeines  Interesse  hat,  nicht  einig  (vgl.  Bouix  tract.  de  jud.  eccles. 
Paris  1853.  t.  L  p.  448.,  Moy  l  c.  S.  443.) 
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Pie  VerwaltoDg  des  Ortskirchenvennögens  in  der  scbweizerischen 

Diöcese  Basel, 

von  Advocat-Anwalt  Dr.  Carl  Attenbofer  za  Sarsee. 

(Vgl.  Archiv  XIV.»  37S-40l.>> 

Wir  sahen,  dass  der  Staat  allein  die  Verwaltung  des  allgemeinen 
Kirchenvermögens  in  der  Diöcese  Basel  in  Händen  hat ;  die  FartcoZ- 
iung  des  Ortsktrchengutes  befindet  sich,  wie  wir  jetzt  näher  darlegen 
wollen,  in  den  Händen  der  Gemeinden. 

Man  kann  als  Kegel  hinstellen,  dass  die  Verwaltung  des  Orts- 
JcirchengtUs  (Kirchenfabrik-,  Capellen-,  Bruderschafts-  und  Pfründen- 
guter inbegriff^,  letztere  insoweit  sie  nkbt  zun  allgemeinen  kirch*- 
liehen  Vermögen  gehören)  in  der  Diöeese  Basel  den  ans  den  Eivohen- 
gemeinden  bestellten  Eirchenräthen,  unter  Oberaufsicht  des  Staates, 
zukömmt.  Es  gibt  freilich  einige  Ausnahmen  von  dieser  Regel,  indem 
bei  einzelnen  ortskirchlichen  Fonds  für  die  Kirchengemeinden  die  po- 
litischen Gemeinden,  oder  der  Staat  substituirt  sind. 

Wir  werden  nun  vorerst  die  betreffaiden  Gesetze  und  Verord- 
nungen, welche  sich  auf  die  Verwaltung  des  Ortskirchengutes  in  den 
einzelnen  Kantonen  der  Diöcese  Basel  beziehen,  näher  betrachten. 

I.  Im  Kanion  Baselland  müssen  wir  bei  dieser  Betrachtung  we- 
gen der  Verschiedenheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  zwischen  den 
Gemeinden  des  Birseks  und  der  katholischen  Gemeinde  Liestal  unter- 
scheiden. 

Für  die  Gemeinden  des  Birseks  ist  die  AdminiBtral^Oii  durch  ein 
Cresets  vom  4.  Märg  1860  regului;,  dessen  Inhalt  lautet  wie  fblgt: 

Wir  die  Mtrglleder  des  Landratbes  des  Kantons  Baseilandscbafr, 

in  Betracht 
dass  von  dem  fTQber  bei  der  Verwaltung  der  Kircbenfonds  in  den  se^annten 
bIrselLiscben  Gemeinden  gQltig  gewesene  Decret  imperial  von  1809  in  versdiiede' 
Den  Gemeinden  mit  der  Zeit  wesentlich  abgewieben  worden; 

in  Betracht 
dass  die  darcb  neuere  Staatsverfassungen  des  Kantons  dem  Volke  eingerimnten 
Rechte,  hei  der  Verwaltong  des  demselben  mittelbar  oder  nnmlttelbar  aasiebenden 
Vermögens  neue  Vorscbriften  Ober  die  Betbeiiigung  der  Gemeinden  bei  der  Ver- 
waltung ihrer  Kirehenfeods  helsehen, 


1)  Wir  tragen  hier  zu  Archiv  XIV.,  362  nach,  dass  das  Datum  des  dort 
abgedruckten  Thurganer  Kloster -Sacularisationadecrets  der  18.  Juni 
1848  ist. 
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in  Erwägung  endlich:  ^ 
dass  es  ansemessen  sei,  fQr  alle  betreffenden  Gemeinden  diese  Vorschriften  darcb 
^n  Gesetz  gleichftrmig  festzustelleo,  bescbliessen,  was  folgt: 

S*  1-  In  Jfder  Gemeinde  des  Bezirks,  in  der  ein  Kircbenfond  vorbanden 
ist,  besteLt  ein  Kircbenratb  von  (Unf  Micgliedem. 

S.  2.  Der  Jeweilige  Gemeindeprftsident  und  der  Ortspfarrer,  letzterer  als 
Stellvertreter  der  kireblicben  AafsIcbtsbebOrde ,  sind  von  Amtes  wegen  Mitglieder 
des  Ratbes.  Die  drei  Qbrigen  Mitglieder  werden  von  der  BQrgerscbaft  an  ge- 
setzlicb  gebotener  Gemeinde  dnrcb  absolutes  Stlmmenmebr  auf  die  Dauer  von 
secbs  Jabren  gewlblt. 

S.  Q.  Der  Kircbenratb  wAbU  seinen  PrBsMenten  ans  seiner  Mitte  Ar  die 
Dfoer  von  drei  Jabren. 

S.  4.    Die  Verriebtungen  dieses  Ratbes  sind: 

a)  er  verwallet  das  sftromtliebe  KircbenvermOgen  und  trSgt  unter  Verantwort- 
liebkeit  Sorge,  dass  dasselbe  einzig  und  aliein  lUr  die  Stiflungszwecke  ver- 
wendet werde; 

b)  er  beatliDflit  die  gewOhnlicben  und  aossergewObnlicben  Auslagen  znr  Bestrei- 
tiwg  des  Gottesdienstes  sowobl  als  der  Anschaffung  neuer  KIrcbengerAtb* 
Schäften  and  Ornamente; 

c)  er  setzt  die  Besoldungen  des  Kirchmeiers  und  der  Kirchendiener  fest; 

d)  unterstellt  jlhrlicb  seine  Rechnung  der  Einsicht  des  Gemeinderathes; 

e)  lAsst  sich  mit  Ende  des  Jahres  einen  Voranschlag  Ober  die  mntbmasslichen 
Ausgaben  fDr  das  folgende  Jahr  von  dem  Ortspfarrer  entwerfen  und  geneb- 

.   migt  denselben,  nachdem  er  ihn  geprOft  und  gut  befunden ; 
0  l^ibt  dem  KJrcbmeier  Anweisung  zur  quartalweisen  Bezahlung  des  Pflirrers 
und  der  Kirchendiener. 

S.  5.    Neben  dem  Kircbenrathe  besteht  ein  Cassier  (Kirchmeier). 

S.  9.  Der  Kirchmeier  wird  von  der  Gemeinde  auf  die  Dauer  von  drei  Jabren 
flrei  aus  der  Activbfirgerschaft  ernannt,  wonach  er  wieder  wählbar  ist. 

S.  7.    Die  Verrichtungen  des  Kirchmeiers  sind: 

a)  er  besorgt  die  Einnahmen  und  Ausgaben  nach  Anweisung  des  KIrchenrathes 
und  holt  dessen  Einwilligung  ein; 

b)  ibm  liegt  ob  die  Anschaffung  aller  zum  Gottesdienst  erforderlichen  Gegen« 
stände,  aof  Rechnung  der  Kirche,  als  Wachs,  Oel,  Weibranch  u.  s.  w.; 

c)  er  macht  den  Kircbenratb  aufioierksam  bei  allfilligen  AuskOndilbgen  der 
Schuldner; 

d>  bei  nOthlgen  AbkOndungen  sowohl  ab»  bei  neuen  Anlagen,  holt  er  die  Be* 
schlösse  des  KIrchenrathes  ein; 

e)  legt  letzterm  Jährlich  Rechnung  ab,  und  zwar  Jedenfalls  spätestens  vor  Ab- 
lauf des  Monats  Febmar; 

0  wohnt  auf  Ehiladung  des  Kurchenratbes  dessen  SitzungeB  bei  und  hat  be- 
rathftnde  Stbnme. 

{.  8.    Der  lürcbenratb  bedient  sich  des  Slegristen  als  Abwart 

S.  9.  Die  Wahl  des  Letztem  geschieht  auf  drelfbcben  Vorschlag  abseiten 
des  KIrchenrathes  durch  die  Gemeinde  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren,  nach  deren 
Ablaaf  er  wieder  wählbar  ist. 

S.  10.  Bezüglich  der  kirchlichen  Verriditungen  steht  der  Siegrist  nnter 
den  Befehled  des  KIrchenrathes. 
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S«  11.  Der  Klrebenrath  entwirft  sieh  ein  Bei:lement  tt]ber  seine  glnzlldie 
GescbAftsflUining  nnd  legt  selbes  xor  Genebmigong  dem  Begiemngs-Ratbe  vor. 

S.  12.  Alle  auf  das  Kircbenwesen  bezQglicbe  Acten  und  Titel  weisen  im 
Pfarrarchiv  and  zwar  in  einer  eigens  dazn  aniosctaaffenden  Kiste  aoTbewahrt, . 

t.  13.  Gegenwärtiges  Gesetz  soll  darch  das  Amtsblatt  beliannt  gemacht 
nnd  wenn  solches  in  Bechtslirart  erwachsen  sein  wird,  der  Gesetzessammlmig  eto- 
verlelbt  and  in  Vollzug  gesetzt  werden. 

Uci^tal,  den  4.  Uln  1850.  ... 

n.  Fär  die  Verwaltung  des  katholischen  Ortshirchengtds  in 
Liestal  ist  die  Norm  im  §.  2.  mid  §.  8.  eines  Gesetzes  Ober  Aufstellung 
des  Tcafftolischen  Pfarramtes  in  Liestal  vom  10.  December  1835  ent- 
halten. 

Art,  2.  Die  Verwaltung  des  Ortsidrchenfonds  besorgt  ^ne  besondere  Com- 
mission,  deren  sSmmtliche  Mitglieder  durch  die  Kirchgemeinde  Jeweilen  aaf  dr«i 
Jahre,  nach  Verfluss  welcher  sie  wieder  wfihlbar  sind,  aas  ihrer  eigenen  Mitte  ge- 
wählt werden.  Ihren  Pr&sidenten  wfthlt  die  Commission  für  dieselbe  Amtsdaner 
aus  ihrer  eigenen  Mitte.  Diese  Wahlen  sollen  Behafs  Bestätigung  und  ftblloh^ 
Ver&trentlichung  Jeweilen  E.  E,  Begiemngs  -  Rathe  vermittelst  rbrmücher  Wahlpro- 
tocolle  milgetheilt  werden. 

Art  3.  Die  Commission  hat  alijabriicb  dem  Beg*Rathe  Bericht  und  Rech- 
nung Ober  ihre  Verrichtungen  abzulegen,  nach  deren  Bichtigerflnden  und  Geneli- 
nUgung  selbige  Jeweilen  dei^enigen  hohen  MitstAnden  zur  Kenntniss  gebracht 
werden  soll,  welche  durch  Beitrage  diesen  Gottesdienst  unterstützen. 

m.  Der  Kanton  Sohihum  besitzt  för  die  Verwaltmig  eines 
'nieils  des  Ortskirchengnts,  f&r  die  Pfrfindcapitalien,  eine  gesetzMcbe 
Bestimmung  vom  22.  Februar  1836,  die  also  lautet : 

Wir  PräHdent  und  Grosser  Rath  der  Republik  Solothurn 

Da  die  Ablösung  des  Zebnts  besondere  Vorschriften  erforderlich  macht, 
wie  in  ZulLunft  die  Prrundcapitalien  verwaltet  werden  sollen,  haben  auf  den  Vor- 
schlag des  kleinen  Ratbes 

beschlossen: 

S«  1.  Unter  Aufsicht  und  Leitung  des  Kleinen  Ratbs  werden  Jeder  Küffheth 
gemebsde  die  Pfirundcapitale  ihres  Kirchenspiels  zur  Verwaltung  anvertraut,  Inso- 
fern der  Pfrundinhaber  nicht  zugleich  einer  im  Kanton  befindlichen  Corporation 
angehört,  die  ihn  besoldet.    FQr  alir&Uige  Verluste  haftet  die  Gemeinde. 

S.  2.  Der  Kleipe  Rath  verordnet,  wie  es  in  Betreff  der  Anlegung  nnd  Ab- 
kOndung  der  Capitalien,  des  Zinsfhsses,  der  BQrgsehaftsIeistung,  Lbbnung,  Be* 
aefolcbtigung  und  Rechnungsablage  des  Schafftoers  n.  s.  w.  gehalten  werden  soB^ 

$.  S.  Dem  Pfhindlnhaber  Ist  durdi  den  Schaffher  aus  der  VerwaltQnga» 
casse  der  jährliche  Zins  der  PfhindcapitaHen,  nach  Abzug  der  Verwaltnngsfcoaten; 
zn  verabreden. 

S.  4.  Der  Kleine  Rath  wird  Obsorge  tragen,  dass  diese  ZaUungen  In*  be* 
stimmten  Terminen  pünktlich  geleistet  werden. 

S.  5.  Der  Kleine  Rath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  beattfl#agt; 
welches  gedruckt  und  öffentUcb  bekannt  gemacht  werden  soll. 

Dieses  Gesetz  wird  ergftnzt  doroh  folgende  FoZZfJeAüf^Mvdrordt 
nung  vom  4«  Febniar  1838 : 
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$.1.  Unter  Aufsicht  ond  Leitang  des  Kleinen  Bathes  werden  Jeder  Kireb- 
gemeinde  die  Pfttindcapitale  ihres  Klrchenspiels  zar  Verwaltung  anvertraut,  inso- 
fern der  Pfrundinhaber  nicht  zugleich  einer  im  Kanton  beflndlichen  Corporation 
angefhOVt,  die  ihn  hesoidet    FQr  allfSUige  Verluste  haftet  die  Gemeinde. 

S*  2.  Jede  der  hetrefTenden  Kirchgemeinden  hat  von  sich  aus  einen  Ver- 
walter zu  wühlen,  der  hinreichende  Bürgschaft  geben  soll. 

S.  8.  Die  Bestimmung  der  LOhnung  des  Verwalters  wird  den  Kirchge- 
meinden Qberlassen;  sie  darf  jedoch  höchstens  5%  der  eingegangenen  ZInse 
betragen. 

).  4.  Der  Verwalter  darf  ohne  Bewilligung  der  Behörde,  welche  die 
Kirchgemeinde  bezeichnen  wird»  weder  Capitalien  anlegen  noch  abfct^nden.  Da, 
wo  mehrere  Gemeinden  eine  Kirchgemeinde  bilden,  wird  diese  Behörde  nach  §•  49. 
des  Gesetzes  vom  15.  Juli  18S1  bezeichnet. 

$.  5.  Die  Capitalien  sollen  nur  auf  unterpfSndliche  Titel  und  zwar  nie 
nnter  4Vt%*  sondern  wo  mOgllch  stets  zu  5%  zinsbar  angelegt  werden. 

S.  6.  Tn  den  ersten  Februar  und  ersten  Augost  des  Jahres  hat  der  Ver- 
waKer  dem  Pfrundinhaber  die  Zinse  einznh&ndigen.  Auf  Anzeige  des  PfTundin- 
babers,  dass  ihm  seine  Rata  nicht  zur  Zeit  verabfolgt  worden  sei ,  hat  der  Ober- 
amtmann die  Kirchgemeinde  aufzufordern,  und  je  nach  Massgabe  der  ZOgerung 
Beireibung  gegen  dieselbe  anzuheben. 

S«  7.  Ist  der  Verwalter  in  den  Zinsepochen  nicht  hinlAnglich  bei  Casse,  so 
liat  die  Kirchgemeinde  die  nOthtgen  VorschOsse  zu  machen. 

S.  8.  AlijAhrHch  auf  den  1.  Februar  soll  Rechnung  abgelegt  werden,  nnd 
der  Markzins  auf  diesen  Tag  berechnet  werden. 

S.  9.  Die  Revision  dieser  Rechnungen  geschieht  auf  gleichem  Wege  und 
nadi  gleichen  loslroctionen,  wie  die  der  Kirchenreebnungen. 

$.  10.  Capitalien,  die  fQr  Sigristlöbne  bestimmt  sind,  unterliegen  dieser 
Verordnung  ebenfalls. 

S.  11*  Die  Commission  des  Inneren  ist  mit  der  Vollziehung  dieser  Ver- 
ordnung beauftragti  welche  gedruckt  und  Öffentlich  bekannt  gemacht  werden  soll. 

Fär  die  übrigen  solothurnerischen  ortskirchlichen  Fonds,  die 
ebenfalls  unter  der  Verwaltung  der  Kirchgemeinden  stehen,  sind  die 
yerwalttmgsmaxlmen  durch  keiie  weitem  Bestimmungen  normirt, 
ausser  durch  ein  Oesäjs  vom  15.  März  1837,  welche  sich  aut  die  Ab- 
nahme der  Eirchenrechnungen  bezieht,  dessen  Inhalt  lautet,  wie  folgt : 

S>  1-  Die  Kirchen-,  Capellen-  und  Broderschaftsrecbnungen,  in  welchen 
das  VerroAgeo  oder  dessen  Verwaltung  einer  oder  mehreren  Gemeinden  zukommt, 
mier  wenn  das  Einkommen  des  zu  verwaltenden  Fonds  ein  Theil  des  Pfhindein- 
kommens,  oder  des  Kirchenguts  ausmacht,  sollen  nach  den  flkr  Gemeinderech- 
rnngen  enilialtenen  Vorschriften  abgenommen  und  revidirt  werden. 

S.  2.  Den  Oberamtminnern  kOmmt  unter  Vorbehalt  der  Ratification  von 
Seite  des  Kletaien  Bathes  die  höhere  Revision  der  Redmoogen  zu. 

S*  8.  Der  Kleine  Rath  ist  mit  Voliziehang  gegenw&rtigen  Gesetzes  beauf- 
Haft,  welches  gedmcfct  und  Öffentlich  bekannt  gemacht  werden  soll. 

lY.  Im  Ktmkm  Bern  bilden  folgende  Gesetze  und  Verordnungen 
die  N(HiB  iflr  die  Verwaltong  des  Ortskirchenguts : 

1)  Ffir  die  katholischen  Theile  im  Jura  9in  Decret  tber  die 
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ErrichtuDg  und  Organisation  von  Kirchengemeinderäthen  in  den  Jcatho^ 
lischen  Bejnrken  des  Jura  vom  8.  Mära  18o4y  dessen  Inhalt  lautet: 

Der  Eeg-Rath  des  Kantons  Bern 
in  der  Ab^lclit«  den  katlioUsehen  Kircbgeincinden  des  Jara  eine  gleieiunisaigere 
Organisation  za  gelten,  und  insbesondere  die  AdmlniitFation  der  Geaelndelilrcbeo- 
gnter  (sogenannten  Fonds  de  fabrique)  einer  regelMlasigen  Aofiiiclit  «ad  Var^ 
waltong  zu  unterwerfen,  auf  den  Antrag  der  Dlreciion  des  Kiretaenweseia  nnd  te 
VoUziebong  des  Art.  96.  des  Gemeiadegeselzes  ywsk  %.  Decbr.  1892 

besMieeat: 

$.1.  In  jeder  l^atlioliselien  Gemeinde  des  Hurt  wird  ein  betDUderer  Klf^ 
chenratb  gebildet. 

§.  t.  Der  Kirchenratb  bestellt  aus  vier  weltlichen  Mitgliedern  nebst  dem 
Pfurer  des  Ortes,  welcher  von  Amtswegen  Mifglied  des  Kirchenrathes  ist,  und 
afeb  in  Verbinderangshinen  doreii  einen  Viear  vertreten  lassen  kann. 

%.  8.  Die  weltliebcn*  MfigUeder  der  Kirehenrltlie  werden  von  den  Kirt^ 
gemeinden  gewfthlt.  In  denjenigen  KirchhOren,  welche  eine  einzige  Eiawohner- 
gemelnde  bilden,  ist  diese  zagleieb  die  Kircbgepielude ;  nur  sind  bei  der  Wahl  4&e8 
Kirchgemeinderatbes  sowie  bei  allen  auf  iiirdiliabe  Verbältnisse  bezQgUehen  Ver- 
handlungen diejenigen  Gemeindegenossen  vom  Stimmrechte  aosgeschloas^  ivalcl^ 
nicht  der  katboiiseben  Confession  angeboren.. 

In  Kirchbüren  hingegen,  welche  mehrere  Euiwobnergemeinden  begrfifE% 
treten  sAmmtliche  an  den  letztern  stimmberechtigten  Katholiken  behofa  der  Wa^ 
des  Kircbgemeinderathes  qnd  anderer  kirchlicher  VerhandiongeQt  ^  Kirchge- 
meindeversammlung  zusammen.  Die  Kirchgemeinde  versanuneU  sich  in  derjeni* 
gen  Ortschaft,  hi  welcher  sich  die  Kirche  befindet,  und  der. President  und  d^ 
Secretflr  der  Einwohnergemeinde  dieses  Ortes  sind  von  Rechtswegen  Vorsteher 
der  Klrcbeogemeindeversa^miung. 

{.  4.  Die  Amtsdauer  der  weltlichen  Mitglieder  der  Kirahei^emehidffAthe 
ist  vier  Jahre,  nach  deren  Verflusa  sie  sogleich  wieder  wählbar  sind. 

S.  5.  Jeder  Kirchgemeinderath  wAhlt  seinen  Präsidenten  nnd  «einen  Si^* 
cretSr.    Ebenso  w&hlt  jeder  Gemeinderath  einen  SehaiDaer  oder  Cassier. 

Der  Präsident  des  Kirchenrathes  muss  aus  der  Mitte  der  Behörde,  der  So- 
cretär  und  der  Schafftier  können  ausserhalb  derselben  gewählt  werden. 

Die  Verrichtungen  des  Präsidenten  und  diejenigen  des  Secretärs  des  Kircb- 
gemeinderathes sind  unentgeltlich;  der  Schaff^oer  hingegen  bezieht  eine  vpn  4er 
Behörde  festzusetzende  Entschädigung» 

}.  6.  Der  Kirchgemeinderath  besorgt  alle  kirchlichen  Localinteressen,  de- 
ren Pflege  nicht  einer  andern  kirchlichen  Behörde  anvertraut  Ist;  insbesondere 
liegt  demselben  die  Aufsicht  Ober  die  Kirche  und  fibrigen  kirchlidien  Gehäodn, 
nebst  deren  Dependenzen  und  die  Verwaltung  des  Ortskirchengutes  ob. 

}.  7.  Sämmtiiche  Kircbengtiter  dOrfen  nur  ihrer  Bestin^roung  gemäss  ver- 
waltet und  verwendet  werden,  und  es  unterliegt  ihr  Bei  rag  und  ihre  Bestimmung 
der  nähern  Festsetzung  des  §.  42.  des  Gemeindegesetzes.  AUjährllch  soll  Ober 
dieselben  getreue  Rechnung  gelegt  werden.  Der  Abschluss  der  Rechnungen  soll 
jeweilen  auf  den  31.  Decbr.,  und  ihre  Ablage  spätestens  auf  30.  März  nachher 
erfolgen.  .    ^ 

S.  8.  Die  Klrchengntsrerhnungen  unterliegen  vorerst  der  PrQfung  des 
Kirchgemeinderatbes,  und  werden  sodann  vom  Regierungsstatthalteramt  passiri. 

$.  0.    Bevor  der  Reg.-Slatthalter  zur  Passatlon  der  Kirchengutsrechnongen 
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scbreitet,  soll  er  dieselben  den  Decanen  zur  EinslcbC  mittbeileD,  und  denselben 
Gelegenheit  geben,  ihre  Bemerkangen  darüber  anzubringen* 

$.  10.  Da  wo  der  Ertrag  des  Kirehengats  zur  Bestreitung  der  kirchlicben 
BedQrfliisse  unzureiebend  Ist,  baben  die  Gemeinden  das  Fehlende  in  bisheriger 
Weise  berbeizoscbaflTen.  In  solchen  Ortschaften  steht  dem  Gemeinderathe  eben- 
lUls  das  Rfecbt  zu,  von  der  Kirdiengntsrechnang,  bevor'  sie  passirt  wird,  Einsicht 
n  nehmen,  ond  Ober  dieselbe ,  soweit  es  die  besondem  Zuscbflsse  betrifft ,  Be- 
nerknngieii  anzubringen. 

S.  11.  Gegenwärtige  Verordnung  tritt  sofort  In  Kraft.  DemgemAss  wer- 
den sflmmtliche  Kirchgemeinden  des  katholisrfaen  Kantonsthelis  binnen  einer  vom 
lleg.-Statttiatter  zu  bestimmenden  Frist  ihre  Kirchgemelnderäthe  bestellen,  und 
diese  allsogleich  ihre  Amtsthätigkeit  beginnen.  ^ 

2)  Für  die  katholische  Gremeinde  in  Interlaken  die  Art.  3.  4. 
und  5.  einer  regienmgsräthlichen  Yerordnung  über  die  OrganisatiOB 
4es  kathoUflohen  Gottesdienstes  in  Interlaken  yom  8.  Mai  1856. 

Art  3.  Der  mit  der  katholischen  Capelle  in  Interlaken  betraute  Geist- 
liche wird  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  derselben  unter  der  Leitung  und  Ver- 
antwortlichkeit des  katholischen  Pfarramtes  Bern  besorgen  und  am  Schlüsse  des 
Jahres  darQber  Rechnung  legen. 

Art,  4.  Demselben  werden  zur  Besorgung  alles  Administrativen,  was  sich 
an  den  katholischen  Gottesdienst  zu  Interiaken  knQpft,  zwei  ehrbare  Münner  aus 
den  daselbst  angesessenen  Katholiken  scbweiz.  Herkunft  beigeordnet,  welche  ver- 
eint mit  dem  Geistlichen  soweit  die  Analogie  der  Verhfiltnisse  es  zulflsst  diejenige 
Stellung  einnehmen  werden,  welche  den  KIrchenrStben  in  den  katholischen  Ge- 
meinden des  Jura  angewiesen  Ist. 

Sie  fQhren  den  Namen  »katholische  Klrchenllteste  von  Interlaken,«  sollen 
auf  den  Vorschlag  des  katholischen  Pfarramtes  von  Bern  und  des  Regierungs- 
Stktthalteramtes  Interlaken  von  unserer  katholischen  Kirchencommisslon  Je  aal 
eine  Amtsdauer  von  vier  Jahren  gewShlt  werden,  und  es  liegt  denselben  insbe- 
sondere <!le  erste  Prnfbng  und  Genehmigung  der  Rechnungen  ob. 

Sollte  sich  die  erforderliche  Zahl  geeigneter  Personen  In  Interlaken  nicht 
finden,  so  kann  die  Wahl  auf  ausserhalb  des  Ortes,  aber  im  Kanton  angesessene 
Katholilien  schweizerischer  Herkunft  ausgedehnt  werden. 

Art  5.  Die  voni  Colleglum  der  Kirch en&ltesten  von  Interlaken  genehmigte 
Rechnung  unterliegt  sodann  der  Cassation  des  Regiemngs-Stattbalteramtes,  und 
soll,  nachdem  diese  erhalten,  Im  dortigen  Amtsarchiv  niedergelegt  werden.  — 

3}  Für  die  katholische  Gemeinde  der  Stadt  Bern,  Art.  11.  12. 
imd  13.  einer  regierungsräthlichen  Verordnung  vom  22.  August  1823, 
die  lauten : 

Art  11»  Aus  der  Mitte  der  in  Bern  angesessenen  Katholiken  soll  darcb 
nnsern  Kirchenrath  ein  Coilegium  von  KirchenSIiesten  gew&hlt  werden,  welchen 
die  besondere  Aufsicht  .und  Leitung  ihrer  Kircbenangelegenhelten  obliegt. 

Art  12.  Diese  Kirchenftltesten  werden  auf  einen  dreifachen  Vorschlag 
der  übrigen  Mitglieder  durch  unsern  Kirchenrath  ernannt  und  von  demselben  so- 
wohl auf  gegenwirtiges  Reglement,  als  auf  eine  von  uns  sanctionlrte  Instruction 
hin  In  Handgelübd  aufgenommen. 

Art  13.    Ihre  Zahl  ist  einstweilen  auf  acht  bestimmt,  die  unter  dem  Pr&- 
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aldlnm  eines  von  dem  Kirchenrath  za  ernennenden  Präsidenten  sidi  so  oft  ver- 
sanimeln,  als  Umstinde  und  Gescbdfte  es  erfordern. 

V.  Im  Kanbm  Lueem  enthalten  die  §§.  289.  bis  and  mit  305. 
des  Organisationsgesetzes  vom  6.  Jänner  1853  die  Bestimmung  über 
diese  ortskirchliche  Administration,  welche  lauten : 

$.  2S0.  Die  nacb  f«  86,  der  Staatsverfassung  stimmtfthigen  BOrger  oder 
Kircbgenossen  besorgen  an  den  Kircbgemeindeversammlangen  die  AngelegenlieUen 
der  Kirchgemeinden.  Wo  sie  bisber  vpn  den  politiscben  Gemeinden  besorgt  wor- 
den sind,  liönnen  sie  von  diesen  aadi  fortan  besorgt  werden. 

In  Angelegenheiten,  welche  die  Erhebung  einer  Kirchensteuer  mt  Folge 
haben,  sowie  bei  der  Recbnoogsablige  darüber,  sind  simmtliche  siimmflihigeii 
Steuerpflichtigen  der  Gemeinde  mitzustimmen  berecbtigt  und  demnach  auch  za 
solchen  Kirchgemeindeversammlungen  einzuladen. 

S.  tlNI.  Diesen  Kirchgemeiideversammlungen  kommen  als  Rechte  zu,  wenn 
diese  Rechte  nicht  schon , entweder  zum  Theil  oder  ganz  dem  Collator,  Kirchen- 
patron, oder  Irgend  einem  Drittmann  zustehen: 

a)  Die  Bestimmung  der  Anzahl  der  Mitglieder  der  Kircfaenverwaltung,  welche 
Jedoch  die  Zahl  Ton  sieben  nicht  Qberstelgen  darf; 

b)  die  Wahlen  der  Kirchenverwaltung  und  Kirchmeier; 

c)  die  Wahlen  der  Geistlichen; 

d)  die  Wahlen  der  Sigristen  und  Organisten; 

e)  die  Ausschreibung  von  Kirchensteuern; 

f)  die  Genehmigung  der  Kirchenrechnungen,  welche  sodann  dem  Kirchendepar- 
temente  zu  Händen  des  Reg.-Rathes  zur  Einsicht  einzureichen  sind; 

g)  die  Ertheilung  von  Processvollmaehlen; 
h)  das  Beschliessen  von  Kircbenlftoten ; 

i)  die  Bewilligung  zu  Geldanleihen  und  CapitalangrilTen ; 

k)  der  Kauf,  Verkauf  und  Tausch  von  Liegenschaften. 

In  den  Fdileu  der  iit.  h.  und  i.  ist  aber  noch  die  Genehmigung  des  Re- 
gierungsrathes  und  in  denjenigen  der  Iit.  k.  die  Genehmigung  des  Grossen  Rathes 
erforderlich. 

}.  291.  Die  Erneuerung  der  Kirchenverwaltungen  erfolgt  alle  drei  Jahre 
annäherungsweise  zur  H&i(te;  der  Kirchroeier  je  das  vierte  Jahr.  Die  Best&tignng 
der  Sigristen  und  Organisten  erfolgen,  insofern  nicht  urkundliche  oder  vertrfig- 
llche  Verbältnisse  Anderes  bestimmen,  ebenfalls  zu  vier  Jahren,  jeweilen  Ende 
Christmonals. 

$.  292.  Alle  Beschlösse  der  Kirchenversammlungen  können  auf  dem  Wege 
des  Recurses  an  den  Regierungsratb  gebracht  werden. 

■ 

S.  293.  Die  Kirchgemeinden  versammeln  sich,  so  oft  sie  von  den  Kirchen- 
verwaltuogen,  sei  es  von  sich  aus,  oder  auf  das  Begehren  eines  Sechsthelles  der 
stimmfähigen  Kircbgenossen,  einberufen  werden. 

Die  EinruAing  erfolgt  unter  Anzeige  des  Verhandlongsgegenstandes  durch 
AuskOndigung  in  der  Pfarrkirche  acht  Tage  vor  der  Versammlung  oder  durch 
Umsagen  von. Haus  zu  Haus,  drei  Tage  vor  derselben. 

Das  AoskOnden  in  der  Kirche  besorgt  der  Pfarrer;  das  Ansagen  von  Haus 
zu  Haus  der  oder  die  betrelfenden  GemeindeammSoner. 

i,  294.    Der  Pfarrer  ist  der  Präsident  der  Kirchenver!>ammlnng  und  der 
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Kircbenverwaltong.    In  dessen  Abwesenheit  versiebt  der  von  der  Kirchenver- 
waltangr  gew&blte  ViceprAsiden^  die  Stelle  des  Präsidenten. 

S.  S95.  Der  FriMdem  macbt  die  Versammlong  mit  dem  Gegenstande  der 
Yerbandlong  bekannt;  worauf  der  Namensaufruf  stattfindet. 

Die  Gemeindammftnner  (übergeben  den  Kircbenverwaliangen  die  Verzeich- 
nisse der  stimmfähigen  Kirchengenossen. 

Nach  dem  Namensauflrafe  wflbtt  die  Kirchgemeinde  durch  offenes  absolutes 
Mehr  zwei  Stimmenzäbler  und  einen  oder  zwei  Schreiber. 

Die  Verhandlungen  gehen  nach  den  gleichen  Formen  vor  sich,  weiche  flir 
die  Versammlungen  der  Einwohnergemeinden  vorgeschrieben  sind. 

$.  296.  Die  Wahlen  in  die  Kirchenverwaliung  und  die  der  Kirchmeier  er- 
folgen ebenfalls  nach  den  Formen,  welche  für  die  Wahlen  der  Efnwohnergemeln- 
den  festgesetzt  sind. 

Die  Kirchgemeinden  können  vor  der  Wahl  durch  offenes  absolutes  Mehr 
beschliessen,  aus  wie  viel  Mifgiiedem  die  Kirehenverw*altung  bestehen  soll,  und 
wie  dieselben  auf  die  verschiedenen  Ortschaften  zu  ver^heilen  seien. 

Zur  Wablffihigkeit  werden  die  gleichen  Eigenschaften  erfordert,  wie  zur 
Wahllühigkeit  in  den  Gemeinderatb. 

Die  Kirchenverwaltuog  wählt  nach  Jeder  periodischen  Erneuerung  ihren 
Schreiber. 

i.  297.  Bei  der  Bestätigung  der  Sigristen  und  Organisten  wird  lediglich 
in  Abstimmung  gesetzt,  ob  die  Kirchgemeinde  zu  einer  neuen  Wahl  schrelien 
wolle.  Wird  die  Frage  bejaht,  so  wird  eine  Frist  von  hbchstens  einem  Monat 
zur  Bewerbung  angesetzt,  nach  deren  Ablauf  dann  die  Kircbgememde  eine  or- 
dentliche Wahl  zur  Wiederbeselzung  vornimmt. 

Die  Wablverbandlungen  werden  dem  Kirchendepartemente  zu  Händen  des 
Regierungsrathes  zur  Genehmigung  eingereicht. 

Ueber  die  Cassation  der  Wahlverhandlungen  und  Ober  die  Entlassung  von 
den  Stellen,  weiche  von  den  Kirchgemeinden  Qbertragen  werden,  gelten  die  Vor- 
schriften, welche  Ober  den  gleichen  Gegenstand  fQr  die  Wahlen  in  die  Bezirks- 
gerichte gegeben  sind. 

S.  299.  Den  Kirchenverwaltungen  kommen  folgende  Befugnisse  und  Ver- 
richtungen zu,  wenn  dieselben  nicht  schon  entweder  ganz  oder  theilweise  dem 
Ck>llator,  Kirchenpatron,  oder  irgend  feinem  Drlttmanne  zustehen: 

a)  sie  besorgen  die  Verwaltung,  RecbnongsfQhrung  und  Aufsicht  Ober  alle  Klr- 
chengQter  der  Pfarrgemeinde,  mOgen  dieselben  der  Pfarrkirche,  den  PfrOndei, 
Filialcapellen  oder  andern  Capellen  oder  Bruderschaften  angehören; 

b)  sie  wachen  für  die  Unverletzlichkeit  aller  KirchengOter  (Ortskirchengut), 
PfrundgOter  und  fl-ommen  Stiftungen,  fOr  deren  ungeschmllerten  Bestand, 
sowie  ror  Capiialisirung  gemachter  Ersparnisse; 

c)  sie  sorgen  fOr  den  gehörigen  Unterhalt  der  kirchlichen  Bauten  und  fOr  die 
zweckmässige  Ausführung  beschlossener  Neubauten  oder  Bauverbesserungen. 
In  Bezug  auf  den  Unterhalt  und  die  Verbesserung  von  Bauten  steht  ihnen 
zu.  Ober  eine  Summe  von  500  Fr.  im  Jahr  zu  vernQgen,  wenn  diese  Auslage 
nicht  durch  Steuern  gedeckt  werden  muss;  im  entgegengesetzten  Fall  steht 
ihnen  nur  ein  VerfQgungsrecht  bis  auf  100  Fr.  zu ; 

d)  sie  sind  verpflichtet,  die  Werthtitel,  Besitzthomstitel ,  Stiftungsbriefe ,  Urkun- 
den und  Kostbarkeiten  der  Kirchen,  Capellen,  Pfründen  und  Brndersriiaften 
In  eigene  feuersichere  Ktrchenladen  zu  legen  und  darüber  ein  ordentliches 
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finlagsbuch  za  fOhren,  Ober  die  Anfbewalininflr  der  Zierratben  ond  Gerith* 
Schäften  sorgmillg  za  wachen ; 

e)  sie  sind  verpuff htet,  den  Kirchmeiem,  Capellen-  ond  Brudenchaftapflegem 
die  Rechnangen  Ober  ihre  zweijährige  Verwaltong  abzanetamen  und  dem 
Kirchendepartemente  eine  Uebersleht  davon  bis  zaro  1.  Mai  einzusenden; 

f)  !(ie  beanf^iditigen  die  Recbnungsfnhrang  der  Kirefameler  Ober  die  von  den 
GemehsdammSnnem  ihnen  eingehlndigten  RIrcbensteaem. 

Der  KirchenverwallUDg  sind  aocb  die  Rechnangen,  welche  in  Folge  beson- 
derer Befogniss  von  andern  Ober  Kircbengat  gefDhrt  werden,  elnzngeben,  deren 
Cebersicht  dann  dieselbe  mit  allfSUigen  Bemerkungen  begiettet,  dem  Kirehende- 
partement  einftendec. 

i.  SOO.  Der  Kirebmeier,  welcher  nicht  Blitglled  der  KlrchenverwaUang 
sein  darf,  bezieht  die  EinkQnfte  und  Ztnse  und  besorgt,  naeh  den  Wefsoogen  der 
Kirehenverwaltang  die  Ausgaben.  Er  kann  ohne  solche  Weisongen  Ober  80  Fr. 
vorragen. 

Er  legt  wenigstena  alle  zwei  Jahre  der  Kirchenverwaltong  za  Händen  der 
Kirchgemeinde  Rechnung  Ober  seine  Verwaltang  ab. 

S.  801.  Die  Kirehenverwaltang  setzt,  wofern  das  Wahlracht  nicht  Jemand 
anderm  zukommt  oder  von  den  Capellgenossen  bisher  aosgeObt  worden  ist ,  für 
Jede  Filialeapelie  ehien  eigenen  Pfleger,  welcher  ebenfalls  wenigstens  alle  zwei 
Jahre  Rechnung  Ober  seine  Verwaltung  an  die  Kirehenverwaltang  abgibt. 

i.  not.  Die  Kirchenverwaltong  Qbergibt  dem  Kircbmeler  die  Besorgnng 
der  Einnahmen  und  Aasgaben  von  Bruderschafts^tiftangen,  wofern  nicht  von  den 
Bruderschaften  statuiengemAss  ein  eigener  Pfleger  besteilt  und  Ober  die  Verwal- 
tung selbst  verfügt  wird.  In  beiden  F&llen  mqss  der  Kirehenverwaltang  wenig- 
stens alle  zwei  Jahre  Rechnung  Ober  die  Verwaltang  des  Bruderschaftsgutes  ab- 
gelegt werden. 

}.  808.  Die  KirchenverwaUangs-,  Capellen-  and  Braderschartarechnangen 
sollen  alljährlich  auf  den  31.  December  abgeschlossen  werden. 

Jeweilen  das  zweite  Johr  im  Monat  Hornong  werden  dieselben  der  Kirch- 
gemeinde vorgelegt,  welche  zu  deren  Prüfung  einen  Ausschuss  niedersetzen  kann. 

Ueberbaapt  sind  hiebet  die  Vorschriften  des  %,  261.  zu  beobachten,  mit  der 
Ausnahme,  dass  die  Rechnungen  nicht  dem  AmtsgehQlfen  einzuschicken  sind. 

§.  804.  Die  Streitigkeiten  Ober  Verwaltung  der  Kirdien-,  Capellen-,  Pfhind- 
und  BruderschaftsgOter  gelangen  an  den  Regiernngs-Rathe  zum  Entscheide. 

VI.  Im  Kanian  Aargau  enthält  ein  Decret  vom  30.  Juni  1848 
folgende  Bestimmung  über  die  Verwaltung  der  ortskirchlichen  Fonds : 

Wir  Landammann  und  kleiner  Rath  des  Kantons  Aargau  thun  kund 

hiemit 
dass  wir  in  Revision  der  Ober  die  Verwaltung  und  Rechnungsablage  der  refor- 
mlrten  KlrchengOter  am  zweiten  Wintermonat  1808  erlassenen  Verordnung  und 
zu  Qbpreinstimmender  Regulirung  der  Verwaltung  und  Verwendung  der  Klrchen- 
gOter beider  Confessionen ,  sowie  der  katholischen  BruderschaftsgOter  nach  Mit- 
gabe gesetzlicher  Vorschriften 

verordnet: 
$.  1.    Die  Verwaltung  des  Kirchen-  ond  BruderschaRsgutes  kommt  dem 
Gemeinderath  und  wo  dasselbe  mehrem  Gemeinden  gemeinschaftlich  zngebOrt, 
den  verelnigfen  Gemeinderithen  dieser  Gemeinden,  als  Kirclienpflege,  za. 
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In  letzterm  Falle  fOlin  bei  dieser  Verwaltanssbebftrde  der  Ammaim  des 
Kirchenorts  (d.  h,  der  Gemeinde,  in  welcher  die  Kirche  sich  befindet)  den  Vor- 
sitz nnd  der  Gemeindeschreiber  des  Kirchenorts  das  Protokoll. 

Ist  ein  Gemeinderath  gelheiiten  Bekenntnisses«  so  haben  nur  die  Genossen 
der  betreffenden  Confessionen  Antheil  an  der  Verwaltang;  and  wenn  demzufolge 
der  Ammann  oder  der  Gemeindeschreiber  des  Kirchenortes  aasgeschlossen  wftren, 
so  erwftblt  sich  die  Kirchenpflege  aus  eigener  Mitte  den  Prisidenten  ond  Actnar« 

Sie  hat  ihr  besonderes  feuerfestes  Archiv  in  der  Kirche,  im  Pfarrhanse 
oder  im  Gemeindebause  des  Kirchenortes,  welcb  letzterer  audi  za  deki  Versamm* 
hmgen  derselben  das  benOtbigte  Local  einzarAamen  gehalten  ist. 

$.  2.  Der  Kirchenpflege  ist  onbenommen,  die  nSchste  Beanfsichtfgmig  and 
Leitung  der  Verwaltung  einem  engern  Ansschosse  von  wenigstens  drei  Mitgliedern 
aas  ihrer  Mitte,  nafflentlieh  dem  Sittengeriebte  als  Kircfaenvorstand,  zu  Übertra- 
gen; sowie  auch  zu  den  Berathongen  der  Kirchenpflege  oder  des  Kfa-chenvorstan- 
des  gutflndend  der  Ortspfarrer  mit  berathender  Stimme  zugezogen  werden  mag. 

S.  3.  Die  Kirchenpflege  (}.  1.)  ernennt  zar  Besorgung  der  Verwaltung 
inner  oder  ausser  ihrer  Mitte  einen  besondern  Verwalter  (Kirchenpfleger)  auf  die 
Dauer  von  ein  Ms  drei  Jahren.  Derselbe  ist  der  Kirchenpflege,  beziehungsweise 
der  Rechnung  abiiiehmenden  Behörde  oder  Versammlang  (f.  19.)  fUr  seine  Ver- 
richtungen verantwortlich,  hat  hinlängliche  von  der  Kirchenpflege  gutzuheissende 
BQrgschaft  zu  leisten,  und  wird  von  dieser  letztem  ta  Pflicht  genommen;  der 
BQrgschaftsact  Ist  in  das  Archiv  der  Kirchenpflege  niederzulegen. 

§.  4.  Der  Kreis  der  Verwaltangsbefbgnisse  des  Kirchenvorstandes  ($.  2.) 
und  des  Kirchenpflegers  (}.  3.)  wird  durch  die  Kirchenpflege  (§.  1.)  festgesetzt, 
welche  sich  dabei  in  gulflndendem  Masse  unmittelbare  oder  endliche  Verfügungen 
nach  besitzender  Competenz  (§}.  10.  13.  u.  20.)  vorbehalten  kann,  und  Jeden- 
falls in  ihrer  Gesammthelt  fUr  alles ,  was  in  ihrem  Namen  durch  jene ,  verfügt 
wird,  der  Rechnung  abnehmenden  Versammlung  (§.  19.)  verantwortlich  bleibt. 

§.  5.  Der  Kirchenpfleger  ist  gehalten,  Ober  die  Capitalien  einen  Zinsrodel, 
Ober  die  Einnahmen  und  Ausgaben  ein  fortlaufendes  Cassabucb  zu  fOhren,  und 
Ober  seine  Verwaltung  der  Kirchenpflege  zu  Händen  der  zustehenden  Versamm- 
lung (§.  19.)  Jedes  Jahr  Rechnung  abzulegen. 

Dagegen  ist  er  berechtigt,  ordentlicher  Welse  für  seine  BemQhungen,  Ver- 
antwortlichkeit und  Rechnangssteltong  fflnf  vom  Hundert  seiner  Einnahmen  als 
Besoldung  zu  verrechnen;  unter  dieser  Einnahme  sollen  die  abgelösten  Capitalien 
und  der  ErlOs  verkaufter  Liegenschanen  oder  Gefälle  zur  Berechnung  der  Be- 
soldung nicht  in  Anschlag  gebracht  werden. 

§.  6.  Die  Capitalzlnse  und  übrigen  EinkOnfle  sind  von  dem  Kircbenpfleger 
fleissig  zu  beziehen.  —  Es  dQrfen  nicht  mehr  als  drei  rückständige  ZInse  in  der 
Rechnung  verzeigt  werden,  sondern  die  länger  ausstehenden  ond  nicht  zur  Zelt 
rechtlich  eingeforderten  Zinse  sind  dem  Kirchent>fleger  als  Schuld  anzurechnen, 
und  von  ihm  sofort  haar  in  die  Kasse  zu  legen. 

f.  7.  Die  Einnahmen  des  Kirchenpflegers  sollen,  soweit  sie  nicht  zu  lau- 
fenden Ausgaben  benöthigt  sind  (}.  13.)  Jeweilen  mOglichst  bald  capitalisirt  und 
an  Zins  gelegt  werdea  Kein  Capital  darf  unter  Fr.  50.  angelegt  werden.  Ca- 
pitalien von  Fr.  50  bis  Fr.  100  dQrfen  gegen  annehmliche  BOrgsohaft  von  we- 
nigstens zwei  habhaAen  und  im  Kanton  angesessenen  Personen,  Ca|»tt«lten  Ober 
100  Fr.  nur  gegen  nntapOndlich  verschriebene  Liegcnschaflen  mit  doppelter 
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Sicberbeit,  oder  gegen  HlDter1<*gaDcr  guter  Zinsscbrifken  von  zwelflicben  Werthe 
ansgelieben  werden. 

S.  8.  Wenn  Sommen  onler  Fr.  50,  welche  fDr  das  Kirchengut  eingeben, 
in  Hand  des  Pflegers  verbleiben,  so  sind  sie  nar  in  dem  Jahre  unverzinslich,  in 
welchem  sie  bezogen  worden  sind.  In  den  folgenden  Jahren  hat  der  Kirchen- 
pfleger davon  den  Zins  mit  4%  zu  vergüten.  Bleiben  Summen  Aber  Fr.  50  in 
der  Hand,  des  Kircbenpflegers  angelegt,  so  hat  er  fOr  dieselben  gleich  andern 
Stbnldnern  durch  BOrgsebafI  oder  Umerpfbnd  Sicherheit  zu  leisten.  FOr  Capita* 
lies,  weiche  abf^eltol  werden,  soll,  wenn  sie  innert  sechs  Wochen  (sechs  (Mo- 
naten) ni<At  angelegt  würden,  von  dem  Kirchenpfleger  gleichfliiis  der  Zins  ver- 
gfltet  werden. 

$.  0.  Kein  dem  Kfrchengul  angehOriges  Geld  darf  in  einen  niedrigem 
Zins  als  vier  vom  Hundert  angelegt  werden,  und  wo  der  Zins  wirklich  nur  auf 
4<Vo  festgesetzt  ist,  soll  das  Beding  beigefbgt  werden,  dass  der  Zins  nach  Yerfluss 
eines  Monats  Ober  die  Verfallzeit  zu  5%  zu  entriditen  sei. 

f.  10.  Der  Kirchenpfleger  wird  Ober  alle  Capitalanlage  der  Kirchenpflege 
seine  gutlchtlichen  Vorsoblftge  einreichen  und  ohne  dessen  Vorwissen  und  Ge- 
nehmigung kein  Capital  weder  anlegen,  noch  anfkflnden  oder  ablOsen. 

§.  11.  Die  von  einer  Rechnungsablage  zur  andern  neu  angelegten  Titel 
sind  der  nichsten  Bechnung  bei  Einreichung  an  die  PassatlonsbehOrde  beizufQgen 
und  dann  im  Kirchenpflegsarchiv  zu  verwahren. 

Alle  dem  Kirchengute  zugehörigen  Titel  sollen  überdies  in  ein  besonderes 
Urbar  eingetragen  werden. 

f.  12.  Besitzt  das  Kirchengut  Waldungen,  so  soll,  mit  Ausnahme  der  ur« 
barisirten  oder  von  Altersher  ausgerichteten  Holzpensionen  an  Pfarrer,  Schul- 
lebrer,  Sigrist  oder  andere  Bedienstete,  kein  Holz  anders  als  mit  Bewilligung  des 
Kleinen  Bathes  geschlagen  und  verttussert  werden. 

§.  13.  Zunächst  sollen  aus  dem  Ertrag  des  Gutes  und  sonstiger  Kirchen- 
einkOnfte,  und  wo  dieselben  nicht  hinreichend  wftren,  ans  den  nach  Mitgabe  des 
Gemeindesteuergesetzes  von  der  Kirch-  (Einwohner-)  Gemeinde  ($.  19.)  zu  be- 
schllessenden  Einwohnersteuern  und  Leistungen,  die  Ausgaben  fQr  den  Ofl'entlicben 
Gottesdienst  bestritten  werden;  und  zwar  mit  Beseitigung  aller  unnOthlgen  und 
aBer  fremdartigen,  dem  Kirchengnt  oder  Broderschaftsgut  nicht  urkundlich  oder 
gesetzlich  auflastenden  Ausgaben.  —  Die  Kircbenpflege  hat  zu  dem  Ende  eine' 
Ausgabencompetenz,  weiche  ihr  von  der  Kirchengutsgenossenschaft  (§.  Id.  a.) 
eiugerlamt,  und  insofern  die  Erhebung  von  Steuern  zu  vollstlindiger  Bestreitung 
der  Ausgaben  nOthig  ist,  der  Genehmigung  der  Kirchgemeinde  unterworfen  ist. 

$.  14.  Das  Kirchen-  oder  Bruderschaftsgut  darf  in  keinem  Fall  zur  Be* 
streitung  laufender  Ausgaben  im  Capitalbestand  angriffen  werden,  und  zwar 
bei  persönlicher  Verantwortlichkeit  der  Kirchenpflege,  des  Verwalters  und,  wo 
diese  nicht  habhaft  wftren,  der  ganzen  Kirchen-  oder  Bruderschaftsgenossenschaft. 

Verwendung  des  Hauptgutes  fQr  Errichtung  zweckentsprechender  Anstalten, 
Ankauf  neuer  Grundstücke,  und  AusfDhmng  nothwendiger  Unternehmungen,  so- 
wie die  Veränsserong  von  Liegenschaften,  die  dem  Gute  angehören,  können  Je- 
doch von  der  Genossenschaftsversammlung,  soweit  es  BedOribiss  und  Möglichkeit 
mit  sich  bringen,  beschlossen  werden. 

Der  Kirchenpflege  oder  einer  Genossenschaftsminderbeit,  sowie  der  Kirch- 
gemeindeversammlung steht  gegen  eine  solche  Scblnssnabme  das  Recht  der  Be* 
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sf^hYiefAe  beifli  Kleinen  Rathe  and   diesem  das  Recht  des  endlichen  Entscheides, 
nach  Mitgabe  des  Gemeindesteuergesetzes,  za. 

{.  15.  Aar  allmäligen  Ersatz  des  so  verwendeten  Kai^italvermögens  ist  so- 
w^t  Bedacht  za  nehmen,  als  dasselbe  nicht  in  anderes  zinstragendes  Vermögen 
umgewandelt  wurde. 

Sf.  16.  17.    Die  von  dem  Kirchenpfleger  der  Kirchenpflege  abzalegende 
Jahresrechnung  omrasst: 
a)  Die  Verwaltung  des  ftmdirten  Kirchen-  and  BniderschafUgutes  in  Kinoahmen 
und  Ausgaben;  welcher  Rechenschaft  ein  vollständiger  nach  den  verschiede- 
nen VermOgensbestandtheilen  speclflcirter  Vermögensetat  an&ab&»geft  und  der 
Bericht  betzufQgen  ibt,  wie  die  Gebfiude  und  Liegenschaften  benoizt  werden, 
h)  Die  Rechenschaft  Ober  den  Bezug  und  die  Verwendung  der  allffillig  be- 
schlossenen Kirchgemeinde-Steuern,  sowie  der  zu  kirchlichen  Zwecken  fallen- 
den Liebessteuern  und  sonstigen  KirchgemeindeeinkOnfte. 
Wird  von  der  Kirchgemeludeversainmlupg    oder    von  der  Mehrheit  der 
stimmffihigen ,  kirchsteuerpflicbtigen  Einsassen  nach  Mitgabe  des  §.  24.  des  Ge- 
meinde-Organisations-Gesetzes Ober  die  Steuer-Einnahme, und  Einkünfte  besondere 
Rechnungsstellung  verlangt,  so  ist  die  Rechnung  über  a.  und  b.  getrennt  ab- 
zufassen. 

S.  18.  Die  Kircbenpflege  prüft  die  Rechnung  mit  all  ihren  Belegen,  setzt 
dieselbe  durch  ihrerseitige  Genehmigung  oder  Berichtigung  fest,  unterzeichnet  sie 
und  theilt  sie  sodann  auch  dem  Ortspfarrer  mit,  welcher  die  genommene  Ein- 
sicht, mit  allfÄlIigen  Bemerkungen  begleitet,  auf  der  Rechnung  zu  bescheinigen  hat. 

$.  19.  Die  Rechnung  soll  auf  den  15.  April  je  des  folgenden  Jahres  der 
Rechnung  abnehmenden  Versammlung,  und  zwar: 

a)  wenn  die  Rechnung  getrennt  vorzulegen  ist,  über  die  Verhandlungen  im 
f.  17.  a.  der  Genossenschaft  des  Kirchen-  und  Bruderschartsgutes,  und  über 
die  Verhandlungen  in  §.  17.  b.  der  Kirch-  (Einwohner*)  Gemeinde,  bestehend 
aus  den  Einwohnern  des  KIrchensprengcIs  der  betreffenden  Confession,  — 

b)  wenn  die  Rechnung  nicht  getrennt  wird,  der  Genossenschaflsversammlung, 
mit  Beachtung  des  §.  16.  des  Gemeinde-Organisatlons- Gesetzes,  —  zur  wei- 
tem gesetzlichen  Verhandlung  vorgelegt  werden. 

§.  20.  Die  Rechnung  abnehmende  Behörde  ($.  19.)  versammelt  sich  unter 
Vorsitz  Je  des  ältesten  Gemelnde-Ammanns  oder  eines  Gemeinderathsmitgliedes 
ihrer  Confession,  sowohl, 

a)  zur  Festsetzung  der  Competenz  der  Kirchenpflege,  f.  i3.,  als 

b)  zu  Fassung  der  ihr  zukommenden  Verwaltungs-  und  Verwendungs-  oder  Be- 
steurungsschlussnahmen,  und 

c)  zur  Erledigung  der  Rechnungen. 

Der  Actuar  der  Kirchenpflege  ist  auch  der  ihrige. 

In  Bezug  auf  Stimmf&hfgkeit  In  diesen  Versammlungen,  Berufung  zu  den- 
selben ,  Untersuchung  und  Passation  der  Rechnungen  sind  die  Vorschriften  des 
Gemeinde  -  Organisations  -  Gesetzes  vom  26.  Septbr.  1841  (siehe  namentlich  die 
S$.  4—18.  und  24.  in  Bezug  auf  die  Kirchgemeinde -Versammlung;  S§.  26.  28. 
33.  85.  für  die  Kirchenguts -Genossenschaft;  $$.  116—148.  fOr  die  Rechnungsab- 
lage) unbedingt  massgebend. 

§.21.  Ein  Doppel  der  endlich  passirten  und  vom  Bezirksamt  als  Ober- 
PassationsbehOrde  zurückgelangten  Kirchen-  und  Bruderschaftsrechnongen  Ist  nach 
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Yorsdirift  des  f.  126.  des  Gemeinde- Oryanbations*  Gesetzes  dem  Kirdieapflegs* 
arcbive  einzuverleiben. 

S-  22.  Gegenwlrtige  Verordnung,  dorcb  welche  dieJAiige  vom  zweiten 
Wintermonat  1808  und  alle  im  Widerspruche  stehenden  Verfügungen  aufgehoben 
sind,  soll  durch  das  Amtsblatt  bekannt  gemacht,  besonders  gedruckt  und  in  die 
Gesetzsammlung  aufgenommen  werden. 

YII.  Im  Kanion  Thurgau  wird  die  Verwaltung  des  Ortskirchen- 
gnts^  zu  wdehem  aacb,  nebst  dem  Kirchenfabrik-  und  Pfrondfond 
etc..,  der  sog.  Kirchsj^elannenfond  gebiert,  duroh  die  §§.  46 — 61.  mid 
82.  bis  111.  des  Oesetzes  über  die  Organisation  des  Kircbenwesens 
Yom  26.  Novör.  1851,  bestimmt.  Die  betreffenden  Bestimmungen  sind : 

A.  Kircheinwohnergemeinden, 

§.  46.  Die  Kfrchein Wohnergemeinden  bestehen  aus  sftmmtlichen  stimmbe- 
rechtigten Einwohnern  derjenigen  OrtschafHen,  die  za  einem  Kirchspiel  (Kirchge- 
mekide)  gehören. 

§.  47.  In  Jeder  Kirchgemeinde  soll  ein  Yerzeichniss  Ober  die  stimmbe- 
rechtigten Einwohner  der*  Kirchgemeinde  geführt  werden. 

f.  48.    Der  Kirchgemeinde  steht  das  Recht  zu 

a)  die  Zahl  der  .Mitglieder  der  Kirchenvorslehenschaft  zu  bestimmen  ({.  66.); 

b)  den  Pfarrer  zu  wShlen  und  abzuberufen; 

e)  ^\t  Mitglieder  der  Kirchenvorsteherschaft  zu  wfihlen; 
d)  Ober  Erhebung  von  Sleaern  zu  Bestreitung  der  kirchlichen  BedQrfhisse,  so- 
weit die  dafür  bestimmten  HQlfsquellen  der  KirchbOrgergemeinde  nicht  aus- 
reichen, und  die  Ansassen  zu  Beiiragsleistungen  wirklich  In  Anspruch  ge- 
nommen werden  können,  zu  besrhiiessen ,  sowie  die  Rechnung,  insofern  sie 
hierauf  Bezug  bat,  zu  prüfen  und  zu  genehmigeo. 
S«  49.    In  der  Kircheinwohnergemeinde   fQhrt  der  Präsident  der  Kirchen- 
vorsteherschaft den  Vorsitz  und  in  VerhlnderungsflUlen  das  erstgewlhlte  Mitglied 
derselben.    Das  Protokoll  führt  der  jeweilige  Protokollführer  der  Kirchenvor- 
steherschaft. 

B.   Kirchbürg  er  gemeinde, 
}.  50.    Die  Kirchbürgergemeinde  besteht  aus  den  stimmberechtigten  Ein- 
wohnern eines  Kirchspiels,  welche  in  demselben  verbOrgert  sind. 

S.  51.  In  Jeder  Kirchbürgergeroeinde  soll  ein  Verzeichnlss  der  KirchbOr- 
ger  geführt  werden. 

S.  52.    Der  Kirehbürgergemeinde  steht  das  Recht  zu, 

a)  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Pflegcommission  zu  bestimmen; 

b)  die  Mitglieder  der  Pflegcommission  und  die  Pfleger  zu  wShlen; 

c)  über  Verwaltung  und  Verwendung  der  der  Kirchbürgergemeinde  gehörigen 
Fonds  zu  verfügen,  und  die  hierauf  bezüglichen  Rechnungen  zu  prüfen  und 
zu  genehmigen; 

d)  Ober  Erhebung  von  Anleihen  oder  Steuern  zu  Bestreitung  der  Bedürfnisse 
'   der  Kirehbürgergemeinde  zu  besctaltessen ; 

e)  ebenso  Ist  die  Bestellung  des  Messners  Sache  der  KlrcbbOrgergemeinde,  jo* 
f^m  sie  nicht  dessen  Vl^ahl  der  Pflegeommission  Qbertrftgt. 

S.  58.  In  der  Kirehbürgergemeinde  führt  der  Gescfciäftsnhrer  der  Pfleg;- 
commission  den  Vorsitz,  und  in  VerhlnderungsfBlIen  das  erstgewählte  Mitglied  der- 
selben.   Das  Protokoll  fQhrt  der  Protokollführer  der  Pflegcommission. 
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S.  54.  Die  Genebinfgraßg  des  betreffenden  Kirchenrathes  and  Regierongs- 
Ralhes  bedürfen  al|^  Beschlösse: 

a)  betreffend  Verftusserong  and  VerpfSndang  des  anbewegUcben  Vermögens; 

b)  Verwendung  des  GrandstQck-VermOgens  zu  laufenden  Bedfirfiiissen ; 

c)  Capitalaoftoabmen ,  welche  nicht  zur  Tilgung  abgekQndeler  Capitalien  statt- 
flnden; 

d)  Reglemente  für  die  Kirchgemeinden.  * 

$.  55.  Ohne  die  Zustimmang  des  Oroisen  Ratbes  kann  die  Verthellmig 
von  CorporattoDsgot  uoter  die  Genossea  einer  Kircbgemeinde  nicht  stattfinden. 

§.  56.  Die  Kirchgemeinden  beschliessen  darOber,  ob  in  ihrem  Namen  Pro* 
cesse  geführt  werden  sollen.  Die  KirehenrSthe  können  von  ^Icb  aas  die  Process- 
fbhrung  im  Namen  einer  Kirchgemeinde  Obernehmen,  sofern  es  sich  heraasstellt, 
dass  die  Interessen  der  confessionellen  Fonds  oder  Corporationen  eine  solche 
aussergewOhnliche  Massnahme  erheischen. 

$.  57.  Ueber  Beschlüsse  der  Kirchgemeinden  kann  von  der  Minderheit  in- 
ner 14  Tagen,  vom  Tage  des  gefassten  Beschlusses  an,  Recars  an  den  betreffen- 
den Kirchenrath  ergriffen  werden.  • 

S-  58.  Die  Rechnungen,  welche  der  Gutheissung  der  Kirchengemeinden 
unterliegen,  sind  mit  dem  31.  December  eines  jeden  Jahres  äbzuschllessen  and 
im  Laufe  des  Monats  Februar  der  betreffenden  Gemeinde  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen.   Die  Zinsberechnungen  von  den  Capitalien  finden  stets  aaf  Martini  statt. 

§.  59.  Es  bleibt  dem  Ermessen  der  KirchbQrgergemeinden  anheimgestellt, 
fQr  Prflfuhgen  der  Fondsberechnungen  Commissionen  aus  ihrer  MiUe  zu  ernennen. 
Dieselben  haben  ihrer  Aufgabe  innerhalb  Monatsflrtst  —  vom  Empfange  der  Rech- 
nungen an  — ,  Genüge  zu  leisten.  Bei  Untersuch  der  Rechnungen  werden  sie 
besonders  darauf  sehen,  dass 

a)  der  VermOgensverzeig  der  vorangegangenen  Jahresrechnung  gehörig  in  die 
neue  übertragen; 

b)  alle  Einnahmsposten  —  gleichviei  ob  sie  eingegangen  oder  noch  ausstehen  — 
aufgenommen  und  mit  den  erforderlichen  Belegen  versehen  seien; 

c)  die  Ausgaben  durch  Conti  und  Quittungen  bescbehiigt  und 

d)  das  Vermögen  specificirt  mit  Angabe  der  SchuldUtel  erzeigt  und  gehörig 
sicher  gestellt  seien. 

$.  60.  Nachdem  die  Rechnungen  von  der  Kirchgemeinde  gutgeheissen 
worden,  sind  dieselben  durch  die  Pflegcommission  mit  den  allf&lligen  Revisions- 
bemerkungen von  dem  Presidenten  und  dem  Secret&r  der  Kirchbürgergemeinde- 
versammlung unterzeichnet,  im  Laufe  des  Monats  H&rz  zur  weitern  Prüfung  und 
Ratification  dem  betreffenden  Kirchenrath  zuzustellen. 

1  61.  Die  ratificirten  Rechnungen  sind  bei  den  Übrigen  Acten  der  Kirch* 
bflrgergemeinde  aufzubewahren. 

C.  PflegcommUsionen. 

S.  82.    Jede  Kirchgemeinde  hat  eine  Pflegcommission  zu  bestellen. 

f.  83.  Da,  wo  einzelne  Abtheilungen  der  Khrchgemeinde  abgesonderte 
Fonds  flür  sich  besitzen,  haben  dieselben  besondere  Pflegcommisaionen  für  sich 
za  ernennen. 

S*  84.  Die  Pflegcommisaionen  bestehen  nach  Massgabe  der  Ortlichen  Ver- 
hältnisse und  des  Betrags  der  Fonds  —  den  Geschftftsführer  inbegriffen  ~  aas 
wenigstens  drei  Mil|;liederni  welche  von  den  Antheilhabeni  an  den  betreffenden 
Fonds  gewfthlt  werden.  * 


•  • 
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f.  85.  Der  Pfarrer  des  Ortes  Ist  GesebiftsflUiter  der  Plegeimiisiiott  dw 
Kirchgemeinde,  and  aoeh  der]eni|ren  jeder  besondem  AbtheUniK  nit  Mnnrettt 
and  Venntwoniielikeii  glefdi  dea  Obrigen  MitgHedem.  Er  fUnrt  Aber  die  Ver- 
haodloQgen  ein  PretokoU,  das  ven  ihm  ond  einem  andern'  von  der  Pflegeun* 
missioD  XU  ^wseiebnenden  Mitglied  so  unterzeicinen  ond  Jeweilen  in  der  nAohsl- 
folgenden  Sitiong  za  verlesen  ist.  Bei  VerhaodlangeD,  bei  welchen  er  ein  per- 
sönliches Interesse  hat,  tritt  er  in  Aosstaad.  .   .  « 

Sein  Stellvertreter  in  VerhindemiigsfUlen  ist  das  erslgew>hlt6>  Milglledi 

%.  86.  Die  SS.  70.,  71.  nad  77.  des  gegenwirtigen  Gesetter  ioden  aneh 
aaf  die  PfiegcoaunissioneQ  ihre  Anwendong. 

S.  87.  Die  PAegcomniasienen  haben  fan  ABgemeinen  die  Msorge  fOr  Irene 
Verwaltong  und  zweckmSssIge  Verwendang  der  vorhandenen  Kirchen-,  SehaK  ond 
Armengflter  und  Oberhaupt  aller  za  den  firommen  (Süflnogen  gehörigen  Fonds. 

Denselben  liegt  daher  insbesondere  ob: 

a)  die  AofkOndong  nnd  Anleifanng  von  Capitalien; 

b)  die  Aofbewahrung  der  zo  solchen  Fonds  gehörigen  Titel; 

c)  die  Verf&gnng  Ober. die  aus  den  Fonds  za  bestreitenden  Aasgaben; 

d)  die  Vorbereitung  der  Frage,  ob  im  Interesse  einer  Sttftong  ein  Proeess  geltbrt 
oder  Uegeoschanen  verhanft  oder  vertanscht  werden  soNen; 

e)  die  erste  Revision  nnd  Abnahme  der  Fondsreahnnngen; 

0  die  Fürsorge,  dass  durch  die  erforderlichen  Steaeranflagen  ehitretende  De^ 
fecte  an  den  StiftongsCiMidationai  eigAnzt  werden. 
S*  88.   Die  Pflegcommisstonen  haben  insbesondere  darOher  zu  wachen : 

a)  dass  die  Capllalien  nor  gegen  Hypotheh  oder  solide  BOffgsciaft  »gelegt  werden  ( 

b)  dass  höchstens  zwei  Zinse  im  ROefcslande  bleiben;  ' 

c)  dass  iieine  beträchtlichen  Summen  ohne  Zins  liegen  bleiben;  '   .     ** 

d)  dass,  wo  Gefahr  and  Vesloat  vorliandeB  sindr  reefalateilig  ür  die  Interessen 
der  Sitftungsfoods  gesorgt  werde; 

e)  dass  nicht  nur  die  fixen  Ausgaben,  namentlich  die  Besoldongen,  ordentlich 
aosbezahie,  sondern  auch  die  Einnahmen  gehörig  belgelrieben  werden; 

O  dass  alle  Ausgaben  mit  Besaheinlgnhgen  belegt  seien;  > 
g)  dass  der  Pfleger  gehörige  Baigscbaft  stelle. 

i,  89.  Ueber  die  Befugnisse  und  Pflichten  der  Pflegeommisslemii  ia<  Be< 
trelf  des  Armenwesens  werden  in  die  Armea-Ordnong  die  angemessenen  .Bestim- 
mungen aufgenommen. 

f.  90.  Die  unter  der  Besorgung  der  Pflegcommissioo  stebe^d^a  Foi^df 
dOrfen  keine  andere  Verwendung,  als  zu  dem  Zwecke  ihrer  Stiftung-  erhalten; 
sie  können  daher  ohne  Genehmigung  des  Grossen  Rathes  weder  mit  andern  vei;- 
elniget,  noch  können  aus  solchen  Fonds  Ausgaben  fQr  andere  Zwecke  bestritte^f 
werden,  als  wofür  sie  bestimmt  sind.  Wenn  Jedoch  besondere  Umstfinde  vor- 
übergehend die  Yerwendnng  von  Vofschflssen  zu  andern  als  stlftnngsgem&ssen 
Zwecken  erheischen,  so  Ist  hlefflr  die  Bewilligung  des  Kirchenrathes  einzuholen. 

§.  91.  Wo  der  Kirchenrath  Unordnungen  wahrnimmt,  bat  er  das  Recht, 
auf  Unkosten  der  Pflegcommission ,  einer  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  durch 
Coounissarien  Platz  zu  geben. 

f.  92.  In  FUien,  wo  eine  Pflegcommission  nicht  anfl^estellt  werden  konnte, 
oder  wenh  sich  eine  Pflegcommission  beharrlicher  Unordnung  in  VerwaRung  dieser 
Fonds  schuldig  machen  sollte,  bleibt  dem  Kirchenratbe  vorbehalten,  aussetordent'«' 
Ifdlie  VerwiRtng  fhr  ehie  solche  Gemdnde  anzoordnen,  entweder ,  dass  er  selbe 
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«tter  fthie 'maifttelliire  fenraltong  niuit,  oder  sie*  unter  äne  fei^Mebbarte 
PSef oonuBlsaian  setat 

Die  PflegcominisaioBen  sind  pffiditig ,  fn  Betreff  der  Verwaltimg  und  Ver- 
weadoiig'  voo  fhMnmen  Vergatangen  den  berecbtigten  FamHiengliedeni  des  Stif- 
ters die  dem&ibalte  der  Stiftungsorirande  entsprecbendenBefagnisse  etmonnmen. 

f.  9S.  Urbafien,  Capitalbriefe,  Eigenthamstitel ,  Reebnongen,  sowie  die 
Caationsscbetaie  der  Pfleger  sollen  in  eine  Lade  mit  doppeltem  Verscblasse,  za 
zu  Tfteleber  der  GescbiftsfQbrer  der  Piegoommission  den  eines,  and  der  Pfleger 
den  andoiu  ScUttssei  bat,  gelegt,  und  diese  Lade  in  einem  fsnerfesteo,  oder 
sonst  sicbem  Geb&ode,  oder  wo  ein  solehes  mangelt,  in  den  Pftntbaase  verwaliit 
werdei.  Dem  Pfleger  aber  sind  die  allentblls  nbtbigeii  AaszQge  solcher  Instm- 
mente  sunstellien. 

'%  94.  Die  PflegcommisstoneB  sind  fOr  allen  Schaden  verantwortliGb,  wel- 
chen sie  durch  Absiebt  oder  FabrUssigkeit  verscboldet  haben. 

S-  95.  Fallt  die  Fahrlässigkeit«  welche  Schaden  verarsacht  hat,  dem  Pfle- 
ger und  der  Pflegcommlssion  zugleich  zur  Last,  so  ist  es  Sache  des  Riditers,  die 
Beitragspflicht  der  Einsetaiett  unter  sich  mit  oder  ohne.  soUdartaehe  Iteftbaiteit 
nach  dem  €rrade  des  Verschildens  festzusetzen. 

S«  96.  Die  Pfarrgemeinde  ist  für  allen  Schaden  und  Vertvt  haftbar«  wel- 
cher der  PMnde  aus  Venchalden  oder  NaehlAssigkelt  der  PflegeommissioneD  oder 
des  Pflegen  -Buwflchsl 

f.  97.  Die  Mitglieder  der  Pflegaomraission  bezieben  fftr  ihre  Verriehtnngen 
keine  IMsahldigniig:  Chnig  für  die  Reitaungsahnahme  ktanen  sie  Je  nach  dem 
Umfang' der  Fonds  ein  bis  vierFrcs.  bezidien,  wobei  darauf  Bedacbt  tu  nehoien 
Ist,  dass  wo  möglich,  die  ReehanngaaMegung  für  mehrere  Fonds  am  gtetdien 
Tage  slattflnde. 

S-  98*  Nf  die  Kirchen-,  Sebnl-  und  Armenfonds,  sowie  nr  andere  zu 
flrommen  Zwecken  unter  der  Aufsicht  der  Pflrgcommissionen  bestehenden  Fonds 
werden  von  den  Antbeilbabem  derselben  (Rirchbflrgergemeinden ,  SchulbOrger- 
gemeinden)  Pfloger  gewMt,  mid  zwar  fir  Jede  Classe  dieser  Ponds  in  der  Kegel 
etai  besonderer  Pfleger.  Wo  eine  Gemeinde  die  Terwaltnng  verschiedener  solcher 
Fonds  dem  gleichen  Pfleger  Qbertragen  wlH,  ist  fflr  die  diesflHige  Sctalussnahme 
di6  flenehaiisuug  des  Kiithenratbes  einzaholen. 

$.  99.  Da,  wo  einzelne  Abtheilungen  der  Gemeinden  dergleichen  Fonds 
abgesondert  fOr  sich  besitzen,  hat  Jede  derselben  auf  die  gleiche  Welse  die  Pfle- 
ger darflber  zu  bestellen. 

$.  100.  Die  Pfleger  können  inner  oder  ausser  der  Mitte  der  Pflegcom- 
mission gewählt  werden.  Ihre  Anitsdauer  ist  drei  Jahre  mit  Wiederwfihlbarkeit. 
Die  erste  Amtsdauer  geht  mit  dem  i.  Mal  1854  zu  Ende. 

§.  101.  Jeder  Pfleger  hat  Hb*  seine  Gesch&ftsfQhrung  zor  Sicherheit  des 
ihm  anvertrauten  Gutes  zwei  solide  BQrgen  zu  stellen.  Die  Bflrgschaftssdieioe 
sind  dem  betreffenden  Kirchenrath  zur  Einsicht  und  Vormerkung  einzusenden. 

%.  102«  Die  Bestimmungen  d^r  SS*  94.  und  95.,  betreffend  Verantwortlich- 
keit, flnden  auch  auf  die  Pfleger  ihre  Anwendung. 

.  .  S*  103.  Fflr  Jeden  unter  der  Beaorgaog  dies  Pflegers  stehenden  Stiftungs- 
Cand  ist  ein  besonderes  CapitalT  and  Cassabocb  zu  fQhren  und  besondere  Rsch- 
Dong  1^  sieUen. 

f.  104.    Der  Pfleger  hat  aidi  in  4er  BeatreRnng  von  Awabtn  naf h  4m 
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Wcbowen  der  Ffeg0Bittisakm  za  rMlen«  welche  ihm  Jededi  w  BeMilsIMg 
onvermeidlicber  Ausgaben  bis  auf  einen  gewissen  Beirag  VoUflifidlit  gel^  kano, 

$.  f  05.  AlQUirlicb  moss  Ober  BSmmtUcbe  anter  der  Beaorgong  de?  Pfleger 
stebende  Fonds  Recbnong  abgelegt  werden. 

S.  106.  Die  Pfleger  baben  bei  Beratbung  der  Pflegconunission  Ober  Mass- 
nabmen,  welcbe  sieb  auf  die  Verwaltung  der  ibnen  anveriranfen  Fonds  bezieben, 
entscbeidendes  Stimmreeht,  aueb  wenn  sie  nicbt  MifgHed  Jener  BebOrde  stnd.  Ben 
VerbandlttBgen  Ober  ibre  persOnttcbe  AmtsfObrang  und  RecbnmigsBlellnng  dfirflni 
dagegen  die  Pfleger  niebt  beiwobnen,  aueb  wenn  sie  Mitglieder  der  Pfl^geooh 
mission  sein  soJUen. 

f.  107.  Die  Reebna^gen  sind  vor  Mitte  Februar  in  Doppel  aasgefertisjt 
von  den  Pflegern  der  Pflegcommission  zur  PrOfong  einzugeben,  und  mOssen  nacjt 
den  vom  Kircbenratb  vorgeschriebenen  Formularen  gestellt  und  mit  den  nOtbigen 
Belegen  verseben  sein. 

f.  108.  Alle  von  der  Pflegeommission  bescbfossenen  Revisionsbenerkmigeii 
lind  in  du  Protokoll  der  Pflegcommiaaion  anftonebmen,  ood  wo  es  nttgüeh  i^ 
sQUen  dieselben  vor  der  Abgabe  der  Rechoung  an  die  Gevelnde  iki;e  Beilq)^ 

tigong  finden. 

{.  109,    Von  den  durcb  die  Gemeinde  genebmigten  and  vom  betreffenden 

Kircbenratb  ratiflcirten  Rechnungen  ist  Jedesmal  ein  Doppel  dem  Pfleger  zuzustellen. 

§.  110.  Die  Pfleger  können  —  ausser  ibren  Baarauslagen  —  fOr  ibre 
Verrichtungen  höchstens  eine  Einzugsgebflbr  von  5%  des  Nettoertrags  der  einge- 
gangenen ZiHse  mid  der  Obrigen  mü  besonderer  MQbewalt  Yerbondeiien  EhikUnfte 
in  AnaprMh  nebaen. 

Die  Bflctanimgen  der  Pfleger  Ober  Ibre  beaondem  Auflagen,  fowle  Aber  dif 
A9slt«e  fllr  MQbewalt  unterliegen  der  Genehmigung  der  Pflegc^misslop« 

ym.  Im  KanUm  Zug  endlich  wird  die  Yerwaltimg  dea  Orti^ 
kirchsngiits  durch  keine  lex  scripta  beBUmmt  Es  ieb  hier  imAJUgei- 
meinen  der  gleiche  Qnmdeaiz,  wie  in  den  übrigen  Kantonen  redpirt, 
Bämfich  der  Grundsatz  der  ansschliessitchen  Adnunistration  durch  die 
Elrchengemeinden ,  resp.  durch  die  Eirchengemeindeitthe  unter  der 
OberauGsiofat  des  Staates.  —  ' 

Ans  diesen  AnfOhrnngen  ergibt  sich  (Br  die  kirdienrechtiiehe 
Praxis  der  DiOcese  Basel  vorzüglich  die  wichtige  Oonsequene,  dass 
der  MrchüdM  Snfluss  auf  die  Verwaltung  des  Ortskiechengots  auf  ein 
Minimmn,  weiches  darin  besteht,  dass  der  Ortspfarrer  ex  officio  Prft» 
sident  oder  Mitglied  des  Ortskirchenrathes  ist,  beschränkt  bleiML  1a 
dea  Kantonen  Solothum  und  Aargau  ist  selbst  diese  ConcessiM  der 
kfliUidlischen  Kirche  nicht  eingeräumt.  Von  einer  Oberanfticiit  dee 
bischöflichen  Ordinariats  aber,  yon  einer  Mittheilung  der  suoimariscihen 
Ueberticht  der  Verwaltung  an  dasselben,  wie  es  das  concilium  tri«- 
dentinum  vorschreibt,  ist  nirgends  die  Bede. 

unsere  schweizerischen  Staatscanonisten  haben  diesen  AusschluSB 
4ra  kirchUdien  OberbehOrden  von  der  Verwaltung  der  ortskirchliohMi 
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Fends  dadnroh  zu  Tecfatfertagen  geracht,  dass  sie  das  Eigaithnm  der- 
selben Ar  die  Eirchengemeinden  vindiciren. 

Diese  Anffassnng  widerspricht  aber  vor  allem  der  auf  dem  Prin- 
cipe der  Einheit  ruhenden  katholischen  Kirche. 

Denn  die  katholische  Kirche  unterscheidet  sich  von  allen  andern 
Beligionsgenossenschaften  durch  ihre  hierarchische  Organisation.  Die 
hierarehta  ordinis  et  jurisdictionis  bilden  die  Grundpfeiler  der  katho- 
lischen Kirchenyerfassung;  ja  sie  sind  so  innig  mit  dem  katholischen 
Wesen  yerbunden,  dass  ihre  Negation  nothwendigerweise  eine  Nega- 
tion des  Eatholicismus  fiberhaupt  involvirt.  In  dieser  hierarchischen 
Verfassung  findet  der  einheitliche  Organismus  der  Kirche,  der  sich  in 
jener  grossartigen  universitas  darstellt,  deren  Umfang  nicht  durch 
iftumliche  und  materielle^  Grenzen  bestimmt  ist,  eine  feste  Basis. 
Aus  diesem  umyersellen  Oharakter  der  katholischen  Kirche  folgt  abor 
mit  natürlicher  Gonsequenz,  dass  die  einzelnen  Parochien  nur  in  der 
Vereinigung  mit  der  Gesammtkirche,  dass  somit  auch  die  vermdgens- 
rechtliche  Persönlichkeit  der  einzelnen  Ortskirchen  nur  in  dieser 
Vereinigung  ihre  Bedeutung  haben  können.  Von  einer  corporativen 
Selbstständigkeit,  von  einer  rechtlichen  Separation  der  einzelnen  Pa- 
rochien von  der  Gesammtkirrhe  kann  in  der  katholischen  Kirche  nicht 
die  Bede  sein.  Denn  die  ganze  Parochialverfassung  findet  nur  in  dis- 
cipHnftren  Rücksichten,  findet  in  der  physischen  Nothwendigheit  einer 
Abgrenzung  ihre  alleinige  Motivirung.  Die  katholische  Kirche  ist 
daher,  wie  Maas  (üeber  das  Bechtssubject  der  Vertretung,  Verwal- 
tung und  Verwendung  des  Kirchen-,  Schul-  und  Stiftungsvermögens 
im  Arekiv  ßa  kaihol.  K-B.  Bd.  4.)  treffend  bemerkt,  auch  in  yermO- 
gensreditlioher  Beziehiing  eine  universitas  ordinata,  deren  Vertreter 
in  hierarchischer  Ordnung  der  Papst  und  die  BisdiOfe  smd,  weldies 
Bechtsverhältniss  auch  nach  Absonderung  und  Localisirung  des  Kir- 
ohenvermögens  in  4ie  einzelnen  localen  Fonds  nicht  ge&ndert  wird. 

Wean  nun  unsere  schweizerischen  Gemeindecanonisten  die  Kurch*- 
gememden  als  Bechtssubjecte  des  Ortskirchenguts  hinstellen ,  so  re- 
dpiren  sie  die  Theorie,  weldie  die  Entstehung  und  den  Bechtsgrund 
der  Kirche  in  der  G^neinde  sucht.  Diese  Theorie,  wdche  erat  im 
letatea  Jahrhundert  durch  Böhmer  auf  die  katholische  Kirche  über- 
tragen  wurde,  entbehrt  aber  fSr  dieselbe  jeder  historischen  Baaia 
Ibn  hat  zwar  diese  Basis  im  römischen  Bechte  finden  wollen.  Wir 
wdlen  hier  nicht  untersuehen,  inwiefern  das  römische  Becht  als  eine 
praktische  Quelle  des  katholische  Kirchenrechts  angesehen  werden 
kann.  Sidlbst  angenommen,  die  Ansicht  unserer  Stockromanisten, 
welche  ausser  dem  römischen  Bechte  keine  v 


Die  VenrattoDg  des  OrtsUrcAenveTOOgeiis  in  der  fdiweii.1H5€e8e  Basel.  389 

wäre  richtig,  so  Unnte  hieraus  nie  und  mnuner  das  Eigenthmn  der 
Eiichgemeinden  an  den  ortskirchlichen  Fonds  abgleitet  werden.  Ein 
Blick  in  das  corpus  jnris  civilis,  nnd  man  gelangt  zu  dem  Besultat, 
dass  jenes  Fundament,  auf  welches  wir  unsere  Negation  den  kähnen 
Behauptungen  der  Qemeindecanonisten  gegenfiber  stutssen,  dass  die 
katholische  Hierarchie  darin  schon  in  vollständiger  Ausbildung  vor- 
handen war.  Denn  nirgends ,  selbst  in  den  spätem  mittelalterlichen 
Bechtsquellen  finden  wir  dieselbe  klarer  und  deutlicher  ausgeq^rochen, 
als  es  im  ersten,  zweiten  und  dritten  Titel  des  I.  Buches  des  just 
Codex  geschehen.  Es  kann  daher  bei  der  eisernen  Consequenz  des 
römischen  Bechts  nicht  befremden,  wenn  die  Bestimmung  des  Con-* 
eilium  Tridentinum,  (conc.  Trid.  sess.  XXTT.  c.  9.  de  raf.)  wenn  die 
Oberaufincht  des  Bischofs  auf  die  Verwaltung  des  sog.  particularen 
Eirchenvermögens  schon  im  corpus  juris  civilis  seine  historische  Be- 
gründung erhalten.  Doch  es  ist  nidit  unsere  Auigabe  mit  römisch- 
rechtlichen  Argumentationen  zur  Widerlegung  der  Behauptungen  der 
Oemeindecanonisten  aufzutreten.  Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe  zu  die- 
sem Behufe  Zeugnisse  von  Kirchenvätern  und  Goncilien,  Ausspräche  von 
Päpsten  und  Kaisern  anzuführen.  Abgesehen  davon,  dass  uns  dieses 
zu  weit  fuhren  wurde ,  wollen  wir  uns  nicht  in  Becapitulationen  der, 
grfindlichen  Ausfuhrungen  von  Maas  und  SeUz  ergehen«  Wir  be- 
schränken hier  unsere  historische  Erörterung  auf  dasjenige  Territorium^ 
welches  wir  zum  Gegenstand  unserer  Behandlung  gemacht 

Wenn  Bichter  in  seinem  Kirchenrecht  sagt,  dass  die  Gemeindan 
sieh  meistens  um  bereits  bestehende  Kirchen  gebildet,  um  daraus  den 
Schluss  zu  ziehen,  dass  viele  kirchliche  Institute  gar  keine  Beziehung 
zu  der  Gemeinde  haben,  so  findet  dieser  Satz  vorzugsweise  auch  in 
nnserm  schweizerischen  Territorium  seine  Anwendung.  Denn  die 
Grundlage  der  meisten  ja  bereits  aller  Pfarreien  in  unserm  Lande,  de- 
ren Entstehung  bekannt,  bilden  Kapellen,  die  nach  gehörigem  Aus- 
weis der  Eztructk)  nnd  Dotation  durch  hinzukommende  kirchliche 
Erection  zu  Pfiurkirchen  erhoben  wurden.  In  den  altem  Zeiten  sind 
dieselben  aus  Oratorien  von  Meierhöfen  oder  Buigcapellen  entstanden 
(vide  Segesser's  Bechtsgeschichte  der  Stadt  jond  Bepublik  Luzem 
I.  Band,  Seite  111.,  und  BJumer's  Bechtsgeschichte  der  Schweiz.  De- 
mocratie  L  Bd.,  Seite  149.)  So  sind  die  meisten  älteren  schw^. 
Pfarreien  nach  Burkhardi  erst  mit  dem  elften  und  folgenden  Jahrhun- 
dert errichtet  worden  (vgl.  Archiv  für  Schweia,  Oeschickte  lY.  Band^ 
Seite  210.),  während  dem  die  Namen  der  heutigen  Pfarrkirchen  schon 
vor  dieser  Zeit  zur  Bezeichnung  von  Oratorien  vorhanden  waren.  Die 
vermögensrechtliche  Bedeutung  dieser  Bethäuser  ergibt  sich  im  All* 
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gemeinen  schon  nus  den  vielen  Vergabnngen  zu  kirchlichen  Zwecken, 
welche  im  mittelalterlichen  ßechtshewusstsein  ihre  Begünstigung  fan- 
den, als  auch  speciell  durch  die  historische  Thatsache,  dass  bei  den 
meisten  derselben  schon  Pfrfinden  vorhanden  waren.  Aber  auch  fttr 
die  neuem  Pfarreien  bilden  Filialkirchen  die  Basis.  Denn  bereits 
alle  Pfarrkirchen,  welche  in  neuerer  Zeit  in  den  Kantonen  der  Di^k^ese 
gegründet  wurden,  smd  aus  solchen  Filialkirchen  hervorgegangen. 
So  waren,  um  hier  nur  den  Kanton  Luzem  zu  berühren,  die  luzerne- 
rischen  Kirchen  von  Meierskappel,  Greppen,  Vitznau,  Kleinwangen, 
Rain,  Hildisriden,  Nottwil,  Menzberg  und  Dagmersellen,  welche  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  Pfarrkirchen  erhoben,  schon  vor 
dieser  ihrer  Gründung  Filiale  mit  ziemlich  bedeutendem  Fabrik-  und 
Pfirundvermögen  (CaplaneipMnden).  Da  nun  bei  allen  diesen  Kirchen, 
bevor  sich  eine  Gemeinde  um  sie  herum  gebildet,  Fabrik-  und  Pfrund- 
gftter  vorhanden  waren,  so  konnte  wohl  über  das  Eigenthum  der 
Eu-che  an  diesen  Gütern  kein  Zweifel  walten.  Denn  wenn  auch  Öfter 
in  mittelalterlichen  Aktenstücken  von  dem  Dominium  eines  geistlichen 
öder  weltlichen  Grundherrn  an  dieser  oder  jener  Gapelle  und  deren 
dos  die  Bede  ist,  so  ist  dieses  nicht  die  römische  proprietas,  so  ist 
dieses  nicht  jenes  absolute  Becht,  welcbes  in  der  modernen  Wisseli«» 
Schaft  und  Praxis  den  juridischen  Begriff  des  Eigenthums  bildet.  Von 
einem  Bechte  der  Eirchgenossenschaft  oder  Kirchgemeinde  aber  konnte 
erst  gesprochen  werden,  als  diese  FQialkirchen  zu  Pforrkirchen  erho- 
ben wurden.  Wenn  aber  nun  von  diesem  Momente  an  die  Bechte  der 
Kirchgenossenschaft  in  vermögensrechtlicher  Hinsicht  soweit  ausg^ 
dehnt,  dass  dieselben  mit  dem  Eigenthum  an  dem  Kirchenfabrik-  und 
Pfirundvermögen  identiflcirt  werden,  so  entbehrt  dieses  jeder  rechtlichen 
Begründung.  Denn  von  einem  Erwerb,  der  unabhüngig  vom  Bechte 
eines  Andern  ist,  von  einem  originftren  Erwerb  der  Kirchgemeinden 
kann  nicht  die  Bede  sein,  da,  wie  wir  soeben  gesehen  das  Bechtssubjeet 
dieser  Vermögenscomplexe  schon  vor  der  Bildung  der  Kirchgenossen- 
Mhaft  vorhanden  war.  Bin  derivativer  oder  abgeleiteter  Erwert)  da- 
gegen könnte  hier  freilich  in  abstracto  auf  dem  Wege  der  Singalar- ' 
sucessio  durch  ausdrückliche  verträgliche  Bestimmungen  vorkommen, 
welcher  «her  in  concreto  ausser  Betracht  f&llt,  weil  keine  solche  ver- 
trägliche Bestimmungen  existiren.  Die  Praesumtion  einer  üniversal- 
sucessio  aber  nach  Analogie  des  Erbrechts  zu  Gunsten  der  Kirchge- 
meinden, da  dasSubject,  in  welches  succedirt  werden  soll,  seine  fiictische 
und  folglich  auch  seine  rechtliche  Basis  noch  nicht  verloren  hat,  ist 
und  bleibt  eine  juridische  Anomalie.  Segesser  sagt  diAer  (in  seiner 
Bechtsgeschichte  der  Stadt  und  Bepublik  Luzern,  II.  Öd.  8eäe  810 


Die  VerwaltODg  des  OrtskircbenireffmOgeiis  ia  der  sdiwelx.  Diöeese  B$mA>  30t 

und  811)  indem  er  vom  Becbke  der  KirchgenoeaeiuHshaft  und  dem  Enr-* 
ohengote  spricht,  sehr  treffend:  >£in  Beoht  des  Eiganthmnes  ist  es 
nicht,  denn  das  Eigenthum  steht  der  Kirche  selbst,  der  juridiaehm 
Person  zn,  dagegen  ein  Recht  der  Verwaltung,  das  sich  soweit  dem 
Eigenthnme  nähert,  als  es  das  specielle  Eigenthum  der  Eircha  za 
wahren  hat  gegenüber  aller  und  jeder  Verwendung  zu  andern  Zwecken^ 
mid  gegen  jeden  Versuch,  dasselbe  der  spedellen  Kirche  und  Ge- 
meinde zu  entziehen.« 

Unsere  Behauptung,  dass  die  Kirchgemeinde  tekht  EigenthA* 
merin  der  ortskirchlichen  Fonds  ist,  findet  ihre  BegrOndung  aber  nicht 
nur  durch  die  historische  Thatsache,  dass  sich  die  schweizerischen 
Gemeinden  um  bereits  bestehende  Kirchen  gebildet^  sondern  ebenso 
eelatant  auch  durch  die  rechtlichen  Consequenzen ,  die  sich  bei  der 
Entstehung  von  Pfarrkirchen  in  Folge  Pfarrtrennung  ergeben.  Denn 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  das  Ortskirchengut  der  Kirche  oder 
der  Pfarrgemeinde  gehört,  wird  yorzüglich  praejudicirt  durch  die 
Entscheidung  der  praktisch  wichtigen  Controverse,  ob  bei  einer  Pfarr« 
Dismembratio  die  neu  errichtende  Pfarrei  einen  entsprechenden  Theil 
von  den  Pfarrgutern  der  alten  vindiciren  kann.  Diese  Controverse, 
welche  in  neuerer  Zeit  durch  Entscheidung  von  ausländischen,  sogar 
protestantischen  Gerichtshöfen  nicht  zu  Gunsten  dieser  vindicatio 
gelöst  wurde  (vide  drei  übereinstimmende  ürtheile  hollftudisoher  Qo» 
richtshöfe  des  königlichen  Tribunals  zu  Mastricht,  des  Appellations- 
gerichtshofes zu  Limburg,  und  des  niederländischen  Cassationshofes 
in  Sachen  der  Fabrik  der  Succursalkirche  von  IJ.  L.  S.,  Einighausen, 
Klägerin,  gegen  die  Kirchenfabrik  von  Limbricht,  Verklagte^  welch« 
seiner  Zeit  im  Archiv  mitgetheUt  wurde),  hat  diese  praktische  Lösung 
in  der  älteren  und  neueren  Zeit  in  der  Schweiz  er&hren.  Unsere  ge*- 
richtlichen  ProtocoUe  geben  uns  hierüber  zwar  keinen  Aufischluss, 
wohl  aber  besitzen  wir  viele  aussergerichtlichen  Actenstücke  aus  ver^ 
schiedenen  Zeiten,  aus  welchen  unsere  Behauptung  voUkoinmai  ge* 
rechtfertigt  wird.  So  ergibt  sich  aus  Actenstücken  des  15.  und  16^ 
Jahrhunderts,  dass  das  Princip  der  TJntheilbarkeit  der  ortskirchlichen 
Fonds  in  den  schweizerischen  Landen  so  stricte  durchgeflhrt  war, 
dass  sogar  die  Pfarrangehörigen  der  neuen  Pfarrei  zum  Unterhalt 
der  Urpfankirche  (Mütterkirche)  verpflichtet  waren.  Es  wird  diese 
Verpflichtung  uater  anderm  für  die  schwjzerischen  Gemeinden  Bei* 
chenburg  im  Jahre  1498,  und  Frusisberg  un  Jahre  1523  bei  ihren 
Ablösungen  von  der  Mntterkirchen,  wie  aus  den  Einsiedler  Begesten 
j(Ein8iedler  Regesten  Nr.  1115,  Nr,  1260.  Blumer's  Staats-Rechts- 
gesehichtie  der  scbw.  Bemooratie.    St.  365«  366  Bd.  L)  hervorgeht. 
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avBdiAcklioh  aosgesprodieiL  Wenn  auch  in  neaerer  Zeit  das  Prindp 
der  üntheilbarkeit  nicht  mehr  diese  stricte  Bealisinmg  erhielt,  so 
ist  doch  dasselbe  insofern  gewahrt  worden,  dass  die  Mntterkirche 
in  der  Regel  nicht  zur  Leistung  an  die  Tochterkirche,  wodorefa  das 
Vermögen  der  ersten  zu  Gunsten  der  letztem  geschmälert,  ver- 
pfliehtet  wird. 

So  findet  sich  bei  der  Trenimng  der  lueemerischen  Gemeinde 
Hildisrieden  von  der  Pfarrei  Sempach,  resp.  bei  der  ErricMunff  der 
ersten  Grerrt^mäe  Bur  adbetetändtgen  Pfarrei  im  Jahre  1798  durch 
den  heiveUschen  Senat  im  betreffenden  Decrete  folgende  Moiivirung: 

In  Erwlgnng,  dass  schon  eine  Kirche,  ein  Caplan  and  eine  Wofanong 
<vorlMhdeB  sei,  dass  die  Hildisrieder  sieb  verpflichteten,  dem  Pfarrer  nebst 
Wohnai^  oibI  Garten:  einstweilen  500  fl.  zu  versichern,  mit  dem  Vorbehalt,  dass 
weder  der  Urpfarrkircbe,  noch  einem  Drittroann  Schaden  oder  Nachtheil  er- 
wachse, ist  Kildfsrieden  zu  einer  selbststSndigen  Pfarrei  erhoben  (vergleiche  Ge- 
scblchtsf^eund  XV.  Band,  Seite  73.). 

Im  Kanton  Bern  haben  wir  ein  sachbezügliches  Aktenstück 
jn'  der  TrennungS'UrJcunde  der  Gemeinde  Wählen  vom  Kirchspiel 
Laufen  vom  7.  März  1839,  welches  wörtlich  also  lautet: 

1.  Die  Gemeinde  Wahlen  wird  von  ihrem  bisherigen  Pfarrverbande  mit  der 
l^tadt  Laufen  enthoben,  und  bildet  von  nun  an  eine  eigene  Pfarrgemeinde. 

2.  Dem  flür  dieselbe  anzustellenden  Geistlichen  sollen  alle  einem  katboli» 
sehen  Pfarrer  zostebenden  Pflichten  and  Verrichtungen  obliegen. 

3.  Demselben  wird  vom  Staate  eine  Besoldung  dritter  Classe,  d.  h.  von 
von  450  Schw.  Frc.  j&hrlich  entrichtet.  Dagegen  liegt  es  der  Gemeinde  ob,  die 
Pfarrei  mit  Holz,  Land  und  Ällmendberechtigung  auszustatten. 

4.  Die  dritte  Classe  der  katholischen  Pfarreien  im  Jura  wird  um  eine 
Stelle  Termiehrt. 

5.  Das  vorhandene  KIrchenvermbgen  der  bisherigen  Kirchgememde  Laufeo 
wird  am  ersten  Bestlmmonjgsorte  anberObrt  and  unvertheilt  gelassen. 

Ans  dem  Eanton  Solothum  endlich  citiren  wir  zu  diesem  Be- 
rufe ein  hieehöfliches  Actenstück  in  Betreff  der  Trennung  der  Gre- 
meinde  JSerbetswü  von  der  Pfarrei  Mataendorf  vom  &  Novb.  1843 
dessen  Inhalt  also  lautet: 

Joaef  Anton  SaZzmann, 
durch  Gottes  Barmherzigkeit  und  des  apostoL'schen  Stuhls  Gnade,  Bischof  von 
Basel,  entbietet  allen  denen,  die  Gegenwftrtiges  zu  lesen  oder  zu  hören  bekom- 
men, Heil  und  Segen  in  Jesu  Christo. 
Da  ons  von  der  hohen  Regierung  des  hochlöbl.  Standes  Solothum  das  ehr- 
erbietige Verlangen  der  Gemeinde  Herbetswil  vom  Pfarrverband  Matzendarf  ab- 
gesondert and  zur  eigenen  selbststlndigen  Pfarrei  erhoben  zu  werden,  erOffbet 
worden  ist;  sowohl^ Tempel  als  Pfarrwohnung  und  alle  nothwendige»  Fonde  zur 
Unterhaltung  des  Pfarrers  und  des  kirchlichen  Cultus  von  besagter  Gemeinde  hin- 
llnglich  aasgewiesen ;  alle  Betheiligte  ihre  volle  Zoft'ledenheit  mit  solcher  Pfarrei* 
Irbebang  ansgeaproehen  haben  and  die  hohe  Landesregienuig  fliren  landeslwrr^ 
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lieben  CaMeoa  gegeben  bat,  beben  wir  aacb  veriloflg  gepflagener  Btratbrng 
mit  anserro  bischöflieben  Senate  und  erfolgler  Zostinunong  desselben  bescblossen 
and  verordnet,  wie  Wir  es  auch  durch  Gegenwärtiges  bescblossen  and  verordnet 
haben  wollen: 

1.  Die  Gemeinde  Herbetswil  ist  von  der  Pfarrei  Matzendorf  abgesondert 
irod  zu  einer  eigenen  Pfarrei  erhoben. 

2.  Bas  Pfbrreleinkommen  soll  aas  Folgendem  besteben: 

a)  Es  werden  einem  ]ewefl|geii  Herrn  Pliurer  von  Herbetswil  nebst  Garten» 
Woboang  and  */«  Jncbarten  Pflanzland  and  Hofstatland,  neaobondert  Schwel- 
zerftanken  Jährlich  in  Geld  durch  die  PfarrpfTondverwaltong  qoartalweiae 
gegeben  werden. 

b)  Aas  den  Herbetswil  -  Gemeindewaldangen  hat  derselbe  sechs  KlaOer  Holz 
nebst  Reisern  jährlich  za  bezieben. 

c)  Ans  der  Gemeindecaase  erh&lt  er  Jäbrilch  13  Scbw.  Fre.,  nlmUcb: 

1.  rar  vier  Fronfastenmessen Frc.    S. 

2.  „     „    Messen  fDr  GatthAter  der  Pfarrei „     4. 

8.   r»     91    Maimessen •.    .    .    .      „      8. 

4.  „  Haltung  des  Dankfestes  fhr  die  Gründer  und  Stifter 

dieser  Pfanei,  womit  ein  allgemeiner  Beitrag  zur 
Haitang  eines  Geholfen        ^     &• 

Samma:    Frc.  18. 

8.  FOr  den  gehangen  Unterhalt  des  PAirrhaases  hat  die  Pfbrrgemeinde 
Herbetswil  za  sorgen,  ottbe  dasa  dem  Pfarrer  Irgend  ein  Lebenztais  gefordert 
werden  darf. 

Da  nun,  wie  ans  dem  Angeführten  hervorgehtf  von  einer  recht- 
liehen  yerpflicfatnng  2nr  Beitragsleistnng  der  Urpfarrkirche  an  die 
neu  errichtende  Pfiurrei  nicht  gesprochen  werden  kann,  ao  folgt 
hieraas,  dass  das  Bechtasobject  dieser  ortskirchlichen  Fonds  nicht 
die  Pfarrgemeinde,  sondern  einzig  nnd  allein'die  Kirche  ist.  Wenn 
aber  die  Kirche  Eigenthumerin  dieser  ortskirchlichen  Fonds  ist,  so 
«gibt  sich  als  eine  nat&rliohe  Gonsequenz,  dass  derselben  auch, 
resp.  dem  Bischöfe,  ein  Einflnss  anf  die  Verwaltung  zukömmt. 
Diese  Gonsequenz  erkaimten  auch  unsere  Vorfahren.  Denn  es  ist 
eine  unbestrittene,  historische  Thatsache,  dass  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  m  Anfange  dieses  Jahrhunderts  in  unsem  schweizerischen  Landen, 
namentlich  in  der  DiOcese  Konstanz,  zu  welcher  nebst  den  innem 
Kantonen,  der  grOsste  Theil  der  gegenwikrtigen  Diöcese  Basel  ge* 
hörte,  der  bischöfliche  Einfluss  auf  die  Verwaltung  des  Ortskirchen- 
guts anerkannt  wurde.  So  sagt  Blufner  (in  seiner  Staats-  und 
Bechtogesehiehte  der  Schweiz.  Demoeratie  I.  Bd.,  Seite  147.)  über 
diesen  bisdiöflichen  Einiuss  im  13.  und  14.  Jahrhundert.  »Der  Bischof 
fibt  bei  Weitem  die  wichtigsten  kirchlichen  Hechte  aus.  Da  sftmmt- 
llche  in  der  Diöcese  (Konstam)  gelegenen  Kirchengfiter  als  eine 
Kasse  betcaohtet  wurde,  d«rtn  oberste  Verwaltui«  aussohliesslioh  dem 
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Bischöfe  zustand,  so  verffigte  er,  wie  ans  sehr  vielen  Urkunden  her« 
vorgeht,  mit  Machtvollkommenheit  über  dieselbe.« 

Aber  auch  nach  der  Keformation  im  16.,  17.  und  18.  Jahr^ 
hundert  übte,  wie  aus  den  gleichen  Quellen  hervorgeht«  der  Bischof 
das  Oberaufsichtsrecht  über  sämmtliches.  Kirchenvermögen  (vergl 
Blumer' 8  Staats^  und  fiecbtsgeschichte  der  schweizerischen  Democratie 
IL  Bd.  S.  255).  Dieses  bischöfliche  Oberanfsiohtsreeht  ist  nfthw  spe- 
dalisirt  dmrcb  die  Art.  8.  und  16.  eines  Caneordates,  welches  Lur 
zern  mit  dem  Bischöfe  von  Konstanz  am  10.  Mai  1605  abschloss, 
welches  bis  in  die  neuere  Zeit  die  Basis  der  luzemerischen  kirchen- 
rechtlichen Verhältnisse  bildete  (vgl.  Segesser's  Bechtsgeschichte  der 
Stadt  und  Republik  Luzem  II.  Bd.  S.  502.).    Der  Art.  3.  lautet: 

»Die  Eirchenrechnungen ,  welche  man  jährlich  oder  zu  be- 
stimmter Zeit  von  Kirchen  und  Pfründen  abzunehmen  pflegt,  sollen 
in  Beisein  des  Gommissärs  oder  eines  von  ihm  dazu  verordneten 
Geistlichen  nach  der  bisher  üblichen  von  der  Obrigkeit  aufgesetzten 
Ordnung  abgenommen  werden,  in  Gegenwart  der  Bathsdepuürten 
als,  Eastvögte,  und  der  CoUatoren ,  der  Pfarrer  und  der  Vögte  und 
ihrer  VoUmadittiager.  Dabei  sollen  alle  unnothigen  Kosten  ver- 
mieden und  dafär  Sorge  getrs^en  werden,  dass  allfikllige  UeberodiüSBe 
sofort  wieder  zu  Gunsten  der  Kirche  oder  Pfründ  angelegt  werden.c 

Der  Artikel  16.  sagt: 

»Der  Gommissar  soll  fleissiges  Aufsehen  halten,  dass  die  liegen- 
den Güter  der  Kirchen  und  Pfründen  dhd  andere  geistliche  Gerech- 
tigkeiten ohne  Vorwissen  und  Bestätigung  des  Bisehofii  weder  ver- 
kauft, vertauscht,  noch  verftnssert  werden.  Da  sonst  solche  Verän- 
derungen keine  Bechtskraft  hätten,  so  soll  der  Gommissar,  wenn  er  um 
seinen  Consens  zu  solchen  Geschäften  angegangen  würde,  darüber 
ansAhrlichen  Bericht  an  den  Vicarius  erstatten,  namentlich  ob  sol- 
ches den  betreffenden  Kirchen  zum  Nutzen  gereichen,  dann  soll  er  im 
Namen  der  contrahirenden  Theile  um  die  bisdiöfliche  Gonfirmation 
anhalten.  Wenn  übrigens  Jemand  zu  solchen  Dingen  von  päpstlicher 
Heiligkeit  etwas  erwerben  würde,  so  soll  das  seine  Kraft  haben,  aaoh 
alles,  was  bisher  in  solchen  Gütern  verändert  worden,  nnretaractirt  in 
Kräften  verbleiben.€ 

Diese  Consequenz  des  Eigenthums  der  Kirche  an  den  ortskirch- 
lichen Fonds,  welche  aus  den  Annalen  unserer  Landesgeschichte  her- 
vorgeht, liegt  auch  der  heutigen  Gesetzgebung  der  meisten  anslän- 
dischen  Staaten,  sogar  in  Frankreich,  in  Belgien  und  vor  Allem  im 
Geiste  der  Selbstständigkeit  der  Kirche  und  der  Selbstverwaltang  der 
kirGhliehm  Angel^fenheiten  durch  die  UrcUichen  Organe  in  Preaseen, 
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Oesterreich,  Bayern,  Baden,  n.  s.  w.  m  Qnmde.  (F&r  die  meisten 
deutschen  Länder  wnrde  dieses  im  Archiv  schon  wiederholt  n&her 
dargelegt.) 

Wenn  daher  die  katholische  Kirche  in  der  DiOcesie  Basel  die 
Oberan&icht  dos  bisdi^USichen  Ordinariats  über  die  Yerwaltang  der 
ortskirchlichen  Fonds  fordert,  so  ist  auch  dieses  eine  Forderung» 
welche  picht  nur  im  kirchliehen  Beobte,  sondern  auch  in  der  Geschichte 
der  Schweiz  und  in  der  Geset^bung  der  fortgeschrittensten  Staate^ 
ihre  feste  Basis  erhalten  hat;.  — 

(FoftsetsoDg  folgt.) 
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Goncilium  Provinciale  Golocense  a.  18630* 

L  Ex  acHs  vero  hnjiui  Concilii  ProTincialis  celeberrimi  haec 
panca  proponere  placet: 

1.  Edictum  indicHonis  Concilii  Provincialis  a  Josepho  EunsU^ 
Archiepiscopo  et  Metropolita  Golocensi,  festo  sanctissimae  trinitatiB, 
die  31.  mensis  Uaji  incidetite,  a.  salntis  1863  promnlgatnin  est. 

2.  CatalogtiS  eorum^  qui  synodo  pravincidli  inierfueruntf  prae- 
ter ipsiun  Metropolitam  continet  Episcopos  soffraganeos  Franciscmn 
Szanizlo,  Episcopnm  1.  r.  Magno-Yaradinensem;  Lndoyicnm  Haynald, 
Episcopom  Traussylvaniensem;  Alexandnim  Bonaz,  Episcopam  Csana- 
di^isem ;  Joannem  Bapt.  Nehiba,  Gons.  Episcopnm  Tinniniensem,  Metr. 
Cäpit.  Golocensis  ?raepositiun  Majorem  et  Canonicam.  Inter  eos 
antem,  qü  legitime  impediti  abfaerunt,  niuneratDr  Ignatins  Fabrj, 
Episcopus  Cassoviensis,  cen  Abbas  B.  M.  Y.  de  S.  Dextera  S.  Stephani 
Begis  Hmig.  sen  de  Szent-Jobb  in  Dioecesi  M.  Yaradinensi. 

Interfoit  vero  Josephns  B^^,  Ord.  Ganonic.  Begnl.  Praemonstr. 
Praelatns  S.  Stephani  Proto-Martyris  de  Promontorio  M.  Yaradin. 
Praepos.  infnl. 

Interfnere  vero  Goncilio  praeter  Gapitnlomm  proenratores  inter 
Snperiores  Ordinnm  Beligiosomm  etiam  Glemens  Schrader,  Delegatos 
Praepositi  Provin.  Soc.  Jesn,  in  üniversitate  Eennensi  TheoL  Dogm. 
Professor,  atqne  inter  Theologos  et  Ganonistas  etiam  Josephns  Dankö, 
in  Scientiamm  üniyersitate  Yiennensi  Theol.  Professor,  SS.  Theolog. 
Doctor. 

3.  Gongregatio  generalis  prima  et  praeparatoria  die  7.  Septem- 
bris  in  magno  palatii  archiepiscopalis  oeco  habita  est,  qnam  qnatnor 
aliae  congregationes  generales  tresqne  sessiones  solennes  secntae 
sunt.  Sessio  solennis  tertia  vero  et  ultima  die  20.  Sept.  celebrata  est 
Die  29.  antem  Sept.  1863  Metropolita  Acta  et  Decreta  Goncilii  S. 
Domino  reoognoscenda  transmisit.  Ad  qnas  literas  Pins  Papa  IX. 
benevolentissime  respondit  die  26.  Nov.  1863.  Accessemnt  denique 
confirmatoriae  literae  Eminentissimi  Gardinalis  Gatharini  Sacrae  Gon- 
gregationis  Goncilii  Praefecti  d.  d.  30.  Sepi  1864.    Omittamns  yero 


1)  Acta  et  Decreta  Concilii  provlneiae  Colocensis  a.  den.  MDCCCLXIU. 
FoDtifleititt  PU  Ptpae  IX.  Decimo  ocUyo  in  MetropoliUn«  Ecdesit  Coloeensi 
celebratt,  Cakmae,  1S64.  ProcadelNiDt  Malttin-HoliBeTer ,  Typognphl  Arclil^Epis* 
cepales  VIL  et.  tat  pp.  In  Quiit. 
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smgiila  acta  eongregationaiii  generaMiim  et  sessioniuDY  deereta  Conci* 
limn  conoernentia,  acta  Concilinm  aubaecnta,  com  plane  sfanilia  sint 
ÜB,  qnae  in  Aicfaivio  noetro  a.  1868  voL  IX.  et  X.  de  conciliia  prom- 
ouüilras  Strigonienai  a.  1858  nee  non  Golonienn  a.  1860  retnlimiis. 

II.  Deenta  CaneüU  a  Saneta  Bede  Apoetolica  recogoila  Septem 
titolis  comprehendiintiur. 

Tlt  I.   Ito  Idt  tt  deetrtaa  eeeleslae. 

Quo  titnlo  agitor  cap.  JL  de  Deo;  eap«  3.  de  domino  noetro  Jeea 
Christo;  cap.  3.  de  spirita  saneto;  eap.  4.  de  ecciesia;  eap.  5.  de 
qnibusdam  erroribns  hajne  tempoiis.  Qnod  capat  graviflsimnm  poatea 
encyplica  SS.  Domini  N.  Papae  Pii  IX.  com  Syllabo  latins  illnstratom 
est.  Cap.  6.  de  Ubrie  scriptisque  malis  traetatnr  et  de  artibna  oor* 
Tumpendi  mores  praesertim  torpibns  imaginibns  et  obsooenis  Schema*- 
tiboB.  C^.  7.  de  i^probatione  librorom  statnit^  ut  opera  qnae  reli- 
gionis  argomentom  pro  objecto  habeant ,  typis  Tiilganda  ezhibeantar 
ordinaiio  et  nonnisi  snbsecata  ejnsdem  permissione  ne?e  obtenta  appnK 
btttione  ad  illorom  impressioBem  procedator.  Cap.  8.  de  FrofessioM 
fldei  jnbetor  sirniü  modo  ac  titolo  n.  Conc.  Strigoniensis  (ofr.  Ärckkf  IX., 
p.  99.  sq.)  alüsque  Synodis  decretnm  est. 

Tlt  IL  De  feteitale  lacia  tl  gilenatliae  leelülie. 

Cap.  1.  de  Bomano  Pontiflce.  De  praerogativis  ac  jnribvs  €jns 
agitar,  non  modo  a  Christo  Domino  acceptis,  sed  üs  etiam,  qnae  ex 
divina  Wondentia  aocessemnt,  qnaeqne  in  hoc  rerom  statu  ad  aaoto- 
iHatem  snam  in  umverBa  ecciesia  libere  exercendam  toMidamqne  ne- 
eessaria  sunt.  Synodos  vero  cnm  Beatissimo  Patre  ingemiscit  »snper 
iUatis  recentissimo  tempore  S.  Sedi  Apostolicae  ipsiqne  in  Petri 
Soccessore  universae  Ecclesiae  inrogatis  gra^issimis  injnrüs,  qnibns 
canira  jus  naiurae^  qnod  snom  cniqne  relinqnere  praedpit,  eofrfrti 
jmgmtim%j  qnod  regna  alia  invadere  vetat,  c<mllirajus  eeefesiasfiemii, 
qnod  bona  Ecdesiae  rapere  prohibet,  et  eaktra  im  9aerum  et  dkrimtm, 
qwo  rem  Deo  dicatam  pr<^uiare  sacrileginm  est  ne&ndo  scelere 
insnrgitor.c 

Cap.  2.  breviter  agitnr  de  Metropolita;  cap.  S.  de  Episcopis 
eonimqne  jnribns.    Placet  vero  integra  proponere  cap.  4 — 7. 

Caput  TV.  De  Canonicia.  Capitnla,  qnae  cen  coUegia  cathe- 
dralia  Clericomm  ad  priora  Bcelesiae  saecnla  refemntnr,  Episcopis  ab 
anxilüs  snnt  hodieqne  constitnnnt  Episcopomm  senatum ,  cqjus  üli 
jam  consdium  exqnirunt,  jam  consensa  utuniur  ant  pro  jure  et  con* 
snetudine  ligantur,  cniqne  fiitis  fnncto  Episoopo  Dioeoeeis  proTidenda 
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idiiMpiiikQr.  Capikida  ftd  Sjnodvm  PtroviKialeiii  Ttfcamiar  ek  td  eam 
per  DaputatoB  libere  electos,  ad  Dioeeesanam  Ten  amgUlatmi  admit- 
tniitor  et  ia  ntraqne  voce  oonsnltiva  gtiudeni  Ab  obita  Episcc^i  intra 
octidanm  Yicarinm  ita.  eHgant  v»l  existentem  coBfinoant,  üt  dapao 
ame  «leetiane  oetiduo  jw  «onstttuendi  Yicariam  deTolyatur  ad  Me- 
tropolitam ,  vel  antiquiorem  Episcopmn  ProTÜioiae  ^).  äkatata  ab 
Episcopis  probanda  pro  seipsis  condunt.  Exeqaias  defimcti  Episcopi, 
datis^  ad  Comprovinciales  Episeepos  efc  Capittüa  digntScatioiiibas,  ad 
prafisoriptom  GereiMnildia  Epieeoponun  procorant.  Tempore  ^terca^ 
kri  sequestratis  patrimonialibas  Epiaoopi  defoneti  bona  menaae  Spis* 
eopalis,  ocoistitiito  ad  mentem  Synodi  Tridoitinae  oeconomo  %  ad  ra^ 
tmee  Fundi^BeliguMUs  adrviBistrxut^),  et  anocedenti  Episcopo  xationem 
reddnnt.  Bona  .¥ero  Capitulo  propria  eaeandum  skatata  Gaiponum  et 
Of^ittdaria  ab  Episeopo  approbata  jbuo  jure  admkiistraiit 

Praeolaris  bis  jtmbas  non  inferiores  oonreipondent  obligationea 
Canonici  nimiroin  atont  honore  piaestant,  ita  virtute,  pietete  et  doe- 
trina  eaqne  monun .  integritate.  praecellaat  qKMrtet,  ut  aliis  exemplo 
Mit,  et  merito  senatua  Ejäsqo^  dici  poeani  IinpraM  tanentor  lege 
xesiddiitiaiQ  ad  piaeeoriptam  Synodi  Trideaitinae.  Snamm  eiaa  purtiam 
censeant:  in  Ecclesia  cathedra  divina  ofSeia  obire,  Mteam  ooByentaa- 
lern  pro  benefactoribus  in  genere  qnotidie  applicare^),  divinas  landes 
in  choro  Psahttte'  et  batftSoiei  wr^enter,  di^rihict^  i^t  deydte  ^otidie 
penolieorei  ;Episoopo  celebranti  aut  afia  Potitificalia  exercenti  asedstere 
et  ina^cvijpe,  eiqne  steat  membra  capitidebita  reverentia  et  obaequio 
adnnari,  ejus  praeseriptis  ex  animo  morem  geiere,  canomicae  visitaänmi 
parere,  denique  providere  Doaoinmn.  in  conqoeottt  sno  sen^per  atfne 
pvQjfona  Mgotia  et  Yiuiitates  bi]jQS  eaeeuli  nböe.»  ut  -modestia  fllmöm 
neta  Sit  oHmibu^  horainibns  %  Unde  et  8.  Cacolas  B<»ixmiaeiis  Oaae- 
nioes  mQnmt :  Ooma^  agite  paoe  mvtiia,  ooncotdi  yoliintato,  et  fratenia 
«baritate  yos  inyioem  diligita^  Canonici  enim  eetist  qoi  aicut  pre 
eoUegii  xakienaet  antiqno.uistiitnto  nna.  in  GoUegiaft  Bqelesia,  nnoqae 
jytem  \a  Canoni^iali  daaUcilio  eoUooati  foistia:  ita  tino  pads  et '  cbavi^ 
tatia  £)eder0,  oDame  aütMiun.  consendone  ocumnotissintf ,  sient  losu^ 
centis  Ecelflsiae  ministri,  quorom  erat  cor  anam  et  anima  an»,  «9.^ 
xiendo  videte,  siootii^PsalBiQiBetiptoin  eatc  »Qaam  bomun  et  j^cml• 
dum  Sit  Aabitaxe  fratres  in  nniw««    Nam  ut  ajunt  Patres  AuBoitani 


1)  Coi|B.  Trid.  &M.  XX)V.  c  la.  de  Bet 

2)  CODC  Trid«  Sess.  XXIV.  c.  16. 
S)  Art.  30.  et  32.  Concordati. 

4)  CoDstftatIo  Benedicti  XIV,:  Quum  semper  oblatas. 
5>  Cone.  Md.  Ses9.  V.  t.  1.  de  Bef.  24,  S.  Aid. 
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Goncilii,  »quo  majoroin  Canonici  kiter  ftatieB  adepü  simi  grsdwn,  eo 
majores  esse  debent  in  eia  virtntBin  cbrioaliam  splendcMr,  pietasi  zelna, 
baniUitas,  aaeranim  litteramm  eoltnra  et  disciplinae  eedesiasticae 
Jnxta  sanctos  Oanonea  obsorvautia^).« 

Jam  Conioiliam  Lateraneose  IV.  salabritor  providit,  ni  praebenda 
theologalis  in  Gapitnlis  constitnatar.  Patres  Tridentini')  idipemn 
innovantes  incolcant:  nt  Ganonicus  Theologos  per  seipsnm  si  idonans 
foerit»  ^oqnin  per  idoneum  substitntnin,  ab  Ordloario  eligendum,  S. 
Soripteram  exponat ;  una  piaecipiunt,  nt  praebenda  hi^nsmodi  tionnim 
idoneis  peisonis,  et  quae  per  seipsos  idmodi  numus  explere  possont 
xxmferator;  neque  ad  hujusmodi  lectionis  <^ciiim  admittatnr,  qm  prius 
ab  E^scopo  hd  de  vitae  moribos  et  scientia  examinatns  et  appix)bata8 
Bon  fuerii  Fersonae  aotem  pro  hi^asmodi  praebenda  institoendae 
eleetio  spectat  ad  Episcopom.  Fotest  vero  ad  praesmptnm  ConcUtt 
Tridmtini^),  thaologalem  praebendam  obtinens  oompeUi,  at  mnneri 
per  se  non  per  sabstitutnm  satisfaciat  ^).  Qxdbns  omaiboe  Synedns 
laerem  haben  volt,  hortatorque  Ganonicos  Theologos,  nt  pro  ampliore 
honoris  gradn  primae  in  ftmdata  cogmtione  sciratiae  partes  t^iere 
connitantar. 

Patres  Concilii  Tridentini  in  omnibns  Gathedralibtts  Ecclesiis 
oonstitni  iosseront  ab  Episcopo  etiam  Poenitentiariam  Ganonicnm, 
qoi  magister  yel  dootor  ant  licentiatns  sit  in  Theologia  Tel  Jure  Ca^ 
Bonico  et  aonornm  40.,  ac  eoipso  quod  sit  Poenitentiarias ,  habet 
laenltatem  audiendi  Goiifessiones  et  jorisdictionem  ad  abeolvendum  a 
peecatis.  Non  potest  tarnen  absolyere  a  P&pae  ant  ab  Bpiseopo  reserr 
¥ati8  sine  expressa  ad  hoc  obtenta  facnltate,  neqne  obtentam  alten 
sttbdelegare.  Debet  vero  matntino  tempore  etiam  non  vooatos  aedere 
in  eonfessionali ,  temporibus  abEpiscopo  deatinatis,  ntt:  Adventos, 
Qnadragesimae,  Qnatuor  Temporam,  item  diebns  festis  solemnioribnB 
praesertim  com  Indnlgentiamm  fit  copia  in  Cathedrali.  Non  eiqpedit 
ut  sit  Viearius  Generalis  Episoopi,  nee  absit  tempore,  qnod  Episeopvß 
praestitnit.  Synodns  itaqne  Ganonicos  Poenitentiarios  obtestatur  et 
obsecrat  in  Domino,  nt  recogitantes  corde,  quod  secondnm  amuttm 
piomm  persuasionem  qnidqnid  adhnc  sanctitatis,  pietatis  et  BeUgio«- 
nis  in  Ecclesia  conservafcum  est,  id  magna  ex  parte  Sacramenü  Foeni^ 


1)  ConeU.  Prov.  Aosdt  1851.  Tit.  H.  c  V. 

2)  CoQc.  Trid.  Sess.  V.  e.  1.  de  Refor.  —  lien  CoDstftatio  Bene4ieti  XIIL 

3)  Sess.  XXIV.  c  la.  de  Ref.  1^  i   :% 

4)  In  PlmnU  20.  Mtrc.  1S07. 
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tentiae  virtuti  tritmendum  rit;  demandati  sibi  mimeiis  partes  omni 
diligentia  et  animamm  zelo  implere  satagant. 

Archi-Diaconi  origine  primam  Eeclesiae  aetatem  attingnnt,  quo- 
nun  magna  olim  fuere  jnra  et  ampla  potestas;  ast  bis  per  GoncOia 
arctatis  tanta  dnntaxat  hodie  singulis  competit  agendomm  sphaera  et 
anctoritas,  qnanta  ipsis  seu  Episcopi  mandato,  seu  Eeclesiae  statnto, 
seu  deniqne  dintnma  consnetndine  est  eoncessa. 

Caput  F.  De  Archi-R^eshyteris  seu  Vice-Ärehi-Diaccnis. 
Olim  Archi-Presbyteri  alii  urbani,  alii  rurales ;  hodie  mrales  tantnm 
cnm  jorisdictione  limitata  eonstitanntnr  per  Episcopnm  et  nomine 
Yice-Arcbi-Diaconi  vel  Decani  vel  Vioarii  foranei  andimst.  Jure  oom* 
mnni  praecipitm*,  nt  non  solum  imperiti  ynlgi  sollicitndinem  gerant, 
verum  etiam  Presbyteromm,  qn^  per  minores  titalos  häbitant,  Titaai 
ingi  circumspectione  custodiant,  et  qua  unnsqnisque  industria  divinum 
opus  exerceat,  Episoopo  referant,  nee  eontra  hujus  deeretmn  aliquid 
ordinäre  praesumant  ^). 

Hodie  illorum  potestas  et  of&cia  ab  Episoopo  definita  bis  po- 
tissimum  absolvuntur.  Ab  Archi-Diacono  nefors  delegati  Neo-^Pa- 
rochos  in  sua  beneficia  introducunt  seu  installant,  benedictiones  para- 
mentorum  cultui  divino  deservientium,  capellarum  item  eoemeteriorum, 
erucum  ac  statuarum  e  delegatione  Episcopi  ApostoKco  indultn  suf«> 
ftQti^)*peragant,  exceptis  tarnen  benedictionibus  in  quibns  s.  imctio  ad- 
hibetur  ^) ;  a  casibus  reservatis  obtenta  ab  Apostolica  Sede  vel  respee- 
tive  ab  Episoopo  speciali  facnltate  absolvunt ;  ordines  per  Ordinariatum 
editos  cum  Clero  districtuali  oommunicant,  districtam  curae  suae  cre- 
ditum  visitant,  congregationes  districtuales  celebrant ;  omnibus  quae 
ad  curam  animamm  et  legum  Ecciesiasticarum  observantiam  attinent 
universim  intendere  obligati  praecipue  invigilant,  ut  districtuales  Sa- 
cerdotes  dignos  semet  praebeant  vocatione  qua  vocati  sunt,  et  cunetas 
pastoralis  ofBcii  partes  summa  diligentia  obeant  Vice-Archi-Diaconis 
incumbit,  ut  fratres  a  recto  tramite  devios  admoneant,  emendare  stu- 
deant,  immorigeros  Episcopo  deferant,  defeetibus  aut  excessibus  in 
administratione  spiritualium  et  temporalium  congrue  mederi  nitantur; 
sartis  teetis  Ecclesiarum  ac  parochiarum  fundisque  immobOibus  eon- 
servandis  Intendant,  annuas  Ecclesiarum  rationes  revideant,  scholis 
parochialibus  superinspiciant ;  fratres  gravi  morbo  decumbentes  adeant, 


1)  Cap.  4.  de  Off.  Ardil*Presb. 

2)  S.  Rilaom  Congregatio  in  Brixien.  28.  Janii  1642,  in  Tirtsofien.  16.  Mali 
1744,  et  Benedict  XIV.    Insüt.  Eccies.  21.  Nr.  9,  et  10. 

<)  S.  Ritaom  Congregatio  in  Calagaritana,  et  eaieeaten.  die  17.  Mali  1760. 
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et  in  Yitaa  pedeido  ooitf(titQJto  ad  siunad  saloti  atqae  domoi  suae 
providmdam  admooeant,  leflectendo  eoa  ad  stipendia  Missamm  for- 
tassia  jumdiun  peraoluta ;  fimus  defuncti  fratris  procurent  et  exequias 
pro  iUo  ordineDi,  parochiae  autem  Paatore  orbatae  indigentiis  donec 
Adi^iaistrator  p^r  Episcopum  nominatus  fderit  oppurtone  consolant. 
PopnU  minrünis  in  qualibet  parochia  formandis  et  emendandis  inTigilent 
aedulo^  agant,  ut  tarn  excessus  tum  abusos  in  vita  fideliom  inva- 
leeoentes  tempestive  detegantur  ac  salutari  remedio  sanentnr.  In  ma- 
trimoualibas  deniqoe  causis,  acta,  quae  ipsis  nefora  ab  Ordinario  com- 
mittootnr  ad  tramttes  Constitutionis  Benedicti  XIV.  >Dei  misera- 
tionec  conficiant  et  secundom  normas  instructionia  sive  pro  singulia 
caaiboa  datae  aive  aniveraim  stabilitae  exacte  et  conscientiose  vor- 

Ad  Yice-Axchi-Diaconnm  cumprimis  attinet:  a)  bonom  exemplmn 
6t  inviatio  condiatrictualiom  Sacerdotum,  b)  congregationes  distric- 
tnalefl,  c)  visitatio  parochiarum  et  d)  scholarum.. 

a)  Ad  bonom  exemplmn  pertinet,  ut  vita  ipsius,  zelus  in  cura 
animarum  et  dUcipüna  domestica  speculi  instsur  serviat,  Ecclesia, 
achola,  et  omnia  ad  curam  animarum  pertinentia  de  illios  sollicitudine 
et  zelo  testimonium  perhibeant ;  conversatio  ejnsdem  non  modo  irre- 
prehensibilis  sit^  sed  virtutibus  et  pietate  praecellat,  verbo  quidquid 
a  Sacerdote,  Mysteriorum  divinorum  Dispensatore  ac  animarum  Pastore 
depoecitor,  id  conscientiose  adimpleat.  Quod  inviationem  fratrum 
condistrictufQium  concernit,  requiritur :  ut  iis,  cumprimis  autem  junio- 
xibna,  in  omnibus  muneris  paatoralis  partibus  consilio  adsit,  atque  in 
iis,  quae  ad  salutem  animarum  procurandam  pertinent,  uti  in  cultu 
diyino,  in  froquentandis  Sacramentis,  in  yerbo  Dei  annunciando,  in 
catecheticis  institutionibus  impertiendis,  scholis  quotidianis  et  domi- 
nicalibus,  assenrandiSi  in  tollendis  populi  naevis  Yice-Arcbi-Diaconus 
concordem  asaiduumque  universo  districtui  zelum  ingeneret. 

b)  Quod  ad  Coronas  seu  congregationes  districtuales  attinet,  has 
praescripto  opportunoque  tempore  ac  semper  in  alia  et  alia  parochia 
celehrandas  Yice-Arcbi-Diaconus  convocat  eisdemque  praesidet.  Agen- 
dum,  ut  quantnm  locorum  et  muneris  pastoralis  ratio  tulerit,  omnes 
districtuales,  Sacerdotes  pro  congregatione  tempestive  conveniant  et 
invocato  praevie  Spiritu  Sancto  Missae  Sacrificio  intersini  Postmo- 
dmn  ?ero  sacerdotali  cam  gravitate  ad  consultationem  concedant,  cujus 
objectum  constitttunt  ea  omnia,  quae  ad  rem  Ecclesiae  catholicae 
promovendam,  munus  pastorale  animandum  ac  salutem  fidelium  pro- 
eurandam  pertinent.  Ordo  in  celebrandis  congregationibus  per  statuta 
dioeceaanfk  praescriptus  ad  amussim  obserretur. 
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c)  Yisitatione  Yice-ArcH-Diai^naHqaotiBtiniis'in'Ebigdo^di^ 
decundum  praevigentes  ordines' peragenda,  rem  gravifirinomeMi  Yiee- 
Airchi-Diaconus  exeqnitur  ac  Episcopo  pei*  ingennatn  conscientiiefiainqiie 
de  compertis  relationem  in  recto  Dioecese^  regiittifie  opporttinam 
praestat  operam.    Quare  hajnsmodi  'yiBitationem  omni  COM  8i»l0Hia 
per^endam  Synodus  exigit.  Vice-Archi«>Diaeontifi  prdiiide  deflxo' tem- 
pore ^d  visitandam  parochiam  quamlibet  compareat.    -fegriMsai^  i& 
Ecclediam  adsmnto  rocheto,  stola,  plnfviali,  exposito  Sanetimmo  et 
trisagio  angelico  decantato  benedictionem  cahi  eodein  SanctisSllno  in 
n)onfitratorio  iiyipertiatur,  aut  pro  oppörtunitate  Ifissab  sserifitihim  oth 
lebret.    Peracta  devotione :  ciborium,  monstratorium,  lapid^m  altaris, 
tobaleais,  cussinos,  tabellas  canonnin,  crucem  ante,  tegniümihun  men^ 
sae  altaris,  foutem  baptissialem,  imagines,  yexilla,  laterales  aratr,  atti- 
bönem  inspiciat,  tarn  objecta  sacristiae  censurae  BUbjiciiti    Eziiide 
dorn  fieri  potuerit  ad  coemeteriutn  progressus  statom  crucis  xMjorlB 
yel  capellae,  item  ordinem  praeyigentem  expendiat,  iflic^uepro  d^- 
fuüctorum  reqoie  oret.    Tum  ad  domum  parochialeni  reveisoB  ibidem 
in  cuacta,  quae  ad  Pastoris  animaram  rationem  pertihent  indaget, 
matriculas  et  Ecclesiae  pecnliam  revideat,  sarta  teeteqtte  ikbricae  do- 
mus  et  Ecciesiae  inspiciat,  pro  renata  cum  advocatid  Bebtesiae  Syn- 
dicis,  ac  Patronomm  repraesentantibus  si  oportaerit  consdlia  ineal 
Parochi  Judicium  de  Cooperatore,  hujus  autem  sensa  de  ipslos  ad- 
junctis  exquirat,  deque  omnibus  quomodo  compertis  ac  peradiis  flBe- 
dignajn  relationem  Ordinario  praestet. 

d)  Quod  denique  ad  scholas  parocbiales  attiiket,  has  in  disb^iiTto 
curae  suae  credito  perinde  qnotannis  nna  alterave  viee  lustmbtt,  in 
illis  maxime  observaturus,  quomodo  magistri  suis  satiafticiazit  ofBeiis 
per  exeipplum  bonum,  immaculatam  vitam,  subordinationetaa  et  erga 
Parochutn  obedientiam,  sobrietatem,  mansuetudinem,  in  divinis  flre-* 
quentandis  promptam  assiduitatem,  in  munere  trero  docendi  consci^n'' 
tiosam  exactitudinem ;  segnes  et  inobedientes  commonobtt  emirnqne 
fVituräe  emendationi  sedulo  intendet.  Agat  cumprimis,  nt  nenio  ma» 
glstrorum  contra  spiritum  Ecclesiae  quidquam  inter  Scholaren  s^argeM 
attentet,  imo  potius  omnes  et  sänguli  legum  ecclesiasticamm  et  civiHttm 
postulato  exacte  respondere  adnitantur.  Sl  Tero  extraordinariae  indi** 
gentiae  in  suo  districtu  emergerent,  de  iis  te^npestire  Epiäcopum 
edoceat,  ubi  yero  periculam  yersaretur  iü  mora,  agat  pno  spherä  suae 
delegatae  potestatis;  idque  quod  eyenit  sine  mora  ad  notitiam.OrSi'' 
nariatus  perferat.  .       '    ^   •    ' 

In  summa  Vice-Archi-Diaconi  Parochfis,  PastorHitts, '  fideBbtts 
item  ac  Scholis  sollicita  cura  Intendant  sintque'reajlyse  —  quod  oHm  ' 
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carttit  AMld^^Maooiii'-^  Stentes  et  mantis  Episoopi,  meteores^  ntique 
junoaeiiti,  fied  töndnntiM  sacerdotaUs  face  depromteitt  in  tdita 
moBmB  sni  mmcupanuii  Deo  non  hominiboa  plac^re  stodentes  agmit 
•ame  aace|iUtiime  peraonaroin,  ^Me  oorm  Deo  agenda  oogBOverini, 
«6  maneria  soi  im^anento  «mcarfait  ad  tollanda  scandala,  ad  reve- 
«haadiim  diieipKikaa  eooksiasticae  yigorem/  ad  Bacerdotalem  j^iMalem 
reaweüaiidamy  ad  aaeeüdandmn  icieiikiae  Sanotontm  amoram,  ad  sa- 
Itttem  dttuqae  auonni  frataraiHf  uttKtatemqaa  tothis  Booleme  aanetae 
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Oetmt  VI.  Ik  Bar^ehk.  Paroehi  ia  adjatorinm 
•flflaamitiy  ofBciaiB  procarandi  boimiB  ipiritaale  aniauumm  ifi  determi- 
sata  giagis  dioeeesani  portione,  {lar  verbi  dimi  praedioationaM  at 
Saßianantomin  adniiiistratioiieBi  ita  eitrcent ,  at  spiritaalibaa  flda- 
Jia»  Becesdtatiboa  praarto  süit  Ftafochüs  oauubas  pravidetar  paUioo 
4aiieto  ^Mnonria  ak  SMryatia  Condlii  Tridantinif  et  Gonstattitiooiim 
-ApoatoUcaa  Sedia  ^)  ad  locoram  adjtmcta  accomodai»  praedcriptioaH^itt. 

Pnmed  Bcoeflciis  qaibasciiiiqoe  corani  animaram  iiabantibaB 
jpriaflqaam  uiTestitiiram  obtinerent«  tenentar  in  manu  E^iacopi  vel 
Yicarii  generalis  ortbodoxae  fidel  profesaionem  publicam  juxta  formu- 
Jam  a  Pio  lY.  PP.  praescriptam  elicere,  et  in  Somanae  Eccleaif^ 
pbedientia  se  permansuroe '),  ac  legitimo  suo  Ordinario  p^ritnros,  tam- 
poralia  Beneficii  et  Ecclesiae  parocbialis  conseryaturos  nee  nllo  modp 
alienatnros  jnnunento  spondere. 

Legitime  praesentati  et  canonice  instituti  sen  investiti  ex  Gon- 
atitiiti9n&  Pii  Y .  ^)  intra  bimestre  corporalero  quoque  sui  institutionem 
aen  instaUationem  procurare  obligantur.  Haec  installatio  per  Axchi^ 
DiaconuBi  sosoipienda  praevie  significetur  popnlo  f  tenniiio  installatior 
nis  adveniente  com  allocutione  eonvenienti  praesentetar  novus  Farochap 
jfidelibns»  perlecto  decreto  Ordinarii,  in  symbolica  icjayiani  Ecclesiae 
ac  libri  Evangeüorum  traditione  jurisdicUo  ejus  in  gregem  et  magiato- 
lioflci  commendetor;  invocato  postmodom  Spiritu  Sancto  Miasa  cnaa 
expoeito  Sanctissimo  .celebretor.  Hac  ratione  in  Beneficii  possessoriom 
introducti  jus  in  temporalibus ,  nnnqnam  vero  dominium  obtinent. 
Quare  Synodns  irritos  et  invalidos  declarat  omnes  privates  tractatus 
vel  conveationes  circa  oongroam  legitimis  pactis  defixam,  seu  in  re  seu 
in  nodoiQterandam,  quasvis  item  investitiones  onerosasy  nisi  ab  Or- 
dinario praevie  ftierint  adprobalae. 

n«         v^        Tr      i  i.'i  »  ,  .'  j»     . 

1)  Bened.  XIV.  Cum  illud  semper.  14.  Der.  1749.  .     '    . 

2)  Conc.  Trklen.  aess.  XXY.  de  Rerorro. 

a)  Fius  y.  In  conferendis  law  Um.  1M7. 
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EbuvGilifim  jiirigdicIiQoia  fik  j»XDai$fsxQcik^  et 

^iiflÖgnAitiouegregis  pevEpiscopum.obtiiieBt,  ^.miih^mgnMiiae^ 
ßt^^  iowediata  iSpttcofi  in  ipao»  popakimiiae  aoetwitate  ommik. 
^f aiiQ<?hMyttm  AdnupiatratawsteiiHiiiOTTinii  a  BegnlariniA  CMlegüs  pso 
^ j^i;Qc)4ij3 . 4«a4^  iUis  Biuijb'iii(Wpofaiae-erga.pi»«viiw 
ifioffi  Bff roj^onrai  dalegatii,  ab  Bpim^pa  atMmntw  «x  icansa  legittma 
j^  pipbat»|..|^ptev..qiiaip^.6tijuura  «fisaiit  .parptta»  avareri  poBMofc^), 
Q^Un^is  ))Abitoalie0a  ooraip.^^^  asae 

ingerere  nuUo  casu  possunt.  Jus  dandi  ex  causis  canonuda  Paroeho 
^A^ffas]3^torem  temporaiietttai  JBjyüscc^  cooipetit,  <titf  dai^  etiam 
Ji^vito  4m,  qnaodo  Parocbtis  qk  aliqaa  pareiim  oocporia  ?el  atamiür 
4ni^tot^' nitro  parodüain  auamdebite  t egere  naföife,  aut  maio  gna- 
.vatiia.yQl.alJM  adeo  impiditas  perpelao  mk^  ut «ttänm  sanm «küiter 
.eieroerQ.iiaqi.faleajt^;  poteat  .T«rö.  dan  Adminiitrator  ilfi  Paroeho, 
(Qii^in  Spisoopis  necefisaria  id.  offiGtam  soom  acientia  deotitetam:  oanr 
.Pi9S9iit?)«.  Portioaem  congniam  Adminiakratori  per  Parochnm  eed#A- 
.4atti  ^)^ .  parte»  item  ageadomm  in  cura  paatoraU  defiatt  Bpiacopiis. 

Cum  bonum  Pastorem  oporteat  ovibus  suis  jugiter  advigilare, 
'iäl^tie  non  yerbo  solum  Dd  pascere,  sed  etiam  diebus  ac  noctibus 
sihgulifl'  höris  atque  momentid  praecinctum  esse  ad  eäs  Sacramentis 
Tefl^iendas:  officium  residentiae  Curatus  religiöse  custodiat  est  ne- 
cesse.  Quocirca  Synodus  insistens  legi  Tridentinae ')  sub  poenis  cano- 
nicis  praecipit,  nequis  Fastonim  qui  careat  Cooperatofre ,  quin  gregi 
suo'providerit,  hoctem  extra  parochiam  agere  aut  triduo^),  quod  in 
diem  dominicum  et  fetitum  nequaquam  Incidat,  sine  V.-A.-TMacoili 
annutu  et  facta  de  tdöneo  Substitute  provisione  transigere  possit ;  diu- 
tumioris  absentiae  facultas  ab  Ordinariatu  peti  obtinerique  debet,  at- 
que V.-A.-Diacöni  quoque  nisi  in  officio  versentur,  parochias  suas 
lÄsque  indultu  Ordinarii  ultra  triduum  pennde  noh  desetant'  liCgö 
tac  residendi  obstringuntur  non  solum  Parochi  sed  etiam  Parocbiarum 
'Administratores  öt  Oapellanf.  Veniam  absentiae,  scripto  et  gravi  dun- 
täxat  ex  causa  dandam,  ultra  bitn^stre  concedere  neque  tipiscopo  in- 


'-'        ly  BenedietuB  XIV.  d<i  Syrwdo  dloi?e.  fib.  12,  «p.  1.  NfO.  1  * 

-    >     2).DiecrettI.  Cap.  8.  de  Clerir,  aegroi.  Vef  defillU.  Iff.  a.  er  Otp:  oaitOi 

eod.  tit.  III.  5.  In  VI. 

8)  Conr.  Tiident.  Sess.  XXI.  Cap.  6.  de  Ref. 

4)  Cap.  3.  de  Cler.  ae^r.  III.  6.  et  Cap.  on.  eod.  titUi  Yf.  ef  Conr^  Trtit. 
Sess.  XXl.  Cap.  6.  de  Be(  .  *  •    >    ;        \ 

5)  Sess.  XXUI.  c.  1.  de  Ref. 

•)  ConclI.  Rom.  bidaum  sHaai  aaacedil.     <>  .»t...     .     '     v    \     - 

i    * 
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t^iriim  «Bt^).  Gbopiiratoribm  Paroelras  ad  bidtiiun  sMum  ^s^enffi; 
nällo  v«f»  üe  no^Mia  in  Plu^ooMa  extrtt  neues  *  pardt^hialto  ft^endi 
tMUDn- tiibtat,  etiä  hoe  vel  semel  exerrantee  ad  Oi^dinaHalniii  xotli-' 
gendoe  defeiat.  Quodsl  gravis  nebe^tad  nrgeat  ätite  nhpet^ättot' 
liigeiitiftin  diseeden^,  id  noilDM  eäu^a  Ordinariattu  ahte  abitüiä  scripto 
Mlftttt,  ctüraque  aHhnartttn'timilnitn^aliiB  supreraa  tex  «st 'debite  t>to- 
ttea,  fleil  poterit.  Besidefttia  vero  noft  moralis  duntaxat^  ^ed  jfbrmälis' 
ie!  IftixMiosa  M  oportet^),  ad  cfuam  tenentür  Qrdinatil  cfohinsinac^' 
per  eeDSoras  eeelesiastieas  etiam  nsqae  ad  privationem  courpeUerei  ' ' 
Oixiigantitr  tatn  seeolares  quam  regttlares/  qiii  onram  «minartttn' 
actiialem  nen-  perpetno  seu  tempörali  titnlo  exercenb,  ad  offerendtimi 
pet  sdpSos  pro  popide  i&Eoclosfo  patocbiali  -  S.  Missae  Säcrificiirm 
düebos  denlniois  ^t  iSdsds  de  pmeo^to;  et  quidem  ülis  efiam  qüi  joirta 
GotisMttttctoeni  ürbani  Yin.^  Mucti  sunt.  In  horum  censnm  V^' 
nkmt:  Peita  m.  Psisekatis  et  Penteoostes,  Festa  InTentiönis  S.  Grti^ 
cAs,' Bedicattoiiis  S«  lOobasHs^  Amhangeü;  Natfvitatis  S.  Jerannls  Bapt.; 
ä'=A:iidreae,  S.'Ja(MU,  S.  Tbomae,  SS.  Philippi' et  Jaoobi,  S.  Joannis' 
KTm  S.  Barthokmaei/S.  Matthaei,  SS.  Simonis  et  Jodae,  et  S. 
Mirthiae,  Chfisti  Doniiiii  Apöstolorum;  SS.  innocentiiun,  6.  LäurentS' 
Martyris,  S.  Sylvestri  Papae  et  Cctofessoiis,  I?.  Joeephi  Sponsi  et  Sl- 
Aimaa  Matrli»  B.  M:  Virginia.  Satisflicit  teto  Parocbus  hiiic  obliga- 
tiotdietta»!  perMifiisaBiptitaiam^).'  8i  vero  Parocfans  legitittie  äbsit? 
flfCft  mt  im|)ieditas  vel'  si  Sit  sim«!  Canimiciis  et  ad  eurn  spectet  Missam* 
conventaalem  celebrare,  tenetur  aliqnem  sibi  substitoere,  qui  Missam' 
appUcet  pro  tH)ptilo^. '  ^  • 

'  •  tn  praedicatioiie  verbi  Dei  primae  ouras  deposdt  sdleirtissitim  in'^ 
stitiotk)  p«rv«donuii  hi  rttdimeiitis' fidet/ (^meparatto  ad  primaiÄeomM 
nmidOtiAmy  ton  cateeheefs  ecelesiastMl^  et  kistitutio'  sponsomim,  -qnam 
Synodüs  per  vlseera  biisericordiae  Jesu  ChrisU' fbcQlcat  et  nrget,  et' 
snb  poenis  congrms  per  Ordinarios  infligendis  demandat  et  praecipit 
Ctim  porro  fldes  per  anditmn,  tfuditas  antem  pei^VerbVifaY)hruiti  sit: 
ad'  sanetisrima»  dbllgstiODeS  referant  Pi^cbi  doctviuam  eäth^eani; 
non '  iü  persnasibitiHns  hnmanae  saplentiae  verbis  sei^^sos,  sed  in  osten^* 
siovie  Spfritns  et  virtutis  Cbristam  et  bfanc  cracifl»H0  pra0dicat(A>v 
piMm  etoHbedotam  popiüo  annunciare,  qnod  tnno  fletv  sl  imprlnris' 

1)  CoDdl.  Trid.  Sess   XXIH.  c.  1,  de  Ref. 

2)  Bened.  XIV.  InstUutfon.  17.  Nr.  16.  -  ' 

S)  Vniversa  per  Orbem  1642.    Idibus  Septembris.  Kncyel.  PUlX-,  P.  de 
8.  Mali  1858. 

4)  S.  Rltaam  Consr.  in  Roreniond.  k7.<  Febr.  1^47.  '   '    ' 

5)  S.  CoDgr.  Conc.  in  FanetarJ  rt».  itafff'lVaO.-'-^^  '•       ♦•?•"'    <• 
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dpgmaU  ^i  tacideiiter  et  ftuitetof  melbcido  «jaopHot  et  tmnMiecH 
catechetica  magis  et  Mepins,  qnaasi  fi>mali  dietieae  HplMOUveaAs^" 
qsae  ad  praaoepta  moroiq  religitfsiiis  obiervanda  anivioe  fiMhau  «Um 
obstrutgent.  Meminerint  etiam  doctrinas  8a)ati8t  exemplo  ICagifltii 
magis  orando  qaam  perorando  aoimig  fideMum  admevesdas ,  et  tw-^ 
dibus  ijifigeQdas  esse.  Ne  igitar  defeeta  neoeesariae  uistmctuim 
catecbetioae  vox  illa  honroris  et  cmotAuiioBJe  plena  audiatur  m  h» 
Metropolitana  Proviaeia:  »paryuU  petiemnt  paiieni«  et  non  erati  gni 
frangeret  eis  ^),<  et  incuriis  propriae  et  alienaii  eahitia  octoiiii  poseit. 
illad  propheticum :  »0  pastor  et  idola»  dere^quens  grQgem'):€ 
praecipit  Synodus,  ut  omnes  et  siaguli  Pastores  eonuoqoe  CooporaAiK 
rps.  offixsiain  catechisafidi  txaa  in  sekolis,  tom  in  Boelesia  vehiti  •  pvi* 
mmn  et  essentiale  ftmdamentam  maneris  pastoMdis  praeeipw  soUioH 
tndine  adiiupleuii  Yerbo  cnneta  ea,  quae  ConclUoiD  Trid^nliiiiiim 
hsß  de  re  praeeipit,  diligenter  obserrent  ^.  Sierq«!  enumnit  impii- 
mis  T^ro  p^uperam  aUanunqne  nuserabiliUAi  pemnanun  et  <giisd^a 
GoBcilii  praescripto  cnram  pateruam  gerant.  Qumia  haec  mm^ 
pastoralia  a  Parocfais  nequaqaam  pmestari  «t  impleri  pesmnt,  qfd 
carebro  absentes  et  incnrii  gregi  suo  noB  iavigilant  iieque  estistimt/fled 
roereenariorum  more  illum  desenint*). 

Deniqne  queinadmodnm  sacrosancta  Syttodue  Tridentiaai  ita 
Provincialie  baee  eoedem  admonet  et  hertetar,  at .  diviaomiar  piae- 
oeptomm  mmnorea,  factique  forma  gregis,  in  jadicio  et  yetitate  paacwt 
popaltiiD  et  regant^). 

Capellanis  velat  snis  fratribus  congruam  ctamoteri  sacerdqtaU 
provinionem  praebeaat«  ees  mansuetadioe,  bene?elent)a  et  mimstro 
Dei  debito  honore  proseqaanjtqt,  iUosque  instraant,  ^djoveAtf  awie^ 
ant,  et  pro  re  nata  in  omni  patientia  et  doctriBa^  argaanifc^  atqae  de 
ipsis  oenscientioeas  jaxta  praesoripta  psar  Ordinariaiii  poncta  rektioaes 
pra^Btenk 

Capid  yiL  JDe  CapeüUmk.  CapeHantts  seu  Coeperator ^  quam- 
vis  PidTOeho  ordi&e  presbyteratus  non  tarnen  oEiiinese  -et .  oOdo  par« 
eidem  velnt  suo  tarn  ex  officio  fratemae  correotioiiiiis,  tam  exjare 
paatoria  principalis  immediato  saperiori  et  inoniteri'SabaQdnstarf^de- 
bitataque  reverentiam '  et  4»baervantiatt  exhiJkaak.  Amhoa  r  mbalomwa 
vinculum  cbaritatis  in  fratemnm  consortiom  conjnngat;  fratres  eaim 


1)  Threnor  4,  4.  /  ,  / 

2)  ZMber.  11,  17. 

3)  Sesj.  XXIV.  Cap.  4.  de  Ref. 

4)  Conc  Trfd.  Seüs,  XXltL  Cup.  1.  ile  Ket 

5)  Cone.  Trid.  Sess.  XXDI.  Qtp.  i.  de  Bef» 
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sunt,  alter  alterius  onera  snpportantes  a(;.44W!#^;uunc9n,.«r  quid 
alMLW  hs^bet  ad?qrsH9  alium. . 
.f     Farochi  est  in.poni.wisxa^aiii  actiooes  Capellam  dixigere,  Gar. 
pe)lapi  ve^TQ  ad  eoivlem  scopum  unitis  studiis  et.laboril)us  coop^rar^. 
Est  aotem  pp^^st^  pastqraÜ^  .rej^inis  Capellanormi}  i^on  mpdp  sub- 
oidiii£|ta.^d.etiam  delegata,  ita  quidem,  ut  Capellauus  neque  mat4-. 
nffnio  m^  fsssji^m^  PacQchi  l^cfmtia  assistere,  neqae  haue  subdel^re 
ppfi^t,  nisi  ezprefi^HJiv  subdelegaadi  potestatem  accepctrit, 

Capellanas  Farocho  debiti  obsequii  promtitudine,  et  observanti^ 
ac  in  4]^,  ^aae  ad  rcippien  parpchia^,  ordiuem  domestjcmn  et  residendi 
ofiMriiiuii  peictipQzlfo  olt^dieotia  obstringitur.  Quaecunque  de  honeijtate 
Tdj^  Sacerd^oik^)!^  «u^ciuntur,  haeo  Goopeiator  quoque  sibi  esse  dicta 
exi^^iixiet;^piq  lopgi?  avtexn  expositus  est  hoxnii^am  dicteriia  es  illece- 
branun  laqueis :  eosolertius  curet  ea  quae  Domini  sunt  diligejatiasve. 
utatar  iii  rätqtppi  clericalium  subsidii|».  sine  quorum  praesidio  per- 
feeitio  suae  voc^tipwA  obtineii  neqmt. 

Qnaioobx^Qi  Cw^Uani  j)>editatiom«  orationi^  lecüoui  eo  uberius 
ipcsEimbaiit,  quo,  jadmimtratioAe  paro^hiae  miAus  gravati,  suae  cpnsci- 
enMaf  Ilb^o^el9,.c^ram  habere  posaunt.  Studeant  virtuti,  sed  et  bp- 
Q^.&n^fl  rat|<Hißin  babeant»  et  nuUam.iustae  puspicioni  causani.prae- 
hcpiit*  iAetas  ^ojiuin  atque  ^odestiae  ratio  exigit,  ut  a  suis  F^rochis. 
^sTkSf^  ip^Oifiir$a  pa^tor^lia  munia  iuformari  sm^nt^  sed  simul  eprpi 
CQpilia  in  oipoibus  dubiis  fideuter  expetant.  Paucis.conteuti  de^ideria. 
8qa.m)dfuir^ntii|:,'etad  monitum  S-  Pauli:  habeates  aliment^  et  qui- 
b?/fi:tBgmuY<}^>eonte]|iti.  simus,  refiectant.  Nolint  porro  oblivisci, 
ae.i^4irMbetniin.(iiqr^.eA  quoque  sensu  subordi^ari,  quod  de  ^psojmn 
vita  et  actionibus  referre  iHi  ad  Episcopum  teneantur.  Absit  autem 
ut  in  exequendis  quibusvis  yocationia^.^fficüque  partibas  j^cq^minoso 
tq^ri  indujgf^ti  ui^ote,de^uisactibus,u0n  modoDeo,  sed  et  coram 
hominil^os.  rajüaneo^t  reddituQ.  Oportet  enim  ministnun  Cbrisä  esse 
of^nuiuQi  iqceprehensibil^i  ,)>onaque  pravidere  pon  nu>dQ  coram  Deo* 

.,.  .  (^nerpitMu  Yova  quod  ad, correlationem  Farochi  etCapellani  at* 
^^tt  .Sü^pi  .pf  rop|bi|t  .et  hortatur^  sanuna ,  salutis  aninaanan  et 
€Jtppl#ti^(Jeg|9  iiipjus  iw)^  praeicq^ea  et  exemplar  69^  oportet, 
nmlpua.ip^irum  id^saitudiiiem  ita  temperarii  ut  iUa  .anabptbua.do*. 
omwrtwr«.  et' acuat  soUicitudineni  servandi  u^itatenDi  spriritus  in 
yüml9^\BMl9i  tarn  intar  j»  if^yicwi . qpam  ipter  fidelep.siuae  curae 

-^> :  Qw*  ;$«  brevitnr.  tractatur  de  C!(mcäta  Br<miiic¥Au  Gpf^,  sS^ 
de  Synode  Dioecesana.  .    ,  .  ^,\-.,i 
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Ttt.  DL   Be  laertaeatti. 

Cap.  1.  de  SaeramenHs  in  gmere.  Cap.  2.  de  JBapHemo.  (hp.  3. 
de  Canfimuxtione  ....  »Hoc  Confirmatioms  Sacramentiim  omnibiis 
quidem  post  baptismum  administrari  potest,  minus  tarnen  expedit  ilkid 
dispensare  etiam  pneris,  qai  nsom  rationis  nondam  habeni  Honeant 
proin  Gnratores  animarom  parentes,  ne  proles  teneras  ad  hocae  Sacra* 
mentam  excepto  casa  necessitatis  offerant,  magis  vero  cnrent,  ut 
pueri  illad  congme  snscipiant,  qanm  primnm  advertere  valeant,  quid 
aganic 

Cap.  4.  De  EucharisUae  Sacramento.  Hie  v^ero  nsiis  Dioeee- 
sanns  ex  singalaribns  accorate  praeceptis  proponendus  esse  vldetar: 
»Processiones  com  Sanctissimo  in  Dominicis  novi  Innaribns  pro  teni- 
poris  opportanitate  servare  licebit,  et  tali  occasione  cantetar  niasa  coram 
exposito  Sanctissimo.«  .... 

Cap.  S.  de  Sacra  Cammuniane;  cap.  6.  de  JURseae  Saenfieio; 
cap.  7.  de  Sacramento  Foemieniiae;  cap.  8.  de  Indidffefdiis;  cap.  9.  de 
Purgatorio ;  cap.  10.  de  sacramento  extremae  uncHanis;  cap.  11.  de 
Sacramento  ordinis ;  cap.  12.  de  Sacramento  Mahrimomi.  Praeeertiin 
vero  hoc  capite  agitar  de  mixtis  matrimonüs  atqne  cautionilHis  a  parte 
acathoUca  promittendis,  adjicitorqne  etiam  hoc:  »Tali  matrimoDio' 
parochus  passive  assistat,  partium  consensnm  congmis  verbis  mgnifea^ 
tum  in  private  loco  attamen  decenti,  praesentibus  dnobiis  vel  tribos 
testibus  sine  omni  ritu  apparatuque  ecclesiastico  excipiatf  et  huj«8- 
modi  matrimonium  Matriculae  copulatorum  praescripta  cum  obser- 
vatione  inserat,  sponsosque  hac  ratione  copulatos  de  matrimomi  hiyiia 
quantumvis  ope  passivae  dumtaxat  assistentiae  contracti  indiasohibiM 
vinculo  edoceat« 

Ttt*  IT.   Be  Perflicttene  Oleri« 

Cap.  1.  DeeHnatio  et  gravitas  mmieris  Saoerd&täUe;  cap.  2. 
de  semMuiriis  minoritms ;  cap.  3.  de  seminariis  mc^orüma;  cap.  4.  de 
seminariarum  eti^perwrUms  et  moderaioribm ;  cap.  5.  d6  honeetak 
tiericorum;  cap.  6.  de  etnidiis  in  saeerdoHo  proeepiendiB  mimtt: 
»Vice-Archi-Diaconos,  onmem  in  eo  curam  locattoros,  ut  in  districti- 
bus  bibliothecae  tum  districuales,  tum  parochiales  instnumtor,  ac  in 
vicem  inanium  ac  passim  boetilinm  ephemeridum  ac  Kbeüemm,  in  qnae 
aes  profundere  res  est  proditioni  causae  Dei  proxima«  pagdlae  caiho^ 
Hcae  literariae  comparentur,  inter  fratres  condistrictuales  vieolandae.« 

Cap.  7.  depietaUs  eaeerdataliB  studio;  cap.  8.  de  MMtMone; 
cap.  9.  de  cfferendo  Miaaae  sacrifieio;  cqp.  10.  de  Breviario  stricte 
persolvendo  et  de  poenis  ecclesiasticis  in  eos  CledcoB,  qui  hena  cano» 
nicaa  non  peraolverint. 


Qjgp.  11.  de  8aer%$  exercUUs;  eap.  12.  de  CMUMtü;  tdp.  13. 
de  Oanamea  obedienüa;  cop.  14.  de  Benefieüs,  conftraidiB  aomittqiia 
rediffliQB.  GSap.  15.  de  emeritis  B^efi>yter%8;  cap.  16:  de  ServÜerüm 
ecclesiae ,  L  e.  de  Seliolaram  magtetris ,  CatitoribUB  eecletifle.  Cboit 
regentes,  nmsicoe  et  cantores  non  christianos  Tel  non  eatholices  afr 
arte  sua  in  senritk)  eooleaiae  exercenda  arcet  B]moda8. 

Tit  T.   De  legakribu. 

Tlt  fL   >•  ffwetwiMi  i«aU  BMttu. 

G^.  1.  De  qimbusdam  praeeetiiU  iempme  malt«,  (sj^tna  lao* 
bedf  entiae,  deftdua  veri  spiritos  religiosi  et  pietatia,  nimina  Inzra  in 
▼inkitimin  spAde,  parentnm  fecoria,  qid  suis  matwioribm  prriibiD 
plenam  promiBciiae  cooTersaüoma  Heentiain  ootfoedentes,  afüaro  gen» 
tia  nostrae  gloriam,  intemeratae  quippe  pudioitiae  ▼irtatem  obntm 
perieila  non  satts  pvaeniamant ,  f^KÜstasia  ob  tranaitoria  bona  vel 
aacnlam,  rA  nt  ▼inonliim  oMtriinoiiiale  necteretor  velr  nunpeiietiur^ 
Cap.  2.  de  Hcuphemia;  eap.  8.  ^de  pieMe  d&meeUe^;  eap,  Ai  de  an* 
nmeimidQ  verbo  dm;  cap.  5.  de  dementari  ei  eatecheHca  instUt^iane ; 
eap.  6.  de  gywmasiis  et  scholis  medüs.  Firmiter  tauet .  haec  Syr 
nodna  in  Domine  congregata:  Eodesiain«  quae  scholaa  mixtas  aat 
iadiflinantea  calcnlo  sno  probare  noa  potest,*  jori  divinitns  sibi  c^Uato 
inaistere,  dum  eonctas  seholaa  caiboUcaa»  inferiores  et  sipei^ores, 
puUicaa  et  piiyatas,  qnibna  omnis  aocietatis  salua  nititnr»  sibi  yin^icai^ 
et  aaokoritate  sna  r^gendaa  tanto  fidentioa  defi^ ndit ,  qnanto  certiaa 
aaiaeilonm  naa  eonafcatt  qnod  ipaa  etiam  reapnblica  civilia  nenini 
tvtiiia  aoain  jmvertateoi  educandiMn  concredere  poesit,  qn^m  .m^terma 
manibiia  qua  Ecclesdae,  qnae  ad  reparandnm  ordinem  mnndi  moralßiQ,^ 
inobedientiae  delicto  turbatum,  a  Jesu  Christo  coostitata,  cnnctis  snis 
fidelibna  debitam  erga  potestates  etiain  sabUmior^s  ^j^onem 
non  propter  iram  aed  propter  oonscientiam  commendare  ei  nrgere  non 
eesaat. 

Hia,  in  ipsa  Tei  natura  ftind^tis,  novnm  pondna  inde*  aec^escit, 
qnod '  Gymnasia  patriae  noetrae  plnrima  e  botne  Eeclesiafe  ptoüM, 
speetata  örigine  ad  sanctam  ht^us  proprietatein  pertineant;  ctmi  toro 
ftmdationes  joxta  nentem  Aindatoris  tractari  oporteat:  büapte  paMt, 
lipiacopia  intoitn  Gymnasiomm  sensu  etiam  Articnli  Vn.  Gonv^onia 
inter  8.  Sedem  Apoetolicam  et  Snam  Majestatem  SStmmt  initae  otniiia 
iUa  jora,  qnae  tnm  ad  ipsam  docendf  rati<»(0mv  raelülodnm  Item  et» 
atttdiomm  systema  Äni  Eoelesiae  convenientisi'  ordfniimhim,  tnM'eadim 
ei  rai&one  ad  MagnHaforttm  iiastitntioneni  änt  d^UMflioiJein,  akit  ^itiistUi 
ädHbt^romschoIaaticorumdde^^tantltiibeBl^  ooto^Meror  '^'^  '  '    ' 


biia>ooBiwt(atur  t  qu^aub  eyictiQiM  go  ^Y^jd^nonici' ordiniß  sm  9fbc4f; 
4i}iotipiitat0  et  misaioii^  ocdeaiastica  gaadai^tes  jayen^tQm  en^diant» 
sfeciatna  10x0  iu  gjrwoaaüSoi^tatäs  Jewt  omiiipi,  iwtjM^^p  fiati  ^ß^ 
propra  ardinis  fiMr^An$liMtog?iß.^ . 

Cnrabunt  porro  quantnm  in  ipsis  est  episcopi;  pt  Jfxi  j^ofessores 
et  magistros  pro&nae  etiam  eruditioiiis  nominenlur  tantain  vin  caiho- 
lici ,  üque  et  pietate  et  mortiM  ^purtttftt^  itttlgM« ,  ^00  si-  >a^  recto 
bMiite :  defitemt^  moäitistiie  parere  recosavemt,^  a  mmufc^  4oceiidi 
amofondos  affioaciter  wrgeibuiit  Ad  epideoporoia  periade  soUieito^*: 
niBD  attioeii,  lümB  Boholasticos  sive  ilU]*6ligio$as^  siYß.;alteri99^JB8-' 
omi^e  gineris  i» tUntikmea  eotttineaBk  Mmtima  sulgjbGere  et  o^ywOf 
ne  alii  quam  dmnino  af^ptobati  m  pradeetjoiiitaia^adbiti^ajitiir, . .      «  . 

Oj^tat  tnsuper  Synodtts,  mrittimqae  -^onuBendaA  salubeilmDaB' 
s^fdäütatittii  MariaMntm  et  Aloyeiaiiiirani ,  quae  oUm  flerebüitt'  i& 
gyitenäsiid  et  «efaoüi»  mediis  hntaiaratieii^.  ^ 

''     Cap,  7.  de  scholis  praeparandorüm  ad  mägfisteria  (^pramm  et 

£8cipal!  et  magistri  siügulariter  ad  ritam  rellgiosa»!  adstringbntiir 

atque  ecclesiasticae  juriädlctionl  ^bordinati  sunt.)    Odp.  B.  de  auät* 

endo  missae  sacrifido.    Cap:9.  dt  freguerUiori  säerafn^ntdli  corifeä^ 

Isione,    Cap.  10.  de  frequenüori  usu  sacratnenfi  EUchaHdiae.    Cap. 

il.  de  provehendo  ctätu  sanctissimi  sacramenH.    Oäp.  18,  de  cttUu 

heatissimae  Virginia  Mariae  ei  cdiorufn  sanctorum,    Üdp.  13,  ''de  e&n^ 

fi'at^nUaHbus.    Cap/14,  de  pratnovendö' ihdiägentuirüm  ü^.   'Go^: 

ISy  ilisstofies  pdptdarei^  d  eofifef^tiaeJ  Cap.  Itf.  de  ^iacra^nkh"* 
tatifms.  '  ■    '•    [  ■■.'.—'  .-s    .....         •■.,.•  .rr  .., 

'  "nitn.  »«flfcipita».     '  ■•"      '■■■' 

Cap,  1.  de  dierum  fesiorum  saneHfieaUone.  Cap.  2,  de  jqnmo 
ek^sMmm^  ^Sm*  ß'äe  emtmmß^iOm  fzco^Mi^  (p^ffertim 
^pe^nr  ad  aon .  leviter  Jfrequeatwdaa .  s^^hol;»  aci^olicas.  Ad,  £im9]&-. 
mm  hmd  l^viteriapiid  iHiaitb<)ilkm,sa8pipifn4piPr  fanml^  acat^Ucpa 
band  leni^r  iH:  d^wos  catbQü^aß  jreaipieados.)  Cßfi.  A.  de  Cof^infißerf^ 
et0epülk^a.f  Carpiiit  aei^lfsia^^  aq^ltwrti  qvi  pripa  enwtiübi€ic<4wi|»-' 

(Capu  1$S.  4«  seinli.  9^  2&^fQareaiit  periada  eadiip  anpnltura;  <HBri«oa 
mn>  bapAieata»  •  toerefii  iten  a^t  adusmata  ab  epdesia  aliani  nee  pfiia 
4P0aUte9.(iwi<  L.  emw.'24.  qna^at,  9«)  jet  ^i(ßjmm^%  |^p..ld,  d^ 
can.  I.  caoa.  24f^siV^2^ .  fm<h1^^j^^VVfßim 
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Qui  in  peccsto  gravi  impoeniteutes  decedunt  (caiL  16.  cans.  13.  qa^  2.), 
qni  per  ammm  non  cenfitentur  (G.  12.  de  Poenit.  et  remiss.  5.  38.), 
qui  in  artienlo  mortis  moribnndonim  sacramentis  provideri  pertina- 
dter  relnctantur  (G.  16.  et  21.  caos.  13.  qn.  2.),  qui  seipeos  volnntarie 
occidnnt,  Bi«*tetpftift'  aiiqaif  tempoi ei  BopffiNrtifca'^  jfoeiittntia  tacti 
flierint  (G«,  12w*qaiuu  2dw  qn.  5u);  qoi  antem  m  dnelle'  vel  e  volnere 
in  dnello  a^cft^to  .oc(^m)>imt,  etiamisi  iiand  incer^  po^nü^ntiiste  signa, 
dederint  atqne  a  peccatis  et  censnris  absolutionem  obtinnerint,  eccle- 
siastica  aepnltnra  careant,  snblata  Episcopi  et  Ordinarii  locorom 
super  hac  poena  interpretandi  ac  dispensandi  facultate  (Gpnc.  Trid. 
Sessu  XXY.  Gap.  19.  de  Baf.  Siedlet  XIV.  Gonst.  »Detestabilem«^. 
10.  Novbr- 17&3.  §..  9.)^  qni  dAniqoe*  quacmiqae  ratidNM  vita  prisvaim 
igfWiitoi,  hnic  Mdeaiasttca  sepoltnrä  deneganda  non  esi,  ^«a  ]wnd>' 
prae^omendnm  est  tarn  grave  delicttnn,  nisi  manifeste  constet,  qüod 
qui8  semet  mente  sana  ac  sponte  ana  occiderit  (Gap.  11.  de  s^puU.) 

G(ip.  5.  ckcaniu  et  mudca.  In  missis  solemnioribjos.  m^s^pa  et 
fifüralis  nntea  pietatem  eedesiatftkamqne  gnaidtatem  prifi  se  fttati 
seona  antem  pro  man  teeepta  adjnnetommqne  iatione  cantns  popn^ 
laris  majorem  in  modmn  öommendatnr,  comite  organo. 

Cap.  6,  de  iollendis  abusibus,  (praesertim  Gonventiculomm  com-, 
preoaüp^om in  privatis.domibusi  £)rmu)lanmi  preoom  fidai  caAhglicae 
ptoeiti»  itpngnantiam).  .    ^  .     ;, 

in.  AppenäiieB  vwo  condlii  provinc.  Oolecensis  eontiaentnr:  - 

1.  Canventio  inter  snam  saiictitatem  Pium  IX.  summtim  pdnt!- 
4c6m  et  su9m^Jeatalem  G^esaream  ac  Begiam  ApostoUcam  Frapciscum 
JoMiituim  ]l.  Jmp^torem  Au^triae  ei  Begewi^  Bm9m(»ß ^ifi^  aliaqijie 
deoniMiika  ad  oonoocdatnm  attinmitift. 

2.  Nonnnlla  iii  GoneiKi  hnjtts  Becreltis  provo<»Aa  deeilineirti  w* 
dine ^hroiydogico  eibibita«  quae  omittep^  plaoet«  cnmeaadenappen- 
dieea  ad  cwcQ.  paroy.  Strigoniense  atqne  Cotoxäense  laekaa  jam  pniQs: 
ceauMttbcaviiriiiiiia <cfir.  Arehio  X.t  882  sqq.)u (      •. 


i  *  * 
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METHODÜS     . 

•      •    •  •  -^ 

iiervctar' tn  appnlHindto  B0M9  inslitatis  voCoranrthnpKcfimii 
ab  A.  ArchiepUcopo  Philippen,  Secretario;  eminytktrdincHi  Bi%%arri^* 

expoaita  ad  ntnin  Seoretaria«. 

• 

Der  zur  Zeit  tn  Rom  weilende  Herr  Dr.  Jor.  Fr  an»  Sentis,  Priester  der 
ErzdIÖcese  KOIn,  sandte  ans  die  naebfolgende  werrbvolle  Sammlung  der  von  der 
a.  Congr.  Episcoporum  et  RegnlaHum  anllsslicli  der  PrAHing*  der  Constl- 
Monan  qpo  gegrUiHieter  religföaeir  OenoasenaDhaftai  vAi  eliifidian  GelObdeo  In 
ätm  Jdbrai  18^(6<^6I  ireMekte»  Beüerkongen  «wit  AoaaleUimgao.  iNe  9mmkmm 
iat  verfaas^  von  e(oem  Mi(gUede  der.genaniUfn  Coogregaittan,  dicm  Cardinal. JBfo^ 
»arri,  und  zwar  zu  der  Zeit,  wo  dieser  noch  Serretftr  derselben  war.  Der  bobe 
Antor  bat  mit  grosser  Freundlicblieit  die  YerOlTentlicbung  der  nacbfoigenden  Mit- 
tMlängenlm  Arehlr  genehmigt.  Ein  Paar  In  Italienischer  Sprache  abgefasaCe 
StMui  bat  Herr  Dr.  S^niU  W$  omuatte  Hbtiaetat.  Das  Giitte  »Ictet  vleTiä 
wk^ige  Miiicrlal  Ab6r  die  ReeMverblUntose  der  lahlradieD  reügllaa  Coagre*- 
gationen  der  Gegenwart,  Qber  die  Handhabung  4^r  binem  und  loaaem.  Dladplin, 
über  das  Vermögensrecht  derselben  und  Qber  das  YermOgeDfr^clU  ihrer  Mitglieder. 
Bis  auf  einige  wenige  in  den  Analecta  juris  poniificii  abgedmökCe  derartige 
»Antmadversion^sd  sind  solche  sefftter  hbch  oichC  TerOtrenineht  -WdidAi.  Bn^' 
weitere  wichtige  Quelle  fttr  die  ans  Mangel  am  nOtbigm  Mflteiltfl  adltier  mbt 
wenig  immI  mivollaUüidlg.  bearbeitete  Lehre  von  den  Raeblavt^lMlIloitiMn  i4tr  reli- 
giösen Genossenscbaflfn  mlt.einracben  Gelübden  bilden  di^  Entscbeidungen-  der  s. 
Cong rejl^atio  .EE.  et  RR.  seihst/ weiche  hoch  unver&ffentiicht  in  den  Archiven  lie? 
gen.  Wir  vernehmen  zu  ahserer  ^reode,  dass  Se.  Eminenz  Card.  iHissarri'  selbst 
bereits  mit  der  Henidsgabe  einer  Auswahl  solcher  Entscheidungen  ^ei'  beu^effMieti 
Congregation  beschifUgt  Ist.  Wir  werden  nichstena  bemts  dleSanMikMig' der 
Aata  Ms  sw  4a)kre  If«^  Ip  unftfer  Zdtsahrtft  verMlentKcben^ 

'  •  'I  QMiido '  pitftar  apfirotetto  »Ucnjus  inrtttatf  *,  debent  «liüberi 
HtMme  eornnfOBdaiitiRe  Antytnmii  looomni,  in  quilws  Gettos  tefiiv 
antnr.  Preces  remittontiir'Bpiiieopa  üioeAesik,  k  ^aft  piriiixa  fluldttlo, 
?^  JdMB  ^NrineepB  «ite  egt^'vtTMtoiHt  de'fee  Mn  Hcopii  iefunda* 
tione,  de  numero  domonun,  fratrum,  vel  sorornm,  de  mediis  subston- 
tationis,  deqae  utilitate,  progressa,  aliisqne  similibus. 

Si  institatom  reoenter  erectnm  fnerit,  nnam  vel  alteram  domum 
dnmtaxat  habeat,  nee  opportonae  constitationeB  adhnc  oondnnatae 
ftierint,  landatar  finig  sen  scopas  fondatoris,  vel  finia  sea  scopns  in- 
atitati  pro  qoalitate  circrnnstantiamm. 

Port  congnram  tempns,  si  institntmn  gatis  diftunim  flierit, 
nberes  fraotos  rrtnlorit,  et  Ordinarii  locoram  illnd  commendayerint, 
decretiim  laadis  institati  conceditnr,  et  aliqnandd  etiam  decretam 
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approbationis ,  praesertim  m  'OontitettäMs  effonnatae  ftierint,  nee  in 
.snbstantialibQs  giayes  diffiealtataB  prafiBefianni:  qood  tanMi  apfi#- 
bationis  deeretom  ofdinam  ad  aliod  temp«  «olfli  dHhvi.  Commuii- 
jßKßiat yero aiumadY6raimB6  oirea  conatitationea.    .^ 

ConstttatkmdB'antem'non  approbantor;  nisi  pe^congraun)  tem- 
pns  experientia  comprobatae  faerint,  et  ad  tratnites  ammadrersionüm 
reformatae.  Approbatio,  nt  {^ininmm  conoeditnr  per  modnm  experi- 
m^ti,  ex;  gr.  ad  tikiliimm,  ¥4  qnin^nefiniam,  et'deinde,  nisi  aliquid 
^stet,  d^enimm  defiaftititm  a|9it>bation]a  cöitttiliitiontim  tribidtnh 

In  decretis  commendationis  vel  appi^bationis,  seqneiites  formulae 
aaHbcntnr. 

1.  Praemissa  narratione  prooemiali,  quoad  erectionep,  finem, 
Vota,  anctoritatem  Superioris,  vel  Moderataicis  generalis,  conclnditur : 

i.  SSmus  D.  K  etc.  ÄttenHs  Mtteris  commen4atitiiß  4n^MUum 
ioqcfmi^  scopum  seu  finem  fundataria  (vel  inft^M^  prßpsmUi^  decnfM 
kmre  aummqpere  laudatj  atque  commendat.  ,     ,       ,     i 

2.  SSmus  D.  K  etc.  attentis  ete.  pratßiHm  wstiMitm  M  Omr 
gregatitmem  votormi  smipliwtfn,  9Hb  regimm  Uotkratmia^  (W{  JKb- 
ifir^dß^id»)  G^neta/isx  sgl^,  (hdimtiamn  jmi^ÜOionB  mdpmwamp^ 

dacreü  ^eß^^e  0nipUssimia  verbi9  IßMdat^  atque  emmendat,  dOo^o  od 

Ä  Ib  dec^eto  afypvobcitionis  inatitati,  verbiB,  lamhi,  a^  com^ 
«Mfiiiati  anbr^ganfttit,  ^«q^roM 

4.  SSmus  etc.  suprtxseriptas  tonStüuKcmes,  prout  in  hoc  exetn- 
fiari  c&nUneniur,  ad  trietmium  (vel  quinquennium)  per  modum  esf- 
perAnmH  apprehat,  oique  cmifirmat.  ' 

5.  8i  yero  cohcedatür  definitiva  äpprobatio  Constitutionum,  aüfer 
rttütttr  verba,  ad  triennium  etc.  per  modum  experinienti. 

In  tujuämodi  vero  negotiis  expediendis  omnia  debent  ^ip 
Smnmo  I^ontifici;  quin  imo  Sanctiasimus  D.  N.  Pias  PP«  IX  m^Midiei^ 
tia  habita  die  22.  Septeipbris  1854,  mandavit,  ut  in  postepijn  ifpspli^ 
cationes  pro  landatione.  yel  approbatione  alicuju«,  iivjititulit.et  consti- 
tuti9nam  confirmatidne ,  antequam  quidquanu.a  S.  C9iigxf^ti(fii$ 
agatnr  Summo  Pontifici  re^erantar.  Vide  Burdigql^.  ßifper  iniNhitc 
iSororum  Doärinae  Christianae. 

M;h  ..ü,t,Xerp.jr^ethodiw  .fgro^^  üerl  sßM^ 

Ä.  Arehüjfiseopua  Phäippensis  SeerekSfiMi^  ^ 
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amicn  SchfUschwestern  de  I^otre-Dame.''} 

Indem  äii^  S..  Gongr^gaytio  Spwcoponun  et  B<)g«]ariwi  iNder  liiuß 
vom  ^erni  Sr^tnaehofo  von  S^obea«  noch  4fiai  tw  den  annan  Scthnlr 
Schwestern  de  Notre  Dame  vorgele^n  Entwürfe  der  B^eln,  die  Ap- 
probation zn  ertheilen  sich  bewogen  fand,  verordnete  sie  die  Mitthei- 
Inng  der  folgenden  Instructionen,  welche  als  Anhaltspunkte  nnd  Ghmnd- 
läge  bei  Znsamnienstellang  eines  neuen  Entwurfes  der  Begebi  zu  dienen 
geeignet  erscheinen. 

>  '  l.'Den  Qeist  entnehme  man  von  den  Orfihdem,  und  besonders 
MS  dem;  durch  den  Priester  Franz  Sebastiati  Tob  unter  dem  Titel 
»Qeist  der  Verfassung  des  religiSseh  Vereines  der  aVmen'  "Schwestern 
4a  N<^tne  Datan^  Wirten  Saddein. 

2..  In  der  iuerti  Diseiplin  entnehme  man  ABes  aus  den  CSonatt- 
t^tianfin.  der  Oengf egation  ^  Notre  Dame,  zasammengesteüi  von 
£1.  BetensFovier  und  apiprbbirt  von  PapM  InMMix  X.,  Mi^geiiomttMi 
ikSf  wo  es  sieh*  handelt  um  Smennung  des  ordentUehen  nnä  ausser« 
ordentlichen  Beichtvaters,  in  Bezug  auf  welchen  mm  sich  nach  den 
^t  der  A^qobi^iQa  jener  Constitutionen  ecfleesenen  apostolischen 
Constitutionen,  und  spetei^tt  nach  dar  Banediot*s  XIV.  »F^istoialB  .o«r 
rae  etc.,«  vermöge  welcher  der  3eiohtyater  vom  Biachofie.  anzuweisen 
ist,  zu  richten  hat.  Einfache  Gelübde.  Bischöfliche  Clausur,  wo  .die 
Professschwestem  sind.  Bezüglich  der  dritten  AbiheUung  der  CSaur 
didatinnen  sehe  man  zu,  ob  sie  sich. auf  die  zweite  der  Schwestern  der 
Ij(enossenscbaft  zurückfuhren,  oder  sich  ihr  annähern  lasse,  weü  die 
Candidatinnen  ohne  irgend  welches  Oelüboe  zu  abgetrennt  von  den 
andern  dastehen.  Man  schliesse  den  Director  SpirituaUs  aus,  es  ge- 
iMfge  der  Pater  Bpirltuälis,  dem  diö  Obhut  über  die  geistlichen  Sachen 
M9teM;,"wib  in  den  Constitutionen  von  K^otre  Dame. 
'-'  <' 'S.'Bett^end  die  Leitung,  so  ist  die  Genossenschaft  gelenkt 
Vtttf  'dttfr  General-Superiorin  rtiit  dem  Bath  von  vier  religiösen  Assi- 
MMtitinneii,  und  erhftlt  öiii^n  Caikrdinalprocurator.  Die  erste  Generali^ 
sei  die  gegenwärtige,  Schwester  Therösa  von  lesus  Gerbardinger.'  I)ie 
fiMeiafitt  >st«M  an  derS^e  aller  Bäus^  und  Institute,  Weldhe  die 
Congregation  bilden,  und  ihre  Superioritftt  erstreckt  sich  ähif'  fblg^tfid 
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a)'  Bie  kann  an«  Hftiurer  and  KiederUstimgeii  d^  IittIftatiB  vlü- 
"fiten,  bcSraflr  EriHdtong  der  DiscipHn  mid  Observanz,  VoiMHgttetil, 
dass  Bie  sich  der  VlsStation  der  Kbtl^Md  ider  dam  ifebMgeii  Saditli 
enthatte,  sowie  vor  Terordnimgw,  weMie  de&  biseh^cheb  Vor* 
Schriften  entgegen  Bi&d. 

V)  Sie  ernennt  ndt  dem  B&th  ihrer  ABsMentitmea  Ar'  4aa  ^nto 
hEal  die'BQperiorbnen  der  MuttoMaser  bei  ihrer  0tfMtän§i  \Ia  4$t 
Folge  hat  sie  die  Best&ttgfnng  dieser  in  jenen  Sleiften  geiatte  dtaOe»- 
Mtotionen  de  Notare  Dame  gewiUten  Oberinnen,  flir  sieht  auch  m 
die  Bestätigung  der  Oberinnen  der  TAditMttttSer,'  wtfohe  (OtarituMa) 
von  den  Oberinnen  der'MntteriiSaser  mit  ^JostiinniQng  ihrer'respeotth 
Ven 'Assistentinnen  getfiüt  werden.  Bie  ehtennt'die^KcrfiMttaMlste^ 
Innen  nnd  die  PMifeetinneni   • 

c)  Sie  nimmt  diel  ^ostnlantinnen  anf,  nnd  kann  Andere  rar  Amt^ 
nähme  in  Ihrem  Namen  deleglren.  Sie  Iftssfe  jene  mir  BinUeidmijb^ 
und  zur  Profess  zu,  nach  vorheriger  Sinholong  der  IfirhivliidSs  vom  h»* 
treffenden  DiöcesanbiSchofe.' 

d)  Sie  kann  die  Schwestern  ans  ein^  'Hanse  in  ein  'andow 
Versetzen. 

e)  Sie  verhandelt  mit  den  BiseM^fen  'wegen  Chrfindtiag  bmh: 
Häuser  oder  wegen  Schliessung  schon  bestehender,  aber  sie  kann  we- 
der in  der  einen  noch  in  der  andern  Beziehung  Etwas  besrchliesseh 
ohne  die  Approbation  dee  Oeneralprotectors. 

In  Ausflbung  dieser  ihrer  speciellen  Facultäten  ist  sie  vom 
Bisdhofe,  in  dessen  Di9cese  sie  residiH^  unabhängig  i). 

Vorbehaltlich  dieser  Facultäten  ulid  jener  des  Gardiiuilpnotoetffa, 
sind  die  Häuser  und  Niederlassungen  des  Institute '  gemäss  des.'  hk 
Canones  und  den  apostolischen  Constitutionen  der  Juriadiettcp  im 
respectiven  DiOcesanbischofes  unterworfen.  *    .  . 

Die  Generaloberin  und  ihre  vier '  Assistentinnen  werd^  ernannt 
vom  Oeneralcapitel,  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren,  nadi  deren  AW 
lauf  die  Qeneralin  allein  auf  Lebensdauer  bestätigt  wnden  kam;) 

Die  Zahl  der  Wählnonneh  wird  vermehrt' im  VerliältmBse.iv 
Anzahl  der  Häuser. '  JedenfaUs  präsidM  der  GardfätJfi'äteotoi  mt^ 
weder  persönlich  oder  durch  Andere  das'CUpitel,  imd  bestfttigl  dia 
firwähite.  Das  GeneraM,  w^chto  aus  det*  Generfllitf  ittid  vielT'  Assi- 
stentinnen besteht,  lässt  sich  B^hensdiäfl;  at^en  voi^'dett  ^amögm^ 

I,)  In  approti^)^  .dfm  «lifpibvs  losf itatis ,  praescripta  fuU  reUtio  inter 
Ef^iacopos  DioeceaaneoB  ^.Moderatricein  generalem  Juxta  Constitnf tönern 'B(<ned.1ttV: 
pro  Vlrglolbos  Anglicanlai  Indpien.' =  QuadiVte  Jikcr  ä.     '       ''  .Mnwj/.üi  «^ 


«Q^r  BftnMr,  wd  tcann.znm  YorthtUe  des  Qenenlat«,  d.  h.  Ar  Kosten 
te  B^sen«  ?oat0ii«  etc.  <  jenea  nack  VarhlLltiiisse  ihrer  Einkflnfte  B^ 
«Mg»-  wftogimi  aeU^  aiNb  np  JQwfoM  der  Unterstatzang  der  ftrmem 
BhiMr.*  In  dei?  EiiWBitecpiig  dieaes  AiiikeU  ober  die  Administration 
soll  man  die  Bestimmungen  der  vom  heiligen  Stuhle  approbirten 
0MisUtAti^m9n  46r.J)iai9en  vom  l\eiMge9  Herzen  im  Auge  behalten, 
•Md  Hiebt  .Qbei;sehe»i  4^38  zu  VertusBerungen  von  Qatem  ma^  sijoh 
MCb.^an^  V-Cffschrifteader  hh.  Camnea  zu  richten  hat 
j  Im  S'aUe  siah  MisshelUgkeiten  oder  Differenzen  erheben  zwischeii 
ier.QmnalQbeiin  u^d  eimm  Bischöfe,  recurrire  man  der  Vermittlung 
4uüber  aa  den  Cardinalj^tector,  Die  weitern  Zuständigkeiten  des 
-CatdiBalfcotectors  bestimme  man ,  wie  es  in  den  Constitution^  der 
Damen  vom  heiligen  Herzen  festgesetzt  ist.  Es  ist  endlich  zu  beruck- 
-akhtigeiif  dass  ein  wirk;Uches  überseeisches  Yicariat  die  Einheit  des 
Joatitute  verwundefty  und  im  Laufe  der  Zeit  die  Qe&hr  der  Trennung 
«dt. eich  ffthren  dfü^fte. 

Die  genannten  Schwestern  werden  auf  den  angedeuteten  Grund- 
lagdui  mit  I&Ufe  frooiiper,  gelehrter  und  besonnener  Personen  inner- 
halb acht  Monate  einen  genauen,  voUständigen  Entwurf  der  Begeln 
amarbeitoUi.  der  daim  dem  helUgen  Stuhle  vorzulegen  ist 

JL    AnimadrerHofies  in  Cofutitutiones  Sororum  Caritatis  Filiai*um 
Immaculatae  Conceptianis  Paderbornensh  Dioerests,  expeditae  die 

10.  Martii  2860     N.  "-tu 

1.  Eztensio  finis  instituti  praeter  scopum  jam  praefinitum  band 
apprebuda  videiur,  praesertim  si  quoad  curam  pauperum  et  cae- 
jeotum  agatur  etiaai  de  masculis,  Si  in  aliquo  casu  particulari  id  exi- 
gant  pecttliares  ciroumstantiae  recurri  poterit  ad  Sac«  Gongregationem 
EE.  et  RR. 

SL  Auctoritaa  Modeirafaricis  Generalis  ninus  ampla  et  absoluta 
«ppaiei  la  aliis  iaatitutis  in  rebus  gravioris  momenti  ezquirere  de- 
bet  ceneensttia  .aasistentium,  seu  Consilii  Generalis :  ex.  gr.  in  erigendis 
^hmiibus  (salyasemper  lioeiitwt  Ordinarii)  in  admissionibus  novitiamm, 
ia  oonbta^libfls  (imto  quibua  ei^  beneplacitum  Apostolicum  juxta  jus 
aommunef  reaerrandum  erit) 

-  .  8*  Inuaitatain  e^t  lepittere  arbitrio  Moderatricis  Generalis  tem* 
pn  tmmMitif»iß  CapiUdi  GtUMratis«  la  aliis  Institutis.tempus  praefi- 
nitum habetur ;  ex.  gr.  quolibet  recurrente  sexennio. 

4.  Ob  abusus  qui  irrepserunt,  in  praesens  S.  Gongregatio  minima 
spl^t, „i^l^robare  aper^tionem  conscientiae  Snperiorissae,  sed  tantum 
permitUtur,  ut  Sorores,  si  velint,  pandere  possint  defectus  in  regulae 


öbaervttiitia  ok  piQgvMrain  qao»d  virktttoi;  deiäiMaofanii^  0i$  agen- 
dam  est  cum  proprio  Confessario.  i         ^    ^ri  t.i.i. .,   ..{.> 

. .  5;  BifccTbitaBB  a  jiive  jeat^oacederB  fiapedamete  finovltatiem  no- 
minandi  et  proponendi  Confessarios;  ciüuiin*  hlijfciinMdii;d9P^totloqiT 
bofl  Ubertas  rdiiiqtieBda  «it.Epiaedpii»  justa  .CMrtitDJbiOHeoK  Beiie- 
dicti  XiV.  iDcipttL  >PaaioraUg  eurae€  <mjiiB*:Ob|eeYaii(tift*i|i  n^ffäb 
insßreBda «rii      *  -.       ...'  .m.;..   .*  ..im;,:!   r«.  ..'iji^ 

6.  Bes  pericnli  plena  est  relinquere  arbitrio  Sapenoiüaauß  fgm^^ 
raHs.  ejQsque  Goosüai  'jus  concedondi;  vocem  aetifam  et  pasatvam  So- 
mibiis.  In  aUiB  !  institttttB  «¥o^  fl«ti?a  et  passiv«  ^oonc^ditiir.'Soilmv 
btisy  qaae:  aliquot  annos  pioiessioiiis  babttednt^  i^t  aUyiod  mmiw 

'  7.  Yqtnm  sitiq^i  paopertatia  magis  piraedM  detotmittaftdiiiii 
ecit^  dsGlasando  •  qtiod  dominiiim  radicale  um  impedit,.  s^  •  qnod .  sola 
Administratio  et  osusfructus  ad  Institutum  spectet«  niiit  anJreitpB^ter 
sionem  de  usufracta  Soror  disposaerit. 

/  S.  ]h*aescribitar  Sorö^s ,  Ipsis  etiam' comprehensis ,'  qaae  y6^ 
temporanea '  emittimt,  non  ^osfte  de  b<mis  suis  disponere  sitie  lloieiieii 
Sttperiotissaet  quo  fieii  poteiit  otSnperiorissa  hac  üumliate"  alutatur 
in  pTaiejüdicfhnn  ^ropinqiioiiiJii  eainttdem  Sordmm.  'Eotpedilstta  *  fti^ 
taiBse  erit'injün^e  potit»  Ikeiittam  Ordsnarih  •  ^  ii 

'9;  T^Tütis  amplä  yidetttr  fttcAltits,  qaaa  cottce(fit(it  ^npeftiMsM 
reci^iendi  HöTitiaa  sine  dote,  quod  qüamdäm  aliienil<3oiifei'i^dd^ltt 
präeöeftrÜ.  •''•••        '    '''  '        ■  •'       ".  •      •.••■.■•  •.-  ••  .  .•.•.<i«4i 

.10.  Dimissiö.  Sororum  ob  inflrmaiü.  valetudinöih'  danWtJj^iadVei^- 
satiir,  ac  etiam  jostitiae,  si  agatur  de  Sororibus  quae  v6ta  üörpetua 
emiserunt. 

IX^  Votma  perseverantiaiB  quod  Sorores  ^emittunt,  et  ab  iustituto 
acceptatur,  in  aliis  iustitutis  non  solet  dispensari  uisi  ab  Apostolica 
Sede,.  Ita  pariter  nuji^iaan)  conceditur  ^upericorissis  facultas  dlspen- 
sajadi  a  yotis ,  quae  in  istis  insiitutis  emittuntur.  Nee  aipediens . 
yidetur  i^isdepi  Superiorissis  concedere  potestatem  expellendi  3eu  di- 
mittendi  Sorores  inconsulto  Ordinario  et  Apostolica  Sede.    '       .       i 

1^.  ^jrptieji^tores  ^xtra.  yrbemj^eii  in  partibus  .^.  3»  S^  jfi(^ 
conceduntur,  sed  tantum  Bomae  aUquis  CaüdiqaÜJ^  Pi^otei^tf^i,  (}^ 
qn9edami:4mp|#xftt  qua^  reepi^iant  ini^titutun^  }n  geoer^  (joiifipitAantur, 
ne  jurisdictio  Ordinariorum  coerceatur,  uti  videre  est  in  ^^^ylj)b^lit9 

3amijRaatoriß../  ^      .    .     /■  ••..,-(  -.m  .t 

13v.  lestevari'  debet  attctoritas  et  jlutaidielio  Of dinaiioiiaiia  /IdN)^ 
mm,  ad  formamSS.  Canonum  et  Apostolicamm  Con8titutioMmM;t)ri>f 
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1.  ^ 


'    '  14;  Qaotd  ftMeiiatMm«^  tthra  remanere  dwtenfe  jitta  S.  Sedni  tt 
Ordinariorum  juxta  SS.  Canones. 

-  ¥5.  Pro  erigendis  lüovitiatibis  et  proivincäs  recarr^ttdim  «rit  ad 
S«  CongrQghtioiMm  EE.  et  SB;.  i 

"  •  16.  De^ttkmem  «t .  expiilsioBem  ModemtrkiB  OeneraüB  non 
^pedlt  tettlbtere  jndicio:  Sorennn,  sed  pnMoribeudwD  erit  ut  depo* 
sitio,  et  rnulto  magis  expulsio  effectom  habere  neqneatnaeonsulta  fiL 

^Mttjp-egfttione.  .  

-'"'  i'  :17.  Plura  emendanda  sunt  oirea  nonmilla  vooabula  ex."^.  t<h 
«iirti  ikOn  ipdfiBOHt  iiofti^  S^Mptfema  Md  j96i^petoa ; :  dici  »tts^uiti  caneümn 
ffen^mUi  s^d  cdpUulum  g^mkrcAe :  sofemnitas«  yot^mtpn. .  supprimeRda 
erit  cum  agatur  de  votis  siniplicibus.  Supprimendnd  erit  Moderatneis 
gifiieriklis  tltülas  ¥icariae  Christi,  et  ali^i  hf  jnsitipdi^  de  ^nlbus  habe- 
bitQr'ratio  qtiaiiido  Oonstitationes  «xamini  aabjicientjarv  ai  aaim  emen- 
daÜae'ji<m<^eperiEatat**  < 


!    I  '    •  5.   ■      i,   -       . 


/i^.  AnimadverHaneu  in  ConßUtutiones  ]Pßuperu\n^  AnciUarum  Jesu 

"        l         '      '       '  AT19 

Chrieß  lHoßoe$iß  Ujnliuiifeiisi»  eoepcd^a^  (jlie  2S.  M^^Mi  J860.  N.  ~ 

I4  Cam  Saact&.Sedas  aoa  soleiat  pro  inaijtiitia.«  qaae  ia  Taiiia 
dioecesibtis^  diffusa  «mir  conoediere  et  approbace  ut  ajl)%|ii8  Epu9copi|W9 
habeat  monns  Superioria  Generalis,  expongeadi»  sunt-ui  C^nstttutioiu-r 
l^p  f{V\ifLß  je^Ti)fifnx  a4  EpisQopum  Limb^rge^^m  Q,ti  S^penorßm  ge- 
f^ßf^aefo,  .^t  ad  ejiffi  Deileg;atu?p  gje^ei^aleBap  8e4i^pP9W,.<})?^t  s^lvan} 
firmainque  remanere  debere  jurisdictionem  Ordinariorum  ad  prsiescrip^ 
tjüuiiiSS,,  G^nonupi,  et  Ap^stolicarum  Constitutionum.  ^ . 
....  .2,  Firnis  instituti  expriniendus  videtur  hdmilioribus 'verbis^  et 
mentio  fadenda  de  propria  Sororum  sanclificationel 


■  i     j      '  ■  t       t    • 


3.  l^ducatio  puerorum  masculorum  haud  expedire  videiar. 
.     4.  pei^iculÖsum  est  mittere  Sordres  iiöcW  ad  dottibs  ftiftmorum, 
quin  praescribäntur  opportunae  öant^lae  ne  solae  temaneant 

.  ä.  In  a|iis  institutis  Superiorissa  Generalid  babet  quasdam  ge- 
nerales  Consijiarias ,  quarum  consensum  in  notmuUis  casibus '  requi- 
rere,  et  consilium  in  alüs  eipetere  debet.  Oportet  super  häc  re  sup- 
plere Gonstitutiones ,  et  praesertim  quoad  receptiöneim  aspirantium, 
^ae  arbitrio  dumtaiat  Superiorissae  generaliis  relinqtietidb  n^n  est, 
Wi  Oiffinarii  licehtia  excludenda.  •  '     ' 

' ' '  '    6;  Pirmum  remäteere  debet  jus*  Otdiiiftriö  pro  expKurhtione  noy 
tftiitnni.  "    •  •  -    »      ;         .5  ..  •.:'    .•..     .• 

7.  Probari  minime  potest  quod  novitiae  antequani  novitiartum 
etpl^veriiil  in  domo  Nofitiatus  et  vots  «miserint,  ad  afias  domos 
niittatttay*  >  >  "    .'tt.  ..i<t  ,  .  .ini-. 


».f 


Const.  PMpi  Andll.  Limb»  -^  Soror.  FUi«e  €«r.  Ffoi.  üvrianop.  4i  9 

8.  Magis  aoourate  perpeadenda  sunt  quae  dotes  Kespiciaiit. 

9.  Prohibendnm  minime  est  ne  novitiae  ante  profesaionem  4v 
gois  b^nu,  vel  de  e&rum  usafrncto  libere  disponere  p(wiiit. 

10.  Cum  de  approbatione  institttti  agetur  qN>rtet  trapamitteff 
articiüoe  Gonstitatioinim  Soronun  Charitatis  qnos  AnciUae  sequi  ca- 
piant,  nee  non  testimoniales  litteras  Antistitnm  loooniio  in  timboB 
domns  Institnli  reperiuntor. 

11.  Tandem  animadvertendum  est  plus  aequo  apparere  numerum 
domonimt  ai  ratio  habeatnr  numm  Soromm;  qnaprq)ter  faao  super 
re,  noA  solnm  aliqua  explicatio  daada  erit,  Temm  eüam  oaTenduoi 
ne  fUmt  novae  ftindatioim,  nia  svjffieieDS  S(Nronim  nunaerus 


IV.   AnimadverHonea  in  Conatiiutiqnea  Sororum  quae  Filiae  Caritatis 
Famulae  pauperum  nuncupantur  Dioeceais  Mariaoopoiiiaiiae  expeditae 

die  25.  AprüU  1860.    JV.  -!" 

1.  Apoetolioa  Sedes  permittere  non  solet  ut  aliquis  Episcopus 
Sit  Superlor  gemralia  instituü,  ne  jurisdictio  aliorum  Spiscoporum  ip 
quorom  Dioecesibiis  domus  etistunt  laedatur.  Ideo  eixpungenda  «oni 
ea  omnia  quae  ejosmodi  Suporioritatem  reapiciunt 

2.  Haod  decet  statnera  in  ConstitutiwiboB  admonaro  aieiualei 
ut  infirmis  exhibeant  Sacramenta  tamquam  corporale  re'mediipi.      . 

3.  Statnendum  est  ut  pro  adsistentia  iÜQrmoroiD  in  «rticulo 
morüB  eiastentiUEi  juxta  Bitiale  Bomanum  advoc^turP^ocbuSf.  xek 
alius  presbjter,  si  haberi  possit.  ,{  ;. 

4<  Pro  eraetione  domorun^  noTiti^ua  praeacribenda  est  venia 
ApostoUcae  Se^ ;  et  pro  erectione  domonun  comsensus  OnUn^cii  l(^ 

5.  Quoad  postulantes  requiritur  testinaonium  Bai^ismatiaCpa-* 
finnatiofiis  ae  boiuNrum  noonun. 

'6.  Haad  expedit  ut  onmia  bona  professarum .  yi  Can3titutiof> 
num  ad  institutum  transeant,  sed  potius  determinata  dos  pn^^r 
mnuiM  vov> 

7.  Jus  habendi  yocem  actiyam  et  passivam  reUnquendum.  non 
eat  jadicia  Gonununitatia,  sed  illo  frui  debent  quae  annos  pjrofessionis 
a  Gonstitutionibtta  praeseribendos  habuerini.  i 

8.  Vota  perpetuA  in  hujusnaodi  Congregi^tiombu^  «mittend^.  1i- 
Bomano  Pontiflee  dumtaxat  dispensantur. 

9.  Sufflciens  band  est  aetas  triginta  aworum  pro  Moder^itirice 
Ckparaü,  A^e  expedit  ut  ea  in  suo  munere  semper  oonfirmari  possit. 

10.  Manifi^totio  ^nsoientiae  in  praesens  restringitnr  a4  •  B^* 
gulae  transgrosaieiienii  et  profectum  in  yirtutibus ;  et  quidepi  non  obli« 
gatorie,  4i»dt  facultatiye.  .  .    i . 


420  JSiünarri.  fileitaod.  «pprob.  noV.  iiistH.  DMnfil. 

•11.  Hand  admitti  potest  at  Sorores  servitia  praestent  in 
Spiseopiis. 

12.  Non  admittuntur  ab  Apostolica  Sede  nidi  Lttaniae  Laoretanae 
B.  M.  V..  et  Communes  Sanctomm. 

y.    Animadversiones  in  Cönetitutiones  Sororum  S.  Viuceniii  a  Paulo 
quae  Famulae  Pauptrum  nuncuparUur ,  DioeccaU  GandiLveii.  expedLUae 

die  30.  AprUis  2860.    A.  ^~ 

1.  Non  solet  Apostolica  Sedes  approbare  qaod  aliquis  Episcopos 
tut  Saperior  generalis  instituti  Sororum  quae  in  diversis  EHoeeembns 
rep^rinntar.  Qaapropter  omnia  quae  respicivnt  hanc  snperioritateni, 
et  Superiorem  generalem  ab  Episcopo  deputandnm  snpprimenda 
erunt.  Interdum  dumtaxat  conceditur  ut  episcopos  loci  in  quo  capi- 
tnlum  generale  celebratur  eidem  capitulo  praesidere  possit  uti  Aposto^ 
licae  Sedis  delegatus. 

2.  Nimis  independens  videtar  auctoritas  Moderatrieis  generalis, 
harn  joxta  exhibitas  Constitntiones  excepto  casn  admissionis  ad  pro- 
fes^ionem,  consensmn  Consultricum  snamm  etiam  in  rebus  granohbas 
asseqoi  uon  tenetur;  quin  inio  exclüditnr  quoqne  in  contraotibos 
inetnrdü^,  nuUa  mentio  fit  de  Apostolico  beneplacito  in  casn  a  jure 
requisito. 

8.  üt  dimiüs  iostitnti  aliquam  dotationem  habere  poesint  for- 
tasse  expediret  nt  aliqua  moderata  dos  inye&tieiida  a  profitendis 
solyeretur. 

*  4.  Magis  determinanda  erit  natura  voti  simpliois  ^aupertatis 
circa  dominium  H  usumihictum ,  nee  coarctanda  facultas  libere  dis- 
ponendi  ante  professionem. 

5.  Necessarium  videtur  magis  praecise  definire  modnm  electionis 
Moderatricis  generalis,  et  majorem  aetatem  pro  ea  conMätaere  ▼.  g. 
quadraginta  annorum. 

6.  Supprimenda  sunt  quae  respiciunt  dispensationem  a  jejuniis 
ab  Ecclesia  praescriptis. 

7.  Non  solet  approbari  manifestatio  conscientiae  in  scriptis,  et 
in  praesens  ne  manifestatio  quidem  oralis  nisi  Telate^  ad  publicam 
fransgressioAem  regulae  et  ad  profeetum  in  Tirtutilms. 

8.  Quoad  Confessarios  servanda  erunt  quae  a  Benedicte  XIV« 
Oonst.  ^^  Pastor oHs  Cwrae  -  --  praescripta  sunt 

9.  Pro  admittendis  ad  habitum  requiritor  testimoniom  aooepli 
baptizmatis  et  confirmationis,  nee  non  bonorum  morum. 

10.  Nnlla  mentio  facienda  erit  de  legibus  driliinu. 

11.  Dispensatio  yotorum  petenda  erit  ab  Apostoliea  Sede.* 


VJ.  Animadvetaionea  in  CofMßituiiones  FWarum  MaHße  DioecedJi  ß?* 

runden,  expeäUae  die  9.  Maß  1860,  JV.  --" 

,  1.  IGnüne  expedire  Tidetor  facultas  redneeiidi  bieniiiiiiri .  iuh 
▼itiatuB. 

2.  A  fonnula  yotorum  expungMda  sunt  omnia  gaae  praeBeferre 
p6B8ttiit  Meimi  Totonim  soltmiiittin. 

8.  Qnoad  Goafessarios  servanda  erit  CönBÜttatio  Benedieti  XIY; 
qnae  inctpit  =  PMU)rali8  Cmtae: 

4.  Hand  approbandiim  ert  ut  Modeoratrix  genefaÜB  quaiido  disoe* 
dit,  benedictionem  Sororibus  in  Ecclesia  ünpertiator. 

5.  Salva  In  omnibns  esse  debet  jurisdiotio  Ordiniuribnmi  ad  for- 
malm  Sacronitn  Canonnm,  ideoqne  minime  approbandns  videtnr  di^ 
re<itor  generalis  totins  instttnti.  ^ 

6.  Cum  electio  per  secreta  snffragia  ex  praescripta  S.  Goncilii 
Tridentini  ftcienda  Sit,  propositns  electionis  modus  ftni^ab  eodem 
Concilio  intento  band  respondere  videtor :  nam  cum  sehedae  in  qsa« 
übet  domo  aperiendae  sint,  ex  ipso  charactere  digiioaei  poterit  per- 
sona^ qnae  snffraginm  dedit.  Fortasse  melios  esset  ut  Sckedae  ^«t* 
nes  ad  domum  principem  transmitterentnr ,  ibiqne  a  ScnitatrieibQt 
coram  Episeopo  nt  ApostoHcae  Sedis  Delegato  apertrentar:  nee  co- 
arctandum  erit  soffiraginm  ad  Sorores  qnae  acta  sint  flnperioiriasaid 
loeales. 

7.  Dispensatio  yotorum,  licet  simplicium  qtme  in  instttntii 
emittuntuf,  ad  Apostolicam  Sedem  spectai 

8.  Magis  praecise  determinandum  erit  totum  Simplex  pauper- 
tatis,  tarn  relate  ad  dominium,  quam  relate  ad  usumfructum. 

9.  Conscientiae  manifestatio  coarctanda  erit  damtaxot  ad  publi- 
cam  transgressionem  regulae,  et  ad  progresstim  in  virtutibus. 

VIL    Animadveraiones  in  Canatitutiones   Sororum  a    8.  Jqaepho  in 

9ST7 

Oppiäo  Boar^r.  JHoeceHB  Bellioen.  Belley  expedüae  6,  JwHi  1860^  K  -^ 

1.  Supprimenda  sunt  omnia  quae  respidunt  approbatiODem 
Oubemii. 

2.  Nolla  memtio  &denda  erit  de  tiianüs,  officüs  et  rosarüs  a 
S.  Sede  noh  approbatis:  litaniae  yero  approbatae  sunt  Lauretanae  et 
litaniae  c^anrnrnM  Sanctorum. 

3.  Nova  et  plena  periculi  est  confirmatio  Moderatricis  geberälii 
dbsqtte  Ciq^talo,  et  expediret  ut  Moderatrix  saltem  aetatem  anno- 
niiii  40^  habereb 

4.  Kimis  ampla  videttf  aüotoritas  MoAeratricis  generalis.  Ih 
nonnullis  institutis  ea  debet  exquirdrs"  Totom  deUberativinD  Connd» 


42*4  "  BiMfärri.'  MtbMl.  tfiprob.  lum'lHtiL.'iDiiiialL  "• ) 


rioriasa 'petere  deberent.  ^     '^^ 

.    li^  In  prae99iD9  mj^iifeatf^tia  4^B8pimti|^  ^rasM^B'j^  adipubli- 
cas  transgressiones  regalae,  et  ad  progressum  in  vürtutibus.   / 
.  .  (.  ].$< . DiapwBattiQ  Tptiomn^.qnae  in  hajnamodi.  loatitatiB; emitton- 
tar  ad  ApoatolH^Wi.ßed^pi  speet^tf 

::  (.  :1&,  IßniiriQ.^pprobari  pcterit  nt  viri  conatitaantiir  M^giBtri  edn- 
oajh^mn  ad  ^as.^  arte  mnaica  ]n^tneBda& 

17.  Haud  permitti  solet  ut  jannae  domoram' apertae  renMUi^fknt 

,i[  ]  18..:8ine.sp6fia}i  iftdo^to : ApoftoUcae  Sediaablotu^  ixirporattanii 
porificatorioruD^.«  ei  paUamm  spfotat  ad  Gl9iioQ|i  qai.  j^ltem  subdi»« 
edni  ait(t.i  •        , 

i,i!  '  1j9-  ! Juxtii  Sooleaiaie  jdisK^pjUi^am  J^^oerdotes.non  iväunidebeAik  inr 
fiimii»>8a6BaifientainimBtrare,.4f9d.ii^^  oonatUntiie 

spiritoai^m,  afiaifitentiaiai  iHra69tair/e,  Qaapropter  hap  de,  ne?  mantioDem 
fieri  oportet  in  Gonstitatiombas.  ,     /    .  . 

,  i  20j  In  fmniila  proÜ^pnoniB  m^ntio  facißp^a  mt  dovitaxat  de 
oon^netia  tribua  ^tie  paiipertatUi  caatitatis  et  obedientiaob     . 

21.  Declaratio  quoad  observantiam  ConatitatioBom '  fpiformari 
dBbetdeelaratioQibaB.qaae/in  93m  iuu^itntip  flori  aoXept^  iip  sablatis 
qnae  excomTDunicationem  respicinnt.  ;.    .   ,  ..    * 

,  92.  Alia  etiapi  aium|idverti  possent  qu^a  q^famdom  exaggeratio- 
nem  praosj^fenmt  drca  actuale,  exerci^iam  yirtatum,  et  circa  ajia 
hnjni^odi. 


*        t 


lAf^lmaäverH^nea  in  ConaHtuiionef  Sororum  a  8.  Maria  et  Jo^ 
$0pho  iti  Dioettai  Lemovlcen;  expedUde  die  11.  JulU  18$0.  i  <  iVl  ^^^ 

1.  Ifpn  solet  S.  Sedes  permittere  ut  in  instjitato  quod  in  alias 
Pioeceses  äi^asnm  esü,  aliqpis  Episcopns  hat)eat  Superibritatem  in  uni* 
yersam  pong^egatione^l^  cpntra  jurä  alionim  antistitum.  Quapi!y)pter 
in  Constitutionibas  supprimenda  erunt,  quae  hujusmodi  Snperioritatem 
et  doputationem  Superioris  Generalis  respicinnt. 

2.  Cum  (dlectio  per  Schedas  non  concedatnr  nisi  in  casibos  ex- 
traordinaxiiB,  ab  Apostolica  Sede  admitti  minime  |K>ierit  nt  iielinqtiatür 
arbitrio  Praesidis  Capitnli. 

' '     9.  'NHüitiB  yidelKir  voöftlitfiti  itmmiä  ih  Oetpiknto  giM^rafi. 

4.  Nimis  pericnlosum  est  ut  ex  SororlMiis 'Mij^MItlbfas  qtiiMam 
taHgpoitaartrt^pir  ^pporitoiiiiJ^^  M  ex  iis 
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deratrice  generali  possit  dispensare. 

:<6^  J^piscopHs.  loq.in  qiio  Capitolum  generale. c^j&bjratfirpoterit 
püaesldere  Capitulo  dumtaiai  uti  delegatas  S*  Sedis. 

7.  Pro  translatione  domus  principis,  et  pro  erectione  ^t  diviT 
sione  provinciamm,  pro  erigendis  domibus  Dovijaatns, ,  et  imxnatatione 
Constitutionum,  pro  alienationibus  recurrendum  erit  in  caeibus  parr 
ticnlaribus  ad  S.  Congregationem  Episcoponmi  et  Begularium^ 

8.  Expediret  ut  dds  pro  omnibas  aeqnalis  constituereW. 

'        9,  Dispensatio  votor'um  reservata  erit  Apostolicae  Sedi.    Pro  ^ 
ezpiilsione  yero  determinandae  ernnt  in  particnlari  causae  grave^, 
nee  expulsio  effectum  habere  potent  nisi  ea  per  Episcopnm  commu- 
mcetoT  S.  Congregationi  ut  ab  ea  approbetor. 

10.  Hand  pefmitti  seiet  ttt  noTitiae  anteqüam  expleant  tfrodnii 
annnm  in  domo  novitiatüs  ad  alias  domos  niittantnr. 

11.  Magis  determinari  debet  obligatio  voti  armpliois  paupertatis. 
N^  repngnat  ut  profBseiae  votomm  simpliciwn  posBint  retinere  domi-» 
niiAD  qaod'  ludkale  Tocant,  nt  plurimnn  eis  interdioins  est  U8Q8- 
fhietoir  et  admliüstrfttio. 

12.  Cnm  ex  Conc.  Trid.  Sess.  25.  de  i^gal.  c.  6.  electio  Superio- 
nun  fibsienda  ait  .per  tota  aecreta,  ita  nt  singnlorom  eligentiam 
BotniM  nBnqnaDi  f  nblieentor ,  hand,  probari  peterit  nt  alio  noode 
eleetio  fiat. 

.  13.  ßum  iLon  soixm  inirms .  admioistrari  debeant  sacramenta, 
sed  etiam  in  Articnlo  mortia  cco^titntia  ^x  Bituali  Bonwio  preabyter 
asfiistere  debeat^.  expediret  nt  hoc  in  Gonstitntionibns  statnatnr. 

■  # 

X.     Animadveraionea  in    ConsHtutiones    Sororum   a   Praesentatione 
S.  M:  V.  In  Dioecesi  Xlblensl  expedltae  die  23.  Jutii  1860,  N.  '*" 

Licet  jam  anno  1855  nonnnllae  animadversiones  qnoad  Constitu* 
tiones  conununicatae  fberint ,  tanien  in  praesens  cnm  agatnr  de  de- 
finitiva  approbatione  concedenda,  qnaedam  aliae  correctiones  addendae 
existimantnr  anteqnam  dicta  approbatio  tribnatnr. 

1.  l^gnla  8.  Angnstini  quae  Gonstitntionibns  praemittitnr  fide- 
liter  thiditcta  nöh  'est.  Oj[>ortet  igitnr iit  fiat  nora  versio,  qnaö  origi- 
nal!'  ädanlnssim  responieat 

2.  Votnm  de  cnranda  salnte  proximi  non  admittitnr  sie  in  ge- 
wM  esq^iWHim«  M  etianr  «^Meidtiattee  habfet  si  exprim^tor  pront  in 
artienlo  8.  capitis  8.,  nempe,  »le  voen  de  travailler' au-  sahitde»  ames 
paitile  mojnm^^rMAmitiqn^  >  •  ,     i 

4.  Cnm  institntnm  etiam  in  alias  dioeeeses  .4iffillwiii  ai  JM^obi^ 
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efiiteoims  Alblen.  ümi  poterit  Capikoio  pradsidere,  ntsi  nt  ^^gatos 

Apostolicos. 

'  5.  In  casu  qno  Sorores  in  efigenda  Moderatrfce  generali  non 
conveniant,  recurrendum  erit  ad  S.  Sedem  per  mediaita  Praeddis 
Gapltoli. 

6.  Cum  mnnos  Assistentium  reqoirat  pmdentiam,  et  morum  gr»- 
vitatem,  praescribenda  erit  aetas  35  vel  saltem  30  annorum.         • 

7.  Cum  specialis  jurisdictio  non  soleat  concedi  \b  praejudiciam 
aui^toritatis  aliorum  Ordinariornm  Episcopo  Dioecesis  in  qua  habetur 
domas  princeps,  suppriinend^  erunt  quae  recursum  ad  Archiepiscopum 
Albien.  et  alia  hujusmodi  praescribunt. 

8.  I^ericnlosa  videtar  facultas  imminuendi  dates,  vel  ab  eu 
diq^eniftndiy  qoae  conceditur  Moderatrici  genflnUi«  Fortmssa  magis 
expediret  nt  minor  dos  in  genere  praescriberatur. 

0.  DifQ<$il]limun  erit  üt  omnes  sorores  teonpare'  Tl^eatloniun  sese 
cOnferant  ad  domum  princi^em  causa  vaeandi  eieiy^itüs '  spiritualibttK, 
cam  in  dies  angeantur  domos  institati  et  soromm  mUuAms«  Mebos 
fortasse  erit  relinqnere  arbitrio  superiorissae  destgnUtfoitem  dononim 
in  qnibas  llaHt  spiritudlia  exetcitia. 

10.  Cum  corporis  valetudo  nnllan  ]«latioftem  babeat  cnA  feto 
paupertatis,  supprimenda  enmt  veiba  qnibus  eacprimitnr  «arorss  4e» 
nare  yaletudinem  ipsam  institnto.  >        '      ' 

11.  Pirma  remanere  debet  in  eonstituftionibaä  disj^ösitio  dua  vo- 
tonun  perpetnorum  dispensälio  reserVata  legitnt  B.  Sedi. 

12.  Solent  vestitioni  et  professioni  praemitti  exercitia  spirituaKa 
per  decem  dies. 

13.  Quoad  Confessarios  servanda  erit.  Constitutio  Bepe^  XIV. 
Pastordlis  Curae,  et  Confessarii  deputandi  erunt  ab  Episcopis 
respectivis. 

14.  Cum  agatur  de  votis  simplicibus,  appellari  nequeunt  vota 
religionis. 

.15.  In  art.  4.,  Capitis  26.,  expungendi  sunt» professores.    . 

16.  In  praesens  seiet  manifestatio.  Qonscientiae  permitti  doofr 
taxat  quoad  progresssum  in  virtutibus,.  e!t  qifkOfA,  traogre48i<^e8 
regulae.,    .  :.  •!•.!>,•  . 

.  17.  Si^ntfioMmda  leront  yerb«..%iiilMi9^  ^iicoiitiv^'  (iNpito(^»datae 
6BBd  a  OhricAo  Jesu.  ,  >.;. 

d8.  Novitiae  debent  esse  reapse  a  pröftsdia  ^seJMmtMr^  4timi 
tetBpärenreoraittatals..  '  "■•   ■■  "•'"'    i   ">».».! 
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JKI.  Animadvef^Mienn  in  OemiUitHonea  S^anm  a  S.  Thoma  de  VU* 
lanova  CongregaHanU  Parisiensls   erpeditae  27.  Julii  1860.    iV*  -r-|-- 

1.  Vinis  instttnti  niiiiis  late  patet;  cnm  enim  in  primaevis  oon- 
BtitttiotdbQg  respiciebat  tantnm  cnram  paupemm  mfirmornm  in  pajr^ 
vis  liospitalibns,  juxta  oonstitutiones  anni  1774,  extenditor  non  soliun 
ad  magna  hoapitdia,  vennn  eidam  ad  scholas,  educandatns,  domos  re- 
cessimm  spiritoalinm,  et  alia  hnjnsmodi,  et  qnod  prorsns  adtnitti  ne* 
qnit,  ad  omnia  opera  caritatisT  Quin  imo  a  praeeenti  Moderatrice  ge- 
nenli  etiam  ad  infantes,  iis  non  exclnsia  qui  in  cnnis  habentnr.  Qnod 
eeite  a  S.  Sede  non  approbatur,  cnm  Sacris  Virginibns  minime  con- 
veniat.  Ideoqne  in  Becreto  landla  de  sola  cnra  panperum  inflmorum 
et  cliriBtiana  pnellarnm  institntione  mentio  facta  est. 

2.  In  Constitntionibus  anni  1774  agitnr  de  Saperiore  generali 
eligendo  a  Sororibus  yocalibns,  et  electio  canonica  yocatnr.  S.  Sedes 
faujnsmodi  Snperiores  generales  approbare  non  solet,  etsi  sint  Antisti- 
tes  Bioecesis  in  qna  Domus  princeps  reperitnr,  ob  praejudicium  qnod 
jnrisdictioDi  Episcopomm  infertnr. 

3.  Yotnm  simplex  panpertatis  satis  determinatum  non  est,  cnm 
de  dominio  bonorum  nihil  disponatnr;  nee  mentio  facienda  erit  de 
decreto  potestatis  civilis. 

4.  Snperiorissa  generalis  semper  per  scbedas  eligitor,  et  nnn- 
^nsm  Capitiäam  generale  celebratnr:  qnod  qnidem  in  institntis  ma* 
ximae  ntilitatis  est,  cnm  in  eo  pertractari  soleant  negotia  graviora 
institnti,  et  initis  consiliis  ftdlior  flat  electio  personae  idoneae  ad 
regimen  Congregationis. 

5.  S.  Congregatio  non  solet  admittere  litanias  praeter  Lanretanas 
et  communes  Sanctoram,  aliae  enim  a  S.  Sede  minime  approbantur. 

6.  Non  exprimitnr  quod  pro  dispensatione  votorum  ad  Apoöto- 
licam  Sedem  recnrrendum  sit. 

7.  Magis  explicite  praeservanda  erit  Ordinariomm  jurisdictio,  et 
eorom  consensos  ad  erectionem  domomm  exprimendns  erit. 

8.  Mentio  facienda  erit  de  assistentia  presbyteri  pro  infirmls  con« 
stitntis  in  articnlo  mortis ;  nam  infirmi  non  solum  döbent  Sacramen- 
tis  mnniri,  sed  ministerio  Sacerdotis  jnvari. 

9.  Nimis  gravibns  verbis  praescribitnr  manifestatio  conscientiae, 
et  affirtar  exemplom  Ananiae  et  Saphirae  qnod  ad  rem  non  fiAit 
In  praesM»  S.  Congregatio  approbat  raanifestatiomem  fhcnltativatti 
conscientiae  qnoad  progressnm  in  virtntibns,  et  extemas  transgressio- 
MET  rigriaAi 

Id«  Ftopria  «t  ai^Eobaida  non  est  eipressio  qioe  in  oniioM 
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l^tnr  »je  crois  fermetnent  qne  vonil  rtfsUez  dsns  la  peraomie 
paavrtet  pa^.  63. 

11.  A«qujiToca  et  periciilofia  est  dictiopu  84«  »ellBqld  aunit 
peine  k  noufl  les  dire,  pourra  las  d^uvrir  h  celoi  qui  .doit  ente&die 
;^tre  co^fession  gän^rale.«; 

12«  Nolla  meptio  fit  de  beneplacito  Apostolico  pro  alieaationibns 
et  debitia  imponendis..  , 

13.  Cum  agator  de  votja  ämplftibug  minime  solenuüa  vocaii 
pps9«nt  at  ibi  pag.  96. 

14  Assistantes  dispersae  sunt  et  non  conatituant  censüium  Or- 
dinariuiq  Moderatricis  generalia  uti  in  aliis  iostitatis  habetur. 

15.  Novitiae  integrum  tirocinium  complere  debeint  in  don^ 
noTiciatus,  quin  alio  mittantur;  et  ad  removendaa  difficultates  polt 
rnnt  aliae  domus  noviciatus  de  licentia  S.  Sedis  constitui. 

16«  NonnuIIae  dictiones  reperiuntur  sparsim  in  Constitutionibns, 
quae  parum  rectae  sunt,  praesertim  quae  respiciunt  interpretationem 
Evängelii,  gravitatem  in  genere  peccatorum,  contra  caritatem  et  obe- 
dientiam  (pag.  5.  16.  33.  96.)  et  alia  hujusmodi^ 

Xlh  .  Animadversionea  in   Constitutiones   Famularum  Adoratric»^ 
SSmi  Sacramenti  et  Caritatis  Dioecesia  Toletanae  expeditae  1.  Septenh 

bria  1S60.    N.  - -J** 

1.  Cum  proprium  sit  Episcoporum  deputare  Confagaarioa  Monia* 
Uum,  non  seiet  attribm  jus  eos  nominandi  monialibus  ipsis. 

2.  Cum  agatnr  de  Institute,  qued  a  Moderatrice  generali  regi- 
tur,  et  in  plures  Dioeceses  diflfuso,  yotum  obedientiae  non  potest  limi- 
tari  moderatricibus  localibus,  nee  uni  vel  altere  Episcopo. 

3.  In  praesens  non  approbatur  in  Constitutionibus  manifestatio 
conscientiae,  nisi  quoad  progressum  in  virtutibus,  et  publicam  regulae 
transgressionem. 

4.  Parum  statui  religiöse  congruere  videtur  famulatus,  quem  So- 
rores  criadas  exhibere  debent  singulis  directricibus. 

5.  y^  simplicia  quae  in  hujusmodi  institutis  emittuntur  solvi 
nequeunt  nisi  ab  Apostolica  Sede. 

6.  Juxta  Decreta  S.  Congregationis  dotes  persolvi  debent  in  na- 
merata  pecunia. 

XHI,   Anifmaai:erai(meB  in  CohHituHoneB  S&rorum  Tierfii  Of*dMi  B» 
M.  V.  da  Monte  Cnrmelo  in  Diotct^^  Vieenai  iHiapan.)  expeditae  dit 

24.  Sepi^mM^,  1860,  ,  A,  ^- 

1.  Non  seiet  ab  Apostolica  Sede  approbari  ut  Instüotom  qnod 
m  plwres  Dioeceses  diiwim  eat  sobgiaiaAui'  £pi8co)M>  iti  Sdperiori  ge- 


nenüi^  mhi  praifodMo  jnriBdicttaDiB  flUonmi  j^sooponmi/  lüeoqiie 
in  OoQBtitatiöiiibQS  eipangeo^a  sw^  qaae  hnjaBmedi  äuperidritaitein^ 
et  Direct(Mrem  genenlem  respiciunt. 

2«  NimisabMaom  a  jäte  <A  a  moribiis  esi  ut  M^dehttrix  Gto- 
neraUs  ab  Episoopo  deputetur,  sed  in  omnibus  fere  institttis.boo-ad 
Gapitaünm  g^BMak  SoHttuk-  q^eclkat  Qaapioptar  neoeB89(i'iam  est 
fiari  .Con8tit«tioiK(n  qua  atatnatar  capikolum  generale ,  praefimaa|tur 
illiuB  Sorocea  vocales,  modiia  lligimdi.  Moderatricem  geaeraleiii,  ejua 
qualitates,  aetae,  el  anni.  profBaaiettia,  'nee  non  tempw  qao  in  olfieio 
permanere  deb^t. 

3.  In  omnibuB  hajnamodi  Institatiid  Modecatrices  generalea  ha** 
bent  propriam  Gonsiliam,  quod  ex  Assistentibus  genecalibua  oompo-* 
nitor,  quodqne  in  rebns  gravioriboa  snum  saffiragiom  dare  debet^ 

4.  In  Congregationibtts  molieram  in  usa  minime  est  .ut  yota 
simplicia  sint  perpetua  ex  parte  voventiumf  et  solvaatur  ex  parle 
insUtati.  Solent  potins  en^tti  prius  vpta  ad  tempus  et  deinde  perpe- 
tua, pro  quQnun  dispensatione  ad  Apostolicam  Sedem  recurrendum  est. 

• 

XIV.  AnimadverHonea  in  Constitutionea  Sororum  Miaericordiws  914b 
titulo  Immaculati  Cordts  Mariae  in  oppido  Blon  Dioeceais  Bi^o^^^Q^ 

(Bayeux)  expeditae  die  20.  Februarii  1S61,    A.  -  ^  - 

1.  Statuta  quibus  novae  GongTegationes  reguntar  selent  appel- 
lari  Gonstitutiones  eum  norae  regulae  praetisr  illas  quae  olim  a  8.  8ede 
eonfirmatae  ftienmt  ntinime  admittuitur. 

2.  Gum  Apostolica  Sedes  non  soleat  pro  institutis,  quae  in  vä- 
rlia  dioecesibus  diffusa  sunt,  concedere  et  approbare  ut  aliquis  Epi- 
acopna  babeat  munus  Superioris  Oeneralis,  expungenda  sunt  igitur  in 
Gonstitutionibus  quae  referuntur  ad  Spiscopuin  Bajocensem,  uti  Su^ 
perioTem  generalem,  et  ad  ejus  delegatum  generaiem. 

5.  Ob  abusus  qui  irrepserunt  in  praesens  S.  Gongregatio  minime 
seiet  approbare  aperitionem  conscientiae  Moderatricis ,.  sed  tantum 
permittitur  ut  Sörores,  si  velint,  pandere  possint  defectus  iii  regulae 
observantia  et  progressus  quoad  virtutes. 

4.  Novitiae  magis  separatae  esse  debent  a  professis,  nee  expe^ 
diens  videtur  Sorores  culpabiles  iii  Novitiatum  mitti,  ne  Novitiae  pe- 
riculum  scandali  subeant. 

5.  Probari  minime  potest  qüod  Kfovitiae  antequam  Novitiatum 
explererint  in  domo  Novitiatus,  et  vota  emisserint  ad  alias  domos 
mittantur. 
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&  Nimis  am^  nMar  fimltas  fue  «oDMtttar  Mbiomtrid 
retnpisiidi  Novittas  sine  dote,  qiiod  qvwidani  alkteiiinig  gpoctein 

praesefert. 

.7.  Cam  renovatio  TotonuD  debeat  in  fooro  eitemo.ooiistare,  per 
aotoffl  qood  probari  ponit  fieri  debet 

8.  Vota  quae  in  hqasmodi  in^titHti«  emHtuntnF  non  aolent 
dispensari  nisi  ab  Apostolioa  Sede.  Nee  expediens '  tiddtiur  Moderatri<d 
generali ,  ejneque  Coneoltricibus  concedere  peteetatem  expellendi  eea 
dimittendi  Sorores,  inconsolto  (Mmario  et  AportoMea  Sed«. 

9.  Magis  detenninandum  erit  yotum  simplex  panpertatis  decla- 
rando  qaod  dominiam  radicalö  non  impedit,  eed  qiiod  sola  admini- 
stratio  et  ususfimctus  ad  Institutom  spectet. 

10.  Nnlla  mentio  facienda  erit  de  litaniid  a  S.  Sede  non  appro- 
batis,  Litaniae  vero  a^robatae  snnt  Litaniae  comnuinee  Sanctonun, 
et  Lauretanae  B.  M.  Y. 

11.  Absonum  ab  usn  Ecdesiae  est  praefinire  horam  septimam 
pomeridianam,  qnolibet  anni  tempore  pro  saintatione  Angelica. 

12.  Periculosum  est  mittere  nnam  sororem  tantnm  in  aliquam 
Scholam. 

13.  Beserrandum  erit  beneplacitum  Apostolicum  pro  alienatio- 
nibos  ad  praescriptum  SS.  Canonum. 

14u  Nimis  ampla  videtur  anctoritas  Moderaticia  genera^s.  In 
nonnullia  Institutis  debet  eziqiiiirere  votam  deliberatiY^m  Coosultricnm 
in  rebns  gravioribns.  Ideoqae  magis  praecsUe  deteraanandae  enut 
attribtttlones  Consilii  tum  ordiqarii  tum  extraordinarii. 

15.  fileetio  Superiorissae, facienda  erit  quoUbet  sexetmio  in  Ca- 
pitolo  generali  per  vota  secceta.  In  eodem  munere.  conficmari  non 
poterit,  absqae  ApostoUoae  Sedis  yema,  qnod  atiam  retate  ad  fiifl-* 
datricem  servandum  erit»  Expadiret  etiam  ut  qnolibet  triennio  capitu«- 
Inm  generale  celebraretur  pro  gravioribns  negotiis  Sodetatis,  Praefi- 
niendae  emnt  qualitates  Sororum  quae  ad  Capitulum  convenire  de- 
beant.  T^wax  Capitulum  sexennale,  quam  triennale  celebrandum  erit 
Bub  praesidentia  Episcopi  loci  uti  Delegati  Apostolici. 

16.  Praefiniendae  ernnt  qnalitas  et  aetas  Superioriasae  geperaUs 
Qt  Aasistentium ,  nempe  pro  prima  aetas  qnadraginta  annorum,  .t^ 
alüs  saltem  trigintaquinqne.  Nee  expedire  videtur  ut  ad  praefata  mu- 
nia  eligi  pqssint  Sorores  quae  yotis  perpetuis  obstrictae  non  sint. 

17.  Pro.  lecüone  novi  testamenti  in  lin^a  veroacQ^ai  «erfao^B' 
erit  regola  ab  Eocleaia 


8ub  tUulo  Jmmaculatae  ConeepHonis  B.  M,  V,  a  S.  Mehenno  in  DiQ,C' 
ceH  Rkedooi^.  txptiiUH  die  2,  MartU  1861.    JS.  ^~ 


1.  Cam  'hii]ii8iii(M(i  institiite  noMdül  ab  Apostolica  Sede 
tiem  et  flnnttateqi  habeant,  praoticam  ei  subjectioiiein  ethibM«  den 
bent,  et  prae  caeteris  gatagere  obsenrantiam  in  üs  qoae  jure  i^onmiiuii 
pumoabiiDtiir.  Hin&in  G^nsfeitntionibiis  i^entw^  üusloada  est  de  Apo- 
stoficQ  Beuq^lacito  in  alieiiatloiilMi8y  de  ttcentiii  a  8.  OengregaUoiie 
Episcoporam  et  Begolarium  obtinenda  pro  erectione  et  divisione  pro^ 
viatiemm^  pm  ereeöcme  domoniin  novitiatea«  de  leorvatione  Aposto- 
licae  Sedi  dispensationis  vetonim,  deqne  i^iprobatieBe  GapUtilonim  Ge- 
BeEaUnm  qnalibet  Tiee  inqwtranda«,  Addendtun  etlam  erit  prent  aliis 
Institnüs  praeacriptaBi  est  nt  qnolibet  qninqnennio  dertatn  Gongre* 
gationis  etiam  qnoad  obsenrantiam,  ad  Sw  C.  Bpiecopomm  et  Rdgn-* 
larinm  a  Snpeiim  Oenerati  relatb  fiat 

2.  Kimis  absonnni  a  jure  commüni  et  ab  observantia  aliamni 
O^gregationum  qnod  statutnm  es(t  relate  ad  eos,  qni  eonstituere  de- 
best  Capitnlum  Generale.  In  aliis  enim  ihstittitis  praefinitae  snnt  qua- 
litates  ex.  gr.  anni  professionis,  mnnera  habita  eorum  qni  positis  prae« 
finitis  quaUtatibos,  jns  certnm  habent  ad  Capitulnm  generale,  quin 
eomm  electlo  aAitrio  ipsins  eapitflli  relingnator. 

0 

3.  Statuendutn  erit  Superiorem  Generalem  haud  ini  suo  muiiere 
confirmari  posse  absque  licentia  S.  Congregationis. 

4.  Inter  presbjteros  et  laicos  in  Constitutionibus  tale  discrimen 
statoitur,  ut  non  unam  sed  quasi  äupUcem  Congregationem  consti- 
tuant.  Nimis  amplus  videtur  laicorum  numerus.  Moribus  alioruni 
Institutorum  contrarinm,  durum  et  periculosum  in  praxi  est,  quod  de 
diversitate  mensae  praescribitur,  et  absonum  a  mutua  et  ^aterna  ca« 
ritate  qua  alumni  ejusdem  Coi^regationis,  licet  diyersi  gradus  sese 
prosequi  debent. 

5.  Com  ex  Coucilio  Tridentino  Seminaria  ad  Episcopoß,  a4hibito 
depntatorum  consilip  onmino  spectenti  eorum  curam  non  possunt  alicui 
institnto  committere  incousulta  Appstolic^  Sede,  licet  instilutum  ijj^tt^ 
in  genere  pro  directione  Seminariorum  ab  Apostolica  Sede  approbatum 
Sit  HijiG  o|N»tet  in  singuUs  oasibiis  Snnuni  Pontifteifl  lioentiam 
obtiiere. 

6.  Bistinctio  Regula^nm  et  Cotidtitntitynum  band  admittitor  in 
nom  inatitatisr  onm.jrBgulaifWBi  «omine  veniant  vogtüae  tani;u,i|i  anti- 
quimroDi  Qq^mii))  qiiae  oliii'  ab  A^^eatcjbca  Sede*  apprpbatae  fticrontk 
KiDO  Qinm»  sob  nomine  Gofl9tit«tioiim^ 


7:  Pra^identia  Episcopi  in  Capittolis  ^to  Congregatioiiid  tirorute 
facüö  admitti  non  solet.  '  ,.         .  a  , 

8.  Nimis  effraenata  videiar  auctoritas  Snpeiibris  Geiieralis,  nam, 
n(9  in  rebus  quidem  gravtoribiia  votam  delibeMiTuiniJoi  Cdiuilii  re* 
quiritar.  Oportet  igitur  stataere  gravioraiiiegotia  pro  qmbns  «omen« 
«äs  ooiieilii  requiratur.    . 

.  /  9.  Pro  expalaioae  «^rtet  ut  raveca  coneiictat  mcorrigibäkaB, 
eil  pr<^  iis  qui  Tota  pespetaa  emieelniiitv  eläam.icoilfinbfitio  Sa  CVm- 
grefationis. 

10.  Etiam  pro  dimiasione  Superiork  genaral»  a  sao  officio  «ju* 
dem  ä.  GongregatiiDis  confirmatio  neceeeäria  «riL 

1L>  Pro  admittendiB  noTitiis  qui  atattun  derkalMi  auaeipere  dfr* 
beut,  8i  aMqoa irregolaritate deUneantoir ntin  avt  ^.  Ooiuititätiotm]& 
leqiuritür  S.  Sedis  dispensatia.  ^    '      ' 

12.  Juri  commoni  repugoat  admiHettd  nofitiöa  qiii>aere  alieno 
gravaatur^  eorumque  debita  ab  institutp  assumL 

13.  Quae  in  art  9i.  d,e  restrictione  mentali  dicont^  minime 
approbari  possuni;,  sed  potius  loco  resiarictionis .  Q2,eatali8 .  constitaeiida 
en^t  Y^rba  cum  expressa  fo^Mlitio^e  etc.  

14.  Ne  dubia  oriantuf  circa  vi^tum  paup^rtatis,  et  ^ovitiis  adi- 
maiur  jus  de  suis  bouis  Ubere  ^iffoueudi,  exprew  dicoud^IB  erit 
Novitios  ante  emissionem  votorum  de  suia  bonis,  usu  et  usufiructu, 
yel  etiam  de  usufructu  et  usu  tantum  libere  prout  eis  placuerit,  dispo- 
nere  posse. 

15.  In  praesens  manifesiatio  conscientiae  non  admitütur  nisi 
pto  publicis'tranBgresdionibus  Constitutionum,  et  relätie  ad  ptogresisos 
in  virtutibus. 

16.  Pro  missibnibus  exteris  in  partibus  iiifidelium  requirenqa 
erit  venia  S.  Seäia. 

•17.  Expungendae  sunt  a  Constitutionibus  preces  quae  qiiamdam 
litaniarum  speciem  habent,  cum  hon  approbentur  nisi  Litaniäe  Lau- 
tetanae  et  Communes  Sanctorüm,  quae  immutari  nequeunt. 

18.  £si  contra  praxim  Ecciesiae  ptaefmire  hbram  octavam  po* 
meridianam  pro  salutatione  Angelica. ' 
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XVL  AnimadverBiönet'^  in' Oor^MtnUom»  Sororum  ffospUalarlarum  « 
8.  Paulo  nuncupaL  DioeceHa  Caraoiensis  (Ckartrea)  in  QaUia,  ejspeäUäe 

die  12.  Julii  IS61    iV. -""     .  .,   .' 

1.  Dufn  agitor  d«  institulis  in  j^rab  Dtoee^es  diffosie  SMis 
ApoBtolicae  firmus  moa  est  mimmel' admittete,  «ft  Epiäeopuä  DioecesU 
in  qua  AoaiVLB  princepfii  extatj  SupMoritetäitt  habtoi,  t^  äliormfi 


SoTor.  HospttaManmi  a  8.  Paulo  nonc.  bfoee.  Hanoi.  4dS 

Episeopomin  jnrisdictio  ollo  modo  laedatar.  Iddrco  ei  Gonstitatfoid'*' 
buB  expungenda  enmt,  quae  respidniit  Superiorem,  ejosqne  delegatam 
generalem. 

2.  Vota  aniHialia  praescribuntar,  deinde  additnr  posse  Sorores 
in  particulari  ad  majus  tempos  vota  extendere.  Ne  diffonnitas  habea- 
tur,  hajnsmodi  extensio  poterit  tantmn  respioere  foram  conacientiae ; 
ideoqae  res  clarlns  explicanda  erit. 

3.  Tn  praesens  manifestatio  conscientiae  non  solet  approbaxi  mai 
fitcaltative,  et  qnidem  relate  dnmtaxat  ad  progressnm  in  ▼vtntibns, 
et  exteriores  transgressiones  Constitutionom. 

4.  Modus  electionis  Moderatricis  Generalis  reformandus  omnino 
est.  Gonstituendae  sant  certa  lege  vocales,  qnae  jns  deliberaüvi  snf- 
ftagii  babeant,  nempe  ex  officüs  quae  exercent,  ex  annis  professioniSf 
et  aliis  similibus,  prout  in  Ordinibus  regularibus  statutum  est,  ita  ut 
nuUum  arbitrium  reünquatur.  Episeopus  loci  in  quo  habebitur  Gapi- 
ttdom,  poterit  ex  speciali  ooncessione  S.  Sedis,  uti  ejus  delegatus  Ca- 
pitulo  praeeese,  et  electionem  confirmar^ 

5.  Concilium  Tridentinnm  pro  Superiorissis  eligendis  requirit 
aetatem  quadraginta  annorum,  et  octo  annos  professionis.  Haec  Tri- 
dentini  dispositio  servanda  erit  quoad  Moderatricem  Generalem. 

6.  Determinandi  sunt  casus  graviores  in  quibus  accedere  debet 
oonaessus  Consultricum;  nempe  pro  admissione  ad  yestitionem  et  pro- 
ÜBsaionem,  pro  noyis  domibus  erigendis,  praeter  oonsensum  Qrdinarii 
loci,  pro  alienationibus,  et  impositionibus  debitorum,.  (pro  quibus  etiam 
forma  a  SS.  Ganonibus  praescripta,  praesertim  quoad  benq^laoifaua 
Apoatolicum  ser?anda  erit),  alüsque  contraetibus  ineundis. 

7.  Novitiae  durante  NoTitiatus  biennio  in  domo  Novitiatus  mof 
rari  debent,  quin  ad  alias  mittantur. 

8.  Super  voto  paupertatis  sequens  dispoütio  ab  Apostolica  Sede 
quoad  nonnulla  hujusmodi  instituta  votorum  simplidum  constituta  est 
»Professae  dominium  radicale,  uti  ajunt,  suorum  bonorum  retinere 
poterunt ;  sed  eis  omnino  interdicta  est  eorum  administratio,  et  red« 
ditunm  erogatio  atque  usus,  donec  in  instituto  permanserint.  Debent 
IMTopterea  ante  professionem  cedere,  etiam  private  administratioaem  et 
UBum,  quibus  eis  placuerit,  ac  etiam  suo  instituto,  si  ita  pro  earum 
libito  existimayerint.  Haec  vero  cessio  vim  amplius  non  habebit  in 
caan  egresaus  ab  instituto,  quin  imo  apponi  poterit  conditio,  quod  sit 
quandoeumque  revocabilis,  etiamsi  in  instituto  permanserint ;  sed  pro- 
fessae, durantibus  votis,  hoc  jure  revocandi  in  cimscientia  minime  Uti 
poterunt,  nisi  accedente  Apostolicae  Sedis  pladto,  Quod  etiam  dicen- 
dum  est  de  bonis  quae  post  professionem  titnlo  haereditario  eis  obyo* 
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nerini  Potenmt  tarnen  de  dominio  siye  per  testamantom,  aive,  de 
Uofintia  tam^  Moderakicis  Generalis,  per  actus  inter  yiyoB  disponere; 
nee  eis  vetitnm  est  ea  proprietatis  acta  peragere,  de  licentia  ejusdem 
Moderatricis  Generalis,  quae  a  legibus  praescribontar.« 

9.  Ab  Apostolica  Sede  admittnntur  dumtaxat  Litaniae  Laoreta- 
nae  et  GonunuBes  Sanctorum. 

10.  Imponenda  est  Moderatrici  generali  obligatio  transnuttendi 
qnoUbel  triennio  relaüonem  ad  hanc  S.  Congregationem  de  statu  in- 
stituti  quoad  personas,  observantiam,  domos,  novitiatum  et  admini- 
tratioliem. 

U.  Noyae  domus  novitiatus  erigi  minime  potemnt  absque  licen- 
tia hujua  S.  Congregationis. 

12.  Expressa  jnentio  fiat  ezplorationis  faciendae  ab  Qrdinario 
jnxta  praescriptum  S.  Concilii  TridentioL 

13^  Admittendae  ad  habitum  exhibere  debent  documentmn  ac- 
eepti  Baptismatis  et  Confirroationis  et  testimonium  bonomm  momm. 

14.  AUa  quaedam  animadvertenda  forent  quoad  nonnulla  verba 
nräkua  ezacte  expressa. 

XVII.  Animadveraiones  in  Constitutiones  Soropim  a  Ncmareth  in 
Dioecesi  CaUIaunen.  (Chalon)  expeditae  die  27.  Septembris  1881.  JV.  -^ 

1.  Delegatns  Apostolieos  in  partibua  et  extra  ürbem  coneedi 
tien  solet ;  sed  recurrendum  erit  ad  S.  Sedem  pro  Novitiatnutn  erectione, 
votorum  simplioium  dispensaüone  et  alienationibus  ad  formam  SS. 
Oanonum. 

2.  Institutom  ita  sub  jurisdictione  Episcoporum  erit  ut  sarcta 
tectaque  simul  serventur  parochorum  jura. 

3.  Circa  Confessarium  extraordinarium  observandae  sunt  prae- 
scriptiones  Sacros.  Concilii  Tridentini  et  Constitutio  Benedicti  XIV. 
quae  incipit  =  Pagtoralis  Curae  ^  ideoque  non  semel  tantum  in  anno 
praedictus  Gonfessarius  advocandus  erit;  sed  saltem  bis  aut  ter  in 
anno ;  et  si  opus  erit  etiam  pluriea. 

4.  Moderatriz  generdis  post  exactum  sui  officii  tempns  confir- 
mari  nequeat,  sine  licentia  ab  hac  S.  Congregaüone  obtinenda.  Eadem 
40.  annorum  aetate  oeterisque  qualitatibus  poliere  debet  a  Sacro« 
sancto  Concüio  Tridentino  praescriptis. 

&  Capitulnm  generale  conyocandom  erit  quolibet  quinquennk). 

6.  Quolibet  triennio  Moderatrix  Generalis  relationem  Status  pro- 
prii  Insthuti  ad  hanc  S.  Congregationem  transmittere  teneatur ;  (fl^ 
quidem  relatio  complecti  debet  tam  statum  materialem,  et  persona- 
lem nempe  numerom  domorum  et  Sororum  Instituti,  quam  discipU- 
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narem  seOicet  Gonstitationiiin  Observantiam,  nee  non  qoBA  r^dant 
administrationem  oeconomicam« 

7.  Nimis  ampla  videtnr  Modeiatricis  generalis  anctoritas.  In 
nomrallis  Institatis  de{>et  exqnirere  votom  deliberatiyum  GonBoltricnm 
in  rebus  grayioribns ;  praesertim  pro  fiindationibns  et  snppresäonibTiB 
domonim,  pro  contractibuS)  pro  vestitione  et  professione  Alomnanunt 
et  alia  hujosmodL 

8.  Pro  depositione  Moderatricis  Generalis,  eveniente  casui  (qnod 
Dens  a?ertat)  recurrendum  erit  ad  S.  Sedem. 

9.  Determinanda  erit  aetas  Assistentium  et  Gonsultricnm  Gene- 
raüom  ex«  gr.  30.  yel  35.  annonun,  nee  non  praescribendi  qninque 
anni  professionis,  antequam  ad  hnjnsmodi  Officium  eligi  valeant 

10.  Sorores  quae  Consilium  constituunt  dispersae  esse  non  de- 
beut,  sed  potins  teneantur  conunorari  in  domo  principe  cum  Mode* 
ratrice  generali. 

11.  Quod  praescribitur  de  fundatione  domorum,  et  de  fructibus 
domui  principi  persolvendis,  ita  mtelligatur,  ut  liberum  sit  novis  domi- 
bus  capita  ipsa  restituere,  seseque  a  fructuum  pensiiatione  eximere. 

12.  Absonum  a  jure  et  ab  approbata  disciplina  omnino  est, 
puellas  admitti  ad  habitum  post  expletum  Novitiatum ;  quare  ad  ha- 
bitum  admissio  prorsus  debet  Novitiatum  praecedere. 

13.  Yiduae,  ceteraeque  mulieres  qualitatibus  requisitis  destitutae 
non  recipiantur,  absque  expressa  et  peculiari  hujus  S.  Congregrationis 
licentia;  ad  quam  in  singulis  enunciatis  casibus  pro  dispensatione 
recursus  erit  habendus. 

14.  Votum  paupertatis  magis  praecise  determinandum  erit  re<* 
late  ad  dominium  radicale,  quod  alumnae  retinere  possunt,  et  relate 
ad  administrationem  et  usumfructum,  quibus  expoliare  se  debent. 

15.  Expungendum  erit  quod  dicitur  pag.  65,  de  voto  perfectionis. 

16.  Manifestatio  conscientiae  in  praesens  restringitur  tantum  ad 
publicam  Gonstitutionum  transgressionem,  et  ad  profectum  in  virtu* 
tibus;  et  quidem  non  obligatorie,  sed  facultative.  Insuper  minime 
approbandum  videtur  ut  conscientiae  manifestatio  Directoribus  sea 
Superioribus  fiat. 

17.  Minime  dici  potest  Officium  parvum  B.  M.  V.  esse  Obliga- 
torium pro  Ghoristis,  quippe  ejus  recitatio  ex  simplici  Gonstitutionum 
disposiüone  oritun 

18.  Pro  vestitione  et  professione  Sororum  adhibeatur  aliquod 
Gaeremoniale  pro  Institutis  votorum  simplicium  jam  approbatum. 

19.  Facultas  non  conceditur  mutandi  Gonstitutiones,  postquam 
hae  fuerint  a  S.  Sede  approbatae,  sed  requiritur  ejus  expressa  licentia. 
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20.  Denique  nohmilla  remanent  in  Constitntionibus  reformanda, 
praesertim  quoad  stylum,  qoi  simplicitate  caret. 

XVIIL  Animadveritiones  in  Constitutiones  Fratrum  Societatia  Mariae 
in  Dioeceai  Lugdunei).  expeditae  die  13,  Decembris  1859.    iV.  ^ 

Die  Oberleitung  erscheint  zu  absolutistisch,  und  könnte  sich 
leicht  in  Despotismus  verwandeln. 

Art.  ni.  Man  untersuche  gründlicher,  ob  der  Obere  (Laie) 
eines  Instituts  von  Laien ,  auf  Lebenszeit,  oder  blos  auf  zwölf  Jahre 
ernannt  werden  soll. 

Art.  V.  Excussiv  scheint  die  den  vom  Generalcapitel  gewählten 
Assistenten  eingeräumte  Autorität.  Aus  dem  Buche:  Gonstitutioos 
S.  121.  erhellt,  dass  sie  auf  Lebenszeit,  d.  h.  für  die  Dauer  der  Ober- 
leitung des  Generals  ernannt  werden ;  und  nach  Art.  lY.  können  sie 
das  Capitel  berufen,  um  in  einigen  Fällen  zur  Absetzung  des  Generals  zu 
schreiten,  wonach  es  scheint,  dass  die  eigentliche  Autorität  des  Insti- 
tuts in  den  Händen  der  beiden  Assistenten  liege.  Vielleicht  ist  besser 
die  Bestimmung  ^er  Constitutionen  der  Marister  (Priester),  dass  die 
Assistenten  vom  Generalcapitel  bestätigt,  oder  jedesmal,  wo  dies  ge- 
halten wird,  gewechselt  werden  müssen. 

Art.  VL  Man  könnte  gänzlich  diese  auf  die  Absetzung  des  6e- 
neralobem  bezügliche  Bestimmung  unterdrücken,  da  f5r  so  seltene 
Fälle  der  Becurs  an  die  Congregation  keine  Schwierigkeit  hat. 

Art.  YIL  ist  Eines  auffallend ;  dass  nämlich  den  Assistenten,  ob- 
schon  verhalten  beim  General  zu  bleiben.  Jedem  eine  Provinz  nebst 
einem  Noviziat  zugewiesen  ist,  mit  welcher  sie  sich  befassen  sollen, 
ohne  dass  sie  in  derselben  residiren.  Es  scheint  sehr  schwer,  dass 
der  Obere  eine  Corporation  von  2000  Personen  unmittelbar  leiten,  die 
Individuen  kennen,  die  Translationen  bewirken  etc.  könne.  Deshalb 
möchte  es  geeignet  erscheinen,  wirkliche  residirende  Provinzialen  zu 
ernennen  zur  Ueberwachung  des  Noviziats,  Ernennung  der  Directoren, 
Unterbringung  der  Brüder  etc.,  und  dem  Generalcapitel  die  Nomina- 
tion  dieser  Provinzialen  vorzubehalten,  mit  der  Facultät  sie  ferner  zu 
bestätigen ,  .wenn  ihre  Wirksamkeit  sich  erspriesslich  erzeigt.  Aas 
dem  Grunde  müsste  Art.  VIU.  modificirt  werden. 

Art.  Xn.  §:  Post  annum.  Es  scheint  besser,  dass  nach  Vollen- 
dung des  Noviziats  das  Gelübde  des  Gehorsams  auf  ein  Jahr  abgelegt 
werde,  um  dann  den  Versuch  in  den  Schulen  und  andern  Verwendun- 
gen zu  machen,  und  nicht  Novizen  in  die  Welt  zurückzuschicken. 

Art.  XIII.  § :  Quoad  fratres  professos  etc.  Es  ist  zu  beachten, 
dass  in  der  Constitution  Benedict  XIII.  für  die  Brüder  der  christlichen 
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Schalen  die  Facultftt  der  Ausweisung  nicbt  gestattet  ist;  und  viel 
weniger,  dass  die  lebenslänglichen  GelQbde  der  Professen  aufhören 
durch  die  thatsächliche  Ausweisung ;  es  findet  sich  vielmehr^  dass  die 
Di^nsation  von  den  einfachen  Qelübden  ausdrücklich  dem  Papste 
vorbehalten  bleibt« 

Art.  XIX.  Man  wünscht  för  die  Maristen-Brüder  die  Faeultät 
zur  Gründung  neuer  Häuser  mit  der  alleinigen  Erlaubniss  der  Bischöfe. 
Man  könnte  hierbei  die  neuen  Provinzen,  Erziehungsanstalten  aus- 
nehmen, und  für  solche  die  Erlaubniss  der  Congregation  vorschreiben, 
und  so  vorbeugen,  dass  etwa  in  Zukunft  die  Brüder  die  armen  Volks- 
schuleB  aufgeben,  um  sich  auf  die  Annehmlichkeit  der  Erziehungsan- 
stalten zu  beschränken. 

Art.  XX.  Es  scheint  nothwendig,  den  Maristen-Brüdem  die  re- 
gelmässige, dreijährige  Abhaltung  des  Oeneralcapitels  vorzuschreiben, 
zur  Wahl  des  Obern,  wenn  die  Zeit  dafür  da  ist,  Bestätigung  oder 
Wahl  der  Assistenten,  Provinzialen  etc.,  Beform  der  Missbräuohe,  Eiftf* 
tigung  der  Disciplin,  und  Verhandlung  anderer  wichtiger  Gegenstände. 

Betr.  das  Bfldüein  betitelt  —  Constitutions  et  rdgles  du  gonr 
vemement  de  Tlnstitat  des  Petita  Frdres  de  Marie.  (Lyon.) 

Ausser  der  Beform  unzähliger  Dispositionen ,  welche  mit  den 
obigen  Aussetzungen  unvereinbar  erscheinen,  verlangt  eine  Correotur: 

1.  Alles,  was  die  Verwaltung  anbehingt,  welche  unbeschränkt 
dem  Obern  zugewiesen  wird,  ohne  dass  auch  nur  ein  dnziges  Mal  auf 
die  cättomschen  Vorschriften,  noch  auf  das  Decret  Urban  VIII.  bezüg- 
lich dar  Veräusserungen  Bücksicht  genommen  wird. 

2.  Die  Verpflichtung,  welche  alle  Brüder  haben  soUen,  schrift- 
lich dem  Generalsuperior  Gewissensrechenschaft  abzulegen. 

3.  Das  (einfache)  Armuthsgelübde,  durch  welches  man  das  In- 
dividuum verpflichten  möchte,  den  Erwerb  aus  dem  gesetzlichen  Suc- 
cessionsrechte  dem  Institute  zu  cediren.  (p.  52.) 

4.  Die  Faeultät  Professen  zu  entlassen  aus  dem  einzigen  Motive 
mangelnder  Gesundheit. 

B^gles  communes  de  Tlnstitut  des  Frdres  de  Marie.  (Lyon.) 

Seite  9.  Cap.  IV.  Handelt  es  sich  wieder  um  die  Gewissens- 
rechenschaft, welche  alle  Brüder  dem  Generalobem  dreimal  im  Jahre 
schriftlich  geben  sollen ;  was  die  Congregation  nicht  znlässt. 

Seite  19.  Beim  Gelübde  des  Gehorsams  wird  des  Papstes  nicht 
erwähnt;  während  bei  den  Brüdern  der  christlichen  Schulen  der  Ge- 
horsam gegen  den  Papst  an  erster  Stelle  steht. 

Manuel  de  priores  ä  Tusage  des  Petits  Freres  de  Marie.  (Lyon). 
.    TSüßsm  findet  sich  Alles «  was  Oben  üb^  die  Gewissensrechen- 
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sehaft  hervorgehoben  wurde.  Man  siehe  S.  107.,  nnd  wie  man  aof 
den  (Laien)  Obern  anwendet,  was  die  hh.  Lehrer  von  der  Nothwendig- 
keit  der  geistlichen  Leitung  lehren;  und  S.  112.  will  n^n  die  Brüder 
verpflichten,  die  Versuchungen  dem  Obern  (einem  Laien,  und  schrift- 
lich) zu  offenbaren.  Eine  gute  Anzahl  Litaneien,  vom  heiligen  Stuhl 
reprobirt,  welcher  nur  die  von  Allen  Heiligen,  die  lauretanische  und 
die  »brevioresc  approbirt  hat. 

Gatalog  von  Ablässen,  welche  von  der  Oongregation  nicht  appro- 
birt sind  (S.  281.). 

XIX.  AnnecUn.  Super  approbatione  CanatituHanum  Piae  CongregoF- 
tionU  MiaHonariorum  aub  tUülo  S,  Franciaci  SaUaU  in  JHoeceH  Ad- 

neciensi  =  Animadveraionea  expedUae  die  23,  maii  1660.    JV.  — -^ 

1.  Non  solet  approbari  prooemium  in  Gonstitationibus. 

2.  Nimis  ampla  et  independens  videtur  Auctoritas  Superioris  Ge- 
neralis, praesertim  in  admittendis  novitüs,  in  conferendis  Offidis,  in 
interpretatione  Gonstitutionam,  m  Gontraetibus,  nulla  &cta  raentione 
Beoeplaciti  Apostolid  pro  alienationibus.  Expediret  ut  in  his  rebus  et 
aliis  gravioris  momeftti  acoederet  oonsensus  GonsUii  OeneraüSy  et  pro 
admissione  .ad  habitum  et  novitiatom,  mentio  fieret  decretomm  S.  C. 
super  statu  Begularium. 

3«  Non  conceditur  Superioribus  Generalis  fiicultas  dispensandi 
a  votis,  sed  recnrrendum  erit  ad  Apostolicam  Sedem. 

4.  Non  possunt  Episcopi  concredere  directionem  seminariomm 
Ordinibus  regularibus  alüsque  institutis  sine  venia  Apostolicae  Sedis. 

5.  Supprimenda  sunt  quae  respiciunt  consensum  Episcoporum 
pro  communicandis  mandatis  Summi  Pontificis. 

6.  Periculosum  est  permittere,  ui  Missionarii  curam  parochiarum 
etiam  ad  tempus  suseipiant. 

7.  Praescribendus  est  consensus  Ordinarii  pro  erectione  nova- 
rum  domorum,  et  licentia  S.  G.  pro  novitiatibus  et  provinciis. 

8.  Pro  deponendo  Superiore  Generali  necessarium  videtur  trans- 
mittere  acta  ad  S.  Gongregationem  pro  approbatione. 

9.  Magis  praecise  definienda  est  natura  voti  simplicis  paiiper- 
tatis,  tarn  relate  ad  dominium,  quam  ad  usumfructum,  et  relinquenda 
est  omnimodo  libertas  novitiis  disponendi  ante  professionem. 

10.  Neque  Superior  Generalis,  neque  Capitulum  Generale  immu- 
tare  poterunt  Gonstitutiones,  postquam  ab  Apostolica  Sede  approbatae 
faerint. 

11.  Determinandum  est  tempus  celebrationis  Capitidi  G^eraUs. 
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XX.  Milievi,  Circa  gli  StaiuH  deUa  Congregastime  dei  FraUUi  deUß 

Santa  Famiglia, 

Wir  Qbergeben  die  llngere  betreffende  in  italienlseber  Sprache  abgefasste 
ErOrterang,  welche  uns  wegen  des  Unsinns  des  rerensirten  Projectes  und  der  bit- 
teren Schlrfe  des  Censors  zur  VerOffentiicbung  angeeignet  erscheint. 

XXL   EpUeapo  Bellicen. 

Perpenms  statotis  Congregationis  a  Gruee  Jesu  nunoapatae,  eom« 
pertum  est  duplici  constare  instituto;  nempe  presbyterorum  et  fratmm 
gnonuD  primi  consaeta  vota  non  emittunt,  alii  vero  tria  vota  simpli- 
da  profitentur.  Ad  distmctum  finem  tendunt,  et  dispari  habita  utön- 
tnr ;  ac  insuper  fratres  immediate  pendent  a  proprio  superiore,  quem 
directorem  generalem  ?ocant.  Quae  cum  ita  sint,  visnm  est  SSmo  1C^. 
N.  prae&ta  instituta  band  posse  nnam  constitnere  Gongregationem. 
Carandum  igitor  a  Te  erit  nt  dividantur,  et  onaqnaeque  habeat  pro* 
pria  etatata,  quae  req^ectivo  fini  sra  sGOfO  respondeautt  ad  baxic  S. 
G.  deinde  tiansmittenda. 

Haec  Amplitudini  Tuae  significo  cui  prosp^a  cancta  adprecor 
a  Domino. 

Datum  Bomae  ex  Secretaria  S.  Congregationis  Episcoporum  et 
Begulahum  hac  die  20.  Junii  1860. 

ARTICÜU 
EXCERPTl  EX  CONSTITüTIOiNiBUS  VARfORUM  INSTITlTORrM  VOTORUM  SlMPLICiUM 

A  S.  SEDE  APPROBATIS. 

/.  Articulus  quoad  Votum  Paupertatis  prout  extat  in  Conatitutionibut 
Fresbyterorum  SocietatU  Mariae  aive  Maristarum  a  Summo  PonUßee 
ptr  modum  experimenH  ad  Sexennrnm  approbatis  die  15,  Junii  1860. 

5. 

Art.  41.  Professi  in  hoc  institnto  dominium  radicale,  uti  ajunt, 
suoram  bonorum  retinere  poterunt,  sed  eis  omnino  interdicta  est 
eonun  administratio,  et  reddituum  erogatio  atque  usus.  Debent  prop- 
terea  ante  professionem  cedere,  etiam  private,  administrationem,  usum 
fructum  et  usum,  quibus  eis  plaeuerit,  ac  etiam  suo  instituto,  si  ita 
pro  eorum  übito  existimaverint.  Huic  vero  cessioni  apponi  poterit 
conditio,  quod  sit  quandocumque  revocabilis ;  sed  professus  hoc  jure 
reyocandi  in  conscientia  minime  uti  poterit  nisi  accedente  Apostolicae 
Sedis  pladto.  Qaoad  etiam  dioendum  erit  de  boniSy  quae  post  pro- 
fessionem titulo  hereditario  eis  obvenerint  Poterunt  vero  de  dominio, 
sive  per  testamentum,  de  licentia  tamen  Superioris  Generalis  per  actus 
4ater  vivos  libere  disponere,  quo  ultimo  eveuiente  casu,  cessabit  cou- 
^emo  ab  as  &cta  quoad  administnitionem,  asumfiructiim  et  nsosm; 


44d  Bisusarri.  Meibod.  approb.  nov.  Instit  moDial.     , 

irisi  eam  concessionem  tempore  eis  beneviso  finnarn  volnmnt,  non 
obstante  cessione  dominii.  Professis  autem  vetitam  non  est  ea  pro- 
prietatis  acta  peragere  de  licentia  Superioris,  quae  a  legibus  prae- 
scribuntur. 

Qnidqnid  protessi  sua  industria,  vel  intuitn  Societatis  acquisie- 
rint,  non  sibi  adscribere  aut  reservare  poteront;  sed  haec  omnia 
inter  commonitatis  bona  refondoida  sant,  ad  cömmimem  Sodetatis 
nti&tatem. 

Idem  praescriptum  est  relate  ad  Sororee  Praesentationis  Albien. 

tOSi 

22.  Hartü  1861  nam. 


8.  Martii  1861  num.  ^  et  qnoad  Sorores  a  S.  Josephe  Camberien. 

fTOO 


2.    De  Voto  PauperiaHa  Albien,  —^  ConsHtutions  dt9  8oeur$  de  la 
Präsentation  de  I^otre  Dame  Üdblie  ä  Castre$,  =  1.  Aprilis  1S61. 

Chapitre  16«» 
Du  Yoeii  de  Pauvrelö. 

1.  Toutes  choses  sont  en  commnn  dans  la  Congrögation ,  soit 
pour  la  nourriture  et  le  vStement,  soit  ponr  les  menbles  et  le  linge. 
Chaqne  Soeur  re9oit  ce  qui  loi  est  n^cessaire  des  Offici^res  que  la 
Sup^rieure  G^n^rale  a  charg^e  de  ce  sein ;  sans  autre  distinction  que 
Celle  que  la  n^cessit^  et  la  Charit^  exigent. 

2.  Les  professes  de  Tinstitut,  tant  Celles  qui  ont  fait  les  voeuz 
temporaires,  que  Celles  qui  sont  li^es  par  les  voeux  perp^tuels  peuvent 
eonserver  la  nue  propri^t^  de  leurs  Mens;  mais  il  leur  est  absolument 
d^fendu  d'en  garder  Tadministration ,  rusufruit,  et  Tusage.  Par 
cons^uent  elles  doivent  avant  de  professer,  c^der ,  m§me  par  acte 
particulier,  Fadministration  Tusufruit  et  Tusage/  k  qui  dies  croiront, 
et  meme  ä  leor  institut,  si  cela  leur  plait.  L'acte  de  cession  pourra 
porter  la  clause,  que  cette  cession  soit  rävocable  suivant  le  bon  plaisir 
de  la  Soeur,  mais  celle-ci  ue  pourra  pas  en  conscience  faire  usage  de 
eette  facultä  de  revoquer  la  cession,  si  ce  n'est  apres  avoir  obtenu  le 
consentement  de  la  S.  Congr^gation  des  EvSques  et  Köguüers. 

n  en  sera  de  mSme  des  Mens  qui  surviennent  aux  Soeurs  apres 
la  profession  ä  titre  de  succession  ou  de  donation. 

QuanV  ä  la  nue^propri^t^  les  Soeurs  ponrront  en  disposor  sott  par 
testament,  soit  par  donation  avec  permission  de  la  Supärienre  Q6n6^ 
rale;  et  cette  disposition  de  la  nue-propri^t^  par  donation  fera  finir 
la  cession  qu'dles  auront  faite  par  rapport  ä  TadministrationY  ä  l'uaii- 
froit  et  ä  l^osage  ä  moins  qu'ellent  ne  veuiUent  qua  cette  mfinie 
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rion  demente  malgrt  la  donation  de  la  nue-propri^ ,  et  cela ,  pour 
le  tempe  qu^dlee  erarenl 

Du  reste,  il  n^est  pas  d^fendu  au  professes  de  faire  avee  la  per- 
mission  de  la  Sup^rieore  g^n^rale,  les  actes  de  propri^t^  qoi  sont 
eugia  par  les  loie.  Les  soeors  ne  poorront  pas  disposer  de  la  dot 
donn^e  k  rinstitat 

S.  Afln  que  le  Toen  de  PainnraU  seit  plus  religieusement  observi 
il  est  ordonn^  &  la  Ssp^rienre  (Mninle  de  pourvoir  les  soenrs,  ayec 
nne  charitä  tonte  maternelle  de  ioat  ce  qni  lenr  est  n^cessaire  ponr  la 
nonmtnre  et  le  vetement  tant  en  santö  qn*en  roaladie. 

4.  n  hd  est  enooie  enjoint  de  veiller  ä  oe  qn'il  n*y  ait  rien  de 
snperOn  dans  les  babits,  les  meubles  et  g^n^ralement  dans  tont  ee 
qni  est  &  Tnsage  des  soenrs,  qne  tont  soit  conforme  ä  IMtat  de 
panvret^  dont  elles  sont  profession. 

5.  Si  qnelqne  Soenr  transgresse  le  Yoen  de  Panvieti  en  rec^ 
▼ani,  gardant  en  d<»uuuit  nn  object  taut  seit  pen  considtoible,  sans 
la  pennission  de  la  Snp^rienre  G^n^rale  eile  doit  en  Stre  s^v^rement 
conigäe. 

6.  Si  nne  Soenr  yient  ä  sortir  de  la  Congr^gation,  on  si  eile 
est  renvoyte ,  la  dot  est  rembonrs^  sans  intäret  jnsqn*an  moment 
delasiNÜe. 


praecipuarum  institutorum ,  quae  poBtremU  temporüms  a  8,  Congre- 
goHone  Episcoporum  et  Regularium  lauda£a  vel  approbata  fuerunt^ 

A 

Albfen.  Sorores  ab  ApiMiiliioitibus  S.  JosephL  iDstitutom  approbalatii  et 
OfMütiMienei  conamatae  per  modaoi  expcriflMnti  ad  fMiiiqiieiuilonL  Deeret. 
80.  Miurttt  1862. 

Albien.  Sorores  a  Praesenlatione  B.  M.  V.  ConstUationes  approbatae.  De- 
eret 8.  Martfi  1861. 

ADdegaveo.  Institatam  flltarum  B.  M.  V.  a  cbaritate  Boni  PaslorU.  InatUii* 
tarn  approbaUuD  Decreto  18.  Febroarli  1885. 

ADdegaven.  Fillae  SS.  Cordis  Mariae.  loslitaUiiD  et  ConstitaMoDea  appro* 
baiae  Decreto  14.  Septembria  1831. 

Aagloneo.  et  Tarsien.  CongresaUo  Clerieoniin  saecuJarlom  pro  missioiiibus 
sab  tttuto  M.  V.  a  Bonb  Consillo.    Institutom  laadatam  DecreCo  7.  SeptenriHrifl  1847. 

Amitdea.  Sedetas  presbyteroram  a  S.  Fraodsco  Salasie.  iDatttalaoi  appro- 
batom  Decreto  19.  Mail  1860. 

Avenionen.  Sorietas  presbyteroram  saeaQlariom  B.  M.  Y.  a  Sancta  Custodia. 
CoDced.  restitotlo  sodetatis  Decreto  26.  Aprilis  1861. 

AugntUNloneiL  Sorores  &  Josepbi  de  Clony.  Insiitatam  approbatom  Decreto 
8.  Febraaiii  1854. 


•  < 
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B 

Bajocen.  Sorores  a  Misericordia  iod  Blon.  loatitiitUi  ItiitfetWD  Decreto 
20.  Februarii  1861. 

BeliicdeiL  Congregaiio  fratram  Sacrae  Familiae.  Institaiam  approbatam 
Decreto  dief  18.  AugBsti  1841. 

BelHcden.  Sorores  a  S.  Josepho  qnaram  domus  princeps  in  Oppfdo  Boorg 
extat.    Institatoin  laadatum  Decreto  diei  6.  Jonii  1860. 

Bencaela.  aive  S.  Jacob!  Inamatmi  lamtatam  Dacreta  M.  JalQ  1842- 

Bergomen.  Societas  FUiamin  a  SSmo  Corde.  CoostitutioD^s  approbatae  die 
2.  Octobris  1847. 

BisQDirna.  Ftliae  Charitatis  ^ab  proiectione  S.  Vlnrentii  a  PauTo.  Constlta- 
Ciones  approbatae  decreto  28.  Julii  1819. 

BisontJiML  Societas  pre^yteroram  saeoalarinm-  Raeess«  CkrtsttanL  Insti- 
totum  laadalQin  Decreto  20l  Jonii  1851. 

Bobien.  Oblatl  a  S.  A]phonso  a  Ligorio.  InstUotam  laudatotn  Decreto 
80.  Augosti  1889. 

Briocen.  Congregatio  Fillaruin  a  Crace.  Institatum  approbatum  Decreto 
diel  23.  I9o?erobris  1858. 

Brtxien.  Fillae  a  SSmo  Corde  Jaaa.  Consttiotianes  approUalae  per  Breve 
U.  Novembris  1827. 

Brillen.  Sorores  Anciliae  Cbaritatis.  Institatum  approbatum  die  28.  Decem- 
bris  1847. 

Brigantlen.  et  Llsbonen.    Congregatio  IfoIIerum  ab  Infante  Jesu.    I&stltotum 
.    tt  Constitutlones  approbatae  Decreto  20.  Mali  1844. 

Burdigalen.  Sodalltas  Reonlonis  SSmi  Cordts  Jesu.  Sorores  pro  Inslitoüone 
poellarum.    Institatum  laudatum  per  epistoiam  17.  Augosti  1829. 

Burdigalen.  Sorores  a  S.  Teresia.  Institotum  et  Constitutlones  approbatae 
Decreto  9.  Januaril  1885. 

Burdigalen.  Mailanitae.    InsUtutum  laudatum  anno  1839. 

Burdigalen.  Societas  a  Sacra  Familia.  InsUmtum  laudatum  Decreto  die 
\  Septembris  1842. 

Burdigalen.  Sorores  Doctrinae  Cbristianae.  Institotum  laudatum  Decreto 
14.  JaiHiarii  1855. 

Burgen.  Sor orta  Hosplialariae.  Scopos  lastientl  iaudatos  Decreto  19.  Mtf* 
tii  1850. 

C 

Cadurcen.  Sorores  Misericordiae.    Institutum  ei  constieoilones  approbatae 

Dipcreto  11.  Junil  1824. 

Camberien.  Sorores  a  S.  Josephe.  Constitutlones  approbatae  per  modaai 
pxperlmeDti  Decreto  22.  Martli  1861. 

Cameracen.  Sorores  a  S.  Unione.  Institutum  approbaluas  Decreto  80.  Mall  1858. 
'  Capoana.  PH  Operarii  Misslonis  Constkotiones  approbatae  decreto  12- 
Julii  1888. 

Catilamien.  Sorores  a  Nauretli.  hntüatmo  laudatam  Dtfcrata  diel  27.  Sep- 
tembris 1861. 

Gefiomanen.  Moiriales  Trappistae.  CoostHutlOBes  approbaue  Decreto 
6.  MaU  1836. 

Cenmnanen.  Sorores  a  CliarHate.  InstHutum  laudatam  Detteto^  11-  Au- 
gustl  1843. 
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Cenomaneo.  Sororea  a  ProTtdentfa  loci  JM\U  sar  Loir  =^  Constttutionea 
approbatae  per  modom  experimeDtl.    Decreto  23.  AugnsCi  1861. 

S.  aaodll.  Coiigregallo  Ylaltatlonia  B.  M.  V.  Institatom  approbatum  die 
4.  AogQsH  1838. 

Constantien.  Inatttaiam  SS.  TTloltacia.  Decfetom  landte  conressam  die 
tO.  Januaril  18M. 

Constantien.  in  provinda  Bothomaffenai.  Sorores  sdioiarani  Chiistlananini. 
InatttmoBi  lantetom  Deerelo  27.  Aofosti  1899. 

r 

Ferentinen.  Sorores  a  Charitate.  Constitutiones  approbatae  Deereto  17.  Jo^ 
nll  1842. 

Ferrarien.  Sorores  a  B.  IL  V.  sine  labe  Coneepta.  Insiltotom  landalnm 
Oearelo  10.  HaH  1844. 

Florentina.  Magiatrae  Paaperes  a  S.  Stygmatlbas  S.  Frandsd.  Seofioa  hi^ 
atttoa  aomaandator  decreto  28.  Jolil  1856.  Anieali  approbati  deerno  U.  Mail  1856. 

S.  FlorL  Cottgrefatio  Sorormn  sab  titolo  Instltollonls  tofaiitis  Jesu.  Insil» 
trtnm  laadatiM  decreto  7.  Beptembris  1852. 

Gandaven.  Sorores  Cbaritatis  Jean  et  llariae.  Institoloni  iandatom  Decrolo 
24  Septembris  1816. 

Gandaven.  Sorores  Instroetionia  Cbrisiianae.  Instttatam  H  ConsHtmionea 
«pprobatat  diel  8.  Ai^osti  1827. 

Gandaven.  Sorores  S.  VincenUi  a  Paulo  Anclllae  paoperom.  Instttatii«  lai* 
Mo»  Decreto  SO*  AprHla  1860. 

Geranden.  FUiae  Mariae.    institutum  approbatom  Decreio  9.  Mail  1660. 

GratlanopoUtana.  Sorores  de  lUsericordla  minlstraatea  capitvls.  Constitutiones 
approbatae  Decreto  28.  Aagastl  1818. 

I 

Janoen.  Sorores  Cbaritatis  Filiae  Mariae  loci  CiaYarll  Institatom  laudatum 
Decreto  1.  Febmarii  1862. 

L 

LemoTicen.  Sorores  Boni  Pastoris  et  Mariae  Teresiae.  Constltntiones  appro* 
baue  Decreto  16.  Janoarn  1885. 

Lemofiren.  Sorores  a  Maria  et  Josepbo.  Ir.stituiufli  laadaiom  Decreto  dfei 
D.  JolH  1860. 

Leodien.  Congregaiio  Fillarom  SS.  CruHf.  tostttofam  approbatom  Decreio 
1.  Odobrts  1845. 

Libnmen.  Cong regatio  Filiarani  SS.  Cmdflxf  et  S.  Magdalenae.  rnsUtatom 
ianiatnn  Decreto  10»  JannarH  1858. 

Libornen.   Ancillae  Charitatis.    Instltotam  laadatom  Decreto  0.  Martil  1860. 

Lingonen.  Congregatfo  a  Divina  Providentia.  testRotom  laodatmn  Decreio 
1.  Apriiis  1844.    Approb.  die  25.  Junii  1858. 

Looana.  Sorores  inOrmlB  mlnlstrantes.  Institotnui  laodatom  Deereto  23. 
Martil  1852. 

Lodonen.  instHMm  FlUaram  saplentlae,  eC  Mtsdonsriomm  Mariae.  Insti- 
totom  approbatnm  Deo^to  8.  Mail  1858. 


444  Biaszarri,  Melbod.  «pprot.  nor.  insttt.  Aonitf. 

Luriooen.  Miasioiiarii  Marite  ImmaculaUe.  InstltiUoin  liodatiuii  Decreto 
n.  JalK  1857. 

Lugdanen.  Sorores  a  S.  Josepho.  lostitatani  laadataiB  Decreto  5.  Mali  1829. 

Lagdnnen.  Sodalitas  Clericoram,  sea  Catecbistaram  S.  Viatoris.  Statuta 
approbata  Decreto  diei  27.  Septembris  1888. 

Lugdanen.  Sorores  a  Jesa  et  Maria.  Constitotiones  approbatae  Dpcreta 
1.  Qctobris  1847. 

Lugdanen.  Presbyterl  saecolares  sodetatis  Mariae»  CoBstltQtUiDOi  a^probatae 
per  modam  experimenti  ad  sexennium.    Decreto  15.  Janli  1860. 

Lugdanen.  Fratres  Parvali  Maristae.  Institatam  laudatom  Decreto  9.  De- 
cembris  1869. 


Marianopolitana.  FiUae  Cbaritatis  Andllae  PanpemniL   lostltatDa  lauMoai 
DecKlO  26.  Aprilis  1860. 

Marianopolitana.   Sorores  Cbaritatto  Yolgo  Soenrs  Grises  K&mtnkntnMon 
taospitalii  generalis,    kwtttatom  laudatom  He  4.  Janoarll  1862. 

Massilien.    Oblati  S.  Caroli.     Coostitotlones  approbatäe  Decreta   15.  Fe* 
bniaril  1886. 

Massilien.    Institatam  fratrom  S.  Petri  ad  VIncola.    Institatam  approbatom 
Iteereto  27.  Seplerabris  1868. 

Massilien.  Institatam  Jovenum  Operarioram  paoperom.    Scopos  laiidatvs  die 
14.  Febraapil  1661. 

Mecblinien.  Fratres  a  Hisericordia  sab  patrocinio  S.  Vfaicentii  a  Paolo,    to* 
stitatum  approbatom  Decreto  20.  Noyembris  1857. 

Medlolanen.  Congregatio  Sororam  Boni  Pastoris.  Institotom  laodatam  26.  Fe» 
bruartl  1852. 

Meten.  Fillae  ab  Infante  Jesa  et  S.  Gbrfstlana.    InsiHotom  laudatom  De- 
creto 22.  Decembris  1857. 

Monacen.  Paoperes  Sorores  Dominae  Nostrae.    Constitotiones  approbatäe 
Decreto  9.  Mail  1850. 

Matinen.  Congregatio  Fillaram  a  Providentia.   Institatom  approbatom  De- 
creto 9.  Janoarli  1845. 


Namorcen.  Sorores  a  Domina  Nostra.    Cooatitatioiies  approbatäe  «Doaelo 
26,  Jimtt.1644* 

Namorcen.  Sorores  a  Providentia,  sob  patrocinio  Mariae  Immacjlatae.    FIr 
Bis  iQstttati  landatos  Decreto  I.  Septenbrls^  1858. 

Nannien.  Sorores  Cbaritatis  a  S.  Carole  Borromaeo.    Constüotioiws  appro- 
batäe die  4.  Febroarii  1859. 

Nanneten.  Sorores  a  Providentia,  sob  inrtil«to  UrsatiDaram.   Stüola  appio* 
bata  Decreto  17.  Septembris  1817. 

NeapoUttfia.  Missionarii  SS.  Cordiom  Jeto  et  Maiiae.   lostitotam  laodatom 
Decreto  22.  Janii  1888. 

Nemaosen.  Presbyterl  Assomplionis,  sob  regola  S.  AogoatiDL  Flols  laodatos 
Decreto  1.  MartU  1857. 

.    Nlvenen«  Sororn  Cbaritatis  et  lostmetioBis  Cbristianae.   lostttoton  appro* 
batom  Decreto  80.  JolU  1852. 
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Novarieo.  Congregatio  PresbyteroVom  CbaiiUtis  a  Rostnlnio  ftandata.  In- 
attolam  amirsbalimi  H  CanstttatloDei  eonflroiaiae  Deereto  (ttel  20.  Decembiis  18S8. 

F 

PaderboneDv  Sorores  Charitatis  Cbristianae.  Institotam  laudatam  Deereto 
1.  Aprills  1859. 

Parfsien.  PresbyCeii  et  Sorores  Congreg.  SS.  Cordiam  et  Adorationis  per^ 
petaae*    Constüutlones  approbatae  Deereto  20.  Deeembris  1816. 

Parisien.  Presbyter!  Saeeulares  MissionarH  a  Miserieordia.  faistitutoffl  et 
Constitntiones  approbatae  die  16.  Septembrfs  18SS. 

Parisien.  Sorores  Assamptionls  B.  tf.  Y.  FInis  Institut!  landatüs  Deereto 
19.  Jannarii  1855. 

Parisien.  Fillae  SS.  Cordis  Mariae.  Inatitatais  approbatam  Deereto  25. 
AprIOs  1857. 

Parisien.  Sorores  S.  Tbomae  a  VUlanova.  Institotam  landalum  Deereto 
27.  Jttlii  1860. 

Pictavien.  Filiae  Cnieis,  nuneopct.  Sorores  a  S.  Andrea.  Institut  am  landa- 
lum per  EpistoUm  10.  Augusti  1829. 

Pictavien.  Congregatio  Fiilonim  Mariae  loimaealatae.  Oblati  a  S.  Hüario, 
Institotom  laodatom  anno  1855. 

Pinerolien.  Oblati  B.  M.  Y.  Constitntiones  approbatae  Deereto  1.  Septem« 
bris  1826. 

Prägen.  Sorores  a.  S.  Carlo  Borromeo.  Constilatlones  approbatae  die  14. 
Uaii  1841. 


Rbedonen.  Congregatio  Panralamm  Sororom  Paopemok  .InstMtini  appPD* 

Deereto  7.  Jottt  1854. 

Rbedonen.  Presbyter!  Saeeulares  Eadistae.    Instltolnm  approbatum  Deereto 
t.  AprtHs  1657. 

Rbedonen.  Presbyterl  Immaeulatae  Coneeptionis  a  S.  Mebenno.   Institnli 
tadatM  Dcmio  Mei  2.  mtm  tM. 

Romana  et  Parisien.  Sorores  a  SSmo  Corde  Jesu,  Ctnstitotioiies  approbatae 
%i.  Btatt  1126. 

Romana.  Congregatio  Maglatraram  Piaram  Yenertni.   ConaHInlionea  appro* 
featu  Aeciflta  2.  Beeembris  1866. 

Romana.  Missionarii  a  Pretiosissimo  Sanguine.   Inatitotom  approbalmn  Do^ 
«feto  ft7.  Aagosti  1841. 

Romana.  Sorores  ab  Adoratione  Preeloslssirol  Sangolnla.   InsUtatiuD  lamta« 
MB  «o  60.  Matt  1665. 

Romana.  Ilagistrae  a  S.  Dorotbea.    Articuli  approbati  «mo  1866. 
•*||    i'ftMMii.   fteabyieri   Congregatloüis  Reserreetlonis.    iostllitaai  loodatom 
Deereto  14.  Septembris  1860. 


Saneti  Deodatl.    Sorores  a  Proiridentia.    Institntnm  laudatam  Deereto  60. 
Mail  1859. 

Seeovien.   Sorores  Sebolarom.    Institotam  approbatum  die  15.  JolU  1846. 
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T 

TaarineD.  C^nsregatla  Flddlsm  AaieeSanuii  Jeso.  InsUtntom  appToMm 
Decreto  5.  Augosti  1837. 

TaoriDen.  Sorores  a  S.  Anna.  ComstHotiones  approbaUe  Deereto  8.  Mar- 
Ui  1846. 

Taurinen.  Sorores  Poenitentes  a  S.  Maria  Magdalena.  ConstlUiUoiiea  appro- 
batae  Deereto  8.  Martü  1846. 

Toletana.  Adoratrices  SSmi  Sacramenti  Ancillae  Cbaritatls.  Constitationes 
approbaUe  per  modam  experimentl  ad  qainqaennium  Decreto  5.  JalU  1861. 

Tolosana.  Presbyter!  Adoratores  et  Contemplatores  SS.  Cordis  Jesa.  losli« 
tntoni  iaadatoDi  Decreto  1.  Martii  1841. 

Tomacen.  Filii  S.  Josepbi.    Institatimi  laadatam  Decreto  6.  Aogustl  18S0. 

T     ' 

Valentina.  Sorores  Trihitarlae.    Scopos  laodatos'^Oecreto  10.  Janaarll  1855. 

Vapincen.  Sorores  a  SSmo  Corde  Mariae.  Instltotam  laadatam  Derreto 
20.  Marill  1850. 

Vapincen.  Sorores  a  Providentia.  Scopos  laadatos  Decreto  SS.  Febroarii  1855. 

Veneten.  in  Gailia.  Sorores  Cbaritatls  filiae  S.  Ladovid.  Constitotiones 
approbatae  Decreto  28.  Aogustl  1840. 

Veneten.  Fratres  Instrnctionis  Cbristianae.  Inslltatnm  laadatam  die  21 
Decembris  1850. 

Venetiaram.  Institatam  Scbolaram  Cbaritatls  approbatam  die  tU  Aogasti 
18S5,  et  Constitotiones  Decreto  23.  Septembris  1888. 

Veronen.  Filiae  Cbaritatls  vaigo  dictae  Canossiane.  Constitotiones  appro- 
batae  anno  1828. 

Veronen.  Sorores  Minimae  Cbaritatls,  et  a  S.  Famllia.  Institatam  appro- 
batam Decreto  28.  AprHIs  1883. 

Veronen.  Congregatio  S.  Famillae.  Institatam  approbatam  20.  Decem- 
bris 1833. 

Veronen.  Famalae  SS.  Cordis  Jesa.  Institatam  laodatom  Deertto  23.  Sep- 
icabiia  1842. 

Veronen.  Sorores  Mariae  Conceptae  Immacolatae.  Instltotam  famdalom 
Decreto  IM.  Janoartt  1856.. 

Veronen.  et  Venetiaram.  Societas  Mariae  pro  Institatione  Sarioram  Mo* 
torom.    Instttotiim  approbotom  die  31.  Jolil  1857. 

Veronen.  Societas  Presbyteroram  a  SS.  Stygmatibat.  Instttaton  landatm 
Dnarelo  16.  Aprflis  1855. 

Vicen.  Sorores  Tertii  Ordlnis  B.  M.  V.  a  Monte  Canoelo.  Inalltatam  lait* 
dalom  die  &  Aogasti  1857. 

Vicen.  Sorores  S.  Pbilippi  Nerii  Parisalmae  Conceptloofs.  fostttotoai  Imi^ 
datum  die  2.  Septembris  1850. 

Vicen.  Misslanaril  Immacotati  Cordis  B.  M.  Y.  iDstHotom  laodalom  De- 
creto 10.  Octobris  1860. 

Vicentina.  FUli  CbaritatiSw  Aador  et  piom  opos  laudatom  die  15.  Janaarll  1841. 

Viennen.  Sorores  Ordinis  Tbealonlci  Constitotiones  approbatae  1.  JuUi  1855. 
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Ke  Lage  der  katbolischen  Kirche  in  Schleswig  (1866). 

(Vgl.  Arohiv  VI.,  S60  ff.,  XI.,  460  U) 

Das  Mainger  Journal  1866  Nr.  77.  berichtet  Folgendes : 
ÜEter  dem  23.  April  1864  erging  eine  Verordnung  von  Seiten 
der  k«  k.  Osteneicliischen  nnd  k.  prenssischen  obersten  Givflbehörde 
(Verordnangsblatt  f&r  das  Herzogthnm  Schleswig  Nr.  12.  Jahrgang 
1864,  Nr.  38.)  worin  mit  Bneksicht  auf  das  BedtlfGüss  eines  grossen 
Theiles  der  alürten  Armee,  some  der  nicht  der  LcmdedArche  amge^ 
hörenden  Bewohner  des  HerMogfhumea  y  nnter  gleichzeitiger  Auf- 
hebung der  bisherigen  Beschränkungen  und  vorbehaltlich  verfassungs- 
m tosiger  Begeiung,  dien  .christlichen  Glaubensbekenntnissen,  gegen 
wekhe  nicht  aus  Granden  der  öffiEOitUchen  Ordnung  und  Sittlichkeit 
m  Verbot  erlassen  wurde,  gßeicher  Schutz  und  gleiche  Berechtigung 
augesichert,  auch  bestimmt  wird,  dass  ihrer  freien  Bellgionsübung 
nirgends  ein  Hindemiss  in  den  Weg  gelegt  werden  soll 

Der  Hochw&rdigste  Herr  Bischof  von  Osnalnllck,  als  Provlcat 
dar  nordischen  JiiliBsionen,  kam  nun  unter  dem  23.  Juni  1864  um  die 
Brlaubnias  zur  Gxfindung  einer  katholischen  Missionspfarrei  in  Mens^ 
bürg  ein  und  erhielt  dieselbe  mitteist  Bescriptes  der  obersten  Civil-* 
behörde  vom  4.  Juli  desselben  Jahres,  in  welchem  gleichzeitig  die 
Einrichtung  einer  Hauscapelle  gestattet,  jedoch  die  Genehmigung  zum 
Neubau  einer  Kirche  mit  Thurm  und  Glocken  vorbehalten  wurde. 
Am  7.  Juni  1865  kaufte  nun  der  dortige  Missionspfarrer  Herr  Rave 
ein  Hausgrundstück  an  und  richtete  den  einen  Flügel  des  Gebäudes, 
mit  Beibehaltung  der  Umfassungsmauern  und  des  Daches  zur  Haus- 
Capelle  ein.  Am  28.  Februar  d.  J.  'nun  sollte  die  Einweihung  dieser 
Capelle  stattfinden,  aber  am  23.  desselben  Monats  traf  von  der  schles- 
wig'schen  Begierung  der  Befehl  ein,  von  der  bereits  anberaumten 
Einweihung  der  Kirche  abzusehen,  da  nach  dem  (oben  erwähnten) 
Schreiben  vom  4.  Juli  1864  die  oberste  Givilbehörde  sich  ausdrücklich 
die  nähere  Prüfung  und  Grenehmigung  für  einen  Kirchenbauplan 
vorbehalten  habe.  Auf  die  wiederholten  und  dringenden  Vorstel- 
lungen des  Pfarrers,  wodurch  er  der  Begierung  den  klaren  Beweis 
lieferte,  dass  es  sich  n^cht  um  den  Neubau  einer  Kirche,  sondern  um 
die  Einrichtung  einer  Haus-Capelle  handele,  dass  somit  die  erlassenen 
Verordnungen  in  keiner  Weise  auch  nur  formell  verletzt  worden  seien, 
dass  auch  den  in  baupolizeilicher  Hinsicht  bestehenden  Vorschriften 
vollständig  Genüge  geleistet  worden  sei,  dass  endlich  durch  die  Ein- 
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weihung  der  CapeDe  einem  sehr  fühlbaren  Bednrfiiisse  der  katholischen 
Einwohner  sowohl  wie  des  katholischen  Theiles  der  Garnison  Abhilfe 
geschafft  werden  wurde,  indem  auch  die  den  Katholiken  precario  fiber- 
lassene  Mitbenutzung  der  dänischen  lutherischen  Kirche  zu  grossen 
Inconvenienzen  Veranlassung  gäbe,  ist  nun  seit  zwei  Monaten  noch 
keine  Entscheidung  erfolgt,  sondern  bereits  am  21.  Februar  in  einem 
Begi^ungserlasse  darauf  hingewiesen  worden,  dass  die  Angelegen- 
heiten der  katholisdien  Kirche  und  der  freien  Beligionsfibung  der 
Katholiken  im  hiesigen  Lande  in  ihrem  ganzen  Zusammenhange  und 
in  ihrem  Verhfiltniflse  zu  der  lutherischen  Gesetzgebung  des  Landes 
einer  nochmaligen  eingehenden  Erdrtemng  Seitens  der  Staatsregierang 
unterzogen  worden,  und  dass  die  Entscheidung  in  nächster  ZßU  zu 
gew&rtigen  sei 

Es  ist  nun  dringend  zu  wfinschen,  dass  diese  Entsdieidung 
bald  erfolge  und  zwar  in  einem  Sinne,  der  dem  wahrhaft  toleranten 
(leiste,  der  die  Verordnungen  vom  Jahre  1864  beseelte,  entspricht, 
da  sich  doch  nicht  annehmen  Iftsst,  dass  jene  Verordnungen  blos  fiür 
die  Dauer  des  Kriegszustandes  gegeben  seien,  und  dass  von  den  Katho- 
liken mit  schweren  Opfern  zur  blossen  Befriedigung  ihrer  religiösen 
Bedürfnisse  gegrOndete  Einrichtungen  nach  der  Pacificirung  jener 
Länder  wieder  zerstört  werden,  sie  selbst  aber  in  ihre  fttthere  Becht- 
losigkeit  zurücksinken  sollen. 


Vering,  Tiroler  6a.  v.  7.  April  1866  betr.  Bdd.  eymg.  Gemellid.     i4d 

Das  Gesetz  vom  7.  April  1866, 

wirksam  für  die  gefüratete  (h-afschaft  Tirols 
betreffend  die  Bildung  evangelischer  Gemeinden  oder  Filialen  innerhalb  der  Lan- 
desgrenzen der  geforsteten  Grafschaft  Tirol,  . 
nütgetiteilt  von  Prof.  Dr.  F.  Vertng. 

Der  Fttrstbisdiof  von  Brixen  brachte  in  der  Session  des  Tiroler 
Landtages  vom  Jahre  1861  folgenden  Antrag  ein : 

Auf  Grand  des  AllerhOehsten  HandschreibeBB  vom  7.  September  iSiW  mid 
des  S.  17.  der  Landea4)rdiui]ig  wolle  der  Landtag  zum  Schutze  der  GianbeaaelD* 
lieit  Tirols  folgende  Landeagesetze  in  Vorschlag  bringen: 

Das  Recht  der  Oeffentlicbkeit  der  ReligionsObung  steht  in  Tirol  nar  der 
kalholiscben  Kirche  za. 

Die  Bildung  nlcbt-katholischer  Gemeinden  ist  nnzullssig. 

Die  nlclrt  ur  kathoUsdieB  Kirche  sich  Bekennenden  erlangen  die  Erwerba- 
fftbigijyeU  onbewegiicben  Vermögens  nur  über  Antfag  des  Landtags  und  BewIW 
Ugung  des  Kaisers.  Die  Behörden  haben  die  Befolgung  dieses  Landesgesetzes 
von  Amtswegen  zu  Oberwachen. 

Dieser  Antrag  vmrde  vom  Tiroler  Landtage  m  der  7.  Sitenng 
des  Jahres  1861  znm  Beschlüsse  erhoben. 

Der  Kaiser  lehnte  diesen  Gtesetzesvorschlag  in  der  yor]iegen(len 
Form  ab,  weil  er  anf  den  §.  17.  der  Landesordnnng  basirt  sei,  w&hrend 
er  seiner  BeschafMnheit  nach  nur  nach  §.  19  a.  der  L.-O.  in  Verhand- 
lung zu  ziehen  gewesen  wäre. 

Unter  dem  26.  Januar  1868  brachten  die  Landesbischöfe  den  die 
Zulassung  der  AkathoUken  betreffenden  Antrag  in  veränderter  Form 
ein  und  der  Landtag  fasste  demgemäss  in  einer  vor*  und  naehmittä* 
gigen  Sitzung  vom  25.  Februar  1868  folgende  Beschlfisse : 

»Se.  k.  k.  apostolische  Maleatat  wofie  bei  den  eigentbOmUGben  VerMUtnlaaeB 
Tyrols  ond  dem  gemelnsamea  Wunsche,  dieses  Lindes  an  dem  kalserlidien  Pe- 
tenle  vom  8.  April  186t,  Z.41.,  (Aro^iv  Vl.,2i6f.;  folgende  Ab&nderungen  alier- 
gnädlgat  zn  bewilligen  geruhen: 

L  In  Tirol  besteht  keine  Pftirrgemeinde  der  evangelischen  Kirche  weder 
augsburgischen  noch  helvetischen  Bekenmnisses  und  es  soll  anch  In  Zukunft  In 
diesem  Lande  kehia  akathoUsdie  Gemeinde  oder  Fittale  sich  bilden  dOrfbn. 

II.  Die  BvaageliaclieD«  welche  aleh  lo  Tirol  auf  halten,  gehören  hloalchtllek 
ihres  OffentUchea  Gotleadienstes,  Kirchen,  Unterricht,  Wohltb&tigkeitsanstalten, 
Stiftungen,  Fonde  und  Vereine,  hinsichtlich  ihrer  Gemeindeversammlungen,  Ge- 
meindevertretung ond  Presbyterlum  zu  der  ihnen  am  nächsten  Hegenden  Ge- 
meinde ihres  Bekenntnisses  einer  anderen  Osterr,  Provinz.  In  Tirol  ist  Ihnen  das 
Beligions-Privateierdtinm  gestattet. 

ÜL  Das  Protest.  Bethaus  in  Heran  bleibt  der  Benutzung  der  dort  wellen-' 
den  mchtkafboHken  als  Privatoratorinm  auheimgeatelit. 

IV.  AkathoUken  kOnnen  in  Tirol  unbewegliches  Eigenthum  erwerben,  mOs* 
aen  Jedoch  die  Erlaubniss  dazu  von  Fall  zu  Fall  sich  durch  ein  Landesgesetz  er* 
Wirken.« 

u.  80 
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Die  Punkte  L,  11.  und  lY.  wurden  mit  34  gegen  18,  der  Punkt 
m.  mit  38  gegen  14  Stimmen  zum  Beschlüsse  erhoben. 

Es  erfolgte  hierauf  dann  unter  dem  17.  November  1865  eine 
Allerhöchste  fiesohUianf  welche  (indem  wir  ihren  Inhalt  in  umge- 
kehrter Ordnung  wiedergeben)  in  Betreff  des  Punktes  lY.  erklärte, 
dass  auf  die  Beschränkung  der  BesiizföhigkeU  der  Niehikathöliken 
in  der  vorgeschlagenen  Weise  mit  Hücksicht  auf  die  gesetzliche  6e- 
ftimmung  des  §.  17.  des  Allerhöchsten  Patentes  vom  8.  April  1861 
{Ärehiv  yi.y  216  c.)  nicht  eingegangen  werden  könne;  den  Punkt  IIL: 
die  Frage  der  Bildung  einer  evangel.  Kirchengemeinde  in  Mer^n  der 
instanzmassigen  Entscheidung  der  Behörden  vorbehielt.  (Wir  fogen 
hier  sogleich  hinzu,  dass  durch  Bathsbeschluss  der  Statthalterei  von 

Tirol  vom  16.  Januar  1864,  Z.  -^ ,  die  Gründung  einer  evangelischen 

Eirchengemeinde  zu  Meran  abgeschlagen  und  ein  dagegen  gerichteter 
Becurs  des  evangel.  Oberkirchenraths  von  der  Cult.-Abtheilung  des 
k,  k.  Staatsministeriums  unter  dem  1.  November  1865  ebenfalls  zu- 
rückgewiesen wurde,  »da  die  Zahl  der  mit  ordentlichem  Wohnsitze  in 
Meran  lebenden  Mitglieder,  des  evangelischen  Glaubensbekenntnisses 
[nämlich  in  Meran  selbst  nur  drei  Männer  und  fünf  Frauenzimmer, 
in  Bozen  sechs  Männer  und  zwei  Frauen,  in  Sterzing  drei  Männer  und 
eine  Frau,  also  in  ganz  Tyrol  nur  20  Personen],  zu  klein  sei,  um  den 
vom  Gesetze  geforderten  Bestimmungen  über  Constituirung  einer  Kir- 
ohengeineinde  zu  entsprecben.c  v Dagegen  l^e  die  Begierung  der 
Abhaltung  des  Gottesdienstes  und  Uebung  der  Seelsorge  für  die  in 
Meran  als  Curgäste  sich  voräbergehend  aufhaltenden  und  die  dort  an- 
sässigeii  wenigen  Protefftanten  durch  einen  vom  evangel.  Oberkirchen- 
nath  dazu  berufenen  protest.  Geistlichen  kein  Hindeniiss  ia  den  Weg.) 
Endlich  zur  Erledigung  der  Petita  I.  und  11.  wurde  die  BegieniDg 
durch  obige  Allerh.  Besolution  ermächtigt,  bei  dem  Tiroler  Landtage 
den  Entwurf  eines  Landesgesetees  bdreff.  die  Begelung  des  behördlichen 
Vorganges  hei  der  Bildung  van  euangeliachen  Ffarrgemeinden  und  Ff 
Uälen  ds  Begierungsvorlage  einzubringen.     Der  dieafiülige  von  Se. 
Maj.  allerh.  genehmigte  Entwurf  lautete  wörtlich  wie  folgt: 

»Das  in  Gemissheit  des  Pttentes  vom  S.  April  1861  Reg.-6e8etz,-BI.  Nr.  41. 
iArchiv  VI.,  216  ff.)  und  der  auf  Grund  desselben  erlassenen  Kirclienordoanff  der 
poliÜscheD  LaDdesstelle  vorbehaltene  Zostimmongsreclit  bei  Bildoog  selbststiodiger 
Gemeinden  oder  Flliilen  der  Evangelischen  des  augsboisisehen  oder  belvelisebeD 
Bekenntnisses,  ist  im  EinverstAndnisie  mit  der  Landesvenretong  «nsatt&ben.« 

Der  Tyroler  Landtag  zog  diesen  (Gesetzentwurf  während  der 
Session  1865/66  in  Verhandlung  und  nahm  in  seiner  XXIV.  Sitzung 
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vom  3.  Febraar  1866  denselben  mit  erheblicher  Stimmenmehrheit  in 
nachstehender  Fassung  an : 

>Dui  Büdmg  einer  ßelbsisiändigei^  Qememie  oder  Fjl,\a^  def 
Evangelischen  des  aug^rgischen  oder  hehetiscJm,  BekenntnisseSf 
von  welcher  Bildung  das  Recht  der  Äusvhung  des  öffentlichen  Oot- 
tesdienstes  abhängt^  kaHn  %'Hnerhdlb  der  Landesgreneeder  gefür steten 
Grafst^ujifl  Tirol  von  den  competenten  Behörden  nuir  über  Einver- 
ständniss  des  Landtages  bewiUigt  werden,  € 

Bs  Hess  der  Landtag  also  die  im  Sergienmgs-Entwnrfe  enthaltene 
Bemftmg  anf  das  allerfa.  Patent  vom  8.  April  1861  und  die  Kirchen- 
Ordnung  vom  9.  April  1861  weg;  jedoch  wurde  diese  Wegläsrang 
durch  die  anstatt  des  Ausdrucks  »politische  Landesstelle«  gewählte 
Bezeichnung  »competente  Behörden«  wieder  einiger  Massen  aufgewo- 
gen, indem  danmter  offenbar  nur  jene  Behörde  yerstahden-  werden 
kann,  welche  nach  den  bestehenden  'Oesetaen  zur  Amtshandlung  bei 
Bildung  evangel.  Eirchengemeinden  berufen  ist.  Der  Landtag  suchte 
^rch  die  von  ihm  gewählte  Textirung  übrigens  audi  die  etwaige  Be- 
sorgniss  zu  beseitigen,  dass  ein  auf  das  Einverstftndniss  des  Land- 
tags gegründeter  Ausspruch  der  Statthalterei  im  Berufiii^swege  vötn 
Staatsministerium  abgetodert  werden  könnte. 

Gegen  die  Einschaltung  des  eigenllioh  selbstverat&ndllohen 
Satzee :  »von  welcher  Bildung  das  Recht  der  AusAbung  des  öffoDft- 
•lieheü  Qotteedienstes  abhftagt,«  Hess  sich  um  so  weniger  etwas  ein- 
wenden ,  als  diese  Bestinnnung  dem  §.  2.  des  allerh.  Patentes  vom 
8.  April  1861  entnommen  itt.  Bs  (^folgte  daher  unter  dem  7.  Apifl 
1866  die  Allerh.  Sasetiofn:  des  Gesetzes  in  der  vom  Landtage  bes(Mta- 
eenen  Fom. 

G^l^hzeitig  mtt  ^  Annahme  des  obigsn  Gesetz-^Entwurfii  be- 
-SfoUoss  der  Tiioler  Landtag  ouoh  eine  Adreitoe  an  Se.  k:  k.  MajAstllt, 
in  welcher  einersrits  der  Dank  fflr  die  Einbringung  des  obigen  Qosfti- 
Bntwurlids,  andererseita  aber  über  die  Nichtgcrwfthrtmg  des  Petitums 
IV.  der  Anträge  vcrni  25.  Februar  1868,  womach  Akatholiken  zur  I^- 
'  Werbung,  unbeweglichen  Eigenthtmis  von  Fall  zu  Fall  eines  Landtoge- 
setzes  bedürfen  sollten;  die  Besorgniss  ausgedrückt  wurde,  dass,  um 
nns  des  Ausdrucks  der  Adresse  zu  bedienen,  falls  die  dem  Lande  Aio- 
hende  Gte&hr  von  Sr.  Majestät  nicht  abgewendet  würde  ^  auf  diese 
Weise  das  Glück  der  Glaubenseinheit  gewissermassen  dem  ZutUie 
Preis  gegeben  bleiben  könnte.  Der  Inhalt  dieser  Adresse,  in  welcher 
Übrigens  keine  bestimmt  (brmulirte  Bitte  gestellt  war,  wurde  von  St. 
k.  k.  Majestät  zur  Eenntniss  genommen. 
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Ueber  die  WiederhersteUung  des  Dodorates  des  canonischen  Rechts 
an  der  k.  k.  Universität  zu  Pesth  (1866), 

nach  amtlicben  Qaellen  mitgetheiU  Yoa.Prof.  Dr.  Vering. 

Die  k.  üniyersitftt  zu  Pesth  hatte,  wie  ein  Vortrag  der  unga- 
rischen Hofcanzlei  dd.  Wien  28.  Janaar  1866,  den  wir  hier  folgen 
lassen,  darstellte,  glefch  andern  katholischen  Universitäten,  seit  ihrer 
Bnichtüng  das  Recht  gehabt  nnd  auch  ausgeübt:  Doctores  jnris  ca- 
nomiei*  zu  promoviren  nnd  zwar  wurden  mit  dieser  academischen 
WOrde  sowohl  Geistliche  als  Laien  nach  bestandener  strenger  Pr&- 
ftmg  bekleidet 

Im  Jahre  1856  hatte  das  bestandene  Ministoiiim  ffir  Cultns  nnd 
Unterricht  die  Verleihang  des  Boctorates  des  canonischen  Bechts  an 
der  k.  Universit&t  Pesth  bis  auf  Weiteres  eingestellt. 

Nachdem  sich  nnn  adttlerwefle ,  besonders  in  neuester  Zdt 
Mehrere  zur  Erlangung  jenes  Ar  verschiedene  geistliche  Stellen  und 
Worden  wünsefaenswerthen,  ja  nothwendigra  Doctorgrades  gemeldet 
hatten,  so  kam  der  Pesther  UniversitttsseDat  im  Wege  der  unga- 
rischen Statthalterei  um  die  Wiede^bewilligung  des  Bechtes  der  Ver- 
leihung der  canon.  Doctorwfirde  ein,  und  es  wurde  dieses  Gesudi 
auch  TOD  dem  Cardini^-Ffirst- Primas  auf  das  Wftnnste  empfohlen. 
Wie  aas  den  betreffenden  Verhandlungen  hervorgeht,  beabsicbtigte  die 
UBgariscbe  Hofcanzlei  die  Vorrnahme  der  itigtoosen  unter  folgenden 
Motifioationen  Allerhöchsten  Orts  zu  beantragen,  dass  ausser  den  bei 
d«r  zur  Erlangung  des  fraglichen  Doctorgrades  abgehaltenen  strengen 
Pröftmgen  vorgesehriebenen  Bechtsgegenstitaden  (Natuneoht  und  can. 
Becht)  kfinftighin  die  Candidaten  auch  ans  der  Fnndamental«Theo- 
]Cfp%  und  Kirchengesohichte  in   einem  zweiten  Bigoroeum  g^rfift 
wwden  soUtoi,  und  zwar  in  der  Art,  wie  dies  dbedem  ftblieh  war, 
«iter  dem  Vorsitze  des  Decans  der  Jurist  Facnlt&t»  welchem  Letzteren 
aneh  die  Promotion  zustehen  würde  — ,  von  den  vier  Examinatoren 
wiren  zwei  durch  den  betreffenden  Qraner  Erzbisohof  aus  Doctoren  der 
Theok)gie  oder  des  canon.  Bechtes  zu  ernennen,  die  anderen  zwei  aber 
aus  katholischen  Mitgliedern  der  juristischen  Facnltät  zu  bestimmen; 
endlich  hätte  der  Candidat,  vor  seiner  Promovirung  das  katholische 
Qlanbensbekenntniss  naeh  der  tridentin.  V^xmA  in  die  Bande  des 
theoL  Stadien -DirectoiB,    als  Vertreter   dee  Episcopats,  Offentii^ 
während  der  heiligen  Messe  beim  Evangelium  zu  leisten. 

Nach  neuerlicher  Einvernehmung  des  Cardinal-Fürst-Primas  von 


Vortrag  der  ongarisdieii  HbrcaDiIel  fOB  tS.  Janaar  1M6.         453 


Ungarn,  dee  Üniyersitftts-Settats  nnd  des  Profeasoren-OoUeginaia  dei" 
jaristiaehen  nnd  theologischen  Facaltftt  glaubte  man  jedoch  die 
Zahl  der  Mitglieder  der  Prfifiinga^CommiBSion ,  deren  HUfte  nach 
Art.  YI*  des  Concordates  von  dem  betreffenden  DiOcesaabisdiofe«  im 
vorliegenden  Falle  von  dem  Primas  zu  ernennen  ist,  statt  Tier  auf 
sechs  beantragen  zu  sollen,  deren  geistliche  Mitglieder  aus  der 
Eirchengeschichte  und  der  Fundamentaltheologie ,  die  weltlichen  aus 
dem  jus  naturale,  Alle  aber  aus  dem  jus  canonicum  zu  prüfen  haben 
würden;  betreffend  femer  die  Qualification  zur  Zulassung  zu  den  frag* 
liehen  strengen  Prüfungen,  von  der  früheren  Uebung,  wornach  die 
Bestehung  einer  Prüfung  aus  dem  Naturrecht  die  Vorbedingung  der 
Zulassung  zu  den  m^erwähnten  Bigorosen  war,  da  dies  mit  dem 
jetzigen  Studienplan  der  Universität  nicht  vereinbar,  und  die  ge- 
nannte Wissenschaft  ohnehin  ein  Gegenstand  der  strengen  Prüfung 
ist,  abzusehen  und  in  Vorschlag  zu  bringen,  dass  der  Candidat,  nach- 
dem er  die  Eirchengeschichte  und  die  Fundamentaltheologie  an  der 
Universität  oder  an  einem  Lyceum  gehört  hat,  sich  über  eine  einjäh- 
rige Frequentation  juristischer  Vorlesungen  an  der  Universität  auszu- 
weisen habe,  wovon  jedoch  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen 
nach  Anhörung  des  Ptofessoren-CoUegiums  die  Dispens  ertheilt  wer- 
den könnte. 

Das  Staatsministerium  überwies  darauf  die  endliche  BescUnas* 
fasaung  über  diesen  Gregenatand  dem  Unterrichtarathe.  Dieser  bean- 
tragte sodann  in  der  Voraussetzung,  dasa  die  WiedereinfBhrung  der 
canonischen  Bigorosen  wünschenawerth  eracheiBe,  aber  die  ZuUMung 
zu  dieaen  blos  den  Elerikem  und  zwar  denen  der  ordines  majores  ge- 
stattet wäre  und  endlich  dass  die  Prüfung  bei  der  juristischen  Facultftt 
stattzufinden  hätte,  Folgendes: 

a)  Der  Candidat  habe  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  er  die  Ma» 
tnrit&tsprfifung  mit  gutem  Erfblge  bestanden  und  die  Vorträge  über 
römisches  und  über  Eirchenrecht  in  dem  Stunden-Ansmasse,  in  wel* 
chem  diese  Gegenstände  zu  hören  für  Stndirende  obligat  ist,  gehört 
habe,  wobei  es  jedoch  keinen  Unterschied  machen  würde,  ob  der  Can- 
didat die  Vorträge  über  Eirchenrecht  an  einer  juristischen  oder  an 
isiner  theologischen  Facultät  gehört  habe. 

b)  Als  Briifimg9g9gmsamiäe  hätten  zu  griten  das  röm.  Beohi, 
dann  daa  Eirchenredit  und  die  Eircdienrechtfiigeschichte,  wogegen  dar 
Unkenichtarath  von  der  von  den  Unterbehörden  beantragten  Prüfimg 
ans  der  BechtaphSoeophie  imd  d^  Eirchengeschichte  Umgang  la 
nehmen  erachtete  und  diese  Abwetehunir  dnroh  die  Natnr  dea  caneau 
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Doetoratta  und  die  Forddhui^ii  des  hdutigdii  S^defi  d«r  IWusen« 
sühaft  in  ausfi&brliolDer,  kaum  iriderlegbaror  Weise  begründete. 

c)  Die  Zahl  der  Rigarosen  wäre  auf  Ztwei  und  zwar  eines  für 
tQm*  Becht  und  eines  for  Eirchenrecht  und  Eirclienrechtsgeschicfate, 
jedes*  in  der  Daaer  von  IV2  Stunde  festzusetzen. 

d)  Die  Prüfiingsconimission  hätte  aus  zwei  Examinatoren  und 
dem  jeweiligen  Decan  des  juristischen  Professoren  -  Collegiums  als 
Torsitzenden  zu  bestehen.  Von  diesen  beiden  Examinatoren  hätte  einen 
der  hierzu  berechtigte  Bischof  zu  bestellen,  der  zweite  hätte  je  nach 
dem  Fach,  aus  welchem  das  Bigorosum  abgelegt  wird,  der  im  Bange 

altera  ordentliche  kathol.  Professor  des  rSm.  oder  des  Kirchenrechts 

•  •  •  .. 

zu  sein.  Falls  der  Decan  der  einzige  kathoL  Fachprofessor  eines  der 
erwähnten  Lehrfächer  wäre,  so  hätte  dieser  zu  examiniren  und  anstatt 
scäner  der  Prodecan  den  Votäitz  zu  übernehmen.  Der  Vorsitzende 
wäre,  gleich  den  übrigen  Mitgliedern  in  Bezug  auf  den  Erfolg  des 
Bi^orosums  als  stimmberedhtigt  zu  erklären. 

e)  Nach  einem  mit  günstigem  Erfolge  abgelegten  Bigorosum 
hätte  der  Candidat  betiufs  der  Zulassung  zur  Promotion  eine  Disser- 
tation über  ein  ireigewähltes  Thema  aus  dem  Kirchenrechte  zu  über- 
reichen. Dieselbe  wäre  zuerst  demjenigen  Mitgliede  der  Prfifungs- 
Gommission,  welches  als  Examinator  für  Kirchenrecht  fhngirt,  zur 
Oettsorirung  zu  fibergeben,  und  Von  selbem  mit  seiner  Kritik  an  die 
übrigen  Mitglieder  der  Commission  au  leiten,  womach  durch  das  Be«* 
seoltat  der  Stimmenabgabe  aller  dn^i  Examinatoren  über  die  Zulassung 
tar  Promotion  entschieden  würde. 

f)^  Bevor  der  Candidat  zur  Promotion  zugelassen  wird,  hätte  er 
sich  weiter,  den  Bestimmungen  des  Concordates  gemäss,  durch  ein 
Zeugniss  des  Ordinariats  darüber  auszuweisen  dass  er  dieprofessio 
fidri  abgelegt  habe.    Endlich 

g)  beantragte  der  Unterrichtsrath  noch,  dass  diejenigen  geist- 
lichen Personen,  welche  im  Jahre  1856,  d.  i.  vor  Sistirung  des  Doc- 
inrates  ex  jure  canonico  bereits  die  Bigorosen  bestanden  hatten,  nach 
approbirter  Inauguraldiesertaiion  und  abgelegter  professio  fidei  zur 
Promotion  zugelassen  werden  mochten. 

Der  Fürstprimas,  dessen  abermalige  Meinungsäusserung  einge- 
hölt ivurde,  scUoss  sidi  jetzt  den  Antri^^en^  des  ünterrichtsrathes  in 
allen  Punkten  an,  während  die  Statiihalteilei  statt  des  rftm.*  Beehts 
dos  NatiuT0cbt  als  Prüfungsgegenstand  und  die  Dauer  jedes  BigoriH 
smnsmvf  zwei  Stunden  vorgeschrieben,  md  die  Zahl  A&c  Examinatoiw 
attf ( vier  imtco'  4öm  Yonike  des  DeoaiiB'.der  .jnriBkisdben  Ftoultit  und 
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die  Taxen  fBr  jedes  Bigorosom  wie  auch  die  Promotion  auf  21  fl. 
festgesetzt  wissen  wollte. 

Das  Staatsministerinm  und  die  unigariBche  Hofcanzlei  (Herr  von 
Majlath)  schlössen  sich  den  Anträgen  des  ünterricbtsrathes  an  und 
fugten  nur  im  Allgemeinen  den  Zusatzantrag  hinzu,  dass  sämmtliche 
Examinatoren,  sowie  der  Prorector  Katholiken  sein  mässen  und  bezüg- 
lich der  Universität  in  Wien  und  Prag  einige  aus  der  Eigenthümlich- 
keit  der  Verfassung  der  dortigen  Unirersitäten  hervorgehenden  An- 
träge nach  Thunlichkeit  berücksichtigt  werden  mögen. 

Se.  k.  k.  apostol.  Majestät  gestatteten  demgemäss  durch  Allerh. 
Erlass  dd.  Ofen  23.  Februar  1866  die  Wiedereinffihrung  des  Doctorates 
aus  dem  canon.  Becht  an  der  Universität  zu  Pesth  unter  den  von  der 
TJügarischen  Hofcanzlei  vorgeschlagenen  Bedingungen,  und  es  wurde 
sodann  unter  dem  1.  März  1866  unter  Mittheilüng  dieser  Allerh(k;h- 
sten  Besolution  die  betreffende  Ausführungsverordnung  von  der  Un- 
garischen Hofcanzlei  (Bef.  Hofrath  von  f^rankenburg)  erlassen.  In 
dieser  Ausführungsverordnung  finden  sich  unter  lit  a — g.  die  oben 
aufgezählten,  vom  ünterrichtsrathe  beantragten  Bestimmungen,  unter 
lit.  h.  noch  der  dem  Statthaltereiantrage  entsprechende  Nachtrag: 
Es  werden  die  Bigorosentaxen  t&r  jeden  einzelnen  Prüflingsgegenstand 
sowie  auch  für  die  Promotion  auf  je  21  fl.  ö.  W.  festgesetzt  und  sind 
dieselben  auf  die  gewöhnliche  Weise  zu  vertheilen,  insolange  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  der  Doctoratstaxen  auch  hinsichtlich  dieser 
Taxen  keine  Aenderung  erfahren. 
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RechtsqucUen  und  Rechtsentscheidangen. 

i.   Fflr  die  gesammte  katholische  Kirche. 
Decirekm  8.  Congr.  Epp,  et  Begtdar.  ment.  Februar.  1866. 

da  ^pu««lioa«,  hqbi  Svperiores  Begolares  jarisdictionem  habentM  poaalnt  «uoi  sabdt- 
to«  Boipendere  ab  andleadi«  conCoBsionibus  saaculariam  etiamexinformataconsoientia? 

(Ifitgetheüt  von  Dr.  yxr.  Franx  Sentis  an  Rom.) 

Procnrator  Oeneralis  Ordinis  Praedicatorom,  Fr.  Marianus  Spada, 
bumiliter  S.  Y.  exponit,  a  legibns  praefati  Ordinis  praescribi  »nt  ai 
Provincialea  noverint  aliqnos  religiosos  insufficientes ,  et  minns  ido- 
neos  ad  confessiones  Saecnlarinm  andiendas,  omni  seposito  hnmano 
respecta,  eos  suspendant,  conscientia  in  diem  jndicii  onerata,  si 
ineptos  Ministros  eo  in  officio  snbstitnerint.«  Et  apnd  Lucium  Fer- 
raris (Verb.  Äppröbatio  art.  2.  num.  20.  haberi  »Generalis  Begola- 
rium  potest  snbditos  snos  a  se,  vel  suis  Praedecessoribus ,  yel  aliis 
qnibnscnmqne  snperioribns  ad  andiendas  confessiones  approbatos, 
eosdem  ab  eisdem  confessionibns  andiendis  snspendere,  etiam  ex  causa 
ecculta,  et  extrajudicialiter,  ut  declaravit  Sacra  Congregatio  Episco- 
porüm  et  Begularium  die  2.  Jnlii  1617.«  i)  His  non  obstantibus,  apud 
aliqnos  opinino  invaluit,  non  posse  superiores  Begnlares  snbditos  suos 
snspendere  ab  andiendis  Secnlarium  confessionibns,  sub  praetextu, 
qnod  potestas  jnrisdictionis  non  recipitur  a  Snperioribns  Begnlaribus, 
sed  ab  Episcopo,  vel  Ordinario ;  unde  contempta  superiomm  anctori« 
täte,  et  sola  ftcnltate  Ordinarii  obtenta,  Sacramentnm  Poenitentiae 
administrant. 

Ne  igitnr  Sacramentnm  nnllitati  exponatnr,  et  Begnlaris  dis- 
cipKna  enerretur,  Qnaeritnr: 


1)  Qaae  declaratio  ex  accoratiori  deflnitione  in  Arrhivo  Romano  servata 
atqae  ab  Em.  Dom.  Cardinali  BUzarri  excassa  anno  demam  1627  lala  est.  Haee 
enim  erant  preees  supplices  nee  non  s.  ConRregrationis  Epp.  et  RR.  rescriptom: 

>n  Generale  de*Teatini  sapplica  TEmze  Vostre  Rme  a  degnarsi  dichitrare, 
8*eglf  possa  sospendere  i  saol  sodditi  approvati  dai  Generali,  sooi  anteeesaori,  alle 
eonfessioni  per  delitti  anebe  occoltl  [boe  loco  vocabolam  deest  propter  vetustatem 
Codtds  Don  eraendam]  anco  estragiadizlall,  e  com*  h  atatp  senso  del  Capitolo  Ge- 
nerale, ehe  fied  pel  baon  govemo  della  Soa  Religione.» 

>S.  C.  Card,  nos  Regal,  praeposita  censolt  Generalem  posse  snos  sobdltos 
ex  guacumque  causa  ob  ocadtum  crimen  quofnodoW>et  etiatn  extra^ 
judidaliter  a  confessionibus  audiendia  auspender e.^ 

Romae,  2.  JqIH  1627. 

Card.  S.  Sixti. 

P.  Fagna$iu§  Secrelarf». 
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Primo:  Ab  reUgiosns  non  approbatns,  Jnxta  leges  proprii  Or- 
dinis,  a  sao  saperiore,  yd  ipso  inyito,  com  sola  faeoltate  Ordinarii 
vaUde  excipiat  saecnlarinm  confessiones? 

Secimdo:  An  saperiores  Begularea,'  juisdiotionem  habentea, 
possint  suos  sobditos  suspendere  ab  aadiendis  saecalarinn  confessio* 
mbns,  etiam  ex  informata  conscientiaP 

Et  in  casn  afBnnatiyo: 

Teriäo :  An  Taleat  Buspensio  oretenns,  et  absqne  maripto  ennnciataP 

Quarta:  An  absolutio  impertita  ab  eo  qni  tali  snspensione  est 
ümodatos,  sit  valida?    Et  si  invalida: 

Quinto:  An,  qni  hujusmodi  absolationem  attentat,  irregolan« 
tatem  incnrratP 

Votum  ConstMoris  Joann.  Perrarme  8.  J.  die  15.  Aug.  1866. 

Qnaestio  a  Brno  P.  Procnratore  Generali  0.  P.  Sacra«  isti  Con« 
gregationi  proposita  non  pamm  implexa  est,  et  alias  agitata. 

Ratio  difficoltatis  petitnr  ex  diyersa  Theologomm  et  Canomsta^ 
mm  sententia  drca  originem  jnrisdictiimis  qnae  ad  absolTendnm  re-^ 
qniritur  in  Saeerdotibus  regnlaribns,  et  medium  per  quod  ad  ipsos 
pervenit 

Plerique  omnes  Auetores  in  eo  conveuiunt  quod  jurisdictio  in 
reguläres  proreniat  ab  Apostolica  Sede,  qunm  eam  immediate  com-» 
municat  praelato  Supremo,  seu  Generali  Q^dinis,  qui  deinde  per  pro- 
yindales,  aliosque  superiores  ordinarios  delegat  aacerdotes  idoneos  ad 
audiendas  confessiones  cum  illis  restrictionibus  quae  üsdem  superio- 
ribus  apponendae  videntur  sive  circa  locum,  tarn  drca  peccata;  ad 
enm  nempe  modum  quo  Episcopi  Sacerdotes  approbant  seculares  ad 
audiendas  confessiones  in  proprüs  dioecesibus. 

Ita  rem  exponit  ac  difluse  adstruit  Suarezius  in  Op.  2>^  religiom 
Lib.  IX.  Cap.  IL  agens  de  iis,  quae  in  Sodetate  praestaie  debent  Sa» 
cerdotes  in  Sacramenti  poenitentiae  administratione ;  atque  etiam  ge* 
nerstim  in  tractotu  de  poenitentia  Disp.  Xxvill.  Sect.  in.  et  lY. 

Juxta  banc  sententiam  approbatio  est  quidem  a  superiore  re» 
spectu  regularium,  ast  jurisdictio  est  a  Romano  Pontifice,  ad  eum 
modum  quo  pariter  ab  Episcopo  pendet  approbatio  quoad  sacerdotes 
seculares,  jurisdictio  tero  prorenit  a  Summo  Pontifice.  Ex  quo  inli»* 
nmt  qui  buic  pladto  adstipulantur,  quod  cum  Summus  Pontifex  com« 
mumoet  immediate  jurisdictionem  Superiori,  qui  eam  delegat  suis 
subditis  sire  immediate  sive  mediate  per  provlnciales  aut  superiores 
locales,  nullius  esse  valoris  absolutionem  quam  isti  secularibus  poeni* 
tentibns  imperttuntur,  quibus  sublata  est  delegatio.  Hanc  sententiam 

potiBflfanum  sequontur. 


4SS  BgciiHeptebeidoigcn  flkr  die  fes.  kitt.  UMke. 

8ed  praestst  verbB  ipaa  desoribere  Suaresii  ex  Üb.  IX.  cftp.  ü. 
Bu  7.  abi  po8t  statutam  emam  TheorUm  subdit:  £=r  Qnaeret  autem 
fortasse  aliqnis  practice,  an  quoties  superior  probibet  aUcvi  ae  oon- 
feesionds  audiat,  ^ensandus  sit  omnino  illum  privare  fecultate  et  joris- 
dietioiie  ad  andie&daa  confefBioues,  vel  solum  yetare  m  illum  actum 
tone  exerceat :  nam  haec  dao  diversa  sunt,  et  potest  optune  nnum  ab 
alio  separari*  Bespondeo  hoc  pendere  ex  inte&tione  aaperioris,  et 
idao  ex  Terbis  Tel  aliis  mgm  et  circumstantüs  eoUigendam  esse. 
Ae  propterea  snperiores  qaando  iatendnnt  aliquem  omnUio  ob  officio 
removere,  vel  suspendere,  debeat  bis  verbis  vel  similiboa  id  satis 
explicafe.  Et  e  converso  subditi  in  dubio  debent  abstinere,  et  de 
intentione  superioris  certiores  fieri.  Adde  praeterea,  quando  a  prin- 
cipio  aon  datur  alicui  lioentia  audiendi  confessioiies,  ant  datur  ad  hoc 
genus  personaram,  et  üon  ad  alia,  signiun  clanun  est  prohibitiooem 
illam  esse  totalen  per  denegationem  facultatis.  Qaando  vero  is,  cni 
priBs  erat  fBundtas  simpliciter  concessa,  prohibetnr,  ne  nüniaterium 
exereeat  considerari  potest  an  id  fiat  in  poenam  alicnjns  delicti;  nam 
tone  videtnr  imponi  per  modnip  sospensioniB ,  et  conseqnenter  toUi 
jurisdictio.  Item  si  ea  prohibitio  fiat  intnitu  ipsius  ministerii,  at  sie 
dicam,  ne  iadigne  fiat  a  tali  persona,  ant  circa  talem  personam:  nam 
tone  etiam  est  signnm  ablationis  totius  facnltatis.  Si  antem  prohibitio 
fiat  per  modnm  ordinarie  obedientiae  simplicis,  nt  talis  persona  tone 
non  in  eo  mnnere  occnpetnr,  sed  in  aliis,  tnnc  non  censetar  anferri 
JQiisdictio,  qaia  nuxnqnam  solet  cnm  tanto  rigore  id  prohiberi  in  simili 
casQ,  imo  neqne  com  obligatione  in  conscientia  solet  talis  prohibitio 
fini.  = 

Hactenns  eximius  Doctor,  ex  qua  doctrina  pronnm  est  inferre, 
qnod  ai  saeerdos  regnlaris  cui  a  soperiore  approbatio  atque  jurisdictio 
aUata  sit,  excipiat  confesaiones  secularinm,  ejus  absolntiones  nullius 
valoris  esse,  ranaa  ac  irritas,  utpote  datas  sine  necessaria  fiicultate. 

Verutntamen  contraria  sententia  bnge  probaMior  atque  eommu- 
Bior  tenet  non  solwn  approbaiionem,  sed  etiam  jnrisdietionem  regula- 
ribus  ad  audiendas  secularium  confessiones  daii  ab  Episcopis  in  suis 
respeetiTa  dioeoesibus.  ünde  sequitur,  quod  si  aliQUis  sacerdos  t^- 
laria  sine  approbattone  et  faenitate  ab  Ordinario  concessa  quempiam 
saealareto  abeolTat)  irrita'  ac  nulla*  sit  ejus  absolutio.  Ita  Benedie* 
tos  XIV.  in  Op.  De  S^nodo  Dioecesana  lib.  IX.  cap.  XVI.  |.  7.  et  8. 
innixus  auctaritaü  Conoflü  Trid.  sass.  23.  cap.  15.  de  rrferm.  nac  nun 
▼ariia  Po&tificüs  coastitutiombua,  et  apertae  acquiascentiae  sigiüfica« 
tmifboa  daüs  a  atporinribua  Ordinum  regnlariuni;  quae  iUio  videri 
posaunt.    Episcopi  possunt  facultatem  hana*  ooacetara  sibi  ^^aenudo 
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easns,  poesmit  limilare  ad  tempus,  ad  locnm  etc.  adeont  si  limites 
eieedantur,  mdlins  vis  sit  a  regnlaribas  impertita  absohttio.  Id  ipsnm 
eonBnnat  aüU  passim,  praesertim  vero  Hb.  H.  cap.  m.  §.  2.  nbi  re^ 
fert  decisionem  Congreg.  Goncilii  18.  Apr.  1722,  qua  statatnm  est 
non  posse  Capnecinos  qai  triremibus  Pontificiis  addioti  erant,  excipere 
confessiones  in  Civitate  GeDtamcellaram  absqne  aj^robatione  Episcopi. 

Dato  proinde  etiam  quod  reguläres,  praesertim  meBdicanteSi 
per  pritilegimB  ipsis  concessum  habeant  ab  Apostolica  Sede  jnrisdio 
tionem  absolvendi,  ut  docet  Snarezius,  attamen  non  censendi  sunt 
Bomani  Pontifices  yolnisse  hano  eis  potestatem  triboere  absqne  ap- 
probatione  Episcopomm  in  quomm  dioecesibus  saoramentam  poeni- 
tentiae  ab  ipsis  administrator. 

Qnnm  igitor  potestas  absolvendi  secnlares  non  proreniat  irnme-» 
diäte  a  snperioribns  ordinnm  regulariam,  sed  ab  Episcopis  respectivis, 
conseqnitnr  ab  eo  soto  posse  ejnsmodi  facoltatem  tolli  ant  suspendi, 
ant  coarctari,  qni  eam  contulit.  Qnapropter  licet  snperiores  regu- 
läres qnempiam  e  suis  snbditis  arceant  a  confessiombus  andiendis, 
ipsisqne  prohibeant  Administrationem  sacramenti  Poenitentiae ,  non 
ideo  ipsi  anfemnt  potestatem,  seu  facultatem  valide  absolvendi,  quam 
is  non  a  praelato  sno,  sed  ab  Bpisoopo  aceepit,  ant  si  placet  a  Romano 
Pontifice  sed  cum  sabordinatione  ad  approbationem  Episeopi. 

Ex  bis  conficitor  sabditos  relnctantes,  obedientiam  suia  snperio«- 
ribus  detreetantes ,  se  non  abstinent  ab  administratioue  sacramenti 
bnjns  ipsis  interdicta,  peccare  et  quideoi  graviter,  illieite  se  gerere, 
attamen  si  absolvant,  eorom  absolHti<Hiem  validam  esse.  Pdtemnt 
snperiores  ejnsmodi  oontomaces  poenis  plectere,  amovere  de  loco  in 
quo  degnnt,  potenmt  cohvenire  enm  Episoopo«  ad  hoc  nt  discipUna 
regnlark  servetor,  aUaqne  ejnsmodi  praestare,  non  potenmt  tarnen 
ex  se  anferre  jnrisdiotionem  qunm  ipsi  -non  dedernnt,  sed  soli  Epia« 
eopi  independenter  ab  approbaticme  snperioris. 

Et  baec  qnoad  validitatem  vel  invaliditatem  abaolntiolus  datae  a 
saoerdöte  regnlari  saecularibns  contra  xnterdictnm  snomm  superiomm« 
Qnoad  alteram  quaestionem,  quae  anbjicitnr  aacrae  Congregatioidt 
mim  scilicet  qui  Invalidam  dat  absolotionem  incnrrat  irregularitatem 
lespondeo'  eamdem  quaestionem  fuisse  disoussam  a  Oaiolo  Ant.  The« 
aavro  in  Op..  De  poenis  JEcclesiasU&is  Part.  U.  Cap.  n.  sie  inscripto  i 
3=  Absolutio  Sacramentidis  data  a  Sacerdote  non  approbato  seu  alienö 
aobdito  sine  licmtia  competente  =r:.  Hie  igitor  auctor  sibi  proponik 
Dnbinm  III.  bis  verbis  =rr  Quaeri  poiest,  an  talis  sacerdoe  scienttö 
abeolvens  sine  approbatione,  seu  licentia  eompetente  incurrat  irre** 
gubritatis  poenamP  =  Bespondet  autem:  =  Jbm  incmrere^irregnlari-i 
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tatem  lUam,  quam  iuenmuit  nmirpautes  actum  ordiau  aacri  quem  non 
habeot  quia  hie  non  nsurpat  actum  ordinis,  cum  vere  sit  saoerdos, 
aed  usurpat  actum  jurisdictionis,  quam  non  habet;  Cfd  usnipatiom 
Hon  est  imposita  irregularitatis  poena  praedicta  = . 

His  itaque  praemissis  ita  ad  singula  dubia  proposita  ab  Adrn« 
Bevdo  P.  Procuratore  Generali  respondeo: 

Ad  L  Affirmative.  Ad  IT.  ut  illicitoi  affirmative ;  Jii  invalide 
Negative.  Ad  in.  Ut  illicite  affirmative;  ut  invalide  Negative. 
Ad  17.   Affirmative.    Ad  V.  Negative. 

üesponsum  vero  s.  Congreg,  RR.  et  Epp.  hoc  erat; 

Ad  L   affirmative. 

Ad  n.  affirmative,  ita  ut  Beligipsua  illicite,  sed  tarnen  valide 
confessiones  excipiat. 

Ad  m.  affirmative,  cum  feratur  per  modum  praecepti  parti- 
cularis. 

Ad  IV.  affirmative« 

Ad  y.  provisum  in  praecedentibua. 

B.   Fttr  einaelne  Linder,  ProvlaMn,  Difkesen. 

!•  Itojera. 

Verordnung  des  bisehöfl.  Ordinariats  zu  Augsburg  vom  11.  Oet.  1865, 

die  SteheniDg,  Fixirung  und  Ablesung  der  auf  dem  Zebentrecbte  lastenden  kiitb' 

lieben  Baapflicbt  betreffend. 

In  Sachen  der  Bauverbindlichkeit  an  den  Cultusgebauden,  inso- 
weit dieselbe  den  Pfarr-  und  mitunter  auch  Pfarrcuratie-PMnden  ob- 
Kegt,  mussten  wir  aus  verschiedenen  Theilen  unserer  DiOcese,  vorab 
aus  dem  jenseits  des  Loches  gelegenen  Districte  wiederholt  wahrneh- 
men, dass  nicht  wenige  Pfrundeinhaber  bei  Sicherung,'  Fixirung  und 
Ablösung  der  auf  dem  Zehent-Bechte  lastenden  kirchlichen  Baupflicht 
sich  zur  Erkl&rung  bestimmen  lassen,  wie  in  Folge  des  angedeuteten 
Fiximngs-Actes  blos  die  subsidiäre  Baupflicht  an  der  Kirche  geregelt 
werde,  dagegen  ihre  Baupflicht  an  den  pfarrtichen  Pfrändegebftuden 
als  prim&re  fortzubestehen  habe.  « 

Solches  Verfahren  will  fortan  auf  desbez^liche  Bestimmungen 
im  churbayerischen  Landrechte  und  in  den  churfürstlichen  Handaten 
vom  10.  Dec  1766  und  vom  4.  Oct.  1770  sich  stfttzen,  denen  gemäss 
die  in  liegenden  Oründen,  Zehenten  u.  s.  f.  dotirten  Pfründen  bes&g- 
fich  der  Wohn-  und  Oeconomie-Gebftude  ihrer  Nutssniesser  prim^ 
baupflichtig,  bezüglich  der  Neubauten  oder  Haupt-Beparaturen  an  dso 
Pfarrkirchen  aber,  insbesondere  wegen  des  innhabendeh  Zebents,  als 
eononrrenz-  re^.  subsidi&rbaupflichtig  erkl&rt  sind;  allein  diese  Be- 


rtmmn&gen  de»  bayerischen  Particular-Beohte  worden  vcm  der  hie« 
rigen  oberhirtUchen  iSMle  niemals  anerkannt  und  kamen  daher  in  ns'* 
serer  Di(>oe6e  mU  unserer  Zustimmung  nicht  zur  Anwendung,  indem 
im  gesammten  Bisthume  Augsburg  die  Grundsätze  des  recipirten  tri- 
dentinischen  C^ncils  in  Ansehung  der  kirchlichen  Baupflicht  jederzeit 
festgehalten  wurden. 

Da  indes  die  vorerwähnte  Wahrnehmung  häufig  wiederkehrte, 
nahmen  wir  in  neuerer  Zeit  Anlass,  über  das  Becht  und  die  Observanz 
in  unserer  Diöcese  hinsichtlich  der  Erbauung  und  baulichen  Unter- 
haltung der  Kirchen  und  kirchlichen  Gebäude  eine  sacheinlässliche 
Belation  der  allerhöchsten  Stelle  zu  unterbreiten ;  und  die  uns  durch 
die  königliche  Begierung  von  Schwaben  und  Neuburg  zugeleitete 
höchste  EntSchliessung  des  königliche  Staats-Ministeriums  des  Innern 
fOr  Ehrehen-  und  Schul- Angriegenheiten  vom  7.  April  1860,  Nr.  2387 
findet  zwar  >im  Hinblick  auf  die  jeden  Orts  geltenden  besondern 
gesetzlichen  Bestimmungen,  Herkommen,  Localobservanzen  und  spe^ 
cielle  Bechtstitel  eine  allgemeine  Entscheidung  Aber  primäre  und  8ub'> 
sidiäie  Baupflichtigkeit  nicht  zulässig,  anerkennt  jedoch,  dass  in  der 
Diöcese  Augsburg  im  Allgemeinen  das  canonische  Becht  in  Anwendung 
zu  kommen  habe.« 

Demnach  ist  bezflglich  der  kirchlichen  Baupfiicht  daran  festzur 
halten ,  dass  diese  Pflicht  nach  den  hieraber  massgebenden  Bestim- 
mungen des  Condl.  Trid.  Sess.  XXI.  c.  7.  de  ref.  und  den  hiezu  er- 
tiieilten  Declarationen  primär  auf  der  Kirchenfabrik  ruht,  und  erst 
subsidiär,  und  zwar  nach  förmlicher  Bechtsgewohnheit  wegen  des 
Grosszehent-Bezuges  auf  den  Inhaber  pfarrlicher  Pfiründen  salva  con- 
groa  äbergeht,  es  wäre  denn,  dass  an  einzelnen  Orten  besondere  Ver- 
trag^ Herkommen,  Local-Observanzen  und  specielle  Bechtstitel  des- 
tsUüa  gelten  udd  nachweisbar  sind,  in  welchem  Falle  diesen  Ausnahmen, 
Torausgesetzt ,  dass  sie  rechtsgenäglich  erhärtet  und  liquid  gestellt 
werden  köhüen,  volle  Bechnung  zu  tragen  ist. 

Yordtirtes  königl.  Ministerial-Bescript  macht  schliesslich  noch 
darauf  aufbaerksam,  dass  durch  den  mit  dem  Ordinariate  Augsburg  ab- 
geschlossene «Becess  vom  26.  April  1785  (DöU.  S.  Bd.  XI.  Abtheil.  UI. 
S.  1398)  die  Aufrechthaltung  der  bisherigen  über  die  Goncurrenz  zu 
Ffarrhofbauten  bestehenden  Bechtsnormen  gewährleistet  wurde,  was 
wohl  nichts  anderes  besagt,  als  auch  in  dem  in  districtu  Bavarico  gele- 
genen Angsburg'schen  Bisfhums-Antheil  sei  in  Fragen  mehrbemeldter 
Baupflicht  nicht  nach  den  churfttrstlichen  Mandaten  von  1766  und 
1770  oder  nach  Massnahmen  des  churbayerisohen  Landrechtes,  sonn 
ibm  nach  dam  vom  trident  Goncil  aufgestellten  gemeinrechilicheii 
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Gnuäsaise  nach  ualtaai  Herkommen  ^and  ortsfibliehen,  4arQh  Gesetz 
oder  Observanz  begründeten  Bestimmungen  2a  verfahren.  Uebrigefis 
liegen  selbst  oberappellationsgericbtliche  Erkenntnisse  vor,  welohe 
in  gleichem  Sinne  auf  die  Beschlfisse  ConciL  Trid.  1.  c.  basixt  sind  und 
dabei  benrorheben,  wie  die  Beuten  der  Pfarr^runde  zu  dem  ptimftr 
baupflichtigen  Eirchenyermögen  keineswegs  zu  rechnen  sind.  YergL 
3Utter  f&r  Bechts-Anw.  Jahrg.  XXII.  S.  46*-47. 

1«  Erlass  des  preuss.  CüUministers  dd.  Berlin  den  22.  Mai  1865  om 

die  Königl,  Regierung  zu  Trier ^ 
die  HeranziebUDg  der  ActiengeseUschaften  zur  KJrebeosteoer  beüreffend. 

.  Den  Attsf&hnmgen  der  in  dem  Bericht  von  27.  November  v*  J.  — 
L  4997.  5.  5.  -^  betreffend  die  Heranziehung  der  Aotien-Gonmiandit- 
iQesellschafb  Junkerather<*Hüttenwerk  von  Simon  ft  Comp,  zu  der  Kir- 
chensteuer für  die  evangelische  Pfarrei  Daun^Wittlioh  trage  ich  Be- 
denken, überall  beizustimmen. 

Nach  §.  2.  des  Gesetzes  vom  14.  März  1845,  betreffend  die  Auf- 
bringung der  Kosten  zu  den  kirchlichen  Bedürfiiissen  in  den  Landea- 
theilen  des  linken  Bheinufers  (Cf.  S.  S.  163.),  haben  zu  den  ordentr 
liehen  kirchlichen  Bedürfnissen  einer  P&rrgemednde  diejenigen  Ein- 
wohner und  Grundbesitzer  des  P£Eirrbezirks  beizutragen,  welche  zur 
Confession  der  betreffenden  Pfarrgemeinde  gehören.  Dass  aber  im 
Sinne  dieser  Vorschrift  die  Gesellschaften  nicht  als  Besitzer  der  ant 
den  Namen  der  Firma  der  Gesellschaft  erworbene  Grundstücke  anzu- 
sehen seien,  vermag  ich  nicht  anzuerkennen.  Wenn  auch  das  allge- 
meine deutsche  Handelsgesetzbuch  den  Handelsgesellschaften  die  Be- 
fogniss  unter  ihrer  Firma  Bechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeit^ 
einzugehen,  Eigenthum  und  andere  dingliche  Bechte  an  Grundstuckai 
au  erwerben,  vor  Gericht  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden  beigelegt 
und  damit  eine  gewisse  vermögensrechtliche  Selbstständigkeit  verlie- 
hen hat,  so  müssen  doch  diese  für  das  Gebiet  des  Handelsrechts  er- 
theüten  Privilegien  strictissime  interpretirt  und  darf  ihnen  insbeson- 
.dere  auf  anderen  Bechtsgebieten ,  namentlich  auf  dem  Gebiet  des 
{yffenilichen  Bechts  eine  rechtliche  Wirkung  nicht  eingeräumt  werden« 
welche  bei  Ertheilung  der  Privilegien  offenbar  nicht  beabsichtigt 
worden  ist.  Süne  Befreiung  den  Gesellschaften  in  Ansehung  ihrer 
Gesellschafts -Aütheile  von  öffentlichen  Abgaben,  insbesondere  von 
Cultussteuem,  kann  daraus  also  nicht  hergeleitet  werden.  Es  eischeiiit 
daher  unbedenklich,  in  Beziehung  auf  die  Besteuerung  der  Grond- 
it&cke  einet  Handelsgesellschaft  zu  den  kirchliche  Bedfirfluasen  die 


OeselliBchaflen  als  die  Bentset  der  GomdsMcke  naek  VerUatnitt 
ihrer  Autheile  am  Oesellschaftsremiögen ,  welche  nach  allgemeinen 
Beehtsgnmdsfttzea  im  Zweifel  als  gleich  aoznseheo  sind,  in  Ansprach 
zu  nehmen,  wie  dies  bisher  gesch^en  ist.  Bei  den  offenen  GhweH* 
schaften  nnd  den  einfachen  Commanditgesellschaften  bietet  dies  Ver- 
fahren auch  piaktisch  keine  Schwierigkeiten  dar,  da  die  Handelsre- 
gister den  Namen,  Btand  mid  Wohnort  sowohl  jedes  persönfich  haf- 
tenden Gesellschafters,  als  anch  jedes  GommanditisteQ  enthalten.  Was 
dagegen  die  Commandit- Gesellschaft  auf  Actien  anlangt,  so  kann 
sich  die  mit  der  Erhebung  der  Steuern  betrante  Behörde  nur  an  die 
allein  im  Handelsregister  aufgeffihrten  offenen  Gesellschaften  halten, 
denen  zu  überlassen  ist,  den  Nachweis  zu  fahren,  welche  andere  Ge- 
sellschaften und  mit  welchen  Antheüen  am  Gesellschaftsvermögen  zur 
Gesellschaft  gehören. 

Da  nun  im  vorliegenden  Fall  zu  der  Junkerather-Hüttenwerk-'Ao- 
üen-Commanditgesellschaft  nur  ein'persönlich  haftender  Gesellschafter 
und  zwar  M.  Simon  in  Junkerath  gehört,  dieser  aber  evangelischer 
Confession  ist,  so  erscheint  es  gerechtfertigt,  dass  er  nach  Verhältniss 
des  gesammten  Grundbesitzes  der  Gesellschaft  zur  evangelischen  Kir- 
chensteuer der  Parochie  Wittlich-Daun  Veranlasst  ist,  so  lange  er 
nicht  nachweist,  welche  Gesellschafter  und  mit  welchen  Antheilen 
ausser  ihm  zur  Gesellschaft  gehören.  Sollte  er  diesen  Nachweis 
fähren,  so  wurde  er  nur  noch  nach  Yerfaältniss  seines  Antheils  am 
GesellschaftsvermOgen ,  die  übrigen  Gesellschafter  aber,  sofbm  sie 
evangelisch  sind,  nach  Yerhältniss  ihrer  Antheile  heranzuziehen  fi^in. 

In  der  Sache  selbst  ist  hiernach  der  Becurs  jener  Gesellschaft 
w^gen  der  Heranziehung  zu  der  Kirchensteuer  unbegründet.  — 

Wenn  die  etc.  aber  den  Becurs  hinsichtlich  der  Kirchensteuer 
pro  1862  aus  formellen  Gründen  iür  unbegründet  erachtet,  so  ist  da- 
gegen nichts  einzuwenden,  und  erkläre  ich  mich  demgemäss  damit 
einverstanden,  dass  die  pro  1862  erhobene  Steuer  auf  die  laufenden 
Steuerbetrage  verrechnet  werde. 

Der  etc .  überlasse  ich  hiemach  die  weitere  Verfügung  sowie  die 
Bescheidung  des  etc.  Simon  zu  Junkerath  auf  die  mit  Anlage  wieder 
beigeschlossene  Vorstellung  vom  27.  April  v.  J. 

Berlin,  den  22.  Mal  1S65. 

Der  Cult.-Ministeir 
(gez.)   von  Mühlef. 
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S«  BOackeidmg  des  IßmO.  für  (Mka  mä  Unierriehi  wm  25.  S^ 

tmbet  1866 f 

flilte:e(lieiH  dorch  Verfügung  der  k.  Regferong  zo  Aachen  vom  15.  Deeemker  1885 
ID  Betreff  der  Recbte  and  Pfliebten  der  KircheiiTWSi8od6  an  den  XirciihOreB  aof 

dem  lioken  preass.  Rheinofer. 

Nach  einer  Mittheilong  der  Köln.  Bl.  1866 ,  Nr«  25. ,  zweites 
Blatt,  welche  in  Nr.  28.  zweitem  Blatt  derselben  Zeitung  ergänzt  und 
berichtigt  wurde»  hat  das  k»  Ministerium  des  Cultus  unter  obigem 
Datum  entschieden: 

1.  »Dass  den  Eirchenvorständen  nach  Art.  36.  Nr.  4.  und  Art. 
37.  Nr.  4.  des  Decrets  ?om  30.  December  1809  ausser  dem  natürlichen 
Ertrag  auch  die  Sarge  für  die  UnterhaUung  der  Kirchhöfe  su- 
8tehe.€  [NB.  das  soll  heissen,  dass  die  k.  Begierung  zu  Aachen  nach 
dieser  Verfügung  des  Ministeriums  den  Eirchenvorst&nden  jene  früher 
von  ihr  beanstandeten  Bechte  und  Pflichten  belässt.] 

2.  »Dass  die  verlassenen  Kirchhöfe  mit  Bücksicht  auf  die  AUerh. 
Gabinets-Ordre  vom  8.  Januar  1830  noch  vierzig  Jahre  nach  erfolgter 
Schliessung  den  christlichen  Charakter  als  Begräbnissplatz  behalten 
und  in  keiner  Weise  profanirt  werden  dürfen.« 

3.  »Dass  die  betreffenden  Kirchenfabriken  während  dieses  (vier- 
zigjährigen) Zeitraumes  die  ihnen  nach  den  Art.  36.  Nr.  4.  und  Art.  37. 
Nr.  4.  des  Decrets  vom  30.  December  1809  au  den  Kirchhöfen  zuste- 
henden Bechte  hinsichtlich  der  verlassenen  Kirchhöfe  mit  demselben 
Bechte  in  Anspruch  zu  nehmen  befugt  sind,  tde  in  Betreff  der  noch 
benutzten  Kirchhöfe.« 


i-.i'ri:^-  -.ii.  lull'::-' •♦i '•'-"UBItthililri   yi'  "•■•.*/  .-•«.>      "...ii 

i.Istä^^aim.^'^D'c^KtrcTiejipdtranat  nach  seiner  JEvistekting.  Snir 
"  't€%cfc€lting[  und  heütiffeii  Stellung  in\  Staate  mit  steter  Rüchsicht  avif^ 
'   iite  ordentliche  CoUaltir,  \2,Tlml.  ß^  Kirchenpatronatredit  nßcl^ 
denO¥Undsaifieh!aer  haih^  und 

"  'dem  PärticidßrriscM  in  und  ausser  Deutschland.,  (XlV.  389.  S.  d.) 
7 Leiffgig.  pri^er.  1865.[ [Ü  Thlr.  2i.  Sgr^^  ^        ,,,[] 

Nach  Verlauf  von  zwanzig  Jahren  hai  endlich  Isidor  Kaijn  den 
^Weiten  Theil  seines  Werkes  vomKirchenpatronatrechte  erscheinen  lassen^ 
Br  ist  für  gänzliche  Aufhebung  des  Patrqnatrechtes,  und  darüber  wollen 
ytvt  uns  init  ihm  ebensqw'enig.  als  wie  er  mit  Bosshlrti  in  .einen  Streit 
^inlass^h*    Es  sollen  £iier  nur  einige  cpn^roverse  Tragen^  die  i^i  Pa-r 
trohatrechte  vorkommen,  mit  Rücksicht  auf  seine .  freichhaltige,  abeir. 
doch  Vielfach  noch  immerhin  luckenhaftel  Schrift  erörtert  werden«.    . 
'     ''  Sinen  groben  Pehler  müssen  wir  sogleich  anmerken,  nämlich,^ 
dass  die  Congregatio  Cohpilii  nicht,  wie  er  (S/129.  Anm.  2.)  hehaupr 
tei,  in  der  causa  Ariminen.  17.  Februar  1821  bei  der  Präsentatioa 
im  Compatronät  die  Entscheidung  durcn's  Loos  gebilligt,  sondern, 
gerade  umgekehrt  verworfen  hat  (Cf.  Qan.   et  decr.  Conc.  Tridi  ed., 
5lfcA<er.  tips,l&?3.p.'456.).''*  '  .'  '. 

'*Eih6  in  deif  neuesten'  Zeit  viel  ventilirte  Präge  betrifft'  die  Aus^ 
ufkjf^'des  äinalichen  Patrmats  JcathoUschfir  Ffründen  von  Seiten pro^ 
tesiantischier  FatroneJ^'/^^  kann  es  sich  hier  ijliu  um   dii^^ 

Weöedllichen  ."Kochte, .  also^  vorzüglich  um  das  Präsent^ionsrechi  han- 
clelnj  wie  Eaim  (S/3.Ö5.1  richtig  ^emerkij,  und  nicht  iun  die  Ehi'en-, 
fechte,  uliä  somit  fiUil  nie  von  Walter  (Lehrbu'  des  K.-Ä.  [13.  AuflJ. 
S»  157  Amn.  23.)  gegen  protestantische  Patrone  gemachte  EinwendiUn^. 
von '.iacilbst^*  weg.  'Auch  die  von  ThiUips  (tßhfb.  cies  K.-E.  I.  Äbth.^ 
SJäafe'Aiim.  o.)  vorgebrachte. löinwendung,  class  ein  Protestant  niQht| 
den  richtigen  Massstab  ffir  die  Quälification  eines  Geistlichen  haben 
k^nne,  ist  unstiefihaltig,  weil'd^  IJrtheil  hierüber  dem  Bischöfe  zu- 
koiniüt  und  der  Patron  gehalten  iist,  nur  eine  von  diesem  für  taug- 
lich erklärte  l^erson  zn  präsentiren.,  Die  ii|  Deutschland  bestehende. 
Praxis ,  welche  m '  dei;  Ausübung  des  Präsentationsrechtes  zwischen 
Katholiken  und  Protestanten. keinen  Unterschied  macht,  fusst  bekanntp 
Uch  W  aer  Vom  wes^pbäUscW' Priesen  staiüirtep  6leichst^Üui|g{^ 
bisider  tlonfessionen  und  erhellt.  dei^tUch  aus  den  Frißdens-£xecutioiU|i> , ' 

"  '    JL    i   '    IL'J      '    '  ■»  1        i  '      •'  "         '  ''  .f    '.'  '•  •'       l.       '        *•       I    '    I 

"  'l)'Prtnclpt€{^3tinii9e)i.',wir  bler  nicht  gapz  fbit  Silbernagel  Qberein.    Wif. 
v(!iWdlieir«ttf  uil$(ir^'Wi^(/ei1&blt^iJ\lkiikrit^  A^^  Ardhiv  lt.,  705— 700^ 

vfl;)«tViiii#!.i;}/ixA)i7b[fr'J(!Dfe-|^tf.)"         •  •'''•  •  "'■  '*■  "^ 
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Handlungen  zn  Nflmberg  (1649^1ifl&l).  So  bestumnt  die  zwisdien 
den  Bäthen  des  Bischöfe  von  OsnabrAck  nnd  4enen  der  Hej^zoge  tob 

Braünschweig- Lüneburg  und  des  Osnabrückiscben  Domcapitels  im 
Juli  1650  abgeschlossene  Capitniatio  perpetua  (S.  O^ttfried  v.  Meiern, 
Nflmb.  Fried.-Eiecutionshandl.  Th,  11.,  S.  534  ff.)  im  Art.  12.:  »Eben- 
massig  sollen  zwar  die  Praesentationes  der  katbol.  P^en  und  Be- 
neficien  vorigen  Patronis,  obschon  sie  der  Augsburg.  Con&ssioh  zuge- 
than  sindf  verbleiben.«  Dasselbe  bestimmt  dann  Art.  14«  be^sfiglich 
der  lathol.  Patrone  von  Pfründen  der  Augsb.*  Confessionsverwandten. 
XTeberhaupt  fanden  bei  diesen  Verhandlungen  wegen  des  Patronat* 
rechtes  gar  nie  CoUisionen  statt.  Als  man  in  den  Streitigkeiten  zwi- 
schen den  Pfalzgrafen  Wolfgang  Wilhelm  von  Neuburg  und  Christian 
August  von  Sulzbach  aufs  Patronat  zu  sprechen  kam«  erUftrten  die 
Friedens -Executions-Commiss&re  einfach:  »Das  behielie  ein  Jeder, 
jedoch  müsse  er  solcher  Ileligion  Priester  pr&sentiren,  die  des  Orts  in 
üebung  wäre.«  (Meiern  a.  a.  0.  S.  592.)  Die  Grundlage  für  diese 
Praxis  bleibt  aber  immer  der  westphäliache  Frieden,  und  die  deutsche 
Bundesacte  und  die  neuesten  Yerfassungsgesetze  konnten  wohl  auf  die 
Erwerbs Ahigkeit  einen  Einfluss  üben,  so  dass  in  Folge  bürgerlicher 
Gleichstellung  das  dingliche  Patronat  auch  auf  einen  Juden  überge- 
hen kann;  nie  aber  darf  einem  solcheut  wie  Kaim  [welcher,  so  viel 
wir  wissen,  selbst  der  israelitischen  Confession  angehört]  (S.  39.  f.) 
annimmt,  die  Ausübung  des  Patronats  gestattetwerden.  Denn  auck  das 
dingliche  PaXrohat  ist  kein  bürgerliches  RecJU^  sondern  Hetbt  immer 
ein  geistliches  Recht,  mag  es  gleich  wohl  mit  einer  Sache^  die  dem 
bürgerlichen  Verkehre  unterliegt,  in  der  Art  verbunden  sein^  dass  es 
auf  den  jedesmaligen  Eigenthümer  derselben  übergeht  ttebrigens 
ist  diese  Ansicht  Eaim*s  ziemlich  unschädlich,  da  er  verlapgt,  dass 
ein  Andersgläubiger  mit  Bücksicht  auf  die  Selbstständifi^eit  und  Frei* 
heit  der  ]ßrche  von  diesem  Bechte  keinen  Gebrauch  mache,  somit 
praktisch  mit  dem  canonischen  Bechte  übereinkommt  Tom  Erwerbe 
des  dinglichen  Patronats  ist  also  die  Ausübung  desselben  strenge  zu 
unterscheiden ;  diese  kann  einem  der  Kirche  durchaus  Nichtangehöri- 
gen  nie  zukommen,  wohl  aber  durch  Gewohnheit  oder  durch  Con- 
cisssion  Seitens  der  gesetzlichen  Autorität  Häretikern  gestattet  werden, 
da  diese  wenigstens  principiell  noch  zur  Kirche  gehören.  Darf  doch 
der  Bischof  die  Präsentation  eines  excommunicati  tolerati  annehmen 

r 

{Kober,  der  Kirchenbann  S.  372  f.  [M.  s.  jetzt  auch  Schlager  zur 
Lehre  von  dem  Eirchenpatronat  S.  43  ff.J),  warum  nicht  die  eines 
Protestanten,  welcher  seit  [?]  dem  westph&lischen  Frieden  auf  glc^lW 
l^tufe  der  katholischen  Kirche  gegenübersteht?    Und  wenn  Schmilz- 
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jpmeei^  (Joa  eod.  univ.  £>.  Ht.  tit.  38.  f/^^d')  sdMreib^^  dass  ik'Itedtsott^ 
bald  mH  €!o]uüv«ii!fe  des  pUpsUi^i^B  StAhlw  iii>4^  iJ^M'  kuV)ldi^eA^  Pt^ 
Msn  die  PtteeHtationen  von  Hfiarf^ikent  itogiraömmidn  WBrde&s  ^86 
^ebon  wüTf  dusi  diese  Pmäs  auch  kirchlich  tolienirt  tind  iuterl:dMll 
^f^xdi  wie  ach  diesee  tfacb  Md  den  neuestea-  mit  Baden  «nd  Wüyttevn^ 
litog  abgeschldMeneii  Oeifibordakeii '  ergibt.  Man  sage  ntcfatf  hier  ^i 
iUe  Praeentsittito  auf  fcathoUbche  Pfitäden  dem  pretestantieofaeh'  Lm^ 
deehearm  atir  ab  Lande^'fi^äten  eingeräii^mi'  worden;  denn  votfli'vd^ 
Person  deirLanderftaBt^nltat  sich  dieHeligion  ebensowenig  iirekiatii 
itfs'  vrte  Y<Hi  einer  andern:  Person,  aiid'w>eÄn  a«eh  der  proitostäntfeGli^ 
liandOehbnrBelta  PiMttMtionIMeht  dtnrch  einen  kathotfeebe»  Kiroheiti 
hUftf  knsAben  Hast,  so  tej^rttsetttiori  ebe« :  diesem  doch  Wieder  den  prst^ 
testkntischeä  [P]  Forsten.  '    >'  -^  \      :.   .^f 

-  £ine  aindAre  streitige  Fraige  ist  «e,  ob  die  ÄuBtibmig  de$  Jüng^ 
Kehen  BJtrmO^  antf  äeH  Sequeet^  iäf^g^P  Di  der  Sequester  fQ» 
^Zeit  der  Sequestration  bä  4ie 'Stelle  des  BigebiMaoets  tritt  iisd 
detosn  stmititliehe  Bleckte  '■  and  Verbindlicbk!eit4n  adSsuQbeii  niid  ite 
itfBilen  iurt,  so  mnss  defar  (Sequester  folg^4chtig  die  AiisaiMaig  die 
Arfisttiiatiönaredhtes  zugiMfproohen  werd^.  Von  dite^n  äesioht»* 
punkte  aus  hat  sieh  dBnü  Mch  die  Congregatio  2;  E«  ei  BB.  [fg^ 
Oberkamp  HaArckh  X.,  S80  ff.J  unter  dem  16.  Juni  1850  fOridie 
Ausfibung  des  Präientationsreehtes  duird»  den  Sequester  erkürt.  Dib 
Ansicht  Kaisi'S  (^.  a.  0.  &.-Hi)i  dees  der  Sequestei:  denOutseigeit^ 
thtmer  nidht  teprftsAntitie,  ist  tm  so  weniger  richtig,  a38"bei  der^r^ 
willigen  Sequestrstioti  sogMr  tine  U^bertiiagung^des  Besitetreohtes  stattN 
findet,  welchen  Juristtscben- Besitz  m^h  sät  Savigny  ab  abgelöteten  Be^ 
Sit«  beteiehnet  (AftAiTss  Uehtt.'  der  Pandekten  §.  195.).  Aber-aiudi  bei 
efaidr  noithwendigen  Seqpiesttaikion  muss  der  Sequester  das  PrftridiM^ 
tfltimisiiBeht  haben,  ireA  dMih  dSe  Sequestratlmi  der  EigentlAisier  iii 
Bizug  auf  d^  ISgienthiun  der  Art  suspendirt  wird,  dass  er  #ihi»nä 
der  Sequestratioii  dess^yotthmle  nicht  ansprechen  kann  (Mkmeri 
jitfeccL  Pr^t  ed. '8.  T.IIL  p.  541.).  Wtirde  also  d^  Sequedter' die^ 
Prisentation  nicht  ausüben,  so*  konnte  dadnroh  der  Bigenthftmer  IBi^ 
kCUiftige  FftBe  in  B^tr^ff  der  quasipossessio  des  Präsentation^cichiie» 
fadeht  beehitrftchti^t  werden.  Von  einer  unnöthigen  Verdrängung  4M 
ofüMtlieheo  GcOhtor,  wie  Kaim  (a.  a.  0.  S.  93.  Anm.  2.>  «faieint,<i'kantr 
hMf  keine  BddSe  sein;  mm  doch  l^iin  seli^r  wegiBn  d«r  mogücbifr 
V^ijfthruiig  dici  Bedingung  stdlen,  dass  in  diesem  Falle  ^ThbJäM 
de#  biläi91fichen  Beb^teun^  beseheinigt  werde,  was  ni^dht  nel^wend^ 
ist)  wenn  "man  ben  Seqtiestclr  ^irftsentiriBte  lätet  '  >'         "<^ 

'       Th  der  neüfem  Zeit  ist  auch  die  Frage  controvers  geworden,  iöft' 
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die  Armuth  dßSi  Jfa^ms  in  B^$uti^  anfäieiikm  fiilß,l^ifhri^n  Wtm 
JErim  €He^Mß  umkommende  Almfintafim.  vpn  Beifm.  fhr  Patnfm^r 
Urche  eine  unverschuldete  mn  miis^e  oder  nMiL ,  Neuere  Cwoiwtw 
)Uiil>^ft  oAmlicJi,  wahrscheinlich  verfuüaa^^  jdiirch  4ie  PacticoJfirgßBete- 
gebmig  einsejinar  Staaten,  z,  B.  das  fi^äherß  ,0Q8teii:en)UschjBi.  i^^i^ 
dajs  pieüflisische  Landrecht,  diesen  AlimesukatiaDsAnQMnieb  dee.  {Patrons 
nnr  auf  den  Fall  nnversN^b^ldeter  Axnpniib.  Vea^^brinji^.  ,NMR6ntUclt  wi)l 
BichUr  (L^rb.  de&  E.K.  Mfl.  V.  S.  323.  N.  2,)  die^e  Fn9gQ/m(iMb 
dorob  .Hinweisung  auf  d<UB ;  Pontifieale  ^ntsabied^  .b^^n,  »Y^<Aer 
Bischof :  bei  EinweibujBkg  4e];  UmM  znmiPutrQn  apij^k,  »qmd..j# 
ftindator  ant  ejus  berede»  com  ad.eg^ta<»otpfar¥eii0tiMt,,vgnU^  n^^ 
datione  eecle^  lundatoris  pÄam  UtMra&tateia  repegnpi^ff  .  PimM^ 
hat  aber  Richter  einmal  keine  neue  Entdeckung.  geim^^giiemAiß^ 
St^aUe  des  Fontifioal^  ndird  sohfoi  ?on  Tm  .£^tfim  citift.<f^.  I]L.  üt.  25. 
et'6.;ni4.X  ohne  sie  je4o(^,  auf  d^  FaI^  ,unFdrs<^uld«teK)  ArviutbvZQ 
be«iebMj  < Feiner ikaon  dieses  caau  im  Pontifioale^  dncb.  uicbt.  oiebr, 
als  :d&r  Autdruck fo^rte  im o, 30.0.  XIY.  d.  7.  bezeiobwu;/^  bitten 
also  sobon4i0  Uteren  Canonisten  dies^  BeflcbiAnkuug  ma^heai  nnies^ 
wenn^sie  im  Worte  forte  liegen  wurdia.  Caeu^odaclorte  beisat  aber 
w$ri|lich .  übersetzt  nichts  anderes  als  sftfäUig;  wenn  es  si^  nämlii^b 
ereignen  sdlte,  dass  der  Stifter  oder  seiiA  Erben  in  Atmutb  ^erathent 
dft : gewiss  t Niemand  gerne. und.  aus.  freien  iWiUen  sich  in  Armutb 
stänm  wird..  Wollte  man  ab^.  wirkUcb  dieseji.;foi:te  oder  casn 
pvefis^v  80  mtisste  man  dieses  Alim^ntationsv^cbtr  auf  reitt  onTorber« 
gesehene. £reigni88e  beschränken,  wje  es  das  .Aitero  .Oeetecreiobiwhe 
Beebt  gethan  hat  (S.  Xtpi^^r^«  Annaton  H.  III.  8»  8i7.).  Altoin  gegen 
eine  e<d6he  B^scbr&nkung  erklärt  Qiqh  Ealm  (a.  a^.0«&  389»>»  .und  will 
nicht  bloa  jnofalisobe , .  spnderi^  ubeuhmyt  eJffwe.  Yeva^bnläungiVen 
diesim.BeQbte  ausgeschlossen  wiesen.  ..WMilfesjt  ^ob  ai^^.daabenr- 
tbittlenS  Setz^  wir  ^en  Fall»  der  Patron  verUeAt  dureh  Mugiftckli<^ 
Speoulation  sein  j^naes  VeirmOgw«  ist; hier ^ßein^,  Amutb  mne.yer«* 
sahuldete. oder  unverschuldete^,  kann  .si^  niqbt  b^id^  sein»  je  nach 
dam  Alawtab,  den  man  bei  der.  Beurtheilimg  i^egjk?  ümd  flo  bMen 
sieb  besonders  in  onsern  ZeitwhAItnissen  gar,  yiele  iflolcb^  .Fftlte  an* 
fnhreni.  so  dasa  durch  diese  ynterschiBidung  das  dem  Patron  zfXge* 
«proohono  Alimentationsrecbt  rein  illiisonsch  g^maoht  we^rdeUikaW*  ^ 
Abgesehen  nun.  davon,  dass  die  Gesetze  eiWi  solphe  üntpr^cibeidunfl^ 
liebt  kennen,  yecstOsst  dieselbe  auch  gegen  dae.  Pdncip  der  KKobei 
die  bei  Austheilung  ihrer  Woblthaten  nie  auf  die  ürpi^  ^  AnnujUi 
gesehen  hat,  und  wenn  dem  Patron  dieses  Becht  aqc^dam.^^H^  bl^* 
ben.;SoUttJaUs.,er  wc^en  Undankbarkeit  daascflb^  verlöre^  gphabt, 
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W  YMit  abei^  wieder  Basse  g^an  hat  (fferroW«  primpl.  MW-.'  fcttni 
Verb:  jus  pätroti.  art:  4.  H.  182.),  sollte  es  dhnh  dem  aiis  Y^fsehtiMeif 
teYamrten  Pa^h  entzogeii  Werden  f  DÄrum  bleibt  *  die  AisicÄt  der 
Äfterii  C'anöiÖBt^n  die  richtige,*  welche  eine  Ünter»öheidiibg'  zwischen 
T^bhiddeter  tmiä  uöi^erschuldeter  Armuth  deÄ-Pairons  nicht  dntfeÄtnen'J 

S:"^'l^e^kff^' £^  ijehre  wm  drtH  Bifrotienf^Wc  von  '€fusiäv  Ä^l)^ 
litMayei^i  thOor  detä^  RSehte.  €HesSen  19S5:' EdihiilllS.  "ä '  '^ 
• '  '  Vier  sehr  grftndKchfe  tüchtige  AbhandlnngeBf :  i;  Vmäe^  ^ing^ 
mken  pHpäit^dn  TetfiaHmshefi^iss  des  Lctkhpdtjron^  utid  dm  pith' 
tum  Aenön  variändoiß:  1— &0.)/  Schlayer  zeigt  unter  erschBpffeh&ei* 
MiMzttiJig  der'  gesammteh  einslßhiftgfgen  Lftenitnr,  dass  ("vi^i^  äucli 
Ue^its  Thiüaiserim^Arehi^  TL.  4l2  ff.  nachwies)  nur  eine  öütntsflative 
VsrisIfta'ZaHssig  nnÄ  d^s  so^r  eiA  eidlidb  bestärktes  pactum  de 
Bon  tarfandb  Wischen  dem  Patroh  und  dem  ßtstiHrSsentirten,  sowohl 
fllr  jenen  als  f&r  den  Bischof^  als  dem  Wohle  der  !ßrch6  nachtheilig, 
tmverbindlich  ist.  '  '  n 

tiyTan  deni  VeriusÜ  )ie8  Pf^etOatUmsrecMes  äÜ' afipebtM^ 
l^e'simoniicher  f^ä8entaHon{9\  81—51.).  Schlayer*  fahrt  gegeÄ 
Lij^peri  tmd'Schillihg  atid,  dsss  in  *Folge  einer  simöhistischen  Prfii^ 
taii(m 'tf Chi  ds^ 'ganze  Prflsentatiönsrecht  unt^gehe,  sondern 'daii^ 
mir '  d^  EMAtddIge  Itals  ipso  )üre  eicommtmidrt)  dach  erlblgle^  Pnbli-L 
ckfion  d^'feii^^nliiHication-bis  zur  eAangten  Absolntlbn  diesec/Bddit 
i^is^  tnil  -  dass  sei»  fiedbtsi&atiihlblgefr,  w^nn  tei  niidifr^geile'Tiir* 
selriildiittg'  tifeffe,  iMk  wieder  zur  Aosfibnng  des'^PHMftoffetiönBrMhtl 
bidredrtlgt^ieL   '  '^'^^^    '    *  '    -•'♦ 

-'At.  treb^f"  Thetlbiit(heU  mä!  fMhtÜbarheit  iiS  'dm'f^Mm^ 
MMisftcldiß.  S3-^i9d;>.  Im  Fhlle  dass  mehrere  Oompati^oiie  Voiliaii- 
den'  siild',  titshteÜ  sieh  die  Absfibuhg*  des  Prftfaentationsrechl»  ztnMliM; 
naieh  d^  cftwa'^getmfKshen  besonderen'  Bestimmtm^^en ;'  and^ttiMli 
<»it8Ch^Aft  b«i  der<  Priksenlation  die  relative  8timiftettm(»hrheH/  deO^ 
Fräsentirend^n  und  zw^r  hiA)eii,  wieScfalayer  nacbwefet,  ^dttr'CiompliI^ 
tnm  gtindh«  Stittimbetedhtigtttig,  wenn  auch*  ihre  StiftuÄgM^ilfcrftgb 
tAMf'Leifttiüngen  uttgteieh' wareit^  und  ebeniio  atieh,  wemh  ni^ '€letn;  2. 
de'^jm^  j^tr.'^.'^'tä. 'die  -mehr^reii  Bl^beii  eines ^^liBtpWdnsiBt^^ 
desseir  Stimme  geltend  zn  mia()heti  haben,  S(^  haben  "diese  lIKM^n 
Hüter  8)e&  wi^ebm' gliche  Stimmberech^güh^  atlcH  ihre 

testttmktttdJ^hen 'odier  fhteBia[t^E)ft^heif6^  nng)ei(5h  '^ 

ewiselimmehrermFräsy(^lrten  ^^c^tenäen  B^li^drät'i^^:^^ 
S^hUyisr'ierkHkrt  sfieVwi^'iMHoii  ^ttbiektiints  '1^  dieZnMs^igM  einer 


4flQ.    L\teT$,tß,VyKo\At»i  Igye^ene».^  re«Mxvlk .«ffii^i^  «Npttfial. 

Y^lpW  ^  Laiempalarpii?  k  iwann  aioh  bemts^  ein  S^pwfe  viri»heii 
]pMJlipf€ffeDfTan  ihm.  <ider.  ¥0111  ]^  7 

(^«,179^90,).'    Q^en  G^er^ocA  , (da»  PiftcfeatitQn^  PAumiaiL 

Möp^^Jhm  1864  S.  7.  ff,>  sniAit'  |9ch],ajrer  Ide^  nachiaw«ia^4  dasB  4iind^ 
CoQ9(di^tios  daß  Patronatrecht  nicht  nnter^ehe,  sondarn  nur  rohe 
hi9\  diß  Gonsolidaison  vi^d^  iftckfiiflng^  werde.  9r  i^icbt  di(»  4prdb 
dvikef^tliAhe  ^^AJialogieii.  tob  den  Wi^epnafleli^ea  aoof^cioa  imt^r* 
geigaffgepur  3Bpht|p  dare^hQB.  Nicht  m  Inaain«^  ist  m,  daas  ine  er 
S0blie8«flich  j(S.  89  f.)'heiT<Hrb?U;,\d€v  Biachof  ^ebea  eeiiiemCkiBfiiinatjODa^ 
l)^hjte.;a^eb.^in  Sfitpalycwiat--  aliBKV MitpiflaentatiDiunreeht  haben  ^amu 
4l',^£;;fy(f<0^  fr  neaifei9erU  ^gifhAem  eißptamii  JSSUStOs  tMid$fid 
>y,^ rmfgy<»^honi  ernng^^  egyh^idmi.\'  Jrta  \Soi9dca  M^rmfä,*  hiti 
')\,iisy^i,  ^  ^  debfec0eni  ref^  ßpekola  romaii  ^gj/hM  iS'^mttnai 

,'i^»Mh  (1^^  f^UfeL)   •',   '         !.    •». -:  ..-,,■         :  •,  . 

Die  in  Pesth  unter  Bedaction  von  Prof.  Paul  PiAifthcf  eisebei^ 
^m^^  y«rdieastUohe  l^athol.  Ipi^chUche^i^efoliTifl  S/^iigiQ  taiBriohtet  in 
ijli^;  35  fn  dviJ*  X8^  Aber  djeises  ferste  Hefl^  der  ;»<^iid|,ehrea  des  4d]g* 
mid  pafificdftf^B'  Eirchenreehtes«:  des  DebTeczJMi^  ?tof.  Frams  HüavAoa. 
lOWiTferfa^eer  fst'I^eteetßi^  und  befl^päg^  sieh  im  Qamzea  Boqh  »bei 
Dftt^tiiDiaag'  dee  kathol  Siraheiafechta  eiaea  objiietivea  StMdpoiOctee« 
lirenDgleicb  er  biet  diiich  manohe  yprurtheil^*  deob.  bisv^eflen  zu  M-» 
eehwi  Aaftostingen  «elaagt.  Naeli  aeinem  tefgaaen  Oeettndnisa  sehüeiHi 
er  eiohi  äti.Bera^^faaf  das  kaäioUsobe  und  das  deoteche  eyangaL  iOr» 
chenrecht  an  Richter  an;  berücksichtigt  aber  auch  Yoxpjig^miß» ,^ 
aigaa^h«ii.\kat)ioI/ ffiiralienvtfhftltiiisse  und  zwar  im  AnsoUiiss  an 
42i^4.  JSTofifii;  (der  im  W0«e«tUcben  dBs  in  )atein.  Sprai^he  verflMta 
IH^Ac  f9n.|it^4r%»ed.  ü/^griae  I9ii»in  ill«»dicher  Spreieh^  y^ 
atjb^tato) .  nild  Pimi  Sb^hunm,^  i  (dwr  ein  kWMa  CompendjHim  dee 
Sjprcb^xff^  iorroneec«  8praaho'¥f>rfii8Bte).  *  IBm^  hat  mfißf^mkiwA 
ä^ifm^ni^li^}^  Kirobeareoht  in  i^ain^  ^flTerke  behandelt 

Ugj  emendaia  et  dweta. .  GpUn^l^ßS^iSimlibufi'^  JoßmU$ 
^  .fsetri  fioftmü.  P^r^  L  Asc^tka;  J^$.  Jf.  Jüim^ica  eA  iBsafo- 
,jrfiiß\:8i6tt.XIIj?0^  . 

r    ;.,  Ijit^  Tit^liN^i.^^kfli^iimwiidi^^  Ba  «ithMt  in 


tblrflüglktor  Aii*mlü  a»  m  mg»  Alks,  nur'der  Tkitolfir  und  iiuh 
besondere  der  Seeiaorgw  bei  der  Aqaflbnng  aeiiLSS  Berate  smr  Hand 
habeB  iMes:  ein  Ebildbaoh  Ar  alle  piiesterlidwn  AndacfataaboBgen, 
eine  yeHnWadign  Idiirgik  muL  PaBträl .  aebik  Formalariea  flbr  alle 
naglfeksn  BispenB*  o^  fthnlielien  Bittgesacha  Alka  diesaa  in  einem 
CMipnaB,  alte  gab  nd  dentfich  geteekten  und  sehr  bflligen  nidit 
aaJUcbem  Taedteobnohe.  (Ueber  die  erste  imd  zweite  A&flage  T«rgL 
Aftkm  ¥IILv IM«;  XL,  ISiLX  Dkse  dritte  Anikge  kt  oai  70  fleitea 
gBiyeo  dl«  «enge  Auflage  veimeML  rNaaMntiich  ist  darin  eine  m^ 
fthriiahe  BelAntag  fikbr  den  SmpfRiig  dea  KeeboflB,  wemi  dkeer  aar 
SjtelMaviaitatite.  oder.diir  ^^pendtanf;  der  beiligea  Ilimnng  in  der 
Bftm  eiaebflinit,  nimlkb  ein  dnfo.  oA  rmipietulum  pfM^ßsiomlikr 
Rnmiätmm;  amh  ai  .msUamdai  par»ekiaB,  de  ABeraimato.  Cmfiir- 
awiiiaiii  4ofafän»^  dk  Bahiiken  fir  eine  ieierlii^a  PontifioilmeaBe, 
flrdie  PrifvalDleBdB  das  Brnhoft  and  ffir  ein  Hoehanrt,  weicbem  der 
Biachef  aaeiMirt^  ne«  hinaagefBgt  Aneierdem  ist  fnr  dk  Siroben, 
«tibhe  aaa  Maagd  aa  Prieitern  die  FnaetkneB  am  Mariff  ■  TÄrihafinn 
tage»  AaehennittaMMb,  Palmbomitag  and  an  den  drei  ktztei  Tagen 
dar  Cüanrodie  nidii  aadi  den  Bobriken  des  Miaaale  yairaabman  kfanens 
dha  Memoriäk  Jtijaaai  nebet  den  betreffenden  Decretea  der  Congr. 
Bitanm  beig^febeiij  Bndliaii  kL  andi  ek«  ünterwaisnng  iber  den 
girnnbaikbett'  Ckng  nnd  Inbalt  gritüieker  Eztnüim  beigefllgt 
ifowka 

5.  Leben  tms^es  Heüandes  Jesus  Christus  fxm  Louis  Veuillot  Aus 
dem  Pram^  übers,  von  Dr.  Waldeyer,  Kotn  u,  Neuss.  L.  Schwann^ 
1865.  576 S,  8.  (VI^TKlr.) 

PiQ  Anti-Benan  tiiterattir  ist  zu  gross,  als  dass  wir  sie  im  Ar* 
chiv  registriren  könnten.  Wir  verweisen  auf  den  Liter ar.  Handwev' 
ser  1863  Nr.  19.  S.  347  ff.;  Nr.  20,  S.  409;  1864  Nr.  21,  S.  29; 
Nr.  22,  S.  63  ff,  72;  Nr.  23,  S.  108  ff;  Nr.  25,  S.  205  ff,  223;  Nr, 
26,  S.  249;  Nr.  27,  Ö.  294;  Nr.  29,  S.  364  f.;  1865  Nr.  85,  S.  227. 
Das  schön  geschriebene,  schön  flbersetzte  und  schön  ausgestattete  be- 
reits im  Archiv  Xtlt,  172  belobte  Buch  Veuillors  liegt  jetzt  voll- 
ständig vor.  Es  schildert  ohne  polemische  oder  apologetische  Form 
das  lieben  Jf  esu  und  die  erste  Ausbreitung  der  Kirche  durch  die  Apo- 
stel auf  Grund, der  heiligen  Schrift  und  kirchlichen  Schriftauslegung, 
und  stellt  80  ,dem  blasphemischen  Boman  Benau*s  die  wirUiche  Ge- 
schichte Jesu'^i  selir  let)endiger  und  ergreifender  Sprache  gegenäber. 

v*'VilrW  aaaMniMVIO9'tfRMHariaN>ll|0V9rNI  ei  WUnntmntmtJUSSm'JCmJhOu 

'l<m.  Mm-  OMMli  i;.A(Bfro  B.M.  KCmd.  Tom.  L  Ä§nm 
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.  :fiiii6  Pins IX. «tiriibai^  PräbhtaOBgkto:  dar« bnifttaÜBelüiSiiH 
dienreehiK|i0Uniij  .Dir ^g^lehite  fleraiMfebn:; ( isbii  rmiiiain  ftim  flb^ 
bort  «ad  anB'demOfdett'detJiQiUiliQni  Btooediett-  Ittty  «if -eil  mui  lü.dar 
Tocreda  ettftfaltt'die  BibUrtfaktita«  Toik  j^[tni^>  B«»pl^  .iivBAm^^iiiidi  hd 
flfarigen  IMtti,  in  Sntakreiob]^  fiDflaad,  iHoUändv  Bdgiähv  r«^aifieiv 
DdüteUanA,  lUgwn  11^  finriaBi<diu:clifUscM.ti^^  sttüiJn 

P«lei8l»iurg.Q0id  MosMaütiTMto/AiifilMMei'gafiiii^  '  BeaiUt>rim>«iy 
iiegeadin*  eD9t«n.JI«itde^däeiv^ 

K^XV.)  udtdiA  anrdteblbefa  tMiG(wir6]nrfn)iUe,i«U&  jisM 
Bawilnuip  ftihtv^  nnlMltaiiiitto  HAndsofaBiftiBa  ira  edimdofff  gi!i«oU4 
B^IBD  KiteheBTeoiiteqaelleB^»(pag\  XVI--XIX.)  attf^  giM  davMlf  «artk 
IMmiUiift:  flb^.  die  Oescbiohte  >der  loidUnMohtriqmlto^^im^^^ 
wüireod  der  exM»ii  sedis  Jahrhunderte  <pagCi  SSVI^ui/fiy^r  <  Hiiraof 
jEbij^  deir  AMnick  der  gtieohieeUen  Queflöv  .der"  enken  teediB^  Jaduliiiit^ 
derte^iiiter  >B09&9«iig«'der  luteiMiichBtt  Oefatowtzhng'Ufcd ibiafidton 
Bvdii'eiltatefndeT  Aukerlmiigiii.    Diie>¥4toittntflta'4M  TertehiedeBaii 
jQodioes  sindMitt'Neteii-aiii  Fofls  der  iSeiie'vteseichnefc«- iPfti^^diimObf^^ 
JpoMioäe  (pAp.  1^44.)  sind  ^Bbiepielsii^eiee  ^«Mtelr^  den  npier /Suul* 
gdnrifteB,  welche  den  bisberigeii'  Abgaben  bi  Gbwide^liigenv'iMMA 
ttfah^'ireitere - beniist.  *  Bm' Index  eahebototJ und  lii^ 
Schlosse  des  Bandes  erleichtQpi  den  Oebrauch  des  gelehrten  fnesoi 
m^hsaincai  Werkes. .      .  x        ..  w 

tßtaaißroik  Prof/H.  iJ.Zachariü  ]n  ÖMingen^^^BjO^         ^4^. 

16,  der  äetUschen  Btmdesacte  aucJf  ^mc  GfurßvMe  ^fer ..freien  und 

j^enUichen  Bdigumsiibung  für  diechrisHU^en  BeUgiofßspßrteieH? 

(in  A^giäV 8  Zeitschrift  für  deutsches  StaaisrecH.  ISerlin  bei 
'  Jteinier.  1865, .  H^  1^  K  25—40.) ' ,  .  . . ,  ^  .  y  .V. 
•  l  Zaoharii  bjeriichtet  den  Gang  i^r  Yerhan^lungen  Qber  die  J^cb^ 
licbßh  JVa^en  auf  dein  Wiener  Congi^eisse  (Arcj^  ^^'3B9 1)  i^A  f(]3|geit 
daraus  (jS,  35.),  >dass  eine  f>imdesrechtliche  IjraranfieübernaJune  def 
Becht^zastandes,  der.  Dotation  und  Yertassun^  der.  tothpllscben  u^  der 
evangelischen  Kirchen  abgelehnt  wurde^dassila^gen  der  Grundsatz  der 
bürgerlichen  und  politischen  Bechtsgle|chbeit  der  anerkan^^ten  ^  cl^V 
liehen  '^^eligion^arteien  »unter  den  Sc  Wz  des ;  deujischen  BW^  £^ 
stellt  wurde«.  Zu  den  bfirgerlicheu  und  pditis^heja  fieohteu  gehört 
aber,. sagt  Zacharia  (S.  37^)4  wie  bereits  m  deir  ieul9^hefi;BTinr 

desversamnilung  vorgetragenen  Äusschuissbericht  über  £e  Reclamation 
dM  IS^Kmniuih^flkm 
mgm  beefat0ie»i^^Baigittisfreä^  iitidi  ilNMMgOBAIhi^^nise 


tegflÜgiviUdMi  fliri  (n^L .  VtMt  dar  ^decksahMi  BatadmetmuaUmg 
V6k  ii85a 'ttluitolfiiteiiig' Tom  17.  lArz«  S:7&)  »Ae^  ^dkdra  iteeÜM»« 
<yifcft^l&  wAtk^  die  Choot^e  dwa;  KiimImii,'  ^soimhl  dcfur^SlAAto'  aU  . 
dn^llMttdn  g«g«iidb«r  einriUMK.  Za/den  btr^etlvBlmkiMGiad 'pOttü^ 
»heB'BoQktoi  gekSxi»  notlMTeiidig^  aoob  da^  Bmht  deif  Midiii'6flE)»i6i 
liehen  Beligionsabnng.  Dem,  (ygl.  S.  39.)  »wenn  die'  Fmflteit'dtt» 
Bo&^iottMiiiiig:  Ar  «bEalMftsehi,  LttfaeMmervoildBefo 
in  der  Garantie  der  Bnndeeaete  enthalteii^WfiM/  WtMe  kndr  di^  «i|^ 
fllehei^  flbUiheit  d«  «U^isi»  MbrgeilioheB  ^Ind  pelili8cli«ib>  Rechte 
iDmfmiiIilw»ri8cka^^  Maobt  der  iUgienBig>«ea 

Uilftiwivei  mir  den  Aakängfem  des  efaieh  Bfteantetesetf'din 'MfM^ 
htfM''i>i>ii»iida(a]s^iMn'Meyable&  erachekie»^a  lasdem«-  ^ündf^ 
Mii<dtai^EiiiMlnen  gofftltfen  lüfiBBel'  indsae  iMh  anbU  der  gaMen 
Brti^MiKtNuiei  w^eetehen,  w«»  »da«  BecUt  der  Jte%iM^!pw«fi'htii 
deribmplex  d«»^Beiebte  der  SinitolnendesBelben  Be^^^  si^« 

9;  ^iBte  umi«  Jiem  m\Bmtlm,  wm  0.  Ptz.  #.  /;  [Olaf^  iV*wij9  im  ÜMH^ 
I  iliiifiji)..  Jt)ftai»i|^  a.pM.    Vertag  f^nr  Km*  mä  Wi^Mii^f^^ 

>: '  i '' 'Bfaie-bereile  in*' 2.  Terbees.  Anfl.  «^Menen'e  aötenmiseige  'Miil^ 
hriideriSchOderang  des  Oo/rtoandäis*  und  Se^^äsk^efUk  in  Sückn^^vM 
dea(€6iiflMes  der  proteetantiecheb  OeisiHehkeit  mit  dem  SeldelUergeK 
Smiiaai^Dimtor  Ihma^ßehmkel.  Am  SbUnsse  wird  anf  dieB^hi^ 
nifttt%leH  und  Netli;wendigkeft  einer 'Btmdeitotervention  fav^Bä^den 
Ui^eii/i^eeB^  Untei^  den  vielen  aktenmSssigen  Selej^en  verdienen  na^ 
iii^Üleh  Meh  das  B^Ote^^sche  Outaehten  «fer  äbD  hae^cikfütM  (!M^ 
raUsr-det  /  ÜMifMUät^  ti-dbut^  (S.  18  IT;)  nnd  4s*  NapO^mUißhe 
^M0flptwm'4äkre  ISMO  Über  die  syslematisehe  AuischHessrng^deir 
biMMmi  K^A^aOm  im  Äemtem  mä  TTäftfen  (S.  47  f.)  hfft^otge^ 
hrtMb  tk  w^mi  Üeber  die»  katholiseh^ktrohlieben  Fragen  Mdeb  sonst 
dtf^&aeef^aiiflefee  Atchinbin  der  Schrift  im  Weifenttichen  tdohfs  Keneet 
IHitfgalliib'Verdieiit  ri)er>Hicihfr  blc«  w^bn  der  Pei^on  ihnes  dttt^faifii^ 
ttgetat^^TeffittseivV -eendem  anoh  wegen  ihrea  vüdieii  Inhalte  und 
auNA::!«erfreffifeheiildirenDarateQnngeln'^t^  WSr 

iügiatritdnisnigleiöh'oobb  «wef  kleine  leseiAWertheBrocäitfmt     '  <  ^  j 

9.  Der  badische  KirchenstreU  tm  18B44ikä  4m  ioStMÄi  ^SMmI^ 
^'>««M#^«evi  iSiäi  tfv  WmbMer^e^^  TerUmf.  SMbu^  i^  Bk 

v-m^rilfiaasirAmm,  tSSS.  M^ß'/d.'^     -^ '   '     •  ^  '^  '^*    ^  •  •  •  .^v:^ 

10.  Äbpikrunsf  der<'8chmi»8ekriß:<%I^)iieMik^^  BOiifiöii  in 
'^s^aki^€    )^Al)fedrmh^^m  Ab  JVeiM'^e^  Bifien:)    BreOMrgUi 
y  Br:i  J^iXlMfer.^ii^  M^  '■>'?  - -^^-»^  *'    "•^^- 
lob  ^!«riteoiidfaua«tit  «fiMenllfeb^iM  iM^ifMlw  de^i^oiikaVkoliken 


ITA    L M«ft  U«vi:  Scküftage^  f n  Btnäm.  ^  JMMtr,^  Ute  W. 

«»«[mtftttJMiMitt  PrMafetoiii»!ßir  dl»  ^'iLicUrdaEL^/aSfrCalH 
gVidrMkte) ^«dis^aM  SolfiiUkufaki&tBgeteiB  Tom  atvJvli  1864  und  ü« 
3fiw«lti0ii68vegelil  znr  D.iindiliBhrilng  desadboi.  lii  BMMF  des  Utah 
t^WOifVbrltuAa  dtfr  VethaBdliuigen  swkobMi  deat  Btahwwhcf  w«  Bnir» 
bmrg  niidtidbt  MiuicbM  Begiemng  Aber  die  SahtdflMig»  fdnrrän  nir 

nii    rUebtH  dtos  <m«»  Heft  vgt.  .iripMv  XIII.«  801  IL  tM'  dUmM'HSfw 
bi9d%.M»l vdÜ  IHMsiuikn  nüs  £<ldas  im  jtflrcMtr  XY.t  iM^ft  i  hkUmat 
8^)iir^i)AwflgteA  i£HtaiD9;ddi:  I  baduehcn  Satttair  #ol&  10.  Min  1006 
»Mit».  Hreib^rr  HnAmOawi  vk  daa  Siiilifllter  te^lBiMtiiahuitaMlh 
XoNtfjr  di^>  Ifiterp9UMio&,  ob  dexMlbeueHoigl  m^  i^hieiafobtintig» 
UQtewwbiiag  iti  Be<^  der  £erttmfailgen,  iU0  inj^ki  iSKabtomiallM 
der  WaU  ariden  OrtowMnkb  ¥6xbiUif<r wovdAt /W«ria <imd ^teeo 
ekttge  dr^k^  actomlssig  ednsteti^  wturelind»  .SftHle  «w  jldldtew 
Ml^^  MfniBzfthtt  wwrdea)  aimiordJNiiluad'Ob  die  JktMiig^mwmkitex 
Bürger  an  Becht  and  Eigenthum  wieder  gat  gemaabtiir0flitii.4Q8teiL 
Aitf<4ie.renMiiieiide  ABkwHi  Imh^'^  .kto%te'Ai<dlM(«fiaMAfiklage 
lAm^'ii  wiegen  Amtawirtb»qpb» ntd  VerfMniigrtHriwhA  tt«  waib^ 
grOfidato  dterib0  $ta:  21.  ^ AiMiHr  diarek  Vorbig»  vm  966ySli«fnAdtt»- 
gMoküif  aa>er'die  KtuHMr'tebnte  tpit  drei  Stteuen  Meiuibtit  dierDMmv 
Metapg  $b.  ^(B^difdber  Beobachter  Nr.  5»  ff^.'B4Hag»Nn97tfl^  In 
dec  Sitgimg.f  em  10.  MI»  kündigte  der  ViKi^iMiamnstm^Mßtimih 
eine^Anfrage^  eA  daa  fieeaimmtftfaiateminürtermip  aa,  ^  datfaribef dto  A»' 
(dt^t  tboile,  welebe  tom  8taaitenitb  Lamey  .ift  der  «Ktiug  yem  9«.Mbn 
laSQ  wfgeetaUfc^  jrordeii  m^  ntaBlieh :  »dag  vtk^  GenFlaeeaM  da(i£h»- 
eetsk;  daaeei  daa^fffintiiebe^Qewfflaen,  ud  imr  dMebeauiul.darübierJttttafle 
m  Privat^eimnaa' bedttaa  iir0Ue,  mtoe  ebeoMdüen?«  im  17.iAita 
£Mid  b^  P<age  dieeer  Anftetge'  irieder  eiae.  nehr  lebbafte  iatteteeflute 
VexaMttdliitg  deri  L  jj^ioomer  Statt,  in  mOaht^  freftteh  eohfiaHliidl 
mit  U  ton  30  Stimiaen  ibeKdibw^  fvnniev  darabec  mm  Tagawd^ 
«Wg  Qheiai^Ahett.  <VfL  Badiacb^Beobaubter  Nt  ^U^\  imu  A«^ 
sprach  l£m$fM  mii€)  wtmMiM  }^  ni 

gQgfeilBett\ia  deA  z99iBi  Slti^^  _         .; 

la  Je«  Aia'Gf^defo  ilo9^6iiatd^^  Fan  TWUetoi  aw^awirf 

Frhr.  V.  JSMder,  Bisehof  V.  M^m,  (BPOchlitmiknhn^JiMg' 
^   Mr.».)  '  EimkfitH % M.  MamiU^ ISßS.  00 &  &^ 

Aera€  in  Badm.  Wim  1866.  Dmidhmi  m(hfffm€xBiUL  8.A  8. 

.  ;ii.  Woj^ik^gMrikealdat!  mA  Mn  die  TartoflKdhetOiMrtaHiig ^ 


aitalftAgQ^^  wl  Ar  Fttne  der  BOi^  Ub^      Partei,  «ie  Seitak  dm 
Eiii^hMöt  der  Kirche  zn  entzieheD,  ~  in  iaiMr  'der  SehrifkeiL  de»  jM4 

14.  LeprUre  hors  de  Vieole,  pmr  M.  DuepeÜtutox  SmiJuOA^  VW^r 

-  DevametCo.lMi.  74A  8.  ^  ^'   m 
\      Aneh  in  Bayem  sclieiitt;  oder  fthien  bereifeB  ein  Sehnhtiiiit  im 

Anakge^  Das  bayerieohe  Gnl^MiiiisieritQn  "will  oder^  wollte  (der  Ctlt- 
MiBister  Koch,  unter  welehitai  sudi  der-  ooeh  nicht  aoegetragene 
Sf^yerer  Bendnarsiaieit  mn  Aütbradi  kam,  ist  eeibden,  im  ^Januar 
IdM^^fmAoAm)  «hrin  protesiantirthen  Professor  der  Chtochichtfriil 
MAiehen  ^  Oisst^rmAi,^  auf  dessen  lArlanfeii  •  die  oberste  LeittaBg  des 
Geei^hfitanlstrkAtsi  an ddnfitanisnaiiet^  toi  gtoz Bajeril  AbeH 
tüfCftt  ndieesBiIidirfllehe  teilten  die  Sohflier  seines  histerissheh 
Seminarsf  oder  weBigstans  mir  jene  GjmnasuüprofeBsoren  bemftn'  wet^ 
deli , . 'iNishe  QiaosBreelife  sriber  au  beflfltfgt  erklire.  Oegeii:3iesM 
UabirliBgen,  der^kstiMdisahen  Jagiend  Bayerns  einte  protestantisä» 
OtsAiohtatBffassn^  ntid  nebenbei  kMadeatsdN  BöiitaD  bin^sbeiB  an 
wfflleH)  erhebt'  sidi  mit  sehneideDdei*  verdienter  Sehftrfe.  dieHSdniitr 
lA  €^iembfiseht9  €hsiMMsm&^^ 

Br:  Xirehhem^  iae&  S»  S.  gr.  8.  (4  StfTi^ 
.  <-   Ein>  eigenes  Gapitil  «her  Bayern  enUiUt  «adst  die  «weite^AMf» 
)age)'deri«Q9ge8eidiiMi(en  Sehiift  eines  Begendi^urger*  MOittar^oratiis^ 
tter  die  VenIferffioUkeit  des  fidralztpattgesials  eines  fitaatandnefolsr 
JU^  Jos\  LüMs,  Der  ScknäemMg  eim  SHUk  modemer  »ryraattek« 

'Lmid8hia,  Thom        (^f^  XMr.) 

jWer  eieh  4ber  die  SclralYeiUyHdusse  def?  Teraohiedeoien  dentschiA 
SKd  tmdette  iMder^  üameBtlieh  Aber  die  yorgMge  wUnend  der 
lebiten  9MlbiB|f  Jnhre  tfne  Vielseitige  Bdehrun^  Terachaffen  will,  deik 
HM'üVtflBeti  wirtatf  die^fsaeammeh  Ite  G^/3  Thih  oder  pr.  Bd^h  Va  SUr. 
nofih'  fen  beaiefaettdei)  zfMUzig'  BUde  des  wi^n  .Tf»^erflokten  Altets 
seines •¥e8iEus6rsv'(desTe#dient(ni,  inlBwischen  am  4.  Apiil<  l866'Ver« 
sterbenen  Demdeehanttt  Krabbe)  mit  Jaanar  1866/  eii^fegangttimi  • 
MiMDfuOtbkdtefiir'kaiM  TMaßrUHdi^  unod  EtMmngemeBni 

-  ri9tlh^€6.i  Mäneter  bei  Thmssmif.  -  i-  * 

.    Unter  den  vMen  noch  biestehenden  ji&dageglfiKahen*ilOirBiien 
MMkenrnfibei' dieser 'Gelegenheit  wiederhott  AnfinerkeaiB  anf  Asti 
Mii^Meh^ekkisehen  SchMet^r  iS^^  die  MeresSa»  der 

.  Vea$80h§ae.   VeranheeraiMed.  Dr.  F.  S.  EOkurd.  (JälMüh  SS 
■ : Jfimwwii  dl  iVa  Beffi  3  ß.  Oeskh\  W)   >  /- 

f'^  Dieeei aniseitelb  Oesterreiehs  wen%  bekaanile  Zeiteclmft  ist'  n^ 
flletohf  hiMIwwtliihif  iPrjmi  iinft  pwjr hi4  sieta  dudidiii  BeieUinMittaril 


AT6  Li  ttJta tutoi dfaemch^  Bat Sr huii twüg tite  WM mi<enw»fywriinel. 

J^r  den  Schulßwa/ng  sprachen  «okiras  L.l&$nii*^  und  A^^fiMoft 
i&>jrdb$oft^^iriiitf.  JUM.Nr.  7V,.fito^    .  .^  /*    *     .  A  . .      ^    \    *; 
19.  Der  Schühwang  kein  Stück  moderner  Tynä$n^^  ^  Üffenm^SM- 
iiiisdmibbnl äit  'Berm  ijdseph  Ltdeäs  eis  Antwmi' äkfiSeimiSdirifl: 
'IwBer^^Sduüawan^  ein  ßtiM  .$MArhei^-^!Pyrkn^  ISemkarSl 

Ajjut/ia^i  .  Bigenshuiifg-.s  J9^  MoM  <    .>     i!  • /' 

n.i  V  DeriiSidMdinrang  hafafiniHfeisra'Bi/Jac  W 

fSß^a^Miüi 'J^^  ihii  eneta » teiWttertet 

BArwliML  •  Gegner  >  gefoBitoL  'Ali  fdar^ebrift.  'des  .Henn'  Lakiia'  Hat 
HeiJhrrJaQQSift  «ebr  tM  taiiagisetaMi  1  gefttiriMn ^ .  ott^  BidtUhrUgtuiy  d^ 
Sattidmaiiges  Ut^er.  weing  beigeinratiit,  uhdidia^fngiöbenil^  nm 
3lb«lrfltaf.  iilrigien  VtoaiiSBetanuigfeh  «&d  opUiBisttBidHai  Anlsohavimgeir 
Br.iJacBQidi'sagt  tüalbtt:}  »Die'Kkdio  hkt- z^p  iinnidr  gcM«1rt,.den 
flikttfararang  dfirQli.da8'6«wite^  derEUerh'Cb.iGnfS^iaaii,  wie.lAöt Aber* 
lutiipbdiviFrtfhfaiti  iiA]B8Htlkk;id68  Hausee  'Beokmrag  •iI4lgt;^  'Am 
äu8diireti»^olAiliJviiukg  hat  sie  nicht  eüig^ttfftf  «okM^iUi  jedoch  fh 
vabeMchttgtM  erUfiMi«  (8\  .i^4>>Ihls»^«e  Kirche  ^^i^^         de^ 

Lage  war,  sich  über  dieei»^  Berechtigimg  /ausetiq^reclimv  wiM^^ 
Jbehsdi  seihst  ztigriKninflsssn.   ^Däte  de  aköridenimsoreii'Schnl- 
3wang  nie  niid  nirgende,«  sdUst  iml'r9adA^n(flk8aiteiiiidit<'eingefMirt 
hat/id^'hfttteiifaft  dodi  Izon^libMhdeiftcb^dber  'diesb^^  ik  Be* 

rechtigiang  vennlahBen  söUisii;  und  ito  «r  ei  ilrofe^  dsMBer  sArieb, 
wäre  es  seme  Schuldigkeit  gewesen,  dSiser  ^SrOrteraif]^1bidi1;' «w  dem 
Witg^^zaigehenL' Bewirft' Hm.  Lifctewiede^^  dai»  »r'Staats- 

sohute' iniA  SchtthswiDigf  nift  emahder  tomwAsle,  aibiNi  «it  itTfliecbt. 
IMm  Qhrpra^e  naok  iBtrdieiSähide^Yen^derriKiinh«,'  dfir>fbi«ng'^<Aii 
Staalte,  ^Sie-^^inBii^QAiifelifö.a^ 

als^Mlche^behaiidelt.  ?Danlnl^weM0Ii'di)e•8ck1IIlehrbr  t^  Statte  ge- 
prtft;  Maiint{ilnd:  abgeaoM^-vnd  9n«iBt!<8iibk  eben  )so  'diel&spißdKmB 
odepiJEtavinnre«^  -wenn  igissrii^i dien:  gröifee&fiieilil  Ms  4eiii  ChÄns  ^ 
«mm^uwkrAeiU  'DsrfltdatvelMlbiiPtov'vte  tindwi^^tt 

gelehrt  werden  soll;  die  Kirche  tot'^ntdn  Bezo^  a;df^  dei^>iM%id^^ 
naAmriftlit  lU-  ^Vx)lanl  ai»zagi^ben<  ilad  idflto>dieM?Vi&i^tfaig'd^  Staats- 
YorsoMfteB  ra^filerwadieii.  i  (BasB'^esdrKurftahd  ArdieQeireii'tfei^ 
sciger^lMIQMi  ist^  we\l^  w^ir^iTait^^b^MtehVet  s^ 
d6r  ^Kh«he^tspre6h»id.i^  isri  ei^b  ^dere'^IVa)^.  ^  Wireinft  d^^  An- 
sicht ,  dass  der  Schalzwang  lUch^lsk  Allg^mrinett  niidht'  feiMifi»tJ|en 
Uflst;  (  HM^Aia&ebftitalst  s^  darauf;  rdaJb»<i9'Me«0<!Wii»eii^ffi^^^ 
isBipMii«^  äiiMi'jltiid^  hm^^gm^mmMtAM  M^^Miiäf^^ 
Ob  aber  aus  dieser  Gtewissenspflicht  eine  äussere  Zwangspflicht  gemacht 


r 

Jaenick,  Der  ädmlzwiDg  kein  Stflek  moderner  tyranneL  ttf 

werden  könne  nnd  speciell  (eiip  Zwangsf^dit  zom  Besuch  der  Staats- 
schnlen?  diese  Frage  hat'  er  sicn  ^ar  nicht  gestellt.  Zur  Bechtfer- 
J^gung  eines  äusseren  Zwanges  geh(^,  eine  innere  yernünftige  Noth- 
wendiglceit.  -  Was  erfcwimgre^  wird,  moss  ve^qgpBigiJiill^^pndig  sein 
entwe^w'fw.lfo^  ÖWiWgw^  selbst  unmijljte]i^r,oi^,^r.;fQf  4^$  .Qffle% 
Schaft,  in  der'  e^  irarz^t, ' Faiibilie,  Kirche/^edi»)  St*ak  fiine.sokhe 
Nothwiendigkeit l&90i siahvvoaden  GegenstSiideü  t^s ' ;Sc1)ulunteri:;^{f^^ts 
mit  Ausnalülne  der  ReUg4ott  tiiCht  bräunten.  ^  iWeder  ^das  SeeienUeit 
der  l^smlnmifmk%  jHfieidie  Srfahrung  vöu  ,£i(g][^§V  I'rankteicli,  jupd 
Jänerika  beweiset,  der  fhistanft  und  idas  Gedeihen,  deä  Staate»*  htogt 
Imron  ab,  aasß  JedermiaaBi  Losen,  Schreiben, ,,]^0cl^nen;'(jfeo|^^£i;^^ 
NatuiigesdäcKtä.  t^.  s;y.  geeint  habe.  Hr.  Janiisdig^bt'^ieh  ülier 
dl«  heilsamen  WirkwgWides.8chul9^i|Wgs  ga^z,m{^rk^^ 
mistiüchen  T&tisclimigen^hlii.  Schreiber  dieBe94iat'enie'Ma^d,'di^\9eit 
SHb..ate  mxug  Jahrenin  «einer  und  seiner ,  Fj^hi,  ?dfpiUe!!  \^^K . , '. äie 
kann  niclit  8<^hrei!iäi  und  nur  (Gedrucktes  lesen  u&d  dennboh  ist  sie 
die  brauchbanteiUiidliebsiB.aUBr  Difii^boten,  die  er  hat  i^d  j^q^^ 
^ßhabt'hat.  'S6  eiltbehrlich  sind  bei  einete  gi^Msen  Tiileile  d^r^'Mbn^ 
scheu'.  dJmei  ?ielg«rjUuiiteB  SchuUcenntnisse !  ^Wi^rei),  siß  .03v4l;i^.^j^«(cl| 
nicht,  so  kOnntie  doch  die  Kirche  eine  aHgemeine  Yerpflicihtnii^  «tun 
Beaucli  ,yon  ^fii}^$f^  dl?  sie^  njcht  gänzlich  in  di^,Hi^n4  Jut  ftn^^ 
die  sie  nicht|(^,j^^^er  und  sittlicher  Binsidfat-  rolle'  BQf^gfM^aft' lei- 
sten kann,  unn^Oglich.  ;,a.]iss(prechen.  Siiul  ^ber  >  y^Md^qf  .4i^./.|^h^r 
häufig  glaubenslose,  dünkelhafte  und  ehrgeiri^^-  NebeM)ühfer"<der 
flarrer,^  Verächter  4er  KinQb^.^na  de]i|.^dem  und'Eliern 'zi\m  'Aßj;g^r- 
niss,  diuiä  tritt  'fii^ 'Fäll' ein;  ^uf'dto  Piu«  IX.  ih  si>$!nenii  Breve^iibnAt 
14.  Jnli  13§4  w.den.JEi^tischof  vpn  Freftur^.,wät, , folgenden  Worten 
hingewiesen!!'  hat  i  »Itnfntitliin  aber  da,}  -wo  di^tse'  verdei1[)Uche  AliSieht, 
die  Autorität  .dec,  Kirciber  auS/  den,.  Schulen  Minaus9udräAgeii,;,gi^s^t 
Mer  ausgeführt  iTfirde^  und  wo' daher  die -Jagend  m  beklagensWerther 
Weise  der  Q^üOx  wm  Benadl^theÜigung.  ihres  OlaAbens  au^geiiialfzt 
wäre,,  mflsste  die  Kirchs  ib  allen  solchen  Fällen  nicht  nirr;'mit  der 
g](()8stea  Ax^trengiing  Alles  yeirsuchen  un4 1  kwm  .Bemuhug»  scbevQVi« 
damit'. dieiin-eine  $ol.<Jhe  Lage  gebrachte  Jngend  den  nSthigelr  ttoi*- 
liehen,  p'^terriobi  nn&^die  Mthige  ahristlic^e  ^i^iebiung  .eirnsilte,  «en- 
dem  die  ■Khthä;'irttfe  «ftjth  'n6(9l  gehÄhigt,,  alle  ölSubi^eii  ^;enr^lj- 
mf  und  ihnen  zu  erUäriw,  :üm  solche  gegf a.die  <k«^boHsebe  I^ju^ 
gerichjteten  Schtilcttitoit  J;ate]ttiVijtewiä»Bh  nioht  besucht  werden'' It!?)*!^ 
ten.«  ..,W^iSind..qegiesigt2tt(  sehen,  np^  Hr..  Jaensch  den laUgeiMUien 
staatlleiiett'Sebülsrt^n^  inlf  dlMem  AusspHtfeh  dä^^aiift^s  inElttk&o|f 

)n.Wjrd.     tfPi.u   /citr/   g;ii>ai        .   Ui     .  .     .    (M$lf^i 
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üdber  den  Zeitpukt,  in  welchem  das  verbleiende  Ebehindeniiss 

der  Weihe  in  ein  trennendes  ttberging. 

Von  Prof.  P.  Rupert  Mittermflller  im  Kloster  Metten. 

Die  kkthenrechtlichen  Institutioiien  des  Turiner  Profetoon  NuytK 
mithalten  unter  andera  falschen  Behauptnngen  auch  die,  dass  Papst 
Bamfag  VIIl.  (1294^-1308)  das  hei  der  heiUgen  Weihe  abgelegte 
Gelfihde  der  Keuschheit  in  ein  trennendes  EhehindemisB  verwandelt 
habe.  Nachdem  dieser  Satz  vom  apostolischen  Stahle  schon  im  Jahre 
1851  verdammt  worden  war,  fand  er  anch  in  den  der  pftpsHichen 
Encyclica  vom  8.  December  1864  beigefügten  Sjllabns  als  72.  'Hieirift 
Anfbahme.  Die  in  Begensbnrg  bei  Pustet  1865  erschienenen,  von 
einmn  tüchtigen  Theologen  geschriebenen  Bemerkungen  zur  genannten 
Encyclica  verweisen  (S.  47.  not.  2.)  zur  Erläuterung  der  72.  Tbesis 
unter  Berufung  wiKnopp'B  Eherecht  lediglieh  auf  das  zweite  Lateran. 
Concil  (1139),  durch  welches  die  Nichtigkeit  der  Ehe  erklärt  worden 
sei,  welche  ein  in  den  hohem  Weihen  Stehender  einzugehen  versuchen 
würde.  Indess  scheint  der  fragliche  Gegenstand  nicht  so  leicht  und 
einfach  bereiniget  werden  zu  k<(nnen,  was  schon  aus  dem  Umstände 
hervorgehen  dürfte,  dass  auch  die  neuem  Oanouisten  und  Theologen, 
obschon  die  mosten  derselben  in  der  Annahme  eines  spätem  Ur- 
q[>rung8  des  in  Bede  stehenden  annuUirenden  iSiehindemisses  überdn« 
stimmen,  in  Bestimmung  des  eigentlichen  Zeitpunktes  ziemlich  aus- 
einander gehen.  Thotnassin  meint  %  es  lasse  sich  kaum  ein  älterer 
Beleg  für  die  Nullitätserklärung  der  Priesterehen  beibringen,  als  der 
siebente  Canon  des  Bheimser  Condls  a.  1148.  .  Kmpp  hält  2)  das 
Jahr  1139,  d.  h.  das  zweite  Lateranconcil  fest.  ScImUe  sucht  3)  den 
Ursprung  im  Bheimser  Cencil  des  Jahres  1119«).    FhitUpB  urgirt.in 


1}  Eccies.  dlscipUn.  P.  I.  lib.  2.  e.  05.  n.  4. 

2)  Eiierecbt  f.  17.  8.  ItS.  not.  5.  Anflage  8. 

8)  Eberecbt  S.  208.  Ausgabe  1855. 

4)  Ein  frrtlwni  ist  es,  wenn  SchiuUe  l  c  sirti  daldn  aossprkbt,  noeh  Jetzt 
seien  die  aaoli  4er  Weiiie  gesdilosseaen  Ehen  der  griectaisebimirten  MstMehBU 
nicht  nngOltig,  sondern  nur  anerlanbt.  Benedict  XIV.  hestimiit  in  seiner  Canstt*! 
t^mn  *ViA  VaMralia«  %  7.  n,  27.  nül  anadrMLHchen  Wbrten  das  «eganlheil. 

1* 


4         MittermiUler,  Hfstor.  Entwickel.  des  Ehebindernisses  der  Weilie. 

seinem  Eirchenrecht  (I.  730.)  das  erste,  und  besonders  das  zweite 
lateranische  Goncil  (1123  und  1139);  dagegen  bezieht  er  sich  im  ein- 
schlägigen Artikel  des  Preiburger  Kirchenlexicons  (11.  661.)  nur  auf 
Urban  IL  (f  1099)  und  Caliit  II.  oder  das  erste  Lateranconcil  (1123). 
Walter  beschränkt  sich^)  im  Allgemeinen  auf  die  dem  Tode  Gre- 
gorys Vn.  folgende  Zeit,  ohne  Näheres  anzugeben.  Hefele  fuhrt  im 
fSiBiten  Bande  seiner  Gonciliengeschichte^)  die  Ungiiltigkeits^Erklänmg 
auf  die  Synoden.  Yon  Melft  (1089),  Trpyes  (1107)  und  Kheims  (1119) 
zurück  und  scheint  also  die  im  vierten  Bande  (S.  776.)  gemachte 
Aeusserung,  dass  dies  erst  auf  dein  neunten  allgemeinen  Goncil  a. 
1123^  geschehen  sei,  berichtiget  zu  haben.  Juemn  findet 3),  dass 
bereits  im  10.  und  11.  Jahrhunderte  sich  die  (Gewohnheit  gebildet 
habe,  die  Priesterehen  für  nichtig  anzusehen.  Der  grosse  Suarest  ist 
überzeugt,  dass  die  Entstehung  dieses  Hindernisses  vor  dem  zweiten 
lAteranooncU  (1139),  ja  Tielleicht  in  der  ältesten  Zeit  zu  rochen  sei, 
wagt  es  aber  nicht,  irgend  einen  bestimmten  Zdtpunkt  auch  nur  an- 
zudeuten t). 

Um  nun  Angesichts  dieses  Zwiespaltes  der  Gelehrten  ^e  mög- 
lichst, klare  Einsicht  in  den  Stand  der  Frage  zu  ermöglichen,  theilen 
wir  vor  h,\km  die  einschlägigen  Gesetze,  Decrete  und  Aiuspriicbe  in 
mehrere  Claas^.  Es  gibt  deren  Yiele,  besonders  aus  drän  Alter- 
tliume,  welche  die  Heirath  eines  höhern  Geistlichen  einfiush  verbie- 
\m\  oder  noit  Strafe  bedrohe  und  belegen.  In  diese  erste  CSasse  ge- 
lkören der  10.  Cianon  der  Synode  von  Ancyra  (a.  314)^)  und  der 
eiste  Ganou  des  Goncils  von  Neocäsarea  (zwischen  814  und  325)^, 
welche  beide  die  Suspension  vom  Amte  und  von  der  Weihe  als  Strafe 
festsetzen.  Damit  stimmen  ganz  überein  die  6«,  22.  und  123.  Novelle 
des  Kaisers  Jastinian^,  die  dem  10.  Ancyranischen  Canon  naehge- 


1)  Kircbenrecbt  f.  212.  S.  420.  AalU  12. 

2)  Seite  175.  259.  819.  340. 

S)  Commentar.  de  sacram.  diss.  10.  c.  8.  de  imped.  ord.  art.  4.  p.  706. 

4)  de  refigfone  T.  3.  Hb.  9.  de  voto  castitatls  c.  18. 

5)  Qolfaimitie  dlaconi  tacuerant  et  suseeperaDt  manos  impositfonem  pro- 
fetai  eQDtlnentiaiii,  sl  postea  ad  nuptias  veneria! ,  a  tnlnMerio  eeaaare  dctebant 
(icenaücdat  auroüc  t^C  diaxovcac) ;  oder  nach  einer  anderen  Leseari  (dial.  28. 
c.  8.):  maneant  in  dero  tantum  et  a  miniaterio  ai)Jicia|itar. 

6)  Presbyter  si  axorem  daxerlt,  ardlne  suo  moveatar  (t^g  tcCCitec  ^^^ 
fiataTiftiadtt)). 

7)'KateHa  6.  c.  6.  Si  aatem  aliqois  preabyter  aut  Oiatoii«  »ut  aobdlaeoDOs 
poalea  ducat  norem  «aut  eoBCobinam  (aul  ptlam  ant  ocrulte)  natifli  aicro  cadaC 
online  et  Mnceps  idioia  sit»  . 

MofeUa  2S.  e.  42.  Si  qiiia  ittter  ret ««Ddiaalinoa  mMMm  cterieor,  «Mr« 
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bildete  BeBti^nmimg  des  MartiimB  von  Braga  (a.  572.)  ^),  der  sechste 
Canon  der  TnilkiniflChen  »Synode  (a.  692)  3),  der  vierte  Canon  des  Con- 
cilfi  von  Augsburg  (a.  952)  ^),  der  erste  Canon  dw  Synode  von  Favia 
(a.  1018  oder  1022)«),  das  15.  Capitel  des  Ooncils  zu  Ronen  (a.  1072)«) 
und  eine  Erkl&mng  des  zweiten  Lateranconcils  (a.  1139)  %  Im  änmde 
genommen  enth&lt  auch  der  so  sehr  betonte  und  so  oft  angezogene 
fiinfte  Canon  desBheimser  Concils  1119  nicht  mehr"^.  Zur  ersten 
Classe  z&hlen  femer  der  vierte  Canon  des  ersten  toletanischen  (a.  400), 
und  der  siebente  €anon  des  dritten  Qrleanischen  Concils  (a.  588), 
indem  der  erstere  demjenigen  Snbdiacon,  dw  nach  der  Weihe  aui's 
Neue  eine  Frau  ninuat,  ftr  den  ersten  Fall  seines  Amtes  und  der 
Ausäbung  seiner  Weihe  beraubt  und  unter  die  Ostiarier  oder  Lectoren 
versetst,  für  den  Wiederholungsfall  aber  auf  zwei  Jahre  ganz  aus-' 
aohliesst  und  zur  Klrchenbusse  und  Laiepcommunion  verurtheilt^). 


leetorem  aot  eantorem  diclmas,  omnino  Contraxerit  nuptias,  bunc  ex  nostra  con- 
stitatioDe  cadere  sacerdotio  eonstitoimas. 

JtoveUa  123.  e;  14.  Si  vere  post  ordhiatKmein  pre»byter  aut  diaconns  aat 
sQbdiaDMns  axorem  diixerit,  expellatur  a  dero  et  ruriae  dyitafls  tlHos,  fn  qna 
cleriCQs  erat,  cam  proprlia  rebas  tradatar. 

1)  mrt.  27.  c.  f.  quod^f  (diaconos)  in  ordtnaiione  tacneiit  et  ordtuatus 
hieift,  et  poatea  matrinioniam  destderavertt,  allenas  slt  a  mfnisterio  et  vacet  a  dero. 

2)  Decernimas,  ut  deinceps  nulli  penitas  bypodiacono  vel  diacono  vel  pres» 
bytero  post  su\  Ordinationen!  coniugiam  contrabere  liceat;  si  autem  boc  facere 
aasas  fberit,  deponatar  (xadaipeCa^). 

8}  Si  qola  lepiacopenMi,  preabyleroraaa,  üacoDorain  aobdiaeoaenM^Qe  imor 
rem  aeeepit,  a  sibi  bijancto  offlcio  d^ponendus  est,  slcat  in  coacUio  Cartbag^ 
neuii  (?)  c.  25  habetur. 

4)  Nailas  presbyter,  nulloa  diaconos,  nnllos  sabdiaconos  in  dero  oxorem 
aat  coDeablnam  admittat;  qood  si  fecerft,  aecandom  ecrleatasHeam  regulam 
deponalor. 

5)  Priester,  Leviten  und  Sobdiaconen,  welche  Weiber  genommen,  dOrfen 
keine  Kirdie  verwalten,  auch  nichts  von  Beneflden  besitzen. 

6)  Bist.  28.  c.  2.  decernimus,  ut  ii,  qui  in  ordine  snbdiaconatus  et  supra 
uxores  doxerim  aut  concubinas  haboerint,  officio  atque  ecclesiastlco  benefido 
careant.  — 

7}  Presbyteri,  diaconi,  subdiacooi  vetaniur  uxores  aot  concubinas  habere, 
ea«  Di  pamerint,  indida  poena,  ut  suis  ft^nctionibus  suisque  benefldis  priventur. 
er.  Bichardi  analysis  conciLT.  II.  p.  $5. 

$)  Sttbdlaeonus  aalen  deAroeU  uxore  si  uxorem  aMam  dexerit,  ab  oflido, 
in  quo  ordinatos  fberat,  removettor  et  hebeator  inter  osUarios  vol  iedores  .. ... 
Qol  vitro  tertiam,  qaod  nt c  dteendum  est,  aceeperit,  abstentua  bleonio  postea  inter 
lalaoa  reconalllaiiis  per  poeiiiteBMan  coaimwiieet. 
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der  Orieaakche  Ca&OB  aber  die  Excomnranicatbn  sieht  nur  üb^er  den 
Gdsüiehen,  sondern  auch  über  die  Fran  verhftngt  ^). 

Als  zweite  Classe  der  Qesetze,  Decrete  oder  kirchlichen  An»- 
8^rüGfa6  ktonen  wir  diejenigen  ansehen,  welche  wtweder  die  Eh^  der 
Qirästliohen  mit  entwürdigenden  Namen  nnd  yerfichtMchea  Beseich- 
nnttgw  belegen,  oder  deren  Kinder  als  illegitim,  erbunf&hig,  befleckt 
luid  dergl.  erklfii^en.  Die  zweite  Synode  ron  Toledo  nennt  derlei 
Bhen  Saciilegito^,  Kaiser  Justinian  Gonstuprationen ') ,  die  nennte 
SjFüode  von  Toledo  (a.  655)  fluchwürdige  Verbindungen  %  Justinian 
stellt  die  daraus  entsprossenen  Kinder  denen  gleich,  welche  ausser- 
ehelich  oder  blutschänderisch  erzeugt  sind  ^),  und  das  neunte  toleta- 
nische  Ooudl  versetzt  sie  in  den  Solavenstand  ^.  Namentlich  aber 
mehren  sich  die  unehrenhaften  Bezeichnungen,  Stengen  Verordnungen 
und  Aussprüche  seit  dem  eilften  Jahrhunderte.  Die  Synode  von  Pavia 
(1018  oder  1022)  macht  alle  S()hne  und  Töchter  der  Kleriker  zu  Leib- 
eigenea  der  Kirche,  mögen  sie  von  Freien  oder  unfreien,  von  Ehe- 
frauen oder  Concubinen  geboren  sein^,  und  Papst  Benedict  VUL, 


1)  Cleriei,  qoi,  com  uxores  dod  haboerint,  beoedMioiie  soscepta  conjagia 
crediderinl  eügemla,  com  ipsis  mulieribus,  qaas  acreperunt,  exeeramvnlealioDe 
perceilaDtar. 

2)  Uiit.  28.  c.  5.  cavendum  tarnen  est  bis  (sabdiaconis),  ne  quando  soae 

spoDsionis  immemores  ad  terrenas  nuptias  nltra  reeiirraat    Quod  si  forte 

fecerint,  at  sacrilegii  rei  ab  ecdesia  babeantur  extranei. 

3)  C.  45.  Cod.  Justiniani.  De  episcopis  K  8.  cf.  I.  19.  eod. 

4)  Can.  10.  detestando  conimbio. 

5)  C.  45.  Cod.  Jast.  De  epfscopis  1.  8.:  Sacrls  eanonibas  neque  Deo  aman- 
tls9ltiii»  presbyteris,  neqoe  referMdtsrtmfs  diaeeHls  ant  sQbdlaeonls  nuptias  con- 
trauere  posi  biiiiismodi  ordinatfonem  pemittt^tlbiis  — :  animadvenimns  quos- 
dam  despicientes  quidem  sarros  canones,  paeros  autem  generantes  ex  qalbdsdam 
molleribas,   quMius  coi^ioagi  sernndum  saeeridotatem  censamm  non  poseont.  — 

OueniaiB  igHar  poena  faokioria  bajua  io  sola  Baco'dolU  erat  amisslone  

sanrimus,  et  praeter  sapradtctam  exddendi  a  ministerio  poenam  ne  le§iHfno8 
quidem  et  proprtos  es^e  eos,  qai  ex  bajosmodi  Inordtaata  conetmpraHone 

nascunlur  aat  nati  sunt ;  tales  enim  eos  esse  dlsponinros,  qualesquoslegeaex 

incestis  aat  nefariis  natos  noptiis  deflnlunt,  Ita  ut  neque  naturales  aut  ootbi 
seu  spurii  Intelligantur ,  sed  prorsus  et  undique  probibiti  et  successionis  geni- 
tomm  indigni. 

6)  Can.  10.  Quiübet  ab  episcopo  usque  ad  subdlaconum  deinceps,  qui  vel  ex 
ancniae  vel  ex  ingenuae  detestando  eonmiblo  In  bonore  constitml  flifos  procrea- 
rtnt,  \\l\  quidem,  ex  quibus  geniti  probabuntor,  canoniea  censura  damnentor* 
proles  autem  aiiena  poUutione  nata  non  solnm  baereditatem  pafentum  nunquam 
aedpfet,  sed  etlan  ta  servUutem  ejus  eoeleslae,  de  cojaa  aaeerdotls  vel  aninistri 
igmuQiBki  naii  sunt,  Jare  pereiint  manebuot. 

7}  Can.  8.  rnu  et  Aiiae  önniom  derteonmi  omionHiiie  graduaiii  de  Miflü 
ecciesiae  ex  quacumque  libera  maliere,  quocaiqne  modo  sibi  ^OM^iiAllil  MffI, 
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Qtttor  wtidiÄn  diesb  Synode  grtudtea  wurde,  nennt  sie  «btloM  iDbidiBip 
eines  ehiioseü  Vatero  (ffifi  in&ioes  ii^mia  patris).  Nach  dem  achtoii 
OMon  des  Cotcik  vw  Bonrges  (1031)  sind  die  Ekider  der  Oeiitlidi^'ii 
ab' veiffiiiclite  NachkommeBSchaft  (semen  maledictum)  gleich  detinuf- 
ehelieh  Qebore&en  erbimfUiig  <).  Die  Bömisohe  Synode  umtet  Im  IS*. 
(1049  oder  1051)  bestimmt,  dass*  die  Yon  Priestern  pr4sHMrtSii 
Franen  in  Bern  dem  Lateranpalaste  als  l^beigene  Mägde  fiberwiesen 
werden  3).  Cardinal  Humbert  hfilt  derlei  Heiiathen  fOr  Adulteirien^), 
Adam  Von  Bremen  (III.  29.)  f&r  unaussprechlich  schändücbe  Verbin« 
düngen  (nefioMla  eonnnbia),  Ariald  nnd  Landulf  in  Mailaiid' ffir  ün- 
znohtf  weshalb  das  mailäiidische  Volk  die  H&uBer  der  OeistUchen  ge^ 
waltthfttig  Ton  diesen  Franen  säuberte.  Die  Synode  Ton  Ronen  (1074) 
belegt  solche  Franen  mit  dem  Namen  von  Kebsen •4),,  nnd  üe  Päpste 
Alexander  IL  nnd  Qregor  VII.  erklären  das  eheliche  Leben  eines 
GeisÜichea  als  Verbiedhen  der  Fomioatiön,  wihrend  sie  die  beweibieik 
Priester  einfach  ConeuUnarier  im  schlimmsten  Sinne  des  Wortes,  wie 
er  von  da  m  in  Au&akme  kam,  nennen^.  Auch  die  Synode  tori 
Poitiers  (1078)  befiehlt,  die  Söhne  der  Priester,  so  wie  alle  Förniea^ 
tkaskinder  vom  geistfiehen  Stande  fern  zu  halten^.  ' 

Die  dritte  Glasse  bilden  jene  Ganonea  nnd  Stellen^  in  weloben  anf 
eine  Trennung  nnd  Scheidung  der  Geistlichen  von  ihren  Weibern  hin- 
gedeutet, beziehungsweise  eine  Entlassung  derselben  gefordert,  oder, 
wwdan^t  identisch  zu  sein  schemt,  die  Pflicht  der  Besatrung  unter 


genttl,  cumomnAos  Ironis  per  eajttseomque  mtoas  sitqottitli,  «aervi  preiirtl  saae 
erani  ccetesiae  ney  4iiiqaiin  ab  cceleslae  servilale  exibont.  ,  > 

1)  Ut  fllii  presbyteroram  sive  sabdiieoDorum  in  Bscerdotie  vel  diaconatu, 
sabdtaeenaUi  aatf «  nnlio  modo  olteria«  ad  clerlcatum  suseipiaBtci^,  4|aUi  (ales  fllii 
et  onmes,  ifui  non  it  legittmo  conjusio-  sunt  nati,  aemeo  maiedlctum,  nee  apnd 
Icfes  aaeciiiärea.aaereditari  posaunu  .     ,^ 

2)  Epiat;  B.  Petri  Dam.  ad  Conibert.  episr.  Taur.<al  foemlaae  a  preabyteris 
pro^Htuiae  RooMe  degentes  lateraneosi  paJatio  andllae  adjudlcarentarj. 

3)  Das  Uodener  Coneil  1106  sagt  das  Gteiebe.  ^ 

4)  EefeU  V.  SO.  , 

5)  Dist.  S2.  e.  0.  QoicimMiue  sacerdoa,  diaoomis,  sobdiacoDua  concUbinam 
pakuK  daxertt  veldaetam  nen  rettqnerit  etc.. 

Dist.  81.  d  16.  Si  qoi  sunt  presbyteri,  diaconi  vel  sobdiaeobi.,  qui  in  cHa 
mime  farMoaUania  Jaeeanl,  interdidmas  eis  eceiestee  introHom  elc 

Dist.  81.  r.  17.  Si  qais  sacerdotum  vel  diaconomm  vet  sabdiatanoroiq  efih 
dam  eaütamaolter  deserena  feminam  sibi  potius  eligit,  sicot  sponte  ob  förnica" 
tianem  dtmHtll  offldiiffl,  ita  ob  praevaricationem  dimittere  oogaiar  etiam  inviliis 
benefleiam.  er.  dlat.  8t.  t.  18. 

%)  C.  1.  X.  de  llltts  presbyteroram  (1.  17.).  Ut  fllii  presbyteronun.  et  m» 
leif  fti^fbraleatiwie'iialii  ad  aaeroa  ordinca  non  premote«i(W.  .  .        :  .     :/:  ^ 


8         MUiermüUer,  BUtor.  Eolwlekel.  des  fiheluiidWJBlMe»  der  Wdhe. 

Androhong  von  Strafe  emgesdüurft  wird,  üater  Akszandef  II.  settie 
(1063)  die  rOzoische  Synode  die  Exeommunioation  ftst,  weDn  ein 
Priester,  Diacon  oder  Subdiaeon  seit  deu  Varordnimgeii  Leo's  IX.  und 
Nlcolaüs  IL  eine  Frau  genomnsteii  oder  selbe  meki  wieder  ttiUaesen 
tat  und  gleichwohl  fbrttährt,  geistliche  Yernebtiiiigen  vorzimehmen  ^}. 
Derselbe  Papst  suspendirte,  wie  aus  seinem  Sebreiben;  an  die  Bi8cliö& 
und  den  Herzog  von  Dalmatien  hervorgeht,  jeden  hdher»  GeistUeheni 
der  seine  Frau  beibehält,  füt  so  lange,  bis  er  Grenagthnang  leistet,  d.  h. 
sich  trennt  ^).  Gregor  YU.  ahmte  gleich  im  zweiten  Jahre  seines  Pontifi* 
cats  (1074)  seinen  Vorgänger  nach,  versagte  jedem  beweibten  Geistlidiea 
bis  nach  geschehener  Besserung  und  geleisteter  Busse  den  Eintritt  in 
die  Sarohe  und  beraubt  ihn  des  Genusses  aller  Beneficien,  dw  er  eocst 
nach  Entlassung  der  Frau  wieder  erhalten  sollte^.  In  ähnlicher 
Weise  spi^echen  die  Synoden  zu  Melfi  (1089),  zu  London  (1102  und 
1175),  zu  Troyee  (1107),  zu  Born  (1123),  zu  Oxford  (1222),  mehrere 
Entscheidungen  Alexanders  m.  (1180)  und  sdbst'noish  ein  Decret 
Clemens  Y.  (1312)  sich  aus.  Wer  sieh  hera^asniittmty  nach  Enpfiang 
des  Subdiaconats  zu  heirathen,  den  verurtheilt  Urban  II.  (1089)  zur 
Entsetzung,  und  wenn  er  sich  dann  noch  nicht  bessert,  d..  h«  trennt, 
so  kann  seine  Frau  zu  einw  Leibeigenen  gemacht  werden^).    Einem 


1)  Dist.  32.  c.  6.:  S.  syoodus  boc  capUulum  an^  excomniuieatione  MatuH 
dicens:  Qoieunqae  sacerdos,  diaronas  vel  sobdiaconus  post  consUiatum  beatae 
memoriae  praedecessoris  nostri  sanctissimi  Papae  Leonis  et  Nicolai  de  castUate 

alericoniiii  conenbinam  palam  duxierit  vel  ductam  non  reliqi/ierU prae- 

clpimas,  at  missas  non  cantet,  nee  evangeüom  aet  epistolani  ad  miflsam  legat 
.....  Deqae  partem  ab  ecclesia  suKipiat 

t)  Uist.  81.  c  16.  Si  qofs  amodo  episcopos»  presbyier  a«t  diaconuafemi* 
baoi  acceperit  rel  acceptam  reUnuerit,  proprio  gmdu  decidat,  luiqae  4nm  ad 
satisfactionem  veniat,  nee  in  cboro  psallenüum  maaeat  nee  aü^aam  perUeoeiii  de 
rebo^  eeclrsiasticia  babet^« 

8)  Dial.  81.  c.  t5.  Si  qai  sunt  presbyteri,  diaroni  vel  aubdtaceni,  qm  ia 
crimine  fornicationis  Jaceant,  interdirifflas  eis  ex  parte  Dei  onurtpeCentift  et  S.  Petri 
aocloritate  erclesiae  introitam,  usque  dum  poeniteant  et  emenäetU, 

Epist.  üb.  2.  ep.  62.  decreTioiaa ,  quod  si  qnis  eöram  ordlnom,  qui  saeris 
altaribas  administrant,  presbyter  seil.,  diacoous  et  subdiacoDOs  uxorem  auft  oenca'* 
binam  babet,  njai  iUia  onmino  öimisHe  diffnam  paenUenUam  agatU, 
aacria  altaribos  penitas  adminiatrare  deaistant,  nee  aliquo  beaeflcio  eedesiae  «oKe« 
rioa  potfantnr  vel  potMs  ftraantor. 

4)  Ganeil  za  Melfi  1089.  c.  12.  dist.  32.  c.  10.  fioa,  qui  pesi  attbdtacoaa- 
toBi  oxaribos  vacare  volunt,  ab  omni  sao'o  ordine  removemos.  afflcioque  atqo« 
benefleio  eccieaiae  carere  decernimas.  Quod  si  ab  episcopo  aommoniti  nan  M 
carrexerioi,  prkidpttMis  indalgemos  licentiam,  at  eoram  femioas  mancipent 
senritntL  Selbst  P^ittipa  (L,  730.)  liuiiit  etn,  eaaelJüeifodieUngOltigkettdef  BM 
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Sobdiacon,  der  n^ch  Ablegimg  des  Kenschheitsgelübdes  geheirathet 
hat,  wird  von  den  Bischöfen  Englands  1 102  befohlen,  die  Frau  zu  ent- 
lassen ^).  Die  Entfernung  von  Chor  und  Altar  soll,  wie  die  Väter  zu 
Troyes  (1107)  besefaliessen,  die  beweibten  und  concubinarischen  Prie-* 
sbat  und  Diaconen  treffen,  welche  sich  nicht  bessern  (scheiden),  und 
es  soll  sogar  die  Exeommunicatien  über  sie  verhängt  werden,  falls  sie 
aoch  dann  noch  in  der  Sünde  verharren  2).  Auf  dem  ersten  allge*- 
meinen  Lateranooncil  zu  Born  (1123)  ward  nicht  nur  die  Heirath*  un- 
tersagt, sondern  auch  die  Trennung  der  Ehe  angeordnet  und  die 
sdiuldigen  Personen  der  Eircfaenbusse  unterworfen  3).  Höhere  Geist- 
liche, welche  eine  Ehe  eingingen,  müssen  die  Weiber  auch  wider  den 
Willen  derselben  und  ungeachtet  ihres  Widerstrebens  verlassen,  un4 
sollen  nöthigen  Falls  durch  Entziehung  der  Aemter  und  Benefizien 
dazu  angehalten  werden.  So  wollen  es  die  englischen  Synoden  von 
Ixmdon  (1175)  und  Oxford  (1222)«).  Alexander  III.  ermahnt  (1180) 
die  Bischöfe,  die  verheiratheten  Geistlichen  durch  Androhung  von 
Suspension,  Interdict  und  Excommunication  zur  Entlassung  der 
I^TMien  und  zur  Busse  anzuhalten^.  Zuletzt  unterwirft  Clemens  V. 
(1312)  alle  Mönche,  Nonnen  und  höheren  Geistlichen,  welche  es  wa- 


i]|dit  Mar  aoigedr&ckt.  Um  so  weniger  Vkaai  sieb  besr^^o,  wAmm  ssgar  der 
Anfang  anseres  trennenden  Eliebindemisses  von  Einigen  Im  Coneil  tu  Melfl  ge- 
sacbt  werden  will. 

1)  Hefele  V.  241.  Migne  T.  159,  col.  43S. 

2)  Hefele  V.  259. 

3)  Oist.  27.  e.  8.  Preabyteris,  diaeonis,  sobdiaconis  et  monacbis  concubinas 
habere,  seu  matrimonia  contrabere  poiit«)  interdidmos,  conkracia  qaoque  matri* 
monia  ab  hi^nsmodi  personU  disfungi,  et  personas  ad  poeniteotiam  redigi  debere, 
)nta  aacroram  caoooam  deflnitiones  Judlcamos.  (Die  rOmiseben  Correcforen  be- 
merken, dieses  Gesetz  sei  ebiem  scbon  anter  Urban  IL  gebaKenen  Coneil  entlebnt. 
Sonaeb  kann  CaUxt  H.  oder  das  erste  Lateraneoncil  niebt  Urbeber  des  trennenden 
Bieblodeniiasea  der  Weibe  sebi.) 

4)  QqI  aatem  in  subdiaconata  vel  supra  ad  matrimonia  convolaverint, 
mulieres  etiam  invitas  et  renitentes  relinquant. 

Et  si  forte  eoncabinae  eoram  monitione  poatea  propoMa  ah  eia  non 
rec€$aerint,  ab  ecclesiis  Dei  expettantnr  nee  admittantar  ad  ecdesiae  sacramenta« 
Ipsos  autem  clertcos  per  subtractionem  ofSdi  et  beoefltii  volamns  coercerL 

5)  C.  1.  de  eler.  conüag.  (UI.  3.).  Si  in  subdiaconata  et  aliis  siiperioribus 
ordinibus  mores  aocepisae  noscnntor,  eoa  mores  dimitiere  et  poeniteotiam  agere 
per  sospensienia  et  excoromimicationis  senlentiam  eompeUere  procaretis. 

€.  S.  X.  de  cofaabitat*  der.  (III.  2.).  Clerieos  in  sacris  ordinibns  constitutos, 
qoi  pabttiDe  tenent  concabinas,  per  saspenslonis  et  interdicti  sententiam  debea 
arctloa.cogere,  ut  mulieres  ipms  a  se  ita  remaveatU,  qnod  de  iUis  slnistra 
flon^poadt  ba^eri. 
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gen  wücdea,  sich  ehelioh  zu  verbinden,  fior  ao  lange  dem  Eirchenbanne, 
bis  Absonderung  erfolgt  *). 

Mit  der  dritten  Classe  ziemlich  verwandt  ist  eine  vierte  Gattung 
von  Verordnungen,  Erklärungen  nnd  Canons,  wdche  den  Verehe- 
lichten  eine  Alternative  zu  stellen,  die  Strafe  nur  bedingt  anzudrohen, 
d.  h.  die  Wahl  zwischen  der  Fortsetzung  der  Ehe  einerseits,  und  dem 
Eintritte  oder,  der  Uebernahme  der  Strafe  anderseits  zu  gestatten 
scheint.  Entweder  keusch  leben,  oder  die  Kirchen  (FMnden)  abtre- 
ten, so  lautet  rucksichtlich  der  Ganoniker  und  hohem  Geistlichen  em 
Beschluss  der  grossen  engländisohen  Synode  des  Jahres  969  ^),  Gibt 
ein  Geistlicher  weder  Weib  noch  Amt  auf,  so  soll  er  zufolge  des 
sechsten  Canons  der  Synode  von  Tours  (1060)  alle  HoflEnung  auf  Wie- 
dereinsetzung verlieren  3).  Auch  die  beiden  Londoner  Synoden  von  1102 
und  1108  werden  öfter  so  interpretirt,  als  ob  sie  Fortsetzung  der  Ehe 
den  beweibten  Priestern  gestatteten,  wenn  diese  sich  des  Messelesens  ^) 
und  der  geistlichen  Verrichtungen  enthidten.  Deutlicher  fordert  die 
dritte  allgemeine  Lateransynode  (1179)  von  höheren  Gteistlicfaen,  die 
ein  eheliches  Leben  m  führen  scheinen,  sie  mussten  entweder  die  Wei- 
ber Verstössen  und  enthaltsam  leben,  oder  sich  des  kirchlichen  Amtes 
und  Beneficiums  begeben  *). 

In  die  fünfte  Classe  reihen  sich  jene  Decrete  und  Bestimmungen, 
in  welchen  mit  einfachenund  klaren  Worten  die  Nichtigkeit  und  Ungöl* 
tigkeit  der  nach  dem  Empfange  der  höheren  Weihen  geschlossene  Ehen 
ausgesprochen  ist.  Zum  erstenmale  geschah  dieses  unter  Innocenz  H. 
auf  der  grossen  Synode  zu  Pisa  (1135)^},  deren  Beschlüsse  auf  dem 

1)  Cleneotin.  Hb.  4.  tH.  ante.  cap.  onir.  Ilellglos<»s  et  monialet  ae  elericos 
Hl  saeris  ordiolbus  conaütatos  matrHnonla  contrahentes,  ipma  excammoniGaUoiiii 
sententtae  ipso  fteeto  deeemimas  9ab}acer&,  donec  eepareniur  ab  invieem* 

2)  Ut  eanonieft  omnes,  presbyteri,  diaconi,  sobdiaconi  aat  catte  vfvereirt, 
aut  ecrlesfaji  dimltlerent. 

S)  Episcopl,  presbyteri,  diaeoni  et  subdiaconi  mofieres  camall  aopata  detemi  ab 
ofncto  et  beneficio  non  cessantes,  nailam  restitationis  in  priori  graiv  venfant  aecipfafft« 

4)  Hefele  V<  241.  264«  Mfgtie  T.  \9$.  cek  4S8.  471.  «C  presbfter,  quam- 
diu  ülicitam  conversationem  roalierid  haboerit,  non  sie  leg«lis  neo  missan  eile- 

bret HH  N^ero  presbyteri ,  qui  post  interdictum  Lundontensis  concMii  feminas 

snas  tenoeront  vei  alias  daxerant,  ai  amplius  nUasam  celehraite  vtUent, 
eas  omniDO  a  se  facerent  aUenas.  ^ 

5)  C.  IL  deriei  in  sacris  ordtaiibns  constiiuti,  qui  moKerculas  saas  in 
demibus  suis  incontinentlae  nota  tenuerint,  aut  at^i^^ant  «as  et  aonltneiiicr  vi* 
vant,  aut  ab  offleio  et  beneicio  eecleslastico  flant  alleni.  -- 

0)  C.  1.  Ut  autem  lex  continentiae  et  Deo  plaeena  lüindltia  hi  ecclesi* 
asticis  personis  et  sacris  ordinibus  dilatetur,  stafuimoa,  quatenus  e^capi,  P^* 
bytert,.  dlaconl,  sabdiacani,  reguläres  eanontei  et  monaebi,  qai  aacrom  traif^^^ 
dieotes  propositum  axores  sibi  copulare'praesomserint,  aqMirefiltfr.    Bajßß^^ 
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zweiten  aDgemeitien  Lateranconcil  (1189)*)  und  auf  der  Rheimsersy- 
node  (1148)^  bestätiget  wurden.  Alle  drei  Synoden  motini*ten  die 
Pfiicht  der  Scheidung  Ton  der  Frau  eben  durch  die  Nallität  der  gegen 
die  kirchfiche  Vorschrift  eingegangenen  Verbindung. 

Die  fernere  Oesetzgebung  schliesst  sich  allenthalben  dieser  nun 
stabS  werdenden  Ausdracksweise  an  und  namentlich  heben  die  richter- 
Heben  Erkenninisse  Alexanders  III.  (a.  1170  und  1180)  öfter  hervor, 
dass  die  ehelichen  Verbindupgen  dei^  höheren  Geistlichen  keine  wirk- 
lichen und  eigentlichen  Ehen  seien,  weil  den  (Jeistlichen  die  Fähigkeit 
zur  AbSchliessung  derselben  fehle,  daher  man  ein  derartiges  Zusammen- 
leben vielmehr  ein  buhlerisches  (sklavenartiges  P  thierisches  ?),  nicht 
ein  eheliches  nennen  sollte^). 

Auch  Innocenz  III.  spricht  den  Geistlichen  die  Möglichkeit  ab, 
rechüich  einen  Ehevertrag  zu  schliessen,  und  Johann  XXII.  gebraucht 
zuerst  den  nun  allgemein  recipirten  Ausdruck  »trennendes  oder  ver- 
nichtendes Ehehindemissc  *).    Den  Schluss  bildet  ein  Canon  des  Tri- 


tmmque  Mpulalfonein,  quoniam  contra  ecclesiastieara  regulam  constat  esse 
flODiracMiBi«  loatrimoDiuni  oon  esse  sancioias  {ManH  XXI.  480.;. 

1)  Caos.  27.  q.  1.  c.  40.  ut  lex  coiUinentiae  et  Deo  placens  mundltia  in 
ecciesfastids  personis  et  sacris  ordinibus  dilatetnr,  stataimus,  qoatenus  episcopi, 
presbyterl,  dlaconl,  subdfacont,  canonici  reguläres,  monachi  atque  cenversi  pro- 
fessi,  qui  sancfam  transgredlentes  propositam  uxores  sibf  copulare  praesamserint, 
separaUur;  hutfusmodi  namque  copulaHonem,  qaan  contra  tccUsiasti- 
com  regulam  conetat  esse  eonira^am,  matrimanUim  non  esie  censemus. 

2)  CaD.  7.  Quia  vero  coDÜnentia  et'  Deo  placeas  mondlüa  in  etdealaaUcia 
personis  et  sacris  ordinibus  dilatanda  est,  S.  S.  Patrum  et  praedecessoris  noslri 
Papae  Innocentii  vestfgüs  inhaerentes  statoimu^,  quatenus  episcopi,  presbyteri, 
dfaconi,  SQbdtaconi,  reguläres  eanoniei,  roonachi  aiqoe  conversf  professi,  qui  sa- 
cnw  tranagredfentcs  prop^sMom  uxores  sfbi  eopuiare  praesomserint,  aeparentur; 
hmf%i8modi  namque  copuLaiUmem,  quam  kontra  eccUeiaBÜcam  roHo^ 
nem  (regulam?)  conatat  eaae  contraclam,  m^rimonium  non  esse 
censemus, 

S)  C.  t.  X.  qni  clerict  vel  vov.  (iV.  6),  subdiaconum  autem  roatrimonium 
fi'dn  pösfse  conftrafaere,  saerorom  caVionum  censara  demonstrat.  C.  4.  X.  de  de- 
ricis  coDjug.  (lil.  8.) :  Sacerdotes  Uli,  qui  nuptias  contrabunt,  quae  nou  nupHae, 
sed  coniubemia  (Eigentlich  wird  contubernium  gebraucht  vom  Zusammenleben 
der  SeMateo  fn  einer  Tabeme,  Baradie  oder  einen  Zeke,  dann  auch  vom  Zn- 
sammenleben der  Sclaven  und  Thiere,  besonders  In  Bezug  auf  das  geschlechtliche 
VerMimfss.)  poHus  sunt  nuncupanda,  po.«t  longam  poenitentiam  et  vitam 
imilaMtem  caiitlnentes  elBelo  aoo  reslKol  pottmnt. 

4>  C.  7.  X.  de  Mganmls  (1.  21.)-  W  In  subdiaconatus  ordlne  constlmtus 
de  facto  tantum  (quia  de  jure  non  potuit)  dnxit  viduam  in  uxorem ,  pro- 
IMo  VigaiiaB  nen  «ixlstit. 

BxHivtg.  Jotnn.  XXTV.  tit.  8.  de  veto  cap.  ttn.  Itcet  votum  solennfzalum 
per  ssuai  suscepUonem  ordinia  quantum  ad  impediendum  matrifnonium 
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dentinums,  der  die  Behauptung,  dass  die  hdh*em  Greistlichen  eine  gäl- 
tige Ehe  eingehen  können,  mit  dem  Banne  belegt'^). 

Welche  Aufschlüsse  wird  uns  nun  diese  lange  Beihe  von  Gesetzes« 
stellen,  Aussprächen  und  Entscheidungen  aber  den  Zeitpjonkt  ertheilen, 
in  welchem  das  trennende  Ehehindemiss  der  Weihe  zoerat  Geltung 
erhielt?  Klar  am  Tage  liegt  und  unwiderspreehlich  ist,  dass  die 
fünfte  Gattung  der  allegirten  Belegstellen  das  Dasein  des  fraglichen 
Ehehindemisses  unbedingt  zur  Voraussetzung  hat.  Wer  daher  nur 
diese  Classe  als  Beweis  zul&sst,  kann  den  zu  suchenden  Zeitpunkt  nicht 
wohl  über  das  Jahr  1 139,  d.  h.  über  das  zweite  LateranconciL,  oder 
vielmehr  über  das  Jahr  1135,  d.  h.  über  das  Concil  von  Pisa,  dessen 
Beschlüsse  zu  Bom  1139  bestätiget  wurden,  hinaufsetzen.  Indess  so 
gew^s  es  nach  allgemeiner  üebereinstimmung  ist,  dass  auf  dem  Pi- 
saner- und  Lateranconcü  (1135  und  1139)  die  höhere  Weihe  al6  ver- 
nichtendes Hindenüss  angesehen  wurde,  so  scheint  doch  die  Be- 
hauptung derjenigen,  welche  aus  den  Canons  und  Erklftrungen  der 
vierten  und  dritten  Classe  die  Existenz  jenes  irritirenden  Hindernisses 
folgern,  nicht  minder  an  OtwissheU  wenigstens  zu  grenzen;  denn  es 
würde  sich  bei  vorausgesetzter  Gültigkeit  der  Ehe  die  Forderung 
der  gänzlichen  Trennung  und  Absonderung  von  der  Prau  und  der  Ent- 
lassung derselben  (zum  Beweise  der  erfolgten  Besserung)  als  eine  an 
sich  sehr  harte,  fast  unbegreifliche  Massregel  darstellen,  indem  ja  das 
einfache  Keuschheitsgelübde  als  verbietendes  Ehehindenüss  bekaastli^^h 
nur  den  Verlust  der  petitio  debiti  nach  sich  zieht,  nicht  aber  Scheidung 
und  Entlassung  zur  Folge  hat.  Zudem  gibt  der  umstand,  dass 
auch  nach  dem  Jahre  1139,  also  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Nullität 
der  Ehe  zweifellos  feststeht,  die  Gesetze  noch  öfter  Scheidung  und 
Entlassung  fordern,  ohne  der  Ausdrucksweise  der  der  fOinften  Olaas^ 
angehörigen  Belegstellen  sidi  zu  bedienen^),  einen  Wink,  dass  Scheid«* 
ung  und  Entlassung  damals  die  Ungültigkeitserklärung  in  sich  schloss. 
Auch  deutet  Papst  Innocenz  II.  oder  das  zweite  Lateranconcü 
1139  (und  die  Pisaner  Synode  U35)  nicht  im  Mindetten  an,  dass  sie 


contrahendum  ac  dirimendum,  si  poat  contractum  fuerit,  secuiidiiB  sU* 
ta(a  canonam  Ht  efficax  reputandum  etc. 

1)  Sess.  24.  cao.  9.  Si  qaie  dixerit,  eieriess  in  sacris  orttütas  consMIite» 
vel  reguläres  cisliurem  solennker  professos  posse  mttrlmoDln  coolnliere 
comractumqae  vaUdom  esse ,  non  obdtante  lege  eccMastIca  vel  voto  \ . . .  ana- 
tbema  sit. 

2)  Wir  erinnern  an  die  Synoden  von  London  1175,  von  Mooi  1179,  von 
Oxford  1222,  an  mehrere  EnUrbeiduogen  Alexanders  III.  (IISO)  und  an  das  De* 
cret  Clemens  Y.  (U12}. 
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das  imtirende  Gesetz  als  ein  vfilBg  neues  znm  ersten  Male  bekannt 
geben,  wie  dies  das  Tridentinum  bei  BinfBhmng  des  Hindernisses  der 
Ciandestinitftt  tiint  ^),  vielmehr  berufen  sie  sich  anf  eine  längst  beste- 
hende kirchliehe  Norm  and  Begel,  welche  derlei  Ehen  nicht  als  solche, 
nieht  als  wahre  und  gölMge  anerkennt  <).  War  es  Mher  vorhanden, 
so  gab  es  sich  in  den  Gesetzen  zweifelsohne  als  Forderung  der  Scheid- 
ung, Entlassung,  Besserung  und  dergL  kund.  Entscheidend  ist  aber 
der  umstand,  dass  Innocenz  11.  die  Pflicht  und  Nothwendigkeit  der 
Entlassung  und  Trennung  gerade  auf  die  üngflltigkeif^der  Ehe  zurück- 
fBhrt  und  durch  sie  bedingt  sein  lässt,  so  dass  wir  zu  dem  Schlüsse 
berechtigt  sind,  auch  in  den  Gesetzen  und  Bestimmungen  der  Mhem 
Zeit  sei  die  Nichtigkeit  der  Ehe  als  Grund  vorauszusetzen  und  hinzuzu- 
denken, so  oft  auf  Sdieidungj  Entlassung,  Besserung  etc.  gedrungen 
wild.  Wir  legen  fibrigens  den  Belegstellen  der  dritten  und  vierten 
Glasse  keine  absolute,  sondern  nur  eine  an  Geunssheit  grenzende 
BeweisUraft  bei,  weil  die  Ungültigkeit  der  Ehe  mit  der  (als  Zeichen 
erfolgler  Besserung  und  Folgsamkeit)  geforderten  Scheidung  und  Ent- 
lassung denn  doch  nicht  so  wesentlich  und  nothwendig  verbunden  ist, 
dass  das  Eine  ohne  das  Andere  gar  nicht  zu  denken  wäre.  Immerhin 
konnte  auch  bei  Annahme  der  Gültigkeit  der  Ehe  die  aussergewöhn- 
liehe  schwere  Straib  der  Scheidung  und  Entlassung  aus  der  Absicht 
und  dem  Grunde  ftstgestellt  worden  sein,  um  das  Abscheuliche  und 
Enorme  einer  priesterlichen  Ehe  desto  nachdrücklicher  zu  Gemüthe 
zu  ffihren ;  wahrscheinlich  ist  jedoch  nicht ,  dass  man  eine  zwar  un- 
erlaubte, aber  an  sich  gUtige  Ehe  als  die  grüsste  aller  Abschenlich- 
keiten  und  Abnormitäten  hätte  darstellen  woUen.  Was  sodann  die  in 
den  Oanons  der  vierten  Gattung  vermuthete  Alternative  und  freie 
Wahl  anbdttigt,  auf  welche  bisweilen  als  auf  ein  Beweismittel  für  die 
Gültigkeit  der  Priesterehe,  beziehungsweise  für  den  rein  prohibitiven, 
nieht  irritirenden  Charakter  des  Gesetzes  und  für  die  bedingungs- 
weise Bitenbtheit  der  Fortsetzung  des  ehelichen  Lebens  hingewiesen 
wüd,  so  gewähren  sie  weder  eine  sohlechthinige  Wahlfreiheit,  noch 
stellen  sie  beide  Wahlobjecte  als  gut  und  erlaubt  hin,  sondern  sie 
lassen  eben  nur  die  selbstverständliche  traurige  Wahl,  entweder  mit 
Aufgebung  der  Sünde  das  Amt  zu  behalten,  oder  nadi  dem  Bück- 
tritte uqd  der  Sotfemung  (^itsetzung)  vom  Amte,  das  schlimme 


1)  Sess.  24.  c  1.  de  ref.  nttrim.     > 

2)  CaOB.  27»  q.  I.  e.  4a  Mparenhtri  Imjaaaiodl  namque  copolationem, 
(mam  eantra  eedeiiniMain  regolan  soastat  eme  coDtradtm,  inaMnoniiiiii  dor 
esse  censemas.    Cf.  Simre»  de  rcliir-'  T.  3w  Uk.  2..  de  voto  east.  e.  iS«  p.  422. 


14       MUtp^nMler,  OMor.  EiiMrkeL  des  BwWalfffrtnnw  im  WfOie. 

VerhUtnias  rüchächtslos  und  im  Wider^rudbe  mit  den  Ga|MSQ]0ch6a 
Vorschriftea,  also  auf  sckoldbaiB  Weise  fortzvdetzen.  Daas  dieses 
der  Simi  d&r  Alternative  sei,  geht  nicht  blos  aus  dem  Verfahren  der 
Londoner  Synode  (1108)  hervor,  welche  einen  GeistUchQnv  der  sich 
nicht  scheidet,  auch  nach  smer  Entfemnng  yom  Anote  noch  als 
infam  erklärt  ^),  sondern  anchi  aas  dmi  Umstände,  dass  diese  schein- 
bare Wahlfreiheit  noch  zu  einer  Zeit  gewährt  wird,  in  der  die  üngnlr 
tigkeit  der  Ehe  längst  über  jeden  Zweifel  erhaben  war«  nämljiich  asor 
Zeit  der  dritten  Lateransynode  (1179).  Wer  dnifte  ledi^flich  ans 
der  disjnActiven  Ansdmcksweise  und  Form  der  Geaetaesstelle  folgern, 
dass  die  Ehe  nicht  blos  nicht  ungültig,  sondern  dass  es  sogar  erlaubt 
war,  nach  der  Entsetzung  oder  dem  Bücktritte  vom  Amte  und  Bene- 
ficium  mit  der  Frau  zusammen  zu  leben  ?  Wem  daher  die  dritte  und 
vierte  Classe  der  Belegstellen  die  üebenieugung  von  der  Ungültigkeit 
der  Priesterehe  aufiiöthiget,  der  muss  und  wird  anerkennen,  dass  die 
heiligen  Weihen  wenigstens  schon  in  der  Mitte  des  eilften  Jahrhun* 
derts  als  annuUirendes  Ehebindemiss  erscheinen. 

Welches  Urtheil  wird  aber  ti)er  die  zweite  Classe  zu  ftllen  sein, 
durch  welche  die  Kinder  als  illegitim,  erbunfiUiig  und  befleckt  erklärt 
und  die  Ehen  der  Geistlichen  mit  verächtlichen  und  entwürdigenden  Na- 
men bezeichnet  werden  ?  Bietet  auch  sie  Anhaltspunkte  for  das  Mhera 
Dasein  unseres  trennenden  Ehehindernisses?  Ohne  Zweifel  verschafft 
sie,  wenn  auch  keine  Gewissheit,  so  doch  manche  Wahrsoheinliehkeit ; 
denn  es  sträubt  sich  einigermassen  das  Billigkeits-  und  Schicklich- 
keitsgeföhl,  zu  glauben,  die  kirchlichen  und  weltlichen  Auctoritäten 
haben  eine  an  sieh  gültige  Ehe  gleichsam  mit  Schmähungen  über- 
häuft und  deren  Gebrauch  aufs  tiefste  erniedriget  'Bes<HKleis  aber 
wird  selbst '  von  vielen  neuem  Gelehrten ,  wie  z.  B.  namentlich  von 
Dr.  Walter  ^),  die  statuirte  Illegitimität  und  Infamie  der  Nachkom- 
menschaft als  Zeichen  und  Ausdruck  einer  auss^reheUchen  Yerbinduag 
angesehen  und  erklärt  Auf  diese  Ansichten  gestützt  kümate  mau 
allerdings  mit  ziemlicher.  Wal^rscheinlicikeit  behaupten,  der.  irritt* 
rende  Charakter  des  Hindernisses  sei  schon  im  sechsten  und  siebenten 
Jahrhundert  anerkfmnt  gewesen  3}. 


■••*■ 


1)  HH  aatem  pre^yteri,  qti ...  praeettgerent  ohb  miAierllMs  babitare,  a 
divino  offlcio  remeü  et  omni  ecelesiasrtco  benefldo  privati,  extra  chomm  poneren- 
tor  infames  pronontlati.    (Migne  T.  159.  col.  471.) 

2)  Kirchenrecht  i  212.  S.  468.  der  IS.  Aafl. 

8)  ZhUkmtmn,  spricht  steh  in  adoeiii  erienlaltoclien  Eberecht  f&475  IT.) 
iWcbftlte.  daUUi  am»  es  haha  In  Orieaft  die  tte  der  büMni  MstltehaD  Uim9^ 
vor  dem  eUfien  fjäkmimndert  als.  oaU  mid.Bichtts  ga^alltn. 


IMof «  BiMMDAn^  ükB  iRttO»  RlMlifiHl49nil8im'  der  W^tfh^.  i  o 

Eb  erAbrigt  nooh,  die  Oanones  und  Am^rüche  d^  ersten 
Glasde,  weiche  die  Heirath  einfach  verhibten  oder  mit  Strafe  bedrohen 
und  belegen ,  anf  die  vorwfirfige  Frage  ansmwenden.  Schliessen  sie 
abeelut  jeden  Gedanken  an  Ungültigkeit  der  Ehe  aus?  Kanm,  son- 
dern sie  lassen,  wie  nns  dftucht,  immer  nodi  eine  Möglichkeit  offen, 
das  einlnehe  Strafjgesetz  anoh  sagl^ich  als  ein  irriturendes  anfznfassen. 
Man  sagt  fralieh,  die  ältesten,  gegen  die  Heirathen  des  hohem  Gle- 
ros.  geriehteten  Oeset^e  haben  weder  die  Form  irritirender  Gesetze, 
noch  erwähnen  me  der  'Knllitftt;  noch  fordern  sie  Scheidung  and 
Trenntmg;  es  sei  aber  jnridisdier  Grundsatz,  dass  maA  das  Gehässige 
nnd  Lästige  einsehräid[^  mllsse^  sonach  ein  verbietendes  Gesetz  nicht 
als  irritireAd  ansehen  kOnne,  wenn  es  nicht  ansdrdcklich  oder  doch 
bestimmt  genng  als  soldies  bezeichnet  und  legitimirt  sei.  Allein 
so  gewiss  es  ist,  dass  eiti  verbietendes  Gesetz  einen  seiner  Natnr  nach 
gütigen  Act,  z.  B.  eine  Schenkung,  einen  Vertrag,  nicht  an  sich  nn-* 
gtatig  macht,  so  braicht  doch  die  annnllirende  Kraft  nicht  immer  in 
dem  Wortlaute  des  Gesetzes  zu  liegen,  sie  kann  auch  durch  die  Ge- 
wohnheit, Uebung,  Ueberlieferung  und  Auslegung  festgestellt  sein. 
Da  nun  das  ganze  Oolibatsgesetz  Anikngs  mehr  auf  thatsä^hUcher 
Udbung  und  beständigem  Gebrauehe,  als  auf  geschriebenem  Buch- 
staben beruhte,  so  ist's  denkbar  und  leicht  möglich,  dass  es  zu  glei- 
cher Zeit  sich  als  veHl>ietendes  und  vernichtendes  einbürgerte.  Will 
man  aber  gar  der  Annahme  jener  Theologen  eine  Berechtigung  zuer- 
kennen oder  beipflichten,  welche  durch  nicht  zu  verachtende  Gründe 
darzuthnn  suchen,  schon  in  der  Urkirehe  sei  mit  den  hohem  Weihen 
das  stiUschweig^de  Geltibde  der  Keuschheit  verbunden  gewesen  und 
als  ein  feierliches  angesehen  und  behandelt  worden  i),  so  verschwindet 
jeder  Schatten  einer  Schwierigkeit,  indem  hienaeh  das  feierliche  Ge- 
lübde und  dessen  irnti^ende  Kraft  das  Erste  und  Ursprüngliche  war 
und  durch  die  später  gegebenen  Prohibitiv-  und  POnalgesetze  nicht 
alterirt  und  beeinträchtigt  wurde.  Unter  diesen  oder  ähnlichen  Vor- 
aussetzungen beweisen  die  alten  geschriebenen  Gesetze  weder  dadurch, 
dass  sie  nur  ein  Verbot  aussprechen,  von  der  Auflösung  oder  Ungültig- 
keit aber  keine  BrWähnung  thun,  noch  dadurch^  dass  sie  nur  Strafe 
androhen  und  di^  Eigenschaft  von  POnalgesetzen  haben,  die  Gültig- 
keit der  Ehe ;  denn  einerseits  waren  sie  nicht  dazu  gemacht  und  ge- 
geben ,  um  das  Gesetz  erst  zu  schaffen,  dessen  Sinn ,  Umfang  und 
Wirkung  neu  festzustellen,  sondern  nur  um  einfach  das  schon  beste-r 


I  f 


i)i^r  Eua^)H  Amori   vet.   dtoetpltoa   ranaiileorom  T.  l  P.  f.  q.  0. 


1  (f      MUiem^Qtter,  BMar.  Satwlekel.  des  SheUiieniMn  der  Weibe. 

beüiide,  nach  Sinn,  umfang  und  WirlniDg  längst  bekannte  und  einge- 
bürgerte angeschriebene  oder  leb^dige  Oesetz  in  Brinitömng  zu  brin- 
gen und  üeberschreitungen  zu  bindern.  Was  sich  also  von  selbst  Ter« 
stand,  was  Jedermann  vrosste,  konnte  foglich  jpit  Stillschweigen 
übergangen  werden.  Andrerseits  ist  es  nioht  ganz  richtig  und  sicher, 
aus  der  dem  Verbote  beigeMgten  Androhung  der  Strafe  immer  wid 
ailemi  die  Qültigkeit  des  Actes  und  den  rein  verbietenden  Charakter 
des  Gesetzes  abzuleiten.  Es  kann  allerdings  FUle  geben,  in  denen 
die  Nichtigkeit  eines  Actes  durch  Gewohnheitsrecht  l&ngst  vorher  fißst- 
steht,  hernach  'aber  sich  die  Noifawendigkeit  herausstellt ,  die  ver- 
botene Vornahme  des  Actes  auch  noch  in  einem  sehrifUicheu  Gesetze 
mit  Strafen  und  andern  schlimmen  Folgen  zu  bedrohen.  Als  solcher 
Ausnahmsfall  könnte  wohl  der  ärgerliche  und  verbrecherische  Versuch 
eines  hohem  Geistlichen,  nach  Empfang  der  heiligen  Weihe  eine  Ehe 
einzugehen,  d.  h.  sich  einer  öffenüichen  Fomication  schuldig  zu 
machen ,  betrachtet  werden.  Man  sagt  und  verordnet  noch  heut  zu 
Tage,  ein  Priester,  welcher  heiratheit,  soll  abgesetzt  oder  excommu- 
nidrt  werden,  ohne  dass  Jemand  berechtiget  wäre ,  ans  der  blossen 
Festsetzung  der  Strafe  und  der  Nichterwähnung  der  Annullation  den 
Schluss  zu  ziehen,  die  Priesterehe  sei  gegenwärtig  als  gültig  an- 
zusehen. 

Geben  wir  zufolge  dieser  Auseinandersetzung  zu,  dass  die  Be- 
stimmungen und  Gesetze  der  ersten  Classe  nicht  jedra  Gedanken  an 
die  Ungültigkeit  der  Ehe  ausschliessen ,  so  werden  wir  doch  aner- 
kennen müssen,  es  sei  wenigstens  möglich,  dass  das  trennende  Ehe- 
hinderniss  der  Weihe  bereits  im  vierten  und  fünften  Jahrhundert 
bestand  ^). 

Vielleicht  könnte  man  im  Sinne  des  heiligen  Augustin  sagen: 
»Wenn  dieses  Hindemiss  im  zwölften  Jahrhundert  unzweifelhaft  vor- 
handen ist,  ohne  dass  man  nachweisen  kann,  es  sei  damals  oder  in 
irgend  einer  frühem  Zeit  eingefiohrt  worden,  so  muss  es  immer  da  ge- 
wesen sein.«     Scheinbar  entgegenstehende  Fälle  müssten  tbeils  als 


1)  Der  beiUge  BaslHus  bat  eine  Stelle,  welcbe  die  Niebtigkeit  der  Bke  uod 
die  NoUiwendif  keit  der  Lösung  und  Scheidung  genau  io  denelben  Form  ausapriebti 
wie  man  sie  fn  den  Canons  des  12.  Jahrhunderts  findet.  Er  sagt  can.  6.: 
»t6)V  xavovixtiiv  t4c  Tcopvetac  8t<;  Ta^iov  jxtj  xataXo^rCeodai,  dXXa  icavTt 
tpöiKü  Jiaotcav  ooTcov  x^gv  auvafsiav.c  (MIgne  T.  32.  [graee.]  col.  674.) 
Aliein  da  man  in  neuerer  Zeit,  obwohl  im  Widerspruch  mit  allen  fJrOhero  Aus* 
legem,  ans  mehrfaehen  Gründen  unter  den  xavovtxcuv  die  gottgewenitenJaof^' 
tauen  vx  verstehen  pflegt,  se  mag  die  ganze  SteUe  und  deren  Beweiskraft  $nTtAf^ 
beruhen.    Cf.  Pitra,  Juris  eccies.  graee.  hist.  et  roonnm.  T.  I.  p.  614.  not  9. 


ffistor.  SMifcMliiM  da» 'iMnii  SMrtiiimiiMf,)d«i.vWelle. 
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Dispensationen  betrachtet,  thefls  als  Anomalien  der.  Schlaffheit  der 
Kirrhenzucht  zngeschrieben  werden.     Selbst  ans  der  Eingangs  er- 
wähnten Yerdammung  des  von  Nuytis  anfgestellten  Sat^ps  k&ante  man 
allenfalld  den  friihei'eil'lTrspmng  der  irritirendeh  Kraft  ^es  Hmdemisses 
herleiten ;  dena  M  i»'<äar  Begel  Mkü  «liGiclns,  hiftkovisehes  Versehen 
^ii^er  kiri^licheii  Ce^spr  niphti  nntjorworfea  wird^  ,sp  ^p^Di^,^  ^n  Ter- 
BKa^ll!N^'iäa3fifii^h''N^y<^ir6?tö  These  niobt  deshalb  psosanbirt.iwcdei.w^ 
er  «kwa  «m  150 . Jakre  fehlgnff  nsd  Bonlfos;  ¥111.  ^an  ^  dte  ^SMie  #ei 
Papstes  Innoeens  II.  setvite,  «<»deni  \^11  dr'dad  b^iÄgliöbe  Ehiftbiliclei^ 
hiss  als  eine  mit  dem  christlichen  Alterthum  im  "Widerspruch  stefiendö 
.und  erst  in  später  ^eit  durch  einen  wegen  ^jageblichejc  Uehergrjiffe 
.yMigepchBQi^ten  Paprt  getroffene  üipriehtmig  4aisteUen.  W  nkißbiUftr 
ffen  w«lUe.    Wiid  sonaoh  ?on  Sfita!  des  aposMkichen' SMile»  <isr'V«i> 
nichtenden  Kraft  des  Hindernisses  indirect  ein'  seht  hohes  Ültcnr  ttm^ 
innntv  so  Mrossider  XJitq[Mftg  woM  -^eit  mehi^  als  t»Öl0alitä*'^n  der 
2flUi  de»!  acMin  fionfaK  abflketaeOi>    Ateftallend  ist  ^ndllchv  daisi  lue 
grossen  Theolo^Mt  4os  12:  wd  19;  Jahrbilnderta,  ^z/  ^.  m¥M  '^lAm^ 
•iardits^)f  der  hraMgei  J9bdnNi^i?)i  ifibiMtt;At<ifiuß>ilind^  Aoiero  diese 
Troge  in  "dlsier  Weise  ^b«UanMif,  als  oüy^  sie*  diei^eä'  tt^iyäeftde  HltidtfeT«- 
niss  flit  ttwäs  aus  dei^ätttesteii  Zeit  Sta\iiitieudes!  iliigeseheri  ijält^n, 
indein  sie  nipli^^  ;pi  Mindesten  andeuten,  ,e9  sei  Icjur,^  vorlief;  einge^rjt 
word^  i^;  '^^  A.u&MuQa<igfk(«iuum^  .vjielmehf  bestehen  m  siob  Jii 
ihran  anfl  dieses!  Hiikdersiss  sieii  beociehendim  Angaben  :ii»i  BtTweistte)- 
len  fliitttttter  »6ga!^  auf  Väter  und  Synodöh  der  ersten  sfech^  läftr*- 

änderte:  ''.'•"  -^'  ";      ■  ;  ^  ;  !^;  '  ,;'*  v/'';;:; 

Wollen  wir  sciiliesslich  das  Ergebftiss  unserer  Forßphppg  la,we' 
J^g^.  Worten  suwi^mßi^a^eo».  «o  lautet  ^:  Das  ir^nnende  fihehin- 
4«lmii8..derWeihe«iistitiiirt(70i^0lfas^iin'12.  JabrhiAiderto,  gibt  sieh 
im  11.  JiEihrhunderte  fastgewi^  kund,  ist  traÄt^^Äetw?i<*Ä  bertftsitti 
U,  und  t.  Jahrhunderte  vorhanden,  und  Tcann  möglicher  Weise  selbst 
'sc^OQ  im  4f  und  5.  Jahrhunderte  oder  noch  früher  bests^ndeu  haben. , 


1^   i> » I  >i 


'»>**■ 


,  -^ 


•  '  f)  Seiitt'TitWr:  fib.  4.  dist.  37.  n.  1.  sunt  I^Itur  qaidam  ordfnes ,"  iri  "qiubus 
'rintlatena^  potest  CQn&ahi  conjugium,  et  si  inlercesserit  ropula,  fit  äivortUirn, 
^Ül  saccrdotkiin,  dfaconatus  et  sübdlaconatiTs.        ' 

•  !Ö  Supt)l.*P:  lir.  Q.  53;  art.  1.  2;  3. 
3)  Lib.  4   senfenllar.  dist.  37.  art.  I.  q.  2.  3. 
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Zör  Geschichte  der  gemischten  Bh^n  in  ßayeni.?/     . 
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ii  Ml .'  •  •  /  r .    nl^Mclit.'Vai'fliuii  Pimrer  iM  DHiicfifti  SpeyttTj  i 

- •  • '  '•  Vifrftenli^fÄtmiy'der  ItedäcHbfi:  "Wlf'  Hifeilten  im  UrcÄlt?  X»V.;'  isH 
Ute  pl|MmUie<  ibihiftiM  vom  15.  ITov.  t«5S  M  alle  M^fbUil^  mtt ,  Mtüiif '^ 
0$m^Mge  9tn\$mjiaug  ^üi  A\t  #aDt8tliteBf.fefiteBiMBrbliti'dD4M«e<aaiieiit^ 
üfOi^  fHfl^.Jip  flfr:Pif|0ß9iQ  Spmr  Kmt  DmüdiaeliH««  fUlliz»  >ift«,  iWtiD|o.im«i 
aber  an  yieleu  Orten  uiid  S9  auch  noc^  leii\  in  der  p^)ce«e  ^ppy^:  fclreliUciier 
Seltssicb  genÖtiii|t  $ieht,  bis  zur  flussersten  Grenze  des  voi|||ipfl pstlicbenStVble  in  Be- 
greif tÜ^  gejni^rhten  £ben' Gestatteten  zu  ^eben;  so  trag^ti  Viellafli  sölcbe  hrnh^ir 
litil'Mnll«  iilt>an,  ienen  vlehneM-  dff«  Pfficht  obgelegfen  1kftt(^,"jMto 'Uen  MAY- 
«0r.e9ite9ett.za' treten.  Zoii  Beweise  hiHüir  laaden  «tf  bfefVie^lnsetiddiifeloea 
j:|if)Ma,y^fdien  Pl^rr^a  fd^en^  ■      !   :    wi.!.;.. 

, ,;  J^m.  lA  iSAn  dM  Jßbtf»  t828  javliessAttOrdinadutimii  %^Ptt 
4ie  Plpinr^  48r.  DiMes»  itinr  B^mhigimgY«  .wie  «s  dm.  flUigang ^boital; 
üiuf  ^ima  smS'  MäKz  gegteUto  Aalragre  M^ende  BowkdIartiBgd  . 

•  a)  JKick  d«n.  Critndtiictn^'fler  ftbiligen.  iMilMiliicbett teli^lfni^  oacA  4ixi  vB^ 
aftIPfvpi  df^  .q9fii4!feA  iiQ(<  defi  bfa.aaf  di^.3i«iieHfii:Z«)».'^ifd«holt«i  pliM* 
lieben  yerordnangen  kann  die  £be.  zwis^en  einem  lüitbolikiU)  nnd  •  f  rc\(^taiUj|^Q 
nach  katbol.  RÜus  nur  dann  eingesegnet  Verden,,  wenn  alle  in  derselbeii  zä 
koffendeti  Kiitder  in  d^ 'katbof.  Glaubensbekenntniss  erkogeit  We^tfen  *ioir^b.  ^ks 
iMt  daher  der  s^eteoifer  lii  ^alcil  ei«eb«iitfen  FiUeii  Mne  t^anM>  PbMoratkliitflldt 
«i^QWaiNleh,  lleJriNitleote  tfopdi  Bel^bnng,  lebreieb«  Im^ttit^md  SaBabBOig, 
je<^  Qil.Yerioeidung  alles  wlderrecbt|iel^en  Zwaagas  dahin  xa  y^fiiKf|i{ii,  4^ 
sie  alle  zu  hoffenden  Kinder  in  der  kathol.  Kirche  tvi  erziehen  versprechen,  onil 
wo  möglich  bierOber  auch  eine  geuDgende  Versicherung  zu  geben,  (Diese 
bitte  absohlt  verlangt  Werden  mOssen.)  ^    ' 

b)  Sollte  aber  ^H^  gute  Absicht  durch  keinertelJteiiidbimg  d^  SMaoi^ 
geia  erawedu  wetfltii  .kAmen,  die  Braulleote  Jedoch  dihiir  aieb'  Venteben,  daäa 
^re.  IMnder  aectudum  sesuqi  in  der  Religion  ihrer  Eltern  erlogen*  «Verden»  fol^ep, 
so  mag  er  gleichwohl,  da  diese  Praxis  in  der  diesseitigen  Diöcese  feU  unvor- 
denklichen Zeiten  und  eben  so  auch  in  andern  BisthQmerh  des. Königreichs, 
insbesondere  ht  dem  Erzblsthtim  Bamberg  besteht,  und  da  das  vob  Sr:  Kbrdgl. 
MaJestlt  (KOnIg  Ludwig  I.)  mit  dem  pipatlicben  Stuhle  bierObeF  eingeleitete  Be- 
nebmjen  eine  definitive  Bestimmung  Sr.  Heiligkeit  hoffen  1^8t,^dem  matriiifonio  za 
assistlren,  demnach  zuproclamiren,  die  ßimUsorienund  ^Uigen  Spfipra^ 
mente»uerAeüeh,  (Man  siebt  hiera(y,  welcher  Tfiqscbung.^ich  in  Bayern  manche 
hochgestellte  geistliebe  Herren  hingaben  und  welche ^Bestimfiinng  sie  Yop>  Papste 
erwarteten.) 

c)  Sollte  Jedoch  such  die  Erziehung  secundum  sexum  nicht  zagegeben  son- 
dern alle  Kinder  in  der  akatbolischen  Religion  erzogen  werden:  in  diesem  Falle 
kann  der  Seelsorger  weder  assistiren,  noch  prodamiren  oder  dImitUren. 

d)  BezQglicfa  aar  den  Beichtstuhl  und  Reicbong  der  beflifen  Sacramente 
moss  ontersebleden  werden,  ob  die  Ehe  erst  eingegangen  werden  soll,  oder  be- 
relta  scton  eingegangen  ist. 

•  /'      .1.1  ••iMi  .H.t  J    imI    r  Uy%i 
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im  MBtcn  Fall,  weDD  41^  Vfke  erst  elp^egaDg en  mid  alle.  Kinder  in  der 
nkathollschen  Relif;ion  erzogen  werden,  mass  der  Seelsorger  dem  kathoL  Tlieil 
erkllren,  dass  so  lange  er  aaf  Jenem  pflichtwidrigen  Vorbaben  bestebe,  er  ttim 
weder  die  Lossprecbimg  ertheüen  noch  die  heiligen  Sacramente  reichen  kOnne. 

Im  swelteo  Falle  aber  Ist  naeb  der  bekannten  Regel,  dass  rite  confesso  et 
conirlto  die  prieaterli«^  Loaapreehong  nie  za  Terwelgern,  and  dasa  etlaii  hob 
abaolato,  aecloso  scandalo  pabllco,  die  heiligen  Sacramente  gereicht  werden  mAth 
sen,  ne  per  denegationem  sacramentoram  fTangaiur  sigiliam  conressionis^  za  yer- 
fahren  . . .  Diesen  allgemeinen  Grundslizen  conform  kann  daher  der  Seelsorger 
den  katholischen  Theile  einer  gemischten  Ehe ,  welcher  nach  bereits  eingegange- 
imr  Ehe  mit  .seinem  akaCholischen  Ehegacien  einen  Vertrag,  wodorch  die  Brzlelimig 
aUer  Kinder  in  der  prot.  Conr^sslon  besiimmt  wird»  abgrachlosaen  bat,»  da  ein 
solcher  Vertrag  durch  beiderseitiges  Einverstftndniss  zwar  aufgehoben,  aber  nicht 
einselMg  aufgelöst  werden  kann,  die  Absolution  nicht  verweigern,  wenn  er  seinen 
irreligiösen  Schritt  ernstlich  bereat,  und  sirh  sorgfältig  bemOhen  will,  seinen 
akatholischen  Ehetheil,  ohne  Zwang  zur  Aafhebong  des  bezOglichen  Vertrags  zn 
vermögen. 

Wird  demnach  der  Seelsorger  zur  Versehung  eines  kranken  Eatbolikep 
Welcher  einen  solchen  Vertrag  gemacht  bat,  gemfen,  so  hat  er  ihn  mit  Uebrei- 
chen  Vorstellungen  und  ernster  Zuspräche  zur  Reue  und  dem  Vorsatze  zu  be- 
wegen, seinen  Fehler  im  Falle  der  Wiedergenesung,  so  weit  es  ihm  möglich  ist, 
wieder  gut  zu  machen  und  Ihm  alsdann  die  sacrament.  Lossprechung  zu  ertheilen. 
In  keinem  Falle  ist  aber  ein  Pfarrer  befügt,  einem  katholischen  Ehetheil,  welcher 
die  Erziehung  aller  seiner  Kinder  in  der  akatholiachen  Religion  zugegeben  ha(, 
nach  seinem  Ableben  die  Beerdigung  zu  verweigern,  indem  die  Verweigerung  des 
kirchtichen  Begräbnisses  nur  die  Folge  einer  förmlictien  Excommunication  sel^ 
kann;  diese  aber  die  Erziehung  aller  Kinder  einer  gemischten  Ebe  in  der  akii- 
tholischen  Confession  IBr  den  katholischen  Theil  nicht  nach  sich  zieht.  (Freiließ, 
Keiner,  der  excommunicirt  ist,  kann  kirchlich  begraben  werden;  aber  seir  wann 
ftinss  jeder,  der  nicht  kirchilrh  begraben  werden  kann,  excommunicirt  sein?) 

Was  die  Auftrage  betriflt,  ob  der  katholische  Pfarrer  seinem  Parochianen 
einen  Lossdieln  geben  dürfe,  um  sich  vom  protest.  Pfarrer  trauen  zu  lassen,  be- 
merkt man,  dass,  weil  1)  die  Meinung,  wer  der  Minister  sacramenti  mq- 
trimonii  sei,  noch  controvers  ist,  2)  die  Kirche  hierüber  noch  nicht 
fUßtsckießen  hatf  3)  nach  dtn  bestehenden  Gesetzen  und  allgemeinen 
Observanz  in  der  Willkür  der  Brautleute  gemischter  Ehe  besteht  >  sifh 
von  dem  Pfarrer  des  einen  oder  andern  Theiis  copuliren  zu  lassen«  der  kathol. 
PfSarrer,  wenn  sonst  kein  kirchliches  Hinderniss  vorbanden  ist,  kein  Bedenken 
haben  könne,  seinem  Parochianen  den  Dimlssorial-Scbein  zum  Behufe  der  Trauung 
durch  den  prot.  Pfarrer  zu  ertheilen.    ^ 

Speyer,  den  14.  MArz  1828. 

gez.  Wolf,  geistlicher  Rath. 

Diese  Instruction  eines  bischöflichen  Ordinariates,  welche  der 
gemischten  Ehe  alle  Thore  geöffnet,  jedes  Hemmniss,  das  einen 
Kath(^k)en  noch  hätte  davon  abhalten  können,  Ttirweigenüig  der 
•  TrsuTUig,  Verweigerung  der  Sacramente,  Verweigerung  des  kirchlichen 
Begräbnisses  aus  dem  Wege  schafft,  dem  leichtfertigen  Gewissen  ^jines 
kathoL  Christen,  der  im  BegrilTe  steht,  aUe  s^ine  Kind^  dor  ^&r^^e 
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ssTi  opfern  nnd  sich  da«tt  dtirch  eineü  Vertrag' zü  veirpflichten ,  so 
schändlich  zu  Hilfe  kommt,  dieser  sophistische  Verrath  an  der  kathoL 
Sache  wurde  erlasseu  unter  den  Auspicien  des  Bischofes  Johann  Mai*tm 
voa  Ghandelle.  Man  sagt  aber  diesem. Bischöfe  voa  Speyer  nach,  er 
,  sei  der  Seoretllr  auf  dem  berüchtigten  Gongrese  m  Bote  gewesen  und 
habe  die  28  Artikel  der  Punktation  den  kirchlich-Ehrlosen  aufs  Papier, 
sich  selbst  aber  in  die  Seele  geschrieben.  Wenn  nun  dem  so  wäre, 
dürften  wir  unj9  über  voranstehende  Instruction  nicht  verwandem,  denn 
m  der  deatachen  Kirchengeschichte  gibt  es  nicht  leicht  einen  sohw&r* 
sem  Schandfleck  als  den  Verrath  der  Kirche  zu  Ems. 

Den  16.  Juli  1832  erliess  der  damalige  Generalvicar  Werner 
f»aus  speciellen  Auftrag  Sr.  Bischöflichen  Gnaden«  an  die  Geistlichkeit 
der  DiOcese  folgende  Verordnung: 

lEs  sind  bei  gemischten  Elien  FAlle  vorgeliommeD«  dass,  da  protestaDtischer 
Seits  nur  zwei  Proclamationeo  vorgenommen  wurden,  die  Verlobten  ohne  die 
vom  Trident.  Sess.  24.  cap.  I.  de  Reform,  vorgeschriebene  dritte  Yerltündigung 
abwarten  zu  wollen,  von  dem  kathol.  Seelsorger  die  Einsegnung  verlangt  haben, 
und  da  dieser  vor  erfolgter  dritter  Verkündigung  oder  erhaltener  Dispense  sie 
hiebt  vornehmen  konnte,  sich  von  dem  protestantischen  Pfarrer  auch  ohne  Ent- 
lassungs-  oder  Ledigschein,  haben  trauen  lassen.  (Wodurch  wird  nun  dieser 
sträflichen  Verletzung  der  Kirchengesetze  durch  den  katkol.  EhetheU  vorgebeugt?) 
\}m  dieser  sträflichen  Nichtachtung  (fUirt  der  Generalvicar  fort)  der  kirchlichen 
Vorschrift  von  Seite  des  katholischen  Brauttheiles  und  andern  Nachtheilen  vorzu- 
beugen, sehen  sich  Reverendissimus  veranlasst,  allen  selbststdndigen  Seelsorgern 
der  DiOcesie  die  VoHmacht  zu  erlheilen,  in  den  vorkommenden  Fällen  von  ge- 
mischten Ehen,  die  dritte  VerkQndigung  auf  Andringen  der  Betheillgten  nachzu- 
sehen und  nach  gesetzlich  geschlossener  Ehe  dieselbe  kirchlich  einzusegnen, 
*oder  auch  den  verlangten  Entlassung  a-  oder  Ledig  achein  ihnen  aus- 
zustellenf  (um  sich  vom  prot.  Pfarrer  trauen  zu  lassen,  denn  es  handelt  sieb 
hier  um  gemischte  Ehen). 

Aber  schon  am  27.  Mai  1832  erliess  Papst  Oregor  XVI.  eine 
EncycUca  an  die  Erzbischöte  nnd  Bischöfe  Bayerns,  und  diese  war 
nicht  nach  Erwarten  Vieler  in  Bayern  ausgefallen.  Sie  ist  bekannt 
und  ist  katholisch.  Die  Bischöfe  mussten  sie  ihren  Seelsorgern  und 
Pfarrern  als  Noim  des  Verfahrens  in  gemischten  Ehen  mittheilen.  So 
erliess  denn  auch  der  Bischof  von  Speyer  an  seinen  Klerus  folgende 
Bekanntmachung: 

Wir  Johann  Martin, 

vongAttlicher  und  des  apostolischen  Stubies  Gnade  Bischof  so  Speyier 

Entbieten  allen  Decanen,  Pfarrern ,  Pfarrverwesern  und  Qbrigen  Seelaorgsprieat^f" 
des  Blsibums  Speyer  unsem  Gruss  und  Segen  zuvor.  Wir  haben  uns  bereite« 
bald  nach  dem  Antritte  unsers  Bisthum$  auf  die  von  mehreren  Seelsorgern  wegen 
des  bei  gemisditen  Ehen  einzuhaltenden  Benehmens  an  Uns  gerichteten  Anflragen 
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dahio  aasgesprodien,  dass  nacb  den  GnuMMIiai  mwerer  kathol.  Religion,  naob 
den  BescblQssen  der  Coneilien  und  bis  auf  die  neoesten  Zeiten  wMertaoUtn 
pSpstlicben  Verordnungen,  die  Ebe  awiscben  eioem  Katboliken  und  Protestanten 
nacb  katbol.  Ritus  nur  dann  eingesegnet  werden  könne,  wenn  alle  in  derselben 
zu  erzielenden  Kinder  in  den  katbol.  Glauben  erzogen  werden  sollen:  baben  je- 
docb  gleicUwobl  die  In  unserer  DiOeese  bestandene  AusObung,  dass,  wenn  wenig« 
sieos  die  Kinder  nacb  dem  .Gescblechte  in  der  Religion  ibrer  Eltern  erzogen 
werden  sollen,  solcben  Eben  der  katbol.  Seelsorger  as&isüren,  demnacb  proclaroi- 
ren  und  die  Dimissoriales  (die  dorb  nur  an  den  protest.  Pfarrer  gericblet  waren), 
ertbeilen  kOnne,  so  lange  nocb  bestehen  lassen,  bis  in  dieser  boben,  widitigen 
Aogelegenbeit  eine  defioälve  Bestimmung  von  Sr.  plpstileben  Heiligkeit,  der  Wir 
emgegengeseben  haben«  erfolgt  sein  werde.  (Wozu  aber  das  Warkn  auf  eine  neue 
pSp^Uicbe  Verordnung,  wozu  Jene  Sophisterei ,  auf  die  wir  oben  aufmerksam  ge- 
macht, wenn  man  »die  Grundsätze  unserer  katbol.  Religion,  die  Beschlüsse  der 
Coneilien,  die  bis  auf  die  neueste  Zeit  wiederholten  p&pstlicben  Yerordnungenc 
in  Betreff  der  gemischten  Ehen  kannte?  Mit  welchem  Fug  ond  Recht  durfte  ein 
katholischer  Bischof  den  Misshrauch,  wie  er  in  der  DiOcese  Speyer  »seit  unvor- 
denklichen Zeiten«  bestanden  baben  soll,  auf  eine  Weise  gutbelssen  und  fbrdero, 
wie  dieser  Bischof  in  der  oben  mitgetheilten  Instruction  gethan?) 

Diese  Bestimmung  des  allgemeinen  Kirchenoberbanptes  (flhrt  der  blschftfl. 
Erlass  fort),  ist  nunmehr  in  demjenigen  Schreiben,  welches  Seine  pApstliche  Hei- 
ÜKkeit  unterm  27.  Mai  v.  J.  an  die  sfimmillchen  HH.  ErzbischOfe  und  Bischöfe  des 
Königreichs  Bayern  erlassen  baben,  erfolgt,  mit  der  Weisung  an  dieselben,  ihrem 
Diöcesanklerus  nunmehr  die  Verbaltongsweise,  welche  sie  künftig  In  den  F&Uen, 
wo  gomisfiite  Eben  eingegangen  werden,  zu  beobachten  haben,  zu  bezeichnen. 

Dem  zu  folge  haben  sflmmtlicbe  Pfarrer  und  Obrigen  Seelsorgspriester  fQr 
die  Zukunft  in  dem  Falle,  wenn  bei  gemischten  Eben  nicht  alle  zu  hoffenden  Kin- 
der in  der  katbol.  Religion  erzogen  werden  sollen,  ihre  ganze  Pastoralklugheit 
anzuwenden,  und  die  Brautleute  durch  Belehrung,  liebreiche  Zuspräche  und  Er- 
mahnung, Jedoch  mit  Vermeidung  alles  widerrechtlichen  Zwanges  dahin  zu  ver- 
mögen, dass  sie  entweder  einen  förmlichen  Ad  fertigen ^  oder  wenig- 
stens eine  genügende  —  wenn  auch  eine  mündliche ,  doch  aufrichtige 
u/nd  ernstliche  Zusicherung  gehen,  alle  ihre  etwa  zu  hoffenden  Kinder 
in  der  kathoL  Religion  %u  erziehen. 

Sollte  jedoch  diese  Absicht  durch  keinerlei  BemQbung  erzweckt  werden 
können,  dann  baben  sie  den  Brautleuten  ganz  bestimmt  zu  erkUren,  und  darauf 
auch  fest  zu  halten,  diss  sie  ihrer  Eh^  auch  nicht  ritu  eatholico  assistiren,  somit 
auch  nicht  proclamiren,  nocb  ihnen  Dimissorien,  durch  die  sie  einen  Andern  in  ihrem 
Namen  zu  thun  autorisiren  worden,  was  sie  selbst  nicht  (bun  dürfen,  ertheilen 
können.  Sie  würden  ausserdem  durch  das  eine  oder  andere  die  unerlaubte 
Handlung  des  katbol.  Brautthelles  billigen,  über  eine  unter  solchen  VerhIItnIssen 
sttndhafte  Verbindung  den  göttlichen  Segen  aussprechen,  somit  selbst  unerlaubt 
und  sündhaft  handeln. 

Darniad)  werden  sich  alle  Seelsorgspriester  genau  zu  richten  wissen;  In 
zweifelhaften  oder  sonst  schwierigen  Fällen  aber  haben  sie  alsbald  beridiUlche 
Anzeige  zu  machen  und  Verbaltungsbefeble  einzuholen. 

SIsmUtche  Capitelsvonlliida  Unseres  BIsthuaw  werde«  beaußragl»  dcrOl^r 
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lii  wachen,  dass  (cegenwAiHge  Verfftgmg  ton  Bimmflidien  SeelsorgspTiesten 
ihres  Deeanats  in  genaaen  VolUag  gesetzt  werde. 
Geget^en  za  Speyer,  den  22.  Aprfl  t8S8. 
Aes  speffellem  Auftrage  Seiner  Biseb.  Gnaden 

Werner j  Generalvicar. 

'Wolf,  Secrellr. 

Tergleicht  man  die  Bedingungen,  welche  diese  biöchöfl.  Verord- 
nung von  den  Brautleuten  einer  gemischten  Ehe  fordert,  mit  jenen, 
welche  die  päpstliche  Verordnung  verlangt,  so  wird  man  sehen,  daas 
sie  abennals  zu  lai  ist ,  yon  der  Nothwendigkeit  einer  DispensatioQ 
der  Kirche  kein  Wort  sagt,  und  sich  mit  der  mündlichen  ernsten  Ver^ 
Sicherung,  alle  Kinder  katholisch  werden  zu  lassen,  zufrieden  gibt. 
Warum  wurde  die  Encyclica  dem  Diöcesanclerus  nicht  wortgetreu 
mitgetheilt?  —  Indessen  war  doch  eins  festgesetzt:  es  ward  nicht  mehr 
befohlen,  ja  es  ward  geradezu  verboten,  einer  gemischten  Ehe  zu  a»- 
sistiren,  bei  welcher  die  Erziehung  aller  Kinder  in  der  kathol.  Religion 
nicht  versichert  worden  war ;  und  dies  Eine,  dass  der  Seelsorger  sich 
auf  ein  Verbot  berufen  konnte,  half  gewiss  mehr  als  seine  frommen 
Zusprüche,  und  trug  einige  Zeit  wesentlich  zu  einer  kirchlichem  Praxis 
in  der  Diöcese  Speyer  bei. 

Dem  aber  sollte  nicht  lange  so  sein.  Schon  am  17.  September 
des  Jahres  1835  ward  Peter  RicharjPj  früher  Professor  der  klassischen 
Philologie  an  der  Universität  Warzburg,  Bischof  von  Speyer.  Es  wird 
Niemand  läugnen  wollen,  dass  wiewohl  der  Geist  der  Zeit  ein  von 
Menschen  gemachter  Geist  ist,  dieser  einmal  gemachte  Geist  doch 
auch  wieder  die  Menschen  macht,  indem  er  in  die  Schule  schleicht, 
auf  die  Katheder  tritt,  Bflcher  schreibt,  in  der  Politik  umgeht,  und 
sogar  in  die  Religion  hineinredet  und  da  den  Ton  angeben  will.  Der 
Geist  aber,  der  in  Deutschland  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  in  die- 
ses mit  herüber  gegangen  und  in  den  vier  ersten  Decennien  desselben 
noch  umgegangen,  dieser  Geist,  den  die  Emser  Punktatoren  besassen 
and  der  aus  ihnen  die  Punktaticmen  herausdictirte,  war  kein  kirchlicher, 
kein  katholischer  Geist.  Kein  Wunder  also,  dass  die  Mftnner,  die 
leider  bei  ihm  in  die  Schule  gehen,  seine  Grundsätze  hören  und  sich 
einprägen,  sein  Leben  sehen  und  mitleben  mussten,  nicht  eigentlich 
kirchliehe,  nicht  katholische  Männer  geworden  sind,  die  mit  katho- 
lischem Herzen  for  die  Kirche  fühlten,  mit  katholischer  Hand  fir  sie 
schrieben,  mit  katholischem  Munde  för  sie  sprachen,  mit  katholischem 
Freimath  for  sie  zeugten,  mit  katholischer  Treue  f&i  sie  stritten^  mit 
kathoUacher  Geduld  f&r  sie  litten.  Dies  mag  einigermassen  zur  Ent- 
schuldigong  der  beiden  Männer  dienen,  welche  hier  durch  eine  viel* 
M(sh%  m  harte  Feder  tot  den  Bichterstnhl  der  Goeohiehte  citirt 


'i"^ 


werdflo.    Di».  FeUmr,  äi»  dar  vi)riiei||ieliaftd6  BlMhof'  voll  Ohaiidalt^ 

am  Ende  seines  Lebens  zu  verbessern  suchte j  imrd^n  ton  ^  dem  BiüeliOf 
BSdharz  nocbmals  begangen.  -^'In  den  Jahtön  1832  und  ISSSS  V^r^?,> 
die  Ürzbischöfe  und  3isch6fe  Bayerns  von  ^en^  Ministe^ui^^d^  Ja- 
nem  angefordert  worden,  dec  3eiitinmuing  d^  X^aodtagwri^ieidoSv 
▼om  30*  Deoember^lSSO  naohsakoimiien,  weleher  dAhii»  lMt«te:'  »Bi* 
ist  unser  ernstlicher  Wille,  dass  b^i  Eingehung  geiniseliter  Bhen  dje^ 
Bestimmungen  der  Gesetze  über  die  Yomähme  der  Proclatnationen^^ 
die  Ausstellung  der  Dimiasorialien  und  die  Bechte.der  Brautleut^  hin;-, 
sichtlich  der  künftigen  religiösen  Erziehung  der  JKiiuder.pit!Na(Qhdinck( 
gehandhabi  werden^«  und  sofort  den  litnrgiMhein  Act  der  Einsegnung 
bei  gennsohteta  Ehen  auch  dann  fm^zmiehm^s,  wenn  die  BnEtebmi^' 
aller  Kiridfer  in  der  kathol.  Beügion' nicht  gerade  ffefirtgeset?t'sei.  'Nt(n* 
scheinen  die  damaligen  Bischöfe  Bayerns  es  gewünscht  zu  haben,,  .^9^^ 
Ueber  die  kaiboL Kirohe üUcloiiUiolischen Bayern  aioh  ledäufnot  und 
tter  Oebähr^  Mat^bt,  als  daisn-m  Maitfver  warie  und  Ifaitfrtrt 
ziehe,  welche  dtnrch  ihr  Blut  die  Kirche  in  Bayern  zum  Leben  xsM 
Blühen  treiben  (wozu  trotz  des  Tobens  in  der  Kammer  und  des  Bell^niö' 
in  den  Blättern  zuletzt  dpc)^  nopb  wenig  Aussaht  gew.eaQn.wSjCfivWeni), 
sich  ^^  Ar  d^  Mth(i  ^he  M^^  fP^ ; wollen).  3ia  Wftndtep. 
sieh* anr^dtfi  apostoüschaii Stehle  attUten  vor,  dass  em^rtiengw  ¥eN 
harren  bei'  den  KirchMchen  ßatzungetf  irögar  eitie^Stewirig  Wler '  ölftföt^ 
liehen  Buhe  nnd  Ordfaurig  herbeiführen  könnte,  und  erbkten  mildernd^' 
Bestimmungen  der  päpsÜichen  Eucycliq»  m  Absipht  auf  dje  gemi^cft;, 
ten.Eb^. .  I^ie^e  iwurde  ^rtb^ilt  ,iu  .dar  yw  id«in .  C^dioil  «Berne^ti. 
am  22.  Sept.  1834  unterzeichfnetenfilnatruotion;  Aa£  Ovund  diMer'<In^ 
isrtmct)on"entw&)rfen  die  Erzbii9eh(yfö  und  Bischöfe  Baydnis,  aufj^efordert 
durch  das  Tc.  Staatsmin^sterfum ,  PaÄtöfal-Normativi^  ftr  die  Seelsor-' 
gepjj^^ie^', obgleich. in  ei^üzelpen  Punktep  von  duander  al?weichend|,.docK 
i^i^.ßmm^iXfii^ii^  swd.  (S<^ sa^ft ^enigsteost 
Dffi  RiffAik  atapf»  Paatofaluntmickk  über  die  Ehe,  ^m.  diese  g^ 
'stfWcWlidH^'Bemeririing  entnommen  ist.)    '  - 

!''  .  Bas.pastorat-IirdrnQ^tav  Jur  die  Seelj5)>rger  de^  Bisthums  Speyer,, 
die  gemiaeht4a>  Ehen  betarqflbad»  Uuiet.ajUtt  folgeiidenpawn: 

8e.  Päpstlicke  NeÜi^keUy  Gi^e^r'XVl/'theh  M  durcMrdhircfi  VM 
de».6el8te  iler  flfertsilMwa  iiiibe  ond  4^9  Meiern^  als  fetllititaid^  an  dea  6lta- 
baartatafti-Airltfliioltodim  Küche  m4  den  «iDoniMten  Sümiiea«'  Mea:  «pT« 
diev  9»mtliMk^.g^migtfiu^  YonteUnoieD^  Ua  Mmgt  :def  jewiwlitop  Sbn«) 
VaraDtaMdii  geaomidf,  .al« fMAnroar  za  d^BrBnrv«  \oii  27m  Mai  18SS,  unter; 
dtmit.  SffirtMriier  iMA  .eine  faiatnictiMi  Ikber  die  zwlMlieii  KatlMMcn'  and  Mlüht^ 
katliellkcBi.tfnaoiflitBdl«i  Aken  «1  die  finWaoMf«  aad:  aisaMre  iaytnis  eioialiea' 
a«;  taMa,  rMfi^M^;  Siead  4er,  «lurwardüeii.  KmalfiMllclikeK  diea  .MtHmm 


henNcMende^  Vaifahren  .inii^ht 

.  |.  i.  Um  der  .nildfn  und  väterlichen. Absiebt  ß'r.  jp^pd/fic^m  BeUi(fkcit 
bei  Ertheilunp  dieser  Instroclvon  zu  entsprecben,  werden  die  Seelsorger  nie- 
mals unterlassen,  ihren  Pfleg  empfohlenen ,  vor  Eingehung  einer  Ehe, 
voHt^mlik!h  abei^  ^ner  gemischten'/  den  schon  früher  gewöhnUchen, 
dhA'ch:  iOrokUcha  Terordnwt^en  ^ii^gSsdiriebei^n ,  IMigUmsunterriekt 
in>sei$i!em  S^i^^t^  l^nkfange  mu  ertheüen. 

ßel  diesem  Uaterrichte  sind  die  wahre  und  unverinderlirhe  Lehre  der  ksh 
tholischen  Kirche,  und  ihre  Satzangen  klar  und  grQndlicb  mit  pflichtmSssigero  und 
tielffgfn  lErnste  und  einer  zum  Herzen  dringenden  Wfirme  vorzutragen,  alles  Ge- 
bi^fte  inl*  PolWtaiSfhe  tAer  ist  sorgsam  zu  vermeMen. 

f.*^.'  Vetler  die  ProdaiDMkm  der  Ehe,  noch  die  Dlndssion,  noch  die 
faiioas^.^f5|5J!Henii  soU^.denJeirigfiD,  die  aicb  nach  vorglngisem  voUatAndigen  Reii- 
gio^ntf^richte  zu  einer  gemischten  Ehe.  entschlossen  erJkiAren,  we^en  Ver- 
schiedenheit des  religiösen  Belcenntnlsses  verweigert,  oder  an  Bedingnisse  gebun- 
den Werden.  '      ' 

••  ^.  9:  tteben  die  Brauilente  nebst  dem  unablnderHchrn  Willen,  eine  ge- 
nrifichteihe  ao  scbtletton,  noch  den  Batscblus  erklärt,  att^nius  dieser  Ehe  sa 
hoffenden  Kindern  eine  itadiolisebe,  Crcl^ung  zu  geben;  so  ooil  der  Seelsorger, 
n^ch  dem^  vermöge  Beilage. II,  {.  28.. der  Verfassungsurlcun^e,  Ihn  zustehenden 
Rechte,  die  dartkber  aurgenommenen  Ehepacten  oder  sonstigen  Vertrüge  entweder 
urschrlftlfch  oder  in  glaubhafter  Abschrift  aller  derjenigen  Stellen,  die  sich  auf 
die  ieliglOse  Erziehung  der  Kfnd^r  bezlelien,'alch  vorlegeh  losseh.  Ist  der  Bm- 
s^blo^s  der  Bnutleme,  in  Beireff  der  fcothollaclien  Eraiebang  ihrer  sdmiMlieheD 
Kinder,  hiedoroli  gJaebwQrdig  nocbgewiesen,  ao  Ist  «icli  die  Binaegnung  der  Ehe 
a^r  gleiche  Art,,  wie  bei  rein  katholischen  Ehen,  ebne  ADSiind  and  Anfrage  za 
gewähren,  und  lediglich  eine  .Abschrift  des  erwähnten  Vertrügs  quoad  passum 
cbncernentes  an  das  Ordinariat  einzuschicicen,  oder  zu  berichten,  dass  der  Pfarrer 
den  ie|;alen  Ehevertnig  in  Crschtifr  gelesen^  und  die  kaihoUscfre  Erziehung  aller 
zu  hoffenden. Kinder  darin  sUpoMit  goAiAden  habe. 

'  .  f«  4.  j|n  FAUep  aber,  wx)  .dfe  katholiadle  Erzieüang  aller  Kinder  zwar 
nicht  in,  den  Eiiepa^cn  stlpulirt^  oder  durch  andere  schriftliclie  Vertrige  zuge* 
sipbert  Ist,  jedoch  der  St*eIsorger  aus  der  nöheren  Kenntniss  der  Personen  und 
Verhältnisse,  oder  durch  glaubhaftes  ifersprechen  der  Brantpersonen,  dle'mbra- 
Ilsche^eewIjtsheU  eriHngt,  dass^  ndcii  Entfernung  gewisser  momentanen  ffhider- 
Büse,  die«  Verlabten  ans  elgeBcm  Antriebe  lo  XiUnf t  aUe  ihre  iQnder.ih  der 
katholischen  Religion  werden  erziehen  ^saen,  hal  der  SeelcKtrgerv  wenn  .die  Ein- 
segnung verlangt  wird,  sogleich  an  das  Ordinariat  unter  Anfllhrung  aller,  das 
Interesse  det  K^/iglon  und  den  Seelenzostand  des  betbelllgten  katholischen  Theils 
betreffenderi'fHtSIthisse,  umständlichen  Berietif  in  eMatten,  <atid  sicA  die  ober- 
hittlicke.  Wol8«Dg  Ober  daa  weliere^  Verfahren  in  frMeo,  ^ 

*  f.  5/  ^Mttcte  Brantirersoiieik  vet schtedener OMTeoaUpii  waOk  nach  cndii^ 
thnl  lüetllgMnf anterrkhCe  ihten  Balsebtass  Mdn  trUir«,'ihfe  Mtelitfchw  Kftider 
ndH»  ))ro(\»#MMlsnhen  BeHgtonsgrandsftftM»  zti  erzieheBv  «Qüd  deaaen*  lalgeachfet 
i^iangeii,Mhre  EUe  ?or  dem  Pfknrrer  deo  kaltartideheii  Thalia  lo  aehUcaaaoo  ao 
isi  diesem^  PftuMT '  oder  eetaem  Stdiltertreier  gestaltet,  ehier  solchea' Verehe- 
WMMi;  jedatB  AoMiiil  i^MnlMer  ^anwart  nid  nUt  AiaaitelBit  )adM  Icatba« 
liültJil^Kitdv^'in'ddr'MtwaMlatlraD,  «l>  weun-'^^tloa'dirtMDOlün  ahK»'«»' 
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l^irif  tieflUgteii  Zeiffeo  ftbe, .«»  4«aa  er  in  fieisci»  von  wenigstens  swei  andem. 
Zeugen  den  -Consens  der  Veriobten  za  vemebmen,  und  den  gOlUg  geschlossenen 
Ebecontract  seinem  Amte  gemäss  in  die  Matrtliel  der  Geehelichten  einzutragen  hat. 

S.  6.  Damit  Jedoch  der  fDr  gemischte  Ehen,  [yi  denen  entweder  nur  ein 
TtteU  der  Kinder  oder  gar  keines  derselben  eine  Itatholische  Erziehung  erbauen 
soll,  vorgeschriebene  Act,  bei  dem  Entgange  aller  liirchlichen  OeremoDien«  bin-* 
sic^t|icb.;iei)i^er  bo|ien  Bedent^amkeU  Hod ,  vollen  GQliigKeit  nicht  verkannt,  und 
drr  für  ein^  solchen  Act  gezieii|en|le  AnsUpd  beobachtet  werde,  bat  der  assi- 
sUrende  Seelsori^er  den. Zweck,  dann  ^le  Art  onu  Weise  seiner  mit  Genehmigung 
der  Kirche  zu  leistenden  prarrlichen  Assistenz  zu  erklären,  und,  soliald  die  Braut- 
personen %UT  JBekr&ftigung  ihres  gescblosse  en  EhebOndnisses  sich  wechselseilig 
die  Hflnde  gereicht  haben,  ihnen  mit  Ernst  und  WQrde  zu  bedeuten,  dass  ihre 
nunmehr  vor  Pfarrer  und  (vienigstens)  zwei  Zeugen  eingegangene  Ehe,  nach  den 
Bestimmungen  der  tridentloiscbeü»  allgemeUtep  Kirehenversammlung,  gCiltig  und 
unauflöslich  sei. 

Auch  dies^  Art  der  ehelichen  Tranui^  ist,  wenn  das  Brautpaar  es  ver- 
langt« in  der  Kirche  vorzunehmen,  und  der  assistirende  Seelsorgtr  bat  daAel 
Jederzeit  im' kirchlichen  Gewände  zu  erscbalD^n. 

S.  7.  l^el  den  Ausrufungen  wird  der  confessloueilen  Verschiedenheit  nie- 
mals Meidung  gemacht,  wohl  aber  ist  dieselbe  in  den  Ledigscheinen  und  bei  den 
Eintragen  in  die  Matrikel  der  Geeh^ lichten ,  so  wie  bei  d*'n  Auszikgen  aus  dieser, 
genau  anj^qroerkeai 

S.  8.  Die  ^orm.  des  Ledigscbeines  bei  Braotleaten  verscbiedf^ner  CanfeasUHi 
ist  jederzeit  folgende: 

Sponsalia  Intor  N.  N.  etc.  et  N.  N.  etc.  inUa  tribos  dlstinctis  .vicibna 

in  eccieaia  parochiall  «N.  denn&Mata  Ansse,  n^u^mfluc,  praeter  veiltum 

ecdesiae  ob  reljglonea^  roiitam,  impedlmenMim  canonicum  ex  parte  spensl 

(vel  spoBsae)  innotoisse,  iiteris  his  parocblaU  sigillo  munitis  et  propria 

manu  subseriptis  testor. 

ü.  die  •  .  mensis  •  .  anni. 

(L,  S.)  Nomen  parocbi. 

§.  9;  im  Allgemeinen  werden  die  Seelsorger  Unserer  DiOcese  sich  ange- 
l^Hen  sein  lassen,  b^im  AATentlicbAm,  wie  beim  Privatnnterricbie,  ihren  Pflegbefohle- 
aen  ,die  auf  diese  Eben  .siebi  beziehenden  GJaubenslebren  und  Gesetze  der  Kirche 
eben ^  klug  al^  QberMUg^nd,,  ohne  geb&ssiges  Uebermass  des  Eifers,  zu  Ge- 
müthe  m  nihren,.iiod  hiedorch  eine  feste  Anhänglichkeit  an  Ihre  ReUgion,  uqd 
Ttfiap  In  Bepbachtmig  ijbrer  Yorachr|ften  in  ihnen  zu  erzeugen. 

.  Afryer,  den^  21.  December  1835. 

t  Peier  BidMrz,  Bischof. 

In  diesem  Pastoral-Normativ  ist  es  nun  besonders  g.  2.,  der  die 
^eelsorgageisüicbkeit  in  Verlegenheit  brachte.  Dmm  im  Widerspruch 
mit  4er  oben.  mitgetheiUen  Verordnung  des  Bischofes  von  GhandeÜe 
Tom  98.  Apifl  1832  wird  hier  anf  einmal  ganz  unklar  nad  zweideutig 
erklaH;:  »Weder  die  Proclamation  der  Ehe,  noch  die  Dimission,  noch 
die  blosse  Assistenz  soll  denjenigen,  die  sich  nach  vorgängigem  voll- 
ständigen Beligionsunterrichte  zu  einer  gemischten  Ehe  entschlossen 
erUbrtm  wegen  Verschiedeoheit  des  xeligiöseQ  Bekeimtoisses  nenoet' 


2ßl  Zor  «es€feflBbM  itr^gcuMiMi  ttcnlb  •arfiftr 

^^  odef  an  Bediwgm89B  ffSbmdenr  wmkn'M  ''  IMier  könnten  in 

eftiem  so  wichtigen,  in  die  Praxis 'sd  tief  eingröJffentfön'ifurikte  die 
Anfrage  von  Seite  der  Seelsorgsgeistlicfieri  nicht  ausbleiben,  uud  an» 
r%  März  1836  sah  sich  das  bischöfliche  Ordinariat  Speyer  zn  folgcpidem 
Erlass  genötbigt : 

Anfraget^  Über  das  Pastor alnormaiiVf  die  ffemUchten' Efiefi  betreffend. 
Der  WschOflIchen  SteHe  fifnd  folgende  Annragen  Qbtfr  Einige  BestiBunnngen 
de»  Pastorslnomiativs  rom  21.  December  18fö,  die  geniisHiten  Eben  betreffend, 
znr  EntscheldDDg  vorgetragen  worden: 

1.  Ob  die  Bestimmungen  des  Pastoralnormativs  nur  als  Modiflcatlon  der 
biächMIdien  Verordnung  vom  t%,  April  1888  gleleben  Beirein  anzusehen  seien, 
In  der  Att,  dass  es  die  Prodamatlonen,  Ditfrisslott  vnd  imsslve  Assistenz  wohl 
gestatte,  aberzieht  gebiete,  oder  ob  die  gegebene 'iüstradbd  des  Pastoralnorma- 
tivs in  allen  Fällen  and  in  Jeder  Beziehung  streng  zu  befolgen  seif 

2.  Ob  Ober  die  kafhdiische  Erzfebung  sAmmrifcher  Kihdei'  auch  der  pro- 
eestafAtlsche  Branctheif  zn  vernehmen,  nnd  seine  Elnwlltlgutfg  Mchaus  nOtbig  sei, 
um  die  Ehe  kirchlich  einsegnen  zo  dflrfenf 

8;  Sioll,  wenn  die  Brautpersonen  auf  der  (irotestai^tlschen  Erz?ehang"slimmt- 
Üdier  Binder 'öder  anr  der  TbCiiting  iterselben  nadi  deiA  Oe^Hrtechte  blnslcbtAeh 
d^r  religiösen  Bifzlehnng  bestehen';  nnd  dte  kirebliche  Trationg  fordehi;  ihnen  der 
katholische  Pfarrer  erklären:  dass  er  zwar  ihre  Ehe  nicht  klfclilKih' einsegnen 
9Mt,  'übtT  doch  d^r  Ehe'  kSülstüM'  wolle;  «nd  sMI  ef ; '  wenh'  es  die- "briatleote 
verlangen,  auch  in  der  Wohnong  bei  einzugehenden  gemisehiim  Ehen  ts^sUren, 
otld  Im  g^hillldien  Oewande  attflretenf       -'''•' 

4.  'Wie  soll  sMh  der'  Pfarrer  bei*  Mner  sMcben  AssBt^  benebihbn,  um  die 
fieMfefseltige  EinwAIfgurtg  der  Brautteufe  zu  erfahren, '<Olme  auf  der  elneh  Seite 
ttk  einer  solchen  voil  der  KIrehe  missbinigten  Ehe  eioznwlrk^b,  tmd  auf  der  andern 
seine  priesterliche  WIkrde  zu  verletzen?  ' ' 

Die  auf  diese  Anft'agen  erfolgte  f^ntscheldung  ivM  ith  ^adistetaenden 
sammtlldien  PTarretn  und  Pfarrverwaltem  der  Diöcese  zu  allgiemeifier  Belebmng 
und  Darnachachmng  mltgeihi^ilt: "  <  

1.  Da  In  Gemlsshelt  der  plpstiiehen  ImlriieVion  vbilt'*l2.  $«|itetaiber  1881 
Ober  das  VerfAhren  bei  gemlschtHi  Eben  dosMObefbfrttlebe'F^a^roraSnottoativ  fm 
§.  '2.  misdrncklich  «esthnmtr  »dass  weder  die  Ph>oMWiatR>tien;  ^oicb  dl^  Binifs^on. 
noeh  die  blosse  Assistent  'wegen  Ver8Chiediinh€it''de$  ttfigiSseii  Bekennt- 
nUsea  verweigert ;  oder  ah  Bedingnisse  gebanddt  werden-'  sifH^i  '"so  ist  eben  da* 
durch  die  Verordnung  vom  22.  April  183ft^  Inwitferaetsiet.  dieie  MamoMMiialacte 
bei  gdniaciiteD  Ehen  mit  getheilter  oder  ganzlicher  akatbolischer  KIndererziehong 
untersagt  haite^  und  inwiefeme  sie  sonst  von  deno  neuesten  ^  auf  die  Inatraetio 
pontiflcia  vom  t2.  September  1684  basfilen  Normative  abweicht,  als  aufgehoben 
zu  betrachten,'  nadi  dem  als  bekannt 'voratlstdsetzenden'Gfiindsanser  £ex  posterior 
derogat  prtorli  Es  Ist  daher  nicht  dem  Ermessen  der  Pfaiter  anbefiigeMellt,  <>b 
sie  die  ProdatMtioneii,  dimiaskw  tnd.die  blosse  AssIstABi  In  ^zelneäFUien^g«* 
wAhren  wollen  oder  picht^  sondern  diese  Acte  sbijl  in  kei^m  Fial)e  nadi.yar- 
glngigem  Unterrichte  des  katholischen  Brautifaeiis  zu  versagen,  wenn  nicht  aiisser 
der  Verschiedenheit  des  Religionsbekenntnisses  andere  gesetzliche  Hindernisse  im 
Wege  stehen. 

2.  Veber  die  rellgilae  Eniiebung  der  «luder  aus  etfieii  «BaMiM  S^f 
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deren  Efos^nimg  foü  dem  katbolisdien  Pfttrrer  verlangt  wfrd,  fst,  wie  sidi  ver<- 
nOnftiscr  Welse  von  sdiMt  versteht,  and  Oberdies  aofb  ans  der  Im  S-  8-  mid  4. 
ddrcbfliii^  gelmncliten  MebilieitsuliI;  »Brantleotec  —  »Brantiiersonenc  hervor- 
gcbt,  adrb  die  WUJensmeiDnnff  des  protestantiscben  Tbeüs  za  vemebmen;  nnd 
seine  Ckmllligung  fn  die  kathollscbe  Ei^l^bang  der  sf mmtlidien  ans  dieser  Ebe 
xn  taoltaden  Kinder  ist  dorebaos  oMbig,  wenn  die  kircbliehe  EInsegnnng  dersel- 
ben Statt  finden  s«}l. 

8.  Wenn  die  Brantpersonen  verscbiedenen  Bekenntnisses  anf  der  prote- 
slantlseben  Erzlebnng  ibrer  simmtllcben  Kinder  bestehen,  oder  eriLÜren,  dass  die 
Kinder  dem  versebiedenen  reügHksen  Bekenntnisse  der  Eitern  folgen  sollen,  nnd 
die  katbolisebe  klrehHche  Einsegnung  ibrer  Eheverbindong  verlangen:  so  bat 
ihnen  der  kotboli^ebe  Pfarrer  zn  erOlfben,  dass  er  sie  zwar  nicht  nach  kirchlichem 
Ritns  einsegnen,  ]edoeb  ihnen  nach  ilver  Wahl  entweder  die  Dimissorailen,  oder 
die  Masse  Assistenz  ohne  kirebllebe  Ceremonie  nnd  ohne  den  Segen  der  Kirche 
gewahren  dOrfe.  In  der  Wohnwig  der  Brautleute  ist  Jedoch  die  Assistenz  nicht 
zu  leisten,  wenn  es  nicht  ein  dringender  Nolbfali,  z.  B.  gefährliche  Krankheit 
des  einen  Theiles,  erheischt.  Im  Pfarijianse  kann  aber  diese  Hatrimonlalasslstenz 
gesdiehen,  oder  wepn  es  die  betheiligten  Personen  verlangen,  gemiss  $.  6.  hi 
der  Kirche. 

Wird  wMer  seinen  Willen  der  Pfarrer  von  dem  Braotpaare  nüt  einer  Er*. 
klAmng  des  Eheconaenses  an  einem  unziemAcben  Orte  Oberraseht,  so  ist  der 
Fall  nach  den  allgemeinen  Normen  des  Concils  von  Trient,  nnd  nach  den  Dada- 
ratlones  Cardtnalium  concilU  interpretom  zn  beurfbellen  und  zu  behandeln. 

4.  Um  Ober  den  Eheconsens  von  Brautleuten,  die  sich  nicht  von  selbst  und 
aar  unzweideutige  Weise  Ober  denselben  erklären;  in's  Refeae  zu  kommen >  bleM 
dem  assiatirenden  Priester  keine  andere  Wahl,  aia  die  Brantlente  Ober  Ihren  Ehe^ 
consens  so  zu  fragen,  dass  eine  bestimmte  Erklärung  zu  erwarten  steht;  ge- 
schehe dieselbe  nun  mit  den  sonst  gebräuchlichen,  oder  andern  dem  Zwecke 
ehier  deutlichen  Erklärung  entsprechenden  Worten ;  und  man  siebt  nicht  ein,  wo- 
rin diese  Fragestellung  zu  einer  verbotenen  Ebe  mitwirken,  oder  die  WQrde  des 
assiatirenden  Pfhrrers  verletzen  sollte;  denn  a)  eine  Frage  Ober  den  Entsebloss 
einer  Person,  welche  die  Blähung  oder  Verneinung  dieses  EatseUosses  ganz 
dem  freien  Willen  des  Befugten  anheimstellt,  Involvirt  im  Falle  der  Bejahunf^ 
so  wenig  eine  Mitwirkung  zur  Bejahung,  als  im  Falle  der  Verneinung  eine  Mit* 
Wirkung  zur  Verneinung.  Somit  kann  im  gesetzten  Falle  die  Frage  des  Pfarrers 
an  die  Brautleute  ttber  Itaren  Entsebluss  In  Beziehung  auf  die  eheliche  Verbindung 
^  nitbt  ata  eine  Mitwtfkung  zu  einer  von  der  Kirche  missbilliglen  Verbindong  ange« 
sehen  werden;  taidem  das  Nein  eben  ao  gnl  als  das  Ja  auf  die  recht  geateUte 
Frage  paast  und  folgen  kann.  —  b)  Was  durch  die  Frage  des  Pfarrers  bewirkt 
wird,  ist  ledigücb  die  Hebung  des  Zweifels  Über  die  Willensmeinung  der  Braut- 
leute, und  die  Beseitigung  der  Gefahr,  dass  eine  ganz  nichtige  Ehe  geschlossen, 
und  von  den  Brautleuten  fOr  eine  kirchlieh  gfiltige  angesehen  werde.  Da  es  nun 
atoer  ebie  Hanptsorge  des  Conclla  von  Trient  war,  nnd  die  Sorge  Jed^  PCarrera 
aehi  mnas,  daas  soldie  zweifelhafte  und  nichtige  Ehen  verbotet  werdet:  so  Ist  ea 
ttieht  bloa  erlaubt,  sondern  Pflicht  fOr  den  Pfarrer,  jene  Brautleute«  die  nicht  von 
selbst  anfeine  unzweideutige  Weise  ihren  Consens  erklären,  in  ganz  bestimmter 
Weise  darOber  zu  befragen. 

üebrigens  wird  der  mit  Pastoralklugheit  ausgestattete!  den  Forderungen 
dts  Itormatmi'nacfadeinhende  Seetooflger  in  Befolgung  des  f.  B.,  wenn  er  die  iir< 
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und  Weise  seioer  mit  Geaebmigrimg  der  Kircbe  tu  leistenden  Assistenx  drUirt, 
die  beste  Gelegenfaeit  flnden,  dem  iMlhellscIien  TbeUe  noeli  einmal  in  oinsichtlger 
Kürze  and  einer  zu  Herzen  dringenden  Spracbe  den  Grand  des  versagten  ktrdh 
Hellen  Segens  sowohl,  als  die  Wichtigkeit  dieses  Segens  für  Eheteute  zn  GemQtbe 
zu  führen,  und  hieran  seine  Fragestellung  nach  Yerhiltnfss  der  UmaUlBde  ta 
einer  Weise  anzuknQpfen,  u^icbe,  ohne  den  akatholischen  Theil  zu  beleidigen, 
auch  Jeden  Schein  einer  Mitwirkung  zu  einem  Ja  beseitigen,  and  «ein  Gewissen 
vollkommen  beruhigen  kann. 

Speyer,  den  d.  Mirz  1836. 

Das  Ordinariat  des  Wsthum  Speyer. 

Miltenberger,  General vinnr. 

W^Jf,  geistL  Rath. 

Zu  diesem  Erlasse  des  Ordinarintes  einige  Benoerkungen. 

Auf  die  erste  Anfrage,  ob  das  PastoT»al-Normativ  die  Pröcla- 
mation,  Dimission  und  passive  Assistenz  wohl  gestatte,  aber  nicht  ge- 
biete, oder  06  die  gegehenc  Instruction  in  allen  "Tollen  und  in  jeder 
Beziehung  sireng  zu,  befolgen  sei^  erwiedert  das  bischöfL  Ordinariat: 
das  oberhirtliche  Pastoralnomiativ  bestimme  und  zwar  in  GemässhcU 
d^r  päpstlichen  InstruoHan  vom  12.  Septb.  1894.  aufweli^  eshasirt 
sd^  ausdrücklich :  »dass  weder  die  ProclamatiOn,  noch  Dimission,  noch 
die  blosse  Assistenz  wegen  Verschiedenheit  des  religiösen  Bekennt- 
nissös  verweigert,  oder  an  Bedingmsse  gebutiden  werden  seil  w    Es 
ist  daher  nicht  dem  Ermessen  der  Pfiamrer  anheimgestdlt,  ob  sie  die 
Proclamation,  Dimission  und  die  blosse  Assistenz  in  einzelnen  F&Ilen 
gewähren  wollen  oder  nicht ;  sondern  diese  Acte  sind  in  keinem  Falk 
nach  vorgängigem  Unterrichte  des  katholischen  Brauttheiles  zu  ver- 
sagen,€    Die  Instruction  des  Cardinais  Bernetti  sagt  aber :  »Wenn  in 
Folge  von  ZeU^^  Oris-  und  Persoiienr  Verhältnissen  dne  gemidchte  Ehe 
ohne  Gefahr  eines  grossem  üebels  und  Aergernieses  durohatis  nicht 
hintertrieben  werden  kann,  dann  erst  (Tunc  Sane  ad  graviora  damna 
et  scandala  praecavenda)  wird  man  abstehen  müssen,  den  katholischen 
Ehetheil  mit  namentlich  gegen  ihn  ausgesprochenen  Censuren  zu  be- 
legen, ja  man  wird  dulden  müssen,  dass  die  gewdhnliohen  Proelama^ 
tionen  gesdiehen,  jedoch  ohne  der  Religion  derjenigen  zu  erwähnen, 
die  heirathen  wollen,  sodann,  dass  über  die  geschehene  Proclamation 
die  Dimissorien  ausgestellt  werden,  in  welchen,  wenn  sonst  kein  tren- 
nendes Ehehindemiss  vorbanden  ist,  einzig  gesagt  w^^ird,  nichts  anderes 
als  das  vetitnm  ecclesiae  ob  impedimentam  mixtae  religioms  stehe 
der  Ehe  in  Wege,  nullo  prorsus  addito  verbo,  ex  quo  oonSensus  ant 
approbationis  vel  levis  suspicio  sit  oritura.    Femer  ftgt  die  päpstliche 
Instruction  bei :  »Quod  si  in  Ecclesiae  utilitatem  et  commune  anima- 
rum  bonum  cedere  posse  dignoscatur,  hujusmodi  nuptias,  quantnm 
übet  illicitas  et  vetitas«  coramparocho  caihoUeo  poUu9i  qqam  i^orftn^ 
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miiustro  hseretipo,  ad  quem  partes  fltcfle  confiigere  podsent,  celebrari ; 
hine  ipse  paroehus  eatholicus  äliusvc  saeerdos,  ejtis  vieens  agens^ 
poterit  iisdem  nuptiis  materiali  tantum  prcte$entia,  exduso  gp^ovis 
eceksiastii^  rüuj  adesse. 

Es  sind  also  schon  einige  ^Bedingnisse«  da,  wo  der  Pfarrer 
Proclamation,  Dimission  and  passive  Assistenz  verweigern  darf :  wenn 
nämlich  keine  graviara  damna  et  scandala  zn  befurchten  sind  oder 
ein  utilitas  et  bonnm  animarum  commune  zu  hoffen  ist.  Welches 
könnten  denn  aber  die  graviora  damna  et  scandala  sein,  wel^e  aus 
der  Yerweigerung  jener  Acte  noch  entstehen  möchten,  wenn  Brautleute 
einer  gemischten  Ehe  z.  B.  erklären,  dass  sie  (üle  Kinder  protestan- 
tisch werden  lassen  ?  Und  wo  ist  denn  da  Etwas  zum  Yortheil  der 
Kirche  und  zum  allgemeinen  Seelenheil  zu  hoffen,  wenn  der  Pfarrer 
einer  gemischten  Ehe  assistirt,  in  welcher  nicht  bk>s  die  Kinder  secun- 
dum  sexom,  sondern  alle  zusammen  protestantisch  werden?  und  doch 
ist  es  der  Sinn  des  bischöfl.  Normativ,  wie  aus  §.  3.  desselben  erhellt, 
dass  die  Pfarrer  auch  solchen  Ehen  assi^iren  müssen^  in  welchen  fest- 
gesetzt ist,  alle  Kinder  protestantisch  werden  zu  lassen.  Ja  noch 
mehr!  wie  wäre  es  dann,  wenn  der  Pfarrer  aus  der  Vericcigerung 
jener  Acte  eine  utilitas  eccles^ae  und  ein  bonum  animarum  commune 
voraussähe  P  Dies  aber  haben  wirklich  schon  viele  Pfarrer  erfahren 
und  können  es  bezeugen,  dass  die  Verweigerung  jener  Acte  besonderts 
an  Orteut  wo  nur  wenige  Protestanten  wohnen,  und  wo  es  noch  als 
grosse  Schande  gilt,  von  irgend  einem  Sacramente  oder  kirchlichen 
Acte  zurück  gewiesen  zu  werden,  ein  wirksames  Abschreckungsmittel 
gegen  gemischte  Ehen  ist  und  also  eine  utilitas  Ecclesiae  und  ein  bo* 
num  animarum  commune  nach  sich  zieht,  Gemäss  der  bischöflichen 
Bestimmung  aber  muss  der  Pfarrer  in  aUen  Fällen,  also  auch  in  sol- 
chen jene  Acte  gewähren ! !  Daher  ist  es  geradezu  unbegreiflich,  wie 
das  bischöfliche  Ordinariat  sagen  konnte,  das  Pastoralnormativ  sei  in 
OemässheU  der  päpstlichen  Instruction  und  auf  diese  basirt !  — . 

Nun  war  durch  die  Antwort  des  Ordinariates  auf  die  gestellten 
Anfragen  den  Seelsorgern  das  Pastoralnormativ  klar  und  sie  sahen 
eio,-  if  eldi  schweren  Schlag  durch  die  Instruction  ihre  bessere,  mit  so 
vieler  Arbeit  und  Mfihe  seit  zwei  Jahren  gemäss  der  päpstlichen  Ency- 
clica  eingeführte  Praxis  erlitten  hatte.  Daher  war  es  nicht  zu  ver- 
wundern, dass  eine  ernste  Seclanlation  gegen  das  Pastoralnormativ  von 
Seite  eines  grossen  TheUes  vom  Diöcesanclerus  erhoben  ward:  nur 
hätten,  sich  diese  Seelsorger  mit  ihrer  Beschwerde  nicht  nach  Speyer, 
^scpdern  ns^h.  Born  wanden  sollen,  und  die  Sackge  hätte  gewiss  einen 
segnsreiclmen  Er&lg  gehabt.    Die  VorsteUang  der  Pfiirrer  an  den 
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^fhoC  ist  «in  üitereasantes  üetenstfiek,  das  den  Sptyrer  DiAoesan* 
klel-;^8  »1  bleibender  Ehre  gereicht.  Daher  mOge  es  tnr  ^hre  dessel- 
ben hier  nebst  der  Antwort  des  Biachofes  mitgetheilt  werden. 

Das  Paatorälnormativ  vom  21,  December  1835  wegen  der  gemiadUen 

JKhcn  betreffend. 
Äc^tsehn   Pfarrer    des  Decaaais  ZweidrOf^en   baben   anternp   5.   pra«. 
IQ.  April  1.  J.,  eine  Yorstellunj^  Ober  das  Pastoralnormativ  vom  21.    December 
V.  J.,  die  §[eml5chten  Ehefi  betreffend,  bei  dem  Hocbv^'Ordigsten  Herrn  Bischöfe 
eiASereff^t,  welcher  ant^r  dem  Heutigen  noch  fDnftehn  Priester  des  Decanats 
PIrmaaeiia'  beigetreten  aiiuL    Pa  ans  verlAssigen  Indicien  hervorgeht,   dass  seit 
.geraamer.Xeit  auch  in, andern  Decaoaten  mn  Unterschriften  fQr  die  erwUinte 
Eingabe  geworben  ward,  so  wird  hiemit  sümoitlichen  Uerrn  Pfarrern   and  Pfarr- 
ver^Aesern  def  Diöcese  jene  Vorstellung  zur  Kenntniss^,  apd  die  darauf  ergangene 
Antwort  zur  Nacharbtang  mitgeibeilt,  und  ihnen  die  genaueste  Befolgung  aller 
Punkte  des  Normativs  neaerdiaiirs  eingesehirft. 
Speyer,  den  SO.  April  18S6. 
Aus  besonderem  Anltrage  des  HochwOrdigsten  Herrn  Bischofs; 

Miltenberger,  Gen^ralviear« 
Oeisaler,  geistl.  Raib  und  biscbOfl*  Secretfir. 

I 

A. 

Hochitürdigater  Bischof, 
GnSdigster  Herr! 

tnterihSnlgste  Vorstellung  der  Gelst- 
Hehkelt  d^s  Dekanats  Zweibrteken, 

nie  gehorsamst  unterzeichneten  POirr-Geistüchen  des  Capitels  Zwelbrficicen 
flapbtn  nur  eine  heilige  Pflicht  zu  erfDIlon,  weipi  sie  das,  was  in  Folge  eines 
oberhirllicheD  Erlasses  ihr  GemQtb  mit  Besorgniss  erfQUt,  Ihr  Gewissen  in  eiie 
peinliche  Lage  versetzt,  und  ihre  amtliche  Stellung  auf  eine  die  Consequenz  der 
Praxis  ihrer  Seits  und  das  Vertrauen  auf  Seiten  ihrer  Pfarrgemeinden  verletzende 
Weise  berfthrt,  mit  der  FreimQthIgkeit  und  Pietit,  wie  sie  Priestern  ihrem  Hoch- 
wOrdigsten  niöcesan- Vorstande  gegenfibor  zosteht,  diesem  zur  gnSdigsten  Berflck- 
slchtigang  and  oberh^Uchea  Entscheidung  vorzulegen, 

.  Das  Object  Ist  das  uns  jQogsthin  mitgetheiite  neue  PastoralnormatiT«  ^ 
gemischten  Ehen  betreffend.  Die  Bedenklichkeiten,  welche  wir  Ew.  btechAflicfaen 
Gnaden  nicht  vorenthalten  zu  dürfen  glauben,  weil  sie  utis  zu  gegründet  schei- 
nen, unser  Gewissen  und  das  Heil  der  uns  anvertrauten  Seelen  zu  nahe  berO)i- 
ren,  bestehen  darin,  dass  wir  theihveise  die  Bestimmungen  des  neuen  Pastorai- 
normativs  erstens  nicht  in  der  f Actischen  Nothwoidigkeit  begrQndet,  iweHeos 
dßQi  moralischen  Pflichtverbot  der  Cooperation  zni^  UnerUiubteD  dntgegeo,  drit- 
tens in  der  Praxis  nachlheilig  glauben. 

Wir  legen  eben  so  vertrauend  als  oflTenherzig  unsere  Gedanken  Ober  Jeden 
dieser  drei  Punkte  Ew.  bisch&flichen  Gnaden  vor. 

1.  Als  Grund  der  Modiflcation  des  päpstlichen  Erlasses  vom  27.  Hii  i^^ 
wlrid  in  der  Instruction  des  Cardinais  Bemetti  vom  12.  September  lSi4  ahf 
elM  desfallsfge  VorateNong  des  bayerischen  Episeopals  an  den  helligeh  Vater 
.aqgeteben;  .»caihoUca  religiio  ex  bac  ocaisione  acrlua  divotata,  BMlesiae  aacNri- 
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m^m  Mmmmm^mtmmni'^Vi^  piMtaips^  Mdo,  ihI^iiIinNuIi  tnnqiMNtit , 

feMMlonÜMolD  üMlnflfr  Artite  aMaalHli«  ^piiUaatti  AdeUntt  salds  t]iMM|U6  eitbo^ 

Uct  fldes  periclitaU  —  ils  praecipoe  in  protiiicitt  ,1  i|äadi  ^eoii»  Baitntee:  rtgii 

-Aiefiiiit  fftiÜaiictaa«  .IMi8:1MaUrd  apr  Atf  Saoke  toaibrtakt  alch  darioi;  dass  Leate, 

JW0l«IW:(Düht  ApfftoUaa^  «iB(^4  ^der  atoKaiäiMhift  «e'^nmisltw  llifsr  Kln*t 

«lipp«iKiVii>ln.4acitaOlHisaktD^aMeki|Din^9idt' fegen  dieplpadioliev  fb»  dci 

JMiäk#fca.'«KBi|iiiit9  ¥erfB8iit9*  «aai  -ftri  Mal  ilS^ft  erbobto,.  vteHctdit  rn»sai 

rUM^.dlfa'alpwlUkoMiimen  Anlass  ergrflfend^.dtn.KatMIdsiBds  nt  beMdeR); 

4«lB  «lien:tidcffeaiMl»'bBl|ti9ei  laam  fieisoti  AeriKktbe  dorebdrongefle  MliiMr 

^abfiiiMiaMiCkiioil^als lODfevIdentMtehi. den  othan  ior  der' besonnenen. Vehionft  \kh 

I        jwAM'lMIbollBlktaKfb'aBdafU.fanliridigl;  '^  daaa  Zeitkin^sbUttervidfa-fbre  niei* 

i        ,dtffifl«Mi9«i«iliabiulvxte..dcr  tV^magMinpItaBr  dnr.  Iiaiheliadieni  Klrcbe  i««l  dea 

)       drpilvIiMiBBnfClaR» 9MM% >diii^ die* Ldnitrompate  i|im  fanallscbeb  9opkfraien 

I        in  die  Welt  binaasgestossen,  dass  aber  katboliscber  Seits  die  krSftigen  Schliffe 

t       «MarüdaerDnAbgiitiettOilioiirttla^e  flpieseUbaUton^ien.  vot  den.  Aufftli  de^'  gerechten* 

ilMlilHifeitHMftnadhandeBM^anaabt;'  4^*  4i|8s  lin  .ded  tpemlaebfe»  Oemeindenfklib 

•i  dndi  MblfecbtcBiiKattwülian  gctgrem  pAllbcben  Zwanffv!  9^9^  Veo- 

BHiksflbritt  ^aus  dem  'Liebt»  der  Auf  MB  radg  in  die  Ndcbt  dcf  DuiMtf- 

.M^(geeaMiDpll;«da«»«ber:Alfc  gutlfn  eiflrigeii<  KJiboliken  6ifh^llpr.neto  lelwadig^n 

'BtMalcidslM  darrbgfcildMdeniftrtCt'!;der  i^jrcbt  erflreoet,  neaen  HadiMund  neue 

(doUiglici^teit  «ifditeelbp  gcwoDics»  uaid  daiB.seihBt  co&Beqiieni  denkende»  Fr^ 

M^tmäi^  ilet  fcai;Mlafiiea.  twdsa^tMalA  wmonnig'  anerkaDnl  Jiaben.     Dieser 

LIrai  dMieaia  llun^iZeit(  dle*l^rnrr^.  wehcbe'  vaa  allMi*  AagfUflnn  /bat  alMS'  u»> 

QBittaUnr.  fecaObii  wnrdaa,  UtiMt^  gefafstidap€esebrel.  Ober  alcb  hlngaHenv  ihatan 

rahig  und  sichern  Triltes  ihre  l*iUehl;*-««(iliid'8iehe.day  eai  «aid.stillri  «iid>Dle^ 

.Bdad «aralll  ■eftrijDdera.^.ils}  doiffH»a.ea  sein.    Bieeilebrt  mit  die  onmittel- 

.haaiie  Irfbhladgi   ..•/...," 

.  >¥an  GefUirdonr  dd>  SCaalesood  det  UlMitUclMn  Otdndng,  des  SeelettheliB 
ODdidca  ItiMialtsobeDdaobtiiar  haben:  wiPDiqMr  wahrgenommen«  Jeder  komnit 
iQ  aelwn  gweeke,.  wenn  «r  eine  gemlKbte  Ehe  eingehen  will,  dbn«  die  Bedhigh 
nlMe  der.kaihottwtaei  Kirche  an  ernMen.  Her  Urgemeister^  der  steh  nm  das 
ifilrchüdie  nicht  zai  kümmern  hat,  nnd  der  protestantiMhe  Pfairrer  aetaen  die  Be- 
•dbigdlsaa  zmr  Vollalehuiig  ind  GftlCigkeii;  det  Ehe  -^  ood  der  katholische  Pfhrrer 
hat  seinen  Gnmdaats  festgehalten,  ohne  Jemand  hhidetflieh  in  den  Weg  zu  treten. 
Die  gebanaaast  UBteReiehBcteii  sind  daher  der  Meinung,  dass,  dk  keine  der  im 
•Schreiben  dea  Cordinato  BemeiU  vdm  12,  Septbr.  1884  bezetehneten  Oefahrai, 
aa  weli'iliee  Eiiibmnig  reioht,  vorhanden  ist  «nd  verbanden  war«  ja  selbst  des 
faäehdeli'der  Bratastanfen  tdritnainit  Ist;  mithin  der  Grund'  and  die  misslichen 
VertMItDiaBei  aad  wekbe  aidi  die  im  genannten  Schreiben  gegebene  Modllkcaiion 
si Atzet  nnd  beschränkt,  gar  nicht  vorhanden  sind,  eo  ipso  aach  diese  Modiflealion 
Mrtil  nnr'M;'nti9tnleht:anweidbai<  sek,  sondeni  atfch  nicht  angeweiidet  werden 
dMe^i  wie  aMa  den;  Wortthi  der  Instroction  det  CardhMla  BtmeiH  'selber  ta.  ef- 
iMlItn  tebehite  CeleraiüSanctiaBimaa:  Dominos  nosterteheetenterdoleti  qood  ejna* 
taadf  teloraniiae  ifatio:  pro  Aepue  eafholiaae  cellgionit  ptofbaaioM  intlgnl  fheiit 
laieonda^^eaQatisdrae  eof«m  Eo«.  «ojoa  ocolls  onralanoda  et  aper  teil  aan^tproflasiof, 
ao  adicIndeB  teieiantUm:  ea  lantiim  de.eaasa  addaei,  seu  vciriaS' pertrahi,  ide 
'graileii'  ecdsMae  leeiholItae/Uncemmoda  ebvealant  elc.    ^  . 

2.    Es  Ist  ohne  Zweifel  stehender  Grundsatz  der  Kirehe;  dast  di¥  kathl»- 
iieclie«hiiw>«lne^bniieBUiettev  iidani*!«iidM/ide#  kitbdlisolie  rhett/sich  die 
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Sieibetl  sidiert  und  den  fNUen  ansspvMI,  alte  •»  einer  tüdwaBte  linwfe 
JieDden  Eioder  kathoüssh  zu  etxieben,  nlcbt  Mr  nicM  elnieirnMi,  •soatern  mMh 
Hiebt  prodamlren  und  dimittiren  dflrfe. 

Pias  VII.  sftgt  in  efstr  Bolle  vom  2ft.  April  1817:  ifuneris  tarnen  tni  ae 
ptrochorom  cathoOconun  erit,  nSttine  conjaglia  IstI»  aasfafer««  al^e  a»  omni  ho- 
jBsmod?  atiü  vos  absiinere,  onde  conjrcl  poasH,  eavoa  adprabar»,  ilUaire  altqat 
ffaüone  cooperaH,  Ad  öiArenmiti  negatiie  MrKem  circa  fUA  ws  bafteatia  apaitet, 

oiin  non  expediat,  post  opportDuas  er« Si  vero  aaibollai  parachl,  qiiod 

niinfme  timere  toHioids,  oojtipeUandir  ad  eemm  praeseitlani  mürlnmiHa  üfis 
praestandam,  Bccesse  eninbio  tose  eriftv  paatoraleni  xelom  «eaennl  «pmaef«, 
illisqae  fiigttiflcare,  boe  in  casu  esse  dao  padni,  ipiaai  boartMvk  oMUmMm. 
Bi  autem  ilf  matrimonlls  loca  parocbaraai  catiMlIeorimi  ministri  aeatboM  aarfstaM, 
«rmvina  quidem  ionc  erit  peecatnm;  rarocbl  adtem  catbaifct  onof  tirortna  cMpl 
vaeabnnt.  ',.•'./ 

Dnd  in  dem  apoatoKscben  Sehreiben' vam  t7/Mai"188t  tat  item:  ganta  be» 
fobten,  at  abstinerent  (EpiscapI  et  parocbi)  non  aalnm^a  iMtrimanio-ilpao  mt 
praesenkia  bonestando,  aed  eiiam  a  praemitteiidis  illits  celebraiioni  pradaiMliOil- 
bös  atgoe  a  dimissorialibas  lltteris  concedtindls.  Selbst  !n  der  hwlrnellan  -dcfe 
Cardinais  Bemetti  wb-d  dies  als  bleibende  Re^ptl  bieibebatten:  »Hoo  «fga  flsma, 
flrmum  imibotaaiqüe  esse  debet;  at  qnemadmodaai  eaibaUea  ecdesia  9k  nixiis 
Ulis  connoblis  semper  abbonraH  alqaa  ab.  omni  actu,  qoi  ttlonMi  adprobitiobea 
prae  se  ferfet,  semper  abstiauit,  Ita  dtfincepa  amnlbiia  Arehidpiaeopis,  Bpiacopis, 
parocbb  caeterisque  saeefdotibos  caram  aniniaraai  In  Bavariae  Beyno  etereeaU- 
bos  agendum  etit,  nt  et  easdem  nuptias  nuHa  poskiva  rationa  prbbnit,  attt  boo 
exprtesa  conaenan  lel  aacforiiate  conflrment  etr.a 

Dem  gemäss  ist  die  in  der  genannten  bistmcüon  gegebene  MbdWdatioo, 
dOnl(t  ans,  nur  fOr  den  Fall  der  unaosweicblicben  Notbwendigkeli  anwendbar, 
«eicbct  eintreten  kann,  wenn  dorcb  Uiiterlaasong  der  Prodamation  ond  der  dirfl* 
ber  aosztäteilenden  Bescfaelnigot«,  oder  durch  Verwefgerong  der  asalatentiA  mere 
pasSiva  die  beabsiebtigte  eheliche  Verbindung  an  sich  und  aberhattpt.n«Blg[lic<i 
genmcbt  wird,  oder  wenn  die  in  der  Instruction  des  Cardinais  Bemetti  von 
12.  September  1884  berabrten  Gefiafaren  vorbanden  sind.  Es  ist  abo  hier  v0 
vom  Falle  der  Not b wendigkeit  und  des  Zwanges  die  Rede,  nad  auch  in  diesen 
BoU  sich  der  Priester  als  Reprftsenlant  der  Kirche  passive  verhalten. 

Bieser  Fall  der  Notbwendigkeit  und  dea  Zwangea  ist  aber  in  nnsera  €<- 
meinden  nscbt  vorhanden.  Der  Civilstandsbcaiaie  voUeidHt  die  Pabücalion  aad 
den  blligerlicben  Act ,  und  der  pratestantlscba  Pfarrer  vollsieht  to  ghltlger  Weü^ 
die  Trauung,  ohne  den  Pmdamationascbeia  van  fcatholisaben  Pfariter  nur  Badiaf- 
nias  zu  machen,  und  ohne  dass  im  (MDentüchen  Leben  die  geringate  SMntfl 
<eintritr. 

In  Ermangdong  des  Casua  also  kann  daa  ihr  ihn  aBein  Vefstattate  keiae 
Anwendung  fliDfdenvl^icbwie  nach  der  canonfedien  Regel' die  ettlieMie  DiRP«^ 
nngORtg  ist,  wenn  die  Grflnde  dazn  erdiCbtet  sind.  Wir  atn#^  dabar  dar  ia<^ 
nicht  verwerflichen  Ueberzengong ,^  dass  etaie  dem  heBIgen  Stahle.-^  daa  Wür^ 
vrollan  wir  dabin  gtsteilt  sein  lassen  —  nbgenbtbigfe  Inasersle  Excaplion'iDr  den 
Bnsseraten  fall  nicht  zu  einer  ordentliche^  aBgemelnen  Regal  ür  «ile>FiUa  e^ 
•hoben  werden  kOnne,  was  ün  Begriff  md  tai  der  Abaicfat  etaar  aokihen*  Buc^l^* 
aahan  milenthalten  W^        .  .... 

'  .:    Wlr^balten  flafOr;  dei^  WBIe.  der  Klrahe  giete  dabifli«jilaaak  «wo  «a JNT  W' 
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■l^cli  teil  die  «He  DIscipHn  enfreebt  erbalten  werde;  dass  dies  aber  fn  ansem 
GeneindeB  mmM^lfeb  sei,  diese  Veberzeagong  können  wir  ans  nicbt  versebafflsn, 
und  dass  wir  dieselbe  Msber  aafredit  erbatten  baben,  dOrfte  wobi  als  Beweis  TOit 
das  ^enCbeM  angesebeD  werden. 

AJber  aBdi  geaeiil,  es  freie  der  Fall  der  assistentia  mere  passive  ein,  d.  b. 
es  €0«traUre  efn  geiiilaeMes  Brautpaar  vor  dem  Pfarrer  gegen  seinen  Willen  und 
ohne  s^ae  MttwlrfcMig  die  Cbe:  se  scbeint  es  uns  der  kaibollscben  Observanz, 
CondUaffbceebiaBsen  md  den  Entaebeidungen  des  belügen  Stuhles  entgegen,  dass 
der  Pftoter  diese  Assistenz  in  loeo  et  babitu  sacro  leisten  soll.  Wir  können  uns 
dasMa  aelbsa  Mf  die  von  den  Preussiseben  Blscböfen  erlassenen  Bnndschreiben 
btnrfSm,  weiehe,  ^  sie  aucb  in  Ibrer  Nacbgiebigkeit  am  Weitesten  gegangen 
aM,  dennodi  aasdrUeklieh  bemerken  zu  mOssen  glaubten,  dass  die  Assistenz 
DMit  in  taco  et  babitu  sarro  Statt  finden  soll.  Auch  scbeint  uns  bierdurcb  Ober 
die  ElgeBScIlaft  eines  neri  testis  quanileati  blnausgegangen,  von  der  enwungenen 
VoMteliang  gemlacbler  Eben  das  entferne,  was  geeignet  wfire,  viele  von  densel- 
ben abzoseiireckeB,  das  gewkbrt,  was  geeignet  wSre,  das  Gewissen  vieler  zu  be- 
aeliwlalitigeii,  und  endlldi  das  Heitigthum  und  das  priesterlicbe  Feierkleid  zur 
Sanetkm  dessen  gebraoebt,  was  dem  Katholiken  als  eine  VersQndigung  gegen 
Oaüt  und  seine  belüge  Kircbe  gelten  muss. 

S.  Wir  kommen  zum  dritten  und  wichtigsten  Punkte  unserer  gehorsamsten 
Vorstellung,  dass  nimllcb  die  Bestimmungen  des  Pastoralnormativs  tbeilweise  in 
d^r  Praiia  nachtbellig  wirken. 

Unterm  22.  April   183S  erging,  in  Folge  des  p&pstllcheo  Breve'a  vom 
27.  Mal  1832,  an  die  Pfarrgeistiicbkeit  des  Bbelnkreisea  ein  oberbirtllcbea  Nor- 
mativ in  Betreff  der  gemischten  Ehen,  worin  verboten  wird,  solchen  Verblnduogep, 
wenn  nicht  das  ernste  Versprechen  der  katholischen  Erziehung  aller  iünder  vor« 
ausgeht,  zu  assistlren,  sie  zu  proclamiren,  und  darttber  Dimissorien  auszustellen, 
ond  jeder  dieser  Acte  wird,  wie  uns  dOnkt,  wenigstens  consequenter  Weise,  ab 
onertaubt  und  söndhaft  bezeichnet.    Die  Pfarrer  fingen  an,  nach  dieser  Riebt-, 
scbnur  zu  bandeln,  und  Viele,  ein  öfl'entllch  durchgreifendes  Verfahren  dem  La- 
Viren  und  Indutgiren  vorziehend,  machten,  um  den  Vorwftnden  der  UnkeBOtvfaa 
Jener  VerfQgung  vorzubeugen,   und  das  Volk  mit  dieser  ungewohnten  Massregel 
sowohl  im  Allgemeinen,  als  auf  kOnftig  eintretende  FfiUe  bin  zu  versöhnen,  die- 
selbe ^on  der  Kanzel  herab  bekannt,  setzten  desfalls  die  allgemeine  Observanz 
der  Kirche  auseinander,  schilderten  die  bisherige  Praxis  im  Rheinkreise  als  eine 
durdi  Ungunst  bewegter  und  für  die  Religion  feindlicher  Zeiten  entstan^ne  Ab^ 
nornriUt,  legten  mit  aller  Wörme  in  Fredigten,  Katechesen,  so  wie  bei  einzeln 
alHi  ergebenden  Verheiratbungen  zwisrhen  Katholiken  und  Protestanten,  ihren 
Anvertrauten  den  katholischen  Grandsatz,  unter  Entwickelang  aller  Gründe  nn4 
Folgen,  ans  Herz,  und  handhabten  das  Wort  durch  die  That,  indem  sie  Assistent, 
Proelamatlon  und  Dimissorien,  wenn  nicht  die  von  der  Kirche  gebotenen  Beding- 
nisse  gesetzt  wurden,  verweigerten,  und  das  Gegentheil  als  eine  fQr  sie  uner- 
laubte sflndbafte  Handlung  bezeichneten,  die  Niemand  von  ihnen  fordern  dürfe, 
Auf  diese  Welse  kam  die  alte  Disciplln  in  Gang,  das  augenblickliche  Geschrei 
verstummte,  und  wenn  auch  einzelne  Brautpaare  sich  der  Forderung  des  katbo- 
liae^n  Pfarrers  nicht  fOgten,  so  waren  doch  im  Ganzen  die  Folgen  so  gut,  als 
man  sie  unter  den  Jetzigen  Verhiltnissen  erwarten  konnte;  Ja  es  Hess  sich  fDr 
die  zmmoft  von  der  sich  Immer  mehr  feststellenden  cbrist-katholischen  Gewoho- 
lialt  tmner  Beaaeres  erwarten. 
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i(ei»' Gxa^d  von  Kotb  und  GeMr  Mannt  isi,  das  Pfiftor«liMmn«llvvtwelfilio  Ew. 
l^Uicbioi^che  Gniidea  untefm  21.  Peceotiiier  1835  ertraica  babcib  Hadi  diesem 
Normativ  soll  nun  der  Pfarrer  weder  die  blosse  AssistesK/ n«eli  die  Proelanatlon, 
npcfi  4ie  Ausstellaog  des  PrDclajnaUonas^eli»  an  Jedingoiase  koA^en,  also  das, 
yitiß  W  0en  Augen  des  Volkes  dem  PCiurrer  vorbin  ala  oourtmibl  iin4  aBBdbaft 
verboten,  wi^s  kein  Pfarrer  tbun  durfte,  obne  «eine  AmtapOiiM  aa-btfCiaMobligen 
und  sieb  vor  den  Augen  des  katboUscbea  Volkes  als  eiAes  giaat>e»aaabwifhcn 
gleicl^ÜUigen  Priester  %u  qualifldren,  dass  soll  er  Jetzi  vm*.densAi«en  ^fsstlben 
Volkes  als  durcb  iPflicbl  des  Geborsams  geboten  anerkenaiHii«nd  voHAbren! 
Vorher  war  es  dur/ch  die  Gesetze  der  KircbO:  verboiea,  zu  predamifeB  4iqA  n  di- 
miftlren  —  und  das  hat  er  den  Leuten  gesagt  und  gefffiedtgt  —  jelsU  ist  es  Ibai 
durch  höhere  kirchliche  Ordre  befohlen,  dies  zu  ibon,  wann  die  Leat<»  iMS  kiith* 
liehe  Gesetz  nicht  achten  wollen,  und  das  nuss  er  den  Leuten  wieder  sagen  mid 
predigen.  Ein  solches  Schwanken  der  Praxis  und  GrondsUie  in, einer  so  bisb- 
vvichtigen ,  in  das  Leben  des  Kafbolicismus  so  tief  eingrejCenden  Sacbe«-  itee  so 
ectatante  Retcäction  einer  früher  so  bestimmt  uid  felerlicb  ao^eefsproolieiien  ond 
streng  gebandhabteij  Norm  mas^«  scheint  uns«  den  ßlAubigen  zum  §ni88cn  Aaaiass 
werden,  den  Klerus  um  einen  grossen  Xbeil  des  Vertrauens  usd  4er  Aektong, 
dei;  Lebensbedingungen  seiner  .WlrksaQikelt  bringen,  die  GeistUcbfi^r  welehe  bis- 
her ilarnacU. gelehrt  und  gehandelt,  die  Behörden,  jpacb  deren  Weisang  sie  es 
^^tban,  und  die  Kiirche  selbst,  worin  dergleichen  UebersprOnge  von  eineoi  fiegen- 
tbeil  zum  andern  vorkommen,  compromittiren  ond  discredJtbreiL  Wir  gestehen, 
ÜAi  ii^ir^ketn  Mittel  wissen,  den  sich  hier  ergebenden  Widerspruch  vor  den  Augen 
des  Vdlkes  vemtihftilg  zu  machen,  und  so  den  Verdacht  der  WiUkOr  und  der 
Otnmhatzlosigkeft  von  uns,  den  kirchlichen  Oberbehörden  und  der  Kircbe  selbst 
fll)tdWSizetit  ' 

'  Von  Üet  aissistentiamere  passivA  haben  die  I«eute  keinen  Beg^iir  und  keine 
Abtiabg;  ioll  diese  praktisch  werden:  so  mOsste  der  Pfarrer  selbst. die  Leute  on- 
terrfeht^n,  ivie  sie  e^  tu  machen  haben,  um  ihren  UogehQrsam  gegen  die  iürcbe, 
uüy  (Übe  fOrsie  sflndhafte  Handlung  auszufnhren.  Allein  dieser  fall  ist  nie  zo 
MAMilt^n.'  me  Widerstrebenden  treten  vor  den  protestantischen  Pfarrer,  und 
liisaen  aiefa  dori'ttaueh,  wo  sie  Ihre  Verehelichung  ohne  verdemQtbigeadeo  Act 
vblltietien  kbnneö. 

^  "  Es  scheint  utls  demnach ,  dass  die  Anweisung  zur  assistentia  mere  passiva 
bei  uns  kein«  flBctlscbe  Unterlage,  und  darum  auch  keinen  praktischen  Zweck 
hllbel'  Ja  sl(  könnte  vielmehr,  sofern  sie. in  die  Praxis  Qberginge,  die  Folge  ba« 
ben;  dä^  sidi  'Bt-autleate  bei  Jedem  kirchlichen,  bOrgerlicben  oder  Famillea-ttn« 
äetfAssef,  das  ihren  Absichten  vorschiebend  in  den  Weg  sirb  stellte,  vor  den 
^fbrr^  selbst" traueten,  am  zusammen  zc^  kommen, 

'*'''  pie  in  den  jetzigen  Verhfiltnissen  nachtbeiUgste  Weisung  de»  NomoliTS  ift 
abef  dfe,  dass  jedenfalls  proclamirt  und  der  Proclamittionsscbein  in.  der  vorge- 
silbri^berien  Form  an  den  protestantischen  Pfarrer  ausgestellt  werden  solK  W 
Viersagat)g  der  'Proclamation  betrachteten  dietLeute  bisher  als  eine  Strafe,  wenig* 
itens  als  den  öfTentlich  beschämenden  Aiiisdnuk  der  Missbilligung  der  Kbrsbe,  und 
wo  die  katholische  Religion  noch  im  Herzen  haftete ,  trugr  dies  nicht  wenig  daso 
bei,  die  Brautleute  zum  Gehorsam  gegen  die  Kirche  zu  besiinBen;  oft  gaben 
Kathnrncen  lieber  die  projectirte  Verbindung  auf.  Nun  soll  zwar  der  ksltaott^cb^ 
Ffiari-^r  äie  den  Forderungen  der  Kirche  Widerstrebenden  belebren,  daastiide  ^ 

%  • 
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g^en  Gott  nnd  4le  Kireb«  vcMB^Hgen«  woOmti^  «fe  jteneii  Fovderansen  oMit  nach« 
kommen^  luglckä  tl>fr'floli  er  dnrcb  die  Proclaouition  mitwirken«  wenn  sie  Ibr 
Vorbaben  dennocb  aosfObren  woilen.  Was  andtn  werden  die  Leute,  aaeb  bei 
aller  Versidiening  des  Gegentbeils,  daraas  sebUessen,  als  dass  es  wü  den  For* 
deningen  der  katboUscben  Klrcbe  desfalls  nicbt  so  streng  xn  nebnea,  oder  dasa 
diese  nidit  gar  sdir  begrOndel  seien?  —  dass  der  Pfarrer  entweder  voiter  Un- 
recbt  tbat,  da  er  nicbl  proclaoürte,  indem  dies  docb  erlanbt  sei,  oder  dam  er 
letzt  Unrecbt  tbne,  da  er  proclamlrt,  weil  dies  vieiiekbt  docb  naeftattU  aeif  -^ 
dass  mitbin  Qberbaopt  die  Lebren  des  Priesters  nicbt  dorcbweg  den  vollen  Glan- 
ben  verdienen  mögen T  —  Dies«  dlnkt  ans,  mnss  die  Folge  sein,  wenn  der  des- 
fiülsigen  Bestimmong  des  Normativs  nacbgefcommen  werden  mqss ,  —  abgeseben 
davon,  dass  solebe  Proclamationei^  in  der  Regel,  wie  wir  nacbgewiesen  baben,  als 
CooperaüOD  nntersagt  sind,  und  dass  sie  in  der  Praxis  nie  dasa  dienen,  ein  Hin« 
demiss  so  entdecken,  fQrwelcbes,  wenn  es  aacb  entdeckt  wOrde,  dodi  keine 
Dispense  ertbeilt  werden  konnte,  weil  es  wieder  Gmndsats  der  Kircbe  ist,  Dis- 
pense nor  nnter  der  Bedingniss  za  ertbeilen,  wenn  alle  Kinder  ans  der  elnzage- 
benden  Ebe  katboliscb  erzogen  werden. 

Was  den  Prociamationsscbein ,  nnd  namentllcb  die  Form  des  fan  Normativ 
vorgescbriebenen,  betrifft:  so  mosa  es  den  katboliscben  Pterer  vor  dem  pro- 
tesiantlscben  in  ein  beschämendes  Licht  stellen,  wenn  diesem  Jetzt  aaf  einmal 
der  Prodamationsscbebi  wieder  znr  Hand  gegeben  wird,  nachdem  er  lange  ohne 
denselben  getraoet  bat,  weil  man  katholischer  Seits  diese  Aossfellang  als  einen 
nach  den  Gesetzen  der  katholischen  Kirche  verbotenen  nnd  anerlaabten  Act  er* 
kiart  hatte. 

Ja  es  wird  selbst  an  Spötteleien  nicbt  fehlen,  wenn  der  katholische  Pfsfver 
erkllrt,  es  sei  kein  Unpediment  vorhandoi,  als  das  Verbot  der  Kirche  wegen  ge- 
mischter Religion,  nachdem  der  protestantische  Pfarrer  weder  die  kirchüchen 
Impedimente,  noch  das  kirchliche  Verbot  wegen  gemischter  Religion  antfkonnt; 
ond  sich  ohnebin  allzeit  praktisch  darüber  hinweggesetzt  hat.  Wie  soll  der  ka- 
tholische Pfarrer  der  spöttischen  FreondUchkeit  des  protestantisehen  begegnen, 
nnd  auf  scopüsche  Fragen,  die  desfalls  an  ihn  gesteUt  werden,  antworten? 

Wir  glaaben  hiermit  den  praktischen  Nachtbeil  der  berOhrten  BesUmmna* 
gen  nachgewiesen  za  baben.  Der  Pterer,  welcher  die  Mhem  Bestlmmangen 
tren,  gewissenhaft,  nnd  mit  aller  Standhaftigkeit  handhabte,  ist  nnn  in  die  trau- 
rigste, beschämendste  Lage  versetzt;  die  guten  l^atfaoliken  ergreift  ein  ongliu- 
biges  Staunen,  nnd  den  Protestanten  und  leichtsinnigen  Katholiken.  Ist  nicht  mir 
Gelegenheit  zu  Witzeleien  gegeben,  sondern  auch  jiicht  einmal  GenAge  gethm. 
Denn  diese  wollen  IndiflTerentismus.  Wir  fügen  als  Erfkhmng  hinzu,  dass  nach 
strenger  DorchfObrong  der  Mheren  Bestimmungen  nnd  fortgesetzter  Belehrung 
hierober,  manche  gemischte  Familie  alle  ihre  Kinder  ebenfalls  katholisch  werden 
Hess,  obgleich  Ihre  Ehe  ohne  Vertrag  und  Verabredung  geschlossen  war,  nnd  die 
Kinder  nach  dem  Geschleehte  gethellt  werden  sollten.  Jetzt,  wenn  das  neueste 
Normativ  bekannt  wird,  möchte  wohl  das  Gegentbeil  geschehen,  und  mithin  die 
Früchte  der  bisherigen  Bemühungen  der  Seelsorger  zum  Theil  verloren  sein. 

Indem  wir  nnn  Ew.  bIsehOfliche  Gnaden  um  goldige  Berücksicbtigai«  un- 
serer, dünkt  uns,  nicht  ungegrflndeten  Bedenkllcbkeiten  demüthig  bitten,  betheuem 
wir  vor  Gott,  seiner  heiligen  Kirche  nnd  unserm  Gewissen,'  dass  wir,  nur  getrie- 
ben vom  Geiste  des  Gehorsams  gegen  sie,  aus  welcher  alle  Pflicht  und  aller  Ge» 
horsam  gegen  unsere  Voj^esetzten  fliesst,  nur  znr  Wahrung  des  Heils  der  mm 
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•ilTeitnniten  Seelei),  dfese  gehortam^e  RemonsCratlon  ehrfbreht^oll  fti  die  Hlnde 
mtoers  Hoclmfirdlgsten  Oberhirten,  den  wir,  obgleich  nnsem  Angen  noeb  unbe- 
kannt, doch  allgemein  boebgesebfitst  nnd  verehrt  dnrch  den  Rahm  der  Clelehr- 
samkeit,  wie  des  heiligsten  Eifers  für  Gott  nnd  seine  Kirche,  mit  der  innigsten 
Freade  ond  höchsten  Begeisterung  begrOsst  haben,  niederlegen. 

Wir  bitten  Ew.  bischöflichen  Gnaden,  Hochdieselben  wollen  in  rbrer  Weis* 
taeit  and  Liebe  unsere  Lage  gnftdig  cti  Herzen  nehmen,  nnd  geharren  mit  der  nn- 
geheoohetteD  Versicherung  unserer  tiefesten  Ehrfurcht  nnd  des  pfliclits'fhnldigen 
Gehorsams 

Siv,  bischöfiichen  Gnaden 

tren  gehorsamste  Pfarrer  des  1>ecanats  ZwelbrOcken: 

Sif,  Fertig,  Gros,  Haffher,  Hönning,  Klee,  Pfeiffer,  Mde,  Rigaur, 

RemUnger,  Schann^,  L.  Schmitt,  Schröder,  Stabel,  Tafel,  J.  P.  Wack, 

Weinschenk. 
Decanat  ZwelbrOcken,  den  Sl.  MSrz  1886. 

Für  die  Richtigkeit  der  Abschrirt  J.  Pfeiffer,  Decan. 

B. 

Att  den  Herrn  Decbant  des  Decanals  ZwelbrOcken,  Pfisnrer  Pfeiffer  in 
St.  Ingbert. 

Hochwibrdiger  Herr  Deehant! 

Was  ich  aaf  die  ton  Ihnen  nnd  siebzehn  andern  Ffirrem  des  Decanats 
ZWeibrhcken  unter'm  5.  1.  M.  an  mich  gerichtete  and  nntefm  10.  empfangene 
Vorstellnng  sine  rubro  zu  erwiedern  finde,  wollen  Sie  aas  Nachfolgendem  ent- 
nehmen : 

Meine  lieben  hochwürdigen  Herren! 

Seit  Iftnger  Zeit  war  mir  bekannt,  dass  Sie  sich  vielfUtIg  mit  meinem  Pa- 
storalnormati?,  die  gemischten  Ehen  betrefflend,  beschäftigten,  and  eine  Ein- 
gabe vorbereiteten,  mKtelst  welcher  Sie  mir  verschiedene  Bedenkllchkeiten  Ober 
oder  vielmehr  gegen  Jenes  Normativ  vortragen  wollten,' and  fOr  welche  auch  in 
benachbarten  Becanaten  am  Theilnahme  geworben  wurde.  Die  mehrfach  wieder- 
holte Nachricht  hat  nicht  getSascht.  Ihre  Eingabe  liegt  vor  mir,  und  dreht  sieb 
um  diese  drei  Bedenklichkeiten: 

1.  dass  Sie  theilweise  die  Bestimmungen  des  neuen  Normativs  nicht  in  der  fäc- 
tischen  Nothwendigkeit  begrOndet, 

2.  dem  moralischen  Pflichlverbote  der  Cooperation  zum  Unerlaubten  entgegen, 
S.  der  Praxis  nachtheiltg  glauben. 

Ihre  Bedenklichkeiten  betreifen  durchgängig  nicht  die  Art  des  Vollzugs,  der 
Ihnen  obliegt,  sondern  lediglich  die  Zulässigkeit  des  Normativs,  deren  Beartbei' 
Itmg  unter  strenger  aber  auch  alleiniger  Verantwortlichkeit  gegen  Gott  und  gegen 
das  höchste  Oberhaupt  der  Kirche  zu  den  Pflichten  meines  Amtes  gehört,  leb 
konnte  daher  —  und  sollte  vielleicht  —  Ihnen  lediglich  antworten,  dass  es  meine 
und  meines  Ordinariats  Sorge  und  Gewohnheit  sei,  voraus  zu  überlegen,  welche 
Bedenken  irgend  einer  normativen  VerfOgung  in  den  Weg  treten  könnten,  und 
obgleidi  gegrOndete  Bedenklichkeiten  erfahrner  Pfarrer  neben  dem  Schatze  von 
Erfahrung  und  Einsicht,  den  mein  Ordinariat  mir  darbietet,  mir  Jederzeit  ^^^ 
kommen  sind,  nnd  der  BerQcksichtigung  nie  ermangeln  werden,  ich  dennoeb  in 
Ihrer  Vorstellung  nichts  fand,  was,  genauer  besehen,  mich  zu  Irgend  einer  Aen- 
derung  meines  Normativs  bewegen  könnte.    Allein  in  der  Erwägung,  dass  einer- 


Erlass  des  Bisckolli  ftt^i  R^tMorz  von  Speyer  v.  sa  Apill  1 886.  ^37 

^  «fite  4ie9e  amflicke  KOne,  da  wir  uns  noeb  nicbt  nUer  kenoen,  der  MisideotQiig 
aoageseUt  wAre,  anderseits  einige  in  Ibre  BewelsfQIinuig  eingeschUchene  nad 
derselben  zu  Grunde  gelegte  IrrtbOmer  zor  VerbQtnng  nacblbeüiger  Folgen  Be- 
leitfbtong  verlangen,  will  icb  aiMnahtnweUe  fOr  diesmal  in  eine  genauere 
Erörterung  Ibrer  Ansiebten  und  BeweisgrQode  elogeben. 

Nacb  den  oben  bezeicbneten  drei  Hauptpunkten  Ibrer  Eingabe  scheiden  Sie 
ancb  die  ganze  Abbandiang  in  drei  Haupttbeile«  ebne  jedoeb  diese  Abtbeüoi« 
mit  Jener  logiseben  ScbSrfe  einzubauen,  deren  Vemaebllisigungan  dem  TbeoI«g«i 
wie  an  dem  Pfleger  Jeder  andern  Wissenscbaft  unausbleiblich  sieb  riebt.  So 
sucbi  man  in  der  ersten  Abtbeilung,  welche  beweisen  sollte,  dass  th€ilu>ei9e 
die  Bestimmungen  des  neuen  Pastoralnormativs  nicht  in  der  factiscben  Notbwen- 
digkeii  begründet  seien,  umsonst  die  Bezeichnung  deijenlgen  Bestimmungen  das 
Normativs,  welche  Sie  meinten;  und  wSbrend  man  im  zweiten  Tbeile  der  Be- 
grOndung  Ibrer  zweiten  Bedenklicbkeit  harrt ,  siebt  man  sich  plötzlich  wieder  in 
das  Gebiet  der  ersten  zurOckgefQbrt.  Wir  wollen  uns  nicht  irre  machen  lassen 
durch  diese  Wirbel  einer  lebhaften  AusfQhrang,  sondern,  der  Ordnung  Ihrer  drei 
Einw&nde  folgend,  mit  ruhigem  Ueberblicke  zusammenfassen,  was  zusammen  gehört. 
Den  ersten  Ihrer  Einwände  soeben  Sie  in  dieser  Weise  zu  begründen: 
Die  p&pstUche  Instruction  vom  12.  September  1834  (welche  Sie  sehr  mit  Unrecht, 
aber,  wie  es  scheint,  nicht  ohne  Absicht,  durchgängig  eine  Instruction  des  Car- 
dinais Bemetti  nennen)  indulgire  gewisse  Modificationen  des  pftpstüchen  Erlasses 
vom  27.  Biai  1832,  namentlich  die  Proclamation ,  die  Dimlssion  und  die  passive 
Assistenz  bei  Einleitung  und  Schliessung  gemischter  Ehen,  bei  welchen  die  katho- 
lische Erziehung  sämmtiicher  Kinder  nicht  zugesagt  whrd,  nur  für  den  FaU 
der  Noth,  nämlich  fOr  den  Fall,  wo  die  öffentliche  Ordnung,  die  Ruhe  der  Völker, 
die  Sicherheit  des  Klerus  oder  das  Seelenbeil  der  Gläubigen  bei  Verweigerung  der 
erwähnten  lodulgenzen  in  Gefahr  wäre;  eine  solche  Gefahr  aber,  sagen  Sie,  be- 
stehe im  Rheinkreise  vermöge  seiner  eigenthflmlichen  Institution  der  Civiiehe  nir- 
gends und  in  keinem  Falle;  folglich  sei  im  Rheinkreise  der  Fall  gar  nicht  vor- 
handen, wo  von  den  gedachten  Indulgenzen  Gebrauch  gemacht  werden  dOrfe, 
und  um  so  weniger  sei  es  zulässig,  diesen  Gebrauch  so  allgemein  zu  machen, 
als  es  im  S.  2.  meines  Pastoraloormativs  vom  21.December  1835  vorgeschrieben  sei. 

So  wenig  icb  gegen  den  Obersatz  Ihres  Beweises  zu  erinnern  finde,  so 
unbegreiflich  ist  mir  die  arge  Verblendung,  die  der  Untersatz  in  sich  schliesst, 
und  Ihre  VorsteUuog  entwickelt.  Mag  es  sein,  dass  im  Rbeinkrelse  die  öfTeBttiche 
Ordnung,  die  Ruhe  des  Volkes,  die  Sicherheit  des  Klerus  durch  Verweigerung  der 
pfarriicfaen  Ausrufungen,  der  Dimissorien  und  der  Assistenz  niemals  bedroht  war. 
Ich  habe  flreilidi  ActenstOcke  gelesen,  und  Aeusserungen  gehört,  die  damit  nichl 
ganz  Oberelnatimmen;  icb  habe  aus  dem  Munde  wQrdiger  Männer  viel  von  Klagen 
der  Geistlichkeit  Ober  das  Normativ  von  1832  gehört,  und  von  dnern  sehr  tittf 
ven,  nichts  weniger  als  furchtsamen  Pfarrer  liegt  vor  mir  aus  dem  Jahre.  1838 
die  Anzeige,  dass  man  ihn  von  allen  Seiten  warne  vor  ebnem  verwegenen  Men- 
schen, der  ihn  wegen  verweigerter  ProcUmation  und  Assistenz'  mit  dem  Tode 
bedroht  habe.  Doch  dergleichen  ättaserste  FäUe  waren  wohl  nur,  selten,  und  icb 
will  es  nicht  tadeln,  wenn  Sie  dieselben  kannten,  und  nicht  zu  kennten  schienen. 
Bin  Anderes  ist*s  mit  den  Gefabren  für  das  Seelenheil  der  Gläubigen,  deren  tb- 
siciUlicbe  Ignorirnng  von  Seite  desGelsaiehen  nicht  Grossmutb,  sondern  Pflidib- 
vt^rgeaseBbeit  wäre.  Und  hier  Ist  der  Punkt,  wo  unsere.  Ansichten  in  diametralem 
Gegensätze.  atelieiL    Sie  sagen:  »Von  Gefihidung  des SeelehbeHsc  (duieb 
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Terwelgenniir  der  kirehücben  Prodamatfon,  der  Dinission  nnd  der  AsMeia  bei 
gemlsditen  Ehen)  »haben  wir  nichts  wahrgenoninien.€  leh  sage:  Die  GeKhrdmis 
des  Seelenhefls  dorch  die  gedachte  Weigenmg  findet  im  Blsthome  Speyer  ättge- 
mHn  nnd  auf  die  attgenfäUigste  Weise  und  in  einem  Grade  statt,  wie  in 
kehiem  andern  BIsthnme  des  KSnlgrefchs  Bayern;  nnd  es  ist  nicht  das  Brgeboiss 
nnwrikrer  Berichte,  wie  Sie  zienBch  nnzart  ta  erkennen  geben,  sondern  der  rieb- 
tigiten  Anirtosnng  der  Yertiiltnisse,  wenn  der  bellige  ?ater  an  die  ErzMschftfe 
nnd  Bisehore  der  acht  KIrdien  Bayerns  sebreiben  lisst:  cathaBca  reffglo  ex  bac 

accaaslone  acrhis  divexata, spiritnalis  fldelinni  salas  ipsaqne  cathoDea  Ödes 

pcriditala  —  iis  praecipue  in  provindis,  quae  recens  Bavtiriae  regno 
ftierwnt  adjeciae.  Anf  weldier  Seite  die  Wahrheit  Ist,  whil  Minnem,  weiche 
grOsstentbeils  im  Rheinkreise  geboren  sind,  welche  dessen  Institutionen  kennen, 
welche  die  bleher  beziehlichen  Institutionen  selbst  angefOhrt  haben ,  leicht  be- 
greiflich zo  madien  sein,  wenn  sie  Tomrtheilslos  die  Sache  betrachten. 

Im  Rheinkreise,  dessen  katholische  BevOIkertmg  das  Bistham  Speyer  bildet, 
fordert  bekanntlich  das  bQrgerlicbe  Gesetz  von  Personen,  die  sich  ehelich  ver- 
binden wollen,  ohne  alle  ROcksicht  anf  religiöse  Verhaltnisse  nur  die  sogenannte 
CiTÜehe,  nnd  ist,  wie  meine  Herren  Pfarrer  oft  beklagen,  selbst  gegen  nnaatori* 
sirte  COncnbinate  sehr  nachsiditig.    Wenn  daher  im  Rheinkreise  zwei  Personen 
Tersdiiedener  Confteion,  welche  sich  zn  ehelichen  fest  entschlossen,  aber  zur  Za- 
Sicherung  der  katholisdien  Erziehung  alier  ihrer  zu  hoffenden  Kinder  nicht  zn 
vermögen  sind,  und  dennoch  die  Assistenz  des  katholL^^cben  Pfarrers  znr  Ab- 
Schliessung  einer  kirchlich  gQltIgen  Ehe  verlangen,  mit  diesem  Verlangen  abge- 
wiesen werden:  so  entsteht  aus  dieser  Abweisung  fQr*s  erste  die  nSchste  und 
hOdiste  Gefahr,  dass  die  abgewiesenen  Brautleute  sich  mit  der  sogenannten  bOr- 
gerüchen  Ehe  begnflgen,  welche  die  Kirche  als  nichtig  ansieht,  und  als  Con- 
euMnat  rerabscheut.    Diese  so  augenfiilige  Gefahr  für  das  Seelenheil  der  GISo- 
bigen,  gegen  welche  die  Kirche  nur  auf  ihre  Mittel  zurQckgewiesen  ist,  bestebt, 
was  das  Kdnigreidi  Bayern  angeht,  nur  im  Rheinkreise,  besteht  hier  in  anbe- 
schrlnkter,  fhrchtbarer  Ausdehnung  besteht  nur  vermöge  yener  eigenthüm- 
liehen  Gesetzgebung  des  Rheinkreises,   auf  die  mich    meine  hochwOrdigeD 
Herren  Pfarrer  des  Decanats  ZweibrQckcn   wohlwoUend  aufmerksam  machten, 
und  auf  welche  ich  hiemit  ebenso  wohlwollend  Sie  selbst  auftaierksam  macbe. 
Wie  konnten  doch  In  solcher  Lage  Jene  etnsichtlgen,  erfahnmgsreichen  Herren 
Pfhrrer,  deren  Namen  iCh  unter  Ihrer  Eingabe  neben  denen  ganz  ]ong«r  Priester 
leae,  sagen:  »Von  CSefihrdang des  Seelenheils  haben  wir  nichts  wahrge- 
nommen ?c    Ucgt  in  etaer  so  nahen,  so  schrankenlosen  Gefhhr  des  Concobioats 
keine  Gefihrdnng  des  Sedenheils?  --  Sie  sagen  weiter  In  unmitleftarer  Ve^ 
Undnng  mit  der  gerügten  Behanptong,  and,  wie  es  scheint,  zu  deren  BegrOndong: 
»Jeder  koBBtc  (namiiefa  im  Rhetakreise)  »zn  seinem  Zwecke,  wenn  er  eine  9^ 
nisehte  Ehe  ehigehcn  wül,  ohne  die  Bedingnisse  der  katholischen  Kirche  zo  e^ 
lUlen.   Der  Btkrgermeister,  der  sich  um  das  Kirchliche  nicht  zu  bekOmmem  hat, 
nnd  der  protestantische  Pfarrer  setzen  die  Bedingnisse  zur  Vollziehung  und  Gül- 
tigkeit der  Ehe,  —  nnd  der  katholische  Pfhnrer  hat  seinen  Grundsatz  festgcbaf- 
ten,  ohne  Jemand  hinderlirh  bi  den  Weg  zn  treten.«  —  Wem  BOrgerffclster, 
die  sldi  um  das  Kirchlicbe  nicht  zu  kOamem  bitten,  wenn  protestantische  ?f^ 
rcr,  wenn  Staatsbeamte  und  Landtagsdepntirte  so  raisonntrt  hhttcn,  finde  ich  es 
nfMbsr  mit  ihrer  Stellung,  die  Sie  zn  keiner  besondem  R&dnieht  anf  die  h^ 
tereaaen  der  kathoBschen  Religion  vcrpfliahtct,  und  nach  welciicr  si^  lalHcdci 
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mK  küiiiM»,  w«Dii  iffler«  der  «tue  g— lyhtr  Blie  «ttagtlifen  wmXf  «tf  whs 
Ar  «iqe  irt  .sa  aolfieA.  Ziele,  komml«  otac  da»  die  lillrvertttiie  Ordnoiriefiiil. 
Wie  aber  gewiaseiibafte  kaltMliaehe  Prietter  in  aoMM»  HalsonneiDenl  BefaUgHig 
tMi^n  kOBUten,,  begreife  M  iitebt.  Kann.««  Urnen  gtetebgAttig^aetav  «nf-mclt- 
cAet»  We<7«  ein  heiralbslustiges  Pfarrfciadi  lu.  feinem  Ziele  gelange?'  !>fUit»)itt 
i^nen.  gieiebgQltig  aeiUi,  ob  ea,  tes.Ibnen  alige^rieaaiy  die^.Traoang  4>elidtem  pro-' 
loUfmlJaebeii  Pfairer  erboU,  oder  ob  es.  die  «edingniae,  itir  :GOMgbell  deriEfeie» 
welQle.  naiäh  Ibrer  Analcbi  der  fmUMaotiiabe.mriver:  aatal,  aria'idlestm  ütn» 
Itat,  ond  -sieb  mit  dem  ConeoUnate  in  einer  CKHWie  begnlglf  -  BOnnbh  SU  aMi 
diüJI  berabigem  einen  CirundaaU,  bei  dem  der  fariHge  Vater;  «amUgiOseterCI^ 
walt  za  binden  und  lu-  Maen«  ^Naebalcbt  rallast,  festinbeltoB  i  wmotdmrcftn'ileBda 
FesCbaUen  eine  Seele  verloren  gebt?  Und  Unnea8ie•^die».Gellib^;dlt8e»  VeiHMtab 
liugnen»  wo  die  Connivenz  des  bOiYeriicben  Gesetzes  so.  lo<l|en4.  m^i.//K5nnen 
Sie  als  gewissenbafte,  goUesfQrcbtige  Seelsorger .  die  VerpfljcblongNVOQisicbi'aviilr 
sen.  Jene  so  nabe  als  folgenreiche  Gefabr  von  dem  PftirrUode,  wel^besi/tnoter 
den  mebrgedacbten  Bedingnissen  Ibre  A^sisl^nz.  verlangt,  labzowepdenlM^if 
aber  wollen  Sie  diese  Gefabr  beseitigen?  —  leb  kefine  iwr.awel,.,>dei|i  WofÄ^ 
nach  b&ebst  migle|p|ie,  der  Art  nacb  einander  aii#scl4iesaende  lfittel|,.zv».diciwm 
Zwecke  zu  gelangen«  Entweder  Sie  mösaeo  ihun,  ^14  dor  tteilige*  Vater»  nie 
Sie  selbst  anerkennen,  erlaubt,  n&mlich  dem  Verlangen«,  .einer  selcben  £be.gf 
assisiiren,  nacb  Anweisung  meines  Normativs  entspreebeai.oder^ie  mOasteo^.-^ 
was  der  belüge  Vater  so  wenig  Jemals  erlauben  wird,  als  ^  |br  Biacbof  i^laqbwi 
konnte,  weil  es  so  herabwürdigend  flUr  den  Katbolicismus  als  |ingeK:eiiB^,wte,'->tT 
Sie  müssien  ihrem  Pfarrkinde  nicht  blos  freistellen  und  anradbfAfia^ndecn.lNt* 
fehlen  müssUn  Sie  ihm  und  als  Pflicht  einschärfen,  daas  .eß  .rODfdefll 
Gr&uel  des  Cencobinats,  vor  welchen^  Sk  es  durch  .Ihre  ^ai^^W^  fMA  rflttw 
könnten  oder  wollten,  durch  die  kirchliche  Trauung  ejnf»  akathoJ)sfib4W.?fsrTfHrs 
8i0  rette.  Sie  mOssten,  wenn  das  kattaoliscbe  Pfarrkind  ongeacbtet  IbreS/;Befebl| 
lieber  im  Concubinate  einer  blossen  Clvilebe  Übte,  a^  sich  dai^.verßtftitoi  TOO 
einem  aliathoiischen  Pfarrer  das  Heilmittel  zu  verlangeni  welcbeß  der  I(atb0li94b9 
Pfarrer  zu  geben  sich  weigerte,  —  Sie  mOssten  gegen  eiu  splpbes,, Pfarrkind :mi^ 
kirchlichen  Censuren  einschreiten,  und  beharrlich' mit  diesen  Ebißcl^reitjpngf 0  fortr 
fahren,  um  es  auf  Jede  gesetzlich  erlaubte  Welse  dabm  .z«  .YfffuiöS^»  dsfSi  m 
die  kirchliche  Trauung  bei  dem  akatbollschen  Pfarrer  sadie.  Sie  vjQrdon  alsei 
wenn  Sie  diesen  Weg  einscblQgen,  zwar  die  passive  Assistenz;  veraiQidfn,  9)ffiM 
auf  eine  sehr  active  Weise,  durch  Befehl,  zu  der  y9JDi,der  Kirche  missbiUigtjfVl 
Verhjindung  mitwirken.  Begreifen  Sie,  die  ganze  Ungereimtheit  dieae8,B|3petui^||9<h 
wie  ich  glaube,  dass  sie  ziemlich  begreiflich  i^t,  so  wird  Ihnen  ^inleacht^n»  dasji 
gerade,  im  Bistbum  Speyer,  um  der  n&cbsten  Gefabr  des  unter  dfx,  Finji^  ,ein^ 
CivUehe  sieb  bequem  einrichtenden  Concubinats  vorzubeugen,  fii^  absoUUe^.T^^othf* 
wendigkeit  besteht,  von  der  gegebenen  Erlaubnissdes  heiligen  Ysterswe^ei» 
AllgemcinlheU  der  Gefahr  —  allyemeinen  Gebrauch  zu  ,maq|i^^q«,,/Und:m|a^ 
geschlossenem  Unterrichte,  bei  dem  natürlich  die  nai;hdrQcklicbe  Eipsfc^fung.d^K 
Pflichten  in  Hinsicht  auf  die  religiösie  Erziehung  der  Kinder  Qfi^ptsi^pb«  abMi 
inuss,  keinem  Brautpaar^,  wenn  es  auch  zui;  katboliscl^n  Dczii^bung  a!Uer.a(4>)^ 
Kinder  nach  Erscböpfüng  aller  Vorstellangen  mhi,  zu  verm|^pea.isty,die  .bM^ 

Asstetenz  zu  ve^^g;en.  .  . .,.,..    ..    ;„.  ■  •* 

. ,  .  Sie j  «erden  anir  aa^en;  Oile  Gefahr  dea  Cooettbinals  aal  «so*  gfossi  idabk;  li 
dor'Aagil  »bcdilife  es  -keiiea  Befiihlar  um.  dM  abgewieae«r.tBiaqlV0af\,«r  Ah 


Ü)  Zar  QoflcMelile  «er  yemlsditeii  Eben  in  Bayeni. 

Moig  dtr  ktrchlldwn  Tmai«  bei  dem  iMboIlscben  Pflnrer  m  TanttOgen;  tai 
ier  Segel  wOrde  es,  wenn  es  vom  katbollscben  Pfarrer  abgewiesen  wire«  scbon 
Ten  selbst  zu  dem  protestniitisthen  geben.  Allein  leb  frsge:  Wissen  Sie  so  be- 
stimmt, wie  weit  diese  Regel  gebt,  nnd  wo  dieselbe  AOfbArt?  Und  Ist  es  nicbt 
Pfllcbt>  im  Zweifei  das  Sicbere  zu  w&b(en? 

Aber  gesetzt,  was  nur  Jedenfalls  äusserst  gewagt  sdiehit,  Sie  wiren  io 
einem  bescinnnten  Falle  ganz  sieber,  dass  ein  tod  Ibnen  abgewiesenes  Pfbrrkind 
aus  freiem  Antriebe  zum  prot^antlseben  Pfarrer  sieb  wenden  würde,  um  vor 
Ibm  die  Ebe  za  scblieasen,  wflrde  nicbt  wenigstens  in  diesem  Falle,  wo  die  6e- 
fabr  des  Coacttbinats  ferne  ttge,  die  Assistenz  zu  verweigern  sein?  ^  Wir  wollen 
den  Fall  genauer  besebauen,  and  mit  den  Interessen  der  Kirebe  und  der  plpsl- 
Heben  Instruetion  ibn  Zusammenbalten. 

Wenn  das  Pfarrkind,  welebes  trotz  allen  Ibren  Abmabnongen  eine   ge- 
niisebte  Ebe  eingeben  win,  aber  die  katholisebe  Erziebung  aller  seiner  zn  bolTien'- 
laen  Kinder  nicbt  verborgt,  dessen  ungeachtet  die  Assistenz  des  katholisefaen 
Pfarrers  verlangt,  und  aucb  bei  Verweigerung  des  Segens,  den  Sie   allerdings 
verweigern  müssen,  diese  Assistenz  noch  immer  Jener  des  akatboliscben  Pfarrers 
vorzieht,  so  zeigt  dieses  Verlangen  des  lauen,  vielleicht  von  sQndbaften  aber 
micbtigen  ROcksichten  gebundenen  Pfarrkindes   in  dessen  GemOthe  doch  einen 
Punken  von  Anbfingllchkeit  an  die  Mutter  —  die  katholische  Kirche,  einen  Fun- 
ken, welcher  mft  Zartheit  bewacht,  und  mit  Liebe  genihrt  und  angefacht,  viel- 
leieht  spftter  noch  das  laue  GemDth  erwSrmt,  und,  wann  einmal  auf  die  Freuden 
der  Hochzeit  die  ernsten  Sorgen  und  Wehen  des  Ehestandes  kommen,  mit  rflek- 
sicbtloser  Sehnsucht  nach  den  Tröstungen  der  Religion  und  mit  regem  Eifer  für 
die  Pflichten,  durch  deren  Erfnilung  Jene  bedingt  sind,  entzündet.     Und  Sie, 
mebie  lieben  bocbwürdlgen  Herren,  könnten  es  für  Piet&t  achten ,  diesen  Funken 
von  Anbinglichkeit  durch  Weigerung  der  verlangten  Assistenz  zu  zertreten?  — 
Die  GewAhrung  der  verlangten  Assistenz  gibt  dem  katholischen  Pfarrer  bequeme 
Gelegeiibeit,  noch  einmal  im  entscheidenden  hochwichtigen  Momente  dem  zu  einer 
gemischten  Ehe  ohne  den  Segen  der  Kirche  schreitende  Pfarrkinde  mit  Kraft  und 
Wirme  dasjenige  zu  GemOthe  zu  führen,  was  bei  diesem  Schritte  zu  erw&gen 
ist.    Und  Sie  könnten  es  fQr  Pastoralpflicht  halten,  diese  Gelegenbett  aus  der 
Hand  zu  geben,  und  Ihr  Pfarrkind  ganz  In  die  Gewalt  des  akatboliscben  Pfarrers 
fallen  zu  lassen?  —  Der  heilige  Vater  erlaubt  nach  der  Instruction  vom  12.  Sep- 
tember 1S34  die  Assistenz  des  katholischen  Pfarrers  bei  gemischten  Ehen,  si  in 
ecdesiae  utilitatem  et  commune  animarum  bonum  cedere  dignoscatur,  hujusmodi 
nuptias  quantumlibet  illlcitas  et  vetitas,   coram  parocho   catholico  poHus, 
quam  coram  ministro  Ttaeretico,  ad  quem  facile  confugere  pössuntj 
celebrari.     Diese  Bedingnisse  sind  Im  Bisthume  Speyer  allgemein  in  solchem 
Masse  gegeben,  dass,  wie  gezeigt,  die  Interessen  der  Kirche  aufs  empflndllchste 
verletzt,  dass  die  nichste  Gefahr  des  Concubinats  begründet  würde,   wenn  mm 
von  der  vftieilichen  indolgenz  des  apostolische  Stuhles  nicht  allgemein  Ge- 
brauch machte.    Sie  aber  wollen  die  Anwendung  dieser  Indulgenz  beschrtnkt 
wissen,  und  trösten  sich  über  die  schweren  Folgen  der  verweigerten  Assistenz 
gerade  mit  dem,  was  dem  heiligen  Vater  eine  Quelle  der  Beunruhigung  und  des 
Kummers  war,  mit  der  fadlitas  eonfogiendi  ad  minlstros  haereticos.    Sie  fObren 
auf  Ihrem  Schilde  strenge  Rechtglfiubigkeit,  wie  es  katholiseben  Priestern  geziemi; 
aber  Sie  iMiten  unter  diesem  Schilde  in  so  seltsamer  Art  nnd  RleMmig,  dass 
ttre  Sieg»  nnr  Verluste  für  die  Kirche,  nur  fOr  den  IndUferenttsmoa  Tifampl^^ 
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a^  ifttrden.  Dtiilieii  a|e  et  M  Mildier  Lage  der  Umsttode  Btnm  Bitthtfe  und 
d«ft  to  msicbtig^n  als  ircukathtliatfheii  Mftmieni,  Ae  seinen  Rath  biMen,  dast 
wir  Sie  vor  ftlfenreidieii  Mltifrlffteii  bewahrt  baben  dnreh  die  betttaiiiite,  Batb 
dtA  eigtttlhQniHclieA  Verblllfilsaen  der  DUIcete  Speyer  bemeatene  Weismig: :  »We* 
der  die  ProdanHrtioii  der  £be,  ntcb  die  DtanissioD,  aoeb  d!e  btosse  AatfüenB  toH 
dei^eiiseii,  die  tiebnocfr  vorfOn^igem  välMändigen  ReUgUmmntei^ 
rUMe  zu  einer  gtaiacbteii  Ebe  en^blatacD  erUftren ,  wegen  Ver8(tte**iibtl( 
dtt  rtüfUtoeii  BekemUniates  verweigert,  oder  an  BedlagnlaBe  gebunden  werden»« 
Danken  Sie  es  sataieBi  In  QoU  rahenden  Herrn  Vnrtehrer,  dass  er  die  Bedfirrhfsae 
teiaer  Moete  rkMger,  ata  einige  seiner  Herren  PIhrrer,  wardlgend^  sich  Ttn  den 
VeieleUaDgen  des  bayerischen  Spitcoiiats  an  den  helligen  filohl  nicht  aasseUloss« 
ttttd  bitten  Sie  Ihm  nnd  den  Qbrigen  Oberhirlen  der  aeht.  lUrdien  Bayerns  ab  d4e 
zweideutige  Weise,  in  welcher  Sie  Ober  deren  Yorstettongen  an  den  heUtgen  Stahl 
IQ  tfwecben  eich  erlaubten.  Denn  die  ftwttsdie  Nethwendigheit,  den  heiligen  Vater 
um  die  aMhiwedaehlen  Indulgenzen  lu  blUen,  war  gegeben,  wie  die  facüsche 
Nethwendigheit  ihrer  aligemetnen  Anwendung  im  Rheinkreise  erwiesen  ist. 

Steht  aber  diese  factiscbe  Nethwendiglceit,  wache  ihre  erste  Exteptfoh  ge^ 
Hngnet  hatte,  fbst;  dann  flllt,  hi  wie  ferne  mein  PastoftKKormaHv  nur  das  Noth- 
wendige  versehreibt,  liHre  moeite  Exemtion,  dass  die  BeMImmnngen  meines 
Pastoral-lCormstivs  ihellweise  dem  moralischen  Pflichtverbote  der  Cooperation  znm 
Unerisnbten  widerstreflen,  von  selbst  hinweg ,  wie  Ihnen  aus  der 'Lehre  von  der 
OOliision  der  Pflichten  elnleochten  wird.  Daher  mag  es  denn  auch  gekommen 
sein,  dass  Sie  im  BegrilTe,  diese  zweite  Exceplion  zu  begrflnden,  sieb  beinahe 
ganz  wieder  anf  das  Feld  der  ersten  verloren.  In  der  That  bleibt  im  ganzen 
zweiten  Thelle  Ihrer  Dednction  nor  noch  eine  Einzelheit  flbrig,  weldie  besonders 
wegen  der  Art  Ihrer  Argntnemation  meine  Erörterung  in  Ansprnefa  nimmt.  Sie 
finden  nämlich  ea  anstöBsig,  daen  mein  Normativ  beflehUf  auch  in  den 
Fällen^  u>o  nur  die  Assistenz  ohne  alle  klrchUt^e  Ceremonie  bewilligt 
werden  darf,  die  Assistenz,  wenn  es  das  Brautpaar  verfangt,  in  der 
Kirche  und  jederzeit  im  kirehlieJien  Gewände  zu  leisten.  Es  waren 
der  Qr&fide  mehrere  j  welche  mieh  zu  dieser  Vorschrift  bestimmten, 
nat^tdem  sie  vor  meinem  versammelten  geistlichen  Rathe  reiflich  mit 
allen  Gegengründen  erwogen  waren.  Pflr's  Erste  ist  auch  diese  Art  der 
Trauung,  die  alle  wesentlichen  Bedingungen  einer  kirchlich  gütigen  Che  naCh 
Vorschrift  des  Kirehenratbes  von  Trfent  und  nach  den  Declaratlones  Cardinalinm 
GoncHii  Interpretum  erfhnt,  ein  kirchUeher  Act ,  fOr  dessen  Vornahme  kein  Ort 
geeigneter  ist,  als  die  Kirche,  und  durchaus  kein  anderes  Gewand  zullssfg,  als 
das  kirebliche.  Der  Pfarrer  erscheint  bei  diesem  Acte  nidht  als  blosser  Zeuge 
(wie  man  die  Worte  der  pIpstHchen  Instruction,  die  nur  von  einer  Aehnlichkeit, 
nichc  von  einer  Gleichheit  sprechen,  flilscbfich  interpretfrt  hat),  sondern  als 
"Pfarrer,  personlich  oder  durch  einen  Stellvertreter.  Wfire  er  blosser  Zeuge,  so 
konnte  Jeder  zur  Zeogschaft  fBbige  Mann,  Krätmer  oder  Fuhrmann,  Ge^ 
riehtsdiener  oder  Nachtwächter,  statt  des  Pfarrers,  und  zwar  'ohne  alte 
Aolorisatlon  von  ihm,  gflltlg  assistiren.  So  ist  es  nicht;  sohdem  der  pfarrilche 
Character  ist  wesemiidi  nothwendl^.  Darum  will  ich,  dass  der  PfUrrer  oder  sein 
SteBveirtreter  bei  diesem  kirchlichen  Acte  ancb  ftusserllfh  durch  sein  Gewand  sich 
als  Pfhrrer  darsteile,  und  nicht  Veranlassung  gebe,  dass  Hin  Jemand  entweder 
mit  dem  BrButigam,  oder  mit  dem  Kirchendiener,  oder  mit  einem  Lohnlakai,  oder 
mit  einem  gaffenden  Dorfbarbier  verwechsele.    Uebrigens  zeigt  sich  auch  hier 
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wiaden  wie  adiiper  es  besifiitage  bei  der  aB8«neiBe<n  Svcbt  xa  tadeln,  für  Ufd- 
liebe  Obere  sei^  den  Unter^^enen  etwas  feebt  «o  aNNHen.    In  eineai  ifltotiieba 
Blatte  siebt  ein  Spötter  bei  Erwibnnnff  der  scbliBHuen  Folgen ,  weKbe  die  Indiii- 
gensen  der  pipstliebeii  Inslmelion  vom  12.  September  1684  sebierlfelmrosrnuii 
baben  mAssen«  Im  Geiste  veraas,  wie  mmicber  »Jtatbollscbe  «eMlche  ganz  n 
lAblicber  Wirtbsbaastracbt  bei  der  bttrverlldien  im  nbirbaase  o4ct  «idersw«, 
aber  siebt  In  der  Kirche ,  vorzanebmenden  Trannngc  ersebeiat.    Cretroat  daidae 
leb  bei  Leaang  des  Artikels:  »Nnn  diesem  Mlssstande  bat  das  Speyerer  Ncrmatlr 
vorgebeugt.«    Mk  der  Vorbeogang  bat  es  setaie  RicbtIgiEelt;  aber  der  Trast  wir 
Tinsrbang,  and  es  feblte  weafg,  dass  Sie,  meine  boatawanllgen  Herra»,  llirm 
filsdiof  niebt  xnm  Ketter  raaeben,  weil  er  verboten  bat,  einem  -MrdfUidien 
Eheverirage  in  tmMrckUohem  Gewände  an  assistlren.    Dann  Sie  erklären 
geradexu:  »Es  seheint  tina  der  katholUchen  Observanz,  ConeMarh^sdUiU' 
sf»  und  den  Entscheiäwffen  de»  heiligen  Stuhls  entg«gen,  dass  der  Pfarrer 
dieae  Assistenz«  (nfimüeb  die  assisftentfia  mere  passWa  in  den  loebrcrwabnten 
F&llen)  9in  loco  et  habiiu  sacro  leisten  soll.«    Lassen  Sie  uns,  abi^aseben  von 
der  kleinen  Alteration  meiner  Vorscbrift,  die  Sie  sieb  erlaubten,  diese  drei,  wenn 
sie  gegründet  aind»  scbwesen  BfsobuldigQngen  einmal  niber  In's  Aaige  fassen 
Der  katboliscben  Obeervan»,  sagen  Sie,  wäre  es  entgegen,  die  passive  Asstetenz 
In  den  F&ilen,  wo  der  belüge  Vater  sie  erlaobte,  an  geweihter  Stätte  und  im 
kirchlichen  ßewande  zu  leisten.    Sonderbar;    Wird  doeb  in  Ihrer  ganzen  Vor- 
Stellung  die  lodulg^iz  des  heiligen  Vaters,  kraft  welcber  bei  tSingebnag  einer  g^ 
miscbten  £be  ohne  die  Zusicherung  der  katboliscben  Erziehung,  aller  Kinder  die 
blosse  Assistenz  gestallt  wird^  als  eine  ga^z  neue  Institution  bebaadeit;  «i« 
konnte  demnach  in  dem  Momente,  wo  ich  diese  Indnlgenz  durch  mein  Normativ 
verkOndete,  schon  in  Ansehung  ihrer  Anwendung  eine  katholische  Observanz  ge- 
gen oder  fOr  den  Gebrauch  der  heiligen  StAtte  oder  des  kirchlichen  Gewandes 
sich  gebildet  haben?    Es  gab  also  in  Ansehung  des  ft-aglichen  Punktes  noch  gar 
keine  Observanz,  noch  weniger  eine  katholische,  d.  t.  allgemeine.  Wie  kooote 
also  mein  Normativ  eine  katholische  Observanz  verletzen,  wo  noch  keine  eiistlrte, 
wo  gemfiss  Ihren  eigenen  Behauptungen  noch  keine  existlren  konnte?   Geben  wir 
Indesa  Ober  die  starke  loconsequenz  dieser  ersten  Bescbuldigung  geduldig  hinweg 
zur  zweiten  Bescbuldigung.    Sie  steigen  um  eine  Stufe  höher,  und  sagen,  der 
Gebrauch  der  heiligen  StAtte  und  des  kirchlichen  Gewandes  bei  der  Assistenz  io 
den  mehrerwAhnten  FiUlen.  sei  ConcUief^eschlilaaen  entgegen.    Bei  dieser  Be- 
schuldigung kann  ich  nur  fragen,  ob  man  Sie  zum  Besten  gehabi  habe,  indem 
man  Ihnen  so  etwas  aufband,  oder  ob  Sie  mich  zum.  Besten  m  haben  versod^ 
ten,  als  Sie  dieses  an  mich  zu  scbreibeo  sieh  erlaubten.    So  wissen. Sie  dennfOr 
dea  einen  oder  den  andern  Fall,  dass  nUr  kein  Concilium  bekannt  ist,  welches 
die  Frage,  ob  bei  Eingebung  gemischter  Ehen  ohne  das  Versprechen  der  kaibo« 
üKben  Erziehung  aller  Kinder  die  vom  heiligen  Vater  gestattete  passive  Assistent 
in  oder  amser  der  Kirche,  im  kirchlichen  Gewände  oder  ohne  dasselbe  itf 
leisten  sei,  ventilirt  hAtte,  wenn  nicht  etwa  im  Deeanete  ZwelbrQcken  ein  solcb^ 
Coneilium  gebalten  wurde,  welches  die  erwAhnte  Frage  vornahm,  und  gegen  v^» 
Normativ  entschied.    FOr  diesen  Fall  wird  es  der  ErklAruog  kaum  bedürfen,  dtfs 
ich  die  AuctorltAt  des  f)raglichen  neuen  Conciliums  nicht  anerkenne. .  Anderes  ls< 
es  mit  den  fintscbeldungen  des  heiligen  Stuhles,  welche  ich  jedeneit  tief  verebren 
werde.    Um  so  unerwarteter  kam  mir  Ihr  Vorwurf,  dass  auch  diesen  die  er- 
wähnte Yermgung  meines  Normativs  entgegen  seL   Aber  auch  um  so  grbssef  ist 
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Hure  IMertliDBt^  mir  Terfetuiag  veii  EnlMetdaDgcfii  des  heibgm  Stoliles  aafta- 
bOrden,  die  gleleliltoeii  CMCilleiilMMcUtsMn  gar  iMit  «xMren.  Oder  in  wel- 
dkor,  die  AamaAfsag  der  neoeeteii  iBdalgenzen  normirendeii  Bolle,  in  tcelchem 
denitlgni  Bre?e^  in  welcher  InelnietioD  bitte  der  heilige  StabI  entschieden, 
diM  die  ftegttdie  Assistenz,  die  er  gestattet,  nicht  in  der  Kirche,  nicht  in 
hirchUchem  Gewände  gelelste«  werden  dOrfe.  Wenlgsiebs  In  der  Instmctto 
pontlfioia  tom  lt.  September  18S4,  «elebe  lo  dieser  Beztebong  die  alleinige 
Harn  Ar  die  BiscbM  die?  acht  Klrcben  tn  Bayern  tst,  and  in  dem  fbr  etwas  ver^ 
sddadene,  Jedaeh  ähnliche  Verhiltnlsse  bemessenen  apostoHseben  BreVe  Papst 
Pins  Vllf.  att  den  Bnblscbnr  tan  KMn  und  an  die  Bisebdfe  von  Trier,  Paderborn 
nnd  Hftnotar  tob  t5.  Min  1810  liommt  von  einer  solchen  EotscheidQng  nidu 
ein  Wart  vor.  WoM  bat  der  heilige  Vater  in  beiden  I^konden  bei  Anwendung 
der  indslgirten  Asaisteni  fttr  die  rille,  wo  die  kaiholiscbe  Erzfebong  aller  Khider 
nicht  versieben  ist,  den  fiebraneb  Jeder  katbolisifhen  Ceremonie  untersagt.  Aber 
Urd^  and  liirchliches  Gewand  sind  keine.  Geremonien.  Hitte  Ihren  Gebraaeh  der 
hellige  Vater  untersagen  tooUen,  so  wOrde  er  es  geihan  haben.  Er  that  es 
nidii;  nnd  ^  icfc  hielt  im  Bereiche  meines  Amts  es  nicht  fttr  gnC,  seine,  wie 
mir  sdieint,  mit  grosser  Umsieht  bemessene  Wobltbat  an  besdi^lnken,  weil  idi 
wohl  erkannte,  welch*  ein  grosser  Unterschied  bei  den  gegebenen  VerbUt* 
Hissen  far  die  MögUchkeit  der  Durchführung  zwischen  der  Versagung 
der  kaihalischen  Ceremonien  nnd  zwischen  Versa^fi^  der  Kirche  nnd 
des  klrchücben  Gewandes  sei;  welchen  Untersdiied  wohl  auch  der  heilige  Vater 
erwogen  haben  mag.  Denn  wenn  Sie  nichts  gewibren  als  die  blosse  passive 
Assistemi,  diese  Assistenz  aber  nicht  in  der^Kirche,  nicht  im  kirchtfchen  Ge- 
wände leisten  wollen,  dsnn  mochte  ich  wohl  von  Ihnen  belehrt  sein,  wie  Sie  die 
Verweigermig  der  Kirche  nnd  des  kirchlieben  Gewandes,  in  denen  man  sie  bof- 
fentUch  t&glich  antreffen  kann«  gegen  ein  Brautpaar  durchsetzen  wollen,  dessen 
Trotz  Sie  wabrschetaillcb,  wenigstens  von  ehier  Seite,  dnrch  Ihre  Weigerung  her* 
vorgeraren  haben.  Ungeachtet  dieser,  wie  mir  scheint,  nicht  nnbedentenden 
Grtknde  werde  ich ,  sobald  der  heilige  Stahl  gegen  meine  Anordnung  entscheidet, 
eingedenk  meiner  Pflichten  gegen  das  höchste  Oberhaupt  der  Kirche, 
demselben  eben  den  Gehorsam  willig  beweisen,  den  ich  von  Ihnen  ge- 
wärtige. Dodk  bis  Jetzt  hat  &if  heilige  Stuhl  gegen  meine  ft*agliche  Anordnung 
nickt  entschieden.'  Hat  vielleicht  in  dieser  Beziehung  theilwelse  Sie  irre  geführt 
ein  gedrucktes  namenlaaes  theologisches  Gntachlen,  welcfhes  unter  Berufting  auf 
daa  Breve  vom  2A»  Mlrz  IS80  sagt,  Papst  Pias  VIII.  habe  nachgegeben,  dass  die 
Sahllessung  der  gemachten  Eben  im  dort  erwihnten  ungOnstIgen  Falle  vor  dem 
kathiriiscben  Püarrer  in  loco  non  sacro  et  absque  omni  ritu  cathoüco  einge- 
gangen werden  kOnne:  so  werden  Sie  dnrch  Vergleichung  des  Citats  mit  dem 
Breve  Papst  Plus  VlII.  sich  Qberzengen,  dass  die  Worte  »in  loco  non  sacro* 
eine  ganz  eigenmicbtige  Interpolatioii  des  gedachten  Breve  sind,  dessen  Text 
davon  nichts  entbUt;  und  werden  sich  daraus  fbr  die  Folge  die  nOtzllche  Uhre 
abatnhiren,  dass  man  nicht  alles  glauben  mOsse,  was  gedruckt  Ist.  Oder  sollten 
Sie  «v  Urkunden  Ober  individuelle  Dispensen  in  Ebehindemissen  zwischen  Braut- 
Personen  verschiedener  Cbnfession  Ihre  Behauptung  der  fraglichen  Entscheidungen 
des  heiligen  Stuhles  ableiten  wollen,  so  moss  ich  bemerken,  dass  In  solchen  Dis- 
pensen diejenigen  Clausein,  welche  den  fbr  Schliessung  der  Ehe  regelmftssig  sich 
alemenden  larus  sacer  untersagen,  auch  nur  indWidttelle  Beziehung  auf  den  ge- 
gebenen Fall  haben ,  und  zu  keinef  Anwendung  Ihres  Verbots  auf  andere  Indivi* 


doeUe  oder  generelle  Diapensen,  deaeo  eine  sekbe  Clansel  nidift  ^elgMfgtist, 
berecbtigeD;  dass  daJier  die  Abweaenlieit  eioer  soteben  eidpIreotfeB  Cbinsel  in 
der  Instructto  pontiflpia  vom  12.  SepteniKier  I8S4  ein. neuer  Bcatattgangagropd 
meiner  Anaictit  ist,  naeb  dem  RecliUgfiindMtie :  Eieeptio^  flrmat  regvlam  in  easo 
Don  excepto.  —  Zuletzt  berufen  Sie  aidi  nocb  auf  die  f on  den  preoasisdien 
Biscböfen  erlasseuen  Rundacbreiben,  wekbe,  o^  sie  aoehJn  üirer  Naitigffelilfkeit 
am  weitesten  gegangen  waren,  dennocb  gegianbi  liilten,  assdrAcküeli  bemerken 
zu  mQssen,  dass  die  Assistent  nicht  in  loeo  et  habiH^  amaro  fitalt  findea  soll. 
Dagegen  babe  icb  Folgendes  zu  erinnern.  Von  den  Anordnungeii  melBer  hocb- 
wQrdIgste«  Herren  AmtsbrOder  in  Preussen  in  den  ftagttdien  BettelTe  kenne  ich 
nur  eine,  die  des  bocbwQrdigsien  Herrn  Biscbofes  von  Trier  vom  7.  actober  18S4, 
welcbe  in  den  dort  bestimmten  FliUeo  die  Assistenz  in  loeo  -■  honeate  nan 
aacro  zu  leisten  vorscbreibt.  Von  einem  Verliole  der  Hrcklichtn  KMdung 
bei  diesem  kirchlichen  Acte  weiss  gedachte  Anordnung  niebla.  I^ur  den  locus 
aacer  verbietet  sie,  fordert  aber  ansdrückikcb  einen  locus  honestus«  was  Sie, 
meine'  hocbwQrdigen  Herren ,  verachweigen,  was  aber  die  belderseiUgeD  Verord- 
nungen einander  viel  nAber  bringt,  ala  sie  naob  ihrer  Erkl|ln»g  zu  sieben  schei- 
nen, besonders  wenn  man.erwigt,  wie  sebwer  es  an  manahem  Orte  sein  dOrfle, 
ausser  der  Kirche  einen  locus  honestus  zu  finden.  Ob  Sie  in  einem  andern 
Circularscbreiben  eines  meiner  Heireo  Amtsbrader  in  Preusran  auch  ein  Verbot 
des  kirchlicben«Gewandes  beijde^  OAer.  bezeichneten  Acte,  dessen  kiihehUchen 
Charakter  und  hirchHcihe  GüliigkeU  gegenüber  dem  ConeUinn  V0B  Trient 
und  der  Instruetio  pontiflcia  vom  12.  September  1834  nur  groaae  Veratandea- 
achwäche  oder  meuteriache  ]^6awüligheit  lOmgnen  kamn^X  gefunden,  oder 
ob  Sie  von  diesem  Verbote  auch  nur  getriumt  haben,  wie  sie  von  ibniieben  Ent- 
scheidungen des  belügen  Stuhles  und  ConciliarbescblOisen  MnmAen,  lasse  leb  da- 
hin i^estellt  sein.  Denn  so  wenig  als  mein  Normativ  die  Richtschnur  Ist,  nacb 
welcher  ein  anderer  Bisdiof  sich  zu  richten  hat,  eben  so  wenig  kganen  bischöf- 
liche Normative  aus  andern  Diöceaeo,  aus  denen  icb  sehr  gerne  Betehrung  sebOpfe, 
und  im  vorliegenden  Falle  dankbar  geschöpft  habe,  mir  ato  Voraehrift  gelten, 
wie  Sie  ganz  irrig  mir  anzudeuten  scheinen. 

Wir  kommen  zum  dritten  Punkte  Ihrer  VorBteUong,  dass  nimüeh  die  Be- 
stimmungen des  Pastoralnormativs  theüweise  in  der  PraoLis  nachtbeUig  wirken. 

Nachdem  wie  icb  holTe,  sattsam  erwiesen  ist,  daas  die  von  ihnen  bean- 
standeten Bestimmungen  des  Normativs  n^thwendig  maxea^mwKi  leb  ntebt  iiaa 
Seelenheil  der  GUubigen  mebies  Sprepgels  gedanfcenloa  oder  gewIsseBlos  den 
offenbarsten  Gefahren  preisgehen  wollte,  ao  war  leb  bei'müebeigange  zu  diesem 
dritten  Punkte  Ihrer  Vorstelluiig  sehr  begierig,  die  NachCbeiie  za  erfhbreD,  welcbe 
nacb  Ihrer  Ansicht  mein  Normativ  der  Praxis  brächte.  Naah  aufmerksamer 
Durchlesnng  Ihrer  hierauf  sich  beziehenden  Ansiftnde  fand  Ich  aber«  dass  niebt  . 
sowohl  mein  Normativ  der  Praxis,  als  dass  eine  schlechte  Praxfo  meinem  Norna- 
tive  Nacfatheile  bringen  könne ,  ^  und  dass  diese  Nacbtheile  mit  gutem  Willen 
und  einem  ganz  gewöhnlichen  Masse  yoo  Pastoralklogbeit.  sich  l^bt  verbiUeo 
lassen.  Den  ersten  Narhibeil  flkr  die  Praxis  finden  Sie  in  dem^  Clefensatae  zwi- 
schen Vorher  und  Jetzt,  den  sie  Obrigens  nicht  ganz,  gelrea«  sondern  dorck 
einige  Phrasen  entstellt  darstellen.    Das  Wahre  an  der  Sacbe  ist:  Vorber  war  es 


1)  Bne  soirbe  Läognong  wurde  ohntbngst  In  ehiem  Offenttl^hen'  Blalte  ge- 
wagt,  weiebea  aebiem  Titel  mcbt  Immer  geire«  hielbl. 
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miren,  eq  4iialltiren,  wa  assIsUren;  ]etn  ist  Hmen  untersagt,  die  Proclamation, 
die  DiuMssioB  oder  da«  Mosae  Aasiatent  denjenigen  za  verweigern,  welche  nach 
gescblossenem  voUatändtgen  ReUgionsontienldite  (dessen  Zwecli  nnd  Bedeatung 
Sie  docb  boffeiitlicb  begreifen  weidan)  zq  einer  gemfsehten  Che  sich  entschlossen 
erklären;  und  diase  Jatzige  VerfQgong  nütze  sich  auf  dieselbe  von  Christus 
seiner  Kirche  verliehene  Qeu>aUy  zu  binden  und  zu  lösen^  wie  die  erste', 
VennOge  dieser  Gewalt  bat  der  beittge  Vater  aof  den  Fall  der  Gefahr  fOr  das 
Seelenbeil  den  BiachOfen  Bayerns  die  Befbgniss  ertbeftt,  von  Jenem  Kirchenver- 
bote zu  dispensiien;  und  der  Bisehof  vo»  Speler  hat,  wegen  der  in  seinem  Bis- 
thnoEi  aUgemein  beslebenden  GeAibr,  vim  der  so  heilsamen  als  nothwendigen 
iDdolgeaz  dea  heiligen  Vaters  eMgemtinen  ^braoeb  gemacht,  nnd  seinen  Herrn 
Pfarrern  verboten,  diese  Wohltbat  des  beulen  Vaters  nach  vorglngigem  Unter- 
rtctate  iigend  einem  GlAabigen,  der  befaarrttefa  sie  verlangte,  zu  verweigern.  Wbs 
ist  hierin  Befremdliches  oder  Ansserordentliches  Itlr  denjenigen,  der  die  Bedeotnng 
von  DiscipUnargeboteii  der  Kir^e  mid  die  Befbgniss  des  KIrchenoherhanptes,  za 
diapensirem  begrUTen  bat?  —  Haben  wir  nicht  einen  ganz  analogen  Fall  in  den 
Iftbriicben  Jastendfopenaen?    Das  alte  KIrdiengebot,  dass  man  wihrend  der  gan- 
zen vierzigtlgige»  FaBtemeik  sidh  dea  Flelscbessens  enthalte,  besteht;  dessen  un- 
geachtet ertbeiit  jeder  Bischof  vembge  der  ihm  gegebenen  Befügniss  nach  dem 
Bedfirfbiase  seiner  DUkese  mebr  oder  minder  ausgedehnte ,  nicht*  blos  einzelne, 
sondern  allgemebie  Dispensen.    IM  nicht  ist  mir  bekannt  geworden ,  dass  Sie, 
meine  boehw&rdigen  Harren,  oder  andere  Pfarrer  eine  Schwierigkeit  gefanden 
bitten»  die  Diapensen  naidi  katboliaeben  Gmndsitzen  mit  dem  KIrehengebote  mit- 
telst Hinweisttiig  atif  die  firitaidc  der  Dtopenaa  and  auf  die  Gewalt,  zu  binden  und 
zu  lOsen,  in  Einklang  zu  bringtiL   HalHn  aber  gegenüber  dem  kfrchlieben  Ab- 
slinenzgebote  die  Fleischtöpfe  wfibrend  der  heiligen  Fastenzeit  Gnade  gefunden 
in  Ihren  Augen;  wie  will  es  ziemen,  dass  ob  der  Dispensen  in  Beziehung  auf 
Proclamationf  Dimisaioii  und  Assistenz  bei  gendsehten  Ehen  Ihr  Auge  sehalkbafi 
seij  weil  aus  höchst  verehrlichen  Gründen  der  helHge  Vater  gtttig  ist?  -^  Sagen 
Sie  nicht  jedem  Brautpaare,  weiabes  in  verboteaem  Grade  verwandt  ist:  »leb 
kann  euch  nicht  kirchlich  trauen;«  und  sagen  Sie  nicht  demselben  Biwslpaare, 
wann  die  Dispense  von  dem  nicht  blos  bammenden,  sondern  sogar  trennenden 
Hindernisse  eingelangt  ist:  »Nun  kann  lab  eucb  kirchlich  trauen«  —7  Findet  Ihre  * 
Keqntniss  des  wohlgeordneten,  alle  BedOrfblsae  der  Menschheit  berbckakshttgen- 
den  katboiiscben  Systems,  findet  Ihre  Pastaralklugbelt  In  dieien  FAUen  die  Mittel, 
den  Schein- Widersprach  zwiacban  Ihrer  erst»  und  Uurer  awdSen  Beaotaitiott,  wo 
es  immer  nöthig  erscheint,  zu  Utoen;  wo  fehlt  es,  dass  Sie  den  nftnlidiea  Sebebi«' 
Widerspruch  zwischen  Vorher  und  Jetzt,   den  die  pipstUebe  faistroellon  vom 
12.  September  1834  und  mein  Normativ  im  Vergleiche  mit  dem  pSpstllchen  Breve 
vom  27.  Mai  1882  und  dem  fIrQhem  Normative  darbietet,  nicht  befMedtgend  Ibsen 
zu  kOnnen  mefnen;  dass  Sie,  wie  Sie  salbst  sich  zart  adadrMbM,  kein  Mittel 
wissen,  den  sich  hier  ergebenden  Wideisprack  vair  den  Avgen  dea  Volk^  av^** 
nünftig*  zu  machen,  ^  wenn*s  nicht  vieUeidit  -^  awl  Wiüen  fehlt? 

Uebrigena  moss  ich  zur  Berichtigung  einer  andern,  hiemit  in  nächster  Ver<^ 
bindang  stabenden  Aeusserung  bemerken,  dass  mein  Pastoralnormativ,  die  ge- 
mlachten  Eben  betreflTend,  keine  Skizze  zu  Predigten  fDr's  Volk  sein  sollte,  son- 
dern eine  Voracbrlft  far  die  Sedeorger  des  Sisihui/ns  Speyer^  wie  der  Titel 
deitUak  baaagt,  von  deren  Idbaltie  nar  tarn  grann  salis  bel'm  Volksunterrichte 
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^ebriuch  zu  m^cben  ist  Diese  Beserkugr  gilt  tadi  Ar  den  weitem  AosUnd, 
welchen  Sie  haben,  dass  so  ferne  die  issistentia  mere  passiva  In  4te  praiis  flbe^ 
ginge,  sieh  Brautleote  bei  Jeden  kireblichen,  bOiyerlifheii  eier  Fanoiltteii-VeiliiU- 
nisse,  das  ihren  Absiebten  in  den  Weg  sieb  stellte,  vor  dem  Pfarrer  selbst  (ranen 
könnten,  nm  zosamroen  zu  kommen«  Das  kdnaen  sie  allerdings.  Allein  Sie  irren 
sehr,  wenn  Sie  diese  Möglichkeit,  die  gerade  nicht  immer  naehtbellig  Ist,  als  eine 
ganz  neoe  Gefahr  ansehen.  Die  edelste,  beste,  beNIgste  instltotioii  kann  dmrdi 
Missbraach  gefShrlich  werden;  nad  die  eben  berObrte  BeMr  ist  sd  alt  als  der 
erhabene  ehrwürdige  Grnndsatz  der  kaiboüseben  Kirche,  dass  bei  dem  wicbtigen 
Bande  der  Ehe  die  vollste  WUlensmeiBang  Statt  finden,  and  dies  hellige  Sacrament 
und  das  Seelenheil  derer,  die  danach  verlangen,  nicht  den  Stgensiniie  der  Ver- 
wandten oder  den  bih'gerUcban  Hemottlasen,  Ja  hei  Abwesenheit  eines  trennen« 
den  Hindernisses;  nicht  einmal  dem  Widerspräche  des  aasistlrenden  Pftirrers  un- 
terworfen sein  soll.  Seit  JahrhnndeMen  besteht  diese  MbgUdikeit,  ond  noch  hat 
man  wenig  von  Nachtbeflen  erfahren,  die  daraus  hervorgingen;  im  Cegentheile 
manche  sOndhafte  Yerbindong  ist  allein  dadarch  sanirt  worden.  Aber  die  Pfarrer 
waren  auch  so  klug,  darfiber  weder  von  der  Kanzel  zn  predigen,  noch  aof  dem 
Markte  zn  decUmiren,  noch  in  Gesells^ft  onmOn^er  oder  flrlvoler  If enscben  za 
schwitzen,  sondern  davon  mit  Ihnlichtf  Vorsichi  zu  sprechen  nnd  Gebraoch  zo 
machen,  wie  der  Arzt  von  manchen  Giften  spriebt  ond  Gebranob  macht,  die,  recht 
angewandt,  zuweilen  das  einzige  Heilmittel  sind,  wihrend  sie,  angeschickt  ange- 
wandt, tOdten,  und,  den  Unmflndigen  oder  Böswilligen  mKgetheHt,  leieht  tbdten 
können,  deswegen  aber  auch  In  den  Apotheken  nicht  Aller  Augen  blosgestellt 
werden.  In  dieser  Beziehoag  moss  Ich  ihnen  daher  allerdings  die  gitlsste  Vo^ 
Sicht  anempfehlen;  und  es  gilt  hier  tn  beMgen,  was  der  Heiland  vinlangt:  Estote 
prudentes  sicut  serpentes,  et  simpUees  Stent  columbae. 

Ich  komme  anf  den  letzten  Ihrer  Anstände,  den  Sie  mit  diesen  Worten  aus- 
drQeken:  »Die  in*  den  Jetzigen  Verblltnlssen  nachtheingste  Weisung  des  Normativs 
ist  die,  dass  Jedenfalls  prodamirt,  und  der  Proclamationsscbein  in  der  vorge- 
scbaiebenen  Form  ausgestellt  werden  s€ll.c  Was  die  vorgeschriebene  Form  des 
Proclamationsscbein^  betriflft,  so  ombs  ich  Sie  mit  Ihrer  Beanstandung  derselben 
lediglich  an  den  heiligen  Vater  verweisen,  nach  dessen  Vorschrift  Jene  Form  ge- 
nau entworfen  ist,  damit  auch  Er  die  Art  und  Mittel  kennen  lerne.  In  welcher 
und  durch  welche  Sie  Seine  wie  meine  Vorschriften  bestreiten.  Was  aber  Proda- 
matlon  and  Ledlgschehi  (überhaupt  betrifft,  so  sind  beide  kraft  der  Beschlüsse  des 
zMEeiten  Lateranischen  und  des  TOdaitinischen  Concilinms  durch  die  oberste  Aoc- 
toritat  der  Kirche  »iciU  als  Beförderungsmittel  der  Ehen,  sondern  als  Vorbeur 
ffungimiitel  gegen  ungültige  und  sündhafte  Ehen  eingeführt  worden; 
und  dem  loahren  Katholiken  mussAUea  daran  liegen,  dass  auch  in  gm^s^ 
ten  Gemeinden  diese  nOtzliche  Institution  autrecbt  erhalten  werde.  Entdeckt  sicli 
am  ein  Öffentliches  oder  geheimes  Htadernfss,  und  wir  haben  gethan,  was  nnsers 
Aflites  Ist,, dann  Ist  es  nicht  Sache  nnserer  Verantwortung,  wenn  sieh  ehi  prote- 
stantischer Pfarrer  Ober  das  von  uns  entdeckte  und  aügemetai  oder  spedell  so- 
gedeutete  Hinde^niss  hinwegsetzt  Verweigern  wir  aber  die  Proclamation  txoi 
die  Notiflcation  des  Ergebnisses,  dann  veranlassen  wir  den  protestantischen  Pf''^ 
rer,  sich  Ober  diese  Cautelen  hinwegzusetzen,  and  machen  ans  sdiwerer  Ve^ 
antwortuqg  schuldig.  Die  Ansicht ;  dass  die  Verweigerung  der  ProdamatloB  eine 
Strafe  sei,  ist  eine  ganz  irrige,  wie  die  vielen  Geanche  um  DlqwDse  vöo  ^ 
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ProolaniAtiOBeD  sattsam  l»eweiten.    MH  dieser  Aasi^  Hill  daber  mieli  AUea,  w» 
darauf  gebaut  war.    Und  hieroit  wfire  der  lelzte  Ihrer  Anst&nde  erledigt. 

Was  ich  Ihnen  Ober  die  besprochene  Angelegenheit  Im  Ganzen  noch  zu 
erinnern  habe,  redocirt  sieb  auf  den  wohlmeinenden  Rath :  Geben  Sie  sich  einmal 
so  viel  MQbe,  in  Geist  imd  GrQade  meines  NormaUva  einzodringen,  als  Sie  sich 
^IQbe  gegeben  haben,  es  zu  bestreuen;  so  wird  Alles  ta  dieser  Angelegeabelt  gal 
gehen,  and  Sie  werden  Gatt,  seiner  heiligen  Kirche  und  Ihrem  Gewiseent 
als  deren  StimmfOhrer  Sie  sich  am  Schiasse  Ihrer  Yorsleljang  mir  gegenüber  ge- 
riren,  einen  weit  hessern  Dienst  leisten,  als  wenn  Sie  den  grandiosen  Ton 
der  angemassten  RoOe  durch  grandlose  Argamentatlon  und  kecke  Einseitigkeit  der 
gerObmten  Brfahrung  läcberlieh,  —  durch  anwabre  Beraning  aoT  erdichtete  oder 
interpolirte  AuctoritAten  verficbtlicb  macben*  Und  wenn  Sie  Je  wieder  Ibren 
Bischöfe  Anst&nde  vorzutragen  haben«  so  lassen  Sie  sich,  wenigstens  nm  ihrer 
eigenen  Ehre  willen,  nicht  mehr,  wie  diesmal,  die  Feder  von  einem  Manne  führen, 
der  den  Matigel  an  Beweiskraft  durch  Decinroallon  ersetzen  wollte. 

Indem  ich  dieses  schreibe,  empfange  ich  die  Zuschrift  von  fünfzehn  Pfar- 
rern und  fiarrverweaern  des  Decanats  Firmaaens  iSehang,  Bold,  JShrhardt, 
Germann,  Helffer,  Jacob  Hemmer,  Ihle,  KU»,  Storch,  Stöchel,  Merker, 
Scharfe nh er g er ,  Zimmermann,  Wolter,  Veiter),  weiche,  wie  es  scbeint, 
die  Ehre  Ihrer  Eingabe  theilen  wollten,  indem  sie  eine  vOiÜg  gleichlautende  mir 
Oberschickten.    Ihr  Wille  geschehe! 

t  Peter  Richarz, 
BIscbef  zn  Speyer. 

Wir  ertouben  uds,  zu  der  biachöflkfaeii  A&twort  wied^  dnige 
BemeirkiuKgen  txx  machen.  Sie  ertnnert  im  Bingang  daran,  dass  die 
Beartheilmg  der  ZalSaeigkett  des  Normativs  unter  strenger,  aber  auch 
(Meiniger  YerantworÜichkeit  gegen  Gott  und  gegen  das  höchste  Ober«- 
baupt  der  JSlrche  zu  den  PUichten  des  resp.  BiscWes  gehöre  und 
er  den  untergebenen  Geistlichen  eigentlich  keine  Bechenschaft  darftber 
flßhuldig  sei.  Wir  wissen  aber  nicht,  ob  es  in  einer  so  wichtigen 
Sadie,  wie  die  gearischten  Ehen  sind,  bei  welchen  das  Gewissen*  der 
Pfarrer  so  sehr  betheiligt  ist,  den  Seelsorgern  nicht  erlaubt  ist, 
ihrem  Bischöfe  Vorstellungen  zu  machen  gegen  eine  Verordnung,  die 
in  so  seltsamen  Widerspruch  mit  der  Lehre  der  katholischen  Kirche^ 
den  Beschlüssen  der  Concilien  und  den  Erlassen  des  Eirchenobefr'^ 
hauptes  steht.  Die  Pfarrer  sind  ihrem  Bischöfe  obedientia  schuldig 
in  allen  Vereisungen  desselben,  welche  mit  der  Lehre  der  Kirche 
und  den  allgemeinen  Kirchengesetzen  in  Einklang  steh^.  Wo  aber 
ei(ie  bischöfliche  Verordnung  derart  abgefasst  ist^  dass  man  sich  der 
VeheizeD^guag  nkdit  erwehren  kann,  dieselbe  stehe  mit  der  Doctrin 
and  Disciplin  der  ganzen  katholischen  Kirche  nicht  im  Einklang,  dür- 
fen Seelsorger,  die  sie  vollziehen  «ollen,  mit  geziemender  Beverenz 
schon  bei  ihrem  Bisdiof  anfragen  und  Vorstellungen  machen,  und  er 
bat  die  Pflicbt,  klar  und  deutlich  zu  antworten :  denn  ist  der  Bischof 
allein  Gott  und  dorn  Ob«rlumpt  iverantirortlieh  ~  in  Hinsieht  auf  die 
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AblegüDg  äfft  Bechenscbäfl?,  wie  er  sein  Amt  verwaltet,  so  ist  er  doch 
auch  seiner  Diöcese  nnd  seinem  Klenis  insofern  verantwortlich,  dass 
er  kein  anderes  Evangelium  predigt  und  predigen  lässt,  als  das  E?an- 
gelium  Cl^risti,  wie  es.  die  katholische  Kirche  bewahrt.  Schofi  oiehi 
als  ^umal  hat  man  im  Laufe  der  Kirchengeschiehte  einem  Bischof 
widersprechen  mässen  nnd  mit  seiner  eigenen  Benrtfaeilung  von  Lehren 
und  Gesetzen  der  Kirche  sich  nicht  zufrieden  geben  können. 

Die  bischöfliche  Antwort  macht  den  Seelsorgern  Vorwurfe,  dass 
sie  in  ihrer  VorstelloAg  sagteA:  i^voa  Gefährdung  .  • . .  des  8edmr 
heils  (durch  Verweigerung  der  kireUichen  Proclamation,  der  Dimission 
und  der  Assistenz  bei  gemischten  Ehen)  haben  wir  nichts  wahrgenom- 
men« —  und  sagt:  »die  Gefährdung  des  Seelenheils  durch  die  ge- 
dachte Weigerung  findet  im  Bisthume  Speyer  allgemein  und  auf  die 
augenfälligste  Weise  und  in  ein^  Grade  statt,  wie  in  keinem  anders 
Bisthume  des  Königreichs  Bayern«« 

Es  ist  wahr,  was  die  bischöfliche  Antwort  sagt,  vermöge  des 
firanzösischen  Gesetzes  in  der  Bheinpfalz,  welches  auf  religiöse  Ein- 
segnung der  Ehe  keine  Bficksicht  nimmt,  und  die  sogenannte  Civilehe 
legalisirt  hat,  ist  dem  Concubinate  die  Thüre  geöffnet    Das  Gonca- 
binat  ist  natürlieh  ein  Zvstand,  der  eine  schwere  (Münc  fBr  das  See- 
lenheil in  sieh  schliesst.    In  einem  Lande  also,  wo  das  Concnbinat 
gesetzlich  antorisirt  ist,  ist  schon  Gefährdung  des  Seelenheils  vorhan- 
den« Aber  ist  es  denn  keine  Gefährdung  des  Seelenheiles,  ist  es  keine 
Todsünde,  wenn  ein  katholischer  Brauttheil,  der  eine  gemischte  Ehe 
eingeht,  nicht  dazu  au  vermögen  ist,  seine  Kinder  katholisch  werden 
zu  lassen,  und  sie  zur  Hälfte,  oder  gar  alle  insgesammt  an  eine  andere 
Confession  ausufert?    Und  ist  denn  diese  Gefährdung  des  Seelen- 
heils gehoben,  wenn  der  Bischof  solchem  pflichtvergessenen  Katholikent 
der  auf  seinem  gottlosen  Vorsatze,  die  Bedingungen  der  Kirche  zn 
einer  g^do^ischtea  Ehe  nicht  zu  erfüllen,  beharrt,  auch  noch  kirchliche 
Proclamation,  Dimisskm,  passive  Assistenz  und  zwar,  wie  §.  6.  des 
Normativs  vorschreibt,  in  loco  Sacro,  in  der  Kirche  gestattet  ?  Ist  die 
Ehe  nicht  ein  Saorament  und  der  unwürdige  Empfang  ein  SacrilegiomF 
Ist  es  also  nicht  ein  und  derselbe  Teufel,  um  hier  ein  altes  Sprich- 
wort zu  gehraufihen,  der  auch  hier  die  Leute  hott,  sowohl  jene,  die 
im  Concnbinat,  als  jene,  die,  i^ne  sieh  um  die  Gesetze  der  Srcke  iQ 
bekfimmem,  in  gemischter  Ehe  mit  akatholischer  ISindexemxbsDg 
leben  ?  —  Also  der  Gefährdung  des  Seelenheiles  ist  durch  das  bischöf- 
liche I^ormativ  nicht  vorgebeugt.  Denn  der  Papst  hat  dadurch,  dasB 
er  in  Bayern  auf  das  widerholte  Drängen  der  Bischöfe  die  Vonaahnte 
der  Proebmation,  die  Ausstelltuig  der  DiiMnerien  und  •  die  p^^ 
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AflidstenK  auch  bei  soloben  gemibebten  Bheti,  wä'die  Bedingnilgett  der 
Kirdie  Bieht  erfüllt  werden,  gestattetf  den  gewissenlosen  ksthioligdieh 
Shelheil  nieht  absolTirt  and  sein  Vergehen  legaiteirt,  nicht  seiner 'fikk 
wiflteideBigkMt  mdidgirt^  sondern  nnr  das  Gewiesen  der  Seelsot^ 
ealvirt.  Wahrhaftig,  imnn  »an  die  sMtsame  BeweisflftRtiig  der 
bisdidflichen  Antwort,  die  da  den  Pfarrern  so  grosse  ^üngereiiniiieliä« 
an  Last  legt,  dnrcUiest,  so  sieht  man,  diss  der  Bischof  wohl  vor  d#t 
Tedsfinde  des  Ooneabmats,  nicht  aber  ror  der  TodsOnde  einer  g^ 
nüsdiieii  Ehe,  welche  mitTerachtnag  aller  KirdimgeeetEe,  mit  Mihilp^ 
rem  Yerrath  an  den  sn  hoffenden  Kindern,  saorifegflsdh  eingegahg^ 
wurd,  smraekechandert,  nnr  in  ersterem,  Mcht  aber  in  Mt^  elnA  Qe^ 
iihrdnng  des  SedenheileB  erblickt! 

»Aber  gesetzt,  fthrt  die  bischofliehe  Antwort  fort,  was  mir  jeden^ 
falls  änssetst  gewagt  scheint,  Sie  wftren  in  einem  bestimmten  Falle 
ganz  sicher,  dass  ein  ton  Ihnen  abgewiesenes '  Pfiurldnd:  ans  freietfi 
Antriebe  znm  protestantischen  Ffknrrer  sich  wenden  würde ,  nm  vor 
ihm  die  Ehe  sn  schliessen ,  wfirde  nicht  wenigstens  in  diesem  Falle, 
wo  die  Gefahr  des  Ookicnbinats  ferne  Uge,  die  Assistenz  zn  verwelk 
gern  seinP  —  Wir  wdilen  den  Fall  genauer  betrachten  nnd  mit  den 
Interesaen  der  ffirche  und  der  pftpstikheh  Inetmction  ihn  znsämmeh^ 
halten.  Wenn  das  Pfiurrkind ,  weldies  trotz  allen  Abmshnnngen 
eine  genieohte  Ehe  eingehen  will,  aber  die  katholfaiShe  Brsiehnikg 
aller  seiner  zn  hoffenden  Kinder  nieht  verbfirgt «  dessen  nngeaichtet 
die  Asflistenz  des  katiKiliscben  Pfimrers  verlangt,  bnd  auch*  bd  Vitf^ 
Weigerung  des  Segens,  den  Sie  aUerdinge  verweigern  mflseeb,  ^iese 
Assistenz  nodi  immer  Jener  des  (ÜLathoUschen  Pfarrers  vondMit,  i6 
zeigt  dieses  Verlangen  des  ....  PfJarrkindes  doch  einen  Fanken  von 
Aidiftnglichkeit  an  die  Mnttw  —  die  katholische  Kirche,  einen  Funken, 
weldier  mit  Zartheit  bewacht,  und  mit  liebe  genfthrt  und  angefiiicht, 
vielleicht  spftter  noch  das  laue  Gemüth  erwftrmt,  und,  wenn  einmal 
auf  die  Freuden  der  Hochzeit  die  ernsten  Sorgen  und  Wehen  des 
Ehestandes  kommen ,  mit  rficksichtsloser  Sehnsucht  -  nach  den  Tr(^ 
fltnngen  der  Beligion  und  mit  regem  Eübr  fOr  die  Pflicht^i ,  durch 
deren  ErfUlnng  jene  bedingt  sind,  entzündet.  Und  Sie,  mebie  lieben 
hochwürdigen  Herren,  könnten  es  fEir  Pietftt  achten^  diesen  lenken 
VW  Anhftngli(dikett  durch  Weigenmg  der  verlangten  Assistenz  zu 
zertretenP  . . .  .€ 

Abet  dieser  Fall,  wie  ihn  der  Bischof  hier  schildert,  war  nicht 
blos  in  der  BheinpjRdz,  sondern  in  allen  Lftndem,  wo  gemischte  Ckm^ 
fenionen  neben  einander  bestelMn,  mOgUeh  und  doch  haben  ffie  Päpste 
und  mit  ihnen  aüdi  Gregor  XVI.  f&r  Bayern  entsdiiedeft  eiklftrt«  dase 
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Miem  SiathoUken,  der  oiDegemiBeM»  £be  «eingeht  und  die  katboL 
£reiebimg  aller  seiner  Kinder  nicht  'verbürgt,  trete  des  Fimkans  ton 
Jbibtoglichbeit.an  die  Kirche,  die  er  noch  haben  mag,  ProGl8matio&, 
]>iniiBm(m  und  Assietenz  zn.  venreigem  seien.    Sa  tnffk  also  4ie  BJägt 
des  Biaahel»  von  Speyer  nidit  blos  seine  Seeborgsgeistiichenf  sondern 
die  Pifete  der  Eorohe  selbst :  »Und  Süb^  meine  hodmürdigen  Herren, 
{Kannten  es  fOr  Pietät  eraehten,  diesen  Funken  von  Anhftngtichkeit 
darcb  Weigerung  .der  verlangten  Assistenz  zu  zertreten?«  -^  Alf 
.nelaher  Sieite  liegt  mm  aber  diesmal  der  Fehler?  auf  Seite  der  Fipste, 
^ieüiir  eine  scdche  gemischte  Ehe,  wo  die  kathalisehe  KindererziehuBg 
nicht,  verbargt  ist,  die  Leistung  der  Assistentia  untersagen^  ohne  um 
den  Funken  Anhänglichkeit,  der  trotz  ünterrieht  tmd  ernster  Mahnung 
nicht,  zur  FfiichterlEBUung  zu  entflammen  war,  st^  zu   ktl:mmeni, 
edett  auf  Seite  des  Bisöhoft  Bicharz,  der,  in  deriHoimng^  4er  Funke 
.werde  schon  noch  zum  kathoUsoken  Feuer  aufledem,  die  Assistenz 
gebietet?  —  Wahrsdikeinlieh  gingen  die  Päpste  bei  ihren  Erlassen  in 
Sechen  d^  gemischten  Ehen  von  folgenden  tetholisohen  Sätzen  aus: 
4i(»  ajBißistentia  parochi  bei  Efngeimng  einer  Ehe  ist  eine  wiffkliche 
eeopetatie.ad  actum  niatrimraü, . da  ne  nach  dem.  Goncfl.  lYideni 
xihne. diese  assistentia  parochi.  ungtitig  isL  «-*«  Die  kathc^ische  Kirek 
über  mass  lehren^ '  dass  eine  oDöperatio  ad  actam,  der  unarlaubt  ist« 
anoh  selbst  ilneirlatibt  ist  und  auch  dann  nioht  gestattet  wocben  kaottt 
mnn  ir^gend«  ein  guter  Erttdg  zu  hofbn  wäre:  denn  sie  j^a»bt  nodi 
ipmerr-was  der  Apostel  sagt:  non  «lunt  fisMiienda  mala^  ut  «evauant 
bona.  .  Daher  kenn  sie  die  -assistetttia  paBoehi  demjenigeQ  nicht  g^ 
stattetiv  .der  darauf  bestekt,  eme  unerlaubte  Ehe  einaugriien,  und,  clA 
ijie  'Bkdi  mk  Se^caoMkt  ist,  ein  Sacrilegium  zu  begehen. '  •  Bin  »Eathelik 
aberiy  der  eiiie  genaschte  £Sbe  eingehen  will,  non  impetarata  Eedesiae 
di$p6BSatioiie ,  dmedie  kathdische  Kindererziehang  zu  verbflrgeOf 
trotz  Beiehrung  und  Mahnung,  der  best^  darauf  eine  uneilanbte  Ebe 
einzugeb^  and  sieh  ein  sacrilegium  zu  schulden  kommen  zu  lassen. 
Denn  .solchen  Kalludiken  liegt  Nichts  an  dem  Dogma  {woraaf  Ore- 
gor  Xyi.  eowofal  in  seiner  Encyelioa  als  auch  in  seiner  Inetrudio  so 
die  bayedschen  Bischöfe  so  ernstes  Gewidit  legt);    »Eztta  veram 
eatbolü^amfidem  nemo  salvuS' esse  potest;«  ihm  liegt  Nichts  an  den 
uzAUigOü  Gesetzen  dw  Kirche,  weldie  4ie  gemisehtelL  ffiien  verbie* 
ten,  ihm  liegt  Nichts  an  der  »flagitiosa  communicatio  in  rebus  saeriST^ 
1liei>di0  päpsttfebd  Instimetio  henroärhebt,  und  es  liegt  ihm  Nichts 
daeaHi  0b.;fl9iae,  Kindi»-.  verloYen  g^m  oder  jelig  werdan.  Daher  haben 
die.iJWpsile  in  Uiren  fkksam  gegen  4be  gemisohtenr  Ehen  auf  jenen 
tEdnkMi  ivM  AiAAngUeUuriti«.  den  der  religiOae  InüffiBrentumugnook 
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etwa  in  so  gtwisBMüosen  KathoMken  Hbrig  felatten,  keine  Btteksi<At 
genommen ,  Ptoclamation,  Dimission  und  Aa^ifitentia  untenagt,  nnd 
i  wo  m  diese  Acte  gestattet,  thaten  ne  es  nicht  des  pffichtvergeeseneii 
I  Katlioiiken  wegen,  sondern  deswegen,  »ne  pnbücns  erdo,  popoleum 
I  tranqmllitas,  den  inoolnmitas  in  diserimen  fecile  sitat  addnoenda.«  ' 
g  Nachdem  die  bischMiche  Antwort  die  Seelsorgsgeistlidien,  statt 

I  zur  Beschwerde,  viefanehr  snm  Danke  gegen  ihren  Bisehof  mid  »die 
i  so  umsiduHgm  als  trenkathoUsehen  Männern,  die  seinen  Bath  Mlden,« 
f  anfgefordert,  dafOr,  »dass  wir  Sie  vor  fidgenreiehen  IfissgriiTen  be^ 
I  wate't  haben  dnrch  die  bestimmte,  nach  den  dgenthümliohen  Yfnf^ 
I  hftttnissen  der  Di(k^ese  Speyer  bemessene  Weisung ,  fthrt  sie  f(3ai: 
I  »Danken  Sie  es  meinem  in  Gott  mhenden  Herrn  Vorfiihren,  dass  eir 
c  die  BedArftnsse  semer  Diöcese  richtiger,  als  einige  seiner  H6rr4n 
i  Pfarrer,  wSrdigend,  sich  von  den  Voietelinngen  des  bsTerisofaen  I!|^ 
n  eopsts  an  den  heiligen  Stuhl  nicht  aussobloss,  und  bitten  Sie  Ihm  und 
den  nbrigen  OberMrten  der  acht  Kirchen  Bayerns  ab  die  spweldeiitige 
Weise,  in  welcher  Sie  über  deren  y<»rstellungen  an  den  heiligen  StnU 
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I  2U  sprechen  sich  erlaubten.«  Diese  bdden  AktenstQcke,  dieRefeMDit 
I  schon  oft  durchlas,  haben  ihn  jedesmal  mit  eigentümlicher  Weh^- 
I  müi  erlBllt,  weü  sie  ein  abermaliger  Beweis  daftr  sind,  was  Mreh^ 
lichgesinnte  Männer  (Görres,  Beda-Weber)  oft  so  schmerzKeh  bekkgft^ 
dass  nämMch  seit  der  Einfahrung  der  Bfirocratie  an  Stelle  der  DiOce- 
saqqrnoden  oft  in  den  wichtigsten  Ang^egenheiten  der  Seeleorgß 
swischen  Bisdutf  und  Klerus  ein  unheilvoller  ZwieqMÜt  besteht ,  degf 
verderbttche  Folgen  nach  sich  xiAt  Die  Pfafirer  glauben  in  ünw 
Yorstellung,  sie  hätten  Grund  zur  Beechwerde  über  das  Normativ  ua4 
über  jene,  welche  den  Papst  bis  auf  die  äusserste  Grenze  kirchlicher 
Toleranz  getrieben;  der  Bischof  hingegen  glaubt,  sie  hätten  Grund 
zum  Danke,  dass  ihr  Bischof  und  alle  Bischöfe  Bayerns  so  richtig  fSr 
die  Bedürfiiisse  ihrer  Diöcesen  gesorgt ;  haben  denn  nicht  Bischof  und 
Klerus  bona  fide  gehandelt?  —  Es  ist  wahr,  von  1830—34  wurde 
in  der  bayerischen  Kammer  gegen  die  Praxis  der  katholischen  Kirche 
in  den  gemischten  Ehen  erschrecklich  gelärmt  und  getobt  und  gegen 
die  hartnäckige  Krankheit  des  katholischen  Klerus  eine  Hungercur, 
die  Temporaliensperre ,  beantragt:  es  wurde  in  den  Zeitungen  ge- 
sehimpft und  räsonniii;  mehr  aber  ist  nicht  geschehen.  Nun  Wäre  es 
flieht  zum  ersten  Mal  gesdhehen,  wenn  hi^  die  Kl^rche,  keiM  Vesr« 
folgung  sauend ,  auf  solches  Geschrei  hin  nicht  «mnal  ein  JM* 
flirerOesetse  suj^ückgenornnmi,  neeh  ii^endwie  Miene  gemacht  hftMe, 
selehen  glaubenslosen  Schwätaem,  wie  sie  damals  in  der  bayeriedien 
Sammnr  gesessen,  SugeständiiisBe  Regent  ihre  PSicht  und  ihre  Sendm^ 
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f^.m^n;  «tati  dfl^sea  wiui4taii  sich  die  BiacMie  B^yarps,  tob 
Oben  wiadarbolt  gadcftiigt,  an  deu  Fajpst  luid  qHnchw  v<m  TiMinüt, 
Stl^ning  der  ölBdotlicben  Buhe  und  Uartertiittm  der  Priastor.  Daher 
h^  man  den  Biack9fett  Bay em's,  die  doch  in  dasudiger  Zeit,  (ivse  aäm 
so  oft^  der  Begietfong  g^eaflb«  gar  tu  irillftbrig  waren,  nMligesagt, 
m,  wQUkeu  lieber,  dass  die  Kirehe  natch^be  md  sich  eelbat  ¥etl&ugne, 
Biß  daas  sie  in  Bayern  Miui^r  werden,  wosu  Abrigelis,  wie  Mdum  » 
wfthnt,  nocb<  keine  Gelegenheit  gebotm  war.  Selbst  der  Fqnt  scheint 
.von  den  BesqrgQisaen  der  Bischöfe  Sa  4i»  StOorung  des  (teuleoi)  Frie- 
4en8  licht  Qbeneugt  gewesen  au  sein,  wie  dies  ans  fatgeBodttn  Worteo 
diear  pipstUcben  Lisiimction  herv(»*sugehen  scheint:  »Getenim  Sanc- 
^assiinns  Dominus  Noster»  dum  Tehementer  dolet,  quod  ejoemodi  tole- 
fßn^ti^ß  ratio  pro  regno  catholieae  fidei  professione  insigni  ftterit  in* 
^nnda,  sanctissime  coram  eo,  c^jus  oculis  omnia  fluda  et  aperta  sunt, 
(rofitetiri  se  ad  eaidem  tolerantiam  ea  tantnm  de  csfusa  adduci  sei 
yerias  protrahi,  ne  gmvioca  Ecäesite  catboüeae  inoommoda  obyeniani 
Iddrco  notnm  persqasiunque  Arehiepisc^  et  Efdscopis  Bavariae  esse 
vnlt,  haad  aliier  ipew  ob  Bmpra  dktam  MeiramUam  Mas  in  cour 
s0ie99Ha  for^i  igmm  si  id  gesserinlf  qMd  imphratö  j^pirilM  Satnäi 
Imme,  mimmtM  eg^fedüre,  .aliaque  omnia,  quae  Sterins  eimeleati 
jafont,  religiöse  ser?averint.« 

'Den  starken  Angriffen  der  Pfarrer  auf  den  §.  6.  des  S'ormativs, 
welcher  die  Leistung  der  passiven  Assistenz  in  der  Kirt^  und  in 
hircKiichem  Gewände  getiietet,  begegnet  die  bischöfliche  Antwort 
taicht  ohne  grosse  ifbittemng.  Die  (Erfinde,  die  sie  für  den  §'.  6.  vor- 
bringt, lassen  sich  auf  folgende  drei  zurfickfEihren : 

1)  Für  einen  hrcMicJ^en  Act  ist  kein  Ort  geeigneter  als  die 
Kirche,  und  durchaus  kein  Gewand  zulässig,  als  das  kirchliche.  Nun 
ist  aber  »auch  diese  Art  der  Trauung«  (nämlich  mit  passiver  Assistenz), 
'  ein  kirchlicher  Act.  Denn  sie  erfallt  alle  wesentlichen  Bedingungen 
einer  kirchlich  galtigen  Ehe  nach  Vorschrift  des  Kirchenrathes  von 
Trient  und  nach  den  Declarationes  Cardinalium  Concilü  interpretum. 
Also  ist  auch  die  Trauung  unter  passiver  Assistenz  in  der  Kirche  und 
in  kirchlichem  Gewände  vorzunehmen. 

, ,  2)  Der  Pfarrer  erscheint  bei  diesem  Aefeemcht  als  Uesser  Zeage, 
seodeni  als  Pfarrer.  Der  pfiurrliche  Charakter  ist  wesentttch  notk- 
«endig;  Aeusserlich  aber  stellt  sich  der  Pfarrev«  nur  d«n^  sein  Ge- 
wand als  Pftrrer  dar.  »Darum  will  ich^  dass  dar  Piarrer  oder  sein 
SKeUrartreter  bei  diesem  kirchlichen  Acte  auch  ftassedi^  durch  ssib 
Gemaad  sieh  als.P&rrer  daisteUe,  und  nicht  Vonlaaanng  gebe»  dstf 
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flm  JemBaA  entireder  mit  4em  Br&!itig»m,  oder  mit  d«m  Sfachendieneri 
oder  mit  einem  Lolmlakei ,  oder  mit  einem  gaffenden  Dorfbsrbier 
verwechsele.« 

3)  »SotMld  der  heflige  Stnhl  g^ien  meine  Anordnnng  enitscbei- 
dei,  (dass  nftmlieh  die  paaeive  Asaiatenz  an  geweihter  StAtte  und  in 
kiithlioliem  Gewände  an  leisten  sei,)  werde  ieh,  eingedmk  meiner 
kiroUiehen  PBichien  gegen  das  höchste  Oberhanpt  der  Kirche,  dem- 
edben  eben  den  Gehoiaam  willig  beweisen,  den  ich  von  Omen  gewftr* 
tige.  Bis  jetet  aber  hat  der  heilige  Stahl  gegen  meine  fragliche 
Anordnnng  nicht  entschieden.  Wenigstens  in  der  Instmctio  pontiflela 
vom  12.  Sept.  1834,  welche  in  dieser  Beziehnng  die  alleinige  Norm 
für  die  BisohOfe  der  acht  Kirchen  in  Bayern  ist ,  nnd  in  dem  für 
etwas  leraduedene,  jedoch  fthnliche  VerhlUtnisse  bemessenen  apo8to<- 
liaehen  Breve  Papst  Pins  VUI.  an  den  Erzbischof  von  Köln  xmd  an  die 
Bischöfe  von  Trier,  Paderborn  nnd  Monster  vom  25.  Mirz  1890 
kommt  von  einer  solchen  Entscheidung  nkhi  ein  Wort  vor.  WoU 
hat  der  heilige  Vater  in  beiden  Urkunden  bei  Anwendung  der  indnV 
girten  Assistenz  fBr  die  FUle,  wo  die  katholische  Erziehung  aller 
Kinder  nicht  versichert  ist,  den  Qebrauch  jeder  katholischen  Ceremo* 
nie  untersagt  Aber  Kirche  und  kirchliches  Qewand  sind  kein^  Ce» 
remonien.  Hfttte  der  heilige  Yater  ihren  Oebrauch  wüersoffen  woUm; 
so  wftrde  er  es  geOian  haben.  Er  ih(U  es  mcM.«  —  Das  also  sind 
die  Grflnde  ttr  den  g.  6.  des  Normativs. 

Was  den  ersten  Orund  anbelangt,  so  sind  hrcMich  gSUig  und 
btrehiieh  erhntbt  zwei  verschiedene  Dinge:  was  .kirchlich  gflltig  ist^ 
ist  nicht  immer  kirchlich  erlaubt.  So  ist  z.  B. ,  um  bei  der  Ehe  zu 
bleiben,  wenn  der  parochus  proprius  auf  einem  Spaziergange  oder  zu 
Hause  von  zwei  Brautleuten  fiberrascht  wird,  die  da  ihre  Absicht, 
sadi  zu  heirathen,  und  ihren  consensus  vor  ihm  kund  geben,  diese  Ehe; 
wenn  kein  anderes  trennendes  Hindemiss  entgegen  steht,  hireUieh. 
gUUig,  und  man  kann  sich  fllr  die  Gültigkeit  derselben  mit  Becht  auf 
die  Dedaiationes  Cardinalium  Goncilii  interpretum  berufen.  Aber 
hh^Mieh  erhiM  ist  diese  Ehe  nicht:  weder  die  Bifautleute  dfliftn 
cmf  #oldbe  Weise  eine  Ehe  ehigehen ,  noch  der  parochus  darf,  --^ 
freiwinig  xmd  ungezwungen  ihr  assistiren.  Eben  so  verhftlt  es  sich 
mit  einer  Trauung  unter  passiver  Assistenz  des  Pfenrers:  kirchlich 
gtltig  ist  sie,  wenn  alle  Bedingungen,  welche  das  Oondl  von  Trient 
nr  OOltigkeit  der  Ehe  fordert^  vorhanden  sind,  aber  deswegen,  weB 
kircMich  gftitig,  ist  sie  noch  nicht  kirchlich  erlaubt  oder  wie  die 
bisdiMiche  Antwort  verftnglich  sagt :  hirMieh.  Daraus  also,  das» 
solehe  Mo  kirchlidi  gOtig  ist,  folgt  noch  nicht,  dass  ehi  Pfarrer  ütf 
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«udstireii  darf  wä  diaselbe  Weise,  wie  bei  einer  Ehe«  dS*  nglekh 
MrcMie4  erhubt^  d.  i.  kirchlich  ist,  —  in  der  Kirche  tmd  in  hirth' 
Uchem  Chivanäe. 

Den  zweiten  önuid  betreffend,  so  ist  allerdi^  —  xor  Gültig' 
keit  der  Ehe  aothwendig,  dass  dar  P&rrer  als  Pfarrer  assiatirt,  oder 
jvie  die  bischöfliche  Erwiederung  sagt«  —  »der  p&rrliehe  Oharakter 
jst  wesentlich  nothwendig.c  Zum  pfarrlichen  Charakter  bei  Eingehung 
Bin«'  gültigen  Ehe  aber  ist  weder  die  Kirche  noch  das  OtewBXid  noih* 
wendig  denn  die  Ehe  wftre  gültig;  wenn  aach  der  Pfiurrer  in  einem 
Anange  beiwohnte,  dass  man  ihn  »entweder  mit  dem  Biiatigaiii,  oder 
mit  dem  Eirchendienw ,  oder  mit  einem  Lohnlakai  oder  g:affendeB 
Dorfbarbier  verwechseln  wOrde.c  Ans  dem  pfarrlichen  Charakter  des 
Pfiurrers  zur  Gültigkeit  der  Ehe  folgt  also  abermals  kMnesvregSf  dass 
der  Pfarrer  die  passive  Assistenz  in  khtdilichem  Qemmde^  im  Talar, 
aoperpeUieinm  und  mit  Stola  leisten  müsse.  Der  Pfayrer  kann  schob 
anf  soidere  Weise  dafür  sorgen,  dass  er  mit  den  obengenannten  IndiTi* 
dnen  nicht  verwechselt  werde. 

Was  endlich  den  dritten  Grund  betrifft,  dass  der  Papst  in  der 
für  d|e  DiOcesen  Bayem's  allein  geltenden  Instmctio  pontifioia  weder 
den  locus  sacer  noch  den  habitus  sacer  bei  jenen  Traunngen,  denen 
4er  P&rrer  nur  mit  der  assistentia  passiva  beiwohnen  darf,  auadrikk' 
J/kk  verboten  habe  und  beides  gewiss  untersagt  hatte  ^  wenn  er  es 
hatte  thun  wollen,  so  gilt  hier  dasselbe,  was  im  Eingange  jenes  Gnir 
achtens  gesi^  ist,  welches  sich  der  alte  G^rres  v<m  BöUinger^  MÖKler, 
Frhr.  v.  Moy  und  FhiUips  über  die  ähnliche  Instruction  des  Erabischofis 
von  Köln  und  der  Bischöfe  von  Trier,  Paderborn  und  Munster,  worauf 
sich  die  bischofliche  Antwort  Iheilweise  (—  auf  die  Instractio  des 
Bisdiois  von  Trier  vom  7.  October  1834)  bezieht,  zur  BeurtheUui^ 
hat  geben  und  in  seinem  »Athanasius«  pag.  64.  veröffentliche  lasseu. 
JSs  ist  ersichtlich  aus  der  Encyclica  des  Papstes  und  aus  seiner  In- 
stmotio  an  die  Bischöfe  BayemSy  sagen  wir  mit  jenen  Gelehrten,  dass 
^Bßy  was  der  Papst  in  beiden  Instrumenten  gestattet^,  das  aunerste 
^ugeständniBs  ist,  welches  gegeben  werden  konnte,  über  welehes 
hinauszugehen  die  nothwendigen  und  unveränderliche  Principlen  dar 
Kirche  don  Papste  nach  seiner  eigenen  Erklärung  nicht  gestatten« 
Die  EnejcUca  nimlichsagt :  >At  vero  si  nonnonquam  conttgerit  (qaod 
Pens  avertat),  ut  monita  et  adhortationes  hujusmodi  in  irritum  ca- 
dai^,  et  qath(dicus  aliquis  vir  nmlierve  recedere  nolit  a  pervcorsD  sie 
consUio  ineondi  mixtas  nuptias,  oon  petita  seu  non  impetrata  Bcdesis^ 
diq^nsatione  vel  debitia  cautionibus,  seu  earom  aüqua  practomissa: 
^o  saaa  saori  pastoris  officium  eriti  abstinore  non  s(dum  a  matri- 
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monio  ipao  saft  jm^sentia  bonostwdo^  «ed  eiton  a  praeterputt^iidii 
eldem  proctematioDibas  a^e  a  diniissorialU)iifl  littmfi  oonecdondj^^ 
VeabWEi  eat  atrtem,  Ven^ff^ites  IVatrea,  admonere  parocbosi  ap.  rit». 
al^  iiadem  exigere,  ut  ab  omni  hujoamodi  actu  ^e  abatineaut  . . .  «.^ .; 
Die  Instructio  macht  nun  zwar,  auf  die  wiederholte  YoisteUpng  4^f^ 
Bi^ohOfe  J(m  den  Unruhen  und  Bedrangniseent  die  in  Bayern  zu  be- 
fiffchten  wftrea,  daa  Zugeständnias^  mit  Bfi^kneht  auf  firtUclie'  uiid 
pemSnlicbe  Yerhältnisse  auch  solche  Eb^n  zu  prodaaiiren,  am  dinntr 
üren  uod  ihnen  sogar  m  assistaren,  welche  die  katholische  Kiii^er^Ti 
Mbung  nicht  Terbüigt  hab^,  aber  wie  yerlangt  sie,  dass,  der  Ffarriec, 
aaaistlre  ?  .  •  •  Tune  ipa^  paroQh^s  cathoUeuß  peterit.  ijadem  vppiii» 
mate]:iaii  taa^tum  praesentia,  exduso  gtums  ecelmastico  rü^  adesae^. 
perinde  ac  si  partos  unice  agexet  meri  testia  rulgo  qaalificati  sßp. 
authorisabilis.  Endlich  fagt  sie  hinzu :  Geterum  Sanctsaaimua  Poin^ 
W9ß  NoBter,  dum.  vebemeater  dolet^squod  ejuamodi  tolecantiaa  ratio 
p]CO  t«gne  eatbolicae  religioius  {Mrofesaone  insigoi  fuerit  ineundav  sancr« 
iasaime  coram  eo,  cujus  ooulis  omnia  nuda  et  Sparta  sunt,  profifa^tof,. 
ae  ad  eandem  tolerantiam  ea  tantum  de  causa  addud  aeu  Yerius  peiM 
Ixabi,  ne  gtavioia  £cclesiae  catholicae  incoipmoda  oby^ooiani  Idicirw. 
BOtiun  pevsuaaumqae  Archi^iscopis  et  Episcopis  Barariae  eaae  vi)I.t| 
band  aliter  ipaes  ob  supra  dictam  tcderantiam  tutos  in  eonscient^, 
fore.,  quam  ä  id  goaserint ,  quod  implorato  Spiritus  Sajocti  lu9Ün/9r 
oenammat  expedire,  aliaqm  ounnia^t  qme  si/iperius  mmdeato,  smtt  rdU 

DelBgemäfls  (fahren  wir  mit  den  obige«  Gelehrten  fort)  ist  di^ 
Inatructio  des  Papstes  nicht  anders  als  stricte,  ihr^oi  Qeiate  iind  ihrem 
Buehstaben  naeh,  zu  hiterpretiren.  In  dem  Qeiate  und  nach  dem 
Baobstaben  der  päpstlichen  Instruction  ist  äbßr  keineswegs  verfoh^w 
wexden,  wenn  der  Bisohof  von  Speyer  nioht  blos  gestattet,  sonHQr^  ^u 
gar  befiehlt,  daas  der  Pfbixer  assistirt  im  Iocq  sacro  etin  hoMu^ßc^cni 
uad  den  Cooisensas  jedem  der  Brautleate  abverlangt.  (Siebe  säm* 
die  Erwiederung  des  Ordioariatea  auf  die  geateUtentAiifirc^g^  Nr^ti^) 
Der  Pfanrer  soll  nach  Anordnung  der  päpstlichen  Instiruotion  so^hBn 
£hei)eiwo]ujben,  maiteriali  tantum  assistentia,  exoluflo  qoovis  ritu  e^le^i 
siaatico,  perinde  ac  si  pajrtes  unice  ageret  meri  teati^  vulgo  qpalifica^ 
Ist  d^Q  aber  das  noch  eine  blos  jnatexiale  Assistenai  deß  fUxtm  W^ 
Au£|9(dklu88  jagUeheii^  kireblichioa  ^tus,.  ^enn  ei  der  l^raunng.piii^r, 
solchen  Ehe  wegen  sich  in  die  Kirche  begibt,  das  priesterliche  Oe- 
wand  anlegt  und  dann  die  Brautleute  um  ihren  Consens  befragt? 
Nicht  blos  steht  hievon  in  der  päpstlichen  Instruction,,  auf  Tfelche  de^ 
Biaoboi^  in  Qemässheit  qiit  ihr,  sein  Normativ,  basirt  b^benwill» .  l^ein 
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Wort,  sondern  wa»  der  Bisehirf  anordMkt  i^  geradeam  in  der  Instarao- 
ti6  pontiflciA  Terboten  und  unterBagt.  Nim  war  es  doch  wirklich 
^em  Bischöfe  nicht  erlaubt,  dber  die  Bestosinmigen  eteer  p&pgUiehen 
Instructicm  hinaus  zu  g^on,  wdohe  sieb  selbst  als  die  ftosaenfee  mög- 
liche Coneession  ankündigt. 

Die  bischöfliche  Antwort  b^egnet  der  Berafong  dar  Sedsotgs- 
^iHtlichen  auf  die  Kondsdireiben  der  prenssisehen  Bischöfe,  die,  ob- 
wohl in  Nachgiebigkeit  am  weitesten  gehend,  dennoch  ausdiracklich 
biineAten,  dass  die  Assistenz  nkiU  in  loco  et  habita  sacro  stattfinden 
dbUe,  ^  ihrerseits  mit  der  Bemfhng  anf  die  Anordnung  des  Bischc^es 
Tdtt  Trier  vom  7.  Öctt^er  1884,  »welche  in  den  dort  bestimmten  FÜlen 
die  Assistenz  zwar  nicht  in  loco  sacro  zu  leisten  vorscbreibe,  aber  nm 
einem  Yerboto  dnr  hirMichen  Kleidung  bei  dieaem  kirchlichen  {9) 
Acte  nichts  wisse.c 

Biese  Instructio  des  Bischofs  Ton  Trier,  welche  uns  nicht  vor- 
liegt, ist  jene  Instructio,  welche  auf  Grund  der  berfichtigten  Ueber- 
einkunft  des  Erzbischofe  Spiegel  von  Köln  und  des  MinisterrsBident^ 
Bunsen  vor  dem  König  von  Preussen  am  19.  Juni  1884  entwarfen  und 
an  die  (^eneralvicariate  von  Köln,  Trier,  Paderborn  und  MOnster  mr 
BeMgong  in  diesen  Diöcesea  erlassen  wurde.    Sie  stimmt  also,  wenn 
nicht  ganz,  doch  so  ziemlich  überräi  mit  der  Instructio  an  das  Qe- 
nerat-Vicariat  zu  Köln  vom  22.  October  1884  (die  Trierer  ist  vom 
7.  October) ,  über  welche  Oirres  in  seinem  > Athanasiusc  das  Out- 
achten der  genannten  Gelehrten  veröffentlicht  hat,  in  dwen  ersten 
Artikel  es  jMoch  heisst:  »Allein  auf  der  andern  Seite  hat  sich  auch 
der  katholische  Pfarrer  zu  hüten,  dass  er  der  Ehe,  welche  vor  sich 
gehen  soll,  die  Ehre  irgend  eines  Idrehlidien  Eiim  uriderfahrefi  lasse, 
öder  durch  was  immer  fftr  eine  Handlung  eine  solche  Ehe  zu  billigen 
schebie.«    J^ie  Instructio  fftr  die  Diöcese  Trier  aber,  über  deren  Be- 
Stinimungen  das  Pastoral-Normativ  des  Bischofs  von  Speyer  in  seinen 
Oonoessionen,  noch  hinausgeht,  war  es,  welche  dem  BiBcho£s  von 
Trier  ab  schwere  Qewissensbisse  verursachte,  dass  er  keine  Buhe  fand, 
bis  er  auf  dem  Sterbebette,  am  Band  des  Grabes,  »wo,  wie  Ocrres 
beifügt,  alle  irdische  Tftuschung  scheidet,  und  die  Dinge  hervortreten, 
wie  sie  sind  und  nicht  wie  sie  scheinen,  oder  man  sie  sich  eingebil* 
det^«  ein  finerliches  Bekenntniss  seiner  Schtdd  vor  dem  Oberhsnpte 
der  Kirche  abgelegt  hatte,  i)    Der  Trierer  Bischof  bekannte  nun,  er 


1)  »Well  in  der  Tbit,  sagt  der  sterbende  Biscbof  in  seinem  Briefe  an  den 
J^apst  (10.  Oetbr.  1BS6.  Siebe  GOrres  »Äthan,  pag.  57  ff.),  das  Breve  Pias  Vlfl. 
^  dtteb  eftte  gelindere  Hattong  hat  (mitloris  tenorte  est>,  so  liett  leb  miefa  bereit 
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habe  eiBgesdieii,  dass  durch  jene  Inatroictioii  £3r  die  katholisch«  Kirche 
»die  gewichtigsten  üebel«  entstehen  werden  und  dass  doreh  dieselbe 
»die  oanonischen  Qesrtse  und  Prineipien  der  kath<dischen  Kirche«  ver- 
letzt worden  sind,  nnd  er  venurtheilte  damit  nicht  blos  sjräe  eij^e 
Instruction,  sondern  anch  die  des  Bischofes  von  Speyer,  die  in  Dum* 
chen  Singen  noch  writer  gegangen  war. 

Das  also  waren  die  Qrctnde,  deren  Gewicht  einen  Bischof  bestimm- 
ten, ein  für  die  Praxis  so  nnheilvolles  Normativ  zn  erlassen! 

Die  Behauptung  der  bischöflichen  Antwort,  in  dem  Breve 
iVitf  VIIL  komme  nichts  vor,  das  besage,  dass  die  gemischte  Bhe 
ohne  katholische  Kindererziehung  in  loco  non  sacro  stattzufinden 
hätte ,  und  das  Wort  tum  saeer  sei  eine  -  eigeiunild&tige  Interpol* 
lation,  mag  ihre  Bichtigkeit  haben.  Die  Qeistlichen  haben  dies 
in  ihrer  Vorstellung  auch  nicht  behauptet.  Aber  in  dem  Beseript 
Pins  VI.  an  den  Cardinal -£rzbisch(^  Frankenberg  von  Mecheln, 
haisst  sogleich  die  erste  der  Bedingungen,  unter  welchen  der  Papst 
die  materiale  Assistenz  gestattet  bei  gemischten  Ehen:  »ut  tali  ma- 
trimoaio  tion  amsbU  in  loco  äoero  n^  aliqua  saßra  veate  ifidutus;  ut 
etiam  nullas  Ecdesiae  preces  recitet,  neque  uUo  modo  cosjagibus  be- 
nedicat.«  Welcher  Art  waren  aber  die  gemischtiBn  Ehen,  denen  eine 
solche  materielle  Assistenz,  aber  nicht  in  der  Kirche,  noch  im  kirch^ 
liehen  Gbwande  zugestanden  werden  durfte?  —  etwa  solche,  die  ihre 
katholis<die  Kindererziehung  nicht  Torbürgten?  —  Nein!  Nur  jenen 
Ehen  ward  diese  assistentia  matmalis  zugestanden,  welche  »Scripte 
ac  juramento  coram  testibusc  versprachen,  aile  ihre  Kinder  katholisch 
werden  zu  lassen.  Also  nicht  einmal  die  Trauung  jener  gemischten 
Ehen,  die  alle  Kinder  katiioUsch  zn  erziehen  sich  eidlich  verpflichtet, 
durfto  noch  unter  Pins  VI.  tu  loco  sacro,  und  unter  asästentia  parocld 
m  resfe  Mora  gescheheo,  geschweige  jener  Ehen,  die  erklSr^,  alle 


fladeo,  dem  Beispiel  der  BIschOfe  von  MQnster  and  Paderborn  zu  folsen  and  der 
Uebereinkanft  darcb  meine  UnCerscbrift  beizutreten  und  nach  dem  Vorbilde 
jener  Bischöfe  meinem  Vicdriate  die  heiliegende  Instruction  zu  OJber^ 
gehen,  dantt  dieselbe  idB  Norm  bei  Entsdieidung  Aber  die,  In  Betreff  grerolscbtefr 
Eliea  cntslebenden  Fngen  dienen  solle.  JetsU  aber,  da  Idi  von  einer  sehr 
adioici%voUe&  I(nmklielt  ersriffen  an  der  Grenze  meines  Lebens  stebe,  ond  dv^ 
die  sbttlicbe  Gnade  erlencbtet  eingesehen  babe »  dass  ans  Jenen  Schritten  fOr  di^ 
katboliscbe  KIrehe  die  gewichtigsten  Uehel  entstehen  werden  und  dass  durch 
dieselben  die  canoniscben  Gesetze  der  katholischen  Kirche  verletzt  worden  sind, 
süiildernire  leb  dessbalb  durcb  Beuf  getrieben,  frelwRIig  und  ans  eigenem  AH* 
Mebe  Allea,  werto  ieb  lo  dieser  hoetowMrtfgfn  Sacke  gtlrrt  babe  .  ,  A 
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Sünder  protestantisch  werden  ztt  lasisen !    Und  doch  befiehlt  dfes  der 
Bischof  Peter  Bicharz  von  Speyer ! 

Was  endlieh  die  Bemfnng  darauf  anbelangt,  dass  der  Papet  sicli 
noch  nicht. gegen  das  Pastoral-Normatir  entschieden  habe,  so  wird 
dies  sicherlich  darin  seinen  Grund  gehabt  haben,  dass  der  Papst  um 
das  Normativ  des  Bischofs  von  Speyer  nichts  gewusst  hatte.    Hfttte 
er  darum  gewusst ,  er  hätte  es  sicher  gethan.     Denn  kaum  hatte 
Gregor  XVI.  den  rührenden  JBrief  des  Bischofes  von  Trier  sanuut  einer 
Abschrift  der  Instruction  erhalten,  als  er  auch  schon  gegen  diese  In- 
struction und  die  fatale  Auslegung  des  Breve's  Fios  ym.  und  die 
üebereinkunft  der  Bischöfe  mit  dem  König  von  Preussen  pretestirte 
und  sie  verwarf.    (Siehe  die  Albe,  gehalten  den  10.  Dec.  18S7,  theil* 
weise  mitgetheilt  von  Pferrone  P.  IL"'  de  matrim.  miit.  c*  IVw  An- 
merkung).   Den  dritten  Punkt  der  bischöflichen  Antw<^t  anlangend, 
die  Widerlegung  des  Torwurfes  nämlich,  dass  das  Pastoral*>Normativ 
theilweise  in  der  Praiis  nachtheilig  wirke,  so  leuchtet  Jedem  em, 
der  beide  Actenstflcke  durchliest,  dass  die  bischöfliche  Widerlegung 
schlecht  gelungen  ist.  Aber  erst  jetzt,  nach  Jahren,  kann  noch  besser 
ahgegeben  werden,  welche  unheilvolle  Folgen  diese  bischöfliche  In- 
struction nach  sich  isog.    Kaum  war  nach  dem  Erlass  der  Encyclica 
an  die  bayerischen  Bischöfe  eine  bessere  Praxis  in  der  Diöcese  Speyer 
begonnen,  als  das  Pastoral-Normativ  sie  wieder  in's  alte  unkirchliche 
Fahrwasser  zurückführte.  .  Kaum  hatte  der  Erlass  des  Bischt^s  Chan- 
delle vom  22.  April  18S3  die  erbärmliche  Antwort  »zur  Beruhigung« 
vom  14.  März  1628  einigermassen  verdrängt,   da  tritt  schon  am 
8.  Februar  1836  das  neue  Pastoral-Normativ  mit  neuer  Praiis  in's 
Leben.   Dazu  kam  no^h,  dass  einige  Pihrrer  nach  der  ersten  Verord- 
nung »practizirten« ,  andere  nach  der  zweiten ,  wieder  und^«  nach 
dem  Pastoral-Normativ.    Ist  es  da  ein  Wunder,  dass  bei  so  wider- 
sprechenden Verordnungen,   die  äHein  der  Schuld  der  betreSenden 
Bischöfe  beigemessen  werden  müssen,  Priester  und  Laien  irr  und  wiir 
wurden?  Gibt  es  aber  etwas  Traurigeres  für  eine  Diöcese,  als  soldie 
Irrung  und  Verwirrung  in  so  ernsten  und  wichtigen  Dingen,  wie  die 
Ehe  und  die . religiöse  Erziehung  der  Kinder?  —  Aber  nicht  genug! 
das  Pastoral -Normativ  musste  wieder  verdrängt  werden  durch  die 
richtige  und  kirchliche  Praxis,  die  nun  wirklich  auf  di^  Bneyeliea  and 
Instructio  pontificia  basirt  ist.  Nun  leben  aber  in  der  Diöcese  Speyer 
doch  noch  manche  Pfarrer,  und  bestehen  noch  viele  Ehen,  die 'noch 
an  den  Grundsätzen  des  Pastoralnormativs  hängen^  sie  wenigstens  iu 
mandien  Punkten  befolgen,  währoid  die  jängem  Priester  einzig  na9b 
den  richtigen  Grundafttaeii'  der  Eirdie  verfiilirttL    Dah«r  gesoUaU 
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es  in  dieser  für  ibren  OberUrten  gewiss  schwieligen  und  sorgenreichen 
Diöcese,  dass  in  einer  Pfiurrei  die  katholischen  Theile  der  gemischten 
Ehe,  die  nicht  äUe  Kinder  katholisch  werden  lassen»  nicht  zu  den 
Sacramenten  gehen  dürfen,  während  sie  in  der  Nachbarpfarrei  ohne 
weiters  absolvirt  werden.  Oder  aber  es  stirU;  da  ein  Pfarrer  mit  den 
Qmnds&t^en  des  Pastoral^Normativs  und  erhftlt  einen  jangen  Nach? 
folger  mit  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche ,  die  er  nun 
sAnell  und  gewissenhaft  in  Ansäbang  bringt.  Ist  es  da  nicht  ganz 
naturlich,  dass  die  Laieni  die  an  einem  Orte  und  von  einem  Pfarrer  zu 
den  Sacramenten  zagelassen,  an  einem  andern  Orte  und  vom  Nach- 
barsp&rrer  oder  vom  Nachfolger  zorftckgewiesen  werden,  fragen :  Hal- 
ben denn  beide  Pfarrer  nich^  dieselben  katholisdien  Grundsätze  P 
haben  in  beidjBO  Pfurreien  nicht  dieselben  Begeln,  dasselbe  Mass  und 
Gewicht  zu  gelten?  —  woher  diese  Inconsequenz  in  der  Präzis?  Wie 
oft  müssen  dies  die  katholischen  Pfiirrer  in  der  Bhemp&lz  hören? 
Kann  man^aber  nach  dem  Vorgange  jener  Bischöfe  erwarten,  dass  die 
Laien,  die  noch  dazu  gar  häufig  die  katholischen  Kinder  gemischter 
Pen  sind,  nicht  solche  Vorwürfe  g^en  ihre  Geistlichkeit  erheben? 
Daher  kommt  es  denn«  dass  mancher  Seelsorger  in  der  Diöcese  Speyer 
eft  den  bitteisten  Hass  seiner  (Gemeinde  Jahre  lang  zu  tragen  und 
einen  schweren  Kampf  zu  kämpfen  hgt,  dxm  sonderliche  Früchte  zq 
sehen.  Doch  wird  es  auch  in  diesem  so  herben  Punkte ,  in  den  ge» 
mischten  Ehen,  in  der  Diöcese  Speyer  besser  werden.  Dem  unermüd- 
lichen apostolischen  Eifer  ihres  jetzigen  Oberhirten,  der  mit  bewun* 
derungswürdiger  Klugheit  und  Umsicht  die  Gesetze  der  Kirche  aufrecht 
erhält,  verdankt  die  Diöcese  eine  gesunde ,  katihdiische  Ttaxia  aucA 
in  Betreff  der  gemischten  Ehen,  und  diese  wird  for  die  Diöcese  die 
segensreichsten  Früchte  tragen. 

Am  Schlüsse  unserer  Abhandlung  können  wir  nicht  umhin,  eine 
Bemerkung  zu  machen.  Schmerzlich  muss  es  immer  jedem  guten 
Katholiken  erscheinen,  dass  die  damaligen  acht  Bischöfe  Bayerns  und 
zwar  unter  dem  König  Ludwig  1.  überall  nur  Gefahren,  öffentliche 
Unruhen,  Tumult,  Störung  der  bürgerlichen  Ordnung  sahen  und  diese 
angustias  Ecclesiae  dem  Papste  vormalten,  um  die  Instructio  ponti- 
fibia  zu  erlangen,  die  im  Widerspruch  mit  ihrem  eigenen  Inhalte,  so 
schnell  als  möglich  den  Seelsorgern  als  Gesetz  anbefohlen  wurde, 
während  diese,  die  doch  zunächst  die  Gefahren  zu  bestehen  gehabt 
hätten,  und  sie  zuerst  hätten  sehen  müssen,  die  drohenden  Gefahren 
nicht  sahen,  wenigstens  nicht  so  gross,  dass  es  nothwendig  oder  auch 
nur  zweckmässig  erschien,  die  Gesetze  der  Kirche  in  Etwas  preis  zu 
geben.  Der  Grund  dieser  Schwäche  liegt  tiefer,  ergibt  sich  aber  theil- 
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weise  aus  folgender  Bemerkung  J5cd!a  Weber" s:  »Ein  anderes,  et)en- 
fUls  officielles  Mittel,  die  genannten  Penerbrände  fBr  die  Itätholisch^ 
Kirche  zn  dftmpfen  und  abzuschwächen,  liegt  selbst  durch  pSpstHche 
Zulassung  in  den  Händen  der  betreffenden  Begierungen,  welche  bei 
allen  Besetjmngen  der  Bislkümer,  der  Domcapitularstellen  und  der 
Domvicariate  das  Recht  haben,  aus  den  ihnen  von  der  EirchenbehOrde 
vorgeschlagenen  vier  Candidaten  missliebige  zu  streichen  —  (odet  wie 
in  Bayern  sich  nach  Belieben  eine  persona  grata  zu  erwählen  und  far 
ein  Bisthum  zu  ernennen).  Ton 'diesem  Bechte  wurde  (muss  lieissen: 
unVel)  oft •  dergestalt  ausgedehnter  (Gebrauch  gemacht,  dass  'keine 
Wahl  mehr  übrig  blieb.  Die  Oe8tn|henen  kamen  dadurch  in  eine 
Art  öffentlichen  Verrufs,  welchen  sie  vor  der  factischen  Gewalt  nicht 
mehr  gut  machen  konnten.  Man  musste,  fährt  B.  Wflber  fbrt,  mit 
den  Schwächen  der  menschlichen  I^atur  ganz  unbekannt  sein,  um 
nicht  einzusehen,  dass  far  strebende  Geister  dieser  amtliche  Ostracis- 
mus  seine  eigenthümlichen  Schrecken  hatte.  Tiefgelehrte  und  fronmie 
Männer  bewiesen  oft  in  brennenden  Kirchenfiragen  eine  ungewöhn- 
Kche  Zahmheit,  welche,  mit  ihrem  inneren  Denken  und  Empfinden  im 
Widerspruche  deutlich  genug  sagte :  »Ich  will  nicht  unmöglieh  wer- 
den.« Nun  pflegen  aber  die  deutschen  Begierungen,  ist  diesen  Wanten 
beizuftgen,  schon  fast  ein  Jahrhundert  lang  nie  solche  Männer  für  die 
Bischofsstühle  auf  der  Wahlliste  stehen  zu  lassen,  oder,  wie  in  Bayern, 
zu  ernennen,  welche  mit  Gelehrsamkeit  und  Frömmigkeit  katholische 
Energie  verbinden,  sondern  immer  nur  solche,  gegen  die  sich  freilich 
sonst  von  keiner  Seite  Etwas  sagen  lässt,  die  aber  in  gewissen 
Punkten,  wie  z.  B.  in  Sachen  der  gemischten  Ehen  schon  vorher 
durch  ihre  »politische  Friedensliebe«  der  Begierung  bekannt  gewor- 
den sind.  So  mag  es  auch  gekommen  sein,  dass  die  damaligen  Bischöfe 
Bayerns  um  jeden  Preis  den  gestörten  Rieden  in  Bayern  wieder  henu- 
stelloti  suchten. 
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Die  Yertwswg  dei  evangelischen  KirdM  m  d«i  4ie«toil)-sla- 
^scbei  Undeni  ^es  teterreicbisdiw  Eaiseistaates. 

(Rel€b$-Gesetz-Bia(t  fQr  das  Kaisertbtfni  Oesterreicb.    Jahrgang  18ft6.    V.  Stock. 
Aosgegeben  und  vetsc^ndet  am  5.  Febroar  1866.    Nr.  13.) 

jBekannhnachimg  des  SUuU$ndnisteriim$  vom  23.  Jänner  1866, 

betreffend  die  Yerftissonlr  der  eTangeilsrhen  Kirche  Augsburgiscben  und  H«lve» 

tiacben  Betenivtnlsses  ift  )enen  LAndern ,  für  welche  das  kaiserliche  Patirär  voit 

8.  April  1861  (lMehB-9e0eta^läU  1(r.  41.)'aD4  4ie  ferordnang  des  Staatsministe- 

rions  veiu  6.  At^rU  1861  (Reiebsmesetz^filatt  Nr.  4S>  erlassen  worden  iat. 

X  Seine  k.  k.  Apoetoliaeba  Majestät  haben  mit  allerhöchster  Ent- 
mklammmg  wtk  6.  Jffemer  d.  J.  die  von  dei;i  eyangelischen  äeneral- 
Synoden  Angslmrgfischen  nnd  Helyetischen  Bekenntnisses  im.  Jahre 
18M  toacUossene  Eircdkenveif  assnng  sammt  Anhang  I.  und  Anhang  IL 
mit  Ausnahme  «iniger  Bestimmungen  auf  Grundlage  des  §.  9.  des 
Alleik(kdistei  Patente«  vom  8.  April  1861 1)  (Beichs-Cbesetz- Blatt 
Nr.  41)  zu  bestätigen  tind  das  Staatsministerium  aUergnädigst  zu  er- 
mächtigen geruht,  diese  Eirchenyerfassung  sofort  in  Wirksamkeit  zu 
setzen.  Bei  Einfährung  und  Handhabung  derselben  ist  —  nach  dem 
fncnerien  WerUaate;  der  AUerköchsten  Entschliessung  -r-  das  landes- 
Mrstliche  Obwanüriehtsi^cht  Setner  k.k..  Apostolischen  Majestät,  in 
Betreff  aller  Angelegenheiten  der  eyangelischen  Kirche  soigOltig  zu 
wahren  und  darauf  zu  sehen,  däss  die  allgfemei&en  ünteniohtsgesetae 
auf  das  evangelische  Schulwesen  correcte  Anwendung  finden. 

Diese  Allerhöchste  Entschliessung  wird  sammt  dem  AllerhächiSt 
bestätigten  Kirchengesetze  mit  dem  Beifüge  kundgemacht,  dass  dif 
Verordnung  des  Staatsministeriums  viQia  9:.  AjMrii  1861^)  (Bdehs-Ge^ 

setz-Blatt  Nr.  42)  sfnnit  auis^  Kraft  tritt. 

Graf  JB^i^racK  m.  p. 

«         ■  * 

Verfassung  der  evmkgdk^en  Kirche  Augsburgischen  und  Selvetp^ 

sehen  Bekenntnisses 
in  dem  Erzberzofthame  Oesterreich  ob  and  ontar  der  ISnns,  dem  Herao|(^ame 
Salzborg,  dem  Herzogtbame  Steiermark,  den  HerzogthOmem  KAmthen  pnd  KralOii 
der  gefnrsteten  Grafschaft  GOrz  und  Gradiska»  der  Mark^rabcbaft  Istrien  und  de|^ 
Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete,  in  der  geforsteten  Grafschaft  Tirol  and  Voralberg, 
d^  Kenigreidie  Böhmen ,  4er  Maitgrafschaft  Mlbren ,  dem  Herzogtbume  Ober« 
and  Niederseble^a,  dea  Königreichen  Galizien  nnd  Lodomerlen  mit  den  Herzog« 
IhOmem  iaschwitz  ond  Zator,  dem  Grossberzogthame  Krakaa  nnd  dem  Herzog- 
.  thume  Bako]9(lnii« 

i')  Abgedruckt  ftn  Archiv  Vf.,  1^16-^216  4. 

2)  Durch  diese  MlnlatirlalxYefDrdnang  war  die  innere  Verftttsung  der 
etanget.  Kircbe  beider. Betamlpisa^  io  den  deatsch-siavisehen  Uadem  proiteOf 
risch  geregelt.  :    -^ 
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L  Allgemeine  Bestimmungen, 
f.  81.  Definition. der  Saperintendenz. 
$.  82.  Bestand  und  Aenderung  der  Su- 

perintendenzen. 
$.  88.  Organe  der  Superintendenttalge- 
meinde. 
11.  Der  Superintendent. 
S.  84  —  85.  Pflichten  und  Rechte   des 

Superintendenten. 
%.  86.  Wahl  auf  Lebensdauer. 
$.  87.  Form  der  Wahl, 
f.  88«  Wechselnde  ond  feste  Amtssitze. 
f.  89.  BestlÜgung  und  KinfQbruiig. 
III.     Der  Superintendentialaus- 
schnss  and  die  Superintenden- 

tjalversammlung. 
f.  90.  Zusammensetzung  des  Sup.^ Aus- 
schusses. 

|.  91t  Wirkutgakfeis  deaSupeiiat.'Ai»*> 
Schusses. 


S.  92.  Zu^ammensetqmg  der  Bnp^Ver^ 

Sammlung. 
f.  93.  Wirkungskreis  der  Saperi(it.-Ver> 

Sammlung. 
S.  94.  Einberufbog. 
f.  95.  GescbäftsordnuDg  der3up.•Ve^ 

Sammlung. 
S.  96.  Entschädigung  der  MIlvHeder  der 

Sup.-Versammlung. 
S.  97«  Superintendenz  ohne  Seniorate. 

Ylorter  ibaebaitt 

Die  €Fe$ammtgefnetnde. 
f.  98.  Verwaltong  und  Yertretmig  der 
Gesaromtgemelnde. 

I.  Der  Oberklrcbenratb. 
S.    99.  Zusammensetzung  des  Oberkir- 

ehenratbes. 
f.  100.  Der  Oberklrcbenratb  Im  Yerbllt- 

ntes  zu  den  beiden  Confessianen, 
f.  101.  im  Verhältniss  um  Minlaterium 

und  za  den  Landeaatellen. 
S.  102.  Wirkungskreis  des  Oberkirchen- 

ratbes. 
S.  103.  Kirchenfonds. 
S.  104.  Publicaüon   klrcblicber   Anord- 
nungen.   Schematismus. 
f.  105.  Pflichtexemplar  von  Drackscbri^ 

len  an  den  Obeitircbenratli. 
S.  106»  Ernennung  des  Oberkircbenratbs. 
S.  107.  Personalstand.      Functionqpao; 

schale. 
S.  108.  Geschäftsordnung  des  Oberkir- 

cbenrathes. 

II.  Die  Generalsynoden  und  dl« 

Srnodalaasschbaae. 
i.  109.  ElnberqfbngderGeneralsfnoden. 
$.  HO.  Zusammensetzung  der  Genen^l- 

Synoden. 
|.  111.  Verkehr  der  beiden  Generalsy- 

Doden  mit  einander, 
S«  112.  mlfe  dem  OberktarcbenMtiL 
S.  113.  Zutritt  zu  jden  Veenunmlungen.  > 
$.  114.  LandesfOrstiieher  Comniissar. 
S.  115,  Vorsitzender  und  ScbriftfObrer. 
i  116.  Angelobnng  der  Mitglieder  der 

Synoden. 
S.  117.  Wirkungskreis   der   GdAeralsy- 


noden. 
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f.  118:  Besehlo^irfniigkeft  der  Synoden, 

GllUgkeit  der  BeschHIsse. 
9.  119.  Conpeienz  der  Synoden. 
f.  120—121.  VoUzugsbereetitigaDg  der 

BeschlQsse  der  Synoden, 
f.  122.  Taggelder  der  Synodalmitglieder. 
f.  128.  Wahl  der  SynodalaossehQsse. 
f.  124.  Wirkungskreis  der  Synodalaus- 

scliQsse. 
f.  125.  Commission    zur  Revision   der 

RechDungen. 

nnttor  Atedttttt 

Von  den  Schul''  und  ünterriehU^ 
AngeUgenheiten. 

S.  126.  AUgemeine  Beeilte  der  Efange- 

itsdten. 
f.  127.  OeiTenUichkeitoredit     evangeli- 

seber  Leitfanslaiten. 
Sb  128.  Approbation  Ton  LehrbOchem. 
f.  129.  Volksscbuien. 
S.  130.  Scbnilebrer-Seininar. 


i.  181.  Tbfologfsebe  Facoltlt.    Candi« 

j^aten^PrOftingen. 
S.  182.  Anstellung  von  Anslftndem,  6U- 

tlgkelt  ausländischer  Zeugnisse. 

Socbftar  Abachiiltt. 

Von  der  iührlichen  ünterMLtamng 
der  Gemeinden,  Seniarate  und  Su- 
perintendenzen   aus  dem  Staats- 

schätze. 

f.  188.  Verleihung  des  Stattspfosehale. 
f.  184.  Verwai4iingdesSUiatapau8Chale. 
f.  185.  Intercaiaiien. 
S.  136.  Präliminar  des  Staateptnsehale. 

loUiia. 

f.  187.  Aendeningen  der  Kfirehenve^ 
fassnng. 

Alihang  I.  Gescblftsordnung  Ar  die  Ge- 
neralsynoden. 

Anfauig  iL  Gegenwärtiger  Bestand  der 
Pfarrgemeinden,  Seniorate  und 


Superintendenzea 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Die  evangeliscli-christliche  Kirche  augsborgischen  und  hel- 
vetischen Bekenntnisses  in  jenen  Ländern,  für  welche  diese  Eorchen- 
Verfassung  gültig  ist,  umfasst  alle  evangelischen  Glaubensgenossen 
beider  Bekenntnisse  in  denselben  und  bildet  einen  Theil  dar  eyange- 
lischen  Kirche  des  österreichischen  Kaiserstaates. 

Auf  dem  Grunde  des  Evangeliums  beharrend,  baut  sie  sich  aueb 
in  ihren  kirchlichen  Ordnungen  nach  den  Lehren  und  Vorbildern  der 
heiligen  Schrift. 

§.  2.  Die  Vertretung  und  Verwaltung  der  evangelischen  Kirche 
des  augsburgischen  und  des  helyetischen  Bekenntnisses  in  den  bezeich- 
neten Ländern  (§.  1.)  gliedert  sich  nach  den  Tier  Abstufungen:  der 
Pfarrgemeinde  (Pfarrsprengel),  des  Seniorates,  der  Superintendenz 
(DiOcese),  der  Gesammtgemeinde  aller  evangelischen  Glaubensgenossen 
des  einen  und  des  anderen  Bekenntnisses. 

§.  3.  Die  gesetzmässigen  Organe,  durch  welche  die  evangelische 
Kirche  des  einen  und  des  anderen  Bekenntnisses  ihre  Pflichten  und 
Bechte  ausübt,  sind: 

1.  für  die  Pfarrgemeinde:  der  Pfarrer  oder  die  Pfarrer  der  Ge- 
meinde, das  Presbjterium,  die  Gemeindevertretung  oder  die  Gemeinde- 
versammlung (§.  11 — 62.); 

2»  for  die  Semaraisgemeinde :  der  Senior,  der  SenioratsausBcbtiss, 
die  Senioratsrersammlung  (§.  63—80.); 
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3«  flyr  die  St^MirintendenHalgemei^  der  Siq[>eriiitendent ,  der 
Snpermtendentiftl  -  AusBchuss ,  die  Superintendential  -  Yersammliing 
(§.  81-97.) ; 

4.  f3r  die  Oesammtgememde :  der  k.  k.  eyangelische  Oberkirchen- 
rafii,  der  SynodalaQsschtms,  die  QeneralsjBode  (§.  98—125.). 

§.  4.  Jede  kirchliche  Gemeinde  (die  der  Pünrre,  des  Seniorates, 
der  Superintendenz,  sowie  der  Gesammtgemeinde)  ordnet  und  verwaltet 
ihre  besonderen  Kirchen-,  Unterrichts-  nnd  Wohlthfttigkeitsangelegen- 
heiten  und  die  dazu  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  nnd  Fonde 
durch  ihre  gesetsmftssigen  Yertreter,  insofeme  dadurch  nicht  den  all- 
.gemeiiien  Gesetzen,  den  Vorschriften  der  Eirchenordnnng  oder  den 
gesetzmässigen  Anordnungen  der  ihr  torgesetzteu  Behörden  entgegen- 
gehandelt wird. 

§.  5.  Jede  kirchliche  Gemeinde  (Pfarre,  Seniorat,  Superintendenz) 
ist  fax  ihre  Verwaltung  und  für  ihre  DiscipUnarangelegenheiten  un- 
mittelbar der  nächst  höheren,  und  weiter  durch  deren  Veirmittlung 
den  okieren  Stufen  des  Eirchenregiments  untergeordnet. 

§«  6.  Die  Gerichtsbarkeit  übel*  die  Ehen  unter  evangelische)! 
Ghmbensgenossen  üben  fortan  noch  die  weltlichen  Gerichte  nach  dem 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuohe,  bis  das  materielle  und  formelle 
protestantische  Eherecht  wird  festgestellt  sein. 

Der  evangelischen  Kirche  bleibt  bei  der  Ehegericfatsbarkeit 
ausser  dem  Süfaneversueh  jedenfalls  das  Recht  gewährt,  dass  sie  vor 
dem  Schlüsse  der  Gerichtsverhandlung  gehört  werde. 

§.  7.  1.  Jede  kirchliche  Gemeinde  (Pfarre,  Seniorat,  Superinten- 
denz) ist  bwechtigt,  Wünsche  und  Vorschläge,  welche  die  evange- 
lische Gtesammtkirche  ihres  Bekenntnisses  betreffen,  der  nächst  höhe- 
ren Gemeinde,  deren  Theil  sie  ist,  zur  weiteren  ordnungsmässigen 
Vwhandlung  vorzulegen. 

2.  Ort^gemeinden  desselben  oder  der  beiden  Bekenntnisse  kön- 
nen sich  im  Wege  ihrer  gesetzmässigen  Vertretung  zu  dem  Behufe 
vereinigen,  um  über  die  BeMedigung  gemeinsamer  Bedürfhisse  ihres 
kirohfichen  Gemeindelebens  zu  berathen  und  zu  beschliessen.  Solche 
Beschlüsse  bedürfen,  ehe  sie  zur  Vollziehung  gelangen ,  der  Zustim- 
mung der  nächst  übergeordneten  Stufe  des  Kirchenregiments. 

§.  8.  Wer  in  irgend  einer  kirchenregimentlichen  Versammlung 
stfanmbereeUigt  ist,  ist  innerhalb  derselben  an  keine  Instruction  zu 
binden ;  er  hat  bei  allen  Aeusserungen  und  Abstinmiungen  nur  seiner 
TM>erfeeujguiig  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  folgen. 

§.  9.  Wer  auf  irgend  einer  Stufe  des  Kirchenregiments  eine  in^ 
der  Wahl  fBr  eine  bestimmte  Z^tdauer  begründete  Function  übemom- 
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v»n  hat «  i8t  von  derselben  gefletelicfa  erst  von  dem  Zeitpunkte  an 
enthoben,  wenn  die  ordnungsmftssige  Neuwahl  sor  gMetdiehen  Qä- 
tigkeit  gelangt  ist. 

§.  10.  Wer  berufen  ist,  einer  kirchenregixnentlichen  Versamm- 
lung vorzusitsen  ist  persönlich  dafür  verantwortlich,  dass  die  geset»- 
Uohe  Ordnung  aufrechterhalten  und  dass  kein  fieschluss  geiasst  werde, 
welcher  die  gesetzlichen  Befugnisse  d^r  Versammlung  überschreiten 
wurde.  Der  Vorsitzende  hat  in  solchen  FäU^  das  Becht  und  die 
FjUcht,  die  Verhandlung  zu  sistiren  und  die  Orunde  davon  m  Proto- 
koll  zu  geben.  Dem  Voimtzenden  wie  der  Versammlimg  rteht  das 
Becht  zu,  die  etwa  darüber  zu  erhebende  Beschwerde  der  auaftchst 
übergeordneten  Eirchenbehörde  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

Srsttr  Iksckaitt. 

Die  Pfarrgemeinde. 
I.  Allgeinelne  B^ftimmuogeD» 

§.  11.  Die  gegenwflrtig  bestehenden  evangdisdien  Ffturrg»' 
meinden  (Pfarreien,  Eirchengemeinden)  A.  und  H.  B.  sind  in  ihrer 
durch  Herkonmien  oder  urkundlich  bestimmten  örüieh«!  Abgittaming 
als  zu  Becht  bestehend  anerkannt  (s.  Anhang  n.). 

Aenderungen  in  dieser  Abgrenzung  (Au£h  und  Eiiq)fiunrang  ein- 
zelner  Personen  oder  Ortschaften)  können  nur  auf  Antrag  der  Be- 
treffenden beim  Senioratsausschusse  durch  den  Superintendentialaus- 
schuss  getroffen  werd^  und  sind  der  betreffenden  politischen  Be* 
hOrde  anzuzeigen. 

§.  12,  1.  Zur  Bildung  einer  neuen  Kirchengeineindej  sei  dies 
eine  .selbstständige  Pfarrgemeinde  oder  eine  Tocfatergemeinde ,  ist 
die  Nachweisung  der  ausreichenden  Mittel  ffir  den  Eirohendienst 
und  der  Fürsorge  für  den  Unterricht  der  Jugend  mindestens  in  der 
Beligüm  erforderlich.  Diejenigen  evangelische  Glanbensgeossen, 
welche  eine  Gemeinde  zu  bilden  beabsichtigen,  haben  diese  Nach- 
Weisung  durch  Vermittlung  des  Sei<Mratsausschusses  und  des  Sa* 
perintendentialausschusses  dem  Oberkirchenrathe  zu  geben.  Dieser 
hat  im  Einverständnisse  mit  der  betreffenden  Landesstelle  die  GMbid* 
ung  der  neuen  Gemeinde  zu  gendmügen  oder  unter  Angabe  der 
Gründe  zu  verweigern. 

2.  Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch,  welnh  Wahertge  Toeh^ 
iergem^inden  oder  Theile  einer  Gemeinde  selbststftndige  Pfarrge- 
meinden zu  werden  beabsicht^en.  Beditsansprnche  hat  die  die  Selbst* 
ständigkeit  anstrebende  Gemeinde  nur  auf  das  Eigenthum  der  aoB- 
drucklidi  ihr  gemachten  Stiftui^en,  nicht  auf  einen  Theil  des  bisher 
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^ 

fltr  den  Eiielieii-  und  Schuldienst  und  die  WohlthfttigkdIestostBlileA 
sukbenäte^  gemeinsamen  Vermögens. 

8.  Schwierigkeiten,  welche  in  dieser  Hinsicht  entstehen,  sind, 

« 

wenn  die  beiden  betheiligten  Seiten  sich  nicht  einigen  können,  w>t 
dem  Ntcfasachan  um  Selbsständigkeit  vom  Senioratsaussehusse  (be- 
ziehungsweise ,  wo  die  Unterabtheüung  in  Seniorate  nicht  besteht, 
Yom  Soperintendenbialaussehusse)  zu  verhandeln. 

4.  Das  Streben  bisheriger  Tochtergemeinden  oder  bisheriger 
Theile  von  Gemeinden,  selbstständige  P&rrgemeinden  zu  werden,  darf 
nicht  gebindert  werden;  doch  ist  darauf  zu  sehen,  dass  nicht  durch 
Abtrennung  von  Tocht^emeinden  oder  von  Theilen  einer  Gemeinde 
der  Bestand  der  bisherigen  Gemeinden  gef&hrdet  werde. 

§.  13.  1.  Die  Abgrenzung  der  Schulgemeinden^  d.  h.  deijenigen 
Gemeinschaften  evangelischer  Glaubensgenossen ,  welche  eine  eigene 
evuigelisehe  Schule  aus  ihren  Mitteln  erhalten,  f&Ut  nicht  nothwendig 
mit  der  Abgrenzung  der  Eirehengemeinden  zusammen;  es  kann  ein 
blosser  Theil  einer  Kirchengemeinde  eine  selbststtndige  Schulgemeinde 
bilden,  es  können  mehrere  Kirchengemeinden  oder  Theile  derselbe^ 
tSL  «ner  einzigen  Schulgemeinde  vereinigt  sein. 

2.  Die  Chründung  fietier  Schulgemeinden  erfolgt  unter  Nach- 
weisimg  der  zv  Erhaltung  einer  Schule  erforderlichen  Mittel  auf  dem 
in  g.  12.  iBr  Kirchengemeinden  bezeichneten  Wege. 

&  Diejenigen  Rechte  und  Richten,  welche  in  Betreff  der  Schule 
der  Gemeinde  Aberhaupt  in  der  Kirchenordnung  zugesprochen  sind, 
haben  da,  wo  die  Schulgemeinde  von  der  Kirchengemeinde  miterschie^ 
den  ist,  ihre  Geltung  tflr  die  Schulgemeinde,  und  es  hat  sich  diese 
durch  Erw&hlung  eines  dem  Presbyterium  entsprechenden  Vorstandes 
(ßdiulvorstand ,  Sehulpresby terium ,  Localpresbyterium)  und  falls  sie 
mehr  als  500  Seelen  zählt,  einer  Gtemeiiidevertretung  in  gleichartiger 
Weise  einzurichten,  wie  dies  fOr  die  Kirchengemeinde  vorgezeicfanet  ist. 

§.  U.  Jede  Toekierffemeinde  (Filiale)  hat  ftr  die  Verwaltung 
ihrer  bes<mderen  Angelegenhriten  ^  selbstständiges  Presbyterium 
and,  &lls  sie  mehr  als  500  Seelen  zählt,  eine  Gemeindevertretung: 
zu  bestellen. 

§.  15.  Gemeinden,  welche  aus  Angehörigen  beider  evcmgelischm 
Sdmoesterkirchen  bestehen,  stehen  unter  dem  Kirchenregimente  des- 
jenigM  Bekenntnisses,  dem  sie  bei  ihrer  Grfindung,  unter  Berücksich-' 
tigujsg  des  Bd^efintnisses  der  Mehrheit  der  Gemeindeglieder,  vomi 
Oberkircbenratbe  unterstellt  sind.  Aenderungen  darin  könn^  nur 
auf  d^SQ  §•  04.  bezeichneten  Wege  eingeleitet  werden.  Zur  Vermittele 
«ng  der  eeAfessjonellin  Interessen  in  Beziehung  auf  die  Pflege  der 
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^§        Verfusongr  der  eTangreU' Kirche  lii'OesUoreteh  v.  6.  Januar  1866. 

l^b^^Lpbev?  ^^d  die  religiöse. SrdAhQBg  der  Jugend  Min  sol* 
chen  Qemeinden  ein  eigenes  Statut  aufzustellen  und  daseea  Oeneh« 
ip|g|ing  .]^Qi  dem  Obdrkirchenrathe  aug^burgisclieir  und  •  {helvetischer 
Qonfe^sion  na^dizjasucheu* 

.  .:  g.  16,  Jeder  ey^asgeliscbe  Giaubensgauoese  gehfirt  der  F&rrge- 
iBifiiidei  12^  deren  Sprengel  er  seinen  Wohusits  hat,,  oder,  faUs  füm 
den  Sprengel  ein  Zweifel  wire,  d^r  nftchsfcen  Ffiuargttmeinde  an,  und 
^triDijdifrsflben  diei  mit  der  Angehrngkeit  verbundenen  Rechte  und 
•pfljchtenv     .     : 

(  ,  §4  ji7..  L  Jede l^rchengiemeinde  gewährt aUenihroiJj^sidri^m 
^ut^^.w.desi  kirehliphen  Gnadenmitteln,  AuspruGh  auf  den  Dienst 
der  Pfarrer,  TheUnabme  an  den  Anstalten  und  Oerechtsamen  der 
(i^ifiieinde.   .;  * 

...  ..  2.-9ie  eirwaxtet  von  allen  ihren  Angehdrigipn  ohne  Untersehied 
d^ß  .Stapdestm][4  Geschlechts  einen  ehrbaren,  christlichen  Lebens* 
TWiW(l.  Pety.  1,  15-  2,  12.  3, 15—16.  Hebr.  13, 18.  Col.  l,  10.), 
iuabesondere  Theibiahme  an  dem  öffentUehen  Gottesdieiiste  (Luc.  11, 28. 
Jffltv,-  )0|  2$^).an€i  der  Feier  des  heiligen  Abendmahles  (Luc.  22, 19. 
1.  Cor.  11,  23-26.),  Friede  unter  einander  (Marc.  9,  50.),  Friede  mit 
AM9(sgttiafbig^a'  (Böm.  12, 18^  Bebr.  12,  U-^15.);  Odhorsam  gegen 
die  .dmt^  des  Staates  (Bdm.  13,  1  —  7.)  und  Trene  dem  Kaiser 
(Matth.  22,  21.  L\ic.  20,  25.);  Unterordnung  unter  di6  Bestimmmig 
der  iK]r«hei|Qr(b«lig  (CoL  2,  6—7.  1.  Goi^  14,  38, 40.),  Achtolng  vor 
de«i>gwttiohw  und  weltlichen  Yertretem  der  Gemeinde  und  deren 
BMehiassen  (1. Um.  5,  17.  1.  Thess.  5, 12--13.  Hebr.  18, 17.)  und 
Antialtfnft  der  äbertragenen  Gemeinde&mter  (1.  C!or.  12,  4—81. 
L:P:^.  4/110.).    . 

•  1^  <!3<  Sie  hat  Aberdies.  das  Anrecht,  die  Leistung,  von  Beitrtgen 
suc  il^tei^tiatsiaig  ihrer  Kirche,  ihrer  Schul-  und  Wofalthfttigkeitsao* 
stelteu.Ett  fordern  (Gal.  6, 10.).     . 

>  ! '  §.'  Id.  SümmbereMigte  Mitglieder  der  Gemeinde  sind  alle  ihre 
maanliohen.AngehiOrigto  (§.  16.),  weldie  das  24.  Lebensjahr  surQok* 
gelegt  und  ihre  Unterdtützungsbeiträge  wenigstens  för  das  letztab* 
gelaufene  Jahr  geleistet  haben.  Die  Pfarrer,  Pfarr-Vicare  (Pfiurge* 
hilijan)  uad.SchuUehter  sind  vermöge  ihres  Amtes  stimmberechtigt. 

§.,  19«  l.  Wähllbar  in  die  Gemeindevertretung,  smd  alle  stimui- 
bfpr^chtigten  Mitglieder  (§.  18.),  welche  ihre  ünterstatGEungsbeitrtg« 
fr0Qig9teAs  tur  die  beiden  letztabgelanfenen  Jahre  g^deistet  haben. 

..n,  (&,  i^räMkv^.indasiPresbyteriüm  sind  alle  in  die  Oemeindever- 
tvalisg  wählbaren  Mitglieder;  sofern  sie  das  30.  Lebensjahr  tar&A" 
gelegt  hallen.    Doch  dürfen  Yater  und  Sohn,  Brfider,  Sdiwiegervater 
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und  lädam  nipht  gteiehzeijtig  Kitglidder  des  Fre&byteriuHisrseln.  In 
jttiiBseliiien  ¥iüm  kann'  über  Einncltf  eitoi  der  Gemeinde  dl^r  Oberfcifdhetir 
i:ath  ans  IXBsoaders  rdctoicbtswturdigen,  vom  Snpenntendeiltial-*Aueh 
sdinss  anerkumten  Grnndeti  hieven  Diepensatioü  ertheil^n..' 

8.  Die  Sehnllehrer  sind,  venä(^e  ibres  Amtes  w&hlbair  lil  ^ 
QeBieindeTerfaretung  und  in  das  Preebytidritm«  ..'::.   i^ 

4.  Es  ist  Aufgabe  der  Gemeinde,  in'die  GemeibdetertretUng  jmd 
in  das  PreAyterinm  nur  solcbe  MftnUer  M  wäbletk,  Welcbe  Siircb  ibren 
ehrbfu^n  Leb^9wandel  und  duixsb  die  Betb&kigung  ibresf  kincHlit^ 
Sinais  sieh  eines  guten  Bufes  in  der  Gemeinde  erfreuem   r,    - . :  i .  i .  ^   : 

§.  20.  Die  gesetzmftsmgen  Organe,  durch  Welobe  ilie^:Ffarrg0T 
meinde  ihre  Pflichten  und  Bechte  aoanbt^ .  sind :  der  JPffrrqi[  o^er  die 
Fhnex  der  Gemeinde,  das.  Presbyterinm,  jdie  Geraeindevertre^ng.  q^y 
die  Gtemeindeversammlong  (§.  52.X  ;         .     j  i        ;    n 


•  I, 


n.  Der  Pfarrer,  , 

••      •  .      •  '        ^  ■  ...»    i    •     .1  I    1 

A.  Pflichten  und  Bechte  des  Pfarrer?. 

§.21.  Zur  Pflege  deä  evangehsch-cbristUchen  Lebens. best.^t:iij 
der  Kirche  das  evangelische  Pfarramt,  dessen  durch  die  Gemeii;i(jlj^  b^; 
rufene  Träger  Pfarrer,  dessen  Gehilfe  Pfarrgebilfe-,  (Hü^prediger, 
Vicar)  heisst.  Alle  geistlichen  Amtßträger  (H^lfsprpdigerj^^  j^ftiixeji 
Senioren  und  Superintendenten)  stehen  in  Folgei  ihr^r  Prdina|;io^  o^ 
QeisÜiche  einander  gleich  und  üben  ihre  besonderen  Befugnisse  im 
Namen  und  Auftrage  der  Kirche^  jede  innerhialb  seines*  TSöSöhderen 
gesetzlichen  Wirkungskreises.  '       .   .  V  , 

§.  22.  1.  Die  Kirche  fordert  von  dem*Geistlic1ieu,"da^'  er  äie 
Lebre  der  heiligen  Schrift  in  Uebereinstimmun^  mit  deiii  kirchlichen 
Bekenntnisse  verkünde,  in  einem  musterhaften  christlichen  Lebens- 
wandel, in  Gehersam  gegen  die  Obrigkeit  und  in  der  "treue  gegeli 
Gott  und  gegen  den  Kaiser  (Matth.  22,  2 L)  der  ihm  aritertrau-fen  Ge- 
meinde vorleuchte,  und  in  dem  Allem  seine  Pfarratagehörigen  'Ä^ll 

Wort  und  That  bestärke  und  den  Ernst  und  die  Würde  mti^i  Alirtei 

bewahre.  •    .  /  .        ■.'•i'.:!;  v^^.db 

2.  Sie  macht  es  ihm  zur  Pflicht,  die  ihm  darg^lbotisnes^Mittel 
und  Anregungen  zu  seiner  wissenschaftlichen  und  'prakti«cbeti''P(WJ^ 
bildui^  gewissenhaft  zu  benützen,  dagegen  all^r  N'ebenge/ch&fiei 
welefae  wider  die  Würde  des  Amtes  streiten  oder  YeTsäurnnfi^  und 
Stömngen  im  Amtenrit  sich  fähren,  sich  zu  Enthalten/     ' '   '^' -•  '^»'<» 

§.  23,  Der  Pfarrer  ist  der  geistliche  Vorsteher  >dei-  G^öielöde 
und  hat  mnMaab  (§.42,  1.)  in  ihr  did  kirchliche'  Ofdni|tig  zu 
wahren;    Sun' liegt  ob:.  ':  '*   '•  .     '      <     »       Mft^^Io  lyb 
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1.  Die  VerwaltuBg  des  OottesdieiiBtee  nach  der  bestehenden 
kirchlichen  Ordnung,  insbesondere  die  Predigt  des  göttlichen  Wortes, 
die  Spendnng  der  heiligen  Sacramente,  die  Verrichtung  aller  tfbrigen 
geistlichen  Amtshandlungen,  der  Unterricht  der  Gonfirroanden,  die 
kirchliche  Einderlehre  (Christenlehre)  und  wo  es  üblich  oder  voca- 
tionsmftssig  ist,  auch  der  Keligi<msunterricht  in  der  Schule,  die  Seel- 
sorge, die  Betheiligung  an  der  Armenpflege. 

2.  Als  unmittelbarem  kirchlichem  Vorgesetzten  des  Schullehrers 
Hegt  ihm  die  Aufsicht  über  die  Schule  ob  unter  Mitwirkung  des  Pres- 
byteriums  (§.  42,  3.) ,  insbesondere  über  den  Beligiousunterricht  in 
der  Sdiüle,  wo  er  diesen  nicht  selbst  ertheilt. 

8.  Die  Führung  der  Kirchenbücher.  Diese  Kirchenbücher,  näm- 
lich die  Tauf-,  Confirmations*,  Uebertritts  - ,  Trauungs-  und  Sterbe- 
register fahren  die  Pfarrer  selbstständig  nach  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, und  die  Auszüge,  welche  sie  daraus  in  gesetzlicher 
Form  ausstellen,  haben  die  Geltung  rechtskräftiger  Urkunden. 

Ueber  die  Rechte  und  Pflichten  des  Pfarrers  als  ständigen  Mit- 
gliedes des  Presbyteriums  gelten  die  im  §.  40  ff.  enthaltenen  Be- 
stimmungen. 

In  Betreff  seiner  gesammten  Amtsthätigkeit  ist  der  Pfarrer  der 
Aufiicht  des  Seniors  (beziehungsweise  des  Superintendenten)  und  durch 
diesen  der  höheren  KirchenbehOrden  unterstellt. 

§.  24.  Wo  mehrere  Pfarrer  bei  einer  Qemeinde  angestellt  sind, 
findet  die  Vertheilung  der  Geschäfte,  so  weit  sie  nicht  durch  diese 
Vorschrift  bestimmt  ist,  nach  dem  Herkommen,  dem  gegenseitigen 
Einverständnisse  und  dem  Einverständnisse  mit  dem  Presbyterium 
oder  erforderlichen  Falles  nach  den  besonderen  Anordnungen  der  vor- 
gesetzten KirchenbehOrde  statt. 

§.  25.  Jeder  Pfarrer  kann  sich  rücksichtlich  einzehier  Amts- 
handlungen durch  gesetzlich  dazu  befähigte  Personen  in  einzelnen 
F&Ue|i  vertreten  lassen,  ist  jedoch  für  die  ordnungsmässige  Vornahme 
dieser  Handlungen  verantwortlich. 

§,  26.  Der  Pfarrer  hat  nadi  vorg&ngiger  Anzeige  an  das  Pres- 
byterium während  eines  Urlaubes  (g.  67,  1.  85^  1.  a.  102,  3.)  ^ 
seine  Vertretung  Sorge  zu  tragen.  Während  seiner  Erkrukung  oder 
bei  seinem  Toder,  sowie  bei  einer  längeren  Abwesenheit  desselben 
aus  amtlicher  Veranlassung  sorgt  das  Presbyterium  dafür  im  Sinver- 
gtändnisse  noit  dem  Senior. 

§•  27.  Neben  der  Erfüllung  der  pfarramtlichen  Pfliditen  io 
der  eigenen  Qemeinde  liegt  dem  Pfarrer  auch  ob,  saf  Anordnung  des 
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Sfioioift  andere  Pfarrer  in  ihren  geisfliobeii  Amtehaadhngen  nxk 
yertreten. 

g.  28,  Der  Angehörige  einer  Gemeinde  kann  eine  kirchliche 
Amtshandlung  ansnahmsweise  von  einem  andern  Geistlichen,  als  dem 
ordentlichen  Pfiurrer  der  Gemeinde  vornehmen  lassen,  wenn  er  yorher 
die  Ztostimmung  des  letzteren  eingeholt  hat  und  demselben  die  'Stöt* 
gebühren  entrichtet.  Der  fungirende  Cbietliche  ist  yerpflichtet,  dem 
ordentlichen  Pfarrer  der  (Gemeinde  die  erforderlichen  Ausweise  zur  Eiar* 
fiägung  in  die  Matrikeln  vorzulegen. 

§.  29.  1.  Pfarrer,  welche  dienstunfähig  geworden  oder  nicht 
mehr  die  Gesammtheit  der  Pflichten  ihres  Amtes  zu  erfrUlen  im  Stande 
sind,  können,  wenn  sie  nicht  in  den  Penaionsstand  treten,  im  Eiaver- 
stftndnisse  mit  ihrer  Gemeinde  ihr  Amt  ganz  oder  zum  Theil  durch 
Vicare  verwalten  lassen. 

2.  Wenn  der  Pfarrer  die  Besoldung  des  Yicars  vollständig  be* 
streitet,  so  steht  die  Wahl  desselben  dem  Presbyterium  im  Einver* 
nehmen  mit  dem  P&rrer  zu;  wenn  die  Gemeinde  die  Besoldung  des 
Yicars  ganz  oder  theilweise  bestreitet,  so  übt  sie  auch  das  WaUrecht 
aus,  wie  bei  dem  Pfarramt  selbst  (§.  35  ff.). 

3.  Vicare,  welche  das  Pfarramt  vollständig  verwalten,  führen 
dieses  Amt  unter  eigener  Verantwortlichkeit  und  treten  in  die  Bechte 
dee  Pfarrers  im  Preebyterium;  wenn  dagegen  Vicare  nur  einen  Theil 
der  pfarramtlichen  Geschäfte  übernehmen,  so  tragen  sie  die  Vetantr 
wortlichkelt  nur  for  diesen  ihnen  zugewiesenen  Theil,  und  über  ihre 
Stellang  im  Presbyterium  hat  dieses  zu  entscheiden. .  In  keinem^  von 
beiden  Fällen  erwirbt  der  Viear  emen  Bechtsanspructh  auf  die  Nadi- 
folge  im  Pfhn»mte. 

4.  Unteisehieden  von  diesen  für  die  einzelne  Person  bestimmten 
Vicaren  sind  ständige  Pfiirrvicare  (Pfiurrgehilftn ,  Diaconen),  weldie 
die  Gemeinden  bestellen,  um  dem  BeMrfiiisse  einer  Vemrahrung  dmr 
piurmmtHehen  Kräfte  zu  entspre<dien.  Ständige  P&rrvieare  werden 
in  jedem  EaUe  von  der  Gemeinde  in  gleioher  Weise  s  wie  der  Pfarreit 
(g.  35  ff.),  gewählt,  üeber  ihre  Stellung  im  Presbyterium  geltra  die 
§.  40  ff«  enthtltmen  Beetimmongen. 

&  Die  Vicare'  bedürfen  der  Bestätigung  dee  ObeirkirbhenratbeB^ 
die  anf  demselben  Wege,  wie  bei  dem  P&rrer  (§.  36.)t  naohxasuchen  isV. 

§.  30.  Jeder  Pfurer  ist  verpflichtet,  dem  Pfarrer^Witwen-  und 
WaieenüHida  seiner  DiCcese  beisrntreten. 

B.   Wahl  der  P&rrer. 

9.  81.  Die  P&rrer  werden  auf  Lebrasdauer  gewählt. 

§.  32.  Die  erfolgte  Erledigung  der  Stelle  eines  FfiemMs  odtt 
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sMkndigen  Pfimrgehilfen  (Vioars)  hat  das  Ptesbyteriusi  dem  Senidr  so- 
fort zu  berichten  und  zugleich  seine  Vorschläge  for  die  dordi  den 
Senior  anzuordnende  zeitweilige  Vertaretimg  der  erledigten  Stalle  zu 
machen« 

§.  83.  Wenn  ein  mit  Tode  abgegangener  Pfiirrer  eine  Wittwe 
oder  Kinder  hinterlässt,  so  bleibt  diesen  4er  Qennss  des  Gdialtes,  der 
sonstigen  Einkünfte,  Stolgebühren  imd  NaturalWohmmg  des  Pikrramtes 
fSr  sechs  Monate  vom  Todestage  des  Pfarrers  an. 

.    Auf  pensionirte  Pfarrer  findet  diese  Bestimmung  in  Betreff  des 
Gnadenhalbjahres  keine  Anwendung. 

§.  34.  Wählbar  zu  einem  Pfarramte  sind  unter  der  Voraus- 
setzung der  sittlichen  Würdigkeit: 

1.  alle  dem  Bekenntnisse  zugethanen  Pfarrer  und  zu  ebiem 
selbstständigen  Pfarramte  gesetzlich  für  befähigt  erklärten  Pikrrge«- 
liilfen  und  Candidaten  der  Theologie,  die  das  24.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben ; 

2.  alle  dem  Bekenntnisse  zugethanen  Doctoren,  Professoren  und 
Docenten  der  Theologie,  wekhe  das  24.  Lebenqahr  zurückgelegt  haben. 

§.  35.  Die  Wahlverhandlung  Torznbereiten  und  zu  leiten  liegt 
dem  Presbyterium  ob. 

Das  Presbyterium  hat  demnach  in  geeigneter  Weise  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Erledigung  der  Stelle  bekannt  werde,  hat  sich  über 
die  Männer,  welche  zur  üebemahme  der  Stelle  geeignet  und  geneigt 
sein  sollten,  Kenntniss  zu  verschaffen  und  hat  denselben  über  die  ge* 
sammten  zu  übernehmenden  Verpfiichtungen  und  über  die  von  der 
Gemeinde  zugesicherten  Gegenleistungen  schriftiioh  genrae  Mittheil- 
ung zu  machen.  Das  Presbyterium  hat  hierauf  von  der  Gemeindever- 
sammlung  (bezüglich  Gemeindeyertretung)  die  Frage  entscheiden  zu 
lassen,  ob  Bewerber  zu  Prob^redigten  einzuladen  seien  oder  nicht, 
und  im  Falle  der  Bejahung  dieser  Frage,  die  AiHwiAl  der  Biflsukden- 
den  und  die  Beiheufdge  der  Probq[)redigten  der  GtomeindeTersamiD- 
hing  (beiüglich  Gemeindevertretung)  vomschiagen  und  mit  ihr  zo 


Nach  beendigter  Abhaltung  der  Probe^edigtiA  hat  das  Ptes* 
bjterimn  die  Zeit  der  Wahl  anzusetzen,  dieselbe  in  ordnungsmässiger 
Weise,  wosn  jedenfalls  die  Verkündigung  von  der  Kanzel  erfiirderlioh 
ist,  bekannt  zu  geben,  und  die  Stinunzettel  in  Empfang  xa  nehmen. 
Wo  es  möglich  ist,  die  Wahlhandlung  in  einer  Veraanuntauig  allsr 
stimmberechtigten  Mitglieder  vorzunehmen,  hat  dieselbe  in  der 
Kirche  nach  vorausgegangenem  Gottesdienste  im  Beisein  eines  l^ei  der 
Bewerbang  um  die  Stelle  nicht  betheiligten  Pfiftners  statteuflnden; 


j^eufaU»  ift  das  Irgebinss  desSenitimmns  iMfefttlicb  tnatfr  Kirchs 
tAQtav  vottiiuigi^gaQgdnen  Ckittesjlieiiste  zu  mUüwlen  ond  «bter  B^i-> 
legmig  tedtt^anf  besigfoheii  ^MoUe  desi  Senior  (berfÄtuigÄweiae 
Stip^nnteüdentcn)  anzusB^igeB.  ''  >•    ' 

>  ^  Dm  PrwbytariwDi  bat  dattr  Sorge  m  tragen,  das«  von  ^Irfedigniig 
der  Stelle  bib  mur  Beendigang  der  Wabttandlnng  nicbt'tnfdbr  als-Mü 
halbee  Jahr  vergehe,  und  hat  gewiasenhaft  darftber  m  imehen,  dass  in 
der  Gemeinde  kein&lei  WahUmitrieke  vorkämmeti.  Sollte  dieser  Fliü 
eintreten,  eo  hat  daa  Preebyteritttai  die  Hilfe  des  Senk»»  nadhamguchen. 

§.  86.  Die  Abstimmimg  iet  geheim  und  gesehiebt^  ^reh  ge^ 
schriebene  StiikiaMettel ;  jed«:  W&hler  hat  arineStinufnzettel  penön- 
lieh  absageben. 

Zur  OnUigk'eUi  der  Wahlhandlniig  itt  erfevderlieh,  dato  die  Avf« 
fordemng  zur  Wahl  au  alle  stimmberechtigten .  (Jemeindeniitglied^ 
(§.  8.,  §.  52.)  orduungsmäseig  geschehen  sei  und  dass  die  Majoritftt 
der  Stimmberechtigten  ihre  Stimmen  abgegeben  habe. 

Gewählt  ist  unter  diesen  Vorafassetzangen  deijenige  Geistliche, 
auf  den  die  absohite  Majorität  der  abgegebenen  StUnmefti  fällt. 

Hat  iidb  für  keuiea  der  eiir  WaU  gekornmeiienf  Geistlichen  eine 
afesekrte  Majorität  ergebeki,  so  findet  unter  den  >  fftr  die  ntsjoHngliobe 
Wahlhandlung  bestehenden  Formen  eine  engere  Wahl  etott,  in'  welche 
nur  die  beiden  Namen  einbeaogen  werden  dttifeh,  auf  wieldke  die 
grMaten.  relativen  Majoritöienge&lleii  warenv  Sollte  der  Fall  ein-» 
tretefif  dass.  mehr  ab' zwei  Bewerber  mit  einer  gleichen  Anzahl  von 
StiQii&#n-dierelttki^liäj(Nätftt  erhalten,  so  ist  zunädist  unter  dieser 
grOts^n  Zahl  der  Bewerber  die  engere  Wahl  voranntiimen. 

Wenn  ecUiesdieh,  d«  h.  bei  einet  auf  zw«l  Bewerber  besebräak'- 
ten  Wahl,  Stimmengleichheit  eintritt,  so  entsobeidet  dan  Leesi 

§•  87.  Von  der  eridgfcto  Wahl  hafc  das  FreebTteriwi  dbn  Ge- 
wäUten  dnroh  Zasetodong  des^Bernfungaboefes  (der  VocatumsttTkunde) 
mrfsvt  in  KenntniBs  zu  setzen .  und /nach  ümpfimg  der-schrifttichen 
Brkläning  der  Annahme  desselben  duroh  Vermittlung '  des  Seniors  die 
Bestätigung  naobzusoehen.  Die  Bestätigung  gesohiefaf  durch  den 
Oberkirclienjratb  im  Einvemebnien  mit  der  poUlisdien  BebArde.: ' 

DerObtorkirel^nnitlk  hat  zu  prfifen,  eb  miiderBctison  desOe* 
wählten  und  in  dem  Vorgange  bei  der  Wahlhandlung  die  Bestimnnm- 
gen  der  Kirehenordaung  eingehalten  sind,  und  hiernach  .die.^Sestä- 
tig«ng  zu  gewähren  odisr  unief  Angabe  der  Gründe  za  Yienroigetni 

In  peUtischer  Hinsieht  ist  die  Genehmigung  der  WaUjita*  bh 
länder  bei  der  betreffenden  Xiandesstelle,  Ar  «Ausländer  bei-deu  tm« 
ständigen  Miaistmmn  näohtfünchen.    Wenn  6ei  det  WaU  \ton  In*- 
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lAndeni  innerhalb  dreisaig  Tagen  vom  Empiuge  äst  Ansrige  an  g^ 
rechnet  die  piditisdie  Landeeatelle  keine  Eiisptaohe  g^gan  die  WaU 
erhebt)  so  ist  dieselbe  von  dieser  Seite  als  besütigt  zu  beArfe^teii. 

§.  38.  Der  Bemfongsbrief  hat  einerseits  alle  speddleft  <d.  h. 
durch  §.  23.  nicht  beaeichneten)  Yerpflichtongaii,  andererseiMB  den 
fixen  Qehalt  nnd  die  etwaigen  sonstigMi  Emdunente  und  Bezflge  des 
Pfkrrers  bestimnat  ansnisprechen.  Auf  das  gesanuute  Einkommen 
erwachst  hierdurch  dem  Pfiurrer  ein  unbedingter  Anspruch. 

Zur  GUtigkeit  eines  Berofungsbriefes  ist  erCorderliA,  dass  die 
in  ihm  enthalienen  EinkiMnmenstq^ulatianen  nicht  niedriger  seien,  als 
die  in  dem  nftchst  vorausgegangenen  derselben  Oemeinde. 

§.  39.  Die  feierliche  Einführung  des  Qew&hlten  steht,  insofern 
nkht  die  Gemeinde  die  Vollziehung  derselben  durch  den  Superinten- 
denten veriangt,  dem  Senior  zu* 

III.  Das  Presbyteriam,  die  GemeindevertreioDS  and  die  Gemeladeversammlang. 
A.  Pflichten  und  Hechte  des  Presbyteriums. 

§.  40.  Dae  Presbyterium.  besteht  ans  dem  .Pfarrer  oder  den 
Pfarrern  der  Gemeiiide  und  dem  von  der  Graaeinde  selbst  berafenen 
stftndigen  Pfarrvicar  (Pfan^ehilfen  g.  29«,  4)  und  aus  einer  Anzahl 
gewftUter  Gemeindeglieder  (§.  19.)  weltlichen  Standes» 

§.  41.  Die  Anzahl  der  weltUchen  Presbyter  (Kirchenälteste) 
richtet  aich  naeh  der  Grösse  der  Gemeinde,  doch  sollen  deren  wenig- 
stens sechs  und  können  höchstens  zweinnddreissig  sein.  Innerhalb 
dieser  (Frenzen  setzt  jede  einzelne  Gemdnde  durch  ihre  Gemefadever- 
sanamlung  (beziehungsweise  Gemeindevertretung  §.  i8.).die  Zahl  ihrer 
Presbyter  fest  und  hat  fBr  ihren  Beschluss  die  Genehmigung  des 
SuperinteBdenten  einzuholen. 

Als  nngefiUire  Norm  fftr  die  Anzahl  der  w^tlichen-  Mitglieder 
des  Presbyteriums  ist  zu  betrachten,  dass  die  ZaU  ven  sechs  Presby- 
t«m  vermehrt  werden  kann:  in  Gemeinden  von  n^br  als  fünfhundert 
bis  tausend  Seelen,  um  vier;  in  Gemeinden  von  tausend  bis  tausend 
fiuif hundert  Seelen  um  zwölf;  in  Gemeinden  von  zweitausend  fünfhun- 
dert bis  dreitausend  fbif hundert  Seelen  um  sechzehn ;  in  Gemeinden 
von  mehr  als  dreitausend  fünfhundert  Seelen  um  sechdundswanzig 
Presbytor. 

§.  42.  Das  Presbyterium  ist  der  Gemeindevorstand,  welcher  die 
Gemeinde  nach  aussen  zu  vertreten  und  die  uhmittdbare  Yerwaltang 
der  Qemeindeangelegenheiten  zu  besorgen  hat,  mit  Ausnahme  derer, 
welche  dem  Pteramte  als  solchem  (§.  23.)  obUegen. 

In  stillen  Wirkungskreis  gehört  daher  insbesondeve: 


1.  die  ünierstfltsang  des  Fftrratntes  in  der  Pflege  des  ^^hiist- 
fiehen  Lebens  in  der  Öemeinde; 

2.  die  Aofrecbtiialtuig  der  kirshlioheii  Ordnung,  namentlich  der 
GtotteBdienstordnang  und  der  Sonntagsftier ;  ' 

3.  die  Sorge^  fRr  die  Binticfatung  «d  Briiattung  der  Schule,  so^ 
wie  die  Mitwirkung  bei  der  Aufim^t  4ber  dieselbe ,  insbesondere  »aar 
Wafanmg  des  kirchlichen  Einflusses  auf  die  christHehe  Erziehung 
der  Jugend ; 

4.  die  christliehe  Soiige  fftr  die  Armen  und  Kranken,  insbesondere 
die  Wittwen  und  Waisen,  femer  für  Verwahrloste  und  bUrgerlicli 
Beetrafte; 

5.  die  Führung  des  Gemeindebuches;  die  Anlegung  und  Fort» 
fahrung  der  Wahllisten,  nebst  endgültiger  Entschddung  der  dagegen 
erhobenen  Einsprachen,  und  die  Einleitung  der  Wahlen  (§§.  35.,  65.  ff.) ; 
die  Berufung  und  Leitung  der  Gemeindeversammlung  oder  Gemeinde^ 
Vertretung  (§.  52.)  und  die  Ausfährung  ihrer  Beschlflsse,  so  wie  die 
Veihsiehang  der  höheren  kirchlichen  Anordnungen  in  der  Gemeinde ; 

6.  die  Anstellung,  Beaufsichtigung  und  Entlassung  der  Orga« 
nisten,  Kirchendiener  u.  s.  w. ; 

7.  die  Verwaltung  und  Wahrung  des  Gemeindevermftgens  und 
der  Stiftungen,  und  die  ordnungsmassige  Rechnungslegung  darüber 
(§.  64, 6.),  die  Sorge  fOr  die  Erhaltung  der  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schul« 
geb&ude  und  des  Friedhofes; 

8.  die  Sorge  f&r  die  genaue  Zahlung  der  Besoldungen,  zu  denen 
die  Gemmde  sich  verpflichtet  hat; 

9.  das  Presbyterium  hat  in  den  ersten  Monaten  eines  jeden 
Jahres  der  Gemeindevwsammlung,  beziehungsweise  Gemeindever- 
tretung (§.  62.),  Aber  alles  das  Bericht  m  erstatten,  was  im  lefari^ 
verflossene  Jahre  Wichtiges  und  zur  Mittheihmg  Geeipetes  in  sei- 
nem Wirkungskreise  vorgekommen  ist ; 

10.  Wunsche  und  Beschwerden  in  Betreff  der  DienstfBhrung  oder 
des  Lebenswandels  der  GeistUcben  haben  die  Kirchenältesten  diesen 
als  ihren  Mitaltesten  mit  brAderlicher  Liebe  verEUtn^eUf  und,  wenn 
solches  ohne  Erfolg  bleibt,  den  höheren  Kirchenbehörden  anenzeigen; 

11.  das  Presbyterhun  hat  das  Becht,  VonK&lftge,  welche  die 
evangelische  Kirche  betreffen,  den  höheren  [^chenbehörden  vor- 
zulegen; 

12«  das  Presbyterium  wählt  zur  Sedorats-^  Versammlung  aus 
seiner  Mitte  die  Abgeordneten,  und  übt  bei  Besetzung  des  Sraiorates 
und  der  SuperintCDdentur  das  Wahbrecht  nn  Namen  der  Ge- 
meinde aus. 
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§.  43.  Das  Presbytarium  v^rtbeilt  miter  seme  MitgUadto  die  ver- 
schiedenen Geschäftszweige,  ist  aber  der  Gemeinde  und  d^ii  höheten 
Urchlicliea  Behörden  alS'Gesammtbeit  verantiroitiiclL 

Das  Presbyterinm  hat  eines,  seiner  MikgUedar  txm,  wdtUchen 
Vorsteher  (Curator)  zu  w&hlen  uad  die  Grenzen  m  beetinunen,  inner- 
hiftlb  welcher  es  d^ooselben  ftberlflsst ,  unter  Aufeeehttmltnng  der 
Verantwortlichkeit  des  Gesammtpresbyteriumd  in  deesen.  Namen  zu 
handeln. 

§.  44.  Das  Amt  der  Presbyter  wird  als  ein  Ehrenamt  unentgelt- 
lich Tersehen,  . 

§.  45.  Damit  das  Presbyterium  einen  gültigen  Beschluss  fassen 
könne,  müssen  alle  Mitglieder  dessdben  ordnungämftssig  eingeladen 
qnd  mehr,  ab  die  Hälfte  ihrer  Anzahl  gegenwärtig  sein. 
■  t  ,    §.  46-  Den  Vorsitz  im  Presbyterium  führt  in  der .  B^gel  der 
P&rrer«  wo  mehrere  Pfarrer  sind,  der  erste  Pfarreri 

Der  Vorsitzende  bemft  die  Versammlung  des  Ptesbyteorrums» 
leitet  die  Verhandlungen  und  ist  für  die  Ausführung  der  iBeacUässe 
ventajtwortlioh. 

Wenn  ein  Drittel  der  Mitglieder  es  wunschti  so  hat  der  Vor- 
sitzende eine  Versammlang  des  Presbyteiiums  zu  bemfen. 

§.  47.  Das  Presbyterium  besebUesst  über  die  zur  Berathung 
vorgelegten  Gegenstände  durch  Stimmenmehrheit.  Die  zur  Beschlüsse 
fassQug  gelangenden  Fragen  sind  so  zu  formuliren ,  dass  darauf  die 
Antwort  mit  J&oder  Nein  zu  geben  ist. 

Abstimmung  durch  Namensruf  findet  statt,  wenn  dieselbe  von 
dem  diitten  Theil  dcrr  anwesenden  Mitglieder  beantragt. wkd.  . 

Geheime  Abstimmung  hat  ba  Wahlen  statt  zu  finden  und  bei 
IkAgen,  welche  das  persönliche  Interesse  einzelner  Mitglieder  betreffen. 

Der  ViMssiteende  hüt  Stimmrecht  gleieh  den  übrigen  Mitgliedern 
und  gibt  im  Falle  der  Stimmengieichheüb  den  AusscUflg. 

Wenn  ein  Mitglied  glaubt,  sidb  der  Ab^mmung  enthalten  zn 
missen,  so  hat  es  den  Grund  hievon  zu  Protokoll  zu  geben. 

^  48^.üeber  jede  Sitzung  des  Presbyteriums- ist  ein  Protokoll 
zu  führen,  welches  nach  ordnungiimässiger  V^lesung  zu  seiner  Be- 
gjiauhigung  von  dem  Vorsitzenden. und  dem  Schiiftfilhrer  odor  einem 
anderen  Mitgliede.  unterzeichnet  wird»   . 

Das  Protokoll  hat  zu  enthalten : 

1.  die  Namen  des  Vorsitzenden  und  der  anweeenden  Mitglieder 
dee  Presbyteriufl|s; 

2»  die  zur  Eomitaissnahmifr  oder  zur  Berathung  vorgelegten 
Gegenstände; 
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3.  die  Fragen^  Aber  welche  abgestimmt  warde ; 

4.  das  ErgebniBS  der  Abstimmnog,  und  zwar  bei  Abstimmang 
durch  Namensaufruf  miter  AnfEQinmg'  der  Namen,  bei  jeder  anderen 
Abstimmtmg  unter  Angabe  der  Anzahl  der  Stimmen  Ar  nnd  wMer. 

Protestationen  und  Separatrota  dürfen  nur  in  dem  Falle  dem 
Protokoll  beigelegt  werden,  wenn  in  der  Sitzung  selbst  die  Absicht, 
sie  beisulegeii ,  ausgesprochen  nnd  ihr  Inhalt  genau  angegeben  ist; 
übrigens  ist  denselben  keine  weitere  Folge  zu  geben. 

.§.  40.  Bei  den  Eirchenvisitationen  hat  das  Presbyterium  dem 
Yisitator  (Senior  oder  Superintendent)  die  Protokolle  vorzulegen, 
damit  sich  dieser  von  der  ordnungsmässigen  Führung  überzeugen 
kOnne.  Auch  sind  die  Protokolle  den  hüheren  Eirchenbehürden  auf 
deren  Verlangen  in  Urschrift  oder  in  beglanbigter  Abschrift  (§.  50.) 


§.  50.  Auszüge  aus  dem  Protokolle  des  Presbyterinms,  von  dem 
Vorsitzenden  und  dem  Schriftführer  oder  einem  anderen  Mitgliede 
unter  Beidr&okung  ^des  Gemeindesiegels  unterfertigt  ^  haben  die 
(Jeltong  dies  Originals. 

§.  51.  SoHte  ein  Presbyterium  sich  der  Vemachlissigung  sei«* 
ner  Pflichten  oder  eines  gesetzwidrigen  Verfahrens  schuldig  maäien, 
so  liegt  es  dem  Senioratsausschusse  und  weiter  den  höheren  Kirchen- 
behOrden  ob,  dies  abzustellen.  Dem  Superintendentialausschuss  steht 
es  zu,  selbst  ein  Presbyterium  aufzulösen  unter  Anordnung  einor  so- 
fortigen Neuwahl. 

B.   Pflichten  und  Becbte  der  Gemeindeversammlung  und  disr  Oe^ 

meindevertretung. 

§.  52.  1.  Das  Recht,  die  Pfkrrer  und  (in  den  §.  29.  bezeichneten 
FUlen)  die  st&ndigen  Vicare  (Pfarrgehilfbn)  zu  irthlen,  steht  in  jeder 
Gemeinde  der  Gesammtheit  aller  stimmberechtigten  Mitglieder  zu.  * 

2.  Alle  Übrigen  der  ganzen  Gemeinde  zukommenden  Bechte  thi 
in  kleineren  Gemeinden,  d.  b.  in  Gemeinden  unter  500  Seelen,  eben- 
falls die  Gesammtheit  aller  stimmberechtigten  Mitglieder  aus,  in 
grösseren  Gemeinden  dagegen  übt  die  Gesammtheit  aller  stimmbe- 
rechtigten Mitglieder  nur  noch  das  Becht  aus,  die  Gemeindevertretung 
zu  wählen;  aUe  übrigen  Bechte  der  ganzen  Gemeinde  übt  in  ihrem 
Namen  die  GJem^devertretung  aus. 

3.  Die  Anzahl  der  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  richtet 
sich  nach  der  Grösse  der  Gemeinde,  darf  jedoch  die  Höhe  von  zwei- 
hundert nidht  übersehreiten.  Aendemngen  in  dei*  bestehenden  Anzahl 
der  Gemeindevertreter  können  mir  durch  einen  Beschluss  der  Ge- 
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meindevertretimg  mit  einer  llajoritftt  von  zwei  Drittehi  der  Anwesen- 
den eintreten  nnter  Zustimmnng  des  Superintendenten. 

§•  53.  1.  Die  GemeindeTeraammlnng ,  bezfiglich  in  grosseren 
ö^ineinden  die  Gemeindevertretung,  wird  von  dem  Presbyierinm  nnt«: 
Bekanntgebnng  der  zu  verhandelnden  Qegenst&nde  einberufen.  Den 
Vorsitz  in  derselben  fährt  der  Pfarrer  oder  der  Cnrator. 

2.  um  einen  gültigen  BeseUoss  fassen  zn  können,  mdssen  zn 
jeder  Versammlung  sämmtUche  Mitglieder  der  Eörpersohaft  ordnimgs* 
m&ssig  eingeladen  und  mehr  als  die  H&lfte  derselben  anwesend  sein. 

Für  solche  Gemeinden,  deren  örtliche  Verhältnisse  die  BrfiHnng 
dieser  Bedingung  in  hohem  Grade  erschweren,  steht  es  dem  Superin- 
tendentialausschusse  zu ,  das  Erfordemiss  der  Beschlnsaf&higkeit  auf 
ein  DritttheU  der  ordnungsmfissigen  Mitglieder  herahzummdem. 

3.  Ueber  den  Geschäftsgang  in  der  Gemeindeversammlimg  (Ge* 
meindevertretnng)  gelten  die  §§.  46.,  47.,  48.  filr  das  Presbyterium 
gegebenen  Vorschriften. 

§.  54.  Zum  Wirkungskreise  der  Gesammtheit  aller  stimmbe- 
rechtigten Gemeindeglieder  in  kleineren  Gemeinden  (§.  52.)  geholt, 
ausser  der  in  §.  52.  bezeichneten  Wahl  der  Pfarrer,  P&rrgehilfen  und 
Vioare  Folgendes: 

1.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Presbyteriums ; 

2.  Die  Wahl  der  Schullehrer  (§.  129,  2.) ;  wenn  jedoch  durch 
BescUuss  deir  Gemeindeversammlung  (Gemeindevertretung)  eine  be- 
sondere aus  geistlichen  und  weltlichen  Mitgliedern  zusammengesetzte 
Commission  far  die  Angelegenheiten  der  Schule  bestehen  sollte,  00 
kann  dieser  die  Wahl  und  die  Gehaltsbestimmung  (§.  54,  3.)  der 
lißhrer  übertragen  werden. 

3.  Die  Bestimmung  dar  Gebote  der  Pfanrer^  der  st&oiüCQA 
Pfarrgehilfen  and  der  SchuUebrer  (vgl  §.  54,  2.)  und  die  Bewilligapg 
V09  Personalzulagen  und  von  zeitweisen  Theuerungszusehüssen  an 
dieselben ;  Naturalquartiere,  Benützung  von  Grundstücken,  vocations- 
massige  Gebühren  und  Naturalleistungen  haben  auch  fortan  zu  beste- 
hen, und  es  können  weder  diese  noch  die  Gehalte  bei  Neubesetzungen 
herabgemindert  werden. 

4«  Die  Herbeischafiung  der  zu  den  Genieindebedjurfnissen  nöthi- 
gen  Mittel,  wo  es  erforderlich  ist  durch  Umlagen  auf  die  Gemeinde- 
glieder UAd  auch  durch  Anleihen,  und  die  Bestimmung  über  die  Art 
der  Anlegung  der  Capitalien. 

Verftusserungen  des  Eigenthums  ^er  Gemeinde  und  Verändetun* 
gen  in  dw  Substanz  des  Gom^devermögenSi  sowie  Anleibent  welcbe 
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die  Hüfte  der  Jahreseinnahmen  der  Gemeinde  flbersteigen,  bedflrfen 
der  Genelimigiuig  des  Oberkirchenrathes. 

5.  Pie  Prflftmg  der  jährlidien  Qemeinderechnang. 

Die  uuter  diesen  fänf  Bnbriken  bezeichneten  Gegenstände  bilden 
ii^  grösseren  Gemeinden  (§.  52.)  den  Wirkungskreis  der  Gemeinde- 
vertretm^. 

G.  Wahl  des  Presbyteriums  und  der  Gemeindevertretang; 

§.  55.  Die  Gemeindevertretnng  (§•  52«)  wird  durch  die  Gesammt- 
hfiit  aller  stixmnbereehtigten  Qemeindeglieder  (§.  18.))  das  Presby^ 
teriom  in  kleineren  Gemeinden  (§.  52.)  durch  die  Gesammtheit  aller 
stimmberechtigten  GemeindegUeder,  in  grosseren  durch  die  Gemeinde- 
yertretong  und  aus  ihrer  Mitte  gew&Ut.  Die  Presbyter  bleiben  Mit- 
glieder der  Gemdndevertretung. 

g.  5$.  In  beid^  Pällen  ist  die  Abstimmung  geheim  und  müs- 
sen die  Stimmzettel  von  den  Stimmberechtigten  persönlich  abgege- 
ben werden. 

§.  57.  Zur  Gültigkeit  der  Wahlhandlung  ist  erforderlich,  dass 
alle  Wahlberechtigten  ordnungsmftsäg  aufgefordert  seien  und  dass  bei 
der  Wahl  der  GemeindeTertretung  durch  die  sämmtlichen  stimmbe- 
rechtigten Gemeindeglieder  in  Getneinden  bis  4000  Seelen  mehr  als 
die  Hälfte,  in  Gemeinden  über  4000  Seelen  mindestens  ein  Drittel  der 
Stimmberechtigten,  bei  der  Wahl  der  Presbyter  jedeiAlls  mehr  als 
die  Hälfte  der  Wahlberechtigten  ihre  Stimme  abgegeben  habe. 

Gewählt  sind  unter  den  gesetzlich  wählbaren  (§.  19.)  Mitgliedern 
der  Gemeinde  jene,  welche  die  relative  Majorität  unter  den  abgege- 
benen Stimmen  haben« 

§.  58.  Die  Leitung  der  Wahlhandlung  (§.  42,  5.)  und  die  Prü- 
fung der  Gültigkeit  der  Wahlen  ist  in  beiden  Fällen  Sache  des 
Presbyteriums« 

§.  59.  Die  Gemeindevertreter  sowie  die  Mitglieder  des  Presby- 
teriums werden  auf  sechs  Jahre  gewählt  Die  Wahl  des  Presbyteriums 
findet  unmittelbar  nach  Abschluss  der  Wahl  der  Gemeindevertretung 
Statt.  Beide  Körperschaften  werden  nach  je  drei  Jahren  zur  Hälfte 
erneuert.  Die  Ausscheidung  der  ersten  BfiÜb^  nach  den  erstm  drei 
Jahren  geschieht  durch  das  Loo&  Die  Ausscheidenden  sind  stets 
wieder  wählbar. 

§.  60.  Die  Namen  der  neugewählten  Gemeindevertreter  werden 
am  Schlüsse  eines  sonntäglichen  Gottesdienstes  vom  iPfarrer  der  Ge- 
meinde bekannt  gegeben. 

Die  neugewfthlten  Presbyter  haben  am  erwähnten  Sonntage  nach 
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Beendigangde»  Oottesdienstes  in  die  Hand  des  Pterera  das  OeMbniss 
abzulegen:  • 

»Ich  gelobe  vor  Gott,  bei  metnem  Wirken  als  Presbyter  die 
innere  und  äossere  Wohlfahrt  diesw  evangelisehen  Gemeinde  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  wahren  und  datW  sü  achten,  dass 
die  Kirche  in  allen  Stücken  wachse  an  dem,  der  das  Hanpt  ist, 
Christus.« 

§.  61.  Sollte  ein  Presbyter,  die  zu  seiner  Wählbarkeit  erfor- 
derlichen Eigenschaften  (§.  19«)  verlieren  oder  sein  Amt  andauernd 
yemachlässigon ,  oder  ;sioh  eines  Missbrauches  desselben  schuldig 
machen,  $o  ist  es  Aufgabe  des  Presbyteriume,  im  Interesse  der  Ge- 
meinde di96SQn  Bücktritt  zu  veranlassen. 

§.  62.  Jeder  Gemeinde  steht  es  frei,  innerhalb  der  Grenzen  der 
Eirchenverfassung  ein  aus  ihren  besonderen  Verhtitmssen  und  ihren 
bipJterigen  Ge{^ogenheiten  Jiervorgehendes  Loealstatut  aufzustellen. 
SolQhe  Statuten  bedürfen  vor  ihimr  Sinffihrung  der  Genehmigung  des 
Oberkirchenrathes. 

Iwetter  AksdMtftt 

Die  8eniörai$gemeinde. 
.^     If   AUgem^lne  BesilsinonreD. 

§.  63..  1.  Die  Gesftmn^eit  d<H!jeBigtni  Gemeinden,  welche  zum 
i^wecke  d^r  Leitung,  Verwaltung  nnd  Yertretung  ihret  gemeinsamen 
kirchUi^ben  Angelegenheiten  unter  einem  Senior  als  gemeinschaft- 
lichem Yorettande  verbunden  sind,  Inldet  ein  Seniorat.  • 

2,  «I^de  bereits  bestehende  oder  neu  entstehende  Gemeinde  moss 
einem  S^oratsyerbande,  oder,  wo  die  Unterabtheilung  in  Seniorate 
nicht  besteht  (§.  97.),  einem  Superintendential verbände  angehSren. 

g.  64»  1.  Die  gegenwärtig  bestehenden  Seniorate,  die  Zuweisung 
der  einzelnen  Genpeinden  an  dieselben  und  ihre  eigene  Unterordnung 
unter  die  Superintendenzen  sind  als  zu  Becht  bestehend  anerkannt 
(s.  Anhang  JL). 

2v  ßie  Um^esta)tun|[  dieser  und  die  Bildung  neuer  Seniorate 
kann  nur  über  Antrag  der  Saperintendenz  und  des  Oberkirchenrathes 
von  dem  zuständigen  Miiasterium  vedugt  werden. 

g.  6^.  Die  geqetzmtaaigen  Organa,  durch  welche  die  Seniorats-* 
gemeinde; ihre  PiQüichten  wd  Bechte  ausübt,  sind:  der  Senior,  der 
Senioratsausschuss,  die  Senioratsversammlung. 

_  ,     .      ».,  11^  Der  Senior.    • 

',  y  i,  §6.  Smi4>r  ist  ein  daau;  gewiUter  (§.  69^71.)  Pfkrrek*  einer 
der  Gemeinden  des  Seniorates.  Für  die  Zeit  seiaer  Functionsdauer 
(§.  68.)  ist  sein„Pfiurnta.  der  AmtasitB  des  Steiorfttes. 
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g.  67.  Der  Semoi:  ist  mit  der  Aufsicht  ül|^  die  ,](ice)ilii^e  Qi^ 
nnng  des  gesammten  Seniorates  betraut,  und.  es  liegt  ihm  die  Ye)c- 
tretung  und  Verwaltung  des  Sßniprates  in  allen  d^n  FäUen  ob,  A^ 
nicht  ausdrücklich  dem  SenioraisausschussQ  (g.  73,)  y5]|rbet)alt9|i,  ;ai]^^. 
Seinem  selbstständigen  Wirkungskreise  gehört  daher  in^b^Qdfa;a 
Folgendes  an:  ,    , 

1.  Als  geistlichem  Vorsteher  des  Seniorates  U€|gt,  il^m.pl).:  ^ 
Einführung  der  Pfarrer ;  die  Unterstützung  d^  ^irk^jamkeit  des  P&pr- 
anites  in  der  Aufrecbthaltung  der  kirchlichen  Ordnung  ^nd  der  .Pflege 
des  christliclien  Lebens  und  die.  Sorge  dafür,  dBjSS  ^er  öSentUi^hi^  Qoik- 
tesdienst  in  den  Gemeinden  seines  Bezirkes  überall  nach  der  Ordpi^ig 
der  evangelischen  Kirche  zur  Erbauung  der  Gläubigen. gieh^ltenj werde; 
die  Aufsicht  über  Amtsführung  und  Wandel  der  Pfarrer,  Pfftrrg€|hilfen 
und  Candidaten,  die  Fürsorge  für  ihr«  wissenschafüicl^e  und  praV 
tische  Fortbildung  (unter  anderem,  wo  es  thunlich  ist,  dqrch.A^ 
haltung  von  Pastoralcouferenzen  und  Gründung  theologischer  Biblio- 
theken) und  die  brüderliche  Ausgleichung  von  Zwistigkeiten,  zwi^cjbi^ 
Geistlichen,  SchuUehrem,  Presbytern  und  G^B^^ndpgliedeni ;  die 
Beurlaubung  der  Geistlichen  für  eine  Abwesenheit  aus  ihrem,  Eircbe^- 
sprengel  bis  auf  die  Dauer  von  vierzehn  Tagen  unt^r  g)ieichzeitiger 
Anzeige  an  den  Superintendenten,  und  die  Fürsorge  ^  die  zwisch^- 
zeitliche  Yersehung  des  Pfarramtes,  wenn  Geistliche  beurlaubtf.  krao^ 

oder  gestorben  sind.  ,.    - 

^  •  II«.«  • , 

2.  Als  Schtddistrictsaufseher  hat  de^  Senior  das  Pfai;nipijt  ,fp 
seiner  Aufsicht  über  die  Schule  und  ihre  Wirksai^edt  für  ünjterriolft 
und  Erziehung  der  Jugend^  und  über  Amtsführung  und  Wandf^l  d^ 
Schullehrer  zu  unterstützen  und  zu  überwachen;;  auch  hat  er  siph  die 
Gründung  neuer  Schulen,  die  Fortbildung  d^r  Lehrer,  die  VeTbeeserung 
ihrer  Subsistenz  und  Stellung,  und  die  Unterstützung  ihrer  Wi^ep 
und  Waisen  angelegen  sein  zu  lassen.  / 

3.  Als  geistticher  Vertreter  seinea  Bezirkes  hat  der  Senior  di^ 
Bechte  und  den  Frieden  der  Kirche  im  Allgemoinen,  spwie  d^  Ffarc- 
gemeinden  in  seinem  Bezirke  und  ihrer  einzelnen  Glieder, zu  w^en. 

4.  In  jeder  Gemeinde  seines  Seniorates  hat  der  Se^or  durch- 
schnittlich in  jedem  vierten  Jahre  (g.  85,  4.)  Kirchen^  und  alle  zwei 
Jahre  SchtüvisUation  zu  halten.  Er  h^t  hierbei  über.  Aq^t9|&hnmg 
und  Wandel  der  Geistlichen  und  Sohullehfer,  über  den  Zustjand  dfs 
kirchlichen  Lebens  und. der  Schule,  über  die  Befolgung  der  allgemei- 
nen Eirchenordnung  und  der  speciellen  Anordpung^  über  dif  Gß- 
barung  mit  dem  Gemeindeverm(3gen  eing^enc^  Kenntniss  ^u  niBiim^i, 
und  die  Wünsche  und  Beschwerden  der  Gemeinde  zu  yern^hqtQqf  pm 
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-Mt(*/ü  erfebi^fe, -ödiet;'  Wo  diesölberl  seirife  ÖimpeÜenz  iiliersctireitett,  an 

'3!/ e'öificSötäöriclfetn  Stellet  zn  leiten,    lieber  die  gesänjimte  Visitation 

'ikt'W'Senipr'df^ni  Superintendenten  einen  genauen  Bericht  za  er- 

btiittdti'.^'*IJieK6stön'd8t' Visitation  haben  die  betreSfenden  Gemeinden 

••«ü'Dtägfeii.-'  "••'  '    '■  '  ^    '    ''       .-.  ■    •^-    ^- 

5.  Der  Senior  ist  das  vermittelnde  Or^an  zwischen  d^n  eipelnen 
'€ifemeihdten'unÄ'äeti  höheren  Stufen' des  Kirfchenregimeritp  ;*  er  i^a^  die 
-EWi^ise  defi^'iöhBreh^eh'ÖrJ^^^^  jsofort  mit- 

ftillliiiM'  und  ist  für 'det'en  Ausführung  verantwoi;tlicl^ ' '  Üeberdies 
ÄÄt^  dl^]f''Ö6öior' ftr  Oi'dntng  und  Bewahrung   des  Senioralarchives 

m'^^.'^;''-'  '-;'•  '    \     '    .  ;        .     '/ "     ';•  '    ;    '' 

-'^^  yTJtBlJeir'fie'  Stbilung  des  Senior  iin  Senioratsausschu^se ,  ip  der 
'B^riioltlts-  iiid  Superintendehfial- Versammlung  und  der  ',General?yuöde 

iAUn'Sdk  iti  ii  72-74.,  76.,  77!,  80.,  02.',  llO:'  gegebenen  Be- 
-*t(mthiiK^en,^ •',  '  ;'    ''-^       .    ,     '"  ",.."■''.' 

-<mI  •  Mjj  seiner ^fesalnmiien  Ablsthätigkeit  ist' der  Senior  ^em  Superin- 
'teÄdÖiltfeÄ'  And  durch  diesen  den  höheren  Kirchenbel^örden  unterstellt. 
*'''  ''§>.  'eöi-li'WÄhnJar  zrim  Amte  em^  Seniors  ist  jedei;  Pfarrer 
-«titt^öfeiiiiBiticIe  des  Seniörates.'      '  ,•     ,    • 

«"-•♦^'S!  bfe  WaM  geschiehf  aiiT  die  Dauer 'von' sechs 'Sahiren,  vom 
"IWiittfa  "def '  eWMgteh  Bestätigung  '  an  gerechnet.  Der  E^ch  iieser 
^it^'selli  Aiilt'  ais  Senior  niederlegende  Pfarrer  ist  wieder  wählbar. 

§.  69.  1.  Das  Wahlrecht  üben  die  einzelneu  (^emeix^den  durch 
4hrfe'P?tti)'|teritnj'  e§  öt  Pflicht  def  Presbyterien,  ihre  Wahl  ^üf  einen 
^ii+feir'  td'  riijhten,  def '  durch  theologische  Gelehrsamkeit^  durch 
TB^ökiriigieil!, 'Amtstreue  und  Eifer  für  Kirche  und  Schule,  sow;ie  durch 
'iiiintÄrftatotyrtiafWii  Wkndel  sich  eines  giit'en  JJufes  erfreut.  '  '  . 

'-''  '"g.'De^  Süpii'hltenderit-hat  rechtzeitig'  und  unter  Vorzeichnung 
'Zitier  a^getnessai^n  Frist 'für  diä  Einsendung  des  ^ahlprotokolls  die 

Wahl  auszuschreiben;  hierauf  wShlt  jedes  Presbyterium  in  ordnungs- 
'^Aksdi^bi^  if^hiaseitig  tinter  Bezeichnung  des  Gegenstandes  angekun- 
-ffl^  Vfersa'mttluhg'(§l  23.)  durch  geheime  Abstimniung  (§.  ?4.)  einen 

deV  irkMbateti  Pfarrer;  wo  möglich  geschieht  diese  Wah^^  Sonntags 

liä<5h  abgfeliÄ}teÄtai*'CfotteWienst.  ; 

'•'•  "^  "^.  Ö« Wählt  vott'dein  einzelnen  Presbyterium  ist  derjenige  Pfar- 
-tti^,'itif  Wehen  die  fehsblute' Majorität  der  Stimmen  der'  ^üwesenden 
^I^eiVyiSet'^^öfäUen  iirt.  '  Wenii  hei  der  ersten  Abs'timmuA^  keinp  ab- 
■^iölttte'MaJörtt»  'few-elcWt  wird,  so  wird  unter  den  zwei  Pfartöi:^',  auf 
-irAdtik  diöreläll^  ^össte  Ötimmenzahl  gefafteu  war,  eme  engere  Wahl 
•(gJ"Slei)  'angestellt.  '  Bei  danii  eintretender  Stimmengleichh^t  6nt- 
«Mheiaet  da^Loos.    '    '       ' 
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4.  Das  Protokoll  4ber  die  Wahl  üst  sofort  kii  den  Superintenden- 
tiftlatisschass  amtlich  und  besonders  versiegelt  einzusenden  und  durch 
die  Auftchrift  ausdrücklich  als  »Vorschlag  des  Presbytöriüms  i .... 
zur  Wahl  des  Seniors«  zu  bezeichnen. 

5.  Wahlen,  bei  denen  die  gesetzlichen  Bedingungen  der  Wähl- 
barkeit oder  die  bei  dem  Wahlausschreiben  vorgezeichnete  Frist  nWht 
-eingehalten  wurden,  sind  ungültig. 

§.  70.  1.  Nach  abgelaufener  Frist  nimmt  der  Superitttendential- 
auBsehuss  in  einer  dazu  vom  Superintendenten  berufenen  Sltzuüg  die 
fir6ffiiung  und  Prüfung  der  Wahlprotokolle  und  sodann  das  Scrut^um 
unter  den  abgegebenen  Stimmen  vor.  Wo  die  Einberufang  des  Su- 
perintendentialausschusses  mit  zu  grossen  Schwierigkeiten  oder  Kosten 
verbimden  ist,  hat  der  Superintendent  zu  diesem  Acte 'ein  geistliches 
und  ein  weltliches  Mitglied  der  IMöcese  zur  Beglaubigung  hinzu- 
zuziehen. 

2.  Beim  Scrutinium  ist  das  Votum  des  Presbyteriums  einer  Qe- 
naeinde,  die  mehr  als  einen  P&rrer  hat,  für  so  viel  Wahlstimmen  2u 
sB&hlen,  als  die  Gemeinde  Pfarrer  hat,  jedoch  mit  der  Bescbrftnknn^, 
dass  in  einc^m  weniger  als  zehn  Pfarrgemeinden  umfassenden  Seniöräte 
das  Votum  eines  einzelnen  Presbyteriums  auch  dann  fSt  niclft  mehr 
als  zwei  Wahlstimmen  gezählt  wird,  wenn  die  betreffende  Gemeinde 
selbst  mehr  als  zwei  Pfarrer  hat,  und  auch  in  Senioraten  Von  mehr  als 
zehn  Plkrrgemeinden  nie  Ar  mehr  als  drei  WaUstimm^n  gezählt  wird. 

3.  Gewählt  ist  derjenige  Pfarrer,  auf  welchen  die  absfolute  Ma- 
jorität der  abgegebenen  Wahlstimmen  gefallen  ist.  Ist  keine  absolute 
-Majorität  erreicht,  so  schreibt  der  Superintendent  eine  engere,  übri- 
gens in  derselben  Weise  auszuführende  Wahl  unter  denjenigen  beiden 
Pftrrem  aus  (§.  86.),  auf  welche  die  relativ  grösste  Stimmenz&hl  ge- 
fillen  istr  Bei  dann  eintretender  Stimmengleichheit  entscheiclet  der 
Superintendentialausschuss. 

'4.  Der  Superintendent  berichtet  den  Erfolg  der  Wahl  diiri  Ober- 
Eircheniiathe  und  sucht  ihre  Bestätigung  nach. 

§.  71.  1.  Nach  erfolgtier  Bestätigung  des  Ober-S^röhenrathes 
wird  der  Senior  vom  Superintendenten  eingefthrt.  Bei  Wiederwahl 
desselben  Seniors  findet  eine  Einf&hitmg  nicht  Statt. 

2.  Der  Senior  bleibt  unverändert  in  seiner  'Stellung  als  Püurer 
der  Qeöieinde. 

111.   Der  Senforatsausscbuss  and  *dle  Senloratsversaromlans. 

§.  72.  1.  Der  Senioratsausschuss  besteht  aus  dem  Senior  als 
Vorsitzenden,  dem  Oonsenior  und  dem  Senioratscurator  oder  bei  Ver- 
hindanmg  des  letzteren  dem  Stellrefrtreter  desselben. 
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2.  Der  Conaenior,  der  zugleich  den  Semor  in  Fällen  der  Yerhin- 
demng  za  vertreten  hat»  ist  einer  von  den  Pfarrern  des  Senierates, 
den  die  Senioratsversammlung  hiezn  auf  die  Daner  von  sechs  Jahren 
zn  wählen  hat. 

3.  Der  Senioratscarator  ist  ein  weltliches  Mitglied  der  Seniorats- 
versamndnng,  welchen  diese  anf  die  Daner  von  sechs  Jahren  dazu  za 
erwählen  hat.  Für  diese  Zeit  ist  in  den  etwa  stattfindenden  Seoio- 
ratsversanunlnngen  der  Senioratscnrator  weltlicher  Abgeordneter  der- 
jenigen Gemeinde,  deren  Presbyterinm  er  angehört,  und  es  verzichtet 
in  Folge  davon  das  betreffende  Presbjterium  far  diese  Zeit  auf  die 
.Wahl  eines  welüichen,  Abgeordneten.  Das  Gleiche  gilt  von  dem 
Stellvertreter  des  Senioratscurators. 

4.  Der  Gonsenior,  der  Senioratscnrator  und  der  Stellvertreter 
desselben  versehen  ihr  Amt  unentgeltlich  und  sind  nach  Ablauf  ihrer 
Functionszeit  wieder  wählbar. 

§..  73.  Der  Senioratsansschuss  hat  in  dem  ihm  ausdräcklich  zu- 
gewiesenen Wirkungskreise  die  Verwaltung  des  Seniorates  zu  fuhren; 
er  entscheidet  in  allen  ihm  vorliegenden  Fällen,  auch  dann,  wenn  die 
Mitglieder  schriftlich  verkehren  mflssen,  durch  Stimmenmehrheit, 
.md  der  Senior  als  Vorsitzender  hat  die  Beschlüsse  der  Majorität  aus- 
zuflihren.    Den  Wirkungskreis  des  Senioratsausscbosses  biÜet: 

1.  in  Beti:eff  der  einzelnen  Gemeinden  des  Seniorates 

.  a)  die  Entscheidung  bei  Zweifeln  über  die  Wahlen  von  Preabytem 
und  Gemeindevertretern; 

..  b)  die  Erinnerung  an  Presbyterien  bei  Säumigkeit  in  ihrer  Pflicht- 
erf&llung  und  die  Abstellung  etwa  vorkommender  Gesetzwidrig- 
keit ihres  Verfahrens  (§•  61.)  ; 

c)  die  erste  Entscheidung  in  Zwistigkeiten  der  Pfiurer,  Schnllehrer, 
Presbjterien  und  Gemeindevertretungen  (Gemeindeversamm- 
lungen) unter  einander  und  mit  einzelnen  Angehörigen  der  Ge- 
meinde, die  Beurtheilung  aller  die  Eirchenordnung  und  die  Kir- 
chenzucht betreffenden  Disciplinai^Angelegenheitm  und  die  Ein- 
leitung des  Disciplinarverfahrens  gegen  Pfarrer,  P&rrgehilfent 

. .  Schullehrer  und  Presbyter ; 

d)  die  Verhandlungen  wegen  Anspfarmng  von  Filiidgemeinden  uoa 
Gründung  neuer  Ffarrgemeüiden  (§§.  IL,  12.,  13.),  femer  wegen 
Aus-  und  Einpfarrung  einzelner  Personen  und  Ortschaften; 

e)  die  Prüfung  der  jährlich  vorzulegenden  Kirchen-  und  Schulrech- 
nungen, wobei  ihm  eine  Bemängelung  nur  insownt  zusteht, 

::.  •  als  da^  Presbyterinm  seine  Gompetenz  überschritten  hat  i 

2.  in  Betreff  der  SeniorÄtsversammlung:  .die  Anorduui«  *r 
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WaUen  za  derselben  (g.  42.,  12.),  die  Vorbereitung  der  ihr  zn  machen« 
den  Vorlagen«  und  die  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  (§.  80, 1.); 

3.  die  Verwaltung  der  Fonds,  welche  dem  Seniorate  als  solchem 

gehören. 

Der  Senioratsansscnuss  hat  der  Senioratsyersammlung  sowie  den 
höheren  Behörden  auf  deren  Verlangen  bei  Anlass  einzelner  Verhand- 
lungsgegenstände Einsicht  in  seine  Acten  zu  gewähren. 

§.  74.  Die  Senioratsyersammlung  besteht: 

1.  aus  dem  Senior  und  den  sämmtlichen  übrigen  Pfarrern  des 
Seniorates ; 

2.  aus  einer  den  Pfarrern  jeder  Gemeinde  gleichen  Anzahl  weit- 
lieber  Abgeordneter,  welche  das  Presbyterium  jeder  Pfarrgemeinde 
aus  seiner  Mitte  zu  wählen  hat  (§.  72,  3.),  und  zwar  auch  dann,  wenn 
ein  Pfkrrsitz  erledigt  ist ; 

3.  da,  wo  in  dem  Seniorate  eine  der  betreffenden  Confession  an- 
gehörige  Mittelschule  (Gymnasium  oder  Bealschule)  oder  ein  Schul- 
lehrer-Seminar *oder  eine  Hauptschule  besteht,  aus  je  einem  von  dem 
Lehrkörper  aus  seiner  Mitte  zu  erwählenden  Vertreter,  jedoch  .mit 
der  Beschränkung,  dass,  wenn  an  demselben  Orte  mehr  als  eine  Lehr- 
anstalt der  genannten  Arten  besteht,  die  Lehrkörper  derselben  zusam- 
men nur  einen  Vertreter  aus  ihrer  Mitte  zu  entsenden  haben ; 

4.  wenn  in  einem  Seniorate  keine  Lehranstalt  der  unter  Kr.  3. 
bezeichneten  Arten  besteht,  so  haben  die  Lehrer  der  sämmtlichen 
Elementarschulen  aus  ihrer  Mitte  einen  Vertreter  in  die  Senioratsver- 
sammhmg  zu  wählen. 

Die  Wahl  der  unter  2.,  3.,  4.  bezeichneten  Abgeordneten  gilt 
nur  für  die  Dauer  der  eben  zu  beschickenden  Versammlung. 

§.  75.  Den  Wirkungskreis  der  Senioratsyersammlung  bildet  die 
Beratbung  und  Beschlussfassung  über  alle  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten der  in  ihr  yertretenen  einzelnen  Gemeinden.  Dahin  gehört 
insbesondere : 

1.  die  Beratbung  über  den  Zustand  der  einzelnen  Gemeinäeii 
nach  allen  Seiten  des  kirchlichen  Lebens,  besonders  in  Bezug  auf  Got- 
tesdienst, Schulunterricht,  Sittenzucht  und  Armenpflege,  auf  Grund 
des  yom  Swüor  darüber  yorzulegenden  Berichtes; 

2.  die  Beratbung  über  die  beim  Vollzuge  höherer  kirchlicher 
Anordnungen  sich  ergebenden  Schwierigkeiten ; 

3.  die  Verhandlung  yon  etwaigen  Beschwerden  gegen  den  Senior 
und  den  Senioratsausschuss,  um  die  darüber  gefassten  Beschlüsse  an 
den  Superintendentialausschuss  zur  Entscheidung  zu  leiten ; 

4.  die  Sorge  für  die  Bedeckung  der  nothwendigen  Auslagen 


ß6       YerflissaDg  <)er  eyangeL  Klrdie  In  Oesterrelcli  v.  6.  Jannar  1866. 

Sepontos,  Ar  die  Unterstütznug  armer  P&rrgemeinden,  ^^t  Wittwen 
und  Waisen  von  Pfarrern  und  Schullebrem  and  dienstnnfA^g  ge- 
wordener Pfarrer  nnd  Schullehrer. 

5.  Der  Senioratsversamralung  steht  es  zn,  Gegenstände  der  all- 
gemeinen Eirch^ordnnng  nnd  Beschwerden  über  VerletKung  der  den 
evangelischen  Glanbensgenossen  gewährleisteten  Bechte  isa  verhandeln, 
nm  die  in  Folge  davon  gefassten  Beschlüsse  als  Anträge  an  die 
Snperintendentialversammlung  nnd  an  die  Generalsynode  oder  dia  Vor- 
Bltellnngen  ^n  die  höheren  EirchenbehOrden  m  leiten.  Der  Anlass 
zn  diesen  Verhandlungen  kann  durch  die  Aufforderung  von  faQheren 
Organen  des  Eirchenregiments  oder  durch  Anträge  der  Presbyterien 
oder  einzelner  Mitglieder  der  Versammlung  gegeben  werden. 

6.  Femer  hat  dieselbe  aus  ihrer  Mitte  <len  Gonsenior,  den  Se* 
nioratscnrator  nnd  dessen  Stellvertreter  und  die  Abgeordneten  znr 
Stuperintendentialversammlung  und  deren  Stellvertreter  je  beim  Ablauf 
ihrer  Funcüonszeit  (§.  72.,  2.  3.  §.  92^  3.)  zu  wählen. 

7.  Jede  Senioratsversammlung  hat  über  Zeit  nnd  Ort  der  näcb* 
gten  Versammlung  Beechlnss  zn  fassen. 

§.  76,  Die  Aufforderung  zu  den  seitens  der  Presbyterien  zu  voll- 
ziehenden  Wahlen  für  die  Senioratsversammlung  geschieht  durch  den 
Senioratsausschuss ,  die  Einberufung  der  Versammlung  durch  den 
Sen^r,  beides  unter  gleidiizeitiger  Anzeige  an  den  Superintendenten. 
IHe  Wahlaufforderung  hat  den  Grund ,  auf  welchen  hin  die  Einbe* 
rufung  stattfinden  wird,  und  die  vorbereiteten  Gegenstände  der  Ver- 
handlung anzugeben,  mit  der  Aufforderung  zur  Begutachtung  dersel- 
ben seitens  der  Presbyterien.    Die  Einberufung  hat  zu  geschehen : 

1.  für  die  in  der  vorhergehenden  Versammlung  bestimmte  Zeit; 

2.  in  dem  Falle«  dass  die  Mehrzahl  der  Presbyterien  aus  eige- 
ner Initiative  oder  auf  Anfrage  seitens  des  Senioratsausschusses  die 
EinberuAiBg  einer  Versammlung  beantragt ; 

3.  wenn  eine  Snperintendentialversammlung  oder  eine  General« 
l^ode  einzuleiten  ist. 

Die  Versammlung  ist  nach  dem  Orte  zu  bemfeui  der  von  der 
foransgegangenen  Versammlung  dazu  bestimmt  ist. 

§.  77.  1.  Den  Vorsitz  in  der  Senioratsversammlung  führt  der 
Sctaifffi  in  dessen  Verhinderung  der  Senioratscurator  und  weiter  der 
Consenior. 

2.  Vor  dem  Beginne  der  Verhandinngen  hat  die  Versammlung 
etwaige  Zweifel  über  die  Gültigkeit  von  Wahlen  auf  Grund  der 
Prüfung  der  Wahlprotokolle  endgültig  zu  entscheiden.  Auch  hats» 
^fl  lintac^uldigungen,  welche  nicht  eorfch^ei^d^  iMlitglieder  jeden- 
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falls  schrifUich  an  die  Verqammlan^  zu  richten  vejrp^ichtet  suid,  zqr 

Kenntniss  zu  nehmen  und  darüber  Beschluss  zu  fassen.^  ./ .'j 

§.  78.  1.  Die  Sitzungen  der  Senioratsyersammlüi^^nwer^^ 
einem  Gebete  eröffnet  lind  geschlossen. 

^.  Zu  den  Sitzungen  der  Senioratsversammlung  haben  als  'Itrix- 

hörer  alle  diejenigen  Personen  Zutritt,  denen  der  Vorsitzende  die  Bif-' 

•  ,*  t,..i    '1.'    i>i<.i..'.^i> 

laubniss  dazu  ertfaeilte. 

a(.  Bei  Verhandlung  von  Beschwerden  gegen  fersonefi,  uÄi  fer-. 


^ersonefi,  uÄgi  ler 
ner,  so  oft  auf  Antrag  eines  .Mitgliedes  die  Versammlung  6s*  1)0091111^9^1;, 


wird  die  Sitzung  eine  geheime.  f«»  »o  i.  v 

§.  79.  Fäi'  den  Geschäftsgang  der  Seniorätsversämmlüiig "  ^Iten 
die  §§.  45.,  47.,  48.  für  das  Presbyterium  gögebencin  * VorischiiJtfi^^^^ 
Dazu  kommeti  noch  folgende  Bestimmungen :         ',*'        ^  -»  "  '«i' 

1.  Die  Vorlagen 'des  Senioratsausschüsseä,  det'höWer/  .tli*CÄ'- 
lichen  Behörden  und  Vertretungen  und  der  einzelnen  Presbyteriien  äes 
Seniorates  mfissen  jedenfalls  zur  Verhandlung  gelangen;  sethststäb''^ 
dige  Anträge  einzelner  Mitglieder  bedürfen,  um  zur  Veriia^dläilg  iln 
gelangen,  der  Unterstützung  des  vierteil  Theiles  dei"  anwesenden 
Mitglieder."  *    "    "  -^^  ''^:''^*^ 

±  Wichtige  Gegenstände,  zu  äeneh  die'  in  §.'75.,  2;  l^rii!  iii'J 
geführten  jedenMIs  gehören,  sind,  sofern  sie  nicht  hex^  ihÜ^^S:^ 
Senioratsansschusse  vorbereitet  waren,  vor  der  Behandlipig  durch  die 
Versammlung  rfer  Vorberathung  einer '  durch  die  *  Ve^fsänmüuMft  aus   • 
ihi*er  Mitte  zu  erwählendeli  Commission  zu  überweisen.  '  •     j    *♦ 

§. '80.  1.  Die  Protokolle  der  SenioratsversimiiüiiAg 'sina  d^m 
Superintendenten  zur  Einsicht  und  Beötätigun^  vt)rzul!eg|Wi. ' '  Der'^- 
periutendent  hat  die  Bestätigung  unter  Angabe  der  örtinAe  nur  dann 
zu '  verweigern,  wenn  die  Versammlung  'ifce  Öefügnis^e '  übei^sciM- 
t^h'hat:  ■    ■    •      ■       *•'••'—  '^^    .".u  i-r 

2.  Nach  erfolgter  Bei^tätigung  durch  den  Superiiiten^9il!iteii"ttai 
der  Senior  die  Beschlüsse  der  Versammlung  den^  eitizelneiif  Pr^byterien 
seines  Bezirkes  amtlich  bekannt  zu  geben,  und  kknü  d'avQn  äucli''ande- 
rfen  Senioren  Mittheilung  dachen;  "  •>  -  ^'*^^^»*^« 

'      '        '  Die  SupeHniendenHalge'ktinde\       ''     '^'J  '••'ii>  »«^ 

1.  Älfgemelne  Beiffmmahyett. '  ;   '  '  * '  \  "^'^•'''^''  ^^^^ 

'  '.§.  81.  i.  Die  Gesammlheit  derjenigen  Öeiüoi^t^^^^ 
Zwecke  der  Leitung,  Verwaltung  und  VeW;,rdtimg^''ilirtV  g^meliis^ 
kirchlichen  Angelegenheiten  unter  einem  SuperihtiBiidentdh  äliy'g]iiäi^iH- 
schaftfichem  Vorstande  verbunden  sindV.biläet  eide 'iSfiif^fUfe^^ 


I  '    t      ■,< 
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oder  Diöcese.  (Ueber  Superintendenzen  oline  die  Unterordnung  von 
Sienioratens.^§.  97.) 

2.  Jedes  bereits  bestehende  oder  nea  errichtete  Seniorat  mnss 
ein^  Saperintendenz  untergeordnet  sein ;  jede  bereits  bestehende  oder 
neu  entstehende  Gemeinde  muss  durch  Vermittlung  eines  Seniorates 
oder  unmittelbar  einem  Superintendentialverbande  angehöre. 

.   gp.  82.  1.  Die  gegenwärtig  bestehenden  Superintendenzen  und  die 

Zuwdmmg  der  einzelnen  Seniorate  und  Gemeinden  aa  dieselbeja  ist  als 
zu  Recht  bestehend  anerkannt  (s.  Anhang  IL). 

2.  Aepde^mgen  in  diesem  Bestände,  also  eine,  andere  Zutheilung 
von  Senioraten  und  Gemeinden  an  die  bestehenden  Superintendenzen, 
Aufhebung  jetzt  bestehender  oder  Gründung  neuer  Superintendenzen 
können  nur  aaf  Nachsuchen  der  betheiligten  Gemeinden  und  Seniorate 
durch  Vermittlung  des  Ober-;Kirchenrathes  auf  Antrag  des  zuständi- 
gen Ministeriums  durch  a.  h.  Enischliessung  Seiner  Majestät  des 
Kaisers  erfolgen. 

.§.  83.  Die  gesetzmässigen  Organe,  durch  welche  die  Superin- 
tendentialgemeinde  ihre  Pflichten  und  Hechte  ausübt,  sind ;  der  Sa- 
perintendei^t ,  d^r  Superintendeutialausschuss ,  die  Superintendential- 

yersammlung. 

t,.      .       '  **  •      .'   .     i 

II,  Der  Saperiniei^dent. 

%,  84.  Superintendent  ist  ein  dazu  gewählter  (§.  87.,  88.)  und 
a.  h.  bestätigten  (g.  89.)  Pfarrejr  einer  Gemeinde  der  Superintendenz. 

9'  ^-  ^^  Superintendent  ist  mit  der  Aufsicht  über  die  kirch- 
Üche  Ordnuog  der  gesammten  Diöcese  betraut  und  es  liegt  ihm  die 
Vertretung  und  Verwaltung  der  Diöcese  in  allen  den  Fällen  ob,  die 
nich^  ausdrücklich  dem  Superintendentialausschusse  (g.  91.)  vorbehal- 
ten sind.  Seinem  selbstständigen  Wirkungskreis  gehört  daher  insbe- 
spn4ere. Folgendes  an; 

1.  Ala  kircUichem  Oberhirien  seiner  Diöcese  liegt  ihm  ob: 

.  aj)  die  Einführung  der  Senioren  und  beziehungsweise  (g.  39.)  der 
Pfarrer;  die  Unterstützung  der  Wirksamkeit  des  P&rramtes  in  der 
Aufrechthaltung  der  kirchUchen  Ordnung  und  in  der  Pflege  des  christ- 
lichen Lebens  und  die  Sorge  dafiir^  dass  der  öffentliche  Gottesdienst 
in  seiner  Diöcese  überall  nach  der  Ordnung  der  evangelischen  Kirche 
zur  Erbauung  der  Gläubigen  gehalten  werde ;  die  Aufsicht  über  Amts- 
führung «pd  Wandel  der  Seqioren,  Pfarrer,  PfarrgeWen  und  Caodi- 
daWui  die  Fürsorge  far  ihre  wissenschaftliche  und  praktische  Fort- 
bildung und  die  brüderliche  Ausgleichung  von  Zwistigkeiten  zwischen 
Senioren,  Pfanrem,  ScfeuUehrem,  Presbytern  und  Gemeindegliedeni ; 
die  Beurlaubung  von  Geistlichen  für  eine  Abwesenheit  aus  ihrem 
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Amtssprengel  bis  auf  dSe  Dauer  von  dreissig  Tagen  unter  gleichzeitiger 
Anzeige  an  den  Ober-Kirchenrath ;  die  Fürsorge  fSr  die  geistüche 
Pflege  derer,  die  in  der  Diasifora  leben  und  die  Aufsicht  über  das 
kirchliche  Yereinsweseu ; 

b)  die  Einweihung  neuer  Kirchen ;   ' 

c)  die  gesetzliche  Betheiligung  an  der  Amtsprfiiung  der  Candi- 
daten  der  Theologie,  die  Ertheilung  der  licentia  concionandi  inner- 
halb seiner  Diöcese  und  die  Ordination  der  Gandidaten  der  Theologie ; 

d)  dem  Superintendenten  steht  es  zu,  Hirtenbriefe  zu  erlassen, 
von  denen  er  ein  Exemplar  dem  Ober-Kirchenrathe  zur  Kenntniss- 
nahme  mitzutheilen  hat,  und  überall  in  seiner  Diöcese,  nach  voraus- 
gegangener Verständigung  des  Pfarrers,  zu  predigen. 

2.  Als  Schulen-Oberaufseher  seiner  Diöcese  hat  der  Superinten- 
dent die  Senioren  und  die  Pfarrer  in  ihrer  Aufsicht  über  die  Schulen, 
und  ihre  Wirksamkeit  für  Unterricht  und  Erziehung  der  Jugend,  und 
über  Amtsführung  und  Wandel  der  .Schullehrer  zu  unterstützen  und 
zu  überwachen ;  auch  hat  er  sich  die  Gründung  neuer  Schulen,  die 
Fortbildung  der  Lehrer,  die  Verbesserung  ihrer  Subsistenz  und  Stel- 
lung und  die  Unterstützung  ihrer  Wittwen  und  Waisen  angelegen 
sein  zu  lassen. 

3.  Als  geistlicher  Vertreter  seiner  Diöcese  hat  der  Superinten- 
dent die  Rechte  und  den  Frieden  der  Kirche  im  Allgemeinen,  so  wie 
der  einzelnen  Pfarrgemeinden  in  seinem  Bezirke  und  ihrer  einzelnen 
Glieder  zu  wahren. 

4.  In  jeder  Gemeinde  der  Diöcese  hat  der  Superintendent  durch- 
schnittlich in  jedem  vierten  Jahre  Kirchen-  und  Schulvisitation  zu 
halten.  Ueber  diese  gelten  die  §.  67.,  4.  gegebenen  Vorschriften, 
nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  der  Superintendent  seinen  Bericht 
an  den  Ober-Kirchenrath  zu  erstatten  hat. 

5.  Der  Superintendent  ist  das  vermittelnde  Organ  zwischen  dem 
Seniorate  und  der  obersten  Kirchenbehörde;  er  hat  die  Erlässe  der 
höheren  Behörden  an  die  iSeniorate  sofort  mitzutheilen  und  ist  für 
deren  Ausfuhrung  verantwortlich.  Er  hat  für  die  Ordnung  und  Be- 
wahrung des  Superintendentialarchives  zu  sorgen. 

Ueber  die  Stellung  des  Superintendenten  zur  Scnioratsversamm- 
Inng,  ferner  im  Superintendentiahiusschnsse ,  der  Superintendential- 
versammlung  und  der  Generalsynode  gelten  die  in  §§.  76.,  90—95,, 
110.  enthaltenen  Bestimmungen. 

In  seiner  gesammten  Amtsthätigkeit  ist  der  Superintendent  dem 
Oberkirchenrathe  unterstellt ;  es  i^  seine  Pflicht,  allen  seinen  Diöce- 
sanen,  geistlichen  wie  weltlichen  Standes,  mit  Achtung  und  Liebe, 
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a^Mr^auch jcait.Wä];cl|9.nii^ £n)(it  mbegegnof  qf.d,4)ircl)  e^p^JB^e) 
i».  Glaube  ujxd  Dlewutli  vor^uleu^htßD.    ...  m  « 

. .    g.  86i.  i  Die  ^apenntjQnde^u;  werden  a«f  Leb^da^er  gewählt    ; 

§.  87.  Das  Wahlrecht  üben  die  sämmtUchea  Pf^gexfip^kdeii 
der  Diöcese  durch  ihre  Presbyterien  in  der  §.  69.  und  70,  für  die  Wahl 
des  Seniors  vorgeschriebenen.  Weise  aus.  Dia  Aufforderung  zur  Wahl 
geschieht  durch  ^den  Öber-Kirchenrath;  an  diesen  sind  die  Wahl- 
protokolle einsiusenden ;  der  Ober-Korchenrath  vollzieht  in  ordentlicher. 
Sitzung,  wenn  es  thunlich  ist  unter  Hinzuziehung  des  Synodalaus- 
schusses das  Scrutinium  nach  den  §.  70.  bezeichneten  Normen  und 
gibt  schliesslich,  ebenfalls  unter  Hinzuziehung  des  Synodalausschusses, 
die  Entscheidung,  wenn  bei  einer  unter  nur  zweien  vorgenommenen 
engeren  Wahl  die  Stimmen  gleich  vertbeilt  sind. 

g.  88.  1.  Wählbar  zum  Amte  eines  Superintendenten  ist  jeder 
-  Senior  und  Pfarrer  der  Diöcese. '  Sein  Pfarrsitz  ist  für  die  Zeit  seiner 
Functionsdauer  Anitssitz  des  Superintendenten. 

2.  Ginzelne  Superintendenzön  können  jedoch  einen  festen  Amts- 
sitz durch  eine  Majorität  von  zwei  Drittheilen  der  in  der  Superinten- 
dential-Versanmilung  Anwesenden  beschliessen. 

Wählbar  zum  Amte,  eines  Superintendenten  sind  in  diesem  Fälle 
die  Pfarrer  und  Senioren  ol^e  Beschränkung  auf  die  DiöcesQ  und  die 
zu  einem  P&rramte  wählbaren  (g.  34.)  Professoren  der  Theologie. 
Die  Gemeinde  des  festen  Amtssitzes  erkennt  den  von  der  Diöcese 
gewählten  Superintendenten  als  ihren  Pfarrer  an. 

g.  ,89,  1.  Die  erfolgte  Wahl  zeigt  der  Oberkirchenrath  dem  zu- 
ständigen  Ministerium  an ,  nnd  sucht  .durch  dessen  Yermittluiig  die 
Allerhöchste  Bestätigung  des  .  Erwählten  nach.  Erst  nach .  erfolgter 
kaiserlicher  Bestätigung  tritt  der  Erwählte  in  die  Rechte  und  Bezüge 
des  Superintendenten. 

2.  Die  Einfuhrung  des  Superintendenten  in  sein  Amt  geschieht 
durch  den  Oberkirchenrath. 

HL  D^r  Superiotendenttalaufscbass  und  die  SuperiiUendentialversamniluo;. 
g.  90.  1.  per  Superintendentialausschuss  besteht  aus  dem  Su- 
perintendenten als  Vorsitzenden,  dem  Superintendenten -Stellvertreter 
und  dem  Superintendentialcurator,  oder  bei  Verhinderung  des  Letzteren 
dem  Stellvertreter  desselben. 

2.  Superintendenten  -  Stell  Vertreter  ist  einer  der  Senioreii  oder 
Pfarrer  der  Diöcese,  welchen  die  Superintendentiafversammlung  aus 
ihrer  Mitte  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  zu  wählen  hat. 

3.  Superintendentialcurator  ^st  ein  weltliches  Mitglied  der 
Superintendentialvef sapamlung ,    welchen   diese   auf  die  Dauer  von 
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sicitB  Jdnen  mi  wAUbii  hat;  das  fikidis  gSI^  Vcn  doMtn  St^«' 
T«ii*i»ter. 

4.  Der  StpeniiteiadeiiteD  ^  SMIrertreto,  d«r  SvfemteHdiMttld« 
onrator  ^luid  dessAn  Steüfertretor  veTsehen  ikr' Ant  unentgoHlkii  nnd 
sind  nacb  Ablauf  ihrer  Fanctioiiszeit^  wieder  wäUban 

5.  Der  SvperintendeBten-StellTertreter  ist  Termöge  Beiner  WaM 
dtffdi  die  Superixkiendentialrersaiiunliing  Ifi^lied  des  Snperintenden- 
tialaasBchnsees ;  ala  Stellvertreter  des  Saperiniendenteii  in  dem  diesem 
sugewiesenen  sribsMftndigen  Wirbrngskresse  (§.  85.)  bedarf  ei^  d«if 
BestAtigmig  des  zustAndigeB  MinirteriumL 

§.  9L  Der  SuperinteodenlialaQssohiiss  hat  in  dem  ihm  aosi 
drücklich  zngewieseiiAn  WirkimgdfreiBe  die  Venraltiuig<  der  Didcese 
zu  fairen;  er  entscheidet  in  allen  ihsi  vDrliegeifden  Fällen  anch  dann, 
wenn  seine  Mitglieder  schriftlich  retkehren.  mnsseo,  ^ditrdi  Stimmen^ 
mebriidit,  und  der  Soperintendent  als  Yorsiteender  bat -die  BeschMis^ 
der  Majorität  auszufuhren.  Den  Wirkungskreis  des  SoperiitteDdeiiA 
tieOakisschnsses  bildet: 

1.  in  Betreff  der  emzebieii  Gemeinden:  die  Entsdiäidbong  ■§ 
den  §.  78.,  1.  d)  bezeichneten  Fällen,  «nd,  wo  es  erfoBdorlicii  idt,  die 
höhere  Entscheidung  über  das  §.  78.,  Lb.  c.  an^^ecfiäüten Oegensttände ; 
1.  £.  io  Betreff  der  Senierate :  die  Entscheidung  bei  Beschwerden 
zfwiscJheki  Senior,  Senieanteatisscl&uss  und  SenioiBAsrapssmlnhmg,  nndr 
die  Einleitung  des  disc^inaren  YerMrenB  gegd&  Senior,  -  OoBseaSoF 
und  Senioratscurater;  '  .    /  \ 

3.  in  Beüreff  der  Superintondentiahtelsaafliiliitig  t  die  Anoi^ung 
der > dasu  erfeDderliofaen  Wahlen,  dieVorbereittmg.der  ibr  niimdken«" 
de»  Viorbgen,  ntod  die  Ansfahmng  ihrer  BeschUsss;    ' 

4.  die  Verwaltung  der  Fonde,  welcher  4er  SaperintendenK  als 
solcher  gehören.  .'•..«».: 

Der  SuperiateBdentialaussohnss  hat  deriSaperinteiiienttalTer- 
saxnmltiüg  so  Wie  den  bötoren  Behörden  anf  .YeiftangeD-bei  käem, 
eimseUlar  YerhandlungsgegeastäDde  BinsidM  in  seine  Acten .  zu  g^ 
währen. 

§.  92.  Die  Snperifttendeotialvearsaiiimhmg  bestellt : 

1.  aus  dem  Saperintendenten nnddem  Soperinteiidenttalcnratof ^ 

2.  aas  den  Senioren  der  Köcese  und  und  dendSeiuofatsenratoren ; 
3<  aus  zwei  Ffarrem  nnd  zwei  weltliehen  Mitglied^m  jeder 

Semotatsrersainmlung,  welehe  ^ese  ans  ihrer  Mitte  zu  wihlto  hat; 
wenn  ein  äeoiorat  mehr  als  sehn  Fftilrrgemeiiden  eiitUät,  so 
ksSnnen.  dsei  P&ner  und  drei  ihdltliehe  Mitglieder  «bgoordnet  werden^ 
Ist  die  Wahl  des  Superintendenten-Stellyertreters  nicht  auf  einevS^ 
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nior,  sonderD  auf  ein  anderes  geisiSiches  Mitglied  der  Siqieilateiideii- 
tialversammliing  gefallen,  so  yerzichtet  das  Seniorat,  dem  dasselbe 
angehört,  ffir  diese  Zeit  anf  die  Wahl  eines  abzacffdaeaden  Pianrers  ; 

4.  wenn  in  der  Diöcese  eine  evangelisch^theologische  Facnltftt 
besteht,  ans  einem  von  dieser  als  Oesammtheit  ans  ihrer  Mitte  zn 
vlüilenden  Abgeordneten  des  betreffenden  Bekenntnisses ; 

5.  wenn  in  der  Diöeese  eine  Mittelschnle  (Oynmasinm  oder  Beal* 
sefanle)  oder  ein  Schnllehrerseminar  besteht,  ans  einem  von  dem 
Lehrkörper  aus  seiner  Mitte  zn  wählenden  Abgeordneten,  jedoch  mit 
der  Beschränkung,  dass,  wenn  in  der  DiOcese  mehrere  Lehranstalten 
der  bezeichneten  Arten  sich  finden,  die  Lehrkörper  der  sämmtlichen 
nur  einen  Abgeordneten  aus  ihrer  Mitte  zn  wählen  haben ; 

6.  wenn  in  der  Diöcese  keine  Lehranstalt  der  unter  4.  und  5.  be- 
zeichneten  Arten  besteht,  aus  einem  von  den  Lehrern  der  s&mmt- 
liehen  Haupt-  und  Volksschulen  aus  ihrer  Mitte  zu  wählenden 
Abgeordnet«!. 

Wo  in  einer  Diöcese  die  ünterabtheilung  in  Seniorate  nicht  abitt' 
indet  (§.  97.),  besteht  die  SuperintendentialTersammlung: 

1.  ans  dem  Saperintendenten  und  dem  Superintendentialcurator ; 

2.  ans  sftmmilichen  Pfarran  der  Diöcese; 

8.  ans  einer  der  Anzahl  der  Pfitrrer  gleichkommeliden  Anzahl 
weltlicher  Abgeordneter,  welche  die  Presbyterien  aus  ihrer  Mitte  zu 
wählen  haben,  mit  Berücksichtigung  von  §•  72.,  8.; 

4.  aus  den  vorher  unter  4.,  5.,  6.  bezeichneten  Abgeordneten. 

§.  98.  Den  Wirkmigskreis  der  Snperintentialversammkng  bildet 
die  Berathnng  und  BescUussfasstlng  ober  alle  gemeinsamen  Angcde- 
genheiten  der  in  ihr  vertretenen  Seniorate  und  einz^en  Gemeinden. 
Dahm  gdiöt^n  insbesondere  diejenigen  Gegenstände,  welche  §.  75.,  Im 
2.,  5.,  6.  ftbr  den  Bereich  des  Seniorats  bezeichnet  sind,  femer: 

a)  <Be  Verhandlung  von  etwaigen  Beschwerden  gegen  den  Su- 
perintendenten und  Snperintendentialanssdinss,  um  die  dariUl>er  ge- 
fflflsten  Beschlüsse  an  den  Oberkirchenrath  zur  Entscheidung  zu  leiten; 

b)  die  Sorge  für  die  Bedeckung  der  nothwendigen  Auslagen  der 
Superintendenz  und  twt  die  Oründnng  und  Vermehmng  von  Fonds  f3r 
die  Wittwen  und  Waisen  von  Predigern  und  Schnllehrem ; 

c)  die  Superintendentialversammlung  hat  aus  ihrer  Mitte  einen 
Senior  oder  Pfarrer  zum  Superintendenten- St^vertreter,  ein  welt- 
Uehes  Mitglied  zum  Superintendentialcurator,  ein  anderes  zn  dessen 
Stellvertreter,  feiner  die  Abgeordneten  zur  Generalsynode  und  deren 
Brsatzmänner  zn  wählen,  jeden  derselben  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren; 
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d)  -die  SapemtondeniialversamiQliiDg  hat  über  Zeit  und  Ort  dar 
nächsten  Versanmlimg  Beachlnss  zn  fiissen« 

§.  94.  Die  Einberufung  der  Superiniendentialversammlung  ge- 
schieht durch  den  Superintendenten  unter  gleichzeitiger  Anzeige  an 
den  Oberkirchenrath. 

Sie  hat  zu  geschehen: 

1.  in  der  Begel  in  jedem  dritten  Jahr; 

2.  ausser  dieser  Zeit  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Torausge- 
gangenen  Superintendentialveraammlung  und  wenn  der  Superinten- 
dentialausschuss  nach  Anhörung  sämmtlicher  Presbyterien  der  Diöcese 
das  Zusammentreten  der  Versammlung  für  nothwendig  erachtet ; 

3.  wenn  eine  Generalsynode  vorzubereiten  ist; 

Die  Superintendentialyersammlung  wird  nach  dem  Orte  einberu- 
fen, der  in  der  vorausgehenden  Versanmüung  dafür  festgestellt  ist, 
und  es  sind  die  v(m  dem  Superintendentialattsschusse  vorber^teten 
Gegenstände  der  Verhandlung  bei  der  Einberufung  zu  bezeichnen.' 

§.  95.  1.  Den  Vorsitz  in  der  Superintendentialversammlmig  fahrt 
^r  Superintendent,  in  dessen  Verhindentng  der  Superintendential-Gu- 
rator  und  weiter  der  Superintendenten-Stellvertreter. 

2.  Für  den  Geschäftsgang  in  der  Saperintendoitialveiasaaimlung 
gelten  die  in  den  §§.  77.,  78.,  79.  fBr  die  SenioratsvensammliuBig  be- 
zeichneten Vorschriften. 

3.  Das  Protokoll  der  SuperintendeniialversamBilQtig  ist  dureh 
Vermittlung  des  Ob^rkirchenrathes  dem  zastSndigen  Mimsterium  nir 
Einsicht  vorzulegen.  Die  Beschlüsse  der  Versammhmg  sind  erst  dann 
vollzugsfähig,  wenn  sie  von  dem  zuständigen  Ministerium  bei  Brie* 
digun^  des  Protokolles  nicht  beanständet  wurden.  Nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung des  Protokolles  hat  der  Superintendent  die  BescUfisse  der 
Versammlung  den  Seniotaten  und  Presbyterien  der  Diöcese  amtlioh 
bekannt  zu  geben  und  kann  davon  auch  anderen  Superintendenten 
MittheUung  machen. 

§.  96.  Die  nicht  am  Amtsorte  des  Superintendenten  wohnhaften 
Mitglieds  des  Superintendentialausschuflaes  erhalten  für  die  PUle 
nothwendiger  Sitzungen,  und  diejenigea  Mitglieder  der  Snperintendei^ 
tialversammlung,  welche  nicht  an  dem  Orte  der  Versammlung  wohn- 
haft sind,'  durch  den  Oberkircbraurath  eine  angemessene  Entsehär 
digung  ihrer  Beise«  und  Aufenthaltskosten  aus  den  allgemeinen 
Sirchenfonds. 

§.  97.  Wo  in  einer  Superintendenz  die  ünterabtheiliuig  in 
Seniorate  nicht  stattfindet,  abenummt,  unter  Wegfall  einer  Stufe  in 
der  Gliedevmiig,  der  Superintendent,  der  SuperintendeutialaoasduM^ 


idie  Siit^eriBUnideiitüilydraamailQtig  «agldch  die  FimiBtkRido  de^  Beniors, 
des  Senioratsausschusses  und  der  SemoraCsversammtang. 

Tierter  Absciuütt. 

Die  Gesammtgemeinde. 

§.  98.  Die  gesammte  evangelische  Eiiotie  des  aiigsbuigiscIieD 
und  des  helvetischen  Bekenntnisses  in  denjenigjßn  Länderpi,  tür  welche 
diese  Earchenverfassung  gültig  ist,  hat  ihre  Vertretung  in  den  Gene- 
ralsjnoden  angsburgischen  und  helvetischen  Bekenntnissen  und  den  aus 
diesen  hervorgehenden  Sjnodalausschüssen.  Das  Organ  des  Eirchen- 
regimentes  für  die  Gesammtheit  der  Superintendenzen  ist  der  k.  k. 
evangelische  Oberkirchenrath. 

I.  Der  ObcriLirchcnratli. 

§4  99.  Der  Oberkirchenrath  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  and 
ans  Rftthen  der  beiden  evangelischen  Bekenntnisse  geistttchen  und 
weltlichen  Standes. 

Der  Vorsiteende  soll  dem  weltlichen  Stande  angehören. 

Bmeir  der  fiftthe  jener  CommJssion,  welcher  der  Präsident  nicht 
angehört,  fungirt  v^Mrkoimnenden  Falles  als  Viceprftsident. 

-^  liOO.  Der  Oiierkirdienrath  veiiiandelt  alle  rein  confessionelleD 
-Angeisgetiheiten  Ar  jedes  der  beiden  evangelisoheü  Bekenntnisse  ab- 
gesondert. In  allen  jenen  Fällen  aber,  in  denen  M  siöh  um  gemeis- 
■sciiaftliehe  Angrtegenbeiten  oder  um  Vermittlung  confessfoneller  In- 
<kere8Mn  kwidelt,  wirkt  der  Oberkircheraath  beider  ermügelisöhen 
B^kemitniiBse  vereinigt.  CoHectensachen  werden  den  gemeinsebaft- 
-bcikto  Angelegenlmiten  sugezähli 

g«  161.  In  allen  Kirchen-^  und  Schulangelegenheiten  steht  der 
Obevkirekcni^th  mit  deiti  mtändigen  Ministerium  mittetot  Bericht- 
«rattktnng,  mit  den  betreifendeh  Ländersbelien  mittelst  Noten  i&  ^' 
imMtolbatem  Qesctaiftsvierkeht^e. 

§.  102.  Ihm  liegt  insbesondere  Folgendes  ob: 

1.  Die  kircbliehe  AuMcht  über  die  Reinheit  der  Lehre  und  über 
den  Cultus,  über  das  Schulwesen,  über  die  evangelische  OMtosfhrcht, 
Zuobt «ad  Ordnung;  die  Wahrung  der  Treue  gegen  den  Kaiser  tmd 
des  Qriionams  gegen  die  Oesetae  des  Staates;  die  Auflraobtiiiiitt^^ 
Hai  VoOziebniig  «der  Eirchenverfittsung  und  der  übrigen  Urobliehd^ 
GeMtie;  die  Wahrung  del'  Beebte  und  des  Med^iff  d<er  «evangdlMcbe^ 
Kirche  angsburgischen  und  helvetischen  Bekenntnisses  unter  eiflBD^^ 
und  fegen  andere  Confessionen. 

.2;  Die  kireUicfae  Aulbicbt  ftber  die  Prüfung  der  Fdmmtt- 
QtmUäatm,  ihm  iMiMtfon  und  die  Instaltthmg  der  Pfittrrer  in  ^ 


gtsirtlf^ke  Amt;'  dfe  Sorge  für  die  Vetmelirütig  der  iseelsorgerischen 
Kräfte  und  fftr  die  geidtliche  Pflegfe  derer,  die  in  der  Diaspora  lebeD ; 

3«  die  Aufsicht  über  Amtsfähnmg  und  Wandel  der  Superinten- 

,Imi  I  ■/!'.'•  * 

dßnten  (^.  85.)«  die  Unterstüt^ivig  und  Ueberwacbung  der.  S^p^r^Aten- 
denten,  Senioren  und  Pfarrer  in  ihrer  Wirksamkeit  fiär.  die  Äufrecht- 
iiaitung  der  kircLlichen  Ordnung,  für  die  Pflege  des  .cjirisklichen 
Ljsbens  und  ^x  die  christlicbe  Erziehung  der  Jugend;  die  Beurlaubi^ig 
von  Superintendenten  für  eine  Entfernung  aus  ihren  Amt^spreiageUi 
und  die  Ertheilüng  des  Urlaubes  an  Senioren  und  Pfarrer  für .  pine 
Abwesenheit  aus  ihren  Amtssprenge^n  auf  die  D^uer  foi^  mehr  als 
ai;eissig  l^agen ; 

4.  die  Yexmkiimg  des  der  eirangeliflchen  £jrchd<  Oesterr^obs 
freigestellten  Zusraitnenhanges  und .  Verkehres  lait  der  evangeliscliBn 
Kirche  in  den  deutschen-  Bttijfdesstaaten  und  dem  Auslände,  die  FM- 
ißjmg  md  diß  Ueberwacbung  des  kirdiUehen  Veiieinsweseiis,  insbe- 
sondere die  Prüfung  der  Statuten  von  inländischen  Yereinen  zu  kirch- 
lichen Zwecken  und  von  solchen .  auswärtigen  kirchlichen  Yereinen, 
fok .  welche  der  AnseUuss  nachgesncht  wird,  und^  iv^o  es  erforderfich 
ist,  die  Vermittlung  des  Verkehrs  mit  ihnen ; 

>  /  5.  die  Ueberwacbung  Über  die  Verwaltung  des  Vermögens  der 
P&ngemeinde,  Senioarate  und  Superinten^enisen;  der  Oberkirchenrath 
hat  for  die  Erhaltung  der  vorhandenen  Ponde  tfir  Kivche,  Sohtrle  und 
•Wohlthfttigkeitsaiistidten  zu  sorgen  (§.  54.^  4.),  er  hai  steh  ihi:e  Ver- 
ni^hmng  sowie  die  des  allgemeinen  Kkchenfonde,  die  GhrAndifng  von 
PensioDs-f  Wittven*  und  Waisenfends  iQr  P&rrer  und  I9chullehrer, 
die  Verbesserung  der  Oehalte  von  Geistlichen  und  SchuUehrem,  die 
Brbfluung  neuer  Kirchen,  Ffarr-  und  Schülgebftude  ai^elegen  sein  zu 
kssen,  mid  zu  dieseii  Zwecken  auch  dieSftnsmlung  ft^iwilliger  Bei- 
•träge  in  den  evangelischen  Oemeinden  (Goll^cten)  und  die  Unterstützuns 
gen  seitens  inländischer  und  auswärtiger  Vereine  dttreii  Bereit^lKg- 
keit  zur  Begniäcbtung  der  betreffenden  Gesuche  und  zur  VeraÜttlung 
deir  Unterstötzungabeiträge  zu  f&rdent 

6.  Im  Disciplinarverf ahren  sind  solche^  Bniscbeidungen  desselben, 
welche-  di&'Afoseteung  von  AmtstrSgem  verf&gen,  deren  Bestellung 
unter  Zustimmung  oder  Bestätigung  der  politischen  Behörden  oder 
dutch  a.  h.  :^fs<^hliiessung  geseheben 'ist,  um  vdAzugskräftig  zu  wer- 
det! ,  dem  zulstündigen  Mihisteiiüm ,  beziehungsweise  durüh  de^sefa 
V^rihiMlting  der  a.  h.  Schltisäfiissutag  zu  unterstellen.  In  deigenigto 
Fällen,  in  welchen  kirchliche  Angelegenheiten  der  Entscheidung  des 
litlständigeh  Ifinisteriumi^'oder  der«i.  h.' Schhissfasätthg  zü'imteiirziehen 
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sind,  ist  der  Oberkircbaorath  das  vermittelnde  Orgaa  zwiscbon  der 
evangelischen  Kirche  und  dem  zuständigen  Ministerium. 

7.  In  Betreff  der  Generalsynoden  liegt  dem  Oberkirchenrathe 
ob:  die  Anordnung  der  erforderlichen  Wahlen  unä  die  Einberufung 
und  ErOlfiiung  der  Versammlung  (§.  109.) ;  die  Erstattung  eines  Be- 
richtes über  den  Zustand  der  evangelischen  Kirche  seines  Sprengeis 
und  der  wichtigsten  sie  betreffenden  Ereignisse  seit  der  letzten  Gene- 
ralsynode ;  die  Vorlage  der  von  Gemeinden,  Senioraten  und  Superin- 
tendenzen  oder  von  den  Synodal-Ausschussen  und  von  den  Commis- 
sionen  der  vorigen  Generalsynode  vorbereiteten  Gesetzentwürfe. 

8.  Verfugungen  auf  dem  Gebiete,  welches  durch  §.  116.,  1,  3,  4. 
der  synodalen  Gesetzgebung  vorbehalten  ist,  kann  in  dringenden 
Fällen  der  OberkircheBrath  nach  eingeholtem  Gutachten  der  Synodal- 
auflschüsse  und  unter  Zustimmung  des  zuständigen  Ministeriums  in 
provisorischer  Geltung  erlassen,  der  Art,  dass  die  nächste  General- 
synode über  die  Dringttchkeit,  die  Zweckmässigkeit  und  den  Fortbe- 
stand der  fraglichen  Verfügung  zu  entscheiden  hat. 

9.  üeber  die  sonstigen  Fälle,  in  denen  der  Oberkirchenrath  vor 
seiner  Entscheidung  das  Gutachten  der  Synodalausschüsse  einzuholen 
hat,  s.  §.  124. 

10.  Der  Oberkirchenrath  ist  verpflichtet,  dem  zuständigen  Mi- 
nisterium auf  dessen  Aufforderung  Gutochten  und  Berichte  über  evan- 
gelisch-kirchliche Angelegenheiten  zu  erstatten. 

§.  103.  Zur  Vermehrung  des  allgemeinen  Kirchenfondes  wird 
vom  Oberkiioh^irathe  eine  jilirliche  allgemeine  CoUecte  Ar  das  Be- 
formationsfest  oder  für  einen  andern  geeignet  sdieanenden  Tag  aus- 
geschrieben. 

In  den  allgemeinen  Kirchenfonds  fiiessen  auch  die  Ordnungs- 
strafen, welche  der  Oberkirchemrath  für  Säummss  in  Erstattung  der 
erfi^ert^  Berichte  und  Gutachten  kirchlichen  Körperschaften  und 
Amtfiteägeni  ao&uerlegdn  das  Becht  hat. 

§.  104.  Der  Oberkirchenrath  wird  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Samm- 
Inng  der  allgemeinen  kirchlichen  Verordnungen  und  einen  Schematis- 
mus der  evangelischen  Kirche  durch  den  Druck  veröffentlichen.  Da^ 
Erträgniss  dieser  Publicationen  hat  in  den  a%emeinen  Kirchenfonds 
zu  fliessen. 

g.  105.  Dem  Oberkircfaenratb  ist  von  allen  in  seniem  Sprei^l 
erschienenen  Druckschriften,  welche  von  Corporationen  der  Kirche  aos- 
gebeut  ein  Exemplar  unmittelbar  nach  der  Veröffentlichvg  ^' 
zuschicken. 

.   §.  106.  Sl^mmtUche  Mitglieder  dei  Oberkircheiyathes  werden 
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von  Sr.  Majestftt  fftr  ihre  Lebensdauer  ernannt,  aus  Staatsmitteln  be- 
soldet, und  geniessen  alle  Rechte,  welche  dem  ihnen  verliehenen 
Amte  in  Staat  und  Kirche  entsprechen. 

§.  107.  1.  Der  gesammte  Personalstaud  der  zum  Oberkirchen- 
rathe  gehörigen  Ganzlei  wird  aus  Staatsmitteln  besoldet,  und  alle 
darin  Angestellten  geniessen  die  Rechte  der  Staatsdiener. 

2.  Der  evangelische  Oberkirchenrath  wird  zur  Ausübung  seiner 
ihnerkirchlichen  Wirksamkeit  mit  dem  nöthigen  Functionspauschale 
aus  Staatsmitteb  versehen. 

§.  108.  Der  Oberkirchenrath  verwaltet  coUegialisch  und  be- 
schliesst  durch  Stimmenmehrheit. 

Kein  Mitglied  darf  sich  der  Abstimmung  enthalten  oder  der- 
selben entziehen. 

Mitglieder,  welche  mit  dem  Majoritätsbeschlüsse  nicht  einver- 
standen sind,  können  ihre  abweichende  Meinung  in  den  Acten  nieder- 
legen und  ist  im  Falle  von  Beschwerden  (§.  117.,  Absatz  5.)  hiervon 
Erwähnung  zu  machen. 

Die  Vertheilung  der  Geschäfte,  sowie  die  Geschäftsordnung  be- 
stimmt das  Präsidium. 

Die  Ausfertigungen  des  Oberkirchenrathes  ergehen  unter  der 
Bezeichnung : 

a)  in  seiner  Vereinigung  der  k.  k.  evangelische  Oberkirchenrath 
Augsburger  und  helvetischer  Confession ; 

b)  in  seiner  confes^ionellen  Sonderung 

\)  der  k.  k.  evangelische  Oberkirchenrath  Augsburger  Confession, 
ß)  der  k.  k.  evangelische  Oberkirchenrath  helvetischer  Confession. 

U.   Die  Generalsynoden  and  die  SynodalausschOsse. 

§.  109.  Die  Generalsynode  des  einen  und  des  anderen  Bekennt- 
nisses soll  regelmässig  in  jedem  sechsten  Jahre  und  zwar  in  der  Regel 
nach  Wien,  sie  kann  überdiess  ausser  dieser  Zeit  bei  wichtigen  und 
dringenden  Anlässen  einberufen  werden.  Die  Einberufung  geschieht 
durch  das  zuständige  Ministerium  im  Wege  des  Oberkirchenrathes 
und  der  Superintendenzen ,  die  Eröffnung  durch  ein  Mitglied  des 
Oberkirchenrathes. 

Auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Sitzung  der  General- 
synoden  den  Antrag  an  das  zuständige  Ministerium  zu  stellen,  steht 
dem  Oberkirchenrath  nach  Einvernehmen  der  Synodalausschüsse  und 
der  betireffenden  Superintendenzen  zu. 

§.  110.  Die  Generalsynode  eines  jeden  Bekenntnisses  besteht : 
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1.  aus  dem  Superintendenten  und  dem  Superintendentialcurator 
jeder  Di(k;ese; 

2.  aus  dem  Senior  und  einem  weltlichen  Abgeordneten  jedes 
Seniorates,  welchen  die  Superintendentialyersammlung  aus  den  welt- 
lichen Mitgliedern  der  betreffenden  Senioratsversammlung  zu  wäh- 
len hat; 

3.  aus  einem  diesem  Bekenntnisse  angehörigen  Abgeordneten 
der  evangelisch -theologischen  Facultät  in  Wien,  welchen  diese  als 
Qesammtheit  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  hat. 

Für  die  gewählten  Mitglieder  der  Synode  ist  das  30.  Lebens- 
jahr erforderlich. 

Das  Mandat  derjenigen  Mitglieder  der  Generalsynode,  welche 
derselben  nicht  durch  ihr  Amt  angehören,  hat  Gültigkeit  auf 
sechs  Jahre. 

Für  jedes  der  Mitglieder  der  Generalsynode,  welches  nicht 
schon  nach  den  Bestimmungen  der  Eirchenordnung  einen  Stellver- 
treter hat,  ist  ein  Ersatzmann  auf  den  gleichen  Zeitraum  zu  wählen. 
Der  Ersatzmann  ist  einzuberufen,  wenn  das  Mitglied  aufgehört  hat 
Mitglied  der  Synode  zu  sein,  oder  wenn  bei  andauernder  Verhin- 
derung desselben,  von  welcher  der  Versammlung  schriftliche  An- 
zeige zu  machen  ist,  die  Generalsynode  die  Einberufung  des  Ersatz- 
mannes beschliesst. 

♦ 

§.  111.  Jede  der  beiden  Generalsynoden  versammelt  sich  ab- 
gesondert. 

Zur  Verhandlung  gemeinsamer  Angelegenheiten  können  die 
beiden  Synoden  gemischte  Ausschüsse  aus  ihrer  Mitte  ernennen  odel* 
zu  vereinigten  Sitzungen  zusanunentreten,  wobei  jedoch  der  confes- 
sionelle  Charakter  zu  wahren  ist.  (Vgl,  Geschäftsordnung  §.  7.) 

§.  112.  Der  Oberkirchenrath  hat  den  Generalsynoden  die  von 

ihnen  nachgesuchten  Auskünfte  zu  ertheilen.    Er  hat  insbesondere 

ein  Mitglied  seines  GoUegiums  abzuordnen,  welches  sämmtlichen 

Synodalsitzungen  ohne  Stinmirecht  beiwohnt,  zur  blossen  thatsäch- 

*  liehen  Aufklärung  aber  das  Wort  ergreifen  kann. 

§.  113.  Zu  den  Sitzungen  der  Generalsynoden  haben  soldie 
Personen  als  Zuhörer  freien  Zutritt,  welche  von  dem  jeweiligen  Vor- 
sitzenden ausgefertigte  Eintrittskarten  emp£Bmgen. 

§.  114.  Bei  den  Sitzungen  der  Generalsynoden  hat  kein  lasdes- 
fürstlicher  Commissär  gegenwärtig  zu  sein. 

§.  115.  Die  Generalsynode  jedes  Bekenntnisses  wählt  aus  ihrer 
Mitte  ihren  Vorsitzenden,  dessen  Stellvertreter  und  ihre  Schriftführer, 
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and  bat  das  Ergebuiss  der  Wablen  im  Wege  des  Oberkircbenrathes 
dem  zuständigen  Ministerium  zur  Eenntnissnahme  mitzutbeilen. 

Bis  diese  Wahlen  erfolgt  sind,  fuhrt  ein  Alterspräsident  den 
Vorsitz  und  das  jüngste  geistliche  Mitglied  ist  Schriftföhrer. 

§.  116.  Die  Mitglieder  der  Generalsynoden  haben  die  feierliche 
Verpflichtung  abzugeben : 

Ich  gelobe  vor  Gott,  bei  meinem  Wirken  in  der  Synode  die  innere 
und  äussere  Wohlfahrt  der  evangelischen  Kirche  (augsb.  oder  helv. 
Bek.)  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  wahren  und  darauf  zu 
achten,  dass  die  Kirche  in  allen  Stücken  wachse  an  dem,  der  das 
Haupt  ist,  Christus. 

§.  117.  Zum  Wirkungskreise  der  Generalsynoden  geboren: 

1.  die  kirchliche  Gesetzgebung  auf  Grund  der  Vorschläge  des 
Oberkircbenrathes,  der  übrigen  kirchenregimentlichen  Organe  oder 
einzelner  Mitglieder  der  Synode  ; 

2.  Die  Entscheidung  über  Fragen  der  Kirchenlehre  (als  Zulas- 
sung von  Gesangbüchern,  Catechismen,  Confirmandenbüchem)  und  des 
Situs,  der  Liturgie  und  die  Bestimmung  der  Festtage; 

3.  Anträge  über  Angelegenheiten,  welche  die  öffentliche  Bechts- 
Stellung  der  evangelischen  Glaubensgenossen  im  Staate  und  ihr  Ver- 
hältniss  zu  andern  Coufessionen  betreffen ; 

4.  Beschwerden  wegen  Beeinträchtigungen  der  gesetzlichen 
Rechte  der  evangelischen  Kii'che  in  denjenigen  Ländern,  für  welche 
diese  Kirchenverfassung  gültig  ist; 

5.  Beschwerden  gegen  Amtshandlungen  des  Oberkirchenrathes; 

6.  die  Wahl  des  Synodal-Auss9husses  und  der  Gommission  zur 
Revision  der  Rechnungen. 

§.  118.  Zur  Beschlussfähigkeit  der  General -Synode  ist  erfor- 
derlich, dass  zwei  Drittel  ihrer  ordnungsmässigen  Mitglieder  in  der 
Sitzung  anwesend  sind. 

Zur  Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  unter  dieser  Vor-, 
aussetzung  die  Majorität  der  Stinmien  der  anwesenden  Mitglieder 
erforderlich;  über  die  §.  117.,  2.  bezeichneten  Fragen  und  über 
Aenderung  der  Kirchenordnung  ist  zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses 
eine  Majorität  von  zwei  Dritteln  der  anwesenden  Mitglieder  erfor- 
derlich. 

§.  119.  Die  General-Synoden  sind  ebenso  wenig  berechtigt,  das 
Bekeimtniss  der  Kirche  zu  ändern,  als  die  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit der  Personen  zu  beschränken. 

g.  120.  Die  Beschlüsse  der  General-Synoden,  welche  Fragen  der 
Kirchenlehre  (die  Zulassung  von  Gesangbüchern,  Catechismeni  Gonfir- 
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Riandenbächern)»  des  Ritus,  der  Liturgie  und  Bestimmung  der  Fest- 
tage betreffen,  bedürfen  der  Zustimmung  des  Oberkirchem^thes, 
welche  durch  Vorlegung  der  betreffenden  Protokolle  einzuholen  ist. 
Der  Oberkirchenrath  kann  diese  Zustimmung  nur  in  dem  Falle  ver- 
sagen, wenn  die  Beschlüsse  nach  seiner  Ueberzeugung  mit  den  Glau- 
bensgnmdsätzen  der  betreffenden  Confession  im  Widerspruch  stehen, 
und  hat  die  Gründe  der  Verweigerung  darzulegen.  In  diesem  Falle 
ist  die  nächste  ordentliche,  keinesfalls  über  die  gesetzliche  2kdt 
hinaus  zu  verschiebende  General-Synode  berechtigt,  den  Gegenstand 
von  neuem  in  Verhandlung  zu  nehmen,  und  wenn  dieselbe  neuerdings, 
und  zwar  mit  der  Majorität  von  zwei  Dritteln  der  ordnungsmässigen 
Mitglieder  sich  für  dieselben  Beschlüsse  entscheidet,  so  ist  der  Ober- 
Eirchenrath  zu  ihrer  Ausflhrung  verpflichtet. 

§.  121.  Die  Beschlüsse  der  General  -  Synoden  über  alle  nicht 
rein  kirchlichen  Fragen,  also  über  die  §.  117.,  1,  3,  4,  5  bezeichneten 
Gegenstände,  bedürfen,  um  vollzugskräftig  zu  werden,  der  Zu- 
stimmung des  zuständigen  Ministeriums,  beziehungsweise  der  Ailer- 
h6chsten  Sanction,  und  sind  daher  durch  Vermittlung  des  Oberkirchen- 
rathes  dem  zuständigen  Ministerium  vorzulegen. 

§.  122.  Die  nicht  am  Orte  der  Versanunlung  wohnhaften  Mit- 
glieder der  General-Synode  erhalten  aus  dem  allgemeinen  Kirchenfonds 
Entschädigung  ihrer  Beisekosten  und  Taggelder,  die  an  diesem  Orte 
wohnhaften  Taggelder  in  der  Hälfte  des  Betrages. 

§.  123.  Jede  der  beiden  General-Synoden  wählt  aus  ihrer  Mitte 
mit  absoluter  Majorität  der  Anwesenden  vier  Mitglieder,  zwei  des 
geistlichen  und  zwei  des  welt^chen  Standes,  welche  als  Synodal- 
Ausschüsse  bis  zum  Zusammentreten  der  nächsten  General-Synode  zu 
fungiren  haben. 

§.  124,  Aufgabe  der  Synodal- Ausschüsse  ist: 

1.  Im  Namen  der  Synoden  die  ihnen  von  denselben  ausdrücklich 
gegebenen  Aufträge  auszufahren; 

2.  einen  Beirath  for  den  Oberkirchenrath  in  der  Zwischenzeit 
zwischen  den  Versammlungen  der  Synoden  zu  bilden.  Der  Oberkir- 
chenrath kann  das  Gutachten  der  Synodalausschüsse  in  jedem  ihm 
wichtig  scheinenden  Falle  einholen;  er  ist  verpflichtet  es  einzuholen 
in  folgenden  Fällen:  bei  Disciplinaruntersuchungen  gegen  Superin- 
tendenten und  Superintendential- Ausschüsse  (§.  93  a,  102,  6.),  bei 
unentschiedenen  Wahlen  von  Superintendenten  (§.  87.),  bei  dmn  An- 
trage auf  ausserordentliche  Einberufung  einer  General-Synode  (§.  109.) 
und  bei  den  Erlässen  provisorischer  Anordnungen  aus  4«u  Bereiche 
der  synodalen  Gesetzgebung  (§.  102.,  8 .). 
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§.  125.  Jede  der  beiden  General  -  Syuodeu  wählt  auf  die  Zeit 
bis  zur  nächsten  Yersammlung  drei  Mitglieder  ans  der  betreffenden 
Wiener  evangelischen  Gemeinde  zur  Revision  der  Jlechnungen  des 
Oberkirchenrathes  über  die  seiner  Verwaltung  unterstehenden*  Stif- 
tungen und  Fonde.  Der  Oberkirchenrath  hat  zur  Prüfung  der  be* 
treffenden  Jahresrechnungen  jedesmal  wenigstens  zwei  Mitglieder  jeder 
Gonfession  beizuziehen  und  die  schriftlich  abgegebenen  Erklärungen 
dieser  Commission  der  folgenden  General-Synode  vorzulegen. 

Fflafter  Abschnitt. 

Von  den  Schul    und  Vnterrichtsangtlegenheiten. 

§.  126.  Es  steht  den  Evangelischen  beider  Bekenntnisse  frei, 
auf  gesetzlich  zulässige  Weise  an  jedem  Orte  nach  eigenem  Ermessen 
Schulen  zu  errichten,  an  dieselben  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  Lehrer  und  Professoren  zu  berufen,  und  den  umfang  und 
die  Methode  des  Religionsunterrichtes  selbst  zu  bestimmen. 

Der  Unterricht  in  weltlichen  Gegenständen  ist  in  evangelischen 
Schulen  in  gleichem  Masse,  wie  es  bezüglich  der  katholischen  Schu- 
len d^  Fall  ist,  gemäss  der  allgemeinen  Unterrichtsgesetzgebung 
zu  ertheilen,  jedoch  mit  vollständiger  Wahrung  des  confessionellen 
Charakters. 

§.  127.  Für  jede  evangelische  Schule  kann  die  Zuerkennung 
aller  Bechte  einer  gleichartigen  aus  Staatsmitteln  dotirten  und  von  der 
Regierung  geleiteten  Lehranstalt  in  Anspruch  genommen  werden, 
wenn  sie  allen  gesetzlichen  Bedingungen  flr  die  Erwerbung  dieser 
Rechte,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Qualification  der  anzu- 
stellenden Lehrer  und  der  Feststellung  der  Lehraufgabe  der  Schule 
entspricht. 

g.  128.  Alle  Lehrbücher  bedürfen  vor  ihrer  Einfährung  an  evan- 
gelischen Schulen  einer  Genehmigung,  und  zwar  die  Lehrbücher  für 
den  Religionsunterricht  (abgesehen  von  jenen,  über  welche  ein  Be- 
schluss  der  General-Synode  vorausgehen  muss,  §.  117.,  2.  120.)  der 
Genehmigung  des  Oberkirchenrathes,  die  übrigen  Lehrbücher  der 
Genehmigung  des  zuständigen  Ministeriums,  welches  hierüber  das  in 
confessioneller  Hinsicht  entscheidende  Gutachten  des  Oberkirchen-^ 
rathes  einholen  wird. 

§.  129.  1.  Die  evangelischen  Volksschden  unterstehen,  unbe- 
schadet des  von  der  Staatsregierung  geübten  Oberaufsichtsrechtes,  in 
der  kirchlichen  Ordnung  der  Aufsicht  und  Leitung  zunächst  der 
Pfarrer  und  Presbyterien  (§.  23.,  2.;  42.,  3,),  dann  der  Senioren  als 
Schuldistrictsau&eher  (§.  67.,  2.)  und  der  Superintendenten  als  Schu- 
len-Oberaufiseher  (§.  85.,  2.). 
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Mt  zum  Pfarramte  erwerben,  bedfirfen  der  Billigung  der  General- 
Synode.  Das  Statut  für  die  Prüfungen  nach  eingeholtem  Gutachten 
der  evangelisch-theologiscben  Facultät  festzustellen  und  dessen  Aus- 
führung zu  überwachen,  ist  Sache  des  Oberkirchenrathes.  Bis  zur  Her- 
stellung desselben  bleiben  die  bisher  gültigen  Bestimmungen  in  Kraft. 
^  §.  182.  1.  Für  den  Schul-  und  Kirchendieost  können  mit  Geneh- 
migung des  zuständigen  Ministeriums  Ausländer,  insbesondere  Ange- 
hörige der  deutschen  Bundesstaaten,  welche  über  ihre  Befähigung 
sich -befriedigend  ausweisen,  berufen  werden. 

2.  Die  von  Evangelischen  an  gleichartigen  öffentlichen  Lehran- 
stalten des  evangelischen  Auslandes  erlangten  Studienzeugnisse  haben 
dieselbe  Gültigkeit,  wie  die  inländischen  Studienzeugnisse. 

leebsttr  Abtehiitt 

Von   der  jährlichen    Unterstützung   der   Gemeinden,  Seniorate  und 

Superintendenzen  aus  dem  Staatsschatze, 

§.  133.  Die  evangelischen  Glaubensgenossen  beider  Bekennt- 
nisse erhalten  zur  Bestreitung  ihrer  kirchlichen  Bedürfnisse,  abgese- 
hen von  demjenigen,  was  nach  früheren  Bestimmungen  aus  Staats- 
mitteln für  evangelische  Unterrichts-  und  Cultuszwecke  geleistet 
wird,  jährliche  Beiträge  aus  dem  Staatsschatze  auf  Grund  der  Aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  11.  Mai  1860. 

§.  134  1.  Diese  Beiträge  aus  dem  Staatsschatze  (Unterstützungs- 
pauschale)  werden  durch  das  zuständige  Ministerium  verwendet:  zur 
Verabfolgung  der  jährlichen  Besoldungen  und  der  erforderlichen  Canz- 
leipauschalien  an  die  Superintendenten  und  der  jährlichen  Functions- 
zolagen  an  die  Senioren  und  Unterstützung  armer  Pfarreien  und 
Volksschulen. 

2.  Die  Gesuche  um  Unterstützung  armer  Pfarreien  und  Volks- 
schulen sind  auf  dem  gesetzlichen  Wege  (§.  5.)  an  den  Oberkirchen- 
rath  zu  leiten  und  durch  diesen  dem  zuständigen  Ministerium 
vorzulegen. 

§.  135.  Die  bei  den  Besoldungen  und  Functionszulagen  für  die 
Superintendenten  und  die  Senioren  sich  ergebenden  Intercalarien 
sind  zum  allgemeinen  Besten  des  evangelischen  Kirchen-  und  Schul- 
wesens zu  verwenden. 

Ein  Dritttheil  des  etwaigen  jährlichen  Intercalarbetrages  hat  in 
den  allgemeinen  Eirchenfonds  (§.  102.,  5.)  einzufliessen ;  der  Best  ist 
dazu  zu  verwenden,  um  vorzügliche  Candidaten  des  Kirchen-  und  Schul- 
dienstes zu  unterstützen,  welche  zum  Zwecke  ihrer  weiteren  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  ausländische  Hochschulen  und  Seminarien 
besuchen. 
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§.  136.  Dem  Oberkirchenrathe  wird  sowohl  das  PrUiminare  des 
ünterstützungspauschales  als  die  Jabresschlussrechnong  über  die  Ge- 
barung mit  denselben  behufs  allfälliger  Bemerkungen  zur  Einaieht 

mitgetheilt. 

ScUiiss. 

§.  187.  Aenderungen  in  dieser  Eirchenverfassung  können  nur 
auf  dem  in  derselben  vorgezeichneten  Wege  (§.  117.,  1.  118.)  der  sy- 
nodalen Gesetzgebung  und  darauf  erfolgten  Allerh(ych8ter  Sanetion 
vorgenommen  werden. 

Anhang  I. 
Geschäftsordnung  für  die  Generalsynoden, 

§.  1.  Die  Mitglieder  der  Generalsynode  melden  sich  zur  bestiuun- 
ten  Zeit  an  dem  durch  das  Einberufungsschreiben  bezeichneten  Orte. 

§.  2.  Nach  Eröffnung  der  Generalsynode  nimmt  der  Alters- 
präsident den  Vorsitz  ein;  das  jüngste  geistliche  Mitglied  fahrt  das 
Protokoll. 

D^r  Alterspräsident  leitet  sofort  die  Wahl  des  Vorsitzenden,  des 
Stellvertreters  desselben  und  der  Schriftführer  ein. 

§.  3.  Nach  deren  Vollzug  wird  unter  dem  Vorsitz  des  gewählten 
Vorsitzenden  ein  Ausschuss  ernannt,  welcher  die  Legitimationsurkon- 
den  der  gewählten  Mitglieder  auf  Grund  der  Wahlprotokolle  zu  prüfen 
hat.  Die  ständigen  Mitglieder  weisen  sich  durcb  Legitimationskarten 
aus,  welche  der  Oberkirchenrath  ausstellt. 

Im  Falle  sich  ergebender  Zweifel  an  der  Berechtigung  zur  Thdl* 
nähme  an  den  Verhandlungen  entscheidet  die  Generalsynode  endgültig. 

§.  4.  So  lange  eine  Legitimation  oder  eine  Wahl  nicht  für  un- 
gültig erklärt  wird,  hat  das  Mitglied  Sitz  und  Stimme. 

§.  5.  Der  Ersatzmann  wird  einberufen,  wenn  ein  Mitglied  auf- 
gehört hat,  Mitglied  der  Synode  zu  sein,  oder  wenn  bei  fortdauernder 
Verhinderung  desselben,  von  welcher  der  Versammlung  schriftliche 
Anzeige  zu  machen  ist,  die  Generalsynode  die  Einberufung  des  Ersatz- 
mannes beschliesst. 

Bei  blos  zeitweiliger  Verhinderung  ist  ein  Urlaub,  und  zwar 
schriftlich  nachzusuchen.  Einen  Urlaub  bis  auf  vier  Tage  ertheilt  der 
Vorsitzende.  Ueber  Gewährung  eines  längeren  Urlaubes  entscheidet 
die  Versammlung.  Ein  Urlaub  darf  nicht  anticipirt  und  nicht  über- 
schritten werden. 

§.  6.  Die  Mitglieder  der  Generalsynode  haben  die  feierliche  Ver- 
pflichtung abzugeben:  »Ich  gelobe  vor  Gott,  bei  meinem  Wiriien  in 
der  Synode  die  innere  und  äussere  Wohlfahrt  der  evangelischen  Kirehe 
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(augsb.  oder  h^lv.  Bek.)  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  wahren 
nnd  darsnf  zu  achten,  dass  die  Kirche  in  aUen  Stücken  wachse  an 
dem,  der  das  Hanpt  ist,  Christus.« 

§.  7.  Die  beiden  Qeneralsynoden  können  zu  vereinigten  Sitzun-* 
gen  zusammentreten  (§.  111.)- 

Sie  stimmen  jedoch  auch  in  diesen  Sitzungen  gesondert.  Ein 
Beschluss  ist  für  die  Synode  des  einen  oder  des  anderen  Bekenntnisses 
nur  dann  bindend,  wenn  ihm  die  gesetzmässige  Mehrzahl  der  Mitglie- 
der eben  dieses  Bekenntnisses  zustimmt. 

§.  8.  Zur  Vorberathung  und  Berichterstattung  über  die  Ver- 
handlungsgegenst&nde  werden  ständige  Ausschüsse  mit  relativer  Stim- 
menmehrheit ohne  Rücksicht  auf  den  geistlichen  oder  weltlichen  Stand 
gewählt. 

Für  einzelne  wichtigere  Anträge  können  besondere  Ausschüsse 
nach  Beschluss  der  Versammlung  eingesetzt  werden. 

Für  gemeinschaftliche  Ausschüsse  wählt  jede  Synode  die  gleiche 
Anzahl  Mitglieder.  In  solchen  Ausschüssen  wird  mit  absoluter  Mehr- 
heit abgestimmt. 

Dasselbe  hat  zu  gelten,  wenn  die  beiden  Synoden  durch  Aus- 
schüsse mit  einander  in  Berathung  treten. 

§.  9.  Der  Oberkirchenrath  hat  den  Generalsynoden  die  von  ihnen 
nachgesuchten  Auskünfte  zu  ertheilen.  Er  hat  insbesondere  ein  Mit- 
glied seines  Collegiums  anzuordnen,  welches  sänmitlichen  Synodal- 
sitzungen ohne  Stimmrecht  beiwohnt,  zur  blossen  thatsächlichen  Auf- 
klärung aber  das  Wort  ergreifen  kann  (§.  112.). 

Dasselbe  hat  auf  Einladung  von  Ausschüssen  der  Synoden  zu 
geschehen. 

§.  10.  Der  Vorsitzende  eröffnet  und  schliesst  die  Sitzungen,  er- 
theilt  das  Wort,  stellt  die  Fragen  zur  Abstimmung  und  spricht  das 
Ergebniss  der  Abstimmung  aus. 

Die  SchriftfTihrev  fahren  abwechselnd  die  Protokolle,  welche  nach 
den  Hauptrichtungen,  in  denen  die  Thätigkeit  der  Synoden  laut 
§.  117.  sich  äussert,  zu  sondern  sind. 

§.11.  Jedes  Protokoll  hat  zu  enthalten: 

1.  Die  Namen  und  die  Zahl  der  afiwesenden  Mitglieder; 

2.  den  Gegenstand  der  Verhandlung ; 

3.  alle  Anträge  nebst  deren  Begründung ; 

4.  die  Fragen  über  welche  abgestimmt  wurde ; 

5.  das  Ei^ebniBS  der  Abstimmung  und  zwar  bei  Abstimmung 
durch  Namensaufruf  unter  Anfohrung  der  Namen,  bei  jeder  anderen 
Abstimmung  unter  Angabe  der  Anzahl  der  Stimmen  fOr  und  wider. 
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Protestationan  und  Sondenneiiiangen  dürtei  nur  in  dem  Falle 
dem  Protokolle  beigelegt  werden,  wenn  in  der  Sitzung  selbst  die 
Absicht,  sie  beizulegen,  ausgesprochen  und  ihr  Inhalt  genau  angege- 
ben ist ;  tibrigens  ist  denselben  keine  weitere  Folge  zu  geben. 

Den  Protokollen  sind  mit  steter  Beziehung  auf  das  Protokoll  und 
in  derselben  Beihenfolge  alle  Vorlagen,  schrifklichen  Anträge  und 
Ausschnssberichte,  im  Falle  einer  Beschwerde  gegen  den  Oberkirehen- 
rath  die  Beschwerdeschrift  nebst  deren  etwaigen  Beilagen,  entweder 
in  Urschrift  oder  in  vollständiger  beglaubigter  Abschrift  beizulegen. 

Sowohl  die  Protokolle  und  etwaigen  Beilagenhefte  als  auch  alle 
anderen  Ausfertigungen  werden  von  dem  Vorsitzenden  und  einem 
Schriftführer  durch  eigenhändige  Namensunterschrift  beglaubigt. 

§.  12.  Zu  den  Sitzungen  der  Generalsynoden  haben  solche  Per- 
sonen als  Zuhörer  freien  Zutritt,  welche  von  dem  jeweiligen  Vorsitzen- 
den ausgefertigte  Eintrittskarten  empfangen  (§.  113.). 

Die  Oeffentlichkeit  der  Versammlungen  ist  ausgeschlossen,  wenn 
solches  über  Antrag  von  sechs  Mitgliedern  nach  vorläufiger  Entfernung 
der  Zuhörer  durch  absolute  Stimmenmehrheit  beschlossen  wird. 

Die  Zuhörer  haben  sich  jeder  Aeusserung  zu  enthalten. 

§..13.  Die  6eneralsyno<1e  ist  beschlussfähig,  wenn  zwei  Dritt- 
theile  der  gesetzlichen  Anzahl  ihrer  Mitglieder  anwesend  sind. 
(8.  118.) 

§.  14.  Die  Sitzung  beginnt  mit  Verlesung  des  ProtokoUes  der 
Torigen  Sitzung.  Jedes  Mitglied  hat  das  Recht,  Berichtigungen 
zu  verlangen.  Nach  erfolgter  Genehmigung  wird  das  Protokoll  un- 
terzeichnet. 

§.  15.  Nach  Genehmigung  des  Protokolls  werden  alle  seit  der 
letzten  Sitzung  eingegangenen  Geschäftsstücke  mitgetheilt. 

Petitionen  können  nur  durch  ein  Mitglied  der  Versammlung  ein- 
gereicht werden. 

§.  16.  Sodann  werden  die  etwaigen  selbstständigen  Anträge 
und  zwar  nach  der  Ordnung  ihrer  Anmeldung  bekannt  gegeben. 

Solche  Anträge  müssen  vor  der  Sitzung  schriftlich  bei  dem  Vor- 
sitzenden eingebracht  und,  um  zur  Verhandlung  gelangen  zu  kön- 
nen, von  mindestens  sechs  Mitgliedern  unterzeichnet  und  gehörig 
begründet  sein. 

Wird  ein  Antrag  als  dringlich  bezeichnet  und  die  Dringlichkeit 
von  mindestens  zwei  Dritttheilen  der  Anwesenden  anerkannt,  so  gelangt 
er  sofort  zur  Berathung ;  alle  andern  selbstständigen  Antri^,  insbe- 
sondere jene,  welche  sich  auf  die  §.  117.,  1—5.  bezeiehnetm  Gegen- 


GesrUftsonliNing  fOr  die  Genentoyiioden.  107 

rtftnde  beziehen,  rnfteeen  an  den  beirrenden  ständigen  oder  einen  be- 
sonderen Auflschnss  znr  Berichterstattung  verwiesen  werden. 

Jeder  in  der  Qeneralsynode  eingebradite  Antrag  auf  Beseh  werde 
gegen  den  Oberkirchenrath,  welcher  nicht  von  einem  Dritttheile  der 
anwesenden  Mitglieder  unterstützt  wird,  ist  als  abgelehnt  zu  betrachten 
und  darf  w&hrend  derselben  Synode  nicht  erneuert  werden. 

Verbessernngs-  oder  Zusatzantr&ge  (Amendements),  d.  i.  Anträge, 
welche  sich  aus  der  Verhandlung  selbst  ergeben,  kennen  zu  jeder  Zeit 
vor  dem  Schluss  der  Verhandlung  gestellt  und,  wenn  sie  ausser  dem 
Antragsteller  von  Auf  Mitgliedern  unterstfitzt  sind,  sogleich  berathen 
werden. 

§.  17.  Nach  Mittheilung  der  Anträge  wird  zur  Tagesordnung 
geschritten,  welche  stets  in  der  vorausgehenden  Sitzung  vom  dem 
Vorsitzenden  anzukündigen  ist. 

§.  18.  Jedem  Mitgliede  steht  das  Kecht  zu,  durch  Fragen  an 
den  Vorsitzenden  oder  an  einen  Ausschuss  einen  Gegenstand,  welcher 
nicht  auf  der  Tagesordnung  steht,  schriftlich  oder  mündlich  zur 
Sprache  zu  bringen. 

Li  keinem  Falle  aber  darf  eine  schon  begonnene  Verhandlung 
mit  einer  den  Gegenstand  nicht  betreffenden  Anfrage  unterbrochen 
werden. 

Anfragen  sind  in  derselben  oder  in  einer  der  nächsten  Sitzungen 
vor  Beginn  der  Tagesordnung  zu  l)eantworten. 

g.  19.  Die  Bedner  sprechen  nach  der  Reihenfolge  der  An- 
meldung. 

Geschieht  die  Anmeldung  vor  der  Sitzung,  so  hat  der  Anmel- 
dende bekannt  zu  geben ,  ob  er  für  oder  wider  den  Antrag  spre» 
eben  will. 

§.  20.  In  der  Begel  darf  Niemand  über  denselben  Gegenstand 
mehr  als  zweimal  das  Wort  ergreifen. 

Ausser  der  Beihe  und  öfter  als  zweimal  kann  nur  Solchen  das 
Wort  gegeben  werden,  welche  auf  Schluss  der  Verhandlung  antragen, 
auf  die  Greschäftsordnung  verweisen  oder  eine  persönliche  Berichtigung 
anbringen  wollen. 

§.21.  Die  Verhandlung  über  einen  Gegenstand  kann  zu  jeder 
Zeit  von  der  Versammlung  f&v  geschlossen  erklärt  werden. 

Wenn  ein  Mitglied  den  Schluss  verhugt,  so  lässt  der  Vorsitzende 
darüber  abstimme. 

Ist  der  Schluss  angenommen,  so  kann  ausser  je  einem  des  für 
und  wider  den  Antrag  angemeldeten  Bedner,  in  vereinigten  Sitzungen 
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ausaer  je  einem  aus  beiden  Synoden,  nur  noch  der  allflülige  Bericht- 
erstatter vor  der  Abstimmung  das  Wort  ergreifen. 

Anträge,  welche  nicht  vor  Schluss  der  Verhandlung  mrückge- 
«ogen  werden,  müssen  zur  Abstimmung  gelangen. 

§.  22.  Der  Sprecher  richtet  seine  Bede  an  die  Versammlung, 
nicht  an  ein  einzelnes  Mitglied  derselben. 

g.  23.  Der  Vorsitzende  sorgt  für  die  Ordnung  und  wacht  darüber, 
dass  Niemand  im  Vortrag  unterbrochen  werde. 

Wenn  der  Bedner  vom  Gegenstände  der  Verhandlung  abweicht, 
so  kann  er  von  dem  Vorsitzenden  »zur  Sache,«  und  wenn  er  die  Würde 
der  Synode  verletzt,  »zur  Ordnung«  verwiesen  werden. 

Im  äussersten  Falle  darf  ihm  das  Wort  entzogen  werden. 

Allfällige  Zweifel  in  Handhabung  der  Geschäftsordnung  entschei- 
det die  Versammlung. 

§.  24.  Der  Vorsitzende  hat  die  Verhandlung  zu  leiten,  ohne  sich 
an  derselben  zu  betheiligen. 

Bei  Berathung  von  Anträgen,  welche  von  ihm  selbst  gestellt 
sind,  oder  wenn  er  an  der  Verhandlung  Theil  nehmen  will,  tritt  er 
den  Vorsitz  seinem  Stellvertreter  ab. 

§.  25.  Nach  Schluss  der  Berathung,  welchen  der  Vorsitzende 
der  Versammlung  anzukündigen  hat,  bringt  derselbe  die  gestellten 
Anträge  in  sachgemässer  Folge  zur  Abstimmung. 

üeber  die  Art  der  Fragestellung  kann  das  Wort  begehrt  und 
ertheilt  werden. 

Zweifel  über  die  Art  der  Fragestellung  werden  durch  Ab- 
stimmung gelöset. 

Vor  allen  übrigen  kommen  die  Anträge  auf  Uebergang  zur  ein- 
fkchen  oder  motivirten  Tagesordnung,  dann  auf  Vertagung  der  Ver- 
handlung, hierauf  Abänderungs-  oder  Zusatzanträge  (Amendements) 
und  von  diesen  wieder  die  vom  Uauptantrage  am  meisten  abwei- 
chenden vor  den  minder  abweichenden  zur  Abstimmung. 

Bei  jedem  von  einem  Ausschusse  berathenen  Gegenstande  ist 
der  von  dem  Ausschusse  gestellte  Antrag  als  Hauptantrag  zu  be- 
farachtcln. 

Bios  ablehnende  Anträge  gelangen  nicht  zur  Abstimmung. 

§.  26.  Die  Abstimmung  findet  in  der  Begel  durch  Aufstehen 
und  Sitzenbleiben  statt. 

Bei  zweifelhaftem  Ergebniss  wird  die  Gegenprobe  gemacht. 

Ist  auch  diese  dem  Vorsitzenden  zweifelhaft,  so  wird  zur  na- 
mentlichen Abstimmung,  und  zwar  in  alphabetischer  Beihenfblge  ge- 
schritten. 
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Aasserdem  findet  eine  solche  namentliche  Abstimmung  statt, 
wenn  dieselbe  auf  Antrag  eines  Mitgliedes  von  einem  Drittheile  der 
Anwesenden  beschlossen  wird. 

Die  Fragen  sind  so  zu  stellen,  dass  sie  mit  »Ja«  oder  mit 
»Nein«  beantwortet  werden  können. 

Dqr  Vorsitzende  verkfindigt  sofort  nach  erfolgter  Abstimmung 
den  getassten  Beschloss. 

Der  Vorsitzende  stimmt  mit;  er  gibt  überdies  bei  Gleichheit 
der  Stimmen  den  Ausschlag,  ausgenommen  bei  Verhandlungen  über 
Beschwerden  gegen  den  Oberkirchenrath,  wo  bei  Stimmengleichheit 
die  Beschwerde  auf  sich  zu  ruhen  hat. 

Geheime  Abstimmung  erfolgt  bei  Wahlen,  bei  Fragen,  welche 
das  persönliche  Interesse  einzelner  Mitglieder  betreffen,  imd  bei  Be- 
schwerden gegen  den  Oberkirchenrath. 

Glaubt  ein  Mitglied  sich  der  Abstimmung  enthalten  zu  sollen, 
so  hat  es  den  Grund  davon  zu  Protokoll  zu  geben. 

Bei  entstehendem  Zweifel,  ob  die  zur  Beschlussfassung  erfor- 
derliche Anzahl  der  Mitglieder  gegenwärtig  sei,  hat  über  Antrag 
eines  Mitgliedes  die  Zählung  stattzufinden. 

§.  27.  Die  Ausschüsse,  welchen  ein  Gegenstand  zur  Vorbe- 
rathung  überwiesen  wurde,  wählen  einen  Obmann  und  einen  Schriit- 
fahrer. 

Schlägt  ein  Gegenstand  in  den  Bereich  mehrerer  Ausschüsse 
ein,  so  können  vereinigte  Sitzungen  stattfinden. 

§.  28.  Den  Sitzungen  eines  Ausschusses  sind  alle  diesem  Aus^ 
Schüsse  nicht  angehörigen  Mitglieder  der  Synode  als  Zuhörer  beizu- 
wohnen berechtigt. 

§.  29.  Abänderungen  dieser  Geschäftsordnung  können,  insoweit 
es  sich  nicht  um  Bestimmungen  handelt,  welche  der  Eirohenver- 
fassung  entnommen  sind,  von  der  Generalsynode  durch  absolute 
Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  beschlossen  werden. 

Anhang  II. 

Gegenwärtiger  Bestand  der  Pfarrgemeinden,  Senicrate  und  Superin-r 

tenden%en,    Juli  1S64. 

Evangelische  Kirche  Augsb.  Bek. 
I.  Wiener  Superintendenz. 

A.  meier^Oesierreiehisdies  Seniarat 

Wien,  Wr.  Neustadt,  Nasswald,  Mitterbach,  Graz. 

B.  Triesier  Senwrtd. 

Görz,  Triast,  Venedig,  Marburg. 
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C.  Steirisckes  Semorat. 

Schladming,  Qröbming,  Wald,  Ramsan. 

D.  Seniaratj.  d.  Drau. 

St.  Buprecht,  Feld,  Fresach,  Aniach,  6n«8aa,  Feldkirchen,  Ela- 
genfart. 
E>  Seniarat  d.  d.  Drau  und  im  Omündffuüe. 

Trebesing,  Zlan,  Bleiberg  Feffernitz,  Tressdorf,  Dornbach,  Bisen- 
tratten,  Watschig,  Weissbriach. 

II.  OberOsferreicbische  Superintendenz. 

A.  Oberländer  Senior at 

Attersee,  Butzenmoos,  Geisern,  Gosau,  Hallstatt,  Salzburg. 

B,  Unterländer  Senior  at 

Efferding,  Thening,  Scharten,  Wallern,  Wels,  Linz,  Neukemmaten. 

Hl.  BOhmisdie  Saperlntendent. 

A.  Wesüiches  Seniorat. 

Prag  (deatsch),  Beichenberg,  Hermannseifen ,  Deutsch  «Gablonz, 
Görkau,  Haber,  Teplitz,  Fleissen,  Carlsbad,  Eger,  Bmnburg. 

B,  Oesäiches  Setiiorat. 

Prag  (böhmisch),  Bybnik,  Lipkowitz,  Humpoleiz,  Kreuzberg,  Opa- 
towitz,  Gzemilow,  Eowanetz,  Trnairka,  ErischUtz. 

IV.  Mtbrlscb-stlilesisrlie  Soperintendenz. 

A.  Brünner  Seniorat, 

Brunn,  Ober-Dubenky,  Gross-Wrbka,  Gross-Lhotta. 

B.  Zauehteler  Seniorai. 

Hotzendorf,  Bottalowitz,  Wsetin,  Batibor,  Przno,  Hostialkow, 
Jassena,  Christdorf,  Zauchtel. 

C.  Sehlesisches  Seniarat. 

Bielitz,  Alt-Bielitz,  Teschen,  Ernsdorf,  Drahomischl,  üstron,  Go- 
leschau,  Weichsel,  Nawsi,  Bistritz,  Ellgoth,  Bludowitz,  Hillers- 
dorf,  Skotschau,  Orlau,  Eurzwald. 

V.  Lemberger  Soperintendenz. 

A.  WestUekes  SemoraJt. 

Erakau,  Biala,  Neu-Sandec,  Stadlo,  Neu-Qawlow,  Banischau, 
Belchsheim. 

B.  Mittleres  Seniorai. 

Brigidau,  Dornfeld,  Gelaendorf,  Bandrow,  Hartfeld,  Beichau,  J<h 
sephow,  Jaroslaus,  Lemberg. 

C.  OesÜiehes  Semorat. 

Czemowitz,  ügartsthal,  Badautz,  Zalesczyk^  Jakobeny,  Blischeslje. 
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Evangelische  Kirche  Hely.  Bek. 

I 

I.  Wiener  Superlntendens. 
Wien,  Laibach,  Bregenz,  Triest,  Triest  (anglic.) 

II.  Bdbmiscbe  Soperlntendeia. 

A.  Prager  Semarat. 

Ksel,  Lissa,  Yysokä,  Nebudzel,  Ytelno,  Prag,  Erabsic,  Lecic,  Ye- 
Um,  MoraTec,  Opatow,  Sobehrad,  Libis. 

B.  Chruäimer  Semorat. 

Erauna,  B.  Bothwasser,  Syratouch,  Mocovic,  Prosec,  Teleci,  Bo- 
rowä.,  Hradist,  Losic,  Libenic,  Bucina,  Dwakacowic,  Ghotzen, 
Slaupnic,  Sazau. 

C.  Poddn-ader  Seniarat. 

Bosin,  Chleb,  Horatev,  Libic,  Erakovin^  Bukowka,  Chwaletic, 
Semt^s,  Gemilow,  Eloster,  Liebstadt,  Yelenic. 

III.  Mlbrfsclie  Soperintendenz. 

A,  WesÜiches  Seniarat. 

Wannowitz,  Ingrowitz,  Niemetzky,  Nenstadtl,  Willimowitz,  Qröss- 
Lhotta,  Nosslan,  Elobank,  ProseMn,  Bovecin,  Yessely,  Misslitz. 

B.  OesÜiehes  Seniorat, 

Wsetin,  Banstka,  Jawomik,  Zadweritz,  lapthal,  W.  Gr.  Lhotta, 
Pmssinowitz. 

IV.  Lemberger  Soperintendenz. 
Cbüuf.'hdvet.  Seniorat, 

Andrtefalva,  EOnigsberg,  Josefisberg. 
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Die  neuen  österreichischen  Landesgesetze  in  Betreff  der  Kirchen- 

and  Pfarrhausbaulast 

naob  amcüebcn  OQ«Uep  iBligetbeilt  und  erlAalert  von  Prof.  Dr.  Fiiedr.  Verlag. 

(Fortsetzung:.    Vgl.  Archiv  Xn.,  97  ff.,  80S-329.,  466-464.,  Xm.,  156—167.) 
VIII.    Steiermark.  (Vgl.  Archiv  X.,  212  ff.) 

Der  sieiermarkische  Landtag  hatte  in  der  Sitzung  vom  30.  März 
1863  an  der  Regierungsvorlage,  deren  Text .  sich  ans  den  Noten  zu 
dem  untenstehenden  Abdrucke  des  Gesetzes  vom  28.  April  1864  er- 
gibt, solche  Aenderungen  beschlossen,  dass  diese  die  Allerhöchste 
Sanction  nicht  erhielten.  §§.  2.  3.  6.  9.  10.  11.  12.  15,  16.  17.  18. 
und  20.  der  Begierungsvorlage  blieben  ungeändert  oder  wurden  nur 
unwesentlich  gehindert.  Als  unzulässige  Aenderungen  erschienen  aber 
der  Begierung  insbesondere  die  §§.  4.  8.  13. 14.  und  die  Eliminimng 
des  §.  19.  der  Begierungsvorlage. 

Von  der  im  Titel  des  Gesetzes  und  im  §.  1.  nach  der  Begierungs- 
vorlage  erwähnten  Beischaffung  der  Kirchenparamente,  Einrichtung  und 
Erfordernisse  war  gänzlich  Umgang  genommen,  weil  hierfür  keine  welt- 
lichen Goncurrenz-Gesetze  bestanden. 

Der  §.  4.  in  der  umänderten  Textirung  stellte  den  Pfründner 
einem  Fmchtniesser  gleich,  als  welcher  er  nicht  betrachtet  werden 
kann,  und  bürdete  ihm  hierdurch  unerschwingliche  seine  bisherigen 
Verpflichtungen  weit  übersteigende  Lasten  auf. 

Nach  §.  8.  hätte  der  Patron  die  Hälfte  des  Aufwandes  ohne 
Abschlag  des  Werthes  der  Zug-  und  Handarbeiten,  mithin  weit  mehr 
als  bisher  zu  leisten,  während  die  Begierung  ihn  zu  erleichtem  beab- 
sichtigte. Das  Gleiche  gilt  bezüglich  des  §.  10.,  welcher  unbiDiger  Weise 
die  ganze  jetzige  Belastung  der  geistlichen  Genossenschaften  aufrecht 
erhalten  wollte.  Femer  sollte  statt  des  Comit^s  ein  Sonderausschuss  (s. 
§.  13.  u.  14.)  zur  Besorgung  der  Concurrenzangelegenheiten  bestellt  wer- 
den, in  einer  Weise,  dass  dessen  Bildung  politisch  bedenklich  und  verfehlt 
und  auch  der  ihm  eingeräumte  Wirkungskreis  zu  weit  gehend  war. 
Die  directe  Wahl  des  Ausschusses  durch  sämmtliche  Wähler  der  ein- 
gepfarrten  Gemeinden  hätte  möglicher  Weise  eine  so  grosse  Zahl 
von  Pfarreinsassen  vereinigen  können,  dass  dieseY  Wahlkörper  in  eine 
Volksversammlung  ausartete.  TJeberdies  hätten  durch  diesen  Wahl- 
modus ganze  Gemeinden  oder  Gemeindefractionen  im  Ausschusse 
unyertreten  bleiben  können.  Endlich  musste  es  unzulässig  erscheinen, 
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diesen  Ausschuss  mit  Beseitigfang  der  kirchlicbed  and  politischen 
Autorität  sogar  über  die  Nothwendigkeit  von  Eirchenbauten  entscheiden 
zu  lassen.  —  Beiläufig  bemerken  wir :  Der  steierische  Landtag  hatte 
auch  unter  dem  14.  April  1863  einstimmig  die  Bitte  ausgesprochen, 
ein  Qesetz  zur  Ablösung  des  Eirchenpatronates  zur  yerfassungsmässi- 
gen  Behandlung  durch  den  Beichsrath  einzubringen.  —  Im  Jahre 
1864  am  5.  April  nahm  der  Landtag  das  Eirchenconcurrenzgesetz  nach 
dem  Ausschussantrag  an. 

Im  Jahre  1864  war  der  Gesetzentwurf  und  zwar  in  der  ur- 
sprünglichen Fassung  dem  Landtage  von  Steiermark  wiederum  vorge- 
legt. Der  Landtag  schloss  sich  diesmal  in  der  neunten  Sitzung  am 
5.  April  1864  der  Begierungsvorlage  bis  auf  wenige  Abänderungen  von 
untergeordnetißr  Bedeutung  an.  Dieses  Resultat  war  hauptsächlich 
das  Verdienst  des  diesmaligen  Berichterstatters  Dr.  Ritter  von  Wa- 
ser.  Ueber  die  vom  Landtage  herbeigeführten  Aenderungen  ver- 
weisen wir  im  Einzelnen  auf  unsere  Noten  zu  dem  folgenden  Ab- 
drucke des  Gesetzes ;  jedoch  heben  wir  schon  hier  aus  den  Motiven,  welche 
bei  der  Allerhöchsten  Sanctionirung  des  Gesetzes  resp.  den  vom 
Landtage  beschlossenen  Aßnderungen  zu  Grunde  gelegt  wurden,  Fol- 
gendes hervor. 

Der  in  dem  §.  5.  festgestellte  Vorgang  zur  Ermittelung  des 
Pfrfinde-Einkommens  ist  zwar  dem  Verhältnisse  zwischen  dem  Pfarrer 
und  seinen  Pfarrgenossen  nicht  vollständig  angemessen,  und  könnte 
vielleicht  dem  Pfründner  Unannehmlichkeit  bereiten,  wenn  bei  der 
Erhebung  einzelner  Einkommenszweige,  z.  B.  der  Stolgebohren  eng- 
herzig zu  Werke  gegangen  würde.  Allein  da  die  Entscheidung  in  die 
Hand  der  politischen  Behörde  gelegt  ist,  för  welche  bei  Anwendung 
des  §.  5.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Fatirung  des  Pfrün- 
den-Einkommens massgebend  sind,  so  wurde  diese  Bestimmung  auch 
nicht  beanstandet. 

Durch  die  im  §.  8.  nicht  zugelassene  Abrechnung  des  Werthes 
der  Hand-  und  Zug- Arbeiten  von  der  Gesammtauslage  des  Baues  zu 
Gunsten  des  Patrons  wird  diesem  zwar  die  in  der  Begierungsvorlage 
beabsichtigte  Erleichterung  nicht  vollständig  zu  Theil,  allein  da  immer- 
hin eine  bedeutendere  Erleichterung  des  Patrons  erzielt  wurde  und  wie 
aus  den  Landtags-Verhandlungen  zu  ersehen  ist,  weder  der  im  Land- 
tag vertretene  Klerus,  noch  der  Grossgrundbesitz  gegen  diese  Be- 
stimmung erhebliche  Einwendungen  erhob,  so  wurde  dieselbe  um  so 
weniger  beanstandet,  als  auch  in  anderen  Ländern,  z.  B.  in  Voralberg 
die  von  der  Begierungsvorlage  abweichende  grössere  Belastung  des 
Patrons  genehmigt  worden  war. 

Arddt  Ar  Klrchmmbl.  ITI.  8 


114       VeHngy  Die  neaen  dsterr.  Landesgesetz'e  aber-KIrcbenteuIast. 

Endlich  die  im  §.  13.  vom  Landtage  beliebte  Herbeifisiehung  der 
Oemeindeansscliüsse  zur  Wahl  der  Mitglieder  des  KirchenaosschuflseB 
Uess  sich  dnrch  den  im  Landtage  hervorgehobenen  Umstand  recht- 
fertigen, dass  die  Mehrzahl  der  Pfarrgemeinden  in  Steiermark  nur 
Eine  oder  doch  sehr  wenige  Ortsgemeinden  begreift,  und  dass  daher 
einseitige  oder  parteiische  Wahlen  zu  besorgen  wären,  wenn  dieselben 
lediglich  von  den  Gemeindevorständen  vollzogen  würden. 

Im  Folgenden  das 
Chset0  V.  28.  Aprü  1864  *),  wirhsam  für  das  Herjgogthum  Steiermark, 
hettetttnd  die  Bestreitung  der  Kosten  der  HerstellODg  and  Erhaltung  der  katho- 
lischen Kirchen-  und  PMndengeblade,  dann  der  Beisehaiftang  der  Kfreheii-Para- 

mente,  Einrictatnng  und  Erfordernisse. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Steier- 
mark finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§.  1.  Die  Bestreitung  der  Kosten  der  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Kirchen*  und  Pfründengebäude,  dann  der  Beischaffung  der  Kirchen- 
Paramente,  Einrichtung  und  Erfordernisse  obliegt  vor  Allem  Jenen, 
welche  hiezu  kraft  einer  Stiftung,  eines  Vertrages  oder  eines  sonstigen 
Bechtstitels  verpflichtet  sind.  Die  Art  und  das  Mass  der  Leistung 
richtet  sich  nach  dem  besonderen  Yerpflichtungstitel. 

§.  2.  Wenn  und  in  wie  weit  eine  derartige  Verpflichtung  sich 
nicht  geltend  machen  lässt,  ist  zur  Bedeckung  dieser  Kosten  zunächst 
das  entbehrliche  freie  Einkommen  des  betreffenden  Gotteshauses  und 
falls  kein  besonderes  Uebereinkommen  entgegen  steht,  auch  jenes  der 
dazu  gehörigen  Filialkirchen  zu  verwenden. 

Es  kann  überdies  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Veräusserung  und  Belastung  des  Kirchengutes  das 
Stammvermögen  dieser  Kirchen  in  Anspruch  genommen  werden,  in 
wie  weit  dasselbe  weder  bereits  eine  anderweitige  Widmung  hat,  noch 
fär  die  Bestreitung  der  sonstigen  durch  das  Erträgniss  des  Kirchen- 
Vermögens  zu  deckenden  Auslagen  erforderlich  ist. 

§.  3.  Bei  Pfarrhof-  und  Wirthschaftsgebäuden  sind  die  Bepara- 
turen  zu  denen  der  kirchliche  Pfründner  durch  seine,  seiner  Hausge- 
nossen^) oder  seiner  Dienstleute  Schuld,  Nachlässigkeit  oder  Ver- 
wahrlosung Anlass  gegeben  hat,  von  ihm  allein  zu  bestreiten. 

1)  Soweit  nicht  in  den  Noten  za  den  einzelnen  $.  etwas  Besonderes  an- 
gemerkt ist,  findet  sich  derselbe  Wortlaut  schon  ebenso  in  der  dem  Landtage  im 
Jahre  1863  and  von  Neaem  im  Jahre  1864  gemachten  Regierangsvorlage. 

2)  Die  carsiv  gedruckten  Worte  stehen  nicht  in  der  Regierangsvorlage. 
FQr  die  Ausdehnang  der  Haftung  des  Beneflciaten  auf  die  Schuldhandlungen 
sdner  »Haasgenossenc  sprach  derselbe  Grund  rtle  für  seine  Haftong  für  die  Ver- 
seholdong  seiner  Dlenstleate. 
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§.  4.  Kleinere  Auslagen  ^)y  als  ffir  Bauchfangkehrersbestallong, 
Einsetzung  einiger  Fensterscheiben  oder  einiger  Stöcke  in  die  Oefen, 
fiJir  gewöhnliche^)  Aosbesserong  der  Fusdniden  und  Bedachung^)^  der 
Thüren  und  Schlösser  u.  s.  w.  hat  der  kirchliche  PMndner  bei  Pfarr- 
hof- und  Wirthschaftsgebäuden  gleichfalls  allein  zu  betreiten. 

§.  5.  Zq  den  übrigen  Bauanslagen  bei  diesen  Gebäuden  haben 
die  kirchlichen  Pfründner  dann  beizutragen,  wenn  ihre  Pfründe  ^)  ein 
Jahreseinkommen  von  mehr  als  500  fl.  österr.  Währ,  abwirft.  Dofi 
Jahreseinkommen  wird  von  der  politischen  Behörde  mit  Ziufiehung 
des  FtdronSj  des  Pfründners  oder,  faUs  die  Pfründe  erledigt  ist^ 
von  dem  Decanate,  den  betreffenden  Chmeindevorständen  und  den 
S(xchverständigen  erhoben  ^). 

§.  6.  Je  nachdem  dieses  Mehreinkommen  unter  dem  Betrage  von 
100,  200,  300,  400,  500,  600,  700  oder  800  fl.  österr.  Währ,  bleibt, 
oder  den  Betrag  von  800  fl.  erreicht,  haben  sie  den  zehnten,  neunten, 
achten,  siebenten,  sechste,  fonfben,  vierten,  dritten  Theil  oder  die 
Hälfte  der  nach  Abschlag  der  Kosten  für  Hand-  und  Zugarbeiten 
verbleibenden  Auslagen,  welche  in  der  im  §.  1 — 4.  bezeichneten 
Weise  nicht  bedeckt  werden  können,  niemals  aber  ein  Mehreres 
zu  bestreiten. 

§.  7.  Die  kirchlichen  Pfründner  sind  berechtigt,  die  sie  treffende 
Schuldigkeiten  in  Jahresraten  abzustatten,  welche  nicht  unter  den 
dritten  Theil  des  im  §.  6.  erwähnten  Mehreinkommens  herabgehen 
dürfen.  Zur  Sicherstellung  der  Leistung  ist  in  diesem  Falle  unter 
Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  ein  Baubrief  zu  entrichten, 
ffi  welchem  die  Bestimmung  aufzunehmen  ist,  dass  die  Verpflichtung 
jsur  Tilgung  der  Concurrenequoie  innerhalb  der  festgesetzten  Jahre 
auch  während  des  Intercalares  zu  erfüllen  ist  und  auf  den  Nachfolger 
in  der  Pfründe  übergeht  *). 

§.  8.  Zur  Bestreitung  der  durch  die  Anwendung  der  voranste- 
henden Bestimmungen  (§§.  1 — 7.)  nicht  bedeckten  Auslagen  ist  zu- 
nächst der  Patron  in  Anspruch  zu  nehmen. 


1)  Hier  waren  in  dem  Regierangs-Entwurfe  noch  Tolgende  Worte  einge- 
schoben: »die  Jedem  Miether  aus  Eigenem  za  tragen  obliegen.c 

2)  Diese  carsiv  gedrqcicten  Worte  fehlen  in  der  Regierangsvorlage. 

8)  Diese  rursiv  gedrackten  Worte  fehlen  in  dem  Regierongs-Entwurfe, 

4)  Hier  war  im  Regierangs-Entwuif  noch  der  Zosatz  fassionamäaHg 
helgefQgt. 

5)  Dieser  corsiv  gedradite  zweite  Sa,t^  des  S>  5.  sowie  der  Nachsatz  zum 
S.  7.  findet  sieb  ni^t  in  dem  Entwürfe.  (Vgl.  die  oben  dem  Abdrucke  des  Ge- 
setzes vorhergehenden  Bemerkongen. 

8* 
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Derselbe  hat,  in  soweit  nicht  besondere  privatrechtliche  Titel 
etwas  Anderes  bestimmen,  den  dritten  Theil  des  Aufwandes  auf  sich 
zu  nehmen,  welcher  nach  Abschlag  des  Beitrages  aus  dem  Kirchen- 
vermögen  und  Pfründeneinkommen  ^)  zu  bestreiten  bleibt. 

§.  9.  Wer  sich  im  Besitze  eines  Qates  befindet,  woran  das  Pa- 
tronatsrecht  haftet,  ist  ohne  Unterschied  des  Religionsbekenntnisses 
verbanden,  die  dem  Patrone  nach  diesem  Gesetze  obliegenden  Pflich- 
ten zu  erfüllen. 

Aus  dem  Umstände  allein,  da3S  der  Bischof  unabhängig  von  der 
Präsentation  eine  Pfründe  verleiht,  kann  derselbe  zu  Leistungen  des 
Patrons  nicht  verpflichtet  werden. 

§.  10.  Geistliche  Genossenschaften  werden  bei  den  ihnen  incor- 
porirten  Pfründen,  in  wiefern  nicht  eine  geringere  Verpflichtung  nach- 
gewiesen wird,  nach  Abschlag  des  Werthes  der  Hand-  und  Zugarbeiten 
die  Hälfte  der  im  §.  1.  erwähnten  Kosten  zu  bestreiten  haben. 

§.  11.  Die  Auslagen,  welche  durch  die  in  den  voranstehenden 
Bestimmungen  bezeichneten  Beiträge  nicht  gedeckt  erscheinen,  sind 
in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  V.  Hauptstückes  des  Gemeinde- 
gesetzes 3)  in  der  Kegel  wie  andere  Communalerfbrdernisse  aufzu- 
bringen. Ist  hiezu  eine  besondere  Umlage  erforderlich,  so  hat  die 
Auftheilung  derselben  nach  Massgabe  der  directen  Besteuerung  mit 
Berücksichtigung  der  gesetzlichen  Befreiung  der  nicht  katholischen 
Glaubensgenossen  zu  geschehen. 

§.  12.  Sind  einer  Kirche  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile 
derselben  zugewiesen,  so  ist  das  Erforderniss  auf  dieselben,  falls  nicht 
ein  anderes  Uebereinkommen  getroffen  wird,  nach  Yerhältniss  der 
directen  Besteuerung  der  katholischen  Gemeindemitglieder  zu  dem 
Aufwände  zu  vertheilen. 

In  diesem  Falle  ist  zur  Besorgung  der  Concurrenzangelegenheiten 
der  Gemeinde  ein  besonderer  Äusschuss^)  zu  bilden. 

§.  13.  Dieser  Ausschuss  besteht  aus  fünf  Mitgliedem,  welche 
durch  die  Vorstände  und  Ausschüsse^)  der  betreffenden  concurrenz- 

1)  Hier  fand  sich  in  dem  Reg.-Eniwarfe  noch  der  Zasatz:  ndann  des 
Werthes  der  Tktg^  und  Handarbeiten,^  (Vgl.  die  einleitenden  Bemerkangen, 
die  wir  dem  Gesetze  vorausschicken.) 

2)  Die  Gemeindeordnang  fDr  das  Herzogtham  Klrathen  ist  durch  Gesetz 
vom  15.  Mfirz  1864  poblicirt.  Sie  ist.  a.  A.  abgedruckt  in  der  Sammlang  der 
Reichs-  und  Landesgeseize  Ober  das  Gemeindewesen.  Erster  Theil.  Wien.  K.  K. 
Hof-  und  Staalsdruckerei.  1864.  S.  157  ff. 

8)  Im  Reg.-Entwurfe  hiess  es  einfach :  ein  Comiti;  and  hiess  es  dann 
ebenso  in  den  folgenden  SS- :  ComU4  anstatt  Ausschuss, 

4)  Diese  carsiv  gedruckten  Worte  finden  sich  nicht  in  dem  Regienmgs*Ent*- 
wurfe.    Vgl.  die  oben  dem  Gesetze  voraasgeschickten  einleitenden  Bemerkangen. 
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pfliGhtigen  Gemeinden  aus  deren  Gemeindegliedem  mittelst  absoluter 
Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer  von  drei  ^)  Jahren  gewählt  werden. 
Sämmtliche  Mitglieder  haben  dieses  Geschäft  unentgeltlich  zu  ver- 
sehen ,  far  die  hiemit  verbundenen  haaren  Auslagen  wird  ihnen  der 
Ersatz  geleistet. 

§.  14.  Der  Ausschuss  ist  fiii*  die  Kirchenconcurrenz-Angelegen- 
heiten^)  das  beschUessende  und  überwachende  Organ.  Derselbe  hat 
den  Voranschlag  festzustellen  und  die  Jahresrechnung  zu  erledigen, 
dessen  Besehlässe  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  geüasst 
und  sind  ffir  die  betheiligten  Gemeinden  bindend. 

§.  15.  Der  Ausschuss  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Obmann  als 
volhsiehendes  Organ.  Dieser  hat  das  Präliminare  zu  verfassen,  die 
Bechnung  zu  legen  und  die  Gasse  unter  Mitsperre  eines  Ausschussmit- 
gliedes  zu  fahren.  Jede  Gemeinde  hat  das  Becht,  von  der  erledigten 
Rechnung  Einsicht  zu  nehmen. 

§.  16.  Beschwerden  von  Seiten  der  Gemeinden  gegen  Verfügun- 
gen des  Ausschusses  gehen  an  den  Landesausschuss.  Bezüglich 
der  Frist  zur  Berufung,  des  Aufsichtsrechtes  der  Staatsverwaltung  über 
das  Comit^,  dann  der  Auflösung  des  letzteren  gelten  die  Bestimmun- 
gen der  Paragraphe  des  Gemeindegesetzes  3). 

g.  18.  Die  Filialkirchen'  und  Wohngebäude  der  bei  denselben 
exponirten  Geistlichen  haben,  wo  nicht  andere  Bechtsverbindlichkeiten 
obwalten,  mit  Zuhilfenahme  des  verfügbaren  Eirchenvermögens  jene 
herzustellen  und  zu  erhalten,  in  deren  Interesse  solche  Kirchen-  und 
Wohngebäude  bestehen.  Sie  werden  aber  deshalb,  abgesehen  von 
einem  besonderen  Uebereinkommen  von  der  Beitragspflicht  zu  den 
Auslagen  der  Mutterkirche  und  Pfarre  (§.  1.)  nicht  befreit. 

§.  18.   Wenn  mit  dem  Messnerdienste   das  Becht  auf  eine 


i)  Im  Reglerungs-Entwurfe  biess  es:  secka  Jabre. 

2)  Der  im  Jabre  1864  vom  Landtag  fQr  die  Vorberatbung  Ober  die  Re- 
gierungsvorlage gewiblle  Ausscbuss  batte  hier  statt:  MKirchenconcurrenz-^An" 
gelegehheiten^  das  Wort:  ^Kirchenangelegenheiten  der  Oemeinde^i  setzen 
wollen.  Der  viel  umrassende  Ausdrack  iKircben-AngelegenbeUenc  greift  aber 
aagenscbeinlicb  viel  weiter.  Der  Gesetz-Entwarf,  wie  er  aacb  nacbber  angenom- 
men wurde,  wHl  aber  das  Comite  resp.  den  Aosscboss  nor  zur  Besorgung  der 
Kircbeneoneorrenz-Angelegenbeiten  bestellt  wissen;  es  lassen  sieb  aber  viele 
Kircben-Angelegenbeiten  der  Gemeinde  denken,  fQr  welcbe  ein  solcbes  Comite 
nicbt  competent  ist. 

S)  Im  ersten  Entwurf  vom  Jahre  1868  biess  es:  der  |S.  88.,  91.  und  96. 
des  Gemeindegesetzes.  Es  sind  bier  die  sehon  im  Archiv  XII.,  S.  811.  In  der 
Note  1.  abgedruckten  Paragrapben  gemeint. 
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Wohnung  verbhnden  ist,  so  gelten  hinsichtlich  der  Herstellung  uiid 
Erhaltung  derselben  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Ist  der  Messner  zugleich  Schullehrer,  so  sind  die  Auslagen  for 
die  ihm  gebührende  Wohnung,  in  sofern  nicht  die  wechselseitige  Bei- 
tragspflicht der.Schul-  und  Eirchenconcurrenz  schon  geregelt  ist,  oder 
ein  TJebereinkommen  erzielt  wird,  zu  gleichen  Theilen  von  den  bei- 
dien Goncui^enzpflichtigen  zu  tragen. 

§.  19.  Bei  Herstellung  von  Kirchen-  und  Pfründen-Gebäuden 
hat  auf  Ansuchen  der  kirchlichen  Behörde  oder  der  Goncurrenzpflich- 
tigen  die  politische  Behörde  die  Oberleitung  zu  übernehmen. 

§.  20.  Alle  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  betreffenden  Vor- 
schriften bleiben  in  soweit  aufrecht,  als  sie  nicht  durch  das  gegenwär- 
tige Gesetz  '  eine  Aenderung  erleiden. 


WUL.    B5liiiieii« 

(Vgl.  Archiv  IX.,  79  ff.) 

Der  Gesetzentwurf  betreffend  die  Bestreitung  der  Kosten  der 
Hersteilung  und  Erhaltung  der  katholischen  Kirchen-  und  Pfründen- 
gebäude, dann  der  Beischafiung  der  Kirchenparamente ,  Einrichtung 
und  Erfordernisse  wurde  bereits  im  Jahre  1863  dem  böhmischen  Land- 
tage vorgelegt.  Wir  lassen  denselben  hier  folgen,  indem  wir  zugleich 
daneben  die  Aenderungen  beifügen ,  welche  die  vom  Landtage  zur 
Vorberathuhg  eingesetzte  Landtags-Commission  vorschlug. 

(Regierunga-Entwurf.)  \  (LandtagS'Commi88ion8-E>ntwurf.} 

§.  1.  Die  Bestreitung  der  Kosten        §.  1.  (Stimmt  mit  dem  Begier.- 


der  Herstellung,  Ausbesserung  und 
Erhaltung  der  Kirchen-  und 
Pfründegebäude ,  dann  der  Bei- 
schafiung der  Kirchenparamente, 
Einrichtung  und  Erfordernisse  ob- 
liegt vor  AHem  Jehen,  welche 
hiezu  kraiPt  einer  Stiftung,  eines 
Vertrages  oder  eines  sonstigen 
Bechtstitels  verpflichtet  sind.  Die 
Art  und  dAs  Mass  der  'Leistung 
richtet  sich  nach  dem  besdnderen 
Verpflichtungstitel. 

§.  2.  Wenn  und  inwieweit  eine 
derartige  Verpfiichtmig  sich  nicht 
geltend  machen  lässt,  ist  zur  Be- 


Entwurf überein.) 


§.  2.  Wenn  und  inwieweit  eine 
derartige  Verpflichtung  sieh  tiicht 
gelteisid'nnachen'lässt,  ist  zurBe- 


Der  Gesetzentwurf  fOr  BObmen  vom  Jabre  186S. 
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(Begiertmy  s-Entwurf.) 
deckung  dieser  Kosten  zunächst 
das  entbehrlicbä  freie  Einkommen 
des  betreffenden  GotteshaosiBs  und 
falls  kein  besonderes  Ueberein- 
kommen  entgegensteht,  auch  je- 
nes der  dazu  gehörigen  FilialUr* 
oben  zu  verwenden. 

Es  kann  überdies  unter  Beob- 
achtung der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Veräusserung 
und  Belastung  des  Eirchengutes 
das  Stammvermögen  dieser  Kir- 
chen in  Anspruch  genommen  wer- 
den, inwieweit  dasselbe  weder  be- 
reits eine  anderweitige  Widmung 
hat,  noch  für  die  Bestreitung  der 
sonstigen  durch  das  Erträgniss  des 
Kirchenvermögens  zu  deckenden 
Auslagen  erforderlich  ist. 


§.  3.  Bei  Pfarrhof-  und  Wirth- 
schaftsgebäuden  sind  die  Bepara- 
turen,  zu  denen  der  kirchliche 
PMndner  durch  seine  oder  seiner 
Dienstleute  Schuld,  Nachlässigkeit 
oder  Verwahrlosung  Anlass  gege- 
bea  hat,  von  ihm  allein  zu  be- 
streiten. 

§.  4.  Kleinere  Auslagen,  die  je- 
dem Miether  aus  Eigenem  zu 
tragen  obliegen,  als  für  Bauch- 
fangkehrers- Bestallung,  Einsetz- 
ung einiger  Fensterscheiben  oder 
einiger  Stücke  in  die  Oefen,  Aus- 
besserung der  Thüren  und  Schlös- 


(Landtags^CommUsionS'Entwurf,) 

deckung  dieser  Kosten  zunächst 
das  entbehrliche  freie  Einkommen 
des  betreffenden  Gotteshauses,  und 
falls  kein  besonderes  Ueberein- 
kommen  entgegensteht,  auch  je- 
nes der  dazu  gehörigen  Filiale 
und  vorschttösweise  selbst  der  un- 
ter demselben  Paironaie  skhenden 
Kirchen  ssu  verwenden^  wenn  der 
Patron  für  die  JRückerstaUung 
miUelst  Vorschusses  die  Haftung 
übernimmt. 

Das  Stammvermögen  des  be- 
treffenden Qotteshauses  und  der 
Filialen  derselben,  ist  unter  Be- 
obachtung der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Veräusserung 
und  Belastung  des  Eirchengutes 
insofern  in  Anspruch  zu  nehmen, 
als  dasselbe  weder  bereits  eine 
anderweitige  Widmung  hat,  noch 
for  die  Bestreitung  der  sonstigen 
durch  das  Erträgniss  des  Eirchen- 
vermögens  zu  deckenden  Auslagen 
erforderlich  ist. 

§.  3.  (Mit  der  Begierungsvor- 
lage übereinstinmiend.) 


§:  4.  Kleinere  Auslagen,  die  l^- 
^mi  Fruchtniesser  (§.  513.  a.  b. 
G.-B.)  aus  Eigenem  zu  tragen  ob- 
liegen, als  für  Bauchfangkehr^be- 
stallung,  Einsetzung  einiger  Fen- 
sterscheiben oder  einiger  Stücke 
in  die  Oefen,  Ausbesserung  der 
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(Regierungs-Entwurf,) 

ser  a.  s.  w.  hat  der  kirchliche 
Pfrundner  bei  Pfarrhof-  und  Wirth- 
schaftsgebäuden  gleichfalls  allein 
zu  bestreiten. 

§.  5.  Zu  den  übrigen  Bauaus- 
lagen bei  diesen  Gebäuden  haben 
die  kirchlichen  PMndner  dann  bei- 
zutragen, wenn  ihre' Pfründe  fas- 
sionsmässig  ein  Jahreseinkommen 
Yon  mehr  als  fünfhundert  Gulden 
Oesterr.  Währ,  abwirft. 


g.  6.  Je  nachdem  dieses  Mehr- 
eiiüconmien  unter  dem  Betrage 
von  100,  200,  300,  400,  500, 
600,  700  oder  800  Gulden  Oest. 
Währ,  bleibt,  oder  den  Betrag  von 
800  Gulden  erreicht,  haben  sie 
den  zehnten,  neunten,  achten,  sie- 
benten, sechsten,  -fünften,  vierten, 
dritten  Theil  oder  die  Hälfte  der 
nach  Abschlag  der  Kosten  far 
Hand-  und  Zugarbeiten  verblei- 
benden Auslagen,  welche  in  der 
im  §.  1 — 4.  bezeichneten  Weise 
nicht  bedeckt  werden  können,  nie- 
mals aber  ein  Mehreres  zu  be- 
streiten. 

§.  7.  Die  kirchlichen  Pfründner 
sind  berechtigt,  die  sie  treffende 
Schuldigkeit  in  Jahresraten  ab- 
zustatten, welche  nicht  unter  den 
dritten  Theil  des  im  §.  6.  erwähn- 
ten Mehreinkommes  herabgehen 
dürfen.     Zur  Sicherstellung  der 


(Landtag8'Cofn/mM9iona^JSntiwurf.} 

Thüren  und  Schlösser  u.  s.  w.  hat 
der  kirchliche  Pfründner  bei  Pfarr* 
hof-  und  Wirthschaftsgebäuden 
gleichfalls  allein  zu  bestreiten. 

§.  5.  Zu  den  übrigen  Banaus- 
lagen  bei  diesen  Gebäuden  haben 
die  kirchlichen  Pfrundner  dann  bei- 
zutragen, wenn  ihre  Pfründe  fas- 
sionsmässig  ein  Jahreseinkommen 
von  mehr  als  600  fl.  Oest.  W. 
abwirft.  Zum  Behufe  der  Aus- 
mittelung dieses  Jahreseinkom- 
mens ist  die  Fassion  unter  Zuzieh- 
ung der  nach  diesem  Gesetze  zur 
Concurrenz  Verpflichteten ,  auf 
Grundlage  der  bestehenden  Ga- 
tasterstockpreise  richtig  zu  stellen. 

§.  6.  (Mit  der  Begiemngsvor- 
läge  übereinstimmend.) 


§.  7.  (Mit  der  Begierungsvor- 
lage übereinstimmend.) 
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Leistung  ist  in  diesem'  Falle  un- 
ter Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  ein  Baubrief  zu  er- 
richten. 

§.  8.  Zur  Bestreitung  der  durch 
die  Anwendung  der  voranstehen- 
den Bestimmungen  (§.  1 — 7.)  nicht 
bedeckten  Auslagen  ist  zunächst 
der  Patron  in  Anspruch  zu  neh- 
men. 

Derselbe  hat,  insoweit  nicht  be- 
sondere privatrechtliche  Titel  et- 
was Anderes  bestimmen,  den  drit- 
ten Theil  des  Aufwandes  auf  sich 
zunehmen,  welcher  nach  Abschlag 
des  Beitrages  aus  dem  Kirchen- 
vermögen  und  Pfrfindeneinkom- 
men,  dann  des  Werthes  der  Zug- 
und  Handarbeiten  zu  bestreiten 
bleibt. 

§.  9.  Wer  sich  im  Besitze  eines 
Gutes  befindet,  woran  das  Patro- 
natsrecht  haftet,  ist  ohne  Unter- 
schied des  Beligionsbekenntnisses 
verbunden,  die  dem  Patrone  nach 
diesem  Gesetze  obliegenden  Pflich- 
ten zu  erfüllen. 

Aus  dem  Umstände  allein,  dass 
der  Bischof  unabhängig  von  der 
Präsentation  eine  Pfründe  verleiht, 
kann  derselbe  zu  Leistungen  des 
Patrons  nicht  verpflichtet  werden. 

§.  10.  Geistliche  Genossenschaf- 
ten werden  bei  den  ihnen  incor- 
porirten  Pfründen,  inwiefeme  nicht 
eine  geringere  Verpflichtung  nach- 
gewiesen wird,  nach  Abschlag  des 
Werthes  der  Hand-  und  Zugar- 
beiten die  Hälfte  der   im  §.  1. 


(Landtags^Commistiofia^Entwurf,) 


I 


§.  8.  So  lange  die  Venoalkmg 
des  Kirchen-  Vermögens  sich  in 
den  Händen  des  Patrons  befindet^ 
ist  dieser  zunächst  zur  Bestreitung 
der  durch  die  Anwendung  der  vor- 
anstehenden Bestimmungen  (§.  1. 
bis  7.)  nicht  bedeckten  Auslagen 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Derselbe 
hat,  insoweit  nicht  besondere  pri- 
vatrechtliche Titel  etwas  Anderes 
bestimmen,  den  dritten  Theil  des 
Aufwandes  auf  sich  zu  nehmen, 
welcher  nach  ^^schlag  des  Bei- 
trages aus  dem  Kirchenveimögen 
und  Pfrfindeneinkommen,  dann  des 
Werthes  der  Zug-  und  Handarbei- 
ten zu  bestreiten  bleibt. 

§.  9.  (Mit  der  Regierungsvor- 
lage übereinstimmend.) 


§.  lO:  Zur  Betreitung  der  im 
§.  1.  erwähnten  Kosten  haben  geist- 
liche Genossenschaften  bei  den  ih- 
nen incorporirten  Pfründen,  nach 
Abschlag  des  Werthes  der  Hand- 
und  Zugarbeiten  von  Allem  die 
Hälfte  beizutragen,  insofern  nicht 
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(Regierunga^Entvmrf,) 
erwähnten  Kosten  zu   bestreiten 
haben. 

§.  11.  Die  Auslagen,  welche 
durch  die  in  den  voranstehenden 
Bestimmnngen  bezeichneten  Bei- 
träge nicht  gedeckt  erscheinen, 
sind  in  Gemässfaeit  der  Bestim- 
mungen des  V.  Hauptstückes  des 
Gemeindegesetzes  in  der  Regel  wie 
andere  Communalerfordernisse  auf- 
zubringen. Ist  hierzu  in  der  Ge- 
meinde eine  besondere  Umlage  er- 
forderlich, so  hat  die  Aufkheilung 
derselben  nach  Massgabe  der  di- 
recten  Besteuerung  oder  der  Ver- 
mögenssteuer mit  Berücksichti- 
gung der  gesetzlichen  Befreiung 
der  nichtkatholischen  Glaubens- 
genossen zu  geschehen. 


§.  12.  Sind  einer  Kirche  meh- 
rere Ortsgemeinden  oder  Theile 
derselben  zugewiesen,  so  ist  das 
Erfordemiss  auf  dieselben,  falls 
nicht  ein  anderes  Uebereinkommen 
getroffen  wird,  nach  Verhältniss 
der  directen  Steuer,  welche  die 
katholischen  Gemeind^lieder  der 
eingepfarrten  (Gemeinden  entrich- 
ten, zu  dem  Aufwände  zu  ver- 
theilen. 

In  diesem  Falle  ist  zur  Besor- 
gung der  Concurrenzangelegenheit 
der  Gemeinden  einComitä  zubilden. 


(Landtaga*CammU8%onS'EniwuTf. : 

eine  geringere  Vertrags-  oder 
stiftungsgemässe  Verpflichtimg 
nachgewiesen  wird. 

§.  11.  Die  Auslagen,  welche 
durch  die  in  den  vorstehenden 
Bestimmungen  bezeichneten  Be- 
träge nicht  bedeckt  erscheinen, 
sind  von  den  .eingepfarrten.  Guts- 
gebieten und  Gemeinden,  Ms 
nicht  ein  besonderes  Ueberein- 
kommen getroffen  wird,  nach  Ver- 
hältniss ihrer  directen  Steuern, 
und  zwar  von  den  letzteren  in  Ge- 
mässheit  der  Bestimmungen  des 
Gemeindegesetzes  oder  der  beson- 
deren Gemeindestatuten,  in  der 
Regel  wie  andere  Communaler- 
fordernisse aufzubringen.  Ist 
hierzu  in  der  Gemeinde  eine  be- 
sondere Umlage  erforderlich,  so 
hat  die  Auftheilung  derselben 
nach  Massgabe  der  directen  Be- 
steuerung mit  BerücksichiäguBg 
der  gesetzlichen  Befreiung  der 
nicht  katholisdien  Glaubensgenos- 
sen zu  gi)schehen. 

§.  12.  Gehört  eine  Gemeinde 
oder  ein  Gutsgebiet  zu  verschie- 
dmen  Kirchsprengeln,  so  hat  die 
Umlage  nach  Maa^abe  der  direc- 
ten Steuer  der  in  dem  betreffen- 
den Kirchensprengel  befindUchen 
Liegenschaften  und  Unternehmun- 
gen zu  erfolgen*  Bestehen  jedoch 
in  einer  Gemeinde  mehrere  Kif' 
chensprengel,  so  erfolgt  die  Um- 
lage für  jeden  Kirchensprengel 
nach  Massgabe  der  directen  Steuer 
auf  die  ganze  Gemeinde. 

In  Bezug  aui  die  Unterscheid- 
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§.  13.  Dieses  Comite  besteht 
aus  fflnf  Mitgliedern,  welche  durdh 
die  Vorstände  der  betreffenden 
concnrrenzpflichtigen  Gemeinden 
mittelst  absoluter  Stimmenmehr- 
heit anf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  gewählt  werden. 

Sämmtliche  Mitglieder  haben 
dieses  Qeschäft  unentgeltlich  zu 
versehen;  fftr  die  hiemit  verbun- 
denen baaren  Auslagen  wird  ihnen 
der  Ersatz  geleistet. 


§.  14.  Das  Comite  ist  für  die 
Kirchenconcurrenz  -Angelegenhei- 
ten das  beschliessende  und  über- 
wachende Organ.  Dasselbe  hat 
den  Voranschlag  festzustellen  und 
die  Jahresrechnung  zu  erledigen, 
dessen  Beschlüsse  werden  durch 
absolute  Stimmenmehrheit  gefasst, 
und  sind  für  die  betheiligten  Ge- 
meinden und  Gutsgebiete  bindend. 

§.  15.  Das  Comite  wählt  aus 
seiner  Mitte  einen  Obmann  als! 


(Landtags-CommisHona-Entwurf.) 
ung  des  Beligionsbekenntnisses 
gilt  die  in  §.  11.  vorkommende 
Bestimmung. 

§.  13.  Betrifft  die  C!oncurrenz- , 
angelegenheit  mehrere  Gemeinden, 
Gutsgebiete  oder  Theile  dessel- 
ben, so  igt  zu  ihrer  Besorgung 
ein  besonderer  AusschussT  zu  bil- 
den. Dieser  Concurrenzausschuss 
besteht  nebst  einem  Vertreter  für 
je  ein  Gutsgebiet  aus  fönf ,  und 
falls  die  Zahl  der  Gutsgebietsvet- 
treter  grösser  wäre,  aus  einer  den 
letzteren  gleichkommender  Anzahl 
von  Mitgliedern,  welche  durch  die 
Vorsteher  und  Käthe  der  betref- 
fenden Goncurrenzpflichtigen  Ge- 
meinden aus  deren  Mitte  durch 
absolute  Stimmenmehrheit  auf  die 
Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt 
werden. 

In  Bezug  auf  die  Wahlfähigkeit 
und  die  Verpflichtung  zur  Wahl- 
annahme gelten  die  Bestinimiun- 
gen  der  Gemeindewahl-Ordnung. 

Sämmtliche  Ausschussmitglie- 
der haben  dieses  Geschäft  unent- 
geltlich zu  versehen. 

§.  14.  Der  Ausschuss  ist  for  die 
Concurrenz  •  Angelegenheiten  das 
beschliessende  Organ.  Zur  Be- 
schlussf&higkeit  desselben  gehört 
die  Anwesenheit  von  mehr  als  der 
Hälfte  seiner  Mitglieder.  Seine 
Beschlüsse  werden  durch  absolute 
Stämmenmehrheit  gefasst. 


§.  15.  Der  Ausschuss  wäUt'aus 
Beiner  Mitte  -  einen  Obmann  »als 
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(RegierungS'Entiourf.) 
vollziehendes  Organ.  Dieser  hat 
das  Präliminare  zu  verfassen,  die 
Bechnung  zu  legen  und  die  Casse 
unter  Mitsperre  eines  Comit^mit- 
gliedes  zu  fahren.  Jede  Qemeinde 
und  jedes  öntsgebiet  hat  das 
Recht,  von  der  erledigten  Bech- 
nung Einsicht  zu  nehmen. 


§.  16.  Beschwerden  von  Seiten 
der  Gemeinden  oder  Gutsgebiete 
gegen  Verfügungen  des  Comitös 
gehen  an  den  Bezirksausschuss. 
Bezüglich  der  fMst  zur  Berufung, 
des  Aufsichtsrechtes  der  Staats- 
verwaltung über  das  Comitä,  dann 
der  Auflösung  des  letzteren  gelten 
die  Bestimmungen  der  §§.  89.,  92. 
und  97.  des  Gemeindegesetzes. 


§.  17.  Die  Filialkirchen  und 
Wohngebäude  der  bei  denselben 
exponirten  (jeistlichen  haben,  wo 
nicht  andere  Bechtsverbindlichkei- 
ten  obwalten,  mit  Zuhülfenahme 
des  verfügbaren  Kirchen  Vermögens 
und  der  Verpflichtung  des  Patrons 
der  Filialkirche  jene  herzustellen 
und  zu  erhalten,  in  deren  Interesse 
solche  Kirchen-  und  Wohngebäude 
bestehen.  Sie  werden  daher  des- 
halb, abgesehen  von  einem  be- 


(LandtcLga-Commiasions-JEntwurf.] 

vollziehendes  Organ.  Der  Ob- 
mann hat  insbesondere  den  Vor- 
anschlag zu  verfassen,  die  Bech- 
nung jährlich  zu  legen,  die  Gasse 
unter  Mitsperre  eines  Aos&Kshuss- 
mitgUedes  zu  fahren  und  die 
Geldabfuhr  an  die  Oberleitung  zu 
veranlassen.  Der  Concorrenzaus^ 
schuss  hat  den  Voranschlag  fest- 
zustellen, die  Jahresrechnung  zu 
prüfen  und  zu  erledigen,  wie  nicht 
minder  den  Vollzug  seiner  Be- 
schlüsse zu  überwachen.  Jede 
Gemeinde  und  jedes  Gutsgebiet 
hat  das  Becht,  von  der  erledigten 
Bechnung  Einsicht  zu  nehmen. 

§.  16.  Die  Beschlüsse  des  Con- 
cnrrenzausschusses  sind  für  die 
betheiligten  Gemeinden  und  Guts- 
gebiete bindend.  Beschwerden 
dagegen  gehen  an  den  Bezirks- 
ausschuss, haben  jedoch  keine  auf- 
schiebende Wirkung.  Dieselben 
müssen  in  einer,  vierzehntägigen 
Fallfrist  vom  Tage  der  Bekannt- 
machung bei  dem  Obmanne  des 
Concurrenzausschusses  eingebracht 
werden. 

§.  17.  Bezuglich  des  Aufsichts- 
rechtes der  Staatsverwaltung  über 
den  Goncurrenzausschuss,  dann  der 
Auflösung  des  letzteren ,  gelten 
die  Bestimmungen  der  Artikel 
XVI.  und  XVin.  des  Beichsge- 
setzes  vom  5.  März  1862. 
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sonderen  Uebereiokommen  von 
der  Beitragspflicht  zu  den  Aas- 
lagen der  Mntterkirche  und  Pfarre 
(§.  1.)  nidit  befreit. 

§.  18.  Wenn  mit  dem  Messner- 
dienste  das  Becht  auf  eine  Woh- 
nung verbunden  ist,  so  gelten  hin- 
sichtlich der  Herstellung  und  Er- 
haltung derselben  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes. 

Ist  der  Messner  zugleich  Schul- 
lehrer, so  sind  die  Auslagen  für 
die  ihm  gebührende  Wohnung,  in- 
soferne  nicht  die  wechselseitige 
Beitragspflicht  der  Schul-  und 
Eirchenconcurrenz  schon  geregelt 
ist,  oder  ein  üebereinkommen 
erzielt  wird,  zu  gleichen  Theilen 
von  den  beiden  Concurrenzpflich- 
tigen  zu  ertragen. 


§.  19.  Bei  Herstellung  von  Kir- 
chen- und  Pfründengebäuden  hat 
auf  Ansuchen  der  kirchlichen  Be- 
hörde oder  der  Concurrenzpflich- 
tigen  die  politische  Behörde  die 
Oberleitung  zu  übernehmen. 

g.  20.  Alle  den  Gegenstand  die- 
ses Gesetzes  betreffenden  Vor- 
schriften bleiben  insoweit  aufrecht, 
als  sie  nicht  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  eine  Aenderung 
erleiden. 


(Landtags'  CommisHons-'Entwurf.) 


§.  18.  Der  Obmann  des  Con- 
currenzausschusses  hat  das  Becht, 
die  Einsicht  der  jährlichen  Kir- 
chenrechnung, und  auf  seine 
Kosten  Abschrift  derselben  zu  ver- 
langen, und  falls  die  von  ihm  ver- 
tretenen Gemeinden  und  Gutsge- 
biete zur  Concurrenz  beigezogen 
werden,  seine  allfälligen  Beschwer- 
den gegen  gesetzwidrige  Vorgänge 
in  der  Kirchenvermögens-Verwal- 
tung  zu  erheben. 

Er  hat  femer  bei  den  Verband- 
lungen  über  die  Nothwendigkeit 
des  Baues  und  der  Beischafiung 
von  Kirchen -Erfordernissen,  bei 
Feststellung  des  Bauplanes,  des 
Kostenüberschlages  und  des  Con- 
currenzbeitrages,  bei  Bestimmung 
der  Art  der  Ausfuhrung  und  bei 
üeberwachung  derselben,  endlich 
bei  der  Uebemahme  des  ausge- 
führten Baues  und  der  Kircheneifl- 
richtungen  zu  interveniren. 

§.  19.  Trifft  die  Concurrenz  eine 
einzige  Gemeinde,  so  kommen  der 
Gemeindevertretung  die  Bechte 
und  Pflichten  des  Concurrenzaus- 
schusses  zu. 

§.  20.  (Stinunt  mit  §.  17.  der 
Begiemngsvorlage  überein.) 
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Patronates  (in  der  Segel  einer  Domäne)  aach  fortan  als  ein  für  sieh 
bestehendes  Ganzes  angesehen  and  behandelt  wwde,  dessen  Verwal- 
tong  dem  Patrone  zusteht.  Aber  diese  Voniassetzmig  lässt  ädi  nicht 
aufrecht  halten.  Betrachtet  man  die  Theile,  aus  denen  das  Einkorn- 
mieu  der  einzelnen  Kirche  besteht  (eigenthümliche  ad  locum  gewid- 
mete Capitalien,  locale  Stiftungscapitalien,  Zuflösse  von  Stolgebühren, 
Gfiben  der  einzelnen  Piarrkinder  odex  ganzer  Gemeinden  u.  dgl.)  so 
wird  es  sich  nicht  in  Abrede  stellen  lassen,  dass  an  der  Ikitstehung  und 
Yermehrung  dieses  Vermögens  die  Pfarrgemeinde  den  wesentlichsten 
Antheil,  sonach  Grund  hat,  sich  dagegen  zu  sträuben,  dass  das  Ver- 
mögen ihrer  Kirche  mit  dem  anderer  Kirchen,  die  sie  nichts  angehen, 
zusammengeworfen  werde.  Die  Sache  konnte  geduldet  werden,  so 
lange  die  Dominien  bestanden ;  nach  Aufhebung  der  grundobrigkeit- 
liehen  Verhältnisse  geht  das  nicht  mehr  an.  Und  da  der  Bestand  des 
Concretalkirchen- Vermögens  in  Böhmen  auf  keinem  Gesetze  beruht, 
so  wäre  es  abnorm,  denselben  dermalen  durch  ein  Gesetz  zu  sanctio- 
niren.  Der  Umfang  der  Domänen  kann  Aenderungen  erf aliren ;  wie 
schwer  wird  es  dann,  das  zusammengeworfene  Kirchenvermögen  autn 
einander  zu  reissen?  Mitunter  mag  gerade  die  Schwierigkeit,  das 
seit  langer  Zeit  in  concreto  verwaltete  Vermögen  in  seine  Theile  zu 
zerlegen,  zu  dem  Wunsche  der  Fortsetzung  der  gemeinschaftlichen 
Verwaltung  gedrängt  haben. 

Ebensowenig  geht  es  an,  dass  die  Verwaltung  des  Kirchenver- 
mögens fortan  in  den  Händen  der  Kirchenpatrone  belassen  werde. 
Seiner  Natur  nach,  wie  nach  den  Bestimmungen  des  Concordates  ge- 
hört unstreitig  die  Verwaltung  dieses  Vermögens  in  die  Hände  kirch- 
licher Organe,  wobei  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  Jene,  die  an 
der  guten  Verwaltung  ein  berechtigtes  Interesse  haben,  dabei  einen 
Einfluss  haben.  Unstreitig  ist  das  Interesse  der  Pfarrgemeinden  ein 
grösseres  als  das  der  Patrone,  weil  die  Gemeinden  nach  dem  bean- 
tragten Bauconcurrenzgesetze  nebst  der  Hand-  und  Zugarbeit  noch 
3/3  der  Baukosten  zu  bestreiten  haben,  während  den  Patron  nur  Vs 
dieser  Lasten  trifft.  Hiernach  ist  es  gewiss  billig,  dass  dem  im 
Art.  30.  des  Concordates  ausgesprochenen  Kirchengesetze  nicht  Gewalt 
angethan,  sondern  dass  in  Böhmen,  wie  überall,  das  Kirchenvermögen 
von  den  Localkirchenverwaltungen  unter  gesetzlicher  Einflussnahme 
der  Patrone  und  Gemeinden  verwaltet  und  diese  Verwaltung  von  dem 
bischöflichen  Ordinariate  controllirt  werde.  Wollte  man  dagegen  die 
Kirchenvermögensverwaltung  in  den  Händen  des  Patrons  belassen, 
so  würde  jede  Controlle  mangeln  und  möglicher  Weise  auch  ein  pro- 
testantischer oder  israelitischer    Gutsherr,   wenn  dessen  Gute  ein 
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Patronatrecht  annex  ist,  die  Yerwaltiuig  des  betreffenden  katholischen 
KirchenvermOgens  beanspruchen  können. 

Die  Landtagscommission  schien  unter  definitiver  Regelung  des 
Kirchenpatronates  nichts  Anderes,  als  die  Feststellung  des  Einflusses 
der  Patrone  auf  die  Bewahrung,  Verwaltung  und  Verwendung  des 
Eirchengutes  zu  verstehen.  Aber  Alles  dieses  ist  rein  kirchlicher 
Natur.  Staatsgesetzlich  bliebe  nur  etwa  die  Frage  über  das  Benun- 
ciationsrecht  des  Patronates  oder  über  die  die  AblGsbarkeit  desselben 
in  Betracht  zu  ziehen,  eine  Frage,  die  die  Gompetenz  der  Landtage 
sicherlich  überschreitet.  Wenn  also  im  Allgemeinen  gar  nicht  erat 
etwas  Definitiyes  über  den  Einfluss  des  Patrons  auf  das  Kirchenvermü- 
gen  festzusetzen  ist,  so  sind  auch  in  Wirklichkeit  keinerlei  Bück- 
srchten  begründet,  weshalb  das  Oesetz  über  die  Eirchenbaulast  nach 
der  Meinung  der  böhmischen  Landtags-Gommission  nur  ein  proviso- 
risches sein  sollte. 

Ln  Einzelnen  mussten  sich  noch  folgende  Anst&nde  gegen  den 
Landtags-Commissions-Entwurf  erheben: 

Ad  §.  4.  musste  statt  Fruchtmesser  »Mieihert  gesetzt  werden, 
indem  die  meisten  kirdüichen  Pfründner  ausser  Stande  wftren,  die 
Leistungen  eines  Fruchtniessers  zu  tragen. 

Ad  §.  5.  Die  Prüfung  und  Bichtigstellung  der  Pfitrrfassion  ist 
nicht  Sache  der  Concurr^izpflichtigen. 

Ad  §.  6.  Von  der  Bausumme,  zu  welcher  der  Pfarrer  concurrirt, 
müssen  die  Hand-  und  Zugarbeiten  ebenso  abgerechnet  werden,  wie 
es  §.  8.  bei  dem  Beitrage  des  Patrons  geschieht. 

Ad  §.  8.  Es  dürfen  die  öffentlichen  Fonde,  wenn  an  denselben  ein 
Patronatrecht  haftet,  keiuQSwegs  mehr  als  andere  Patrone  belastet 
werden. 

Ad  §.  18.  Da  die  Ptarrgemeinde  bei  der  Eirchenvermögensver- 
waltung  vertreten  ist,  so  erscheint  es  wohl  überflüssig,  dass  der  Ob- 
mann des  Goncurrenzausschusses  in  die  Kirchenrechnung  Einsicht 
nehme. 

Was  endlich  den  Sinn  des  §.  19.  der  Begierungsvorlage  betrifft, 
so  ist  dieser  folgender:  Wenn  bei  Eirchenbauten  die  Ansicht  der 
kirchlichen  Behörde  und  der  Concurrenzpflichtigen  zusammenstimmen, 
entflUlt  jede  Ingerenz  der  Begierung.  Ist  ein  Einverstftndniss  nicht 
da,  so  wird  man  die  Intervention  der  Begierung  anrufen,  und  diese 
wird  sodann  mit  der  Gesammtheit  der  Concurrenzpflichtigen  (Platron, 
Pforrer,  Goncurrenzausschuss)  verhandeln  und  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  entscheiden  müssen. 

Die  Frage  wegen  Bestreitung  der  Kosten  der  HersteUung  und 
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Erhdttimg  der  Friedhofe  war  in  die  Regierungsvorlage  deshalb  nicht 
aufgenommen  worden,  weil  die  Bestimmungen  dieser  Vorlage  auf 
Friedhöfe  nicht  anwendbar  sind.  Es  lässt  sich  in  der  That  kein  trif- 
tiger Grand  dafar  bezeichnen,  dass  die  Eirchenpatrone  zu  den  Fried- 
hofskosten beisteuern.  Deshalb  erscheint  die  bisher  in  Böhmen  be- 
stehende Vorschrift,  welche  dort,  wo  keine  Grabstellungsgebühren 
entrichtet  werden,  auf  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Friedhöfe 
das  Kirchenbau-Goncurrenzgesetz  in  Anwendung  gebracht  sehen  will, 
nicht  ferner  haltbar  und  hätte  die  Begierung  nichts  einzuwenden, 
dass  aus  der  Initiative  des  böhmischen  Landtages  ein  Gesetz  hervor- 
ginge, welches  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Friedhöfe  als  eine 
Angelegenheit  der  Pfarrgemeinden  erklärt,  welche  die  betreffenden 
Auslagen  mit  Zuhilfenahme  von  Grabstellungsgebühren  oder  in  anderer 
Weise  aufzubringen  hätten.  Selbstverständlich  müsste  hierbei  der 
Einfluss  der  Kirche  und  der  Begierung,  je  nach  den  von  beiden  zn 
vertretenden  Interessen  gewahrt  bleiben. 

Mit  Bemerkungen  vorstehenden  Inhalts  über  den  Landtags- 
Gemmissionsentwurf  wurde  derselbe  von  der  Begierung  fär  das  Jahr 
1864  zur  weiteren  Berathung  und  Beschlussfassung  abermals  den 
böhmischen  Landtage  (sub  Nr.  49.)  überwiesen.  Die  Regierungsvor- 
lage wurde  nun  auf  dem  Landtage  vom  Jahre  1864  einer  neuerlichen 
Vorberathung  unterzogen  und  ihr  Resultat  in  einem  QmmMinonsbe' 
richte  (Nr.  194  Ldg.  U864)  niedergelegt.  Die  iiandtagscommission 
vom  Jahre  1864  erstattete  zwei  Berichte,  einen  im  Namen  der  Ma- 
jorität (von  fünf  Stimmen),  einen  im  Namen  der  Minorität  (von  vier 
Stimmen). 

Die  Majorität  der  Landtagscommismn  beantragte  und  motivirte 
folgende  Abweichungen  von  dem  Begierungsentwurfe  und  den  Abän- 
derungsanträgen  der  Landtagscoramission  vom  Jahre  1863 : 

1)  In  dem  Titel  und  im  §.  1.  des  Gesetzentwurfes  sollte  der  Auf- 
wand för  die  Beischafiung  der  Kirchenparamente ,  Einrichtung  und 
Erfordernisse  auf  das  Mass  des  Nothtvendigen  zurückgeführt  werden, 
indem  dieser  Aufwand  bisher  aus  freiwilligen  Gaben  und  in  zweiter 
Linie  aus  dem  Kirchenvermögen  bestritten  worden  0ei.  Es  sollte  des- 
halb im  Titel  und  im  §.  1.  vor  dem  Wort  Kirchenparamenie  das 
Wort:  nothwendiger  eingeschoben  werden. 

2)  Bei  §.  2.  glaubte  die  Landtagscommission  den  Zasatzantrag 
der  vorjährigen  Landtagscommission  fallen  lassen  zu  müssen,  dass  zur 
Bedeckung  der  Kosten  auch  das  Vermögen  einer  dritten  unter  dem- 
selben Patronate  stehenden  Kirche  verwendet  werden  könne;  denn 
wenn  ein  solcher  Vorschuss  des  vermöglichen  Gotteshauses  zurlSubpIe- 
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nirung  eines  anderen  gegen  die  vorgeschriebene  Sicherstellnngsweise 
gegeben  werden  könne,  so  verstehe  sich  die  Errnftchtigong  zu  der  Vor- 
schussleistung  von  selbst,  im  entgegengesetzten  Falle  werde  aber 
durch  die  Verwendung  des  Yemiögens  einer  Kirche  zu  Gunsten  eines 
anderen  vermögenslosen  Gotteshauses  mit  dem  Interesse  jener  Ejrche 
auch  das  Interesse  ihrer  Pfarrkinder  verletzt  und  hierdurch  der  Grund 
zur  seinerzeitigen  Erhebung  complicirter  Begressansprüche  gegeben. 

3)  Zu  der  im  §.  4.  angeordneten  Verpflichtung  des  Pfründners 
kleinere  Auslagen  bei  den  Pfarrhof-  und  Wirthschaftsgeb&uden  aus 
Eigenem  zu  bestreiten ,  lasse  sich  weder  der  Miethvertrag,  noch  der 
Fruchtgenuss  als  Bechtsgrund  geltend  machen;  denn  die  Benutzung 
jener  Gebäude  gehöre  zur  Besoldung  des  Seelsorgers.  Es  wurde  daher 
in  dem  1864er  Commissionsantrage  die  Beziehung  auf  den  einen  oder 
anderen  dieser  Bechtstitel  fallen  gelassen,  und  somit  diese  Verpflich- 
tung als  eine  Belastung  des  Seelsorgergehaltes  aufgenommen. 

4)  Nachdem  aber  das  Motiv  und  die  Tendenz  der  Begierungs- 
vorlage darin  zusammentreffen,  die  Last,  welche  den  Patronen  als 
solchen  in  Beziehung  auf  die  Erhaltung  der  Kirchen-  und  Pfründen- 
gebäude  obliegt,  theilweise  auf  die  Pfarrgemeinden  zu  übertragen, 
der  Ausschuss  in  seiner  Majorität  sich  aber  der  üeberzeugung  nicht 
verschliessen  konnte,  dass  die  Zeitverhältnisse  es  nicht  mehr  gestatten, 
die  üeberwälzung  dieser  Lasten  den  P&rrgemeinden  abzuwehren ;  so 
war  die  Commission  bemüht,  den  Eingepfarrten  die  Leistungen,  welche 
sie  von  nun  an  zu  übernehmen  haben,  zu  erleichtern  und  die  Concur- 
reuten  in  die  Lage  zu  versetzen,  dass  sie  der  Belastung  mit  unnöthigen 
Leistungen  vorbeugen,  bei  der  Vertheilung  derselben  und  bei  der  Aus- 
führung dessen,  was  durch  die  Beitragsleistung  zu  Stande  kommen 
soll,  mitwirken. 

Unter  den  Gründen,  welche  die  Majorität  des  Ausschusses  be- 
stimmten, den  Patron  seiner  bisherigen  Leistungen  theilweise  zu  ent- 
binden, hob  dieselbe  namentlich  folgende  hervor:  dass  durch  den- 
selben Ministerialerlass  vom  Jahre  1849,  welcher  die  Begelung  der 
Patronatsverhältnisse  in  Aussicht  stellte,  alle  mit  grösseren  Auslagen 
verbundenen  Bauten,  Reparaturen  und  Anschaffungen  eingestellt  wur- 
den und  nur  die  nothwendigsten  und  unaufschiebbaren  Bauten,  Re- 
paraturen und  Anschaffungen  eingestellt  wurden  und  nur  die  noth- 
wendigsten und  unau&chiebbaren  der  laufenden  Auslagen  dem  Patrone 
auftoerlegen  seien ;  dass  sich  in  Folge  dieses  Provisoriums  eine  Praxis 
zu  bilden  beginne,  welche  im  Sinne  der  Begierungsvorlage  die  Con- 
currenzleistung  der  Gemeinden  unter  Verwahrung  des  Regresses  gegen 
diejenigen,  welche  das  zu  erlassende  C^etz  hierzu  verpflichten  werde, 
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in  Anspruch  nehme;  endlich  dass  die  Erhaltnng  der  Kirchen-  und 
Pfründengebände  zunächst  und  hauptsächlich  im  Interesse  der  Pfarr- 
gemeinden gelegen  sei. 

Aus  der  Tendenz,  den  Gemeinden  die  auf  sie  zu  überwälzende 
Last  zu  erleichtem,  leitete  die  Majorität  des  Landtagscomit^s  folgende 
Abänderungsvorschläge  der  Begierungsvorlage  her : 

a)  Dass  das  disponible  Kirchenvermögen  den  Eingepfarrten, 
welche  ehedem  die  Zug-  und  Handarbeiten  ausschliessend  zu  leisten 
hatten,  auch  in  dieser  Beziehung  nach  Zulass  seiner  Höhe  zu  Oute 
kommen  soll  (§.  2.  und  8.) 

b)  daäs  sie  bei  der  Bichtigstellung  der  Fassion  des  Pfiründners 
vertreten  werden  (§.  5.) 

c)  Dass  der  Goncurrenzausschuss  sogleich  nach  der  Erhebung 
der  LandtagsbeschlQsse  über  diesen  Gegenstand  zur  Gesetzeskraft  und 
nicht  erst  in  dem  sich  ergebenden  einer  Concurrenzleistung  consti- 
tuirt  werden  soll  (§.  12.  in  fine  und  §.  13.). 

d)  Dass  sein  Obmann  der  vorgeschriebenen  Gebäudebesichtigung 
beigezogeni  ihm  die  Einsicht  und  Abschriftserhebung  der  Kirchen- 
rechnungen gestattet,  und  bei  ordnungswidriger  Verwaltung  des  Kir- 
chenvermögens das  Becht  der  Beschwerde  gewahrt  wird  (§.  18.  des 
Laudtagscommissionsentwurfes  vgl.  weiter  unten). 

e)  Dass  die  Frage  über  die  Nothwendigkeit  einer  Ausschreibung 
von  Concurrenz-Leistungen,  über  die  Beitragsquote  der  Goncurrenz- 
Pflichtigen  unter  Zuziehung  ihrer  Vertretung  gelöst,  von  ihr  die  Art 
und  Zeit  der  Ausführung  des  Gegenstandes  mit  bestimmt  und  letztere 
überwacht  wird  (§.  16.  und  §.  15.). 

f )  Die  Consequenz  erheischt  die  üebertragung  dieser  Bechte  des 
Goncurrenzausschusses  auch  auf  die  Gemeindevertretung  in  dem 
Falle,  wenn  die  Concurrenzangelegenheit  nur  Eine  Gemeinde  betrifft 
(§.  21.  des  Landtagscommissionsentwurfes  vom  Jahre  1864  oder  §.  19- 
4es  Landtagscommissionsentwurfes  vom  Jahre  1863). 

Wir  lassen  hier  noch  aus  dem  Landtagscommissionsentwurfe 
vom  Jahre  1864  die  §§.  18.,  19.,  20.,  in  ihrer  neuen  Fassung  voll- 
ständig folgen. 

§.  18.  Der  Obmann  ist  der  jährlichen  canonischen  Visitation  znr 
Gebäudebesichtigung  beizuziehen  und  hat  das  Becht,  die  jährliche 
Kirchenrechnung  einzusehen,  auf  seine  Kosten  Abschriften  derselben 
zu  verlangen  und  seine  aUflUligen  Beschwerden  gegen  gesetzwidrig« 
Vorgänge  in  der  Kirchenvermögensverwaltung  zu  erheben. 

§.  19.  (Vgl.  §.  22.  des  Landtagscommissions -- Entwurfes  vom 
Jabre  1863).    Die  Concurrenzverhandlungen  sind  auf  Ansuchen  eines 
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oder  des  andern  Theils  der  Goncurrenzpflichtigen  von  der  politischen 
Behörde  zu  leiten,  und  denselben  der  Patron,  der  Pfründner  und  der 
Obmann  des  Concurrenzausschusses  beizuziehen.  Hiebei  ist  die  Noth- 
wendigkeit  des  Baues  oder  der  Anschaffung  von  Eirchenerfordemissen« 
der  Bauplan,  der  Kostenüberschlag,  die  Bauzeit,  die  Art  der  Aus- 
führung, die  Beitragsquote  der  Concurreuten ,  die  Art  der  Leistung 
derselben  und  dgl.  zu  berathen  und  festzustellen. 

§.  20.  Die  Erledigung  dieser  Verhandlung,  sowie  die  Entscheidung 
über  die  vorgekommenen  Einsprachen  der  Goncurrenzpflichtigen  steht 
der  politischen  Behörde  unter  Freilassung  des  gesetzlichen  Instanzen- 
zuges zu. 

§.  21.  =  §.  19.  des  LandtagscommissionsEntwurfs  vom  J.  1863. 
§.22.  =  §.20.  „  „  „    „     „ 

§.  23.  =  §.  21.    „  „  „    „     „ 

§•  24.  =  §.  23.    „  „  „    „     „ 

Die  Majorität  des  Landtagsausschusses  vom  Jahr  1864  blieb 
auch  bei  dem  Beschlüsse  der  vorjährigen  Landtagscommission,  der 
Oesetzesvarlage  einen  provisorischen  Charakter  betjndegen,  indem  das 
Wesentlichste  derselben,  —  der  neu  eingeführte  Modus  in  der  Yer- 
theilung  der  Patronatslasten  nur  in  so  lange,  als  die  Verwaltung  des 
Eirchenyermögens  in  den  Hftnden  der  Kirchenpatrone  verbleibe,  auf- 
recht zu  bestehen  habe. 

Schliesslich  empfahl  die  Majorität  des  Landtagsausschusses  vom 
Jahr  1864  die  Annahme  des  Gesetzesentwurfis  mit  den  von  ihr  be- 
antragten  Abänderungen,  und  sie  beantragte  ausserdem  einen  Land- 
tagsbeschluss,  die  Begierung  um  ehemöglichste  Vorlage  eines  Gesetzes 
zur  vollständigen  Begelung  der  Patronatsverhältnisse,  namentlich  in 
Betreff  des  Präsentationsrechtes,  zur  verÜEissnngsmässigen  Behandlung 
zu  ersuchen.  Ein  ähnliches  Ersuchen  wie  das  letztere  hatten  auch 
andere  österreichische  Landtage  gestellt.  Es  beweist  dieses  Gesuch 
eine  verwirrte  und  unklare  Auffassung  des  ganzen  PatronatsverhUt- 
nisses,  einen  Mangel  an  der  nöthigen  Unterscheidung  derjenigen 
Seite  des  Patronatsrechtes,  die  in  das  kirchliche  Gebiet  gehört  und 
somit  der  kirchlichen  Gesetzgebung  anheimfällt,  und  der  anderen 
Seite  des  Patronatsrechtes,  die  als  eine  bürgerliche  in  das  Gebiet 
der  bürgerlichen  Gesetzgebung  gehört.  In  das  Gebiet  der  bürger- 
lichen Gesetzgebung  und  Jurisdiction  als  eine  bürgerliche  Sache  fällt 
nur  die  Frage,  inwieweit  Jemand  als  Patron  oder  aus  sonstigen 
Titeln  mit  bürgerlichem  Zwange  zur  Tragung  der  Kirchen-Baulast 
angehalten  werden  könne. 

Als  Obmann  der  Landtagscommissioh  vom  Jahr  1864  fungirte 
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wie  im  Jahre  1863  Pritijs  Eniil  Fürstenberg  usd  als  Beiichtentatter 
der  Majorität  wie  im  Jahre  1863  Dr.  Griinwdld. 

Im  Namen  der  Minorität  (von  4  Stimmen)  des  Landtagsaas- 
schosses  vom  Jahre  1864  erstattete  Herr  Flotter  folgenden  Bericht: 

Vor  Allem  glaube  die  Minorität  der  Gommission  sich  gegen- 
wärtig halten  zu  müssen,  dass  der  Patron  nach  dem  mehr  ab 
hundertjährigen  Usus  und  den  bisher  in  Wirksamkeit  stehend(m 
Gesetzen  die  Kosten  für  die  Professionist«n  und  die  sonstigen  haaren 
Auslagen  auf  Eirchenparamente,  Einrichtung  und  andere  Erfordernisse 
dBein  zu  tragen  habe  (Hofdecret  vom  23.  August  1784);  dass  ihm 
auch  femer  die  Beischaffung  der  Materialien  zum  Kirchenbaue,  wo- 
ferne  die  Grundobrigkeit,  die  nicht  zugleich  Patron  ist,  solche  gut- 
willig herbeizuschaffen  nicht  bereit  ist,  ausschliessend  zur  Last  falle, 
dass  sich  endlich  der  Patron  dieser  Lasten  in  keiner  Weise,  ja  selbst 
dann  nicht  zu  entschlagen  vermöge,  wenn  er  auf  seine  Rechte  ver- 
zichtete (Hofdecret  vom  3.  Juni  1784),  dass  dagegen  der  nach 
Mkssgabe  der  gegenwärtigen  Normen  von  den  Kirchkindern  für  ge- 
dachten Zweck  zu  leistende  Beitrag  blos  in  Hand-  und  Zngarbeiten 
besteht,  welche  bei  Städtebewohnem  zu  Geld  reluirt  wurden.  Da 
nun  nach  der  Gesetzesvorlage  der  Patron  als  solcher  von  der  Hand- 
nnd  Zugarbeit,  wie  früher  ganz  befreit  bleibt,  und  auf  die  übrigen 
Baukosten,  die  er  sonst  allein  zu  tragen  hatte,  nur  ein  Drittel  bei- 
zusteuern habe,  dagegen  die  Eingepferrten  die  weiteren  zwei  Dritt- 
theile  dieser  Kosten  an  Stelle  des  Patrons  beizuschaffen  hätten  und 
nur  in  der  Bichtnng  eine  Erleichterung  in  der  ihnen  bisher  aus- 
schliessend obliegenden  Leistung  von  Hand-  und  Zugarbeiten  finden, 
dass  selbe  nunmehr  auch  auf  den  Grossgrundbesitz  ausgedehnt  wer- 
den sollen,  so  müsse  die  Devolvirung  der  foctisch  bestehenden  Lasten 
von  dem  Patrone  auf  die  Eingepfarrten,  wie  sie  durch  die  Regierungs- 
vorlage festgestellt  und  durch  den  Antrag  der  Majorität  genehmigt 
werden  will,  um  so  auffälliger  erscheinen,  als  die  Ministerien  des 
Innern  und  der  Justiz  durch  den  Erlass  vom  10.  Juni  1849  zu 
constatiren  sich  veranlasst  gefunden  hätten,  dass  nach  der  historischen 
und  rechtlichen  Entwickelung  des  Patronatsverhältnisses  dasselbe  mit 
dem  durch  das  Gesetz  vom  7.  September  1848  aufgehobenen  Unter- 
thansbande  in  keiner  Verbindung  stehe  und  sich  ausser  der  Aufhebung 
des  nexus  subditelae  ein  anderer  Grund  für  die  beantragten  gesetz- 
lichen Verfügungen  nicht  leicht  auffinden  lasse,  wornach  an  den 
Bechten  der  Patrone  nichts  geändert  werden  solle,  während  ein  be- 
deutender Theil  ihrer  Pflichten  ihnen  abgenommen  werden  solle. 

Schliesslich  beantragte  die  Minorität  der  LandtagspommissioDi 


Die  Vorlage  Ober  Kirehenconcurrenz  beim  b&hin.  Landtage  1864-r66.   135 

dass  der  Landtag  über  die  Regierungsvorlage  zur  Tagesordnwt^ 
übergehe.  Und  der,  Land  tag  ging  auch  diesem  Antrage  gemäss  i^ 
der  34.  Sitzung  vom  10.  Mai  1864  zur  Tagesordnung  über,  indem 
er  diese  im  Wesentlichen  so  wie  schon  der  Minoritätsantrag  der 
Landtagscommission  getban  hatte,  dadurch  motivirte:  >dass. der  vor- 
liegende Gesetzßsentwurf  nicht  umfassend  genug  und  ebenso  wenig 
geeignet  sei,  der  Landbevölkerung  die  volle  Beruhigung  zu  bieten, 
dass  hierdurch  fortan  bezüglich  der  Vertheilung  der  Patronatslasten 
und  Bechte  eine  allseitig  billige  und  dauernde  Ordnung  geschaffen 
wurde;  und  in  weiterer  Erwägung,  dass  auch  die  Möglichkeit  nicht 
mehr  vorhanden  sei,  ein  ebenso  wohl  den  allseitigen  Rücksichten  der 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  als  auch  den  Bedürfnissen  der  Zeit  voll« 
kommen  entsprechendes,  durchgreifendes  und  die  ganze  Patronats^ 
frage  zur  Genüge  ordnendes  Gesetz  nocli  in  dieser  Landtagssession  zu 
votiren.« 

Wir  bemerken  hier  noch  aus  guter  Quelle,  dass  ein  nicht  geringes 
Hinderniss  der  Annahme  der  Begierungsvorlage  auch  dadurch  zu 
erwaclisen  scheint ,  dass  ein  grosser  Theil  der  niederen  und  namentlich 
der  jüngeren  Geistlichkeit  unter  der  slavischen  Bevölkerung  die  Ge- 
setzesvorlage dazu  benutzen  möchte ,  das  Besetzungsrecht  der  geist- 
lichen Stellen  oder  doch  das  Vorschlagsrecht  in  die  Hände  der  Gemein- 
den zu  spielen. 

In  der  folgenden  Landtagssession  far  das  Jahr  1866  wurde  der- 
selbe abgelehnte  Regierungsentwurf  mit  wenigen  weiter  unten  ange- 
fahrten im  Ganzen  unwesentlichen  Aenderungen  und  zwar  ohne  Moti- 
venbericht von  der  Regierung  wieder  eingebracht.  Auf  den  Wimsch 
der  zur  Yorberathung  niedergesetzten' Landtagscommission  erschien 
diesmal  (während  dies  Gesuch  im  Jahre  1868  und  1864  den  betreffen- 
den Commissionen  abgeschlagen  war)  ein  Vertreter  der  Regierung  in 
der  Person  des  Statthalterei-Raths  Ritter  von  Adda^  und  derselbe  gab 
auf  gestellte  Fragen  folgende  Erklärungen  im  Namen  der  Regierung  ab : 

1)  Was  das  Kirchenpatronat  betreffe,  so  habe  die  Regierung 
keine  Verhandlungen  gepflogen  zum  Zwecke  der  Regelung  des  Eirchen- 

'  patronatsverhältnisses,  sie  gedenke  das  auch  nicht  zu  thun,  weil  sie  auf 
dieses  rein  kirchliche  Institut  keinen  Einfluss  zu  nehmen  gedenke. 

2)  Was  das  Kirchenver mögen  betreffe ,  so  sei  dieses ,  unter  Be- 
zugnahme auf  das  Concordat ,  Gegenstand  der  Reichs-  und  nicht  der 
Landesgesetzgebung. 

3)  Der  im  Einverständnisse  mit  dem  Justizministerium  ergangene 
Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  19.  Juni  1849  (s.  oben  S.  126« 
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Note  1.)  habe  nur  die  Baaconcnrrenz  und  die  Patrone  als  Oninxlobrig- 
keiten  im  Auge. 

4.  Was  das  Kirchenrecht  (Qonc.  Tridentinnm)  unbestinimt  ge- 
lassen, das  habe  die  Staatsyerwaltnng  zu  regeln  und  abzugrenzen 
unternommen,  und  diese  (Bau-)  Last  solle  nun  den  veränderten  Zeit- 
yerhältnissen  gemäss  geregelt  werden. 

5.  Jede  (Gemeinde  habe  für  all'  ihre  wie  immer  gearteten  Bedürf- 
nisse zu  sorgen,  also  auch  für  die  kirehlichen  —  das  sei  die  Begel :  die 
Ausnahme  aber  sei  dies  jetzige  Bechtsverh&ltniss  der  Patrone  —  daher 
das  Streben  der  Begierung,  den  Patronen  die  Last  zu  verringern  und 
dieselbe  den  jetzigen  Zeitverhältnissen  gemäss  gleichmässig  zu  verthei- 
len,  dem  auch  die  Schwierigkeit  in  den  Leistungsverhältnissen  der  Ge- 
meinden nicht  entgegenstehen  könne. 

Das  sei  der  rechtliche  in  der  Vorlage  auch  ausgesprochene  Stand- 
punkt der  Begierung. 

Der  Herr  Begierungsvertreter  fugte  dem  noch  bei,  dass  dieselbe 
Vorlage  von  mehreren  Landtagen,  u.  A.  auch  von  dem  Mährens,  welches 
sich  mit  Böhmen  in  analogen  Verhältnissen  befinde,  angenommen,  und 
dass  insbesondere  in  die  derzeitige  Vorlage  auch  Bestimmungen  aus 
dem  mährischen  Landesgesetee  (s.  Archiv,  XIII,  164  ff.)  aufgenom- 
men worden  seien. 

Es  war  nämlich  a)  statt  des  §.  12.  des  Begierungsentwurfs  vom 
Jahre  1863  jetzt  der  deutlicheren  Fassung  wegen  die  §.  13.  und  14. 
des  (im  Archiv  Xni,  166  abgedruckten)  mährischen  Eirchenconcur- 
renzgesetzes  vom  2.  April  1864  als  §§.  12.  und  13.  in  die  Begie- 
rungsvorlage ffir  Böhmen  vom  Jahre  1865/66  aufgenommen,  damit 
dann  auch  das  dem  böhmischen  Oemeindegesetze  fremde  Wort  Gruts- 
gebiet,  das  am  Schlüsse  des  §.  12.  im  Begierungsentwurf  vom  Jahr 
1863  vorkam,  weggelassen,  und  statt  des  Wortes  Camite  das  Wort 
ÄMSSchuss  (analog  dem  Schulausschusse)  substituirt. 

b)  Id  g.  13.  des  Begierungsentwurfs  vom  Jahre  1863  oder  §.  14. 
des  Begierungsentwurfs  vom  Jahr  1865/66  war  jetzt  noch  durch  eine 
Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Bechtes  der  Höchstbesteuerten 
durch  Bevollmächtigte  aufgenommen  (entsprechend  dem  §.  15.  des 
mährischen  Landesgesetzes  und  dem  §.  14.  '^ Absatz  2  des  böhmischen 
Schulconcurrenzgesetzes),  und  dieser  §.  14.  jetzt  also  formulirt: 

»Bücksichüich  der  Ausübung  des  Bechtes  der  Höchstbesteuerten 
gelten  die  Bestimmungen  der  §§.  17.  und  18.  der  Gemeindeordnung. 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  werden  auf  die  Dauer  von  6  Jah- 
ren gewählt.    Sie  haben  dieses  Geschäft  unentgeltlich  zu  versehen, 
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fär  die  hiermit  verbandenen  baaren  Auslagen  wird  ihnen  der  Ersatz 
geleistete 

c)  Endlich  war  der  §.  16.  des  Begiemngsentwnrfe  vom  Jahr  1863 
oder  §.  17.  des  Begiemngsentwnr&  vom  Jahr  1865/66  jetzt  unter 
nOthiger  Ver&nderong  der  Gitation  der  Paragraphen  des  Gemeindege- 
setzes jetzt  also  gefasst: 

»Beschwerden  von  Seiten  der  Betheiligten  gegen  Yerffignngen 
des  Ausschusses  gehen  an  den  Bezirksausschnss.  Bezüglich  der  Frist 
zur  Berufung  des  Aufisichtsrecbtes  der  Staatsverwaltung  über  den  Aus« 
schuss,  dann  der  Auflösung  des  letzteren  gelten  die  Bestimmungen  der 
§§.  99,  102  und  106  des  Oemeindegesetzes.c 

üeber  die  Begterungsvarloffe  vom  Jahr  1865/66  in  der  angegebe- 
nen Weise  und  auf  die  Bemerkungen  des  Begierungsvertreters  hin 
ergingen  nun  wieder  zwei  LandiagscfmimisHoiubenchie ,  einer  von 
der  Majorität  von  5  Mitgliedern ,  einer  von  der  Minorität ,  von  4  Mit- 
gliedern. 

Der  von  Dr.  Hanisch  erstattete  Bericht  der  Majorität  der  Land- 
tagscommission vom  Jahr  1866  ging  wiederum  von  der  Ansicht  aus, 
es  müsse  der  Regelung  der  Concurrenzpfiicht  zur  Bestreitung  der  Kosten 
für  Herstellung  und  Erhaltung  der  katholischen  Kirchen-  und  Pfründner- 
gebäude etc.  eine  sogenannte  Regelung  des  Patronatsverhältnisses  vor- 
ausgehen, d.  h.  eine  Abänderung  der  Normen,  nach  welchen  gegen- 
wärtig in  Böhmen  die  Beneficien  verliehen  werden.  Sie  stützte  sich 
hierbei  darauf,  dass  in  dem  Ministerialerlass  vom  10.  Juni  1849  (s.  oben 
S.  126,  Note  1.)  angeblich  eine  definitive  Regelung  des  Kirchenpatro- 
nats  in  Aussicht  gestellt  und  dieselbe  als  Gegenstand  einer  besonderen 
Verhandlung  bezeichnet  worden  sei.  Die  Majorität  der  Gonunission, 
darunter  ein  Pfarrer  der  Diöcese  Budweis ,  hielt  an  dieser  Auffassung 
jenes  Ministerialerlasses  fest,  obschon  der  Vertreter  der  Regierung 
sowohl  in  der  34.  Sitzung  der  letzten  Session  des  Landtags  als  auch 
jetzt  im  Schoosse  der  Conunission  selbst  die  ausdrückliche  Erklärung 
abgegeben  hatte ,  dass  sich  jener  Ministerialerlass  seiner  Fassung  und 
seinem  Inhalte  nach  wesentlich  nur  auf  die  Pflichten  der  Beitrags" 
Uistung  zu  Kirchenzwecken  beziehe  und  dass  dem  Ministerialerlass 
nicht  der  Sinn  untergelegt  werden  könne ,  als  ob  damit  eine  Umge- 
staltung der  Normen  gemeint  wäre ,  nach  welchen  gegenwärtig  die 
Präsentation  auf  die  katholischen  Beneficien  ausgeübt  werde. 

Die  Majorität  der  Gommission  stellte  im  Einzelnen  folgende  Sätze 
auf:  1)  Es  könne  in  eine  Entlastung  des  Patrons  und  eine  Belastung 
der  Gemeinde  in  so  lange  nicht  eingegangen  werden ,  als  das  ganze 
Beekt  hei  dem  Patron  bleiben,  zwei  Drittkeüe^  oder  überhaupt  ein 
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Theil  der  Last  cAer  auf  die  Gemeinde  gewälet  werden  solle;  es  müsse 
vielmehr  ein  Theil  des  Hechtes  des  Patrons  mit  der  ihm  abzunehmen- 
den Last  auf  die  Gemeinde  übergehen.  2)  So  lange  das  Kirchemer- 
mögen  und  resp.  die  Verwaltung  desselben  nicht  in  die  Hände  derjeni- 
gen gelangt  sei,  welche  die  Lasten  zu  tragen  haben,  wie  es  derzeit  noch 
in  den  Händen  des  Patrons  sich  befinde ,  der  —  mit  Ausschluss  der 
Hand-  und  Zugarbeiten  —  alle  über  das  entbehrliche  freie  Einkommea 
hinausgehenden  Lasten  ausschliesslich  zu  tragen  habe:  —  insolafige 
dessen  Mitverwaltung  daher  nicht  an  die  Gemeinde  übergehey  insolange 
könne  auch  von  einer  üebertragung  der  Baulast  nicht  die  Bede,  sein, 
weil  auch  die  Baulast ,  welche  der  Gemeinde  auferlegt  werden  solle, 
nothwendig  eine  subsidiäre  sei  und  es  von  der  Verwaltung  des  Vermö- 
gens und  resp.  Verwendung  des  Einkommens  wohl  zum  grossen  Theile 
abhängen  werde,  ob  und  in  welchem  Masse  die  Baulast  sie  treffe. 
3)  Die  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinden  vertrage  derzeit  keine  Stei- 
gerung, im  Gegentheile  sei  die  Schonung  der  Steuerkraft  zur  gebieteri- 
schen Nothwendigkeit  geworden. 

Gestützt  auf  die  vorstehenden  Behauptungen  erklärte  die  Majo- 
rität der  Commission,  die  Regierungsvorlage  sei  weder  den  allgemeinen 
ßechtsanforderungen  entsprechend ,  noch  bei  den  gegenwärtigen  Zeit- 
verhältnissen opportun,  und  es  sei  Sache  der  Regierung,  jene  Ver- 
handlungen einzuleiten  und  jenen  Zeitpunkt  zu  wählen ,  welche  das 
Zustandekommen  eines  allseitig  befriedigenden  Gesetzes  seiner  Zeit 
möglich  machen  könnten.  Dem  entsprechend  beantragte  die  Majoritai 
der  Commission ,  dass  der  Landtag  über  die  Regierungsvorlage  isur 
Tagesordnung  übergehe,^ 

Die  Minoriiät  der  Commission  (Obmann  Bischof  Jirsik  von  Bad- 
weis ,  Fürst  Georg  Lobkowitz ,  Bitter  von  Kaiina  und  Laufberger) ,  in 
deren  Namen  Fürst  Oeorg  Lobkowitz  Bericht  erstattete,  hielt  dagegen 
dafür,  dass  der  gegenwärtige  Stand  der  Gesetzgebung  in  Böhmen  be- 
züglich der  Goncurrenzpflicht  zu  den  Eirchenbauten  so  beschaffen  sei, 
dass  er  nicht  länger  ungeändert  belassen  werden  könne,  ohne  einerseits 
für  den  Bauzustand  der  katholischen  Kultusgebäude  eine  wesentliche 
Gefahr  nach  sich  zu  ziehen  oder  andererseits  die  Goncurrenzleistang 
einer  ungleichen  und  mit  den  geänderten  Verhältnissen  nicht  in  Ein- 
klang stehenden  Behandlung  Preis  zu  geben.  Die  Minorität  der  Land- 
tagscommission beantragte  schliesslich  aber  für  diese  Session  (1866) 
Uebergang  Ober  die  Begierungs-  Vorlage  zur  Tagesordnung^  weil  die 
Zeit  schon  so  vorgerückt  sei,  dass  eine  erfolgreiche  Berathung  und 
Schluss&ssung  nicht  mehr  möglich  sei,  jedodli  mit  der  Erwartongi 
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dass  die  Begierung  in  der  nächsten  Session  wiederum  eine  betreffende 
Vorlage  einbringen  werde. 

In  der  Sitzung  des  Landtags  vom  8.  März  1866  wurden  aber 
beide  Anträge,  anf  Uebergang  znr  Tagesordnung ,  der  der  Majorität 
wie  der  der  Minorität  der  Commission,  abgdehnt  und  musste  nunmehr 
in  die  Detailberathung  eingegangen  werden,  weshalb  dann  der  Gegen- 
stand geschäftsordnungamässig  an  die  Commission  zur  Yorberathung 
zurückgewiesen  wurde. 

Am  23.  März  erfolgte  aber  der  Schluss  der  Landtagssession, 
bevor  die  Vorlage  nochmals  vor  das  Plenum  des  Landtags  gelangt  war. 
Indem  wir  uns  der  Hofihung  hingeben,  die  demnächstige  Session  des 
böhmischen  Landtags  möge  zu  einer  endlichen  gläcklicfaen  Regelung 
der  schwierigen  und  brennenden  Frage  fähren,  lassen  wir  hier  zur 
ferneren  Orientirung  noch  eine  schätzbare  Abhandlung  folgen  über  die 

Kirchen-BaoGoncurrenz  und  Patronats-Verbältnisse  in  Böhmen, 

von  Dr.  Clemens  Borowy,  Docent  des  Kirchenrecbtes  in  Prag. 

Die  zeitgemässe  Regelung  der  Eirchenbauconcurrenz  in  Böhmen 
ist  seit  Jahren  ein  dringendes  Bedürfniss.  Vom  Jahre  1849  bis  1866 
wurden  gemäss  Ministerialdecretes  vom  10.  Juni  1849,  Z.  8965  (Vgl. 
oben  S.  126.  Note  1.)  alle  wichtigeren  Concurrenzangelegenheiten, 
wenn  es  nicht  durch  freiwillige  Verständigung  der  betheiligten  Par- 
teien (des  Patrons  und  der  Eingepfarrten)  zu  einem  gutlichen  Abschluss 
kam,  auf  unbestimmte  Dauer  hinausgeschoben.  Eine  derartige  Mass- 
regel muss  auf  den  ersten  Blick  als  eine  äusserst  ungenügende  er- 
scheinen, wie  dies  durch  die  traurige  Erfahrung  der  letzten  16  Jahre 
leider  allzu  oft  bestätiget  wird.  Man  liess  in  unzähligen  Fällen 
kleine  Schäden,  die  mit  ein  paar  Gulden  aufgebessert  werden  konnten, 
zu  grossen  anwachsen,  und  entledigte  sich  dann  der  Pflicht  zur  Vor- 
nahme kostspieliger  Bauten  oder  Reparaturen  durch  die  Berufung  auf 
obiges  Ministerialdecret.  Es  gibt  daher  heutzutage  bereits  eine  ziem- 
liche Anzahl  baufälliger,  einer  Erweiterung  oder  gänzlichen  Umbaues 
dringend  bedürftiger  Gotteshäuser  in  Böhmen.  Sollte,  dieser  proviso- 
rische Zustand  noch  länger  fortdauern,  so  müsste  als  unausbleibliche 
Folge  der  gänzliche  Verfall  der  Kirchen  eintreten. 

Allerdings  hat  sich  gerade  in  diesen  letzten  Jahren  der  opfer- 
willige Geist  des  katholischen  Volkes,  angeregt  durch  das  aufmun- 
ternde Wort  und  edle  Beispiel  berufstreuer  Priester,  in  einer  glänzen- 
den Weise  bethätigt.  Denn  eben  in  diesen  Jahren  wurden  in  Böhmen 
unzählige  Restaurationen  von  Kirchen,  Altären,  Capellen  u.  dgl.  un- 
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ternommen ,  wozn  die  Mittel  zumeist  von  freiwilligen  Spenden  der 
Gläubigen  herrührten.  Doch  mussten;  wie  leicht  einzusehen  ist, 
solche  Benovirungen  sich  eben  nur  auf  das  Nothwendigste,  auf  das 
äussere  decorum  der  gottesdienstlichen  Orte  beschränken,  ohne  dass 
man  zugleich  auf  die  Gonservirung  der  sarta  tecta  hätte  Bedacht  neh- 
men können ;  so  dass  durch  derartige  Benovationen  das  morsche  Bal- 
ken- und  Mauerwerk  zwar  auf  kurze  Zeit  frisch  übertüncht,  dem 
allmäligen  Verfall  desselben  aber  nicht  im  geringsten  Einhalt  ge- 
than  wurde. 

Es  war  daher  ein  allgemein  gehegter  Wunsch,  dass  dem  Pro- 
visorium endlich  durch  ein  definitires  Gesetz  abgeholfen  und  den 
schreienden  Bedürfhissen  der  Kirchengebäude  einmal  Bechnung  getra- 
gen werde.  Die  Begierung  war  auch  in  der  That  bestrebt,  den  bis- 
herigen Missständen  abzuhelfen,  indem  sie  den  Landtagen  der  öster- 
reichischen Kronländer  einen  Gese^entwurf  betreffend  die  Bestreitung 
der  Kosten  der  Herstellung  und  Erhaltung  der  katholischen  Kirchen- 
und  Pfründengebäude,  dann  der  Beischafiung  der  Ktrchenparametile^ 
Einrichtung  und  Erfordernisse  vorlegte.  In  Mähren,  Schlesien,  Steier- 
mark, Kärnten,  Krain,  Görz  und  Gnuliska,  Istrien,  ist  das  betreffende 
Gesetz  wirklich  zu  Stande  gekommen  und  seit  1863  oder  1864  bereits 
in  Wirksamkeit.  (Vergl.  Archiv  XII.  4.  5.  6.  Heft,  XIII.  1.  Heft. 
XVI.  1.  Heft.) 

[üeber  das  Schicksal,  welches  die  betreffende  Begierungsvorlage 
bei  dem  böhmischen  Landtage  in  den  Sessionen  der  Jahre  1863, 
1864,  1865/66  erAihr,  ist  in  der  vorausgehenden  Darstellung  einge- 
hend berichtet.  Aus  den  Verhandlungen  des  böhmischen  Landtags 
vom  8.  März  1866  heben  wir  noch  das  Folgende  hervor] : 

Für  das  Votum  der  Minorität  der  Landtagscommission ,  wegen 
vorgerückter  Zeit  der  Session  die  Berathung  und  Beschluss&ssung  aof 
die  nächste  Session  zu  verschieben,  sprachen :  Fürst  Georg  Lobkowitz, 
Bischof  Jirsik,  Graf  Leo  Thnn,  und  der  Begierungsvertreter.  Nament- 
lich wies  Fürst  Ldbkaunte  darauf  hin,  dass  das  Kirchenpatronat  ein 
Institut  sei,  welches  von  der  Kirche  lange  schon  festgesetzt  worden,  ehe 
der  Staat,  speciell  die  Osterreichische  (Gesetzgebung  sich  damit  befasst 
hat.  Es  sei  unrichtig,  dass  die  Frage  der  Goncurrenzleistung  mit  der 
Ttäsentatumsfrage  in  Verbindung  gebracht  werde.  Er  wolle  nicht 
in  Abrede  stellen,  dass  es  solche  üebelstände  gebe,  bezüglich  welcher 
die  Geistlichkeit  Wünsche  auf  Abänderung  äussert.  Das  ist  aber  eine 
Frage,  welche  in  die  kirchliche  Disciplin  gehört  und  nur  von  dem 
geistlichen  Vorgesetzten  entschieden  werden  kann.  Bedner  hält  es 
nicht  ffir  angezeigt,  dass  die  niedere  Geistlichkeit  bezüglich  dieser 
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Wünsche  die  weltliche  Gesetzgebung  in  Anspruch  nimmt.  Er  werde 
als  treuer  Sohn  der  Kirche  nie  dafür  stinmien,  dass  die  Kirche  auf  ein 
Gesetz  eingeht,  auf  die.  Gefahr,  ihre  Autonomie  und  wohlbegründeten 
Rechte  zu  verlieren.  —  Der  ehemalige  Cultus-Minister  Graf  Leo  Thun 
wendet  sich  insbesondere  gegen  den  von  der  Majorität  ausgesproche- 
nen Wunsch,  dass  den  Gemeinden  das  Fr&sentationsrecht  eingeräumt 
werde.  Derselbe  bedauert  schmerzlich,  dass  die  in  dieser  Erwägung 
enthaltene  unkatholische  Ansicht  von  einem  Diener  der  Kirche  (Pfar- 
rer Matouschowsky)  und  von  einem  im  canonischen  Sechte  so  bewan- 
derten Manne  (Professor  Brinz)  vertheidigt  worden  sei.  Er  finde  es 
begreiflich,  dass  die  Curatgeistlichkeit  die  aus  der  grossen  Ausdeh- 
nung von  dinglich  gebundenen  Patronatsrechten  entstehenden  Nach- 
theile fühlt  und  Abänderung  wünsche.  Aber  diese  Aenderung  auf 
dem  angedeuteten  Wege  anzustreben,  nur  um  der  weMichen  Gesetz- 
gebung einen  Anhalt  zur  Einwirkung  zu  geben,  das  sei  ein  Vorgang, 
den  man  in  keiner  Weise  billigen  könne.'  Der  richtige  Weg  wäre  in 
dieser  Beziehung  die  Heilung  der  vorhandenen  Gebrechen  durch  eine 
Verständigung  zwischen  den  Patronen  und  Bischöfen.  Wo  das  Becht 
sei,  dass  eine  Gemeinde  eine  eigene  Kirche  habe,  müsse  die  Last  der  Er- 
haltung dieser  Kirche  von  jenen  getragen  werden,  in  deren  Interesse 
die  Kirche  besteht.  Wenn  verlangt  werde,  dass  die  Gemeinden  auch 
ihre  Seelsorger  ernennen  können,  so  sei  dieses  Verlangen  ein  ursprüng- 
lich protestantischer  Gedanke,  und  kein  katholischer ;  darüber  könne 
kein  Zweifel  sein. 

Aus  den  Aeusserungen  der  bei  Gelegenheit  der  Concurrenzfrage 
betheiligten  Bedner  erhellen  zugleich  die  verschiedenen  Ansichten,  die 
sich  in  Böhmen  hinsichtlich  der  Umgestaltung  der  kirchlichen  Pa- 
troncUsverhäUnisse  geltend  zu  machen  suchen. 

Es  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  mit  den  gegenwärtig  bestehen- 
den Patronats-Clientelen  manche  üebelstände  verbunden  sind,  die  eben 
nicht  in  vortheilhafter  Weise  auf  die  kirchliche  Disciplin  zurückwirken. 
Der  an  den  Patronatskirchen  eines  Grossgrundbesitzers  angestellte 
Klerus  (Pfarrer  und  Capläne)  bildet  so  zu  sagen  eine  Diöcese  in  der 
Diöcese,  ein  abgeschlossenes  Ganze,  innerhalb  dessen  sich  das  Avance- 
ment von  einem  geringeren  Benelcium  auf  ein  grösseres,  von  einer 
Caplanstelle  auf  eine  Pfarre  in  so  exclusiver  Weise  bewegt,  dass  Jeder 
als  Eindringling  betrachtet  und  behandelt  wird,  der  es  wagt,  um  ein 
Beneficium  zu  petiren,  ohne  bei  einer  Kirche  desselben  Patronates 
angestellt  gewesen  zu  sein.  —  Diese  Praxis  wird  vom  Patron  wie 
von  der  Geistlichkeit  als  zu  Becht  bestehend  anerkannt  in  der  Art, 
dass  Curatgeistliche  des  einen  Patronates  sich  äusserst  selten  um  ein 
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Beneficium  des  benachbarten  Patronates  bewerben;  und  wenn 
sie  es  unternehmen,  vom  Patron  ohne  Rücksicht  anf  ihre  Idrch- 
lichen  Verdienste  allen  Clienten  (d.  h.  seines  eigenen  Patronatsgeist- 
lichen)  nachgesetzt  werden,  somit  in  der  Begel  nie  das  fragliche  Be- 
neficium erlangen.  Häufig  will  es  dann  der  Zufall,  dass  ein  Caplan, 
der  durch  3 — 5  Jahre  einen  ziemlich  einträglichen  Posten  yersah,  nun 
allsogleich  eine  gute  Pfrfinde  bekömmt ;  während  sein  Nachbar  10,  14 
bis  18  Jahre  und  manchmal  noch  länger  eine  weit  mehr  beschwerliche 
Gaplanei  versehen  muss,  und  dann  erst  die  Hoffiiung  hat,  auf  ein  Be- 
ligionsfonds-Beneficinm  mit  420  Oulden  Oester.  Währ,  zu  gelangen 
und  daselbst  sein  Leben  zu  beschliessen. 

Hiezu  kommt  der  umstand,  dass  auch  innerhalb  der  Patronanz 
nicht  immer  mit  gehöriger  Würdigung  der  Verdienste  vorgegangen 
wird,  indem  bei  Besetzung  von  Beneficien  der  unterschied  von  personae 
gratae  und  minus  gratae  gar  sehr  in  die  Wagschale  fällt.  Da  näm- 
lich nach  der  vom  apostolischen  Stuhle  genehmigten  Praxis  (Prager 
Provincialsynode  vom  Jahre  1860,  tit.  Vi.,  cap.  10.)  in  Böhmen  der 
Laienpatron  pro  foro  externe  vollkommen  berechtiget  ist,  selbst  dem 
an  letzter  Stelle  in  der  Candidatenliste,  die  vom  Ordinariat  ^n  den 
Patron  geleitet  wird,  verzeichneten  Priester  das  erledigte  Beneficium 
zu  verleihen,  so  geschieht  es  nicht  selten,  dass  der  Begriff  des  Wortes 
»digniorc  in  der  Anschauung  des  Patrons  einen  ganz  anderen  Inhalt 
bekömmt,  als  welchen  er  in  der  kirchlichen  Auffassung  von  Seite  des 
Ordinariates  hat.  Hierin  findet  auch  seine  Erklärung  und  theilweise 
Entschuldigung  das  Bestreben  der  Curatgeistlichen,  mit  dem  Patron 
und  seinen  Beamten  um  jeden  Preis  ein  gutes  Einvernehmen  zu  be- 
wahren, *  um  in  vorkommenden  VacanzfäUen  nicht  etwa  lebenslänglich 
als  persona  minus  grata  fibergangen  zu  werden.  Dieses  Haschen  nach 
Ounst  geräth  aber  oft  genug  mit  den  Amtspfiichten  des  Seelsorgers 
in  Collisionen,  deren  Ausgang  den  rechtlichen  Anforderungen  der 
Kirche  in  der  Regel  nicht  entspricht. 

Derartige  Missstände  werden  sowohl  vom  Klerus  der  böhmischen 
Kirchenprovinz  als  den  Ordinariaten  in  abstracto  aufrichtig  beklagt 
und  eine  Abhfilfe  derselben  dringend  gewünscht.  In  concreto  hingegen 
können  beide  Factoren  nicht  umhin,  bei  vorkommender  Vacanz  eines 
Beneficiums  sich  den  bestehenden  Verhältnissen  anzubequemen. 

Ueber  die  Nothwendigkeit  einer  Abhülfe,  einer  Aenderung  der 
t^atronatsverhältnisse  ist  man  einig.  Die  Ansichten  jedoch  über  die 
Art,  wie  eine  solche  Abhülfe  zu  bewirken  sei,  sind  sehr  verschieden 
und  lassen  sich  auf  folgende  Vorschläge  reduciren : 

1)  Die  Einen  glauben  die  Aut(mamie  der  Oemeinde,  wie  sie  ge- 


Die  Terscbiedenen  Vorseht&ge  Ober  die  zukfinflige  Regeling.         148 

genwärtig  im  politischen  Sinne  allgemein  in  Böhmen  zur  Dnrchfahnmg 
gelangt  ist,  auch  auf  das  kirchliche  Gebiet  übertragen  zu  müssen, 
und  der  Qemeinderepräsentanz  das  Ernennungsrecht  des  Pfarrers  mn- 
räumen  zu  sollen.  Diese  Ansicht  wurde  von  der  obenerwähnten  Majorität 
der  Laudtagscommission  adoptirt;  man  will  aus  der  Conctirr^jer-Pflicht 
der  Gemeinde  ein  Pa/ronato*Becht  derselben  deduciren.  Den  Ver- 
tretern dieser  Ansicht  mangelt  eine  richtige  Auffassung  des  Begriffes 
des  Fatronatsrechtes,  welches  auf  dem  Principe  der  freien  Cancession 
von  Seite  der  Kirche  beruht,  daher  in  keinem  Fall  als  eine  strenge 
Bechtsforderung  der  Parteien  gegenüber  der  Kirche  geltend  gemacht 
werden  kann  in  der  Weise,  dass  man  die  Kirche  zwingen  könnte,  nach 
unberechtigter  Aufhebung  der  bisher  rechtlich  bestehenden  Patronate 
das  Patronatsrecht  an  die  einzelnen  Gemeinden  zu  übertragen.  Be- 
reits in  der  Landtagssession  vom  Jahre  1864  haben  Se,  Eminenz  der 
Cardinal  Friedrich  von  Schwarzenberg  als  Fursterzbischof  von  Prag 
im  Namen  der  übrigen  Bischöfe  Böhmens  die  Erklärung  abgegeben, 
dass  er  in  dem  Falle,  wenn  der  Landtag  die  Uebertragung  des  Patro- 
nates  an  die  Gemeinden  beschliessen  sollte,  hiegegen  Protest  erheben 
und  den  Beistand  des  apostolischen  Stuhles  gegen  die  Durchfährung 
eines  derartigen  Gesetzes  anrufen  würde.  Gewiss  würden  auch  die 
Patronatsherm,  ja  es  würde  die  Seelsorgsgeistlichkeit  selbst  gegen  ein 
solches  Gesetz  feierlich  protesüren;  denn  die  letztere  hat.  an  dem 
gegenwärtigen  Loose  der  meisten  Schullehrer  ein  warnendes  Beispid 
erhalten.  Seit  1864  besteht  erst  das  neue  Schulpatronatsgesetz  in 
Böhmen ;  allein  weder  die  Gemeinden  noch  die  Schullehrer  befinden 
sich  dabei  besser  als  ehedem.  Die  früheren  Patronatsherm  haben  ihre 
freiwilligen  Giebigkeiten  der  Schule  entzogen ;  die  meisten  Gemdnden 
scheuen  jede  grössere  Auslage  zu  Schulzwecken;  manche  suchen  selbst 
an  den  laufenden  Schulauslagen  noch  etwas  zu  ersparen  und  trachten 
die  Einkünfte  des  Lehrers  so  knapp  als  möglich  zuzustutzen ;  abgesehen 
davon,  dass  gar  mancher  Schuldienst  von  der  Gemeinderepräsentanz 
um  ein  nettes  Sümmchen  verkauft,  oder  mit  des  Dorfschulzens  Tochter, 
oder  einer  von  der  Gemeinde  zu  versorgenden  Lehrerswittwe  dem 
neuen  Schullehrer  angeheirathet  wird.  Ein  ähnliches  Loos  harret 
auch  der  Pfiurer  von  dem  Augenblicke  an,  wo  die  Gemeinde  das 
Patronatsrecht  überkäme;  Simonie  jeder  Gattung  wäre  dann  an  der 
Tagesordnung.  Sollte  daneben  die  Gemeinde  auch  noch  einen  grösse- 
ren Antheil  an  der  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  bekommen,  als  dm, 
welchen  die  Diöcesanvorschriften  ihr  einräumen,  so  dürfte  der  Fall 
gar  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen,  wo  der  Dorfschulze  täglich 
dem  Pfarrer  den  zur  Messe  nothwendigen  Wein  aus  der  Gemeinde- 
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(lasche  eingiessen  und  aus  ökonomischen  Backsichten  nur  Eine  Wachs- 
kerze am  Altare  anzünden  würde.  Etwas  besseres  lässt  die  Erfiihnmg 
kaom  in  jenen  Gemeinden  hoffen,  welche,  anstatt  das  gesetzlich  vor- 
geschriebene Holzquantum  dem  Lehrer  abzuliefern,  von  Gemeindewe- 
gen die  Beheizung  der  Schule  und  der  Lehrerwohnung  übernahmen, 
nur  in  der  Absicht,  um  wenigstens  einige  Holzscheite  jährlich  zu 
ersparen. 

2)  Andere  wollen  den  bisherigen  Patronen  insgesammt  ihr  Prä- 
sentationsrecht entziehen  und  die  Pfarrer  als  gewöhnliche  Staats-  oder 
Landesbeamte  behandelt  wissen;  daher  soll  nach  ihrem  Vorschlage 
das  Emennungsrecht  sämmtlicher  Beneficiaten  ohne  unterschied  ent- 
weder der  k.  h  StatihaUerei  oder  dem  böhmisehen  Landesausschusse 
zustehen.  Diese  Anschauung  übertrifft  an  unberechtigter  Willkur  jene 
erstgenannte,  und  wenn  man  dort  wenigstens  die  Concurrenzpflicht 
als  Bechtsgrund  geltend  zu  machen  sucht,  so  mangelt  dieser  zweiten 
Ansicht  selbst  der  blosse  Schein  eines  solchen. 

3)  Wieder  Andere  beweisen  mehr  Zuti:auen  zu  den  kirchlichen 
Organen,  als  die  Vorigen,  und  bestehen  darauf,  dass  überall  das 
freie  CollaHansrecht  des  Bischofes  wieder  hergestellt  werde,  ohne  Bück- 
sieht  auf  die  gegenwärtigen  Patronatsverhältnisse.  Der  Bischof 
kenne  am  besten  seinen  Elerus,  er  kenne  desgleichen  die  Anforderun- 
gen, welche  bei  diesem  oder  jenem  Beneficium  an  den  Candidaten  zu 
stellen  sind ;  ßt  könne  daher  am  besten  beurtheilen,  wer  von  den  Com- 
potenten  der  würdigste  sei ;  er  könne  somit  die  wahren  Verdienste 
der  Diöcesangeistlichen,  Verdienste,  welche  sie  sich  um  die  Kirch6| 
um  das  Seelenheil  der  Gläubigen  erworben,  in  würdiger  und  ange- 
messener Weise  belohnen,  wenn  es  ihm  freistehe,  nach  eigenem  Er- 
messen die  sämmtlichen  Pfründen  seiner  Diöcese  zu  verleihen.  — 
Durch  diese  Massregel  würde  den  bisherigen  üebelständen  wenigstens 
insoweit  abgeholfen,  dass  ein  jeder  Priester  nach  mehrjähriger  getreuer 
Verwendung  in  der  Seelsorge  die  Aussicht  auf' Erlangung  eines  Bene- 
ficiums  hätte,  ohne  dass  er  die  Gunst  von  Grundherrn  und  deren 
Beamten  um  den  theuren  Preis  der  Pflichtverletzung  erkaufen  mSsste. 
Allein  eine  solche  Lösung  der  bestehenden  Schwierigkeiten  lässt  die 
Frage  völlig  unbeantwortet:  Ob  auch  die  blosse  Berufung  auf  das 
freie  CoUationsrecht  des  Bischofes  genüge ,  um  den  Patronatsherren 
ihr  bis  jetzt  geübtes  jus  praesentationis  abzusprechen?  Wir  sind  Ober- 
zeugty  dass  hiedurch  ein  schreiendes  Unrecht  an  den  Patronen  verfibt 
würde.  Das  jus  liberae  collationis  ist  zwar  Begel,  das  Patronatsrecht 
eine  Ausnahme  von  der  Begel;  die  libera  collatio  kann  überall  prfisU' 
mui;  werden,  wo  das  Patronatsrecht  nicht  nachweisbar  ist;  wo  aber 
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—  wie  dies  in  Böhmen  durchwegs  der  Fall  ist  —  das  Patronatsrecht 
so  hänfig  vorkömmt,  dass  es  die  Begel,  und  die  libera  collatio  eine 
seltene  Ausnahme  bildet,  da  dürften  denn  doch  die  bisherigen  Patro- 
nate  kaum  mit  einem  einfachen  Federstrich  annullirt  werden. 

4)  Noch  ein  vierter  Weg  wurde  in  Vorschlag  gebracht,  der 
nicht  so  sehr  auf  eine  Aenderung  des  Patronates,  als  vielmehr  auf  eine 
theilweise  Beschränkung  des  Präsentationsrechtes  hinzielt.  Diesen 
Weg  hat,  wie  oben  bemerkt  wurde,  Oraf  Leo  Thun  als  den  richtigen 
bezeichnet,  auf  welchem  die  der  gegenwärtigen  Ausübung  des  Patro- 
natsrechtes  anhaftenden  Gebrechen  zu  heilen  sind,  nämlich  durch 
eine  Verständigung  zwischen  den  Pairanen  und  Bischöfen,  Durch 
ein  solches  gegenseitiges  Uebereinkommen  soll  die  Exclusivität  der  bis 
heute  giltigen  Patronats  -  Glientelen  ihr  Ende  erreichen.  Ein  jeder 
Priester  soll  berechtiget  sein,  um  jedes  vacante  Beneficium  in  der 
ganzen  Diöcese,  welcher  er  angehört,  zu  petiren.  Aus  allen  Gandi- 
daten  wähle  der  Bischof  die  drei  würdigsten  aus,  und  zwar  ohne 
Bücksicht  darauf,  ob  sie  bis  jetzt  auf  demselben  oder  auf  einem  frem- 
den Patronate  in  Verwendung  standen.  An  diesen  TemavorscMag 
ist  nun  der  Patron  gebunden,  so  dass  er  nur  Einen  von  den  ihm  in 
Vorschlag  gebrachten  würdigsten  drei  Gandidaten  als  Pfarrer  präsen- 
tiren  darf. 

Der  apostolische  Stuhl  würde  gewiss  eine  solche  Vereinbarung 
zwischen  den  Patronen  und  Bischöfen  gutheissen  und  es  würde  sich 
der  Glerus  (im  Grossen  und  Ganzen)  mit  einer  solchen  Aenderung 
nicht  blos  zufri^eden  stellen,  sondern  in  seinem  kirchlichen  Diensteifer 
sogar  gehoben  fahlen,  weil  ihn  dann  der  Hemmschuh  weltlicher  Gunst 
nicht  mehr  in  Ausübung  seines  apostolischen  Berufes  hindert.  Da 
überdies  der  Kaiser  selbst  bei  Besetzung  von  Ganonicatspräbenden 
und  Seelsorgspfründen,  desgleichen  die  Begierung  bei  Besetzung  der 
aus  dem  Beligions-  und  Studienfond  dotirten  Beneflcien  sich  stets 
an  die  Tema  des  Diöcesanbischofes  bindet,  so  würde  die  erwähnte 
Vereinbarung  der  Bischöfe  mit  den  Patronen  nichts  Neues  oder  Ueber- 
raschendes  enthalten,  sondern  gerade  zur  Durchführung  einer  wün- 
schenswerthen  Gleichförmigkeit  im  Beneficialwesen  dienen. 

Wir  möchten  wünschen,  dass  in  dieser  Form  eine  Aenderung 
des  bis  jetzt  gebräuchlichen  Präsentationsmodus  zu  Stande  komme, 
die  gewiss  nur  im  Interesse  der  kirchlichen  Disciplin  läge  und  dabei 
Niemanden  in  seinen  wohlerworbenen  Bechten  wesentlich  verkürzen 
würde,  wie  dies  nach  den  früher  erwähnten  drei  Vermittlungsarten 
der  Fall  sein  müsste. 

Ob  die  Begierung  durch  die  im  böhmischen  Landtage  gegen  den 
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Fortbestand  der  gegenwärtigen  Patronats  -  Verhältnisse  erhobenen 
Schwierigkeiten  sich  zu  einer  theilweisen  Modification  des  Oesetzent- 
wurfes  bezüglich  der  Bauconcnrrenz  veranlasst  sehen  wird,  ist  uns 
nicht  bekannt.  Doch  durfte  dieselbe  es  sich  jedenfalls  angelegen 
sein  lassen,  dahin  zu  wirken,  dass  ein  diesbezügliches  Gesetz  bei  der 
nächsten*  Session  des  Landtages  endlich  zn  Stande  komme.  Mit  dem 
Jahre  1866  schliesst  die  sechsjährige  Periode,  för  welche  die  Ab- 
geordneten des  böhmischen  Landtages  ihre  Mandate  erhalten  hatten. 
Durch  die  Yotirung  eines  Eirchenbauconcurrenzgesetzes  hätte  man 
jedenfalls  den  Gemeinden  eine  grössere  Last  auferlegt,  als  welche  sie 
bisher  bei  Kirchenbauten  zu  tragen  hatten.  Da  im  Jahre  1864  durch 
das  Schulpatronatsgesetz  bereits  eine  ziemlich  bedeutende  Last  den 
Gemeinden  aufgebürdet  wurde,  so  hätte  eine  abermalige  Vergrösserung 
dieser  Last  vielleicht  an  manchen  Orten  Misstrauen  der  Committenten 
gegen  die  bisherigen  Abgeordneten  verursacht  und  man  hätte  sich 
bei  der  neu  vorzunehmenden  Wahl  nach  anderen  Vertretern  umge- 
sehen. Solche  verzeihliche  Rücksichten  mögen,  wie  wir  vernommen 
haben,  auch  bei  Formulirung  des  obenerwähnten  Majoritätsvotums  im 
Landtage  in  Anschlag  gebracht  worden  sein;  sie  dürften  jedoch  in 
der  nächsten  Landtagssession  kaum  mehr  Platz  greifen  und  an  eine 
Erledigung  der  Begierungsvorlage  daher  leichter  zu  denken  sein. 
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Die  Rechtsnaehfalge  der  freien  Stadt  Frankfort 

In  dl«  Patronatsrecht«  des  s&ciilarisirten  Bartholomlas-StifU  üb^r  die  Kir- 
chen xn  Ober-Ursel  und  xn  Schwanheim.    Ein  Reehtsgatachten  mit  ange- 
dnekten  Dricnnden.   Ton  Dr.  F.  Blnbme,  Geheimen  Jastixratbe  and  ordent- 
lichem Professor  der  Rechte  xv  Bonn, 

(in  DoTe*8  Zeitschrift  fOr  Kirohen-Beoht  IV.,  46—105.) 

beleuchtet  von  Dr.  Friedr.  Schulte,  ordentl.  Professor  der  Rechte  za  Prag. 

Im  Hinblicke  auf  den  von  Bluhme  im  Vorworte  ausgesproche- 
nen Zweck  halte  ich  eine  Bevision  des  Falles  für  nöthig,  um  erstens 
festzustellen:  ob  und  auf  welche  Weise  eine  Incorporation  sich,  wie  B. 
behauptet,  in  ein  blosses  dingliches  Patronat  verwandelt  habe  ?  zwei- 
tens die  unparteiische  Prüfung  zu  fahren :  ob  Herr  B.  im  Hechte  war, 
diesen  Fall  zu  benutzen,  um  feine  aber  boshafte  Anklagen  gegen  den 
katholischen  Episcopat  zu  schleudern?  Das  Interesse  der  Wissenschaft 
ist  unbestreitbar,  weil  bisher  Fälle,  in  denen  Incarpcrationen  in  den 
Händen  derselben  Person  sich  eu  blossen  Paironatrechten  herabge" 
mindert  haben,  meines  Wissens  nicht  behandelt  worden  sind.  Das 
zweite  Interesse  ist  ein  allgemeines. 

B.  theilt  die  Erörterung  in  die  Zeit  vor  1803  und  die  spätere 
Entwickeltmg,  was  sachgemäss  erscheint  und  deshalb  auch  yon  mir 
befolgt  werden  soll. 

Uebersicht. 

Erster  Abschnitt.     Die  Stellung  des  St.  Bartholomäusstifts  zu  den 
Kirchen  von  Bischofsheim,  Oberursel  und  Schwanheim  bis  1803. 

§.  1.  Das  Verhältniss  von  Bischofsheim. 

§.  2.  Das  Verhältniss  von  Oberursel. 

§.  3.  Das  Verhältniss  von  Schwanheim. 

§.  4.  Besultate  der  §.  1—3. 

§.  5.  Vorgänge  seit  dem  XVn.  Jahrhundert. 

§.  6.  Widerlegung  der  Deduction  Bluhme's. 

Zweiter  Abschnitt.    Die  Verhältnisse  seit  1803. 

§.  7.  Thatsächliche  Vorgänge. 

§.  8.  Dednction  Bluhme's  ffix  die  Stadt  Frankfurt.     Widerlegung 
derselben. 

§.  9.  Das  Landesherrliche  Patronat.    Nachweis,  dass  Frankfurt  nicht, 
in  das  Patronat  succedirte. 
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Erster  Abschnitt. 
Die  Stellung  des  St.  Bartholomäusstifts  bis  zum  Jahre  1803. 

I.   Zu  Biachofaheim. 

§.  1.  In  einer  Urkunde  vom  Jahre  880,  Nov.  17.  (abgedruckt 
in  Böhmer  Codex  diplomaticus  Moenofrancofurtanus.  Urkundenbach 
der  Seichsstadt  Frankfurt.  :E'rankf.  a.  M.  1836.  4^.  S.  8.)  bekundet 
K  Ludwig  der  Jüngere,  sein  Vater  {Ludwig  der  Deutsche)  habe  der 
Königlichen  SalvatarscapeUe  *)  £u  Frankfurt  geschenkt  (tradidit  tra- 
ditasque  firmavit) :  »quasdam  res  proprietatis  suae  .  .  .  hoc  est :  ... 
illud  mmasterium  ad  Ursella  ....  et  illam  eccUsiam  ad  Biscofes- 
heim  cum  omni  decimatione,  cum  mancipüs  et  terris  ad  eam  pertinen- 
tibus,  ....  et  illam  aecclesiam  ad  Suenheim  cum  onmi  decimatione, 
cum  mancipiis  et  terris  ad  eam  pertinentibus  .  .  . .«  Mit  denselben 
Worten  bekundet  und  bestätigt  diese  Schenkung  E.  Karl  der  Dicke 
am  2.  Dec.  888  (Böhmer  1.  c.  S.  4.),  und  Otto  II.  am  12.  April  977 
(das.  S.  8.),  nur  dass  die  Schreibart  der  Namen  etwas  abvreicht. 

Es  bedarf  keines  Wortes,  dass  diese  Kirchen,  une  sie  dem  Ko- 
mge  gehört  hatten^  mit  Einschluss  des  demselben  zustehenden  Rechtes, 
Priester  an  ihnen  anzustellen,  auf  die  Capelle  übergingen,  ihr  incor- 
porirt  wurden.  Ueber  die  Verfassung  des  Klerus  an  der  Königlichen 
Gapelle  fehlen  genaue  Nachrichten ;  es  scheint  aber  hier,  wie  ander- 
wärts aUmälig  eine  Ausscheidung  der  Propstei  stattgefunden  zu  haben, 
indem  diese  später  mit  ursprünglichem  gemeinsamem  Gute,  und  zirar 
gerade  mit  diesen  drei  Pfarreien  bewidmet  erscheint.  Als  das  Ver- 
mögen der  übrigen  sich  bedeutend  verringert  hatte,  machte  der  Propst 
BMippus  de  Diets  im  Jahre  1222  (Böhmer  1.  c.  S.  35.)  folgende 
Schenkung  : 

»Innotescat  igitur  omnibus  .  .  . .,  quod  nos,  tenuitatem  stipen- 
diorum  fratrum  in  Frankenvort  respicientes ,  eique  pro  modolo 
nostro  pie  consulere  desiderantes,  jta  patronaius  ecdesie  in 
Bishovesheim ,  quod  radone  preposOure  nobis  pertinuit,  ob  re- 
medium  anime  nostre  parentumque  nostrorum,  ad  emendaticiMi» 


1}  Die  Königliche  SalvatoracapeUe  wir  im  IS.  Jahrhandert  ganz  bao- 
nnig.  Gregor  IX.  ermabnte  am  16.  September  12S8  ^Böhmer  1.  c.  p.  ^'^ 
alle  GlAobigen  der  Mainzer  DIOcese,  mit  Almosen  zar  Wiederberstellmig  der  Kirebe 
und  ibrer  TbQrme  beizotragen  und  verlieb  AUen,  die  halfen,  »viglnti  dies  dein* 
jimcta  sibi  poenitentia.«  Unterm  24.  Aagust  12S0  (jBöhmer  1.  c  p.  67.)  beknn^l^ 
Bischof  Ludolf  von  Razzeburg,  dass  er  am  selben  Tage  die  Frankftitier  Kirel« 
ZQ  Ehren  des  Heilandes  Jesus  Christus  und  des  h,  BetrtholomOus 
neiht  habe.    Seitdem  fQbrt  sie  meist  den  letztem  Namen. 
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prebendarum  fratmm  in  loco  predicto  deo  militancium  libere 
consignaYimas.« 

Erzbifichof  Sifrid  von  Mainz  bestätigte  sie  am  22.  Nov.  1222  (Böhmer 

S.  35.)  mit  den  Worten: 

>nt  frankenfordense  capitnlom  eundem  perhenniter  opHneat  pa- 
ironaiumj  et  praventus  ipsius  ecclesie  ad  adminicnlum  preben- 
darum cedant  fratribus  in  cammuni ,  postqnam  ^)  is  decesserit, 
qui  nunc  percipit  eos  solus.« 

Die  drei  Pröpste  von  der  Metropolitankirche,  von  St.  Peter  und  S. 

Mariae  ad  gradus  zu  Mainz  bestätigen  am  selben  Tage  (ibid.  S.  36.) : 
»quod  dominus   noster  SiMdus  archiepiscopus  de  canacienHa 
nostra  adhibuit  assensum,  ut  patronatus  ecclesiae  in  Biscovisheim 
cammtmibus  fratrum  usibus  in  Frankenvort  perpetuo  deserviret.« 

Das  Mainzer  Domcapitel  erklärt  in  einer  gleichzeitigen  Urkunde  : 

»quod  nos  (seil.  »Gerbodo  prepositus,  Ghristianus  decanus,  to- 
tumque  majoris  ecclesie  in  Moguntia  capitulum«)  coUaUani^ 
capelle  de  Bissovesheim  ecclesie  frankenvordensi  in  augmentum 
prebendarum  fratrum  ....  facte  a  domino  preposito  .  . . ,  et 
confirmacioni  .  .  .  Sifridi  . .  super  eadem  facte  . , .  plenum  con- 
sensum,  liberum  et  benevolum  adhibemus.« 

Im  selben  Jahre  hat  Propst  Philipps  Nachfolger,  Propst  Sifrid  die 

Schenkung  mit  denselben  Worten  bestätigt  (ürk.  bei  Böhmer  S.  37.). 

Am  17.  Jan.  1223  (das.  S.  37.)  erklärt  Papst  HomHus  Ul.  dem  »De- 

cano  et  capitulo  Frank.  :€ 

»jus  patronatus,  quod  habetis  in  capella  de  Biscossheim  a  Phi- 
lippe preposito  ejusdem  ecclesie,  loci  dioecesani  et  ^jus  capikUi 


1)  Von  hier  an  dnickt  Bluhme  die  Worte  der  UriLunde  nicbi  ab,  obwohl 
sie  beweisen,  dass  die  Kirche  and  ihr  Vermögen  bisher  allein  dem  Propste 
geborte  und  durch  die  ScbenlKuiig  gerade  die  CorporaUon  der  Kleriker  an 
seine  SteUe  trete,  mithin  das  Einkommen  gemeinsam  werden  sollte. 

2)  Bluhme  leitet  das  Citat  mit  den  Worten  ein:  »nur  das  Domcapitel  zu 
Mainz  glauhte  diese  Schenkung  sofort  als  eine  collatio  capellae  bezeichnen  za 
kOnnen.«  Dass  es  einerlei  war,  ob  man,  wie  in  den  andern  Urkunden,  von  Jas 
patronatas  capellae  dare,  capellam  cam  dedmatione  a.  s.  w.,  sprach,  oder  wie 
hier  geschehen,  liegt  doch  aaf  der  Hand.  An  die  Uebertragang  des  Verleihangs- 
rechtes  ist  dabei  zanftcbst  nicht  gedacht,  sondern,  wie  der  Propst  die  Kirche 
hatte,  i.  e.  als  seine,  so  soUte  sie  dem  Capitel  Jetzt  zustehen.  Wer  die  Capelle 
zu  besetzen  habe,  braachte  nicht  gesagt  zu  werden.  Sicherlich  wusste  das  Ca- 
pitel, auf  dessen  Consens  es  ankam,  was  es  sagte.  Die  Bemerkung  beabsichtigte 
entweder  gleich  anflnglich  das  Material  zweckdlenUch  za  pripariren,  oder  sie  ist 
nutzlos.  -^  Der  Consens  des  Capitels  war  nöthig,  wie,  abgesehen  vom  ge- 
meinen Rechte,  die  ftlteren  bestitigenden  Statuten  Conc.  Mogunt  a.  1261  Tit. 
XVI.  (Hartzheim  Concilla  Germaniae  T.  III.  p.  509.)  beweisen, 
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accedenie  cansensu,  . . .  donatum^  . .  vobis  et  per  vos  eidm 
ecclesie  auctoritate  apostolica  confirmamus  .  . .« 
Eine  zweite  Bulle  desselben  vom  3.  Febr.  1223  (das.  S.  38.)  wiederholt 
dies,  erwähnt  aber  bei  der  Schenkung,  sie  sei  gemacht,  »ut  ipsios  pro- 
ventus  in  vestrorum  cedant  beneficiorum  augmentum.c 

Unterm  11.  Febr.  1223  (das.  S.  38.)  nimmt  der  Papst  das  CapUd 

»cum  capella  de  Biscofiheim  et  omnibus  bonis,  que  <)  impresen- 

tiarum  rationabiliter  possidetis  aut  in  futurum  justis  modis  pre- 

stante  domino  poteritis  adipisei« 

in  seinen  besonderen  Schutz.  —  Von  P.  Gregor  IX.  (ürk.  yom  12.  Mai 

1238  das.  S.  68.)  und  Propst  Beindld  (ürk.  von  Juni  das.)  finden  sieh 

weitere  Bestätigungen  mit  denselben  Worten. 

Ueber  das  BechtsverhäUniss  belehren  uns  andere  Urkunden, 
aus  denen  wir  ersehen,  dass  der  Archidiacan,  nämlich  der  Prapsi 
von  St.  Maria  ad  gradus  eu  Mainz  '),  den  Pfarrer  zu  instituiren  hatte. 
Im  Jahre  1289  resignirte  der  bisherige  Pfarrer  (»plebanus«)  Nicolaus 
dem  Propste  frei  und  bedingungslos  die  Pfarrei,  erhielt  aber  auf  des 
letztem  Bitte  dieselbe  vom  Capitel  zurück  gegen  eine  jährliche  Na- 
turalabgabe, die  das  Eigenthums-  und  Besitzrecht  des  Stifts  sicher 
stellte.    Die  Urk.  vom  4.  Mai  1239  (das.  S.  66.)  sagt: 

»Et  in  Signum  possessionis  et  dominii  dictis  decano  et  capüulß 
ecclesie  frankenfordensis  duodecim  maltera  siliginis  moguntine 
mensure  et  unam  carratam  vini  hunici  annuatim,  tempore  mes- 
sium  et  vindemiarum,  persolvat  nomine  pensionis.^ 
Hierauf  stellte  der  Propst  am  4.  Mai  1239  (das.  S.  66.)  folgende  Ur- 
kunde aus: 

^Ämoldus  dei  gracia  prepositus  s.  Marie  ad  gradus  in  Magnntia. 
Uniyersis  presentem  paginam  inspecturis  salutem  in  domino. 

»Ad  universorum  .  .  notitiam  volumus  pervenire,  quod 
ecclesiam  in  Bischvisheim  . . .,  cujus  ad  pos  stpectabat  instiUdiO\ 
ad  liberam  resignationem  magistri  Nicolai,  qui  tanquam  plebanas 
ipsam  eccles.  possidebat,  de  consensu  venerabilis  patris  Sifridi,  d.  g« 
mag.  archiepiscopi,  et  Beinaldi  prepositi  frankenfordensis,  ad  quem 
jus  patronatus  in  dicta  ecclesia  pertinebat,  nee  non  et  de  volontate 
capituli  majoris  ecclesie  mag.,  decano  et  capitulo  ecclesie  fr^' 


1)  Bluhme  druckt  die  folgrenden  Worte  nicht  ab.  Dadurch  grewinot  ^ 
den  Anscbeln,  als  bibe  der  Papst  die  »eapeila  cum  omnibus  bontsc  fn  Sebotz  V 
nommen,  wAbrend  er  nur  die  capella  tmd  dann  alle  Jetzigen  und  tiMnW^ 
GQter  des  Capitels  nennt.    Wozu  sotcbe  Ungenauigkeiten? 

2)  Der  Nacbfolger  dieses  Archidiacon  und  Propst  Arnold,  Wemher,  s^^'**' 
als  Arcbidiacon  die  Urkunde  von  124S  aus. 
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kenfordensis  conhdimus^  ipsdas  capituli  communibns  lurlbus  ad 
augmentationem  prebende  sue  omnimodis  profuturam;  ita  tarnen, 
qaod  viearium^  qui  in  ipsa  ecclesia  debeat  ministrarey  nobis  vel 
nostris  saccessoribus  represettUxt ,  qui  de  proventibuB  ipsius  ec- 
clesie  congroam  percipiat  portionem  . .  .« 
Pfarrer  war  somit  das  Capitel  geworden;   von  der  institutio  eines 
eigentlichen  Pfarrers  war  nunmehr  keine  Bede  mehr ;  der  Archidiacon 
hatte  sein  Becht  aufgegeben,  sich  blos  reservirt  die  approbatio  des 
vicariuSf  der  die  geistlichen  Functionen  versah   {minisirare).     Die 
Corporation,  gebüdet  und  vertreten  durch  »Dechant  und  Capitel« 
war  jetzt  Subjeet  des  Eigenthums  und  der  Pfarrei.    Die  Bestellung 
eines  vicarius  mit  congrua  partio  ist  durch  die  Gesetze  vorgeschrie- 
ben 1).    Dieser  vicarius  aber  musste  allerdings  dem  Archidiacon  prä- 
sentirt    werden,   weil    das  Patronatrecht  nicht   zur  concessio    be- 
rechtigte 2). 

Es  erhoben  sich  Streitigkeiten  zwischen  dem  Erzpriester  und 
Capitel,  zu  deren  Schlichtung  sie  den  Archidiacon  als  Schiedsrichter 
bestellten.  Dieser,  Propst  Wernher  von  S.  Maria  ad  gradus  er- 
kannte am  18.  Juni  1248  (das.  S.  79.) 

»nos  .  . .  supradictam  ecdesiam  in  Bischoffesheim  adiudicanMS 
ecclesie  fra/nkenfordensi,^ 
Er  legte  dann  dem  Capitel  für  sechs  Jahre  eine  Abgabe  zu  Gunsten 
des  Archipresbyter  auf.  Ob  der  Streit  seinen  Grund  im  Decanat-  (Ar- 
chipresbjteral-)  Verbände  oder  in  besonderen  Ansprüchen  hatte,  lässt 
sich  aus  der  Urkunde  nicht  ersehen.  Eine  zweite  Urkunde  desselben 
Archidiacon  vom  selben  Tage  (das.  S.  80.)  erklärt: 

»lite  coram  nobis  legittime  contestata  . . .  ecclesiam  in  Bischoffes- 
heim per  diffinitivam  sententiam  adjudicamus  dicte  ecclesie  fran- 
kenfordensi,  prelibato  archipresbitero  imponentes  perpetuum  Si- 
lentium super  ea^).« 


1)  Vgl.  Conc.  prov.  Mag,  Fritzlariae  bab.  a.  1246  TU.  IX.  de  vicariis 
iHarizheim  1.  c.  T.  Hf.  p.  574.},  wo  es  beisst,  »ut  rectores  ecclesiarum  sofflcf- 
enlem  assignent  portionem  ipsis  vieariis  de  boois  eeclesiarum  parocbialiom  saa- 
ram,  ai  de.  eis  congroam  sustentatlonem  habere,  et  jura  Episeopalia ,  et  arcbidia- 
conalia  persolvere,  ac  alia  onera  iocombentia  valeant  sapportare  . . .«  Dann  wird 
vorgescbrieben,  dieselben  dürften  nicht  j&hrlicb  gewechselt  werden,  sondern  blos 
dann,  wenn  die  rectores,  wenn  sie.  Priester  seien,  selbst  dien^  wollten  oder  die 
vicarii  ex  caosis  legitimis  za  removiren  wfiren.  Dem  entsprechen  genau  alle 
später  anzafQbrenden  Urkunden.    Vgl.  c.  3.  6.  X.  de  off.  vic.  I.  28. 

2)  c.  alt.  X.  de  jare  patr.  Ilf.  38. 

3)  Bluhme  erw&hnt  diese  Urkunden  nicht.  Da  dieselben  aber  sich  nur 
auf  die  alten  stützen,  ein  gleiches  die  von  1291  thut,  so  ist  dadurch  erwiesen, 
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Am  26.  Nov.  1253  (das.  S.  86.]r  bekundet  der  archipresbiter  Gerhardos 

die  pensio  vollständig  erhalten  zu  haben.  Darauf  erklären  am  7.  Juni 

1291  (das.  S.  259.)  »archipresbiter,  camerarius  et  fratres  capitolares 

capituli  in  Kebela : 

Noveritis  nos  vidisse  et  lectas  audivisse  privilegta  et  litteras  con- 
firmacionis,  validas  et  firmas,  quod  ecclesia  in  BisscofeBheim  est 
incorparaia  et  amexa  ecclesie  frankenfordensi,  et  eisdem  litteris 
bene  contenti  sumus.  Quapropter  rogamus,  una  cum  deeano  et 
capitulo  frank,  ecclesie,  . . .  quatenus  diVina  in  Bisscofesheim  re- 
laxetis,  et  plebanum  ibidem  celebrantem  absolvatis.« 

Gerichtet  ist  sie  an  Volkmar,  den  Scholasticus  von  S.  Victor  zu  Mainz. 

Es  scheint,  der  Gottesdienst  war  eingestellt,  weil  das  Zehntrecht  des 

Archidiacon  verletzt  war  i). 

n.   Zu  Obemrsel. 

§.  2.  Aus  gleichem  Grunde  als  bei  Bischo&heim  gibt  der  Propst 
Emercho  van  Schöneck  des  St.  Bartholom^usstifts  am  20.  März  1297 
(ürk.  bei  Böhmer  1.  c.  S.  310.)  dem  Gapitel  zu  Frankfurt  die  Pforre 
Oberursel  mit  den  Worten : 

^ju8  patronatus  parochidlis  ecclesie  in  monte  Ursule,  quod  ad 
nos  et  . .  prepositos  frankenvordenses  pertinere  dinoscitur  p^eno 
jure  ^)y  vobis  et  per  vos  ecclesie  vestre  conferimus,  cum  universis 
suis  pertinencijs  et  appendicijs  in  perpetuum  obtinendum ;  ita,  ut 
cum  primum  parochiam  ipsam  vacare  contigerit  ex  morte  vel 
resignatione  ejus,  qui  nunc  tenet  eandem,  pravenlus  ipsius  eccle- 
sie vestris  communibus  usibus  libere  et  perpetuo  appUcetis,  eam- 
que  officiari  facicUis  per  ydoneum   sacerdotem,  assignamtes 


dass  man  stets,  ond  nicht  erst  1291  das  VerbAltniss  als  IncorporatiOD  aalTassfe. 
ADCh  Würdttvein  fObrt  S.  110.  die  Kirche  also  an:  »/n  Bischoffaheim.  Ec- 
clesia parochialis  incorporata  Dominis  de  ecclesia  coUegiata  sancti 
Bartholomaei  Frangfurd.ti  Diese  Pfarrei  gehOrt  Jetzt  noch  zur  Diöcese  Main»- 

1)  Wenigstens  hat  Würdtwein,  Dioecesis  Mogontina  in  archidiaconatns 
distribata.  MannbemU  1777.  4».  T.  llf.  p.  125.  eine  Urliimde  vom  1.  Nov.  1S92 
Ober  einen  solchen  Streit. 

2)  Weshalb  l&sst  Bluhme  die  Worte  pleno  jure  aus,  obwohl  er  nacb 
Böhmer  citirt?  Etwa  weil  sS&mehr  enlbalten  als  ein  blosses  Patronatrecbt  and 
im  c.  S.  f.  2.  X.  dft  privil.  V.  83.  allein,  im  c.  21.  X.  eod.  in  der  pars  dedsa 
auch  stehen,  diese  Steilen  aber  gerade  jene  sind,  auf  die  sich  Bluhme  S.  67. 
beruft,  um  die  Beschaffenheit  einer  incorporatio  qnoad  temporalia  et  spiritoalia 
darzuthun,  welche  er  dem  Capitel  abstreitet?  Ist  das  Absicht,  dann  wirft 
der  Vorgang  ein  eigenes  Liebt  auf  das  Gutachten;  ist  es  FlOchtlglteit,  dann  spricbt 
es  nicht  fDr  dessen  innere  Bedeutung. 
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ei  de  proyentibus  ipsius  parochie  congruam  p<»rcioiiem,  per  quam 
honesto  valeat  snstentari,  dyocesani  et  loci  . .  .  archidyaconi  per 
omnia  jure  salvo.«  Daf&r  gab  ihm  das  Gapitel  das  Becht,  eine 
Ganonicatspräbende  zn  besetzen. 
Aus  dieser  Urkunde  folgt  nnwiderlegUch :  1)  Obenursel  hatte  einen 
Pfarrer,  den  der  Propst  bestellte  ^).  2)  Die  Kirche  mit  deren  Ein- 
kommen wurde  der  Carparation  gegeben ;  die  Einkänfte  sollten  in  die 
massa  communis  Men  zur  Aufbesserung  der  Prftbenden.  3)  Das 
CapUd  hatte  einen  vicarius  zu  bestellen  (^cfjßeiari  faeiaHs  per  ydo- 
neum  sacerdotemc  wird  doch  wohl  Niemand  als  eine  Umschreibung 
ansehen  ffir:  »ydoneum  sacerdotem  dyocesano  representetist)  und 
diesem  dem  jus  commune  und  particulare  entsprechend  eine  portio 
congma  aus  den  P&rreieinkünften  anzuweisen.  4)  Dieser  vicarius 
brauchte  nach  dem  blossen  Wortlaute  nicht  einmal  perpetuus  zu  sein. 
5)  Dieser  vicarius  hatte,  genau  entsprechend  den  Statuten  von  1246 
(S.  151.  Note  1.)  die  dem  Erzbischofe  und  Archidiacon  gebührenden 
Abgaben  zu  leisten  (»salvo  juret)  ^. 

Hierin  keine  voüe  Incarporatkm  sehen  zu  wollen  setzt  eine 
Deutung  voraus,  welche  dem  klaren  Wortlaute  widerspricht.  Und 
wenn  nun  jene  Personen,  durch  deren  Consena  erst  der  Act  perfect 
wurde,  die  Sache  also  auiSassten,  dann  hört  doch  jedes  Bestreiten  auf. 
Dem  ist  aber  so.  Der  Erebisckof  Gerhard  bestätigte  mit  Diplom 
vom  29.  (nicht  19.,  wie  Bluhme  hat)  April  1297  {Böhmer  t  c.  S.  812.) 
diese  Schenkung  mit  den  Worten  : 

»parochialem  ecclesiam  in  monte  Ursule ,  cujus  jus  patronatus 
ad  prepositum  ecclesie  vestre  hactenus  pertinebat,  de  expresso 
consensu  honorabilis  viri  Emerchonis  scolastici  moguntini,  nunc 


1)  Das  sagt  off)enbar  »Jus  patronatus  pleno  jure,^  wie  aas  c.  3.  $.  2.  X. 
de  priv.  auch  gesetzlicb  zu  begrflndeo  ist.  Wftre  das  niefat  der  Fail  gewesen,  so 
konnte  der  Propst  nicht  die  folgenden  Bestimmongen  treffen  bezQglicb  des  vica- 
rios  (siebe  c.  alt.  X.  de  Jore  patr.) ,  und  wQrde  der  Erzbiscbof  and  Arebidiacon 
sicberiitb  niebt  pare  bestätigt  baben. 

2)  Dass  dies  gemeiDt  sein  kOnne  and  gewis.  auch  gemeint  ist,  beweisen: 
1)  die  cit.  Statuten  von  1246,  die  den  Ausdrack  „jura  episr.  et  arcbid.  peraol- 
vere,**  als  tecbniscben  baben,  woranter  offenbar  nor  geldtragende  Recbte  ver- 
standen sein  können;  2)  dass  die  AosdrOcke  ,Jas  episcopale,  episeopalia  jara^* 
u.  dgl.  teebnische  aacb  im  jas  comniane  sind  ffir  solche  Abgaben.  Vgl.  t„  0.  19. 
X.  de  censibos;  8)  dass  gar  kein  anderes  Recht  gemeint  sein  kann,  weil  sidi 
von  selbst  versteht,  dass  die  Regierungarechte  nicht  Obertragen  werden  konnten, 
wohl  aber  festzustellen  war:  ob  das  Capitel  oder  der  vicartas  zahlen  masste. 
Man  braacht  nur  bieorporalionsorkanden  anzusehen,  um  sich  von  der  Richtigkeit 
des  Gesagten  zu  (kberzeogen. 


154  Schulte,  RecbtsDaebfoSge  in  Patr.-R.  <L  Barthol-Stlfls  zu  Frankf.  a.  M. 

prepositi  vestri ,  com  omnibas  proventibus ,  redditibus,  censibus, 
decimis,  obventionibns  et  aliis  suis  juribus  et  pertinentiis  umyer- 
sia,  ecclesie  vestre  frank,  predicte  unimus^  incorporamus^  anitam 
et  incorporatam  esse  volamus  perpetois  temporibos  in  faturam: 
ita  tarnen,  qnod  de  redditibus  sapradictis  perpetuo  vicarioj  quem 
loci  arehidyacano  cum  vacaverit  ipsa  ecclesia  praesetUabüis, 
prebenda  sive  porcio   competens  relinquatur,  unde  possit  jura 

episcopaUa  persolvere ,  residuo  in  augmentum  prebendarom 

vestramm  per  divisionem  canonicam  convertendo,  sine  juris  prae- 
jndioio  alienLc 

Das  Einzige,  was  der  Erzbischof  hier  abändert  oder  genauer  be- 
stimmt, ist  die  Bestimmung,  dass  der  vicarius  perpetuus  sein  und  dem 
Archidiacon  präsentirt  werden  müsse.  Dies  aber  mttsste  geschehen 
nach  dem  Bedite  ^),  und  gerade  der  Umstand,  dass  ein  vicarius  per- 
petuus  unter  Anweisung  einer  congrua  portio  zu  bestellen  war,  beweist 
seinerseits,  dass  wirkliche  incorporatio  vorlag  ^).  Aus  der  Präseniation 
des  vicarius  perpetuus  auf  blosses  Patronatrecht  zu  schliessen  ist  nur 
dem  möglich,  der  keine  hinreichende  Eenntniss  des  canonischen 
Rechts  besitzt. 

Ebenso  deutlich  ergibt  sich  das  Verhältniss  aus  der  Urkunde 
vom  16.  April  1299  {Böhmer  S.  325.)«  worin  das  Metropolitancapüd 
seinen  nothweudigen  Consens  mit  den  Worten  gibt: 

»Cum  . . .  Emercho  de  Schonecken,  prepositus  vester,  ecdesum 


1)  Conc,  prov,  Mogunt,  a.  1261  iHartzheim  1.  c.  p.  608.)  Tit.  XUl 
de  vicariis:  „Qaia  enormis  qnaedam  consaetado  In  qnibQsdam  Alemanniae  parti- 
bm,  contra  eanonicas  sanctiones  invalult,  at  ponantnr  in  ecciestis  condactl  sacer- 
dotea  vel  vicarii  temporales;  ne  id  de  cetero  flat,  aactoiitate  legationis,  qaa  ftin- 
gimar,  modis  omnlbus  inhlbernns;  8ed  cum  vicarius  poni  dehet  et  potest 
perpetuus  institnatar  de  aasensu  et  auctoritate  Dioecesani,  vel  arcMdic- 
coni  loci  eJasdeiD,  nee  epiacopns  vel  arcbidiaconns  talem  institoat,  nfsi  ei  tan- 
tum  de  bonis  ecclesiae  coram  eo  fuerit  assignatum,  onde  jura  episcopi 
et  archidiaconi  possit  persolvere,  et  congmam  atqae  safOdentem  sostentatio- 
nem  possit  habere/'  Dies  aber  entspriebt  auf  das  Genaueste  dem  c.  80,  X.  de 
praebendis  III.  5.  (c.  32.  Conc.  Lateran.  IV.  a.  1215.). 

2)  C.  80.  X.  de  praebendis  referirt  die  eingerissenen  Missbraache  and  sagt 
dann:  »Qai  vero  parochialem  habet  ecclesiam,  non  per  vicariam,  sed  perseipsain 
iUl  deserviat  in  ordine,  quem  ipsios  ecelesiae  eora  reqairit,  nisi  forte  dignUati 
vel  praehendae  parochialis  ecclesia  ait  annexa.  In  qoo  caso  concedimos, 
ut,  qoi  talem  habet  praebendaro  vel  dignitatem,  qaom  oporteat  eom  in  mi^ 
ecclesia  deservire,  in  ipsa  parochiali  ecclesia  idoneum  et  perpetuum  babeat 
vicarium  canonice  instttutum^  qui,  ut  praedietum  est,  congruentem  ha 
heat  de  ipsiua  ecdesiae  proventibus  portionem;  alioqain  Ufa  se  sciat  aa< 
otoritate  hiif os  decreti  privatum,  libere  alii  conferenda,  qni  veiit  et  possit  qnod  die- 
tarn  est  adimplere.« 
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parochialem  in  monte  ürsela,  mag.  dyoc.,  ctyus  collaHo  pertme- 
bat  ad  ipsum,  vobis  in  augmentmn  prebendarnm  vestraram  dona- 
terit  et  tradiderü  pleno  jure,  ita  tarnen,  ut  de  proventihns 
ejusdem  ecclesie  vicario  perpetno  competentes  redditos  assignen- 
tnr,  per  qnos  honeste  ysdeat  snstentari,  dyoeesani  et  loci  archi- 
dyaconi  per  omnia  jore  salvo  . . .  .  ^ .  nos  ...  donacionem  et 

tradicionem  pre&tam ratam  habemns  et  gratam,  et 

eam  ....  approbamii8.€ 
Am  24.  Jannar  1307  (Böhmer  S.  374.)  ertheilt   der  Arckidiacon, 
Gottfried  von  Eppstein,  IVopst  van  8t  Peter  in  Mcmm^  seinen  Con- 
sens  dahin : 

»Com  (wie  in  der  Gapitels- Urkunde)  ....  vosqne  optinoistis 
....  dictam  ecdesiam  parochialem  ....  vobie  et  ecclesie  vestre 
uniri  &Yorabiliter  et  incorporari nos  donacionem  et  tra- 
dicionem pre&tam,  . .  .  ratam  habemns  et  gratam,  et  eam  .... 
approbamus^).€ 

Die  Incorporation  wurde  aber  noch  nicht  sofort  ausgeführt^). 
Im  Jahre  1315,  10.  Januar  ^  befiehlt  der  Erzbischof,  Peter  von  AsepeU, 
»da  er  erfahren,  ein  gewisser  Guno  gerire  äch  als  P&rrer  in  Ursel, 
sei  aber  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen  Zeit  Priester  geworden,  wes- 
halb die  Besetzung  an  ihn  devolvirt  sei,  derselbe  sei  wegen  Nicht- 
residenz  wiederholt  bestraft;  da  er  aber  jmgleich  erfahren  ^  diese 
Kirche  solle,  wenn  sie  erledigt  sei,  der  Frankf.  incotpoHrt  sein  (in- 
corporata  existat),  er  aber  weder  zum  Nachtheile  der  Frankf.  Kirche 
bezüglich  der  Besetzung  handeln,  noch  jenen  Excess  dulden  wolle,  dem 
Gantor  von  S.  Maria  ad  Gradus  in  Mainz:  den  Guno  und  das  Gapitel 
vorzuladen,  die  Incorporationsfrage  genau  zu  untersuchen,  und,  falls 
er  sie  bestätigt  finde,  dem  Decan  und  Gapitel  aufzugeben,  innerhalb 
Monatsfrist  von  der  erhaltenen  Aufforderung  an  die  Kirche  in  Ursel  zu 
besetzen  (»de  predicta  ecclesia  in  Ursele  . . .  provideant,  ordinent,  et 
di^ponant€),  widrigenfalls  er  besetzen  werde.«  Hierauf  befiehlt  der 
Gantor  am  11.  Januar  dem  Pfarrer  in  Frankftirt,  er  solle  den  Decan 


1)  Bluhme  eitirt  fUr  diese  Urkande  nar  Würdtwein  T.  U.  n.  ]X.  p.  48. 
Dflss  sie  ancb  bei  BObmer  stebt,  scbeint  ibm  entgangen  zu  sein. 

2)  Denn  im  Jabre  1807.  2.  Juni  (bei  Böhmer  l  c  S.  875.  Bluhme  er- 
wftbnt  sie  niebt)  bekundet  das  Mainzer  gelstHcbe  Gericb^  PArrer  Cono  babe  dem 
Prankftnter  Gapitel  die  Einkünfte  seiner  PDarrei  aof  drei  Jabre  verpaebtet  und 
versproeben,  das  ibm  gemaebte  Darleben  in  drei  Jabren  zarüekzazablen. 

8)  Siebe  die  Urkande  bei  Würdiwein  I.  c.  Tom.  m.  nnm.  XII.  p.  47.; 
die  Urkunde  vom  1 1.  Januar  ist  daseibat  n.  XIIL,  die  Tom  10.  Min  n.  XV.,  vom 
17.  Mirz  1815  (fl^ria  secunda  proxima  post  festom  Palmamm)  n.  Xi. 
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und  das  Capitel  zu  Frankfurt,  dem  Gustos  S.  Petri  zu  Mainz,  er  solle 
den  Cuno  Vor  ihn  auf  Donnerstag  nach  der  Octave  S.  Agnes  laden, 
damit  das  Capitel  die  Incorporation  darthue.  Am  22.  Jan.  erstreckt 
er  die  Tagsatzung  über  Einverständniss  beider  Parteien  auf  n&chsten 
Dienstag  nach  Laetare.  Unterm  10.  März  resignirte  der  Pfarrer  Cuno 
die  Kirche  »honor.  virisJDecano  et  Gapitulo  ecclesie  Frankf.,  cui 
ecclesie  F.  prelibata  ecclesia  in  ürsule  dudum  est  incofportxta  et  unUa 
prout  in  instrumento  super  eo  confecto  lucidius  continetur.c  Barauf 
fertigt  am  17.  März  1315  der  Archidiacon  Gottfried  von  JEppstein 
eine  neue  Urkunde  aus,  worin  er  sagt: 

»Cum  ecclesia  parochialis  in  monte  ürsule  vacans  ex  libera  re* 
signatione  Gunonis  de  Houe  Wyssele  canonici  ecclesie  S.  Petri 
Mog.  rectaris  quondam  ejusdem  jam  longo  tempore  transacto  per 
hon.  virum  Prepositum  ecclesie  Frank,  quondam  ipsius  ecclesie 
verum  patronum  cum  consensu  quondam  rev.  patris  ac  Dni  nostri 
Gerhardi  Archiep.  Mog.  hon.  viris  Decano  et  Gapitulo  ecclesie 
Frankf.  incorporata  sit  et  tmitay  prout  in  ipsorum  literis  super 
hoc  confectis  vidimus  plenius  contineri,  ipsosque  Decanum  et 
capitidum  predictos  instituimus  de  eadem^  mandantes  vobis 
(nämlich  dem  archipresbiter  sedis  in  Escheburg),  quatenus  ipsos 
in  prefate  ecclesie  possessionem  dtAcalis  corporalem^  facientes 
nihilominus  a  parocho  ibidem  eisdem  obedientiam  debitam  in 
Omnibus  exhiberi.€ 

Somit  war,  nachdem  der  in  der  Urkunde  vom  20.  März  1297  gesetzte 
dies,  Eintritt  der  Vacanz,  eingetreten  war ,  in  bester  Form  die  Incor- 
poration vollzogen.  Das  Vermögen^)  diente  zur  Aufbesserung  der 
Stiftspräbenden ,  hatte  aber  zugleich  aufzukommen  für  die  Gongroa 
des  Vicars.  Dieser  war  gegenüber  dem  Stifte  blosser  Stellvertreter, 
VicariuSy  aber  nur  auf  gesetzmässige  Weise  zu  entfernen,  also  perpe- 
tuuSy  und  deshalb  nach  Aussen  hinsichtlich  der  Pfarrhandlungen 
Pfarrer,  dem  eigentlichen  Pfarrer  aber  zur  obedientia  verpflichtet^. 


1)  Was  dem  vicarioa  zugewiesen  wurde,  ist  besdirieben  io  etaier  Consig- 
oatiOD  vom  Jabre  1851  bei  Würdtwein  1.  c  n.  XVI.  p.  49  sqq.:  „Hi  sont  rediCns 
perpetoi  vicarie  in  Uisale,  qai  anno  Domini  MCCCLI  per  Siftidam  plebanun^ 
ibidem  smit  conscripti.''  Der  Aosdraek  rector,  mit  welebem  der  Pfirrer  vor 
der  Incorporation  bezeicbnet  wird,  dOrfte  in  Jener  Zeit  kaam  anders  geMo^^ 
worden  sein,  als  von  Jener  Person,  die  wiriilieb  das  Pfarramt  als  selbststindiges, 
in  titulom  batle,  ist  desbalb  bei  Incorporationen  nur  vom  StiAe  u.  s.  w.,  niclit 
vom  vicarios  an  gebraucben.  Das  lebreu  aacb  die  oben  SL 151.  Note  1.  a.  S.  154. 
Note  2.  dtirten  Stellen  Im  Originalteite. 

2)  BlUhme  findet  trotx  des  gescbilderten  gericbtUcben  Vorganges  and  deo 
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Wir  sind  nun  aber  auch  in  der  Lage,  zn  beweisen,  dass  sich 
das  8liß  als  Pfarrer  gerirt  hat  Ihm  wird  das  Zehnirecht  zuge- 
sprochen^); dasselbe  gestattet,  dass  in  dem  Filialorte  Bimtmersheim 
eine  missa  perpetua  gestiftet  werde,  nnd  bestimmt ,  dass  der  dortige 
Schlosscaplan  :kplebano  in  Ursole  no«^o  petpetuo  vieario€  die  von 
Parochianen  gemachten  »oblationesc  aller  Art  gänzlich  zn  geben  ver- 
pflichtet sein  sollet). 

Andere  Urkunden  liegen  mir  nicht  vor.  Aber  aus  den  von 
Bluhime  noch  mitgetheilten  Thatsachen  wird  dies  Verhältmss  bestä- 
tigt. Denn  nach  ihm  (S.  58.)  haben  sich  die  Stiftsherrn  »t;m  coUa- 
forest  genannt,  hat  am  11.  Dec.  1458,  als  ein  neuer  Pfarrer  dem 
Capitel  den  Amtseid  leistete,  der  zugezogene  Notar  (also  gerade  jene 
Person,  die  den  Eid  abnahm  und  bekundete)  >an  den  ursprünglichen 
Begriff  der  Incorporation  erinnert,  indem  er  dem  Vereidigungsacte 
die  Worte  einschaltete:  iKiUQus pastorea  ipsi  (cawmci)  cementur^) 


förmlichsten  ürkODden  bezOglicb  der  Urkunde  vom  17.  März  1815  niebts  za  sagen 
als  S.  52.  wiyrtlichi 

»In  abnlicber  Weise  (—  nftmlich  als  1807  —)  worden  die  AosdrQcke  im 

FrQbJabr  1S15  daretaeinander  geworfen,  als  die  Pfarrei  darch  anfreiwillige 

Resignation  ihres  bisherigen  Inhabers,  Cuno  de  Houe  Wittete,  endlich  vacant 

wurde;  jetzt  bezeichnet  derselbe  GottMed  sogar  die  Schenkung  an  sich  als 

eine  vom  Propste  aasgegangene  Incorporation.c 

Wenn  man  in  aolchen  Urkunden  nichts  als  „Oorcheinanderwerfen*'  findet,  dann 

freilich  hac  man  die  Sache  leicht.    Wozo  dann  aber  Oberhaupt  die  Urkunden 

cUiren?    Man  hatte  Ja  nur  zu  sagen  brauchen:  so  war's.    Denn  iuroc^fa! 

—  Und  doch  findet  Blühme  S.  57.  $.  6.  wieder,  dass  das  Stift  Oberursel  nur 

durch  ,|Schenkang  des  Patronatsrechts''  erworben,  halt  das  Patronatrecht  des 

Propstes  nnd  das  des  Stifts  fQr  identisch! 

1)  Urk.  nom.  XVH.  und  XVHI.  bei  Würdtwein  vom  Jahre  1S40.  Es  sind 
die  Urkunden  Ober  einen  Vergleich  zwischen  dem  Decan  und  Capitel  einerseits 
and  dem  Ritter  Friedrich,  Vogt  hi  Ursel,  andrerseits  Aber  Zehnten  in  verschiede- 
nen FUialorten  von  Ursel.    Bluhme  erwähnt  sie  nicht. 

2)  Urkunde  vom  9.  Aogust  1819,  der  angehängt  ist  eine  notarielle  Bestä- 
tigung Ober  die  Einkünfte  der  Capianel  vom  (»crästino  beati  Nicolai  Epi  gloriosic) 
7.  Dec  1847,  bei  Würdtwein  i.  c.  nam.  XIX.  pag.  57.  Bluhme  findet  nicht 
nothig,  diese  Urkunde  zu  erwähnen.  FreWeb  ist  sie  unbequem,  wenn  das  Stift 
blos  das  Vermögen  der  Kirche  in  Ursel  nnd  das  Patronatrecht  hatte, 
weil  sich  dann  nicht  begreifen  llesse,  weshalb  es  einer  itfe^Mtiflong  hätte  con- 
sentlren  mfissen.  Wenn  es  aber  eigenUi^ber  Pfarrer  war,  gehörten  ihm  eo 
ipso  alle  Oblationen  (wie  der  Tit.  X.  de  Heclmia  etc.  auswdst),  nnd  konnte  das- 
selbe sie  seinem  vicarius  anweisen. 

8)  Dass  dies  »eensentor«  Im  mittetalterlictaen  Latein  gleich  ähnlichen  Aus- 
drücken als  dignoscunlur,  habentur  u.  dgL  nichts  Ist,  als  eine  Umsdireibung  fl&r 
sunt,  ist  Jedem  bekannt,  der  sich  mit  dergleichen  Stadien  befisst  hat,  ond  geht 
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e88e;€  er  theilt  aus  dem  Frankfiirter  Archive  mit,  dass  der  Eid  »das 
willkürliche  Vertauschen  der  Pfarrstelle  ohne  Consens  der  CoUatoren 
untersagte,€  dass  stets  der  Pfarrer  dem  Capitel  einen  Amtseid  leistete, 
der  schon  1402  in  das  Statutenbuch  des  Gapitels  eingetragen  war, 
dass  im  16.  Jahrhundert  an  die  Stelle  des  Eides  ein  Bevers  trat,  worin 
die  Stiftsherm  sich  ^stifler  und  coUahres^  nennen.  Einen  Eid  oder 
Bevers^  den  der  Pfarrer  einem  blossen  Patron  leistet,  die  Bezeich- 
nung des  Patrojis  als  coUatar  kennt  das  canonische  Becht  nicht  Hätte 
sich  etwa  der  Eid  oder  Beyers  nur  auf  das  Vermögen  bezogen,  so 
würde  Bluhme  schwerlich  dies  übergangen  haben.  Mit  dem  Vermögen 
der  Pfarrei  und  dessen  Einkommen,  soweit  dies  an  die  Stiftsherm 
kam,  hatte  aber  der  Vicar  nichts  zu  thun. 

Und  gleichwohl  findet  im  Angesichte  aller  dieser  Thatsachen 
Eluhme  (S.  59.):  »dass  sachlich  alle  Momente  eines  qualificirten  Fa- 
tronatsverhältnisses  zwischen  dem  Stift  und  den  Pfarrkirchen  Bischofs- 
heim, Oberursel  und  Schwanheim  vorhanden  waren,  jedoch  noch  immer 
der  Name  Patronus  in  den  uns  erhaltenen  Urkunden  fehlte ;  im  XVII. 
Jahrhundert  erscheint  auch  dieser  im  Munde  aller  Betheiligten.« 
Dieses  gualificirte  Patronatrecht  ist  eiüe  Blidhme'sche  Erfindung, 
nichts  weiter. 

III.   Zu  Schwaalieim. 

§.  3.  Im  Jahre  1887.  9.  August  stellt  der  Frankfurter  Stifts- 
propst, dessen  Verhältniss  zu  dieser  ursprünglichen  Dotationspfarrei 
des  Stifts  dasselbe  wie  bei  den  beiden  vorigen  gewesen  sein  muss,  aus 
den  früher  angegebenen  Gründen  eine  Urkunde  aus^),  worin  es  heisst: 
>Nos  Nicolaus  de  Lapide  Prepositus  ecclesie  s.  Bartholomei 

Franckinfordensis ad  petitionem  dominorum  decani  et 

capituli  predictorum,  quoi plebanatus^)  ecclesie  s.  Bartholomei 


aas  hier  mitgethellten  zur  GenQge  bervor,  da  wobl  Niemanden  einfiel,  wenn  er 
soldies  sagte,  sein  Recht  als  blosse  Meinung  hinzuftteUen. 

1)  Würdtwein  l  c.  nam.  CLXV.  pag.  493.  Die  lQcorporatioiisarbiD<l« 
des  Propste  Johannes  fflr  die  Fraukftarter  Pfarrei,  dadrt  21.  März  1842,  das.  o 
CLXIV.  Diese  locorporation  soUte  Kraft  erlangen  im  FaUe  der  Vacani.  Was  sieb 
auf  die  Frankfurter  Pfarrei  bezieht,  ist  als  nieht  hierher  gehörig  Obergangeo. 

2)  Man  sieht,  wie  prOda  die  Urkunden  sind.  Die  Frankflurter  Pfarrei  wir 
an  der  Stiftskirche,  hatte  also  nar  Insoweit  besonderes  Einkommen,  als  Ar 
den  Pfanrverwalter  obventiones  aller  Aft  einkaroen  n.  s.  w.  Deshalb  konnte  hier 
nur  das  officium  mit  seinen  Einkünften  Gegenstand  der  Anwendung  seiOf 
daher  nicht  ecclesia  s.  Barth. ,  woronter  offleiam  et  benefidom  der  Kircbe  St 
Barth,  verstanden  worden  wAre,  sondern  blas  plebanatus.  Anders  stand  die 
Sache  bei  Schwanheim. 
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predicte  et  eccUsia  paroehiaiis  in  Sweynheym  Mog.  dioc.  quoran 

jus  paironaius  ad  nos  rciciane  prepositure  nostre  pertmere  dino»- 

citur,  ipsis  decano  et  capitulo  predictis  inccrporari^  anmcti  et 

uniri  valeant  annnimtis  et  per  presentes  consentimus,  ministris 

tarnen  locorum  predictorum  st*stentaHane  debita  pro  cura  ecelesior 

rum  et  popüli  reservata.«    Daför  gab  ihm  das  Capitel  das  Becht, 

zu  besetzen  eine  Präbende,  drei  vicarias  der  Stiftskirche,  »atqne 

vicariam  eccUsie paroehiaiis  in  Stveinheym  prenotate  perpetuis 

temporibus  ....  cum  primam  ad  id  obtolerit  se  focnltas  et 

quocienscunque  ad  dictorum  beneficiomm  contigerit  yacare.t 

Unterm  4.  October  13391)  bestätigte  zu  Worms  der  Cardinallegat 

Fhüipp  d'Aleneon  (Bischof  von  Ostia)  die  Incorporation  auf  Grund 

einer  durch  den  von  ihm  beauftragten  Decan  der  Kirche  montis  s. 

Mariae  zu  Prankfurt  mit  den  Worten: 

»dictas  ecclesias  cum  omnibus  juribus  et  pertinentüs  suis  Deeano 
et  Capitulo  et  ecclesie  s.  Barth.,  dummodo  consensus  patroni  ad 
hoc  accedit  et  assensus,  . . .  perpetuo  ineorporatfius,  annectimus 
et  unimus  ita  quod  cedentibus  vel  decedentibus  ipsarum  pa- 
rbchialium  ecclesiarum  rectoribus  vel  ipsas  ecclesias  alias  quo- 
modolibet  dimittentibus  lieeat  eisdem  Decano  et  Capitulo  corpo- 
ralem  possessionem  ipsarum  paroch.  ecdes.  juriumque  et  perti- 
nenciarum  eamndem  universorum  libere  apprehendere  et  perpetuo 
licite  retinere,  Dioecesani  loci  vel  alterius  personae  super  hoc 
licentia  minime  requisita ;  reservatis  tamen  de  fructibus  ipsarum 
paroch.  eccles.  oongruis  portionibus  pro  vicariis  in   ipsis  in- 
stUuendi8.€ 
Diese  Bestätigung  scheint,  aus  unbekannten  Gründen  3),  keine  Wirkung 
erlangt  zu  haben,  da  Bonifadus  IX.  am  3.  JuU  1392  ^)  dieselbe  wie- 
derholt.   In  dieser  Bulle  wird  die  Bestätigung  des  Legaten  &st  mit 
deren  vollem  Wortlaute  referirt,  namentlich,  dass  die  jura  patronatus 
früher  »ad  Pr^ositumt  gehört,  dieser  sie  incorporirt,  anneetirt  und 
unirt,  ffir  die  vicarii  congruas  portiones  reservirt  habe,  sodann  mitge- 


1)  Bei  Bluhme  S.  88  fg,  gedruckt:  B.  gibt  aber  irrig  als  Datum  den 
5.  October  an;  denn  »IV.  nonas  octobris«  der  Urkunde  ist  der  4.  October. 

2)  Bluhme  S.  54  tg.  stellt  darüber  Verrnnthungen  an,  die  ich  Obergebe, 
weil  sie  fUr  das  Recbtsverhftltniss  nicht  in  Betracht  kommen.  Daselbst  S.  89.  ist 
eine  Relation  an  P.  Bonifacias  IX.  vom  8.  Jali  (^guinto  nonas  jQliic  hat  die  Ur- 
kunde, Bluhme  gibt  trotzdem  den  4.  an)  abgedruckt,  die  zwar  sehr  interessant, 
aber  fDr  dies  Rechtsverhältniss  irrelevant  ist,  weil  dies  durch  die  entscheidenden 
Urkunden  zu  gestalten  ist. 

8)  Würdtwein  1.  c.  num.  CLXVl.  pag.  495  sqq. 
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theilt,  es  sei  ihm  berichtet  worden,  man  habe  die  Incorporation  be- 
stritten, ihn  um  emente  Bestätigung  gebeten.  Hierauf  erU&rt  dann 
der  Papst  : 

»Nos  unionem  annexumem  incorporatUmem  predictas  et  qnecim- 
que  inde  secuta  ac  omnia  in  literis  contenta  auotoritate  apostolica 

confinnamus,€  supplirt  alle  Defecte,  >et . .  s.  Barth,  seu 

ejus  perpäuam  vicariam  et  in  Sweinheim  ecclesias  sive  ptAa- 
natus  . . .  cum  omnibus  juribus  et  pertinenciis  suis  eisdem  decano 
et  capUulo  ac  predicte  ecclesie  s.  Barth.  ....  de  novo  ex  certa 
scientia  incorparamus  annecHmtis  et  unmu8.€    Hierauf  kommt 
ükBt  mit  denselben  Worten  wie  in  der  Urkunde  vom  Jahre  1389 
die  Befugniss  des  Capitels,  bei  eintretender  Vacanz  Besitz  zu  er- 
greifen, »quodque  in  dicta  ecclesia  in  Sweinheym  vicarius  per- 
peluuSj  qui  cwram  ipsius  ecclesie  gerat  et  9Ädem  deserviat  in 
dimnis^  cui  de  proventibus  ejusdem  ecclesie  in  Sweinheim  suffi- 
ciens  et  perpetua  porcio  assignetur,  de  qua  possit   commode 
sustentari,  episecpäUa  jura  hujusmodi  solvere  et  alia  ei  incom- 
bencia  onera  supportare.t 
Aus  dem  Gesagten  folgt  offenbar  unstreitig:  1)  die  Pfarrkirche  Schwan- 
heim  ist  der  CofporaHan  incorporirt;   2)  diese  ist  eigentlich  jetzt 
rector  ecdesiae,  sein  Stellvertreter  ist  der  vicarius  perpetaus,  der  alle 
Obliegenheiten  spiritueller  Natur  zu  erfüllen  und  jene  pecuni&ren  Lei- 
stungen zu  machen  hat,  welche  sonst  dem  Pfarrer  obliegen,  und  zn 
deren  Tragung  seine  Oongrua  ausdrücklich  f&hig  sein  muss.    Der 
vicarius  ist  ganz  entsprechend  dem  Bechte  ausdrücklich  als  perpetuus 
erklärt,  damit  kein  Zweifel  bleibe,  was  nach  den  früheren  Urkunden 
möglich  war,  dass  er  nicht  ad  libitum  entlassen  werden  könne. 

Aber  auch  jetzt  fond  die  Sache  noch  Schwierigkeiten.  PftP^^ 
Martin  V.  ertheilt  am  27.  Oetober  1427  i)  dem  Decan  der  Liebfirauen- 
kirche  den  Auftrag,  das  an  ihn  gestellte  Gesuch  zu  prüfen  und  even- 
tuell die  Incorporation  zu  vollziehen.  In  dieser  Urkunde  wird  referirt, 
Boni&z  habe  die  »ecclesia  par.  in  Swenheim  . . .  mense  capitulari  •  • 
s.  Barth.«  incorporirt,  dann  den  Befehl  ertheilt,  wenn  er  dies  richtig 
befinde,  »et  eorum,  quorum  interest,  ad  id  accedat  assensus,«  die 
Kirche  »mense  predicto«  zu  incorporiren.  Am  28.  Nov.  1428  ^)  er- 
theilt Propst  Balduinus  de  Dyck  seinen  Consens : 

»eisdem  decano  et  capitulo,  quod  parochialem  ecclesiam  in  Swein- 


1)  Bei  Bltkhme  S.  91.  f.    Die  Urkonde  hat  „VI.  U.  Novbr./'  gleiehwobl 
setzt  Blolime  den  26.  Oet.  statt  des  27. 

2)  Bei  Blühme  S.  9S  ff. 


Die  SteBong  des  Ftaiir.  Bartbol.-Slifls  za  Sciiwanbefin  bis  z.  J.  180S.      f  6  f 

heim  . . .,  cujus  collacio  et  provisio  ac  omni  modo  disposiHo  ad 

nas  et  preposUum  dicte  ecclesie  pro  tempore  existentem  pleno 

jure  . . .  pertinere  dinoscitur,  cum  omnibus  juribus  et  pertinenciis 

suis  mense  capüulari  ipsius  ecclesie  s.  Barth,  canonice  unialur 

incorporetur  et  adnectatur^€ 

gibt  dem  päpstlichen  Delegaten  den  Auftrag,  die  Incorporation  zu 

vollziehen,  gestattet  dem  Capitel,  nach  dem  Abgange  des  jetzigen 

rector  die  corporalis  possessio  zu  ergreifen, 

^yus  fructus  reddüu  et  proventus  in  8tu>$  et  ^usdem  mense  wiM 
Converter e  etperpett$o  retmere^^ 
behält  dem  vicarius  perpetuus  vor  die  Gongrua, 

»de  qua  idem  vicarius  decenter  vivere,  episcopaUa  ac  nobis  et 
dictis  successoribus  ex  eadem  par.  ecclesia  debita  jura  solvere  et 
alia  sibi  incumbencia  onera  valeat  commode  supportare.     Nee 
non  eciam  pleno  jure  perpetuam  yicariam  pro  dicto  vicario  inibi 
insütuendo  hac  prima  vice  et  deinceps,  quotiens  eam  ex  tunc 
vacare  contigerit,  persone  ydonee  conferendi  et  de  illa  libere  die- 
ponendij  procet  nos  et  predecessores  nostri  hactenus  de  dicta 
paroch.  ecclesia  disposuimus  seu  disponere  potuimus ,  et  quovis 
alio  jure  nobis  et  dictis  predecessoribus  ex  paroch.  eccL  et  ab 
ejus  rectore  predictis  debite  [o]  in  ipsis  vicaria  et  vieario^  nobis 
et  eisdem  successoribus  nostris  sine  quavis  diminucione  in  Omni- 
bus semper  salvis  et  reservatis.« 
Nach  Bluhme'a  Mittheilung  aus  den  Frankfurter  Archiyacten  wurde 
die  Inccfrporation  am  6.  Juni  1429  ^)  vollzogen.    In  der  Urkunde  da- 
rüber, bekundet  Johannes  Orunawer ,   Decan  der  Liebfrauenkirche, 
als  Executor,  unter  Inserirung  der  BuUe  vom  27.  Oct  1427,  das  Ca- 
pitel habe  um  die  Incorporation  gebeten.  Er  habe  den  Johannes  Bade 

1)  Bluhme  S.  94  ff.  druckt  ein  Srhreibeo  P.  Martins  V.  ad  den  Deran  der 
Uebfraaeokircbe  ab,  welcbes  diesen  anweist,  die  Auseinandersetzoog  des  Capitels 
mit  dem  Pfarrer  Jobann  Rode  zu  vermitteln.  Die  Urkunde  bat  „VI!  Idus  Maji/' 
also  9,  Mai,  Bluhme  setzt  aber  8.  Mai.  So  löst  Bluhme  in  allen  von  ihm 
mitgeiheilten  nach  römischer  Art  datirten  Urkunden  das  Datum  falsch 
auf,  Genauigkeit  pit  das  nicht  —  Die  Vollmacbt  Rode's  an  Heinrieb  Sasse, 
in  seinem  Namen  zu  resigniren,  vom  11.  Mfirz  1480,  —  die  Urkunde  des  Capitels, 
Jenem  Jibriicb  00  Gulden  als  Abfindung  zu  zablen,  —  die  Quittung  der  pSpstücben 
Kammer  Ober  von  dem  Stift  als  Betrag  der  Annaten  fOr  UnionsgebObren  erbal- 
tene  95  Goldgulden  vom  8.  Nov.  USO,  ist  bei  Bluhme  n.  Yll— IX.  abgedruckt, 
die  Urkunde  vom  6.  Juni  1429  das.  num.  VI.  S.  96  ff. 

Es  scheint,  dass  die  Scbwierigkeiten  dadurch  entstanden,  dass  man  einen 
vicarius  bestellte,  bevor  der  Pfarrer  resignirt  batte.  Wie  Hesse  sich  sonst  erklä- 
ren, dass  beide  zugleich  vorkommen?  Aber  daraus,  dass  dies  geschieht,  folgt 
evident,  dass  mit  dem  Abgange  des  rector  das  Capitel  als  solcher  eintrat. 

AftMT  fer  KinkMmM.  XV.  11         * 
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von  Wildungen,  »pastorem  8iye  rectoremc  und  Heinrich  Sachse  »per- 
petaam  yicariam  paroch.  eccl.  in  Sweinheymc  und  alle  Interessenten 
edictaliter  geladen,  an  ordentlicher  Qerichtestätte  gesessen,  das  Ca- 
pitel  habe  einen  ordentlichen  Vertreter  geschickt,  dieser  habe  bean- 
tragt, gegen  die  ordnungsmässig  Geladenen  und  nicht  Erschienenen 
in  contumaciam  zu  erkennen.  Er  erkl&re  denmach  die  Genannten  für 
contumaces,  habe  die  Sache  genau  imtersucht,  wahr  befunden  und 
exequire  das  päpstliche  Mandat  realiter,  indem  er  die  »ecolesia  pa- 
roch. in  Sweinheym  cum  omnibus  juribus  et  pertinencüs  metise  capi- 
ttdari  ecclesie  s.  Barth. . .»  incorporire,  unire  und  annectire,  ermäch- 
tige Decan  und  Capitel  bei  der  Vacanz  den  realen  Besitz  zu  ergreifen, 
»ac  hnjusmodi  illius  fructus  reddUus  et  praventus  in  vestros  ac  mense 
capUularis  U8U8  et  utilitatem  convertere*  mit  Vorbehalt  der"  Congrua 
»perpetuo  vicario  inibi  Institute  aut  instituendoc  etc. 

Von  dem  vorbehaltenen  Beseteungsreckte  des  Propstes  ist  keine 
Bede  mehr.  Bluhme  S.  57.  weiss  sich  die  Sache  nicht  zu  erklären, 
meint  deshalb,  der  Propst  habe  dieselben  vielleicht  stiUsdiweigend 
»fallen  lassen.  <  Mir  scheint  die  Sache  also  zu  liegen.  Die  Urkunde 
von  1387  incorporirte,  aber  der  Propst  erhielt  durch  Goncession  des 
Gapitels  das  Besetzungsrecht  zurück.  Hieraus  mussten  Streitigkeiten 
entstehen.  Die  Urkunden  vom  Jahre  1389,  1392  erwähnen  das  päpst- 
liche Becht  nicht,  ebensowenig  die  von  1427 ;  am  28.  Nov.  1428  be- 
steht aber  der  Propst  darauf.  Zu  der  Verhandlung  im  Jahre  1429 
waren  alle  Interessenten  namentlich  geladen.  Der  Propst  erschien 
weder  noch  sandte  er  einen  Bevollmächtigten.  Wenn  er  nun  auch 
nicht  verzichtet  hätte,  würde  ihm,  da  die  päpstliche  BnUe  dessen 
keine  Erwähnung  thut,  das  Becht  abgesprochen  sein,  weil  später  von 
demselben  keine  Spur  existirt. 

Bluhme  theilt  mit,  der  vicarius  sei  auch  später  plebanus,  rector 
genannt  worden,  hahe,  mit  Ausnahme  der  Zehnten,  über  die  Tfarr' 
guter  tmbeschränkt  verfügen  hönnen,  so  dctss  er  im  Jähre  1477  für  die 
Pfarrkirche  zu  Schwanheim  eine  immerwährende  Rente  ankaufet^ 
kamtte  ^).  —  Es  ist  überflüssig,  zu  dem  oben  bezüglich  Oberursels  Ge- 
sagten hier  noch  etwas  beizufügen.  « 


0  Den  Beweis  dieser  exorbilanten  Behaaptang,  die  geradezu  anmOgHcb 
ist,  dt  andenlibar  Ist,  dass  der  vicarios  einer,  wie  Blabme  will,  auch  nor  quoad 
temporalia  incorporirten  Pfarrei,  unbeschraukt  Ober  das  Vermögen  solle  verilkgeD 
können,  hat  B.  nicht  einmal  angetreten,  geschweige  denn  geliefert.  Weshalb 
theüt  er  denn  keine  Urkunden  mit?  Was  aber  aus  dem  Rentenkaufe  fDf 
Jene  Behauptung  folgen  soll,  ist  nicht  zu  begreifen.  Hat  er  die  Rente  aus  Eignem 
gekauft,  so  ist's  einfache  Schenkung,  die  von  Jedem  gern  accepHrt  wird;  hat  er 
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i  4.  Hetiltete. 
Die  historische  Darlegung  hat  gezeigt : 

1.  Die  4rei  Pfarrkirchen  sind  dem  Stifte  SL  Barth,  inoorporirt 
worden. 

2.  Die  Einkünfte  derselben  fielen,  soweit  sie  nicht  als  portio 
congma  perpetua  dem  viearius  perpetuus  angewiesen  wurden,  in  die 
mensa  capitularis. 

3.  Der  viearius  perpetuus  wurde  vom  Stifte  bestellt,  war  natur- 
lich zufolge  der  Eirchengesetze  dem  Archidiacon  zu  präsentiren,  was 
jedoch  bei  Sehtcanheim  nicht  erwähnt  ist. 

4.  Von  einer  blossen  incorporatio  quoad  temporalia  und  einem 
auf  den  Gütern  beruhenden  Präsentationsrechte  findet  sich  allerwfirts 
keine  Spur.  Dass  der  Ausdruck  patronatus,  p.  pleno  jure,  der,  soweit 
die  Besetzung  der  Kirchen  in  Betracht  kommt,  mit  den  Ausdrücken 
coUatio,  provisio  u.  a.  abwechselt,  nicht  im  heutigen  festen  Sinne  ge- 
braucht wird,  leuchtet  ebenso  ein,  als  es  zweifellos  ist,  dass  die  kirch- 
lichen Bechtsquellen  selbst  das  reine  jus  patronatus  clericale  mehr  als 
CoUation  auffassen^). 

S.  5.  Tori^iige  seit  dem  XYIL  Jahrhundert. 

I.  Oherurscl.  Bluhme  erzählt,  dasselbe  sei  protestantißch  ge« 
worden,  und  druckt  eine  Urkunde  von  1597  ab,  worin  das  Gapitel 
einen  protestantischen  Pfarrer  bestellt,  beziehungsweise  belässt.  In 
derselben  ist  die  Rede  von 

»Ehrgemeltem  Hern  Dechant  unnd  Capittul  St.  Bartholomess 
Sti£Ft  alss  rechtmässigen  angezweifelten  coüaiam^^  von  conferiren, 
providiren  des  Capitels, 
d.  h.  von  dessen  vollem  Yerleihungsrechte.  Auch  1591,  sagt  Bluhme^ 
habe  das  Gapitel  »einfach  das  CoUationseecht,  nicht  aber  sonstige  aus 
der  Incorporation  abzuleitende  Befugnisse  in  Anspruch  genommen.« 
Schade,  dass  die  Urkunde  nicht  mitgetheilt  ist,  damit  sich  heraus- 
stelle, ob  überhaupt  nur  eine  Veranlassung  vorlag,  sonstige  Bechte  zu 


sie  aus  ihm  angewiesenen  EinkDnften  erworben  (er  halte  Ja  seine  portio  per-- 
petuä),  so  war  er  dazu  berechtigt,  weil  darin  keine  alienatio  las;  bat  er  mit 
Mandat  ans  stiltlichen  sie  erworben,  so  beweist  es  wieder  nichts.  Es  ist  eigen, 
unter  solchen  UmstSnden  pcre  behaupten.    Wem  will  man  damit  iroponiren? 

1)  Denn  hieraus  erklfiren  sich  die  vielfachen  Verschiedenhellen  des  geist- 
lichen und  weltlichen  Patronats  (vgl.  mein  System  des  Kirchenr.  $.  167.),  dass 
der  Geistliche  kein  Jus  variandi  hat,  —  der  von  ihm  Prfisentirte  ihm  gegenOber 
Jus  ad  rem  erlangt,  —  er  sechs  Monate  Frist  hat,  —  verpflichtet  ist,  die  persona 
dignior  zu  wSblen,  deshalb  seit  dem  Concil  von  Trlent  an  den  Concurs  gebun- 
den ist  u.  s.  w. 

11* 
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betonen.  Eigenthümlich  aber  ist,  dass  in  einem  Athemzuge  berichtet 
wird,  das  Capitel  habe  die  Zehnten  beansprucht,  welche  einige  Ge- 
meinden Fetisch  hatten.  Nun,  das  Capitel  fordert  die  Collation;  steht 
ihm  diesQ  zu,  dann  war  es  Pfarrer,  folglich  hatte  es  auch  die  Zehnten 
zu  fordern.  Das  entsprach  dem  Rechte,  der  Geschichte  und  ist  auch 
geblieben.    Ein  Patronatrecht  gibt  keins  von  beiden. 

Im  Jahre  1605,  7.  Dec.  fordert  (Bluhme  S.  61.)  der  Erzbischot 
das  Capitel  auf,  da  ihm  als  -»Becimatoren  und  Paironen*  obliege  und 
gebühre,  Pfarrer  und  Capläne  zu  präsentiren.  »sondern  auch  beyden 
selbigen  nothwendige  Ehrliche  underhalt  und  Sustentation  zu  ver- 
schafTen,«  »einen  qualificirten  Sacellanum  zu  präsentirenc  und  die 
Einkünfte  beider  Stellen  zu  verbessern.  lieber  die  spätem  Besetzungs- 
ftlle  referirt  er  Seite  61 — 64.  Damit  kein  Zweifel  bleibe,  soll  seine 
Darstellung  mitgetheilt  werden,  mit  Auslassung  der  Citate  und  des 
Nebensächlichen. 

Im  Jahre  1621,  nach  dem  Tode  des  Pfarrers  Alex.  Hess,  prä- 
sentirte  am  6.  Nov.  das  Capitel  dem  erzbischöflichen  Generalvicar 
Priedr.  von  Sickingen  zu  der  erledigten  Stelle  *), 

>cujus  collatio,  nominatio,  praesentatio  seu  quavis  alia  Juris  dis- 
positio  quotiens  cunque  ipsam  vacare  contigerit,  pleno  et  absoltäo 
patronatus  jure  ^ä  no8  spectare  et  pertinere  dinoscitur3),€ 
einen  neuen  Caudidaten  M.  P.  E.,  und  dieser  Präsentation  ward  schon 
am  8.  Nov.  vom  Generalvicar  entsprochen  3).  Dieser  K.  redete  bei 
der  Besignation  am  28.  Februar  1628  das  Capitel  an:  »villgunstige 
Herrn  und  Patroni*).« 

In  einem  Dienstreverse  vom  18.  März  1628  hiess  es : 
»ferners  woU  Ehmgedachten  Hern  des  Kapittels  als  meinen  Pa- 


1)  Ich  lasse  nur  im  Drucke  hervorheben,  was  R.  selbst  hervorhebt.  Wie 
kann  man  eine  Stelle  för  ein  Patronatrecht  citiren,  die  doch  evident  dorch  die 
„roliaUo,  nominatio,  praesentatio ,  sen  quavi<9  aUa  Joris  dispositio''  eine  volle  in- 
Corporation  stillschweigend  voraussetzt  und  das  oflren?)ar  durch  „pleno  et  absolute 
patronatus  Jure'^  so  deutlich  als  möglich  andeutet.  —  Ich  lasse  naIOrlicb  im 
Texte  aus,  was  nicht  zur  Sache  gehört. 

2)  Sonderbar,  trotzdem  das  Capitei  nur  Patron  war  und  sich  als  Collator 
gerirte! 

3)  Das  soll  etwas  beweisen!  Es  scheint  fast,  als  habe  Herr  Bluhme, 
dem  doch  so  viele  Urkunden  in  die  Hftndc  crekommen  sind,  noch  nie  gelesen, 
dass  man  im  17.  Jahrhundert  und  noch  viel  spftier  mit  diesem  Namen  Oberhaupt 
Obere  anredet,  ganz  besonders  Bischöfe,  Was  kommt  übrigens  darauf  an,  wie 
der  vicarius  das  Stift  anredet?    Nichts. 

4)  Spricht  das  von  dem  Patronate  eines  Mensalgutes? 
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tränen  ^)  schaden  zu  warnen ,«   »im  fahl  ich  obgenanten  nicht 

nachlebte  . .  .  soll  der  Stifft  ivegen  ihres  pleni  juris  paironatus 

mich  zu  removiren  berechtigt  sein^).€ 

TFSrflfcAwird  dieser  Revers  M^ierfcrAoK  im  Jahre  1628,  1631,  1656; 

1666  mit  WeglassuBg  der  Bemotionsklansel.    Es  liegt  hein  früherer 

oder  späterer  Bevers  in  abweichender  F(issung  vor. 

Am  28.  April  1637  sagt  der  General vicar :  »ad  praesentationem 

Dominomm  Decani  et  Gapitali  Colleg.  Eccl.  s.  Barth CoUatomm 

et  Jus  patrawUus  ad  pastoralem  Eccles.  in  Ober-Ürsel  habentium.« 
Der  Pfiirrer  sagt  1686  in  einem  Berichte  an  das  Stüt :  »qaae  omnia 
et  singula  CoUatoribns  et  Pahroms  meis  rev.  emendanda  defero  et  re- 
linquo.c 

Am  12.  Mftrz  1704  wird  L.  K.  mit  den  Worten  präsentirt: 
»cujus  praesentatio  ad  Nos  Decanum  et  Capitulum  tanquam  Patronos 
indubitato  jure  spectare  dignoscitur,  etiamque  spectat.  c  Als  dieser 
1708  mit  L.  L.  tauschen  wollte,  benachrichtigt  der  Generalvicar  das 
Stift  mit  den  Worten : 

»umb  dlss  Patronen  von  sothaner  p&rr  Ober  Ursell  entweder  einen 
Consensum  zu  obgedachter  . . .  permutation  oder  auch  eine 
förmliche  Präsentation  auf  gedachten  L.  anhero  einsenden  zu 
k6nnen.€ 

Das  Capitel  verlangt  aber  erst  eine  directe  Anzeige  mit  dem  Bemerken : 
»also  kombt  uns  also  paironen  etwas  schwer  und  frembd  vor 
(cum  debito  respectu  scribimus)  dass  von  beiden  gemeldten  Herrn 
dem  Capitulo  nicht  die  geringste  apertur  gegeben  worden  .  .  . 
ahngesehen  gedachte  pfarr  ohne  einiges  Vorwissen  der  paironen 
zu  verlassen  und  von  andern  wieder  anzunehmen  etwas  unfreund- 
lich scheinet  . .  .c 

Diesem  Verlangen  ward  auch  unverzüglich  entsprochen.  Es  heisst  darin : 
»  . . .  cum  autem  notorie  constet,  quod  venerabili  Capitulo  Im- 
per.  Eccl.  ad  S.  Barth.  Francof.  in  parochiam  Oberursellensem 
jus  paironatus  indispuidbüüer  con^etat,  hinc  ampl.  et  clariss. 
dominationibus  vestris  submisse  supplico,  quatenus  in  praedictam 
permutationem  pariter  consentire  dignentur.« 


1)  Und  das  soll  blosses  Patronat  gewesen  oder  dnreb  solche  Erkiftmngen 
geworden  sein? 

2)  Dass  gerade  diese  Worte  im  Drucke  ausgezeichnet  sind,  zeigt  wobi  an, 
Bluhme  wolle  andeuten:  damit  sei  gesagt,  es  liege  unzweifelbaft  Patronat  vor. 
Man  kann  aber  im  Znsammenhange  mit  dem  Vorangegangenen  nichts  anderes 
darin  linden,  als:  da  das  Capitel  unbestreitbar  notorisch  das  Jas  paironatus 
hat,  so  muss  dessen  Consens  zom  Taosche  binzakommen. 
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Das  sind  alle  Thaisachen,  die  Bluhme  anführt 
Erwägt  man  nun : 

1.  dass  das  Capitel  gegenüber  dem  Erzhischof  (denn  der  Ge- 
neralvicar  ist  nur  dessen  Vertreter)  1621  sein  absolutes  Besetzu^gs- 
recht  ohne  Widerspruch  hervorhebt, 

2.  dass  dasselbe  1704  demselben  präsentirt,  wozu  es,  wie  oben 
bewiesen,  auch  bei  voller  Incorporation  verpflichtet  war ; 

3.  dass  der  Erzbischof  1637  das  Capitel  als  Goüaioren  bezeichnet; 

4.  dass  alle  Beverse,  also  gerade  entscheidende  Docnmente  dem 
Stifte  plenum  jus  patronatus  beilegen :  so  ist  doch  völlig  unbegreiflich, 
wie  daraus  auch  nur  im  Entferntesten  zu  redudren  versucht  werden 
kann,  eine  Incorporation  habe  sich  in  blosses  (Prftsentatioiis-)  Patro- 
natrecht  verwandelt.    Erw&gt  man  weiter, 

1.  dass  die  vicarii  das  Capitel  ja  gar  nicht  anders,  denn  als  Pa- 
trone bezeichnen  konnten,  weil  man  den  Pfarrer  nur  präsentirt  nicht 
canferirt,  weil  der  Ausdruck  Patron  überhaupt  den  bezeichnet,  dem 
man  sein  Recht  verdankt  und  dem  man  untergeben  ist, 

2.  dass  nie  und  nirgends  von  einem  anderen  Berechtigten,  ab 
von  den  Herrn  Dechant  und  Capitel,  Herrn  des  Capitels,  Capitel  die 
^lede  ist: 

so  ist  doch  unbegreiflich,  wie  man  solche  Daten  dazu  benutzen  zu 
können  glaubt,  zu  behaupten,  das  Patronat  habe  an  dem  Mensalgute 
des  Stifts  geklebt.    Es  bedürfte  eigentlich  keines  Wortes  mehr. 
§.  6.  —  IL  SehwafAeim. 

Bluhme  gibt  S.  64  —  66  folgende  Thatsachen  an. 
Im  Jahre  1612, 10.  Juli  schreibt  der  Erzbischof  dem  Capitel: 
»Alss  ist  unser  gnedigster  will  unndt  befelch :  Ihr  wollet  nicht 
allein  inskünftig  ahn  ehrten  unndt  enden,  da  Hur  des  Juris  pa^<^ 
natue  in  ünserm  Erzstiflft  berechUget,  Unser  unndt  unser  Armen 
zugewandten  Underthanen  mit  praecentirung  dergleichen  Idcht- 
feriigen  unpriesterlichen  Persohnen  allerdings  verschonen,  son- 
dern auch  alsobaldt  unndt  ohne  einige  gesuchte  verlengenmg 
daran  sein,  das  nach  abschaffung  dieses  nachher  Schwanheini 
installirten  Hochstraffbahren  ärgerlichen  gesellen^),  ein  ander 
tüglicher  gelehrter  Exemplarischer,  wohl  qualeficirter  Priester 
uns  präsentirt  unndt  vorgestelt,  unndt  also  Unser  Qemeindt  zn 
Schw.  sambt  dessen  zugehörigen  filialen  mit  einem  Rechten  er- 
baulichen Pfarrer  unndt  Seelsorger  versehen  werden  mögen.« 

1)  Diese  Worte  bStte  Bluhme  im  Dracke  anszeidinen  sollen,  da  es  dodi 
etwas  mehr  als  Paironat  anzeigt,  wenn  der  Erzbiscbof  geradezu  von  ttinen  die 
Remotion  des  Vicars  fordert,  folglich  ihnen  auch  das  Recht  doMu  xugestehi- 
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»In  den  nflchsüblgenden  Präsentationsschreiben  und  Dienstreversen 
für  S.  scheint  nur  einstweilen  ^)  die  ältere  Bezeichnung  »veri  coUatores, 
legitimi  coUatores,  rechtmässige  coUatores  der  vacirenden  SteU,c 
noch  überwiegend  gebUeben  zu  sein;  denn  vom  Jahr  1651  an  lauten 
aUe  vorhandenen  Reverse  wörtUch  eben  so,  wie  die  von  Oberursel, 
namentUch:  vom  21.  Febr.  1651,  21.  JuU  1654,  1655,  und  ebenso 
(!)  enthalten  seit  dem  Jahre  1654  die  Präsentationsconcepte  f&r  A.  A., 
H.  8.,  fär  K  und  H.  die  Worte: 

»Ad  vacantem  Ecclesiam  paroch.  in  Schw.,  cujus  CoUatio,  provisio 
seu  quaevisaUa  dispositio  ^),  quotiescunque  ipsam  vacare  contigerit 
ad  No$  jdeno  pairanatiis  jure  spectare  et  pertinere  dignoscitur.c 
Das  letzte  vorUegende  Präsentationsschreiben  für  S.  ist  vom  23.  März 
1708 ;  es  gedenkt  der  vacanten  eccl.  par.  . . .  »cujus  patranatiis  jus 
ad  nos  indubitantes  pertinere  dignoscitur.c  Dieses  Goncept  scheint 
auch  später  benutzt  worden  zu  sein ;  denn  zu  dem  darin  vorkiHnmenden 
Worte  praesentandum  hat  eine  neuere  Hand  am  Bande  bemerkt :  addi 
posset:  »pleno  jure«€ 

Das  sind  wieder  alle  Daten  für  Schwanheim.  Was 
vorher  bei  Oberursel  gesagt  wurde,  kann  gewiss  mit  noch  grosserem 
Bechte  hier  wiederholt  werden. 

Erwägt  man  nun  aber ,  dass  niemais  ein  Streu  in  dieser  gan* 
zen  Zeit  entstand,  dass  dem  Erebischof  gegenüber  nichts  in  Betracht 
kam,  als  das  Becht:  den  Pfarrer  zu  präsentiren,  dass  dieses  am  Eür* 
zesten  mit  dem  Worte  patronatus  jus  bezeichnet  wird,  wenn  man  aber« 
haupt  einen  Grund  daiur  angeben  woUte,  dass  aber  nur  sogar  em 
Schreiben  (von  1708  citirt  wird,  in  dem  nicht  der  eigemtliche  Bechts* 
grund,  die  Incorporation,  durch  Hervorhebui^  des  Besetzungsreehts 
angeführt  wird,  dass  aber  durch  den  Zusatz  »addi  posset  pleno  jure« 
sofort  wieder  auf  diesen  selbst  recurrirt  wird,  woran  zweifelsohne  der 
spätere  Mundant  sich  gehalten  hat :  so  ist  die  Deduction  Bluhme's  als 
eine  absolut  nichtige  dargethan. 

§.  6.  Bluhme  S.  66.  fasst  seine  »rechtUchen  Besultate  also«  zu« 
sammen : 

»1.  Das  Bartholomäusstift  hat  über  die  incorporirten  Kirchen  von 


1)  Im  Angesichte  der  im  Texte,  aus  Bluhme  15  Zeilen  später  aof  dersel- 
ben Seite  stebenden,  angelQbrten  Citate  ist  dies  ^einstweilen^  efai  kaum  de- 
flnirbares  Ding. 

2)  Kann  denn  deutlicher  das  volle  Besetzungsrecbt  als  Folge  der  vollen 
Incorporation  (des  pleno  jure  pertinere  des  c  3.  J.  2.  X.  de  privil.)  bezeichnet 
werden?!  Also  das  war  seit  1654!  Präsentiren  mnsste  man,  wie  bereits  oben 
gezeigt  wurde  und  nocb  weiter  unten  dargetban  werden  wird. 
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Obernrsel  and  Schwanheim  von  Anfang  an  nur  ein  gnalificirtes,  d.  h. 
ein  mit  Eigenthums-  und  Zehntrechten  verknüpftes  Patronatrecht  be- 
sessen und  besitzen  wollen. 

2.  Jedenfalls  wiirde  dieses  Patronatrecht  im  XVn.  Jahrhundert 
durch  rechtsgültigen  Verzicht  ^  die  Stelle  früherer  omfassenderer 
Bechte  getreten  sein. 

3.  Im  äussersten  Falle  würden  auch  alle  Voraussetzangen  einer 
erwerbenden  Verjährung  vorhanden  sein,  durch  welche  das  Stift  zu  die- 
sem Patronatrecht  hätte  gelangen  mussen.t 


Man  könnte  meinen,  es  sei  überflüssig,  die  Widerlegung  solcher 
Behauptungen  noch  ausfohrlich  zu  besprechen,  und  in  der  Thftt  ge- 
hört dazu  einige  üeberwindung.  Indessen  diß  Sache  und  der  Vortheil, 
den  es  wohl  hat,  derartige  Outachten,  die  vielleicht  im  Stande  sind, 
praktische  Wirkungen  zu  äussern,  gründlich  abzufertigen,  mnss  über 
die  Mühe  hinweg  helfen.  Wir  muss^  deshalb  aber  auch  die  Deduc- 
tionen,  welche  Bluhme  S.  66—75.  zu  den  drei  Besultaten  macht,  in- 
haltlich Skizziren  und  dann  beleuchten.  Der  bessern  üebersicht  halber 
mögen  die  einzelnen  numerirt  werden. 

Zum  ersten  Resultate.  Unter  Berufung  auf  O.  C.  NeUer  de  ge- 
nuina  idea  et  signis  parochialitatis  primitivae  (Treviris  1752)  in  Schmidt 
Thesaurus  jur.  eccl.  T.  11.  num.  XH.  cap.  II.  §.  V— XIV.  pag.  452  sq. 
sagt  Bluhme:  die  Canonisten  unterschieden  drei  Fälle  von  Incor- 
porationen:  1)  so,  dass  sogar  bischöfl.  Jurisdicüonsrechte  auf  die 
geistliche  Corporation  mit  übergingen,  2)  so,  dass  die  Seelsorge  und 
die  sonstigen  pfarramtlichen  Functionen  mit  übertragen  wurden,  3)  so, 
dass  die  Incorporation  lediglich  zum  Zwecke  pecuniärei;  Zuwendungen 
erfolgte. 

a.  Der  erste  Fall  sei  nicht  da,  alle  Urkunden  reservirten  die 
Bechte  des  Bischofs,  meist  auch  des  ArcUdiaconus  ungeschn^ert. 
Deshalb  sei  nicht  zu  untersuchen,  ob  das  i^ecdesia  uiraque  jure  sulh 
jecta€  in  c.  3.  §.  1.,  c.  21.  X.  de  privil.  V.  33.  von  diesem  ersten  oder 
nur  vom  zweiten  Falle  zu  verstehen  sei. 

b.  Denn  nirgends  komme  derselbe  vor,  sei  eine  cura  oder  altare 
übertragen,  stets  nur  die  ecclesia  als  materielles  Substrat  der  Pfiurr- 
berechtigung  Gegenstand  der  Zuwendung. 

c.  Deshalb  sei  auch  der  zweite  Fall  nicht  eingetreten.  Das 
Stift  habe  durch  seine  Mitglieder  gar  nicht  verwalten  können.  Nur 
wo  eine  Corporation  die  curä  selbst  fähren  könne ,  sei  sie  parochus 
verus  oder  actualis,  dann  dürfe  sie  auch  einen  jederzeit  amavibdn 
Vicar  bestellen. 
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d.  So  ha1)e  es  in  Frankf.  sein  sollen.  Weil  man  1S89  u.  1392 
hiervon  das  Verhältniss  zu  Schwanheim  so  bestimmt  unterschieden 
habe,  trete  die  Absicht,  dem  Stifte  mekt  die  Bechte  eines  wirklichen 
Pfarrers  zu  gehen,  desto  schftrfer  hervor.  Da  nun  jenes  for  Frankf. 
nicht  dmnchgefBhrt  sei,  erhdle,  dass  man  bei  Schwanheim  nicht  einmal 
an  die  MögUchkeit  einer  wirklichen  Parochialqnalit&t  gedacht  habe. 

e.  Die  Yerscbiedenheit  der  Eide  for  Frankfurt  einerseits,  Ober- 
ursel, Schwaohrnm  und  Bischo&heim  andrerseits  beweise  klar  die  Ver- 
schiedenheit der  Stellung. 

f.  Also  hatten  wir  es  nur  zu  thun  mit  der  incorporatio  minus 
plena,  minima,  nftmlieh*  der  Temporalien.  Dafür  spreche,  dass  die 
ecclesia  der  mensa  capitularis  incorporirt  wurde.  Deshalb  sei  auch 
nicht  einmal  die  Präsumtion,  welche  Neller  for  diese  Incorporation 
aufisteUe,  nMhig. 

g.  Fftr  Bischofisheim  und  Oberursel  folge  dies  schon  daraus,  dass 
in  den  Urkunden  nur  das  propsteiliche  Patronatrecht  als  Gegenstand 
der  Schenkung,  und  erst  nachträglich  diese  Schenkung  als  Incorpo- 
ration bezeichnet  werdte. 

h.  Nur  1458  begegne  man  der  Ansicht,  die  Canonici  wurden 
ffir  die  Pastores  von  Oberursel  gehalten. 

i.  Die  Bezeichnung  vicarius  perpetuus  beweise  nur ,  »dass  die 
Anstellung  eines  vollberechtigten  Pfinrrers  an  einer  der  Temporalien 
entkleideten  Pfarrei  unthunlich  erscheine,  und  dass  der  wirklich  flin- 
girende  Pfarrer  die  Temporalien  der  Plbrrei  nur  noch  als  Vertreter 
des  Stifts  zu  erheben  berechtigt  war.«  Er  sei  dem  Bischof  und  der 
Gemeinde  gegenüber  rector  oder  parochus,  dem  Stifte  gegenüber  vi- 
carius  quoad  temporalia  gewesen.  Sei  doch  die  Möglichkeit  von 
Vacan£fen  von  Anfang  an  vorausgesetzt  und  deren  Eintritt  jedesmal 
von  Neuem  anerkannt  worden,  so  oft  ein  neuer  vicarius  perpetuus  zu 
bestellen  war. 

k.  Die  Theorie  der  parochi  primitive  oder  habituales  passe  nicht, 
weil  einmal  die  AusdrAcke  gar  nicht  vorkommen,  sodann  dieselbe  le- 
diglich dem  Gebiete  neuerer  theoretischer  Erfindungen  angehöre.  — 

Ad  a.  Weim  der  hier  behauptete  Vorbehalt  in  den  Urkunden 
stände,  folgte  daraus  nichts  gegen  die  Incorporation,  weil  nur  dann 
die  jura  ordinarii  cessirten,  wenn  ein  förmliches  ^eem^ton^privileg 
vorläge,  so  dass  die  Incorporation  der  Pfarrer  als  exemter  in  das 
exenUe  Stift  etc.  rechtsgültig  zu  Stande  gekommen  wäre.  Dass  der 
Bischof  an  sich  auch  beim  geistlichen  Patronate  und  bei  der  Incorpo- 
ration seine  Bechte  behält,  folgt  aus  Gonc.  Trid.  Sess.  XIV.  c.  12.  13. 
de  ref.,  Sess.  XXIV.  c.  18.  de  ref.  Vgl.  oben  S.  154.  Note  1.  —  Ob  der 
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Ausdruck  ntroque  jare  gebraucht  wurde,  ist  gleichgoltigf  da  derselbe 
nirgends  so  als  technischer  erklSrt  ist,  dass  von  seinem  Oebranche  etwas 
abhinge.  VergL  über  die  beiden  Stellen  oben  S.  152.  Note  2.    Cap.  3. 
§.  2.  X.  de  privil.  wahrt  nur  das  Institutionsrecht  des  BischoSs.  C.  21. 1 
eod.  hat  es  nur  mit  IhcemHonm  zu  thun.    SchUesBÜch  haben  ik 
Urkunden  bei  ihrem  Vorbehalte  nicht  die  jura  spiritnalia  des  Ordi- 
narius im  Auge,  deren  Vorbehalt  sich  von  selbst  Torsteht,  sondern 
nur  die  temporalia,  wie  deren  Waräaut  und  besonders  der  ümsiani 
ergibt,  dass  überall  dieser  VorbehaU  nur  stM,  wo  von  der  Ckmgm 
des  Vicarius  die  Bede  ist,  und  bestimmt  wird,  sie  solle  genügen. 
Vergl.  8. 158.  Note  2.  Wo  jura  spiritualia  in  Frage  stehM,  sind  sie 
concret  bezeichnet. 

Ad  b.  Es  ist  Schade,  dass  Bluhme  keine  Urkunden  nachweist, 
in  denen  die  Incorporation  von  Pfarrhircken^  i.  e.  von  Pfitrreien,  durch 
Zuweisung  des  Altars  oder  der  Cura  geschieht.  —  Wo  ist  denn  anch 
nur  in  einer  Urkunde  die  Bede  davon,  dass  »ecclesia  parochialis« 
hier  nur  das  materielle  Substrat  der  Pfiurberechtigung  bedeute  soU? 
Ecciesia  parochialis  bedeutet  (man  sehe  z.  B.  Dueange^  Ferrarif 
Prompta  bibliotheca  canonica)  die  Kirche  (Gebftude),  die  Pfiirrge- 
meinde,  das  Territorium,  die  Kirche  mit  ihren  Einkünften  u.  &w. 
Weshalb  soll  nur  gerade  in  unseren  Urkunden  trotz  dieses  allgemeinen 
Wortes  nur  das  Pfarreinkommen  gemeint  seinP  Mit  einigem  Seheine 
liesse  sich  das  annehmen,  wenn  z.  B.  mindestens  nachgewiesen  wäre, 
dass  die  bona  fabricae  von  der  Union  gar  nicht  berührt  worden  wären. 
Das  ist  aber  nicht  einmal  versucht  worden.  Betrachtet  man  aber, 
dass  bei  den  Au^Efthlungen  mehrmals  erst  Mos  ecciesia  parochialis 
gesagt,  und  dann  mit  möglichster  Genauigkeit  alle  Bechte  etc.  auf- 
gezählt werden,  so  bleibt  kaum  ein  Zweifel,  dass  in  der  That  die 
Pfarrkirche  mit  Allem,  was  dahin  gehört,  Amt,  Braeficium  u.  s.  w. 
incorporirt  wurde. 

Ad  c.  Wäre  eine  Behauptung  ein  Beweis,  dann  hätte  Blfthm 
Becht.  Nun  ist  aber  1)  fahtA,  dass  überhaupt  vicarii  amovibiies 
bei  incorporirten  Pfarreien  sein  durften,  da  kraft  positiver  Gesetze 
schon  vor  dem  Tridentinum  (vergl.  oben  S.  154.  Note  1.  und  2.)  diesel- 
ben perpetui  sein  mussten,  dass  Gonc.  Trid.  S.  VII.  c.  7.  de  ref.  dies 
auch  als  Begel  fordert  und  nur  dem  Bischöfe  gestattet,  Ausnahmen 
zu  erlauben.  2)  Kam  es  Mher  sehr  oft  und  auch  jetzt  noch  vor,  dass 
einem  Institute  incorporirt  ist,  dessen  Mitglieder  die  cura  nicht  führen 
können.  Der  Grund,  weshalb  bei  Stiftern,  denen  incorporirt  war,  ein 
vicarius  nöthig  war,  liegt  nur  darin,  dass  diie  BesidengpfUcU  den 
Ganonicis  die  Führung  der  cura  nicht  gestattet.  Bei  KlOstem  kommt 
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es  noch  jetzt  in  Oesterreich  unendlich  zahlreieh  Tor.    Dass  ein  Gano- 
nicns  noch  jetzt  Pfmrrer  einer  entfernten  Kirche  sein  kann,  hätte 
Bluhme  ans  der  Girenmscriptionsbnlle  für  Limburg,  wohin  Oberursel 
und  Schwanheim  gdiören,  lernen  können.    In  derselben  (Provida  so« 
lersqne  vom  16.  August  1821)  heisst  es  bezOglich  des  Capitels:  »tertio 
canonico,  qui  simul  erit  parochm  ecclesiae  Dietkirchensis  . .  .  quarto 
canonico,  qui  omni  paroekua  erit  in  Alta  Villa  . . .  quinto  canonico, 
simnl  paroeho  in  lAbera  Civitate  Francofortensi  ejnsque  territoris  . . . 
super  reteniume  parochiarum  cum  memoratis  quatuor  canonids  (einer 
ist  PfiEUTer  von  Limburg)  apost.  delegata  auctoritate  dispensando,  cum 
hoc  tarnen  quod  emrae  anmarum  parocciamm  hi\)usmodi  per  idoneos 
viearios  ab  Ordinario,  servatis  servandis,  ad  formam  canonicarum 
sanctionum  approbandos  et  instÜHendos  opportune  provideatur.«    Dass 
der  eine  Ganonicus  in  Eltville,  der  andere  in  Frankfurt  noch  jetzt 
residirt,  wäre  auch  leicht  zu  erfahren  gewesen.    Dass  die  Urkunden 
sehr  deutlich  den  vicarius  als  Stellvertreter  bezeichnen  (»officiari  fa- 
ciatis  per  ?ic.,  vic.  qui  curam  ecclesiae  et  populi  gerat«)  für  die  Seel- 
sorge, geht  aus  ihnen  hervor.    Wozu  leistet  er  denn  einen  Eid? 
Wozu  stellt  er  einen  Bevers  aus?     Schade   dass  Bluhme  die  Be- 
stimmung des  Gonc.  Trid.  Sess.  XXV.  c.  16.  de  ref.  nicht  zu  kennen 
scheint,  wonach  bei  Incorporationen  von  Beneficien,  die  »ex  primaeva 
institutione  curam  animarum«  haben,  »in  quibus  contra  earum  in- 
stitutionem  seu  fundationum  cura  animarum  in  vicarium  perpekmm 
translata  erit  binnen  Jahresfirist  vom  Goncil  gerechnet  eine  portio 
congrua  soll  angewiesen  werden,  widrigenfalls  die  Union  rückgängig 
gemacht  werden  soll. 

Ad  d.  Wie  daraus,  dass  man  in  Frankfurt  die  Führung  der 
cura  durch  einen  amoribeln  Ganonicus  haben  wollte,  dies  aber  nicht 
bestimmt  ivurde,  folgen  soll,  dass  bei  Schwanheim  nicht  einmal  an 
die  Möglichkeit  einer  Parochialqualität  gedacht  worden  sei,  das  ver- 
miß ich  nicht  zu  fassen.  Weil  man  einen  Punkt  so  ordnet,  daraus 
zu  folgern,  dass  ein  anderer  anders  geordnet  werden  musste,  ist  wohl 
durch  die  Gesetze  der  Logik  nicht  geboten.  In  Frankfurt  hätte  man 
ganz  gut  die  Betention  zugeben  künnen.  Aber  dann  musste  die 
Pfarrei  einer  bestimmten  Präbende  gegeben  werden,  wie  z.  B.  in 
Preussen  in  mehreren  Gapiteln  ein  Domherr  PfEurer  ist,  aber  das  wollte 
man  nicht,  der  Papst  aber  wollte  von  einer  Pastoration,  die  heute 
der,  morgen  jener  führen  konnte,  nichts  wissen.  Es  sollte  eben  das 
CapUd  die  P&rre  erhalten,  darum  war  ein  vicarius  nOthig. 

Ad  e.  Darfiber  läset  sich  nichts  sagen,  weil  Bluhme  nicht  für 
gut  befunden  hat,  diese  Verschiedenheit  mitzutheilen.    Aber  auch 
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wenn  sie  verschieden  waren,  käme  nichts  darauf  an,  1)  weil  es  sich 
fragt,  nicht  was  in  Frankfiirt  war,  sondern  was  in  Obemrsel  und 
Schwanheim  war ;  2)  weil  sich  von  selbst  versteht,  dass  der  vicarius, 
der  in  der  Stiftskirche  die  cura  animarum  führte,  eine  ganz  andeie 
nothwendig  sehr  genau  zu  bestimmende  Stellung  haben  musste,  als 
der  vicarius  an  jenen  Orten. 

Ad  f.  Die  incorporatio  in  der  mensa  ist  oben  beleuchtet.  Alle 
Urkunden  ergeben,  dass  dieser  Ausdruck  gebraucht  war,  um  anzudeu- 
ten, dass  die  Einkünfte  in  die  massa  communis,  fiiessen  sollten.  Uebri- 
gens  kommt  er  nur  bei  Schwanheim  vor,  daneben  aber  auch  die  Aus- 
drücke Decano  et  Capitulo.  Und,  insofern  man  auf  das  Vermögei^ 
sah,  konnte  man  jenen  Ausdruck  mit  Becht  gebrauchen,  indem  ja  die 
mensa  eines  Capitels  nichts  selbstständiges  ist,  sondern  nur  das  für  die 
Corporation  bestimmte  Gut. 

Ad  g.  Darüber  braucht  nach  der  obigen  Auseinandersetzung 
nur  wenig  bemerkt  zu  werden.  Dass  es  eine  petitio  principii  ist,  das 
Patronatrecht  sei  von  Anfang  an  ein  qualificirtes  gewesen,  liegt  zu 
Tage.  Wie  soll  das  aus  der  Stiftung  hervorgehen?  Und  dass  jus  pa- 
tronatus  hier  nicht  im  Sinne  des  jetat  damit  bezeichneten  Begriffes 
steht,  kann  doch  vernünftiger  Weise  gar  keinem  Zweifel  unterliegen. 
Was  soll  aber  dies  Argument  überhaupt?  Sicherlich  konnte  der  Propst 
allein  keine  Incorporation  vornehmen.  Was  nun  die  massgebenden 
Urkunden  haben,  das  entscheidet. 

Ad  h.  Dies  Argument  ist  bereits  früher  sattsam  gewürdigt.  Soll 
damit  vielleicht  angedeutet  sein,  der  Notar  habe,  in  prophetischer 
Voraussicht  der  neuen  Theorie  über  den  pastor  primitivns,  für  den 
Bischof  von  Limburg  einen  Anhaltspunkt  geben  wollen? 

Ad  i.  Die  canonistische  Jurisprudenz  wäre  Herrn  Qeh.-Bath 
Bluhme  zu  grossem  Danke  verpflichtet  far  diese  geniale  Erkl&rung 
des  Begriffs  eines  vicarius  perpetuus,  wenn  sie  nur  leider  nicht  falsch 
wäre.  Perpetuus  heisst  der  vicarius  einfach,  weil  er  nicht  tempo- 
rarius  d.  i.  ad  nutum  amovibUis  ist  Perpetui  sollen  sein  die  vicarii 
solcher  Bectoren,  die  nicht  am  Orte  des  Beneficiums  residiren  können, 
sei  es,  weil  eine  Cumulation  unzulässig  ist,  sei  es,  weil  der  rector 
selbst  dazu  als  eine  Mehrheit  von  Personen  unfähig  ist.  So  sagt  denn 
bereits  die  Olossa  ad  c.  6.  X.  de  officio  vicarii  I.  28.  verbo  perpetuos 
vicarios  wörtlich :  »Perpetuus  vicarius  dicitur,  qui  canonice  a  Tersona 
Ecclesiae,  et  anctoritate  Episcopi  est  institutus,  et  oertam  debet  per- 
cipere  portionem  [supra  eod.  tit.  cap.  ad  haec  (c.  6.)  et  infra  de  praeb. 
cap.  extirpandae  s.  qui  vero  (c.  30.  X.  de  praeb.)],  nee  potest  quis  bar 
bere  plures  vicarias,  cum  habeat  curam  animarum  tuiquam  vicarios, 
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et  debet  residere  in  loco,  ut  hie  dieit  ete.c  So  deflnirt  der  an  der 
Curie  gewiss  sehr  angesehene  Ferraris  sab  voce  Vicarius  parochialis : 
»Vic.  perpetnus  est  et  dicitnr  ille,  qui  auctoritate  episcopi  canonice 
est  institntas  ad  deserviendnm  cnipiam  ecclesiae,  loco  pi/^ncipatis  rec- 
iorisj  cum  assignatione  congroae  portionis  fractnnm,  quos  inde  perci- 
pere  debet.  Sic  in  re  communis  doctorum,  cum  Ohss.  in  c.  6.  v. 
perpet.  de  off.  Tic.  n.  4.  Institutio  ricarii  perpetui  pertinet  ad  Ordi- 
narium  loci ,  quamvir  regulariter  ea  fieri  debeat  ad  praesentationem, 
sen  nominationem,  rectoris  prindpaliSy  sive  tZZortim,  quorum  dignitati, 
vel  capitulOf  seu  monasterio  ecclesia  parochialis  est  perpetuo  unita 
et  annexa.  n.  7.  vic.  perp.  potest  et  solet  posissimum  institui  in  jpa- 
rochiaUbuSf  seu  beneficiis  curatis^  quae  cathedrali,  collegiatae,  vel 
alteri  ecclesiae,  seu  monasterio,  aut  collegio  vel  aliis  piis  locis  perpetuo 
imita  et  aanexa  reperiuntur.  Colligitur  ex  c.  ExsHrp.  30.  §.  Qui 
vero  de  praeb.  et  habetur  expresse  statutum  in  Conc.  Trid.  S.  7.  de 
ref.  c.  7.€  Derselbe  zählt  von  n.  8  - 13.  die  sechs  Fälle  auf,  in  "deneiv 
ein  vicarius  amovibiUs  stehen  kann,  welche  sämmtlich  beweisen, 
dass  aus  der  Amovibllität  nichts  für,  der  Perpetuität  nichts  gegen 
die  incorporatio  pleno  jure  genommen   werden  kann. 

Dass  Vacanaeti  eintreten,  wird  doch  im  Ernste  kaum  als  ein 
Argument  angesehen  werden  wollen.  Es  lässt  sich  dies  ganze  Oewicht- 
legen  auf  den  vicarius  perpetnus  nur  dadurch  erklären,  dass  Bluhme 
offenbar  gar  keine  richtige  Vorstellung  von  der  Stellung  eines  sol- 
chen hat. 

In  welcher  Urkunde  steht  auch  nur  ein  Wort  davon,  dass  der 
vic.  perp.  die  Temporalien  der  Pfarrei  zu  verwalten  das  Becht  hatte, 
oder  auch  nur  verwaltete?  Damit  hatte  er  nicJUs  zu  thun,  daför 
sorgte  der  Stiftskellner  oder  SHftsamimann,  camerarius  u.  s.  w.  Der 
Sohn  des  letzten  des  St.  Bartholomäusstifts,  ein  pensionirter  Lehrer 
Schütz,  lebt  noch  in  Frankfurt. 

Ad  k.  Auf  die  Theorie  des  parochus  primitivus  u.  dergl.  lege 
icA  gar  kein  Gewicht.  Es  kommt  auch  nicht  darauf  an,  sondern 
auf  die  Sache.  Ich  möchte  aber  fragen:  ob  denn  die  Theorie  des 
JBIuAme'schen  »qualificirten  Patronatrechtes«  etwa  den  Quellen  ange- 
hört? Was  heisst  »ein  mit  Eigenthums-  und  Zehntrechten  verknüpf- 
tes Patronatrecht?«  Soll  das  am  Eigenthum,  am  Zehntrecht  haften? 
oder  soll  Eigenthum  und  Zehntrecht  Folge  des  Patronatrechts  sein? 
Jenes  ist  nichts  als  eine  Phrase,  um  ein  gewolltes  Besultat  durch 
einen  scheinbar  gelehrten  Ausdruck  stützen  zu  können.  Es  möge  zum 
Schlüsse  noch  aus  der  Encyclopädie  von  Bluhme  (3.  Abth.  System 
des  in  Deutschland  geltenden  Kirchenrechts.    Bonn  1858,  Seite  127.) 
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ein  Passus  citirt  werden,  der  keiner  weitem  Belenchtang  bedarf.  Er 
lautet:  »132.  Die  Verlegung  des  Pfarramts  gebührt .  .  .  dem  Bischof 
. . .  Diese  Beschränkung  kann  aber  enthalten  sein  ....  2)  in  dem 
gleichen  Prä^entationsrecht  des  Quo^Patrons,  der  fitr  einen  P&rr- 
mcar  die  Unterhaltungsgelder  angewiesen  hat;  namentlich  wenn  sie 
in  der  fixirten  sog.  pars  coftgrua  für  den  beständigeH  Yicar  einer  in- 
oorpmrten  Pfarrei  bestehen.  Hierauf  beruhet  in  der  Begel  das  /f^ 
calische  Prftsentationsrecht,  welches  in  Oesterreich  ungdähr  dem  geist- 
lichen Patronatrecht  gldch  gesteUt  ist.€ 

2!um  zweiten  BesuUaie. 

Was  Muhme  davon  S.  72  fg.  sagt,  habe  ich,  ehrlich  gestanden, 
nicht  verstanden.    Ein  qualifieiries  Patronatrecht  konnte  Ineorpora" 
Uon  werden,  wenn  es  mit  Zustimmung  der  vorgesetzten  Behörde  (!?) 
einem  Kloster  oder  Stift  geschenkt  wurde !    Daraus  folgt,  dass  wenn 
letzteres  einverstanden  war,  dass  die  Behörde  (!)  die  Wirknng  der 
Incorporation  nur  noch  als  vollberechtigtes  Patronatrecht  ansah  und 
wenn  das  Stift  den  Pfarrern  nur  noch  die  Anerkennung  des  Patronat- 
verhältnisses  zumuthete,  damit  durch  Verzicht  alle  weiter  gehenden 
Bechte  des  parochus  habitualis  verloren  gehen  mussten.    Diesen  Ver- 
zicht erkl&rt  dann  die  Refarmationy  der  Protestantismus  kennt  keine 
Parochialitat  ohne  Rechte  der  Seelsorge,  bei  Herstellung   der  alten 
Ordnung  hatte  man  kein  Interesse  mehr,  die  alte  Fiction  aufzufrischen. 

Das  sind  die  Gedanken ,  denn  rechtliche  Argumente  darf  man 
wohl  schwerlich  sagen.  Nirgends  ist  auch  nur  eine  Spur  zu  finden 
davon,  dass  die  Behörde,  d.  h.  der  Bischof,  den  Zustand  zu  ändern 
wünsche ;  die  protestantiscJieti  Gemeinden  reden  zum  Stifte  als  Colb- 
toren;  nur  in  Oberursel  fanden  reformator.  Bewegungen  Statt.  Aber 
das  thut  nichts  zur  Sache,  Blühme  construirt,  folglich  muss  es 
richtig  sein. 

Die  Aden  beweisen:  1,  Die  Besetzung  stand  dem  Stifte  za, 
der  Ordinarius  ertheilte  die  canonische  Genehmigung,  2.  der  Vicar 
stellte  einen  förmlichen  Revers,  aus  beziehungsweise  leistete  dem  Stifte 
einen  Amtseid,  3.  das  Stift  musste  so  sehr  obsorgen,  dass  der  ^' 
bischof  es  auffordern  konnte,  einen  Vicar  zu  entlassen,  4.  dass  die 
Pfarreien  dem  Stiftie  quoad  temporalia  blieben.  Wie  da  von  einem 
Verziehte  die  Rede  sein  könne,  ist  unbegreiflich.  Etwa  weil  einigemale 
von  Patronen  gesprochen  wird  ?  Doch  es  ist  das  fräher  Gesagte  g^' 
nügend. 

Zum  dritten  Resultate. 

BUihme  deducirt  also :  Wenn  man  den  Verzicht  nicht  annehmen 
zu  können  glaubt,  so  folgt  doch  daraus  1.  dass  von  1605  resp.  I6\i 


Die  Beselionfsredilf  an  den  Pfirreien  ObeniTsel  and  SchwaBbelni.    175 

bis  1708  das  Stift  sich  als  Patron  gerirt,  2.  »zu  dieser  Auffassung  and 
Haltung  durch  ausdrückliche  Erklärungen  des  ihm  vorgesetzten  Erz- 
bisehofe  von  Mainz  veranlasst  und  autorisirt  worden  sei. und  in  jeder 
Beziehung  optima  fide  gehandelt  habe  0,«  3.  dass  »die  Erkl&ningea 
der  erzbischöflichen  Behörden,  der  angestellten  Pfiurrer  und  der  Ge- 
meinden nur  als  klare  Anerkenntnisse  des  Patronatrechtes,  ohne  irgend 
einen  Widenpruch  dawider,  au&ufiissen  sind,c  —  dass  das  Patronat- 
recht  durch  Yeijährung  erworben  wcNrden  seL 

Im  §.  7.  und  8.  sind  die  Vorgänge  hinlänglich  beleuchtet. 
Wozu  das  Capitel,  welches  das  majus  der  Besetzung  hatte,  erst  durch 
Verjährung  das  minus  der  Präsentation,  also  durch  Verjährung^  Be- 
eithmg  gegen  sich  sdbet^  erwerben  sollte,  vermag  mein  Kopf  nicht 
einzusehen.  Wenn  es  dich  darum  handelte,  darzuthun,  dass  der 
Bischof  die  Besetzung  usucapirt  habe,  dann  hätte  die  Deduction,  na- 
türlich anders  gestellt,  einen  Sinn,  oder  wenn  man  darthun  wollte, 
das  Becht  sei  gegenüber  dem  Bischöfe  oder  einem  Dritten  erworben. 
Zu  präseniiren  hatte  das  Capitel  den  Vicar  ex  lege  stets.  War  das 
nun  nach  der  Stiftung  nicht  der  FaM,  dass  aber  zum  Theil  das  Ge- 
gentheil  standfand  ist  bereits  in  der  historischen  Darstellung  enthal- 
ten, oder  seit  urvordenidicher  Zeit  ausgeübt,  dann  konnte  man  sa- 
gen: der  Bischof  hatte  seit  1605  bez.  1612  durch  die  Präsentationen 
u.  s.  w.  das  Recht  erworben,  dass  ihm  der  vicarius  perpetuus  zur 
Institution  präsentirt  werden  musste.  Mehr  folgte  niemals.  Ob  der 
PraesentanduB  ein  vicarius  perpetuus  war  oder  nicht,  folgt  doch  nicht  aus 
der  Präsentation,  üebrigens  hat  ja  der  Bischof  das  Stift  auch  zur 
Erhöhung  der  Dotation  aufgefordert,  mithin  die  Incorporation  als 
bestehend  aufgefasst. 

Wer  alles  bisher  Gesagte  auch  nur  unbefangen  liest,  der  wird 
zugestehen  müssen,  dass  das  Gutachten  soweit  auf  sehr  schwachen 
Fassen  steht. 


1)  Man  nehme  den  Ausdruck  nicht  Qbel,  dies  Argument  ist  doch  geradezu 
eine  juristische  Posse,  Es  soll  bewiesen  werden:  das  Capitel  verlor  sein 
grosseres  Recht  aus  der  Incorporation,  wenn  es  ein  solches  hatte,  und  behielt 
blos  ein  Prftsentationsrecht.  Und  um  das  zu  beweisen,  hebt  man  das  Recht 
hervor,  das  minus  zu  setzen,  das  im  majas  lag,  Ja  sogar  noch  die  bona  fldes 
dem  gegenüber,  welcher  den  Nutzen  aus  dieser  komischen  Procedur  gehabt  bitte, 
leb  glaube,  man  hat  ein  Recht,  scharf  und  schonungslos  zu  sein,  wenn  eine 
solche  Arbeit  sich  herausnimmt,  den  katholischen  Episcopat  anzugreifen,  mag 
auch  ein  Name  an  der  Spitze  stehen,  dessen  Verdienste  auf  anderen  als  dem 
Gebiete  des  Kirchenrechtes  mir  zu  bestreiten  vidier  nicht  beifillt. 


f  70   SchüHe,  Rechtsnadifblge  fn  Pafr.-R.  d.  BarthoL-Stlfts  vbl  Ftankf.  a.  H. 

Zweiter  Abschnitt, 
Die  Verhältnisse  seit  dem  Jahre  1803. 
§.7.  —  Der  Rekhsd^puiationshauptscKluss  vom  25.  Februar 
(24.  März,  28.  April)  1803  bestimmt  im  §.  27. : 

»  . .  Ueberdies  erhalten  sie  (die  Reichsstädte)  als  Entschädigong, 
Vergütung  und  Bewilligung,  nämlich  ....  c)  die  Stadt  JVatii- 
furt  für  die  Abtretung  ihres  Antheils  an  den  Dörfern  Soden  imd 
Sulzbach :  alle  innerhalb  ihres  Umkreises  gelegenen  Stifter,  Ab- 
teyen  und  Klöster,  mit  allen  ihren  innerhalb  und  ausserhalb  des 
Stodtbezirkes  befindlichen  Zugehörungen  . .« 
Ausserdem  findet  sich  noch  der  allgemeine  §.  36.,  welcher  lautet : 
»Die 'namentlich  und  förmlich  zur  Entschädigung  angewiesenen 
Stifter,  Abteyen  und  Klöster,  so  wie  die  der  Disposition  der  Lan- 
desherm  überlassenen ,  gehen  überhaupt  an  ihre  neuen  Besitzer 
mit  allen  Oütem,  Bechten,  Capitalien  und  Einkünften,  wo  sie 
auch  immer  gelegen  sind,  über,  sofern  oben  nicht  ausdrückliche 
Trennungen  festgesetzt  worden  sind.€ 
Mir  liegen  Acten  vor,  welche  Documente  vom  Jahre  1805  an  enthal- 
ten, die  darthun,  dass  das  erzbischöfliche  Trier'sche  Generalyicariat 
zu  Limburg  gegen  die  aus  dem  §.  36.  gezogenen  Consequenzen  recht 
energisch  und  theilweise  grundlich  sich  verwahrt  hat ,  während  die 
nassauische  Begierung  nur  stets  aus  »souveränenc  Bechten  u.  dergl 
die  Besetzung  aller  Pfarreien  in  ihren  Landen  beanspruchte.     Man 
entschloss  sich  endlich,  einsehend,  mit  den  neu  creirten  Allmächten 
sei  nicht  auszukommen,  zu  einem  Mittel,  das  vom  Kurförst  Erzbiscbof 
Clemens  Weiiceslaus  am  28.  Juni  1807  mit  folgender  Besolution  ge- 
nehmigt wurde : 

»Seine  Kurfürstliche  Durchlaucht  beloben  das  eifrige  und  ein- 
sichtsvolle Bestreben  des  Qeneralvicariats  zu  Aufrechthaltung  der 
bischöflichen  Befugnisse,  und  finden  bei  dem  bereits  eingeschla- 
genen  und   femer    einzuhaltenden   Mittelwege   einer  instiiulio 
auCharizaMlis  nichts  zu  erinnern.    Sollte  jedoch  landesherrUcher 
Seits  sich  damit  nicht  begnügt,  und  auf  Ertheilung  einer  fBno- 
liehen  ColkUian  oder  Investitur  bestanden  werden :  so  bleibe,  in- 
solange  dermahlige  Verhältnisse  bestehen,  nichts  weiteres  übrig« 
als  reservatis  reservandis  einstweilen  nachzugeben.     Sign^^^^ 
Oberdorf  am  28.  Junius  1807.    Clemens  Wenceslaus  mppr.« 
Man  wählte  nun  einfach  den  Modus,  den  von  der  Begierung  Nominir- 
ten  pure  die  betreffenden  Beneficien  »ex  plenitudine  jurisc  zu  con- 
feriren,  wodurch  man  in  der  That  das  bischöfliche  Becht  wahrte.    ^^^ 
Begierung  selbst  hatte  sich  damit  (Extractus  ProtocoUi  Begiminis  ddo« 
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Ehrenbreitstein  den  10.  Juni  1807)  einverstanden  erklärt  Was  Prä- 
sentationen zu  den  in  Bede  stehenden  Pfarrern  betrifft,  so  sind  am 
5.  April  1814,  8.  Januar  1828,  7.  März  1843  solche  für  Schwanheim 
von  Seite  des  Senats  vorgenommen,  von  Seite  des  Bischofs  beachtet 
worden;  der  letztem  ging  eine  ausdrückliche  Anerkennung  von  dessen 
»Präsentationsrechtt  durch  den  Bischof  vorher,  indem  dieser  einen 
Priester  empfahl,  ausdrücklich  aber  erklärte,  damit  jenem  Rechte 
nicht  zu  nahe  treten  zu  wollen. 

Auch  wurde  im  §.  11.  des  Vertrags  zwischen  Nassau  und  Frank- 
furt vom  8.  Oct  1818  bez.  24.  Oct.  1820  das  Präsentationsrecht 
Frankfiirts  auf  die  Pfarreien  von  Oberursel  und  Schwanheim  erwähnt. 
Endlich  nahm  sich  der  Senat  des  Zehntrechts  in  Schwanheim  an  (1842). 

Das  sind  die  Acte,  welche  seit  1814  die  factische  Ausübung 
eines  Präsentationsrechts  bezüglich  Schwanheims  bekunden. 

Am  23.  März  1858  starb  der  Pfarrer  Brentano.  Dies  veranlasste 
den  Bischof  von  Limburg,  in  einem  Schreiben  vom  28.  April  1858 
N.  0.  E.  912,  unter  Bezugnahme  auf  sein  Schreiben  vom  26.  Januar 
1849,  dem  Senate  mitzutheilen ,  dass  er  das  factisch  geübte  Be- 
setzungsrecht nicht  fernerhin  anerkennen  könne  und  hoffe,  der  Senat 
werde  ihm  das  freie  Besetzungsrecht  fernerhin  nicht  streitig  machen. 
Hierauf  antwortete  der  Senat  unterm  29.  Juni  1858,  unter  Anfuhrung 
der  stattgehabten  factischen  Präsentationen,  dass  er  sich  bezüglich 
Schwanheims  nicht  entschliessen  könne  auf  die  Anforderung  des 
Bischofs  einzugehen,  und  in  einer  seiner  nächsten  Sitzungen  »zur 
Ausübung  des  ihm  zustehenden  Präsentationsrechts  schreiten  werde.« 
Hierauf  antwortete  der  Bischof  in  einem  Schreiben  vom  7.  Juli  N.  0. 
£.  1348,  sich  auf  die  früher  dargelegten  Gründe  beziehend  und  das 
besprochene  Verfahren  des  Generalvicars  des  letzten  Kurfürsten  von 
Trier  mittheilend,  hob  hervor,  die  factischen  Zulassungen  vom  1818 
n.  s.  w.  hätten  deshalb  keine  Bedeutung,  weil  ihnen  keine  Prüfung 
des  Rechtsverhältnisses  voraus  gegangen  sei  und  drückte  die  Hoffnung 
aus,  der  Senat  werde  Abstand  nehmen.  Es  langte  aber  am  13.  Juli 
(das  Schreiben  des  Bischofs  ist  am  8.  expedirt,  also  wohl  am  9.  noch 
nicht  zur  Eenntniss  des  Senats  gekommen)  das  Schreiben  des  Senats 
vom  9.  Juli  an,  welches  die  am  selben  Tage  geschehene  Präsentation 
des  Joseph  Woyland  dem  Bischöfe  mittheilte.  Am  selben  Tage  schrieb 
der  Bischof,  er  könne  dieser  Präs^tation  keine  Folge  geben,  wies 
am  14.  JuU  das  Gresuch  Weyland^s  um  Ertheilung  der  Collation  ab. 
Es  fanden  nun  weitläufige  Erörterungen  im  Senate  beziehungsweise 
der  katholischen  Kirchen-  und  Schuldeputation  Statt.  Am  22.  Mai 
1861    wurde    im    Amtsblatte   des  Bisthums    Limburg   die  Pfarrei 
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Schwauheim  als  ^ledigt  ausgeschrieben«    Aof  dies  hin  richtete  der 
Bürgermeister  Dr.  Muller  am  11.  Juni'lSll  einen  Brief  an  den  Bischof, 
worin  er  diesen  Vorgang  als  eine  Rechtsverletzung  bezeichnete.    Ihn 
beantwortete  der  Bischof  am  14.  (N.  0.  E.  1643)  und  proponirte,  aber 
die  ganze  Streitsache  ein  Outachten  einzuholen,  wobei  er  auf  WaUerj 
Bosshiri^  PhtUipa^  Schulte  hinwies,  proponirte  in  einem  zweiten  Schrei- 
ben Tom  16.  Juli  formell  ein  Gutachten  ?on  dnem  der  Genannten 
einzuholen,  »welches  als  massgebend  für  die  Entscheidung  anzuneh- 
men wftre,«  schlug  dann  aber  vor,  um  die  Yacanz  nicht  länger  beste- 
hen zu  lassen,  indem  er  dem  Caplan  Weyland  »strf'ort,  obsehon  er  nach 
seinem  Dienstalter  darauf  nedi  keinen  Anspruch  habe,  eine  ehrenvolle 
und  gute  Stelle  verleihen  woUe,€  dem  Dr.  theol.  et  phiL  JSratjf,  wenn 
der  Senat  ihn  nicht  beanstande,  der  bereits  24  Jahre  Priester  sei,  die 
Stelle  zu  verleihen.    Am  28.  Aug.  1861  schrieb  man  vertraulich  »der 
Senat  könne  selbst  dann  eine  so  entschiedene  Innovation  des  Besitz- 
Standes  nicht  zulassen,  wenn  die  Kechtsfrage  zweifelhaft  sei,  das  Oe- 
'  gentheil  habe  sich  bei  genauer  archivalischer  Nachforschung  ergeben ; 
die  Beweise  sollten  geordnet  und  zusammengestellt  werden,  deshalb 
aber  »befinde  er  sich  eben  nicht  in  der  Lage,  ein  Gutachten  von 
Einem  der  von  dem  hochwürdigen  Herrn  Bischöfe  nahmhafb  gemach- 
ten Juristen  einzuholen  ;€  man  möge  die  Bechtsfrage  von  der  Besitz- 
frage trennen  und  der  Präsentation  »die  von  Bechtsw^en  gebührende 
Anerkennung,  wenn  auch  etwa  unter  den  dem  höchwürdigen  Herrfi 
Bischof  geeignet  scheinenden  Vorbehalten  fUr  die  Zukunft  nicht  Ifinger 
versagen.€    Am  11.  Februar  1862  zeigt  der  Senat  an:  »er  habe,  um 
wiederholt  darzuthun,  dass  er  den  Wünschen  des  hochwüi*digen  Herrn 
Bischofs  nach  ThunUchkeit  gerne  Gehör  leihe,«  die  Präsentation  za- 
rückgezogen,  und  nunmehr  dem  Dr.  Kratz  ertheilt ;  der  hochwfirdige 
Herr  Bischof  möge  die  quaestio  juris  reserviiren.    Nachdem  dann 
.-die  Nassauische  Regierung  gegen  Dr.  Kratz  kernen  Anstand  erhoben, 
^ertheilte  der  Bischof  im  Schreiben  vom  13.  März  seine  Zustimmung) 
reservirte  die  quaestio  juris  erklärend,  er  werde  dann  erst  sich  von 
dem  Rechte  des  Senats  überzeugen,  wenn  »seine  dem  hohen  Senate 
wiederholt  vorgetragene  Ueberzeugung,  dass  das  von  dem  ehemaligeo 
St.  Bartholomäus-Stifte  bezüglich  der  Pfarrei  Schwauheim  ausgeübte 
Patronatsrecht  ein  sog.  jus  patronatus  ecclesiasticum  gewesen,  nicht 
aber,  wie  er  bei  seinem  Amtsantritte  unterstellte,  ein  des  Debergan- 
ges  auf  die  freie  Stadt  fähiges  jus  laicale  als  Annex  der  Zehntberich- 
tigung  durch  dienliches  Material,  welches  er  mit  Dank  entgegenneb' 
men  und  mit  aller  Unbefangenheit  prüfen  werde,  als  eine  irrige  ibm 
werde  erwiesen  worden  sein.c 
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Di€Bar  aetenHiteBige  Vorgang  beweist,  dass  auf  beiden  Seiton 
auf  die  loyalste  und  in  jeder  fiinsioht  die  Saehe  ins  Auge  finaseiide 
Weiae  gehandelt  w(Mrden  ist.  In  dem  Auftatze  von  BhJime  liegt  nun 
das  Ontachten  vor,  welches  der  hohe  Senat  ffir  gat  fimd,  sich  erthei- 
len  zu  lassen. 

§.  8.  —  JBhJme's  Widerlegung  der  hauptsächlichsten,  Tom  Or- 
dinarius gegen  das  beansi«uchto  und  bis  1848  geübte  Prftsentations- 
recht  erhoben«!  £inwtlrfe: 

1.  das  Stift  sei  nicht  Patron,   sondem  parodnis  principalis 

gewesen, 

2)  jedenfidls  sei  dessen  Patronatreoht  als  ein  persönliches  und 

geistliches  der  üebertragung  unfähiges  gewesm, 
ist  folgende.    Indem  wir  diese  entkräften,  ist  Wiederholung  unver- 
meidlich, weil  zu  leicht  bei  solchen  Arbeiten  das  Ueberrficksichtlassen 
von  Gründen  Nachtheil  bringt,  selbst  wenn  sie  früher  genügend 
widerlegt  sind. 

Der  ersie  Grund  passe  nicht  (ich  nummre  die  Argumente 
der  Uebersichtlichkeit  halber), 

a.  weil  nur  bei  der  St.  Bartholomäuspfarrei  die  Besetaung  durch 
einen  Canonicus  ad  mdum  panendus  et  remavendus  erbeten  aber  nicht 
bewilligt  worden  sei, 

b.  weil  sogar  noch  1428  Propst  Balduin  das  Secht,  die  Schwan- 
heimer  Pfarre  zu  besetzen,  beansprucht  habe,  dieser  Yorb^alt  aber, 
obwohl  sofort  aufgegeben,  klar  beweise,  dass  gar  nicht  daran  gedacht 
wurde,  das  Stift  als  parochus  habitnulis  zu  behandeln;  »die  Pfarrei 
ward  nur  deshalb  als  künftige  Vicarie  bezeichnet,  weil  sie  ihre  eige- 
nen Temporalien ,  ihre  verniögeusrechtliche  Persönlichkeit  verlieren 
sollte  %€ 

c.  weil  seit  1427  regelmässig  erklärt  sei,  die  Incorporation 
trete  nur  mit  der  mensa  capUtdaris  ein,    »eine   blosse  mensa  aber 


1)  Wo  siebt  denn  von  dem  lelztem  ein  Wort?  Ist  denn  das 
Vermögen  die  Jorlsüscbe  Person?  Was  sland  enigegen,  dass  die  Pfarrei  Ver- 
mögen erwarb,  dass  auch  späteres  Vermögen  dem  Viearins  iiinsicbilicb  der  Ein- 
kOnrie  zulcani?  Nichts.  Ist  denn  eine  Jurisiische  Person,  die  vermögensffihig  Lst 
*—  und  das  sind  die  Pfarreien  —  darum  „Ihrer  vermögen«5recbHirhen  Persönllcb- 
kelt"*  beraubt,  wHI  sie  in  einem  bestimmten  Momente  keinx  m^br  hat?  War 
sie  deren  aber  beraubt,  dann  toar  sie  als  selbsiständige  sicher  in  dem 
Stifte  aufgegangen,  leb  bin  aber  der  Ansiebt,  dass  sie  troiz  der  vollen  In- 
corporation neues  erwerben  konnte,  wenn  der  Scbenker  etc.  ausdrücklich  dies 
dem  Stifte  nicht  zugewendet  wl<srn  wollte.  Und  habe  leb  nicht  oben  bewiesen« 
dass  bei  Oberursel  unter  ganz  gleichen  VerbSItnissen  die  ObTentionen  in  einem 
flliale  dem  Viearios  perpetaus  zoflelen? 
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nie  das  Amt  eines  parochus,  sei  es  nnr  als  ^ros  oder  auch  nur  ak 
hal^itnalis  gemeint  gewesen,  habe  bekleiden  können.« 

Ad  a.  ist  zar  Genüge  bereits  bewiesen,  dass  es  nicht  passt. 
Oben  §.  6.  ad  d. 

Ad  b.  Weshalb  der  Schenker  sich  die  Besetzung  nicht  solle 
▼orbehalten  können,  ist  nicht  abzusehen.  Fest  steht,  dass,  wenn  der 
Propst  yerzichtet  hat  und  dadurch  das  Stift  erwarb,  dies  mindestens 
das  Becht  erwarb,  welches  der  Propst  hatte.  Dass  dieser  aber  das 
CoUaUonsrecht  (ürk.  v.  28.  Nov.  1428)  als  ein  seiner  PropMei  zu- 
stehendes hatte,  dass  alsdann  dieses  Becht  anf  das  Gapitel  überging, 
folgt  ans  den  Urkunden,  und,  weü  der  Cansens  des  Obern  (Papstes) 
hinzukam,  aus  dem  Gesetze.  Im  Uebrigen  kann  ich  auf  das  Frühere 
hinweisen. 

Ad  c.    Darüber  ist  §.  6,  ad  c.  hinlänglich  gehandelt,  so  dass 
nur  Einiges  zu   bemerken  ist.    Die  Mensa  hatte  keinen  Vertreter, 
als  den  Eigenthümer,  das  CapiteL  Bechte  also,  welche  auftUe  mensa 
übe^ngen,  standen  eo  ipso  der  Corporation  zu.  Mit  der  Argumen- 
tation Bluhme's  könnte  man  Bisthum,  mensa  episcopalis,  sedes  epis- 
copalis  ithr  völlig  verschiedene  Bechtssubjecte  halten.    Damit  ftllt 
das  Argument,  die  mensa  könne  nicht  parochus  sein.   Die  Möglich- 
keit, dass  Pfarreien  incorporirt  werden ,  ja  dass  überhaupt  auch  ein 
Anderer  als  der  Bischof  sie  besetzen  oder  darauf  prftsentiren  kann, 
liegt  darin ,  dass  dieselben  Beneßcien  getoorden  sind ,  eo  ipso  nach 
canonischem  Bechte  als  solche  gelten,  beneficium  und  officium  so 
eng  mit  einander  verbunden  sind,  dass  mit  ersterem  das  letzere  erwor- 
ben wird,  überhaupt  aber  das  Amt,  ausser  den  Fällen  1.  einer  proviso- 
rischen Administration,  2.  der  Verwaltung  durch  einen  vicarius,  nwr 
mit  dem  Beneficium  zugleich  erworben  wird,  Dinge,  die  jedem  Anfänger 
geläufig  sein  müssen.    Dass  aber  ein  beneficifim  durch  unio  perpetna 
einem  Kloster,  Stift,  einer  mensa,  Universität  u.  dgl.  einverleibt  werde, 
dem  steht  dessen  Natur  nicJU  entgegen,  das  beweisen  Tausende  von 
Fällen.    Die  ecclesia  als  das  »materielle  Substrate  kann  doch  auch  ein 
Pfarrer  sein,  ebensowenig  ein  monasferium,  weder  das  Qebäude,  noch 
der  Convent,  noch  eine  Universität,  und  doch  waren  Hunderte  von 
Pfarreien  solchem  »utroque  jure«  incorporirt    Weil  aber  das  officium^ 
»propter  quod  datus  beneficium ,«  verwaltet  werden  muss  durch  eiua 
bestimmte  Person,  aber  der  Beneficiat  es  nicht  in  allen  Fällen  selbst 
verwalten  kann,  deshalb  ist  ein  vicarius  nöthig,  der  fiir  den  Beneflcia- 
ten  das  Amt  versieht.    Wo  demnach  ein  vicarius  vorkommt ,  da  ist  er 
entweder  ein  Zfö^/I^geistlicher,  oder  Stellvertreter  des  von  der  Besideuz- 
pflicht  entbundenen  oder  des  Beneficiaten ,  der  mit  einer  CorporatioD 
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u.  8.  w.  identisch  ist  i.  e.  mit  ihr  zosammen  ffilli  Da  hier  die  beiden 
ersten  Fälle  nicht  vorliegen ,  da  die  Urkunden  nnr  von  vicarias  reden, 
Iccmn  das  Stift  allein  der  Benefieiat  gewesen  seUi,  Bezüglich  dee  offi- 
cium hat  er  allerdings  nach  Aussen  hin  gerade  so  gut  die  Stellung  eines 
plebanus ,  als  der  administrator  bei  einer  emem  Kloster  incorporirten 
Pfarre,  die  sich  am  Kloster  (in  der  Klosterkirche)  befindet  und  von 
einem  Beguloren  besorgt  wird. 

Ist  Incorporation  da,  dann  hat,  abgesehen  von  dem  auf  einem  be^ 
sonderen  Titel  beruhenden  Bechte  eines  Dritten ,  das  Stift  das  Recht, 
seinen  vicarius  zu  bestellen,  den,  wenn  er  perpetnus  sein  mue»,  der 
Ordinarius  zu  instituiren  hat ,  welchem  er  folglich  präsentwi  werden 
muss.    Das  ist  bereits  oben  nachgewiesen.  Vgl.  §.  6.  ad  i. 

Aus  dem  zuletzt  als  falsch  nachgewiesenen  Argumente  folgert 
Bluhme  auch  die  Unrichtigkeit  des  tfweHen  Grundes,  den  das  Ordinariat 
anfuhrt. 

Es  ist  unnöthig,  auf  die  von  Bhihme  versuchte  Widerlegung  der 
Ansicht  ¥on  Rosshirt  (in  diesem  Archiv  Bd.  IV.  Jahrg.  1859  S.  1  ff.), 
dass  es  kein  dingliches  Patronat  gebe,  einzugehen,  da  ich  entschieden 
dingliche  Patronate  annehme  (vgl.  mein  Lehrbuch  §.  70)  und  weiss, 
dass  mindestens  neun  Zehntel  aller  Patronate  dingliche  sind. 

Bluhme  argumentirt  nun  also :  das  Stift  irar  Patron  mittelst  der 
seiner  mensa  capitularis  geschehenen  Incorporation,  dies  Becht  gehörte 
folglich  zu  »den  Pertinenzen  und  accessorischen  Rechten  jenes  Mensal- 
gutes«  ging  demnach  durch  die  Säcularisation  von  1803  auf  die  freie 
Stadt  Frankfurt  über,  da  specielle  Gegengründe  aus  der  Natur  des  vor- 
liegenden Falles  nicht  hergenommen  werden  können.  Dafür  beruft 
er  sich  auf  Lippert  Lehre  vom  Patronat  S.  42,  Kampe  in  Zeitschrift 
für  deutsches  Recht  XVm.  S.  265  ff.,  Hinsehius  diss.  de  jure  patr. 
regio  p.  26  sqq.  und  dessen  das  landesherrliehe  Patronatsrecht  S.  35 — 44. 
Keins  dieser  Citate  passt.  Lippert  erklärt  als  geistliches  Patronat 
jenes,  »das  einem  geistlichen  Institute,  einer  physischen  geistlichen 
Person  vermöge  ihrer  Würde  zusteht, .  .  .  durch  kirchliches  Vermögen 
begründet  und  nicht  später  auf  Laien  übertragen  ist.  O-eisÜiche  Patro- 
nate sind  daher  diejenigen,  welche  nach  diesen  Rücksichten  von  Stiftern 
.  . .  ausgeübt  wurden  . .  .  Geistlich  ist  das  Patronat  aber  auch  dann, 
wenn  ein  ursprunglich  weltliches  Patronat ...  auf  ein  kirchliches  In- 
stitut, eine  Stiftsdignität ,  oder  kirchliches  Beneficium  übertragen 
wurde,  umgekehrt  kann  aber  auch  das  primitive  geistliche  Patronat 
durch  dessen  üebertragung  an  Laien,  in  Laienpatronat,  mit  allen  des- 
sen Eigenthümlichkeiten  verwandelt  werden.«  Also,  wenn  das  Stift 
Patron  war,  lag  geistliches  vor,  ist  dasselbe  auf  einen  Laien  rechts« 
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gfiltig  übertn^en^  Laienpatnoiat  Letzteres  postulirt  Blnhme  und  zum 
Beweise  beruft  er  sich  aof  den  hypothetischen  Ausspruch ,  wo  es  auf 
Thatsachen  ankommt !  Hätte  er  sich  doch  auf  §.  73  bei  lippert  be- 
rufen, wo  in  unglaublich  seichter  Deduction  aUe  Besetzungsrechte  der 
säcularisirten  Institute  dem  neuen  Erwerber  vindicirt  werd^i.  Kampe 
bespricht  die  Frage  allgemein,  Usst  eventuell  filr  den  Erwerb  die  Ver- 
jährung zu.  Dadurch  wird,  abgesehen  davon ,  ob  Yerjähning  möglich 
ist,  die  Sache  zur  quaestio  facti,  ob  Yeij&hrung  vorliege.  HtMckimB  lässt 
bei  der  incorp.  quoad  temp.  et  spirit.  mit  der  Säcularisation  freie  Gollation 
eintreten,  bei  der  quoad  temporalia  nimmt  er  üebergang  wie  beim  ding- 
lichen an,  setzt  aber  voraus,  dass  das  Stift  den  Vicar  nicht  bestellte ; 
bei  dem  einer  Stiftsdignität  zustehenden  statuirt  er  den  Fortfall.  Man 
sieht,  hieran  sieh  haltend  suchte  Bluhme  zu  deduziren :  es  lag  nur 
incorp.  quoad  temporalia  vor  und  der  vicarius  war  kein  vicarins ,  son- 
dern nur  so  genannt,  weil  kein  Pfarrgut  mehr  bei  der  P&rre  war ;  ist 
das  nicht  der  Fall  gewesen,  dann  ist  seit  dem  17.  Jahrhundert  durch 
Verjährung  das  Patronatrecht  erworben  worden.  — 

§.  9.  Das  sogenannte  landesherrliche  Patronat  und  die  Nachfolge 
aus  dem  Beichsdeputati<m8haupt8chlusse. 

Bekanntlich  wurde  sofort  im  Jahre  1803  ^)  nach  dem  Vorgänge 
Kaiser  Josephs  IL  bei  der  —  obwohl  hier  nicht  zu  Gunsten  des  Staate 
voi^enommenen  —  Säcularisation  überall  von  den  Landeaherrn  auf 
Grund  der  Landeahoheii ,  von  den  später  Mediaüsirten  auf  Qrund  des 
ihnen  belassenen  Besitzes  der  Güter,  beansprucht  und  £actisch  ausgeübt 
das  Präsentationsrecht  zu  allen  Stellen ,  an  denen  vordem  ein  Emen- 
nungs- ,  Präsentations-  oder  Nonünationsrecht  den  Bischöfoi,  Aebten 
u.  8.  w.  zugestanden  hatte.  Hierdurch  entstand  die  Theorie  des  kmdes- 
herrlichen  Patronaisrecht». 

Definitiv  wurde  för  Bayern  die  Sache  bereits  erledigt  durch 
Art.  XL  des  Concordats  vom  5.  Juni  1817,  welches  dem  Könige  das 
Präsentationsrecht  zu  allen  Beneficien  gibt,  auf  welche  die  nicht  mehr 
bestehenden  kirchlichen  Gorporationen  es  hatten.  Für  Baden  war  bei 


1)  Gewöhnlich  wird  ang^'gebeii,  Bayern  habe  das  landesherrl.  Patronat- 
rechf  zutTst  aurgcbracht;  es  ist  aber  als  alig«  meines  Recht  hier  erst  in  der  V.  0. 
vom  8.  Aug:.,  26.  Aug.,  22.  Sept.  1803  CDöUinger  Sammi.  VlII.  Abih.  T.  S.  500  ff.), 
dagegen  in  Württemberg  bereits  in  der  V.  0.  vom  2.  Aprir,  4.  Mai  I80S  (Laitf 

5.  tas.)  attl^estelit  worden.    Eine  A.  H.  Entarhi.  K.  Franz  L  von  Oesferr« Ich  vom 

6.  Sept.  1806  bestimmt:  ,.daas  alle  vormals  von  dem  Erzbiscbofe  imd  MetropoU* 
lan-CapItel  in  Salziiur;;  vergebenen  Pfründen  ohne  Ausnahme  dem  LandesfDrst- 
iichen  Paironaic  und  Ernennungsrechte  unterstehen.''  So  hatte  man  auch  hi^'' 
bald  das  Beispiel  nachgeahmt,  da  man  Mber  diesen  Standpunkt  nicht  ganz 
anoabm. 
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Abschluss  des  Goncordats  eine  Festsetzung  ffir  die  einzelnen  Pfar- 
reien etc.  erfolgt  (28.  Juni  1859),  gerade  so  ßxv  WurUemberg.  Nachr 
dem  diese  Concordate  aufgehoben  worden  waren,  ist  die  Sache  durch 
eine  Ueberkunft  zwischen  den  Bischöfen  und  Regierungen  geordnet 
worden.  Die  dabei  befolgten  Grundsätze  entsprechen  denen,  welche 
ich  unten  aufteile:  die  von  den  Bischöfen  als  seichen,  den  geist* 
liehen  Gorporationen  geftbten  Rechte  fielen  dem  Bischöfe  zu,  ebenso 
die  aus  geistlichen  Mitteln  dotirten,  die  von  den  Landesherrn  beses- 
senen^  aus  Staats-  oder  weltlichen  Mitteln  gestifteten  und  die  dkig- 
liehen  dem  Staate ;  wo  das  Verhältniss  sehr  schwierig  zu  entscheiden 
war,  verglich  man  «ich.  In  Oesterreich  erledigt  das  Concordat  Art. 
XXV.  den  Gegenstand  dadurch,  dass  der  Kaiser  durch  »Indult«  die 
Nomination  zu  allen  Ganonicaten  und  Pforreien  erhalten  hat,  welche 
einem  Beligions-  oder  Studienfondspatronate  ^  unterstehen,  jedoch 
einen  aus  den  drei  für  digniores  erklärten  wählen  muss ;  für  spätere 
Aufhebungen  ist  aber  die  libera  coUatio  anerkannt  (Schreiben  Ecele- 
sia  caih.  vom  18.  Aug.  1855).  In  Hannover  hat  man  das  landes- 
herrliche Patronat  nicht  beansprucht.  In  den  anderen  deutschen 
Ländern  ist  die  Frage  theils  noch  streitig,  theils  durch  einen  blossen 
modus  vivendi  beigelegt,  theils,  wie  in  Prcussen  rücksichüich  einzel- 
ner Diöcesen,  durch  Vergleich  mit  den  Bischöfen  definitiv,  wobei 
man  ganz  nach  denselben  eben  hervorgehobenen  Grundsätzen  verfuhr. 
Sobald  die  Theorie  aufkam,  fand  sie  ihre  warmen  Vertheidiger, 
denen  die  Gegner,  wie  es  schon  die  Natur  der  Sache  mit  sich  bringt, 
da  man  gegen  ein  nicht  zu  begründendes  Recht  auftrat,  überlegen 
sind  (vgl.  die  Angabe  der  Schriften  in  meinem  Lehrbuche  §.  73.). 
Bis  auf  das  Jahr  1849  wurde  factisch.  jenes  Recht  geübt  trotz  der 
Einspniche  des  Episcopats,  in  der  Literatur  und  in  Kammern.  Bei 
der  Auffassung,  welche  in  jener  Zeit,  nicht  bloss  der  katholischen 
Kir(5he  gegenüber  herrschte,  liess  sich  ein  Anderes  kaum  erwarten. 
Dass  aber  dieselbe  allmählich,  insbesondere  gegenüber  der  katholi- 
schen Kirche,  eine  bessere  wurde,  daran  hatte  die  Wissenschaft  kei- 
nen kleinen  Antheil.  Das  Jahr  1848  gab  dem  Episcopate  die  Mög- 
lichkeit, während  er  den  destructiven  Tendenzen  entgegen  trat,  mit 
allen  Mitteln  für  das  Recht  der  Kirche  einzutreten.  Es  würde  zu 
weit  fahren,  hier  die  Verhandlungen  genauer   zu •  schildern.    Man 


1)  In  diese  Fonde  war  das  Verniögen  gefallen;  sie  sab  man  daber  als  Pa- 
trone an.  Da  nar  der  Staat  diese  Fonde  allein  verwaltete,  weil  (nach  einem  Hof- 
deerete  vom  Jabre  1791)  deren  Verwaltung  nicht  Sarbe  der  Bischöfe  sei,  so  abte 
er  auch  die  PrAsentation  aus. 
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darf  sagen,  die  neueste  Zeit  ist  im  Ganzen  dazu  gelangt,  diese  wie 
maache  andere  Frage  als  Bechts-^  nicht  als  MackÜt^^  zu  behandeln, 
und  es  steht  zu  hoffen,  dieser  Standpunkt  werde  überall  zur  Geltung 
kommen.  Zweierlei  ist  ausser  Zweifel.  Erstens,  dass  die  Kirche  auf 
dem  innern  Gebiete  beanspruchen  kann,  nach  ihrem  Rechte  zu  leben, 
zweitens,  dass  die  katholische  Kirche  und  die  Katholiken  bestimmte 
Rechte,  besonders  durch  den  Westphälisehen  Frieden  und  den  Depti- 
taUanshauptsehluss  erworben  haben.  Sind  nun  aber  diese  für  den 
BesiUf  ehemaliger  Kirchengüter  die  civüen  Rechtstitel,  so  folgt  doch 
nothwendig,  dass  der  Staat  sie  und  alle  anderen  der  Art  auch  gegen 
sich  anerkennen  muss.  Durch  die  Gesichte  sind  in  den  meisten 
Ländern  zwischen  Kirche  und  Staat  Berührungspunkte  geschaffen, 
die  bleiben  werden,  so  lange  nicht  die  social-politischen  Zustände 
gänzlich  verändert  sind.  Es  besteht  also  ein  bestimmtes  Reehtsver- 
häUniss.  Herrscht  darüber  in  concreto  ein  Streit,  so  bleibt  ein  dop- 
pelter Weg:  der  Vertrag  oder  das  richterliche  Uriheü.  An  dessen 
Stelle  die  Macht  setzen ,  weil  die  Kirche  keine  Bajonette  hat ,  ist  des 
Staates  unwürdig. 

Offenbar  ist  principiell^e  Besetzung  der  Kirchenämter  reine  res 
interna  der  Kirche ;  das  erkennen  selbst  die  Staatsgesetze  von  1803 
u.  8.  w.  an.  Hat  sich  jedoch  eine  bestimmte  Berechtigung  ausgebildet, 
und  wird  im  einzelnen  Falle  von  der  einen  Seite  dieselbe  behauptet,  von 
der  anderen  bestritten,  so  kann,  da  alsdann  der  Staat  nur  ein  privates 
Recht  haben  kann,  lediglich  ein  Vertrag  oder  Urtheil  entscheiden» 
Jener  ist  das  einfachste  Mittel ,  dem  ich  das  Wort  reden  möchte. 
Letzteres  darf  der  Staat  nicht  unmöglich  machen,  weil  er  sonst  die  Ge- 
walt an  die  Stelle  des  Rechtes  setzt.  Dass  die  Kirche  principiell  den 
Staatsgerichten  die  Cpmpetenz  abspricht,  hat  keine  Bedeutung,  indem 
sie  praktisch  dieselbe  anerkennt ,  auch  der  deutsche  Bichterstand ,  wie 
die  Erfahrung  lehrt ,  nach  Gewissen  und  Recht  zu  urtheilen  gewohnt 
ist.  Für  den  eventuellen  Rechtsweg  ist  aber  vor  Allem  die  Ent- 
scheidung der  Rechtsfragen  erforderlich.  Deren  heutiger  Stand  ist 
folgender. 

Das  latvdesherrliche  Patronalsrecht  in  der  hervorgehobenen  Weise 
wird  von  der  heutigen  Wissenschaft  allgemein  verworfen,  von  Katho- 
liken (vgl.  z.  B.  Walter  Lehrbuch  §.  235. ,  FhiUips  Lehrb.  §.  UO., 
Permaneder  Handbuch  §.  249.,  Rosshirt,  "Gerlach  u.  s.  w.)  und  Pro- 
testanten (vgl.  z.  B.  Richter  Lehrb.  §.  194,  M^er  Institut.  §.  73., 
Hinschius  a.a.O.,  Kaim  das  Kirchenpatronat,  Leipz.  1866.  §.  11. u.a.). 

Als  feststehend  erscheint  demnach  der  Satz :  Der  Staat  hat  nur 
dann  ein  Patronats-  (Besetzungs-,  Nominations-,  Präsentations-)  Beebti 
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wenn  er  dasselbe  auf  einen  besonderen  Titel  hin  erworben  liat.  Diosen 
Satz  erkennt  die  Wissenschaft  und  auch  Gesetze  (z.  B.  preussiscke 
Verfassungsurkunde  Art.  18.)  an.  Er  ist  entscheidend  fflr  die  Frage : 
ob  die  Nachfolger  in  die  Güter,  welche  1803  säcularisirt  wurden, 
Patrone  sind,  mögen  sie  jetzt  noch  die  landesherrliche  Gewalt  haben 
oder  mediatisirt  sein.  Cansequefii  gibt  man  weiter  allgemein  zu,  dass 
es  ankomme  auf  die  Prüfung  der  RechtstUel,  aus  wddhen  das  scküla- 
risirte  Ifistitut  besetzte  oder  präsentirte.  Nur  darüber  bestehen  Mei- 
nungsverschiedenheiten, ob  einzelne  Bechtstitel  des  Uebergangs  fähig 
waren  oder  nicht,  und  ob  in  bestimmten  Fällen  der  oder  jener  Titel 
vorlag.  Hiermit  ist  die  Frage  in  die  richtige  Bahn  gebracht,  nämlich 
erstens  zur  üecJUsfrage^  zweitens  zur  factisehen  geworden,  ob  ein  be- 
stimmter Titel  vorlag.  Um  nun  die  Sache  völlig  in's  Klare  zu  brin- 
gen, sollen  die  einzelnen  Fragen  genau  spedficirt  werden. 

Einstimmig  verneint  man  den  Ud^ergang  des  freien  Besehrm^gs- 
rechts.  Dies  folgt  schon  daraus^  dass  f&r  die  libera  coUatio  die  Ver- 
muthung  streitet,  mithin  jedes  andere  Recht  zu  beweisen  ist ,  was 
aber  unmöglich  ist,  da  man  die  Landesherrn  u.  s.  w.  als  Nachfolger 
des  Bischofs  als  solchen  uimaöglich  annehmen  kann. 

Die  wirklichen  CoUationsrechte  aufgelöster  geistlicher  Corpora- 
tionen  konnten  aus  dem  zuletzt  angegebenen  Grunde  gleich  wenig 
übergehen. 

Stand  ein  Patronatsrecht  einer  geistlichen  Corporation  als  sol- 
cher, einem  Amte,  einer  Würde,  zu,  war  also  ein  persönliches  geist* 
liches:  so  ist  der  Uebergang  ebenfalls  nicht  erfolgt.  Vgl.  Hinschius^ 
auf  den  Biekler  und  Mayer  sich  berufen,  Kaim^  Schilling,  die  kath. 
Ganonisten. 

Lag  eine  incorporatio  quoad  temporalia  et  spiritualia  vor,  so  ist 
darüber  Einigkeit,  dass  mit  dem  Fortfalle  des  Stifts  u.  s.  w.  eine  Ya- 
canz  eintrat,  der  eigentliche  parochus  aufhörte  zu  existiren,  also  die 
libera  collatio  Platz  zu  greifen  hatte. 

Endlich  ist  man  darüber  wohl  einig  ^),  dass  die  dinglichen  Pa- 
tronatsrechte  auf  den  Erwerber  übergehen  ^). 

1)  Rosshirt  besireltec  diesjedocb,  auch  ist  Vering  als  Redacteur  des 
Archivs  in  einer  Anmerkung  der  Redaction  za  meinem  dtlrten  Aatsatze  und  in 
einigen  gelegentlichen  Noten  anderer  Ansicht.  Vergl.  die  folg.  Note. 

2)  Wir  wollen  hier  jedoch  nicht  unterlassen  zu  bemerken,  dass  wir  auch 
zum  Erwerbe  des  dinglichen  Patronates  nur  einen  kirchenrechtlich  anerkann- 
ten Erwerbstitel  zulassen,  und  nicht  ohne  Weiteres  Jeden  bürgerlichen  Ver^ 
mO^efMerwerbstitel  auch  zum  Erwerbe  des  kircblieben  Palronatsrechtes  genügen 
lassen,  und  dass  wir  so  namentlich  die  SOcularisation  inohl  als  bOrgerlieben  Ver- 
mögenserwerbstitel, nicht  aber  auch  als  Erwerbstitel  flür  irgend  ein  Patronatrecbt, 
auch  nicht  fOr  das  dingliche  Patronatrecbt  anerkennen.    Es  ist  dieses  von  uns 
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Streitig  ist,  ob  bei  incorp.  quoad  iemporalia  (sog.  incorp.  minus 
plena)  Uebergang  stattfand? 

Einige  meinen  überhaupt,  wenn  sich  Amt  und  Würde  vom  Be- 
sitzthnm  nicht  trennen  lasse,  müsse  man  den  Uebergang  annehmen, 
indem  ein  solches  den  dringlichen  Charakter  erhalten  habe,  z.  B. 
Hinschius,  Kaim  u.  a. 

Endlich  stellen  einige  Schriftsteller  jeden  Uebergang  schlechthin 
in  Abrede,  gleichviel  ob  das  säcularisirte  Stift  das  Recht  ans  diesem 
oder  jenem  Grunde  hatte,  besonders  Bosshirt,  Walter  0- 

Für  den  vorliegenden  Fall  kommt  es  also  auf  folgende  Fragen  an : 

1.  war  die  incorporatio  eine  blos  die  Temporalien  umfassende  oder, 

2.  war  das  Patronatsrecht  ein  dingliches  ?  War  das  Recht  das 
Sesetzung^recht  oder  ein  geisUicJws,  nicht  an  einem  Gute  haftendes, 
Patronatsrecht,  ao  ging  dasselbe  nietU  über 2).  Deshalb  behauptet 
Bluhme,  es  habe  das  Stift  ein  dingliches  Recht  gehabt,  bez.,  wenn  es 
früher  dies  nicht  hatte,  durch  Verjährung  erworben. 

(im  Archiv  VII.,  2J6  Anm.,  225  Anm.,  227  ff.  and  besonders  IX.,  170  ff.),  soNvie 
aarb  von  anderer  Seite  (im  Archiv  IX.,  299  ff.)  aus  der  recbtlldieo  Natur  des 
Patronatrecbtes  näber  nachgewiesen  worden.  Und  dass  aocb  der  aosaeroni. 
Reicbsdepoi.  Haup($cbltt.ss  rani  25.  Febraar  1803  gar  nicht  die  Absiebt  baUe, 
durcb  die  Säcolarisationen  irgend  welche  Patronatrecbte  zu  übertragen,  beweisen 
insbesondere  auch  die  Urtbeile  des  ReicbsJcamniergericlits  und  des  Reichshofiraths 
aus  dem  Jahre  1805,  die  von  Mayer  in  den  »Reichskammergerichiiicben  Miscel- 
len,c  Bd.  li.  Heft  1.  (dessen  und  Wetzlur  bei  Tescbe)  mitgetheiU  sind.  Die 
leictere  Abhandlung  ist  in  der  Zeitschrirt  »Katholik«  Ualnz  1855.  Februarbeft  2. 
S.  168  ff.  wieder  abgedruckt.  Auch  die  deutschen  BiscbOfe,  an  der  Spitze  der 
t  Erzblscbof  Job.  v.  Oeisael  von  Köln,  erkürten  auf  ihrer  Versammlung  zu  Wurz- 
burg sogleich  in  der  I.  Sitzung  v.  23.  Ort.  1848,  und  die  preussischcn  Bischöre  in 
Ihrer  Denkschrift  v.5.  Dec.  1848,  dass  nur  dingliche  Vermögensrechte,  keinerlei 
Patrona'srechte  durch  die  Sficularisailonen  mit  den  GQtem  Obergegangen  seien. 
Die  Denkschrift  der  oberrhein.  Bischöfe  v.  18.  Juni  18^3  i.  5.  gesieht  den  Ueber- 
gang dinglicher  Patranatreclkie ,  die  aber  stefs  erst  zu  beweisende  seltene  FiHe 
seien,  zu,  vergisst  aber,  wie  auch  Richter,  auf  den  sie  sich  beziehr,  und  wie 
dessen  ScbQIer,  die  Frage  zu  beantworten,  wie  denn  kirchenrechtlich  Oberhaupt 
ein  dingliches  PatronatreM  niOgilrh  sein  könne,  welches  nirhl  mehr  das  We- 
sen eines  kirchlichen  Patronatredites,  sondern  den  Charakter  eines  bürgerlicheft 
dinglichen  Vermögensrechts  habe.  (Anm.  der  Red.:  Vering-) 

1)  In  dem  Aufsätze  in  diesem  .\rchiv  N.  F.  1.  S.  215  ff.  habe  leb  die  ein- 
zelnen Punkte  zusammengestellt  und  S.  221.  den  von  der  Reiahsdepotation  ange 
nommenen  Grundsatz  mitgetbeiK. 

2)  Dass  das  geistliche  (persönliche)  Palronatsrecht  auf  einen  Laien  nicbt 
durch  Verjährung  etc.,  sondern  nur  durch  püpstliches  Privileg,  Qbergehen  kann, 
ist  unbestritten.  Dasseitie  kann  also  durch  Usucaplon  nur  von  einer  geistlichen 
Person  als  solcher  erworben  werden,  wozu  justns  lituius,  bona  fldes  perpetua, 
Quasi-Besitz  durch  40  Jahre  oder  unvordenklicher  gehört:  r.  8.  ult  X.  depraeser. 
c.  1.  de  praeser.  in  6.  Nov.  111.    Vgl.  Schilling  $.  4.,  14.,  80. 
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Ging  es  nicht  eo  ipso  über,  so  entsteht  'noch  die  Frage : 

3.  ob  in  casu  das  Becht  dnrch  Verjähfnng  erworben  sei  ? 
Der  Wortlant  der  bisher  erörterten  Urkunden  ergibt : 

1.  Die  Kirchen  Bischofsheim,  Obemrsel,  Schwanheim  sind  bei 
der  Stiftung  der  Salyatorscapelle  in  ihrer  Totalität  derselben  ge- 
schenkt worden.  Der  KOnig  hatte  aber  —  das  ist  nach  dem  Bechte 
jener  Zeit  unzweifelhaft  —  das  volle  Besetznngsrecht ;  er  behielt 
sich  mchis  vor,  so  dass  sein  ganzes  Becht  an  das  Stift  kam. 

2.  Später  besass  der  Propst  Bischofeheira  ^^ratiofie  praeposi- 
turae;€  Obemrsel  gehörte  »od  prepositos  frank.y€  Schwanheim  dem 
Propste  T^raiione  prepositurae.^  Es  war  also  stets  die  Diffniiät,  der 
die  Kirchen  und  das  Becht,  welches  als  ^jttö  patronatus^  bezeichnet 
wurde,  zustand.  Dass  hierunter  das  Besetzungsreckt  gemeint  ist, 
kann  keinen  Augenblick  zweifelhaft  sein. 

8.  Die  genannten  Kirchen  sind  auf  rechtsgültige  Weise  dem 
Stifte  incorporirt,  wobei  es  bald  heisst  »Decano  et  Capitulo  ineorpo- 
rare,  unire,  annectare,«  bald  (bei  iSchwanheim)  auch  »mensae  capitu- 
lari«  ine.  etc.  jedoch  so,  dass  gesagt  ist,  die  fructus  redditus  etc. 
sollten  »in  usus  mensae  ca^ntularis«  convertirt  werden. 

4.  Bei  Schwanheim  reseryirte  sich  1428  der  Propst  das  Becht, 
den  vicarius  perpetuus  zu  bestellen;  bei  den  andern  kommt  solches 
nicht  vor.  Es  ist  nicht  emdent,  ob  bis  in's  17.  Jahrhimdert  hinein 
der  Propst  dies  Becht  geübt  habe  oder  es  aufgab. 

5.  Im  Jahre  1?591  und  1697  steht  das  volle  CoUations-Provi- 
sionsrecht  des  Stifts  urkundlich  fest. 

6.  Seit  1605  (vgl.  §.  5.)  varüren  bei  Vornahme  der  Vergabung 
der  vicaria  perpetua  die  Ausdrücke.  Es  kam  aber  in  keinem  Falle 
darauf  an,  den  Bechtsgrund,  weil  niemals  ein  Streit  vorhanden  war^ 
zu  bezeichnen,  deshalb  einen  stricten  terminus  technicus  zu  gebrau- 
chen, sondern  nur  anzudeuten,  das  Stift  habe  die  Person  zu  nomini- 
ren,  welche  vom  Ordinarius  mit  der  cura  animarum  zu  betrauen  sei. 

7.  Nie  wurde  das  Becht  des  Capitels  vom  Erzbischofe  oder 
einem  Dritten  bestritten. 

8.  Blnhme  hat  keine  Urkunde  namhaft  gemacht,  aus  der  sich 
ergäbe,  der  Ordinarius  habe  die  beim  gewbhnlicheti  Patronate  vor- 
kommende  Institution  ertheilt 

9.  Im  Verhältnisse  zum  Gapitel  erscheint  der  Pfarrer  durchaus 
als  vicarim.  Dies  hat  nur  Beziehung  auf  die  cura  animarum,  keine 
Urkunde  gibt  ihm  das  geringste.  Becht  auf  Administration  der  Tem- 
poralien  (des  Stiftsgutes  in  der  Pfarrei). 

Hieraus  ist  doch  wohl  unzweifelhaft ,  dass  eine  voUe  incorpo^ 
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ratio,  quoad  iemp&ralia  rt  spirätialm,  vorlag,  der  vicarius  nur  die 
Ausübung  der  cura  hatte. 

Sollte  dies  Resultat  noch  irgend  bezwöfelt  werden,  and  anzu- 
nehmen sein,  es  habe  das  Gapitel  nur  das  PairanaUreehi  gehabt :  so 
ist  doch  ufibediftgt  bewiesen:  ^^ 

1.  dass  dies  Recht  dem  Propste  als  solchem,  der  Propstei  zu- 
stand, folglich  ein  geistliches  war,  folglich 

2.  dass  es  auf  das  Gapitel  so  überging,  wie  es  der  Cedetti  haUe, 
der  Corporation  als  solcher  zukam, 

3.  dass  dies  bezüglich  Schwankeims  um  so  fester  ist,  als  ja  der 
Propst  sich  anfänglich  das  Besetjnmgsrecht  vorbeftidty  mithin  das 
Gapitel  das  Vermögen  früher  hatte,  als  das  Patronatsrecht  (denn  dass 
mit  der  Bestätigung  der  Schenkung  der  Erwerbsgrund  vorlag,  ist  doch 
klar),  also  letzteres  unmöglich  an  dem  Omnd  und  Boden  geklebt  ha- 
ben, demnach  nur  als  ein  persönliches  geistliches  erworben  sein  kann. 

Entweder  war  also  volles  BeseteungsreiM  in  Folge  der  Incorpo- 
ration  oder  geistliches  Patronatsrecht  vorhanden. 

Dass  schon  durch  Schenkung  einer  Kirche  an  eine  geistliche 
Gorporation  mit  Zustimmung  des  Patrons  von  Seiten  des  Bischofs  Ver- 
mögen und  Patronatsrecht  erworben  werde,  ist  im  canonischen  Becbte 
klar  statuirt  ^). 

Oben  (§.  8.)  wurde  bereits  bewiesen,  dass  das  Gapitel  nicht  durch 
Verjährung  ein  Patronatsrecht  erworben  habe.  Betrachten  vnr  den 
Gegenstand  noch  genauer.  Urkundlich  steht  fest:  das  Gapitel  hat 
das  Vermögen  durch  Incorporation,  und,  wenn  diese  keine  quoad  temp. 
et  spirit.  war,  das  Patronatrecht  durch  Schenkung  des  Propsts  erwor- 
ben. Daraus  aber  würde  mit  Nothwendigkeit  der  geistliche  Gharakter 
folgen,  mithin  das  Erlöschen  durch  die  Säcularisation.  Solches  nur 
liess  sich  vermeiden,  wenn  man  die  Incorporation  als  blos  die  Tempo- 
ralien  begreifende  darstellte,  das  Patronat-dann  entweder  als  deren 
Folge,  oder,  wenn  das  die  bösen  Leute  nicht  glauben  wollten,  als  durch 
eine  Verjährung  erworben  darstellte,  natürlich  in  beiden  Fällen,  weil 
es  also  sein  musste,  als  dingliches  Recht.  Was  soll  also  geschehen 
sein?  Das  Gapitel  hätte  ein  anfänglich  ihm  als  Gorporation  zufolge 
entweder  der  Seelsorge   oder  des  geistlichen  Patronats  zustehendes 

1)  c.  7.  X.  de  donationibas  Hl.  24.  Wenn  hier  „viri  reliirlosi''  irenannt 
wird,  ist  das  im  engten  Sinne  auf  Ordenspersonen  zu  beziehen.  Das  Gesagte  i$( 
aber  offenbar  ricbtis:,  weil  die  Fragen,  welcbe  beantwortet  worden,  waren:  1)  ob 
auch  das  Einliommen  erworben  werde,  oder  nur  2)  das  Patronaf.  Dazu  inuss 
dann  der  consenlus  capltull  Jcommen.  Es  ergibt  sich  daraus  aber  auch  evident, 
dass  der  Uebergang  des  Patronats  nicht  als  Folge  des  Erwerbs  des  VermOgeDS 
angesehen  wird. 
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Recht,  die  vicarii  perpetui  zu  bestellen,  durch  Verjährung  blos  als 
ein  zufolge  des  Besitzes  von  Grundvermögen  zustehendes  dingliches 
Recht  von  sich  selbst  und  gegen  sich  seO>st  erwerben  müssen.  Das 
Gapitel  soll  im  Laufe  der  Zdt,  weil  es  Eigenthümerin  des  alten  PfiEtrr- 
guts  geworden  war,  durch  Verjährung  das  Recht,  seinen  Vicarius  zu 
bestellen,  als  Präsentatiansrecht  an  seine  mensa  capitularis  als  Einheit 
oder  an  das  in  ihr  enthaltene  Pfarrgut  gebracht  und  dadurch  ding- 
liches Patronatsrecht  erworben  haben,  obwohl  aus  diesem  Oute  die 
Stiftung  nicht  herrührte.  Hat. das  Gapitel,  was  aber  nachzuweisen 
auch  nicht  einmal  versucht  ist,  weil  dazu  weder  Ausdrücke  der  vicarii, 
welche  das  Stift  »Putronec  nennen,  aber  selbstredend  den  Rechtstitel 
des  Stifts  absolut  nicht '  verändern  konnten,  genügen,  noch  auch  hin- 
reicht, wenn  das  Stift  oder  der  Bischof  dort,  wo  es  nicht  darauf  an- 
kam, juristisch  zu  reden,  von  Patronat  und  Patron  spricht,  worunter 
man  überhaupt  Besetzungs -Yorschlags-Rechte ,  die  ein  Dritter  hat, 
bezeichnen  kann  und  früher  und  jetzt  verstand,  das  Besetzungsrecht 
nicht  behalten,  dann  hat  es  doch  unbestritten  stets  die  Person  des 
vicarius  präsenHrt.  Dies  besass  es  aber  von  Anfang  an,  somit  sicher 
nicht  durch  den  Erwerb  des  Pfarrkirchenguts.  Warum  jetzt  der 
Bechtstüel  im  Laufe  der  Zeit  sich  ändern  soll,  obwohl  dieselbe  Person, 
das  Stift,  blieb,  und  der  Titel,  die  donatio  demselben  for  alle  Folge- 
zeit das  Recht  als  geistliches  gab,  das  möge  fassen,  wer  es  vermag !  — 

So  wenig  das  Patronat  früher  ein  dingliches  war  und  mit  den 
Gütern  überging,  hat  die  Stadt  Frankfurt  dasselbe  seil  1803  erworben 
durch  translcUive  Verjährung^  was  Bluhme  eventuell  behauptet. 

§•  27.  des  B.  D.  H.  S.  (oben  §.7.)  kann  augenscheinlich  nicht 
angefoübrt  werden,  da  er  nur  auf  materielle  Dinge  geht;  es  bleibt  also 
nur  dessen  §.  36.  übrig.  Auch  dieser  Paragraph  hat  sicherlich  nur 
»Rechtec  im  Auge,  welche  an  Gütern  kleben  oder  als  Vermögensrechte 
liehe  gedacht  werden  köimen.  Es  folgt  dies  schon  aus  §.  34. ,  der  nur 
von  »Gütern«  redet,  während  doch  bestimmt  bei  den  Domkapiteln 
ebenso  gut  alle  am  Vermögen  klebenden  Rechte  haben  übertragen  wer- 
den sollen.  Klebte  ein  Patronatsrecht  an  einem  Gute,  so  ging  es  mit 
diesem  über;  ob  jenes  der  Fall  war ,  ist  quaestio  facti.  Das  hat  die 
Reichsdeputation  selbst  entschieden,  indem  sie  in  der  38.  Sitzung  {Pro- 
tokoll  der  ausserordentlichen  Reiohsdeputation  zu  Regensburg.  Reg. 
1803.  B.  n.  S.  757.  Vgl.  dies  Archiv  a.  a.  0.  S.  221)  also  resolvirte  ^ : 

1)  leb  verweise  auf  die  Abhandlung  von  Mayer.  Wem  steht  das  Colla- 
tionsrerht  geisilicber  Beneficien ,  welches  die  deutschen  FQrstbischOfe ,  Domcapitei 
und  derselben  in  Digniiilen  stehenden  Mitglieder,  oder  auch  andere  geistliche 
GHeder  in  den  neu  sflcularlsirten  Lindern  bisher  geQbt  halten,  kOoftig  zu?  in 
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»Da  bei  dem  bekannten  Unterschiede  inter  jus  patronatos  laicale 
et  ecclesiasticnro  alles  auf  die  eigentliche  Natur  eines  jeden  ein- 
zelnen in  Frage  stehenden  juris  patronatus  ankonune :  so  könne 
man  bierunter  keine  Grundsätze  festsetzen ,  sondern  müsse  dess- 
halb  alles  dem  gütlichen  Uebereinkommen,  oder  der  Entsckeidong 
der  Behörden  überlassen.« 

Ausser  Zweifel  ist,  dass  das  gemeine  Recht,  das  in  Oberursel  und 
Schwanheim  notorisch  gilt ,  um*  bestimmte  Erwerbsgrande  des  persön- 
lichen und  geistlichen  Patronats  kennt.  Zu  diesen  gehört  unstreitig 
die  Vernichtung  des  Patrons  ebensowenig,  als  der  Erwerb  seines  Ver- 
mögens ex  confiscatione  oder  säcularisatione.  Die  Sftcularisation  als 
solche  bleibt  ganz  ausser  Frage,  da  es  hier  gar  nicht  darauf  ankcmimt, 
ob  sie  recht-  oder  unrechtmässig  war.  Duiglick  war  das  Patronats- 
recht  erwießenermassen  nicht. 

Notorisch  galt  in  Nassau  und  Frankfurt  gemeines  Beeht  im  Jahr 
1803  imd  bis  auf  den  heutigen  Tag.  Soweit  also  kein  partikulares  ^) 
Beeilt  existirt,  sind  die  Normen  des  gemeinen,  d.  h.  also  füur  den  Er- 
werb des  Fatronatsrechts  über  katholische  Kirchen  quoad  titulum  die 
des  katholischen  Kirchenrechts,  unbedingt  massgebend.  Nun .  existirt 
kein  jmrtikuläres  Gesetz. 

Wiifk  miin  nun  die  Frage  der  translativeu  Verjährung  auf,  so 
gibt  man  damit  zu,  da  ausser  dem  Stifte  kein  Patron  da  war,  dass  »k 
der  libera  colkUio  gegenüber  hätte  Platz  greifen  müssen^). 

Reicbskommergerirhtl.  MIscellen  Bd.  ff.  11.  f.  (wieder  abgedruckt  im  ^Katholiken* 
Mainz  1855.  *2.  H.  S.  16S  (f.  and  die  atote  in  diesem  Archiv  VIT.  S.  126.  n.  1) 

1)  Icli  sage  dfes  abslcbtiicb,  1)  weil  icb  Argumente  nicht  liebe,  mit  denen 
man  nicbts  ausricbtet,  indem  2)  kein  Geriebt,  wenn  ein  abweichendes  Partiealar- 
recbl  beslftode,  sicli  an's  gemeine  halten  wQrde,  3}  weil  die  Processe  Ober  solche 
Dinge  vor  die  kircirichen  Gerichte  bisher  nur  via  pii  desiderii  gehOren.  .Aus  den- 
selben GrOnden  lasse  icl»  nucb  die  in  der  bekannten  Espositione  dei  Senii- 
menii  di  Sua  Santiiä  vom  10.  August  1^19  enthaltene  Erklärung  meritorisrli 
hier  ganz  bei  Seite.  Nicht  nüoder  flndei  die  Frage,  ob  ein  Protestant  ein  per- 
sönliches Patronatsrerht  Ober  eine  katholische  Khrche  erwerben  k&rnie,  hier  ai^ 
nicht  hergebörig  keine  Besprechung,  weshalb  es  gleidigtiitig  ist,  wenn  Blabme 
sagt,  der  h.  Senat  könne  nicht  nach  dem  Masssiabe  von  ..akathollschen^'  Forsten 
beuribelit  werden,  da  dieses  Collegium  keiner  bestimmten  Conression  angehöre, 
weil  es  niemals  an  katholischen  Mügliedem  in  demselben  fehlen  werde,  to^*^ 
bekanntlich  nach  der  Verfassung  von  Frankfurt  stets  einige  Katholiken  im  Senate 
sitzen  müssen,  auch  eine  eigene  kaiholiiiCbe  Kirchen-  und  Scbuldepuialion  besteb'i 
und  enillirh  der  b.  Senat  sich  der  katholischen  Kirche  gegenüber  stets  billig  zeigte, 
leb  gebe  sogar  zu,  dass  der  Senat  ein  persönliches  Patronat  auf  rechtagiUtig^, 
Weise  erwerben  kann. 

2)  Weshalb  Bluhme  S.  74.  für  die  Zeil  vor  1803  die  Frage  herbei- 
zieht: ob  nach  dem  Conc.  Trideniimim   an   einer  ecciesia  libera  Paironaisrcrbt 
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Mit  der  Sftcolarisation  trat  diese  ein,  ist  auch  von  Seiten  des 
Ordinarius  (Erzbischof  Grotsherzog  von  Frankfurt)  1813  bezuglich 
Oberursels  ausgeübt,  ohne  dass  ehie  Intervention  der  geistlichen  Adnti- 
nistraiiotif  welcJie  die  der  Stadt  Frankfurt  gebliebenen  Stiftsgüiet'  ver- 
waltete, stalihatte. 

Ob  einer  libera  coUatio  gegenüber  durch  Verjährung  ein  Patro- 
natsrecht  nach  dem  Conc.  Tridentinum  erworben  werden  kdnne^), 
ist  sehr  bestritten.  Ich  stehe  mit  der  Behauptung  der  Anwendbar- 
keit ziemlich  allein.  Ist  nun  die  Ansicht  richtig,  die  üsucapion  sei 
unzulässig 9  so  erledigt  sich  die  Frage  dahin,  dass  Frankfurt  nicht 
erworben  habe.  Man  wäre  dann  vielleicht  geneigt,  die  Zulassung 
der  hräaeniatianen  van  Seilen  des  Ordinarius  als  Schenkung  des  Pa- 
ircnatsrechis  aufzu&ssen.  Das  ist  aber  unmöglich,  weil  darin  ein 
Erwerb  durch  ein  Privileg  läge,  zur  Ertheilung  eines  solchen  der 
Bischof  aber  nicht  mehr  competent  ist  seit  dem  Concil  von  Trient, 
übrigens  auch  alle  Merkmale  der  Schenkung  fehlen  würden,  endlich 
animus  donandi  sicher  abging. 

Ist  aber  meine  Ansicht,  an  der  ich  festhalte,  die  richtige,  und 
will  man  selbst  die  su  verneinende  Frage  bei  Seite  lassen,  ob  ein 
Laie  gegenüber  der  libera  collatio  usucapiren  könne:  so  kommt  es 
darauf  an,  zu  imtersuchen,  ob  alle  Bedingungen  der  usucapio  vor- 
liegen (oben  S.  186.  Note  2). 

Wo  ist  der  justus  tiitdus  ?  Die  berechtigte  Corporation  war 
aufgehoben,  deren  Nachfolger  ist  die  Stadt  Frankfurt  sicherlich  nicht. 
Eine  causa  possessionis  ist  nicht  vorhanden,  da  die  Meinung^  es  sei 
mit  den  Gütern  erworben,  um  so  weniger  eine  ist,  als  sie  auf  einem 
Reehtsirrthum  beruhen  würde,  jedes  factische  Substrat  fehlte,  auch 
die  Entscheidung  der  Beichsdeputation  und  die  reichsgerichtlichen 
Urtheile^)  entgegen  standen.  Wenn  irgend  wo,  gilt  hier  der  Satz: 
»nemo    causam  possessionis  mutare  potest.«   —  Wo  ist  die  bona 


durch  Üsucapion  ervvorbeu  werden  kOnne,  begreife  ich  nicht.  Denn  vor  1803  lag 
sicher  keine  libera  collatio  vor.  Me  hat  der  Ordinarius  oder  ein  Anderer  durch 
mehr  als  400  Jahre  ein  Rvrbt  der  Treten  Besetzung  an  Jenen  drei  Kirchen  be- 
hauptet.   Wahrlich,  da  gilt  der  Satz:  qui  ninium  probat  nihil  probat. 

1)  Sesa.  XXV.  c.  9.  de  ref.  Dass  dies  in  der  Mainzer  DiOcese  galt  und 
hier  massgebend  ist,  versteht  sich  von  selbst,  ist,  da  die  geistliche  Jurisdietion 
des  Erzbischofs  ausser  Fra^'e  war,  durch  den  Weatphählischeti  Frieden  art.  V. 
und  R.  D.  H.  8.  §•  62.  63.  garantirt  Vgl.  meine  oben  c\t.  Abhandlung  in  diesem 
Archiv  Bd.  VU.  —  lieber  die  Rechtsfrage  mein  System  S.  685  ff.  Lehrbaeh 
S.  248. 

2)  Siehe  dieselben  bei  Mayer  in  der  S.  189.  Note  1  cit.  Abhandlong. 
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fides?  Abgesehen  von  dem  eben  Gesagten  kommt  hinzn,  dass  der  Papst 
1819  bereits  feierlich  gegen  solche  Theorie  protestirt  hatte,  die  Bulle 
T^Äd  Dominici  gregis  custodiam*  §.  Sexto  die  volle  Jurisdiction  den 
Bischöfen  gibt ,  der  Papst  in  dem  Breve  ^Pervenerat  nofi  tfa«  vom 
30.  Juni  1830  gegen  die  Verordnung  vom  80.  Januar  1830  feierlich 
Verwahrung  eingelegt  hatte ,  mitbin  den  dies&llsigen  Theorien  und 
praictischen  Massnahmen  mindestens  die  bona  fides  nicht  mehr  inne- 
wohnte, der  Bischof  1849  förmlich  die  freie  Besetzung  reclamirte.  — 
Die  Zeit  ist  nicht  vorhanden.  Oberursel  ist  1818  frei  besetst;  1817, 
1818,  1840  ist  mit  Erfolg  präsentirt  worden.  Schwanheim  ist  durch 
im  Jahre  1814,  1828,  1848  auf  Grund  von  angenonunenen  Präsentatio- 
nen besetzt  worden,  die  Ton  1858  hatte  keinen  Erfolg,  sie  wurde,  wie 
bei  Oberursel  im  Jahr  1864  in  der  oben  dargestellten  Weise  erledigt. 
Durch  das  Schreiben  des  Bischofs  vom  26.  Januar  1849  wurde  offen- 
bar die  Quasi-Possessio  unterbrochen,  und  ist  durch  das  später  Erfolgte 
unterbrochen  geblieben  *). 

Mithin  kann  von  Verjährung  keine  Rede  sein.  Wollte  man  aber 
die  tridentinische  Satzung ,  dass  in  gewissen  hier  nicht  zutreffenden 
Fällen  wiederholte  Präsentationen  durch  50  Jahre  genügen,  herbei- 
ziehen, so  ginge  das  schon  darum  nicht,  weil  von  1817  bis  1849  resp. 
1804  bei  Oberursel,  von  1814  bis  1849  resp.  1858  bei  Schwanheim 
keine  50  Jahre  verflossen  waren. 

§.  10.  Wir  haben  bisher  nur  jene  Documente  besprochen,  di^ 
entweder  von  Bluhme  aus  dem  Frankfurter  Archive  beigebracht  sind, 
oder  in  den  zugänglichen  Werken  stehen.  Es  soll  nur  noch  auf  Eini- 
ges hingewiesen  werden,  das  zum  Theil  sicher  auch  aus  dem  Frankfiff- 
ter  Archive  entnommen  werden  konnte,  und  durch  die  Acten  der  Pfff- 
reien  Oberursel  und  Schwanheim  im  Procosse  erwiesen  werden  kann. 

Die  Acten  der  Pfarrei  Oberiirsel  ergeben : 

1.  der  Pferrer,  vicarius  perpetuus  hatte  eine  fesk  Oongrua,  be- 
stehend in  einem  Theile  des  Grosszehents  ( Vg) ,  der  ihm  entweder  vom 


])  Bluhme  S.  76.  zieht  „den  am  8.  Gel.  1818  gesclilosscnen,  am  20.  Ort 
1820  raliflcirlen  Vertrag  zuisdien  Nassau  und  Limburg  Ober  die  Grflndung  etoci^ 
Centralkirchenfonds  (Ur  das  Bisthum  Limburg"  lurbei.  Ein  solcher  existirt 
gar  nicht,  es  ist  der  Vertrag  Ober  die  Gründujig  bez.  Do(a  ion  des  Bisiliums 
(abgedruckt  in  meiner  Scbrift  „die  Erwerbs-  und  BesitzRhigkeit  der  deutschen 
katholischen  BisthQmer  u.  s.  w.  Prag  18C0,  S.  96  ff.),  ein  neuer  Beweis  von  d^r 
Genauigkeit,  womit  das  Guiarhten  gearbeitet  wurde.  Auf  diesen  Vertrag  kommt 
nichts  an.  Denn  dass  Na&ssu  dem  Senate  kein  Patronatsrecht  geben  konnte,  ver- 
steht sich  von  selbst.  S-  H*  dieses  Vertrags  hat  nur  Bedeutung,  insofern  die 
\on  Nassau  ftOher  selbst  erhobenen  AnsprQche  hiermit  Frankfurt  gegenüber  auf- 
gegeben waren. 
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Gapitdi  sngeAhrt,  oder  voo  ihm  eingeheimst  wurde  bez.  ab  Quote  der 
Pachtgelder,  wenn  er  verpachtet  war,  zakam ; 

2.  dersdbe  bezog  den  Novalzehnten  (z.  B.  a.  1539  nach  einer 
1737  aus  dem  Stiftsarchi?  genommenen  copia);  bisweilen  nahm  ihn  das 
Stift  von  urbar  gemachten  Ländern  an  sich! 

3.  die  Pfarrer  unterzeichnen  sich  in  Schreiben  an  den  Erzbisohof 
und  das  Capitel  »iybrrer  au  Oberursdf  viearim  perp^uus  od  8. 
Basräui.  mn  DrcmkfurA*  z.  B.  der  Püftrrer  Nendtner  in  den  f&nfidgar 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts;  derselbe  8.  April  1757  nennt  das 
Stift  »Herrn  und  Patronenc  in  der  Anrede  eines  Briefes,  worin  er  dies 
bittet,  ihn  gegen  das  mainzische  Amt  Königstein  im  Besitzrecht  bezüg- 
lich gewisser  Zehnten  zu  schützen,  zumal  der  Brzbischof  ja  Propst  des 
Capitels  sei;  dersdbe  in  mehreren  anderen  Schreiben  an  4^  Erz- 
Mschof,  worin  er  von  dem  Stift  als  »parochiae  patronoc  spricht; 

4.  in  einem  Schreiben  vom  Jahre  1753  an  den  Ergbischaf  verwen* 
det  sich  das  Capitel  daftr ,  dass  der  Pfarrer  im  Besitze  des  schon  zur 
Zeit  der  Grafen  von  Eönigstein  besessenen  Rechts  des  Novalzehents 
gegen  das  erzbischöfliche  Amt  aufrecht  erhalten  werde.  Darin 
heisst  es : 

»als  gelanget  ahn  Euer  ChurfQrstliche  Gnaden  unser  deren  CoUa- 
ioren  vtm  fHiehr  besagter  pfarrey  Ober  Ursell  unterthftnigstes 
Bitten.« 

Würde  das  der  Erzbischof  geduldet  haben ,  wenn  sie  bloss  zu  prisen- 

tiren  hatten  P 

5.  Die  Pfarrei  hatte  1730  folgende  Competenz:  »50  Achtel  Korn 
in  fixe  aus  dem  grossen  Zehent  auf  den  Speicher  geliefert.  —  40  Achtel 
Haber  desgl.  —  Einig  Pfarrgut  von  387)  morg.,  und  10  morg.  weiden, 
lass  der  jetzige  Pfarrher  das  gut  durch  sein  eigen  geschirr  bauen.  — 
ein  zehent  von  etlich  gütern  durch  die  3  Felder,  desgl.  auch  von  Nova- 
lien  und  neuen  Bftd^.  —  y<»rheuer  von  ohngef&hr  800  morg.  weiden, 
von  morg.  3  dt.  vorheue  von  etlich  gewissen  Weingärten  zu  Ursell 
Bommersheim  und  Stierstatt  vom  m<Mrg.  3  alb.  —  Etliche  Zinsen  von 
H&usern.  —  Ein  halb  Fuder  Wein  aus  der  Kellerey  Hoffheim  mit  der 
Frohn  durch  die  Bommersheimer.  —  Ein  Achtel  Weiden  und  ein 
Achtd  Korn  von  der  Bommersheimer  Pfingstweid  aus  selbiger  bed.  (?) 
—  Zwei  Guld.  15  alb.  von  Propst  und  Capitel  S.  Barth,  aus  der  Yor- 
heuM*.  -**  2  B.  15  alb.  pens.  bey  Jörch  Burckhardi  —  Item  erhebt  der 
Pfarrer  wegen  der  verwilligten  24  K  vor  den  kleinen  Zehend  von  jeder 
Person  zu  Ursell  Bom.  und  Stierst,  so  über  8  jähr  alt  6  dt.  —  Das 
Opfer  in  der  Kirch  uff  die  4  hohe  fest  nativitatis  Dom.,  Besurrect. 
pentecost.  et  Assumpt.  so  hiebevon  zwar  dieses  orts  nit  im  Herkommen 
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gewesfim^  ab  ao  1660  aber  auch  eingefUirt,  und  per  Deeretom  den  ge- 
sambten  Pfarrkindem  auferlegt  worden.  —  Die  jura  stolae  von  Begrab* 
nusB  proclamimng  inthrouisirung.  Von  einer  Begräbnuss  giebt  Boro. 
und  Stierst.  1  guld.  Ursell  aber  hat  von  ohndenklich  jähren  nicht» 
geben,  würdt  aber  nunmehr  von  begräbnuss  eines  alten  15  alb.,  von 
eins  Kinds  10  alb.  gehoben,  so  angeregten  hehrkommen  auch  der  Kirch- 
Ordnung,  wdehe  will,  wo  zuvor  von  begrftbnussen  nichts  geben  worden^ 
das  es  darbei  sein  Verbleibens  haben  solle,  zuwidcnr.  —  Die  sei  A^nbter 
und  leicht  predig  werden  absonderlich  belohnt. — piarrhaus.  Das  styift 
zu  S.  Barthol.  in  Frankfturt  ist  schuldig  das  pfarrhaus  zu  erbauen,  wie 
denn  alt  allein  in  ao  1606  geschah,  sondern  seithero  wieder  zum  zwey- 
temnahl,  nachdem  in  ao  1622  durch  die  Braunschweigisch,  und  ao  1645 
durch  die  frantzösische  feinds  Völcker  solches  abgebrradt,  auch  dareu 
durch  arresürung  ihrer  hiesig  gefäU  von  Ertzbischöflichen  Cotisistario 
angehattm  worden.  Der  pfarrherr  soU  jährlich  fönff  R.  Verbauen  ?er- 
m6g  hehrkommen  und  Statutum.  —  Pfarrgüter.  54Y4  Morgen  ahn 
äeker  wiesen  und  garten  gebühren  zur  pfarr,  deren  Specification  in  denen 
läger  oder  landbücher  zu  finden  seindt  beede  (?)  Schätzung  Zehend 
frei.«  — 

6.  Im  Jahr  1854  stellte  der  damalige  Pfarrer  mit  dem  Kirchen- 
vorstand mit  Oenehmigung  der  Regierung,  ohne  die  des  Ordinarius  ein- 
zuholen, eine  Klage  gegen  die  Stadt  Frankfurt  an  wegen  Pruchtabgabe, 
und  stützte  seine  Klage  darauf:  ^Diesem  Stifte  stand  seit  unvordeni- 
liehen  Zeiten  das  Patronat  und  Präsentatioftsrecht  zur  Pfarrei  Ober' 
nrsel  als  ein  mit  den  Stiftsgütern  verbundenes  dingliches  Recht  zu. 
Mit  dem  St.  Bartholomäusstift  ist  dasselbe  auf  die  freie  Stadt  Fraiik* 
ftirt  übergegangen  .  . .«  Dass  nun  die  Ansicht  des  Pfarrers  oder  dtf 
Kirchenvorstandes  dem  Rechte  des  Ordinarius  nicht  präjudioiren  kann, 
verstebt'sich  von  selbst.  In  der  am  29.  Dez.  1854  beim  Amt  zu  Könige 
stein  iM*äsentirten  Einrede  der  Stadt  Frankfnrt,  eingebracht  durch  den 
ordentlich  bestellten  Vertreter,  lieisst  es  wörtlich : 

»Ich  gebe  zu ,  dass  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  von 
1803  die  freie  Stadt  Frankfurt  die  Güter  des  ehemaligen  Bartho- 
lomftusstiftes  daselbst  als  Entschädigmig  erhielt,  dass  diesem  Stiit« 
das  Patronat  und  Präsentationsrecht  zur  Pfarrei  Oberursel  an- 
stand ,  dieses  Recht  auf  die  freie  Stadt  Frank Airt  überging  und 
von  ihr  auch  bei  den  seitdem  vorgekommenen  Vaeanzen  ausgeöW 
wurde  ...  Die  Pruchtabgabe,  welche  der  Pftrrer  zu  Oberursel  bis 
zum  Jahre  1848  von  dem  Bartholomftusstift  und  demnächst  rofl 
der  freien  Stadt  Frankftirt  bezogen  hat ,  hing  niemals  mit  dem 
Patronat  und  Prftsentationsrecht  zusammen,  sondern  nur  mit  dei» 
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Zehntrechty  welches  den  genaimten  Körperschaften  in  den  genann- 
ten Gemarkungen  Oberursel  und  Bommersbeim  zustand ...  Da 
übrigens  der  fragliche  Zehnt  nicht  ganz  von  dem  Stifte  bezogen 
wurde,  sondern  auch  der  Propst  daran  betheiligt  war  und  deshalb 
auch  einen  Theil  der  Fruchtabgabe  zu  tragen  hatte . . .  Diesen 
Zustand  hielt  denn  auch  die  im  Jahr  1808  an  die  Stelle  des  Stifts- 
Gapitels   getretene    geistliche    Güter-Administration    zu   Frankfiirt 
fest . .  • ,« 

Der  Kläger  nahm  darauf  die  Klage  zurück.  — 
Ans  den  hier  mitgetheilten  Thatsachen  folgt, 

1.  dass  die  vicaria  perpetua  ein  ganz  selbstständiges  Vermögen, 
und  zwar  ein  recht  ansehnliche,  hatte,  mithin  alle  Argumentatio- 
nen, die  Bluhme  daraus  allgemein,  also  auch  fär  Oberursel,  herholt, 
in  sich  zerfallen; 

2.  dass  das  Capitel  sich  als  CoUatar  noch  1753  gerirte ; 

3.  dass  —  die  Behauptungen  der  Einrede  sind  richtig,  da  auch 
aus  anderen  Acten  erhellte,  dass  der  Propst  betheiligt  war  —  es  kaum 
möglich  ist,  genau  festzustellen,  wie  sich  die  Verhältnisse  im  Ein- 
zelnen ausgebildet  haben,  jedenfalls  aber  das  Besetzungsrecht  ent- 
weder auf  der  wirklichen  vollen  Incorporation  oder  auf  einem  rein 
geistlichen,  persönlichen  Fatronatsrechte  bernhete,  namentlich  seit- 
dem die  ]^arrdotaiion  eine  feste  war,  von  einem  Patronate  auf 
Grund  der  bona  gar  keine  Bede  mehr  sein  konnte.  Denn  alle  Lasten 
des  Stifts  gegenüber  der  Pfarrei  lagen  lediglich  auf  dem  Zehntrechte. 
Aus  diesem  Grunde  ist  auch  gemäss  der  Observanz  im  Mainzer  Erz- 
stifte in  dep  endgültigen  Erlasse  über  die  Zehatablösung  des  herzogl. 
nassattischen  Staatsministeriums  vom  3.  Februar  1851  ad  n.  FM. 
2770  das  Ablösungscapital  zugefallen:  1.  für  den  Schulfond  zu  Ober* 
ursel,  2.  der  Pfarrei,  3.  dem  Kirclienfoude  für  Unterhaltung  und 
Neubau  der  Pfarrgebäude,  Kirchenchor  und  Sacrisieu  Es  ist  hier- 
durch die  Theorie  Bluhme's  von  dem  »qualificirten  d.  h.  einem  mit 
Eigenthums-  und  Zehntrechten  yerknüptlen  Fatronatsrechte«  noch  mehr 
zerfallen.  Endlich  sei  noch  bemerkt,  dass  in  den  Pfarracten  auch  nicht  eine 
Spur  vorkommt,  dass  jemals  der  vicarius  perpetuus  für  das  Stift  irgend 
welche  Temporalien  erhoben  habe,  wohl  aber  bewiesen  ist,  dass  er  nur 
seine  Einkünfte  vom  Stifte  direct  bezog  bez.  aus  den  von  ihm  verwalteten 
Gütern.  Dass  aber  die  vicaria  perpetua  bereits  im  Jahre  1351  eine 
feste  in  Zehnten,  Geld-  und  Weinzinsen  bestehende  Dotation  hatte, 
ergibt  schon  die  bei  Würdtwein  U.  p.  49  sqq.  num.  XVI.  abge- 
druckte Urkunde :  »Hi  sunt  reditiis perpetuivicarie  inUrsule,  qui 
anno  Domini  MCCCLIper  Sifridum  plebanum  ibidem  sunt  couscripti . . .,« 
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worin  durch  die  Passus :  »Primo  II  marca  Den.  levium  Becanus  et  ta- 
pitidum  ecclesie  s.  Barth.  Frankford,  racione  incorporcu>ionis  eeclesie 
in  Ursele  et  idem  plebanus  videlicet  ibidem  solvet  de  suo  subsidia  . . . 
Similiter  (nemlich  conscribirt  in  einem  bezeichneten  Buche)  agri  dotis, 
personae  possidentes  libro  reperiuntur  in  eodem  et  unus  mansus  inter 
agros  prescriptos  spectat  ad  curiam  Pronhof  Prepositure  Prankf.  et 
d(Uur  de  eodem  ...  Et  coUacio  parochie  ejusdem  spectat  ad  üecannra 
et  capitulum  ecclesie  s.  Barth.  Frankford.«  Es  ist  wesentlich  derselbe 
Zustand  seit  der  ersten  Incorporation  bis  zur  Aufhebung  des  Stifts  ge- 
blieben. 

Bezüglich  Sehwanheims,  welches  von  Anfang  an  d.  h.  vom  Mo- 
mente der  Incorporation  mit  eigenem  Vermögen,  mit  Zehnten  u.  dgl. 
bewidmet  wurde,  führe  ich  aus  den  Acten  des  Pfarrarchivs  noch 
Folgendes  an: 

1.  Seit  1600  ist  der  Besitz  des,  jetzt  mit  11,000  fl.  abgelösten 
öoldsteiner  Zehent,  welcher  in  der  Schwanheimer  Gemarkung  la^. 
durch  die  Pfarrer  erwiesen. 

2.  1703  werden  in  einem  Inventar  ^pSpecificafio  agrorum  et 
pratorum  parochialium  in  te^ritorio  Schwanheimensia  46  Morgen 
und  V2  Viertel  Aecker  und  Wiesen  aufgeführt,  welche  noch  heute 
der  Pfarrei  gehören.  Bei  einer  heisst  es:  »Diese  Wiese  ist  eine 
lange  Zeit  vom  pfarrguth  entzogen  gewest,  endlich  a.  1712  den 
24.  May  durch  Schultheis  imd  feldgeschworene  dem  Pfarrer  z« 
Schwanheim  von  newem  aufgesucht,  dargemessen  und  zugeeignet  wor- 
den.«   Dieses  Inventar  zählt  ebenfalls  die  Zehenten  auf. 

3.  Das  Pfarreinkommen  vor  1803  war  höher  als  jetzt,  weil 
die  Güter  ganz  dieselben  waren,  die  Zehnten  aber  mit  dem  17faclien 
Werthe  abgelöst  sind,  mithin  nicht  den  früheren  Ertrag  geben. 

4.  Der  Pfarrer  hatte  absolut  nichts  mit  der  Verwaltung  und 
Erhebung  der  dem  Stifte  gehörigen  Benten  zu  thun.  Letzteres  hatte 
in  Schwanheim  eine  Zehentscheune.  Nach  Ablösung  des  Zehnts  wollte 
die  Stadt  Frankfiirt  dieselbe  verpachten,  der  Pfarrer  verweigerte  aber 
die  Einfuhr  durch  den  Pfarrhof  und  siegte  in  dem  von  Frankfiirt 
dieserhalb  angestrengten  Processe.  Diese  Scheune  brannte  ab ;  ihren 
Neubau  gab  der  Pfarrer  nicht  zu ,  weil  er  aus  den  Lagerbuchern 
erwies,  dass  Grund  und  Boden  Eigenthum  der  Pfarrei  sei. 

5.  Im  Taufbuche  heisst  es  beim  Jahre  1639  »Hucusque  manas 
D.  Goswini  Yerhaveri  Buscodunensis  ad  S.  Bartholomaeum  Franco- 
furti  Vicarii  et  Pastoris  Schwanhemii«  und  dann  an  einer  andern 
Stelle:  »Nota  denique  ab  a.  1632  ob  mediorum  et  reddituum  penuriam 
parochiani  Schwanheimenses  pastorem  proprium  alere  non  potoisse. 
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Ne  autem  oyes  pastore  destitnerentur  tanto  temporis  intervallo  et  a 
lupo  infernali  animae  eoram  deyorareiitur  et  aeternum  perirent,  ardi- 
natiane  ac  favore  BB.  DD.  Decani  caeterammque  capitidarium  (ad 
qms  praefatae  parochiae  ccllaüo  de  jure  pertinet)  in  eoclesia  Divi 
Bartholomaei  gratiose  provisam  est  illü,  et  parochia  ex  mewibris 
praedktae  Eccksiae  administraia  est  totalUer.^  Diese  Versehnng 
der  Pfarrei  durch  die  Stiftsherm  (regelmässig  Stifksvicarien)  dauerte 
von  1632  bis  1651,  wo  Rupert  Keil  Pfarr<Hr  wurde,  auf  den  1658 
der  Carmelit  Aegidius  Wem  folgte. 

Auch  diese  Daten  beweisen  wohl  zor  Gtendge,  dass  von  einem 
»qnalificirten  Patronatrechte,«  von  einer  der  selbststäudigen  Persön- 
lichkeit entkleideten  vermögenslosen  Pfarrei  und  dergL  mehr  keine 
Bede  sein  kann,  dass  8t.  Bartholomäus  Pfarrer,  der  mit  einer  festen 
in  Qmndstücken  und  Orundrenten  dotirte  Vicarius  perpetuus  des 
Stifts  Vertreter  war,  dieses  auch  selbst  zu  administriren  f&hig  und 
nach  Umständen  berechtigt  war,  von  einem  an  dem  Stiftsgute  haf* 
tenden  Patronatsrechte  keine  Spur  vorliegt. 

S«  11.    ResalUto.    Scldass. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  zusammen : 

1.  Das  St.  Bartholomäusstift  war  bei  der  Stiftung  be widmet  mit 
den  drei  genannten  Kirchen. 

2.  Im  13.  Jahrhundert  hatte  die  Propstei  das  Besetzungsrecht 
und,  wie  die  Urkunden  schliessen  lassen,  auch  Zehnten  und  andere 
Einkünfte  (bez.  Vermögen)  in  den  P&rreien,  die  Pfarrer  aber  hatten 
ihr  selbstständiges  Pfarrgut  ^). 

3.  Oberursel  wurde  sofort  pleno  jure  incorporirt,  Schwanheim 
ebenso,  jedoch  anfanglich  mit  Vorbehalt  des  später  verschwindenden 
Bechtes  des  Propstes,  den  vicarius  zu  ernennen. 

4.  Das  Besetzungsrecht  war  eine  Folge  eines  dinglichen  Pa- 
tronats. 

5.  Ob  der  Farm  nach  das  GoUationsrecht  bis  1803  vorlag,  ist 
nicht  genau  festzustellen,  jedoch  nach  den  Vorlagen  sehr  wahr- 
scheinlich. 


1)  Das  folgt  einfach  daraus,  da«  di«  IncorparaliODeB  enl  in's  Lebei  tra- 
ten, wefin  die  Pfarrer  starben.  Man  bedenke  nun  sdüieasUcb:  die  Pfarrei 
hatte  ihre  feste  Dotation;  was  der  Propst  hatte,  war  nicht  das  Beneficialgut. 
Nun  schenkt  er  sein  Recht  des  Patronats  und  zugleich  das  ihm  zustehende  Ein- 
kommen u.  s.  w.  in  den  Pfarreien.  Die  eigentliche  fncorporation  hatte  vor  der 
Bestitigong  gar  keine  Wirkung,  sie  Ist  etgentiich  nicht  durch  den  Propst,  sondern 
den  Ordinarius  hez.  Papst  vorvenommen  worden. 
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6.  War  das  Becht  kein  förmliches  Collationsrecht ,  dann  kann 
es  nur  persönliches,  geistliches  Patronatsrecht  gewesen  sein,  zuste- 
hend der  Corporation,  Dechant  und  Capitel. 

7.  liCt  der  Aufhebung  des  Stifts  fielen  die  Kirchen  in  die  li- 
bera  collatio  episcopalis  zurück. 

8.  Die  Stadt  Frankfurt  ist  weder  durch  den  Erwerb  des  Stifts- 
guts, noch  durch  Verjährung  Patron  geworden.  — 

Sollte  Jemand  trotz  aller  Beweise  diese  Sätze  nicht  an- 
nehmen wollen,  dann  müsste  er  einräumen,  dass  die  Sache  so  zwei- 
felhaft und  schwierig  als  möglich  war  und  ist.  Was  Bluhme  be- 
hauptet, ist  evidentermassen  nicht  nachgewiesen. 

Wenn  unter  dem  Drucke  des  Kirchenstaatsregiments  vor  1848 
die  Bischöfe,  einsehend  alle  Proteste  führten  zu  nichts  und  der  Rechts- 
weg werde  abgeschnitten,  sich  damit  endlich  begnügten,  in  ihren 
Acten  diese  Ueberzeugung  niederzulegen,  in*s  Unvermeidliche  sich  zu 
fügen,  bis  bessere  Zeiten  kommen  würden;  wenn  sie  demnach  Prä- 
sentationen annahmen,  die  Nachfolger  den  vorgefundenen  Zustand  gar 
als  rechtmässigen  ansahen;  wenn  sie  dann  im  Jahre  1848  ff,  ihre 
Rechte  zurückforderten,  welche  in  den  meisten  Fällen  von  der  Wissen 
Schaft,  mögen  deren  Vertreter  Katholiken  oder  Protestanten  sein, 
unbedingt  als  ihnen  gebührend  angenommen  werden,  in  jedem  an- 
deren höchstens  als  zweifelhaft;  wenn  zweifellos  die  Besetzung  der 
Kirchenämter  dem  Kirchenobern  nach  dem  Rechte  frei  zusteht,  jedes 
andere  Recht  strengen  Beweis  fordert;  wenn  der  Kirche  zu  versagen, 
was  Jedem  zusteht,  die  Entscheidung  des  Richters  zu  provociren,  ge- 
gen Recht  und  Billigkeit  verstiesse :  so  lag  wahrlich  kein  Grund  vor, 
in  solcher  Weise  zu  reden,  als  Bluhme  thut,  ziemlich  deutlich  den 
hohen  Senat  von  Prankfurt  zu  Getvdltmassregeln  (vielleicht  zur  Vor- 
enthaltung  der  für  das  Bisthum  Limburg  vertragsmässig  zu  leisten- 
den Dotationssumme  ?)  anzueifem.  Das  ziemt  der  echten  Wissenschaft 
nicht,  die  keinem  Parteizwecke],  sondern  nur  der  Wahrheit  dient, 

• 

das  befördert  den  Frieden  nicht.  Und  im  Angesichte  solcher  strei- 
tigen und  schwierigen  Rechtsfragen  den  Standpunkt  dadurch  ver- 
rücken, dass  die  »Behörden«  im  Gegensatze  der  Privaten  betont  wer- 
den, als  sei  das  Patronat  ein  fiscalischea,  als  habe  überhaupt  der  Staat 
nicht  gerade  so  gut  sich  an  das  Recht  zu  halten  als  der  Private,  — 
zu  insinuiren,  als  halte  der  deutsche  Episcopat,  der  sich  auf  die  Ge- 
setze berief  und  nur  Anerkennung  des  Rechts  durch  die  Regierungen 
oder  den  unparteiischen  Spruch  der  Gerichte  verlangte,  »seine  eigenen 
einseitig  getroffene  Abreden  und  eingegangenen  Verpflichtungen  der 
Regierungen  als  gültige  Rechtstitel  entgegen,«  —  das  Gespenst  der 


Saceedirte  die  Sladt  Frankfurt  in  Patr.-R.  des  S(.  Bertbol-Stifts?      199 

Aggression  der  Curie  gegen  die  Protestanten  zu  citiren,  —  die  Tyroler 
Glaubenseinheitsfrage  in  ein  (lUtachten  über  den  Streit  zwischen  der 
Stadt  Frankfurt  und  dem  Bischöfe  von  Limburg  bezüglich  der  Be- 
setzung der  katholischen  Pfarrei  zu  Schwanheim  einzuschwärzen;  das 
war  weder  durch  die  Sache  geboten,  noch  ein  Moment,  um  die  Objec- 
tivität  und  Ueberzeugung  von  der  inneren  Haltbarkeit  der  Deduction 
zu  stützen. 

Ich  habe  aus  den  Acten  die  Ueberzeugung  geschöpft,  dass  der 
h.  Senat  von  Frankfurt  sich  billig,  wohlwollend,  ja  zuvorkommend  ge- 
gen den  hochw.  Herrn  Bischof  von  Limburg  erwiesen  hat,  dessen 
Qüte,  Milde  und  Humanität  ebenfalls  die  Gewähr  dafür  bietet,  auch 
diese  Frage  werde  definitiv  durch  ein  Uebereinkommen  zu  schlichten 
seiu.  Ein  solches  ist,  da  der  Rechtsweg  langwierig  sein  dürfte,  nicht 
nur  an  sich  gerathener,  sondern  mit  der  Aussicht  auf  £rfolg  begleitet, 
wo  beide  Theile  vom  besten  Willen  beseelt  sind.  Besetzung  durch 
den  Ordinarius  mit  einer  dem  h.  Senate  genehmen  Person ,  Vorschlag 
eines  dem  hochw.  Ordinarius  genehmen,  [oder,  wie  man  in  Baden  in 
ähnlichen  Fällen  den  Kirchenstreit  geschlichtet  hat,  Benennung  dreier 
Candidaten  durch  den  Bischof,  unter  denen  der  h.  Senat  den  dem 
Bischof  zu  Präsentirenden  auswählen  darf]  das  ist  ein  einfaches  Mittel, 
for  beide  Theile  die  Sache  ehrenvoll  beizulegen.  Sollte  dazu  meine, 
nur  im  Interesse  der  Sache  geschriebene,  Abhandlung  beitragen ,  so 
würde  ich  mit  Freuden  Zeit  und  Mühe  aufgewendet  haben,  um, 
wenn  auch  nur  im  Kleinen  und  fär  einen  einzelnen  Punkt,  den  Frie- 
den zwischen  Kirche  und  Staat  dadurch  gefestigt  zu  haben. 
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RechtsqneUen  und  Rechtseittscheidimgen. 

Ä.    Fttr  die  s^eMmmte  kttholisclie  Kirche. 

Decrekm  S.  Congregationis  BUmm  d.  2S.  Dee.  1862  de  dia^ribueMdae 

8.  Communianis  ritu.    Bamanal 

Quam  rubricae  nee  Missalis  nee  Bitnalis  determinent  numerum  ge- 
nufieoDumum,  quaeaSacerdote  fieri  debent,  dum  ad  ÄUarereveriiim' cum 
Ss.  Sacramento  post  distribatam  fidelibus  sacram  Communionein,  alter 
ex  Apostolicarum  Caeremoniarnm  Magistria  de  sententia  desaper  reqoi- 
Situs,  post  accuratum  eiämen  censuit,  regulam  in  casu  desumendam 
a  rubricis  deterrainanübus  duplicem  genuflexionemf  antegmun  Sacerdos 
Gommunionem  ipsam  administret ;  nimirum  pnmam,'  anteqaam  eitra- 
hat  e  tabernaculo  pyxidem,  aUeram  yero  post  disooopertam  saper  Al- 
tare eamdem  pyxidem.  Cum  enim  agatur  de  cultu  debito  Ss.  Encha- 
ristiae,  congruum  piofeoto  est,  ut  eodem  prorsus  modo  iste  culto^ 
praestetur  a  Sacerdote  ad  Altare  redeunte,  nimirum  genofleetendo 
primo  antequam  pyxidem  cooperiat,  et  Herum  postquam  illam  in 
tabernaculo  recondidit,  antequam  tabernaculi  ostiolum  claudat. 

Hanc  porro  sententiam  cum  in&ascriptus  S.  Bituam  Congrega- 
tionis Secrei^rius  retulerit  in  ordinario  coetu  S.  G.  B.,  subsignata  die 
ad  Vaticanum  coadunato,  Emi  et  Bmi  Patris  sacris  tumidis  ritibos 
praepositi  rescribendum  censuerunt:  Placere,  seujuxia  votum  Magistri 
Caeremoniarum ;  ac  proinde  decreyerunt,  a  Sacerdote  redeunte  ad 
Altare  post  fideliuni  Gommunionem  genuflectendum  aniequam  cocperiiU 
sacram  pyxidem,  et  iterum  genuflectendum  antequam,  pyxide  in  ta- 
bernaculo reposita,  ipsius  tabertiaculi  ostiolum  claudaL 

Atque  ita  ubique  servandum  mandarunt. 

Die  23.  Decembris  1862. 

D.  Bartolini,  S.  Ü.  G.  Secret 

B.    Für  einxelae  Länder,  Profiaien,  Diftcesen. 

I*  Bajrem* 

1,  Erlass  des  Staatsministerium  des  Inftem  für  Kirchen-  und  Sehd- 

angdegenheüen  vom  14.  Aprü  1866, 

tcbertinkunit  roii  der  kdnigl.  sachsischen  Regierung  bexOglich  des  Trauungerecb- 

tes  bei  Ehen  xwisehen  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  betreffend. 

(Aus  dem  Münchner  Pastoral-Blatt  1866,  Nr.  IS.) 

Inhaltlich  der  im  Begierungsblatte  veröffentlichten  UebereinkunA 
der  k.  bayerischen  und  k.  sächsischen  Staatsregierung  vom  18.  Fe- 
bruar V.  Jahres  (Seg.-Bl.  vom  Jahre  1865  Nr.  15.)  ist  bei  Ehen  zwi- 
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sehen  bayerischen  und  sächsiachen  Unterthanen,  ohne  Unterschied  der 
christlichen  Confession,  in  beiden  Ländern  den  Betheiligten  die  Wahl 
des  Trauuugsortes  und  zwar  zwischen  dem  Wohnorte  der  Braut  und 
dem  zukunftigen  Wohnorte  der  Eheleute  überlassen.  Es  darf  aber 
der  in  solchen  Fällen  die  Trauung  vornehmende  Pfarrer  nicht  eher 
zum  Trauungsacte  schreiten,  als  bis  ein  Zeugniss  von  dem  ausländi- 
schen P&rrer  über  die  vorschriftsmässig  vollzogene  Proclauiation  bei- 
gebracht worden  ist.  Im  Königreiche  Sachsen  hat  der  trauungsberech- 
tigte Pfarrer  nach  den  dortselbst  bestehenden  'Eimicbtungen  .  die 
Anmeldung  zur  Proclamation  förmlich  zu  instruiren  und  auf  Grund 
dieser  Instruction  da,  wo  auswärtige  Proclamationen  nothwendig 
werden,  eine  schriftliche  Bequisition  •—  ein  sogenanntes  Präsentations- 
schreiben —  zu  erlassen,  in  welchem  das  betreffende  Pfarramt  unter 
MittheUung  der  erforderlichen  Notizen  um  die  Vornahme  der  Procla- 
mation förmlich  angegangen  wird;  wobei  ausdrücklich  bestimmt  ist, 
dass  ohne  ein  solches  Präsentationsschreiben  kein  Pfarrer  eine  Procla- 
mation von  Verlobten  vornehmen  dari,  deren  Trauung  nicht  in  seine 
Parochie  gehört. 

Um  nun  möglichen  Verzögerungen  vorzubeugen,  welche  aus  der 
Unkenntniss  oder  Nichtbeachtung  des  im  Königreiche  Sachsen  beste- 
henden Verfahrens  hervorgehen  könnten,  sind  sowohl  die  katholischen 
als  die  protestantischen  Pfarrämter  dahin  zu  verständigen,  dass  in 
allen  Fällen,  in  welchen  k.  bayerische  und  k.  sächsische  unterthanen 
miteinander  sich  verehelichen  wollen,  und  deren  Trauung  bei  einem 
bayerischen  Pfarramte  nachgesucht  wird,  dieses  Pfarramt  wegen  Vor- 
niümie  der  Proclamation  ein  förmliches  Requisitions-  (Präsentations-) 
Schreiben  an  das  betreffende  k.  sächsiche  P&rramt  zu  richten  habe,  in 
welchem  die  einschlägigen  Personal-Notizen  gegeben  und  zugleich  die 
Tage  bezeichnet  werden,  an  denen  die  Proclamation  erfolgen  solle. 

München,  den  14.  April  1866. 
Auf  Seiner  Königlichen  Majestät  allerhöchsten  Befehl. 

2.  Ministerialentschliessung  vom  18.  Juni  1866y 
die  CaiNtalrentenstciier  der  PMidebesitzer  betr. 

(M UnchiAr  Pastoral-BUtt  1866.  Nr.  87.) 

Aus  Anlass  der  an  die  sämmtlichen  k.  Begierungen,  Kammern 
der  Finanzen,  diesseits  des  Bheines  ergangenen  Entschliessung  vom 
5.  Januar  1866  Nr.  15,486  ausgesetzten  Betreffes  hat  die  k.  Be- 
gierungsfinanzkammer  von  Schwaben  und  Neuburg  einen  Abdruck  der 
von  ihr  bereits  unterm  28.  September  1861  an  die  k.  Bentämter  dieses 
Begierungsbezirkes  erlassenen  Entschliessung  vorgelegt,  durch  welche 
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den  k.  Kentbeamten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Staatsanwälte  bei  den 
Steuerausschüssen  bestimmte  Directiven  in  Betreff  der  Präge  vorge- 
zeichnet werden,  ob  die  Baureluitions-Capitalien  geistlicher  Pfründen 
oder  vielmehr  die  zur  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  von  den  be- 
treffenden Pfründebesitzem  jährlich  zu  entrichtenden  sogenannten 
»Bauaussitzfristen«  an  den  steuerpflichtigen  Renten  jener  Pfründen  im 
Hinblick  auf  die  Bestimmung  der  Art.  3.  Abs.  2.  und  Art.  4.  Ziff.  4. 
des  Capitalrenten-Steuergesetzes  vom  31.  Mai  1856  in  Abzug  ge- 
bracht werden  dürfen? 

Da  nun  die  in  dieser  Entschliessung  aufgestellten  Gnindsätze 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  vollkommen  entsprechen  nnd  auch 
das  k.  Staatsministerium  des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegen- 
heiten sich  hiemit  einverstanden  erklärt  hat,  so  wird  nachstehend  Ab- 
druck derselben  zur  Eenntnissnahme  nnd  mit  dem  Aufkrage  mitgetheiltf 
zur  Erzielung  eines  gleichmässigen  Verfahrens  vorkommenden  Falles 
auch  von  Seite  der  Staatsanwälte  der  übrigen  Begiemngsbezirke  dies- 
seits des  Rheins  hienach  entsprechend  vorzugehen.* 

München,  den  18.  Juni  1866. 
Auf  Sei^ier  Majestät  des  Königs  Allerhöchsten  Befehl. 

(Abdruck.) 
Im  Namen  Seiner  Mcyestät  des  Königs  von  Bayern. 

Es  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob  Baureluitions-Capitalien 
geistlicher  Pfrü  iden  dach  Art.  4.  Ziff.  4.  lit.  a.  des  Capitalrenten- 
steuergesetzes  vom  31.  Mai  1856  eine  Befreiung  von  der  Capitalrenten- 
stener  begründen? 

Hierüber  wird  behufs  gleichmässiger  Behandlung-  beim  Eb- 
steuerungs- Verfahren  und  als  Anhaltspunkt  für  die  staatsanwaltliche 
Thätigkeit  nachstehende  Entschliessnng  ertheilt: 

Baureluitionscapitalien  können  als  ein  Ausfluss  der  auf  dem 
Zehentbesitz  oder  auf  was  immer  für  einem  Bechtstitel  ruhenden  Baü- 
last  allerdings  angesehen  werden. 

Zur  Begründung  des  Abzugs  von  Passivreichnissen  an  den  Activ^ 
Oapitahrenten  einer  Pfiainde  ist  nach  §.  9.  der  Instruction  vom  18.  Juni 
1856  erforderlich,  dass  die  Passivreichnisse  iu  einer  ständigen  (dau- 
ernden) Liist  bestehen,  und  dass  zu  deren  Entrichtung  der  Pfründe- 
bcsitzer  in  seiner  Eigenschaft  als  solcher  entweder  nach  Maseg**!^ 
der  Pundation  oder  krafk  einer  besondem  rechtlichen  VeAindKchkeit 
verpflichtet  ist. 

Die  Eigenschaft  eines  Baureluitionscapitals  entspricht  dieser  g^ 
setzliehen  Voraussetzung  nicht  und  ebensowenig  der  Tügongsfliodö^ 
solcher  Beluitionacapitalien,  welche  in  der  Begel  mit  Zinsen  imd  tii^* 


Bayer.  St«at$-Min.-Erl.  v.  8.  Juli  1866:  Bauratlschätzongen.         203 

weisen  Capitalsraten  znr  Restitution  gelangen,  und  nur  eine  vorüber- 
gehende Belastung  bilden. 

Es  kann  sonüt  die  Bestimmung  Art.  4.  ZifF.  4.  lit.  a.  des  Gesetzes 
auf  Baureluitionscapitalien  eine  Anwendung  nicht  finden. 

Dagegen  gestattet  das  Gesetz  Art.  3.  Ziff.  2.  allgemein  und  an- 
wendbar auf  sämmtliche  Capitalrentensteuerpflichtige  ohne  Unter- 
schied, dass  von  der  steuerbaren  Capitalrente  die  von  den  Pflichtigen 
erweislich  zu  zahlenden  Passiv-Capitalszinsen  in  Abzug  gebracht  wer- 
den dürfen. 

Es  kann  deshalb  auch  keinem  Anstand  unterliegen,  die  im  Zeit- 
punkte des  Einsteuerungsverfahrens  sich  berechnenden  Zinsen  eines 
Baureluitionscapitals,  beziehungsweise  jener  Capitalsquote,  welche  noch 
zu  restituiren  ist,  auf  gelieferten  Nachweis  von  Seite  des  Pfründebe- 
sitzers  als  Passiv-Capitalszinsen  an  den  Aetiv-Capitalrenten  der  P&ünde 
zu  kurzen  und  nur  den  Best  der  Letztem  als  capitalrentensteuerpflich- 
tiges  Object  zu  behandeln. 

Wenn  auch  diese  im  Zeitpunkt  des  Einsteuerungs- Verfahrens 
zum  Abzug  gelangenden  Passiv-Capitalszinsen  in  den  nächsten  zwei 
Jahren  eine  Verringerung  erleiden  können,  so  erscheint  diese  Aenderung 
in  der  Regel  so  geringfügig,  dass  eine  Berichtigung  im  Sinne  des 
Art.  27.  des  Gesetzes  voraussichtlich  weder  materiell  nothwendig  sein, 
noch  den  Bestand  der  Einsteuerung  auf  die  Dauer  der  dreijährigen 
Steuerperiode  wesentlich  alteriren  wird. 

Dass  nach  Abfluss  einer  Steuerperiode  bei  einer  Neufatiruug  nur 
jener  Betrag  von  Passiv-Capitalszinsen  zur  Kürzung  gelangen  kann, 
welcher  dem  noch  nicht  restituirten  Reste  des  Baureluitions  -  Capitals 
entspricht,  versteht  sich  von  selbst. 

Augsburg,  den  28.  September  1861. 
Kgl,  Regierung  von  Schwaben  und  Neuburg,  Kammer  der  I\nanzcn. 

3,    Ministerialerlass  votn  3,  Juli  1866, 
die  Vornahme  von  Baufallschltzungen  an  Geb&uden  kircblicher  PfVflnden  betr. 

(Aua  dem  MUnchuer  Pastoral-Blatt  186C,  Nr.  39) 

£8  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob  die  Vornahme  von  Baofoll- 
schätzungen  an  Gebäuden  kirchlicher  Pfründen  in  das  Gebiet  der 
OfBdalaufgaben  der  Verwaltungsbehörden  fklle  oder  nicht. 

Die  Anschauung  hierüber  war  bisher  eine  getheilte,  und  die 
Uebung  in  den  Regierungsbezirken  deshalb  eine  verschiedene. 

um  ein  gleichmässiges  Verfahren  herbeizufShren,  sieht  sich  das 
unterfertigte  k.  Staatministerium  nach  vorgängigem  Benehmen  und  im 
Einverständnisse  mit  den  k.  Staatsministerien  des  Innern,  der  Finanzen, 
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dann  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  veranlasst,  den  oben- 
genannten Stellen  und  Behörden  Nachfolgendes  zu  eröffnen : 

Wie  die  Aufsicht  auf  den  Zustand  der  Pfrundegebäude  im  Allge- 
meinen, so  erscheint  insbesondere  auch  die  Vornahme  von  Baufallschätz- 
ungen  bei  FMndeerledigungen  lediglich  als  Ausfluss  der  Curatelgewalt 

Es  ist  deshalb  bezuglich  dieser  Geschäfte  die  Vergütung  des 
Ueiseaufwandes  des  Bezirksamtspersonales  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften über  Geschäftsreisen  in  Amtssachen  zu  bemessen.  Desglei- 
chen ergibt  sich  die  weitere  Folge,  dass  die  hieher  einschlägigen 
Verhandlungen  der  Verwaltungsbehörden  tax-  und  stempelfrei  zu 
belassen  seien. 

Der  Wirkungskreis  der  k.  Baubehörden  bezuglich  der  Baufall- 
schätzungen an  Gebäuden  kirchlicher  Pfründen  ist  durch  die  Aller- 
höchsten Verordnungen  vom  28.  Februar  1851,  die  Benützung  und 
Unterhaltung  der  Staatsgebäude  betreffend  —  Beg,-Bl.  Nr.  12.  — , 
dann  vom  13.  November  1857,  die  Reorganisation  des  öflentlichen 
Bauwesens  betreffend  —  Reg.-Bl.  Nr.  66.  —  geregelt  und  erleidet 
durch  die  oben  bekannt  gegebenen  Grundsätze  keine  Aenderung. 

Die  Berechtigung  der  Beamten  der  k.  Baubehörden  zur  Inan- 
spruchnahme der  regulativmässigen  Vergütung  im  Falle  ihrer  Bei- 
ziehung als  Sachverständige  zu  Baufallschätzungen  an  Ffrühdegebän- 
den,  wobei  das  Staatsärar  nicht  betheiligt  ist,  unterliegt  hiernacii 
keinem  Anstände. 

Schliesslich  wird  bemerkt,  dass  aus  dem  Grundsatze  der  Oßicia- 
lität  der  Baufallschätzungsverhandlungen  selbstverständlich  nicht  ge- 
folgert werden  könne,  dass  auch  die  Gebühren  der  beigezogenen 
Sachverständigen  oder  sonstige  derartige  Kosten  von  der  Staatscasse 
7U  übernehmen  seien. 

Nach  vorstehenden  Bestimmungen  ist  sich  für  die  Folge  zuaphten. 

München,  den  3.  Juli  1866. 
Auf  Seiner  Kötiiglichen  Majestät  allerhöchsten  Befehl. 


Mescript  des  Ministers  der  geistlichen  Angelegeftheiien  vom 

3.  Äprü  1866, 

die  BeiftngspiHcbt  der  Forensen  so  den  kircfalichen  Baiftoslen  im  Beryis^beB 

betreffend. 

Ew.  Excelleuz  erwiedere  ich  auf  den  gefälligen  Bericht  vom 
27.  October  v.  J.  (Nr.  8066)  die  Aufbringung  der  Kosten  für  den  Neu- 
bau der  katholischen  Pfarrkirche  zu  Lülsdorf  betreffend,  in  Verfolg 
der  in  Betreff  der  Bessortfrage  in  Gemeinschaft  mit  dem  Berrn 
Minister  des  Innern  erlassenen  Verffigung  vom  20.  Februar  er.  erg^ 
benst  Folgendes : 
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Den  Ausföhmngen  Ew.  etc.  und  der  Königl.  Regierung  zu  Cöln 
stimme  ich  darin  bei,  dass  die  Kirchenbaulast  im  Bergischen  als  eine 
eigentliche  Beallast  nicht  anzusehen  ist.  Dagegen  lässt  sich  nach 
den  eingesandten  Acten  des  Provinrial-Archivs  zu  Düsseldorf,  betref- 
fend die  Concurrenz  der  Rittersitze  zu  den  Kirch-Baukosten  nicht  fer- 
ner in  Zweifel  ziehen,  dass  zu  den  nach  dem  Grrtmdbesite  resp.  nach 
der  GrTundsteuer  vertheilten  kirchlichen  BatiJcosteti  die  zur  Confes- 
siofi  der  Pfarrgemeinde  gehörigeh  Grrundbesitzer  des  Pfarrbezirks^ 
auch  wenn  sie  nicht  in  demselben  wohnen^  im  Bergischen  in  gUicher 
Weise  beitragspflichtig  sind,  tvie  dies  die  §§.  2.  und  6,  des  Ge- 
setzes vom  14,  März  1845  (G.  S.  S.  14.)  in  Betre/f  der  Landes- 
theHe  des  linken  Bheinufers  vorschreiben. 

Wie  Ew.  etc.  bemerken,  geht  aus  den  em^ähnten  Acten  hervor, 
dass  bei  den  der  Verordnung  vom  6.  April  1802  vorhergegangenen 
Verhandlungen  über  die  Beitragspflicht  der  bergischen  Rittergutsbe- 
sitzer zu  den  kirchlichen  Baukorten  von  keiner  Seite  in  Zweifel  gezo- 
gen, sondern  vielmehr  implivise  anerkannt  worden  ist,  dass  die  Rit- 
tergüter, sofern  sich  die  im  Hauptrecess  von  1672  gewährte  Exemtion 
nicht  auf  die  kirchliche  Baulast  erstrecke,  zu  dieser  Last,  soweit 
solche  überhaupt  nach  dem  Grundbesitze  umgelegt  werde,  ganz  ebenso 
beitragen  müssten,  wie  die  übrigen  im  Kirchspiel  belegenen  steuer- 
baren Grftndstücke,  möchten  jene  Güter  von  den  Eigenthümern  'St&n- 
dig  oder  nur  zeitweise  oder  g^r  nicht  bewohnt  werden.  Dies  ergibt 
sich  einestheils  daraus,  dass  die  damals  verhandelte  Streitfrage 
nach  Inhalt  der  Eingabe  der  fürstlichen  Hofkanamer  vom  24.  September 
1754  auch  die  landesherrlichen  Domauial-  und  Cameralgüter  um- 
fasste,  selbst  »die  Parzellen  derselben,«  welche  keinen  Hof  noch  Haus 
auf  sich  haben,  sondern  »nur  von  einem  fremden  Pächter  beigebaut 
worden,«  andemtheils  daraus,  dass  auf  Grund  der  Verordnung  vom 
10.  September  1711  z.  B.  der  Freiherr  Wyhl  zu  Reuschenberg  zu  der 
Rheindorfer  Kircheurepuratur  wegen  seiner  beiden  Rittergüter  in  Rbein- 
dorf  und  Hiltorf  herangezogen  ward,  obwohl  er  nicht  dort,  sondern  zu 
Reuschenberg  wohnte,  dass  femer  die  Rittergüter  des  Ratheimer  Kirch- 
^iels,  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  des  Besitzers  nach  der  Mor- 
genzahl in  gleichem  Verhältniss  wie  die  steuerbaren  Grundstücke  her- 
angezogen wurden.  — 

Auch  in  den  Verordnungen  selbst  wird  zwischen  Forensen  und 
im  Pfarrbezirk  wohnenden  Grundbesitzern  nicht  unterschieden,  sondern 
die  Beitragspflicht  der  Grundbesitzer  generell  ausgesprochen.  —  Sehen 
die  Verordnung  vom  10.  September  1711  spricht  aus,  dass  die  freien 
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OiUer  zu  den  gemeinschaftlichen  Eirchenlasten  privAta  mit  bmtxagen 
müssteu.  Desgleichen  bestimmte  die  Verordnung  vom  20.  Mai  1749 
dass  Rittersitze  und  freie  Güter  von  der  ConcuiTenz  za  Thürmen, 
Abhängen  und  Glocken  nicht  frei  sein  sollten. 
Die  Verordnung  vom  19.  Januar  1753  §*  XI.  erklärt  demnächst 
ganz  generell: 

dass  nach  der  Verordnung  von  1711  die  Ausgaben  für  Glocken- 
seile, Glockenreparaturen,  Uhrwerk  u.  s.  w.  den  Gemeinden  zur 
Last  liegen  und  om  den  freien  und  unfreien  Landereien  zu 
bestreiten  sind, 
und,  nachdem  die  transitorische  Verordnung  vom  16.  October  1756 
eine  landständische  Beschwerde  wegen  des  Beitrags  der  Bitterupäfer 
und  der  freien  Güter  zu  den  Tbärmen  und  Abhängen  der  PfEirrkirchen 
insoweit  Folge  gegeben,  dass  Niemand  gegen  die  Observanz  beschwert 
werden  solle,  setzte  unter  Aufhebung  derselben  die  Verordnung  vom 
6.  April  1802  fest, 

dass  alle  freien  Güter  und  Rittersitze  wovon  die  eingepfarrten 
Cameralpächter  und  Verwalter  in  ihrer  Eigenschaft  als  Pfiirrge- 
'    nossen  nicht  ausgenommen  sein  sollten,  zu  den  Baukosten  der 
Thürme  und  Abhänge  der  Pfarrkirchen  mit  heranzuziehen  seien. 
Eine  von  diesen  Bestimmungen  abweichende  Observanz  hat  sich 
nach  dem  Ergebniss  der  angestellten  Ermittelungen  in  der  Gemeinde 
Lnlsdorf  nicht  gebildet.    Zu  der  baulichen  Unterhaltung  des  Kirch- 
thurms  und  zu  den  ersten  Baten  der  Umlagen  zu  dem  projectirten 
Kirchenbau  sind  vielmehr  die  Forensen  mit  herangezogen  worden. 
Dasselbe   geschieht   nach   den  vom   Kirchenvorstand   beigebrachten 
Attesten  in  zahlreichen  anderen  Pfarreien.    Auch  stimmt  damit  nach 
dem  Berieht  der  Königl.  Kegierung  zu  Düsseldorf  vom  22.  Januar  1863 
in  einem  grossen  Theil  ihres  Bezirks,  namentlich  in  den  Kreisen  So- 
lingen und  Düsseldorf,  die  Praxis  überein. 

Ew.  etc.  ersuche  ich  daher  ergebenst,  die  Königliche  Regierung 
zu  Cöln  geföUig  anzuweisen,  der  Heranziehung  der  katholischen  Grund- 
besitzer des  Pfarrbezirks  Lülsdorf  zu  den  nach  der  Gebäudesteuer  ver- 
theilten  Kirchen-  und  Pfarrbaubeiträgen  stattzugeben  und  derselben, 
sowie  der  Königlichen  Regierang  zu  Düsseldorf  von  dieser  Verfügung 
und  von  der  in  Gemeinschaft  mit  dem  Herrn  Minister  des  Innern  er- 
lassenen Verfügung  vom  20.  Februar  er.  Abschrift  roitzutheilen. 
Berlin,  den  3.  April  1866. 

Der  Minister  etc.  gez.  v.  Muhler. 
An  den  Königl.  wirklichen  Geheimen  Rath  und  Ober-Präsidenten 
Herrn  von  Ponimer-Eeche  Excellenz  zu  Coblenz. 
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JUterntar« 

1.  88.  D.  N.  Pii  R  IX.  Episiola  Encyclica  data  d.  8.  Dec.  1864  ad 
omnes  eath»  Antistites  wta  cum  Spllabo  praeciptiorufn  aetatis  nostrae 
errarum  et  Actis  Pontifids  ex  quibus  excerptm  est  Sfßlabm.  Aceedk 
Appendix  antiqttiora  et  novissima  doctmtenia  conHnens  quae  ad 
Epistencycl.el8yllahumreferuntur,  Ratisbonae.  Pustet  1865.  XVII . 
etl86pp.  (27  Sgr.) 

Ein  Abdruck  der  Encyclica  und  des  Syliabus  vom  8.  Dec.  1864 
nebst  vollständiger  Mittheilnng  der  päpstlichen  Erlasse  aus  denen  der 
Syliabus  geschöpft  ist  oder  die  sich  ebenfalls  mit  den  dort  verdammten 
Irrtbümern  beschäftigen  Unsere  Leser  finden  übrigens  alle  diese  Stücke 
(bis  auf  das  Begleitsehreiben  Antonelli's  und  ein  paar  andere  Kleinig- 
keiten, die  vrir  gelegentlich  noch  im  Archiv  nachtragen)  auch  in  unserer 
Zeitschrift  abgedruckt/  Vgl.  Archiv  XIII.  294  ff.  und  die  dort  zur 
Encyclica  und  dem  Syliabus  gegebenen  Naehweisungen  und  Nachträge. 
Zur  Syllabusliteratur  verzeichnen  wir  bei  dieser  Gelegenheit  weiter  die 

2.  Vorlesungen  iS>er  den  syliabus  errorum  der  päpstlichen  Encyclica 
Von  Dr.  Jos.  Tosi^  geistlicher  Raih  und  Professor  der  Theologie  eu 
Oratz.  Wien  Braumüller  1865.  VI  und  251  8.   (1  TUr.) 

Nach  dem  Liter .- Handweiser  Nr.  42.  S.  60  und  einer  Be- 
sprechung von  Dieringer  in  BeuscVs  Theol.  Literaturblatt  1866.  Nr.  8. 
wäre  dieses  uns  selbst  nicht  zugekommene  Werk  das  Trefflichste  von 
Allem,  was  in  deutscher  Sprache  über  den  Syliabus  geschrieben  ist.  — 
Einen  Theil  des  Syliabus,  besonders  die  Thesen  8, 4, 15—18, 21, 77  -  79 
beleuchtete : 

.9.  Caph  G.  M,  Schiler  in  Eltmann :  Die  Litoleranz  der  Icatholi sehen 
Kirche.   Augsburg,  Kollmann  1865.  94  S.   (9  Sgr.) 

Der  Liter. -Handiveiser  Nr.  42.  S.  Ol  tadelt  daran,  dass  die 
Darstellung  nicht  ruhig  genug  gehalten ,  und  dass  die  äussere  Ausstat- 
tung viel  zu  wünschen  übrig  lasse.  Uns  ist  auch  die  vorstehende 
Schrift  nicht  selbst  zu  Gesicht  gekommen,  ebenso  wie  auch  nicht  die 
zwei  folgenden  im  Liter.  -  Handweiscr  Nr.  42  S.  77  nach  der  Oivilta 
Catt.  empfohlenen : 

4.  L.  Fakoniy  U  sillabo  pontifidOy  ossia  confutaeione  degli  errori 
in  esso  condannati.  lioma,  Salviucci  1865. 16  \  Solpagg. 

5.  Pio  IX.  e  gli  errori  modemi^  per  Fr.  Lodov,  di  Gastelpinno.  Veh 
leiri^  CoUmnesi.  254  p. 

Vor  Allem  empfehlen  wir  aber  unseren  Lesern  jetzt : 

6.  Emile  Keller ,  LEncyclique  et  les  prindpes  de  1789  ou  Veglise, 
Vitai  et  la  liberte.  Paris,  Poussidgue  1865.  439  p. 
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Eine  autorisirte  Uebersetzung  erschönt  in  Kurzem  bei  Eirel^lieiin 
in  Mainz. 

Einen  ganzen  Broschüren-Cyklus  begannen  die  PP.  der  Q.  J.  im 
Kloster  Maria-Laach  über 

7.  Die  EncycUca  Papst  JPius  IX.  vom  8.  Dec,  1864.  Stimmen  aus 
Ma/tia-Laaeh.  Freibwrg  i.  Br.  Herder  1866  f. 

I.  Eine  Vorfrage  über  die  Verpflichtung  von  Dr.  Flor.  Biess. 
119  S. 
II.  Die  OrtmdirrOiiimer  unserer  Zeit  von  P.  Roh.  3.  wweränderte 

Aufi.  68  S. 
IIL  Die  Irrthümer  über  die  Ehe  von  Gerh.  Sehneemmm.  303  S.  & 
IV.  Der  Papst  und  der  Kirchenstaat  vo9i  P  Dan.  BaUinger  177  S. 
Die  erste  dieser  vier  Schriften ,  welche  der  verdiente  Begrönder 
und  langjährige  ehemalige  Bedactenr  des  Stuttgarter   »Deutschen 
Yolksblattes«  verfasste,  hat  sogleich  in  der  Belletristisdien  Beilage 
Nr.  29L  294.  zu  den    Kölnischen  Blättern  1865  und  im  literar. 
Handweiser  1865  Nr.  34.  den  Tadel  erfahren,  dass  sie  die  Hauptfrage 
nach  der  rechtlichen  Natur  der  Encyclica  und  des  Syllabus  weniger  be 
gründe  als  eigentlich  als  bewiesen  voraussetze,  und  die  an  geist- 
reichen und  trefflichen  Gedanken   übrigens   reichen   Schrift  'des  be- 
rühmten Kanzelredners  Pater  Boh,  dass  ihr  Ton  mitunter  zu  populär  sei 
Die  zweite  Auflage  der  Schrift  von  Biess  (1866)  hat  nach  Beusch  in 
seinem  LiteraturblaU  Nr.  11.  und  dem  Literar.  Handweiser  Nr.  4ö. 
im  Wesentlichen  die  an  der  ersten  getadelten  Mängel  unverändert  ge- 
lassen. Befriedigend  ist  die  Schrift  von  Schneemann  (über  Nr.  65—7^ 
des  Syllabus),  wie  dies  auch  eine  strenge  Kritik  von  Professor  Schalte 
in  der  Wiener  Allgemeinen  Literaturzeitung  1865  Nr.  49  anerkennt 
Die  Schrift  Raäinger%  die  uns  selbst  nicht  zuging,  ist  nach  Beusch 
in  seinem  LiteraturblaU  Nr.  15.  und  dem  Literar,  Handudser  Nr.  46. 
bis  jetzt  die  beste.    Während  man  aber  Döllinger's  Buche:  >Kirck 
und  Kirchen  €  vorgeworfen  hat,  nur  die  Schattenseiten  der  Verwaltung 
des  Kii'chenstaats  hervorgehoben  zu  haben,  so  hat  BaUingcr^  wie  die 
genannten  Beoensenten  bemerken,  nur  das  YortrefBiche  ohne  Wider- 
legung dder  Angabe  des  Getadelten  und  zu  Tadelnden  hervorgehobelt 


»»»>M< 


Kedftctiou :     Professor  l>r.  V  e  r  i  n  g  xii  Heidelberg. 


Zorn  Verständnisse  einiger  alten,  den  Cölibat  und  die  hiester- 

ehe  betreffenden  Kirchengesetze*). 

Von  Prof.  P.  Rapert  MIttermOller  im  Klo8te>  Metten. 

Man  hat  in  neuerer  Zeit  löblicher  Weise  ange&ngen,  sich  mit 
der  orientalischen  Kirche,  ihrer  Geschichte  und  Yertassung  wieder 
mehr  zu  beschäftigen.  Dabei  war  es  kaum  zu  vermeiden,  manche 
gangbare  Ansicht  aufgrund  bewährter  Documente  und  gründlicher 
Studien  als  unstatthaft  zu  beseitigen.  Aber  es  lag  auch  die  Gefiihr 
nahe,  in  das  entgegengesetzte  Extrem  zu  foUen,  d.  h.  vor  lauter  Ettinr 
für  Unparteilichkeit,  vor  lauter  Begeisterung  fllr  den  Orient,  die 
Kenntnisse,  Nachrichten,  Anschauungen  und  Einrichtungen  der  Orien-* 
talen  zu  überschätzen,  sie  in  allweg  denen  des  Abendlandes  vorzuzie- 
hen und  so  die  lateinische  Kirche  und  die  katholischen  Gelehrten  der 
Vorzeit  über  Gebühr  zu  tadeln  oder  gar  ungerecht  zu  behandeln. 
Deshalb  dürfte  es  keine  zwecklose  Arbeit  sein,  einige  Fragen  aufs 
Neue  zu  untersuchen  und  zu  beleuchten,  die  ihrer  Natur  nach  eben- 
falls die  gerügte  Einseitigkeit  veranlassen  können  oder  vielleidit  schon 
veranlast  haben.  Wir  meinen  die  ältesten  orientalischen  Decrete  und 
Canones  über  den  Gölibat  und  die  Ehe  der  Geistlichen,  insbesondere 
den  dritten  Canon  des  ersten  Nizänischen  Concils  (a.  825),  den  fUnffcen 
(sechsten)  der  sogenannten  apostolischen  Canones,  und  den  vierten 
Canon  der  Synode  von  Gangra  (zwischen  343  und  381). 

I. 

Der  dritte  Nizänische  Canon  lautet:  »iict}TÖp8t)OT  xaHXoo  i) 
UBiaXri  oövoÄoc  P^J^ts  lmox6ico>^  fn^te  itpsapoT^po),  jn^te  Jiaxovfp,  [ii^Tt 
SXcüc:  tivl  TtJTv  h  TO)  xXi^po)  iSelvat  ouvetaaxTOv  fx®^^»  '^^^  ^^  f**^ 
Spa  fiT^Tspa  ^  &48Afi)v  ^  dsiav,  ^  S  ix6va  Tcpoccuica  icäoav  Gnoipiav 
ÄiaicI^euYev^).« 

Zufolge  dieser  Bestimmung  ist  allen  höheren,  wie  niedem  Geist- 
lichen untersagt,  andere  weibliche  Personen  im  Hause  zu  behalten, 
als  Mutter,  Schwester,  Tante,  oder  solche,  die  keinerlei  Verdacht 


1)  Vgl.  Archiv  XVI.,  S— 17  und  Katholik  1S66  Malbe/I,  S.  528— 51. 

2)  Dist  32.  €.  16. 
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erregen  ^\  Man  hat  viel  darüber  gestritten ,  welchen  Um&ng  dieser 
Canon  habe,  oh  er  namentlich  Ehefranen  der  Oeistlicfaen  ansschheflse 
nnd  allgemein  den  Cölibat  oder  doch  die  Enthaitang  oder  Trennung 
von  den  vor  der  Weihe  genommenen  Gattinnen  anordne ,  kurz  ob  er 
nur  für  die  eheloseu,  oder  auch  fär  die  verehelichten  Geistlichen  g^ 
b«&  sei.  Wir  nnd  aus  sacUiehen  und  traditioneUen  Oränden  über- 
zeugt, dass  das  ganze  Gesetz  nur  den  ehelosen  Geistlichen  gelte,  kei- 
neswegs aber  den  verehelichten  2).  Laut  der  Geschichte  hatten  die  ge- 
fährliche Gewohnheit,  Personen  des  andern  Geschlechts  als  aovetoaxtouc 
(ab  Blöder  oder  Schwestern)  in  das  Hans  aufzunehmen,  damals  nur 
ehstose  Persoiien,  sowohl  weibliche  als  männliche,  Laien  und  Kleriker, 
niemals  aber  geschah  dies  von  Ehemännern  oder  Sh^rauea^).  Sind  die 
kircUicheii  CSuions  aus  den  Verhältnissen  ihrer  Entstdiungsz^t  zu  er- 
klären, se  wird  num  also  unsern  fraglichen  Canon  wohl  nur  von  ehe- 
ksen  Geistlicben  verstehen  dürfen*)«  Ohnehin  leuchtet  nicht  reeht 
ein,  w^hen  äum  und  Zweck  eine  derartige  Vorschrift  für  verheirathete 
Geistliche  haben  konnte.  Lebten  diese  mit  ihren  Frauen  nach  Vor- 
sehrift  in  ehelicher  Enthaltsamkeit  wie  mit  Schwestern  zusammen,  so 
wäre  es  sonderbar  gewesen,  sie  wegen  anderer  Personen  in  Verdacht 
zu  haben ;  setzten  sie  aber  vorschriftswidrig  das  ehelidie  Leben  fort, 
so  standen  sie  auf  gleicher  Linie  mit  allen  andern  laicalen  iSiemänBeni, 
fiur  welche  bekanntlich  keine  ausserordentlichen  VorHiehtsmassregeh 
getroffen  sind.  Zudem  hatten  verehelichte  Geistliche,  falls  Frau  nsA 
Kinder  lebten,  meistens  schon  zur  Pflege  der  Kinder  und  zu  häuslicheD 
Geschäften  auch  noch  andere  weibliche  Personen  nöthig  und  mussten 
sie  im  Hause  behalten,  daher  das  Concil  bei  seinem  Beschlüsse  nicht 
an  ordinirte  Ehemänner  gedacht  haben  kann,  oder  es  hätte  wenigstens 
die  Ehefrauen  unter  den  gestatteten  oder  verbotenen  Hausbewohnerin- 
nen ansdrücklich  erwähnen  müssen. 

Dieser  aus  der  Natyr  der  Sache  genommenen  Beweisführung 
steht  eine  traditi<meUo  Auslegung  des  Gesetzes  zur  Seite.  Der  heilig« 
BasUittS  der  Grosse  argumentirt  da,   wo  er  auf  unsern  Canon  2a 


1)  Alle  abendlAndiscüen  Concilien  und  Papste  Qbersetzen  das  grlechisebe 
»OüvetoaxTOUC«  mil  extraneas  oder  alienas  oder  subintroductas  (Nalatis  Alex» 
bist,  eccles.  saec.  4.  diss.  19.):  üuvaiaaxxot  exiraneae  vocalae  sunt,  ut  oppooe- 
rentur  iis,  quas  natura  dedit,  mairibua,  sororibus  et  amitis  (Vligne  T.  32.  [graer«! 
col.  402.  not.  61.). 

2)  Cbr.  Lupus  synod.  decret.  1.  22.  25.  u.  11.  886. 

3)  Can.  ancyran.  19.  t&c  /i^vtoi  ouvepxofi£va<;  TcapMvooc  ttatv  oC 

4)  Tbomassio  vet  et  nov.  disclpl.  P.  I.  IIb.  2.  r.  64.  n.  6. 
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sprechen  kommt,  umr  vom  Standpunkt  der  Ehelofdgkeit  nnd  JnngMn- 
liohkeit  aus.  Dem  siebenzigj&hrigen  Priester  Paregorius,  der  sieh 
eine  Wirthsehafterin  halten  zu  dürfen  glaubte,  befiehlt  er  unter  An- 
drohung des  Bannes  und  unter  Hinweisung  atrf  den  Nufäniaehm  Geh 
HÖH,  sich  von  einem  männlichen  Individuum  bedienen  zu  lassen ;  denn 
die  Mehsigßceii  {ijania,  vita  eaelebs)  werde  durch  das  Zusunmen- 
wohnen  mit  Weibern  entstellt,  und  wer  sich  dieses  Vergnügen  nicht 
zu  versagen  wisse,  der  gebe  zu  erkennen,  dass  er  nur  in  dem  Namen, 
nicht  in  der  Tugend  der  JungfräuiieMteU  sich  gefalle^).  Die  Synode 
von  Angers  (453)  warnt  die  Geistlichen  vor  jeder  Vertrauli<^ett  mit 
dem  andern  Oeschlechte  und  schreibt  denen,  welche  keine  Gattin  h»- 
ben  {cadibes\  mit  unverkennbarer  Bezugnahme  auf  das  Niztmm  vor, 
sich  zur  Besorgung  der  Hausgesch&fte,  ihrer  Mütter,  Schwestern  oder 
Muhmen  zu  bedienen  ^).  Ganz  ähnlich  versteht  dio  Synode  von  Qe- 
nmda  (517)  unsem  Canon;  denn  sie  schärft  ein,  dass  die  didosm 
(Geistlichen  gemäss  den  frühem  Canons  die  häusliche  Verwaltung  nicht 
Frauenspersonen,  ausser  etwa  Müttern  oder  Schwestern  anvertrauen 
sollen  3).  Noch  klarer  drückt  sich  das  dritte  Concil  von  Lyon  (584) 
aus,  indem  es  genau  die  Pflicht  der  verehelichten  Geistiidien  von  der 
der  ehelosen  scheidet,  jenen  tden  ehelichen  Umgang  mit  ihren  Gattin* 
nen,  diesen  hingegen  das  Zusammenwohnen  mit  weiblichen  Persona 
im  Anschlüsse  an  die  Nizänische  Bestimmung  verbietet^).  Kaiser 
Justinian  wiederholt  in  seiner  Gesetzgebung  fast  wörtlich  den  Nizäni- 
schen  Canon,  beschränkt  ihn  aber,  gleich  als  wollte  er  einen  Com- 


1)  EpisN  5.\  aAX'  avajvoi&t  tov  i^svex^^evia  xavova  icapa  xcuv 
a^icov  Uocxipcov  'q^idiv  tcuv  ^v  t-q  ouvödm  Aixatai;^  Sc  ^avtpcoc  ätii]« 
yopsuaa,  ouvaiaaxxouc  fx^)  slvat.  Aya^ia  Sk  Iv  toutoi  fx^^  '^  oafuivAvi 
4v  TCO  xBx^pio^ai  T^c  fxexA  yuvaixöc  (yüvaixöv)  {laycoy^c»  *fic  iäv 
iTraYyeXXopsvog  Tt<;  tw  ivöfAait,  sp^co  t&  twv  yüvaiSi  ouvotxouvtcov 
TCötig,   ÖT^Xoz  loTi  TO  /i£v  xf^z  TtapOsvtag  os^avov  h   tj  «pooTj^opta 

4icoxo>v,  Tou  dk  xaft'  ^iovi^v  iicpeicouc  f^Tj  a^taxaiievoc* 

2)  Can.  4  H  qvi  sunt  caelibes,  nontiisi  a  sororibiu  auc  enitls  suis  aal 
a  mafribua  consofentur.    Harduin  II.  77S.  ed.  Paris  1714. 

3)  C.  7.  de  bis  vero,  qui  Hne  conjugibua  (axoribus)  oniinantur  et  fa- 
HiUiaa  dorn»  babeat,  habito  secom  flratre  in  ipsiimooiuni  non  per  ^oanranique 
femtnei  aexus  peraonam  ejus  subatantia  gabemeiur,  nlsi  aal  per  puemm  aul  per 
amlcara  suaiD  domuin  df*bet  ordinäre;  si  vero  matrem  in  domo  babuerit  aat  soro* 
rem ,  secundum  priorum  canonum  statuta  per  carani  personas  ejus  debd 
aoQiaiari  subaianlia. 

4)  Episcopi,  presbyterl  el  diaeoni  extraneas  reminaa  demi  non  bakaent,  el 
conjQgati  ab  uxores  sequestrentor  (Cairanza-Scbram). 

14» 
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mentar  liefern,  ausdrücklich  auf  die  eheloeen  Kleriker  ^).  Ueberhaapt 
köunan  alle  jeae  Väter,  Concilien  und  Ge96tzgeber  unsem  Canon  nur 
von  ehelosen  Geistlichen  verstanden  haben,  welche  der  Gattm  im 
Hanse  des  ordinirten  Gatten  zu  wohnen  gestatteten  und  dadurch  niclit 
g^;en  das  Nizänum  zu  Verstössen  glaubten.  Es  verbietet  aber  schon 
der  fonfibe  (sechste)  apostolische  Canon  den  Geistlichen  die  EnÜaBsnng 
der  vor  der  Weihe  genommenen  Ehefrauen,  Der  heilige  Leo  der 
Grosse  will,  dass  die  in  den  geistlichen  Stand  eingetretenen  Ehe- 
noftoner  ihre  Frauen  behalten,  aber  so  leben,  als  hätten  sie  selbe  nicht ^. 
Der  heilige  Gr^or  der  Grosse  tadelt  mit  den  Worten  des  Nizänums 
die  Priester  von  Gorsica  gar  sehr,  dass  sie  mit  weiblichen  Personen 
im  n&uilichen  Hause  wohnen,  gleichwohl  gibt  er  zu,  dass  ausser  dei 
Mutter  und  Schwester  auch  die  Gattin  bei  ihnen  verbleibe,  welch* 
letztere  sie  aber  in  Keuschheit  leiten  müssten^).  Gleichlautend 
spredien  sich  aus  die  Sjmode  von  Arles  (452)*),  die  Synode  von 
Tours  (567)^),  die  Kaiser  Honorins,  Theodosius  IL  und  Justinian  I.^ 
uad  andere  Autoritäten,  welche  sämmtlich  die  verehelichten  Geist- 
lichen und  deren  rechtmässige  Ehefrauen  vom  dritten  Nizänischen 
GanoQ  aossehliessen.  Auch  der  im  14.  Jahrhundert  lebende  grie- 
chische MOnch  Matthäus  Blastares  versteht  die  Nizänische  Yorsdirift 
Kon  solchen  Personen,  welche  mit  unverheiratheten  Priestern  zusam- 
QMnleben  und  iilr  sie  arbeiten  oder  Geschäfte  besorgen  0*    Würden 


1)  Novella  123.  c.  29.  Presbyteris  autem  et  diaconls  et  subdlaconis  et  Om- 
nibus in  clero  conscriptis  non  habentibus  ttxores,  secundum  aacros  cano- 
nta  interdieimus  et  nos  serundum  sanctarum  regularum  virtutem,  mulierem  ali- 
quam  in  propria  domo  superindaetam  habere,  tarnen  dtra  raatrem  aat  sororeD 
aut  fillam  et  alias  personas,  quae  omnem  suaplcionem  efftigiunt. 

2)  Epist.  167.  ad  Rusticuni  Narbonn.  episc.  e.  3.  onde  ut  de  camali  fiai 
^piritnaie  coi^iugium  oportet  eos  nee  dimiitere  uiores  et  quasi  non  babeant  sie 
babere  (Migne  T.  54.  col.  1204.)  (dist.  81.  c.  10). 

3)  Lib.  1.  ep.  52.  ad  Symmacb.  Volumas,  ut  sacerdotes,  qui  in  Corsici 
eoromorantur,  prohiberi  debeant,  ne  cum  mulieribus  conversentur  excepta  dantaxit 
matre^  sorore  vel  iixore,  quae  caste  regenda  est  (Migne  T.  77.  rot.  515.). 

4)  Can.  3.  Si  quis  clericus  a  gradü  diaconatus  in  solalio  suo  (Bedienang) 
nulierein  praeter  aviam,  niatreni,  fliiam,  neptem  vel  converaam  secum  uxo- 
rem  habere  praesumserit,  a  coramunione  alienus  babeatur. 

5)  Can.  12.  (al.  8). 

6)  Cod.  lib.  1.  tit.  3.  de  episc.  et  cler.  n.  19.  Onicnaqiie  igilur  eoliiS' 
eumqee  grad«  sacerdoiio  fulciuntur  vel  clericatos  honore  censentnr,  extnneanDD 
slU  mullenim  Interdlcta  consortia  cognoscant,  bac  iantum  eia  faeultate  concessit 
Bt  matres ,  Attas  atque  germanas  intra  donom«  suamm  septa  contineant.  itt<^ 
etiara  non  relinqni  eastitatis  horiatur  alTectio,  quae  ante  saoenlotliuii  marlttnio 
legiiimdm  neraere  conjogium. 

7)  BeveregH  synodicon  T.  11.  P.  il.  p.  SS. 
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doch  selbst  die  heiligsten  Männer,  wie  Panlintis  von  Nola,  Hilaritis 
von  Poitiers,  der  Vater  des  heiligen  Gregor  von  Naz,  u.  dgl.,  gegen 
unsem  Canon  sich  verfehlt  haben,  wenn  man  ihn  bis  dahin  ausdeh- 
nen dürfte. 

Bei  solcher  Menge  gewichtiger  Orfinde  und  Zeugnisse  kann  man 
nicht  zweifeln ,  dass  jeder  Versuch ,  den  dritten  Nizänischen  Canon 
auf  die  verehelichten  Geistlichen  oder  deren  Ehefrauen  anzuwenden, 
missglücken  müsse  und  nur  Verwirrung  erzeugen  könne,  obwohl  wir 
jene  scholastischen  Theologen,  welche  diese  verfehlte  Auslegung  recht- 
fertigen zu  können  glaubten,  wie  z.  B.  Baronius,  Bellarmin,  Qotti  u.  a., 
in  Anbetracht  der  Schwierigkeit  des  Gegenstandes  und  des  hohen 
Alters  jener  Ansicht,  die  sich  schon  bei  Ratramnus  im  9.  Jahrhundert 
findet,  nicht  gar  so  strenge  beurtheilen  möchten,  als  es  von  neuem 
Canonisten  mitunter  geschieht.  Hat  doch  selbst  der  schismatische 
Balsamon  (um  1180)  die  Meinung,  welche  auch  die  Gattinnen  unter 
die  SioaxTouc  zählt,  blos  ffir  die  minder  wahrscheinliche  angesehen, 
ohne  sie  einem  Tadel  zu  unterwerfen,  mit  dem  er  sonst  in  ähnlichen 
Fällen  nur  zu  freigebig  ist*). 

IL 

Der  fanfte  (al.  sechste)  apostolische  Canon  besagt:  »Eitfoxoicoc 
^  TipeoßüTepoc  ^  ^taxovoc  t-f/v  lauTOü  yovaTxa  [i^  ixßaXXixfo 
Tcpofaaei  lüXaßeiac*  Sotv  ik  ixßaXX;,  i^opiC^afrco*  ^Tttfilvcov  Sk 
xa&atpecafto).« 

In  welchem  Sinne  ist  dieser  Canon  aufzufassen  ?  Im  Abendlande 
hat  man  meistens  geglaubt ,  es  sei  dadurch  den  hohem  Geistlichen, 
welche  als  Ehemänner  geweiht  wurden,  nur  geboten,  die  Ehe  nicht 
zu  lösen  und  zu  trennen,  also  ihren  Frauen  nicht  eine  Art  Scheide- 
brief zu  geben,  sie  nicht  gänzlich  zu  Verstössen  und  zu  entlassen,  mit- 
hin ihnen  Wohnung  im  Hause  zu  gestatten,  und  far  deren  Unterhalt, 
überhaupt  f^  deren  Wohl  und  Schutz  zu  sorgen,  wie  es  einem  christ- 
lichen Gatten  zukommt.  Die  Griechen  hingegen  deuteten  seit  dem  6. 
oder  7.  Jahrhundert  den  Canon  dahin,  dass  er  auch  die  Fortsetzung 
der  ehelichen  Beiwohnung  zur  Pflicht  mache. 

Für  die  Anschauung  der  Abendländer  spricht  schon  daa  Wort 
»ixßaXXsiv,«  welches  sogar  nach  dem  Geständnisse  des  den  Griechen 
günstigen  AngKkaners  Beveridge^)  und  nach  vielen  Stellen  des  Ori- 
genes  und  des  heiligen  Johamies  Chrysost.  die  Bedeutung  von  »ent- 


1)  Bevereg.  synodir.  I.  62. 

2)  Synodicon  T.  II.  annotationes  p.  18. 
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lassen,  scheiden  (Scheidebrief  geben),  lOsen«  and  dergl.  hat    Ist 
dieses  richtig,  so  schliesst  das  Verbot  der  ixßciXf]  nicht  notiiwendig 
die  Srhiubniss  und  das  Recht,  geschweige  die  Pflicht  zur  Fortsetzung 
der  ehelichen  Beiwohnung  in  sich ;  denn  das  Band  der  Ehe,  das  so- 
ciale Zusammenleben,  die  gegenseitige  Hilfeleistimg  und  die  Sorge  för 
den  Unterhalt  und  dergl  kann  fortbestehen,  wenn  auch  keine  fleisch- 
liche Vermischung  staltfindet,  sonst  müsste  man  sagen,  ein  Ehetheii, 
der  mit  Recht  oder  Unrecht  die  Beiwohnung  aufgibt,  habe  die  Ehe 
annuUirt,  imd  die  aus  Glaubensgründen  in  freiwilliger  Enthaltsamkat 
lebenden  Ehegatten  hätten  einander  yerstossen  oder  einen  Scheidebrief 
gegeben,  das  Eheband  gelöst  >).    Unser  Canon  ist  gegen  die  Häresie 
dw  Eustathianer  gerichtet^  welche  einerseits  das  Institut  der  Ehe  als 
solches  verabscheuten  und  anderseits  den  Werth  der  geschlechtlichen 
Enthaltsamkeit  bis  zum  Extrem  erhoben.    In  ersterer  Hinsicht  muss- 
ten  sie ,  als  Verächter  des  Eheinstituts  überhaupt,  gänzliche  LOsung 
des  Ehebandes  und  absolute  Trennung  der  Ehegatten  fordeiii.    Thaten 
sie  das  in  Bezug  auf  Lüen,  so  um  so  mehr  in  Bezug  auf  Geistliche. 
Daher  ist  es  höchst  wahrscheinlich,  dass  unser  Canon,  um  diesem 
Wahne  entgegenzutreten,  zunächst  nur  bezweckte,  die  Entlassung  und 
Verstossung  der  Ehefrau,  die  förmliche  Scheidung  zu  verpOneu.    In 
der  andern  Hinsicht  konnte  em  verheiratheter  Geistlicher,  der  sich 
dem  extremen  eustathiamschen  Wahne  von  der  Bedeutung  der  Keuscli- 
heit  und  Enthaltsamkeit  zuwandte,  auf  den  fanatischen  Gedanken, 
es  sei  ein  tugendlicher  Act,  die  Gattin  ganz  zu  Verstössen,  das  Band 
zu  lösen  und  sich  um  selbe  gar  nicht  mehr  zu  bekümmern,  leichter 
geführt  werden,  wenn  er  bereits  in  ehelicher  Enthaltsamkeit  lebte, 
als  wenn  er  in  den  Fesseln  des  ehelichen  Vergnügens  lag.    Jedenfalls 
empfi^lt  sieh  aucli  von  dieser  Seite  die  Annahme,  dass  der  Canoo 
nicht  zunächst  die  eheliche  Beiwohuung,  sondern  die  gänzliche  Ver- 
stossung der  Gattin  im  Augga  habe  und  verbiete.    Gerathen  doeh  die 
Griechen  durch  ihre  Interpretation  mit  sich  selbst  in  Widerspmcb. 


1)  Wie  das  griechiscbe  Wort  »IxßaXXeiVfC  so  dient  auch  das  Ihm  eot- 
sprecliende  lateinische  »projicere  oder  ejlcere«  zur  BeslStlgung.  Das  ConcH  von 
Elvira  (805)  verbietet  c.  SS.  den  verheiratheten  Geistlichen  strenfrstens  ]ede  Fort- 
setzung des  ehelichen  Lebens.  Gleichwohl  bestimmt  es  im  $|>ltem  €aiion  65, 
dass  ein  Geistlicher  nicht  einmal  im  Tode  die  Communioo  empfangen  soll,  weofl 
er  seine  ehebrecherische  Frau  nicht  alsbald  entlftsst  oder  verstosst  iprojectrU)- 
Pa  die  eheliche  Beiwohnung  Ifingst  sistirt  war  und  dieses  AufhOren  vielleicht  den 
Ehebruch  veranlassen  konnte,  so  kann  das  projicere  keinen  Bezug  auf  den  Ehe- . 
gebrauch  haben,  sdndem  nur  im  Sinne  von  glttzlicher  Entlassimg  verrtanden 
werden. 


Zam  VfursamlBi»»  einig,  alt.  KircbeageMiaw  über  des  CAUbat  der  Prieatef .  215 

ÜJiaer  Canon  berährt  nämlich  in  ganz  gleicher  Weise  Bischöfe,  wie 
Priester  und  Diaconen.  Dessen  ungeachtet  wenden  die  (kriechen  ihn 
anders  auf  die  Bischöfe  und  anders  auf  die  Priester  und  Diaconen  an. 
Backsichtlich  der  letztem  leiten  sie  aus  ihm  das  Becht  und  die  Pflicht 
zur  Fortsetzung  der  ehelichen  Beiwohnung  ab^),  rucksichtlich  der 
Bischöfe  halten  sie  nicht  nur  das  Verbot  des  Zusammenwohnens  mit 
den  früheren  Qattinnen  aufrecht,  sondern  bestimmen  sogar,  dass  diese 
in  eiuem  Kloster  leben,  die  Bischöfe  aber  für  deren  Unterhalt  sorgen 
sollen  ^).  Kann,  darf  oder  muss  unser  Canon  hinsichtlich  der  Bischöfe 
in  dem  Sinne  gedeutet  werden,  dass  er  nur  die  Sorgfalt^  für  den  Unter* 
halt  der  Frau  zur  Pflicht  macht,  so  ist  dieselbe  Deutung  rficksichtlich 
der  Priester  und  Diaconen  entweder  geradezu  nothwendig  oder  doch 
zttUssig,  und  zwar  um  so  mehr,  als  sich  mit  ziemlicher  Gewisshrit 
darthun  lässt,  dass  in  ältester  Zeit  auch  bei  den  Orientalen  die  ehe- 
liche £nthaltsanaJwt  der  verheiratheten .  GeisUichen  eine  kirchliche. 
Anordnung  und  Norm  war.  Andeutungen  davon  finden  sich  bei 
Origenes^),  Eusebius^),  Basilius  dem  Grossen^),  Cyrill  von  Jerusalem^) 
und. andern  Vätern;  vollgültiges  Zeuguiss  legen  aber  dafür  Hieronymus 
und  Epiphanius  ab.  Hieronymus  versichert,  die  Kirchen  des  antioche- 
nischen,  alexandrinischen  und  römischen  Patriarchats  nehmen  nur 
solche  Ehemänner  zu  Geistlichen  an,  welche  Gatten  zu  sein  aufhören  ^, 
und  Epiphanitts  beruft  sich  auf  die  Thatsache,  dass  nur  beim  Mangel 
jungfräulicher  Individuen  auch  Ehemänner,  die  sich  ihrer  Gattinnen 
enthielten,  in  den  geistlichen  Stand  aufgenommen  werden.  Das  sei 
Gesetz  ^).  Sogar  Kaiser  Justinian  scheint  noch  an  dieser  Praxis  fest- 
gehalten zu  haben  ^).  Unter  solchen  Umständen  ist  es  schon  an  sich 
ganz  unwahrscheinlich,  dass  der  fünfte  (sechste)  apostolische  Canon 
das  gerade  Gegentheil  sollte  festgestellt  haben.  Jedenfalls  hat  die 
abendländische  Kirche,  in  deren  Bechtsbuch  ein  Theil  der  sogenann* 
tm  apostoUschen  Canonen  Aufaahme  fand  ^^)  und  welche  namentlich 


1)  Can.  13.  synodi  Trullau. 

2)  Synod.  Tnillan.  can.  12.  und  4S. 
8)  Homit.  23.  in  Nam. 

4)  Demonatrat.  evang.  üb.  1.  c  9. 

5)  CoiDmentar  in  Isai.  c.  3.  • 
S)  Cateelias.  12.  n.  25. 

7)  Adv.  Vigilant.  n.  2. 

8)  Adv.  taaeres.  lib.  2.  baer.  48.  n.  9.  und  baer.  39.  (al.  39.)  n.  4.    Aacb 
IIb.  3.  adv.  baer.  seu  expositio  fldei  n.  21. 

9)  Cod.  Üb.  1.  tu.  3«  de  epiae.  er  cler.  e.  19.    Novells  6.  e.  3. 

10)  DM,  20.  c  1. 
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aiioh  dem  fünften  (sechsten)  Canon  Qeltang  znerkannte  ^) ,  stets  nur 
das  Verbot  der  gänzlichen  Entlassung  und  Vemachlftssig^ong  der  Fran 
von  Seite  des  geistlich^)  Gemahls,  niemals  aber  einen  Freibrirf  zur 
Fortsetzung  des  ehelichen  Qeschlechtslebens  darin  gefonden.     Dies 
ergibt  sich  schon  aus  der  Gewissheit,  dass  im  Abendlande  noch  weit 
weniger,  als  im  Oriente,  es  jemals  erlaubt  war,  nach  Empfang  der 
hAhem  Weihe  der  Gattin  ehelich  beizuwohnen  3).    Als  Vigilantius  und 
Jovinian  mehrere  yerehelichte  BischdfiB,  Priester  und  Diaconen  daza 
verfuhrt  hatten,  ihren  Frauen  wieder  ehelich  beizuwohnen,  wurden  sie 
von  den  Päpsten  Sirizius  und  Innozenz  I.  nur  dazu  angehalten,  den 
sacrilegischen  Umgang  auftugeben,  nicht  aber,  die  Frauen  fortzuja- 
gen oder  sich  um  selbe  nicht  mehr  zu  bekümmern.    Das  war  ein 
praktischer  Gommentar  zu  dem  itinften  (sechsten)  apostolischen  Canon. 
Einen  theoretischen  lieferte  der  heilige  Leo  der  Grosse  im  Briefe  an 
Bischof  Bustikus,  indem  er  sagt :  »Beim  Empfänge  einer  hohem  Weihe 
wird  aus  der  fleischlichen  Ehe  eine  geistliche;  man  darf  daher  die 
Ehefrau  nicht  fortschicken ,  sondern  muss  sie  behalten ,  aber  so ,  als 
hätte  man  sie  nicht,  auf  dass  einerseits  die  eheliche  Liebe  unversehrf 
bleibe  und  anderseits  das  eheliche  Werk  aufhöre ').«     Der  heilige 
Lehrer  folgerte  offenbar  daraus,  dass  das  ixßdfXXetv  verboten  ist,  nicht 
die  Erlaubtheit  oder  Pflicht  der  Fortsetzung  der  fleischlichen  Ver- 
mischung.   Dionys  Exiguus  gibt  unserm  Canon  die  Uebersehrift :  »nt 
episcopus  aut  presbyter  uxorem  suam,  quam  deid  caste  regere^  mm 
reUnqu(U,€  denkt  also  an  ein  sociales  Zusammenleben,  nicht  an  ein 
geschlechtliches  Beiwohnen.    Von  ihm  scheint  der  heilige  Gregor  der 
Grosse  den  Ausdruck  entlehnt  zu  haben,  wenn  er  im  Schreiben  an 
Bomanus  nnsern  Canon  gleichsam  mit  den  Worten  umschreibt:  »Die 
Bischöfe  dflrfen,  wie  der  Canon  (die  canonische  Autorität)  vorschreibt, 
die  X^attinnen  nicht  verlassen,  sondern  müssen  sie  in  Keuschheit  lei- 
ten^).   Der  ffinfte  Canon  des  dritten  toletanischen  Concils  (a.  589) 
verbietet  den  verehelichten  hohem  Geistlichen  den  fleischlichen  Un)- 


1)  Bist.  2S.  f.  14. 

2)  Dist.  81.  c.  2  —  7.  und  r.  10.  c.  sacerdotl,  rai  semper  pro  populo 
olTerenda  sunt  sacriflcia,  semper  orandum;  si  semper  oranduro  est,  ergo  semper 
matriroonio  carendum  (S.  Hieron.)* 

3)  Ep.  167.  ad  Rustic.  Narben,  episc.  3.  onde  at  de  camaii  Hat  s|ilr»ttt(e 
conjugium,  oportet  eos  nee  dimittere  uxores  et  quasi  non  iiabetni,  sie  haliere, 
ut  et  saiva  sit  Caritas  et  cesset  opera  naptiaruin  (Mt|ne  T.  54.  coL  It04.).  Cl 
dist.  31.  (.  10. 

4)  Epist  lib.  9.  indict.  2.  ep.  60.  bi  (episeopl),  sicul  caaonica  decrevii  aB^ 
toritas  (der  5.  apostol.  Canon?),  uxores,  quas  caste  debent  retere,  aen  r^oqoio^ 
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gang  mit  ihren  Frauen,  erinnert  sie  aber,  gleich  als  wollte  auf  den 
apostoliaehen  Canon  angespielt  werden,  sorgfältig  daran,  dass  sie,  weil 
ja  daa  EHiebtnd  fortbestehe,  fikr  einander  sorgen,  einander  beistehmi 
müssten,  obj^eich  sie  nicht  im  nämlichen  Gemache  wohnen  dfirften  ^). 
Am  deutlichsten  spricht  sich  der  Gommentar  des  Gardinais  Humbert 
aus,  der  im  Kamrpfe  gegen  den  Griechen  Nizetas  geradezu  behauptet, 
das  Gebot,  die  Gattin  nicht  aus  religiösen  Motiven  zu  Yeriassen,  wolle 
nicht  s^en,  dass  man  mit  ihr  fleischlichen  Umgang  haben  dürfe, 
sondern  dass  mau  fär  ihre  Bedürfiiisse  sorgen  müsset).  Die  ganze 
Tradition  gleichsam  zusammenfassend  sagt  daher  Gration,  man  müsse 
unter  der  Frau,  deren  Verachtung  (Vernachlässigung,  contemnere)  der 
apostolische  Canon  yerbiete,  eine  solche  verstehen,  mit  der  sich  der 
Priester  vor  der  Weihe  verbunden  hat  und  welche  bei  der  Weihe  mit 
ihm  EnthaltsMukeit  gelobte.  Sie  dürfe  der  Priester  nicht  verachten 
(contemnere),  d.  h.  nicht  von  seinem  Herzen  und  seiner  Sorgfalt  aus» 
schliessen,  sondern  müsse  ihr  das  Nöthige  verschalFen '). 

Die  fast  fortlaufende  traditionelle  Auslegung  in  Verbindung  mit 
den  entwickelten  inneren  Gründe  dürfte  den  Zweifel  an  der  Kich* 
tigkeit  der  den  Griechen  geläufigen  Deutung  rechtfertigen  und  die 
Bevorzugung  jener  Ansicht  empfehlen ,  welche  im  V.  apostolischen 
Canon  keinen  Widerspruch  mit  dem  allgemeinen  Gebote  sehen,  wo- 
durch die  verheiratheten  Geistlichen  schon  im  Alterthume  zur  ehe- 
liehen  Enthaltsamkeit  verpflichtet  wurden.  Der  gelehrte  Cardinal 
Pitra  spricht  in  aeinem  neuesten  Werke  dieselbe  Ansicht  aus  ^). 

t)  Praetipitar,  qood  et  canonibas  priortbus  eontfnetur,  ot  non  liceat  t*is 
vivere  libldinwt  Boeietaie,  sed  manente  inter  eos  conjogali  lege  commanem  utfli- 
tatem  liabeani  ei  dod  sub  uno  condavi  nianeant. 

2)  Omnino  confitemur,  non  licere  episcopo,  presbyiero,  diacouo,  subdiacono 
propriam  uxorem  rausa  religionis  abjicere  a  cura  sua,  srilicet  ut  ei  victum  et 
vestifum  largiatur,  non  ut  cum  Ula  ex  more  carnaliter  jaceat  (Migne  T.  143. 
rof.  997 j.    er.  dtst.  Sl.  r.  11. 

8}  DIsr.  81.  e.  9.  Si  qois  docet,  sacerdoteni  uxorem  suam  contemnere  etc., 
non  quam  uxorem  in  sacerdotio  accepit,  sed  quam,  dum  adbuc  esset  laicus  vel  in 
minoribus  ordinibus  constitutus,  sibi  copulavit,  cum  qua  contineniiam  prof'essus 
est,  quum  ad  sacros  ordines  ascenderet,  quam  nullus  debet  contemnere,  lioc  est 
ab  anima  et  cara  sua  abjicere,  quin  ei  necessaria  provideat. 

4)  Juris. eecles.  graee.  histor.  et  monum.  T.  I.  p.  37.  not.  8.  Wenn  man 
diesen  5.  (6.)  apostol.  ranon  und  das  ixßaX/iTCo,  safrt  er,  mit  dem  17.  und  18. 
apostoi.  canon  u.  mit  r.  Tim.  5.  vergleiche,  ?o  ergehe  sieb,  dass  auob  den  verbei- 
ratbeten  Priestern  die  Sorge  obliege  de  uxorum,  si  supersunt,  vita  boneste  agenda, 
ne  ejectae  Imirantar  opprobrio  et  seortis  adnnmerentur.  Unde  scbolion  in  valü- 
celliano  misere  aevo  corrosam  band  inepte  monebat  e  margfne,  tum  veCarf  turpe 
repudiutn  ((17)  ixßaXXetv  iicixpoicf/),  tum  Juberi  episeopum  a  conjuge  absti- 
nere  eamque  bonestam  in  iocum  traducere. 
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III. 

Viertel*  Cauou  des  Concils  von  Üuigra  (awisciien  343  ttfid  3S1): 
»er  Ttg  dtaxptvoiTO  napl  (icapä)  icpspßuxipou  reyciAipcotoc,  «»C  H^  ^Q^voi 
Xetxoap^iQOoevxoc  otuxoO  icpoofopac  fiaToXaßtlv,  &yate|ia  lora  ^).€ 

Man  beschuldigt  in  neuerer  Zeit  die  ftltem  Theologen,  w^che 
diesen  Canon  von  verehelichten,  aber  seit  der  Weihe  in  SAthaUsanir 
keit  lebenden  Priestern  verstehen,  wie  z.  B.  Soto,  Baronius,  BeUar- 
min,  Azorius,  Binius,  Natalis  Alex.,  Gk)tti  u.  a.,  der  Künstelei  und 
S^iphisterei.    Ob  dieses  Urtheil  nicht  etwas  zu  hart  ist?   Allerdings 
sagt  man,  es  sei  eine  unbestreitbare  Wahrheit,  dasa  die  morgenläDr 
dische  Kirche  schon  in  der  ältesten  Zeit  den  ordinirten  Shemännen 
(km  Fortgebranch  des  Ehestandes  gestattet  habe.    Allein   bisher  ist 
noch  immer  keim  Canon,  kein  kirchlicher  Ausspruch,  kein  traditio- 
nelles Zeugniss  entdeckt  und  vorgezeigt  worden,  waraaa  Idar  und 
zweiftüos  hervorginge,   dass  eine  derartige  Erlaubniss  je  f&rmlicli 
ertbeilt  oder  ausdrücklich  anerkannt  worden  seL    Wir  wollen  daher 
untersuchen,  ob  der  vierte  gangrenüsche  Canon  sich  etwa  hieför  aL$ 
Beweis  gebrauchen  lasse;  denn  hält  auch  er  nicht  Stich,  dann  er* 
scheint  die  ausgesprochene  Beschuldigung  offenbar  gewagt.     Es  steht 
fest,  dass  wenigstens  im  Abendlande  die  verehelichten  GouAlidi^ 
nach  der  Weihe  wahrscheinlich  niemals,  ganz  gewiss  aber  im  vierten 
Jahrhunderte  den  ehelichen  Umgang  nicht  fortsetzen  durften,  wie 
aus  dem  33.  Canon  von  Elvira  (305),  aus  den  dem  GangrensischeB 
Concil  fast  gleichzeitigen  Verordnungen  und  Aussprüchen  des  Papstes 
Sirizius,  des  heiligen  Ambrosius  und  Hieronymus,  den  kartbaginen- 
äischen  Synoden  u.  dgl.  2)  hervorgdit.    Daher  kann  unmöglich  ange- 
nommen werden,  dass  man  zu  Qangra  der  abendländischen  Gesetzg^ 
bung,  Anschauung  und  Praxis  so  schroff  entgegengetreten  sei,  zumal 
schon  Papst  Symmachus  (504)  behauptet  zu  haben  scheint,  die  Ca- 
nons von  Qangra  seien  unter  päpstlicher  Auctorität  gegeben  worden  % 
und  es  auch  gewiss  ist,  dass  diese  Canons  im  Abendlande  allaeit  G^^' 
tung  hatten^)  und^dem  kirchlichen  Bechtsbuche  einverleibt  worden ^)f 


1)  Bevereg.  synod.  I.  419.  dist.  2S.  c.  15.  Sl  quis  ditcemtl  presilyteraoi 
cofijagatam,  tsnquam  oceasione  nuptiamm  quod  olTerre  non  debeiA,  et  tb  f\^ 
oblatione  ideo  se  abstinet,  aDatbema  sit. 

2)  Dist.  31.  c,  1—7.  c.  10. 

3)  Baronms  ad  ann.  361.  d.44.;  i/ardu»naetaConcil.  11.981.  Nacb  eini- 
gen lateinischen  Codices  der  Synodalacten  soll  sogar  HoHud  von  Gorduba  darin 
Tbeii  genominen  haben. 

4)  Oist.  16.  c.  11.  und  dist.  20.  c.  1. 

5)  Dist.  2S.  c.  15.,  dist.  31.  c.  8.,  dist.  80,  dist.  42. 
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wonras  man  mit  ziemlidier  Sicherheit  auf  deren  Uebereinstimmung  mit 
dem  Abendlande  schliessen  kann.    Dass  die  von  den  spätem  Griechen 
dem  gaagfrensischen  Ganon  gegebene  Dentnng  allen  jenen  Zeugnissen 
und  Tbataachen  widerspricht,  welche  als  Beweise  dienen,  dass  nr- 
sprtngHeh  and  im  vierten  Jahrhunderte  die  eheliche  Enthaltsamkeit 
der  ordinirten  Ehemänner  auch  im  Oriente  Norm  and  stehende  Ord- 
nung war,  soll  nur  vorftbergehend  angedeutet  werden.    Damm  ge- 
trauten sieh  Arisftenos,  Zouaras  und  Balsamon,  die   bedeutendsten 
I       griechischen  Setaoliasten  und  Gommentatoren  der  Canons  im  12.  Jahr- 
I       hunlfert,  nicht  geradezu  auszusprechen,  dass  unser  Ganon  solche  Prie- 
I       ster  im  Aage  habe,  welche  der  Ehelusrt  dienen.    Im  Abendlande  da* 
gegen  scheint  man  von  jeher  jene  Deutung  des  Canons  beibehalten  zu 
i       haben,  welche  einerseits  seinem  Zwecke  noch  entspricht,  und  anderseits 
I       doch  die  Wfirde  des  Priesterthums  nicht  beeinträchtigt.    Dionysius 
I       Bxiguus  setzte  dem  Canon  als  Titel  die  Worte  voran:  de  presbytero, 
\       qui  uxorem  habtüt,  und  wiederholte  selbe  im  Texte  des  Canons :  Qui- 
cunque  discemit  (se)  a  presbyterc,  qui  uxorem  habuity  quod  non 
I       oporteat  eo  ministrante  de  oblatione  accipere,  anath.  sit.  Nach  einem 
I       alten  von  C3i.  Justellus  herausgegebenen   Codex  lautet   der  Canon 
I       gleichfalls  ganz  ähnlich:  Si  quis  dubitet,  a  presbytero,  qui  nupfsU, 
I       quasi  non  oportere  eum  consecrare,  noluerit  oblationem  accipere,  sit 
anathema.    Die  Synode  von  Mainz  (852)  bannt  (c.  20.)  diejenigen, 
,       welche  sagen,  man  dürfe  von  einem  Priester,  der  geheirathet  hat 
,       {uxorem  habuif)^  das  Abendmahl  nicht  empfangen.     Nicht  jeuer 
Priester  wkd  als  ein  conjugatus  bezeichnet,  schreibt  der  heilige  Pe- 
tras Dam.,  der  jetzt  eine  Gemahlin  hat,  sondern  vielmehr  derjenige, 
welcher  vor  der  Priesterweihe  eine  ffcnommefi.    Wollte  man  ihn  ver- 
achten, so  mutete  man  auch  den  Apostel  Petrus  verachten  ^).    Auch 
Graüan  macht  die  Bemerkung,  der  vierte  Gangrensische  Canon  rede 
von  einem  presbyter  conjugatus  in  Rücksicht  auf  die  der  Weihe  vor* 
ausgegangene  Heirath^). 

Man  hat  in  neuerer  Zeit  sich  der  Vermuthuug  hingegeben,  die 
Verfasser  der  so  eben  allegirten  Stellen  hätten  aus  ünkenntniss  der 
griechische  Sprache  aus  der  gegenwärtigen  Zeit  die  vergangene  ge- 


1)  Epist.  lib.  5.  ep.  IS.  llle  sacerdos  conjugatus  didtar,  non  qol  nunc 
habet  axorem,  setf  qal  poHus  habuit  ante  pereeptam  sarerdotalis  offlcii  dfgni- 
tateiD.  Qoero  prorecto  si  spemlmas,  eonsequitor  etiam,  at  et  B.  Pefrum  Ap. 
contemnere  debeamus. 

2)  Dist.  81.  c.  14.  Illud  aatem  Gangrensis  condlii:  SI  qais  discemit  pres- 
byterom  eonjagatum  simlUter  inteliigendam  est  .  . .  tovjiagüinm  ab  et  appellatam, 
9Dam  ante  tenqraa  ordfostiiiDis  soae  dumeraL 
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macht,  das  griechische  YayajuiTjXoi';  unrichtig  mit  »qni  uxorem  habut 
oder  Bupsit«  abersetzt  and  daher  irrig  voransgeeetst,  die  Synode  habe 
lediglich  nur  von  verwittweten  Priesteni  gesprochen.    AUein  dieser 
Verdacht  ist  gänzlich  unbegründet.    Sie  wollten  mit  ihrer  Ausdmcks* 
weise  lediglich  den  ßedanken  nahe  legen,  dass  jene  Priestor  mcht 
erst  nach  der  Weihe  geheirathet,  sondern  schon  eine  Frau  und  nei- 
leicht auch  Kinder  hatten,  als  sie  zur  Weihe  kamen^  und  diss  sie 
nachher  die  Frau  nicht  mehr  als  eigenüiche  Eh^^fattin,  sondern  nur 
als  Schwester,  mithin  so  hatten,  als  hätten  sie  selbe  nicht  ra^r  ge- 
habt.   Ohnehin  kann  auch  im  Lateinischen  das  eigentliche  Perfectum 
die  Bedeutung  des  Praesens  haben,  so  dass  derjenige,  weldier  gehei- 
i*athet  und  eine  Frau  genommen  hat,  nun  auch  verfaeirathet  ist  und 
eine  Frau  hat.    Hätte  aber  Dionys  der  Kleine  und  die  Uebrigen  das 
Praesens  gewählt,  so  wäre  das  Missverständniss,  als  ob  jene  Priester 
erst  nach  der  Weihe  geheirathet  oder  im  Priesterthume  den  Frauen 
noch  ehelich  beigewohnt,  nicht  ausgesehlossen  gewesen.    Der  selige 
Möhler  war  so  billig  und  liberal,*  dass  er  zugestand,  die  Form  des 
Canons  lasse  allerdings  Bellarmins  Ansteht  zu,  es  sei  von  verheiraihä 
gewesetmi  Priestern  die  Bede,  keineswegs  von  noch  verkeiratheten. 
Denjenigen,  welche  einwenden,  das  Wort  ye^apitpccttc  werde  nur  von 
Einem  gebraucht,  der  verheirathet  sei,  nicht  aber  gewesw  sei,  ertheilt 
er  den  Bath,  §.  497.  des  grössern  Matthiä  etwas  genauer  zu  studireB^ 
und  dann  I.  Tim.  5,  9.  zu  vergleichen,  woselbst  sie  von  einer  Wittwe 
die  Bestimmung  finden  yerovuta  ivoc  avdpoc  ruvi^ ;  bedeutete  das  Fer- 
fectum,  dass  sie  noch  Eines  Mannes  Frau  seij  wie  könnte  sie  Wittwe 
sein^)?    Auch  der  neueste  Forscher  auf  diesem  Gebiete,  Cardinal 
Pitra,  kommt  zu  dem  Resultate,  der  griechische  Text  dieses  Canons 
könne  verstanden  werden  entweder  von  einem  Priester;  der  als  Laie 
eine  Frau  hatte  und  sie  jetzt  nicht  mehr  hat,  oder  von  einem  verehe* 
lichten  Priester,  wie  sie  sich  in  der  griechischen  Kirche  finden,  und 
er  b  kennt,  dass  nicht  nur  die  spätem,  sondern  auch  die  alten  latei- 
nischen Scholiasten  seit  Dionysius  der  erstem  Meinung  zugethan  sind^). 
Man  sagt  freilich,  nach  dieser  Auslegung  verliere  der  Qangre- 
lüsche  Canon  fast  seine  eigentliche  Bedeutung  und  seine  hauptsäch- 
lichste Beziehung  auf  die  Eustathianer.    Allein  dem   ist  nicht  so. 
Aus  dem  Berichte  des  Socrates  und  Sozomenus  und  aus  dem  Inhalt 
mehrerer  Canons  der  Synode  von  Gangra  ersehen  wir,  dass  die  Easta- 
thianer  das  Sacrament  der  Ehe  als  solches  verabscheuten  und  ver- 


1)  desamnielie  Schrlflen  Bd.  I.  S.  229. 

2)  Juris,  ecdes.  graec.  bislor.  et  moDum.  T.  I.  p.  498.  not.  S* 
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dämmten.  Sie  verboten  schlechthin,  je  zu  heirathen,  hielten  es  fBr 
erlaubt  und  geboten,  das  Band  der  Ehe  m  lOsen  und  ruhten  nicht, 
bis  eine  Trennung  und  Scheidung  erfolgt  war.  Sie  erklärten  aus 
Hass  gegen  die  Ehe  sogar  die  Gebete  und  Andachtsübungen  in  den 
Häusern  verehelichter  weltlicher  Personen  für  unerlaubt  und  befleckt 
und  geberdeten  sich  als  fanatische  Schwärmer  in  Anpreisung  der  Jung- 
fräulichkeit, die  sie  allen  Laien  zumutheten,  also  um  so  mehr  Ton 
allen  Priestern  fordern  zu  müssen  glaubten  ^).  Sie  konnten  also  nach 
ihren  Grundsätzen  nicht  damit  zufrieden  sein,  dass  die  ordinirten 
Ehemänner  fernerhin  enthaltsam  leben;  sie  wollten  rielmehr  gar 
keine  Ehemänner  als  Priester  und  unterschieden  blos  zwischen  COliba- 
tären  und  NichtcöUbatären ;  jene  ehrten  sie,  diese  verdammten  sie. 
Wer  einmal  im  Leben  eine  Ehefrau  genommen  hatte,  den  hielten  sie 
des  Priesteramtes  weder  würdig  noch  fähig,  mochte  seine  Gattin  leben 
oder  nicht ,  mochte  er  Enthaltsamkeit  beobachten  oder  nicht  ^) ;  nur 
Entlassung  der  Frau  und  Lösung  des  verhassten  Bandes,  also  das 
allein,  was  der  flinfte  (sechste)  apostolische  Canon  untersagte,  genügte 
ihnen.  So  bot  ihnen  denn  ihr  häretisches  Princip  hinreichende  Ur- 
sache, den  Gottesdirast  eines  beweibten,  wenn  auch  enthalsam  leben- 


1)  Socrates  bist.  ecci.  II.  48.  Eustathiua  uxorem  ducere  probibebat 
(YttfAsTv  yäp  IxcuXus),  ande  multos  quidem,  qui  matriinonia  contraxerant 

(ysyaiJiTjxdTac) ,  a  conjngibus  separavii  (toü  Oüvotxeotoü  ix^P^Cs). 
Denique  in  aedibus  conjugatorum  (yEYajitjxOTWv)  precatlones  fleri  vetult,  et 
presbyterl  axorem  habentis  (yüvalxa  ^x^*'"^^^)»  <loam,  dum  esset  laicus,  legiiimo 
matrimonio  copulaverat,  beneüietlonein  et  coinmonionem  instar  piacali  decllnan- 
<1am  docebat.  Cft,  SozomemM  bist.  Hl.  14.  ali)  quosdam  ex  discipulis  ejus 
{Bu9tathiiy  accQsant,  qal  nuptias  damnarent  {ydiim  xatfffiSfJt^Ojisvouc)  «t  pres* 
byteroa  eo^lugatos  (YeyapiipcoTac)  contemnerent. 

Can.  9.  Gangrens.  Si  quis  vel  virginitatem  vel  coniinentiam  professas  tan« 
qoani  abominabüe$  nuptias  Judirat ....  anath.  sie. 

Can.  6.  Gangrens.  Si  quis  extra  ecclesiam  privatim  populos  congregans 
rnnlemnat  ecciesiastirns  sanctiones,  aliterque  ea,  quae  sunt  erdcsiap,  voluerit 
lisarpare,  non  conveniente  presbytero  Juxta  decretum  episropi,  ipsamqne  ecrle- 
siam  apod  se  sine  eonsilio  episcopi  com  presbytero  agat,  anath.  sie.  (Die  Eosta* 
thianer  liessen  in  ibren  Conventikeln  absolut  nur  JungfVSullchle  oder  ebelose 
Priester  ninctioniren.) 

Can.  14.  Gangrens.  Si  qua  muHer  derelMo  viro  discedere  (ävoexo>psTv) 
voluerit  soluto  vinculo  conjugali  nuptias  condemnando  (ßdeXXutxofJiivi])  anatb.  sit. 

2)  er.  Baili  summa  concil.  T.  II.  p.  40.  44.  51.  57.  Hienarh  gab  Dionya 
Ejnguus  die  Tendenz  der  Eustaibianer  vollkommen  ricbtig  an,  wenn  er  Ober- 
setzte: »gtii  uxoretn  hahuit;m  denn  Jene  Hfiretiker  massten  in  Kraft  ibres  Prin« 
eips  selbst  verwittwete  Priester  perborresciren. 
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den  Priesters  zu  meideu;  aber  auch  die  V&ter  dw  Synode  moBsten 
unter  solcher  Voraussetzung  sich  um  so  mehr  verauliifist  adieu,  den 
Wahn  und  das  Verfahren  der  neuen  Häretiker  zu  verdammen.  Gegaa 
die  griechisch-schismatische  Auffassung  des  Canons  scheint  auch  uocli 
der  Umstand  zu  sprechen,  dass  im  ersten  Canon,  wo  Ton  den  Eheleu- 
ten im  Allgemeinen  die  Kede  ist,  der  eheliche  Beischlaf  anadrüekM 
erwähnt,  im  vierten  Canon  hingegen,  wo  es  sich  um  verheirathete 
Priester  handelt,  wie  absichtlich  davou  geschwiegen  wird  ^). 

Uebrigens  liesse  sich  aus  unserm  Canon  die  Behauptung,  daas 
durch  ihn  die  Fortsetzung  der  ehelichen  B^wohnuug  von  Seite  der 
ordinirten  Ehemänner  als  zulässig  erklärt  sei,  auch  für  dm  Fall  nicht 
erweisen,  dass  die  Eustatlüaner  nur  verurtheüt  worden  wären,  wal  sie 
sich  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  derjenigen  Priester  trennten, 
welche  nach  der  Weihe  sich  vorschriftswidrig  des  ehelichen  Rechtes 
bedienten.  Die  Synode  hätte  dann  nur  die  Thatsache  gmommen. 
wie  sie  vorlag,  d.  h.  sie  hätte  den  Beweggnmd  der  Eustathianer,  ans 
dem  sie  sich  von  solchen  Geistlichen  fem  hielten,  nämlich  die  angeb- 
liche Verdammlichkeil  der  Ehe  verworfen',  ohne  über  das  Verfahren 
der  Geistlichen  ein  Urtheil  zu  fällen,  geschweige  es  gutxuheisBeD. 
Bei  allen  dogmatischen  Synodalbeschlüssen  darf  nur  der  beabsichtigte 
Hauptzweck  als  entschieden  betrachtet  werden,  nicht  aber  die  damit 
verbundenen  Nebenfragen.  Mochten  die  getadelten  Priester  mit 
Recht  oder  Unrecht  dem  ehelichen  Leben  sich  ergeben,  das  Verfahren 
und  Betragen  der  Eustathianer  konnte  und  musste  verdammt  werdeo, 
denn  es  stützte  sich  auf  ein  häretisches  Princip  und  war  eine  An- 
massuug  und  Usurpation  des  kirchlichen  Hichteramtes.  Die  Synode 
hätte  so  die  Heiligkeit  der  Ehe  geschützt,  ohne  sich  über  die  Za- 
lässigkeit  des  Ehegebrauchs  von  Seite  ordinirter  Ehemänner  aoBxa« 
sprechen,  was  vielleicht  unter  Umständen  unnöthig  oder  unpassend 
erscheinen  nM>chte. 

Wir  schliessen  mit  dem  Geständnisse,  dass  diese  Arbeit  uns  in  der 
Ueberzeugung  bestärkte,  es  sei  besser  zu  grosse,  als  zu  geringe  Vor- 
sicht anzuwenden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  ausserkirchliche  tra- 
ditionelle oder  tendentiöse  Hypothesen  und  Aufstellungen  äch  anzu- 
eignen oder  zu  befürworten. 


I)  nisr.  28.  f.  Ir.  and  kW.  Sf.  c.  8. 
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Oesterreichische  Gesetze  und  VerordnuDgen  über  die  vermögeDs- 
rechtliche  Stellung,  Einkünfte,  Besteuerung  des  Klerus  und  der 

religiösen  Orden, 

nacb  amtlieben  Qaellen  mitgeiheilt  von  Prof.  Dr.  F.  Vering. 

(Fortsetsangr.   Vgl.  Arohiv  XIV.  S.  9t— 121.,  401— 47S.;  XY.  83-66.) 

104)  Präsidialefinnerung  vorn  15.  Octobef  1858,  Z,  —^ , 

womit  die  Allerböchste  Entschliessangr  vom  3.  October  1858,  betreffend  die  Aus- 
fQhmog  der  vod  deo  Biscboreo  der  Versammlung  vom  Jalure  18M  Ober  die  Ver- 
waliang  des  PfrOnden-  und  6o(leshaasverro5gens  vereinbarten  Vorsfbriften ,  dem 

Ministerium  bekannt  gegeben  wird. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessunff  vom  3.  October  1858  Nachstehendes  za  eröffnen  geruht: 

In  Anbetracht  des  dreisaigsien  Artikels  u.  s.  w.  wie  schon  Im  Archiv 
Vll,  290  f.  und  nochmals  unten  S.  229  —  231  gedniclct  ist.  Nach  den  Worten: 
und  die  durchgeführte  Chtmdensltistung  neu  tfu  ordnen,  flbrt  die  PHisi- 
dfailertnnening  unmittelbar  In  demselben  Absatte  also  fort: 

Hinsichtlieh  des  Gehaltes  der  Verweser  erledigter  Pfründen, 
deren  Beinertrag  in  den  Beligionsfond  fliesst,  genehmige  Ich,  dass 
du  durch  Meine  Entschliessung  vom  19.  Februar  1856  fOr  drei  Jahre, 
gemadite  Zugeatändniss ,  zufolge  dessen  jener  Qehalt  bei  FMaden, 
deren  Jahreeerträgniss  500  fl.  nicht  erreiclit,  mit  monatlichen  25  fl., 
bei  Pfründen  aber,  die  ein  Jahreseinkommen  von  500  fl.  oder  darüber 
abwerfen,  mit  monatlichen  30  fl.  zu  bemessen  ist,  auch  nach  Ablauf 
der  drm  Jahre  fortzudauern  habe.  Die  bischöfliche  Versammlung  hat 
ferner  den  Wunsch  dargelegt ,  dass  die  Verweser  eriedigter  Pfiirren 
fortan  mebt  verpflichtet  würden,  die  Stifimessen  anders,  ab  gegen 
das  von  dem  Bischöfe  feetgesetzte  Stipendium  zu  entrichten,  und  Ich 
genehiB^  diese  Bestimmung,  wdche  bei  allen  Priestern,  die  die  Ver- 
waKuDg  einer  erledigten  Guratpfiründe  nach  dem  1.  Jftnner  1859  über- 
nehmen, in  Wirksamkeit  zu  treten  haben  wird. 

Was  die  Vermögensverwaltung  der  erledigten  Pfiründen  des  lom- 
bardisch-venetianischen  Königreiches  betrifft,  so  habe  Ich  bescUoesen, 
zur  Herstellung  des  Einverständnisses  mit  dem  heiligen  Stuhle  auf 
folgende  Bedingungen  einzugehen. 

1.  Zu  Mitgliedern  der  Gommission  ernennt  der  Bisehof  zwei,  oder 
wenn  es  gewüniicht  wird,  auch  mehrere  Geistliche,  wider  welche  kein 
politisches  Bedmken  obwaltet,  der  Statthalter  aber  «nen  Welt*- 
geistlichen. 
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2.  Den  Vorsitz  fahrt  der  Bischof  oder  dessen  Stellyertreter, 
während  der  Erledigung  des  Bisthums  der  Capitularvicar. 

3.  Das  von  dem  Statthalter  ernannte  Gommissionsmitgbed  hat 
das  Recht,  gegen  Massregeln,  welche  demselben  die  Substanz  des 
erledigten  Beneficiums  zu  gefährden  oder  eine  zweckwidrige  Verwend- 
ung des  Interealarerträgnisses  zu  enthalten  scheinen,  sein  Veto  ein- 
zulegen. 

4.  Die  Zwecke,  zu  welchen  das  Intercalareinkommen  verwendet 
werden  soll,  sind  festzusetzen.  Bei  jenen  Pfarren,  welche  aus  dem 
venetianischen  geistlichen  Fonde  unterstützt  werden,  fliesst  es  in 
diesen  Fond. 

Nach  Massgabe  dieser  Meiner  Wülensmeinung  und  im  Einver- 
ständnisse mit  Meinem  Minister  des  Aeussem  ist  fax  Meinen  Botschafter 
bei  dem  päpstlichen  Stuhl,  welchen  Ich  mit  der  Verhandlung  zu  beauf- 
tragen finde,  eine  Instruction  zu  entwerfen. 

Gleichzeitig  sind  folgende  Erlässe  ergangen :  ' 

I. 
Schreiben  an  sinimiliche  Länderciief^,  mit  Ausnahme  Jener  von  MaUand  md  Venedig. 

Behufs  der  Durchführung  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  XXX. 
des  Concordates,  zufolge  dessen  die  Verwaltung  der  Kirchengäter  von 
Denjenigen  geföhrt  werden  soll,  welchen  sie  nach  den  EirchengesetzeD 
obliegt,  sind  die  Bischöfe  der  Versammlung  vom  Jahre  1856  in  An- 
sehung der  Regelung  der  Verwaltung  des  Pfründen-  und  Gk)tteshaiis- 
vermögens  über  die  Beobachtung  der  mitfolgenden  Vorschriften  über- 
eingekommen, bei  deren  unter  dem  16.  Juni  erfolgten  Vorlage  zugleich 
die  Bitte  gestellt  wurde,  das  Ministerium  Ar  Cultus  und  Unteiricbt 
möge  die  zur  Ausführung  jener  Vorschriften  nöthigen  Eitdeitnngeo 
treffen  und  desshalb  an  die  Behörden,  welche  bisher  mit  der  Beauf- 
sichtigung und  Gontrolirung  der  kirchlichen  Vermögensrerwaltung 
beauftragt  waren,  entsprechende  Weisungen  erlassen« 

Ich  habe  die  erwähnten  Besdilüsse  Seiner  k.  k.  Apoetoiisehen 
Majestät  zur  Allerhöchsten  Schlnssfassung  unterbreitet,  welche  mir  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  3.  October  1858  eröflhet  word^  ist 

Den  Inhalt  dieser  Allerhöchsten  Bntsehliessung  und  das  von  mir 
in  Folge  derselben  Veranlasste  wollen  Eure aus  dem  mitfolgen- 
den Schreiben  entnehmen,  welches  ich  unter  Einem  an 
(SehlQss  fUr  AUe,  mit  Ausnahme  Jener  von  Lembery,  Czernof^lU  und  Saittarvr) 
die  Herren  Bischöfe  richte. 

Indon  ich  Bure hievon  vorläufig  in  die  Kenntaiss  seteOi 

werde  ich,  sobald  mir  von  den  Bischöfen  des  jenseitigen  Verwaltungs- 
gebietes  die  Erfüllung  der  Voraussetzungen  nachgewiesen  wird,  von 
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denen  die  AUerh(k;hsie  Entschliessnng  vom  3.  October  1858  das  ins- 
lebentreten  der  neuen  Verwaltnngsweise  des  Kirchen-  und  Pfränden- 
gutes  abhängig  erklärt,  nicht  ermangeln,  Denenselben  behofs  der 
Erlassung  der  erforderlichen  Weisn&gen  an  die  unterstehenden  BehT^r- 
den  die  weitere  Mittheilong  zu  machen. 

(Sebhiss  Ar  die  Lfoderehefs  von  Lemberg:,  Cz^rnowHs  und  Krakau) 
die  Herren  Bischöfe  des  jenseitigen  VerwaJtungsgebietes  richte. 

.  Indem  ich  Eure  .  .  hieven  vorläufig  verständige,  darf  ich  wohl 
voraussetzen,  dass  Dieselben  mit  gewohnter  Bweitwilligkeit  in  jeder 
geeigneten  Weise  die  Durchfährung  der  in  dem  bezogenen  Schreiben 
erwähnten  Scheidung  des  PfirOnden-  und  Gotteshausvermögens  ftrdem 
werden,  indem  durch  diese  Massregel  die  geordnete  Verwaltung  des 
Kirchen-  und  PfrSndengutes  im  Sinne  des  Artikels  XXX.  des  Gon- 
cordats  bedingt  erscheint. 

(Schloss  fDr  den  Landeschef  von  Salzbarv) 
den  Herrn  Färsterzbischot  von  Salzburg  richte. 

Hienach  wird  das  Inslebentreten  der  neuen  Verwaltungsweise 
des  Kirchen-  und  Pfründengutes  im  Hereogthume  Salzburg  von  der 
Austragung  der  in  dem  bezogenen  Schreiben  bezeichneten  Angele- 
genheiten abhängen,  bezüglich  deren  ich  die  gutächtUofae  Vorlage 
der  von  dem  Herrn  Erzbischofe  zu  stellenden  Anträge  gewärtige. 

Vorschriften, 
betrefTend  die  Verwaltung  des  PMnden-  und  6ottetbaosvenn5gens,  Qber  deren 
Beobacbtung  die  BiscbOfe  der  Versammlung  vom  Jabre  ISSS  dbereingekonMBen 

sind  0* 

g.  1.  Die  Verwaltung  des  Pfründen-  und  Gotteshausvermögens 
wird  von  Denjenigen  geffihrt  werden,  welchen  sie  nach  dem  Kirchen- 
gesetze obliegt,  und  der  Bischof  die  Oberaufsicht  nach  Massgabe  des 
Kirchengesetzes  üben. 

§.  2.  Die  Verwaltung  des  Vermögens  einzelner  Kirchen  und  der 
bei  denselben  bestehenden  Stiftungen  fahrt  der  geistliche  Kirchenvor- 
steher mU  Beisiehufig  Derjenigen,  welche  bei  Unzulänglichkeit  des 
Kirchenvermögens  das  Mangelnde  ganz  oder  zum  Theile  zu  decken 
haben.  Die  Kirchengemeinde  betheiliget  sich  dabei  durch  Gemeinde- 
glieder, welche  in  der  Regel  nicht  mehr  als  zwei  sein  sollen.    In  wie 


1)  Man  vgl.  die  im  Archiv  VI.  168  IT.,  VII.,  289  ff.,  460  ff.,  VOI.,  148 ff., 
810  ff.,  IX.,  828  ff.,  449  ff.,  X.,  160  ff,  804  ff.,  460  ff.  tbeilB  cttirten,  tbells  ab- 
gedruckten, seitdem  für  die  DiOcesen  Götz,  Brixen,  Salzburg,  die  böhmische 
und  Wiener  Kirchenprovinz,  in  den  ungarischen  a.  s.  w.  Diöcesen  erlassenen, 
demniicbst  von  nns  welter  za  berOcIcsIcbtigenden  biscböflicben  Anordnungen  und 
apatem  Verhandlungen  mit  dem  k.  k.  Staataministerium. 
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¥mt  dir  F^on  selbst  oder  durch  einen  Stellvertreter  mitwirken  kOnne, 
entsoheidet  der  Bischof  nach  Erwägung  aller  Umstflnde,  welche  im 
Sinne  des  Kirchengesetzes  massgebend  sind. 

§.  3.  Die  Yogteien  entstanden  durch  Verhältnisse,  welche  bis  auf 
den  letzten  Nachklang  verschwunden  sind,  daher  halten  die  versam- 
melten Bisehofe  es  flir  nothwendig,  dass  die  Yogteien  AberaU,  wo  sie 
noch  der  Sache  oder  sogar  dem  Namen  nach  bestehen,  aujfgehoben  wer- 
den, um  so  weniger  kann  denselben  irgend  ein  Einfloss  auf  die  Yer- 
möfensverwaltung  eingeräumt  werden. 

§.  4.  Die  zur  Vermögensverwaltung  beizuziehenden  Gemeinde- 
glieder (Eirchenpröpste,  Zechpröpste,  Kirchenkämmer»)  sollen  stets 
rechtschaffene,  vollkommen  verlässliche  und  wo  möglich  auch  wohl- 
habende Männer  sein.  Sie  werden  von  dem  geistlichen  Kirchenvor- 
steher mit  Bucksicht  auf  die  begründeten  Wünsche  der  Kirchenge- 
meinde vorgeschlagen  und  von  dem  Bischöfe  oder  dessen  Bevollmäch- 
tigten für  einen  Zeitraum  bestellt,  welcher  von  der  Gewohnheit  und 
den  Anordnungen  des  Bischofes  abhängt,  doch  wenigstens  Ein  Jahr 
betn^jen  soll.  Sie  können  nach  Ablauf  dieser  Zeit  wieder  vorge- 
sdilagen  weiden.  Sollte  es  sich  thatsächlich  herausstellen,  dass  Einem 
derselben  die  nothwendigen  Eigenschaften  fehlen,  so  kann  er  auch 
vor  Ablaut  der  festgesetzten  Zeit  entfernt  werden. 

§.  5.  Die  Beträge,  welche  die  Kirchenverwaltung  aus  dem  Er- 
tragnisse des  Kiichenvermögens  unter  ihrer  eigenen  Verantwortlichkeit 
und  ohne  Einholung  einer  Bewilligung  verausgaben  kann,  bestimmt 
dB*  Bischof.  Die  Bewilligung  zu  Ausgaben,  welche  diesen  Betrag 
überschreiten ,  ertheilt  das  Ordinariat  nach  Einvernehmung  aller  Je- 
ner, welche  bei  Unzulänglichkeit  des  £[irchenvermögens  das  Mangelnde 
ganz  oder  theilweise  zu  decken  haben. 

§.  6.  Fromme  Stiftungen  gehören  nach  ihrer  Natur  und  nach 
den  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Kirchengesetze  in  den  Bereich 
der  Kirchengewalt,  welche  auch  darüber  entscheidet,  ob  und  unter 
welchen  Bedingungen  neue  Stiftungen  angenommen  werden  können. 

§.  7.  Die  Vermögensverwaltung  hat  die  Verbindlichkeiten  und 
Bezüge  der  Stiftung  nach  dem  Willen  des  Stifters  und  den  Weisungen 
des  Ordinariates  festzusetzen  und  Sorge  zu  tragen,  dass  über  die  An- 
nahme und  Bestätigung  von  Seite  des  Bischofes  die  erforderlichen  Ur- 
kunden ausgefertigt  werden. 

§.  8.  Die  Vermögensverwaltung  kann  die  Kirchen-  und  Stif- 
tungscapitalien  nur  unter  pupillarmässiger  Sicherheit  und  mit  Ein- 
willigung des  Bischofes  fruchtbringend  anlegen. 

§.  9.  Die  Kirchenvermögensverwaltung  haftet  für  die  genaue 
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Beobaektiing  aller  Vorsehriffcen,  wekhe  ihr  für  die  Verwaltimg,  sowie 
zur  Sichemtellnng  und  Erhaltung  des  Kirchen-  und  Stiftangsvermögens 
Yorgezeichnet  sind. 

g.  10.  Die  Vertretung  des  Kirchenvermdgens  liegt  in  der  Begel 
der  Vermögensverwaltung  ob ;  sie  darf  jedoch  keine  Bechtßstreitigkiitt 
ohne  Einwilligung  des  Bischofes  beginnen. 

§.11.  Die  Vermögensverwaltung  hat  sich  über  ihre  ThStigkeit 
jährlich  durch  eine  gehörig  belegte  Bechoung  auszuweisen. 

§.  12.  Die  Bevision  der  Bechnung,  bei  wdcher  zugleich  des  mst- 
Versehrte  Bestand  des  Stammvermögens  und  aUer  hiezu  gehörigen  G^ 
genstände  im  Auge  zu  bebalten  ist,  hat  nebst  Denjenigen,  wdche  den 
Abgang  der  Erträgnisse  des  Kirehenvermi^ens  zu  decken  verbuiideii 
sind,  der  Bezirksdechant  oder  ein  anderer  vom  Bischöfe  dazu  Bevdl- 
mächtigter  vorzunehmen.  Diesem  liegt  es  ob,  nach  Behebung  aller 
v(»:gekonmienen  Anstände  die  Bechnungen  sämmtUcher  Kirchen  seines 
Bezirkes  dem  bischöflichen  Ordinariate  mit  den  etwa  eribrderiichen 
Bemerkungen  vorzulegen. 

§•  13.  Sollte  far  die  Superrevision  mancher  Kirchenrechnungen 
beim  Ordinariate  die  Aufstellung  von  Bechnungsfuhrem  oder  zur 
Frfifung  der  gesetzlichen  Sicherstellung  der  Kirchen-  und  Stiftungs* 
capitalien  die  Aufnahme  eines  Bechtsfreundes  sich  als  nothwendig  dar- 
stellen, so  wird  es  Sache  des  Diöcesanbisch(^  smu,  dafSr  auf  Kosten 
des  Kirchenvermögens  zu  sorgen. 

g.  14.  Das  geistliche  Pfrundenvormögen  wird  von  dem  Pfrun- 
denbesitzer  wie  bisher  nach  den  für  die  Fmchtniesser  bestehenden  Vor- 
schriften verwaltet,  wobei  derselbe  niemals  vergessen  darf,  dass  er 
der  unversehrten  Erhaltung  des  Stammvermögens  und  aller  Gegen- 
stände des  PMndeninventars  wie  auch  der  dazu  gehörigen  Oebäude 
die  gewissenhafteste  Obsorge  schulde. 

§.  15.  Sowohl  die  Kirchenvermögensverwaltung  als  auch  der 
Bezirksdechant  sind  brfngt  und  verbunden,  dem  Pfrundenbesitzer  all- 
iWige  Vernachlässigungen  seiner  Pflichten  in  Betr^  der  Gebäude  und 
des  Pfrundenvermögens  ohne  Aufschub  in  Erinnerung  zu  bringen. 
Bleibt  dies  ohne  Erfolg,  so  haben  sie  die  Anzeige  an  das  Ordinariat 
zueratatten. 

g.  16.  Kömmt  ein  Bisthum  in  Erledigung,  so  bestellt  das  Dom- 
capitel  nach  Vorschrift  des  Conciliums  von  Trient  und  gegen  eine  an« 
gemessene  Belohnung  einen  Temporalienadministrator.  Derselbe  hat 
vor  Allem  im  Einvernehmen  mit  dem  Beligionsfondsanwalte  alle  Qe* 
genstände  des  Inventars  aus  dem  Nachlasse  des  verst(Hrbenen  oder  aus 
dem  Privatvermögen  des  abtretenden  Bischofes  auszuscheiden  und  nöthi- 
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gimfiEdls  zn  ergänzen.  Er  verwaltet  das  BisthumavennGgen  unter  Auf- 
sieht des  Domcapitels  und  übergibt  es  seiner  Zeit  deni  rechtmässig 
eingesetzten  Nachfolger,  bei  welchem  er  sich  über  den  nnTersebrien 
Bestand  aller  Inventarsgegenstände  auszuweisen  hat  und  dem  er  auf 
Verlangen  •desselben  über  seine  Verwaltung  Bechnung  zu  legen  ver- 
pflichtet ist. 

§.  17.  Bef  Erledigung  von  Pfarren  und  anderen  weltgeistlichen 
Pfründen,  welche  nicht  fär  eine  Gesammtheit  von  Geistlichen,  die  eine 
gemeinsame  Gtterverwaltui^  haben,  bestimmt  sind,  wird  der  Bischof 
die  Verwaltung  des  Pfründenvermögens  in  der  Begel  dem  von  ibm 
aufgestellten  Verweser  des  geistlichen  Amtes  übergeben.  Die  Kirchen- 
vermögensverwaltung  hat  unter  Leitung  des  Bezürksdechantes  daffir  zu 
migen,  dass  alle  Gegenstände  des  Kirchen-  und  PMndeninventar 
aus  dem  Nachlasse  des  verstorbenen  oder  aus  dem  Privatvenn5g«ii 
des  abgetretenen  Pfiründenbesitzers  gehörig  ausgesdiieden  und  ndthi- 
genfalls  ergänzt,  dann  aber  bis  zum  Antritte  des  Nachfolgers  gehörig 
verwahrt  werden. 

§.  18.  Der  Reinertrag  der  erledigten  Pfründen  hat,  in  soweit  eü 
bisher  üblich  war,  in  den  Beligionsfond  zu  fliessen.  Die  Einlcünfte  des 
Mercalarjahres  werden  daher  nach  Abzug  aller  Lasten  in  derselben 
Weise  wie  bisher  vertheilt  werden. 

g.  19.  Bei  Pfründen,  deren  Einkünfte  ausschliesslich  in  barem 
Gelde  bestehen,  oder  welche  aus  dem  Religionstonde  Congrua-Ergän- 
Zungen  beziehen,  erscheint  die  Legung  der  Intercalarrechnung  ^ 
überflüssig,  weil  der  Betrag,  welcher  dem  Religionsfonde  nach  Abzug 
des  Provisorgehaltes  verbleibt,  sich  von  selbst  ergibt  Bei  anderen 
Pfründen  hat  der  Temporalienverwalter  dem  Bischöfe  Bechnung  z^ 
legen ;  doch  können  die  Betheiligten  ihn  mit  Genehmigung  des  Bischöfen 
gegen  Entrichtung  eines  Intercalarpauschales  von  dieser  seiner  Fflicbt 
entbinden. 

§.  20.  Sobald  der  neu  ernannte  Pfründenbesitzer  die  canoniscte 
Einsetzung  erhalten  hat,  wird  ihn  der  von  dem  Bischöfe  dazu  Bevoll- 
mächtigte mit  Beiziehung  des  Patrons  oder  seines  Stellvertreters  und 
aller  Mitglieder  der  Eirchenvermögensverwaltung  in  den  Besitz  des 
Pfründenvermögens  einfahren.  In  der  Begel  ist  hiebei  ein  authen- 
tisches Pfründeninventar  ^u  Grunde  zn  legen,  doch  können  etwa  vor- 
handene Visitationsacten  die  Stelle  desselben  nach  Umständen  vertre- 
ten. Zugleich  ist  eine  genaue  Beschreibung  der,  der  Kirche  und 
Pfründe  gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter,  so  wie  des 
Bauzustandes  der  pfarrlichen  Gebäude  vorzunehmen,  es  sei  denn,  dass 
eine  solche  nach  dem  Tode  oder  Austritte  des  früheren  Pfründcnbe- 
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sitzers  verfasst  worden  wäre.  Das  über  die  liistallation  aafgenommeDe 
Protokoll  ist  iu  zwei  Exemplaren  auszufertigen  und  von  dem  Installir«' 
ten  sammt  Allen,  die  dabei  mitgewirkt  haben,  wie  auch  von  zwei 
Zeugen  zu  unterzeichnen.  Das  eine  Exemplar  ist  in  der  Kirchencaese 
zu  hinterlegen,  das  andere  an  das  Ordinariat  einzusenden.  Wo  es 
üblich  ist,  hat  der  neue  Pfründenbesitzer  die  genaue  Erfüllung  der 
ihm  gegen  das  Pfrundeuvermögen  obliegenden  Verbindlichkeiten  durch 
einen  Bevers  zu  verheissen. 

§.21.  Wenn  bei  einzelnen  geistlichen  Körperschaften  oder  An- 
stalten (instituta  et  loca  pia)  kirchlich  genehmigte  Statuten  über  die 
Vermdgensverwaltung  bestehen,  soll  es  bei  denselben  verbleiben. 

II. 

Schreiben  an  simmf liehe  ktthollscbe  Erzblschöfe   und  Bischöfe,  mit  Aasnatam« 

jener  des  lonibardiscli-vene(i«nlscben  Königreiches. 

Die  mir  zngekonunene  Eingabe  der  bischdflieben  Versamoüung 
vom  Jahre  1856  ddo.  li>.  Juni  1856,  enthält  unter  anderem  die  Vor* 
Schriften,  über  deren  Beobachtung  die  hochwürdigsten  BisobOfe  behufti 
der  Begelung  der  Verwaltung  des  Pfründen-  und  Grotteshausremidgras, 
welche  zufolge  des  Artikels  XXX.  des  Concordates  von  Denjenigen  zu 
fähren  ist,  denen  sie  nach  dem  Kirchengesetze  obliegt,  übereingekom- 
men waren. 

Diese  in  21  Paragraphen  zusammgefassten  Vorschriften  sind 
Seiner  Apostolischen  Majestät  zugleich  mit  der  von  den  versanunelten 
Bischöfen  ausgesprochene  Bitte  unterbrdtet  worden,  dass  die  kaiser- 
liche fiegierung  die  zur  Ausfuhrung  der  vereinbarten  Beschlüsse  nöthi- 
gen  Einleitungen  treffen  und  deshalb  an  die  Behörden,  weldie  bisher 
mit  der  Beaufsichtigung  und  Controlimng  der  kirchlichen  Vermögens- 
verwaltung beauftragt  waren,  entsprechende  Weisungen  erlassen  möge. 

Hierwegen  haben  nunmehr  Seine  Apostolische  Majestät  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  3.  October  1858  Nachstehendes  an 
mich  zu  erlassen  geruht: 

»In  Anbetracht  des  dreissigsten  Artikels  der  von  Mir  mit  dem 
heiligen  Stuhle  geschlossenen  Vereinbarung  habe  Ich  beschlossen,  an 
Meine  Behörden  über  die  Verwaltung  des  Pfründen-  und  Ootteshans* 
Vermögens  jene  Weisungen  zu  erlassen,  um  welche  die  bischöfliche  im 
Jahre  1856  gehaltene  Versammlung  nachgesucht  hat,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dass  sowohl  das  landesfürstlicbe,  die  Bewahrung  des 
Kirchenvermögens  betrefiende  Becht,  als  auch  die  Einflussnahme  der 
Patrone,  in  soweit  dieselbe  mit  dem  Kirchengesetze  vereinbar  ist,  ge- 
sichert bleibe. 

»Es  ist  daher  Meinen  Landesbehörden  ein  Auszug  der  jährlichen 
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Kirehenrechnnngen  vorzniegen  und  die  allf&Uige  Yennehrang  oder  Ver- 
mindening  des  Gotteshaus-  nnd  PfrQndenvermögens  ersichtlich  zu 
machen.  Bei  StUtungen,  welche  zn  Gunsten  von  PMnden  und  Kir- 
chen gemacht  werden,  ist  ihnen  ein  ungestftmp^tes  Exemplar  der 
Urkunde  einzusenden. 

»Dem  Patrone  kann  zwar  das  Kecht,  ilber  die  Bewilligung  von 
Ausgaben  zu  entscheiden,  fernerhin  nicht  zukommen ;  es  soll  ihm  je- 
doch unbenommen  bleiben ,  entweder  selbst  oder  mittelst  eines  Stell- 
Vertreters  zu  zweckmässiger  Verwaltung  des  Kirchengutes  durch 
seinen  Bath  mitzuwirken. 

»Demgemftss  soll  der  Patron  oder  sein  Stellvertreter  das  Kecht 
haben,  zu  allen  dieselbe  betreffenden  Berathnngen  und  Yerhandlungei 
beigeaogen  zu  werden,  wie  auch  bei  Gegenständen,  fifoer  welche  di 
Kirchenvermögensverwaltung  auf  eigene  Verantwortlichkeit  verfager 
kann,  zu  verlangen,  dass  sie  dem  Bischöfe  zur  Entscheidung  vorge- 
legt werden.  Auch  soll  der  Bischof  keinen  Anstand  nehmen,  am 
Ansuchen  des  Patrons  in  Gegenwart  desselben  oder  seines  Stellvertre- 
ters die  Baulichkeiten  und  den  Vermögensstand  der  dem  Patronate  od- 
ttt^henden  Kirche  oder  Pfründe  untersuchen  zu  lassen. 

»Wenn  es  dem  Patron  nicht  wohl  möglich  ist,  den  Yorhandlas- 
gen  selbst  oder  durch  einen  Stellvertreter  beizuwohnen ,  so  hat  die 
Vermögensverwaltung  nicht  nur  bei  einer  Veräusserung  oder  bc^ 
trftchtlichen  Belastung,  sondern  auch  bei  allen  Massnahmen  oder 
Ausgaben,  zu  welchen  die  Genehmigung  des  Bischofs  erfordert  winl, 
wie  auch  über  die  gehörig  belegte  Jahresrechnung  die  schriftlicbe 
Aensserung .  des  Patrons  einzuholen  und  dem  Bischofo  vorzulegen. 

»Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Pfründe  oder  Kirche  bei  einei» 
Rechtsstreite  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  muss  diess,  von  unsser- 
ordentlichen  Fällen  abgesehen,  als  eine  Wohlthat  betrachtet  werden: 
es  ist  jedoch  nicht  Meine  Absicht,  dem  Bischöfe  das  Recht  ahtn- 
sprechen,  den  vom  Patrone  bezeichneten  Sachwalter  gatzuheissen. 

»Wenn  es  nach  Erledigung  einer  Pfründe  sich  um  die  Ausschei- 
dung und  allfftllige  Ergänzung  des  Kirchen-  und  Pfründenverfflögens 
aus  dem  Nachlasse  des  verstorbenen  oder  dem  Privateigenthnme  des 
abtretenden  Pfründners  handelt,  dann  zur  Uebergabe  des  Vermögens 
an  den  Nachfolger  ist  der  Patron  oder  dessen  Stellvertreter  beizuzieben- 

»Sollte  ein  Patron  beweisen  können,  dass  ihm  kraft  der  Sü^M 
grössere  Rechte  zukommen,  so  steht  es  ihm  frei,  dieselben  geltend 
zu  machen. 

»Da  Meine  Regierung  den  Religions-  und  Studienfond  im  Näia^'^ 
der  Kirche  verwaltet,  so  ist  derselben  nach  Erledigung  einer  Ffrnndei 
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deren  latercaUrertrftgiiiss  in  den  Beligionsfond  za  fliessen  hat,  der  vem 
Biachofe  ernannte  Temporalienverwalter  anzuzeigen ,  damit  sie  den- 
selben entweder  im  Namen  des  Seligionsfondes  gntheissen  oder  ihm 
einen  Mitverwalter  beigeben  könne.  Auch  ist  zur  Wahrung  der 
Bechte  des  Beligionsfondes  die  Intercalarrechnung  ihrer  Prüfiiog  und 
Qenehmigang  zu  unterziehen. 

»Nicht  nur  bei  den  Pfründen-  und  Ootteshftusern  des  landes^ 
fürstlichen  Fatronates,  sondern  auch  bei  jenen,  welche  einem  auf  dem 
Keligions-  oder  Studieufonde  beruhenden  Patronate  unterstehen,  wird 
Meine  Begierung  die  dem  Patrone  zukommenden  Befognisse  fort- 
während üben  und  die  Vertretung  wie  bisher  von  der  Finanzprocu- 
ratar  zu  leisten  sein. 

»Ist  das  Pfründengut  ein  landesfurstliches  Lehen,  so  sind  die 
Lehengesetze  auch  hinsichtlich  der  Yermögensaurnahme  und  Lehens- 
Verleihung  wahrzunehmen. 

»Wenn  bei  Dom-  und  CoUegiatkirchen  über  die  Vermögensver- 
waltung kirchlich  genehmigte  Statuten  in  Kraft  sind,  so  verbleibt  es 
bei  denselben.  Sonst  werden  die  Bischöfe  ihre  diesfälligen  Bestim- 
mungen so  treffen,  dass  die  Bechte  der  Regierung  und  der  Patrone 
in  der  obenbezeichneten  Weise  gewahrt  bleiben. 

»Sollte  wegen  Superrevision  der  Bechnungen  oder  zu  Bestellung 
eines  Bechtsbeistandes  für  die  Fragen  der  YenEögens Verwaltung  das 
Vermögen  der  Kirchen  einer  Diöcese  durch  eine  Umlage  in  Anspruch 
genommen  werden,  so  ist  hieven  vorläufig  Meiner  Begierung  Anzeige 
zu  machen^  damit  die  Natur  der  daraus  entstehenden  Belastung  in  Er- 
wägung könne  gezogen  werden. 

»lieber  die  Frage,  von  wem  und  in  welchem  Masse  bei  Unzu- 
länglichkeit des  Eirchenvermögens  zur  Bestreitung  kirchlicher  Bedürf- 
nisse beizutragen  sei,  und  in  wie  weit  solche  Leistungen  erzwingbar 
seien,  bleiben  für  jetzt  die  bestehenden  Vorschriften  noch  in  Kraft.  Ich 
behalte  Mir  jedoch  vor,  die  Angelegenheit  mit  Bucksicht  auf  das 
Kirchengesetz,  die  Landesgewohnheit^  und  die  durchgefiahrte  Grund- 
entlastung neu  zu  ordnen.« 

(Schlusfl  (Ur  ANe,  mit  Ansnahme  jener  im  Lembeiyer  und  Knkauer  Verwataigs- 

gebiele  und  des  FOrsierztaiscbofes  von  Salzburg.) 

Indem  ich  Eure von  diesen  Allerhöchsten  Anordnungen 

in  die  Kenntniss  setze,  habe  ich  die  Ehre,  zufolge  des  weiteren  In- 
haltes der  bezogenen  Allerhöchsten  Entschliessnng  hiemit  Dieselben 
einzuladen,  dass  es  gefällig  sein  wolle,  mir  die  Bereitwilligkeit  zur 
Erfüllung  der  aufgestellten  Bedingungen  auszudrücken,  den  Zeitpunkt 
amugeben,  zu  welchem  Eure  .....  die  Leitung  der  Verwaltung  des 
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Pfrflntai'  and  Gtotteshausvermögeiis  in  dem  Denselben  onterBtehenden 
Kirchenflprengel  zu  Abernehmen  wünechen  und  mir  vor  Eintritt  des- 
selben die  Bestimmungen  einzusenden,  welche  Eure über  die 

Yerwaltong  in  Gtomässheit  der  auf  der  bischöflichen  Versammlung 
Yom  Jahre  1856  gefassten  Beschlüsse  treffen  werden,  damit  ich  in 
die  Lage  komme,  die  bisher  mit  der  Beaufsichtigung  und  Confaro- 
limng  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung  beauftragten  kaiserlichen 
Behörden  von  den  bezüglich  dieser  Angelegenheit  künftig  geltenden 
Normen  rechtzeitig  zu  verst&ndigen. 

In  Betreff  des  Inhaltes  der  erw&hnten  Bestimmungen ,  welche 
ich  mir  in  duplo  mitzutheilen  ersuche,  erscheint  es  mir  wonsdiens- 
werth,  dass  bei  der  Abfassung  derselben  auch  die  Art  der  Binfuhrung 
der  zur  Vermögensverwaltung  beizuziehenden  Glieder  der  Kirchen- 
gemeinde, die  Anzahl  der  Jahre,  für  welche  sie  bestellt  werden,  die 
Bezeichnung  der  Personen,  denen  die  Schlüssel  zur  Kirchenoasse  an- 
zuvertrauen sind,  der  Betrag,  dessen  Sicherstellung  erforderlich  ist, 
um  gottesdionstliche  Verrichtungen  zu  stiften,  und  der  Massstab  der 
Verthttlung  des  ikträgnisses  solcher  Stiftungen,  der  bei  Errichtung 
von  Stiftungen,  welche  zu  Gunsten  von  Kirchs  und  Pfründen  ge- 
macht werden  und  bei  der  Rechnungslegung  über  das  Vermögen  der 
Kirchen  der  erwähnten  Stiftungen  und  der  erledigten  Pfründen  zu 
beobachtende  Vorgang  nicht  ausser  Beachtung  gelassw  werde,  sowie 
dass  Anordnungen  darüber   getroffen  werden,  welche   Betrüge  die 
Kirchenvermögensverwaltung  nebst  den  festgestellten  jährlich  wieder- 
kehrenden Auslagen  aus  dem  Erträgnisse  des  Kirchenvermögens  für 
vorübergehende  Bedürfnisse  und  kleinere  Bauherstellungen  unter  ihrer 
eigenen  Verantwortung  und  ohne  Einholung  emer  Bewilligung  veraus- 
gaben kann,  und  welche  die  Grenze  ihres  Befiigmsses  bei  Abschliessong 
von  Verträgen  sind,  ferner  ob  die  Einklagung  von  ordnungsmissig 
angekündigten  Gapitalien  oder  von  Jahresinteressen  oder  anderen  li- 
quiden  Forderungen  der  Kirche  oder  Pfründe  dem  allgemeinen  Grund- 
satze unterliege,  dass  kein  Bechtsstreit  ohne  Einwilligung  des  Bischöfe 
untemonmien  werden  dürfe. 

(SdilBSS  fOr  die  erzUscböTe  und  Biseböfe  des  Lemberger  und  Krakauer  Ver- 

waitaDgagebietes.) 

Ich  habe  die  Ehre,  Eure von  diesen  Anordnungen  <Ier 

bezogenen  Allerhöchsten  Entschliessung  hiemit  in  die  Kenntniss  2U 
setzen.  Nadidem  aber  zufolge  vorliegender  Berichte  in  den  Kirchen* 
sprengein  der  Kronländer  Galizien,  Bukowina  und  Krakau  das  den 
Kirchen  und  Pirüuden  gehörige  Vermögen  grösstentheils  cumoÜf'^ 
sich  vorfindet,  so  muss  nach  dem  weiteren  Inhalte  der  Allerböchstoi^ 
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Entaehliattuiig  vom  3.  Ootober  1858  vor  dem  Inslebentraten  d«r  neuen 
VerwaltaugBweise  die  Scheidang  des  Pfründeft-  und  Gotteshavsver* 
mögens,  wo  sie  noch  nkht  statiindet,  dnrchgiefiklirt  wefden. 

Beilud  dessen  wollen  sich  Eure mit  der  unter  Eisern 

verst&ndigten  politischML  LandessteUe  ins  .Einvernehmen  setzen  und 
mir  sein«:  Zeit  von  d«r  vollzogenen  Bewerkstelligung  der  in  Bede  ste- 
henden Vermögensabsonderung  die  Mittheilung  maehen^  worauf  ieh 
erst  in  der  Lage  sein  werde,  behufis  der  Einfuhrung  der  Verwaltung 
des  Kirchen-  und  Pfrundengutes  nach  Massgabe  der  Beschltiflse  der 
bischüflischen  Versammlung  vom  Jahre  1856  das  Erforderliche 
einzuleiten. 

(Schltiss  fDr  den  FQrstenWsf h^f  von  Stlzboiy.) 

Ich  habe  die  Ehre,  Eure von  diesen  Anordnungen  der 

bezogenen  Allerhöchsten  Entschliessung  hiemit  in  die  Kenntoiss  zu 

setzen.    Nachdem  aber  Eure zufolge   der  mir  unter  dem 

30.  September  1857  erstatteten  Aeusserung  Anstand  nehmen,  die  in 
der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  October  1858  ausgesproehe* 
nen  Befugnisse  des  landesfurstlichen  Patronates,  welches  seit  dem 
Jahre  1806  über  sänuntliche  Kirchen  des  Harz(^gthumes  Salzburg, 
mit  Ausnahme  einer  einzigen  geübt  wurde,  anzuerkennen,  überdies 
daselbst  auch  bezüglich  der  Bestreitung  der  Kosten  der  kirchlichen 
Baulast  und  anderer  Gultusbedurfnisse  eine  ganz  eigenthämUche  Ob- 
servanz besteht;  so  kann  nach  dem  weiteren  Inhalte  der  Atterböchsten 
Entschliessung  vom  3.  October  1858  in  der  Erzdiöoese  Salzburg  die 
neue  Verwaltungsweise  erst  dann  ins  Leben  treten,  wenn  die  An- 
stände über  die  dort  übliche  Verwendung  des  Kirchenvermögens  ge- 
hoben sind. 

Hiemach  muss  ioh  vor  Allem  den  begründeten  Anträgen  ent- 
gegensdien,  welche  mir  Eure mit  Bucksicht  auf  den  Sachver- 
halt und  die  bereits  gepflogenen  Verhandlungen,  behufs  der  Lösung 
der  erwähnten  Patronatsfrage  und  der  Beseitigung  der  angedeuteten 
Anstände  im  Wege  der  k.  k.  Landesregierung  zukommen  lassen  wollen. 

Dagegen  steht  nichts  im  Wege,  dass  in  dem  in  Tyrol  gelegenen 
Theile  der  Erzdiöcese  die  Beschlüsse  der  bischöflichen  Versammlung 
vom  Jahre  1856  ohne  Verzug  in  Ausfuhrung  kommen.  Sollte  dies  von 

Eurer gewünscht  werden ,  so  ersuche  ich  mit  Bnckblick  auf 

die  mir  für  diesen  Fall  ertheilten  Allerhöchsten  Aufträge  mir  die  Be- 
reitwilligkeit zur  ErföUung  der  in  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  3.  October  1858  aufgestellten  Bedingungen  auszudrücken,  den 
Zeitpunkt  anzugeben,  zu  welchem  Eure die  Leitung  der  Ver- 
waltung des  Pfründen-  und  Gotteshausvermögens  in  dem  erwähnten 
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Tbeile  dar  EndiöeeM  za  «bemekmen  wänseheii  und  nur  vw  Eintritt 

desadbea  die  Begtimmmgen  einzusenden,  welche  Eure über 

die  VerwaUang  in  QemiBebait  der  nf  der  bischMiclien  Vemmm- 
long  vom  Jahre  1856  gefasaten  Beschlüsse  treffen  werden,  damit  ich 
in  die  Lage  komme,  die  Uaher  mit  d^r  BeauinektigUBg  mid  Control- 
lirung  der  kirehlichen  VermögensTwwaltung  beauftragten  kaBerlicheD 
Behörden  von  den  bezuglich  dieser  Ai^felegonhdt  künftig  geltenden 
Nonnen  rechtzeitig  zu  verständigen. 

In  BetreflF  des  Inhaltes  der  erwähnten  Bestimmungen,  welche  ich 
mir  in  duplo  mitzutheilen  ersuche,  erscheint  es  mir  wünschenswerth. 
dass  bei  der  Abfassung  derselben  auf  die  Art  der  Einfuhrung  der  zur 
Vermögensverwaltung  belsruziehenden  Glieder  der  Kirchengemeinde 
die  Anzahl  der  Jahre,  fiar  welche  sie  bestellt  werden,  die  Bezeichne 
der  Personen,  denen  die  Schlflssel  zur  Elrchencasse  anzuvertranf 
sind,  der  Betrag,  dessen  Sicherstellung  erforderlich  ist,  um  gotte?- 
dienstliche  Verrichtungen  zu  stiften,  und  der  Massstab  der  Ver- 
tbeilnng  des  Erträgnisses  solcher  Stiftungen,  der  bei  Errichtung  vor 
Stiftungen,  welche  zu  Ounsten  von  Kirchen  und  Pfründen  gemacht 
werden  und  bei  der  Rechnungslegung  über  das  Vermögen  der  Kirchen 
der  erwähnten  Stiftungen  und  der  criedigten  Pfründen  zu  beobachtende 
Vorgang  nicht  ausser  Beachtung  gelassen  werde,  sowie  dass  Anord- 
nungen darüber  getroffen  werden,  welche  Beträge  die  Kirchenverraö- 
gensverwaltung  nebst  den  festgestellten  jährlich  wiederkehrenden  Aus- 
lagen aus  dem  Erträgnisse  des  Kirchenvermögens  ftr  vorübergehende 
Bedürfhisse  und  kleinere  Bauherstellungen  unter  ihrer  eigenen  Ver- 
antwortung und  ohne  Einholung  einer  Bewilligung  verausgaben  kann, 
und  welches  die  Grenzen  ihres  Beftignisses  bei  Abschliessung  von  Ver- 
trägen sind,  ferner  ob  die  Einklagung  von  ordnungsmässig  aufgeköß' 
digten  Capitalien  oder  von  Jahresinteressen  oder  anderen  HquWen 
Forderungen  der  Kirche  oder  Pfründe  dem  allgemeinen  Grundsätze 
unterliege,  dass  kein  Rechtsstreit  ohne  Einwilligung  des  Bischofes  nn- 
ternommen  werden  dürfe. 

Anmerkung  1,  Von  dem  Inhalte  der  AUerhöchsten  Enlschllessung  vom 
a.  October  1858  und  der  in  Folge  derselben  getroffenen  VerfDgangen  w«'^^ 
ifleiditeitig  das  Finanzministerium  and  die  oberste  Reehnirog$-Controi5bebdrde  i" 
die  Kenotniss  gesetzt. 

Ammrk90ng  2  Den  SeaUfealtereien  von  Maiiand  und  Venedig,  dann  den 
EizbiscIiAl^a  uod  aiscbMto  des  Jombardiscb*vene(ianiKben  Kftaigreiclies  sind  ^^ 
voranslehenden  Ministerialscbreiben  mit  den  dnrrh  die  EigeDtbQmlichkeit  der  Ver- 
waltung der  Tempoiralien  erledigter  PrrQnden  gebotenen  Modiflcatlonen  unter  den» 

4.  November  1858,  Z.  ^^,  zugemittelt  worden. 
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105)  Cult.'Mimsteritdntfie  vom  33.  Ockber  1868,  Z.  16,696-1857., 

an  das  Flnannolnlsterliiin, 
üetreffead  die  Yespflicbtong  der  AdninUkraleren  erledigter  PhrOnden  xor  Steuer- 

zablang. 
Unter  ßückschloss  der  Beilagen  der  schätzbaren  Zuschrift  vom 
31.  August  1857,  Z.  27,597,  gibt  man  sich  die  Ehre,  dem  löblichen 
zu  eröffnen,  dass  auch  nach  hierortigem  Erachten  die  Steuer- 
zahlungspflicht der  griechisch-katholischen  Cuxatbeneficien  nach  ihrer 
bleibenden  Eigenschaft,  d.  L  nach  ihrem  durch  die  Proventeninven- 
tarien  ermittelten  Ertrage  und  dem  sich  hiernacb  ergebenden  Congrua- 
Ueberschusse  ohne  Bücksicht  auf  die  vorübergehende  Eigenschaft  des 
Curaten,  ob  er  nämlich  stabil  oder  zeitweise  als  Administrator  bestellt 
ist,  zu  beurtheilen  kömmt. 

106)  QuU.'Mimsteriaierlass  vom  27.  October  1868,  Z.  17fi37., 

an  die  Landesregierung  in  Scblesien, 

betreffend  die  Beflpeiiing  der  Seelsorger  von  der  Beitragspflicht  la  der  Concurrenz- 

leistang  der  Gemeinden  bei  Kircben-,  Pfarr-  und  Schntlimitea 

In  Erledigung  des  Berichtes  wird  der  k.  k bedeutet,  dass 

mit  der  mit  dem  Hofcanzleidecrete  vom  12.  October  1846,  Z.  33,718, 
bekannt  gemachtoi  Allerhöchsten  Entscbliesming  vom  6.  October  1846 
unter  Ausdehnnng  der  för  Böhmen  mit  dem  Hofeansleidecrete  vom 
24,  Juni  1840,  Z.  19,665,  erlassenen  Bestimmungen  auf  Mähren  und 
Schienen  festgesetzt  wurde,  dass  bei  Kirchen-  und  Pfarrhofbavlichkei- 
ten  alle  zu  einer  Kirche  eingepforrten  und  bei  Schnibaiiten  alle  zu 
einer  Schule  eingeschulten  Gemeindeglieder,  zu  den  Hand*  und  Zug- 
arbeiten, reepective  dem  Geldrelutum,  hieftr  in  dem  Masse  beizutragen 
haben,  als  sie  den  direckten  Steuern  unterli^en,  wobei  jedech  die 
Seelsorger  hinsichtMeh  ihres  DotationsvermOgens  als  befreit  erklärt 
wurden.  Durch  die  Ministerialerlässe  vom  10.  Juni  und  3.  September 
1849  wurde  bezüglich  dieser  in  dem  obbez<^nen  Hoicanzleideorete 
tasgesproch^en^Befireiung  der  Seelsorger  von  der  Beitragdeistung  zu 
den  diesfäUigen  Obliegenheiten  der  Gemeinde  keine  abändernde  Bestün- 
mung  getroffen,  daher  diese  Befreiung  noch  vollkommen  auA^ht  besteht. 

107)  CuU.'Ministeriulerlass  vom  27  October  1858,  Z,  18,225., 

an  die  Staltbaltereien  in  Oesterreicli  oh  und  unter  diT  Ems,  Bötimen,  Mäliren, 
Gaiizien,  Steiermsrlc ,  Tirol  und  im  KQslenfnnde,  dann  an  die  Landesregierungen 

in  Salzbarg,  ScbTesien,  Krakao,  Kimtben,  Krain  ond  tn  dvr  Bokawlna, 
betreffend  die  Beinessang  des  Oehalfes  der  Admintatratoren  erledigter  Pftflnden. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
Schliessung  vom  3.  October  1858  Nachstehendes  AUergi^biigst  anzu- 
ordnen geruht: 
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»HiBfiichtlieh  des  Gehaltes  der  Verweser  erledigter  Pfründen, 
deren  Beinertrag  in  den  Beligionafond  fliesst,  genehmige  Ich,  dass  das 
durch  Meine  Entschliessnng  vom  19.  Febmar  1856  (Ifinisterialerlass 
vom  28.  Februar  1856,  Z.  2716)  ftir  drei  Jahre  gemachte  Zugeständ- 
niss,  zufolge  dessen  jener  Gehalt  bei  Pfründen,  deren  Jahreserträgniss 
500  fl.  nicht  erreicht,  mit  monatlichen  25  fl.,  bei  Pfirfinden  aber,  die 
ein  Jahreseinkommen  von  500  fl.  oder  darüber  abwerfen,  mit  monat- 
lichen 30  fl.  zu  bemessen  ist,  auch  nach  Ablauf  der  drei  Jahr«  fortzu- 
dauern habe.    Die  bischofliche  Tersammlung  hat  femer  den  Wunsch 
dargelegt,  dass  die  Verweser  erledigter  Pfarren  fortan   nicht  ver- 
pflichtet würden,  die  Stiftmessen  anders  als  gegen  das  vom  Bischöfe 
festgesetzte  Stipendium  zu  entrichten,  und  Ich  genehmige  diese  Be- 
stimmung, welche  bei  allen  Priestern,  welche  die  Verwaltung  einer 
erledigten  Coratpf runde  nach  dem  1.  J&nner  1859  übernehmen,  in 
Wirksamkeit  zu  treten  haben  wird.« 

Hievon  wird  die  k.  k.  ....  zur  eigenen  Damachachtong  ab 
woitern  Verflgiuig  in  die  Kenntniss  gesetzt. 

108)  CHlt.'MmisieruOerlaiS  vom  9.  November  1868,  Z.  19,27 U 

an  die  StatllMliereien  in  MaUand  und  Venedig, 

beireffend  die  PortolteHieit  der  Correspondenz  der  Sal^eeohoml  und  Fnbrieerie  ia 

lombardiscli'veiieütnlaclien  K&nlgrelche. 

Laut  Mittheilung  vom  30.  October  1858,  Z.  17,574,  hat  das 
Ministerium  fOr  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  mi  t  gleich- 
zeitiger Verordnung  die  Wwung  ertheilt,  die  Gorresp<Hideiiz  der  Ad- 
ministratoren geistlicher  Beneficien  oder  Pfründen  (subeoonomi)  und 
der  Kirohenverwaltangen  (fiibricerie)  im  lombardisch-venetaanischen 
Königreiche  mit  den  biechöflichen  Ordinariaten,  Pfarrämtern  und  lan- 
desfärstlichen  Behörden  in  Angelegenheiten  der  Kirchen*  und  Pflrnn* 
denvermögens-Verwidtiuig  bei  der  Auf-  und  Abgabe  portofrei  zu  be- 
handeln, wran  dieselbe  ämtlidi  verschlossen  und  mit  4er  BezeichnuB^* 
»Jn  AngeUffemiheilen  der  Kirchefi-  oder  Pfründenvermögens -Ver- 
waUmdg€  versehen  ist. 

109)  Ctdi.'Ministerialerlass  vom  14.  November  1858,  Z.  19,236., 

an  die  Staithallerei  in  MAlircn, 
betrelTend  die  Remunerarion  der  Pfarrer,  weidie  wegen  Priestermangel  lagleicb 

Coop^atorsdienste  leisten.  ' 

Die  gestellte  Anfrage,  wie  in  Hinkunft  bei  Bewilligung  von  Re- 
munerationen für  die  Leistung  doppelt^er  Seelsorgedienste  vorgogang^i^ 
werden  soll,  wird  dahin  beantwortet,  dass  an  Seelsorgestationen,  ^^ 
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die  Stelle  des  Hüfispriesters  sjstemimrt  ist,  mtd  wegen  Mangels  an 
Seelsorgern  nicht  besetzt  werden  kann,  die  diesfftllige  Bemnneration 
von  10  ü.  monatlich  zu  bewilligen  ist.  Wenn  aber  die  Stelle  des 
Hil&priesters  nicht  systemisirt,  somit  die  Nothwendigkeit  desselben 
nicht  anerkannt  ist,  so  kann  keine  Bemuneration  in  Anspruch  ge- 
nonunen  werden. 

110)  Cidt.'Ministepialerlass  vom  15.  November  1858,  Z.  19,6JiJS., 

tn  die  kro«tisch-slawonische  Stitthallerei, 

betrefTend  die  Frage,  wo  die  fflr  PftirrpfMuden  aosgefertigten  toindemlastttiiss- 

Obligationen  aufbewahrt  werden  aollen. 

In  Bezug  auf  die  gestellte  Frage,  wo  die  fftr  die  dortigen 
Pfarrpfiründen  ausgefertigten  Orimdentlastungs- Obligationen  aufbe- 
wahrt werden  sollen,  wird  der  k.  k bedeutet,  dass  nach  dem 

Vorgänge  in  den  deutsch-slaTischen  KronUndem  die  Ansfolgong  der 
fraglichen  Obligationen  an  die  bezugsberechtigten  PfarrpMnder  wohl 
keinem  Anstände  unterliegen  kdnae,  weil  denselben  nach  den  beste- 
henden Vorschriften  nur  vinculirte,  auf  den  Namen  der  Pfründe  lau- 
tende und  eben  dadurch  gegen  gesetzwidrige  Veräusserungen  gesicherte 
Obligationen  erfolgt  werden,  von  welchen  die  Zinsen  nur  den  Pfrün- 
denbesitzer gegen  dessen  Quittung  ausbezahlt  werden,  weil  ferner 
durch  etwaige  Entwendung  oder  Verbrennung  der  fraglichen  Obliga- 
tionen den  Ffrundenbesitzem  kein  Schaden  zt^hen  kann,  indem  in 
derlei  Fällen  far.  die  Pfründe  wieder  andere  Obligatieneai  aasgeiertigt 
werden  können,  und  weil  endlich  für  deren  Sichwheit  duirah  den  Pfrün- 
denbesitzer in  der  nämlichen  Weise  gesorgt  werden  kann  und  zu 
sorgen  ist,  in  welcher  dies  bezüglich  des  anderweitigen  Mobilarver- 
mögens  der  Pfründe  und  des  Eürchengutes  äl)erhaupt  gesdii^t,  wobei 
es  sich  übrigens  von  selbst  versteht,  dass  diese  Obligationen  mit  ihren 
Merkmalen,  als:  Nummer,  Datum,  Gapitalsbetrag ,  Prooente,  Vin* 
culimng,  in  das  Pfründeninventar  aufgenommen  werden  müssen. 

Was  hier  von  den  Grundentlastmigs-Schuldverschreibungen  ge- 
sagt ist,  hat  auch  von  den  über  die  Zehententsehädigung  des  Gurat- 
clerus  auszufertigenden  Bentenscheinen  zu  gelten. 

111)  Allerhöchste  EntscKliessung  vom  30.  November  1858,  Z,  ^^, 

beireflTetid  die  Tragweite  der  mit  AllerbOcbster  Entseblieaanng  vom  21.  September 
1858  erfblgten  Cenehmigung  der  EinfQbmng  des  Ordens  der  Sdiolbrtider. 

(Wurde  von  deren  Inhalt  der  Herr  Minister  des  Innern  und  die  Statthalterei  für  Mie- 

deröaterreich  in  die  Kenntniss  gesetkt) 

Nach  dem  Inhalte  Meiner  EntschMessnng  vom  21.  September 
1858  ist  Meine  Genehmigung  der  Einführung  des  Ordens  der  Schul- 
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bräder  auf  die  Wiener  fäntenbiflohöiiehe  DK^oase  beaehrftakt,  worsoB 
von  selbst  folgt,  dass  Ich  Mir  die  tienebmigimg  der  etwaigen  Ein- 
fahmng  dieses  Ordens  in  anderen  Diöcesen  vorbehalte«  habe.  Bei 
dieeer  Meiner  Willensaieiniing  hat  es  su  varbleiben  nnd  es  hat  in 
Gemässheit  derselben  die  Knndmaehnng  Meiner  obigen  BnteddiesBimg 
im  Beichs-Oesetz-Blatte  nicht  stattzufinden. 

Auch  im  Uebrigen  finde  Ich  es  bei  Meiner  Entschliessung  vom 
21.  September  1858  zn  belassen. 

112)  CuU.'Miniskrialerla8S  vom  15.  DeeenJber  18&B,  Z.  21,6M^ 

an  die  fOnfStatthaUereiabibeHiingen  in  Ungarn,  dann  an  die  kroatiscb-slawoDiscbe. 

serüsch'banaler  and  siebeobOngiselie  Slattballerei, 

betreffend  dieBemessomp  der  Taxen  ans  Aolass  der  Emennong  txx  nooibermsCeUen. 

Das  k.  k«  Finanzministerium  hat  aus  Änhus  mehrfiUtig  vorge- 
kommener Anstände,  welche  sich  in  Bezug  auf  die  Tad)eme8sung  geist- 
licher WurdenMger  dadurch  ergeben  haben,  dass  diese  Taxen  wegen 
der  mit  Bucksicht  auf  die  Ausfolgung  der  Urbarialrenten  angeordnetes 
und  noeh  im  Zuge  befindlichen  Conscription  des  Pfründenvermögeitf 
nicht  bemessen  werden  k(mnten,  das  Centraltaxamt  mit  Erlass  vom 
7.  December  1858,  Z.  60,6d8,  angewiesen,  bei  allen  Verleihungen 
geistlicher  Beneficien ,  deren  FMndeneinkommen  im  Sinne  der  mit 
FinaoZ'Ministerialerlass  vom  14.  April  1858,  Z.  6597 ,  angeordneteo 
YermOgAnsarhabuBg  noch  nicht  ermittelt  werden  kann,  die  Taibe- 
messoiig  auf  Ghnnd  der  früheren  Fassionen  vorzunehmen. 

Von  der  in  dieser  Art  bemessenen  Taxe  ist  die  Hftifte  sogleich 
einzuheb^y  und  zur  9ich«rung  der  in  Folge  der  Kectificirung  des 
PfrfiBdeneinkommens  adi  ergehenden  weiteren  Taxbetrftge  hab^  ^'^ 
Ernannte  rechtskräftige  Beverse  aussustellm. 

Hiev<m  wird  die b^uft  der  Verständigung  der  biBchöf- 

liehen  Ordinariate  und  Damachachtung  in  vorkommenden  FftU^  ^ 
in  Kenatniss  gisetst. 

113)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  17.  December  1858, 

^*     M.i,    » 

an  die  Grundentlastangs-Fondsdirectionen  in  Pressburg,  Oedenbarg,  Ofen,  Cross* 

wardein,  Kascbao,  Temesv^r  nnd  Agram, 
betreffend  di«  Auafolgang  der  Urbarialentaebadtgong  flir  die  GAter  des  babereit 
Klerus  in  Vflgarn,  Croatlen  und  Slawonien,  dann  in  der  Wejweddcfaaft  mit  dem 

Temeser  Banale. 

(Wurde  beim  Cnlt-MiB.  sab  Z.  98,076.  Tom  J«hra  ISM  ur  KenntiiiBa  g«tiomineo) 

Die  auf  die  Besitzungen  des  h<)heren  Clenis  entfaUända  Uibanal* 
entschädigung  ist  nach  der  zwischen  den  Ministerien  des  fimem,  d^ 
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FinttBen  ud  des  Cultos  ^etrofFenen  Verembaning  mramehr  unter 
nachfolgenden  Vorsicliten  und  Bedingungen  zu  erfolgen. 

I.  Von  dem  für  diese  Besitzungen  ermittelten  Urbarial  Entschft- 
digungscapitale  ist  die  der  betreffenden  PMnde  etwa  zitr  Zahlung 
obliegende  Tai^nte  an  den  Seminarienfond  in  Abzug  zu  bringen. 

Die  zu  diesem  Fonde  beitragspflichtigen  Pfrftnden  und  -die  Hohe 
des  dieselben  treiüenden  Beitrages  wird  diek.  k.  Fondsdfrection  aus 
dem  mitfolgenden  Verzeichnisse  entnehmen. 

In  sofeme  einzelne  zum  Seminarialfonde  beitragspflichtige  Pfirün- 
den  in  rerschiedenen  Kronländem,  fflr  welche  die  Verordnung  tom 
1.  Jftnner  1858  gilt,  oder  in  verschiedenen  Verwaltnngsgebieten  des  " 
Ednigreiche&  Ungarn  eine  ürbarialentschädigung  anzusprechen  haben, 
ist  es  der  Wahl  der  Pfründenbesitzer  anheimgestellt,  ob  und  wie  sie 
die  betreffende  Tangente  an  den  Seminarienfond  Tertheilen  wollen. 
Da  die  Grundentlastungs  Schuldverschreibungen  des  Seminarienlbndes 
gleicher  Categorie  mit  jenen  sind,  welche  fAr  die  betreffenden  geist- 
lichen Otter  ausgestellt  werden,  so  ist  es  ffir  den  bezüglichen  Ent- 
lastungsfond ganz  gleichgütig,  in  welcher  H^he  er  die  Schuldver- 
schreibungen für  den  Seminarienfond  hinausgibt. 

IL  Für  den  Seminarialiond  sind  derzeit  noch  keine  Schuldver* 
Schreibungen  auszustellen. 

m.  Die  für  die  geistlichen  Oüter  auszustellenden  Schuldver- 
Schreibungen  sind  vom  1.  November  1854  zu  datiren  und  haben  der 
Kategorie  lii  A.  anzugehören  und  es  sind  bei  ihrer  Ausstellung  und 
Hinausgabe  jene  Vorschriften  genau  zu  beobachten,  welche  der  k.  k. 
Fondsdirection  auf  Orundlage  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom 
13.  Juni  1858  mit  dem  hierortigen  Erlasse  vom  7.  October  1858,  Z. 
9003,  bekannt  gegeben  wurden. 

IV.  Die  Zinsen  der  den  geistlichen  PfVünden  auszustellenden 
Schuldverschreibungen  haben  vom  1.  November  1858  zu  laufen. 

Die  BAchsicht  Ar  die  vollstftndige  Einbringung  der  bej  einigen 
PfVündenbesitzem  annoch  rückständigen  in  die  Bestimmung  des  letzten 
Absatzes  des  §.  4.  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  1.  Jilnner  1858, 
Reichs-Gesetz-Blatt  Nr.  5,  fallenden  Leistungen  erfordert  jedoch  zur 
Vermeidung  etwa  späterer  unliebsamer  Massregeln^  dass  sich  die  k.  k. 
Fondsdirection  bei  Zeiten  die  Gewissheit  verschaffe,  ob  die  diesfälligen 
Bückstände  durch  Abzug  an  den  bisher  erfolgten  Beuten  oder  auf 
anderem  Wege  bereits  getilgt  sind. 

In  vielen  Fällen  wird  die  k.  k.  Direction  sich  bereits  aus  den 
bisherigen  Verhandlungen  die  diesflillige  Ueberzeugung  verschaffen 
können. 
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Es  ergdit  aber  gleichseitig  der  Auftrag,  da«  y<m  dem  Hanpt- 
zahlainte  in  Ofen ,  bei  wetehem  die  etwa  nocb  bestehenden  Bück- 
stftnde  haften,  dieselben  auszuweisen  and  der  k.  .\.  Direetion  unm- 
züglich  zur  Eenntniss  zu  bringen  seien. 

V.  Bezüglich  der  bis  Ende  October  1858  verfallenen  Benteo 
des  EntschAdigungseapitals  ist  der  Orandsatz  gegenwärtig  zu  halten 
dass,  in  sofeme  diese  Beuten  bereits  ganz  oder  zum  Theile  erfolgt 
sind,  in  doppelter  Beziehung  eine  Beftmdirung  zu  Onnisten  der  be- 
zugsberechtigten Pfründenbeeitzer  Platz  greifen  kann : 

a)  Weil  fast  allen  die  Zinsen  der,  den  Seminarialfond  treffendes 
Tangente  vom  1.  November  1857  in  Abzug  gerächt  wurden 
obschon  die  Verzinsung  des  Beitrages  zum  Seminarialfonde  er^ 
vom  6.  November  1857  an  Iftuft; 

b)  weil  diese  Tangente  in  einzelnen  Fällen  in  einem  höheren  fir 
trage  berechnet  wurde,  als  welcher  bei  der  definitiven  Fest- 
stellung aufrecht  erhalten  worden  ist. 

Der  aus  diesen  Gründen  einzelnen  Pfründenbesitzem  zu  viel  u 
Abzug  gebrachte  Bentenbetrag  ist  denselben  in  Qrundentlastaflg^' 
Schuldverschreibungen  oder  in  den  baren  Ausgleichungsbeträgen  zc 
erfolgen,  in  soferne  sich  nicht  aus  den  Bestimmungen  des  §.  I^ 
dieser  Verordnung  Anstände  gegen  die  unmittelbare  Ausfolgung  er- 
geben sollten. 

In  Fällen,  in  welchen  die,  in  die  Bestimmung  dieses  Paragra|die$ 
fallenden  Pfründenbesitzer  bei  verschiedenen  Fondsdireotionen  ver- 
fallene Beuten  des  Urbarial^Entschädiguugscapitales  angewiesen  er- 
halten haben,  hat  sich  die  k.  k.  Fondsdirection  zur  Ermittlung  ^^ 
noch  zu  vergütenden  Bentemrüokstandes  mit  den  betreffenden  Fosds- 
directionen  ins  Einvernehmen  zu  setzen,  und  hiebei  jede  partiell^^ 
Ueberbürdung  der  verschiedenen  Entlastungsfonde  oder  ihrer  TheOf 
hintanzuhalten. 

VI.  Qesuche  um  Erfolglassung  von  Bentenrückständen  bis  ^ 
October  1858  sind,  den  Fsdl  des  vorhergehenden  Paragraphes  ^ 
genonunen,  nach  d^n  bisherigen  Vorgange  zu  behandeln ;  derlei  Q^ 
suche  sind  daher  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  der  mit  dem  t  ^' 
Finanz-  und  Gultusministerium  zu  vereinbarenden  Erledigung  von"' 
legen  und  in  den  Begutachtungen  auf  die  Bestimmungen  der  §§•  ^' 
und  IV.  dieser  Verordnung  Bücksicht  zu  nehmen. 

VII.  Bezüglich  der  Verzinsung  der  Beiträge  zum  Seminarislfo^^^ 
werden  die  weiteren  Weisungen  dann  erfolgen,  wenn  die  Vertheflao^ 
der  Gapitalsbeiträge  auf  die  einzelnen  Grundentlastungsfonde  ^^ 
Verwaltungsgebiete  festgestellt  ist. 


Cult.-Mln.-Erl.  vom  t1.  Der.  1858.  Üi 

114)  Ctdt'Ministmalerlass  vom  21.  December  1858 ^  Z.  ct^., 

1.  an  sftmmtliche  katholische  ErzbischOfe  und  Bischöfe  (ritus  lalini  et  graeci)  des 

Reiches.    2.  an  sfimmtliche  L&nderchefs, 

womit  angeordnet  wird,  dass  die  Aenderangen  in  den  Personen  der  Local-  und 

Provhizobem  und  in  dem  Umfange  der  bestehenden  Provinzen  geistlicher  Orden 

und  Congregttionen  der  poHtisehen  Landesstelle  namhaft  gemacht  werden. 

Ad  1. 

Die  politischen  Behörden  sind  oft  in  dem  Falle,  mit  den  Begular- 
obem,  welche  einzelnen  Conventen  und  ganzen  Provinzen  der  in 
Oesterreich  bestehenden  geistlichen  Orden  und  Congregationen  bei- 
derlei Geschlechtes  vorgesetzt  sind,  in  Verkehr  treten  zu  müssen; 
deshalb  ist  es  ein  Bedürfniss,  dass  die  in  den  Personen  dieser  Obem 
durch  statutenmässig?  Wahl  oder  Ernennung  sich  ergebenden  Aen- 
derungen  den  erwähnten  Behörden  zur  Kenntniss  gebracht  werden. 
Bezüglich  solcher  Convente,  deren  Obere  für  ihre  Lebensdauer  be- 
stellt sind,  wird  diesem  Bedürfnisse  durch  das  Verfahren  entsprochen, 
welches  zufolge  der  mit  meiner  Zuschrift  vom  11.  August  1857  er- 
öifheteu  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  August  1857  zu  be- 
folgen ist. 

Was  aber  alle  übrigen  Local-  und  Provinzobem  anbelangt, 
welche  för  die  in  der  österreichischen  Monarchie  bestehenden  Con- 
vente und  Provinzen  geistlicher  Orden  und  Congregationen  beiderlei 
Geschlechtes  in  was  immer  far  einer  Weise  bestellt  werden,  so  wird 
es  den  Herren  Bischöfen,  in  deren  Sprengein  die  bestellten  Begular- 
obem  ihren  Wohnsitz  haben,  obliegen,  die  Personen  derselben  unter 
Angabe  des  Landes  und  des  Ortes  ihrer  Geburt,  der  Zeit,  ^u  welcher 
sie  ihr  Amt  antreten  und  der  festgesetzten  Dauer  ihrer  Amtsver- 
waltung der  politischen  Landesstelle  namhaft  zu  machen. 

Aus  dem  Eingangs  erwähnten  Grunde  ist  es  ferner  unerlässlich, 
dass  von  den  betreffenden  Herren  Bischöfen  die  vorgefallenen  Aen- 
derungen  des  Umfanges  der  bestehenden  Provinzen  geistlicher  Orden 
und  Congregationen  den  politischen  Landesstellen  angezeigt  werden, 
indem  die  Ausdehnung  des  Wirkungskreises  der  Provinzobem  von 
dem  Umfange  der  Ordensprovinzen  abhängig  ist. 

Da  hiedurch  die  in  dem  Artikel  XXVIH.  des  Concordates  aus- 
gesprochenen Rechte  der  geistlichen  Orden  und  Congregationen  nicht 
berührt  erscheinen,  so  darf  ich  mich  wohl  versichert  halten,  dass 
diese  nur  in  dem  praktischen  Bedürfoisse  des  Geschäftsverkehrs  ge- 
gründeten Massregeln  von  sämmtlichen  Herren  Bischöfen  mit  ge- 
wohnter Bereitwilligkeit  in  Ausftthmng  gebracht  werden,  was  um  so 
leichter  geschehen  kann,  als  dem  Oberhirten  jeder  Diöcese  die  in 
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derselben  bestehenden  Klostervorstände  und  das  Qebiet,  über  welches 
sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  im  Wege  der  Ausübung  der  bischöf- 
lichen Amtswirksamkeit  zur  Kenntniss  konunen  müssen. 

Ad  2. 

Aus  der  Beilage  ist  die  Aufforderung  zu  entnehmen,  die  ich 
unter  Einem  an  alle  katholischen  Erzbischöfe  und  Bischöfe  des  latei 
nischen  und  griechischen  Bitus  ku  dem  Ende  erlasse,  damit  die  po- 
litischen LandessteUen  in  die  Kenntniss  jener  Begularperaonen  kom- 
men, welche  einzelnen  Conventen  und  ganzen  Provinzen  der  in  Oester- 
reich  bestehenden  geistlichen  Orden  und  Congregationen  beiderlei 
Qeschlechtes  nicht  för  die  Lebensdauer,  sondern  f&r  eine  bestimmte 
Zeit  vorgesetzt  werden  und  nebstbei  die  Aendemngen  in  Erfahrang 
bringen,  welche  rucksichtlich  des  Umfanges  der  Provinzen  dieser 
Orden  und  Congregationen  vorfallen. 

Es  steht  zu  erwarten,  dass  die  erwähnten  Landesstellen  niemals 
in  die  Lage  kommen  werden,  gegen  irgend  einen  Ordensobern,  dessen 
geschehene  Bestellung  ihnen  in  dem  angedeuteten  Wege  bekannt 
wird,  aus  politischen  Bücksichten  Bedenken  zu  hegen.  Sollte  sieb 
dies  wider  Vermuthen  dennoch  ereignen,  so  sind  diese  Bedenken  unter 
Darlegung  ihi'er  Begründung  mir  zur  Kenntniss  zu  bringen,  damit 
ich  in  der  geeigneten  Bichtung  das  im  Interesse  der  kaiserlichen  Be- 
gierung  Dienliche  einzuleiten  vermöge.  Desgleichen  sind  mir  alle 
bezüglich  des  Umfanges  der  bestehenden  Provinzen  einzelner  geistlicber 
Orden  und  Congregationen  sich  ergebenden  Aendemngen  anzuzeigen. 

115)  Cult-Ministerialerlass  vom  11,  Jänner  1859,  Z,  134-, 

an  die  Statthalterel  io  OberOsterreich, 
betreffend  die  Auszahlong  der  fixen  Remunerationeo  aas  dem  Religionsronde,  »H 

ROcksicbt  auf  die  neue  WAhrang. 
Die  in  dem  Berichte  vom  20.  December  1858,  Z.  19,298.,  auf- 
geführten fixen  Bemunerationen  aus  dem  Beligionsfonde  sind  theils 
systenunüssig,  theils  durch  Allerhöchste  EntSchliessungen  festgesetzt, 
und  daher,  in  solange  sie  nicht  durch  neue  Bestinunungen  abgeändert 
werden,  in  der  neuen  österreichischen  Währung  nach  dem  in  den) 
§.  5.  des  Allerhöchsten  Patentes  vom  27.  April  1858  angeordneten 
Massstabe  zu  erfolgen. 

116)  CuU'Ministerialerlass  vom  12,  Jänner  1859,  Z.  200y 

an  die  Landesreglerang  In  Krakan, 
betreffend  die  AdministrationagebQhr  von  PMnden,  deren  Einkommen  den  Betrag 

von  SOO  fi.  nirbt  erreicbt. 
Aus  dem  bereits  in  dem  hierortigen  Erlasse  vom  9.  Mai  1S56, 
Z.  6845,  angeführten  Grunde,  dass  ein  Pfarrverweser  nicht  besser  als 
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der  Pfirfindner  behandelt  werden  kann,  hat  es  anch  ferner  dabei  za 
verbleiben,  dass  Administratoren  erledigter  PMnden,  deren  Einkom- 
men unter  315  fl.  österreichischer  Währung  steht,  das  ganze  Einkom- 
men zu  überlassen  und  nicht  die  Administrationsgebühr  anzuweisen  ist. 

117)  CulL'Mimsteriälerlass  vom  16.  Jänner  1859,  Z.  408. , 

an  sfiromtliche  LAnderstellen, 

womU  bekannt  gegeben  wird,  dass  es  von  der  Refüodirong  des  Tischtitels  pensio- 
nirter  Militargeistlichen  und  sonstiger  BezQge  derselben  aus  dem  ReKgiODsroiide 

an  das  Militfirärar  abzukommen  habe. 

Das  k.  k.  Armee-Ober-Commando  hat  unter  dem  31.  December 
1858,  Z.  11,703.,  anher  mitgetheilt,  dass  nach  einer  Eröffiiung  der 
Militär  -  Centralcanzlei  Seiner  Majestät  des  Kaisers  vom  7.  Jänner 
1858  es  von  der  seit  dem  Jahre  1856  bestehenden  Beftindirung  des 
dem  Militärärar  zu  Guten  kommenden  Tischtitels  pensionirter  Mili- 
tärgeistlicher und  sonstiger  Bezüge  derselben. 

((Qr  Alle,  mit  Ausnahme  der  Lombardie  und  Venedig) 
aus  dem  Beligionsfonde 

(ror  die  Lombardie  und  Venedig) 
aus  der  Cultusdotation 

(rar  Aile) 
für  künltige  Fälle  abzukommen  und  der  einfachere  Vorgang  Platz  zu 
greifen  habe,  dass  der  nach  dem  Militär-Pensionsnormale  pensionirte 
Militärgeistliche  seinen  Tischtitel 

(fQr  Alle,  mit  Ausnahme  der  Lombardie  und  Venedig) 
aus  dem  Beligionsfonde 

(fOr  die  Lombardie  und  Venedig) 
aus  der  Cultusdotation 

(rar  AUe) 
und  nur  das  auf  den  vollen  Betrag  der  Militär-Pensionsausmass  Ab- 
gängige als  Erhöhimg   oder  Ergänzungsquote   aus  der  Kriegscasse 
beziehe. 

Hievon  wird  die  k.  k mit  Beziehung  auf  den  hierortigen 

Erlass  vom  12.  Juni  1856,  Z.  8324.,  in  die  Kenntniss  gesetzt. 

Anmerkung.    Von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  ist  gleichzeitig  das  k.  k. 
Armee-Ober-Commando  in  die  Kenntniss  gesetzt  worden. 

118)  GuUrMinüteriainoie  vom  18.  Jänner  1859,  Z.  22,341-1858,, 

an  den  obersten  Geriebtsbof, 
betreffend  die  Frage,  von  wem  die  Realitäten  einer  Stiftung  zu  verwalten  sind. 
Nach  Lage  der  mit  der  jenseitigen  geschätzten  Zuschrift  vom 
7.  December  1858,  Z.  12,532.,  anher  gelangten  zurQckfolgenden  Acten 
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handelt  es  sich  darum,  ob  der  Priester  Luigi  F  . . . . ,  welcher  bei 
der  Kirche  di  S.  Michele  zu  B  .  .  .  A  . . .  angestellt  ist;  berechtiget 
sei,  jene  Realitäten  nach  Art  des  Fnichtniessers  einer  Pfründe  zu  ver- 
walten, die  angeblich  von  Candiani  Cavanella  mit  Testament  rom 
23.  Jnni  1620  und  von  Francesco  Cavelli  mit  Testament  vom  10.  Man 
1721  zn  frommen  Zwecken  gewidmet  nnd  durch  das  erzbischöfliche 
Ordinariat  von  Mailand  mit  dem  Decrete  vom  16.  März  1771  in  Einen 
Körper  umgestaltet  worden  sind ;  oder  ob  es  sich  der  genannte  Priester 
gefallen  lassen  müsse,  dass  die  erwähnten  vereinigten  zu  frommen 
Zwecken  gewidmeten  Realitäten,  von  denen,  welche  als  Patrone  der 
genannten  Stiftungen  gelten,  verwaltet  und  von  dem  Erträgnisse  ihm 
nur  ein  Theil  verabfolgt  werde,  mit  welchem  die  Persolvirung  der  Ver- 
bindlichkeit einer  täglichen  heiligen  Messe  bedeckt  werden  soll. 

Nach  hierämtlichen  Erachten  durfte  in  Sachen  des  obwaltenden 
Streites  der  Umstand  allein  nicht  entscheidend  sein,  ob  die  in  Rede 
stehenden  Realitäten  als  Dotation  eines  kirclüichen  Beneficinms  anzu- 
sehen sind,  oder  blos  die  Bestimmung  haben,  die  f&r  gewisse  gestif- 
tete Verbindlichkeiten  erforderlichen  Auslagen  zu  decken.  Denn  in 
dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  haben  jene  Realitäten  die  Nator 
eines  Eirchengutes ,  dessen  Verwaltung  nach  Massgabe  des  in  dem 
Ai*tikel  XXX.  des  Concordates  ausgesprochenen  Kirchengesetzes  den 
hiezu  bestellten  Organen  der  Kirchengewalt  zusteht,  so  zwar,  dass 
der  Pfründenbesitzer  das  geistliche  Pfründenvermögen  zu  verwalten 
hat,  und  dem  geistlichen  Kirchenvorsteher  die  Verwaltung  des  geist- 
lichen Stiftungsvennögens  obliegt.  In  diesem  Anbetrachte  würde  es 
immer  als  eine  dem  Kirchengesetze  widerstreitende  ünzukömmlichkeit 
erscheinen,  dass  diejenigen,  gegen  welche  der  Priester  Lugi  F  ...  als 
Kläger  aufgetreten  ist,  Kirchengut,  sei  es  nun  Pfründen-  oder  Stif- 
tungsvermögen, verwalten  und  zu  ihren  Gunsten  einen  Vertrag  geltend 
machen,  nach  welchem  sie  verpflichtet  sein  sollen,  einen  Theil  des  Er-, 
trägnisses  von  jenem  Kirchengute  anderen  Personen  zuzuwenden. 

Ein  solcher  Vorgang  kann  nur  als  eine  Ausnahme  von  dem  allge 
meinen  Kirchengesetze  bestehen,  wenn  die  Fundatoren  einer  Pfründe 
oder  die,  welche  eine  geistliche  Stiftung  errichten,  eine  derartige 
Anordnung  getroffen  haben,  und  diese  von  der  Kirchengewalt  accep- 
tirt  worden  ist. 

Will  man  demnach  darüber  ins  Reine  kommen,  ob  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse,  die  sich  bei  der  Verwaltung  der  oben  ge- 
nannten Stiftungen  herausstellen  und  Gegenstand  eines  Rechtsstreites 
geworden  sind,  eine  rechtliche  Unterlage  haben,  so  wird  auf  den  Wort- 
laut der  Urkunden,  welche  den  Willen  des  Stifters  enthalten,  und 
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auf  die  Ermittlung  der  Bedingungen  zurückgegangen  werden  müssen, 
unter  denen  die  Kirchengewalt  die  Stiftungen  angenommen  und  sich 
für  die  Erfüllung  derselben  verbürgt  hat. 

Da  nun,  wie  der  löbliche in  der  Eingangs  bezogenen 

geschätzten  Zuschrift  bemerkt,  weder  das  Testament  des  Priesters 
Don  Girolamo  Candiani  Cavanella  vom  23.  Juni  1620,  noch  das  des 
Priesters  Francesco  Cavelli  vom  10.  März  1721,  noch  das  Decret  des 
erzbiscböflicben  Ordinariates  von  Mailand  vom  16.  März  1771  vor- 
liegt, so  ist  es  eine  Sache  der  Unmöglichkeit,  in  dieser  Angelegen- 
heit klar  zu  sehen,  weil  die  dermalige  Gestaltung  derselben  jeden&lls 
dem  Kirchengesetze  widerstreitet,  und  urkundlich  nicht  nachgewiesen 
ist ,  dass  die  Stifter  vom  Kirchengesetze  abweichende  Modalitäten 
gewollt  haben,  und  diese  von  der  Kirchengewalt  acceptirt  w<»tien  sind. 

Was  femer  die  Frage  anbelangt,  ob  die  diesfäUige  zur  Bevision 
des  löblichen gelangte  Streitsache  zur  Competenz  der  bürger- 
lichen Gerichte  gehöre,  so  theilt  man  vollkommen  die  jenseitige 
Ansicht,  welche  diese  Frage  vereinend  beantwortet  wissen  will.  Denn 
die  Begelung  der  Verwaltung  einer  Stiftung,  mag  durch  dieselbe  der 
Bestand  eines  geistlichen  Beneficiums^  oder  nur  die  Persolvirung 
einer  bestimmten  Anzahl  von  heiligen  Messen  angeordnet  sein,  hängt 
von  den  Stiftern  und  zuletzt  von  der  Erklärung  der  Organe  der  Kir- 
chengewalt  ab,  in  wieferne  den  von  den  allgemeinen  kirchengesetz- 
lichen Bestimmungen  abweichenden  Anordnungen  der  Stifter  Folge 
gegeben  werden  könne.  Demnach  liegt  hier  ein  Gegenstand  vor,  der 
von  dem  ^zbischöflichen  Ordinariate  von  Mailand  in  seinem  Wirkungs- 
kreise entweder  bereits  geordnet  ist  oder  geordnet  werden  muss. 

Freilich  könnte  es  geschehen,  dass  die  bürgerliche  Gewalt  zur 
Ausführung  einer  derartigen  Anordnung  der  geistlichen  Behörde  in 
Anspruch  genommen  werde.  Allein  auch  in  diesem  Falle  dürften 
nicht  die  bürgerlichen  Gerichtsbehörden  berufen  sein,  zu  jener  Aus- 
führung mitzuwirken. 

Es  erübrigt  nur  noch  beizufügen,  dass  die  angedeuteten  Grund- 
sätze, welche  zu  dem  ersten  Absätze  des  Artikel  XXX.  des  Concordates 
in  Beziehung  stehen,  durch  die  Allerhöchste  Entechliessung  vom 
3.  October  1858  anerkannt  worden  sind.  [Vgl.  oben  S.  229  ff.] 

1 19)  Cult.'Ministerialerla^s  vom  27.  Jänner  1859^  Z.  ^^^ , 
%  an  den  Blscbof  von  Gsanid, 

betreffend  die  Ober  Ordensgelstlicbe,  welehe  Auslinder  sind,  zu  erstattende  AusfcOnfle. 

Indem  ich  den  Inhalt  der  geschätzten  Zuschrift  vom  30.  Decem- 
ber  1858,  Z.  2863.,  zur  Kenntniss  nehme,  habe  ich  die  Ehre,  Eure 
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. . . .  Zu  ersuchen,  in  Zukantt  darauf  dringen  zu  wollen,  daas,  im 
Falle  sich  unter  den  in  der  Diöcese  domicilirenden  Orden^eistlichen 
Ausländer  )>efinden  sollten,  dieser  Umstand  jeder  Zeit  bei  Vorlegung 
d«:  bereits  üblichen  Ausweise  ersichtlich  gemacht  und  die  Auskunft 
welchem  Staate  sie  angehören  und  dass  sie  mit  den  erforderlichen 
Documenten  versehen  sind,  ertheilt  werde. 

120)  ChM.'Ministerialerla88  vom  27.  Jänner  1859,  Z.  128,, 

an  dfe  Slsttbalterei  im  KQstenlande, 

betreffend  die  Eioelmng  von  KircbencapUaUen  bei  Privaien  in  Istrien,  wo  lieine 

GrandbOcber  besteben. 

Die  in  dem  Berichte  der  k.  k vom  10.  November  1858. 

Z.  15,017.,  vertretene  Ansicht,  dass  wegen  des  dortlandes  noch  be- 
stehenden Mangels  ordentlicher  hypothecarische  Sicherheit  begründender 
Grundbücher  die  Elocirung  von  Kirchencaintalien  auf  unbewegliche 
Oüter,  sowie  bisher  auch  fernerhin  nicht  grundsätzlich  ansgeschlosseii 
sein  solle,  wird  vollkommen  gebilliget.  Nachdem  jedoch  zu  Folge 
der  von  der  Yersanunlung  der  Bischöfe  des  Kelches  im  Jahre  lSb6 
über  die  Verwaltung  des  Pfründen-  und  Gotteshausvermögens  verein- 
barten Vorschriften  (§.  8.)  deren  Durchfuhrung  mit  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  3.  Oct.  1858  zugestanden  wurde,  [s.  oben  S.  22i).j 
Kirchen  und  kirchliche  Stiftungscapitalien  nur  unter  pupillarmässiger 
Sicherheit  und  mit  Einwilligung  des  Bischofes  fruchtbringend  angelegt 
werden  sollen,  so  wird  sich  bei  solchen  Verhandlungen  hiernach  zu  beneh- 
men, und  werden  daher  Elocirungen  stets  nur  unter  der  Bedingung  der 
bischöflichen  Zustimmung  zu  bewilligen  und  bei  Erwägung  der  Frage. 
ob  pupillarmässige  Sichenheit  vorhanden  sei,  jene  Normen  im  Auge  zu 
behalten  sein,  welche  bisher  in  den  exveuetianischeu  Gebieten  bezüglich 
der  Sicherstellung  des  Waisenvermögens  als  massgebend  betrachtet 
worden  sind. 

121)  CuU.'Mini8terial€rla$s  vom  7.  Februar  1859y  Z.  88., 

an  die  Slaktbalterel  in  Bftbmen, 
betreffend  die  Herstellung  von  Wirlbscbartsgebänden  fUr  die  zur  Aufbesserung 
ifarer  Dotation  mit  Kirchengrundsincken  beibeilien  Curalen. 

Weder  nach  den  Kirchengesetzen  noch  nach  politischen  Vor- 
schriften gehört  es  zu  den  Pflichten  des  PMndenpatrons,  zur  Her- 
stellung von  Wirthschaftsgebäuden  Beiträge  zu  leistei^,  welche  i^^ 
erfolgreicheren  Benützung  von  Realitäten  nothwendig  sind ,  die  ün 
Laufe  der  Zeit  dem  Pfrfindner  zur  Verbesserung  seiner  Dotation  zu- 
gewendet worden  sind. 
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Deshalb  vermag  man  nieht  dem  mit  den  übrigen  Beilagen  des 
Berichtes  vom  28.  December  1858,  Z.  64,388.,  zorückfolgenden  Ge-> 
suche  des  dortländigen  Episcopates,  dass  bei  Religionafondspfarren» 
denen  zur  besseren  Dotirimg  der  Seelsorge  Kirchengrüzide  zugewiesen 
werden,  die  Herstellung  der  Scheuern  bei  Abgang  des  Kirchenver« 
mögens  auf  Kosten  des  Beligionsiondes  veranlasst  werden,  eine  Folge 
zu  geben. 

122)  Verordnung  der  Ministerien  der  Justiz  wid  des  Cultus  und  ün- 

terrichts  vom  7.  Februar  1859^ 
Qber  die  Abbandlung  des  Nacbiasses  eines  Bischofs. 
Diese  Verordnon^  ist  bereits  Im  Archiv  IV.,  216^JS.  mitgetbeiK. 

123)  CuU.'Ministerialerlass  vom  11.  Februar  1869,  Z.  2217,^ 

an  die  Landesregierang  in  Krain, 
beirefTend  die  Verwaltung  der  Temporalien  des  erledigten  Bisthums  iaibaeb. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  8.  Februar   1859,  Z.  2457., 

findet  man  der  k.  k zu  eröffnen,  dass  die  Verwaltung  der 

Temporalien  des  erledigten  Bisthums  von  Laibach  nach  §.  16.  der  von 
der  bischöflichen  Versammlung  vom  Jahre  1856  vereinbarten,  der  k.  k. 

unter  dem  15.  October  1858,  Z.  ^,""  ,  mitgetheilten  Vorschrif- 
ten [s.  oben  S.  227.]  zu  organisiren  sein  werde. 

Hienach  ist  es  Sache  des  Laibacher  Domcapitels,  aus  seiner 
Mitte  nach  Vorschrift  des  Conciliums  von  Trient  einen  Administrator 
der  erwähnten  Temporalien  zu  bestellen,  worüber  die  Anzeige  anher 
zu  erstatten  ist. 

Der  k.  k wird  es  obliegen,  im  Interesse  des  von  der 

kaiserlichen  Begierung  verwalteten  Beligionsfondes  einen  politischen 
Gommissär  zu  ernennen,  welcher  mit  dem  von  dem  Domcapitel  ge- 
wählten Oekonomen  bei  der  Aufnahme  des  bisthumlichen  Inventars  zu 
interveniren  und  darüber  zu  wachen  haben  wird,  dass  alle  Gegenstände 
dieses  Inventars  und  der  allenfalls  bestehende  Fundus  instructus  unter 
Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  Artikels  XXI.  des  Concordates 
aus  dem  Nachlasse  des  verstorbenen  Fürstbischofes  ausgeschieden  und 
nöthigenfalls  ergänzt  werden.  Der  erwähnte  Commissär  wird  femer 
insbesondere  sich  zu  überzeugen  haben,  ob  die  vorhandenen  bisthum- 
lichen Gebäude  in  einem  entsprechenden  Zustande  sich  befinden  oder 
auf  Herstellungen  aus  der  Verlassenschaft  angedrungen  werden  könne. 

Obgleich  femer  der  von  dem  Domcapitel  bestellte  Temporalien- 
admimstrator  das  Bisthumvermögen  unter  der  Aufsicht  des  Dgm- 
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capitels  zu  verwalten  hat,  so  verlangt  es  doch  das  Inteiesse  des 

BeligiODsfondes,  dass  die  k.  k demselben  einen  Mitverwalter 

zur  Seite  gebe,  wozu  ein  in  der  Wirthschaftsfuhrung  erfahrener  Mann, 
etwa  zur  Erzielung  eines  mC^glichst  geringen  Geldaufwandes  ein  doich- 
aus  vertrauenswürdiger  Gutsverwalter  des  verstorbenen  Färstm- 
bischofs,  oder  nach  Umständen  ein  vollkommen  geeignetes  Mitglied 
des  Domcapitels  bestimmt  werden  kann.  Von  der  Bestellung  dies^ 
Mitverwalters  ist  das  Domcapitel,  beziehungsweise  der  von  demselben 
gewählte  Gapitular-Generalvicar  zu  verständigen. 

Der  Mitverwdter  wird  verpflichtet  sein,  für  das  Beste  der 
Temporalien  des  erledigten  Bisthums  zu  sorgen;  er  wird  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  von  dem  Domcapitel  aufgestellten  Temporalien- 
administrator  sein  Amt  fahren  und  darauf  sehen,  dass  das  reine 
Intercalareinkommen  nach  Massgabe  der  von  ihm  zugleich  mit  dem 
erwähnten  Administrator  zu  legenden  Rechnung  seiner  Zeit  in  den 
Beligionsfond  einfliesse. 

Die  Bestellung  des  politischen  Commissärs  und  des  Mitverwal- 
ters der  Temporalien  ist  anher  anzuzeigen. 

Da  endlich  der  von  dem  Domcapitel  gewählte  Temporalienad 

ministrator  mit  dem  von  der  k.  k bestellten  Mitverwalter 

in  Betreff  der  Verwaltung  der  Temporalien  des  erledigten  Bisthums 
die  Person  des  geistlichen  Pfründners  repräsentirt,  so  versteht  es  sich 
von  selbst,  dass  ihre  Functionen  auch  die  in  einem  anderen  Ver 
waltungsgebiete  gelegenen  bisthümlichen  Besitzungen  zum  Gegen- 
stande haben,  was  in  Betreff  der  Aufnahme  des  Inventars  auch  von 
dem  oben  erwähnten  politischen  Commissär  zu  gelten  hat. 

124)  Note  des  Ministeriums  des  Innern  vom  15,  Fd^ruar  1859^ 

7.  Üü* 

^'    M.l.» 

womit  zur  Erläaterong  des  $.  7.  lit.  b)  des  Auswanderungspatentes  vom  i*^^^ 
18S2  ein  Erlass  dieses  Ministeriums  an  sämmtliclie  Linderslelien,  betrelTeDd  den 
Eintritt  Osterreicliisclier  Untertlianen  in  ausländische  religiöse  Institute  anber  ^ 

Icannt  gegeben  wird. 

STSS 

(Wurde  beim  Cult-HiDisterium  sab  Z.  rrrr-  zur  Kenntnis«  genommen.) 

Man  beehrt  sich  dem  löblichen  k.  k.  Ministerium  die  Abschrift 
eines  an  sämmüiche  Länderstellen  ergehenden  Erlasses,  womit  der 
§,  7.  lit.  b)  des  Auswanderungspatentes  vom  Jahre  1832,  den  Ein- 
tritt österreichischer  Unterthanen  in  ein  ausländisches  religiö^^ 
Institut  betreffend,  erläutert  wird,  zur  gefälligen  Kenntnissnaliin<^ 
zu  übermitteln. 
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Abschrift  des  Erlasses  des  k,  h  Mmiskrkums  des  Innerei  w>m  15.  Fe^ 

bruar  1S59,  Z,  }^ , 
an  die  Präsidien  sAmmtlfcber  LAnderstellen. 

Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles  findet  man  im  Ein- 
verständnisse mit  den  k.  k.  Ministerien  des  Aeassem,  der  Justiz  und 
des  Cultus,  sowie  mit  der  obersten  Polizeibehörde  den  §.  7.  lit.  b)  des 
Aus  wanderungspatentes  vom  Jahre  1832  (60.  Band  der  politischen 
Gesetzsammlung)  dahin. zu  erläutern,  dass  nicht  schon  der  Eintritt 
österreichischer  ünterthanen  als  Novizen  in  ein  ausländisches  religiö- 
ses Institut,  sondern  erst  die  wirkliche  Ablegung  der  Profess  als  eine 
den  Vorsatz  der  Auswanderung  in  sich  schliessende  Handlung  anzu- 
sehen ist  Derlei  in  ein  ausländisches  Noviziat  eintretenden  öster- 
reichischen Ünterthanen  sind  daher  in  Zukunft  ohne  Anstand  zu  die- 
sem Behufe  für  die  Dauer  des  Noviziates  gewöhnliche  Auslandspässe 
zu  ertheilen  und  es  sind  dieselben  in  angemessener  Weise  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  es  ihre  Sache  sein  wird,  falls  sie  nach 
Beendigung  des  Noviziates  definitiv  in  das  religiöse  Institut  einzutre- 
ten beabsichtigen,  vorher  auf  gesetzlichem  Wege  sich  um  die  Aus- 
wanderungsbewilligung aus  den  österreichischen  Staaten  zu  bewerben, 
widrigens  sie  als  unbefugte  Auswanderer  zu  betrachten  seien  und  sich 
die  Folgen  dieser  Ausserachtlassung  selbst  zuzuschreiben  haben  werden. 

Das  löbliche  Präsidium  wolle  sich  bei  vorkommenden  Anlässen 
hiernach  benehmen  und  auch  die  unterstehenden  Behörden  ange- 
messen belehren. 

125)  Cidt'Ministerialerlass  vom  15.  Februar  1859,  Z.  2084., 
an  die  Statthaltereiabtbeilung  za  Grosswardein, 

belrelTend  die  Delegirung  eines  gemelnsebaftlicben  InvenCorsrommissirs  Im  FaUe 
der  Verhandlong  Ober  den  fn  mehreren  Geriehtssprengeln  Hegenden  Naeblass  eines 

kircbliehen  PMndners. 

Laut  der  im  Wege  des  k.  k.  Justizministeriums  anher  gelang- 
ten Eröffnung  des  obersten  Qerichtshofes  vom  5.  Jänner  1859,  Z. 
12,735-1858.,  stehen  der  von  der  mit  den  Berichten  vom  11.  Juni  und 
24.  Juli  1858,  Z.  8636.  und  11,348.,  erbetenen  Delegirung  eines  ge- 
meinschafUichen  Inventurscommissftrs  in  jenen  F&llen,  wo  es  sich  um 
die  Errichtung  der  Inventur  über  einen  in  mehreren  Gerichtssprengeln 
liegenden  Nachlass  eines  Mitgliedes  der  höheren  katholischen  Oeist- 
lichkeit  handelt,  die  klaren  und  deutlichen  Bestimmungen  des  Qe- 
setases,  namentlieli  die  §§.  10.  und  49.  der  Jurisdietionsnorm,  sowie 
der  §.  94.  der  das  Verfahren  ausser  Streitsachen  betreffenden  Norm 
entgegen,  nach  welchen  die  Vornahme  der  Inventur  als  eines  Bealactes 
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der  Bealinstanz  sukömmt,  und  wenn  da8  Vermöge  auaaer  dem  Spren- 
gel der  Abhandlungsinstanz  sich  befindet,  oder  einer  anderen  Real- 
instanz  unterworfen  ist,  die  letztere  wegen  Anfhalune  der  Inventur 
ersucht  werden  muss. 

126)  Ctdt.'Minisierialerlass  vofn  21.  Februar  1859,  Z.  2616  , 

an  den  FOrsterzblsehof  von  Salzburg, 
betreirend  die  Frage ,  In  weichem  Wertbe  Offendiche  Obligationen  Eor  Bededmof 

von  gestifteten  Verbindlichkeiten  anzonehmen  sind. 

Die  k.  k.  Statthalterei  für  Tyrol  und  Vorarlberg  hat  mir  die  von 
Eurer  ....   an  dieselbe  erstattete  Aeusserung,  betreffend  die  Ziffer 
des  Werthes,  in  welchem  Staatsschuldverschreibungen  als  Bedeckungs- 
fond für  kirchliche  Stiftungen  angenommen  werden  sollen,  vorgelegt 
und  meine  Entscheidung  in  dieser  Angelegenheit  in  Anspruch  genom- 
men.   Meines  Erachtens  wird  sich  die  zwischen  Eurer  ....  und  den 
politischen  Behörden  von  Tyrol  aus  diesem  Anlasse  zu  Tage  gekom- 
mene Differenz  anstandlos  begleichen  lassen,  wenn  es   mir  gelingt, 
Eure  ....  zu  überzeugen,  dass  jede  Stiftung  ein  für  sich  bestehendea' 
mit  einem  eigenen  Ponde  bedecktes  Kechtssubject  ist,  welcher  Fond, 
wenn  es  sich  um  Stiftungen,  die  bei  Kirchen  errichtet  werden,  handelt, 
von  der  Kirchenvermögensvei'waltung  in  der  Weise  administrirt  wird, 
dass  sämmtlicbe  Fondserträgnisse  den  in  dem  vom  Ordinariate  be- 
stätigten Stiftsbriefe  bezeichneten  Personen  in  dem  dann  angedeuteten 
Masse  gegen  Erfüllung  der  in  dieser   Urkunde  festgestellten  Ver- 
bindlichkeiten zugewendet  werden. 

Gleichwie  demnach  die  Stiftung  und  nicht  die  Kirche,  bei  der 
sie  realisirt  und  verwaltet  wird,  Eigenthümerin  der  für  sie  gewidmeten 
Bedeckungsfonde  ist,  so  gebührt  auch  bei  dem  Umstände,  als  es  der 
Kirche  nicht  zusteht,  sich  aus  den  Früchten  eines  nicht  zu  ihrem 
Eigenthume  gehörenden  Vermögens  zu  bereichern,  der  Stiftung  das 
gesammte  auf  was  immer  far  eine  Weise  erzielte  Jahreserträgniss 
dieses  Foudes  und  liegt  es  dem  Ordinariate  ob,  dieses  Erträgniss  bei 
der  Errichtung  der  Stiftung  unter  die  bei  der  Persolvirung  der  Ver- 
bindlichkeiten Betheiligten  zu  repartiren.  Ergibt  sich  in  der  Folg<^ 
eine  Zu-  oder  Abnahme  jenes  Erträgnisses,  wie  dies  zumal  \m  deii 
in  unbeweglichem  Gute  bestehenden  Bedeckungsfonden  häufig  si^^^ 
ereignet,  so  wird  es,  wenn  auf  diesen  Fall  nicht  bereits  im  Stiftong»' 
briefe  vorgedacht  ist,  wieder  Sache  des  Ordinariates  sein,  die  Ver 
th^ung  der  gestifteten  Emolumente,  oder  im  Falle  der  Venmo- 
derung  des  Erträgnisses  auch  die  Verminderung  der  Verbindlichkeiten 
einzuleiten. 
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Dies  voraiuigesetet ,  erscheint  die  Frage,  in  welchem  Werthe 
öffentliche  Obligationen,  welche  den  Bedecknngsfond  von  Stiftungen 
bilden,  anzunehmen  seien,  als  eine  ganz  mnssige.  Wird  das  von  dem 
Stifter  bemessene  Baarcapital  för  die  Bedecknng  einer  erst  zu  errieh«' 
tenden  Stiftung  gewidmet,  so  ist  es'  Sache  der  Kirchenvermögensver* 
waltnng,  för  die  Elocirung  desselben  bei  Privaten  oder  im  öffentliehen 
Fonde  Fürsorge  zu  treffen,  und  sodann  in  dem  Süftbriefisentwurfe  an- 
zufGhren,  in  welcher  Art  die  Elocirung  stattgefunden  habe  und  zu- 
gleich dem  Ordinariate  die  Anträge  darüber  vorzulegen,  wie  das  durch 
die  geschehene  Elocirung  erzielte  Jahreserträgniss  unter  die  Fersol- 
venten  der  Stiftnngsverbindlichkeiten  vertheilt  werden  solle.  Es  liegt 
am  Tage,  dass  zu  diesem  Behufe  der  Bestand  einer  Cjmoeur  wün- 
schenswerth  sei,  in  welcher  festgestellt  sein  sollte,  wie  die  Qebühren- 
vertheilui\G[  in  dem  Falle  zu  regeln  ist,  wenn  von  dem  Bedeekungs- 
fonde  der  Stiftung  ein  anderes  Jahreserträgniss  erzielt  wird,  als  jenes, 
welches  der  Stifter  im  Auge  hatte.  In  dieser  Cynosur  wird  allerdings 
die  Kirche,  in  wieferne  sie  bei  der  Persolvirung  v<m  Stiftungsverbind- 
lichkeiten  ihre  Paramente  oder  die  Beleuchtung  verabfolgt,  bedacht 
werden  müssen ;  daraus  folgt  aber  nicht,  dass  der  Kirche  als  solcher 
das  allenfalls  erzielte  Mehrerträgniss  des  Stiftungsfondes  zugewendet 
werden  könne;  sie  hat  darauf  so  wenig  einen  rechtlichen  Anspruch 
als  ihr  auch  nicht  zugemuthet  wird,  bei  vermindertem  Erträgnisse  den 
Abgang  aus  ihrem  Einkonunen  zu  decken. 

Es  wolle  Eurer ge^Elllig  sein,  ehemöglichst  sich  darübw 

auszusprechen,  ob  Dieselben  die  vorausstehenden  Ansichten,  welche,  in 
soweit  es  mir  bekannt  ist,  allerwärts  in  Stiftungssachen  als  nuissgebend 
angesehen  werden,  theilen,  damit  ich  in  die  Lage  komme,  hiernach  an 
die  k.  k.  Statthalterei  für  Tyrol  das  Geeignete  erlassen  zu  können. 

Uebrigens  habe  ich  nur  noch  zu  bemerken,  dass  durch  die  in 
Bede  stehenden  Anschauungen  die  sonstigen,  bei  der  Errichtung  von 
Stiftungen  und  bei  der  Verwaltung  des  geistlichen  Stiftungsvermögens 
einzuhdtenden  Modalitäten  nicht  berührt  werden  wollen. 

127)  CuU.'Ministerialerlass  vom  22.  Februar  1859,  Z.  2784,, 
an  die  SUdbalterefabtheilnng  ia  Gross wardefn, 

belreflVnd  den  Zettpankf,  von  nplchem  der  kfrchHche  FMndner  tn  den  l^enuss 

der  TemporaUeD  seines  BeneHtiama  CrUt. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  11.  Februar  1869,  Z.  1309., 
findet  man  der  k.  k zu  eröffnen,  dass  der  geistliche  Pfründ- 
ner zufolge  Artikel  XXVII.  des  Concordates  das  Recht  zum  Beenge  des 
Beneficialeinkommens  an  jenem  Tage  erwirkt,  an  welchem  ihm  die 
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kirchliche  Einsetzung  zu  Theil  wird.    Unter  der  canonisehen  Institu- 
tion ist  jener  Amtsact  des  competenten  kirchlichen  Obern  zn  Tente- 
hen,  dorch  welchen  dieser  einer  Person  das  mit  dem  Grennsse  einer 
Pfrfinde  verbundene  kirchliche  Amt  fiberträgt,  was  bei  PfarrpMndsi 
durch  die  von  dem  Bischöfe  oder  seinem  Stellvertreter  vorgenominene 
canonische  Investitnr,  bei  Bisthümem  dnrch  die  von  dem  Oberhaupts 
der  Kirche  ausgehende  Präconisimng  des  Bischofes  geschieht.   In  dem 
erwähnten  Amtsacte  grfindet  sich  das  Recht  auf  den  Oenoss  des  Ein- 
kommens der    Pfründe,   welches  Recht  demnach  dem    investirten 
Pfarrer  und  dem  präconisirten  Bischöfe  zusteht,  wenngleich  die  vor 
geschriebene  oder  übliche  Einweisung  in  den  Besitz  des  Benefieiuin^ 
noch  nicht  stattgeftmden  hat. 

128)  CtM.-Mini8teri(üerlass  vom  13.  Mära  1859,  Z.391U 

an  den  Bischof  von  Csanäd, 

betrelfend  die  GebOhr,  welche  die  nicht  von  einer  landesfOrsl liehen  Behörde  er- 
nannten Beneflelaten  bei  dem  Aniritle  ihrer  PMnde  fQr  die  Ueberkommung  dei 
FrudUsenosaes  der  beweglichen  Temporalien  derselben  zo  entriehien  haben. 

In  Erwiederung  der  geschätzten  Znschrifb  vom  2.  März  1859, 

Z.  517,  muss  ich  vor  Allem  die  Anftnerksamkeit  Enrer auf 

den  Umstand  lenken,  dass  der  Gegenstand  der  Note,  welche  unter 
dem  10.  Deoember  1848,  Z.  24,114.,  von  der  Finanzlandesdirectioo 

in  Temesvär  an  Eure gerichtet  worden  ist ,  mit  der  Eingabe 

der  bischöflichen  Versammlung  vom  17.  Juni  1856  in  keinem  Zusam- 
menhange steht,  indem  diese  noch  im  Zuge  der  Verhandlung  b^ 
findliche  Eingabe  die  Aufhebung  der  Pfrfindenverleihungs-  und  Wahl- 
taxen anstrebt,  währenddem  jene  Note  eine  allgemeine  gesetzliehe 
Bestimmung  auf  die  Beneficiaten  derCsanäder  Didcese  in  Anwend- 
ung bringt. 

Es  handelt  sich  nämlich  darum,  dass  die  Anordnung  des  Aller- 
höchsten Patentes  vom  2.  August  1850  (Reichs  Gesetz- Blatt  Nr.  20.) 
in  Erf&llung  komme,  zufolge  deren  alle  Jene,  welche  ein  nicht  von 
der  Ernennung  oder  Bestätigung  des  Allerhöchsten  Landesfursten 
oder  der  landesfBrstlichen  Behörden  abhängiges  kirchliches  Beneficiom 
erlangen,  for  die  mit  der  Verleihung  dieses  Beneficiums  verbundene 
Einräumung  des  Fmchif|ienusses  von  dem  in  beweglichem  Gate  be- 
stehenden Theile  ihrer  Dotation  eine  Gebühr  an  den  Staatsschatz  ent- 
richten sollen,  welche  Jedermann  aus  Anlass  der  ueberkommung  der 
Dienstbarkat  des  Fruchtgenusses  oder  Gebrauches  beweglicher  Sachen 
zu  zahlen  verhalten  wird.  Von  der  Entrichtung  dieser  Gebühr  sind 
die  von  dem  AUerhöchsten  Landesfursten  oder  von  Lande8flirstUcfae& 
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Behörden  ernannten  Beneficiaten  in  Ansehung  dessen  aoagenommen, 
weil  diese  bis  nun  die  sogenannte  Pfründenverleihnngstaxe  zu  sahlen 
verpflichtet  sind« 

£ure  .  . ,  •  werden  es  begreiflich  finden,  dass  ich  keine  Schritte 
machen  kann,  um  för  die  Beneficiaten  der  Gsan^er  Diöcese  eine 
Ausnahme  von  der  in  Bede  stehenden  allgemein  verbindlicbrai  Fl- 
nanzmassregel  zu  erwirken,  welche  durch  das  bezogene  Allwhöchste 
Patent  vom  2.  August  1850  sanctionirt  wurde  und  ohne  Zweifel  in 
allen  DiOcesen  zur  Ausfuhrung  kommt 

Uebrigens  erklärt  die  för  alle  Kronlftnder  giltige  Finanz-Mini- 
sterialverordnung  vom  19.  April  1858,  Z.  3462.,  dass  diese  MassregeL» 
in  wiefeme  es  sich  um  die  katholische  Kirche  handelt,  nur  auf  Be* 
neficienverleibungen  im  Sinne  des  canonischen  Bechtes  zu  beziehen 
sei ;  und  da  zufolge  Artikel  XXVII.  des  Goncordates  das  Becht  auf 
den  Oenuss  der  Kirchengüter  aus  der  kirchlichen  Einsetzung  ent- 
springt, so  wird  die  über  die  canonische  Institution  eines  PMndners 
der  erwähnten  Art  ausgestellte  Urkunde  die  Grrundlage  bilden,  auf 
welche  hin  die  erwähnte  Gebühr  entweder  mittelst  des  Stempels 
oder  unmittelbar  eingehoben  wird. 

Aus  dem  mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  2.  August  1850 
kundgemachten  provisorischen  Gesetze  ergibt  sich  femer,  dass  diese 
Gebühr  von  allen  durch  dieselbe  betroffenen  Beneficiaten  nur  för  die 
Einräumung  des  Fruchtgenusses  von  dem  in  beweglichem  Gute  be- 
stehenden Theile  ihrer  Dotation  zu  entrichten  komme,  indem  das 
zur  Pfründendotation  gehörige  unbewegliche  Gut  dem  durch  das 
mehrerwähnte  Allerhöchste  Patent  festgesetzten  Gebährenäquivalente 
unterliegt. 

Die  anderen,  in  der  Eingangs  bezogenen  Znschrifk  bemmrkt^n, 
die  Ausföhrung  der  besprochenen  Finanzmassregel  angehenden  An- 
stände finden  entweder  in  dem  provisorischen  Gesetze  vom  Jahre 
1850  ihre  Berücksichtigung  oder  sind  dieselben  von  der  Art,  dass  ich 
es  Eurer  ....  anheimstellen  muss,  sich  hierwegen  mit  der  k.  k.  Fi- 
nanz-Landesdirection  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

129)  Cfdt.-Ministerialerlas8  v<m  13.  Mars  1859j  Z.  3742., 
an  die  kroatlsch-slawoniscbe  Statthalterei, 

beireffend  die  Uebemabme  der  Temporalien  des  grleelilMb*katboliscben  Bistboms 

von  Kreuz  von^eUe  des  neuen  Bisebofes. 

In  Betreff  der  Verwaltung  der  Temporalien  erledigter  Erzbis- 
thümer  und  Bisthümer  in  Ungarn  und  dessen  vormaligen  Nebenlän- 
dem  ist  die  hierämtliche  Verordnung  vom  13.  Jänner  1857,  Z.  19,391., 
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erflo98en,  welche  jedoch  nur  die  Verwaltungsorgane  betriff!;,  dagegen 
den  Modus  der  Administration  und  die  Controle  derselben  und  der 
zu  legenden  Rechnungen  nicht  berührt. 

Da  ferner  in  der  griechisch- katholischen  Diöcese  Kreuz  die  in 
dem  hierftmtlichen  Erlasse  vom  15.  October  1858,  Z.  ^^  ,  bekannt 
gegebenen  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  der  Kirchen  -  und 
Pfrundengüter  noch  nicht  ins  Leben  getreten  sind,  so  erübrigt  nur, 
dass  bei  der  Begleichung  der  Intercalarsache  des  griechisch  -  katho 
lischen  Bisthums  von  Kreuz  der  bisher  bestandene  durch  GFesetz  oder 
üebung  festgestellte  Vorgang  eingehalten  werde,  womach  den  kaiser- 
liehen Behörden  der  bisherige  Einfluss  auf  die  Absondening  und  Be- 
partition  des  Erträgnisses  des  Intercalarjahres  zwischen  den  Erben  des 
Verstorbenen  Bischofes  dem  Wittwen-  und  Waisenfonde  und  dem  der- 
maligen Bischöfe,  dann  auf  die  Censurirung  der  Intercalarrechnung, 
endlich  auf  die  Uebergabe  an  den  neuen  Bischof,  in  Ansehung  de^en 
gewahrt  bleibt,  dass  dieser  Einfluss  durch  neue  Vorschriften  noct 
nicht  geregelt  erscheint.    Dasselbe  gilt  von  der  Mitwirkung  der  k.  k. 

Finaiizprocuratur,  in  sofeme  die  k.  k dieselbe  im  Interesse  der 

unversehrten  Erhaltung  des  StammvermOgens  des  Kreuzer  Bisthums. 
wie  auch  zu  Gunsten  des  Wittwen-  und  Waisenfondes  in  Ansprueii 
zu  nehmen  f&r  nothwendig  erkennt. 

Was  die  Austragung  der  Verhandlung  über  die  Herstellung  der 
von  dem  verstorbenen  Bischöfe  in  einem  schadhaften  Zustande  hinter- 
lassenen  zu  dem  Stammgute  des  Bisthums  gehörigen  Geb&ude  anbe- 
langt, so  wird  es  vorzugsweise  auf  den  neuen  Bischof  ankommen,  ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  er  geneigt  ist,  hierwegen  mit  der 
Vertretung  der  Verlassenschaftsmassa  einen  Vergleich  einzugehen, 
bei  welchem  zumeist  er  selbst  in  Ansehung  dessen  betheiligt  erscheint, 
als  ihm  die  Verpflichtung  obliegen  wird,  dafSr  zu  sorgen,  daas  sänunt- 
liche  Btsthumsgebftude  in  gutem  Stande  erhalten  und  in  einem  solchen 
seinem  Nachfolger  übergeben  werden.  Der  behördliche  Einflnss  wird, 
in  wiefeme  das  Interesse  eines  öffentlichen  Fondes  nicht  berührt  wird, 
diesfalls  nur  darauf  zu  richten  sein,  dass  dem  Stammgute  des  Bis- 
thums  kein  Eintrag  geschehe  und  zu  diesem  Ende  die  gerechten  und 
billigen  Ansprüche  des  neuen  Bischofes  die  möglichste  Unterstützi^o? 
finden. 

130)  GuU.Mim9ierialerlass  vom  Jg7.  Märe  1869,  Z.—, 

an  den  SUlibtlter  fOr  Steieroiari, 

betreffend  die  Unig^estaltun^  des  Ordenshauses  der  barmherzigen  BrQder  in  Graii 

za  einem  streng  regulären  Convente. 

Mit  Beziehung  ....  habe  ich  die  Ehre,  Eurer  ....  zu  eröffiiOi>> 
dass  mir  der  Apostolische  Ordensvisitator,  Cardinal  von  S^marimiberg 
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unter  dem  14.  März  1859,  Z.  2668,  zur  Kenntidss  brachte,  es  habe 
ihm  in  Betreff  der  barmhereigen  Brüder,  deren  Krankenpflege  hftnfig 
der  Vorwurf  des  Mangels  an  echt  christlicher,  zarter  und  aufopfernder 
Liebe  gemacht  wird,  nach  reiflicher  Erwägung  und  Berathuug  mit 
erfahrenen  Männern  nothwendig  geschienen,  den  Versuch  zu  machen, 
ob  nicht  durch  Gründung  eines  siareng  regulären  Conventes  eine  Pflanz- 
schule für  einen  besseren  Gei^  gewonnen  werden  köime,  unter  Einem 
zeigte  mir  der  genannte  Apostolische  Ordensvisitator  an,  er  habe  im 
Einvernehmen  mit  dem  Fürstbischöfe  von  Seckau  den  Convent  und 
das  Spital  zu  Graz  hiefür  bestimmt,  dasselbe  zu  diesem  Befaufe  zeit- 
weilig von  der  JurisdictioD  des  Ordensprovincials  eximirt  und  der  Ober- 
leitung des  erwähnten  Fürstbischofs  in  dem  Vertrauen  unterst^t, 
dass  durch  diese  Massregel  die  Pflege  der  Kranken  nur  gewin- 
nen werde. 

Ich  habe  diese  Verfügung  lediglich  zur  Kenntniss  genommen, 
weil  sie  nach  dem  Wortlaute  der  mir  gemachten  Mittheilung  sich 
als  Massregeln  darstellen,  welche  lediglich  die  inneren  Angelegen- 
heiten des  Ordens  der  barmherzigen  Brüder  betreffen,  deren  Regelung 
nach  Massgabe  des  Artikels  XXVIII.  des  Concordates  den  hierzu 
berufenen  Organen  der  Kirchengewalt  zusteht.  Mit  dieser  Annahme 
steht  auch  die  zurückfolgende  Mittheilung  des  Fürstbischofes  von 
Seckau  im  Einklänge,  indem  derselbe  Eurer  ....  erklärt,  dass  auch 
der  neu  constituirte  Convent,  sobald  er  ins  Leben  getreten  sein  wird, 
sich  keiner  der  bisher  dem  Grazer  Ordenshause  obgelegenen  Ver- 
pflichtungen und  von  diesen  geübten  Acten  christlicher  Wohlthätig- 
keit  entziehen  dürfe. 

Hiernach  darf  wohl  vorausgesetzt  werden,  dass  durch  die  von 
dem  Apostolischen  Ordensvisitator  auf  Grund  der  ihm  von  dem  heili- 
gen Stuhle  übertragenen  Vollmachten  bezüglieh  des  Gratzer  Ordens- 
conventes  der  barmherzigen  Brüder  eingeleiteten  Veriügangen  die  nach 
Aussen  gehende  Wirksamkeit  dieses  Conventes  in  keiirar  Bichtnng 
eine  Aenderung  erfahren  werde;  vielmehr  steht  zu  hoffen,  dass  die 
Glieder  des  in  seinem  Innem  reformirten  Conventes  ihre  Wirksamkeit 
nach  Aussen  mit  den  Ordensstatuten  in  vollkommenen  Einklang  brin- 
gen, somit  alle  wie  immer  gearteten  Verpflichtungen  möglichst  ge- 
nau in  Erfüllung  bringen  werden,  die  ihnen  entweder  nach  der  Or- 
densregel oder  nach  den  bei  dem  Convente  bestehenden  Stiftungen 
obliegen. 

Bei  dieser  Sachlage  wird  es  ausreichen,  wenn  Eure  ....  d^n 
Fürstbischöfe  von  Seckau  in  Erwiederung  seiner  Mittheikuiig  vom 
24«  März  1859,  Z.  869.,  die  eben  angedeutete  Voraussetzung  mit  der 


256   Vering,  Oeslerr.  Verordn.  Ober  venntttemreditl.  SMlooff  des  Klerus. 

&wartang  aosspreclieii,  dass,  in  0ofeme  es  sich  etwa  doch  anch  am 
Yerfugoiigen  handeln  sollte,  welche  in  Benehting  auf  die  Wirksamkeit 
des  Giatzer  Ordensconventes  nach  Aussen  eine  Aendening  der  bisheri- 
gen Obliegenheiten  dieses  Conveiites  zur  Folge  haben  würde,  er  hier- 
über mit  Eurer  ....  vorläufige  Bücksprache  pflege  werde. 

Da  ferner  durch  die  innere  Umgestaltung  des  mehr  erwähnten 
Gonventes,  welcher  dadurdi  nicht  von  dem  Verbände  mit  dem  Orden 
der  barmherzigen  Brüder  abgeschieden,  sondern  nur  zeitweilig  dem 
Fürstbischöfe  von  Seckau  unterstellt  wird,  eine  Aendening  in  den 
stütungsmftssig  festgestellten  Verhältnissen  des  Spitals  nicht  herbei- 
geführt wild,  80  ist  bei  dem  Umstände,  als  auch  bis  nun  bei  vorge- 
fallenen Aenderungen  in  der  Person  des  Conventsvorstandes  aus  An 
lass  der  Uebergabe  des  Conventsgutes  an  den  neuen  Vorstand  eine 
Betheiligung  der  politischen  Behörden  nicht  eingetreten  sein  dürfte, 
kein  Qrund  vorhanden,  darauf  zu  dringen,  dass  bei  der  Uebergabe 
dieses  Spitals  an  die  reformirten  Conventualen  ein  politiacher  Com- 
missär  intervenire,  und  wird  es  genügen,  wenn  der  Fürstbischof  von 
Seckau  den  Nachweis  liefert,  dass  bei  der  gepflogenen  Uebergabe  Abs 
StammvermOgen  des  Gonventes  unversehrt  vorgefunden  worden  sei. 

131)  CuU.-Mini8terialerla8S  vom  7,  Äprü  1859,  Z.  5126., 

an  den  Biscbof  von  CsanM, 
betreffend  die  Congruaverbesserung  der  Banater  Grenzptorer. 

Ueber  die  an  mich  gerichtete  Eingabe,  betreffend  die  Congma- 
verbesserung  der  Banater  Orenzpfarrer,  habe  ich  mich  bei  dem  k.  k. 
Armee-Ober- Gonunando  verwendet. 

Laut  Erwiederung  desselben  vom  24:  März  1859,  Z.  1186.,  ha- 
ben Sriine  k.  k.  Apostolische  Majestät  mit  Allerhöchster  Entschliessimg 
vom  13.  Jänner  1856,  welche  Eure  ....  von  Seite  des  Landes-Oeneral- 
Commando  zu  Temesvär  unterm  9.  Februar  1856,  Ve«  ^^*  ^^^^  ^ 
timirt  worden  ist,  for  die  katiiolische  Curatgeistlichkeit  in  der  Etfl- 
stftdter  Banal  und  Banater  MilitärgrenKC  die  AUergnädigste  Bewillig' 
ung  zu  ertheilen  geruht,  dass  dort,  wo  die  Congrua  der  Pfarrer  den 
systemistrten  Befarag  von  jährlichen  300  fl.  C.M.,  nun  315  fl.  ö.  W.i 
mit  Einrechnung  der  Nebenbezüge,  nicht  ganz  erreicht,  selbe  bi^  ^^ 
diesem  Betrage  ergänzt,  und  die  Congrua  der  Capläne  auf  jährli^^ 
190  fl.  CM.,  nun  199  fl.  50  kr.  5.  W.,  erhöht  werde. 

Diese  Allerhöchste  Genehmigung  sei  für  die  katholische  6^ 
lichkeit  in  der  Banater  Militärgrenze  nur  far  die  beiden  katholischen 
Capläne  zu  Starzowa  im  Deutsch*Banater  und  zu  Caransebes  iiD  ^ 
manen-Banater  »renzregimente  von  Einfluss  gewesen,  welche  bier- 
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durch  in  die  eihöhte  Congraagebuhr  jährlicher  190  fl.  CM.  oder 
199  fl.  50  kr.  ö.  W.  gelangten,  während  selbe  eine  Anfbessemng  f&r 
die  dortiflndigen  katholischen  P&rrer  nicht  znr  Folge  gehabt  habe, 
indem  deren  Besfige  an  Dotation,  Stolagebähr  und  sonstigen  Neben- 
genfissen  die  systemmässige  Gongrua  jährlicher  315  fl.  9.  W.  weit 
ftbersteigen,  f&r  welche  letztere  sämmtüche  Einkaufte  die  Basis  bil- 
den, solche  mögen  in  Qeld  allein  oder  znm  Theile  auch  in  Naturalien 
bestehen. 

Bine  Auf  bessemng  der  Pfimrcongma  in  der  Banater  Militär- 
grenze sei  daher  dem  AU^höchst  sanctionitten  Grundsätze  «itgegen 
und  es  könne  von  dem  k.  k.  Armee-Ober-Commando  hierauf  nicht 
eingegangen  werden. 

132)  CkM.'Mimstenalerla88  vom  8.  Aprü  1859,  Z.  5323., 

an  die  Landesregterang  fDr  Krain, 

betreffend  die  Beiziefaong  eines  Beamten  der  Landestandireetion  und  der  Slanta- 
bucbbäliung  xur  Uebergabe  der  TemporaUen  des  Bistbums  Laibacb  an  die  Inter- 

calarverwaUung  derselben. 

Indem  man  den  Inhalt  des  jenseitigen  Berichtes  von  27.  März 
1859,  Z.  5202,  betreffend  die  Bestellung  der  Verwaltung  der  Tem- 
poraUen des  erledigten  Bisthums  von  Laibach  und  das  behnfs  der 
Uebergabe  dieser  Temporalien  an  die  erwähnte  Verwaltung  Verfugte, 

zur  Kenntniss  nimmt,  findet  man  der  k.  k zu  bedeuten,  dass  die 

im  Interesse  des  Beligionsfondes  wfinschenswerthe  Beiziebung  eines 
Beamten  der  k.  k.  Landesbaudirection  und  der  k.  k.  Staatsbuchhaltung 
zu  der  der  üebergabscommission  obliegenden  Untersuchung  des  Zn- 
standes der  zu  dem  Bisthumstemporalien  gehörigen  Gebäude  und  zur 
Liquidation  der  an  dem  Erträgnisse  dieser  Temporalien  haftenden 
Bäckstände  anstandslos  eingeleitet  werden  könne,  wobei  jedoch  Ffirr 
sorge  au  treffen  ist,  dass  die  in  Bede  stehende  Uebergabssache  mit 
möglichst  geringen  Kosten  und  mit  thunlichster  Beschleunigung  zu 
finde  gebracht  werde. 

133)  CuU.'UimskrialerlM8  vom  15.  April  1859,  Z.  4841., 

an  die  StattbaKerei  in  Tyral, 

betreltad  die  Grondsitae ,  von  denen  In  der  Krzdiörese  Salzbarg  bei  der  Erri^- 

lUDg  Ton  MesaenatiflODgen  ausgegangen  wird. 

In  Erledigung  der  Berichte  vom  15.  Juni  1858,  Z.  11,685,  und 

vom  14.  Jänner  1859,  Z.  771,  findet  man  der  k.  k zu  eröfhen, 

dass  bei  dmr  Errichtung  von  Stiftsbriefen  die  Bestimmungen  des  Ou- 
bemialeircnlars  vom  22.  September  1843,  Z.  22,667,  (P.  0. 8.  Nr.  105), 
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^0  lange  %ar  Richtschnnr  zn  dienen  haben,  bis  von  den  biBcböfliehen 
Ordinariaten  die  Erklftrung  anher  abgegeben  sein  wird,  dass  sie  bereit 
sind,  die  in  der  AUerhl^chsten  EntschUessnng  vom  3.  October  1858 
festgestellten  Bedingungen  der  AnsAhrung  der  von  den  Bischöfen 
der  Versammlung  vom  Jahre  1856  über  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
imd  Pfründenverraögens  vereinbarten  Vorschriften  in  ErttHung  m 
bringen. 

Unter  allen  Umständen  wird  es^  Denjenigen,  denen  die  Fest- 
setBung  der  Verbindlichkeiten  und  Besüge  der  Stiftung  znsteht,  ob- 
liegen, darauf  zu  sehen,  dass,  wenn  zur  Bedeckung  der  Stiftung  ein 
Capital  gewidmet  ist,  dieses  entweder  baar  eriegt,  oder  die  Urkunde 
darüber  abgegeben  werde,  dass  das  Baarcapital  gegen  pupillarmässige 
Sicherheit  bei  Privaten  elocirt,  oder  far  dasselbe  eine  Öffentliche  Obli- 
gation angekauft  worden  sei.  In  letzterem  Falle  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  zu  dem  Ankaufe  der  Öffentlichen  Schuldverschreibung  das 
gesammte  disponible  Baarcapital  verwendet  werden  muss^,  was  znr 
Folge  hat,  dass  je  nach  dem  Stande  des  Courses  zur  Zeit  des  Ankau- 
fes für  Baarcapitalien  von  gleicher  Höhe  Obligationen  von  einem  ver- 
schiedenen Nennwerthe  erworben  werden,  selbst  wenn  man  von  der  Ver- 
schiedenheit der  Ziffer  des  Procentes  der  Verzinsung  absieht. 

Die  durch  die  Pructiflcirung  des  Stiftungscapitales  erzielte  sta- 
bile Jahresrente,  nicht  aber  der  sehr  variable  Courswerth  der  öffent- 
lichen Obligationen,  muss  bei  der  Bemessung  der  Stiftungsverbindlich- 
keiten und  bei  der  Reparation  der  Bezüge  der  Stiftnngsemolumente 
im  Auge  behalten  werden  und  steht  nicht  im  Wege ,  dass,  so  lange 
das  bezogene  Gubemialcircular  in  Wirksamkeit  ist,  nach  den  in  dem- 
selben enthaltenen  Andentungen,  der  nach  der  Bedeckung  des  Wr  die 
Stiftungsparticipanten  in  den  einzelnen  Theilen  des  Kronldndes  Tirol 
festgesetzten  Minimums  von  Stiftungsemolumenten  vert)leibende  üeber- 
rest  der  von  dem  Stiftungsnervus  entftllenden  Rente  der  betreffenden 
Kirche  als  Entschädigung  für  Paramente,  Beleuchtung,  Opferwein, 
Geläute  und  Haftung  für  das  Stiftungsvermögen  verbleiben. 

In  dieser  Weise  bleibt  die  Frage,  ob  bei  der  Errichtung  einer 
Stiftung  die  den  Nervus  derselben  bildenden  öffentlichen  Obligationen 
im  Courswerthe  oder  im  Nennwerthe  angenommen  werden  sollen, 
eine  ganz  mussige,  weil  es  bei  der  Feststellung  der  Verbindliehkeiten 
und  der  Bezüge  der  Stiftung  nicht  auf  jenen  Werth,  sondern  auf  die 
Höhe  des  von  dem  elocirten  Stiftungscapitale  erzielten  Jafaresertrftg- 
nisses  ankömmt. 

Desgleichen  entf&llt  der  Anlass,  grundsätzlich  die  ünhalibarkeit 
der  von  dem  Salzburger  i&rsterzbischöflichen  Ordinariate  vertheidigtea 


GQlt-MInMerialiiotc  vom  St.  April  1850.  269 

Aaaildit  aiviaiuq^ecbeA ,  amfolfe  deren  die  Kirche,  bei  welcher  eine 
Stiftung  errichtet  wurde,  auch  wenn  der  Stiftunganenros  ohne  Ver- 
sebnlden  der  Kirchenverwaltung  an  der  H(^he  des  Erträgnisses  verliert 
oder  ganz  abhanden  kommt,  fOr  immerwährende  Zeiten  mit  dar  Ver- 
pflichtung belastet  sein  soll,  für  die  Erfüllung  der  gestifteten  Verbind*' 
Itchkeitai  m  sorgen. 

Was  endlich  jene  F&Ue  anbelmgt,  in  denen  ein  Stifter  nicht 
ein  Baarcapitalt  «mdern  aosdrucklich  eine  StaataechuIdveESchreibung 
im  Neimwerthe  als  Stiftongacapital  anbietet,  und  die  rnnctionsge- 
bahren  darnach  bemessen  wissen  will,  so  hat  der  Hen*  Fursterzbischof 

■ 

von  Salzburg  unter  dem  12.  März  1859,  Z.  115,  die  Bereitwilligkeit 
anher  erklärt,  solche  Schuldverschreibungen  gegen  dem  im  Nenn* 
werthe  entgegen  zu  nehmen,  dass  der  Stifter  ausdrucklich  einräumt, 
und  auch  dem  Stiftsbriefe  die  Clausel  beigefOgt  werde,  dass  die  sti- 
pulirten  Stiftungsverbindlichkeiten  nur  so  lange,  als  die  dargebotene 
Bedeckung  dauert  und  ausreicht,  sollen  eingehalten  werden.  Dage- 
gen findet  man  um  so  weniger  etwas  einzuwenden,  als  anderwärts 
diese  Bedingung  bei  allen  Stiftungen  als  selbstverständlich  voraus- 
gesetzt wird. 

Anmerkung,  Von  dem  InbaHe  dieses  Erlasseti  ist  gteidaeitigr  der  FQrst- 
eribiscbor  von  Saltburg  versündiget  worden. 

134)  Ctdt'Ministeridlnote  vom  23.  Aprü  1859,  Z.  5272., 
an  die  oberste  RecbnongscontrolsbebOrde, 

beireffend  die  Verwendung  des  Intercalarertrfignisses  erledigter  kirchlicber  Pfrün- 
den in  Siebenbürgen. 

Indem  man  die  gefällige  Mittheilung  der  Verhandlungsacten,  be- 
treffend die  Verwendung  des  Erträgnisses  erledigter  katholischer  Pfrfin- 
den  in  Siebenbürgen,  mit  verbindlichem  Danke  zurückmittelt,  glaubt 
man  in  Erwiederung  der  geschätzten  Zuschrift  vom  23.  März  1859» 
Z.  721-142,  lediglich  bemerken  zu  sollen,  dass  zufolge  des  Artikels 
XXXII.  des  Concordates  das  Erträgniss  der  erledigten  Pfründen,  nur 
in  soweit  es  bisher  üblich  war,  dem  Religionsfonde  zuzufallen  hat, 
weshalb  die  kaiserlkdie  Regierung,  welche  den  Beligionsfond  im  Na- 
men der  Kirche  verwaltet,  for  denselben  den  Beinertrag  erledigter 
katholiscl^er  Pfründen  in  Siebenbürgen,  mit  Ausnahme  des  Einkom- 
mens von  den  Temporalien  erledigter  Bisthumer,  nicht  in  Anspruch 
Mkmen  kann,  weil  dort  nach  der  von  dem  lateinischen  Bischöfe  Dr. 
HaifmM  abgegebenen,  von  der  Statthalterei  nicht  wieder^rochenen 
AenaseruBg  seit  jeher  die  Uebung  besteht,  dass  sämmtliche  von  erle- 
iigton  Pfironden  enttallende  Einkünfte  von  dem  Zwischenverweser  der- 

17* 
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sdben  bezogen  werden,  was  auch  in  Ungarn  und  dessen  vormaligmi 
Nebenlftndem  der  Fall  ist. 


1B5)  CuiL-MimsterialerkM  vom  1.  Mai  1859,  Z.  679»., 

an  die  Statihalterei  in  BObnen, 

betreffend  die  Frage,  in  welcher  HObe  die  gestifteten  BezQge  der  Pfkirer  und 

Kircben  eingeboben  werden  liOnnen. 

Das  k.  k.  ginangnriniflteriom  hat  nnterm  24.  Ajnil  1859,  Z. 

^^Ip-,  die  beifolgende  instmirte  Eingabe  des  bischoflichen   C(Hisi- 

storiums  in  Badweis,  in  welcher  dasselbe  um  Entscheidung  über 
die  Frage  bittet,  ob  diejenigen  Bezüge,  welche  an  Pfarrer  oder  Kir- 
chen ursprünglich  in  einer  Geldsumme  ohne  Angabe  der  Währung  und 
daher  selbstverständlich  in  dem  zur  Zeit  der  Stiftung  gangbaren 
Silbergeide  zu  leisten  waren,  seit  dem  Allerhöchsten  Finanzpatente 
vom  Jahre  1811  aber  in  der  bis  zum  1.  November  1858  gangbar  ge- 
wesenen Wiener  Währung  aus  dem  Qrunde  ausbezahlt  wurden,  weil 
die  Wiener  Währung  an  die  Stelle  des  Silbergeldes  gekommen  ist,  — 
nun  seit  dem  1.  November  1858  der  ganzen  Nominalsumme  nach  in 
der  österreichischen  Währung  zu  leisten  seien  oder  nicht  ?  —  mit  dem 
Bemerken  anher  übersendet,  duss  das  Allerhöchste  Patent  vom  27.  April 
1858  (§.  5.)  keinen  Unterschied  macht,  zwischen  solchen  Verbindlich- 
keiten, die  ursprünglich  in  einer  andern  Währung  eingegangen,  spä- 
ter auf  »Wiener  Währung«  gesetzt  wurden,  und  solchen,  die  bereits 
ursprünglich  in  »Wiener  Währung«  eingegangen  worden  sind. 

Für  alle  Zahlungsverbindlichkeiten,  die  in  Wiener  Währung 
ausgedrückt  sind,  gelte  das  ßeductionsverhältniss  100  fl.  W.  W.  = 
42  fl.  ö.  W. 

Zu  einer  hievon  abweichenden  Auslegung  dieser  Bestimmung 
des  Allerhöchsten  Patentes  sei  das  Finanzministerium  nicht  ermäch- 
tiget und  eben  so  wenig  veranlasst,  eine  Allerhöchste  Entscheidung 
über  die  von  dem  bischöflichen  Consistorium  gehegten  Zweifel,  be- 
ziehungsweise eine  neue  gesetzliche  Bestimmung  zu  beantragen. 

136)  OfdL-Ministeriälnote  vom  8.  Mai  1859,  Z.  6534., 

an  die  Statthalterei  in  BAhroen, 

betreffeml  die  Frage,  ob  die  Privatpatrone  zur  Vornahme  der  Verarcordlrnns  ^ 

Patronatsbaoten  bereehtiget  seien. 

Nachdem  keine  gesetzliche  Vorschrift  besteht,  durch  welebe  i^ 
Privatpatronen  die  Berechtigung  zur  selbstständigen  VeraccoidinHig 
der  auf  Kosten  des  Kirchenvermögens  zu  bestreitenden  BanlielikeiteA 
an  Kirchen  und  Pfarren  ihres  Patronates  zugesprochdn  wftre^  fti^ 
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man  die  EntscheidoBgen  der  k.  k vom  22.  October  1857^ 

Z.  43,904,  und  vom  21.  Jämier  1858,  Z.  2171,  mit  denen  der  Be- 
schwerde des  Stellvertreters  des  Patrons  der  Kirche  und  Pfarre  in 
Bican  and  der  Brezer  Filialkirche  gegen  die  von  dem  Bicaner  k.  k. 
Bizirksamte  im  kreisämtlichen  Auftrage  vorgenommene  Absteigemngs- 
verfaandlung  znr  Yeraccordirung  der  bei  der  Kirche  und  Pfarre  in 
Bican  und  bei  der  Brezer  Filialkirche  auf  Kosten  des  Kirchenvormö- 
gens  herzustellenden  Baulidikeiten  keine  Folge  gegeben  wurde,  zu  be- 
stätige und  sind  die  von  dem  erwähnten  Stellvertreter  des  Patrons 
dagegen  eingelegten  Ministerialrecurse  mit  dem  Bemerken  zurückzu- 
weisen, dass  für  die  Zukunft  Angelegenheiten  dieser  Art,  in  soferne 
neue  Bestimmungen  bezuglich  derselben  in  Hinblick  auf  die  seit  dem 
Jahre  1848  stattgehabten  Veränderungen  wünschenswerth  erscheinen, 
in  dw  auch  für  die  böhmischen  Diöcesen  bevorstehenden  Begelung 
der  Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pfründenvermögens  auf  Grundlage 
des  Goncordates  ihre  Lösung  finden  werden. 

187)  CuU.'^Miniaeriakrlass  vorn  23.  Mai  1859,  Z.  7671., 

SD  die  Statrhallerei  in  Siebenbargen, 

betreffend  die  Auszalilung  der  Getiolle  fOr  die  im  Lehramte  verwendeten  Regala- 

rea  an  die  Versteiier  ihrer  Ordenslifluser. 

Der  von  dem  Provincial  des  Pranciskanerordens  ausgesprochene 
und  von  dem  bischöflichen  Ordinariate  unterstutzte  Wunsch,  dass 
künftighin  die  Gehalte  für  die  im  Lehramte  verwendeten  Glieder  des 
Ordens  nicht  mehr  an  diese  unmittelbar,  sondern  an  die  Vorsteher  der 
Ordenshäuser,  welchen  sie  angehören,  erfolgt  werden,  ist  in  den  Or- 
densregeln gegründet.  Es  ist  demselben  daher  schon  im  Hinblicke 
auf  Artikel  XXXVIU.  des  Goncordates  Folge  zu  geben  vrie  es  auch 
an  anderen  Orten  anstandslos  geschieht. 

Was  die  in  dqm  Erlasse  der  k.  k an  den  Bischof  vom 

10.  Jänner  1859,  Z.  28,099 ,  geltend  gemachten  Hindentuugen  auf 
die  Nothwendigkeit,  den  Lehrern  aus  dem  Ordensstande  die  Mittel 
zur  Anschaffung  von  Bildungsbehelfen  nicht  zu  entziehen,  anbelangt, 
so  muss  bemerkt  werden,  dass  der  Orden  nicht  verhindert  werden 
könnte,  jene  Gehalte,  auch  wenn  sie  den  einzelnen  Individuen  unmit- 
telbar ausgefolgt  wurden,  als  einen  ohnehin  kaum  ausreichenden  Er- 
satz für  die  dem  Orden  siir  Last  fallenden  Erhaltungskosten  derselben 
ztt  betrachten,  und  darnach  vorzugehen.  Im  Allgemeinen  aber  ist 
zu  beräeksiehtigra,  dass  überhaupt  ein  Aufschwung  von  Unterrichts- 
anstatten,  welche  Ordensleuten  anvertraut  sind,  niemals  durch  Mass- 
r^gekj  wekhe  die  Ordensglieder  in  Widerspruch  mit  dem  ihren 
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Oberen  schuldigen  Gehorsam  bringen  würden,  sondern  nur  in  soferm 
erreicht  werden  kann,  als  es  im  Einklänge  mit  den  Ordensregeln  und 
unter  Mitwirkung  der  Ordensoberen  und  der  kirchlichen  Autoritlt 
möglich  ist.    Was  insbesondere  die  den  Lehrern  so  notbwendige  An- 
schaffung von  Hili^mitteln  zu  ihrer  eigenen  fortgesetzten  Ausbildniig 
betrifit,  so  wird  dieselbe  am  besten  dadurch  gefördert  werden,  im 
der  Schulrath  bei  den  Visitationen  sich  von  dem,  was  in  dieser  Be- 
ziehung mangelt,  genaue  Kenntniss  yerschaffe,  und  sich  wegra  der 
erforderlichen  Abhilfe  bei  dem  Ordensvorstande  und  bei  dem  Bischöfe, 
der  seine  Bereitwilligkeit,  die  katholischen  Lehranstalten  nach  Mög- 
lichkeit zu  unterstützen,  vielfach  bewiesen  hat,  mit  sachverständigem 
Käthe  verwende. 

Schliesslich  muss  bemerkt  werden,  da^s  die  vorliegende  Angele- 
genheit instructionsmässig  nicht  ohne  Einvernehmung  des  Schulrathes 
—  welche  wenigstens  nicht  nachgewiesen  wurden  —  hätte  behan- 
delt werden  sollen. 


188;  CuU.-Ministerialerlase  vom  25.  Mai  1859,  Z.  8058., 

an  sinimtlicbe  Llnderslelien,  mit  Ausnahme  des  iembardiscb-venetianisclien  U- 

nigreirbea  und  der  MilUiifrenze, 

betreffend  die  Frage,  wer  die  ans  Anlass  von  Kircben-,  Plm*-  und  Sdiulbaulicli- 
keiteti,  dann  der  Herstellung  von  Begrlbniwpliizen,  auflatreDden  Reise-  nad  Com- 
misüionskosten,  dann  die  diessflUligen  losertionsliosten  flkr  Verlautbarungen  in  den 

OflTentlichen  BIAItem  zu  (ragen  babe. 

(Erscheint  »üb  Kr.  99,  vom  Jahre  1S59,  iu  daa  Ueichi-Geseti-Bbttt  elogeachaltet.) 

Dieser  Illnisterlal-Erlass  ist  schon  Im  Archiv  IV.,  490.  abgedruckt. 

139)    Erlass  des  Ministeriums  des  Infieni   vom  31.  Mai  1859, 

Z.  13fiU., 

an  das  l'rbarial-Obergericbt  in  Hermannstadt, 

betnirend  die  Ausmittlung  von  Grunddotationen  für  die  Pfarrer,  SebuHebrer  und 
Cantoren  bei  der  Durebfllbning  der  Urbarlalregulintngen. 

Das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  finden  das  k.  k. 
Urbarial-Obergericht  zu  beauftragen,  den  unterstehenden  ürbarialgc- 
richten  die  Weisung  zu  ertheilen,  bei  Durchfflhrung  der  Ürbarialre- 
gulirungen,  dann  der  Commassationen  und  Segregationen  fQr  dieCreirung 
einer  angemessenen  Gmnddotation  Ar  die  selbststftndigen  Pfiirrer,  die 
Schullehrer  und  Cantoren  (Organisten)  sowohl  des  lateinischen  als  des 
griechisch  -  unirten  und  nicht -unirten  Kitus,  sowie  auch  der  selbst- 
stftndigen Seelsorger  und  der  Lehrer  der  evangelischen  CHaubensg«* 
nossen  augsburgischer  und  helvetischer  Confession  Sorge  zu  tragen. 

Es  wird  demgemiss  den  Bezirksvorstehem  ate  ffilfibeamten  der 
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ürbarialgerichte  sowohl,  als  den  zur  Vornahme  der  Authenticationen, 
beziehungsweise  zur  delegationsweisen  Vornahme  der  Besitzregulir«- 
ungs- Vorerhebungen,  eimittirten  Beisitzern  dieser  Gerichte  zur  Pflicht 
gemacht,  bei  Vornahme  ihrer  urbarialgerichtlichen  Amtshandlung  dahin 
zu  wirken,  dass,  wo  möglich  jeder  selbstständige  Ortsseelsorger  zum 
Genüsse  einer  ganzen  und  jeder  Schullehrer  oder  Organist  zum  Ge- 
nüsse einer  halben  Session  gelange  und  dass  in  Bezug  auf  die  Grund- 
dotation der  Ortslehrer  diese  Vorsorge  auch  in  jenen  Gemeinden  ge- 
troffen werde,  wo  eine  Schule  zwar  deraeit  noch  nicht  besteht,  durch 
diese  Sicherstellung  der  Subsistenz  eines  Schullehrers  aber  die  Er- 
richtnug  einer  Schule  ermöglicht  und,  bis  dieselbe  geschieht,  die 
Entrichtung  der  Beiträge  für  die  Schule,  welcher  die  Mitglieder  sol- 
cher Gemeinden  eingeschult  sind,  erleichtert  wird. 

Dieses  Einwirken  der  urbarialgerichtlichen  Organe  hat  sowohl  in 
Bezug  auf  die  ehemalige  Grundherrschaft,  als  in  Bezug  auf  die  un- 
terthänig  gewesene  Gemeinde  zu  geschehen. 

Beide  diese  Parteien  sind  zu  bestimmen,  dass  sie  die  entspre- 
-  chende  Grunddotation  —  sei  es  aus  der  gemeinschaftlichen  Hutweide, 
sei  es  aus  anderen  Grundstücken  —  zu  dem  erwähnten  Zwecke  im 
Wege  des  freiwilligen  Zugeständnisses  widmen. 

Kann  jedoch  ungeachtet  aller  Bemühungen  der  urbarialgericht- 
lichen Organe  das  freiwillige  Zugeständniss  der  Parteien,  den  genann- 
ten Seelsorgern,  Lehrern  und  rucksichtlich  Oantoreu  eine  höhere 
Grunddotation,  als  die  von  ihnen  gesetzlich  zu^ beanspruchende ,  zu 
widmen,  nicht  erzielt  werden,  so  haben  für  das  sohinnige  rechtliche 
Vorgehen  der  Ürbarialgerichte  die  Bestimmungen  der  §§.41.  und  49. 
des  kaiserlichen  Patentes  vom  21.  Juni  1854  als  Anhaltspmikte 
zu  dienen. 

Anmerkung.  Unter  dem  15.  Juni  1859,  Z.  8986,  wurde  das  Ministerium 
des  Innern  ersacht,  die  Bestimmungen  des  obigen  Erlasses  auch  auf  die  selbst- 
ständigen  Seelsorger  und  Scbullehrer  (Cantoren)  der  tnitarier  in  Anwendung 
bringen  zu  lassen.  Diesem  Ersuchen  Ist  doreh  den  unter  der  hierAmtliehen  6e- 
scUriuahl  18,098,  vom  Jahre  1859,  vorliegenden  Erlass  des  Mintoterio»  des  In* 
nera  an  das  äiebenbürgtoebe  Urbarial-Obergericht  ddo.  1859,  Z.  10,930,  entspro« 
rhen  worden. 

(Forlsetzung  folgt.) 
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Die  neuen  österreichischen  Landesgesetze  in  Betreff  der  Kirchen- 

und  Pfarrhausbaulast 

nach  amiHcben  Qaellen  mUg:HhelU  und  erlAateri  von  Pror.  Dr.  Priedr.  Verlng 

(Fortsetsang.  Vgl.  Archiv  XU., 807- 320., 466-464.,  XIII.,  156-167.,  XVI.,  I1S-U6.) 

JL.    ]ir»cliirAffllcliC«  s«aa  ll«ierr.-0clile«toclieBi  KlrclieB* 
«b4  Seli«l-BAne«üciarreBsvesetse»  (Vgl.  Archiv  XIII,  127  (f.  156  IT.) 

Der  schlesische  Landtag  beschloss  in  der  Sitzung  vom  12.  Fe- 
bruar 1866  Aenderungen  an  den  §§:  7.  10.  11.  12.  13.  und  15.  des 
Schul  -  Goncurrenzgesetzes  (Ärt^iv  XIII.,  127  ff.)  und  der  §§. 
13.  14.  und  16.  des  Kirchenbau^Goncurrenz-Gesetzes  (Archiv  XIU., 
156  ff.)  zu  fassen  und  der  AIlerh((ch8ten  Sanction  zu  unterziehen. 
Beide  Gesetz- Entwürfe  wurden  zunächst  durch  Zweifel,  welche  sich 
seitiier  bei  der  praktischen  Anwendung  der  gedachten  Gesetze  ergaben 
und  durch  Petitionen  von  Katholiken  aus  confessioneil  gemischten 
Gemeinden  veranlasst,  welche  die  Besorgniss  ausdrückten,  dass  bei 
dem  unveränderten  Bestände  jener  Gesetze  auch  Nichtkatholiken  znr 
Besorgung  katholischer  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  beigezo- 
gen werden  könnten,  was  der  oonfesstonellen  Gleichberechtigung  so^ 
wohl  als  ihrem  religiösen  Gefühle  widerstreite. 

Die  wesentlichste  der  erwähnten  Petitionen  entsprechende  Aen- 
derung  bezieht  sich  auf  die  Wahl  der  Gomitäs  zur  Besorgung  der 
Kirchen-,  beziehungsweise  Schulconcürrenz  ^Angelegenheiten  der  Ge- 
meinden in  Fällen,  wo  einer  Kirche  oder  Schule  mehrere  Ortsge- 
meinden oder  Theile  derselben  zugewiesen  sind.  Während  nach  den 
Gesetzen  vom  15.  Nov.  1863  die  Wahl  der  Comit^s  durch  die  Vor- 
stände der  betreffenden  concurrenzpflichtigen  Gemeinden  stattzufinden 
hat,  enthalten  die  vorliegenden  Abänderongsantrige  des  Landtags 
Bestimmuiigen,  durch  welche  genau  sieher  gestellt  werdoi  soll,  dsss 
nur  Confessionsgenossen  wählen  und  gewählt  werden  können;  zugleich 
wurden  über  die  Vornahme  der  Wahlen,  sowie  über  die  Wahlberech- 
tigung und  Wählbarkeit  die  näheren  Bestimmungen  getroffen.  Der 
Landtag  beschränkte  sich  jedoch  bei  seinen  Anträgen  nicht  darauf 
die  erwähnten  Zweifel  mid  Beschwerden  zu  beheben,  senden  brautzte 
diesen  Anlass  auch  noch  zu  einzelnen  weiteren  Aenderungen  der  frag- 
lichen Gesetze.    Als  solche  erschienen 

A)  beim  Kirchenbau-'C(mcurrenjgge9et0e 
zu  §.  13.  die  Vermehrung  der  Gomit^Mitglieder  in  Fällen,  wo  mehr 
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als  fOnf  Oitsgemeinden  oder  Theile  derselben  m  dner  Ekche  zu- 
gewiesen  sind; 

zu  ^  14.  die  Bestiminioig,  dass  das  ComiU  die  Erfardemisse 
der  Kirche  fesUmsteUen  hat; 

zu  §.  15.  die  Bestimmiing,  dass  gegen  die  Verfügungen  des  Co« 
mit^  nicht  blofl  die  betheil^ten  Gemeinden,  sondern  auch  die  einiel* 
nen  Gemeindeglieder  Beschwerde  fähren  kennen. 

B)  beim  SehMau^ConcurrefUBgeseUfe 
ausser  denselben  Aenderungen  zu  §«  12.,  13.  und  15.  noch  zu  §.  7.  die 
Bestimmung,  dass  die  Concurrenq>flicht  zur  Mutterschule  sich  auch 
auf  die  nebenstehenden   Filial-    und  Exeurrendo  -  Schulen    zu  er- 
strecken hat. 

Der  Landeschef  trug  auf  die  Allerhöchste  Sanctionirung  der  tot» 
liegenden  Gesetzesftnderungen  an.  Das  Staatomnisterium  befürwor- 
tete di^iegen  diese  Aendenmgen  nicht,  obschon  es  mehrere  derselben 
fär  unbedenklich  erklärte.  So  die  Bestimmungen,  wekhe  jeden  Zweifel 
ansdrficklich  aueschliessen  sollten,  dass  die  Kirchen*  und  Schul- An- 
gelegenheiten nur  y<m  Gonfesaionsgenossen  zu  besorgen  seien,  woßüt 
schon  der  Geist  der  b^en  Gesetze  Tom  15.  Nov.  1863  im  Zusammen- 
hange mit  den  die  Concurrmizpflicbt  normiorenden  BestimnAngea 
spreche.  Ebensowenig  wftre,  wie  das  Ministerium  eikiftrte,  gegen  die 
beschlossene  Vennekrung  der  Gomit^Keder  fär  einzelne  Fälle  und 
gegen  die  Eimänmung  des  Beschwerdweohtes  an  einzelne  Gemeinde* 
glieder  etwas  zu  erinnern,  zumal  der  darauf  bezügliche  Abänderungs* 
Vorschlag  in  Uebeieinstimmung  mit  den  Gemeindegesetsen  stehe. 
Sehr  bedenklich  erscheine  dagegen  die  Bestimmung,  nach  welcher 
das  Gomitä,  das  doch  lediglich  der  Vertreter  einer  Goocurrenzpartei 
sei,  die  Erforderaisse  der  Kirche  resp.  der  Schule  festzustellen  bftbe. 
Die  zu  g.  7.  des  Schulconcurrenz-Gesetzes  beantragte  Bestimmung  ver* 
rficke  den  im  ganzen  Gesetze  eingehaltenen.  Grundsatz,  dass  die  Ckm* 
curren^fliekt  sich  nach  der  Einschulung  zu.  richten  habe,  stehe  mit 
den  allgemeinen  DireeUven  ftber  Y<4ksBchDlen  nicht  im  EiiMange 
und  scheine,  nach  den  Landtagsverhandlungon  zu  scUiessen,  aus  Vor- 
aussetzungen herroi^^egangen  zu  sein,  die  in  vielen  Fällen  nicht  zu- 
träfeut  indem  es  viele  sellMtständige  FOialschulen  gebe,  welche  von 
FffUTgeneinden  ganz  unabhängigen  Ort^gemeinden  angehörten  und 
daher  beiflglich  des  Kostenanfwandee  nicht  mit  den  MuttemAuien  in 
Verbindung  gebracht  werden  könnten,  eo  dass  dann  d«r  betreffsiiden 
Ortegemeinde  die  Mög^chkeiti  ihre  Schnhmgelegettlieiton  seihet  » 
besorgen,  ganz  benommen  wArde. 

Endlieh  sei  noob  die  Bestimm««  aber  dte  Wählbarkeit  der 
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Comi46*Hitgiied€r  in  §.  12.  zu  beanstanden,  da  damaoh  auch  jene 
wählbar  werden  würden,  welche  nach  §.  10.  und  11.  der  Gemeiiide- 
Wahlordnuug  von  der  Wählbarkeit  ausgeschlossen  seien,-  wie  s.  B.  die 
wegen  gewinnsüchtiger  oder  unsittlicher  Vergehen  BestnAen.  Damge* 
mäss  erfolgte  unter  dem  5.  April  1866  die  AUerhfichste  Nicht-Geneh- 
migung der  vom  Landtage  beantragten  Gesetzes^Aendenuigen 

XI«  flulsIrauFS« 

Die  im  Für^tenthum  Salzburg  geltende  tiesetzgebung  über  Kir- 
cheaconeurrenzleistengen  ist  im  Archiv  IX.,  283—287.  dargeBtelit 
Sine  neue  Gesetzvorlagaan  den  Landtag  ist  nicht  ecfoigt«  Die  gegen- 
wärtige Art  der  Bestreitung  der  Kirchen-  und  Pfarrhausbaalaat  be- 
ruht Mif  einer  Art  kirchlicher  fielbstholfer  welche  durch  mum  fäsA- 
ersbiselidflicheii  Caniklarial-Erlass  vom  27.  April  1861  an  die  De- 
eanatiomier  des  SoLslmrffisehen  (aicht  auch  des  Tyroler)  Gdiietes  ge* 
regrit  ist,  und  dessen  Inhalt  kier  folgt: 

Schon  während  der  erzbischöflichen  Sakburger  Iitegienuig,  sowie 
auch  während  der  von  der  (isterreiahischen  Staatsverwaltiug  geäbten 
Titel  wurde  rficksichtliiA  der  Herbeisohalbng  der  ertinrderlichen  Mittel 
Bur  Bestaeitaing  der  Auslagett  bei  Kirchen-  und  Pfanrhof-Gebäudeo 
nicht  nach  den  dortmals  in  Kraft  stehenden  gemeinen  Kirchenrecht 
vorgegangen,  sondein  von  vermöglieheren  Kirchenfonden,  jedoch  ganz 
willkürlich,  Unterstützungen  in  dieser  Beziehung  in  Anspruch  geaem-* 
men  und  dieses  letztere  war  aUmälig  eine  gesetaUch  anerkannte  Ob- 
servanz geworden,  welche  auch  in  Folge  der  mit  der  Staatsverwal« 
tnng  jüngst  (1860)  stattgehabten  Vereinbarung  (über  Herausgabe  des 
Kircben«*Vermügens  an  die  kirchliehen  Verwaltungsorgane)  aufrecht 
erhalten  wurde,  ohne  die  Patrone  und  die  besonderen  (Gemeinden  in 
die  (JoneuiTenapflichtigkeit  zu  ziehen.  Man  hatte  häufig  zu  Vorsohuss- 
leistnngen  seine  Zuflucht  genommen,  welche  gegenüber  der  Fähigkeit 
zur  Bückzahlung  nur  illn9orisch  wurden,  sich  mehrere  DecennieDi  hin- 
durch in  den  Kirchenreehnungen  fortschlef^pten  und  endlich  in  Ab- 
schieihang  gebiraoht  werden  mussten. 

Diese  Sachlage  fährte  daher  zu  der  Ueberzeugung,  dass  es  da: 
Oereehtigkeit  sowohl  als  Billigkeit  am  aagemesaensten  emchien,  zur 
Deckung  der  Bedfirfiusse  ärmerer  Kirchen  die  BentttHUehsisehfiaBe 
der  übrigen  Kirehenfonde  ohne  Ausnahme,  jedoofa  nach  einem  billigen 
liassMie  und  mit  Berücksiehtiguag  aller  Veriiättniese  mitMat  einer 
fixifteti  Voriage  beizuzieben.  Das  ftrsterzbiscbOfliche  Or dinanat  fimd 
demnach  Feindes  anzuordnen  : 

1. 2nr  Oitenfkütnuig  hei  BaufUku  arnner  .Kh^A.im  Lande 
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Salzburg  ist  eine  Kircheft-Bmi-tlmlags-Caese  eh  grftnden  und  »war 
ans  fixwim  jfthrlichen  Beiträgen  ans  den  RentenOberschassen  anderer 
Cnitns-Fonde. 

2.  Als  beitragspflichtiges  Kirchen^tiftungsvermdgen  kommt  in 
Betracht  das  YennOgra : 

a)  der  ffirehen  nnd  Capellen, 

b)  der  Bruderschaften, 

c)  das  Beneficial-Stiftungsvermögen,  soweit  dessen  Oenuss  nicht  mit 
kirchlichen  Aemtem  in  nnmittelbarer  Yerbindnng  steht. 

d)  Von  den  vorgenannten  Fonden  jedoch  nur  insofern,  als  die  jähr- 
lichen Ueberschüsse  wenigstens  die  Summe  von  50  fl.  0.  W.  er- 
reichen. 

3.  Zur  Deckung  sämmtlicher  Auslagen,  welche  nicht  aus  den 
Localstiftungsfbnden  bedeckt  werden  k(^nneii,  ist  ««folge  einer  präUmi* 
nirten  Berechnung  mit  Einschluss  der  durch  die  jüngst  stattgriitMeii 
BranduDglitcke  an  mehreren  Stiftungsgebinden  veranlaasteii  Ausgaben 
ein  Jahresbeitrag  von  11,000  fl.  5.  W.  erforderlich,  welcher  auf  die 
vorgenannten  beitragspflichtigen  Fonds  zu  rqMurturen  ist,  und  wonach 
beim  Tergleiche  dmr  zur  Bepartition  eineulNriBgeuden  UebeneliOflse  von 
jährlich  52,865  fl.  circa  ^4  derselben  in  Anspruch  genommen  wer* 
den  mflsste. 

Um  jedoch  die  Umlage  noch  mehr  ennässigen  zu  können,  wor- 
nach  durciisehnitUich  auf  die  Benteuüberscbfisse  nur  16  Procente,  da- 

» 

her  Ve  dersdben  entfallen,  müsste  die  Gesammtforderung  eines  Jahres 
per  11,000  fl.  auf  9000  fl.  beschränkt  werden.  Um  jedoch  eine  solche 
Bepartition  gegenüber  dem  unrklkhen  Jahreed>edarf  von  U,Q0O  fl. 
effectuiren  zu  können,  musste  die  Kirchenbau- Vorlagscasse  ermächtigt 
werden,  ein  zu  5  %  verzinsliches  Capital  von  12—15,000  fl.  bei  den 
Kirchenstiftungsfonden  nach  Massgabe  des  Bedarfes  successive  auftu- 
nehmen  und  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren,  in  Betracht,  dass  sich  die 
Anforderungen  an  die  Uralagscasse  erheblich  mindei*n  müssen,  in  Jah- 
resraten wieder  rückzuvergüten. 

4.  Diese  Repartition,  womach  durchschnittlich  16  %  entfaUen, 
hat  auf  die  Dauer  der  nächsten  fünf  Jahre  zu  gelten,  da  im  Verlaufe 
dieses  Zeitraumes  der  Vermögenszustand  der  einzelnen  Fond«  eine  we- 
sentliche Veränderung  kaum  erfahren  würde. 

In  diese  Bepartition  wnrden  sonach  nnr  jene  Fende  einbezogen, 
für  welche  bei  Besti*eitung  der  gewöhnlichen  Auslagen  ein  jiftrlicher 
Üeberschuss  von  mehr  als  50  fl.  ö.  W.  angenommen  werden  kann, 
und  welche  zugleich  nicht  Nebenfende  sricker  Kirchen  Bind,  die  wegen 
ihres  mumrekhenden  JahreseiidcemnMis  a«f  ^  Ifoberaehflsae  ihrer 
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Nebenfonde  ginzlich  angewiesen  sind.  Demgemtap  bleiben  210  Fonde 
gänzlich  ausser  Frage  und  es  haben  sonaeh  nnr  133  zur  Umlage  bei^ 
zutragen. 

5w  Den  Kurckenverwaltongen  wird  hiermit  auf  das  Bestinunteste 
erklärt,  dass  Proteste  gegen  die  ihnen  zugetheilten  Beiträge»  unsUttr 
haft  seien,  dass  aber  auch  reichere  Fonde,  denen  durehschnüüich  dica 
80  %  ihrer  üeberschusse  verbleiben,  niemals  weitere  Beträge  in  Za- 
kunft  abgenommen  werden, 

6.  Die  Gesobäftsffihrung  dieser  Kirchenbau  -  Umlagscaase  wird 
der  fursterzbiBchöflicben  Diöcesan-Bttchhaltung,  beziehui^gsweise  einem 
Bechnnogscevidenten  unter  GegenoontroUe  des  Amts- Vorstehers  üto- 
tragen.  Die  diesfiUlige  Correspondenz  der  Kirchen-Yerwaltungen  ^ 
der  Diöcesanbau-Ündagscasse  hat  ganz  abgesondert  Ton  jener  i<s 
DiAoesan  - Buohbaltang  zu  geschehen,  jedoch  uater  Couvert  der 
Lcbrttrm, 

7.  Der  mit  dem  ScUnsse  jeden  Solaijakres  von  der  KircheDbao- 
ümlagB-Gasse  an  das  Oonsistorium  v<n'zulegende  Ausweis  über  die  ein* 
gegangenen  und  verausgabten  Beträge  ai  baubedurfUge  Fonde  etc. 
wird  den  fBrsterzbischMiehen  Kirchei^yerwaltungen  zujr  fiinricht  mit- 
getiieilt  werden. 

8.  Bücksichtlich  der  Frage,  in  welchen  Fällen  für  baubedBrflage 
Kirchen  etc.  ganz  oder  tbeilweise  Beträge  aus  der  ümlagscasse  aus- 
zufolgen sind,  lässt  sich  deren  tX^ung  nur  mehr  im  Allgosieinen  be- 
zeichnen und  kann  die  eigentliche  richtige  Beurtheilung  nur  von  Fall 
zu  Fall  eintreten.  Im  Allgemeinen  kann  jedoch  festgestellt  werden, 
dass  ünterstfltzungsbeiträge  nur  verabfolgt  werden  dürfen : 

a)  far  wirUich  dringende  Bedürfnisse  bei  Kirchen-  und  Pfarrge- 
bäuden, 

b)  nach  erfolgter  Nachweisung,  dass  die  Localfonde  ganz  oder  tbeil- 
weise ungenügend  seien  und  durch  freiwillige  Beiträge  der  Ge- 
meinden nichts  weiter  aufgebracht  werden  kann ; 

c)  es  können  und  dürfen  deshalb  keine  ünterstützungsbeträge  für 
Verscbönronrngia  im  Inn^n  der  Kirchen  oder  Beisc]uiffung^  ^^^ 
Kirchen-Utensilien  oder  Paramenten  au3  der  Bau-Umhigscasse 
verabfolgt  werden,  ausgenommen  für  Kirehenstuble,  in  der  Vor- 
aussetzung, dass  herkömmlich  ein  eutspreehendes  Stublgeld  ent- 
ricbtet  wird.  Für  Be|iaraturen  oder  Bauherstellwgen  an  Orgeln 
wird  nach  Umständen  ein  massiger  Beürag  nicht  versagt  werden» 

d)  Filjal-  und  NebeBkirebea,  wenn  sie  nicht  die  Eigenschaft  einer 
0«M£^£lift(i{tf>biwKzm,  bibea  s«dbpt  bei  en^^ .  Jio0»ir«idigeD 
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Herstellungen  keinen  Anspruch  auf  üntersfcfitsang  aus  der  Ban- 
ümlagscasse. 

e)  Der  gleiche  Vorgang  tritt  bei  Schnlhäusem  ein,  wenn  auch  ctor 
LocaHdrchenfond  zur  Bestrettmig  der  Ban-AuBli^^n  anEurei* 
«hend  ist. 

f)  Endliefa  Wird  jede  UnterstfitztEing  ans  der  ümlagseasse  pdMKdk 
verweigert  werden,  sobald  Eirchen-TerwBltnngen  a  Conto  einer 
ünterschfttznng  ans  dieser  Umlage  eigenmftehtig  und  ohne  vorher 
eingeholte  Bewilligung,  selbst  als  nothwendig  erkannte  Bau* 
Reparaturen  und  Adaptirungen  romehmen. 

g)  Die  an  die  ümlagscasse  einzuzahlenden  Betrftge  sind  fBr  das  lau» 
'  fende  Jahr  ehehcHdigst,  in  Zukunft  aber  immer  li&ngBtens  bis  Ende 

Februar  jeden  Jahres  unter  Couvert  der  fUnteräibkäiBftidm^ 

Dtdeesan-Buchhalhmg  unmiUelbar  den  fursterzbisehiMichen  Kir* 

chenverwaltungen  einzusenden. 

Aus  den  betreffenden  beiden  Ausweisen  ist  zu  entnehmen,  welche 
Stfftungsfonde  und  mit  welchem  Betrage  dieselben  zur  Concurraiz 
berufen  und  welche  von  jeder  Umlage  befteit  sind. 

Wir  f&gen  aus  dem  VerardnunffMaU  ßr  die  ErgdiScese  8aie^ 
bürg  1860  Stück  VI.  Nr.  22  noch  hinzu  folgende 

Cansistarial-Kundmachung  vom  28.  Aprtl  1860,  Z.  ISOß.^ 
Ober  den  Vorgang  bei  Erhebang  der  Bsngebrechen  an  den  Pfirrliof*  und  Oecone* 

mle-Oebliiden. 

Anrohend  wird  im  Abdrucke  der  hohe  Begierungs^Erlasa  vom 
17.  April  d.  J. ,  Z.  2697,  an  die  k.  k.  Unterbeh&rden  in  Betreff  dee 
künftigen  Vorganges  bei  der  Erhebung  der  Baugebredien  w  den 
Pfkrrhof-  und  Oeeonomie-Oebäuden  der  mit  einer  FddwUrthschßft  do- 
tirten  Pfarrpfründen  mit  dem  Bemerken  mitgetheiltf  dass  sich  das 
Gonsistorium  die  Bestimmung  des  Zeitpunktes,  an  welchem  die  com- 
missioneile  Erhebung  des  Bauzustandee  stattzufinden  habe,  von  FaU 
zu  Fall  vorbehalte,  und  hiernach  die  entsprechende  Weisung  an  den 
betreffenden  Decanats-Vorstand  und  den  Diöoesan-Bauinspicienten  er«* 
lassen  werde. 

Hievon  werden  sowdii  die  Herren  Decanats-Vorst&nde^  und  die 
fBrsterxlnsohdflichen  Kireh^iTerwaUuiigen,  als  auch  die  Di9ceflan*Bucb- 
haltvng  und  der  fBrsterabitehöiiehe  Diöeeaaft-Baainepicie&t  vor* 
stftndigetw 

Regierungs-Erlass  an  sAimutlicbe  k.  k.  Bezirksämter,  die  k.  k«  Fiaanzpro- 
f nraiiNra-AbtbeilUBg ,  die  k.  k>  Landes  •  Baudireciiou ,  die  L  k.  Slaatsburhbaltungs- 
Ablbeilung,  und  die  Stadtgemeinde-Vorstehung  Salzburg  ddo.  17.  April  1860. 
Z.  2697. 
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I>iirch  die  des  obeagenaimteii  Behtaden  imtem  24«  Hftn  iSüO, 
Z.  3245,  initgetheilten  Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Ver- 
intens  ein&ehier  Kircheu  und  PfHuide&  im  Beraagthume  Salibuig 
[die  betieibnde  ffliBtershisdiftfliehe  Kaidmachiitig  datirt  vom  24.  Ja- 
nuar 1860;  wir  werden  dieselbe  demuftchst  im  Archiv  naehtEBgoi] 
sowie  der  »i  Gwuten  derselben  gemadita&  Stiftung»  ist  (M»  52*  nd 
54).)  Vorsorge  getarolüMi  wofden«  damit  die  ku  einem  goitlkheii  Be&e- 
fteitm  gehörige»  Gebtade  (nebst  allen  sonstigen  Bealitftten,  fiecht^n 
und  VennagenabestandÜMilen  der  Pfrfiade)  mittels  der  Pfrnnddihln- 
ventare  in  steter  Eviden»  gehalten  and  diese  Gebäude  gegen  Deterio- 
rindig  (HeseWktzt  werden. 

Die  Pfrtaden-Ittventare,  deren  Bevision  von  dem  hothwmrdigAn 
fintefibfsehMiehen  Ordinariate  beieits  eingekitet  wurde,  werdn 
awar  in  Beoehmig  auf  die  Verpfliektang  des  Pfirfinden-NutnicBNis 
zur  guten  Instandhaltung  der  Pflrfindengebftude  die  erforderlichen 
Daten  an  die  Hand  gebeut  auf  deren  Grundlage  die  Yoa  den  neu  ein- 
tretendMi  Pfirundnem  zu  unterfertigenden  Bau-Beverse  werden  ao^ge- 
stellt  werden ;  allein  demmpgeaclitet  kOnneu  sich  hinaiohtlieh  der  An- 
wendung dieser  Bestimmuiigen  auf  concrete  Fälle  Schwierigkeiten  bei 
der  Lösung  der  Frage  ergeben,  von  wem  und  in  w^her  Ausdehnung 
die  Baur^raturskosten  bei  eintretender  Aenderung  in  der  Person 
des  Pfründen-Nutzniessers  zu  tragen  seien ;  weshalb  von  dem  hoch- 
würdigsten  fursterzbisch5flichen  Ordinariate  mit  Zustimmung  der  Lan- 
despegierung  bestimmt  wurde,  das  dass  Mass  dies^  Verpfliehtnng 
auf  Grund  jener  Daten  kfinitig  von  Fall  zu  Fall  festzustellen  sei 

Zu  diesem  Behufe  wird  im  Falle  des  Austrittes  oder  Ablebens 
eines  Pfründnera  die  oommissionelle  Erbebuiig  des  BMznetandee  ^ 
pferrlichen  Gebäude  möglichst  bald  nach  eingetretener  Vaoatnr  späte- 
stens aber  bei  der  canoniscben  Investitur  des  neuen  Pfrundners  her- 
genommen werden.  Die  Leitung  dieser  Verhandhing  wird  vom  hocb* 
würdigsten  flrsterzbischöflichen  Ordinariate  dem  betreffenden  Beürks- 
Decbante  oder  aosnahmsweine  einem  anderen  in  der  N&be  belndliehen 
Seelsorger  übertragen,  und  es  werden  hiezu  ein  Vertreter  der  Pfründe 
in  der  Person  des  Pfarrverwesers  oder  des  neu  eintretenden  Pfründners, 
sodann  die  firben  des  verstorbenen  Pfirfindners  oder  im  Eatte  einee 
Austrittes  der  abgetretene  Pfiründner  und  ein  vom  fOysterabiachäfliehen 
Consistorium  für  derlei  Fälle  zu  bestimmendes  technisches  Oi|[an  bei- 
gezogen werden. 

Der  Commissionsleiter  wird  den  Zeitpunkt  der  sti^tiufindenien 
eoromissionellen  Erhebung  der  k.  k.  Steuordirection  wegen  aBAUig^^ 
Abordnung  eines  im  Orte  oder  in  der  Nähe  desselben  befindlichen 
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Veriretere  äes  IsndeefftratMohen  Patrons  mid  gleiehaeitig  dem  k.  k. 
Berirkflamte  als  Abbandlungsbehörde  zur  Veretändi^Bg  der  Erben  des 
ventorbenen  Pfründners  bekannt  geben. 

In  so  ferne  die  Interrenining  eines  Vertreters  des  landesi&rst- 
liehen  Patrons  wegen  zu  grosser  Entfernung  oder  wegen  eines  anderen 
Hindernisses  mcht  stattfimd,  wird  wie  Abschrift  des  Oonmissions- 
ProtokoUs  der  k.  k.  Stenerdirection  einzuseiiden  sein. 

Das  hockwflrdigste  ffirsterzUschMiefae  Ordinariat  wird  Aber  das 
demselben  vom  Ccmimissionsleiter  vorgdegte  Gommissioiis-ProtokoU 
die  Anfertigong  der  Kostenanschlftge  über  die  noiliwend^  beiuidetteft 
Baureparaturen  veranlassen  und  hiernach  die  Kosten^S^Muiitton  vor- 
ndiHienf  zngleich  aber  aneh  die  auf  die  YerhsMosobaft  des  verstor- 
benon  Pfrfindners  art&Uende  Quote  derBankosten  der  betreffende!^ 
Abhandkuiga-InstamE  bekannt  geben.  . 

Es  behebt  sich  demnach  f&r  die  Zukunft  die  Intervenimag  dea 
k.  L  BezirksamieSt  sowie  das  k.  k.  Beziifobanamtes  bei  den  erwähn- 
ten OMumissioneUen  Behebungen. 

Hievcm  werden  die  k.  k.  Bezirksämter,  die  k.  k.  Filianzproeiiia« 
tuis-Abtheilnngt  die  k.  k.  Staatsbucldialtungs- Abtheilung  und  die 
Stadtgemeinde^Vorstehung  Salzburg  zur  Benehmungs-WisseiiaehaltT 
sowie  die  k.  k.  Ludes-Baudirection  zum  Wissen  und  zur  Verstau- 
digang  der  k.  k.  Beairksbavftmter  in  die  Kenntniss  gesetzi 

Wir  haben  schon  im  Archiv  XIIL,  137  f.  die  Ornnd»  hervorge»- 
hobeUi  aus  denen  der  Tyroler  Landtag  im  Jüahre  1863  die  Verband- 
long  über  den  Begierungs- Entwurf  des  Kirchen-  wie  des  Scfaul-Oon- 
correnfgesetzes  vertagte,  lieber  die  Zahl  und  VeihUtiiisse  der  Patronats- 
und  ineorperirten  PfMnden  vgl.  jetzt  auch  den  Berieht  HasdwanUr's  in 
der  Landtagssitzung  vom  27.  Nov.  1865  (S.  51  lt.  der  Stenogr.  Ber.)  Die 
BegienmgSTiorlage  des  Kirchenconcurrenzgesetzes  lautete  wie  folgt: 

Oeaebg  vom  . « .  t&irksam  fih^  die  ffrfOtstete  Graßehafi  Tyrd, 

heUHtfiüä  4ie  Bcslreitunr  der  Koslen  der  UersteUong  nad  Erballttag  der  kalbo- 
lisrlien  KirrUen-  und  PftOndengebaadc,  Kircbbore,  dann  der  Beiscbaffüng  der  Kir- 

chen-Paramente,  Elnrfctifang  and  Erfordernisse. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  gefürsteten  Grafschaft 
Tywl  finde  Ich  anzuordnen  wie  folgt: 

§.  1.  Die  Bestreitunfg  der  Kosten  der  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Kirchen-  und  FMndengebäud^,  Kirchhofe,  dann  der  Beischailung 
der  Kirchen-Paramente,  Einrichtung  und  Erfordernisse  obliegt  vor 
Allem  Jenen,  welche  hiezu  kraft  einer  Stiftung^  eines  Vertrages  oder 
eines  sonstigen  Rechtstitels  verpflichtet  sind.  Die  Art  und  das  Mass 
der  Leistung  riehtet  sich  nach  dem  besonderen  Verpfiichtungstitel. 
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§.2;  Wenn  und  in  wie  wrtt  eine  derari^e  Yerpiiehtimg  sich 
lucht  gritend  machen  Ifisst,  ist  zur  Bedeckung  dieser  Kosten  znn&chst 
das  entbehrliche  freie  Einkommen  des  betreffenden  Gtotteshonses  and 
falls  kein  besonderes  Uebereinkommen  entgegen  steht,  auch  jenes  der 
dazu  gehörigen  Filialkirchen  zu  verwenden. 

Es  kann  überdies  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten über  di^  VerftUsserung  und  Bdastung  des  Kirchengntes  das  Stamm- 
vermOgen  dieser  Kirchen  in  Anspruch  genommen  werden,  in  wie  weit 
dasselbe  weder  bereits  eine  anderweitige  Widmung  hat,  noch  für  die 
Bestreitung  der  sonstigen  durch  das  Ertr&gniss  des  Kürchenvennl^geiis 
zu  deckenden  Auslagen  erforderlich  ist. 

§•  3.  Bei  Pfarrhof*  und  Wirthschaftsgebäuden  sind  die  Bepan- 
tmett  zu  denen  der  kirchliche  Pfrfindner  durch  seine  oder  seiner  Dienflk' 
leute  Schuld,  Nachlässigkeit  oder  Verwahrlosung  Anlass  gegeben  hat, 
von  ihm  aUein  zu  bestreiten. 

§.  4.  Kleinere  Anshigen,  die  jedem  Miether  aus  Eigenem  zu  tra- 
gen obliegen,  als  für  Bauchfungkehrersbestallung,  Einsetzung  dniger 
FMtstetacheiben  oder  einiger  Stücke  in  die  Oefen,  Ausbesserung  der 
Thüim  und  Schlfisser  u,  s.  w.  bat  der  kirchliche  Pfrfindner  bei  Pfarr- 
hef-  und  Wirthschaftegebftuden  glei<$hfaUs  allein  zu  bestseiten. 

§•  5.  Zu  den  übrigen  Bauauslagen  bei  diesen  Oeb&udra  haben 
die  kirchlichen  Pfründner  dann  beizutragen,  wenn  ihre  Pfründe  ias- 
sionsmftssig  ein  Jahreseinkonofntfi  roi^  fl|a|ir  als  500  fl.  österr.  Wäbr. 
abwirft. 

§.  6.  Je  nachdem  dieses  Mehreinkommen  unter  dem  Betrage  tod 
100,  200, 800,  400,  500,  600,  700  oder  800  fl.  (teterr.  Wahr,  bleibt, 
oder  den  Betrag  von  800  fl.  erreicht,  haben  sie  den  zehnten,  neunteD, 
achten,  siebente,  sechsten,  flmOen,  vierten,  dritten  Theil  oder  die 
Hälfte  der  nach  Abschlag  der  Kosten  für  Hand-  und  Zugarbeitea  ver- 
bleibenden  Ausixen,  welche  in  der  im  §.  1—4.  bezeichneten  Weise 
nicht  bedeckt  werden  kennen,  niemals  aber  ein  Mehreres  zu  bestreiten. 

§.  7.  Die  kirchlichen  Pfründner  sind  berechtigt,  die  sie  treffende 
Schuldigkeit  in  Jahresraten  abzustatten,  welche  nicht  unter  den  drit- 
ten Theil  des  im  §.  6.  erwähnten  Mehreinkommens  herabgeben  dürfen. 
Zur  Sicherstellung  der  Leistung  ist  in  diesem  Falle  unter  Beobachtung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  ein  Baubrief  zu  errichten. 

§•  8.  Zur  Bestrieitung  der  durch  die  Anwendung  der  vonmste- 
henden  Bestimmungen  (g§.  1—7.)  nicht  bedeckten  Anslagai  ist  zu- 
nächst der  Patron  in  Anq^mch  zu  nehmen. 

Derselbe  hat,  in  soweit  nicht  besondere  privatrechtUche  Titel 
etwas  Anderes  bestimmen,  den  sechsten  Theil  des  Aufwandes  auf  sieb 
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zu  nehmen,  welcher  nach  Abschlag  des  Beitrages  aus  dem  Kirchen- 
vermögen und  Pfründeneinkommen,  dann  des  Werthes  der  Zug-  und 
Handarbeiten  zu  bestreiten  bleibt.  Zu  den  Kirchen-Päramenten  hat 
der' Patron  nichts  beizutragen. 

§.  9.  Wer  sich  im  Besitze  eines  Gutes  befindet,  woran  das  Pa- 
tronatsrecht  haftet,  ist  ohne  Unterschied  des  Beligionsbekenntnisses 
verbunden,  die  dem  Patrone  nach  diesem  Gesetze  obliegenden  Pflich- 
ten zu  erfüllen. 

Aus  dem  Umstände  allein,  dass  der  Bischof  unabhängig  von  der 
Präsentation  eine  Pfründe  verleiht,  kann  derselbe  zu  Leistungen  des 
Patrons  nicht  verpflichtet  werden. 

§.  10.  Geistliche  Genossenschaften  werden  bei  den  ihnen  incor- 
porirten  Pfründen,  in  wiefern  nicht  eine  geringere  Verpflichtung  nach- 
gewiesen wird,  nach  Abschlag  des  Werthes  der  Hand-  und  Zugarbeiten 
die  Hälfte  der  im  §.  1.  erwähnten  Kosten  zu  bestreiten  haben. 

§.11.  Die  Auslagen,  welche  durch  die  in  den  voranstehenden 
Bestimmungen  bezeichneten  Beiträge  nicht  gedeckt  erscheinen,  sind 
in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  V.  Hauptstückes  des  Gemeinde- 
gesetzes in  der  Begel  wie  andere  Communaleifordernisse  aufzubringen. 

§.  12.  Sind  einer  Kirche  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile 
derselben  zugewiesen,  so  ist  das  Erfordemiss  auf  dieselben,  falls  nicht 
ein  anderes  Uebereinkommen  getroffen  wird,  nach  Verh&ltniaB  ihrer 
directen  Besteuerung  zu  dem  Aufwände  zu  vertheilen. 

In  diesem  Falle  ist  zur  Besorgung  der  Concurrenz -Angelegen^ 
heit  der  Gemeinde  ein  Gomit^  zu  bilden. 

§.  13.  Dieses  Comit^  besteht  aus  fonf  Mitgliedern,  welche  durch 
die  Vorstände  der  betreffenden  concurrenzpflichtigen  Gemeinden  aus 
deren  Gemeindegliedem  mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  die 
Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt  werden.  Sämmtliche  Mitglieder  ha- 
ben dieses  Geschäft  unentgeltlich  zu  versehen,  für  die  hiemit  ver- 
bundenen haaren  Auslagen  wird  ihnen  der  Ersatz  geleistet. 

§.  14.  Das  Comitä  ist  far  die  Kirchenconcurrenz-Angelegenhei- 
ten  das  beschliessende  und  überwachende  Organ.  Dasselbe  hat  den 
Voranschlag  festzustellen  und  die  Jahresrechnung  zu  erledigen,  dessen 
Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst  und  sind 
mr  die  betheiligten  Gemeinden  bindend. 

§.  15.  Das  Comit^  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Obmann  als 
vollziehendes  Organ.  Dieser  hat  das  Präliminare  zu  verfassen,  die 
Rechnung  zu  legen  und  die  Gasse  unter  Mitsperre  eines  Comit^roit- 
gliedes  zu  fähren.  Jede  Gemeinde  hat  das  Hecht,  von  der  erledigten 
Rechnung"  Einsicht  zu  nehmen. 

Archiv  fftr  Klicbeancht.  XVI.  18 
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§.  16.  Beschwerden  von  Seite  der  Gemeinden  gegen  Verfügungen 
des  Oomit^  gehen  an  den  Kreisausschuss.  Bezüglich  der  Frist  zur 
Berufung,  des  Anfsichtsrechtes  der  Staatsverwaltung  aber  das  Comit^^ 
dann  der  Auflösung  des  letzteren  gelten  die  Bestimmungen  der  §§.  89., 
92.  und  97.  des  Gemeindegesetzes. 

§.  17.  Die  Pilialkirchen  und  Wohngebäude  der  bei  denselben 
exponirten  Geistlichen  haben,  wo  nicht  andere  Bechtsverbindlichkeiten 
obwalten,  mit  Zuhilfenahme  des  verfügbaren  Kirchenverm^^gens  jene 
herzustellen  und  zu  erhalten,  in  deren  Interesse  solche  Kirchen-  und 
Wohngebäude  bestehen.  Sie  werden  aber  deshalb,  abgesehen  von 
einem  besonderen  Uebereinkommen,  von  der  Beitragspflicht  2u  den  Aus- 
lagen der  Mutterkirche  und  Pfarre  (g.  1.)  nicht  befreit. 

§.  18.  Wenn  mit  dem  Messnerdienste  das  Becht  auf  eine  Wohn- 
ung verbunden  ist,  so  gelten  hinsichtlich  der  Herstellung  und  Erhal- 
tung derselben  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Ist  der  Messner  zugleich  Schullehrer,  so  sind  die  Auslagen  für 
die  ihm  gebührende  Wohnung,  in  sofern  nicht  die  wechselseitige  Bei- 
tragspflicht der  Schul-  und  Kirchenconcurrenz  schon  geregelt  ist,  oder 
ein  Uebereinkommen  erzielt  wird,  zu  gleichen  Theilen  von  den  beiden 
Concurrenzpflichtigen  zu  tragen. 

§.  19.  Bei  Herstellung  von  Kirchen-  und  Pfrnndengebäuden  hat, 
auf  Ansuchen  der  kirchlichen  Behörde  oder  der  Concurrraizpflichtigen 
die  politische  Behörde  die  Oberleitung  zu  übernehmen. 

§.  20.  Alle  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  betreffenden  Vor- 
schriften bleiben  in  soweit  aufrecht,  als  sie  nicht  durch  das  gegenwär- 
tige Gesetz  eine  Aenderung  erleiden. 

In  der  Landtagsperiode  1865/66  wurde  die  vorstehende  Be- 
gierungsvorlage einer  Comit^berathung  unterzogen,  es  konnte  aber  an- 
fangs ein  gemeinsamer  Beschluss  nicht  erzielt  werden,  da  sich  dreierlei 
Meinungen  gegenüber  standen. 

Die  eine,  befiirchtend  far  ihre  Partei  an  Popularität  bei  den  Ge- 
meinden einzubüssen,  wollte  diesen  das  erwünschte  Beitragsviertel  der 
Patrone  sichern ;  die  andere  sprach  zu  Gunsten  der  Privatpatrone  und 
wollte  nur  das  canonische  Becht  als  Basis  zur  Bemessung  der  Fatro- 
natspflicht  anerkennen,  welches  nur  f&t  den  Fall  eine  Beitragspflicbt 
des  Patrons  ausspricht,  wenn  derselbe  im  Genüsse  eines  Kirchengutes 
sich  befindet.  Eine  driüe  Ansicht  sprach  sich,  in  Erwägung,  dass  die 
Forderung  eines  Dritttheils  im  Verhältnids  zu  den  Rechten,  die  dem 
Patron  zustehen,  als  überspannt  und  unbillig  erscheine,  fdr.  die  in  der 
Begierungs- Vorlage  aufgenommene  Herabsetzung  des  Patronats-Bei- 
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trags  auf  ein  Sechstel  des  Aufwandes  nach  g.  8.  des  Regierungs  -  Ent- 
wurfes aus. 

Da  man  sich  so  über  das  Hauptprincip  nicht  einigen  konnte,  so 
blieben  natürlich  auch  die  übrigen  Bestimmungen  des  Entwurfes  ohne 
weitere  Erörterung  und  Beschlussfassung.  Bei  dieser  Lage  der  Sache 
wurde  von  einer  Seite  ein  Antrag  zu  einer  Massnahme  gestellt,  wo- 
durch einerseits  zwar  auf  die  von  der  Begierung  beabsichtigte  Bege- 
lung  der  Patronatsverhältnisse  eingegangen  werden  sollte,  der  eigent- 
lichen Frage  aber,  nämlich  der  Aufhebung  der  Unbilligkeit  der  bishe- 

'  y^^    rigen  Leistung  des  Patrons  ganz  aus  dem  Wege  gegangen  wurde.   Es 

•  i.\.k    wurde  der  nachfolgende  Antrag  gestellt,  der  nach  langen  Debatten 

'  -^-^     die  Zustimmung  der  Ausschussmi^lieder  fand : 

-'*'-  L  Der  hohe  Landtag  wolle  beschliessen :  in  die  Eegierungsvor- 

lage  eines  (Gesetzes  —  betreffend  die  Bestreitung  der  Kosten  der  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  katholischen  Kirchen-  und  Pfründen-Ge- 
bäude, Kirchhöfe,  dann  der  Beischaffung  der  Kirchenparamente,  Ein- 
richtung und  Erfordernisse  —  vorläufig  nicht  einzugehen. 

IL  Der  hohe  Landtag  wolle  beschliessen,  dem  nachfolgenden 
QesetzesEntwurfe  seine  Zustimmung  zu  ertheilen : 

GesetZy  wirksam  für  die  gcfürstete  Oraf schüft  Tyroly 
betreffend  die  Umwandlung»  Ablösung  oder  Feststellung  der  Patronatslast  bei 

kircblicben  Baalicbkellen. 

üeber  Antrag  des  Landtages  meiner  geforsteten  Grafschaft  Tyrol, 
finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 
-3^  §.  1.  Die  bestehende   Concurrenzpflicht   des  Patrones  in  An- 

•  t     sehung  der  Kostenbestreitung  bei  Herstellung  und  Erhaltung  der  ka- 
^^     tholischen  Kirchen,  Kirchhöfe  und  Pfründengebäude,  so  wie  in  An- 
sehung der  Messnerwohnungen,  insoferne  dieselben  ein  Zugehör  der 
,  i     Kirche  sind,  kann  entweder  in  einen  jährlichen  Bauzins  umgewandelt, 
oder  für  immer  capitalisch  abgelöst,  oder  für  jeden  ConcurrenzfaU 
auf  einen  bestimmten  Betrag  festgestellt  werden. 

§.  2.  Diese  Umwandlung,  Ablösung  oder  Feststellung  wird  vor- 
erst dem  freiwilligen  üebereinkommen  der  dabei  betheiligten  Interes- 
'"f      senten,  nämlich  dem  Patrone,  dann  der  Kirchen-  und  Qemeinde-Vor- 
''      stehnng  überlassen. 

§.  3.  Auf  Anlangen  der  Interessenten  oder  eines  derselben  ist 
^       die  betareffende  politische  Bezirksbehörde  berufen,  hinsichtlich  der  Um- 
wandlung, Ablösung  oder  Feststellung  der  Patronatslast  eine  Ver- 
handlung einzuleiten,  und  über  das  getroffene  Üebereinkommen  einen 
^       ämtlichen  Act  aufzunehmen. 

§.4.  Das  zwischen  den  Interessenten  getroffene  Üebereinkommen 
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oaterliegt  jedoch  in  Ansehung  des  Patrones  bei  landesforstlichen  oder 
öfTentlichen  Fonds-Patronaten  der  Zustimmung  der  zur  Ausübung  des 
Patronatsrechtes  berufenen  Staatsbeh^^rde ,  bei  Patronaten,  die  mit 
Vermögenschaften  von  getheiltem  Eigenthum  (Fideicommissen,  Le- 
hen etc.)  verbunden  sind,  der  Zustimmung  der  dazu  berufenen  Be- 
hörde; in  Ansehung  der  Kirche  und  Pfr finde,  dann  der  Gemeinde  — 
der  Zustimmung  des  Bischofes  und  des  Landes-Ausschusses. 

§.  5.  Der  im  Wege  der  Umwandlung  festgesetzte  jährliche  Zins 
ist  normalmässig  sicher  zu  stellen,  und  kann  jederzeit  mit  dem  zwan- 
zigfachen Betrage  desselben  vom  Patrone  capitalisch  abgelöst  werden: 
eine  gleiche  capitalische  Ablösungssumme  kann  auch  von  dem  Bezugs- 
berechtigten dann  gefordert  werden,  wenn  der  Verpflichtete  mit  dem 
Zinse  zwei  Jahre  im  Ausstande  ist. 

Das  im  Wege  der  Ablösung  festgesetzte  Ablösungscapital  ist  ge- 
gen normalmässige  Sioherstellung  fruchtbringend  anzulegen. 

Die  normalmässige  Sicherstellung  entfällt,  wenn  es  sich  um  die 
Umwandlung  oder  Ablösung  von  landesffirstlichen  oder  öflTentlichen 
Fonds-Patronatslasten  handelt 

§.  6.  Das  Ablösungscapital  und  bei  der  Umwandlung  der  jähr- 
liche Zins  ist  sohin  ein  Eigenthum  jener  Kirche,  hinsichtlich  welcher 
die  Ablösung  erfolgt  ist.  Beides  hat  die  ausschliessliche  Widmung, 
zur  subsidiarischen  Deckung  der  Kosten  bei  Erhaltung  und  Herstellung 
der  im  §.  1.  bezeichneten  Bauobjecte  nach  Massgabe  seiner  ursprüng- 
lichen Bestimmung  zu  dienen,  und  ist  nach  den  über  das  Kirchenver- 
mögen bestehenden  Vorschriften,  jedoch  abgesondert,  zu  verwalten. 

§.  7.  Ausser  dem  Bedarfsfalle  sind  in  der  Begel  die  Jahreszinse 
fruchtbringend  anzulegen.  Die  Verwendung  der  nocji  nicht  capitaB- 
sirten  Zinse  ist  auf  Anlangen  der  Kirchen-  und  Gemeindevorstehung 
vom  Ordinariate,  die  Verwendung  der  capitalisirten  Zinse  vom  Ordina- 
riate und  vom  Landesausschusse  zu  bewilligen,  jedoch  so,  dass  das 
ursprüngliche  Capital  selbst  nicht  angegriffen  werden  darf. 

§.  8.  Mit  der  Bezahlung  oder  normalmässigen  Sicherstellung  des 
Ablösungscapitals,  und  bei  der  Umwandlung  mit  der  normalmässigen 
Sicherstellung  des  jährlichen  Zinses  erlöschen  für  den  Patron  die  tai^ 
dem  Patronate  verbunden  gewesenen  Pflichten.  Bei  der  Feststellung 
tritt  an  die  Stelle  derselben  die  Verpflichtung  des  Patrons,  den  festge- 
setzten Betrag  in  jedem  ConcurrenzfoXle  zu  leisten. 

§.  9.  Alle  aus  Anlass  der  Umwandlung^  Ablösung  oder  Fest- 
stellung der  Patronatslast  überreichten  Eingaben  der  Parteien,  ausge- 
fertigten Urkimden,  Schriften  und  Verhandlungsaeten,  einschliesslicb ' 
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Beilagen,  sind  vom  Gebrauche  des  Stempels,  sowie  von  jeder  Gebühr 
und  dem  Fostporto  befreit. 

§.  10.  In  so  ferne  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1868  die  Um- 
wandlung, Ablösung  oder  Feststellung  der  Fatronatslast  im  Wege 
freiwilligen  üebereinkommens  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  bleibt 
es  der  Landesgesetzgebung  vorbehalten,  weitere  Bestimmungen  zur 
Regelung  dieses  Verhältnisses  und  nöfhigenfaUs  zur  zwangsweisen 
Umwandlung  oder  Ablösung  desselben  ^)  zu  erlassen. 

Innsbruck,  den  31.  Jänner  1866. 

Vinzenz  Gasser  m.  p.,  Dr.  Kerer, 

Fürstbischof  von  Brixen,  Obmann.  Berichterstatter. 

Der  vorstehende  Ausschuss-Antrag  wurde  in  der  XXXn.  Sitzung 
der  Session  am  9.  Februar  1866  vom  Landtage  angenommen,  mit  der 
einzigen  Aenderung,  dass  am  Schlüsse  des  §.  10.  die  Worte  ^und 
nöthigenfaUs  zur  zwangsweisen  Umwandlung  oder  Ablösung  dessd- 
bent  weggelassen  wurden. 

Dieser  Gesetz-Entwurf  beabsichtigte  also  die  bestehende  (oder 
wie  es  ursprünglich  in  dem  Entwurf  des  Ausschusses  hiess,  die 
rechäich  bestehende)  Bauconcurrenzlast  des  Patrons  in  einen  jähr- 
lichen Bauzins  umzuwandeln  oder  dieselbe  capitalisch  abzulösen  oder 
far  jeden  Goncurrenzfall  auf  einen  bestimmten  Betrag  festzustellen. 
Dieses  sollte  durch  freiwilliges  Uebereinkommen  der  Interessenten  be- 
werkstelligt werden;  geschehe  dieses  nicht  bis  zum  Schlüsse  des 
Jahres  1872,  so  solle  es  der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  bleiben, 
weitere  Bestinmiungen  zur  Begelung  dieses  Verhältnisses  nöthigenfaUs 
zur  zwangsweisen  Umwandlung  oder  Ablösung  zu  erlassen. 

Es  mussten  hier  sogleich  und  vorzüglich  zwei  Punkte  auffallen. 
Es  wurde  im  §.  1.  die  rechtliche  Concurrenzpflicht  des  Patrons  be- 
zeichnet. Darunter  konnte  wohl  nur,  was  das  Becht  und  das 
Maass  der  Leistung  betrifft,  eine  auf  einen  Bechtstitel  basirende 
Pflicht  gemeint  sein.  Eine  solche,  von  der  auch  der  §.  1.  d^r  Be- 
gierungs  -  Vorlage  sprach,  kann  aber  nicht  Gegenstand  einer  Begu- 
lirung  durch  ein  Gesetz  sein ;  hier  hat  der  Bichter  allein  über  beige- 
brachte Bechtsurkunden  zu  entscheiden. 

Bei  der  vom  Comit^  beabsichtigten  Ablösung  oder  Feststellung 
konnte  es  sich  aber  nur  um  die  bisherige  gesetzliche  Concurrenzlast, 
d.  i.  um  das  Drittheil  der  Aufwandsumme  handeln. 

Der  §.  1.  des  Gesetz-Entwurfes  wollte  daher  nur  in  anderer 


1)  Diese  cursiv  gedrackten  Worte  liess  der  Landtag  bei  Annaliine  des  Ge- 
setzes weg. 
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Form  das  Bisherige  beibehalten,  und  war  dem  im  Regierungs-Ent- 
wurfe  enthaltenen  Principe  der  Erleichtenmg  des  Patrons,  welchem 
Gnmdsatze  schon  im  Jahre  1862  alle  drei  Landesordinariate  ihre  Zu- 
stimmung gegenüber  der  Regierung  erklärten,  geradezu  entgegenge- 
setzt, und  würde  dasjenige,  was  von  der  Regierung  als  unbillig  be- 
seitigt werden  sollte,  durch  ein  neues  Gesetz  bindend   feststellen, 
unter  solchen  Umständen  würde  gewiss  weder  mit  dem  Privatpatro- 
rien  noch  mit  dem  Aerar  und  den  öffentlichen  Fonden  ein  Ueberein- 
kommen  zu  Stande  kommen;  wozu  sich  hierzu  die  Mühe  geben,  da 
das  Wesen  der  Last  sich  gleich  bleibt.    Auch  wollte  der  Entwurf  den 
Betrag  für  jeden  einzelnen  Concurrenzfall  festsetzen,  was  rein  un- 
möglich ist. 

Wenn  aber  gewiss  anzunehmen  ist,  dass  kein  Uebereinkommen  er- 
folgt, dann  sollte  nach  §.  10.  des  Comit^-Entwurfes  die  Regelang  des 
Patronatsverhältnisses  bis   zum  Beginne   des  Jahres   1873    vertagt 
werden,  um  dann  nöthigenfalls  eine  zwangsweise  Ablösimg  zu  veran- 
lassen.    Der  Landtagsbeschluss  beseitigte  jedoch   diese   eventuelle 
zwangsweise  Umwandlung  oder  Ablösung  der  Patronatslast  und  be- 
liess  blos  den  Antrag  auf  eine  durch  freiwilliges  Uebereinkommen  zu 
erzielende  Ablösung  oder  Umwandlung  der  Patronatslasten.    Aber  die 
Wiener  Zeitung  brachte  dann  in  Nr.  110  vom  10.  Mai  1866,  S.  477 
Col.  1.  unter  der  Ueberschrift :  »Inland,  Innsbruck  7.  Maie  die  Notiz: 
»Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  dem  vom  Landtage  der  gefnr- 
steten  Grafschaft  Tyrol  beschlossenen  Gesetze,  betreffend  die  im  Wege 
eines  freiwilligen  üebereinkommens  zu  bewerkstelligende  Umwand- 
lung, Ablösung  oder  Feststellung  der  Patronatslast  bei  kirchlichen 
Baulichkeiten  die  Allerhöchste  Sanction  in  Anbetracht  dessen  nkU 
zu  ertheilen  geruht,  als  der  durch  dieses  Gesetz  beabsichtigte  Erfolg 
schon  nach  den  bestehenden  Vorschriften  erzielt  werden  kann.  — 
Den  vom  Tyroler  Landtage  beschlossenen  Gesetzentwurf  betreffend  das 
Schulpatronat  und  die  Kostenbestreitung  far  die  Localitäten  der  Volks- 
schulen haben  Se.  k.  k.  Majestät  allergnädigst  zu  sanctioniren  geruht.« 
(Wir  werden  das  Schulconcurrenzgesetz  demnächst  mittheilen.) 

ILOK.  IVaehtTAff  fllr  Voralberff«  (Vgl.  Archiv  XII.,  315  AT.) 
Der  Voralberger  Landtag  fasste  in  seiner  13.  Sitzung  vom 
7.  April  1864  Beschlüsse  über  den  selbstständigen  Antrag  des  Ab' 
geordneten  vonSeyffertitz,  »betreffend  die  Constatiiimg  der  Mängel«  der 
am  2.  September  1860  für  die  Diöcese  Brixen  erschienenen  Verord- 
nung bezüglich  der  Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pf  runden  -  Ver- 
mögens,   pieselbe  folgt  weiter  unten.) 
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Der  beregte  Antrag  lautete  also: 

Hoher  Landtag! 
In  der  X.  Sitzung  des  Landtags  brachte  der  Abgeordnete  Herr 
Baron  von  Seylfertitz  den  selbstständigen  Antrag  ein,  lautend : 

»Es  sei  ein  Fünfer-Ausschuss  zur  Gonstatirung  der  Mängel 
der  am  2.  September  1860  für  die  Diöcese  Brixen  erschienenen 
Verordnung,  —  bezüglich  der  Verwaltung  des  Kirchen-  und 
Pfründevermögens,  —  jedoch  nur  hinsichtlich  ihrer  das  Ge- 
meinde-Vermögen auf  das  Empfindlichste  berührenden  Theile,  — 
zu  bestellen,  welcher  die  Anträge  zur  Abhilfe  dieser  Mängel  an 
den  Landtag  zu  bringen  hat.« 

Der  nach  Beschluss  des  hohen  Landtags  im  Sinne  des  obigen 
Antrages  erwählte  Ausschuss  erstattet  nach  genauer  Prüfung  der 
Vorlagen  und  eindringlicher  Berathung  aller  bezüglichen  Verhält- 
nisse folgenden 

Bericht. 

Die  in  Frage  stehende  Diöcesan-Verordnung  vom  2.  September 
1860  ist  eine  Vollzugs  Vorschrift  jener  Bestimmung  des  Concordates, 
welche  die  Verwaltung  des  Kirchen -Vermögens  in  die  Hände  der 
nach  den  Kirchengesetzen  hiezu  Berufenen  legt.  Dem  Ausschusse 
war  die  Aufgabe  gestellt,  jene  Punkte  dieser  Verordnung,  welche  in 
der  Praxis  von  den  Gemeinden  des  Landes  als  besonders  empfindliche 
Mängel  gefühlt  werden,  zu  bezeichnen  und  die  Mittel  zur  Abhülfe 
in  Vorschlag  zu  bringen. 

Obwohl  nun  die  gedachte  Diöcesan-Verordnung  zunächst  nur  fär 
die  zur  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  berufenen  Personen  eine 
bindende  Norm  ist  und  in  dieser  Beziehung  kein  Anhaltspunkt  vor- 
liegt, der  einem  dritten  Factor  eine  Ingerenz  in  das  Verwaltungsgc- 
schäft  eröfihete,  so  sind  doch  in  derselben  auch  Bestimmungen  enthal- 
ten, welche  unter  Umständen  den  bezüglichen  Gemeinden  Verpflich- 
tungen und  Lasten  auferlegen. 

Es  ist  aber  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit 
gewiss  angemessen,  wenn  bei  auferlegten  Pflichten  das  Becht  des 
Mitsprechens  und  Handelns  nach  denn  Masse  der  Pflichten  den  Ver- 
pflichteten eingeräumt  wird ;  wogegen  auch  die  Kirchengesetze  nichts 
einzuwenden  haben  dürften;  sowie  femer  nach  der  Analogie  des  im 
vorigen  Jahre  vom  hohen  Landtage  beschlossenen  und  allerhöchst  ge- 
nehmigten Gesetzes  über  die  Bestreitung  der  Kosten  bei  Kirchenbau- 
lichkeiten etc.  im  Falle  des  Streites  über  die  Nothwendigkeit  der 
Auslagen  die  höheren  und  geistlichen  Behörden  einverständlich  zu 
entscheiden  hätten. 
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Diese  Einflussnahine  und  Zustimmung  der  Gemeinden  bei  neuen, 
für  kirchliche  Zwecke  bestimmten  Auslagen,  welche  das  Ordinarium 
überschreiten,  ist  um  so  angemessener,  da  die  Gemeinde-Vertretung 
die  Leistungsfähigkeit  der  Contribueuten  sicherlich  am  besten  zu  be- 
urtheilen  in  der  Lage  ist. 

Der  Ausschuss  hielt  diesen  Funkt  iur  denjenigen,  auf  welchen 
er  zur  Lösung  seiner  Aufgabe  das  Hauptaugenmerk  zu  richten  habe. 

.  Dabei  hat  er  sich  indessen  nicht  verhehlt,  dass  er  hiebei  formell 
auf  eine  bedeutende  Schwierigkeit  stosse,  da  er  gegenüber  von  Kirchen- 
Gesetzen  keinen  sichern  Boden  fand,  um  Anträge  zu  stellen.     Indessen 
zeigte  sich  bei  genauerer  Betrachtung  der  Sache  ein  auch  formell 
ganz  zulässiger  Ausweg,  indem  eine  allerhöchste  Entschliessung  vom 
3.  October  1858  erflossen  ist,  welche  am  Schlüsse  Folgendes  enthält : 
»Ueber  die  Frage,  von  wem  und  in  welchem  Masse  bei  Unzu- 
länglichkeit des  Kirchenvermögens  z\ir  Bestreitung  kirchlicher 
Bedürfnisse  beizutragen  sei,  und  in  wie  weit  solche  Leistungen 
erzwingbar  seien,  bleiben  für  jetzt  die  bestehenden  Vorschriften 
noch  in  Kraft.    Ich  behalte  mir  jedoch  vor,  die  Angelegenheit, 
mit  Bücksicht  auf  das  Kirchengesetz,  die  Landes-Gewohnheiten 
und  die  durchgeführte  Grundentlastung,  neu  zu  ordnen,  c 
Sonach  hielt  es  der  Ausschuss  zweckmässig,  die  hohe  Regierung 
um  die  baldmöglichste  Verwirklichung  dieses  schon  vor  sechs  Jahren 
in  Aussicht  gestellten  Gesetzes  durch  eine  bezügliche  Regierungsvor- 
lage an  den  Landtag  zu  ersuchen,  durch  dessen  geeignete  Abfassung 
der  oben  aufgestellte  erste  Hauptpunkt  unter  Mitwirkung  des  Land- 
tages eine  den  begründeten  Wünschen  und  Bedürfnissen  des  Landes 
entsprechende  Lösung  finden  kann. 

Der  zweite  Hauptpunkt  betrifft  sodann  die  geeignete  Vorsorge, 
dass  bei  Verwaltung  des  vorhandenen  Kircheuvermögens  nicht  etwa 
durch  unnöthige  Auslagen  ein  nachher  von  der  Kirchengemeinde  aus 
ihren  Gemeindemitteln  zu  deckendes  Deficit  herbeigeführt  werde. 
Diese  geeignete  Vorsorge  glaubte  die  Majorität  des  Ausschusses  darin 
zu  finden,  wenn  der  Gemeinde  bei  Bestellung  der  Kirchenpfleger  oder 
Kirchpröpste  ein  grösserer  Einfluss,  als  dies  nach  den  jetzt  bestehen- 
den Nonnen  der  Fall  ist,  eingeräumt  würde. 

Die  Anträge,  welche  in  Folge  dessen  der  Ausschuss  dem  hohen 
Landtage  zur  Annahme  vorschlägt,  bezwecken  daher,  wie  aus  dem 
oben  Gesagten  erhellt,  theils  Vorsorge  zu  treffen,  dass  keine  Auslagen 
gemacht  werden,  welche  nicht  nothwendig  sind,  oder  die  Gemeinde' 
über  ihre  Kräfte  belasten,  theils  die  Bedeckung  des  etwa  entstandenen 
Deficits  gesetzlich  zu  regeln. 
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Daher  beantragt  der  Aosschuss  der  hohe  Landtag  wolle  be- 
scbliessen : 
1.  »Die  hohe  Regierung  sei  zn  ersuchen,  das  durch  die  Allerhöchste 
EntSchliessung  vom  3.  October  1858  in  Aussicht  gestellte,  >mit 
Bücksicht  auf  das  Kirchengesetz,  die  Landes-Gewohnheiten  und 
die  durchgeführte  Grundentlastungc  abzufassende  neue  Oesetz  zur 
Entscheidung  darüber,  »von  wem  und  in  welchem  Maasse  bei  Un- 
zulänglichkeit des  Kirchenvermögens  zur  Bestreitung  kirchlicher 
Bedürfnisse  beizutragen  sei,  und  in  wie  weit  solche  Leistungen 
erzwingbar  seien,«  baldmöglichst  durch  eine  diesbezügliche  Be- 
gierungsvorlage an  den  Landtag  zu  verwirklichen.  Hiebe!  wäre 
insbesondere  zu  berücksichtigen,  dass  bei  neuen  Auslagen  den 
zur  Deckung  derselben  Verpflichteten  das  Recht  der  Zustimmung 
gewahrt  werde,  und  bei  Entscheidung  im  hohem  Instanzenzuge 
über  deren  Nothwendigkeit  an  dem  Grundsätze  der  Vereinbarung 
zwischen  der  geistlichen  und  weltlichen  Oberbehörde  festgehalten 
werde.« 
2*  »Die  hohe  Begienmg  möge  auf  das  möglichst  baldige  Zustande- 
kommen eines  Gesetzes  hinwirken,  welches  den  Gemeinden  eine 
grössere  Ingerenz  bei  Bestellung  der  Kirchpröpste  einräumt,  als 
denselben  nach  den  jetzt  bestehenden  Normen  zusteht.« 
Joseph  Fessler^  m.  p.,  F.  M.  WoMwendj  m.  p., 

Bischof  von  Nyssa,  als  Obmann.  Berichterstatter. 

Ad  1)  Dem  ersten  dieser  beiden  Ausschussantrftge  trat  der  Land- 
tag bei.    Wir  bemerken  dazu  Folgendes: 

Durch  den  Erlass  des  bestandenen  Ministeriums  fttr  Cultus  und 

Unterricht  vom  16.  October  1860,  Z.  ^^  wurden  die  Vorschriften, 

welche  der  Fürstbischof  von  Briien  far  seine  Diöcese,  wozu  Voralberg 
gehört,  bezüglich  der  Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pfründenvermö- 
geiis  beantragte,  gut  geheissen,  sohin  als  Norm  hinausgegeben  und 
stehen  seit  I.  Januai-  1861  in  Wirksamkeit.  (Wir  tragen  dieselben 
im  Archiv  weiter  unteii  nach.) 

Im  §•  14.  dieser  Vorschrift  wurde  mit  Bezug  auf  die  Allerhöchste 
EntSchliessung  vom  3.  October  1858  die  Begelung  der  Frage:  von 
wem  und  in  welchem  Maasse  bei  Unzulänglichkeit  des  Kirchenvermö- 
gens zur  Bestreitung  der  Auslagen  fär  kirchliche  Bedürfnisse  beizu- 
tragen sei,  in  Aussicht  gestellt.  Wenn  daher  der  Voralberger  Landtag 
in  seinem  ersten  angeführten  Beschlüsse  um  die  ehebaldige  Vorlage 
eines  diese  Angelegenheit  normireoden  Gesetzes  bat,  so  gründete  sich 
dieser  Antrag  auf  eine  Allerhöchst  ertheilte  Zusicherung,  welche  auch 
in  die  angeführte  bischöfliche  Verordnung  aufgenommen  wurde. 
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Bei  nähwer  Betrachtung  erweist  sich  der  betreffende  Antrag  des 
Landtags  aber  als  bereits  erledigt,  wie  dieses  in  einer  Erwiederong 
des  k.  k.  Staatsministeriums  vom  24.  September  1865,  Z.  4345  her- 
vorgehoben warde.  Dmn  die  dnrch  die  a.  h.  Entschliessimg  vom 
3.  October  1858  in  Aassicht  gestellten  Bestimmungen  über  die  Bei- 
tragspflicht zur  Bestreitung  der  durch  das  vorhandene  Kircheneinkom- 
men nicht  gedeckten  Auslagen  für  kirchliche  Bedürfhisse  für  Yoral- 
berg  sind  bereits  in  dem  a.  h.  sanctionirten  Landesgesetze  vom 
25.  Juni  1863  (abgedruckt  im  Archiv  XII.,  316  ff.)  erflossen,  indem 
dieses  Gesetz  die  Bestreitung  der  Kosten  katholischer  Kirchen-  und 
Pfründen-Gebäude,  und  Kirchhöfe,  sowie  der  Beschaffung  der  Kircheiv 
Paramente,  Einrichtung  und  Erfordernisse  regelt,  und  daher 
Voralberg  die  Frage,  von  wem  und  in  welchem  Masse  bei  Unzulän^ 
lichkeit  des  Kurchenvermögens  zur  Bestreitung  kirchlicher  Bedürfnis» 
hintragen  sei,  einer  wdteren  gesetzlichen  Normirung  nicht  fer- 
ner bedarf. 

Es  unterliegt  ferner  keinem  Zweifel,  dass  die  Bestimmung  i^ 
§.  18.  des  bezogenen  Landesgesetzes,  wenngleich  dort  blos  von  Strei- 
tigkeiten über  die  Herstellung  von  Kirchen-^  und  Pfründengebäudeo 
die  Rede  ist,  auch  in  jenen  Fällen  in  Anwendung  zu  kommen  hat, 
wenn  es  sich  bei  dem  Abgange  eines  zureichenden  Kircheneinkonmiens 
um  die  Aufbringung  der  Kosten  zur  Beschaffung  von  Kirchenpara- 
menten,  kirchlichen  Einrichtungsstücken  und  Erfordernissen  handelt 
wonach  die  Austragung  der  Frage ,  inwieweit  Leistungen  zur  Be- 
streitung kirchlicher  Bedürfnisse  erzwingbar  seien,  nicht  wohl  zum 
GegMistande  eines  neuen  Gesetzes  gemacht  werden  kann. 

Ad  2)  Der  zweite  oben  angeführte  Comit^-Antrag,  es  möge  deo 
Gemeinden  eine  grössere  Ingerenz  bei  Bestellung  der  Kirchenpröpste 
eingeräumt  werden,  wurde  als  zu  wenig  weit  gehend  abgelehnt,  dage 
gen  auf  den  Antrag  Riedrs  beschlossen,  um  ein  Gesetz  zu  bitten, 
welches 

a)  die  Bestellung  und  die  Controlsrechte  der  Kirchenpröpste  und 

b)  das  Becht  der  Gemeindevertretungen  zur  Mitrevision  der  Kecb- 
nungen  über  kirchliche  Vermögenheiten  auf  eine  den  bezfiglich^o 
Verpflichtungen  der  Gemeinden  entsprechendere  Weise  regelt. 

Was  die  Bestellung  der  Kirchenpröpste  anbelangt,  so  wird  iin 
§.  6.  der  angefahrten  bischöflichen  Verordnung  dieselbe  ganz  in  die 
Hände  der  Seelsorger  und  Decane  gelegt,  die  nur  verhalten  sind,  die 
Wünsche  der  Gemeinden  zu  hören,  die  Endentscheidung  aber  g^^ 
den  Decanen  überträgt.  Den  Kirchpröpsten  werden  zwar  wohl  Pflic«' 
ten  auferlegt,  aber  keine  Hechte  eingeräumt  und  die  Gemwdever* 
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tretungen  sind  bei  der  Prüfung  der  Kirchenrechnungen  gänzlich  aus- 
geschlossen. 

Das  k.  k.  Staatsministerium  erwiederte  in  seinem  angeführten 
Erlasse  vom  24.  September  1865,  Z.  4845  in  Betreff  der  beiden  letzt- 
genannten Anträge  des  Landtags,  es  liege  nicht  in  der  Absicht  der 
Regierung,  bei  dem  nächsten  Landtage  eine  OesetzvcMrlage  über  den 
Einfluss  der  Gemeinde  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  ein- 
zubringen, weil  sie  mit  Mcksicht  aul  die  im  Art.  XXX.  des  Concor- 
dats  ausgesprochene  und  durch  die  a.  h.  Entschliessimg  vom  3.  Oc- 
tober  1858  anerkannte  Selbstständigkeit  der  Verwaltung  des  Kirchen- 
vermögens hierzu  nicht  berufen  erscheine,  und  der  allein  richtige  Weg, 
diese  Angelegenheit  auf  die  vom  Landtage  gewünschte  Weise  zu  re- 
geln, in  einem  von  dem  Herrn  Fürstbischof  von  Brixen  zu  treffenden 
üebereinkommen  gegeben  sei. 

Auf  dem  Landtage  vom  Jahre  1865 ,  in  der  XI.  Sitzung ,  am 
22.  December  wurde  von  Neuem  über  die  beregten  Fragen  verhandelt 
und  von  dem  zur  Vorberathung  eingesetzten  Gomit^  (bei  welchem 
Johann,  Bischof  und  Geueralvicar,  ab  Obmann,  und  Alois  Riedl  als 
Berichterstatter  fungirte)  anknüpfend  an  die  oben  bemerkten  Ministe- 
rialerledigungen  beantragt  und  vom  Landtage  beschlossen : 

Ad  1)  Da  im  §.  18.  des  Landesgesetzes  vom  25.  Juni  1863 
{Archiv  XIT.,  320.)  nur  von  der  Schlichtung  der  Streitigkeiten  über 
Herstellung  von  Kirchen-  und  Pfründengebäuden,  nicht  aber  auch  von 
der  Schlichtung  der  Streitigkeiten  wegen  Beischaffnng  der  Kirchen- 
paramente  und  Erfordernisse  die  Rede  sei,  und  man  sich  bei  dem 
blossen  Ausspruch  des  Ministeriums,  dass  flr  einen  solchen  Fall  der 
cit.  §.  18.  analog  anzuwenden  sei,  nicht  begnügen  kOnue,  weil  dieser 
Ausspruch  kein  rechtsverbindliches  Landesgesetz  sei;  so  sei  der  §.  18. 
cit.  auf  nachstehende  Weise  ausdrücklich  zu  ergänzen : 

T^Bei  StreiHgkeüen  hdreffend  die  Herstellung  van  Kirchen-  u$id 
Pfründenffebäudeny  von  Kirchhöfefi,  dann  die  Beischaffung  der  Kir^ 
chenparameniCj  Einrichtungen  und  Erfordernisse  hat  auf'  Ansuchen 
des  kircklicJien  Pfrilndfiers  oder  d^r  Concurrenzpflichiigen  die  poH-- 
tische  Lafidesbehörde  im  Einverständnisse  mit  dem  Ordinariate  und 
dem  Landesausschusse  zu  entscheiden.^ 

Die  vorstehende  Ergänzung  des  §.  18.  des  Landesgesetzes  vom 
25.  Juni  1863  erhielt  unter  dem  16.  März  1866  die  Allwhöchste 
Sanction. 

Ad  2)  Beschloss  der  Landtag  dem  Comit^Antrage  gemäss  den 
hochwürdigsten  Fürstbischof  von  Brixen  um  die  Annahme  des  nach- 
folgenden Statuts  zu  ersuchen. 
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Statut 

über  die  Einßusmahme  der  Kirchengemeinde  auf  die  Verwalümg  des 

Kirchenvermögens  vereinbart  swischefi  dem  Landtage  van  Varalberg 

und  dem  hadiw.  Herrn  Fürstbischof  eu  Brixen, 

gültig  für  das  Land  Voralberg. 

g«  1.  Dem  Seelsorger  werden  zur  Verwaltung  der  ihm  onterste- 
hendeo  Kircbe  zwei  Kirchpröpste  beigegeben. 

g.  2.  Der  Qemeindeansschnes  der  Eirchengemeinde ,  oder  im 
Falle  diese  mit  der  politiischen  Gemeinde  nicht  zosammenfäUt ,  das 
nach  g.  11.  und  12.  des  Landesgesetees  rom  25.  Juni  1863  beste- 
hende Comit^  der  Kirchengemeinde  schlAgt  dem  Seelsorger  der  be 
treffenden  Kirche  zwei  der  Khrchengemeinde  angehörige,  recbtschaf 
fene,  des  Geschäftes  fähige,  wenn  möglich  wohlhabende,  mit  einande 
nicht  zu  nahe  verwandte  oder  verschwägerte  und  auch  sonst  von  ein- 
ander unabhängige  Personen  zu  Kirchpröpsten  vor. 

Dieser  Vorschlag  ist  schriftlich  auszufertigen. 

Ist  der  Seelsorger  mit  dem  Vorschlag  einverstanden,  so  wird 
sein  vorgesetzter  Decan  den  vorgeschlagenen  Eirchpröpsten  im  Namen 
des  Ordinariate  das  Anstellungsdecret  ausfertigen.  Ist  der  Seelsorger 
aber  aus  gewichtigen  Gründen  mit  dem  Vorschlage  nicht  einverstan- 
den und  gelingt  es  ihm  nicht,  eine  Vereinbarung  zu  erzielen,  so  ver- 
langt er  die  schriftliche  B^pründung,  warum  ungeachtet  seiner  Gin- 
wendu^en  auf  den  Vorschlag  beharrt  werden  will,  welche  &  dann 
unter  Darlegung  seiner  Gegengründe  durch  den  vorgesetzten  Decan,  der 
sein  Gutachten  beifugt,  dem  färstbischöfiichen  Generalvicariate  in  Feld- 
kirch zur  allMigen  Vermittelnng  und  im  Fruchtlosigkeitsfalle  zur 
Entscheidung  vorlegt. 

Das  forstbischdfliche  Generalvicariat  wird  von  dem  Vorschlage 
des  Gemeinde-Ausschusses,  beziehungsweise  des  Gomitö  nicht  abge- 
hen, wenn  nicht  gegen  die  Vorgeschlagenen  Umstände  vorliegen,  die 
sie  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zum  Amte  eines  Curators  oder  Ge- 
meinde-Ausschusses untauglich  machen  oder  die  Eingangs  aufge- 
f&hrte  Qualification  ausschliessen  wurden. 

Uebrigens  hat  es  dort,  wo  durch  Stiftungs  Urkunden  oder  gül- 
tige üebung  bezüglich  der  Bestellung  der  Kirchpröpste  eine  andere 
Norm  festgesetzt  ist,  auch  bei  dieser  sein  Verbleiben. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  nur  von  der  Seelsorgskirche ,  sondern 
auch  von  anderen  Filialkirchen  und  Capellen. 

g.  3.  Jedes  Mitglied  der  Kirchengememde  hat  die  auf  ihn  g^ 
fallene  Wahl  zum  Amte  eines  Kirchpropstes  unweigerlich  anzun*' 
men,  wenn  es  nicht  solche  Entschuldigungsgründe  anzubringen  ^^^ 
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die  es  nach  den  bestehenden  Gesetzen  Ton  dem  Amte  eines  Cnratozs 
oder  Qemeinde-Aasschusses  befreien  würden. 

§.  4.  Die  Dienstzeit  der  Kirchpröpste  dauert  in  der  Regel  drei 
Jabre.  Wenn  aber  vor  Ablauf  dieser  Zeit  ein  Kirehj^opst  mit  Tode 
abgeht, 

oder  in  solche  Verhältnisse  kömmt,  die  ihn,  wenn  sie  ur- 
sprünglich vorhanden  gewesen  wären,  zur  Uebemahme  dfls  Kirch- 
propstamtes untauglich  gemacht,  oder  ihn  von  der  Uebernahme  des- 
selben befreit  haben  würden,  wenn  er  in  diesem  letzteren  Falle  um 
Befreiung  ansucht; 

oder  wenn  der  Kirchpropst  aus  dem  Verbände  der  Kirehenge- 
meinde  austritt; 

sowie  auch  wenn  er  sich  eines  groben  Dienstvergehens  schul- 
dig macht: 

so  wird  ihm  ein  Nachfolger  im  Amte  auf  die  im  §.  2.  bezeichnete  Art 
bestellt. 

Die  Dienstenthebung  oder  Entlassung  wird  im  Einverständnisse 
mit  dem  betreffenden  Gemeinde- Ausschusse ,  beziehungsweise  Gomitä 
auf  Vorschlag  desselben  oder  des  Seelsorgers  von  dem  betreffenden 
Decan  ausgesprochen,  und  im  Falle  keine  Einigung  endelt  werden 
kann,  auf  gleiche  Art  vorgegangen ,  wie  es  im  Falle  von  Differenzen 
bei  der  Anstellung  der  Earchpröpste  im  §.  2.  vorgeschrieben  ist» 

§.  5.  Die  Kirchpröpste  werden  vor  ihrem  Dienstantritte  durch 
den  vorgesetzten  Decan  in  Gegenwart  des  Seelsorgers  und  Gemeinde- 
vorstehers beziehungsweise  Obmannes  des  Gomit^  durch  Abnalmie  des 
Handgelöbnisses  protokollarisch  verpflichtet 

§.  6.  Die  Kirchpröpste  verwalten  gemeinschaftlich  mit  dem  Seel- 
sorger das  Vermögen  der  diesem  untergeordneten  Kirdie.  Sie  haften 
mit  dem  Seelsorger  solidarisch  for  die  genaue  Beobachtung  aller  Vor- 
schriften, welche  die  Verwaltung,  Sicherstellung  und  Erhaltung  d|Bs 
Kirchenvermögens  betreffen,  und  sind  für  jeden  durch  ihr  Verschulden 
diesem  Vermögen  erwachsenden  Schaden,  sowohl  der  Kirche  als  auch 
den  zu  deren  Instandhaltung  concurrenzpflichtigen  Parteien  g^enüber 
verantwortlich. 

Diese  Verantwortlichkeit  dauert  bei  ihrem  Austritte  ans  dem 
Amte  noch  bis  zur  vollständigen  Erledigung  der  von  ihnen  gemein- 
schaftlich mit  dem  Seelsorger  zu  legenden  Bechnung. 

§.  7.  Die  Kirchpröpste  fähren  die  Gegensperre  zur  Kirohencasse, 
in  welche  alle  die  Kirche  und  ihr  Vermögen  betreffenden  Urkunden, 
als :  Inventarien,  Stiftbriefe,  erledigte  Bechnungen,  Schuldbrie/e,  baar 
Geld,  z.  B.  eingezahlte  Capitalien,  Interessen,  Opfer ^  Sammelgelder 
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und  fuidere  oimtändige  Zvflfisae,  Werthpapiere  und  dergl.  zu  binter- 
legen  sind. 

Di8  Kasse  hat  in  einer  festen  eisernen  oder  aus  dauerhaftem 
Holz  gearbeiteten  und  mit  Eisen  beschlagenen  Truhe,  welche  mit  drei 
verschiedenen  guten  Schlossern  versehen  ist,  und  sich  an  einem  fener- 
sicheren,  wohl  verwahrten,  nach  Erkenntniss  der  Gemeindevorstehung, 
beziehungsweise  des  Gomit^  als  genügend  sicher  erkannten  Loede 
befindet,  zu  bestehen. 

Die  Schlössel  zu  den  Cassaöchlössem  sind  unter  den  Seelsorger 
und  die  zwei  Kirchpröpste  zu  vertheilen.  Der  Seelsorger  einerseit 
und  die  zwei  KirchprOpste  andererseits  fuhren  ein  Cassajoumal,  i 
welches  die  täglichen  Mnnahmen  und  Ausgaben  allsogleich  einget? 
gen  werden.  Diese  Joumalien  bilden  die  Qmndlage  bei  Verfassuii 
der  Jahresrechnung  und  bei  Cassa-Scontirungen. 

§.  8.  Beim  Wechsel  der  Kirchpröpste  ist  in  Gegenwart  der  Ab- 
tretenden und  neu  Eintretenden  von  dem  vorgesetzten  Decan,  oder  den 
von  ihm  bestimmten  Bevollmächtigten  im  Beisein  des  Seelsorgers  di^ 
Soontirung  der  Kirchencasse  vorzunehmen ;  den  neuen  Kirchpröpsteo 
sind  hiebei  die  SchlOssel  der  Oegensperre  zu  übergeben,  und  ist  ibneo 
das  KirchenvermOgen  durch  Vorlegung  des  Inventars  und  der  letzten 
Kirchenrechnung ,  wovon  sie  Abechrift  erheben  können ,  in  die  Mit- 
verwaltung  einzuweisen. 

§.  9.  Der  Seelsorger  und  die  Kirchpröpste  können  mit  Zu- 
Stimmung  der  Kirchengoneinde  wegen  grösseren  Umfanges  der  Ver- 
wattungsgeschäfte,  dieselbmi  auf  ihre  Verantwortung  und  Haftung 
durch  einen  hiezu  bestellten  Bechnungsführer  (Verwalter)  besor- 
gen lassen. 

§«  10.  Die  Kirchpröpsie  verwalten  ihr  Amt  in  der  Begel  uneut- 
gt^tlich;  wo  aber  Usher  eine  bestimmte  Betreuung  festgesetzt  war, 
soll  es  dabei  sein  Verbleiben  haben,  und  es  wird  bei  Errichtung  neuer 
Stiftungen  jedesmal  auch  eine  massige  Gebühr  filr  die  KirchprOp^t^ 
ausgesetzt  wwden. 

§.  11.  Alle  die  Verwaltung,  Einhebung,  Elozirung,  Vennietbung« 
Verpachtung,  Verausgabung,  Veräusserung  und  Belastung  des  Kir- 
chenvermögMis  betreffenden  Geschäfte  und  Verträge,  es  mag  sieb  uid 
das  Stammvermögen  oder  dessen  Beuten  und  Einkünfte  handeloT  ^^ 
dürfen  zu  ihrer  Gültigkeit^  ausser  was  diesfalls  die  allgemeinen  kif^'^' 
liehen  und  staatliche  Gesetze  vorschreiben,  der  ZustimmunS  ^f 
Kirchpröpste,  daher  die  betreffenden  Urkunden  stets  von  ihnen  m^ ' 
zufertigen  sind. 

g.  12.  In  allen  jenen  Fällen  des  vorhergehenden  Paragrap^^^' 
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in  denen  nach  den  bestehenden  Yorschritten  die  Oenehmigung  des 
fütstbischöflichen  Ordinariates  and  resp.  des  fürstbischöflichen  Qeneral- 
yicariats  einzuholen  ist,  ddrfen  die  EirchprOpste  ihre  Znstimmnng 
nur  auf  Grund  des  genehmigenden  Beschlusses  des  Genaeindeans- 
schusses  und  beziehungsweise  des  Comit6  abgeben,*  und  sind  die  dies- 
bezüglichen Urkunden  auch  von  dem  Gemeindevorsteher  und  bezieh- 
ungsweise Obmann  des  Gomit^  mit  zu  unterfertigen. 

Es  bleibt  übrigens  ihrem  verantwortlichen  Ermessen  überlassen, 
auch  in  anderen  erheblichen  Fftllen  vor  Ertheilung  der  Zustimmung 
den  erwähnten  Beschluss  einzuholen. 

§.  13.  Verweigern  die  Khrchpröpste  oder  die  Vertretung  der 
Kirchengemeinde  ihre  Zustimmung,  so  haben  sie  die  Gründe  hierfftr 
schriftlich  abzugeben,  und  es  werden  die  diesftlligen  Streitigkeiten  auf 
die  im  §.  2.  angedeutete  Art  zum  Austrag  gebracht.  In  wichtigeren 
Fällen  oder  auf  ausdrückliches  Verlangen  des  einen  oder  anderen  der 
streitigen  Theile  wird  sich  das  farstbischöfliche  Ordinariat  und  resp. 
das  farstbischöfliche  Generalvicariat  mit  dem  Landesausschusse  in*s 
Einvernehmen  setzen. 

Bezüglich  der  in  dem  Landesgesetze  vom  25.  Juni  1863  bezeich- 
neten Fälle  aber  hat  es  bei  vorkommenden  Streitigkeiten  bei  den  hierin 
enthaltenen  Normen  zu  verbleihen. 

§.  14.  Der  Seelsorger  und  die  KirchprOpste  (Kirchenvermögens- 
Verwaltung)  sind  insbesondere  verpflichtet  zu  wachen,  dass  über  das 
gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  Kirche  ein 
genaues  Inventarium  vorhanden  sei,  und  dass  selbes  fortan  durch 
Aufhahme  eines  jeden  Zuwachses  und  Abfalles  in  Evidenz  gehal- 
ten werde, 

femer  ist  es  ihre  Pflicht,  für  die  rechtzeitige  Einhebung  der 
Kirchengefölle,  und  die  möglichst  schnelle,  gesetzlich  sichere  Frucht- 
barmachung der  nicht  unmittelbar  benöthigten  Renten  und  rückbe- 
zahlten Capitsdien,  sowie  hinsichtlich  der  laufenden,  jährlich  wieder- 
kehrenden Auslagen,  besonders  hei  Einschaffung,  Aufbewahrung  und 
Verwendung  der  erforderlichen  Gegenstände  f&r  fleissige  Sparsamkeit 
Sorge  zu  tragen. 

§.  15.  Was  die  im  §.  11.  und  12.  erwähnten  kirchlichen  und 
staatlichen  Gesetze  anbelangt,  werden  die  Kirchpröpste  hier  insbeson- 
dere auf  folgende  Directiven  zur  genauesten  Damachachtung  auf- 
merksam gemacht: 

I.  Auf  die  päpstliche  Facultät  vom  3.  April  1860  und  die  Mi- 
nisterialverordnung  vom  20.  Juni  1860,  wornach  zur  Veräusserung 
eines  Kirchengutes  die  kaiserliche  und  bischöfliche  Einwilligung  noth- 
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wendig  ist,  wemi  es  den  Werth  von  100  fl.  ö.  W.  übersteigt,  oder 
wenn  es  sich  um  eine  beträchtliche  Belastung  desselben  handelt.  Ab 
eine  beträchtliche  Belastung  ist  jene  anzusehen,  welche  die  Samme 
von  1000  fl.  ö.  W.  übersteigt.  Als  eine  solche  ist  es  ferner  zu  belian- 
dein,  wenn  Grundstücke ,  Wohngebäude  oder  Gerechtsame  auf  mehr 
als  drei  Jahre  in  Bestand  gegeben  werden,  wie  auch,  wenn  ausbedun- 
gen wird,  dass  der  Bestandzins  für  mehr  als  Ein  Jahr  in  vorhinein  in 
entrichten  sei.  Als  eine  Veräussernng  oder  Belastung  sind  auch  alle 
Auslagen,  zu  deren  Bestreitung  das  Stammvermögen  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  die  Aufnahme  von  Passivcapitalien,  sowie  die  Aufkün 
digungen  von  Capitalien  angesehen,  wenn  diese  nicht  zum  Zweck  eiue 
neuen  Anlegung  vorgenommen  werden.  Anträge  zu  derlei  V^ 
äusserungen,  Balastungen  und  Verpachtungen  sind  an  das  iursi 
bischöfliche  Generalvicariat  zu  stellen. 

II.  Zu  Auslagen  for  vorübergehende  Bedürfnisse,  insofeme  sie 
für  einen  und  denselben  Gegenstand  die  Summe  von  30  fl.  ö.  W. 
übersteigen,  oder  überhaupt  zu  nicht  sistemisirten  Auslagen,  zu  deren 
Bedeckung  die  Benten  ohne  Schmälerung  des  Stammvermögens  nicbt 
ausreichen,  oder  wenn  eine  jährliche  Auslage  auch  nur  von  geringem 
Betrage  sistemisirt  werden  soll,  ist  die  höhere  Genehmigung  'v^ 
Wege  des  fürstbischöflichen  General vicariats  einzuholen. 

in.  Dasselbe  gilt  auch  für  den  Fall,  als  anliegende  Capitalien 
aufgekündet  werden  wollten ,  falls  dieses  als  nothwendig  oder  räth 
lieh  erscheint,  oder 

IV.  wenn  ein  Kirchencapital  zum  Ankaufe  von  Werthspapieren 
zu  verwenden  beantragt  wird. 

V.  Endlich  ist  zur  Annahme  von  Stiftungen  directivmässig  stets 
die  Acceptation  und  Balification  des  fürstbischöflichen  Ordinariats 
nothwendig. 

§.  16.  Im  Monat  Jänner  jeden  Jahres  hat  die  Kirchenvermögens- 
verwaltung belegte  Rechnung  über  die  Verwaltung  des  Kirchenver- 
mögens in  dem  abgewichenen  Solarjahre  zu  stellen.  Die  Art  und 
Form  der  Rechnungen  wird  durch  besondere  Instructionen  geregelt. 
Von  jeder  Rechnung  sind  zwei  Parien  anzufertigen,  deren  eines  v^ 
der  Kirchenkasse  (Kirchenlade)  und  das  andere  bei  der  Eirchenge* 
meinde  aufbewahrt  wird. 

§.  17.  Der  Gemeindeausschuss  beziehungsweise  das  Comit^  der 
Kirchengemeinde  nimmt  eine  Vorrevision  der  Kirchenrechnung  vor 
und  setzt  im  Falle  des  Richtigbefundes  die  Mitfertigung  bei ;  bei  vor« 
kommenden  Anständen  aber  erstattet  er  seine  Bemängelungen,  worüber 
die  Rechnungsleger  ihre  Erläuterungen  anbringen,  und  wori^uf  öocd 


VoraTberger  Landtag»wOnsrlif  Ob.  YerwaTt.  d.  nrehenvemiOf .  (1865).  1^9 

jedem  Theile  seine  weitere  Aeusserang  (Super-Bemängelung  und  Super- 
Erläuterung)  offen  steht. 

Diese  Yorrevisionsverhandlung  ist  schriftlich  zu  pflegen,  im 
Falle  nicht  durch  persönlichen  Zusammentritt  der  Betheiligten  die  ob- 
waltenden Differenzen  sich  beheben  lassen,  und  sohin  sammt  der  Rech- 
nung und  deren  Beilagen  an  den  vorgesetzten  Decan  bis  Ende  Februars 
jeden  Jahres  vorzulegen. 

Der  Decan  durchgeht  die  Bechnung,  überzeugt  sich  von  ihrer 
Vollständigkeit,  pflegt  fiber  die  vorgekommenen  Anstiinde  Erhebungen 
und  sucht  selbe  auszugleichen.  Im  Falle  er  wesentliche  Gebrechen 
wahrnimmt,  schliesst  er  die  Bechnung  zur  Ergänzung  zurück« 

Nach  Behebung  aller  wahrgenommenen  Mängel  und  Anstände 
sendet  der  Decan  die  documenthrte  Rechnung  seines  Bezirks  unter  An- 
schluss  der  Yorrevisionsverhandlungen,  versehen  mit  seinen  Bemer- 
kungen und  Anträgen  an  das  fürstbischOfliche  Ordinariat,  welches 
dieselben  sohin  adjustirt  und  den  Rechnungslegem  die  Erledigung 
hinausgibi 

§.  18.  Am  Schlüsse  einer  jeden  Rechnung  hat  sich  die  Eirchen- 
verwaltung  über  folgende  Punkte  zu  äussern : 

a)  Ob  die  ausgeliehenen  Capitalien  der  gesetzlichen  Sicherheit  ge- 
messen (§.  1374  des  bürgerl.  Qes.-!ß.) 

b)  Ob,  und  im  Falle  welche  Veränderungen  im  Eircheninventar 
vor  sich  gegangen  sind ; 

c)  in  welchem  Zustande  sich  die  Kirchen-  und  Pfründengebäude  be- 
finden, und  ob  sich  diesfalls  genau  nach  den  Vorschriften  der 
§§.  8.  und  9.  des  Landesgesetzes  vona  25.  Juni  1863  benommen 
werde. 

d)  Ob  und  im  Falle  welche  Reparaturen  und  Anschaffungen  nöthig 
seien. 

e)  Ob  die  Urkunden  und  das  Baargeld  vorschriftsmässig  (§.  7.)  auf- 
bewahrt werden. 

lieber  die  diesfalligen  Anftlhrungen  hat  sich  auch  aulässlich  der 
im  vorstehenden  Paragraph  angeordneten  Vorrevision  die  Vertretung 
der  Eirchengemeinde  zu  äussern. 

§.  19.  Bei  Gelegenheit  der  periodischen  Kirchenvisitationen  wird 
sich  der  Decan  von  der  Richtigkeit  der  nach  §.  18.  lit.  a—e.  am 
Schluss  der  Rechnung  aufgeföhrten  Daten  die  üeberzeugung  ver- 
schaffen, und  vorkommende  Uebelstände  und  Gebrechen  selbst  ab- 
stellen oder  nach  Umständen  deren  Abstellung  im  Wege  des  fiirst- 
bischöflichen  Qeneralvicariates  bewerkstelligen,  auch  wird  er  bei  dieser 
Gelegenheit  die  Kirchencasse  scontiren. 

ArcMv  Ar  UrtlMiiMcM.  XYI.  19 
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Das  voratehonde,  vom  Landt^e  au^estelito  Statut  bat  die  Ge- 
nehmigung des  hochw.  Fürstbischofs  von  Brixeu  nicht  erhalten.  Die- 
ser war  zwar  bereit,  einen  Einfluss  der  Gemeinde  auf  die  Verwaltung 
des  Kirchenvermögens  in  einem  solchen  Umfange  zn  gestatten,  als 
dieses  irgend  wie  »mit  dem  Begriffe  einer  autonomen  bischöfiidun 
Kirchenvermögensverwaltimg  vereinbar  sei,  und  zwar  wollte  er  far 
Yoralberg  diese  Bücksicht  um  so  mehr  eintreten  lassen,  als  and 
die.  Gemeinde  in  Yoralberg  das  jährliche  D^cit  in  der  Eircheo- 
rechnung  (leider  eine  vorherrschende  Erscheimuig)  anstandslos 
deckte.  Weiter  aber  glaubte  der  hochw.  Fürstbischof  nicht  gehen  n 
können,  als  wie  er  dieses  bereits  unter  dem  20.  Deoember  1864  is 
den  den  etc.  Gemeindevorstehern  zugestellten  Eriäukrunge»  zu  d^ 
§§,  6.  13.  19.  und  20.  der  im  Jahr  1860  erlassenen  Varschrifl» 
über  die  VerwaUung  des  KirchenvermSgens  getiian  hatte.  Da  aDe 
diese  Actenstücke  im  Archiv  noch  nicht  mitgethmlt  eind,  so  lassen 
wir  dieselben  hier  sämmtlich  der  Beihe  nach  folgen : 

1,    Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pfründe-  Ver- 
mögens der  Diöcese  Brixen. 

(Aus  d«m  Brixener  Diöcesanblatt  1S60.  VII,  85.  S.  60-e9.) 

Auf  Grundlage  des  Artikels  XXX.  des  am  18.  August  1855  ab- 
geschlossenen Goncordates  und  gemäss  der  mit  Bücksicht  auf  die 
Eingaben  der  im  Jahre  1856  zu  Wien  versammelten  Bischöfe  erfolg- 
ten allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  October  1858  werden  fftr  die 
Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pfründe-Vermögens  der  Diöcese  Brixen 
nachstehende  Bestimmungen  festgesetzt,  zu  deren  entsprechender 
Ausföhrung  die  umständlicheren  Instructionen  für  die  mit  der  Ver- 
waltung Beauftragten  nachfolgen  werden. 

Vorbemerkungen. 
§.  1.   Beiheiligte  an  der  Kirchen ^  und  Pfründeti-Vermögens-y^' 

waltung. 
Das  Kirchen-  und  Pfründen-Verigögen  ist  unter  der  Oberaufsicht 
des  fürstbischöflichen  Ordinariates  von  denjenigen  zu  verwalten,  wel- 
chen nach  Massgabe  der  Kirchengesetze  diese  Verwaltung  zusteht 

Der  Decan  vermittelt  für  seinen  Bezirk  die  Verbindung  zwischen 
dem  Ordinariate  und  den  Verwaltungen. 

§.  2.  Bechte  des  Patrofis. 
Dem  Patron  kann  zwar  das  Recht,  über  die  Bewilligung  von 
Aasgaben  zu  entscheiden ,  nicht  zuerkannt  werden,  jedoch  bleibt  es 
ihm  unbenommen,  entweder  selbst  oder  mittelst  eines  Stellvertreters 
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ZQ  zweckmässiger  Yerwaltimg  des  Elrchengntes  durch  seinen  Bath 
mitzuwirken.  Zu  diesem  Ende  stehen  ihm  folgende  Befugnisse  zu: 
ft)  Er  ist  berechtiget,  persönlich  oder  durch  seinen  Stellvertreter  an 
fdlen,  die  Verwaltung  des  Kirchen-Yermögens  betreffenden  Be« 
rathungen  oder  Verhandlungen  theilzunehmen,  wie  auch  bei  Qe- 
genBtft&den,  über  welche  die  Ejrchen-Verm5gens-Verwaltnng  auf 
eigene  Vemntwortiichkeit  rerfigen  kann,  zu  verlangen,  dass  sie 
dem  Ordinariate  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden.  Auch  wird 
dBB  Ordinariat  keinen  Anstand  nehmen,  auf  Ansuchen  des  Patrons 
Itt  seiner  oder  »eines  Stellvertreters  Oegenwart  die  Baulichkeiten 
und  den  Vermögensstand  der  dem  Patronate  unterstehenden 
Kirche  oder  Pfirflude  untersuchen  zu  lassen. 

b)  Wenn  es  dem  Patrone  nicht  wohl  möglich  ist,  den  Veritandlun* 
gen  selbst  oder  durch  einen  Stellvertreter  beizuwohnen ,  so  hat 
die  Vermögens-Verwaltung  nicht  nur  bei  einer  Vertasserung  oder 
beträchtlichen  Belastung,  sondern  auch  bei  allen  Massnahmen 
oder  Ausgaben,  zu  welchen  die  bischöfliche  Oenehmigung  erfor- 
dert wird,  wie  auch  über  die  gehörig  belegte  Jahresrechnung  die 
schrifUiche  Aeusserung  des  Patrons  einzuholen  und  dem  Ordina- 
riate vorzulegen. 

c)  Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Kirche  oder  Pfründe  bei  einem 
Bechtfistreite  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  mnss  dies  als 
eine  Wohlthat  angesehen  werden;  es  liegt  ihm  jedoch  ob,  die 
bischöfliche  Gutheissung  des  von  ihm  bezeichneten  Sachwalters 
nachzusuchen  und  abzuwarten. 

d)  Wenn  es  nach  Erledigung  einer  Pfründe  sich  um  die  Ausschei- 
dung und  allfftUige  Erg&nzung  des  Kirchen*  oder  Pfründe-Ver- 
mögens aus  dem  Nachlasse  des  verstorbenen  oder  aus  dem  Privat« 
eigenthume  des  abtretenden  Pfründners  handelt,  sowie  zur  üeber- 
gabe  des  Vermögens  an  den  Nachfolger  ist  der  Patron  oder  dessen 
Stellvertreter  beizudehen.  Es  liegt  daher  der  Kirchenvermö- 
gens-Verwaltung  ob,  den  Patron  von  der  Vornahme  aller  jener 
Verwaltnngs  -  Geschftfte ,  Verhandlungen  und  Berathungen, 
rücksichtlich  welcher  er  zur  Einflussnahme  berechtiget  ist,  vor- 
läufig in  Kenntniss  zu  setzen  und  zur  Theilnahme  einzuladen. 

e)  Sollte  ein  Patron  beweisen  können,  dass  ihm  kraft  der  Stiftung 
grössere  Bechte  zukommen,  so  steht  es  ihm  frei,  dieselben  gel- 
tend zn  machen. 

§.  3.  Ausübung  der  BafronatsrecMe  durch  die  h  Je.  Segieruf^p. 
Hinsichtlich  der  Kirchen  und  PiVünden  landesfürstlichen  Patro- 
nates,  sowie  jener,  welche  einem  auf  dem  Beligions-  oder  Studienfonde 
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beruheuden  Patrouate  unterstehen,  wird  die  kaiserlielie  fiegieraiig  die 
dem  Patrone  zukommenden  Befugnisse  fortwährend  üben,  und  die 
Vertretung,  wie  bisher,  von  der  k.  k.  Finanzproeuratiir  leisten  lasset 
§.  4.  Skllufig  der  k.  k.  Regierung  zur  KirchenvermögenB-VerwaUimg 

überhat^. 

Die  Eirchenvermögens-Yerwaltungen  sind  angewieeen,  einen 
Auszug  au^  den  jährlichen  vom  Ordinate  adjustirten  £irobdnreclinun- 
gen  an  das  k.  k.  Bezirksamt  zur  Belßrderung  an  die  h.  k.  k.  Statthal- 
terei  ränzusenden.  Diesen  Kirehenrechnungs-Extract^  ist  dar  Ausweis 
über  die  allftllige  Vermdirung  oder  Verminderung  des  Oiytteakaos- 
und  Pfrunden-Venndgens  beizufügen. 

Diesen  vorausgegangenen  allgemeinen  Anweisungen  folgen  di 
speziellen  Bestimmungen. 

A.  über  das  KirchenvarmOgen, 

B.  ober  das  Pfründenvermögen. 

A,  Dcts  Kirchenvermögen, 

).  AbscbnüC  Yerwakang  des  Kirchenvermöc^ens. 

§.  5.  VerwäUungs-Müglieder. 

Der  Seelsorger  verwaltet  das  Vermögen  der  ihm  untergeordneten 
Kirchen  mit  zwei  ihm  beigegebenen,  aus  der  Kirchengemeinde  ge- 
wählten .Kirehpröpsten.  Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  jene  Seel- 
Sorgskirchen,  welche  einer  geistlichen  Genossenschaft  einverleibt  sind. 
Wenn  die  Kirchenyerwaltung  sich  wegen  des  Umfanges  der  Geschäfte 
einen  Becbnuagsführer  beigesellt,  bleibt  sie  far  dessen  Qebahrung 
verantwortlich. 

§.  6.  Bestellung  der  Kirehpröpste. 

Die  als  Kirchpröpste  zur  Verwaltung  beigezogenen  Gemeinde- 
glieder aoUea  stets  rechtschaffene,  des  Geschäftes  ^ige,  wenn  möglich 
wohlhabende  Männer,  und  miteinander  nicht  zu  nahe  verwandt  oder 
sonst  von  einander  abhängig  sein.  Bei  der  Aufstellung  deraelben  hört 
der  Seelsorger  die  Wünsche  und  das  Gutachten  der  Gemeinde  und 
verständiget  sich  mit  ihr  über  die  zu  treffende  WahL  Ist  ihm  dies 
nicht  möglich,  so  hat  er  den  Fall  unter  Angabe  der  Grunde  dem 
Decan  zur  Entseheidnng  vorzulegen.  Die  neugewählten  Kirchpröpste 
hat  sohin  der  Deean  im  Namen  des  Ordinariates  in  der  Begel  für  die 
Dauer  von  drei  Jahren  in  ihrem  Amte  zu  bestätigen  und  durdb  Ab- 
nahme des  Handgelöbnisses  in  ihr  Amt  einzuweisen.  Zuglei^  ist 
ihnen  unter  Ueberreichung  des  Cassa-Schlüssels  in  die  zuletzt  gdegte 
Kirchenrechnmig  und  in  das  Kirchen-Inventar  Einsicht  zu  gewähren 
uud  überhaupt  die  Kenntniss  vom  Stande  des  Kirchenvermögims  zu 
erleichtem« 
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Wenn  yor  Ablauf  der  drei  Dienstjahre  ein  Eirchpropst  durch 
Todfall  abgdit,  oder  aus  billigen  Grfinden  und  Rücksichten  des  Dien- 
stes enthoben  wird,  oder  aus  dem  Gemeindeverband  austritt,  wird  ein 
Nachfolger  in  gleicher  Weise  auf  drei  Jahre  bestellt.  Die  Kirchpröpste 
sind  nach  Ablauf  ihrer  Dienstzeit  wieder  wählbar.  Bei  ihrem  Aus- 
tritte aus  dem  Amte  bleiben  sie  bis  zur  yollstftndigen  Erledigung  der 
von  ihnen  mitzolegenden  Rechnung  verantwortlich. 

§.  7.  Emolumente  des  Kirchprapstamies. 

Die  Kirchpröpste  verwalten  ihr  Amt  in  der  Regel  unentgeltlich ; 
wo  aber  bisher  eine  bestimmte  Betreuung  festgesetzt  war,  soll  es  da- 
bei sein  Verbleiben  haben,  und  es  wird  bei  Errichtung  neuer  Stiftun- 
gen jedesmal  auch  eine  massige  Gebühr  ftr  dieselben  ausgeworfen 
werden. 

§.  8.  Haftung  für  das  Xürchenvermögen, 

Die  Kirchpröpste  mit  dem  Seelsorger  haften  fKr  die  genaue 
Beobachtung  aller  Vorschriften,  welche  die  Verwaltung,  Sicherstellung 
und  Erhaltung  des  KirchenvermOgens  betreffen ,  und  sind  für  jeden 
durch  ihr  Verschulden  diesem  Vermögen  erwachsenen  Schaden  ver- 
antwortlich. 

§.  9.  Kirchen-Inventarium, 

lieber  .das  gesammte  bewegliehe  und  unbewegliche  Vermögen 
der  Kirche  ist  ein  genaues  Inventarium  zu  verfassen,  welches  fortan 
durch  Aufnahme  eines  jeden  Zuwachses  oder  Abfalles  berichtiget  und 
nach  Erfordemiss  von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  werden  muss.  Das  (Mrdi-' 
nariat  wird  ein  Formular  mit  der  erforderlichen  Anweisung  zur  An- 
fertigung desselben  mittheilen. 

§.  10.  Kircheneassen. 

Alle  Urkunden,  welche  die  Kirche  und  ihr  Vermögen  betreiTen,, 
als:  die  Inventarien,  Stiftbriefe,  erledigte  Rechnungen,  Schuldbriefe 
und  das  baare  Geld,  welches  nicht  fruchtbringend  angelegt  werden 
kann  —  mit  Ausnahme  kleinerer  Beträge,  welche  zu  laufenden 
Zahlungen  benöthiget  werden  —  müssen  in  einer  festen,  eisernen  oder 
aus  dauerhaftem  Holze  gearbeiteten  und  mit  Eisen  beschlagenen 
Cassa,  welche  mit  drei  verschiedenen  guten  Schlössern  versehen  ist 
und  sich  an  einem  feuersicheren,  wohlverwahrten  Orte  der  Kirche 
oder  des  P&rrhauses  befindet,  sorgfaltig  aufbewahrt  werden.  Die 
Schlüssel  zu  den  Cassaschlössem  sind  unter  den  Seelsorger  und  die 
zwei  Kirchpröpste  zu  vertheilen. 

§.11.  Veräusserung  und  Belastung  des  Kirchenvermögens. 

Was  zur  Substanz  des  kirchlichen  Vermögens  gehört,  darf  we- 
der ver&ussert  noch  mit  einer  beträchtlichen  Last  beschwert  werden, 
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ohne  dass  die  päpstliche  und  kaiserliche  Einwilligung  dazu  gegeben 
worden  ist.  Die  näheren  Bestimmungen  znr  Diuchfilmuig  dieser 
Anordnung  des  Art.  XXX.  des  Concordates  enthält  die  päpstliche 
Facultät  vom  3.  April  dieses  Jahres  und  die  Ministerial- Verordnung 
vom  20.  Juni  dieses  Jahres  (Didcesan- Blatt  des  laufendea  Jahres, 
YL  Stück,  S.  44—49.).  Nach  derselben  ist  zur  Yeräusseiniig  eaes 
Kirchengutes  die  kaiserliche  Einwilligung  nothweodig,  wenn  es  den 
Werth  von  100  fl,  ö.  W,  übersteigt.  Als  eine  beträchtliche  Belastong 
ist  jene  anzusehen,  welche  die  Summe  von  1000  fl.  ö.  W.  ub^trifit. 
Als  eine  solche  ist  es  femer  zu  behandeln,  wenn  Omndstueke,  Wohn- 
gebäude oder  Qerechtsame  auf  mehr  als  auf  drei  Jahre  in  Bestand* 
gegeben  werden,  wie  auch,  wenn  ausbedungen  wird,  dass  der  Pacb 
Schilling  oder  Miethzins  für  mehr  als  ein  Jahr  in  vorhinein  zu  ent- 
richten sei.  Als  eine  Veräusserung  oder  Belastung  sind  auch  alle 
Auslagen»  zu  deren  Bestreitung  das  Stammvermögen  in  Ansiniich  ge- 
nommen wird,  die  Au&ahme  von  Passiv-Capitalien,  sowie  die  An^ 
kündungen  von  Capitalien  anzusehen,  wenn  diese  nicht  zum  Zweeke 
einer  neuen  Anlegung  vorgenommen  werden.  Anträge  zu  derlei  Yer- 
äusserungen,  Belastungen  oder  Verpachtungen  sind  an  das  Ordinariat 
zu  stellen. 

§.  12.  Nuigb^mnachung  der  verßigbaren  Bmkn. 

Es  ist  Pflicht  der  Verwaltung,  für  die  rechtzeitige  Einhebung 
der  EirchengefäUe  bedacht  zu  sein,  weshalb  sie  auch  ffir  die  durch 
Nachlässigkeit  oder  zu  grosse  Nachsicht  verursachten  Ausstände  eben 
so,  wie  für  die  m^^glichst  schnelle  Fruchtbarmachung  der  nicht  un- 
mittelbar benöthigten  Erträgnisse  zu  haften  hat.  Hinsichtlich  des 
Sammelgeldes  und  der  Opfergaben  ist  sich  nach  der  zu  gewärtigenden 
Instruction  zu  richten. 

§.  13.  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Ausgaben. 

Hinsichtlich  der  laufenden,  jährlick  wiederkehrendm  Ausgaben 
hat  der  Seelsorger  mit  den  Kircbpröpsten  besonders  bei  Einachaffong, 
Aufbewahrung  und  Verwendung  der  erforderlichen  Qegwurtände  für 
fleissige  Sparsamkeit  Sorge  zu  tragen. 

Ausli^en  für  vorüb^g^h^nde  BedürffSMße^  sofern  sie  iur  einen 
und  denselben  (Gegenstand  im  Qesammtbetrage  die  Swwe  vom  30  fl. 
d.  W.  nicht  übersteigen  und  die  Renten  ohne  alle  Schmälenmg  des 
Stanmivermögens  zur  Bestreitung  derselben  hinreicheut  darf  die  Kir- 
chenvermögens' Verwaltung  ohne  vorausgehende  Einholung  der  Ordi- 
nariatserlaubniss  unter  ihrer  eigenen  Verantwortlichkeit  bewiUigsn. 

Wenn  eine  jährliche  Auslage  auch  nur  von  einem  geriv^en  Be- 
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trage  sjstemisirt  werden  soll,  so  ist  der  Antrag  nnerlässlich  dem 
Ordinariate  vorzutragen. 

§.  14.  UnmdänglichkeU  des  Kirehenvermögens. 

Ueber  die  Frage,  von  wem  und  in  welchem  Masse  bei  unzuläng- 
lichst des  Kirohenvermögens  zur  Bestreitung  kirchlicher  Bedürfiiisse 
beizutragen  sei,  und  in  wie  weit  solche  Leistungen  erzwungen  werden 
können,  bleiben  zufolge  allerhöchster  Entschliessung  vom  3.  October 
1858  für  jetzt  die  bestehenden  Yorschrifken  noch  in  Kraft.  Se.  apo- 
stolische Majestät  haben  sich  jedoch  vorbehalten ,  diese  Angelegen- 
heit mit  Bückfflcht  auf  das  Eirchengesetz ,  die  Landesgewohnheiten 
und  die  durchgeführte  Grundentlastung  neu  zu  ordnen. 

§.  15.  EiMagwig  aufgekünäeter  OapUalien  und  fälliger  Zinse. 

Anliegende  Capitalien  darf  die  Verwaltung  nur  mit  Zustimmung 
des  Ordinariates  und  mit  Beachtung  von  §.  2.  b.  aufkünden,  falls  dies 
als  nothwendig  oder  räthlieh  erscheinen  sollte.  Hingegen  ist  sie  aus 
sich  befugt,  die  rechtmässig  aufgektindeten  Gapitalien,  verfallene  In- 
teressen und  andere  der  Kirche  gebührende  Leistungen  im  Falle  einer 
erheblichen  Zahlungsverzögerung  nach  eigenem  Ermessen  einzuklagen, 
sobald  das  Recht  der  Einklagung  überhaupt  ausser  Frage  erscheint. 

§.  16.  Anlegung  von  Kirchencapitalien. 

Kirchencapitalien  können  nur  unter  pupillarmässiger  Sicherheit 
fruchtbringend  angelegt  werden,  welche  dann  als  vorhanden  zu  er- 
achten ist,  sobald  durch  das  fruchtbringend  anzulegende  Capital  ein* 
schliesslich  der  demselben  vorangehenden  Schuldposten  die  angebotene 
Hypothek,  wenn  Grundstucke  verpfändet  werden,  nicht  über  inoei 
Drittel ,  oder  wenn  sie  auf  einem  Hause  geleistet  wird,  nicht  über 
die  Hälfte  des  wahren  Werthes  belastet  erscheint.  Sofern  ein  Haus 
als  Hypothek  zu  dienen  hat,  ist  die  Einverleibung  desselben  in  eine 
Feuerversicherungs-Anstalt  zu  verlangen  und  das  Verbleiben  in  dersel* 
ben  sorgmtig  zu  überwachen.  Nachdem  die  erforderliche  Sicherheit 
gesetzlich  nachgewiesen  sein  wird,  ist  for  die  Ausfertigung  der  Schuld- 
urkunde und  Verfachung  derselben  nach  den  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Gesetzes  zu  tragen. 

Wenn  ein  Kirchencapital  zum  Ankaufe  von  Staatsschuld-Ver- 
Schreibungen  verwendet  wird,  so  sind  dieselben  zur  Erwirkung  der 
VineuliruBg  fiBr  die  betreffende  Kirche  dem  Ordinariate  vorzulegen. 

II.  Absrhniit:  Annahme  and  Errichtung  neuer  Stiftungen. 

§.  17.  Annahme  wm  Slifkmgen. 
Hinsichtlich  der  Annahme  neuer  kirchlichen  Stiftungen  haben 
sich  die  fftr  diese  Diöcese  bestehenden  Anordnungen  und  Ctopflogen- 
beiten  als  sweokaiftosig  erwiesen  und  werden  daher  odt  der  einzigen 
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Modificatiou,  dass  dabei  die  EioflusHiiahine  der  politischen  Beh^de 
wegföllt,  fernerhin  aufrecht  erhalten.  Es  genfigt  demnach,  folgende 
leitende»  Grundsätze  für  das  Vorgehen  in  dieser  Angelegenheit  fest- 
zustellen. 

a)  Gewöhnliche  Stiftungen  von  hh.  Messen  oder  Aemtem  darf  die 
Kirchenvermögens  -  Verwaltung  ohne  vorlftttfige  Anfragt  beim 
Ordinariate  annehmen. 

b)  Für  eine  jährliche  weltewige  Stiftmesse  wird  ein  pupillarmässig 
sichergestelltes  oder  sicherzustellendes  Capital  von  weniffgtens 
53  fl.  ö.  W.  und  för  ein  jährliches  weltewigee  hL  Amt  ein  g)rtch- 
mässig  gesichertes  Capital  von  tv^igstens  88.  £L  ö.  W.  geordert 

c)  Von  den  Jahresrenten  jedwedem  Stiftungscapitals  o»8S  der  Kircl 
weniffgiens  der  dritte  Theü  rein  verbleiben. 

d)  Aussergewöhnliche  und  grössere  StiftungsantrSge  sind  yw  d& 
Annahme  durch  den  Decan  mit  eignem  Gutachten  dem  Ordina- 
riate zur  Entsc^ieidung  vorzulegen ,  ob  und  unter  weldMa  Be- 
dingnissen dieselben  angenommen  werden  sollen. 

§.  18.  St^ungs- Errichtungen. 

üeber  die  angenommene  Stiftung  verfasst  die  Kirchenvermögens- 
Verwaltung  einen  Stiftsbrief-Entwurf  nach  einer  vom  Ordinariate  nach- 
zutragenden umständlichen  Instruction,  und  übermittelt  ihn  mit  den 
dazu  gehörigen  Urkunden  an  das  Ordinariat,  welches  denselben,  nach- 
dem es  ihn  für  gehörig  erkannt  oder  erforderlich  berichtigt  haben  wird, 
zu  dem  Ende  zurückgelangen  lässt,  damit  die  Parien  des  Stiftbriefes 
ausgestellt,  mit  den  allseitigen  Fertigungen  versehen  und  dem  Ordi- 
nariate zur  Acceptation  und  Ratification  vorgelegt  werden  kann.  Ein 
ungestempeltes  Exemplar  dieser  Parien  ist,  mit  der  Ordinariats-Rati- 
fication  und  Acceptation  versehen,  der  k.  k.  Landesregierung  zu 
übersenden. 

lU.  Abi^chnitt:  Rechiuingslegung. 

g.  19.  Einrichtung  der  Kirchenrechnung, 

Innerhalb  des  ersten  Monats  nach  Ablauf  des  Solarjahres  hat  der 
Seelsorger  mit  Beiziehung  der  Kirchpröpste  eine  genaue  Rechnung  über 
die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  annif^igeai.  Bei  der  Prüfung 
derselben  kann  sich  die  Gemeinde  durch  ihren  Vorsteher,  der  dedbalb 
jedesmal  dazu  einzuladen  ist,  vertreten  lassen.  Bei  der  Abfassung  der 
Rechnung  soll  die  gegenwärtig  vorgezeiohnete,  als  ganz  zweckmässig 
bewährte  Form  beibehalten  und  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
vorgegangen  werden«  Nur  ist  eine  eigene  Rubrik  för  weseraräent-' 
Ucke  Einnahmen,  sowie  for  aueserordeiUHche  Aaajfßben  ex  etöffiien,. 
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damit  das  Veorhftltnifls  der  gewöhnlichen  Einnahmen  zu  den  gewöhn 
liehen  Ausgaben  leichter  in  Evidenz  gehalten  wird. 

Zur  Erzielnng  der  Gleiehförmigkeit  der  Rechnungen  und  der 
erforderlichen  Sicherheit  bei  Ver&ssnng  derselben  wird  das  Ordinariat 
für  den  Verlag  von  Rechnungsblanqueten  sowie  f&r  eüie  praktische 
Anwdsung  zur  Aufnahme  der  Kirchenrechnungen  Sorge  tragen. 
§.  20.  Fertigung,  Revision  und  Erledigung  der  Kirehenreehnung. 
Die  Kirchenrechnung  ist  von  allen  bei  ihrer  Aufhahme  bethei- 
ligten Mitgliedern  zu  unterfertigen  und  mit  allen  Belegen  an  den 
Decan  zu  leiten,  welcher  sie  entweder  persönlich  oder  durch  einen 
ihm  als  Stellvertreter  zngetheilten  Seelsorgspriester  revidirt.  Von  der 
pupillarmftssigen  Sicherheit  der  ausgeliehenen  Capitalien,  von  den 
Veränderungen  des  Inventars,  vom  Stande  der  Kirchen-  und  Pfirände- 
gebäude  und  von  der  vorschriftmftssigeh  Aufbewahrung  der  Urkunden 
und  des  Baargeldes,  woröber  in  den  Bevisionsbemerkungen  berichtet 
werden  muss ,  wird  der  Decan  bei  Gelegenheit  der  ihm  obliegenden 
Kirchenvisitation  sich  die  erforderliche  Ueberzeugung  verschaflFen. 
Nach  Behebung  aller  wahrgenommenen  Mängel  und  Anstände  leitet 
der  Decan  sämmtliche  documentirte  Rechnungen  seines  Bezirkes  mit 
den  betreffenden  Bemerkungen  an  das  Ordinariat,  welches  dieselben 
überprüft  und  erlediget. 

B.  Vencältunff  des  Pfründevermögens. 

I.  Abächniit:  Bpi  besetzten  Pfründen. 

§.21.  Bestandtheile  des  JPfründevermögens, 

Das  hier  in  Betracht  kommende  geistliche  Phründevermögen  be- 
steht ans  den  einem  kirchlichen  Säcular-Beneficium  eigenthümlich  ge- 
hörigen Gebäuden,  Grundstücken,  Wirthschafts-  oder  Wohnungser- 
fordernissen, Capitalien,  Einkünften  und  Rechten,  deren  Nutzungen, 
Zinsen  und  Erträgnisse  zum  Unterhalt  des  geistlichen  Pfrandners 
nach  der  Verfassung  des  Beneficiums  bestimmt  sind.  Dazu  gehören 
insbesondere  die  Grundentlastungs- Schuldverschreibungen,  in  welchen 
das  Entschädigungscapital  der  Pfründe  enthalten  ist.  Dasselbe  bildet 
einen  Theil  des  Stammvermögens  der  Pfründe  und  unterliegt  allen 
fQr  die  Erhaltung  und  Bewahiung  des  letztem  sowie  den  in  Beziehung 
auf  das  Recht  und  die  Modalitäten  der  Nutzniessung  dieses  Ver- 
mögens bestehenden  Vorschriften. 

§.  22.  Beehie  des  Pfründners. 

Das  unbewegliche  und  bewegliche  geistliche  Pfiründevermögen 
wird  von  dem  Pfründner,  es  mag  derselbe  eine  geistlich^  Person 
oder  eme  geitUiohe  Corporation  sein,  wie  biriier  nach  den  fBr  die 
Fmchtniesser  beetehenden  Vorschriften  verwalte,  wobei  er  nie  ver* 
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gössen  darf,  dass  er  der  unversehrten  Erhaltimg  des  StammvennOgens 
and  aller  Gegenstände  des  Pfrände-Inventars,  wie  auch  der  dazu  ge- 
hörigen Oeb&ade,  die  gewissMhatteste  Obsorge  schulde.  Was  insbe- 
sondere die  Nntzung  von  den  zu  der  Ffr&nde  gehörigen  Waldungen 
betrifft,  wird  der  geistliche  Pfrändner  in  Beobaohtmig  der  beste- 
henden Gesetze  bedacht  sein,  dass  bei  dieser  Art  des  Stammyermögeiis 
das  Interesse  der  Nachfolger  gewahrt  werde. 

Hatte  ein  Benefidnm  bisher  einen  eigenen  Schriftführer,  so  soll 
es  in  Zukunft  zwar  bei  dieser  Gepflogenheit  sein  Verbleiben  haben; 
aber  er  verwaltet  das  Pfrändevermögen  nur  im  Namen  und  unter  der 
Verantwortlichkeit  des  Pfröndners.  Bez^lich  jener  Cooperatur-  und 
Hüfspriester  -  Stiftungen ,  deren  Verwaltung  stißwnffBmässiff  einem 
ebenen  Schriftfiohrer  zusteht,  ist  dieser  verpflichtet,  aber  seine  Ver- 
waltung jährliche  Rechnung  zu  stellen  und  sie  mit  dem  Inventarinnii 
den  Sohuldurkunden  und  anderweitigen  Bechnungabelegen  dem  Seel- 
sorger, welchem  der  Gtenuss  der  Stiftung  gegen  die  Vetpflegung  und 
Salarirung  des  bezuglichen,  ihm  zugeth^ten  Cooperators  zusteht,  zur 
Pröfung  vorzulegen. 
§.  23.  Vori^riftm  bejniglich  der  VerwaUung  des  Pfrimdevermßgens, 

Hinsichtlich  der  Verfassung  und  Führung  des  Pfrände-InventarSf 
der  Veräusserung  und  Belastung  der  Substanz  des  PMndegutes ,  der 
fruchtbringenden  Anlegung  oder  Aufkündung  von  Pfründecapitalien, 
der  Annahme  von  Stiftungen  zu  Gunsten  einer  geistlichen  Pfründe  und 
der  Nachweisung  der  vorgefallenen  Vermehrung  oder  Verminderung 
des  Pfründevermögens  —  gelCen  für  den  geistlichen  Pfründner  die 
nämlichen  Vorschriften,  weldie  rücksichtlich  der  Verwaltung  des 
Eirchenvwmögens  festgesetzt  worden  sind,  und  er  wird  hierüber  durch 
eine  eigene  Instruction  die  ausfuhrliche  Anweisung  erhalten.* 

§.  24.  Vorschriften  gegen  Deieriorirungen  der  Pfründen. 

Es  ist  Pflicht  des  Decans ,  dem  Pfründner  Vernachlässigungen 
der  Gebäude,  sowie  des  Pfründevermögens  überhaupt,  im  Namen  des 
Ordinariates  zu  rügen  und  im  Falle  der  Erfolglosigkeit  der  Ermahnung 
die  Anzeige  an  das  Ordinariat  zu  leiten. 

§.  25.  JBechtsstreiiigkmtetL 
Der  geistliche  Pfirfindner  ist  befugt,  die  rechtmässig  aufgekSn* 
deten  Pfrundecapitalien,  die  von  derlei  Capitalien  fölligen  Interessen 
und  andere  der  Pfründe  gebührenden' Leistungsin  nach  eigenem  £r* 
messen  Anzuklagen.  Ausserdem  aber  darf  er  keine  dm  Pfriüide 
angehende  Bedrtsstreitigkeit  ohne  bisehMiehe  EiftwiUigaiig  be* 
gianeii. 
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II.  AbscbniU:  Bei  erledigr«n  Pfründen. 

§.  26.  Firovision  einer  erledigten  Pfründe. 

Bei  Erledigung  von  Pfarren  oder  andern  SäcalarpMnden,  welche 
nicht  ßur  eine  geistliche  Corporation,  die  eine  gemeinschaftliche  Ver- 
waltung hat,  bestimmt  sind,  wird  das  Ordinariat  die  Verwaltung  des 
PfründevermOgens  in  der  Begel  d«m  von  ihm  aafgestellten  Verweser 
des  geistlichen  Amtes  übergeben. 

§.  27.  GehaU  dee  Previsors. 

Hinsichtlich  des  Qehaltes  der  Provisors  jener  erledigten  Pfrün* 
den,  deren  Beinertrag  in  den  Belii^onsfond  fliesst,  haben  Se.  k.  k. 
apostolische  Majestät  zu  genehmigen  geruht,  dass  das  durch  aller- 
höchste EntSchliessung  vom  19.  Februar  1854  für  drei  Jahre  gemachte 
Zugeständniss,  zufolge  dessen  jener  Oehalt  bei  Pfründen,  deren  Jahres- 
erträgniss  500  fl.  C.-M.  nicht  erreicht,  mit  monatlichen  25  fl.  G.-M., 
bei  Pfründen  aber,  die  ein  Jahresarträgniss  von  500  fl.  G.-M.  oder 
darüber  abwerfen,  mit  monatlichen  30  fl.  G.-M.  zu  bemessen  ist,  auch 
nach  Ablauf  der  drei  Jahre  fortzudauern  habe.  Die  bischöfliche 
Vorsammlung  vom  Jahr  1856  hat  ferner  der  kaiserliehen  Begierung 
den  Wuns(^  darg^egt,  dass  die  Verweser  erledigter  Pfründen  fortan 
nicht  verpflichtet  würden,  die  bei  diesen  gestifteten  Messen  anders 
als  gegen  das  vom  Bischöfe  festgesetzte  Stipendium  zu  entriohtra. 
Se.  k.  k.  apostolische  Majeatftt  haben  auch  diese  Bestimmung  zu  ge- 
nehmigen geniht,  und  es  tritt  dieselbe  bei  allen  Provisoren,  welche 
erledigte  Cui'atpfründen  nach  dem  1.  Jänner  1859  übernommen  haben, 
in  KraiL 

§.  28.  Änaeiffe  der  FfovisionshBesMitfimg. 

Der  vom  Ordinariat  ernannte  Temporalien  -  Verwalter  einer 
Pfründe,  deren  Intercalar-Beinertrag  in  den  Beligionsfond  fliesst,  wird 
nebst  dem  Tage  der  Erledigung,  wie  seither,  der  h.  Landesr^erung 
angezeigt  werden,  damit  diese  denselben  entweder  im  Namen  des 
Beligioosfoncl^  gntheissen  oder  ihm  einen  Mitverwalter  beigeben  könne. 
§.  29.  (/ißber^e  der  Temperälien^VerwdUung  an  den  Prome&r. 

Der  Pecan  hat  mit  Intervenirung  der  Mitglieder  der  Kirchen- 
vermögens-Verwaltung  daför  zu  sorgen,  dass  alle  Oegenstände  des 
KirchoiH  und  Pfründe^Inventars  aus  dem  Nachlasse  des  verstorbenen 
oder  aus  dem  Vermögen  des  abgetretenen  Pfirindners  ausgeeefaieden 
und  nöthigen&Us  ergtazt,  dann  aber  dem  Provisor  übergeben  und 
von  diesem  bi»  mm  iäntritte  des  Nachfolgers  gehörig  verwahrt  und 
erhallten  wMden. 

%.  30.  Stedmg  der  Iniercaiarreehmmg. 

Di^  Int^mlinrechnung  ist  fOr  die  Begierung  den  bestehend«! 
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Vorschriften  gemäss  von  Qeorgi  zu  Oeorgi  m  stellen.  Damit  aber 
wegen  der  in  dieser  Diöcese  vietfftltig  bestehenden  Verschiedenheit 
der  Verfall-  und  Verrechnungszeit  mancher  PfründengefftUe  kein  Plründ- 
ner  in  seinem  Einkommen  irgendwie  verkfirzt  werde,  haben  der  Vor- 
fahrer oder  sein  Verlasscnrator  und  der  Nachfolger  unter  sich  die 
dem  Bechte  des  jedwedem  entsprechende  Ausgleichung  zu  pflegen  und 
hieyon  dem  Ordinariate  Bericht  zu  erstatten. 

§.31.  Nachsicht  der  Interealar-Reehnungsstdlung. 

Bei  Pfründen^  deren  Einkünfte  ausschliesslich  in  baarem  Grelde 
bestehen^  oder  welche  Gongma-Ergftnzungen  aus  dem  Religionsfonde 
beziehen,  erscheint  die  Legung  der  Mercalar-Bechnung  überflüssig, 
weil  im  ersten  Falle  der  für  den  Beligionsfond  entfallende  Beinbetrag 
von  selbst  sich  ergibt  und  im  zweiten  Falle  das  Pfrfinde-Erträgniss 
den  Provisionsgehalt  nicht  übersteigen  wird. 

§.  82.  InstaUatian  des  neuen  Pfründners. 

Sobald  der  neiernannte  Pfiründner  die  canonische  Einsetzung  er- 
halten hat,  wird  der  Tag  derselben  der  h.  Landesregierung  wegen 
Abschlusses  der  Intercalar- Periode  bekannt  gegeben  imd  an  einem 
bestimmten  Tage  durch  den  bischoflichen  Commissär  die  Investirung 
desselben  nach  den  bestehenden  Vorschriften  yollzogen.  Das  über 
diesen  Act  aufzunehmende  Protokoll  ist  an  das  Ordinariat  einzusenden. 

Brixen,  am  Feste  der  hl.  Schutzengel,  2.  September  1860. 

Vinzenz,  Fürst-Bischof. 

2,  Instruction  vom  24.  Nov.  1860  für  die  Seelsorger  in  Be^eff  der 

VerwaUung  des  QoUeshamS'  Vermögens. 

(Aus  dem  Brizeoer  DiooesaablAtt  1860.  Vin.  89.  S.  78  f.) 

Mit  dem  Beginn  des  Solarjahres  1861  geht  die  unmittelbare 
Verwaltung  des  Vermögens  der  Gotteshäuser  der  Diücese  Brixen  in 
die  Hände  der  betreffenden  Seelsorger  über.  Damit  Übernehmen  sie 
nach  Massgabe  der  ihnen  übertragenen  Wirksamkeit  auch  die  Ver- 
antwortlichkeit und  Haftung  for  das  anvertraute  Eirchengut.  Es  liegt 
daher  vorzüglich  daran,  dass  sie  bei  der  Uebemahme  der  Verwaltung 
sowohl  sich  selbst  über  den  Stand  des  KirchenvermögNis  volle  Oe« 
wissheit  verschaffen,  als  auch  das  Ordinariat  hierüber  in  verlüssliche 
Eenntaiss  setzen.  Es  ist  daher  unerlftsslich,  dass  jeder  Ottsseelsorger 
mit  Beiziehnng  der  ihm  zugetheilten  IQrchpröpste  und  eines  Öemmnde- 
Vertreters  noch  vor  der  Ärmlichen  Uebemahme  die  Herstellung  eines 
genauen  Inventars  über  das  Vermögen  der  seiner  Pastorirung  unter- 
stehenden Kirchen  nach  dem  nachfolgenden  Formulare  besorge.  S^ 
b^  ist  ^  näehstmrhergehende^  adjustjbrte  Sirdwa^linung  z^ 
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Qrunde  zu  legen.  Es  soll  aber  besonders  r&cknchtlieh  des  capita« 
lischen  Vermögens  bei  jeder  einzelnen  Post  untersucht  werden,  ob  die 
betreffende  Schuld-Urkunde  vorhanden,  geriditlich  ausgestellt  und 
verdacht  sei,  nnd  auf  deiyenigen  laute,  der  in  der  Bechnung  als 
Schuldner  erscheint.  Das  Ordinariat  glaubt  Toraussetzen  zu  dürfen, 
dass  £ar.  diese  Arbeit  ein  Grundbuch  und  insbesondere  ein  genaues 
Capitalienbuch  bei  jeder  Kirche  vorhanden  sei,  weswegen  mehr  nur 
eine  sorgfältige  Eevision  erforderlich  sein  wird. 

Das  Ordinariat  gewärtiget  mit  Beginn  des  Verwaltungsjahres 
1861  die  verlässliche  Anzeige,  dass  dieser  Weisung  entsprochen,  und 
insbesondere  rficksichtlich  der  Schuldtitel  für  die  CapitaUen  keine 
Unrichtigkeit  vorhanden  sei. 

Von  vorzuglicher  Wichtigkeit  ist,  dass  jeder  Seelsorger  sieh 
thunlichst  brauchbare  und  verlässliche  KirohprOpste  zu  verschaffen 
suche,  und  sie  zu  einer  verständigen,  ulnsiehtigen  nnd  genauen  Be- 
sorgung der  ihnen  übertragenen  Qesehifke  in  leichtfa«slicher  Weise 
anleite.  Ueber  ihre  Wahl  und  die  ihnen  obUegenden  Geschäfte,  ent^ 
halten  die  DiOcesan-^Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
Vermögens  in  den  §§•  6.  7.  10.  12.  13,  14.  so  wie  die  für  dieselben 
besonders  verfasste  Dienstes-Instruction  die  nöthigen  Auftchlnsse. 

Es  liegt  diesfalls  dem  Seeisorgw  besonders  die  Verfügung  ob, 
dass  den  Kirchpröpsten  am  Anfange  eines  jeden  Jahres  aus  der  nächst^ 
vorhergehenden  Kirchenrechnung  ein  sogenanntes  Einziehungs-Be- 
gister,  d.  h.  ein  einfaches,  für  den  gemeinen  Mann  leicht  verständ- 
liches Verzeichniss  der  von  ihnen  im  Laufe  des  Jahres  einzuhebenden, 
ständigen  Beuten  der  Kirche  in  die  Hände  gegeben  werde,  worin  jede 
zahlungspflichtige  Partei,  der  Titel  und  Betrag  der  Schuldigkeit,  so 
wie  die  Zeit  der  Abstattung  bezeichnet,  und  eine  Bubrik  zur  Beisetzung^ 
der  erhaltenen  Bezahlung  offen  zu  lassen  ist.  Diese  Einziehungsliste 
soll  den  bezüglichen  Bnbriken  der  Kirchenrechnung,  aus  denen  sie 
gezogen  ist,  entsprechen,  und  dient  bei  der  Verfassung  der  Kirchen- 
rechnung  zum  Anhaltspunkte.  Zur  grossem  Bequemlichkeit  hat  das 
Ordinariat  eine  Auflage  zweckmässig  rastrirter  Bogen ,  welche  zur 
Anfertigung  der  in  Bede  stehenden  Einziehungs-Begister  benützt  wer- 
den können,  veranstaltet.  Der  allfällige  Bedarf  soU  anher  ange- 
zeigt werden. 

Welche  Gegenstände  der  Seelsorger  jährlich  an  den  aUflUligen 
Patron,  so  wie  an  die  k.  k.  Begierung  zu  Ititen  hat,  ist  in  den  §§.  2. 
3.  und  4.  der  Verordnungen  ausgedrückt.  Die  Privatpatrone  sind 
von  den  betreffenden  Seelsorgern  vorläufig  von  der  Uebertragung  der 
Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pfründevermögens  an  die  kirchliohen 
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BehSrdeni  so  wie  von  den  — dieselben  betreffenden  Paragraphen  der 
Ordinariats- Verordnungen  in  die  Kenntniss  zn  setzen. 

Sehr  dringend  and  nnter  strenger  Verantwortlichkeit  wird  allen 
Seelsorgern  an  das  Herz  gelegt,  dass  sie  das  Anwachsen  voti  Benten- 
Bückständen  mit  allen  ihnen  zu  Oebote  stehenden  Mitteln  verhindern, 
för  die  mOglidiBt  schnelle  Fruchtbarmachong  der  nicht  onmittelbar 
benöthigten  Oeldvoiräthe  Sorge  tragen,  die  gesetzliche  Sicherheit  der 
Eirchencapitalien  fortwährend  in  fleissiger  Evidenz  halten,  und  bei 
Ansiagan  Ar  vorfibergehende  BedOrfhisse  die  ihnen  im  §.  18.  der  Vor- 
schriften ertheilte  Befognies  keinesw^  überschreiten. 

Hinaichtlich  der  Annahme  nnd  Errichtung  nener  Stiftungen  ent- 
halten die  §§.  17.  und  18.  der  Verordnungen  die  erforderliche  An- 
weisung. In  Betreff  der  Ausfertigung  der  Stiftbriefe  sind  die  weiteren 
Verfügungen  zu  gewärtigen. 

Die  Kirchenrechnungen  sind  nach  dem  angeschlossenen  [wegen 
der  Schwierigkeit  deia  Satzes  von  uns  hier  weggelassenen]  Formnlare 
einzurichten,  und  es  wird  den  diesfUligen,  im  §.  19.  und  20.  der  Vor- 
schriften ausgedrückten  Bestimmungen  nur  die  Erinnerung  befgefBgt, 
dasB  die  rechtzeitige  Einsendung  der  Kirchenrechnungen  unefiässJ^ 
verlangt  werden  muas,  da  jede  Unordnung  in  dieser  Beziehung  das 
bevorstehende,  ohnehin  grosse  (Geschäft  ungemein  erschweren  wtbrde. 

Die  Kirchenrechnungen  vom  Jahre  1860  werden  noch  nach  den 
bisherigen  Vorschriften  gestellt,  revidirt  und  adjustirt. 

Der  Bedarf  an  rastrirten  Bogen  zur  Anfertigung  der  Kirchen- 
rechnungen und  des  oben  erwähnten  Inventars  soll  anher  angezeigt 
werden,  da  das  Ordinariat  ftr  die  Auflage  derselben  gesorgt  hat. 

Fürst-BiscMfliehes  Ordinariat., 

Brixen,  den  24.  Novemb^  1860. 

Vmaene^  Fftrstbisebof. 

3.  Jnstructim  vom  »4.  Nov.  1860  für  die  Kirehpröpäe  im  Beireff 

des  Got^shau9^Vermögens, 

(Au  d«m  Briz«n«r  Dföcesanblatt  ISSa  VID.,  4a  S.  S7  f.) 

§.  1.  Beschreibung  des  Kirehenvermogens. 

Di0  Kirchpröpste  werden  dem  Seel^rger  zur  Verwaltung  des 
Vermögens  der  ihm  untergeordneten  Kirche  zugetheilt^  und  unter- 
aAütaen  sidi  einander  in  ihrem  Geschäfte. 

Da  sie  mit  dem  Seelsorger  fir  das  Kirchenvermögen  verantwort- 
lidi  sind,  so  mnss  es  gleich  bei  ihrem  Einstände  ihre  .erste  9^^ 
sein,  mit  dem  Seelsorger  eine  ganz  genaue  Beschreibung  dee  KircheB' 
Vermögens  zusamnenzusteUen ,  wozu  dem  Seelsorger  die  AnweisaDg 
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mitgetheilt  worden  ist,  und  sich  Punkt  ffir  Punkt  zu  überzeugen,  ob 
insbesondere  die  in  der  letzten  Kirehenreehnung  au^cfeffthrten  Gapi- 
tals^Posten  mit  den  sich  daravt  beziehendmi  Schuldbriefen  genau 
überemstimmen. 

§.  2.  Bkmehwi^S'Begister. 

Zur  rechtzeitigen  und  sichem  Eintreibung  der  Capitalszinse  und 
anderweitigen  QefäUe  der  Kirche  haben  sie  sich  gleich&Us  schon  beim 
Einstände  in  ihr  Amt,  so  wie  am  Anfange  eines  jeden  Verwaltungs-* 
Jahres  eine  Einziehungs-Liste,  das  heisst,  ein  Verzeichniss  aller  Jahres- 
Einkünfte  der  Kirche  zu  verlangen,  welches  der  Seelsorger  nach  der 
ihm  ertheilten  bischöflichen  Weisung  verfassen,  und  worfiber  er  sie 
verständigen  wird,  wie  nach  demselben  vorgegangen,  und  wie  Ins- 
besondere jede  geschehene  Bezahlung  am  rechten  Platze  zugeschrieben 
werden  soll. 

§.  3.  KirchefUruhe. 

Zu  der  mit  drei  Schlössern  versehenen,  feuerfesten  Kirchentmhe, 
welche  bei  jeder  Seelsorgskirche  vorhanden  sein  mues,  behält  einen 
Schlüssel  der  Seelsorger,  und  die  übrigen  zwei  Schlüssel  werden 
unter  die  beiden  Kirchpröpste  vertbeilt.  In  diese  Kirchentruhe 
müssen  nebst  den  Schuldbriefen  und  übrigen  kirchlichen  Urkunden  alle 
Kirchengelder,  mit  Ausnahme  kleiner  Beträge  zu  laufenden  Aufleben, 
gelegt  und  sorgfältig  verwahrt  werden. 

§.  4.  Opfer-  und  Sammdgdd. 

Das  eingegangene  Sammel-  und  Opfergeld  wird  von  den  Kirch- 
pröpsten im  Beisein  des  Seelsorgers  gezählt,  in  einer  eigenen  Liste 
vorgemerkt,  und  am  Ende  des  Jahres  unter  den  unständigen  Einnahmen 
in  einer  Summa  verrechnet. 

§.  5.  Vorsorge  gegen  das  Afiwacksm  vtm  BiüA8tände9^ 

Eine  besondere  Sorgfalt  haben  die  Kirchpröpste  darauf  zu  rich- 
ten, dass  sie  die  Renten  der  Kirche  fortan  rechtzeitig  zu  erhalten 
suchen,  und  die  Bückslände  nicht  anwachsen  lassen.  Sollte  es  sich 
ergeben,  dass  irgend  eine  Schuldpost  über  zwei  Jahre  ausständig  ist, 
so  haben  sie  dieselbe  mit  Yorwissen  des  Seelsorgers  durch  das  Gericht 
betreiben  zu  lassen,  widrigenfalls  sie  tav  einen  aus  ihrer  ungebürlichen 
Nachsicht  erwachsenen  Verlust  zu  haften  hätten.  Das  Becht,  unein- 
bringliche Posten  abschreiben  zu  lassen,  bleibt  dem  Ordinariate  vor- 
behalten, an  welches  sohin  die  Verhandlimgen  hierüber  zu  leiten  sind. 
§.  6.  Sarge  für  die  Sicherheit  der  Capitaiien. 

Sofern  die  Kirchpröpste,  denen  überhaupt  die  bestmögliche  Sorg- 
falt für  die  Sicherheit  der  Kirchen  -  Capitaiien  obliegt,  wahrnehmen 
würden,  dass  ein  Kkchdn-Capital  in  Verlust  gerathen  könnte,  so  haben 


sie  den  Serisorger  dfiranf  aofkaerksam  zu  machea,  damit  er  aaeh 
der  ihm  ertheilton  Weisang  Vorsorge  treffe*  Auch  liegt  dim  Kirch- 
pröpsten  ob,  in  allen  Fällen,  wo  eine  capitalieche  Sckuldpoat  an  die 
Kirche  vom  gegenwärtigen  auf  einen  andern  Schuldner  ubertnigm  wer* 
den  soll,  das  Geeignete  vorKükefaren,  damit  in  dem  neuen  Schuldbrief 
die  gerichtliche  Uebertragong  (Devolution)  gehörig  durcfagefthrt  werde« 

§.  7.  Einschaffwig  der  zum  h'rchlichen  Verbrauche  hesiimmten  Ge- 
genstände. 

Hinsichtlich  der  Einschaflung,  Aufbewahrung  und  Verwendung 
der  im  Laufe  des  Jahres  zum  Verbrauche  bestimmten  Gegenstände, 
z.  B.  Wachs,  Oel,  Opferwein  u.  s.  w.  sollen  die  Kirchpröpste  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Seelsorger  auf  gewissenhafte  Sparsamkeit  be- 
dacht sein,  und  die  dafür  ausgestellten  Bechnungen  der  Verkäufer 
erst  dann  bezahlen,  sobald-  sie  vom  Seelsorger  zur  Bezahlung  unter- 
fertiget worden  sind. 

§.  8.  AußSndigmig  und  Afdegunug  wm  Kirdhen^Oapikdien. 

So  oft  Kirchen  -  Capitalien  aufgekfindet,  oder  neu  auszuleihen 
sein  werden,  sind  die  Kirchpröpste  verpflichtet  den  Seelsorger  hievon 
in  Kenntniss  zu  setzen,  damit  im  Einverständnisse  mit  ihm  nach  den 
in  dieser  Beziehung  besonders  getroffenen  Anordnungen  vorgegan- 
gen werde. 

g.  9.  Aufsicht  über  die  kirchlichen  Bauiichkeiten,  Grundstücke^  Wal- 
dungen etc. 

Endlich  wird  dm  Kirchpröpsteo  besimdera  an's  Herz  gelegt,  den 
Zustand  der  kirchlichen  Gebäude,  so  wie  der  etwaigen  kirchlichen 
Grundstücke,  Waldungen  u.  dgl.  in  guter  Aufeicht  zu  erhalten,  und 
bemerkte  Mängel  dem  Seelsorger  frühzeitig  anzuzeigen. 

§.  9.  Verfassung  der  Kirchetirechnungen 

Zur  Verfassung  der  jährlichen  Kirchenrechnung  haben  die  Kirch- 
pröpste ihre  Einziehungs-Liste  nebst  dem  Verzeichniss  aller  ander- 
weitigen veränderlichen,  zufalligen  und  ausserordentlichen  Einnah- 
men, so  wie  aller  Ausgaben  mit  den  dazu  gehörigen  Quittungen  dem 
Seelsorger  vörzulegeu,  und  ihm  bei  der  im  ersten  Monate  des  neuen 
Jahres  zu  verfassenden  Kirchenrechnung  verhülflich  zu  sein. 

FBrst-Bis^chSfüehes  Ordinariai. 

Brixen,  den  24.  November  1860. 

F«fue«M,  Füistbischof. 
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4.  iMtmetim  vom  21.  Nm  1860  für  die  Gememäe-VarOehet  in  Be- 
treff des  Gotteshaus-  Vermögens. 

(Ana  dem  Brixeser  DiöoMMibUH  1^.  IX ,  48.  £.  169  f.) 

Zufolge  des  Uebereinkommens  zwischen  dem  Heiligen  Vater  Papst 
Pius  IX.  and  imserm  Darchlaueht^[stea  Kaisw  Frans  Joseph  haben 
Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  mit  a.  h.  fiatschliessung.Tom  3.  Oc- 
tober  1856  angeordnet,  dass  die  Verwaltung  des  KirchenTermögens 
von  nun  an  von  der  kirchlichen  Behörde  übernomiien.werde. 

Zu  diesem  £nde  haben  Seine  Farstbischöfliohe  Gnaden,  unser 
Hoehwürdigster  Oberhirt  die  Vorschriften  festgesetzt,  nach  welchen 
in  der  Diöcese  Brixen  diese  Verwaltung  gepflogen  werden  soll. 

Diese  bischöflichen  Vorschriften  haben  am  1.  August  1660  die 
hohe  Hinisterial-Bestätigung  erhalten.  Demnach  ät  an  alle  Seelsor- 
ger des  Bisthums  die  Weisung  ergangen ,  dass  jeder  dersdben  mit 
zwei  ihm  zugetheilten  Kirchpröpsten  die  Verwaltung  des  Vermögens 
seiner  Kirche  vom  1.  J&nner  1861  angefangen  beseite. 

Hievon  werden  im  Auftrage  des  Hochwürdigsten  Färstbischo- 
fes  durch  den  gegenwärtigen  Ordinariats*Erlasd,  welchen  jeder  Seel- 
sorger der  betreffenden  Gemeinde-Vorstehung  mitzutfaeilen  hat,  sämmt- 
liche  Seelsorgsgemeinden  dieses  Bisthums  in  die  Kenntniss  gesetzt.  . 

Mit  dieser  Anzeige  verbindet  das  Ordinariat  die  angelegene  und 
zutrauliche  Aufforderung,  dass  die  Gemeinden  nach  Massgabe  des 
ihnen  zustehenden  Einflusses  ihren  Seelsorgern  nach  bestem  Erkennen 
und  Vermögen  im  Verwaltungsgesehäfte  an  die  Hand  gehen. 

Insbesondere  aber  sind  es  folgende  Punkte,  welche  im  Sinne  der 
oberhirtlichen  Verwaltungs-V(»-schriften  der  Sor|^t  und  Willfährig- 
keit der  Gemeinden  an's  Herz  gelegt  werden : 

1.  Es  ist  jeder  Gemmde  bekannt,  wie  ungemein  viel  in  der  zeit- 
lichen Gebarung  und  Wirthschaft  für  das  Gotteshaus  an  ver- 
ständigen, gewissenhaften  und  fleissigen  Kirchpröpsten  gelegen 
ist  Bei  der  Wahl  und  Aufstellung  derselben  bedarf  der  Sedsor- 
ger  nothwendig  das  Gutachten  der  Gemeinde.  Dieser  liegt  da«- 
her  vor  Gott  und  ihrem  Gewissen  ob,  dass  sie  fflr  dieses  wich- 
tige und  muheVoUe  Amt  stets  erpropt  rechtschaffene,  des 
Gesdiäftes  fähige  und  so  viel  möglich  wohlhabende  Männer  aus 
ihrer  Mitte  in  Antrag  bringe. 

2.  Bei  der  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  ist  es  für  den  Seel- 
sorger und  die  Kirdipröpste  von  grösster  Wichtigkeit,  die  volle 
Ueberseugung  zu  gewinnen,  dass  die  Kirchencapitalien  allenthal- 
ben ohne  Verlusts-Gefahr  anliegen,  oder  irgendwo  mit  erforder- 
licher Sicherheit  neu  angelegt  werden  können.    In  dieser  Be^ 
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oehiuig  liat  in  der  Regel  die  Gemeinde  die  verUbwlicluto  Kennt- 
niss  und  daher  anoh  die  Pfficht,  die  KirohenToistehiing  reeht- 
z^tig  aaftnai[sam  zu  qmchen,  damit  das  Gut  des  Gotteehaum 
vor  Schaden  bewahrt  werde.  • 
8.  In  gleicher  Weise  soll  es  der  Gemeinde  daran  gelegen  aein,  w 
Yiel  an  ihr  liegt,  *zu  sorgen  und  aufineilaam  zu  maeken,  das 
die  kirchlichen  Gebäude  fortan  im  guten  Stande  erhalten,  ssd 
bauliche  GebriAhen  immer  rechtzeitig  gehoben  werden.   Sndlidi 

4.  soll  der  GemeindeTorsteher  oder  ein  yerst&ndiger  Vertreter  deft- 
selben  an  der  Revision  der  Eirchenrechnungen  Theil   nehmen. 

.  Da  bei  dieser  Gelegenheit  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  dr 
Kk^he  Punkt  f&r  Punkt  geprüft  werden  sollen,  so  wird  er  di 
beste  Gelegenheit  finden,  im  Namen  der  Gemeinde  oad  zue 
Frommen  des  Eirchengutes  aufinerksam  zu  machen,  was  bei 
Anschaffung^,  Herstellungen,  Nutzbarmachung  der  Cassa^Baar- 
schaft  u.  s.  w.  zum  Vortheile  der  Kirche  angewendet  werdeo 
kOnirte,  oder  vermieden  werden  soll. 

FürsOnschöfliches  Ordinariai. 
Brixen,  den  24.  November  1860. 
Johann  DuiUe,  Ganzler.  Lorene  Singer^  Secretfir. 

5.  Erlast  des  fürsib,  Ordinariats  von  Brixen  vom  16,  Mai  1863, 

die  RecbDungen  Ober  das  Vermdgen  der  Kircben  eines  OflV^nClicben   Patronates 

belrefl^d. 

(Brixener  DiocesanbUtt  ISCS.  IV.  Stück.  18.) 

In  den  Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Kirchen-  und 
Pfrflnde- Vermögens  dieser  Di()ce8e  §§.  2. 3.  und  4.  sind  wohl  die  recht- 
lichen Grundsätze  über  das  Verhältniss  des  Patrons  zur  Eirchenver- 
mögens-Verwaltung  in  kurzen  Umrissen  ausgesprochen.  Die  nähere 
Art  und  Weise  jedoch,  wie  die  k.  k.  Regierung  dte  ihr  in  Hinsicht 
auf  Kirchenvermögens-Verwaltungen  landesfUrsffiehen  Paironaks  zu- 
kommende Stellung  handhaben  werde,  konnte  damals  nodi  nicht 
bestimmt  werden. 

Inzwischen  hat  die  k.  k.  Statthalterei  auf  Grund  der  h.  k.  k- 
Staatsministerial-Erlässe  vom  31.  August  v.  J.  Nr.  ^**/i63  und  yom 
10.  Februar  d.  J.  Nr.  ^^^s/^i  C.  ü.  unter  dem  12.  November  v.  J.  Nr. 
«»Vasee  ™d  H-  März  d.  J.  Nr.  «»V404  die  Art  des  diesftlKgfen 
Vorgehens,  welches  sofort  einzuhalten  ist,  angeordnet. 

Es  wurden   nämlich  die  k.  k.  Bezirksämter  als  Begierungs- 
commissäre  ffir  das  öffentliche  Patronat  bestellt,  und  sodaan 
Weitem  angeordnet,  wie  folgt: 
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»Wenn  es  sieh  mn  ein  KirchenvennOgen  &£fentliehen  Patronats 
bandelt,  weldies  im  Amtssitze  des  Bezirksamtes  verwaltet  wird,  so  ist 
der  k.  k.  Bezhrksyorsteher  oder  ein  Stellrerkreter  desselben  zur  Bech- 
nnngsberiebtignng  beizuziehen;  wenn  aber  die  Verwaltung  ausserhalb 
des  Amtssitzes  gefthrt  wird,  so  ist  dem  k.  k.  Bezirksamte,  um  Kosten 
zu  ersparen,  die  betreffmde  Beehnung  zur  Einsicht  und  zur  Abgab)^ 
seiner  allftlligen  Bemerkungen  mitzutheilen.« 

Diese  hohe  Anordnung  wird  den  Vorstehungen  der  Kirchen 
öffentlichen  Patronates  mit  den  weitern  Bestimmungen  zur  genauen 
Damachachtung  bekannt  gegeben: 

1.  Dass  dieselben  an  Orten  mit  dem  Amtssitze  eines  Bezirks- 
amtes ,  nach  berateter  Beehnung ,  im  Benehmen  mit  dem  k.  k.  Be- 
zirksTorsteher  den  Tag  der  Bechnungsberichtigung  vorlftofig  verein- 
baren, hingegen 

2. '  An  Orten  ausserhalb  des  Amtssitzes  eines  Bezirksamtes  die 
fertigen  Bechnungen  mit  den  Belegen  unverweilt  dem  Bezirksvor- 
steher als  k.  k.  Patronatscommissär  einsenden  sollen. 

Die  berichtigten  und  belegten  Bechnungen  sind  sodann  nebst 
den  allfälligen  Bemerkungen  des  k.  k.  Patronatscommissärs  zur  gesetz- 
lichen Bevision  und  Adjustirung  im  Wege  des  Decanalamtes  ans 
Ordinariat  zu  leiten^  wobei  übrigens  die  Vorschriften  der  §§.  19.  und 
20.  III.  Abschnitt  über  Bechnungslegung  aufrecht  bleiben. 

6.  Eriass  vom  fßeieken  Datum, 

die  Veraasgabung  der  RentenQberschQsse  des  Rlrchen-VermOgens  betreffend. 

Gemäss  §.  13.  der  Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Kir*- 
chenvermögens  muss  die  Kirchenvermögens-Verwaltung,  wenn  es  sich 
um  jährliche  Ausgaben  selbst  von  einem  geringen  Betrage,  die  syete- 
mskt  werden  sollen,  oder  um  Auslagen  for  vorübergehende  Bedarf- 
mssey  welche  die  Summe  von  30  fl.  ö.  W.  ubersteigmi,  handelt,  zur 
Deckung  derselben  aus  den  Benten-Utherschüsseii  die  Ordinariats- 
Bewilligung  einholen.  Da  nach  §.  5.  die  Verwaltung  des  Kirchenver- 
mögens dem  Seelsorger,  und  zwei  Kirchpröpsten  übertragen  ist,  so 
sind  alle  derartigen  Gesuche  nicht  blos  von  dem  Seelsorger  sondmi 
auch  von  leiden  Kirchpropsien  zu  unterzeichnen. 

Bei  Kirchen,  die  dnem  Patronate  unterstehen,  i^  einem  solchen 
Gesuche  nach  §.  2.  litt.  b.  jedesmal  auch  die  schriftliche  Aeusserung 
des  betreffenden  Patrons  oder  Patronats-Commissärs  beizulegen. 

20* 


7.  EtUkderwiifen  v.  20  Dec.  1864  über  die  §§.  6.,  13.^  19.  MNi  30.  der 
Varschrifien  über  die  VeruHMlktng  des  Kirehen- Ut  Pfrimäe^VermögeM. 

Die  UBter  dem  2.  September  1860  Nr.  2481  (Dilkseean-BIatt  1860, 
VIL,  35)  erlassenen  Vorschriften  über  die  Verwaltong  des  Kiiehen- 
and  Pfrande-Yermögens  mit  den  darüber  ertheilten  Instnictioiieii  fiir 
die  Seelsorger  (Vm.  39.),  für  die  Kirchenpr^^pste  (YIIL,  40.)  und  fir 
die  Oemeindevorsteher  (IX.,  48,  Seite  162.)  haben  niehi  aUenthalben 
die  angemessene  Deutnng  nnd  Ausfahrung  erfahren. 

Das  Ordinariat  findet  sich  dadurch  veranlasst  zur  Erzielung 
einer  gleichförmigen  Ausfiihrung  folgende  nähere  Erklärungen  be- 
kannt zu  geben. 

Zu  §.  6. 

Bei  der  Aufteilung  der  Kirchpröpste  erholt  sich  der  Seeisorgper 
durch  den  (Jemeinde-Vorsteher  den  schriftlich  ausgefertigten  Vorschlag 
des  Oemeinde-Ausschuases  zur  Besetzung  dieses  Dienstes. 

Ist  der  Seelsorger  mit  dem  Vorschlage  einverstanden,  so  hat  der 
Decan  die  neugewfthlten  Eirchprdpste  im  Namen  des  Ordinariates  in 
der  Regel  far  die  Dauer  von  drei  Jahren  in  ihrem  Amte  zu  bestäti- 
gen und  durch  Abnahme  des  Handgelöbnisses  in  ihr  Amt  einzuweisen. 

Ist  der  Seelsorger  aus  gewichtigen  Gründen  mit  dem  Vorschlage 
nicht  einverstanden,  und  gelingt  es  ihm  nicht,  eine  Vereinbarung  zu 
erzielen,  so  verlangt  er  die  schriftliche  Begründung  des  Vorschlages, 
die  er  dann  unter  Darlegung  seiner  Gegengründe  durch  den  Decan, 
der  seine  Aeusserung  beifüget,  dem  fürstbischöflichen  Ordinariate,  in 
Voralberg  dem  dortigen  fürstbischöflichen  Generalvicariate,  zur  allf&l- 
ligen  Vermittlung  oder  zur  Entscheidung  vorlegt.  Die  in  Folge  dieses 
Vorganges  berufenen  Eirchpröpste  hat  der  Decan  im  Namen  des  Or- 
dinariates auf  die  Dauer  wie  oben  durch  Abnahme  des  Handgelöbnisses 
in  ihr  Amt  einzuweisen. 

Bei  Filialkirchen  und  Capellen,  die  ein  eigenes  Vermögen  be- 
sitzen, sind  in  Bezug  auf  die  Bestellung  der  Eirchpröpste  vorerst  die 
hierüber  im  Stiftbriefe  gesetzten  Bestimmungen  und  dann  die  bisherige 
gleichförmige  üebung  massgebend. 

Im  Abgang  stiftmässiger  Bestimmungen  und  bei  schwankender 
od«  bestrittener  bisheriger  Uebung  wird  das  Ordinariat,  in  Voralberg 
das  Oeneralvicariat,  im  Wege  des  Deeanalamtes  hierum  angegangen, 
das  Angemessene  verfugen. 

Zu  §.  13. 

Da  die  anfangs  bezeichneten  Instructionen  die  Thätigkeit  der 
Eirchpröpste  und  die  Mitwirkung  der  Gemeinde  zum  Frommen  des 
Eirchengutes  nachdrücklichst  in  Anspruch  nehmen,  sollen  alle  An- 
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träge  auf  Yeräasaeraagen,  Belastangen  und  Aasgaben,  wofar  nach 
§.  iL,  13.  und  15.  die  (Minariats-G^iiehtiiigQng  mzafa&len  ist,  nebst 
der  Unterschrift  des  Seelsorgers  und  der  Kirchpröpte  auch  die  des 
bezüglichen  Gemeindevorstehers  oder  dessen  Stellvertreters  enthalten. 

Glaubt  ein  Theil  die  Unterschrift  aus  guten  Gründen  zu  ver- 
weigern, und  will  der  Antrag  doch  eingebracht  werden,  so  wolle  der 
gegnerische  Theil  seine  Grunde  entweder  auf  dem  Antrage  selbst  an- 
merken oder  in  einem  besondem  Schriftstüeke  demselben  beilegen. 

Zu  §.  19.  und  20. 

Aus  demselben  oben  angeführten  Grunde  soll  sich  die  Gemeinde 
auch  an  der  Prüfung  der  Kirchenrechnung  wenigstens  durch  ihren 
Vorsteher  oder  dessen  Stellvertreter  betheiligen. 

Der  Seelsorger  hat  sich  über  den  fuglichen  Tag  der  Rechnungs- 
Kevision  mit  dem  Vorsteher  in  geeigneter  Weise  zu  verständigen. 

Bei  der  Versammlung  selbst  soll  dann  nicht  nar  dii»  JENehtig-' 
keit  der  Bechnung  geprüft,  sondern  auch  die  Sicherheit  der  Capitalien 
i  besprochen,  die  Veränderungen  im  Inventar  des  PMnden-  und  Kir- 
chenvermögens und  im  Mobilar-Inventar  eingesehen,  die  Kirchencassa 
I  und  deren  Inhalt  so  wie  der  Zustand  der  Kirchen-  und  Pfründege- 
baude  in  Augenschein  genommen,  und  was  smist  zum  Vortheile  des 
Kirchen- Vermögens  angewendet  oder  vermieden  werden  soU»  «rwo* 
gen  werden. 

Die  Kirchenrechnung  ist  von  allen  bei  dieser  Versammlung 
Betheiligten  zu  unterfertigen. 

J^er  Betheiligte  hat  das  Recht  die  schriftliche  Aufhahme  sei- 
ner Bemerkungen  und  Anträge  zu  verlangen,  die  er  in  Bflcksicht 
auf  die  Bechnung  oder  auf  die  andern  Wahrnehmungen  &x  zweck* 
massig  erachtet. 

Bemerkungen  und  Anträge,  nothwendige  oder  verlangte,  die 
sich  nur  auf  die  vorliegende  Rechnung  beziehen,  werden  am  Ende  der 
Rechnung  vor  den  Unterschriften  angeführt. 

Andere  Bemerkungen  und  Antrtge,  die  in  abgesonderten  Ein- 
gaben an  das  Ordinariat  zu  richten  sind  (Diöcesan-Blatt  1862,  X.,  40.)» 
sollen  in  ein  besonderes  Protokoll  angenommen  werden. 

Anmerkung.  Es  versteht  sich  wohl  von  selbst,  dass  die  Rech- 
nung genau  nach  dem  Formular  und  den -Bestimmungen  des  Ordi- 
nariats-Erlasses vom  10.  Sept.  J864  Nr.  2803  (DiOcesan-Blatt  VII.  22.) 
anzufertigen,  und  wie  bisher  mit  allen  Belegen  und  BeüagCfU  an  den 
Dec^n  .  zu  leiten  ist ;  dass  dem  Vorsteher ,  dem  Gemeinde  -  Aus- 
schusse und  den  Kirchpröpsten  das  im  Widum  hinterlegte  Exem- 
plar des  Diöcesan-Blattes,  wenn  die  Genannten  ein  solches  nicht  selbst 
besitzen,  zur  Einsicht  und  Kenntnissnahme  der  sie  berührenden  Er- 
lässe stets  bereit  und  offen  gehalten  werden  solle;  und  dass  durch 
die  gegenwärtige  Erklärung  keine  der  bisher  giltigen  gesetzlichen  Be^ 
Stimmungen  über  die  Verwaltung  des  Kirchen-  und  Pfründe-Vermö- 
gens abgeändert  wird. 

Fürst-Bischöfliches  Ordinariat. 

Brixen,  den  20.  December  1864. 
B.  KemOer,  Ganzler.  L.  Singer,  Secretär. 
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Ein  Beitrag  m  den   kircblicben  SimtiltanYerhältBissen  an  4er 

badischen  Bei^strasse  ^), 

von  Pfarrer  und  Kimmerer  Winterer  zu  Dossenhefm. 

Bald  nach  Beendigung  des  dreissigjährigen  Kriegs,  im  Jahre 
1650,  kamen  durch  den  »Bergstrftsser  Becess«  die  drei  bedeutende 
Ortschaften  Handschachsheim,  Doesenheini  und  Seckenheim  von  dem 
katholischen  Churmainz  an  die  damals  reformirte  Churpfalz.  lu 
diesem  anerkennungswerth  liberalen  Staatsvertrag  wurden  auch  die 
Kirchen-  und  Schulverhältnisse  und  die  beiderseitigen  Befognisse 
der  Katholiken  und  der  Beformirten  in  den  drei  Ortskirch^i  geord 
net  Diese  seither  kaUiolischen  Ortskirchen  wurden  sinmlian^  d.  b. 
die  Beformirten,  welche  zwar  früher  schon  ihren  Grottesdieiist  darin 
hatten,  wurden  durch  den  »Bergsträsser  Becess,«  als  sie  aus  der 
katholiBchen  in  die  reformirte  Landeshoheit  abergingen,  iu  den  Kir- 
chen eigentlich  berechtigt.  Als  oberster  Grundsatz  ist  im  »Becess« 
mit  allem  Nachdruck  festgesetzt,  »dass  kein  Beligionstheil  dem  an- 
dern im  öifenüichen  ReUgionsexereUium  hinderlich  sein  dürfe,  worü 
ber  sich  beiderseits  die  Beamten  verständigen  sollten.«  Doch  &ucb 
eine  noch  nähere  Bestimmung  wurde  im  Becess  gegeben,  nämlich 
diese:  »es  sollten  die  Katholiken  ihre  freie  Beligionsübang  in  deo 
Kirchen  der  drei  abgetretenen  Ortschaften  behalten,  and  auch  die 
Beformirten  sollten  ihre  freie  Beligionsubung  darin  behalten,  doch 
ausserhalb  des  CJiors;^*  und  weiter  unten  im  Text  wiederholt  der 
Vertrag  diese  Bestimmung  mit  den  Worten:   »dass  das  Chor  den 

1)  Wir  registriren  hier  bef  dieser  Gelegenheit  eine  Schrift  verwandten, 
wenngleich  nicht  aar  die  badische  Bergsirasse^  sondern  auf  die  Rheinpfali  be- 
zQglicben  Inhalts:  Kritische  Beleuchtung  der  Brochüre   des  Hiatorikers 
Dr,  Ph.  8.  von  der  Aurach  über  die  kirchlichen  Simultanverhältnus^ 
in  der  Pfalz  am  Rhein  durch  einen  Hiatoriker  von  Speyerbach,   Speytr 
1866,  Bregenzer.  55  S.  8.  (25  kr.  rhein.)     Eine   proeestantlsche  Brodiflre 
hatte  die  kirchlichen  SImaltanverhAlinisse  in  der  Pfalz  so  dargestellt,  als  ob  die- 
selben durch  einen  katholischer  Selts  an  den  Evangelischen  begangenen  R<u^ 
entstanden  seien,  und  als  mQsse  nun  dieses  angerechte  Simoltanverhlltnlss  dureb 
Austreibung  der  Katholiken  aus  dem  MitbenQ  ^ungs-  und  Mitbesitzrecht  der  g^ 
mischten  Kirchen-  und  Vermögensobjecte  wieder  geordnet  werden.  Die  »kritische 
Belenchtungc  deckt  die  Geschlchtsverdrehungen  jener  Schrift  auf,  and  zeigt  wie 
es  nur  orsprilnglich  katholische  Stiftangen  waren ,  welche  die  protestantisirendeo 
Fürsten  den  Katholiken  genommen  und  entweder  in  den  eigenen  Sickel  gescho- 
ben oder  den  Protestanten  zöge  wiesen  hatten,  und  dass  man  es  daher  keine 
rechtslose  Usurpation  nennen  kOnne,  wenn  spliter  ein  Thell  der  der  katholischen 
Kirche  genommenen  Kirchen  und  Stiftungen  den  Katholiken  restitolrt  warde. 

(D.  #  d.  A.) 
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Katholiken  allein  gehören,  das  Langhaus  aber  den  Beformirten  ver- 
laäbm  solle,«  d.  h.  daas  die  Beformirten  zwar  aus  dem  Chor,  aber 
nicht  auch  aus  dem  Langhaus  ausgeschlossen  sein  sollten,  sondern 
dieses  ihnen,  wie  sie  es  denn  schon  früher  gebrauchten,  zu  ihrem 
Gottesdienst  verbleiben  sollte. 

Die  Praxis  in  aUen  drei  Ortschaften  Handschachsheim,  Dossen- 
heim  und  Seckenheim  war  nun  genau  überdnstinunend  diese,  dass 
die  Katholiken  das  Chor  Ar  sich  allein  hatten,  das  Langhaus  aber 
von  beiden  Beligionsthmlen  nach  dem  Simultanrecht  in  gleicher 
Weise  zu  ihrem  Gottesdienst  benätzten.  Dabei  wurde  die  Bestim- 
mung des  »Becesses,«  dass  kein  Beligiansiheü  dem  andern  im  äffend' 
Uehen  BdigionsexercUium  hinderUeh  sein  solle,  genau  beachtet,  in 
der  Weise,  dass  der  reformirte  Altartisch  seinen  Standpunkt  in  der 
Mitte  des  Langhauses,  unmittelbar  vor  dem  Eingang  in  den  katho- 
lischen Chor  «rhielt ,  aber  nicht  befestigt  wurde ,  um  auf  die  Seite 
gestellt  werden  zu  können,  wenn  der  katholische  Cult  dieses  Platzes 
benöthigt  war.  Diese  Praxis  bestand  in  allen  drei  Kirchen  in  yoU- 
kommener  Ueboreinstimmung  200  Jahre  lang  bis  auf  die  neuere 
Zeit,  wo  dieselbe  nach  beiderseitiger  üebereinstimmung  die  Abftade* 
rung  erhielt,  dass  in  Handsehuchsheim  vor  einigen  Jahren  auf  den 
Wunsch  der  Protestanten  ihr  Altar  befestigt  wurde,  aber  so,  dass 
er  dabei  seinen  Standpunkt  auf  der  Seite  erhielt,  wo  er  den  Eingang 
des  katholischen  Chors  nicht  versperrte.  In  Dossenheim  aber  wünsch- 
ten ebenfalls  vor  einigen  Jahren  die  Protestanten  ihren  Altar  zu  ver- 
grössern  und  die  Katholiken  gaben  es  zu,  doch  in  der  Weise,  dass  ihr 
Cult  dadurch  nicht  benachtheüigt  wurde.  Der  vergrösserte  Altar  wurde 
von  dem  evangelischen  Oberkirchenrath,  als  Bauherrn,  auf  Bollen  zur 
besseren  Amovirung  aufgestellt,  erhielt  seinen  Standpunkt  auf  der 
Seite  und  wurde  dann  beim  evangelischen  Gottesdienste  in  die  Mitte 
verbracht.    In  Seckenheim  aber  besteht  noch  die  uralte  Praxis. 

So  war  denn  bis  jetzt  Alles  gut,  und  so  viel  es  auch  sbnst  Strei- 
tigkeiten gab,  wie  überall  in  den  unglückseligen  Simultankirchen,  in 
diesem  Punkte  bUeb  man  stets  einig :  man  achtete  gegenseitig  das  Si- 
multanrecht. Es  sollte  aber  nicht  so  bleiben,  man  wollte  die  Katho^ 
liken  aus  dem  Langhaus  verdrängen.  Wir  geben  in  möglichster  Kürze 
den  Gang  des  Prozesses. 

Schon  vor  einigen  Jahren  verlangten  die  Protestanten  in  Dossenr 
heim  ihren  Altar  zu  befestigen ,  und  die  Katholiken  gaben  dies  auch 
gerne  zu,  doch  in  der  Weise,  wie  in  Handsehuchsheim,  nämlich 
dass  der  Altar  etwas  auf  die  Seite  gestellt  werde,  damit  bei  dem  engen 
Baum  der  Kirche  —  viel  enger  als  in  Handsehuchsheim  —  der  Zugang 
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zum  Chor  nicht  allzu  sehr  beengt  und  der  katholiäohe  Colt  nicht  ^Izu 
sehr  beeinträchtigt,  ja  in  manchen  AensBerungen,  z.  B.  in  ProzessioneD^ 
ganz  und  gar  unmöglich  gemacht  werde.    Die  Proteskuiteii  nahmen 
dies  nicht  an  und  klagten  beim  Grossh.  Ober-Amt  Heidelberg  auf  das 
Recht,  ihren  Altar  in  der  Mitte  des  Langhauses  vor  den  ffingang  k 
dttB  Chor  befestigen  zu  k(binen.    Das  Ober^Amt  war  der  Ansteht,  da 
die  Katholiken  im  Chor  einen  fest^  Altar  hätten,  so  sei  es  bülig,  und 
die  Wurde  des  evangeliachen  Gottesdienstes  yerlange  es^   dass  auch 
den  Protestanten  die  Befestigung   ihres  Altars  bewil%t  werde,  o&i 
zwar  am  verlangten  Orte,  und  die  Katholiken  würden  dadurch  in  ihrem 
Gottesdienste  nicht  gestört.    Die  Forderung  der  Protestuit^  einen 
festen  Altar  mitten  vor  den  katholischen  engen  Chor  zu  baa^a,  wurde 
also  oberamtlich  genehmigt.  Dies  ürtheil  ignorirte  gänzlich,  dass  das 
Chor  der  Kirche,  wo  der  katholische  Altar  steht,  den  Katholikefl 
allein  gehört  und  nur  das  Langhaus  simultan  ist,  es  ignorirte,  dass  in 
einem  simultanen  Raum  kein  Genosse  einen  Theil  veibanen  kann  ohne 
Genehmigung  des  Mitgenossen,  und  dass  im  ganzen  Baum  des  I^mg* 
hauses  gerade  der  von  den  Protestanten  fär  ihren  festoi  Altar  beaa- 
spruchto  Platz  den  Katholiken  am  allerunentbehrlichsten  ist  zu  ihren 
Processionen,  zu  ihrer  Communionfeier,  zu  ihren  fiist  täglichen  Traner- 
gottesdiensten  für  die  Tumba  u.  s.  w.,  was  die  KathoUken  alles  nach 
Ausmessung  des  Baumes  mit  unwiderleglichen  Zahlen  nachgewiesen 
haben,  abgesehen  von  der  fast  gänzlich^i,  höchst  unwürdigen  Verbaur 
ung  des  Aus-  imd  Eingangs  des  Chors :  dass  also  die  von  dem  ober- 
amtlichen  Urtheil  angezogene  Billigkeit,  abgesehen  vom  Recht,  die 
grenzenloseste  Unbilligkeit  wäre. 

Die  katholische  Stiftungscommission  wai-  also  zur.  Ai^MUatiou 
an  Grossherzogliche  Kreisregierung  genöthigt,  unter  kräftiger  Btr 
hwqriung  ihres  SimtUtmireclUes.  Auch  das  Hochwurdigste  ensbischöf- 
liche  Ordinariat  führte  auf  Anrufen  der  Stiftungskommission  den  B^- 
curs  aus.  Hier  nahm  nun  der  Process  eine  wesentliche  Wendung.  D^f 
evangelische  Oberkirchenrath,  der  evangelischerseite  die  Saehe  in  die 
Hand  nahm,  verliess,  wohl  im  Gefahl,  dass  er  damit  nicht  ausreiche, 
seinen  bisherigen  Standpunkt  und  berief  sich  bei  der  Gros^h.  B^[iemng 
auf  den  Wortlaut  des  Bergsträsser  liecesses,  mit  dem  Versuch,  da- 
raus zu  beweisen,  dass  das  Langhaus  der  Kirche  gar  kern  Simnlta^ 
neum  sei,  sondern  den  Protestanton  allein  gehöre,  wie  das  Chor  den 
Katholiken  allein  gehört.  Der  evangelische  Oberkirchenrath  behaup^ 
tete,  die  Stelle  des  Becesses,  dass  das  Chor  der  Kirche  den  Katholi- 
ken allein  gehöre,  das  Langhaus  aber  den  Protestanten  verikibe» 
solle,  zeige  die  TheUung  der  Kirche  an.    Katholischer  Seita  wordd 
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entgegnet,  daes  dies  meht  der  Sinn  des  Wortlante'Sein  k()une:  schon 
das  Wörtchen  aUein  hinter  »den  Katholiken«  nnd  der  öebranch  zweier 
SagewMer  beweise  dies;  hiesse  die^ Stelle,  dass  der  Ohor  den  Katiio- 
likm,  das  Langhaus  aber  den  Befbnnirten  ffehSrm  oder  verbleiben 
solle,  so  möchte  die  evangelische  Interpretation  Berechtigung  haben ; 
oder  hfttten  die  Befonnirten  früher  schon  das  Langhaus  aUein  beses- 
sen, so  könnte  man  allenfalls  ebenso  interpretiren,  aber  letzteres  ist 
nicht  der  Fall ,  denn  wann  und  wie  hätten,  wenn  im  »Recess«  das 
Langhaus  den  Beformirt^  als  Alleineigenthvm  gegeben  worden  wäre, 
die  Weihwasserkessel,  der  Opferstock,  der  Taufstein,  die  BeicbtstAhle 
etc.  in  das  Langhaus  kommen  können,  wo  sie  noch,  und  zwar  befes- 
tiget stehen,  wenn  dies  je  rein  refermirt  gewesen  wftre?  i^ese  man 
die  Stelle  nun  nur,  wie  jedes  historisdie  Document  nothwendig  gele* 
sen  werden  muss,  mit  der  gebührenden  Bücksieht  auf  die  Torliegen- 
den  Zustände,  dass  die  Beformirten  schon  früher  in  der  katholischen 
Kirche  ilnren  Gottesdienst  gehalten  hatten,  jetzt  aber  durch  den  Be- 
cess  erst  eigentlich  darin  berechtigt  wurden,  so  erhalte  die  Stelle, 
»dass  das  Chor  den  Katholiken  allem  gehöre,  das  Langhaus  aber  den 
Beformirten  verbleiben  solle,«  eme  Klarheit,  die  nichts  zu  wünschen 
übrig  lasse :  sie  verordne  lediglich  nur  einen  Ausschluss  der  Beformir- 
ten aus  dem  Ohor,  aber  keineswegs  einen  Ausschluss  der  KatiHdiken 
aus  dem  Langhaus,  sie  verordne  nur,  dass  die  Beformirten  nicht  auch 
aus  dem  Langhaus,  wie  aus  dem  Chor  sollten  ausgeschlossen  werden, 
sondern  dass  das  Langhaus  ihnen  zu  ihrem  Gottesdienst  neben  den  Ka- 
tholiken verbleiben  solle.    Dies  ist  der  Sinn  der  Stelle. 

Doch  diese  Stelle  war  es  nicht  allein,  kraft  welcher  der  evan- 
gelische Oberkirchentath  die  Katholiken  aus  dem  Langhaus  verdrängen 
wollte ;  der  »Becess«  hat  auch  noch  folgenden  Passus : 

»dass  es  jedoch  dem  einen  oder  andern  Theil  freistehen  solle, 
eine  äbsanderiiehe  Kirche  auf  eigene  Kosten,  dem  andern  Theil 
*  an  sdnem  Kirchentheil  und  Bechte  ohnnachtheilig  zu  bauen ;  dass 
dann  fftrters  Ohor  und  untere  Kirche  aus  den  KircfaengefäUen  also- 
bald  von  einander  unterschieden  werden  sollen.« 
Diesen  Passus  legte  der  evangelische  Oberkirchenrath  dahin  aus, 
dass  es  den  Beformirten  augenblicklich  frei  gestanden  hätte,  das  Lang- 
haus von  dem  Chore  durch  eine  Mauer  abzusondern,  und  dass  es  da- 
her auch  jetzt  noch  den  Evangelischen  jeden  Augenblick  frei  stehe, 
dies  au  thun.    Die  Katholiken  bestritten  die  Bichtigkeit  dieser  Inter* 
pretation,  welche  dem  ganzen  Geist  des  Bergsträsser  Becesses  schnur- 
stracks widerspreche ;  es  seie  in  dem  Passus  von  einer  realen  Trennung 
des  Langhauses  und  Chors  durch  eine  Mauer  j  wie  sie  in  de^Heiiig* 
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geistkirche  za  Heidelberg  statthabe,  fiberall  keine  Bede;  der  Paasos 
sage  lediglich  nichts  anderes ,  als  dass  jeder  Bel^fionsthtil  ans  dem 
SimultanTerband  aastreten  und  auf  seine  Kosten  eine  eigmie  absonder- 
liche (abgesonderte)  Kirche  bauen  kdnne,  dass  aber  dadurch  kemer  der 
beiden  Beligi<»i8theile ,  weder  der  ansscheidende  noch  der  bleibende, 
an  seinem  Kirchenantbeil  und  Recht  benachtheiligt  werden  seile,  dass 
daher  abdann  Chor  und  Langhaus  aus  den  Kirchengefttten,  d.  h.  auf 
gemeinschaftliche  Kosten,  genau  unterschieden  werden  müssten,  und 
dw  Austretende  für  seinen  aufgegebenen  Kirchenantbeil  am  Siranlta- 
nenm  entschädigt  werden  solle.  Das  ist  der  Sinn  diestr  Stelle.  Sie 
nfthem  Begründungen  übergehen  wir  hier. 

Das  Begierungserkenntniss  fiel  gegen  die  Katiioliken  aas.     Zwa 
wies  dasselbe  die  protestantische  Ansicht  ab,  als  wären  die  BeftrmirteD 
vom  Bergetrftssw  Becess  an  im  Langhaus  aUei/nberedUigt  gewesen^  oder 
als  hätten  sie  alsbald  die  Absonderung  des  Langbauaes  vom  Chat  vo^ 
nehmen  können,  mit  der  wohlbegr&ndeten  Aensserung,  »dass  es  sonst 
unbegreiflich  wftre,  warum  die  Absonderung  bei  den  so^schit^  sidi  ge- 
genübw  gestandenen  Beligionstheilen  nicht  sogleich  geschah«  und  weist 
(fie  Ansicht  zurück,  als  konnten  die  jetzigen  EvangeUachen  diese  Ab- 
sonderung jeden  Augenblick  vornehmen  oder  wären  im  jetzigen  Znstaad 
der  Kirche  im  Langhaus  alleinberechtigt;  das  Begiemngswkenntniss 
hielt  vielmehr  den  Simultancharacter  des  Langhauses  bis  dahin  auf- 
recht ;  allein  es  nahm  an,  im  FaU  die  Protestanten  von  dem  Rechte, 
eine  absonderliche  Kirche  zu  bauen,  Qebraueh  machen  woQten,  so 
seien  sie  alsdann  berechtigt,  das  Langhaus  vom  Chore  Atadk  eine 
Mauer  zu  trennen.   Es  nahm  also  an,  der  Ausdruck  des  Becesses,  »eine 
absonderliche  Kirche,«  bedeute  nicht  eine  von  der  alten  Kirdie  abge- 
sonderte Kirche,  sondern  bedeute  ein  neues  absonderiiches  Lang^v^« 
es  bedeute,  dass  die  Protestanten  das  Becht  hätten,  das  alte  simultane 
Langhaus  abzureissen  und  ein  neues  auf  die  alte  Stelle  an  das  Chor 
anzubauen  und  es  frischweg  vom  Chor  durch  eine  Mauer  zu  trennt 

So  das  Begierungserkenntniss.  Und  auf  diese  ErUäning  grün- 
dete dasselbe  das  Urtheil,  dass  demnaeh,  weil  die  Protestanten,  so- 
bald sie  nur  wollten,  durch  den  Abbruch  des  alten  Langhauses  und 
Erbauung  eines  neuen  das  Simultaneum  aufheben  und  sich  zum  AI- 
leinherm  des  Langhauses  machen  konnten,  man  ihnen  ein  gewisses 
Vorrecht  darin  auch  jetzt  schon,  obgleich  es  jetzt  noch  rimaltsn 
sei,  nicht  absprechen  könne,  dass  dieselbe  daher  das  Bedit  hätten, 
einen  feste^  Altar  vor  das  katholische  Chor  zu  bauen.  Wir  f^' 
ben  anf  diese  Argumentation  nicht  näher  ^ngeh^ii  zu  dftrSan,  hal- 
im  sie  aber  der  katholischen  Sache  nicht  fiir 
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Die  Bentfiing  der  Katholiken  auf  die  unvordenkliche  Zeit  des 
Besitzes  beantwortete  das  Begierangserkenntniss  mit  den  Worten : 
»Aach  der  Besitzstand  spricht  Ar  das  Recht  der  Evangeli- 
schen, denn  es  kann  ab  unbestritten  angenommen  werden,  dass 
bis  in  die  30er  Jahre  ein  nicht  zum  Tragen  eingerichteter  Al- 
tar vorhanden  war;  und  wenn  derselbe  auch  nicht  am  Boden 
befestigt  gewesen,  doch  die  Bestimmung  hatte,  am  Platze  stehen 
zu  bleiben;  und  wenn  er  auch  nicht  so  schwer  war,  dass  er 
mcht  von  den  Katholischen  wfthrend  des  Gottesdienstes  an  Haupt- 
festen  auf  die  Seite  und  am  Schluss  des  Gottesdienstes  wieder 
an  seine  Stelle  gesetzt  werden  konnte,  dut<^  diese  Handlung 
der  Katholischen  ein  besonderes  Becht  doch  nicht  erworben 
werden  konnfte.c 

Die  Katholiken  erwiederten  im  Recurs  an  das  Grossh.  Mi- 
nisterium des  Innsm  hierauf,  dass  nachwnsbar  bis  in  die  Anfftnge  des 
Simultaneums  hinauf  der  protestantische  Altar  auf  die  Seite  gestellt 
wurde,  wenn  der  Platz  fär  den  katholischen  Cult  nothwendig  war; 
dass  dies  nicht  bks  in  Dossenheim  gesdiah,  sondern  ganz  genau  so 
auch  in  Handschuchsheim  und  Seckenheim;  dass,  wenn  der  prote- 
stantische Altar  hiezu  keine  Vorrichtung  liatte,  der  refonnirte  AI** 
tartisch  bekanntermassen  dessen  nicht  bedurfte;  dass  also  nicht  die 
Evangelischen,  wie  das  Regierungserkenntniss  sagt,  sondern  die  Ka- 
tholiken in  dem  Besitzstand,  um  welchen  es  sich  handelt,  sich  be- 
fanden und  befinden;  dass  der  protestantische  Altar  offenbar  eben 
deshalb  nicht  befestiget  war ,  tcm  auf  die  Seite  gestellt  werden  zu  kön- 
nen, und  dass,  wenn  diese  Praxis  ein  Eingriff  in  die  protestantischen 
Rechte  gewesen  wäre,  es  nach  dem  eigenen  Ausdruck  des  Regierungs- 
erkenntnissses  unbegreiflich  wäre,  dass  diese  Praxis  bei  den  so  schroff 
sich  gegenüber  gestandenen  Religionstheilen  sich  in  allen  drei  betref- 
fenden Ortschaften  in  ganz  gleicher  Weise  habe  einschleichen  und  zwei 
Jahrhunderte  lang  erhalten  können.  (MTenbar  sei  daher  diese  Praxis 
vollberechtigt,  ja  sie  sei  unzweifelhaft  die  AusfBhrung  jener  Recessan- 
Ordnung,  »dass  die  Beamten  sich  darüber  vergleichen  sollten,  dass  kein 
Religioostheil  den  andern  im  öffentlichen  Gottesdienst  stören  oder  hin- 
derlich sein  solle.«  Diese  Ansicht  dringe  sich  mit  Notiiwendigkeit  auf, 
weil  die  Reeessanordnung  sieh  gar  nicht  anders  als  durch  die  Amovi- 
bilitftt  des  protestantischen  Altars  ausfähren  lasse,  und  weil  die  bis  auf 
den  Becess  bin  zurückgehende  ganz  gleiche  Praxis  in  allen  drei  betref- 
f«Diden  Ortschaften  sonst  gar  nicht  denkbar  oder  erklärbar  wäre. 

Aber  nicht  blos  bisher  ungestört^  sondern  auch  vOn  den  Behörden 
und  des  Gemeinden  ausdrücklich  anetktmnt^  bestand  die  seitherige 
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Praxis :  So  in  dem  üebereinkommen  von  1705^  wo  ron  beiden  Beli- 
gionsUieilen  das  Simultaneam  in  Dossenheim  (wie  es  heute  noch  be- 
steht) urkundlich  anerkannt  wurde  und  wo  doch  noch  Zeitgenossen  der 
Entstehung  des  Becesses  genug  lebten  und  genan  wussten,  was  dieser 
wolle ;  80  in  Handschuchsheim  und  Dossenheim,  wo  vor  einigen  Jahren 
nach  beiderseitiger  üebereinstlmmung  die  alte  Praxis  in  der  Stellung 
der  Altftre  etwas  abgeändert  und  von  den  Behörden  genehmigt  und 
ausgef&hrt  wurde ;  so  namentlich  und  ganz  besonders  k  den  Beligioos- 
declarationen  von  1799  und  1807,  wo  unser  Staat  erkl&rte,  »dass  zur 
Verhfltung  von  Streitigkeiten  keine  Simultankirchen  mehr  gebaut  wer- 
den sollten,  in  den  bestehenden  Simultankirchen  aber  die  hestekeivA^ 
Rraxia  mtfreeU  erhaUen  werden  s6lle.€ 

So  gelangte  nun  die  Streitfrage,  nachdem  schon  das  Ministerium 
des  Innern  sie  ab  einen  reinen  Bigenthumsstreit  an  die  Gerichte  ver- 
weisen wollte,  an  das  OrossberzogUche  Staatsministerium,  und  als  die 
Katholiken  auch  hier  zurückgewiesen  waren,  beschritten  dieselben  den 
Becfatsweg  bei  den  badisehen  Gerichten,  und  sie  erlangten  hier  endlieh 
die  vollständige  Anerkennung  ihrer  Beeht9*Ansprüche,  wie  dieses  aus 
dem  nachfolgenden  Urtheüe  des  badisd^en  Oberhofs^richis  vom  2t 
December  1865  erhellt. 

ürtheU 

in  Sachen 
des    katholischen    Eirchenflscns ,   Klägers^ 
Widerbeklagten,  Appellaten,  Oberappellan- 
ten,  Adhäsiten, 

gegen 
die  evangelische  Kirchengemeinde  Dossen- 
heim, Beklagte,  Widerklftgerin,  Appellantio, 
Ob^rappelantin,  Adhärentin, 
AnerkennuDff  eines  Recbtsvertailti^saes  belref<^nd. 

wird  auf  das  Urtheil  des  Grossherzoglichen  Amtsgerichtes  Heidelberg 

vom  1.  Juli  1864,  Nro.  12667.,  besagend: 
L  »die  evangelische  Kirchengememde  Dossenheim  sei  schuldig,  anzn- 
erkennen,  dass  der  katholischen  Kirchengemeinde  daselbst  der  voll- 
ständige Mitgebrauch  des  Langhauses  in  der  dortigen  Kirche  i^ 
ihrem  Gottesdienst  zustehe,  und  habe  erstere  deshalb  jede  Stör- 
ung der  letztern  in  der  Ausübung  ihres  Bechts  zu  unterlassen; 
insbesondere  sei  dieselbe  nicht  befugt,  in  der  lütte  des  Langba^' 
ses  einen  befestigten  Altar  zu  errichten ; 
IL  mit  ihrer  Widerklage  sei  die  evangelische  Kirchengememde  P<^' 
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senheim  abzuweisen  und  habe  dieselbe  sämmtliche  Kosten  zu 

tragen;« 
sodann  auf  das  Urtbeil  des  tirossher»^üchen  Kreis-  und  Hofgericfatee 
Mannheim,  AppeHationssenat  vom  11.  Maid.  J.  Nr. 2242«,  des  Inhalts : 

1 )  »die  evangolische  Kirchengemeinde  Dossenheiin  sei  s^ukiig,  ansu- . 
erkennen,  dass  der  katholischen  Kirchengemeinde  daselbst  das 
Miteigenthum  des  Langhauses  der  dortigen  Kirche  sustehe; 

2)  der  klagende  katholische  KirekenfiaeHS  sei  mit  seinmi  Begebren, 
dass  die  Beklagte  nicht  befogt  sei,  in  dem  Langhaus  ndttea  vor 
dem  Chore  einen  befestigten  Altar  zu  enricfateB,  abzuweisen ; 

3)  die  beklagte  evangelische  Kirchengemeinde  sei  nut  ihrer  Wider- 
klage auf  Anerkennung  ihres  AUeineigenthums  an  jenem  Lang- 
haus, abzuweisen ; 

4)  die  Kosten  beider  Instanzen  seien  wettzuschlagen;« 

nunmehr  auf  die  hiergegen  von  dem  klagenden  Fiseus  ergriffisne  Ober- 
appellation und  die  AnschUessang  der  Beklagten,  nach  gepflogenen 
Verhandlungen  vom  Grossherzogl  Oberhofgerichte  zu  Recht  erkannt ! 
»das  appellationsgerichtliche  Urtheil  sei,  unter  VerAllung  der 
Beklagten  in  die  Kosten  des  dritten  Bechtszugs,  dahin  theils  zu 
bestätigen,  theils  abzuändern ; 
L  die  Vorklage  betreffend : 

die  beklagte  evangeUsche  Kirchengemeinde  sei  schuldig  anzuer- 
kennen^  dass  der  katholischen  Kirchengemeinde  daselbst  das  Mit- 
eigenthum des  Langhauses  der  dortigen  Khx;he  zust^e,  habe 
deshalb  jede  Störung  der  letztgedachten  Kirchengemeinde  in  der 
Ausübung  dieses  Bechtes  zu  unterlassen,  und  sei  insbesondere 
nicht  befugt,  in  der  Mitte  des  Langhauses  besagter  Kirche  vor 
dem  Chore  einen  befestigten  Altar  zu  errichten ; 
II.  die  WiderJdage  betreffend: 

die  beklagte  Kirchengemeinde  sei  mit  ihrer  Widerklage  auf  An- 
erkenmmg  des  Allemeigenthums  am  Langhause  der  Kirche  zu 
Dossenheim  abzuweisen ; 
III.  die  Kasten  der  beiden  yordern  Instanzen  habe  der  beklagte  Theil 

zu  tragen.« 

V.  E.  W. 

Dessen  zur  Urkunde  ist  dieses  Urtheil  nach  diesseitiger  Verordnung 

ausgefertigt  und  mit  dem  grossem  Oerichts-Insiegel  Tersehen  worden. 

So  geschehen 
Mannheim,  21.  December  1865. 

Gfossherzoglich  Badisches  Oberhofgericht. 
Marsehall  (L.  S.)  Bosshirt. 

Kamf: 
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Der  klagende  Theil  erachtet  sich  durch  das  appellation^richt- 
Uche  ürtheil  deshalb  for  beschwert,  weil  er  mit  seinem  Gtesaehe,  im 
die  beklagte  €^emeinde  nicht  befugt  sei,  in  der  Mitfee  dea  LanghaoM 
der  Kirche  zu  Dosseoheim  vor  dena  Chore  einen  befesügien  Altar  m 
errichten,  abgewksoa  worden  sei ;  der  beüagle  TheU  deshalb^  weil  ä» 
Klage  nicht,  als  vor  den  bärgerlichen  Gerichten  nidlii  stattfindend,  n- 
ruckgewiesen,  weil  da»  Miteigenüium  der  katholischen  Gemeinde  am 
Langhause  gedachter  Kirche  anerkannt  und  der  wUerklagead  ver- 
folgte Anspruch  auf  das  ausschliessliche  Eigenthum  hievon  för  un- 
bsgrfindet  erk]^  worden  sei. 

Die  Beschwerden  der  beklagten  Gemnnde  erscheinem  als  m 
begründet,  während  die  des  klagenden  Theils  als  begrOadet  sict 
darstellt. 

Was  die  Frage  angeht  ^  ob  die  Gerichte  cur  Entsoheidong  des 
durch  die  Klage  hervorgerufenen  Strmtes  zuständig  seien,  so  iniss  die- 
selbe bejaht  werden,  weil  sich  die  Klage  und  zwar  indMaondere  audi 
in  soweit  sie  die  Befogniss  der  Beklagten,  einen  befestigten  Altar  zu 
errichten,  angr^,  auf  Miteigenthum,  mithin  auf  ein  privatrechiliches 
Verhältniss  (L.-B.-S.  544.  577.,  b.  a.  u.  fL)  stutzt.    Das  Nichtv^haa- 
densein  gedachter  Befugniss  wird  klägerischer  Seite  ans  dem  durch 
das  bürgerliche  Recht,  nämlich  durch  den..  L.-B.-S.  577.  b.  b.  begrün- 
deten Satz,  dass  ein  Miteigenthämer  gegen  den  Willen  seiner  Qemein- 
schaftsgenossen  keine  aus  dem  Eigenthum  fliessende  Verfiognng  gültig' 
treffen  könne,  abgeleitet.    Dass  das  Recht  zweier  Kirchengemeinden 
verschiedener  Religionsgenossenschaften  auf  ein  gemeinsames  Kirchen- 
gebäude  ,*  einer  sc^enannten  Simultankirche ,  nach  dtti,  freilich  nacb 
Natur  und  Zweck  des  Simultanverhältnisses  zu  modifidrenden  Gnuid- 
Sätzen  des  Miteigenfhums  zu  beurtheilen  sei,  kann  ebenso  wenig  be- 
zweifelt werden,  als  dass  die  oMsMiesslicbe  Berechtigung  einer  Kif' 
chengemeinde  zu  einem  Kirchengebäude  fior  Eigenthum  zu  erachten 
sei.    Eine  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung,  welche  die  BefngnisSt 
Streitigkeiten  über  Simultanyerfaältnisse  zu  entscheiden,  den  Staats- 
Verwaltungsbehörden  forbehielte,  besteht  nicht    Namentliid^icaiiQ^A^ 
solche  Bestimmung  weder  der  ^.  5.  der  churpf&Uischeu  Religionsdecld' 
ration  vom  9.  Mai  1799,  noch  der  §.  18.  des  lH.  badischen  Organist' 
täons^Edictes  vom  11.  Febniar  1803  betrachtet  werden.    Wem  errtere 
Stelle  da ,  wo  der  Besitzstand  streitig  ist,  eine  Untersuchui^  durch 
eine  gemeinschaftliche  Commission  dntreteji  lassen  will,  wenn  lääerfi 
sofern  der  Genuss  an  Kirchengut  zwischen  zwei  Religionstheilen  »noch 
jetzt  im  Rechtsstreit  befangen  sein  sollte,€  eine  Entscheidung  des  La^' 
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desherrn  in  Aussicht  stellt,  so  sind  beide  ihrem  Wortlaut  und  Sinne 
nach  auf  Streitigkeiten  zu  bessiehen,  die  zur  Zeit  der  Erlassung  der 
Religionsdeolaration  und  des  III.  Organisations-Bdictes  im  Oange 
waren.  Sowohl  jene  als  dieses  woUten  behufe  der  Herstellung,  be- 
ziehnngsweise  Ai^rechthaltung  des  religiösen  Friedens,  bezAgliehEigmi- 
thums  an  kirchlichen  Gebäuden,  den  BesUasUmi  entsoheUien  lasseiii 
und  ordneten  fOr  Fälle,  wo  dieser,  weil  streitig,  nicht  massgebend  wer- 
den konnte,  die  erwähnten  besondem  Auskunftonittel  an.  Das  Vor- 
handensein einer  allgemein  lautenden,  unzweideutigen  gesetzlichen  B^ 
stimmnng  wäre  aber  zur  Begründung  der  Entscheidungsb^J^fniss  der 
StaatsverwaltungsbehOrden  um  so  nöthiger,  als  das  Gesetz  vom  9.  Oc* 
tober  1800,  die  rechtUdhe  Stellung  der  Kirehen  und  kirchlichen  Ver- 
eine im  Staate  betreffend  (Begierungsblatt  1860  Nr.  51),  als  Begel  den 
Satz  aufstellt,  dass  den  beiden  Hauptkirchen,  welche  es  als  dffentiicbe 
Gorporationon,  mithin  als  juristische  Persönlichketten  anerkennt,  die 
freie  und  seübste^ändige  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  zukomme. 
Auch  die  gegen  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  erhobenen  Einwendun* 
gen:  es  handle  sich  um  die  nach  öffentlichem  Bechte  zu  bemessende 
Beligionsübung,  um  die  dem  bOrgerlichen  Bechte  völlig  fremde  Frage, 
ob  ein  fesisiehender  Altar  ein  Erfordemiss  des  evangelisch-protestan- 
tische Gultus  sei,  oder  nicht,  sowie  um  die  Auslegung  eines  Staäts- 
vertrags,  nämlich  des  Bergsträsser  Becesses  vom  24.  September 
1650,  vermögen  jene  Zuständigkeit  nicht  zu  beseitigen,  denn  es  hat 
die  Klage,  wie  eben  dargelegt  wurde,  in  einem  privatrechtlichen 
Verhältniss  ihren  Grund  und  eignet  sich  hiemach  vor  den  bürger- 
lichen Bichter,  welchem  es,  wenn  seine  Zuständigkeit  einmal  be- 
gründet ist,  überlasse  bleibt,  sämmtliche  im  Streit  auftauchenden 
Fragen,  mögen  dieselben  auch  auf  dem  Boden  eines  öffentlidi-recht- 
liohen  Verhältnisses,  wie  eines  Staatsvertrags,  ihren  Ursprung  finden, 
mögen  sie  ihrer  Natur  nach  ausserhalb  des  Gebiets  des  bürgerlichen 
Becfats  sieh  bewegen,  seiner  Prüftmg  und  Beurtheilung  zu  untei^ 
werfen. 

Die  Beschwerden  des  beklagten  Theils,  dass  das  Miteigenthum 
der  katholischen  Gtomeinde  am  Langhaus  anerkannt  und  dass  die 
Widerklage  abgewiesen  worden  sei,  haben  eine  und  dieselbe  Grund- 
lage. Beide  sind  um  deswillen  verwerflich,  weil  sowohl  die  ohur- 
pf&Izische  Beligionsdeclaratiim  vom  9.  Mai  1799  ab  das  badische 
in.  Oiganisations-Edict  vom  11.  Februar  1803  an  den  angeführten 
Stellen  in  Bezug  auf  das  Eigenihum  und  den  Ghnuss  verschiedener 
Beligionstheile  an  den  vorhandenen  Kirchen,  Pfarr-  und  Schulhäu-« 
sem   den  unbestrittenen  Besitzstand  der  Zeit  ihrer  Erlassung  für 
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maasgebend  erklären ,  weil  aber  dieser  Besitzstand ,  wie  ans  den  ei- 
genen Zugeständnissen  des  beklagten  Theils  (A.-G.-A.  S.  81.  84. 
130.  138.  Hg.-Act  S.  31.)  erhellt,  zu  Gunsten  des  MiteigentliiuDs 
der  Katholiken  anoi  Langhaus  spricht.  Die  Behauptung,  dass  die 
Mitbenutzung  desselben  Seitens  der  Katholiken  auf  einer  Vergmsü' 
gung  der  fieformirten  beruht  habe,  ist  dXi  und  für  sich  unerheblich, 
da  die  erwähnten  Bechtsquellen  lediglich  den  BesUnsUmi  entscheiden 
lassen  wollen,  ohne  etwas  von  dem  Ur^-wnge  und  der  Art  des  Besitses 
abhängig  zu  machen.  Ueberdies  gebricht  es  an  jeder  thatsäelilielien 
Begrändung  dafür,  dass  der  Besitz  der  Katholiken  nur  auf  Yergüosti- 
gung  beruht  habe.  Endlich  ist  nicht  zu  überseheui  daas,  wie  die  er 
wähnten  Zugeständnisse  darthun,  die  Besitzhandlungen  der  Katbolike 
sehr  ausgedehnter  Natur  waren,  dass  dieselben  eine  wahre  Benutziu^ 
des  Langhauses  darstellten,  und  dass  schon  in  Folge  hieven  die  Ad- 
nähme  einer  blosen  Vergünstigung,  welche  beim  Vorhandensein  em- 
seiner  Besitzhandlungen  näher  liegen  wurde,  als  völlig  unhaltbar  er- 
scheint 

Die  Verwerfung  der  eben  besprochenen  Beschwerden  des  beklsg- 
ten  Theils  ist  insofern  von  entscheidender  Bedeutung  filr  die  Beurthei- 
lung  der  klägerischen  Beschwerde,  als  in  Folge  jener  Verwerftang  ^ 
Miteigenthum  der  klägerischen  Gemeinde  am  Langhause  feststeht  und 
es  letzterer  sonach  nicht  an  der  Befugmss  fehlt,  dem  Vorhaben  der 
Beklagten,  Veränderungen  in  der  baulichen  Einrichtung  des  Langhau- 
ses vorzunehmen,  Widerspruch  entgegen  zu  setzen  (L.-R.-S.  577  b.  i| 
Ein  solcher  Widerspruch  gegen  die  Errichtung  eines  am  Boden  be- 
festigten Altars  in  der  Mitte  des  Langhauses  vor  dem  Chor,  erscheint 
nun  im  vorliegenden  Falle  auch  als  begründet^  wenn  auch  die  in  den 
L.-&-S.  577  b.  a.  577  b.  b.  aufgestellten  Vorschriften,  dass  »das  Mit- 
eigenthum auf  jedem  Theile  und  auf  jeder  Zugehörde  der  Sache,  a^ 
welche  es  stattfindet,  hafte«  —  und  dass  »ein  Miteigenthümer  gegen 
den  Willen  der  üebrigen  keine  einzelne  aus  dem  Bigenthum  fliessende 
Verfügung  gültig  treffen  könne,  bezuglich  des  Miteigenthums  an  2>i- 
multankirchen,  wie  oben  bereits  angedeutet  worden,  durch  die  Bück- 
sicht darauf,  dass  den  verschiedenen  fieligionstheilen  eine  möglichst 
ungehinderte  Uebung  ihres  Gottesdienstes  eingeräumt  werden  muss«  zn 
beschränken  ist. 

Wenn  nänüich  die  churpfälzische  Beligionsdeclaration  von  V^^ 
und  das  III.  badische  OrganisationsEdict  von  1803  hinsichtlich  des 
Eigenthums  und  Genusses  an  Eirchengebäuden  zur  Vermeidung  9Ü^^ 
künftigen  Eingriffe  und  Zwistigkeiten  den  Besitzstand  allein  entscbei* 
den  lassen,  so  ist  schon  hieraus  zu  folgern,  dass  nach  dem  gleici>^° 
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Gesetzesgrande  auch  hinsichtlich  der  einzelnen  banlichen  Einrichtun- 
gen in  jenen  Gebäuden  zu  Gunsten  der  einen  oder  andern  Gemeinde, 
der  Besitzstand  för  massgebend  zu  erachten  sei.  Die  Richtigkeit  die- 
ser Folgerung  wird  auch  durch  allgemeine  gesetzliche  Vorschriften 
über  die  Auslegung  zweifelhafter  Bechtsverhftltnisse  bestätigt.  Der 
L.-R.-S.  6  d.  bestimmt,  »dass  das  Herkommen  für  alle  Fälle,  wo  die 
Art  und  Weise  in  dem  Umfang  und  Gehrauch  eines  Rechts  in  Frage 
stehe,  über  welche  Gesetze  und  Verträge  nicht  Mass  gäben,  den  muth- 
masslichen  Willen  des  Gesetzgebers  oder  der  Vertragspersonen  aus- 
drücke ,  wenn  es  gehörig  vereigenschaftet  und  bewiesen  sei.«  —  Der 
L.-R.-S.  1125.  erklärt,  »dass  Verträge  nicht  nur  zu  dem  Ausgedrück- 
ten, sondern  auch  zu  Allem,  was  aus  solchem  nach  Billigkeit,  flier- 
hrn^men  und  Gesetzen  folge,  verpflichten.«  Hiemach,  und  in  Be- 
tracht dessen,  dass  ein  herkömmlich  gewordenes  Verhältniss  die 
stillschweigende  Einwilligung  der  Betheiligten  unterstellen  lässt 
(L.-R-S.  1108  6.),  steht  es  fest,  dass  das  Herkommen,  wo  es  sich 
um  den  Umfang  von  Rechten  und  Verbindlichkeiten  handelt,  und 
zwar  insbesondere  bei  Simultanverhältnissen,  als  Entscheidungsquelle 
benutzt  werden  kann  und  muss. 

Dass  nun  aber  der  Besitzstand  von  1799  und  1803,  sowie  ein 
langjähriges  Herkommen,  bezüglich  der  Beschaffenheit  des  evange- 
lisch-protestantischen Altars  in  der  Kirche  zu  Dossenheim  zu  Gun- 
sten des  klägerischen  Verlangens  spricht,  kann  mit  Grund  nicht  be- 
zweifelt werden. 

Einmal  nämlich  ist  vom  beklagten  Theile  nicht  behauptet 
worden ,  dass  in  jenen  Normaljahren  oder  seither  ein  am  Boden  he- 
festiffter  ÄUar^  wie  er  jetzt  verlangt  wird,  zum  Gottesdienste  der 
evangelischen  Gemeinde  gedient  habe.  Sodann  ergibt  sich  dieses 
Herkommen  aus  dem  am  23.  Mai  1830,  mithin  33  Jahre  vor  Beginn 
des  vorliegenden  Rechtsstreites  zwischen  dem  katholischen  Eirchen- 
vorstand  und  dem  evangelisch-protestantischen  Kirchengemeinderath 
abgeschlossenen  Uebereinkommen,  wodurch  die  Errichtung  eines  auf 
Rollen  oder  Walzen  stehenden,  mithin  beweglichen  Altars  verabredet 
wurde.  So  wenig  wie  hiernach  seit  dem  gedachten  uebereinkommen, 
war  vor  demselben  ein  am  Boden  befestigter  evangelisch-protestanti- 
scher Altar  vorhanden ,  indem  das  über  das  Uebereinkommen  aufge- 
nommene Protokoll  besagt,  dass  »der  unscheinbare -iitortocÄ,  wie  er 
jetzt  dastehe,  jedem  Fremden,  das  Gotteshaus  Besuchenden,  missfälUg 
erscheinen  müsse ;«  —  und  man  sich  sicherlich,  falls  ein  befestigter 
Altar  vorhanden  gewesen  wäre ,  dieser  Ausdrucksweise  nicht  bedient 
hätte.  — 
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Der  beklagter  Seits  geltend  gemachten  Behauptung,  dass  ein  am 
Boden  befestigter  Altar  ein  unbedingtes  Erfordemiss  des  evangelisch- 
protestantischen  Cultns  sei ,  steht  jedenfalls  entgegen ,  dass  ein  in  ge- 
dachter Weise  nicJU  befestigter  Altar  seit  langen  Jahren  unter  den 
Augen  der  evangelischen  Gemeinde  und  der  kirchlichen  Vorgesetzten 
bestand.  Es  konnte  daher  jener  Behauptung  um  so  weniger  ein  ent- 
scheidendes Gewicht  beigelegt  werden,  als  die  Art  und  Weise,  m 
heide  Beligionstheile  während  einer  langen  Beihe  von  Jahren  friedlich 
und  ungestört  ihren  Gottesdienst  in  derselben  Kirche  ausgeübt  haben, 
zugleich  den  sichersten  Massstab  für  eine  billige  Ausgleichung  der  sieli 
wechselseitig  beschränkenden  Rechte  beider  Beligionstheile  abgibt. 

Da  der  beklagte  Theil  in  allen  Streitpunkten  unterlag,  musst 
er  gemäss  Process^Ordnung  §§.  169.  170.  in  sämmtliche  Process- 
kosten  verfällt  werden. 
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Ueber  die  Verweigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses, 

von  Wilhelm  Emmanuel  Freiberrn  von  Ketteier,  Bisebof  von  Ifoini.^} 

I.  Die  Bedeuiimg  des  chrisüicheti  Begräbnisses. 

Das  kirchliche  Begräbniss  hat  eine  dreifache  Bedeutxing. 

Erstens  ist  es  der  letzte  Act  der  lAebe^  den  die  Kirche  ihren 
verstorbenen  Kindern  ervireist.  Zvrar  verfolgt  sie  in  ihrer  Liebe  ihre 
Kinder  noch  weit  über  das  Grab  hinaus,  da  sie  nicht  aufhört,  far  sie 
täglich,  ja  ständlich  zu  beten.  Vielleicht  gibt  es  keiüen  Augenblick, 
wo  nicht  an  irgend  einem  Altare  ein  Diener  der  Kirche  steht  und  im 
Namen  der  Kirche  for  ihre  abgestorbenen  Kinder  betet.  Es  ist  aber 
der  letzte  Act  der  liebe,  den  sie  der  irdischen  HüUe  ihrer  Kinder 
zuwendet. 

Deshalb  befiehlt  die  Kirche  ihren  Priestern :  »Die  Pfarrer  sollen 
mit  höchster  Sorgfalt  die  heiligen  Oebräuche  beobachten,  mit  welchen 
nach  den  ältesten  Ueberlieferungen  und  den  Anordnungen  der  Päpste 
unsere  heilige  Mutter,  die  katholische  Kirche,  ihre  Kinder  zu  beerdi- 
gen pflegt.«  —  Der  Greist  der  Kirche  ist  der  heilige  Gteist  selbst; 
die  Liebe,  die  sie  erfOllt,  ist  die  Liebe  des  heiligen  Geistes.  Daher 
gibt  es  keine  grössere  Liebe^  als  die  Liebe  der  Kirche  zu  ihren  Kin- 
dern. Sie  ist  unsere  Mutter,  sie  hegt  und  pflegt  uns  mit  der  höch- 
sten mütterlichen  Liebe.  Von  der  Taufe  an,  wo  wir  ihre  Kinder  wer- 
den, bis  zum  letzten  Lebenshauch  empfangen  wir  die  Beweise  dieser 
Liebe.  In  der  rührendsten  Weise  gibt  sie  sich  aber  kund  bei  den 
kirchlichen  Begräbnissen.  Wie  sich  die  Liebe  einer  Mutter  in  diesem 
Augenblicke  der  Trennung  mit  besonderer  Innigkeit  und  Lebendigkeit 
offenbart)  so  zeigt  sich  auch  die  Liebe  der  Kirche  zu  ihren  Kindern 
noch  einmal  in  ihrer  ganzen  Fülle  in  den  erhabenen  Gesängen,  Gebe- 
ten und  heiligen  Gebräuchen,  mit  welchen  sie  ihre  Todten  zur  iMe 
bestattet.  Das  kirchliche  Begräbniss  ist  daher  seiner  ersten  Bedeu- 
tung nach  in  einem  hohem  Sinne  eine  Familien-Trauerfeier.  Ist  ja 
die  Kirche  die  Gottes-Familie  auf  Erden,  deren  Band  ihre  Glieder  für 
die  Ewigkeit  umschliesst  und  sie  enger  und  fester  verbindet,  als  die 
Glieder  der  natürlichen  Familie.  Das  kirchliche  Begräbniss  ist  die 
Trauerfeier  dieser  himmlischen  Mutter  um  ihre  Kinder. 

Die  zweite  Bedeutung  des  kirchlichen  Begräbnisses  ist  die :  ^Es 


1)  Aus  dem  Fastenhirtenbriefe  vom  Jahre  1866.     (Mainz  bei  Kirchheim. 
20  S.  8.  9  kr.  rhein.) 
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soll  den  Abgestorbenen  zum  Heile,  den  Leibenden  eti  frommer  lEir- 
bauung  dienen.^  (A.d  defanctorum  salutem  simulque  ad  vivormn  pie- 
tatem.  Bit.  Born.)  Darauf  beziehen  sich  namentlich  alle  Gebete,  in 
denen  die  Kirche  den  Seelen  der  Verstorbenen  die  ewige  Buhe  erfleht; 
daranf  beziehen  sich  alle  äussern  Handlangen,  die  ganz  dazu  geeignet 
sind,  anf  der  einen  Seite  der  Liebe  aller  Anwesenden  zu  dem  verstor- 
benen Bnider  einen  warmen  und  rührenden  Ausdruck  zu  geben,  anden- 
theils  sie  in  Gegenwart  des  Todes  an  ihren  eigenen  Tod  zu  erionen 
und  eine  ernste  fronune  Stimmung  in  ihnen  zu  erwecken. 

Der  dritte  Grund  des  kirchlichen  Begräbnisses  mit  allen  seinem 
herrlichen  Gebräuchen  ist  die  Hochachtung ,  welche  die  Kirche  t<f 
den  Leibern  ihrer  verstorbenen  JMStglieder  hegt.  Diese  Achtung  es 
springt  aber  unmittelbar  aus  den  höchsten  Glaubenssätzen  des  Christes^ 
thums  und  hat  nur  Sinn  und  Bedeutung  in  Verbindung  mit  dem  Glau- 
ben und  bezüglich  Jener,  die  im  Glauben  der  Kirche  gelebt  haben  vd 
gestorben  sind. 

Der  Tod  ist  nämlich  for  uns  Christen  etwas  ganz  anderes,  wie 
für  Jene,  die  den  christlichen  Glauben  nicht  haben.  Er  ist  uns  ein 
kurzer  Schlaf,  von  dem  wir  bald  wieder  auferweckt  werden.  Di^ 
Todten  nennt  daher  die  heilige  Schrift,  die  da  in  Jesus  entschlalf^ 
sind  (I.  Thess.  4,  13.),  und  der  Heiland  konnte  deshalb  auch  von 
Lazarus  und  von  der  Tochter  des  Jairus  sagen,  dass  sie  nur  schlafen 
und  nicht  todt  seien  (Johann.  11,  11.  Marc.  5,  39.).  Wir  glauben  aber 
nicht  nur  an  ein  ewiges  Leben,  wir  glauben  auch  an  eine  Auferstehung 
des  Fleisches ;  wir  glauben,  dass  auch  der  Körper,  den  wir  der  Erde 
übergeben,  am  Tage  des  allgemeinen  Gerichtes  aus  dem  Grabe  auf- 
erstehen und  mit  der  Seele  vereinigt  ewig  leben  wird ;  wir  glanbeUf 
wie  der  Apostel  sagt,  dass  der  irdische  Körper  in  einen  himmlischen 
Körper  verwandelt  wird,  dass  die  Todten  in  UnverweslicMeit  (M^ 
stehen,  dass  das  Verwesliche  die  Unverweslichkeit,  das  Sterbliche  i^ 
Unsterblichkeit  amnehefi  wird,  und  dass,  wenn  dieses  Sterbliche  angs- 
eogen  hat  die  Unsterblichkeit,  dann  erfüllt  wenden  wird  das  Wof^ 
das  geschrieben  steht:  Verschlungen  ist  der  Tod  im  Siege  (I.  Cor.  15^ 
40—54.) 

Dieser  Glaube  an  die  Auferstehung  des  Fleisches  hängt  aber 
wieder  innig  zusammen  mit  allen  anderen  Grundwahrheiten  des 
Ghristenthums.  Deshalb  ist  Christus  Mensch  geworden  und  hat  einen 
Leib  angenommen,  um  uns  in  unserer  ganzen  Menschheit  an  Leib  QQ^ 
Seele  zu  erlösen  und  uns  vom  Tode  zu  befreien ;  deshalb  hat  er  auch 
sichtbare  Zeichen  der  inneren  Heiligung,  die  heiligen  Sacrameo'^^' 
eingesetzt,  um  zugleich  Leib  und  Seele  zu  heiligen;  deshalb  ^ 
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auch  der  Leib  gesalbt,  weil  er  ein  heiliger  Tempel  der  Seele,  wie  die 
Seele  ein  lebendiger,  heiliger  Tempel  Gottes  sein  soll ;  deshalb  emp&n- 
gen  wir  in  der  heiligen  Commanion  nicht  nur  die  Seele  Christi,  son- 
der anch  den  Leib  Christi  und  werden  nicht  nur  der  Seele ,  sondern 
auch  dem  Leibe  nach  wahre  Glieder  Christi.  So  bereitet  sich  aber 
schon  hier,  namentlich  in  der  heiligen  Gommunion  vor,  was  der 
Apostel  sagt ;  durch  den  Genuss  dieses  Brodes,  das  der  WeU  das  Le- 
ben gibt  (Joh.  6,  33.),  fängt  schon  hier  das  Verwesliche  an,  die  Un- 
verweslichkeit ,  das  Sterbliche  die  Unsterblichkeit  anzuziehen;  und 
wenn  wir  dann  auch  im  Tode  den  Leib  unserer  Mitbrüder  mit  den 
Augen  des  Leibes  in  seiner  verweslichen  Hinfälligkeit  vor  uns  sehen, 
so  sehen  wir  zugleich  mit  den  Augen  des  Glaubens  in  dieser  Verwe- 
sung den  Keim  der  Unsterblichkeit,  aus  dem  der  unverwesliche,  un- 
sterbliche Leib,  leuchtend  wie  die  Sonne,  hervorgehen  wird. 

Aus  diesen  Glaubenswahrheiten  entspringt-  die  Lehre  von  der 
Verehrung  der  Beliquien.  Wir  halten  die  Gebeine  der  Heiligen  in 
Ehre,  weil  wir  glauben,  dass  sie  die  Hallen  sind,  welche  die  göttlichen 
Keime  der  Unsterblichkeit  bergen;  weil  wir  glauben,  dass  sie  da- 
durch, dass  ihr  Leib  mit  Christus  verbunden  ist,  auch  dem  Leibe  nach 
an  der  Unsterblichkeit  Christi  Antheil  haben  werden.  Wir  ehren 
Christus,  den  heiligen  Leib  Christi ^  in  den  Leibern  der  Heiligen, 
dessen  Glieder  diese  sind. 

So  handelten  schon  die  Christen  der  ersten  christlichen  Jahr- 
hunderte. Davon  geben  vor  Allem  die  Katakomben  Zeugniss.  Diese 
unterirdischen  christlichen  Gräber,  die  in  den  Zeiten  der  Verfolgungen 
der  Christen  entstanden  sind,  beweisen  uns  so  recht,  welche  tiefe 
Ehrfurcht  die  Christen  vor  den  Leibern  ihrer  Todten  hatten.  Sie 
glaubten  Christuni  zu  entehren,  wenn  sie  jene  Leiber  ungeehrt  liessen, 
die  durch  ihr  Leben  und  Sterben  Glieder  des  Leibes  Christi  gewor- 
den waren.  Sie  suchten  daher  anch  die  Leiber  der  Märtyrer  unter 
den  grössten  Todesgefahren  überall  auf.  In  den  Amphitheatern,  auf 
den  Bichtplätzen,  wo  man  die  Leiber  der  Heiligen  zerrissen  und  verstum- 
melt hatte,  wagten  die  Christen  die  zerissenen  und  verstümmelten  Glie- 
der aufzusuchen  und  begruben  sie  dann  in  ihren  unterirdischen  Gr&bem, 
um  sie  dort  als  Gegenstand  ihrer  höchsten  Verehrung  zu  bewahren. 
So  innig  hielt  man  den  Leib  der  Heiligen  mit  Christus  selbst  verbun- 
den, dass  bald  der  Gebrauch  entstand,  über  den  Leibern  der  Heiligen 
das  Opfer  Christi  selbst,  die  heilige  Messe,  darzubringen.  Dieser 
Gebrauch  besteht  ja  noch  bis  heute,  insofern  als  in  jedem  Altare,  wo 
das  Opfer  dargebracht  wird,  Beliquien  der  Heiligen  aufbewahrt  wer- 
den müssen. 
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Aus  denselben  Qlanbenswahrheiten  ist  aber  überhaupt  die  ganze 
Art  und  Weise,  wie  die  Kirche  ihre  Todten  behandelt,  die  ganze 
christliche  Begräbnissordnung  entstanden.    Das  ohristliehe  Begräbniss 
hängt  innig  und  nothwendig  mit  dem  christlichen  Glauben  zusammen 
und  kann  nicht  von  ihm  getrennt  werden.    Das  beweisen  alle  Ge- 
bräuche, alle  Geremonieu,  alle  Gebete,  welche  die  Kirche  bei  den  Be- 
gräbnissen anwendet.    Die  Kirche  behandelt  ihre  Todten  fiberall  als 
Glieder  des  Leibes  Christi,  die  in  sich  den  göttlichen  Keim  des  ewigen 
Lebens  in  der  glorreichen  Auferstehung  tragen.     Deshalb  legt  sie 
diese  Leiber,  wo  immer  sie  kann,  um  die  Pfarrkirche  herum;  wo  die 
lebenden  Glieder  der  Ffarrgemeinde  sich  versammeln,  da  sollen  aaci 
die  Abgestorbenen  versammelt  sein,  die  nicht  todt  sind,  sende 
schlafen;  wo  der  Leib  Christi  geopfert  wird,  da  herum  sollen  and 
jene  Todten  ruhen,  die  durch  den  Genuss  des  Leibes  Christi  den  Got- 
teekeim  des  Lebens  in  sich  tragen.    Deshalb  ist  auch  der  Begräbniss- 
platz geweiht,  um  anzudeuten,  dass  die  Leiber  der  Christen  geweihte, 
geheiligte  Leiber  sind  durch  die  Verbindung  mit  Christus,  von  den 
alle  Weihe  und  Heiligung  ausgeht.     Auch  alle  anderen  Gebränche 
und  Gebete  bei  der  Beerdigung,  die  wir  nicht  im  Einzelnen  hier  be- 
trachten können,  bis  zu  jener  letzten  feierlichen  Schlusshandlung,  wo 
der  Priester  nach  Einsenküng  des  Sarges  in  die  Gruft,  Erde  auf  den 
Sarg  wirft  und  im  Namen  des  Todten  die  Worte  spricht :   »Aus  Erde 
hast  du  mich  gebildet,  mit  Haut  und  Fleisch  hast  du  mich  bekleidet, 
wecke  mich  auf  am  grossen  Tage  des  Gerichtes !«  —  deuten  hin  auf 
diesen  Glauben  der  Kirche,  auf  die  Ehrfurcht  vor  den  Todten. 

IL   Weni  verweigert  die  Kirche  das  ^christliche  Begräbniss? 

Es  sind  insbesondere  drei  Classen,  die  von  dem  kirchlichen  Be- 
gräbnisse ausdrücklich  ausgeschlossen  sind. 

Zur  ersten  Classe  gehören  Alle,  die  nie  zur  Kirche  gehört  haben, 
also  die  Nichtgetaufben,  oder  die,  nachdem  sie  getauft  waren,  aus  der 
Gemeinschaft  der  Kirche  wieder  ausgeschieden  sind.  Namentlich  ge- 
hören hierher  alle  öffenüich  Excommunidrten,  d.  h.  aus  der  Gemein' 
Schaft  der  Kirche  durch  einen  kirchlichen  Kichterspruch  Ausgeschie- 
denen .... 

Zur  zweiten  Classe  gehören  die  öffentlichen  Sünder^  deren  Ver- 
gehen ganz  allgemein  bekannt  und  die  ohne  Bussgesinnung  dahin 
sterben  (Manifestis  et  publicis  peccatoribus,  qui  sine  poenitentia 
perienint.    Rituale  Bomanum)  . . . 

Zu  diesen  öffentlichen  Sündern  rechnet  die  Kirche  auch  die  Selbst- 
mörder.   Die  Kirche  bemerkt  aber  ausdrücklich  dabei,  dass  sich  dies 
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nur  auf  jene  Selbstmörder  beziehe ,  die  sich  im  Zorn  oder  aus  Ver- 
zweiflung tödten,  nicht  aber  auf  jene,  die  in  Folge  einer  Geistesstörung 
sich  das  Leben  genommen  haben.    (Bit.  Born.)  .... 

Zu  den  öffentlichen  Sündern  rechnet  die  Kirche  ferner  jene,  die 
in  einem  Zweikampf  sterben,  und  sie  geht  hier  ausnahmsweise  so  weit, 
dass  sie  dieselben,  wenn  sie  auf  dem  Kamp^latze  verscheiden,  auch 
dann  von  dem  kirchlichen  Begräbnisse  ausschliesst,  wenn  sie  noch  vor 
dem  Tode  Zeichen  der  Beue  gegeben  haben.  Wir  sehen  aus  dieser 
Bestimmung,  wie  das  Verweigern  des  Begräbnisses  in  keiner  Weise 
eine  Verurtheilung  oder  Verdammung  sein  soll,  denn  darüber,  ob  der, 
welcher  im  Zweikampf  auf  dem  Kampfplatz  fällt  und  stirbt,  noch 
Barmherzigkeit  finden  kann,  wenn  er  im  Augenblicke  des  Todes  voll- 
kommene Beue  erweckt,  ist  kein  Zweifel.  Sie  will  dadurch  nur  ihren 
besondern  Abscheu  vor  dem  Zweikampf  an  den  Tag  legen  und  das 
öffentliche  Aergerniss  sühnen. 

Zur  letzten  Classe  derer,  denen  das  kirchliche  Begräbniss  ver- 
weigert wird,  gehören  endlich  jene,  »von  denen  es  öffentlich  bekannt 
ist,  dass  sie  nicM  einmal  im  Jahre  die  Sacrametite  der  Busse  und  der 
Comnmnion  zur  österliclwn  Zeit  etnpfangen  und  ohne  irgend  welches 
Zeichen  der  Beue  verschieden  sind.«  (Bit.  Bom.)  Das  Wort  Com- 
munion  (communio,  Gemeinschaft)  hat  einen  doppelten  Sinn.  Im 
Allgemeinen  bedeutet  es  jede  Gemeinschaft,  also  in  der  Beligion  die 
Geraeinschaft  mit  Gott,  mit  Christus,  mit  der  Kirche.  In  dieser  Ge- 
meinschaft ruhen  alle  Güter,  in  der  Trennung  von  dieser  Gemeinschatt 
wurzeln  alle  üebel.  Im  besondern  Sinne  ist  uns  die  Communion  jene 
wunderbare  Gemeinschaft,  die  zwischen  uns  und  Christus  eintritt 
durch  den  Genuss  seines  allerheiligsten  Leibes.  Dieser  doppelte  Sinn 
des  Wortes  Communion  hängt  aber  innig  zusammen,  da  die  Gemein- 
schaft des  Leibes  Christi  das  sinnliche  Mittel  ist,  wodurch  die  Gemein- 
schaft mit  Gott  am  tiefsten  und  wesentlichsten  geknüpft  wird. 

Daher  will  die  Kirche,  welche  die  Aufgabe  hat,  die  Gemeinschaft 
zwischen  uns  und  Gott  herzustellen  und  die  furchtbare  Excommuni- 
cation,  die  auf  der  ganzen  Menschheit  lag,  als  die  Sünde  auf  ihr  haf- 
tete, wieder  aufzuheben,  dass  wir  oft  in  die  Gemeinschaft  des  Leibes 
und  Blutes  des  HeiTu  durch  die  Communion  im  engem  Sinne  treten. 
Durch  die  Sünde  sind  wir  von  Gott  excommunicirt,  aus  der  Gemein- 
schaft mit  ihm  getreten  und  durch  den  würdigen  Genuss  des  heiligsten 
Altarsacramentes  werden  wir  zu  dieser  gnadenreichen  Gemeinschaft 
tief  innerlich  und  wesentlich  wieder  erhoben.  Die  Kirche  vrunscht 
daher,  dass  ihre  Kinder  wo  möglich  alle  Tage  in  diese  Gemeinschaft 
mit  Jesus  treten,  weil  jeder  Tag  des  irdisehen  Lebens  eine  Vorbereitung 
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auf  jene  ewige  Commanion  mit  Gott  sein  soll ;  sie  hat  aber  zagleich 
auch  für  die  Saumseligen  gewisse  änsserste  Grenzen  festgesetzt  und 
bestimmt,  dass  wer  selbst  diese  äussersten  Grenzen  nicht  mehr  einhUt, 
als  ein  solcher  angesehen  werden  solle,  der  sich  von  der  Commnmon 
mit  Christus  und  dadurch  von  der  Communion  mit  der  Kirche  los- 
gesagt habe. 

Das  ist  die  Bedeutung  des  Gebotes,  alle  Jahre  wenigstens  einmal 
die  heiligen  Sacramente  zu  empfangen.  Wer  selbst  das  unterlasst, 
den  betrachtet  die  Kirche  als  einen,  der  aus  ihrer  Gemeinschaft  aus- 
geschieden ist,  der  sich  selbst  freiwillig  excommunicirt  hat,  weil  er 
ihre  Communion  verachtet,  und  wenn  er  dann  ohne  irgend  ein  Zeichen 
einer  andern  Gesinnung  stirbt,  als  solchen,  der  in  diesem  Willen,  ex 
communicirt  zu  sein,  ausserhalb  der  Kirche  zu  sein,  bis  zam  letzten 
Lebenshauche  ausgeharrt  hat;  deshalb  verweigert  sie  ihm  das  kircli- 
liche  Begräbniss. 

Fassen  wir  zum  Schlüsse  alle  Fälle,  in  welchen  die  Kirche  das 
Begräbniss  verweigert,  in  einem  einzigen  zusammen :  die  Kirche  ver- 
weigert es  Allen,  welche  entweder  nie  zu  ihrer  Gemeinschaft  gehört, 
oder  später  durch  unzweifelhafte  Thatsachen  kund  gegeben  haben,  dass 
sie  dieser  Gemeinschaft  nicht  mehr  angehören  und  in  dieser  Trennung 
aus  dem  Leben  geschieden  sind.  Sie  verweigert  ihnen  nicht  jedes 
Begräbniss,  sondern  das  kirchliche  Begräbniss ;  sie  erklärt  nicht,  dass 
diese  Menschen  ewig  von  Gott  getrennt  sind,  da  sie  vielleicht  im  Augen- 
blicke des  Todes  sich  noch  zu  Gott  hingewendet  haben  «nd  Gott 
auch  ein  solches  Flehen  nicht  unerhört  lassen  wird ;  sie  erklärt  nur, 
dass  sie  in  der  Trennung  von  der  Kirche  gestorben  sind. 

III.   Gründe  der  Verweigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses. 

,  Erstens  verweigert  die  Kirche  denen  das  kirchliche  Begräbnis», 
die  nicht  ihre  Kinder  sind,  weil  sie  nicht  zu  ihrer  kirchlichen  Ge- 
meinschaft, nicht  zu  ihrer  Familie  gehören.  »Wir  können,  sagt  der 
heilige  Papst  Leo  schon  im  fflnften  Jahrhundert,  mit  den  Verstorbenen 
keine  Gemeinschaft  haben,  mit  welchen  wir  keine  Gemeinschaft  ini 
Leben  hatten.«  Wie  kann  man  die  Kirche  deshalb  tadeln?  Wi^ 
kann  man  eine  Mutter  tadeln,  die  Fremde  nicht  so  behandelt,  wiö  das 
eigene  Kind  ?  Nicht  die  Kirche  hat  sie  von  sich  gestossen ,  sondern 
sie  selbst  haben  die  Kirche  von  sich  gestossen.  Die  Kirche  geht  j^ 
hierbei  so  weit,  wie  es  ihr  nur  irgend  Vernunft'und  Wahrheit  gestat- 
ten. Sie  hofft  selbst  gegen  alle  Hoffnung,  und  wo  nur  irgend  ein 
letztes  Zeichen,  ein  Händedruck,  wenn  die  Zunge  den  Dienst  versagt^ 
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Beue  und  Bosse  bind  gibt,  da  behandelt  sie  selbst  den  Menschen,  der 
Jahre  lang  sie  durch  Undankbarkeit  betrübt  hat,  noch  wie  eines  ihrer 
Kinder  und  begleitet  ihn  als  solches  mit  allen  Zeichen  der  liebe  zu 
Grabe.  Aber  auch  die  Liebe  hat  ihre  Orenzen  in  der  Wahrheit  und 
wo  Jemand  in  der  absichtlichen  Trennung  von  der  GemdnschafI;  der 
Kirche  stirbt,  kann  sie  ihn  nicht  begraben,  als  sei  er  in  ihrer  Gemein- 
schaft dahingeschieden. 

Damit  haben  wir  auch  schon  den  stoeiten  Grund  ausgesprochen, 
der  die  Kirche  bei  diesem  Ver&hren  leitet.  Die  Wahrheit  gestattet 
ihr  nicht,  den  Tod  und  das  Begrflbniss  zu  einem  lügenhaften  Schau- 
gepränge zu  machen.  Die  Kirche  ist  die  Lehranstalt  der  Wahrheit 
und  deshalb  muss  auch  ihr  ganzes  Verhalten  voll  innerer  Wahrheit 
sein.  Sie  kann  nicht,  der  Liebe  oder  des  Andrftngens  der  Verwandten 
wegen ,  einer  Unwahrheit  huldigen  und  ihre  erhabensten,  ernstesten 
Handlungen  zu  einem  Lügengepränge  machen;  sie  kann  nicht  einen 
Katholiken,  der  durch  sein  Leben  sich  von  der  katholischen  Kirche 
getrennt  hat,  als  wahren  und  treuen  Sohn  der  Kirche  beerdigen ;  sie  kann 
sich  nicht  dazu  hergeben,  selbst  den  Ernst  des  Todes  zu  einer  Heu- 
chelei zu  missbrauchen.  Ein  solches  Verfahren  ist  lern  von  der  Kirche, 
»die  da  ist  eine  Grundveste  und  Sätde  der  Wahrheit  (L  Timoth.  3, 15.). 
Die  Kirche  trauert  um  einen  solchen  Todten  aufrichtig  und  wahr,  sie 
kann  auch  alle  Gefühle  der  Trauer  der  Anverwandten  theilen,  aUe 
Thränen,  und  mit  ihnen  weinen;  sie  kann  und  darf  ihn  aber  nicht 
als  ein  Kind  der  Kirche  betrachten,  weil  er  es  ja  selbst  nicht  sein 
wollte,  und  es  folglich  nicht  war.  Sie  kann  nicht  am  Grabe  lügen ; 
das  muthet  man  ihr  aber  zu,  wenn  man  von  ihr  in  solchen  Fällen  das 
kirchliche  Begräbniss  verlangt. 

Drittens  muss  die  Kirche  Allen,  die  in  dem  Willen  der  Trennung 
von  ihr  sterben,  das  kirchliche  Begräbniss  verweigern,  weil  alle  Ge- 
bete, alle  Ceremonien,  alle  Gebräuche  des  kirchlichen  Begräbnisses 
auf  dem  Glauben  der  £jrche  beruhen  und  auf  der  Voraussetzung, 
dass  der  Abgestorbene  in  diesem  Glauben  gelebt  habe  und  gestorben 
sei.  In  einem  ihrer  Todtengebete  drückt  die  Kirche  den  Geist  aller 
dieser  Gebräuche  aus ,  wo  sie  fleht :  »Wir  bitten  Dich ,  o  Herr,  sei 
diesem  deinem  Diener  barmherzig,  damit  wie  er  hier  auf  Erden  durch 
den  Glauben  mit  der  Schaar  der  Gläubigen  verbunden  war,  er  so  im 
Himmel  den  Chören  der  Engel  zugesellt  werde.«  Alle  diese  Gebräuche 
setzen  einen  Verstorbenen  voraus,  welcher  der  Kirche  durch  den  Glau- 
ben angehört,  und  sie  alle  werden  zu  einem  leeren  Schein,  wenn  sie 
auf  einen  Todten  angewendet  werden,  der  von  der  Kirche  getrennt 
war.    Die  ganze  erhabene  Begräbnissfeierlichkeit  verliert  damit  ihren 
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SiüH  und  ihre  Bedeutimg  und  wird  zu  einer  unwahren  nnd  leeren 
Aeusserlichkeit  Dazu  kann  die  Kirche  sich  nicht  hergeben.  Ihre 
Cerenionien  sind  nicht  äusserliche  leere  Gebräuche,  die  sich  wie  ein 
äusserliches  Kleid  überall  umhängen  lassen,  sondern  sie  sind  die  tief- 
sinnigsten Handlungen,  in  denen  der  Mensch  sich  bewegen  kann,  sie 
hängen  überall  zusammen  mit  dem  tie&ten  Qrunde  göttlicher  Wahr- 
heit und  können  ohne  ein  Verbrechen  gegen  Gott  von  diesem  Grande 
nicht  lostrennt  werden. 

Viertens  kann  die  Kirche  ihre  Kinder,  die  sich  von  ihr  in  offener 
Widersetzlichkeit  getrennt  haben  und  so  gestorben  sind,  nicht  kirch- 
lich begraben,  weil  sie  dadurch  den  Schein  der  Yerläugnung  ihres 
eigenen  Glaubens,  den  Schein  des  Indifferentismus  und  der  Gleich- 
gültigkeit gegen  die  Wahrheiten  ihres  Glaubens  auf  sich  laden  würde. 
Die  Kirche  verurtheilt  den  Todten  nicht,  4er  als  öffentlicher  Sünder, 
getrennt  von  ihr,  gestorben  ist,  weil  das  Schlussurtheil  über  den 
Todten  nicht  der  Kirche  übertragen,  sondern  Gott  selbst  vorbehalten 
ist;  weil  auch  der  Sterbende  im  letzten  Augenblicke,  wo  alle  Sinne 
ihn  verlassen  haben,  vielleicht  noch  um  Barmherzigkeit  gefleht  hat; 
sie  kann  desshalb  aber  doch  keine  Hofihung  aussprechen,  die  sie 
nicht  hat,  sie  kann  noch  weniger  den  Schein  annehmen,  als  ob  ein 
solcher  Tod  nicht  äusserst  gefahrlich,  liicht  unermesslich  unglückselig 
sd.  Möglich  ist  es,  dass  dieser  arme  Sünder  noch  Barmherzigkeit 
tei  Gott  gefunden  hat,  und  wir  wollen  es  hoffen ,  es  entspricht  ja 
diese  Ho&ung  allen  unsem  besten  Gefühlen,  dennoch  aber  weinen  und 
zittern  wx  über  einen  so  dahin  Gestorbenen,  und  wir  können  nicht 
alle  die  frohen  Hoffnungen  der  glorreichen  Auferstehung  an  seinem 
Grabe  hegen  und  aussprechen,  welche  die  Kirche  voll  Freude  kund- 
gibt am  Grabe  ihrer  treuen  Kinder. 

Am  Grabe  der  treuen  Kinder  stehen  wir  Christen  voll  Schmer2 
und  voll  Hoffnung^  Trauer  und  Freude  wechseln  da  in  unserm  Herzen. 
Der  Christ  k^nt  keine  Trostlosigkeit  am  Grabe  guter  Christen.  Wir 
empfinden  da  Trauer  und  weinen  im  Schmerze  zeitlicher  Treanungf 
wir  frohlocken  aber  und  jubeln  um  so  mehr  in  der  Hoffhung  der 
Auferstehung,  des  Wiedersehens  und  der  ewigen  Vereinigung. 

Diese  Gefühle  der  Christen  spricht  auch  unsere  Mutter,  die 
Kirche,  am  Grabe  der  Ihrigen  aus.  Ganz  anders  ist  es  am  Grabe 
derer,  die  da  getrennt  von  der  Kirche  gestorben  sind  und  zwar  m 
einer  freiwilligen  absichtlichen  Trennung  von  ihr.  Da  stehen  wir 
auch  mit  Schmerz,  denn  wir  haben  sie  geliebt,  und  weinen  über  die 
Trennung;  wir  stehen  aber  nicht  da  mit  jener  trostvoUen,  zaver- 
sichtlichen  Ho£bnng  des  Leb^is  .und  der  Auferstehung.    Wir  ^^ 
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zwar  nicht  ganz  hoffhangslos,  denn  Gott  alloin  entscheidet  und  richtet, 
unsere  Gefahle  schwanken  aber  zwischen  Furcht  und  Hoffnung  und 
deshalb  kann  auch  die  Kirche  nicht  jene  Hoflhung  aussprechen,  die 
sie  in  Gegenwart  der  Leiche  derer  hat,  die  da  im  Glauben  gestorben 
sind.  Sie  zittert  vielmehr  im  Gedanken  an  die  Worte  des  Herrn; 
»  Wer  aber  nicht  glaubt,  wird  verdammt  werden.^  (Marc  16, 16.) 

Es  ist  ein  namenlos  schmerzlicher  Augenblick,  wenn  der  Priester 
genöthigt  ist,  einem  Todten  das  kirchliche  Begräbniss  zu  verwei- 
gern. Kr  muss  einen  Kampf  kämpfen  mit  allen  natürlichen  Gefühlen. 
Der  Priester  kann  aber  nicht  anders,  als  das  Begrftbniss  verweigern. 
Er  würde  ja  die  Gesetze  seiner  Kirche  sonst  mit  Füssen  treten,  deren 
Diener  er  ist,  und  eine  schwere  Verantwortung  deshalb  auf  sich  la- 
den. Er  würde  an  dem  Geiste  der  Kirche  sich  versünd^en ,  die  zu 
diesem  Verbote  so  viele  und  dringende  Gründe  hat. 

Wir  sehen  aber  auch  aus  dem  Gesagten,  nicht  nur  wie  berech- 
tigt das  Verfahren  der  Kirche  ist,  wenn  sie  in  einzelnen  Fällen  das 
Begräbniss  verweigert,  sondern  auch,  dass  die  Demonstrationen,  die 
die  Gegner  der  Kirche  oft  in  solchen  Fällen  mit  Beden  und  Gesang- 
productionen  auf  dem  Grabe  machen,  nicht  Acte  der  Liebe  gegen  den 
Verstorbenen  sind,  sondern  Acte  des  Hasses  gegen  die  Religion,  wobei 
der  Todte  ihnen  lediglich  als  ein  Mittel  dient,  diesen  Hass  zu  üben. 
Es  gibt  nicht  nur  Zweckessen  in  unserer  Zeit,  sondern  auch  Zweck- 
begräbnisse  und  bei  diesen  Zweckbegräbnissen  feiert  der  Unglaube  und 
der  Hass  gegen  die  BeUgion  sein  Fest  unter  dem  Scheine  der  Huma- 
nität und  Liebe.  0,  wie  lieblos  und  wie  inhuman  ist  es,  so  das  Grab, 
so  die  Leiche,  so  den  Tod,  so  das  Ernsteste,  was  es  gibt,  zum  nie- 
dem,  schlechten  Partehswecke  zu  benutzen!  Man  braucht  in  der  That 
solche  vom  Pateihasse  eingegebene  Begräbnisse  nur  in  ihrer  äussern 
Erscheinung  zu  betrachten,  um  sofort  zu  erkennen,  dass  es  sich  hier 
nicht  um  Liebe  zu  den  Todten,  sondern  um  ganz  andere  Dinge  han- 
delt. Man  kann  sich  keinen  grossem  Gegensatz  denken,  als  zwischen 
der  ganzen  Haltung  des  Volkes  bei  einem  wahrhaft  christlichen  Be- 
gräbniss, wo  alles  Trauer,  Schmerz  und  wahre  GefQhle  kundgibt,  und 
jenen  frechen  Schaugeprängen,  wo  das  Begräbniss  ein  Schauspiel  wird, 
eine  Unterhaltung  Ar  die  zusanunenlaufende  Masse  und  ein  Mittel  in 
der  Hand  Einzelner,  um  Hass  und  Zwietracht  zu  säen ;  wo  alle  Trauer 
Lüge  und  alle  kundgegebenen  Trauergefflhle  Heuchelei  und  Verstellung 
sind.  Ein  Mensch,  der  die  Wahrheit  liebt,  sollte  sich  niemals  an  diesem 
frechen  Missbrauche  der  Todtenfeier,  an  diesen  Schauspielen  der  Gott- 
losigkeit betheiligen,  sondern  mit  Abscheu  und  Eckel  sich  von  Men- 
schen abwenden,  denen  selbst  das  (}rab  nicht  mehr  heilig  ist. 
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ACTA 
8.  GaBgragatttiii  siyar  sUti  RagvlarlimO 

ab  A  Archiepidcopo  Philippensi  Secretario  (Cardin-  preBÖyt.  BizzarrV, 

(ooUeeta  Bomae  1868.  ex  TypographU  Rar.  Cim  Apoitolie»«) 

(miigetbeilt  Ton  Dr.  )ar.  Franz  Sentis,  Priester  der  Erzdiöcese  Cöln.) 

Index. 

1.  Encyclica  SSmi  Dominl  Nostri  Pli  PF.  IX.,  die  17.  Junii  1847,  ad  omnes 
Arrhiepiscopos  et  Episcopos  de  institutione  Sacrae  Congregationis  super  Statu 
Regularium. 

t.  Encyclica  SSmi  D.  N.  Pii  PP.  IX.,  d.  17.  Junii  1847,  ad  omnes  supre- 
mos  moderatores,  abbates,  provinciales,  aliosqoe  superlores  regolarium  ordinoD 
de  instauranda  regulari  disdplina. 

3.  Epistola  Sacrae  Congregationis  super  Statu  Regularium,  d.  21.  Judü 
1847,  qua  praecedens  Encyclica  ad  Superiores  Ordinum  transmissa  ftiit. 

4.  Epfstola  Sacrae  Congregationis.  Epfscoporom,  et  Regalarium,  d.  S.  Aag. 
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6.  Epistola  ejusdem  Sacrae  Congregationis  d.  5.  Aug.  1^47,  pro  Monaste- 
rtis,  Domibus,  et  Conventibus  extra  Ditionem  poniifldam  exlstentibus. 
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profesaiODem  votorum  simplidum. 
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80.  Appendix,  in  qua  referuntur  InstituUones  saper  receptione,  et  educatione 
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Piu8  Papa  IX. 

YenerabUis  Frater,  Salntem  et  Aposrtolicam  Benedictionem.  Cum 
Msce  Litteris  ad  Te  mittimus,  Yenerabilis  Frater,  encyclicam  Nostram 
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Bpistolam  ad  omnes  Begulariom  Ordinnm  ModaratOTes  datan,  ex  qua 
profecto  intelliges,  qnanta  Nos  benevolentia  Ordines  ipsos  de  chrisii&na 
et  civil!  republica  tot  sane  nominibus  optima  meritos  proseqaamor,  et 
quanta  paterni  animi  Nostri  sollicitudine  illorum  diaciplinae,  utilitati, 
decori,  splendori  pro  Apoatolici  Nostri  ministerii  officio  consalere  cupia- 
maB  atqne  veUmiis.  Et  quoniam  in  tanti  momenti  negotio  illiistribns 
Bomanomm  Pontificum  Praedecessorom  Nostrorum  vestigiis  insisten- 
tes,  peculiarem  Venerabilium  Pratrnm  Nostrorum  S.  R.  E.  Cardina- 
liam  Congregakionem  instituimus,  quam  de  Statu  Beffularium  Ordimm 
nomiuavimus ,  iccirco  tuum  erit,  pro  tua  pietate  et  prudentia  eidem 
Gongregationi  ea  omnia  significare,  qnae  ad  optatum  exitnm  obtinen- 
dnm  magis  in  Domino  expedire  censueris.  Jam  vero  optima  noscis, 
Venerabilis  Frater,  quantopere  ad  totius  catholicae  Ecciesiae  bonam 
intersit,  omnes  in  sortem  Domini  vocatos  mutuam  in  primis  qua  opere, 
qua  verbo,  qua  exemplo  praeseferre  caritatem,  et  concordissimis  animis, 
studiis,  coiusiliia  in  majorem  gloriam,  et  animarum  Balntem  procuran- 
dam  incumbere.  Itaque  a  tua  religione,  et  pastorali  zelo  exspectamns, 
ut,  quantum  in  Te  est,  omni  cura  et  industria  optatissimam  inter 
Clerum  Saecularem,  et  Regulärem  concordiam  magis  in  dies  fovere 
tueri  summopore  studeas.  Ac  pro  certo  habentes,  Te  Nostris  deside- 
riis  et  curia  q«am  cumolatiasinie  esse  responsurum,  hac  occasione  liben- 
tissime  utimur,  ut  praecipuam,  qua  Te  complectimur,  benevolentiam 
iterum  testemur  et  confirmemus.  Cujus  quoque  pignus  esse  yoluipQS 
Apostolicam  Benedictionem,  quam  ex  intimo  corde  profectam  Tibi  ipsi) 
Venerabilis  Frater,  et  omnibus  quibus  praees  Glericis  Laidaqne  Fideli- 
bus  peramanter  impertimur. 

Datum  Bomae  apud  S.  Mariam  Majorem  die  XVII.  Junü  Anno 
MDCCCXLVII.  Pontificatus  Nostri  Anno  Primo. 

Pim  PF.  IX. 

2.  Sanctisaimi  Domini  A'ostri  Pii  Papae  IX,  Epiatola  Ency€lica  die 
17,  Junii  1847  ad  omnes  supremos  moderatores,  ahh€Ue%,  provinciales, 
aliosque  auperiorea  regularium  ordinum  de  instauranda  regulari  dis- 

Ciplina.    (Ubi  primum  arcano,} 

(Quae  Encydiea  prostat  jam  In  Archiv,  X,  890  sqq.) 
3,  Epiatola^  qua  praecedens  Encydiea  tranamiaaa  fuit, 

Beverendissime  Pater 

Mandatis  obsequens  SancHssimi  D.  N.  Pii  PP,  IX.  ad  Te  mitto, 

Bme  Pater,  Encyclicas  Literas  Sanctitatis  Suae  ad  omnes  Begulariiun 

Ordinum  Moderatores  datas,  ut  eas  in  Ordine,  cui  praees*,  evulge^- 

Ac  pro  certo  babeo  Te,  aliosque  minores  moderatores  tui  lastitati 
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Sanctitatis  Snae  desideriis,   et  caris  quam  comnlatissiine -esse  re* 

sponsuros. 

Haec  dum  Tibi,  Bme  Pater,  significo,  &!ista  cnncta  adprecor 

a  Domino 

Paternitatis  Tuae 

I^mae  ex  S.  Congregatione  super  Statu  Begularium  die  21. 

Jami  1847. 

Obsequentissimns  Famulus  A.  Canonicus  Bizgarri 

a  secretis. 

4.  EpUtola  ad  Epiacopoa  Ditioida  pontificiae. 

Hlnstre,  e  Beverendissimo  Monsig.  come  Fratello 

La  perfeEione,  a  cui  mirauo  gV  Instituti  religiosi  colla  profes- 
sione  de*  consigli  eTangelici,  e  gV  innumerevoli  vantaggi,  che  hanno 
arrecato  alla  Chiesa,  ed  alla  societä,  ha  resi  gli  ordini  regolari ,  ed  i 
loro  alunni  un  oggetto  speciale  delle  iucessanti  eure  dei  Bomani  Pon- 
tefici,  i  quali  hanno  mai  sempre  invigilato  perchd  si  consenrasse  nei 
medesimi  lo  spirito  di  osservanza,  o  vi  si  rayrivasse  se  mai  in  alcnni 
per  particolari  circostanze  fosse  venuto  mono ;  imperciocchi  infievolito, . 
e  riJlentato  il  rigore  deUa  regolare  disdplina,  quelle  corporazioni  per- 
dono  presse  i  fedeli  la  estimadone,  e  lo  splendore  acquistato,  e  non 
oorrispondendo  allo  soopo,  pel  quäle  sono  state  istituite,  non  producono 
quei  firutti  salutari,  che  se  ne  dovrebbero  attendere.  Per  tale  motivo 
depo  il  Goncilio  di  Trento  demente  Vlll.,  Urbano  YIII.,  Innocenzo  X. 
ed  Innocenzo  Xn.,  tacendo  degli  altri  Pontefioi,  hanno  emanate  sa- 
pientissime  disposizioni  dirette  a  conservare,  ad  a  richiamare  la  rego- 
lare disciplina,  ed  a  mantenere  il  lustro  deUe  religioni. 

Gollocata  appena  sulla  Cattedra  di  san  Pietro  per  divina  dispo- 
sizione  la  Santitä  di  Nostro  Signore  Pia  Papa  JX.,  ha  rivolto  fra  le 
innumerevoli  soUecitudini  del  pontificato  il  pensiero  agli  Ordini,  Con- 
gregazioni  ed  Istituti  religiosi  eletta  parte  del  mistico  campe  del 
Signore  per  estirparvi  la  zizania,  che  V  uomo  inimico  vi  avesse  potuto 
spargere,  per  rimuoveryi  le  cause  di  decadenza,  che  le  vicende  de* 
tempi,  e  le  particolari  circostanze  vi  avessero  prodotte,  e  per  richia- 
niarvi,  ove  ve  ne  fosso  bisogno,  con  prowide  misure  Tosservanza  dei 
consigli  evangelici  a  seconda  della  propria  regola,  ed  eccitare  sempre 
piü  gli  alunni  di  si  sante  istituzioni  a  prestare  1*  opera  loro  emulando 
lo  spirito  dei  fondatori  in  vantaggio  deUa  Ghiesa  a  dei  popoli  a  comune 
edificazione. 

A  tale  effetto  il  S.  Padre  seguendo  Tesempio  de'  suoi  gloriosi 
Ptedecessori,  e  specialmxnte  d'  Innocenzo  X.  ha  nominata  una  Con- 
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gregazione  Cardiaalixia  ool  tiibolo  di  Congregaaione  sopra  la  MaAo  de* 
Eegdariy  commettendo  alla  medesiina  di  presentargli  quei  ^wedi- 
menti,  che  efficacemente  poasano  eondarre  al  vero  e  permanfiiite  mi- 
glioramento  degF  istituti  religiös!,  come  giä  la  stessa  Santitä  Saa  si 
h  degnata  dichiarare  nella  sua  enciclica  diretta  ai  Sapmori  degli  Or- 
dim  Begolari. 

Gli  Eminentissimi  Fadri  animati  dallo  zelo,  che  11  distingne, « 
voleudo  corrispoudere  alla  mente  di  Sua  Santitä,  fin  dalla  prima  ri- 
unione  hanno  conosciuto  quanto  sarebbe  conducente  allo  scopo  ae  inoo- 
minciando  dai  Beligiosi  dello  State  pontificio,  che  servir  debbono  agli 
altri  di  esempio«  s'  i&vitaasero  i  Yesooyi  dello  stato  medesimo  con  cir- 
colare  di  qneeta  Sagra  Gongregazioue  de'  Vescovi  e  Regolari  a  sommi- 
nistrare  gli  opportani  elementi  per  conoscere  la  vera  condf  zione,  in  che 
si  trovano  gl'  istituti  religiosi  nelle  rispettiiTe  Diocesi,  e  qaali  siano 
le  dlsposizioni  piii  opportune  a  prendersi. 

ApproTata  tale  risoluzione  dal  Santo  Padre,  questa  Sagra  Con- 
gregazione  de'  Vescovi  e  Begolari  in  esecuzione  de'  pontificii  eomandi 
si  affiretta  a  trasmettere  a  VS.  i  quesiti  communicati  dalla  sadetta  S. 
Congregazione  sopra  lo  stato  dei  Begolari  onde  Ella  roglia  dare  ai 
medesinu  le  convenienti  risposte,  suUe  quali  con  sicurezza  si  possano 
fondare  le  socceasive  determinanoni,  che  si  crederanno  prendere. 

Possa  il  Signore  coronare  di  felice  esito  le  sante  intenzioni  del 
Pontefice,  e  dare  ai  Vescovi  i  lumi  necessarii  per  cooperare  al  miglio- 
ramento  de'  Begolari,  che  dessi  non  possono  non  rignardare  con  par- 
ticolare  affezione  siccome  .queUi,  che  debbono  prestar  loro  la  mano 
adjutrice  nel  coltiYare  i  popoli,  e  coli'  esempio  delle  virtd  serrire  ai 
fedeli  di  edificazione. 

Tanto  le  dovea  significare,  e  le  auguro  dal  Signore  ogni 
prosperitä. 

DiVS. 

Borna  dalla  S.  Congregazione  de'  Vescovi  e  Begolari. 
a  Agosto  1847. 

Come  Fratello 

Fr.  ±  F.  Card.  Orioli  Prefetto 

D.  Ardvescovo  di  Damasco  Segretario. 

ELenco  d£  Quesiti  da  praporH  ai  Vescovi  dello  Stato  Pontißcio  rap- 

porto  ai  Religiosi  esistenti  nelle  loro  rispettive  Diocesi  seconde  l(^ 

risoluzione  della  Sagra  Congregazione  sopra  lo  stato  de*  Regolari* 

1.  Dovranno  i  Vescovi  formare  una  esatta,  completa  e  distinta 
nota  di  ciascun  monastoro,  convento  e  casa  religiosa  tanto  spetiante 
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agli  ordiiii,  in  cni  si  professano  i  yoti  solenni,  qnanto  agl*  Istitati  di 
Yoti  semplici,  ed  alle  comunitä  di  ecclesiastici  viventi  sotto  nna  re- 
gola,  che  esista  in  tutto  il  territorio  Diocesano  coUa  indicazione  del 
rispettivo  istituto  che  vi  si  professa,  indicando  ancora  gli  ospizii  de* 
regolari,  e  specificando  le  case,  ed  i  ritiri  di  piu  stretta  osservanza. 

2.  In  qnesta  nota  dovrä  esprimersi  la  cittä,  o  il  paese,  in  cni 
esista  ciascuna  casa  religiosa  specificando  tanto  quelle  che  esistono 
nell'  abitato,  qnanto  le  altre  situate  nelle  campagne,  colla  indicazione 
rapporto  a  queste  della  loro  distanza  dalF  abitato. 

3.  Si  farä  conoscere  la  capacitä  di  ciascnna  casa,  lo  stato  della 
fdbbrica ,  non  che  quelle  dell*  annessa  chiesa ,  indicando  ancora  se  la 
chiesa  abbia  la  cora  delle  aniroe. 

4.  S*  indicherä  quäle  e  quanta  sia  la  famiglia  regolare  fissata 
neUe  rispettive  case,  e  quäle  il  preciso  numero  de*  religiosi  che  al 
presente  vi  dimorano,  e  se  qneato  sia  stato  da  qualche  tempo  varia- 
bile  0  costante. 

5.  Si  dovrä  riferire  se  nei  monasteri,  conventi,  o  case  vi  sia 
Tosservanza  regolare,  specificando  se,  ed  in  quali  casi  vi  sia  la  vita 
comune.  Se  i  religiosi  sacerdoti,  chierici  e  laici  disimpegnino  con  edi- 
ficazione,  e  lode  le  obbligazioni,  a  cui  sono  tenuti  in  forza  della  loro 
professione,  e  se  godino  la  pubblica  estimazione,  e  siano  utili  al  luogo, 
in  cui  esiste  la  loro  casa;  o  piuttosto  siasi  rilassata  la  osservanza, 
abbiano  perduta  la  stima  del  popolo,  e  vi  sia  qualche  Beligioso  scan- 
daloso,  e  se  abbia  questi  notoriamente  mancato  fnor  del  chiostro. 

6.  Se  U  Monastero,  il  Convento,  la  Casa  benche  composta  di 
piccolo  numero  di  Religiosi  sia  necessaria  o  almeno  utile  agli  abitanti 
del  luogo  specialmente  per  V  amministrazione  del  Sagramento  della 
Penitenza,  e  se  nel  luogo  medesimo  vi  sia  mancanza  di  Clero  secolare ; 
e  perciö  si  dovrä  esprimere  il  numero  dei  Sagri  Ministri,  e  della 
popolazione. 

8.  Quali,  e  quanti  Beligiosi  confessino  nella  rispettiva  loro 
Chiesa,  e  se  siano  assidui  nelV  esercizio  di  tal  ministero ;  se  si  prestino 
in  ajuto  del  Parroco  Begolare,  ed  anche  degli  altri  Parrochi  special- 
mente nelle  limitrofe  campagne  quando  sono  chiamati  in  soccorso  per 
i  malati,  e  nella  istruzione  de*  Fedeli  qualora  lo  esiga  o  la  vera 
necessitä  del  prossimo,  o  lo  spirito  del  loro  Istituto.  Se  i  Beligiosi  si 
occupino  nella  predicazione ,  e  nell*  assistenza  agli  Ospedali,  o  nella 
pubblica  istruzione  si  civile,  che  morale  ed  in  quäl  modo,  e  se  per 
vera  obbligazione  della  Begola  o  per  mera  condiscendenza  de*Superiori. 

9.  Se  negli  Ospedali  assistiti  dai  Kegolari  i  Beligiosi  si  prestino 
colla  dovuta  caritä,  e  nel  modo  prescritto  dal  loro  Istituto. 

AtcUt  Ar  UfchtDitcbl.  ZTL  22 
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10.  Qaale  8ia  randamento  dei  CoUegi,  e  dei  Convitti  temti  dai 
Begolari,  qoale  la  condotta  dei  Religiös! ,  e  dei  Giovani,  qaale  la 
istrozioae  morale,  e  scientifica,  indicando  il  namero  dei  GioTarü 
esistenti  nei  suddetü  collegii,  e  convitti. 

11.  I  Vescovi  conoscendo,  che  vi  siano  degli  abusi,  e  dei  disor- 
dini  nell*  ammissione  dei  postolanti,  oei  noviziati,  nei  professorii,  negH 
stodj,  ndl'  adempimento  de'  voti  e  specialmente  quelle  di  poyertä  e  die 
i  Saperiori  abnsino  della  loro  antorita  coli' opprimere  i  sadditi^o  cbe 
coUa  loro  indolenza,  ed  inosservanza  concorrano  al  rilassamento  della 
regolare  discipliiia  non  ometteranno  di  manifestarlo ,  e  d'  indicare  il 
modo  di  prowedervi. 

12.  Biferiranno  ancora  come  si  diportino  li  perpetnamente,  ö  tem- 
poraneamente  secolarizzati,  qnali  officj  esercitino,  quäle  sia  la  condotta 
degli  espnlsi  dalle  Beligioni,  e  se  vi  siano  degli  Apostati. 

13.  Se  vi  fossero  altre  notizie  rimarchevoli  che  a  giudizio  deirOr- 
dinario  meritassero  di  essere  indicate,  e  specialmente  quelle,  che  ri- 
goardano  gli  articoli  espressi  dalla  sa.  me.  di  Benedetto  XIY.  nella 
iatruzione  data  ai  Vescovi  per  la  relazione  ad  lAmina  che  e  riportata 
in  fine  della  sua  Opera  de  Syn.  Dioec.  §.  IV.  queste  potranno  agginn- 
gere  neUe  loro  relazioni.  Sarebbe  ancora  desiderabüe,  che  dalle  no- 
tizie che  raccoglieranno  per  rapporto  alle  singole  Gase  formassero  un 
quadro  generale  di  ciascun  Ordine,  ed  istituto  in  cui  s'indicasse  se 
fiorisca,  o  sia  in  decadenza  nella  rispettiva  Diocesi,  e  se  apporti  utile 
alla  medesima  e  se  vi  sia  speranza  di  miglioramento.  Potranno  ancora 
acceonare  quali  misure  eglino  crederebbero  opportune  per  ottenere 
efficacemente  il  miglioramento  de'  Begolari  e  per  renderli  sempre  pi^ 
utiU  alle  popolazioni. 

A  render  poi  chiare,  ed  intelligibili  le  risposte  ai  quesiti  sari 
espediente,  che  le  notizie  sopra  ciascun  Monastero,  Gonvento,  e  Casa 
Beligiosa  vengano  distese  e  spedite  in  altrettanti  fogli  separati.  ^ 
medesime  dovranno  essere  inviate  alla  Sagila  Gongregazione  sopra  lo 
State  de' Begolari  colla  semplice  direzione  :^Älla  8.  Congregojnone 
sopra  lo  Stato  de'Begolari.€ 
Borna  3.  Agosto  1847. 

A.  Camnico  Bisgarri, 
Segretario  della  S.  Gongregazione  sopra  lo  Stato  de'  Begolari. 

5.  Epistola  ad  Moderatorea  generales  pro  Monaateriis,  Domibus  ^^ 

Conventibus  ditionia  pontiflciae. 

Brno  Padre 
Penetrata  la  Santitä  di  Nostro  Signete  Pio  Papa  IX.  dalla  cob- 
siderazione,  che  quanto  apportano  splendore  alla  Chiesa,  vantaggi^ 
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ai  fedeli,  utilitä  alla  sodetä  gristitnti  religiös!,  i  qnali  corrispon- 
dano  al  loro  scopo,  e  conservino  lo  spirito  di  osservanza,  altrettanto 
defarimento  ne  potrebbe  derivare  da  quelli ,  in  cui  ktnguisce  la  rego- 
lare  disciplina,  e  manca  lo  spirito  religioso,  fin  dai  primordü  del 
8Ü0  glorioso  pontificato  ha  benignamente  rivolto  il  pensiero  agli  or- 
dini  regolari  per  animare  sempre  pin  qaelli,  che  conservano  lo  spirito 
della  loro  istitimone,  per  svellere  in  altri  la  zizania,  che  fosse  mai 
nata  in  mezzo  all'eletto  fhimento,  per  rayvivarvi  lo  spirito  di  osser- 
vanza,  per  richiamarvi  se  ?e  ne  fosse  bisogno  Tesercizio  delle  tirtn, 
alle  qnali  mirare  debbano  i  danstrali ,  per  eccitame  gli  almmi  a 
prestarsi  con  maggiore  lena  in  yantaggio  de' fedeli,  per  rimuovere  le 
cause  di  deeädenza,  per  ottenere  in  nna  parola  il  vero  e  reale  mi- 
glioramento  de' regolari. 

A  raggiungere  un  fine  cosi  salutare  Sua  Santitä  ha  nominata 
una  congregazione  cardinalizia ,  cui  ha  concesso  il  titolo  di  Sagra 
Congregcmone  sopra  lo  stato  de'  regolari  affichö  la  medesima  le  pro- 
ponga  i  mezzi  convenienti  ed  efficaci,  con  i  quali  si  possa  ottenere 
lo  scopo  tanto  desiderato  come  giä  la  stessa  Santitä  Sua  si  e  degnata 
dichiarare  nella  sua  Enciclica  diretta  a  tutti  i  superiori  degli  or- 
dini  regolari. 

La  nominata  Sagra  Congregazione  nel  vivo  desiderio  di  corrispon- 
dere  alle  intenzioni  del  Santo  Padre  giä  si  ^  adnnata,  e  nella  prima 
sessione  tra  le  altre  determinazioni  ha  risoluto  ancora  di  chiamarvi 
a  parte  i  superiori  generali  degF  istituti,  i  quali  per  obbligo  del  loro 
officio  sono  tenuti  a  cooperarvi  efficacemente  spogliandosi  di  ogni 
particolare  riguardo,  ed  avendo  in  vista  soltanto  U  vero  bene  del 
proprio  ordine.  E  siccome  i  religiös!  dello  Stato  della  Ghiesa  debbono 
seryire  agli  altri  di  esempio,  cosl  la  Sagra  Congregazione  incomin- 
ciando  dai  medesimi  ha  prescritto  che  i  superiori  regolari  debbano 
far  conoscere  il  vero  stato  de!  rispettiv!  ordini,  congregazioni  ed 
istituti  siano  d!  voti  solenni,  siano  di  voti  semplici,  siano ,  che  vi  si 
professi  soltanto  una  qualche  regola  in  comune,  non  che  de!  monasteri, 
conventi  e  case  religiöse  esisteut!  nello  Stato  Pontificio  a  seconda  dei 
quesiti  notati  negli  annessi  fogli,  e  presentare  ancora  i  progetti  di 
miglioramento  suUe  basi  che  si  accenneranno  ne!  fogli  medesimi. 

Essendes!  degnato  il  Santo  Padre  di  approvare  Taccennata  riso- 
luzione,  e  volendone  la  piena  esecuzione,  conmiette  a  Vostra  Patemitä 
in  virtd  di  santa  obbedienza  di  rispondere  con  tutta  diügenza  e  tc- 
ritä  ai  quesiti  medeaimi  dentro  il  iermine  di  mesi  quattro,  ed  In- 
giungere  nello  stesso  modo  agli  Abati,  Frovinciali,  ed  a  tutti  gli  altri 

22* 
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miperiori  subalterni  di  sommipiatrare  a  Vostra  Patemiti^  le  neoesiaiie 
notizie  e  gli  opportani  scbiarimenti. 

Spera  questa  Sagra  Congrogazione,  che  Yostn  Patwni^  n  daii 
tatta  la  cora  di  unifonoarsi  noA  solo  ai  pontificii  ooroandi,  sia  di  se- 
condare  anoora  le  intenzioni  di  Saa  Santitä,  e  ehe  duauiaii  a  ttmmf^ 
Yirtuoei,  ed  osgarvanti  religioei  vorrii  propoire  quaiito  potrit  condiore 
al  vero  bene  del  suo  istituto,  avendo  in  vista  la  reeponsabilitä,  che 
ei  assumerebbe  inuanzi  a  Dio,  e  innanzi  agli  uomini  ee  non  ooopenae 
con  tatta  Telfficacia  al  miglioramento  del  sno  ordine. 

Mentre  qaesta  Sagra  Gongregazieiie  starik  attendeado  i  neoessani 
elementi  per  prendere  gli  opportani  prowedimenti,  Vostra  Patemiti 
non  ometterä  intanto  di  raddoppiare  la  eoa  vigilanza  eopra  le  amnufl- 
sioni  del  poetalanti,  eopra  i  noviziati,  i  prefessoriit  sol  retto  andamento 
degli  stadii,  gall'  osservanza  regolare,  e  di  eccitare  anche  in  nome  di 
qüesta  Sagra  Congregazione  i  religiosi  a  condorsi  per  modo,  che  nolk 
si  possa  contro  di  loro  opporre,  anzi  esercitando  eglino  le  virfca  proprio 
dello  stato  religiosa»  e  cooperando  alla  santificazione  de*fedeli  coll*esem- 
pio  e  coli'  opera  siano  di  edificazione  al  popolo  cristiano.     Qrdineii 
ancora,  che  tntti  i  monasteri,  i  conventi  e  le  caee  del  sno  ordine 
esistenti  nello  stato  pontificio  con  preghiere  da  farsi  in  comane  s'implori 
'  rajnto  divino  e  la  intercessione  dei  Sonti  Fondatori,  accioche  il  Signore 
benedica  e  coroni  di  felice  esito  qaanto  il  Sommo  Fontefice  disponi 
pel  miglioramento  dei  religiosi  istitnti. 

Tanto  dovea  significate  a  Yostra  Patemitä  Beverendissinia  nella 
mia  qoalifica  di  Segretario  della  snddetta  Sagra  Congregazione  sopra 
lo  stato  de'  regolari,  e  le  angaro  di  caore  dal  Signore  ogni  prospmt^ 

Di  Yostra  Fatemitik  Rma 

Borna  dalla  Segreteria  della  Sagra  Ck)ngregazione  sq^ra  lo  stato 
de'Begolari  3  Agosto  1847. 

Devotissimo  Senro 
A.  Cananko  Busssarri  Segretario« 

Elencho  de'qnesiti 

Da  proparH  ai  Superiori  Regolari  per  i  Monasteri,  ConvenH  e  Cast 

dei  loro  rispettivi  ordini  esistefUi  neUo  Staio  Ponüflcio  aecondo  ^ 

risolusione  della  S,  Congregazione  aopra  lo  stato  d^Regolaru 

1.  DoTranno  i  snperiori  generali  ed  in  loro  mancanza  o  asseo^s 
i  procoratori  generali  formare  nna  esatta,  completa  e  distinta  nota  <li 
dascnn  monastero,  convento,  e  casa  religiosa  del  sao  ordine,  che  eeßsb 
negli  Stati  Pontificii^  annoverandoyi  ancora  gli  ospizü,  e  specificando  i 
ritiri  di  pia  stretta  osservanza. 
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2.  In  qnesta  nota  doyrit  esprimersi  il  titolo  del  convento,  la 
provincia  a  cni  appartiene,  la  cittä,  o  il  paese,  in  coi  esista  ciascona 
casa  religiosa,  spedficando  tanto  quelle,  che  sono  nell'abitatOf  quanto 
le  altre  sitnate  nelle  campagne  colla  indicazione  rapporto  a  qneete  della 
loro  distanza  dall'  abitato. 

3.  Si  farä  conoseere  la  capacitä  di  ciascmia  easa,  e  k)  stato  della 
&bbrica,  gli  spazi  annessi,  che  costitaisoono  la  davsora,  e  oome  la 
medesima  sia  cnstodita;  non  che  lo  stato  dell'unita  chieea,  esprimendo 
ancora  se  la  chiesa  abbia  la  cora  delle  anime,  o  se  vi  sia  nn  partico- 
lare  ooncorso,  e  divozione  o  an  qnalche  santuario. 

4.  Biferiranno  qnale  numero  d'individni  potrebbe  mantenere 
ciascun  convento  colla  rendita  che  ha,  o  coli*  elemosine  che  ricoTe  dal 
benelbttori;  qnale  sia  la  famiglia  in  esso  stabilita,  qnale  sia  il  preciso 
nnmero  dei  religiös!  al  presente,  speclficando  i  sacerdoti,  i  laici  ed 
i  terziarii. 

5.  QuaU  siano  i  conventi  di  noviziato,  di  professorio,  di  stnden- 
tato,  0  di  collegio  di  studii,  indieando  il  nnmero  dei  novizii,  e  degli 
stndenti,  e  dei  letfanri,  e  se  nei  medesimi  si  osseryi  la  Tita  comnne. 

6.  Quali  siano  le  case  di  ritiro,  di  stretta  osservanza,  e  di 
vita  comnne. 

7.  Se  i  religiosi  siano  esemplari,  ed  osservanti:  se  osservino  le 
costitnzioni  dell*ordine,  ed  i  decreti  pontificii,  e  se  si  faccia  dei  mede- 
simi lettnra  fra  Tanno  nei  tempi  determinati:  se  vi  siano  dei  disordini, 
e  qnali ;  se  vi  sia  qnalche  religiöse  indisciplinato,  scandaloso,  incorre- 
gibile,  espnlso,  o  apostata ;  come  si  osservino  i  voti,  e  specialmente 
quelle  di  povertä:  se  faccino  i  depositi  nella  cassa  comnne:  se  le  camere 
dei  religiosi  siano  tennte  con  quella  semplicitä,  che  esige  il  voto  di 
povertä,  o  pnre  siansi  introdotti  degli  abnsi  ritenendo  oggetti  snperflni, 
0  di  lusso :  se  i  religiosi  escano  col  compagno :  se  vi  sia  rofBciatnra 
in  comnne ;  se  vi  siano  dei  religiosi  propensi  ad  abbracdare  la  vita 
comnne:  se  dei  religiosi  mnniti  di  speciali  esenzioni  opposte  alla 
regolare  osservanza. 

8.  Se  i  Beligiosi  si  applichino  nei  confessare,  nei  predicare, 
nell*  istmzione,  nell'  assistenza  agli  ospedaU,  ed  in  altri  esercizii  ntili  ai 
fedeli:  e  se  negli  ospedali  assistiti  dai  Begolari  si  presiino  colla  do- 
vnta  caritä  e  nei  modo  prescritto  dal  loro  istitnto. 

9.  Come  siano  servite,  ed  offidate  le  chiese  annesse  ai  con- 
venti e  specialmente  quelle,  che  hanno  la  cura  delle  anime,  quanti 
siano  i  Religiosi,  che  nelle  medesime  amministrano  il  Sagramento  della 
penitenza,  ed  annunciano  la  divina  parola. 

10.  Qnale  il  metodo  degli  stndii  tanto  per  le  bdle  lottere, 
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qnanto  per  la  filosofia,  che  per  la  teologia,  quali  gli  aaiori:  qaale  ü 
progresso  degli  stodii :  qiuuiti  i  lettori. 

11.  Qaale  sia  Fandamento  dei  coUegü,  e  dei  convitti  de'aecokri 
tenati.dai  Begdari,  qaale  la  oondotta  dei  Beligiosi,  e  dei  gio?am, 
quäle  la  istmzione  morale,  e  scientifica,  quale  lo  stato  econonaeo  i&- 
dicando  il  nomero  dei  gioTani  esistenti  nei  sadetti  collegü,  e  conTitti, 
e  la  mensile  pensione,  ehe  pagaao. 

12.  Se  si  commettaao  abosi  nella  celebrazioiie  dei  capitoli,  se 
si  eseguiseano  regolarmente  le  visite  dai  saperiori,  se  vi  sia  neU^ordine 
an  definitoriOy  o  altro  consiglio ;  quale  ne  siano  le  attribazi<mi  secondo 
le  regele,  e  le  costituzioni,  ed  i  decreti  pontificii,  e  se  quante  Tolte  il 
medesimo  si  aduni. 

13.  Se  si  osservino  i  decreti  pontificii  circa  gli  espulm«  e  gli 
apostaü^). 

14.  Si  dovrä  fare  un  quadro  generale  dei  proprio  ordine,  in  cui 
siano  espresse  le  proyincie,  e  le  custodie  esistenü  nello  stato  ponfa'- 
ficio,  per  qaegli  ordini  che  rhanno,  notando  neUe  rispettiva  provincia, 
e  custodia  le  case  che  vi  appartengcmo,  ed  il  numero  dei  Beligiosi  cli6 
ne  formano  la  famiglia.  In  fine  si  dovrä  formare  un'  elenco  generale 
di  tutti  i  Beligiosi  dei  proprio  ordine  esistenti  nello  stato  poatifioio 
esprimendone  il  nome,  e  cognome,  la  patria,  la  Diocesi,  Tetä,  gli  anni 
di  religione,  il  grado  e  ToiScio  che  occupano;  ed  a  questo  si  dovri 
aggiungere  ancora  Telenco  specifico  di  tutti  i  novizii  coUa  indicazione 
della  patria,  della  diocesi,  della  etä,  e  della  condizime,  e  della  pro- 
vineia,  o  casa  per  cui  professeranno. 

15.  Potranno  i  Superiori  generali  proporre  dei  piani  di  riforma 
per  il  loro  ordine,  ma  colle  seguenti  condizioni. 

I. 

La  Sagra  Congregazione  dichiara,  che  rimane  gravata  la  co- 

scienza  dei  superiori  medesimi,  e  dei  loro  consiglieri  sulla  vera  utilitä 

dei  piano,  che  si  propone. 

IL 

Debbono  i  piani  riguardare  la  retta  ammissione  dei  postulantii 

il  miglioramento  dei  metodo  di  probazione,  che  si  deve  fare  dai  no- 

yiziati,  il  regolare  andamento  dei  medesimi  e  la  loro  restrizione  neUe 

Beligioni,  che  Thanno  in  treppe  case,  per  cui  non*  possono  avere  buoni 

maestri  di  novizii,  e  nell  piccolo  numero  dei  novizii,  e  nella  ristretta 

&nuglia  religiosa  non  possono  ottenere  la  prova  necessaria  a  far  co- 

1)  Ad  ottenere  ron  chlarezza  delle  risposte  ai  soprascritti  queslti,  le  no- 
tizie  cbe  rigoardano  ciascan  monastero ,  eonvento  e  casa  religtosa  dovranno  de« 
seitveral  in  tltrettantf  fogli  aeparati. 
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noscere  la  vera  vocazione.  Come  ancora  i  piani  medesimi  debbono 
riguardare  lo  stabilimento  regolare  dei  professorii,  il  miglioramento 
degli  studentati,  e  degli  studii,  e  la  introduzione ,  ove  noii  vi  fosse, 
della  vita  comune  nella  Gase  di  Novlziato,  di  professorio  e  di  studentato. 

m. 

Si  deve  ancora  proporre  il  modo  d'introdurre  a  poco  a  poco  almeno 
in  alcnne  altre  case  la  vita  commune. 

IV. 

II  modo  di  formare  con  i  Beligiosi  giä  esistenti  deUe  famiglie 
con  un  numero  saf&ciente  per  la  regolare  osservanza  proporzionato  alle 
rendite,  proponendo  ove  ve  ne  fosse  bisogno  deUe  concentrazioni. 

V. 

n  modo  di  dare  un*  Impulse  ai  Begolari  a  rendersi  sempre  piu 
utili  sia  in  prestare  con  maggior  impegno  la  loro  mano  adiutrice  al 
Vescovi  nel  sacro  ministero,  sia  nell' occuparsi  in  altre  opere  van- 
taggiose  alle  popolazioni  temprando  Tiropulso  medesimo  a  seconda  dello 
scopo,  a  cui  tende  il  rispettivo  istituto. 

VI. 

n  modo  di  stabilire  la  retta  anmiinistrazione  delle  rendite  oon 
opportuni  impianti,  e  rendiconti  e  con  i  depositi  nella  cassa  comune. 

vn. 

n  modo  di  ben  regolare  le  visite,  e  renderle  utili. 

vni. 

Si  deve  nei  medesimi  accennare  se  per  essersi  variatele  circostanze, 
ristretto  il  numero  delle  case,  e  dei  Keligiosi,  o  per  altri  motivi  vi  sia 
luogo  a  cambiamenti  nelle  costituzioni,  nel  regime,  nello  stabilimento 
dei  consiglio  dell'ordine. 

IX. 

Dovranno  i  Superiori  generali  nel  formare  i  piani  medesimi  sentire 
il  consiglio  di  Beligiosi  osservanti,  i  quali  abbiano  unicamente  in  vista 
il  bene  dei  proprio  ordine. 

Le  risposte  si  dovranno  dirigere  alla  Sagra  Gongregazione  sopra 
lo  stato  de*  Begolari,  la  cui  speciale  Segreteria  esiste  nel  convento  di 
S.  Maria  in  Trivio ;  e  quante  volte  si  avessero  ad  inviare  alla  medesima 
delle  lottere  per  la  posta  si  userä  la  semplice  direzione  i^ÄUa  sagra 
Cangregazione  sopra  lo  stato  de'  RegolarL^ 

A.  Canonico  Bizearri 
Segretario  della  S.  Congregazione  sopra  lo  stato  de*  Begolari. 
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6.  Epistola  ad  Moderatores  Generales  pro  MonoHerUa,  Domibua,  ei 
Conventibus  extra  ditionem  pontificiam  existentibus» 

Beverendissimo  Fadre 

Benchi  questa  Sagra  Gongregazione  sopra  lo  stato  de*  regolari 
abbia  creduto  dovere  rivolgere  le  sne  prime  indagini  sopra  i  regolari 
dello  stato  pontiflcio,  perchd  agli  altri  possano  essere  di  esempio,  ed  a 
tale  oggetto  contemporaneamente  dirigga  ai  superioh  generali  mn 
speciale  circolare  in  data  del  giorno  3  Agosto  con  i  relatiyi  quesiti, 
ciö  non  pertanto  non  intende  limitare  a  questi  le  sne '  eure ,  ma  le 
vnole  estendere  ancora  ai  religiosi  degli  altri  stati  inerendo  appunto 
alle  proYvide  intenzioni  dcl  sommo  Pontefice,  che  ardentemente  desi- 
dera  il  miglioramento  di  tutti,  come  apparisce  dalla  sua  Endclica  del 
giorno  17  del  prossimo  passato  mese  di  giagno.    Ed  h  percio  che  la 
medesima  S.  Gongregazione  in  nome  di  Sua  Santitä  ordina  in  virta  di 
Santa  obbedienza  a  tutti  i  superiori  generali  degli  ordini  religiosi  siano 
di  Yoti  solenni,  siano  di  voti  semplici,  o  di  comonitä  di  chierici  o  di 
laici  viventi  in  comnne  sotto  una  regola,  di  raccogliere  al  pia  presto 
possibile  anche  per  i  religiosi  faoii  di  stato  del  respettivo  ordine  tutte 
quelle  notizie,  che  potranno,  avendo  in  vista  la  circolare,  ed  i  quesiti 
fatti  per  i  religiosi  dello  stato  pontificio,  che  loro  dovranno  anche  per 
i  religiosi  aFestero  servire  di  regola  e  norma.    Intende  inoltre  la 
stessa  S.  Gongregazione  di  obbligaro  gli  Assistenti  delle  provincie 
estere,  ed  i  superiori  delle  medesime  a  sonuninistrare  ai  superiori  gene- 
rali le  notizie,  di  cui  saranno  richiesti,  e  tutte  le  altre,  ch'eglino  cre- 
deranno  neccessarie  per  giungere  etficacemente  al  desiderato  scopo, 
petendo  quelle  notizie,  che  stimassero  meritare  speciale  riserva,  diri- 
gere  direttamente  alla  Sagra  Gongregazione. 

In  adempimento  pertanto  degli  ordini  della  S.  Gongregazione 
sanzionati  dal  S.  Fadre  mi  affretto  coUa  presente*  a  renderne  consa- 
pevole  V.  F.  Rma  per  la  esatta,  e  pronta  ^secuzione,  ed  intanto  le 
auguro  dal  Signore  ogni  prosperitä. 

Di  V.  F.  Rma. 

Borna  dalla  Segreteria  della  S.  Gongregazione  sopra  lo  stato 
de' Regolari  li  5  Agosto  1847. 

Devotissimo  Servo 
Ä.  Canonico  Bizzarri  Segretario. 
(Scblass  folgt.) 
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Ijtteratar« 

1.  Permaneder's  Handbuch  des  gemeingültigen  hatholisehen  Kirchen- 
rechts  mit  steter  Bücksickt  afrf  das  Tcatholische  IdrcMiche  Territo- 
riddrecht  etc.  herausgegeben  van  Isid.  SUbemagt  4.  verbesserte 
und  vermehrte  Auflage.  Landshut  1865.  KrüU.  LXXXVL  und 
1097  Seite  gr.  8.j  nebst  einer  StammbaumtabeUe.  {4  Thir.) 

Wir  sprachen  schon  im  ÄreUv  XV.,  S.  167.  kurz  unser  Urtheil 
über  Permanedefs  und  Sübemagrs  Arbeit  aus  und  lassen  nun  die  Be- 
lege dafür  folgen. 

Wie  der  Herausgeber  in  der  Vorrede  bemerkt,  ist  die  Anlage  des 
Buches  im  Ganzen  dieselbe  geblieben ;  nur  sind  zur  Raumerspamiss 
die  geschichtliche  Darstellung  des  Verhältnisses  der  Kirche  zum  Staate, 
die  unseres  Erachtens  in  gedrängten  scharfen  umrissen  in  neuer  Bear- 
beitung hätte  beigefügt  werden  sollen,  und  die  Lehre  vom  Einfluss  der 
Kirche  auf  die  Zeitrechnung,  die  in  einem  hauptsächlich  für  Theologen 
bestimmten  Werke  ebenfalls  nicht  hätte  fehlen  sollen,  und  endlich  auch 
die  bei  ihrer  Dürftigkeit  ohnehin  ungenügende  Abhandlung  über  den 
Einfluss  der  Kirche  auf  das  weltliche  Becht  weggelassen  worden.  Da- 
gegen hätte  der  Herausgeber  vieles  blos  theoretische  und  weit- 
schweifige Baisonnement ,  namentlich  in  den  allgemeinen  Lehren, 
theils  ganz  streichen,  theils  wenigstens  abkürzen  sollen. 

So  hätte  der  §.  1.  über  Beligion  und  Kirche  wegfallen  und  in 
etwas  veränderter  Form  sogleich  der  §.  28. :  »vollständiger  Begriff  der 
Kirche,«  an  den  Eingang  gestellt  werden  sollen. 

Im  §.  4.  fehlt  der  logische  Zusammenhang  zwischen  dem  zweiten 
und  dritten  Satze  und  der  zweite  Satz  des  §.  4.  könnte  daher  missver- 
standen werden,  als  ob  nicht  von  Anfang  an  in  der  Kirche  im  Wesent- 
lichen eine  Einheit  und  Uebereinstimmung  in  der  Disciplin  der  Kirche 
geherrscht  habe  und  zwar  auf  Qrund  der  Dogmen  und  des  apostoli- 
schen Herkommens. 

Im  §.  5.  hätten  auch  die  Hauptwerke  über  die  einzelnen  Hülfe- 
wissenschaften  des  Kirchenrechts  angegeben  werden  sollen. 

Im  §.  6.  S.  6.  ist  die  ganz  allgemein  hingestellte  Behauptung, 
dass  auch  die  späteren  Kirchenrechtssammlungen  des  12.  Jahrh.  lücken- 
haft und  unsorgffiltig  angelegt  seien,  unrichtig.  Das  Decretum  Qratiani, 
die  Arbeiten  eines  Bernhard  von  Pavia,  eines  Raymund  von  Pennaforte 
verdienen  wahrlich  diesen  Tadel  nicht.  Wer  diese  Werke  in  ihrem 
inneren  2!u$ammenhange  studuii,  wird  dieses  erkennen.  Ebenso  un- 
richtig ist  die  Behauptung,  dass  die  5  Hauptmbriken  der  Decretalen- 
samnolungen :  Judex,  Judicium  etc.  »willkührlich«  gewählt  seien.  Es 
war  die  schon  früh  in  den  italischen  Stadtrechten  und  ebenfalls  nicht 
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ohne  inneren  Grund  gewählte  Beihenfolge.  Vgl  Rosshirt,  Geschichte 
des  Hechts  im  Mittelalter  Bd.  I.  §.  41.  S.  78  f. 

Am  Schlosse  des  §.  6.  ist  dagegen  ganz  rerwirrt  die  Bezäch- 
nnng:  »Staatsrechtswissenschaft«  statt  bürgerliches  Privatrecht  ge- 
wählt worden.  Auch  hätte  vorher  mit  einem  Worte  belgetügt  werden 
können,  dass  das  System  der  Justinianischen  Institutionen  wie  Fan- 
decten  schon  altrömisch  ist,  indem  es  sich  bereits  in  dem  Commentai 
des  Sextus  Aelius  Pätus  zu  dem  XII.  Tafelgesetze  findet 

Sehr  ungenügend  sind  die  Aufzählungen  der  Literatur  in  §.  9  ff. 
Im  §.  9.  fehlt  die  Bezeichnung ,  welche  Schriftsteller  katholisch  und 
welche  evangelisch  waren,  bei  dem  Einen  ist  das  Todesjahr  angegeben, 
bei  dem  Anderen  nicht,  von  manchen  bekannten  Werken  ist  nicht  ein- 
mal die  neueste  Auflage  angegeben  etc.  Zu  §.  19.  wollen  wir  hier  hin 
zufügen,  dass  von  Ferraris  prompta  biblioth.  canon.  die  beste  Ausgab« 
in  neuerer  Zeit  von  den  Mönchen  von  Monte-Cassino  herausgegeben 
wurde,  und  dass  darnach  dann  die  (um  mehr  als  die  Hälfte  billigere) 
Ausgabe  des  bekannten  Pariser  geistlichen  Bücherspeculanten  Abb^ 
Migne  erschien.  Die  Änalecta  juris  ponHficii  sind  in  Folge  der  Coo- 
currenz  der  ungleich  vorzüglicheren  Acta  quae  apud  s.  sedem  germlur 
(vgl.  Archiv  XIV.  S.  477.)  eingegangen. 

Der  Inhalt  des  §.  20.  über  die  Stiftung  der  Krche  ist  eine  fSnn- 
liehe  Predigt,  und  hätte  zusammen  mit  dem  §.  21.  in  einige  Zeilen 
zusammengezogen  werden  sollen. 

Im  §.  23.  S.  29.  ist,  statt  die  Kirche  ist  unfehlbar,  mit  gesperr- 
ter Schrift  gesetzt :  unverirrlich,  eine  gewiss  nicht  schöne  ungebräuch- 
liche Wortbildung,  ebenso  wie  der  bald  darauf  folgende  Ausdruck 
»Irrthumlosigkeit.«  Am  Schlüsse  des  §.  23.  hätten  in  Note  18.  auch  die 
in  Walter's  Kirchenrecht  §.  12.  Note  U.  und  im  Archiv  VI.  S.  330. 
Note  1.  abgedruckten  neuesten  erläuternden  Aussprüchen  des  F^P* 
stes  über  die  »alleinseligmachende«  Kirche  mitgetheilt  werden  sollen. 

Im  §.  25.  und  26.  wird  in  den  üeberschriften  die  KirchengewaU 
ganz  richtig  in  Weihe-  und  Jurisdictionsgewalt  unterschieden,  danD 
aber  in  §.  26.  S.  32.  ziemlich  confus  die  Walter'sche  Dreitheilung  ii^ 
Weihegewalt,  Lehrgewalt  und  Begierungsgewalt  eingeflochten,  die 
wir  schon  im  Archiv  VII.  335  f.  des  Näheren  als  unrichtig  nachwiesen. 
Ungenau  sind  auch  §.  27.  S.  35.  die  Notizen  über  den  Einfluss  der 
Laien  auf  die  Kirchenregierung ,  indem  man  darnach  glauben  könnte, 
ein  Präsentations-Becht  u.  dgl.  stünde  nach  ältestem  Becht  von  selbst 
jedem  Laien  oder  der  Gemeinde  zu. 

Die  miserabelste  Partie  im  ganzen  Buche  ist  die  DarsteUung  des 
»heutigen  Zustandes  der  katholischen  Kirche  gegenüber  dem  Staate» 
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in  §.  88—39.  Silbernagl-Permaneder  predigen  hier  den  vollendetsten 
Staats-Absolntismus  und  zwar  am  ihn  ja  recht  eindringlich  zu  machen, 
noch  obendrein  mit  gesperrter  Schrift.  KirchenreehÜich  lassen  sich 
solche  Gnmdsätze  nicht  rechtfertigen,  und  ebenso  gilt  anch  politisch 
in  der  Gegenwart  durchweg  in  den  deutschen  Staaten  der  Grundsatz 
der  kirchlichen  Selbstständigkeit.  Die  ganze  Darstellung  hätte  daher 
ausgehen  müssen  von  dem  Standpunkte  der  kirchlichen  Freiheit  und 
Selbstständigkeit,  und  von  da  aus  hätten  dann  die  Beschränkungen, 
die  in  einigen  Ländern  theils  auf  Grund  der  Concordate,  theils  aut 
Grund  von  Staatsgesetzen  und  Verordnungen  bestehen,  hervorgeho- 
ben werden  müssen.  Viel  Gutes  hätte  hier  Silbemagl  aus  den  ein- 
gehenden von  ihm  nicht  berücksichtigten  Erörterungen  in  SehuWs 
Eirchenrecht  Bd.  I.  und  Schulte*s  Lehrbuch  des  Eirchenrechts  ent- 
nehmen können.  Zu  §.  31.  oder  §.  33.  Note  *)  insbesondere  hätten 
die  vortrefflichen,  allgemein  bedeutenden  Ausfährungen  über  das 
praktische  Yerhältniss  der  Eirche  im  paiitätischen  Staate  berück- 
sichtigt werden  sollen ,  welche  im  Hinblick  auf  den  gegenwärtigen 
Bechtszustand  der  katholischen  Eirche  im  Canton  St.  Gallen  in  der 
Schweiz  im  8.  Bde.  unseres  Archivs  niedergelegt  sind.  Ebenso  hätte 
die  ausführliche  historische  Entwickelung  des  Verhältnisses  von  Eirche 
und  Staat  in  Deutschland  und  fär  Freussen  insbesondere  seit  dem 
Jahre  1848  bis  zur  Gegenwart,  wie  sie  in  der  auch  als  Separatab- 
druck erschienenen  Abhandlung  über  das  ver&ssungsmässige  Becht 
der  Eirche  in  Preussen  (im  Archiv  1865,  Heft  1.  S.  1—93.)  und 
bei  De  Saedt  die  katholischen  Eirchenfabriken  (Eöln  1864)  S.  163  ff. 
dargelegt  sind,  gehörig  gewürdigt  werden  sollen.  Unsere  (Zeter- 
mayer's)  Publicationen  im  Archiv  Bd.  VHI.  über  den  Stand  der 
Eirchenfrage  in  Bayern  citirt  Silbernagl  zwar,  braucht  sie  aber  nicht, 
und  doch  wäre  es  seine  Autgabe  gewesen,  klar  und  bündig  die  Ge- 
gensätze und  Widersprüche  zwischen  bayerischem  Goncordat  und  Be- 
Ugionsedict  im  Einzeben  wenigstens  zu  verzeichnen.  Ueberhaupt  hat 
Silbemagl  auch  die  neueren  Erlasse  und  Vorgänge  in  den  einzelnen 
Ländern  nicht  benutzt.  Für  Oldenburg  (cf.  auch  S.  189.)  kennt  er 
nicht  die  Abmachungen  vom  Jahre  1856,  über  die  freilich  damals  nur 
in  der  weiland  Frankfurter  Zeitung  »Deutschlandc  Mittheilungen  ge- 
macht wurden,  die  auch  obendrein  nicht  vollständig  waren.  S.  68. 
fehlt  wieder  die  Badische  Vereinbarung  vom  Jahre  1861  über  die  Ver- 
waltung des  Eirchenvermögens.  In  unserem  Archiv  würde  Silbemagl 
alles  dieses  und  vieles  andere,  auch  die  neueren  Vereinbarungen  für 
Mainz,  Limburg,  Waldeck,  Lippe,  Württemberg  etc.  gefanden  haben. 
Auch  die  neueren  badischen  Gesetze  und  Verordnungen  haben  wir  ein- 
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gehender  und  voUständiger  als  es  sonst  irgendwo  geschehen  ist,  mitge- 
theilt  und  besprochen.    Dennoch  citirt  Silbemagl  S.  51.  Note  7.  blos 
die  protestantische  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  von  Dove  dafür,  nicht 
aber  unser  Archiv  S.  70.  Note  13.  wird  bemerkt,  in  Preussen  be 
schränke  die  Verf.-Ürkunde  die  Kirche  bezäglich  des  Erwerbs  ymi  Lie- 
genschaften.   Gerade  das  Gegentheil  ist  richtig«    S.  87.  h&tke  zur 
Auslegung  und  Geschichte  des  Artikels  16.  der  D.  B.  A.  sicher  auch  die 
Darstellung  im  Archiv.  IX.  339  ff.  und  von  Zachariä  in  Aegidi^s  Zeit- 
schrift für  deutsches  Staatsrecht  Bd.  I.  H.  1.  benutzt  werden  sollen. 
S.  91.  Note  2.  muss  es  statt:  »mussten^t  heissen:  messen  in  Braim- 
schweig  die  Katholiken  fär  die  von  ihrem  katholischen  P&rrer  verricli- 
teten  Parochialakte  an  den  protestantischen  Stadtpfarrer  die  Steige 
bahren  entrichten.  (Vgl.  Archiv  XUl.  247  ff.) 

Im  §.  51.  Iiätten  doch  wohl  auch  Hefele's  ConciUengeschichte, 
Migne*s  Conciliensammlung ,  und  zu  §.  52.  auch  ThiePs  Nachoon- 
stant'sche  Vorarbeiten  zu  einer  neuen  kritischen  Ausgabe  der  Epistolae 
Bomanorum  pontificum  genuinae  im  Archiv  XIII.  1.  ff.  erwähnt  wer- 
den sollen. 

Im  §.  52.  wären  über  Paucapalea  auch  Maassen*s  Forschnnges 
(Wien  1859}  zu  berücksichtigen  gewesen.  Das  in  jenen  beiden  Para- 
graphen ebenso  wie  das  in  §.  53  ff.  über  das  corpus  jur.  can.  etc.  Gesagte, 
hätte  übrigens  erst  in  die  darauffolgende  Geschichte  der  Bechtsquellen 
(§.  56.  ff.)  gehört.  Cardin.  Pitra's  juris  eccles.  Graec.  histor.  kennt 
und  citirt  S.  noch  nicht.  In  §.  74.  S.  140.  Note  3.  hätte  die  von 
Maassen  nachgewiesene  lex  Bomana  canonice  comp(osi)ta  (Wien  1860] 
als  Quelle  des  römisch-rechtlichen  Stoffes  der  collectio  Anselmo  dedi- 
cata  angegeben  werden  müssen.  Im  g.  89.  ist  das  neue  vollständige 
Bullarium  von  Marietti,  das,  soviel  wir  wissen,  schon  bis  zum  9.  Bde. 
gediehen  ist,  gar  nicht  erwähnt  Im  §.  90.  sind  Hüffer's  und  Hergen- 
röther's  Mittheilungen  über  die  spanischen  Concordate  in  unserm  Ar- 
chiv ganz  unberücksichtigt  gelassen,  ebenso  fehlt  das  Neuere  über  Sar- 
dinien upd  Niederlande.  Für  Oesterreich  sind  die  von  uns  im  ArcU^ 
publicirten  geheimen  Beilagen  des  Concordats  nicht  erwähnt  im  §.  1^1 
Der  ganze  §.  102.  über  die  neueren  Staatsgesetze  und  VerordnongeQ 
hätte  durch  viele  Notizen  aus  unserem  Archiv  vervollständigt  werden 
müssen.  Im  Ganzen  ist  aber  die  Lehre  von  den  BechtsqueHen  gewal- 
tig durcheinander  geworfen  und  zu  sehr  zerrissen  worden. 

Sehr  ungenügend  ist  der  §.  113.,  der  die  positiven  Staatsgesetze 
über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  darstellen  will.  Er  hätte  ans 
Schulte*s  Schrift  über  die  gemischten  Ehen  (Prag  1862)  und  über  das  n^*^^ 
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badiflche  Gesetz  und  die  österreichische  Oesetzgebnng  aus  unseren  Mit- 
theilnngen  im  Archiv  das  Nöthige  entnehmen  sollen. 

In  Betreff  der  BechtsverhUtnisse  der  Domcapitel  (§.  212.)  hätte 
auch  die  werthvolle  Abhandlung  von  Bosshirt  jun.,  die  in  unserem 
Archiv  erschien,  berücksichtigt  werden  sollen.    In  der  Lehre  von 
den  Orden  (§.  164  ff.)  ist  der  Unterschied  von  eigentlichen  Orden  und 
blosen  religiösen  Genossenschaften,  wohin  alle  neueren  FrauenklOster 
gehören,  keineswegs  mit  Schärfe  hervorgehoben  und  durchgefBhrt. 
Vieles  Material  bietet  hierfflr  wieder  unser  Archiv.    S.  284.  Note  6. 
ist  ein  österreichisches  Hofkanzleidecret  v.  2.  April  1802,  welches 
mit  dem  Goncordat  nicht  in  Einklang  steht,  noch  ab  geltend  auf- 
gefahrt.    S.  861.  Note  8.  heisst  es  unrichtig  (nach  den  neuesten  Eir- 
chengesetzen),  dass  in  der  oberrheinischen  Eirchenprovinz  landesherr- 
liche Bestätigung  fOr  jeden  kirchlichen  Beamten  vorbehalten  sei.    So 
mtkssten  wir  weiter  durch  das  ganze  Buch  noch  Vieles  anmerken. 
Wir  wollen  aber  nur  noch  S.  745.  die  ungenaue  Darstellung  Qber 
die  Civilehe,  S.  816.  das  Citiren  des  alten  statt  des  neuen  österrei- 
chischen Strafgesetzbuches  (vom  Jahre  1852),  S.  857.  das  kritiklose 
Citiren  des  völlig  unwissenschaftlichen  Pamphlets  von  Sternberg  über  das 
Eirchenvermögen  (cf.  ÄrdUv  Bd.  V.),  die  völlige  Nichtberücksichtigung 
der  neueren  Literatur  und  Streitigkeiten  über  die  Eirchhöfe  (worüber 
sehr  Vieles  auch  in  unserem  Archiv),  und  die  verwirrte  Notiz  im 
§.  508.  S.  950.  tadelnd  hervorheben,  auf  welche  sogar  das  bayerische 
Ober-Appellations-Gericht  eine  falsche  Praxis  zu  gründen  begonnen 
hat.    Nach  Permaneder  soll  nämlich  der  Staat  die  ihm  in  Folge  der 
Säcularisation  überkommene  Eirchenbaulast  nur  zu  tragen  brauchen, 
»soweit  nicht  aus  den  Beuten  des  eigenen  Vermögens  dieser  Eirchen 
der  Bedarf  bestritten  werden  kann.«    Dieses  eigene  Vermögen  ist 
aber  doch  erst  neuerdings  nach  der  Säcularisation   und   nachdem 
durch  diese  die  Baulast  des  Staates  begründet  war,  erworben,  und  es 
konnte  dadurch  dem  Staate  seine  rechtliche  Bauverpflichtung  nicht  ab- 
genommen werden.  Man  könnte  also  doch  nur  sagen,  wenn  eine  Eirche, 
deren  Vermögen  säcularisirt  wurde,  wieder  neuerdings  Vemfögen  er- 
werbe hat,  so  müssen  auch  die  länkünfte  davon  pro  rata  neben  den 
früheren  vom  Staate  säcularisirten  Einkünften  zur  Tragung  der  Eir- 
chenbaulast herangezogen  werden. 

Endlich  genügt  der  Anhang  von  Concordaten  und  landesherr- 
lichen kirchlichen  Verordnungen  f&r  seinen  praktischen  Zweck  nicht 
Dem  Abdrucke  des  Oesterr.  Goncordats  hätten  jeden&Us  noch  die 
^hreiben  des  Cultus^Hinisteriums  vom  25.  Januar  1856  an  sämmt- 
liehe  katholisdie  Bischöfe  und  an  alle  Landesregierungen  Oesterreichs 
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beigefügt  werden  sollen,   durch  welche  der  Inhalt  des  Concoidats 
näher  erläutert  und  der  Inhalt  der  (gehdmen)  Beilagen  angegeben 
wird.    Für  die  oberrheinische  Eirchenprovinz  hätten  statt  der  lan- 
desherrlichen Edicte  vom  30.  Juni  1830  und  1.  Mftrz  1853,  weldie 
in  den  bedeutenderen  Ländern  der  oberrh.  Kirchenprovinz  jedfm&lls 
völlig  unpraktisch  geworden  sind,  besser  das  von  den  Eiammem  verwor- 
fene Badische  und  Württembergische  Goncördat  und  jeden&llsdas  ans 
diesen  hervorgegangene  Badisohe  Kirchengesetz  vom  9.  Oct.  1860 
nebst  den  Vollzugsverordnungen  und  die  Vereinbarung  zwischen  Be- 
gierung  und  Erzbischof  vom  Nov.  1861,  für  Württemberg  das  Gesetz 
vom  30.  Jan.  1862,  für  Nassau  die  Ministerial-Verfugung  vom  25.  Mai 
1861 ,  für  Hessen-Darmstadt  die  Vereinbarung  mit  dem  Bischof  von 
Mainz  vom  22.  Aug.  1854,  für  Kurhessen  die  betreffenden  Bestunmiin- 
gen  der  Verfassungs-Urkunde  mitgetheilt  werden  sollm. 

2.  Kirchliche  Geographie  und  SiaHstikj  oder:  DarsMiung  des  heuti- 
gen Zustandes  der  katholischen  Kirche  mit  steter  Biicksieht  aurf  die 
früheren  Zeiten  und  im  Hinblick  auf  die  anderen  Sdigionsgemein' 
schoflen.  Von  St^han  Jacob  Neher,  Ptiester  der  Diöeese  Botien- 
bürg.  Bd.I.IL  BegenOmrg.  Manz  1864/65.  (XF.,617;  VUh 

578  8.  gr.  8.  ä  2^^  ^l^^) 

3.  Beligions^atisiik  der  preussischen  Monarchie  von  Georg  v,  Hirsch- 
fdd ,  EegierungS'Ässessor  in  Düsseldorf.  Ämd^erg  von  Sd^ilgff^ 
gr.  4.  VIII.  94  und  108  S.  (1%  Thlr.)    , 

4.  Status  dioecesium  catholicarum  in  Äustria  germanica^  Borussia, 
Bavaria^  reliquis  Germaniae  terris  isiarum  descr^tus  a  J.  Ihde- 
rico  Schutte,  J.  U.  D.  Jur.  canoniei  et  germanid  Prof.  pubi.  ordi». 
in  Universitaie  Pragensi  etc.  Giessen^  E.  Boih.  1866.  VIII  ä 
154  pagg.  8.  et  V.  tabeU.  (1  Thlr.) 

üeber  den  Werth  und  die  Aufgabe  der  kirchlichen  Statistik 
vergl.  man  Schulte  in  der  Allgem.  Idteratuzg.  1865,  Nr.  15. 16. 47., 
Hülskamp  im  Literar.  Handweiser  1866,  Nr.  46.  S.  250  ff.,  «7.  JPeters 
in  Beusch's  Theol.  Literaturblatt  1866,  Nr.  17.  S.  554.  Schulte  und 
Hülskamp  haben  a.  a.  0.  viele  der  zahllosen  Mangel  und  Ungenanig- 
keiten  der  Arbeit  Neher^s  aufgezählt  Neher  behandelt  im  L  Bande 
Italien,  Spanien,  Portugal,  Frankreich ;  im  IL  Bande  Irland,  Oross- 
brittanien,  Belgien,  Holland^  Schweiz  und  den  Norden,  Bussland,  die 
europäische  Türkei  und  Griechenland. 

Als  sorgfiUtig,  genau  und  vollständig  rühmt  der  Idt.  Handweiser 
a.  a.  0.  die  uns  selbst  nicht  zugegangene  Sdirift  von  Hirsehfdd.  Sie 
enthält  nach  amtlichen  Quellen  im  L  Theile  1)  eine  historisdie  Ent- 
wicklung und  Daratdlung  der  Beligionsverfassung  in  dar  preussiseh^ 
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Monarchie,  2)  eine  Bechtsgeschichte,  eine  Beligionastatistik  in  syste- 
matischer Reihenfolge  der  Beligionsparteien ;  im  II.  tabellarischen 
Theile  1)  eine  Nebeneinanderstellong  der  Beligionsparteien  nach  der 
topographischen  Eintheilung  der  prenssischen  Monarchie,  2)  eine  ver- 
gleichende Beligionsstatistik  nach  der  Ausbreitung.  Der  Statistik 
Uegt  die  Volkszählung  vom  3.  Dec.  1861  zu  Grunde.  Man  vgl.  auch 
noch  über  das  Dissidententhum  in  Preussen  Hirschfeld  in  der  Zeit- 
schrift des  Statist.  Bureaus  von  Engel  (Beilage  zum  Prenssischen 
Staatsanzeiger)  1864,  Nr.  4,  S.  95  ff.  Volle  Anerkennung  findet  das 
Werk  von  Sehidte.  Es  beschränkt  sich  geographisch  auf  einen  kleine- 
ren Baum  als  früher  der  statistische  Anhang  in  dem  Lehrbuche  des  ka- 
tholischen Eirchenrechts  desselben  Verfassers.  In  diesem  neuen  Werke 
sind  wegen  der  Unm(^glichkeit,  sich  genügendes  Material  zu  beschaffen, 
die  nicht  deutschen  Länder  Oesterreichs  bei  Seite  gelassen,  und  nur 
die  sämmtlichen  weiland  deutschen  Bundesstaaten:  I.  Deutsch-Oester- 
reich,  IL  Preussen,  UI.  Bayern,  IV.  die  oberrheinische  Eirchenpro- 
vinz,  V.  Hannover  und  die  vier  apostol.  Vicariate  in  Deutschland  in's 
Auge  gefasst,  und  zwar  ist  mit  vieler  Mühe  und  Sorgfalt  aus  «zahllo- 
sen häufig  eigens  für  diesen  Zweck  nachgesuchten  Quellen  umfang, 
Verfassung  und  Verwaltung  der  einzelnen  Diöcesen,  Zahl  und  Be- 
schaffenheit und  Besetzung  der  Beneficien,  kirchlichen  Anstalten, 
Schulen,  Beschaffenheit  der  kirchlichen  Fonds  und  Einkünfte,  Zahl 
der  Katholiken  und  Nichtkatholiken,  katholischen  und  gemischten  Ehen, 
Geburten  und  Todesfälle,  des  Klerus,  der  Mönche  und  Klöster,  Kirchen 
etc.  gedrängt  aber  ausführlich  dargestellt. 

Schulte's  Werk  bildet  ein  vortrefüiches  Muster  und  eine  Grund- 
lage, auf  welcher  weitere  statistische  Forschungen  aufgebaut  werden 
können.  Zu  diesem  Zwecke  registriren  wir  hier  auch  noch,  dass  sich 
eine  sehr  reiche  Ausbeute  für  die  Diöcese  Paderborn  in  der  2.  Auflage 
von  Oerlach'a  Diöcesanrecht  und  Diöcesanverwaltung  (Paderborn, 
Schöningh  1864)  findet,  dass  dagegen  der  vor  einigen  Jahren  erschie* 
neue  Bealschematismus  der  Erzdiöcese  Freiburg  als  sehr  ungenau  und 
als  häufig  unrichtig  verschrieen  ist.  üeber  zwei  Schematismen  des 
Piaristen- Ordens,  for  die  Provinz  Böhmen-Mahren  (Pragae.  Amad 
Haase.  1866.  54  pagg.  8.)  und  für  Ungarn  und  Siebenbürgen  (Pesth. 
Emich.  1866.  50  S.  8.),  berichtet  die  AUgem.  literatnrztg.  1866. 
Nr.  7.  S.  58.  Von  einer  ungarischen  Diöcese  liegt  uns  aus  neuester  Zeit 
der  Schematismus  cleri  dioecesis  Jaurinensis  (Baab)  ad  annum  Jesu 
Christi  1865  (Jaurini.  typis  Victoris  Sauervein.  178  pagg.  8.)  vor,  der 
sich  durch  grosse  Sorgfalt  auszeichnet. 
5.  (Mhard  von  Zähringenj  Bisehof  von  KonstaiMt.    Von  Carl  ZeU. 
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(Aus  dem  IVeümrger  Dtöeesan-Ärekh  1.  Bd.)    FreSbmg  i.  B, 

Herder  1865.  100  S.  gr.  8. 

Das  i^Freiburger  Dwcesan-Archiv^  ist  das  Organ  eines  kirchlicli- 
historischen  Vereins  fnr  die  Erzdiöcese  Freibnrg  nnd  die  angrenzenden 
Diöcesen.  Der  I.  Bd.  enthält  n.  A.  einen  nach  der  Urschrift  im  en- 
bischöflichen  Archiv  zu  Freibarg  von  Decan  Haid  heraasgegebeoen 
und  erläuterten  Liber  deeimatianis  Cleri  Conäanüensis  pro  Papa^ 
de  anno  1275.  Dieses  Begister,  welches  anlässlich  eines  fOr  einen 
beabsichtigten  Erenzzug  dem  gesammten  Klerus  durch  die  allge- 
meine Synode  zu  Lyon  im  J.  1274  auf  sechs  Jahre  in  je  zwei  Jahresraten 
auferlegten  Zehntens  for  die  Di(^cese  Konstanz  angelegt  wurde,  weist 
beinahe  2000  Pfarreien  urkundlich  nach,  und  bUdet  als  die  älteste 
amtliche  Statistik  der  Diöcese  Konstanz  eine  wichtige  Ergänzung  von 
P.  Trudpert  Neugarts  verdienstlichen  Werken  über  £ks  ehemalige  Bis- 
thum  Konstanz. 

Daran  schliesst  sich  eine,  wie  oben  bezeichnet  ist,  besonders  ab- 
gedruckte klassische  Biographie  des  Bischofs  Qebhard  von  Konstim 
(1084 — 1110),  eines  der  drai  vortrefflichen  Söhne  des  Herzogs  Ber- 
told  I.  von  Zähringen,  aus  der  Feder  des  Geh.  Hofiraths  ZeU.  Oebhard 
wirkte  26  Jahre  hindurch  als  Oberhirte  eines  der  grössten  deutschen 
Bisthümer  und  mit  den  Vollmachten  eines  päpstlichen  Legaten  ver- 
sehen in  einflussreichster  Stellung,  und  ragt  unter  den  historisches 
Personen  jener,  namentlich  far  Deutschland,  so  wichtigen  und  bew%- 
ten  Periode  der  Kaiser  Heinrich  IV.  und  Heinrich  Y.  hervor. 

Ausserdem  enthält  der  I.  Bd.  des  Diöcesan-Archives  noch  werth- 
voUe  Abhandlungen  über  den  bekannten  Polemiker  Joh.  Nicl.  Weis- 
linger  vom  geistlichen  Bath  Profi  Ähog^  und  über  Carl  Andreas  von 
Oesterreich,  Cardinalbischof  von  Konstanz  vom  Pfarrer  Dr.  Dreher. 
Als  Anhang  zu  der  letzten  Arbeit  sind  vom  erzbischöflichen  Archivar 
IVana  ZeU  noch  einige  Urkunden  Und  Actenstücke  beigegeben. 
6.  In  dMreta  Concüti  Bulhenorum  Zamoscenienis  animadversioiies 

iheologieo  canonicae.  Scripsü  Hugo  Lämmer^  Eccl.  ccUhedr^  WraUs- 

laviensis  Canonicus  Capüularis  etc.    Friburgi  Brisgoviae.  1865. 

SunUihus  Herder.  63  pagg.  4.  (28  Sgr.) 

Ini  Jahre  1720  wurde  mit  dem  26.  August  angefangen  ein 
auf  Bitten  des  Erzbischofe  Leo  Kiszka  von  Kiew  vom  h^gen  Stuhle 
nach  Beschluss  der  s.  congr.  de  propag.  fide  vom  27.  Mai  1715 
zugelassenes  Provincialconcu  der  Buthenen  abgehalten.  An  demsel- 
ben nahmen  Theil,  der  Metropolit  von  Kiew,  ein  Erzbischof,  fünf 
Bischöfe,  acht  Aebte  und  126  Decane  und  Priester.  Den  Yorsitz 
fahrte  im  Auftrag  des  Papstes  Clemens  XL  der  päpstliche  Nuntius 
Hieronymus  Grimaldi.  Die  19  Titel  des  Concils  stehen  in  vollstän- 
diger Uebereinstimmung  mit  der  katholischen  Kirche,  namentlich 
auch  in  der  Anerkennung  des  päpstlichen  Primats.  Der  Abdruck 
der  von  Lämmer  in  der  vorliegenden  Schrift  erörterten  Decrete  des 
Ruthen.  Concils  selbst  steht  übrigens  noch  in  Aussicht.       (Vering.) 
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ACTA 

8.  CoMgregitioiüs  svper  sUtn  Regolarivm 

ab  A.  ArcMepiscopo  PhüippenH  Seerttario  (Cardin,  preabyt  Bizzarri) 
(coneota  SomM  186S.  oz  Typographia  Rev.  Cam.  ApoBtolioao) 

(nlCgelhellt  von  Dr.  Jor.  Franz  Sentis,  Priester  der  ErzdiOeese  COln.) 

(Behlvas.    Vgl  Archiv  XVI,  8SS-344.) 

7.  Decretum  Saerae  Congregationis  super  statu  regularium  auctoris 
täte  SanctisHmi  Domini  Nostri  Pii  IX.  editum  de  testimonialibus 
Ordinariorum  literia  requirendis  in  receptione  illorum,  qui  ad  haH- 

tum  religiosum  admitti  postulant, 

(Quod  deeretam  ]am  prostat  Archiv  VJii,  143  sq.) 

8.  Decretum  Saerae  Congregationis  super  statu  regularium  auctori- 
täte  Sanctissimi  Domini  Nostri  Pii  PP,  IX,  editum  de  receptione  No- 

vitiorum  ad  Jiabitum  et  professionem. 

Segulari  diaciplinae  instauraudae ,  ubi  collapsa  fuerit,  vel  ser- 
vandae  ubi  vigeat,  nihil  magis  condncit,  quam  in  admittendis  Novitiis 
ad  habitom  et  ad  professionem  maiimam  curam  adhibere,  nt  ii  tantam 
recipiantur,  qui  supema  vocatione  ducti,  morum  honestate,  ceterisque 
dotibus  praediti  religionem  ingrediuntur  cupientes  Deo  inservire, 
mundi  pericula  evitare,  et  spirituali  proximornm  saluti  qua  exemplo, 
qua  opere  ad  praescriptum  Institut!,  quod  profitentur,  consulere.  Ex 
Novitiis  enim  Beligioms  bonum,  vel  malum  prorsus  pendet :  quando- 
quidem  hi  sunt  Beligionum  seniina,  hi  sunt  novi  palmites  Dei  vineam 

novellantes;  sed  si  semina,  si  novitiae  vites  infectae  sint;  nonnisi 

• 

fructus  mali  colligi  possunt.  Quapropter  Bomani  Fontifices  et  praeser- 
tim  Sixtus  V.  0,  Clem.  VIII.  2),  Innocentius  X. »),  et  Innocentius  XH.  *), 
saluberrima  edidere  decreta,  quibus  leges  in  admittendis  Novitiis  ser- 
vandae  constituebantur.  Cum  igitur  Sancti^simus  D.  N.  Pius  PF.  IX. 
ab  ipsis  Pontificatus  sui  primordiis  pastoralis  vigilantiae  studia  con- 
vertenda  esse  duxerit  ad  Beligiosarum  Famiüarum  disciplinam  totis 


1)  Const.  „Cum  de  omnibus*^  anni  1587. 

2)  Dec.  cui  initium  „Sanctissimus  in  Christo  Pater'*  dlei  19  maji  1602. 
8)  Instr.  „Ad  Propagandam^  diei  5  novembris  1654. 

4)  Decr.  ..SanctissUams  in  Christo  Pater*'  diei  18  Julii  1695. 
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viribus  promovendam,  Praedecessorum  saorum  vestigia  sectando  cer- 
tam,  stabilemque  legem  constituendam  esse  existimavit,  quae  in  ad- 
mittendis  Novitiis  ad  habitum,  et  professionem  servari  omnino  deberet. 
Be  igitur  demandata  S.  B.  E.  Cardinalibus  hujus  S.  Congregatioms  de 
Statu  Begularium  a  Sanctitate  Sua  institutae,  Eminentissimis  Patri- 
bus,  universa  rei  ratione  sedulo,  diligenterque  perpensa,  necessarium 
Visum  est  iu  admissione  Novitiorum  ad  habitum,  et  professionem  partes 
concedendas  esse  nedum  inferioribus  Praelfitis,  et  Saperioribus  Oene- 
ralibus^  verum  etiam  nomiullis  aliis  Beligiosis  viris  probatae  vitae, 
regularis  disciplinae  zelo  ferventibus,  consilio  et  giavitate  praestanti- 
bus,  ttt  eorum,  qui  religiosae  familiae  nomen  daturi  aintt  indolem, 
ingenium,  mores ,  ceterasque  necessarias  dotes  aecurate  explorent ,  et 
sedulo  investigeut,  quo  consilio,  quo  spiritu,  qua  ratione  ad  regulären 
vitam  ineundam  ducantur,  et  eos  tantum  probent^  quos  secudoiD 
Deum  idoneos  esse  revera  constiterit.    Sententiae  S.  Congregatioms 
Sanctissimus  in  Christo  Pater  inhaerens  ea,  quae  sequuntur,  pro  Italia. 
et  Insulis  adiacentibus  hoc  perpetuis  futuris  temporibus  valituro  decreto 
Apostolica  sua  auctoritate  statuit,  atque  decernit. 

PABS  PBIMA  DECBETL 

De  lege  servanda  in  probandia  iis,  qui  ad  habitum  Religioäuwn  ad- 

mitti  postulant, 

Art.  I.  Qui  duplici  scinitinio  juxta  modum  inferius  exprimendom 
probatus  non  fuerit  ad  habitum  nuUo  prorsus  modo  admittatur  in  quo- 
cumque  Ordine,  Congregatione,  Societate,  Institute,  Monasterio,  Domo, 
sive  in  iis  emittantur  vota  solemnia,  sive  simplicia,  et  licet  agatm*  de 
Ordinibus,  Congregationibus,  Societatibus,  Institutis,  Monasteriis,  ac 
Domibus,  quae  ex  peculiari  privilegio  etiam  in  corpore  juris  clanso 
vel  alio  quovis  titulo,  in  decrelis  generalibus  noB  comprehendantiir, 
nisi  de  ipsis  specialis,  individua,  et  expressa  mentio  fiat. 

Art.  II.  In  qualibet  proviuoia  habeantur  ooto  Examinatores, 
scilicet  Provincialis,  et  Septem  alii  idonei  Beligiosi  probatae  vitae, 
prudentia,  gravitate,  ac  zelo  disciplinae  regularis  praediti  a  Capitolo 
seu  Congregatione  provinciali  per  secreta  suf&agia  eligendi,  ita  tarnen 
nt  si  in  Provincia  sint  Definitores,  vel  Consultores  vel  Assistentes, 
vel  alii,  quocumque  appellentur  nomine,  Gonsiliarii  ^rovinciales,  duo 
ex  ipsis  in  Examinatores  deligantur.  Examinatores  in  praefato  mu- 
nere  usque  ad  novum  provinciale  Capitulum  seu  Congregationem 
perdnrabunt 

Art.  III.  Cum  aliquis  ad  habitum  recipi  postolaverit,  Provincialis 
omnia  exquirat  doeumenta,  et  requirfta  ad.  praeseriptum  SS.  Ganonam, 
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Constitationum  Apostolicanun ,  decretorum  S.  Gongregationum ,  ac 
statatomm  Ordinis,  et  diligenter  inquirat  circa  illias  qualitates, 
utram  nempe  ab  Qmni  defectu,  et  inipedimetito  immnnis  sit,  et  neces- 
sariis  dotibus  praeditns,  religioso  statu!  idoneas  ac  etiam  an  amore  per- 
fectioris  vitae,  et  Deo  liberins  in  Beligione  serviendi,  sen  potins  levi- 
tate,  aut  necessitate,  vel  alio  inordinato  fine  ductus  admitti  postolet. 
Deinde  omnia  praefata  docamenta  et  informationes  tradat  saltem 
tribus  ex  provincialibus  Examinatoribns,  exclusis  iis,  qui  postulanti 
sint  consangninei,  vel  affines,  ut  eas  absque  uUo  partium  studio  serio 
perpendant.  Indicto  examinis  die  Provincialis  cum  delectis  ab  ipso 
Examinatoribns  conveniet,  et  postquam  ipse,  et  alii  Examinatores  ju- 
raverint  ad  Sancta  Dei  Evangelia,  se  qmcumque  humana  affecHone 
posiposüa  fidditer  wunus  executuros,  postnlantem  examinent,  eoque 
ab  examinis  loco  demisso,  ejus  documenta,  qualitates,  et  requisita, 
aliaque,  quae  superius  notata  sunt,  serio  expendant,  et  deinceps  per 
secreta  sufiragia  judicent  an  dignus  sit,  qui  approbetur,  super  quibus 
Omnibus  Provincialis,  et  aliorum  Examinatorum  conscientia  graviter 
onerata  remaneat.  Is  autem  probatus  dumtaxat  intelligatur,  qui  sal- 
tem unum  suf&agium  supra  medietatem  obtinuerit.  Si  postulans  prae- 
fato  scrutinio  probatus  ftierit,  examen,  et  scrutinium  scripto  fideliter 
exaratum  Provincialis,  et  unusquisque  ex  Exajninatoribus  manu  pro- 
pria  subscribet  declarando  etiam  sese  omnia  requisita  a  SS.  Ganonibus, 
Gonstitutionibus  et  decretis  Apostolicis  et  Begulis,  et  Statutis  reepec- 
tivi  Ordinis  praescripta  debito  modo  examinasse ;  hujusmodi  vero  re- 
lationem  examinis,  et  serutinii,  et  respectivam  declarationem  jure- 
jurando  confirment.  Quibus  peractis  Provincialis  praefatam  relationem, 
et  declarationem  una  cum  authenticis  documentis  ad  Superiorem  ge- 
neralem,  vel  ad  Procuratorem  generalem,  prout  inferius  in  artic.  XI. 
explicabitur,  transmittet.  Ne  autem  hujus  decreti  executio  differatur 
nsque  ad  celebrationem  proximi  Gapituli  vel  Gongregationis  Provin- 
ciaüs,  Interim  Eiaminatores  Provinciales  eligantur  per  secreta  suffiu- 
gia  a  Provinciali  una  cum  suis  Definitoribus,  vel  Ässistentibus,  vel 
aliis  Gonsiliariis  Provincialibus ;  et  si  hujusmodi  Definitores,  Assistentes, 
Consiliarii  in  aliquo  Ordine  desint,  electio  fiat  a  Provinciali  una  cum 
quatuor  Beligiosis  graduatis,  vel  gravioribus,  si  graduati  desint,  ejus* 
dom  Provinciae  ab  eodem  Provineiali  deputandis. 

Art.  IV.  In  Ordinibus,  aliisque  Institutis,  in  quibus  Provinciaiep 
non  existunt,  vel  Provinciiüia  Gapitula  seu  Gongregationes  non  cele- 
brantur,  Examinatores  pro  unaquaque  domo  Novitiatus  eligantur 
jnxta  superius  praescriptam  methodum  a  Gapitulo,  Dieta,  seu  Gongre- 
gatione  generali  et  Superior  ejusdem  Domus  loco  Provincialis  habeatur, 
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cujus  erit  convocare  Examinatores,  et  alia  peragere,  quae  in  art.  m. 
statuta  sunt.  Verum  cum  hoc  in  casu  ob  pauciorem  Bel^osorum 
numerum  contingere  possit,  ut  Septem  Examinatores  eligi  minime 
yaleant,  Examinatores  numero  minores,  non  tarnen  citra  qnatuor. 
eligi  poterunt.  Si  autem  hujusmodi  Capitula,  Dietae,  et  Congregatio- 
nes  Generales  statim  non  convocentur,  interim  electio  Examinatorum 
fiat  juxta  modum  in  art.  V.  designandum. 

Art.  y.  Si  Institutum  constet  aliquo  tantum  separato  Monasterio, 
Conventu,  vel  Domo,  nee  in  Congregationem  erectum  sit,  et  capito- 
lum,  dietam,  congregationem  generalem  minime  habeat,  Examiiiato- 
res  capitulariter  per  secreta  sufiVagia  a  Superiore,  et  Capitalaribo.< 
ejusdem  Monasterii,  Conventus,  vel  Domus  eligantur ;  et  quoad  eorum 
numerum  serventur,  quae  in  art.  IV.  definita  sunt,  ac  in  officio  au 
triennium  perdurent. 

Art.  VI.  Praeter  memoratos  Examinatores  Provinciales  in  quoli- 
bet  Ordine,  Gongregatione,  Societate,  Institute  alii  Septem  Examina- 
tores  Generales  constituantur,  qui  tarnen  ad  quatuor  reduci  potemnt 
in  iis  Ordinibus,  et  Institutis,  in  quibus  ob  pauciorem  Beligiosonun 
numerum  Septem  haberi  nequeant.  Hi  ex  gravioribus,  et  prudentio- 
ribus  Beligiosis  Viris  probatae  vitae,  ac  zelo  regularis  discipUnae  prae- 
ditis  per  secreta  suffragia  in  Gapitulo,  Dieta,  vel  Gongregatione  gene- 
rali eligentur,  ita  tamen  ut  si  agatur  de  Ordine,  in  quo  sint  Defini- 
tores,  Assistentes,  Gonsultores,  Visitatores,  vel  alii  Consiliarii' gene* 
rales,  duo  ex  ipsis  in  Examinatores  deputentur.  Examinatores  generales 
in  officio  usque  ad  futurum  Gapitulum,  Dietam,  vel  Congregationem 
generalem  perdurabunt.  Superior  Generalis  erit  praeses  cum  suffragio 
in  cousilio  Examinatorum ;  et  Procurator  generalis  uti  Examinator  na- 
tus  praeter  electos  habendus  erit. 

Art.  Vn.  Examinatores  Generales  in  intervallo  quod  intercedet 
a  data  hujus  decreti  usque  ad  celebrationem  proximi  Gapituli,  Dietae, 
vel  Gongregationis  generalis  eligantur  per  secreta  snffiragia  a  Supe- 
riore generali  una  cum  saltem  tribus  ßeligiosis  graduatis  seu  graviori- 
bus Ordinis  ab  eodem  Generali  Superiore  deputandis,  et  deligendis  ex 
Definitoribus,  Visitatoribus ,  Assistentibus,  vel  Gonsultoribus  genera- 
libus  si  adsint. 

Art.  Vin.  Si  agatur  de  Institute,  quod  constituatur  ex  aliquo 
tantum  separato  Monasterio,  Gonventu,  Domo,  nee  in  congregationem 
erecto,  et  praeter  localem,  alius  major  Superior  non  habeatur,  Superior 
localis  probum,  et  idoneum  deputet  Beligiosum,  ut  primum  scrutinium, 
de  quo  in  Art.  HI.  perficiat  cum  Examinatoribus  electis  juxta  art.  V. ; 
es  ipse  Superior  localis  cum  iis  Capitularibus  ejusdem  domus,  qoi 
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locum  in  eodem  primo  scrutinio  non  habuerunt,  secondam  scrutiniam 
in  art.  X.  praescribendum  exequetur. 

Art.  IX.  Quod  vero  attinet  ad  Ordines,  et  Instituta,  qnae  licet 
in  Gongregationem,  et  Societatem  erecta  sint ,  tarnen  in  iis  Gapitula, 
Dietae,  et  Congregationes  generales  vel  non  celebrantnr,  vel  raro 
convocantur,  in  iisdem  Ordinibus,  et  Institutis  auctoritas,  quae  Capi- 
tnlis,  Dietis,  et  Gongregationibas  generalibus  circa  electionem  Exami- 
natomm  snperias  attributa  est,  conceditnr  Superiori  generali  cum 
Definitoribus ,  Visitatoribns,  Assistentibus ,  Consnltoribus ,  alüsqne, 
quocumqne  nomine  appellentnr,  GonsUiariis  generalibus,  ita  tarnen  ut 
si  Definitores,  Assistentes,  aliique  Gonsiliarii  generales  non  sint  saltem 
quatnor,  Superior  generalis  alios  graves,  et  idoneos  Beligiosos  eis  ad- 
jungat  ad  enunciatuni  saltem  nnmerum  constitaendum :  quae  Beligio- 
sorum  deputatio  potiori  ratione  fieri  debeat  si  in  Ordine,  et  Instituto 
Definitores,  Assistentes,  aliique  Gonsiliarii  generales  non  reperiantur. 
Quibus  in  casibus  electio  Examinatorum  fiat  per  secreta  sufiragia  quo- 
libet  triennio,  nee  electores  teneantur  duos  Definitores,  Assistentes,  vel 
alios  Consiliarios  generales  inter  Examinatores  adnumerare. 

Art.  X.  Cum  autem  Superior  Generalis  relationem  examinis  et 
scrutinii,  ac  enunciatam  superius  declarationem  cum  authenticis  docu- 
mentis  ad  praescriptum  art.  III.  receperit,  ipse  omnia  aceurate  per* 
currat,  ac  per  singulas  partes  expendat,  per  secretas  etiam  inquisitio- 
nes  sedulo  investigando  num  tenor  hujus  decreti  servatus  fuerit,  et  an 
adversus  candidatum  et  primum  scrutinium  aliqua  exceptio  inveniatur. 
Quibus  peractis  Superior  Generalis  praefatam  relationem,  declaratio- 
nem, et  documenta  ac  requisita  tradat  Procuratori  Generali,  et  saltem 
aliis  duobtts  Examinatoribus  Generalibus,  qui  cum  candidato  nuUo 
consanguinitatis ^  vel  affinitatis  vinculo  conjuncti  sint;  et  quatenus 
Procurator  Generalis  non  adsit,  tribus  saltem  Examinatoribus  generali- 
bus, ut  omnia  perpendant  juxta  modum  in  art.  m.  designatum.  Postea 
vero  indicto  die  conveniant,  et  praestito  tam  a  Superiore  generali 
quam  a  Procuratore  generali  et  ceteris  Examinatoribus,  ut  supra,  ju- 
ramento,  reque  mature  perpensa,  per  secreta  suffragia  definiant  an 
approbatio  facta  in  primo  scrutinio  confirmanda  sit,  vel  revocanda, 
super  quibus  omnibus  conscientia  Superioris  generalis,  et  Examinato- 
rum graviter  onerata  remaneat.  Tunc  autem  approbatio  confirmata 
intelligatur,  quando  ejus  favore  saltem  nnum  suffiragium  supra  medie- 
tatem  habeatur. 

Art.  XI.  Si  Superior  generalis  Bomae  non  resideat,  acta,  de 
quibus  in  art.  IQ.,  ad  Procuratorem  generalem  Bomae  morantem 
transmittenda  erunt  (valde  enim  expedixe  visum  est  secundum  scruti- 
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ninm  Bomae  fieri),  dummodo  tarnen  idem  Procorator  tres  saltom 
Bxaminatores  generales  Bomae  habeat,  vel  eos  ad  Urbem  commode 
Tocare  possit.  Quo  in  casn  quoad  praemissa  omnia  vices  Saperioiis 
generalis  gerat.  Quod  si  Examinatores  generales  nee  Bomae  degut, 
nee  commode  Tocari  possint,  eadem  acta  ad  Saperiorem  generale»), 
etsi  alibi  moretar,  transmittantar,  nt  ea  peragat  quae  in  arL  IIL  sb- 
tuta  snnt. 

Art.  Xn.  Snperior  generalis ,  sive  ipse,  sire  Procnrator  gene- 
ralis seenndo  scnitinio  praeiuerit ,  poterit  Gandidatum  ex  justis ,  ei 
rationalibus  caosis  rejicere,  licet  faerit  ab  Examinatoribos  in  ntroqiK 
scmtinio  probatus ;  numqnam  vero  admittere  eum,  qui  fiierit  ab  £ia- 
minatoribns  reprobatus. 

Art.  Xm.  Ut  yero  Gandidatus  definitive  ad  habitom  recipiator 
praeter  praescriptam  legem,  et  formam,  cni  omnes  omnino  sese  coo- 
formare  debent,  servanda  etiam  enmt,  qnae  a  Gonstitutionibus  et 
Statutis  respectivi  Ordinis  circa  receptlonem  ad  habitom  ulterins  prae- 
scribuntar,  in  ea  tamen  parte  dumtaxat,  qnae  hoic  decreto  noo 
opponitor. 

Art.  XIY.  Snperiores  quolibet  semestri  ad  hanc  Sacram  Congre 
gationem  super  statu  Begularium  summarie  referant  de  singulis  No- 
vitiis  ad  habitum  receptis,  de  unioscujusqne  aetate,  patria,  aliisqu«^ 
qualitatibus,  et  respectivis  documentis,  nee  non  de  actis  confectis  po 
receptione,  deque  observatione  hujus  decreti. 

PAES  SECÜNDA  DECBETL 
De  lege  servanda  in  admUtendia  Novitiis  ad  profesaianem. 

Art.  L  Quicumque  ex  Beligiosis,  et  Novitiis  alicujus  Ordiaifii 
Gongregationis,  Societatis,  Instituti,  Monasterii,  Domus,  de  quibas 
part.  I.  decrei  art.  I.,  cognoverit  Novitium  sui  Instituti  aliquo  impedi- 
mento,  vel  gravi  defectu  praepeditum  esse  ad  religiosum  statum  n^ 
assumendum,  impedimentum  ipsum  et  defectom  Superiori  Gonventas 
Novitiatus,  vel  Provinciali,  vel  Superiori  generali  manifestare  teneatar. 
Snperiores  vero  denunciantis  nomen  seoretum  retineant. 

Art.  n.  Prope  terminum  cujusque  trimestris  novitiatus  Ma* 
gister  Novitiomm  Provinciali  de  agendi  ratione  cujusque  Novitii 
Scripte  referat. 

Art.  m.  Duobus  mensibus  ante  proiessionem  Provincialis  siv^ 
per  se,  sive  per  alium  idoneum  Beligiosum  sibi  bene  visum  Novitü 
voluntatem  diligenter  exploret  an  coactus,  an  seduetus  sit,  quo  spinto 
ad  statum  religiosum  ductus,  an  sciat  quid  agat,  an  obligationes  Sta- 
tus religiös!,  et  regulae  agnoscat:   secreto  audiat  tum  Magistnuo 
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Novitioram,  tum  No?itios  nee  non  BeUgiosos  etiam  Gonversos  Oon?en- 
tos  sen  Domns  Novitiatiis  circa  Novitium  ad  professionem  admitten- 
dum.  Quo  facto  Capitulum  conv^ntuale  ejusdem  Gonventus,  sea 
Donras  convooet,  ut  Gapitnlares  per  secreta  soffiragia  declarent  an 
Novitins  ad  professionem  admitti  possit.  Deinceps  omniom  actomm 
et  resnltantiam  relationem  scripto  exaratam  propria  manu  sabscribat, 
quin  tarnen  eos,  qni  aecreto  deposaerint,  uUo  modo  in  aliquod  discri- 
men  adducat. 

Art.  IV.  Hujnsmodi  relationem  Provineialis  tribus  sattem  Exa- 
minatoribus  Provincialibns  communicet;  et  condicto  die  convocet 
praefatos  Examinatores  et  Novitioram  magistrum,  et  praestito  ab  om* 
nibus .  superius  enunciato  juramento,  Magister  Novitioram  referat  de 
Novitü  agendi  ratione  in  Novitiatu  servata,  de  ejus  libertate,  voca- 
tione  et  idoneitate  ad  statum  religiosum,  et  declaret  atmm  ipse  in 
Domino  existimet  novitium  ad  professionem  tnto  admitti  posse.  Si 
vero  Magister  Novitioram  vel  ratione  distantiae,  vel  alia  legitima 
causa  ad  locum  scrutinii  commode  accedere  nequeat,  trasmittat  super 
praemissis  relationem  in  scriptis,  illamque  juramento  confirmet,  et 
propria  manu  subscribat.  Provincialis  deineeps  et  Examinatores  per 
secreta  sufiragia  definiant  an  Novitius  necessariis  dotibus  praeditus 
Sit,  ut  ad  professionem  tuto  admitti  possit,  super  quo  eorum  consci- 
entia  graviter  onerata  r^maneat 

Axt.  y.  Si  novitius  probatns  fuerit,  Provincialis  de  onmibus 
instructum  reddat  Superiorem  Oeneralem,  qui  ulterioribus  informatio- 
nibus,  qaatenus  necessarium  judicaverit,  requisitis,  approbationem 
revocet,  vel  confirmet,  prout  in  Domino  judicaverit,  quin  tamen  um- 
quam  permittere  possit-  professionem  Novitü,  qui  ab  Examinatoribus 
Provincialibus  reprobatus  fuerit. 

Art.  VI.  In  üs  institutis,  in  quibus  Provinciales  non  existunt, 
sint  illorum  loco  ad  effectum,  de  quo  agitur,  Superiores  Domus 
Novitiatus.  « 

Art.  VII.  Si  quid  ulterius  exigant  Gonstitutiones ,  et  regulae 
alicujus  Ordinis,  et  Instituti  in  admittendis  Novitüs  ad  professionem, 
id  servandum  etiam  erit  in  ea  dumtaxat  parte,  quae  tenori  hujus  decreti 
minime  contraria  sit. 

Ut  autem  suprascriptam  decretum  quoad  utramque  ejus  partem 
executioni  omnino  demandetur,  Sanctitas  Sua  omnibus  ad  quos  spectat 
etiam  in  virtute  sanotae  obedi^tiae  districte  praecipit  plenam  illius 
observantiam ;  et  quemlibet  Superiorem  cujuscumque  gradus  sit,  et 
Instituti  quantumvis  exempti,  et  privilegiati  etiam  de  necessitate  ex- 
primendi,  qui  non  servata  hujus  decreti  forma  Novitium  ad  babitum. 
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vel  professionem  receperit,  poenae  ipso  &cto  incarrendae  pmaikio&i8 
omnium  officionim  vocisque  activae,  et  perpetvae  inhabilitatiB  ad  alia 
imposterum  obtinenda  plane  subjicit,  a  qua  nonnisi  ab  Apostoliea  Sede 
potent  dispensari.  Mandat  etiam  singnlis  Superioribns  idem  decretmn 
qnolibet  anno  in  omnibns  Monasteriis,  Conventibns,  Gollegiis  et  Jkiair 
bus  die  prima  Januarii,  et  Dominica  prima  Jolii  in  publica  meiia 
legi  snb  poena  priyationis  ofßcii,  ac  vocis  actiyae,  et  passivae  ipm 
facto  incorrenda.    Decemit  insnper  yi  cnjoscnmqne  privilegiif  focol- 
tatis,  indnlti,  dispensationis,  approbationis  regulamm,  et  constitatio- 
nnm  etiam  in  forma   specifica,  quam   ab  Apostoliea  Sede  aliqnis 
Ordo,  Institutum,  Superior,  Religioens  conseqneretmr,  nnnqaam  hnic 
decreto  derogatnm  esse  censeri,  msi  ei  expresse,  et  nominatiin  deroge- 
tor,  licet  in  concessione  derogatoriae  generales  quantumvis   amplae 
apponantur:  qnod  si  alicni  Institnto  expresse,  et  nominatim  dispen- 
satio  super  eodem  decreto  aliqnando  concedi  contigerit ,  aliis  minime 
extendi  posse  vi  cujuscumque  privilegii,  et  commnnicationis  prinle- 
giorum.    Tandem  Sanctitas  Sua  nee  hujos  decreti  obsenrantia  aliqoa 
ratione,   titolo,   praetextu  impediatur  qnibuscamqae  in  contrariain 
facientibus  Constitutionibns,  regnlis,  et  statutis  cujusvis  Ordinis,  Cod- 
gregationis,  Societatis,  Instituti,  Monasterii,  Domus  etiam  in  forma 
specifica  ab  Apostoliea  Sede  approbaüs,  nee  non  cnüibet  privilegio 
licet  in  corpore  juris  clause,  et  Apostolicis  Gonstitutionibus  ac  decretis 
confirmato,  ac  expressa,  indiyidua,  speciali,  et  specialissima  mentione 
digno,  alüsque  contrariis  quibuscnmque  Apostoliea  auctoritate  prorsas 
derogat,  et  derogatum  esse  declarat. 

Datum  Bomae  ex  Sacra  Congregatione  super  statu  BegulariiUD 
die  25.  Januarii  1848. 

Andreas  Oan.  Biaaarri 
a  Seeretis. 

9.  Declarationes    super   decreto   .yRomani  Pontiflces"   (Archiv,   V///« 

143  sq.)  ubigue  locorum  servanda. 

(Quae  declarationes  Jam  prostant  1  Archiv,  IX,  4Sa  sq.) 

10.  Declarationes  super  decreto  „Regulari  disHplinae"  in  iialia,  ^' 

insulis  adjacentibus  servanda* 

1.  Si  Superior  generalis  alicujus  Ordinis,  in  quo  Provinciales 
non  habeantur,  sit  eodem  tempore  Superior  conventus,  seu  domus 
novitiatus,  quomodo  se  gerere  debeat  Superior  ipse  in  perfidendo 
primo  scrutinio? 

Besp.  Superior  generalis  deputet  ad  effectum,  de  quo  agitor, 


s 
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probom,  et  idoneom  Beligiosum,  et  ona  cum  praescriptis  Examina- 
toiibus  primum  scrntiniom  perficiat. 

2.  Si  aat  per'obitnm,  aut  per  renonciationem,  aut  alia  quacum- 
que  causa  nuinems  Examinatorum  provincialium ,  vel  .generalium  in 
parte,  vel  etiam  totaliter  deficiat,  nee  tempus  celebrationis  Capituli, 
vel  Dietae  advenerit,  quomodo  ad  eorumdem  Examinatorum  electionem 
procedendum  erit? 

Besp.  Senretur  methodus  in  deereto  ^Beguiafi  disciplinaet 
(Art.  III.  et  lY.  in  fine,  et  Art.  VIL)  praescripta  pro  electione  Exa- 
minatorum, qui  eligendi  erant  statim  post  latum  idem  decretum,  et 
ante  celebrationem  proximi  fdturi  Capitoli,  vel  Dietae :  Examinatores 
sie  electi  in  officio  perdurent  usque  ad  celebrationem  proximi  Gapituli, 
vel  Dietae.  Quae  methodus  etiam  servetur  quando  ex  S.  Sedis  dis- 
pensatione  Gapitula,  vel  Dietae  non  celebrantur,  et  electio  Superiorem 
per  decretum  S.  Sedis,  vel  per  chedas  fiat. 

3.  In  aliquibus  Institutis  capitula  provincialia  ordinarie  cele- 
brantur prope  finem  triennii,  et  in  praeparationem  Gapituli  generalis, 
quin  in  ipsis  eligatur  Superior  provincialis.  Quomodo  hoc  in  casu 
ad  electionem  Examinatorum  provincialium  procedendum  erit? 

Reep.  Examinatores  provinciales  eligendi  erunt  a  Gapitulo  pro- 
vinciali  licet  illud  celebretur  in  fine  triennii,  et  dumtaxat  in  praepa- 
rationem Gapituli  generalis.  Quod  si*  aliqna  vice  Gapitulum  pro- 
vinciale  non  convocetür,  electio  ad  consultam  provincialem  ad  hunc 
effectum  convocandam  spectabit. 

4.  An  ad  officium  Examinatorum  sive  generalium,  sive  provin- 
cialium ita  duo  Definitores,  vel  Assistentes,  vel  Gonsultores  generales, 
seu  provinciales  eligi  debeant,  ut  alii  Examinatores  ex  reUquis  Defini- 
toribus,  Assistentibus  Gonsultoribus  eligi  nequeant  ? 

Besp.  Negative. 

5.  Utrum  in  Ordinibus,  et  Gongregationibus,  quae  licet  habeant 
Gapitula  provincialia,  tamen  Beligiosorum  inopia  laborant,  eligendi 
sint  Septem  Examinatores,  vel  quatuor  tantum  sufficiant? 

Besp.  Negative  ad  primam  partem;  affirmative  ad  secundaro. 
Ut  vero  omnis  ambigendi  causa ,  quae  ex  erronea  decreti  interpreta- 
tione  originem  habeat,  auferatur,  sciant  omnes  ad  quos  pertinet,  in 
ordinibus  tam  amplis,  quam  exiguis  sufficere  tres  Examinatores  pro- 
vinciales, praeter  Superiorem  provincialem  ad  primum  scrutinium ;  et 
tres  Examinatores  generales  praeter  Superiorem  generalem  ad  secun- 
dum  scrutimum  perageudum,  et  alios  Examinatores  ad  opportunitatem, 
et  commoditatem  eligendos  esse. 

6  In  articulo  m.  Deca^ti  :^Begulari  discifUnae^  praeseribitur. 
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nt  Postalantes  decedere  debeant  ad  locum  primi  soratinü,  ut  ab  Exa- 
nünatoribus  provinciatibus  personal!  examini  subjieüuitiir.  Saepe 
saepius  accidit,  ut  hujusmodi  examen  personale  absque  notabili  inoom* 
modo  postulantium  fieri  nequeat  sive  ob  expensas,  sive  ob  loci 
distantlam.  Quapropter  nonnulli  Superiores  reguläres  ezpostiüanint, 
quomodo  in  hujusmodi  casibus  sese  gerere  debeant  ? 

Besp.  Provincialis  (et  in  Institutis,  in  quibua  provinrialis  mn 
existit,  is  qui  ejus  partes  juxta  decretum  adimplere  d^et)  cum  tribus 
Exauiinatoribus ,  ad  peragendum  examen  personale  postolaatium, 
quando  vel  ob  loci  distantiam«  yel  ob  aliam  rationabilem  causam 
postnlantem  ab  accessu  personali  dispensare  judicaverint,  possint  de* 
putare  Beligiosum  sui  Ol*dinis,  quem  in  Domino  idoneum  revera 
existimaverint,  si  examen  iiat  in  loco,  ubi  conventus  Ordiais  reperitur ; 
secus  aliquam  personam  ecclesiasticam  sive  ex  clero  saeculari,  sive  ex 
clero  regulari,  dummodo  Episcopus  loci,  vel  ejus  Yicarios  generalis 
eam  idoneam  judicaverit  transmissa  Examinatori  deputato  instructione 
circa  ea  super  quibus  Postulans  examinan^us  erit  i).  Verum  Religioeas, 
vel  alia  persona  ad  examen  perficiendum  deputata  transmittere  tenea- 
tur  relationem  examinis  ab  ipso  vel  ipsa  subscriptam  juramento  fir- 
matam,  quo  prafiteatur  sese  fideliter  munus  srnim  adimplevisse  quor 
cumque  affeciume  pastposita.  Quibus  peractis  Provincialis  dictam 
relationem  tribus  Examinatoribus  exhibere  debeat ;  ut  siurutinium,  de 
quo  in  eodem  art.  III.  Decreti,  in  reliquis  perficiatur,  et  cetera  omnia, 
quae  in  Decretis  praescribuntur,  omnino  serventur. 

7.  Nonnulli  Examinatores  nimis  anxii  sunt  in  praestando  jura- 
mento, quo  declarare  debent  ^se  omnia  requisita  a  Sacris  CanonibuSf 
CofistitutionibuSy  et  decretis  apostolicis  praescripta  debito  modo  exa- 
minusse<  cum  non  omnes  tuto  scire  possint  quaenam  sint  omnia  hujus- 
modi requisita ;  expostularunt  propterea  ut  a  Sacra  Congregatione 
super  praemissis  instructio  detur,  qua  tuto  procedi  pdssit. 

Besp.  Juramentum  quoad  requisita,  et  examen  qualitatum  referri 
dumtaxat  ad  requisita,  et  qualitates  expresse  et  speciatim  praescriptas 
in  Gottstit.  Sixti  V.  incipien.  »Cum  de  ornnäms*  cum  moderatione 
Gregorii  XIV.,  et  in  decreto  Clem.  VIII.  cui  initium  T^Cum  ad  regu- 
lärem diseiplifiam,€  nee  non  in  regulis,  et  Gonstitutionibus  respectin 
Ordinis,  seu  Instituti.  Et  juramento  satistieri  si  ea  moralis  diligentia 
adhibeatur,  quae  a  viris  probis,  et  timoratae  conscientiae  adbiberi  seiet 

8.  An  Decretum  »Reguiari  discipUna^  vim  habeat  in  Sa- 
baudia  ? 


1)  In  appendlee  legltor  tnstruetio  ad  ceanDoilUten  Examlnatonim. 
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Besp,  Affirmative. 

Datum  Bomae  ex  Sacra  Congregatione  super  Statu  Begularium 

die  1.  Mai  1851. 

Afidreas  Can.  BiBoarri 
Protonot.  Apost.   a  Secreijis. 
ALIA  DECLAfiATIO  A  SANCTITATE  SÜA  approbata  die 
16.  Jaauarii  1852. 

1.  Quaeritor  an  sit  nulla,  vel  tautnm  illicita  professio  facta  non 
servata  prius  forma  decreti  ^Begulari  disdpUnae  ?€ 
Besp.  Esse  tantum  ülicitam,  non  vero  nullam. 

Andreas  Bijsjsarri 
a  Secretis. 
APPENDIX. 

Ut  omnes  expedite  agnoscere  valeant  qualitates  in  recipiendis 
Novitiis  a  Sixto  y .  et  aClem.  VIII.  expresse,  et  speciatim  praescriptas,  de 
quibus  agitur  in  responsione  ad  dubium  7.  pag.  49,  referuntnr  articuli 
Constitutionis  Sixti  V.  cum  moderatione  Gregorii  XIV.,  et  decreti  Cle- 
mentis  YIII.,  qui  receptionem  Novitiorum  respiciunt.  Additur  etiam 
ad  commoditatem  Examinatorum  instructio,  cui  sese  conformare  po- 

terunt  in  examine  personali  eorum,  qui  ad  habitum  admitti  postulant. 

« 

11.    Articuli  constit,  Sixti  V.  incipien.  ffium  de  omnibus  ecclesiasttds 
Ordiniima'*  edit,  ann.  1587,  Kah  Decembris  ann,  III.  Pontiflciatus. 

Hac  nostra  in  perpetuum  yalitura  Constitutione  districte  inter- 
dicimus  et  prohibemus,  ne  illegitimi  procreati  ex  incestu,  aut  ex 
sacrilegio  (quorum  scilicet  parentes  consanguinitate,  vel  affinitate  iutra 
tertium  gradum  in?icem  conjuncti  fuerint,  vel  quorum  alteruter  pa- 
rens  castitatem  Deo  voverit,  etiam  Apostolica,  imperiali,  vel  regia, 
aut  quavia  alia  auctoritate  legitimati,  aut  natalibus  restituti),  ad  ali- 
quam  quorumcumque  Ordinum  etiam  Mendicantium,  et  non  Mendi-* 
cantium  Fratrum,  Monachorum,  Eremitarum,  vel  Canonicorum,  aut 
Glericorum  Begularium,  Congregationum ,  aut  Hospitalium  Beligio- 
nem,  neque  ad  habitum,  nee  professionem  reguläres,  recipi  vel  admitti 

quoquo  modo  possint Sed  ne  üs,  qui  in  humilitatis  spiritu,  Deo, 

et  Beligioni  servire  et  poenitentiam  agere  intra  Monasteria,  vel  Demos 
reguläres  cupiunt,  ad  sanctum  hujusmodi  propositum  via  penitus 
praecludatur,  permittimus  ut  praefati  illegitimi  ex  dictis  incestu,  aut 
sacrilegio  geniti  ad  habitum  Conversorum,  seu  Famulorum  in  Mo-> 
nasterüs,  vel  Domibus  regularibus  ad  servilia  ministeria,  viliora  obse*« 
quia,  hnmiles  functiones,  atque  abjecta  servitia  admitti  possint;  ea 
tamen  conditione  ut  ad  habitum  religiosorum,  vel  ad  professionem , 
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quam  Beligiosi  emittere  solent,  emittendam,  nee  non  ad  omnes  non 
modo  sacros,  sed  etiam  Minores  Ordines,  vel  ad  Clericalem  -charac- 
terem,  denique  ad  cuncta  Ecciesiastica  officia,  et  functiones,  et  ad 
ascendendum  altiores  gradns  sint  eis  portae  perpetuo  clausae,  et 
obseratae. 

Quoad  vero  reliquos  non  ex  incestu  praefato  nee  sacrilegio,  sed 
ex  quovis  alio  minas  legitime  toro  natos,  spurios,  vel  naturales^ etiam 
ut  praefertur,  vel  alias  legitimatos,  qui  ob  meliorem  vitae  frngem, 
Keligionem  ingredi  cupiunt,  statuimus  et  ordinamus  eos  ad  Bel^onem 
admitti  non  posse  aut  debere,  nisi  prius  illorum  vita  et  moribns 
diligenter  cognitis,  et  circumstantiis  universis,  quae  circa  idoneitatem 
personae  attendendae  erunt,  consideratis,  ac  de  Beligionis  zelo,  pie- 
tate,  integritate,  et  doctrina  fide  dignis  testimoniis  adeo  commendati 
fuerint,  adeo  bonam  indolem,  et  specimen  virtatis  praeseferat,  ac  tot 
merita  eis  suffragentar,  ut  defectum  natalium  suppleant  eorumque 
receptio  universae  Religioni  commodo,  et  utilitati  profutura  videatar. 
Et  super  hoc  ipso  in  generali,  vel  provinciali  capitulo  matura  de- 
liberatione  habita,  Generalis,  vel  Provincialis  Superioris,  ac  Definitorum 

unanimi  consensu  approbati extiterint.    Et  tarnen  hi  sie  recepti 

ad  gradus,  honores,  et  dignitates  sui  Ordinis  obtinendas  perpetuo  in- 
habiles,  et  illorum  incapaces  remaneant,  nisi  super  hoc  cum  eis  fuerit 
auctoritate  apostolica  specialiter  dispensatum. 

Ceternm  quoniam  saepe  se  vitia  ingerunt,  et  se  esse  virtntes 

mentiuntur auctoritate  apostolica  et  teuere  praesentium  etiam 

perpetuo  statuinms  et  ordinamus  juvenes,  aut  viros  adidtos,  majores 
sexdecim  annis,  non  aliter  in  aliquam  Religionem  recipi  posse,  nee 
debere^  nisi  prius  de  eorum  parentibuSj  pairia,  deque  anteacta  vita^  et 
moribus  diligenter  inquiraiur,  et  ex  accurata  informatione,  et  fide  dig^ 
relatione  compertum  et  exploratum  sit,  eos  neque  (üiquarum  criwiui^^f 
qualia  sunt  homicidia,  furta,  latroctnia,  vel  alia  sifnüia,  aut  gravio^^ 
reos^  vel  suspectos  existere,  ut  propterea  damnati  sintj  a/ut  ne  damnen- 
tur  formident;  neque  ingenti  asre  aiieno  super  viris  facultaiuM  sim- 
rum  gravatos,  vel  reddendis  ratioctniis  ita  obtioxios^  ut  ex  httjusmodi 
causa  lis  vel  molestia  eis  jam  ülatay  vel  timendum  sit  ^%e  vnfef(A'^' 
Nisi  denique  constet  ipsos  non  humana  äliqua  roHone^  sed  tantu^ 
devotionis,  et  pietatis  favore  vitam  religiosam  sponie  et  ex  anifi^ 

elegisse Omnes  autem,  et  quoscumque,  ut  dictum  est,  criminos^^^ 

vel  suspectos,  ut  etiam  diximus,  vel  rationibus  reddendis  obligaios  ad 
Bdigionem  perpetuo  inhabües  declaramus. 
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12,   ConsHtutio  Sixti  V.  anni  1588.  Kai.  Novembris  indpien.  „Ad  Ro- 
manum  spectat  Pontificem"  qua  nonnuüa  dubia   super  praecedenH 

constitutione  declarantur. 

DUBIUM  I. 

ütrum  Constitutio,  ubi  de  illegitime  genitis  loquitur,  compre- 
hendat  etiam  eos,  qui  postea  per  subsequens  matrimonium  fuerunt 
legitimati? 

Besp.  Negative  quoad  eos,  qui  nati  sunt  ex  parentibus  inter  quoa 
tempore,  quo  geniti  sunt,  matrimonium  rite  consistere  poterat. 

DÜBIUM  IV. 

Quid  intelligatur  sub  nomine  dignitatum,  bonorum,  et  graduum, 
a  quibus  praefati  illegitirai  exeluduntur? 

Besp.  Appellatione  dignitatum  etc.  debere  intelligi  Praepositatus, 
Abbatiatus,  Prioratus,  Guardianatus,  Custodiatus,  Provincialium  et  6e- 
neralium  Superiorum  officia,  et  alia  bis  similia  cum  honore  et  ^u- 
perioritate  conjuncta.  Ab  officiis  autem  oneris  veluti  Lectoris,  Con- 
fessarii,  studier  um  ,  et  Sacrae  Theologiae  Magistri,  Begentis,  Prae- 

dicatoris  etc immo  etiam  a  voce  activa,  a  Sacris  Ordiaibus 

suscipiendis ,  ipsorumque  ministerio  ipsos  illegitimes,  dummodo  ex 
sacrilegio  vel  incestu  geniti  non  sint,  nequaquam  arcemus. 

Omissis  etc. 

13,   Moderatio  praefatae  constitutionis  facta  a  Gregorio  XIV.  quoad 
illegitimos  per  const,  incipien,    „Clrcumspecta  Romani  Pontificis  pro^ 

videntia''  edit  die  15.  Martii  1591. 

Nos  igitur  ea,  quae  docuit  experientia  salubriter  fuisse  consti- 
tuta,  confirmare,  quae  vero  moderatione  aliqua  indigere,  moderari  vo- 
lentes,  ac  dictarum  Constitutionum ,  et  inde  sequutorum  quorum- 
cumque  teueres  etiam  veriores,  praesentibus  pro  expressis  babentes 
. . .  praedictas  Constitutiones  in  ea  parte  qua  cavetur,  ne  illegitimi  ex 
certo  inibi  expresso  damnato  toro  vel  complexu  ad  quamcumque  Be- 
ligionem,  neque  ad  babitum,  aut  professiones  reguläres,  sed  tantum 
ad  babitum  Conversorum,  aut  Famulorum  in  Monasteriis  aliisque 
locis  Begularibus  servientium  admittantur;  et  si  post  dictam  Consti- 
tutionem  professionem  emitterent,  voluit  illam  nullius  esse  momenti, 
auctoritate  apostolica  teuere  praesentium  ad  terminos  juris  reducimus 
et  moderamur.  Volentes  iisdem  Constitutionibus  eos,  qui  quovis  modo 
illegitimi  procreati  fuerint,  ad  babitum  et  protessionem  reguläres  ad- 
mitti  posse,  quemadmodum  admitti  poterant,  si  supradictae  Consti- 
tutiones editae  non  fuissent  ^). 

1)  Gregorins  XIV.  restiiai  privilegia  Religionibas  olim  concessa  legicimandl 
etiam  ad  honores,  gradas,  et  digDitates.  Legi  (amen  seraiinii  non  derogavit,  sed 
earo  tantam  pro  aliquibos  caaibiis  decUiravit 
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Ita  tarnen  ut  cum  de  recipiendis  quofnodacumque  iRegiime  noHs^ 
ad  habitum  et  profesaionem  Ordinum  quorumcumgue  agatur,  ii,  ad 
quos  hujmmodi  receptio  spectat,  praeter  alia^  de  quibus  ex  dictan-um 
CanstUutionum  praecepto  circa  quoscumque  etiam  legUimos  disquirere 
dehentj  diligenter  eortim  vüam^  ei  mores  inquirant^  et  ita  demm 
recipiatU,  si  tarnen  honam  indolem  et  virttäis  specimen  praeseferant, » 
ac  tat  eis  merita  suffragentur,  ut  natalium  suppleant  defectum,  eorm- 
que  receptio  Religionis  commodo  et  täüitati  profuturavideatur.  M 
super  hoc  ipso  ti,  ad  quos,  ut  dictum  est,  pertinet  hujusmodi  receptiOy 
matw^a  deliberatione  habita,  ita  censuerint  etjudicaverint:  dummodo 
tarnen  filius  iUegitimus  in  Beligione,  in  quapater  sive  ante^  sive  posi 
nativitaiem  dicti  filii  professus  fuerit,  ipsopatre  tivente  non  admittatur^ 
quod  expresse  prohibemus  *). 

14,  InstrucHonea  super  recepHone  et  educatione  novUiorum  . . .  jussu 
Clementis  VIII  „editae  die  19,  Martii  1603." 

Cum  ad  regulärem  disciplinam  iu  singulis  Religiosonun  Monaste- 
riis  propagandam  Novitiorom  institutio  maxime  utilis  sit  et  necessaria, 
et  nihil  ad  gravem  illam,  ac  laudatissimam  priscorum  Patram  yiyendi 
rationem  relaxandam  majorem  vim  habuisse  compertum  sit,  quam  vel 
nimiam  in  recipiendis  Novitiis  facilitatem  supra  numerum,  quem  ca- 
pere,  atque  alere  Monasteria  ipsa  possent ;  vel  negligentiam  in  probando, 
et  examinando  eorum  spiritu  an  vere  esset  ex  Deo  atque  ex  praecipuo 
desiderio  illi  inserviendi ;  yel  denique  incuriam  in  illis  educandis,  atque 
instituendis.  Idcirco  ut  hujusmodi  iucommodo  deinceps  occun*atar, 
praecipitur  omnibus  et  singulis,  ad  quos  spectat,  ut  in  recipiendis  No- 
vitiis, et  in  eorum  institutione,  atque  educatione,  nee  non  in  Magistri, 
et  aliorum  Ministrorum  electione  praeter  alia,  quae  in  Sacris  Canoni- 
bus,  ac  Decretis  praesertim  Concilii  Tridentini,  Pontiflciis,  et  cujus- 
que  Ordinis,  aut  lustituti  Constitutionibus  continentur,  ....  haec^ 
quae  sequuntur,  inviolate  observari,  et  exequi  perpetuo  curent. 

Primum  quod  attinet  ad  Novitiorum  recipiendorum  formam  ultra 
diligentem  perquisitionem,  quae  habenda  erit  de  uniuseujusque  naidi- 
bus,  corporis  habiiudine,  moribus  et  vita  anteacta,  acpraecipue  eori^) 
qui  sextum  decimum  aetatis  suae  annum  excedent,  an  criminosij  an 
aere  älieno  gravati  vel  reddendae  alict^us  administrationis  ratioin 


1)  Clemenr.  YIU.  in  Const.  ,Jn  Suprema  Ecclesiae"  ann.  1602.  2.  Apri- 
lis  praefalae  Sixtinae  Conslitutioni  derogavit  quoad  poenam  nollitatis  professionom. 
Sed  decrevit  firmaro  remanere  debere  forinain  scrutinU,  et  poeoas  cootra  Saperio- 
res  latas:  vide  P.  Tbesaurura  de  Poenis  ecdesiasticia  verbo  „CHminoii  et 
illegitimi,"  et  integrom  textam  earumdem  ConstltoClonani. 
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cbnaxii  smt  juxta  formam  Consi.  fei.  ree.  SixH  V.,  et  moderofHcnum 
subsequutarum ;  illud  etiam  Superiores,  ad  quos  apectabit,  sedulo 
perqQitant,  ut  quibos  in  Monasteriis ,  et  Con?entibus  ex  apostolica 
facultaie  NoTiüatus  fiiermt  instituti,  in  üs  ad  Beligionem  nuUus  in 
foäerum  admUtatutf  qui  et  ex  honedis  parentäms  naius  tum  eii^  et 
conditiones  Sacris  Canonibas,  Sommonunque  Ponüficum  GoiiBtitationi» 
bns  praescriptas  non  habeat.  « 

Qnisque  recipiendns  in  aliqno  Ordine  Begnlari  etiam  Mendican- 
tium  in  ea  sU  aetaie  constituius  quam  ejus  Ordinis  in  quo  recipietuTj 
regularia  initUuia,  et  ordinaHofws  requirunt:  eam  vero  lüerarum 
eeienüam  caßeaty  tmi  üUus  addiscendae  spem  indübiafn  praeeeferat^ 
ut  minores  et  suis  temporibus  majores  Ordinesjuxta  deereta  Sae.  Canc. 
Trid.  susdpere  valeai.  Sed  quisquis  anmim  trigesimum  quinium  exce- 
dens  ad  habitum  regula/i*em  admitti  posiulaveriti  et  talis  erudiüanis 
expers  invetiius  fuerii^  in  Conversorum  ta^tum,  quibus  liier arum 
scientia  non  est  necessaria,  mimerum  referatur:  ipsi  autem  Gonversi 
non  recipiantur  ante  vegesimum  aetatis  suae  annum^  ei  nisi  saUem 
praedpua  Doctrinae  Christianae  capitu  noverint. 

Demnm  Saperiores  diligenter  exquirant^  quo  spiritu,  qua  mente, 
acvoluniate  id  regularis  vitae  genus  elegerint^  quem  sibi  finemprcpo" 
suerint :  num  zelo  meliaris  frugis^  ac  perfectioris  vitae^  et  ut  Deo  li* 
berius  fumulari  possint,  anpotius  levitaie,  vel  humano  cdiquo  affectu, 
aut  inordinato  animi  dueaniur,  et  an  earum  parentes  ope,  et  subsidio 
indigentes  destituantur. 

Provideant  quoque  ut  omnes  etiam  Conversi  recipiendi,  priusqtiam 
ad  habitum  regulärem  admittantur,  ab  iis,  quibus  hoc  munus  incum- 
bit,  de  regula,  quam  professuri  sunt  tribus  votis  essentialibus,  statu- 
que  regulari,  et  aliis  cujusque  Ordinis  peculiaribus  institutis,  et  Consti- 
tutionibus  diligenter  instruantur. 

Omissis  aliis  quae  institutionem  novitiorum  respiciunt  quaeque 
in  appendice  integre  refenmtur. 

15.  Instructio  pro  examine  personali  eorum,  qui  ad  habitum  admitti 
poatulant  sive  examen  ipaum  fiat  ab  examinatoribus  provincialibus 
juxtä  art.  III.  primae  partis  decreti  „Regulari  diaciplinae'^  aive  ab 
examinatore  deputato  juxta  declarationem  ad  dtibium   VI.  ejusdem 

decreti. 

I.  Examinatores  provinciales  seu  Examinator  deputatns,  interro* 
gent  Postalantem  de  ejus  nomine,  parentibns  patriae  et  aetate.  Diligenter 
Postulantis  voluntatem  explorent,  et  praesertim  an  coactus,  an  sedac- 
tns  sitf  et  quo  apirita,  quo  consilio,  qaa  ratione  ad  statnm  religiosmn 
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ducatnr,  et  atrum  aliqnam  cognitionem  habeai  obUgattonis  Yotonns, 
qaae  deinceps  emittere  debet. 

2.  Si  recipiendus  uti  Glericus  religionem  ingredi  poabdet,  in- 
qairant  Examinatores,  vel  Examinator  an  eam  literamm  sdentiam 
calleat,  ant  illius  addiscendae  spem  indabiam  praeseierat,  ut  minoreSi 
et  suis  temporibua  majores  ordines  joxta  decrebi  Sac.  Gonc,  Trideoäu 
suscipere  valeat.  Quod  si  agatnr  de  admittendis  ad  habitum  Conm- 
somm,  an  saltem  praecipua  Doctrinae  Ghristianae  oapita  noverint. 
Qnoad  omnes  vero,  et  praesertim  relate  ad  Postalantes  pröyectioris 
aetatis,  Examinatores,  vel  Examinator  sagacius  sed  pradenter  cureDt 
odorari  si  recte  de  catholica  doctrina  sentiant  prent  conditio  cnjusquf 
personae  postulet. 

3.  Exquirant  a  Postnlante  utrum  ejus  parentes,  Tel  alter  eoran 
adhnc  vivat,  qnam  artem  et  professionem  exerceant,  vel  exercaermt, 
et  an  adeo  pauperes  sint,  ut  filii  subsidio  indigeant. 

4.  Exquirant  etiam  a  Postnlante  ejus  conditionem  et  statmn, 
an  babeat  in  saecolo  media  sufficientis  sustentationis ;  si  sit  aere  alieno 
gravatus;  an,  et  quam  artem,  vel  professionem  exeroeat;  an  alicui 
religiöse  Institute  nomen  dederit,  vel  saltem  uti  Novitius  iUius  habitum 
induerit,  vel  eremitarum  habitum  susceperit;  utrum  fuerit  inquisi- 
tus,  aliqua  nota,  infamia,  irregularitate  irretitus,  gravi  morbo  affectus. 

5.  Videant  an  Postulans  notabili  deformitate  laboret;  utrum 
aliquod  Signum  valde  infirmae  yaletudinls,  vel  fatuitatem  praeseferat; 
et  cetera  exquirant,  quae  in  respectivis  Constitutionibus  ab  admitten- 
dis ad  habitum  in  eorum  personali  examine  exquirenda  praescribuntur. 

6.  Verum  licet  ex  hujusmodi  personali  examine,  si  diligenter 
fiat,  plura  agnosci  possint,  et  in  scrutinio,  de  quo  in  art.  III.  Primae 
Partis  decröti  *Regulari  disciplinae*  de  eodem  personali  examine 
ratio  omnino  habenda  sit,  tarnen  praeter  illud  a  Provinciali  exquirenda 
sunt  documenta,  et  informationes  prent  in  eodem  art.  III.  praescri- 
bitur,  et  reliqua  omnia  perficienda,  quae  in  enunciatis  decretis  cum 
suis  declarationibus  decernuntui*. 

16,   Aliae  declarationes  super  utroque  Decreto, 

I. 

Bme  Pater. 

Supeiior  Carmelitarum  Discaiceatorum  Provinciae  Aquitaniae  in 
Qallia  ad  Pedes  S.  V.  hnmiUime  provolntus  expostnlat  declarationem 
ad  seqnentia  dubia  super  observantia  Decreti  Bomani  Pontificis  editi 
die  25.  Januarii  1848. 

1.  Quando  Postniantes  Novitii,  ?el  Proiessi  alici\jiui  Congrega- 
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tioiiis  petofit  admitti  ad  noBtram  Religioneni,  litterae  testimoniales  pe- 
tendae  sunt  a  Superioribus  alterius  Congregationis  in  qao  fuernnt,  vel 
ab  Ordinario  ? 

2.  Si  a  Saperioribos,  an  a  Superioribus  Generatibus,  vel  Locali- 
bns,  et  quid  si  in  divefsis  Domibus,  vel  Conventibus  fuerint? 

3.  In  Hi£|>ania  adest  Patriarcba  IndiaruiD,  qui  jurisdictionem 
exercet  in  umyerso  exercitu  per  suos  Gappellanos:  litterae  testimoniales 
pro  militibus  petendae  sunt  a  praedicto  Patriarcba,  yel  ab  Ordinario  ? 

(^uunDens  etc. 

Ex  Audientia  SSmi  die  5.  Novembris  1852.  SSmus  propositis 
dubüs  respondendam  mandavit,  scilicet. 

Ad  1.  Quoad  Novitios,  et  professos  saecularizatos,  ab  Ordiaarie; 
quoad  FrofessoSf  qui  in  Gongreg. ,  vel  Ordine  actu  permanent,  a 
Superioribus. 

Ad  2.  Possunt  peti  vel  a  Superioribus  generalibus,  vel  a  Pro- 
vincialibus :  vel  quatenus  quatenus  agatur  de  Gongreg.  et  Ordine,  in 
quo  Provinciales  non  habeantur,  loco  Provincialiüm  a  Saperioribus 
localibus.  Et  si  Professus  in  diversis  domibus,  vel  Gonventibus  com- 
moratus  fuerit,  sufficere  testimoniales  Superioris  generalis,  vel  Su- 
perioris  Provinciae  yel  Domus,  (quatenus  Provincialis  non  habeatur) 
in  qua  postremo  tempore  moratur.  Gaeterum  hujusmodi  Superiores 
antequam  testimoniales  concedant  dlügenter  inquirere  debeant  de 
qualitatibus  Beligiosi. 

Ad  3.  Petendae  erunt  tarn  ab  Ordinario  originis,  quam  a 
Patriarcba. 

A.  Bizearri  a  Secretis. 

n. 

Proporitum  est  ab  Emo  Scitowski  Visitatore  Apostolico  dubium 
»An  juramentum  praescriptum  in  decreto  ^BeguHari  disdplinae^  emitti 
debeat  ab  Examinatoribus  tantum  dum  munus  suscipiunt,  vel  potius 
toties  quoties  examen  conficiuntP« 

SSmus  in  audientia  12.  Januarii  1855  »declaravit  juramentum 
toties,  quoties  examen  habenduip  sit,  praestandum  esse.c 

A.  Archiepiscopus  Phüippensis 
Secretarius. 

in. 

Brno  Padre. 
Eutrope  Abbate  dei  Trappisti  di  Qethsemani  nella  diocesi  di 
Louisville  in  America  considerando,  cbe  T  America  e  una  terra  di 
emigrati,  e  di  viandanti  ossequiosamente  implora,  che  la  S.  V.  si 
degni  dichiarare. 

AfcklT  fir  KIitkMiMk».  nu  24 
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1.  Se  sia  sofficiente  di  esigere  dai  Portulanti  ecclesiastiei  le  lei- 
tere  testimoniali  del  VescoYO,  che  gli  ha  conf erito  V  ordine,  OTvero  sia 
necessaria  anche  la  testimoniale  del  Yescovo  nella  cni  Dioeoesi  aono 
stati  nltimamente  impiegati  ? 

2.  Siccome  la  maggior  parte  de*  Postulanti  laici  sozio  Irhmdesi, 
0  Tedesehi  per  ottenere  V  attostato  del  Battesimo  fa  daopo  di  aciiY&e 
in  Europa,  e  le  risposte  tardano  molti  mesi,  e  qualebe  volta  non  si 
rice?oiio  affatto,  cosi  quando  ewi  ima  certessa  morale  che  rieoo 
battezzati  se  possono  ammettersi  almeno  prowisoriamente  alla  vesti- 
zione  dopo  dae  mesi  circa  di  prova? 

3.  Se  fl  Postulante  £  giä  religioeo  di  altra  Congregazione ,  od 
Istitato  regolare  basterä  di  domandare  gli  attestati  dal  Snperiore  da 
cui  dipendeP 

Tanto  implora,  che  etc. 

Sacra  Congregatio  super  Statu  Begularium  vigore  specialium 
facultatum  a  SSmo  D.  N.  Pio  PP.  IX.  concessarum  propositis  dubiis 
respondendum  censuit,  prout  respondet. 

Ad  1.  Si  agatur  de  postulantibus  in  Sacris  Ordinibus  constitutis 
sufficere  testimoniales  Episcopi,  qui  Ordines  Sacros  legitime  eis  conta- 
lit,  una  cum  testimonialibus  Ordinariorum  Dioecesum,  in  quibos 
deinde  ultra  annum  in  unaquaque  Dioecesi  conunorati  fuerint. 

Ad  2.  Documentum  recepti  Baptismatis  exhibendum  esse  ante 
admissionem  ad  habitum. 

Ad  3.  Quoad  Novitios  alterius  Ordims,  et  Professos  saeculari* 
zatos  testimoniales  litteras  petendas  esse  ab  Ordinario:  quoad  Professos, 
qui  in  Congreg.  Tel  Ordine  actu  permanent  dummodo  ab  Apostolica 
Sede  facultatem  ad  alinm  ordinem  transeundi  obtinuerint»  testimo- 
niales literas  petendas  esse  a  Superioribus,  nempe  vel  a  Superioribns, 
generalibuSy  ?el  a  Provincialibus  Ordinis  a  quo :  vel  quatenus  agatur 
de  Gongregatione,  et  Ordine  in  quo  Proyinciales  non  habeantor«  looo 
Provincialium  a  Superioribus  loc^bus;  et  si  Professus  in  diversis  do- 
mibus,  Tel  conventibus  commoratus  fuerit,  suffioere  testimoniales  sn- 
perioris  generalis ,  vel  Provincialis  vel  Superioris  domus  (quatenus 
Provincialis  non  habeatur)  in  qua  postremo  tempore  moratur.  Cae- 
terum  hujusmodi  Superiores  antequam  testimoniales  concedant  diU- 
genter  inquirere  debeant  de  qualitatibos  BeligiosL  Datum  Bomae 
ex  Secretaria  ejusdem  S.  Congreg.  super  Statu  Begulariam  hac  die 
29.  Mali  1857. 

Ä.  ArchiqfiseqpHS  IhtUfpensis 
Secretarius. 
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IV. 

Brno  Padre. 
I  Fratelli  laici  Gertosini  sono  riceynti  nell^Ordine  prima  come 
Postnlanti,  e  durante  an  anno  mettono  sopra  Tabito  secolare  nna  sem- 
plioe  vesta  di  paimo  detta  Mantello,  o  Sacco :  indi  spogliati  deir  abito 
secolare,  vengono  rivestiti  del  Religioi^  consistente  in  una  Tonaca  con 
cintura,  e  nel  Cappnccio.  Passato  nn  anno  dopo  tale  vestizione,  sono 
ammessi  alla  Donazione,  la  qnale  dura  cinqne  anni.  Da  ultimo, 
percorse  lodevolmente  tatte  queste  diverse  prove,  cominciano  Tanno 
di  Noviziato,  che  precede  la  loro  Professione.    Si  domanda 

1.  Quando  si  debbano  praticare  rignardo  ai  fratelli  laici  Cer- 
tosini  le  Prescrizioni  della  prima  parte  del  Decreto  i^Begütari  dtsct- 
pUnae€  del  25.  Genn.  1848? 

2.  Se  nell*  ammissione  de^NovizI  alF  abito  religiöse  lo  scmtinio 
della  Gomnnitit  debba  precedere  quello  degli  Esaminatori  Provinciali, 
e  dei  Generali ;  oppure  se  debba  farsi  in  ultimo,  di  maniera  che  possa 
annullare  lo  scmtinio  delFEsame  Provinciale,  e  dello  stesso  esame 
generale  ? 

L*umile  sottoscritto  oratore  mentre  chiede  lo  scioglimento  di 
questi  dubbi,  prostrato  al  bacio  de'  Piedi  della  S.  Y.  implora  Y  Aposto- 
lica  Benedizione. 

II  Procuratore  (Generale  de'Certosini 

Fr.  Giuseppe  M.  Bivara 

Ex  Aud.  SSmi  die  24.  Februarii  1860.   SSmus  mandavit  rescribi 

ad  1.     Quando  dimisso  habitu  saeculari  religiosa  veste  induuntur, 

nempe  tunica,  cinctura,  et  caputio:  Ad  2.  Affirmative  ad  primam 

partem,  negative  ad  secundam. 

A.  Archiynsccptis  Phüippensis 
Secretarius. 

27.  Super  Vita  CamtnunL 

Brno  Padre. 

D  desiderio  della  Santita  di  Nostro  Sigmre  di  vedere  rifiorire  gli 
Ordini  religiosi  tanto  utiU  alla  Chiesa,  ed  alla  societä  Tha  mossa 
ad  eccitare  coll*oracolo  della  viva  Sua  voce  i  Superiori  generali  ad 
adoperarsi  efficacemente  a  raggiungere  tale  scopo,  che  tende  unica- 
mente  al  bene  degli  Ordini  stessi.  Ed  avendo  con  somma  soddisfazione 
deir  animo  Suo  conosciuta  nei  Superiori  medesimi  tutta  la  propensione 
e  la  premura  di  secondare  i  suoi  voti,  mi  ha  imposto  nella  mia  quali- 
fica  di  Prefetto  della  Sagra  Congregazione  de'Vescovi  e  Begolari  di 
oomunicare  ai  medesimi  le  seguenti  disposizioni : 

24* 
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1.  In  tntte  le  case  di  noviziato  sarä  introdotta  la  perfetta  vita 
comane  derogandosi  a  qualunque  indulto,  privilegio  ed  esenzione, 
che  avessero  ottenuto  grindivividui,  che  ne  debbono  formare  la 
famiglia. 

2.  Si  dovrä  richiamare  nelle  case  di  professorio,  di  educazione 
e  di  studio  la  perfetta  osservanza  delle  costituzioni  del  respettivo  isü- 
tuto  specialmente  sulla  po?ertä. 

3.  In  qualnnque  casa  si  stabilirä  la  cassa  comune  colle  consaete 
cantele,  in  cui  tutti  i  Beligiosi  non  ostante  qualunque  privilegio 
dovranno  fare  il>  deposito  dei  denari,  non  petendo  ritenere  pressodi 
loro  piü  di  quelle,  che  pemiettono  le  rispettive  costituzioni.  I  Beli- 
giosi mendicanti  pol,  che  sono  muniti  di  speciali  facoltä  di  far  uso  di 
qualche  somma  dovranno  non  ostante  qualunque  privilegio  depositarla 
presse  il  Sindaco  Apostolico,  o  Tamico  spirituale  da  sc^liersi  coUa 
intelligenza  del  Superiore  Generale,  o  del  Provinciale.  E  Sua  SaniUc! 
si  riserva  in  seguito  di  dare  ulteriori  dlsposizioni  circa  gF  indulti  ai 
Beligiosi  per  Y  uso  del  denaro. 

II  Santo  Padre  nel  cemmettere  la  esecuzione  di  tali  dlsposizioni 
ai  Superiori  generali  ne.  da  loro  tutta  la  responsabilitä,  ed  agginnge 
eccitamento  al  loro  zelo  affinche  usino  ogni  cura  per  ristabilire  ancora 
in  tutte  le  case,  ove  si  fosse  infievolita,  la  piena  osservanza  della 
regola  professata,  e  delle  proprio  costituzioni  senza  la  quäle  non  si 
puo  n^  acquistare,  n^  conseryare  il  vero  spirito,  da  cui  debbono  essere 
informati  i  Beligiosi. 

£lla  pertanto  farä  eseguire  nel  suo  Ordine  queste  Pontifice 
disposizioni,  e  Die  la  guardi. 

Borna  li  22.  Aprile  1851. 

18.  Declaratio, 

m 

Cum  in  Congregatione  de  Somascha  disceptetur  an  Beligiosi,  qui 
yitam  Communem  in  domibus  professis  observant,  in  domps,  quae  ill^^ 
non  profitentur,  a  Superioribus  transferri  possint. 

Af&rmantibus  aliis,  quod  hujusmodi  facultas  a  legibus  Ordinis 
Praepösito  generali  expresse  tribuatur,  et  secus,  ut  iUis  yidetor,  Con- 
gregatio  vix  laudabiliter  regeretur. 

Aliis  vero  negantibus,  eo  quod  Praepositus  generalis  juribus  v^ 
casu  uti  volens,  Beligiosos  ad  vitam  minus  perfectam  compelleretf  ^^ 
ideo  in  Constitutiones,  quas  ipse  pro  officio  custodire  tenetur,  ofi^n* 
deret,  quod  suspicari  nefas  est. 

Joannes  Decius  Libois  ejusdem  Gongreg.  Sacerdos  professus» 
ut  certo  sapientissimoque  judicio  suborta  disceptaiio  illico.  finiatuTi 
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et  sententiam  in  re  tenendam  quisque  religiöse  seqnatnr  humillime  ei- 
ponit  et  quaerit. 

1.  An  Religiosi,  qui  in  domibus  professis  Congreg.  de  Somascha 
communem  vitam  sponle  professi  sunt  et  observant,  a  Saperioribus 
pro  libita  transferri  possint  in  domos  in  qnibns  illa  vita  non  ob- 
servatur  ? 

2.  An  Religiosus  semel  abstractas  a  vitae  commanis  observantia 
et  in  domum  illam  non  profitentem  translatus,  imposterum  ad  eamdem 
vitam  communem  eapessendam  a  8uperioribus  cogi  possit  ? 

'3.  An  majores  Ordinis  Superiores,  qni  vitam  communem  non 
profitentur,  domos,  in  qnibns  illa  vita  communis  observatur,  in  locum 
residentiae  sibi  eligere  et  ibi  commorari  possint. 

Eoinae  e  Domo  S8.  Bonifacii  et  Alexii  de  Urbe  die  24.  Sep- 
tembris  1852. 

Ex  And.  SSmi  die  1.  Octobris  1852.  SSmus  propositis  dubiis 
rescribendum  mandavit  ad  1.  Negative.  Si  vero  aliqua  gravis  causa 
concurrat,  recurrant  ad  S.  C.  pro  temporanea  translatione. 

Ad  2.  Quoad  futurum  provisum  in  primo:  relate  vero  ad  prac- 
teritum  si  tränslatio  fuerit  provisoria  affirmative ;  secus  hortandos  esse. 

Ad  3.  Negative  nisi  vitam  communem  profiteantur.  Gontrariis 
non  obstanttbus. 

A.  Bisfearri  Secretarius. 

19,  Encyclicae  lAtterae  S,  Congregatkmis  super  Stcttu  Regularium 

(d,  18,  Martii  1857)  de  Yotoritm  simplicium  professione. 

(Proslant  jam  in  Archiv  IX,  439  sq.  ubi  vero  datae  signiflcantur  d.  19.  Marüi.^ 

20.  Declarationes  ad  illam  Encyclicam  apectantes,  in  quibus  praeser- 
(im  agitur  de  qualitate  twforum,  de  eorumj  dispensatione,  de  soluHone 
per  dimissionem  f  de  privilegiis  professorum,  de  ordinaiione ,  de  voto 

paupertatis,  deque  abrogatione  professionis  tacitae, 

SSmus  D.  N.  Pins  PP.  IX.  attentis  precibus  Magistri  Generalis 
Ordinis  Praedicatorum  S.  Dominici,  haec,  quae  sequuntur,  circa  natu- 
ram  et  qualitatem  votorum  simplicium,  in  encyclicis  literis  hujus  S. 
Congregationis  stiper  Statu  Eeguiarium  die  19.  Martii  1857  praescrip- 
torum,  et  circa  obligationes  ac  privilegia  illorum  qui  ea  emittent,  pro 
eodem  Ordine  Praedicatorum  decemenda  statnit,  prout  praesentis 
Decreti  tenore  Apostolica  auctoritate  decernit  atque  constituit. 

I.  Vota  simplicia,  de  quibus  agitur,  perpetua  erunt  ex  parte  vo- 
ventis,  utpote  quae  tendunt  ad  emittenda  deinde  vota  solemnia,  in 
quibus  perfectionem  et  complementum  accipient 

II.  Eommdem  votomm  simplicium  dispensatio  reservata  est 
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Bomano  Pontifici,  cui  professi  gravibus  nrgentibas  caiuis  preces  porri- 
gere  potenmt. 

in.  Veram  eadem  simplicia  vota  solvi  etiam  possunt  oc  parte 
Ordinis  in  acta  dimissionifl  Professorom,  ita  nt  data  dimissione  pro- 
£B|98i,  ab  omni  dictorom  votornm  vincolo  et  obligatione  eo  ipw 
liberi  fiant. 

IV.  Facultas  autem  dimittendi  profeflsos  votoram  simplicinm,  ie 
quibus  agitur,  spectat  ad  Magistmm  Generalem  Ordinis  cum  sno  ge- 
nerali Consilio.  Idem  Magister  Generalis  cum  sao  generali  Consüio 
poteiit  in  casibns  extraordinarüSf  et  praesertim  pro  regionibas  et  locis 
longinquis  ad  dimissionem  decemendam  sabdelegare  piobos  et  pru- 
dentes  religiöses,  qui  saltem  tres  esse  debent. 

y .  Licet  ad  decemendam  dimissionem  neque  Processus  neque  jn- 
dicii  forma  reqniratnr,  sed  ad  cam  procedi  possit  sola  &cti  veritate 
inspecta,  tamen  Superiores  procedere  debent  summa  charitate,  pra- 
dentia,  et  ex  justis  et  rationalibns  causis,  quacumque  hiunana  offectione 
remota,  secus  eorum  conscientia  graviter  onerata  remaneat.  Nemo 
autem  ex  causa  infirmitatis  post  professionem  votorum  simplidam 
superyentae  dimitti  poterit. 

VI.  Professi  dictorum  votorum  simplicium  participes  enmt  om- 
nium  gratiamm  et  privilegiorum,  quibus  professi  votorum  solemniam 
in  memorato  Ordine  Intime  utuntur,  fruuntur,  et  gaudent. 

VII.  Superiores  Begulares,  ad  quos  spectat,  concedere  poternnt 
hujusmodi  professis  litteras  dimissorias  dumtaxat  ad  primam  Tonsuramt 
et  ad  Ordines  minores,  servatis  tamen  de  jure  servandis,  et  praesertim 
quae  circa  Qrdinationes  Begularium  ab  Apostolica  Sede  ptae- 
scripta  sunt. 

yin.  Anni  professionis ,  qui  in  dicto  Ordine  requiruntur,  ut 
quis  voce  activa  et  passiva  gaudeat,  et  ad  oiBcia  admitti  possit,  a  di^ 
emissionis  votorum  simplidum  computentur;  et  professi  votorum 
simplicium  suffragium  habeant  in  aetis  Gapitularibus  sui  Conventus, 
quatenus  et  prout  habent  solenmiter  professi. 

IX.  Professi  votorum  simplicium  dominium  radieale,  uti  ajuntf 
suorum  bonorum  retinere  poterunt,  sed  eis  onmino  interdicta  est 
eorum  administratio ,  et  reddituum  erogatio  atque  usus.  Debent 
propterea  ante  professionem  votortim  simplicium  cedere  pro  temporei 
quo  in  eadem  votorum  simplicium  professione  permansmnt,  adminisb^' 
tionem,  usumfructum,  et  usum  quibus  eis  placuerit,  ac  etiam  ^^ 
Ordini,  si  ita  pro  eorum  Ubitu  existimaveriut. 

X.  Professi  votorum  simplicium  remanere  debent  in  dmiibus  Pro- 
fessorü  et  studiomnif  et  vitam  conunonem  perfectam  observare. 
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XI.  Ad  Talide  emittenda  vota  solenmia  post  vota  rimplicia 
requiritur  professio  expressa,  et  ideo  professio  tacita  onuiiiio  abro- 
gata  est. 

Haec  Sanetitas  8ua  statoit  atque  oonstituit  contrarüs  qnibus- 
enmqae  etiam  speciali  mentione  dignis  non  obstantibus ,  qmbas 
Apostolicff  aoctoritate  derogat,  ac  derogatnm  esse  declarat. 

Datum  Bomae  ex  Secretaria  ejnsdem  S.  Congregattonis  saper 

Stata  regahriiim  hac  die  12.  Jonii  1858. 

A.  Archiep,  Pküippen.  Secretarins. 

NB.  H^josmodl  declarallones  extensae  fiieniiit  ad  allos  Ordlaes«  qui  eas 
expostolarunt,  sed  pro  Ordinibus  Minoribus  Observantium,  et  Rerormatorom,  nee  non 
CappaGcinoram  in  articalo  IX.  sublata  sant  verba  „ac  etiam  suo  ordini,**  ai 
Ha  pro  eorum  iibita  exisliiuaverint;  et  sabrogata  sunt  alia  verba  neoipe  ^^non 
tarnen  suo  ordini,^ 

2L  Aliae  Declarationea, 

De  obllgalione  professomin  votoruni  simpliciam  qooad  OfBt iam  divinan  et  obser- 

vanliam  regnlae. 

DUBIA. 

1.  An  Professi  votonim  simplicium,  quae  professioni  votomm 
solemnium  juxta  litteras  encyclieas  diei  19.  Martii  1857  praemitti  de- 
bent,  teneantnr  ad  officium  divinum? 

2.  An  teneanturad  observantiam  Begulae  Ordinis  prout  solem- 
niter  Professi  P 

SSmus  in  audientia  habita  ab  infrascripto  Secretario  S.  Gon- 
greg, super  Statu  Begularium  die  6.  Augusti  1858  respondendum 
mandavit;  nempe 

Ad  1.  Non  teneri  ad  privatam  recitationem  divini  Officii :  debere 
tarnen  Choro  interesse  ut  solemniter  Professi. 

Ad  2.  Affirmative,  firma  declaratione  jam  data  quoad  votum 
paupertatis  i). 

A.  Arekiqp.  FMippen.  Secretarius. 

22.   Dubiu/m*    De  conventu,  in  quo  professi  votorum  simplicium  so- 

lemnem  professionem  emittere  debent, 

Juxta  Gonstit.  Glementis  VIIL  professio  votorum  solemnium 
emittenda  est  in  Gonventu  Novitiatus.  Ad  praescriptum  vero  legis 
latae  die  19.  Marüi  1857  professi  votorum  simplicium  debent  mauere 
in  domibus  Professorii,  et  Studiorum.  Eine  quaeritur  an  Professi  yo- 
torum  simplicium,  ut  suo  tempore  ad  professionem  votorum  solemnium 


1)  Vide  ort  IX,  praecedentium  dedaruUcnmm. 
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admittantur ,  transfer^di  sint  in  ConTentnin  Nontiatua,  Tel  eam 
emittore  poasint  in  Gonventn,  in  qno  morantnr? 

SSmns  in  andientia  habita  die  9.  Decembris  1859  ab  infrascripto 
Secretario  S.  Gongreg.  snper  Stata  Begnlariam,  attenta  lege  de  emit- 
tendis  votis  simplioibns  die  19.  Martii  1857  lata  statoit,  atqne  consti- 
tait,  nt  Litteria  Apostolicis  Clementis  VIII.,  aliisqne  contrariis  quibos- 
camqne  non  obstantibns,  professi  votomm  simplicinm  licite,  ek^ 
bere  profestnonem  votomm  solemninm  sno  tempore  emittere  posniA 
in  Conventu  sen  Domo,  in  qua  reperinntnr,  serratis  tarnen  aliis  de  jme 
servandis,  quin  teneantur  profiteri  in  domo  peracti  Novitiatos. 

A.  Archiqp.  Philippen,  Secretarius. 

28.   De  ordinatixme  profeasorum  votorwm  simplidum. 

Bme  Pater. 

Archiepiscopus  Meiicanus  humillime  exponit,  quod  S.  V.  decreto 
8.  Gongreg.  super  statu  Begularium  die  19.  Martii  1857  praecepit,  at 
Novitii,  jam  sexdecim  annorum,  etiam  expleto  Novitiatus  anno  ad 
normam  Tridentini  non  alia  vota  nisi  simplicia  valeant  emittere,  dilatii 
emissione  solemnium  post  triennium,  si  digni  tunc  reperti  fuerint, 
qui  ad  professionem  admittantur,  dummodo  ultra  25  annum  eorumdem 
aetatis  non  potendatnr. 

Ex  expositis  sequentia  dubia  suborta  sunt,  quorum  solutionem 
a  S.  y.  obsequiosissime  expostulat. 

1.  Pofisunt  ne  Noyitii  post  emissa  vota  simplicia,  ante  emissio- 
nem  solemnium  ad  Sacros  Ordines  promoveri  titulo  paupertatis ,  non 
obstaute  Constitutione  Ramanus  S.  Pii  V.  die  12.  Novembris  anni  1508 
inlucem  edita? 

2.  Possunt  Provinciales  dispensare  cum  Novitiis  defectu  na- 
taUum  laborantibus  ante  emissionem  votomm  solemnium,  ad  hoc  ut 
bis  ordines  conferantur  ? 

3.  Qui  forte  habitum  religionis  induerint ,  majores  jam  25  an- 
norum,  aut  huic  proximi  aetati,  possunt,  expleto  jam  novitiatus  anno, 
ad  Vota  solemnia  et  professionem  admitti,  an  etiam  cum  similibn^ 
expectandum  est  ulterioris  probationid  triennium  ? 

4.  Si  Novitii  post  emissa  vota  simplicia  aut  dimittantur  e  reli- 
gione,  aut  baec  ab  ipsis  mobilitate  animi  relinquatur ;  quid  cum  ^ 
agere  debet  Ordinarius,  si  aut  ad  Sacros  Ordines,  aut  ad  matrimoninm 
forsitan  adspirentP 

Ex  andientia  SSmi  habita  a  D.  Secretario  S.  Gongreg.  super  Stata 
Begularium  sub  die  20.  Januarii  1860.  =  SSmus  ad  prq^oaita  dabia 
rescribendum  maadavit,  nt  sequitur. 
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Ad  1.  Negative  qaoad  Ordines  Saeros. 

Ad  2*  Affirmative  pro  prima  tonsura,  et  ordines  minores,  qua- 
tenns  Provinciales  ex  ApostoUco  indulto  legitime  gandea&t  faenitate 
dispensandi  snper  dicta  irregularitate,  eaque  revocata  non  fiierit. 

Ad  3.  Negative  ad  1.  partem,  affirmative  ad  2. 

Ad  4.  Si  professi  votonim  simplicinm  sive  per  dimissionem  ab 
Ordine,  sive  per  Apostolicam  dLspensationem  ab  emissis  votis  soluti 
iuerint,  se  gerat  cum 'Ulis  prout  cum  ceteris  suis  Dioecesanis  se  se 
gerere  debet. 

iL  Archkp.  Piäippen.  Secretarios. 

24,  Ex  Relatione  Status  Ecclesiae  Mexicanae  ad  S.  Congreg.  Concüii 
transmiasa  die  20.  Julii  1860  habetur  sequens  Postulatutn, 

Qaid  agendam  sit,  qoando  ante  consammationem  matrimonil  qofs  emiitat  proressfo- 

nem  votorum  sImpUdoro? 

Garn  jure  commnni  receptnm  sit,  ut  conjnges  ante  consumationem 
matrimonü;  tempus  petendi  ad  deliberandnm  an  vellet  monasticam 
vitam  amplect],  biroestre  concedatnr,  alterqne  conjux  in  saecnlo  ma- 
nens  expectare  teneatur,  doifiec  monasticam  vitam  amplexns  professio- 
nem  emittat,  quin  antea  alias  nuptias  inire  valeat,  a  S.  Gongreg. 
postulo  declarari,  num  conjux  manens  in  saeculo  ne  dum  bimestre  et 
annum  probationis  ante  simplicium  votorum  professionem  expectare 
teneatur,  sed  et  subsequens  triennium ,  quo  demum  expleto  juxta  re- 
centem  disciplinam  locus  est  professioni  solemni. 

Ex  Aud.  SSmi  die  25.  Januarii  1861. 

SSmus  in  Audientia  babita  die  24.  Januarii  1861  ab  infirascripto 
Secretario  S.  Gongreg.  super  Statu  Begularium,  ad  quam  dictum  postu- 
latum  remittendum  jusserat,  eidem  dubio  respondendum  mandavit, 
nempe  nonnisi  per  solemnem  votorum  profesi^onem  matrimonium 
ratum  et  non  consummatum  dissolvi;  non  vero  per  professionem  voto- 
rum simplicium;  ideoque  in  casu  quo  vir  juxta  legem  diei  19.  Martii 
1857  per  S.  Congreg.  super  Statu  Begularium  latam,  vota  simplicia 
emittere  debeat  ante  solemnem  professionem,  sive  ipse,  sive  ejus  con- 
jux recurrere  poterit  ad  Apostolicam  Sedem  pro  obtinenda  facultate 
ut  statim  emitti  possint  vota  solemnia. 

A.  Archiep,  Philippen.  Secretarius. 

26,  De  profeesU  votorum  simplMum  in  Insula  Meleviiana, 

Bme  Pater. 
Pius  PP.  VI.  per  litteras  Apostolicas  sab  annulo  Piscatoris  Motu 
proprio  datas  die  25.  Junii  anni  1777  probibucrat,  ne  cui  Episcopus 
MelitensiB  primam  Tonsuram  conferret  nisi  titalam  substentationis 
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habenti.  Revera,  quam  in  tittilis  hnjnsmodi  deseribendis,  nonnisi 
Beneficia,  CappeUaniaa,  Pensiones,  et  Patrimonia  memoret,  directe  de 
Begularibus  non  videtor  locutus.  Tarnen  ex  illo  tempore  in  dioecesi 
Melitensi  Begalares  nonnisi  cnm  titulo,  panpertatis  nimimm,  ad  Ton- 
soram,  Ordinesqne  minores  promoveri  consneverant.  Qanmque  hie 
titulns  per  solemnem  professionem  acqoiratur,  Begalares  nnrnqnim 
hie  nisi  post  emissam  votomm  solemninm  professionem  sunt  promeb. 

Nnno  yero  qnaedam  immntatio  in  Ordinibns  religiosis  indncitnr. 
Per  Decretom  enim,  quod  ex  mandato  Bms  Vestrae  S.  Gongreg.  snp^ 
Statn  Begularinm  edidit  die  19.  Martii  1857  praecipitur,  ut  qni  Reli- 
giosam  vitam  in  qnocumque  Ordine  profiteri  vellet,  emenso  Tyrocinii 
anno,  ad  vota  simplicia  dumtaxat  admitteretur ;  post  quorum  emissio- 
nem  adhuc  ex  Ordine  dimitti  posset.  Interim  tarnen  permisit,  ut  Sa- 
periores  Begnlarium  litteras  Dimiseoriales  ad  primam  Tonsoram,  Or- 
dinesqne Minores  hujosmodi  professis  concedere  posseni 

Ex  expositis  seqnentia  dnbia  orta  sant,  qaornm  solationem  a  S.  Y. 
Episcopos  Meliten.  hnmilUme  expostolat,  nempe. 

1.  ütmm  praedictns  Motos  Froprios  Pii  VI.  respiciat  Begalares 
ita  at  sine  titolo  sabstentatioms  ad  primam  Tonsaram,  Ordinesque 
minores  nequeant  Melitae  promoveri? 

Et  qnatenns  affirmative. 

2.  ütnim  S.  V.  in  snpra  memorato  decreto  censeatnr  hac  in  parte 
Motni  Proprio  Pii  VI.  derogasse? 

3.  Sive  Motns  Proprias  Pii  VI.  Begalares  proprio  non  respiciat, 
sive  S.  V.  hac  in  parte  Uli  derogaverit;  qoid  dicendum  si  professi  vota 
simplicia,  postqaam  Tonsaram,  ordinesqne  minores  snsceperint,  ab 
Ordine  dimittantnr;  eruntne  recipiendi  in  Olemm  saecolarem,  ita  at 
habitam  clericalem  gestent,  et  in  snsceptis  Ordinibns  ministrent, 
qaamvis  careant  titolo  snbstentationis? 

Ex  aadientia  SSmi  die  20.  Jannarii  1860. 
SSmos   ad   saprascripta    dnbia   rescribendam    maadavit,    nt 
seqaitor* 

Ad  1.  et  2.  Begalares  non  comprehendi,  et  etiam  Professos 
votornm  simpliciam,  de  qaibns  agitur,  posse  admitti  ad  primam  tonsa- 
ram et  ordines  minores  non  obstante  dicto  Motn-proprio. 

Ad  3.  Affirmative  in  omnibns,  nisi  aUnd  jadicio  Episcopi  obstet ; 
sed  cnrandnm  esse,  nt,  qaamprimom  fieri  poterit,  de  praescripto  titalo 
provideantar.  Minimie  vero  ad  Ordines  Sacros  promoveri  posse,  nisi 
praeseriptam  titnlam  habeant. 

A.  Ärckiep.  HWtjjpew. 
Seeretariw»  * 
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26.  De  capitulo  conventuali  ante  profeasUmem  votorum  aimpUckun. 

Bme  Pater. 

Fr.  Alexander  Vinc.  Jandel  Magister  Geueralis  Ordinis  FF.  Prae- 

dicatomm  exponit,  occasione  nuperrimi  Decket!  a  S.  Congreg.  super 

Stata  Begalarium  die  12.  Jrniii  1858.    Apostolica  anctoritate  editi, 

1         nova  quaedam  in  quibusdam  sni  Ordtnis  Conventibns  exorta  ftdsse 

I         dubia,  quorum  solutionem  ab  eadem  S.  Congreg.  enixe  et  humillime 

I         exposcit. 

1.  Cum  ex  praefati  Decreti  tenore  (ntim.  8.)  professi  votorum 
simplicium  sufifragium  habeant  in  actis  Capitularibus  sui  Conventus 

I  quatenus  et  prout  habent  solemniter  professi ;  quaeritur  an  inter  hu- 
)  jusmodi  actus  Capitulares  recenseantur  etiam  actus  receptionis  ad 
votorum  solemnium  professionem ;  nam  praeterquamquod  votorum 
simplicium  professi  non  sint  de  corpore  professorum  solenmiter,  contin- 
gere  potest  quod  professi  simplices  numero  excedant  professos  solemnes, 
I  et  inter  eos  periculum  coUusionis  enascatur,  cum  alii  post  alios,  vel 
simul,  vel  post  breve  terapus  ad  solemnem  professionem  admit- 
tendl  sint? 

2.  Utrum  rejectio  alicujus  professi  simplicis  a  majori  parte  Pa- 
trum in  Consilio  vel  totius  Conventus  in  Capitulo  per  suffragia  secreta 
prolata,  ab  Ordinis  Generali  Magistro,  nulla  alia  intercedente  inqui- 
sitione  aut  informatione ,  haberi  possit  tamquam  legitima  et  justa 
causa  aut  prudens  Judicium,  ad  hoc  ut  ejusdem  professi  votorum 

«  simplicium  dimissio  ab  Ordine,  et  eorumdem  votorum  solutio  ab  ipso 
cum  suo  generali  Consilio  decemi  et  declarari  possit? 

3.  Et  quatenus  negative^  quaeritur  tertio  quid  agendum,  si  Pa- 
tres Conventus  ad  excludendum  Novitium  a  professione  solemni  perse- 
verent,  nee  ulterius  eadem  dififerri  possit  eo  quod  vigintiquinque  aetatis 
suae  annos  Novitius  expleverit? 

SSmus  D.  N.  Pius  PP.  IX.  in  Aud.  habita  die  7.  Februarii  1862 
ab  infrascripto  Secretario  S.  Congreg.  super  Statu  Begularium  ad 
suprascripta  proposita  dubia  rescribendum  mandavit,  nempe  ad  1. 
Negative:  ad  2.  Negative;  ad  8.  Pro  admissione  ad  vota  solemnia 
post  expletum  triennium  votorum  simplicium,  audiri  quidem  debet 
Capitulum  Conventuale  ad  instructionem  animi  Superiorum ;  minime 
vero  a  Superiori  Generali  vel  ab  ejus  Subdelegato  standum  erit  reso- 
lutioni  ejusdem  CapitulL  Quod  si  aliunde  habeantur  Iegitimae*cansae 
ad  dimittendos  professos  votomm  simpUeimD,  hoc  in  casu  servanda 
enmt,  qaae  in  artietiliB  IV.  et  V.  declarationum  praescripta  sunt. 

Insngor  SamäUas  Sua  ea  quae  in  hoc  responso  oontinentnr, 
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etiam   ad  alios  Ordines,   et  Institnta   extendit,    et    extensa  esse 
declaravit 

A.  Archiep.  Philippen.  Secretarius. 

27.  Super  nuUiiaie  professionia  votorum  aolemnium  non  praemUta 

profesHone  votorum  Hmpliciufn, 

Qua  de  re  prelatae  literae  breves  Pii  PP.  IX.  d.  7.  Febr.  1862  Jam  prostani  iQ 

Archiv.  YIIl,  144  sqq. 

28.  EpUtola  &  Congreg.  super  Statu  Regularium  qua  LUerae  Aposlo- 

licat  in  forma  Brevis  publicatae  fuerunt. 

Brno  Padre. 

La  Santita^  di  Nostro  Signore  ha  emanato  an  Breve ,  che  inc(v 
mincia  =  Ad  tmiversalis  Ecelesiae  regimen  r=  U  giorao  7.  Febrajo 
p.  p.,  con  cui  dichiara  nnlli,  ed  invalidi  i  voti  solenni,  che  si  emette- 
ranno  senza  premettere  la  professione  de'  Toti  semplici,  e  senza  rima- 
nere  nella  professione  dei  detti  voü  semplici  per  an  triennio. 

Nella  mia  qaalifica  di  Segretario  della  S.  Congreg.  sopra  lo  stato 
dei  Regolari  invlo  a  Y .  F.  Bma  V  accennato  Breye,  mentre  le  aaguro 
dal  Signore  ogni  prosperitä. 

Di  V.  P.  Rma. 

Roma  dalla  S.  Congreg.  sopra  lo  stato  dei  Begolari  11 15.  Mano 
1862. 

Dmo  Servo 
Ä.  Arciv.  di  Filippi  Segretario. 

Bme  Pater 
Fr.  Theophilas  a  S.  Corde  Mariae  Sacerdos  professus  et  Novitio- 
ram  Magister  in  extincto  Collegio  ApostoUco  B.  M.  Y.  de  Zapopan  in 
dioecesi  de  Gnadalaxara,  sua  ductus  tristissima  experientia,  aliorumqa^ 
Beligiosorum  virorum  consilio,  at  saae  conscientiae  satisfaciat,  pf^ 
ponit  Dubiam  =  Utrum  juvenes  qui  ante  exclaustrationem  vota  sim- 
plicia  emiserant,  ab  iis  liberi  siut  repatandi,  ita  at  si  denao  ape- 
riantur  Monasteria,  incipere  et  proseqai  novitiatum  debeant  j«^* 
Decretum  saper  Stata  Regalarium,  cojus  initiam  =  Neminem  lat^^ 
=  de  die  19.  Marlii  1857. 

Ex  And.  SSmi  die  4.  Jalii  1862! 

SSmos  proposito  dal)io  respondendum  mandavit  :=  Negative  ^ 

A.  Ardiiep.  Fkäipp^- 
Smretariw. 
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29,    De  tempore,  quo  profeasi  votorum  HmpUdum  wuarttim  rerum  do- 
minium a  se  abdicare  poasunt  per  renunciationem  quam  Tri^ntina 
Synodus  respiclt  in  cap.  XVL  seaa,  XXV.  de  RegtUaribua. 

DECßETüM. 

Lata  lege  de  praemittendis  votis  simplicibos  professioni  votorum 
solemniam  per  Eacyclicam  Epistolam  hujns  Sacrae  Gongregationi 
super  statu  Begularium  die  10.  Martii  1857  nonnullae  deinde  edttae 
fuernnt  declarationes  quoad  ipsa  vota  simplicia  et  relate  ad  votum 
Simplex  paupertatis  constitutum  fuit  =  Frofesri  votorum  simplteium 
DOMINIUM  RADICäLE,  uti  ajunt^  suorum  bonorum  retinere  po- 
terunt,  sed  eis  Ofnnino  interdida  est  eorum  adminish-oHo,  et  reddüuum 
crogaiio,  atque  t4sus,  Dehent  prqpterea  ante  professionem  votorum 
simplicium  cedere  pro  tempore^  quo  in  eadem  votorum  simplieium  pro* 
fessiofie  permanserint^  adnmistrationemj  et  usumfructum,  et  uswn, 
quibus  eis  placuerit,  ae  etiam  suo  ordim,  si  ita  pro  eorum  libitu 
existimaverint,  = 

Nuper  vero  dubium  exortum  est,  quandonam  Professi  votorum 

simplicium  emittere  possint  renunciationem,  de  qua  Sacrosanctum 

Concilium  Tridentinum  sess.  XXY.  de  Begtdaribus  cap.  XVI.  agit, 

quaque  ipsi  suarum  rerum  dominium  a  se  abdicent.     Dubio  ad 

SSmum  D.  K  Pium  PP.  IX.  relato  aj)  Infrascripto  Secretario  Sacrae 

Gougreg.  super  Statu  Begularium  in  audientia  habita  die  1.  Augusti 

1862,  Sanctitas  Sua  Apostolica  Auctoritate  statuit,  atque  constituit, 

renunciationem,  quam  in  citato  capite  XVI.  sess«  XXV.  de  Begutari- 

hus  Goncilimn  Tridentinum  respicit,  pro  professis  votorum  simplicium 

locum  habere  infra  duos  menses  proximus  ante  professionem  votorum 

solemnium.     Gontrariis  quibuscumque  non  obstantibus.    Datum  Ko- 

mae    eodem  die    et  anno  ex  Secretaria  S.  Gongreg.  super  Statu 

Begularium. 

A.  Ärehiqp.  Fhüippen.  Secretarius. 

(AdjUDgas  ettam  Decret  s.  Congr.  Regal,  d.  4.  Januarii  1862  de  olttmis 
volontatibus  et  soecessionlbos  in  bona  monaebomm  qal  ex  indulto  Apostolieo  extra 
claoslra  degunt.    Qaod  decrelam  prostat  in  Archiv.  VUI,  464  sqq.) 

30.  Appendix  in  qua  ad  Superiorum,  et  Magiatrorum  Novitiorum 
commoditatem  integre  referuntur  Inatitutionea  auper  receptione,  et 
educatione  Novitiorum  in  Monaateriis,  et  Convent^ma  deaignatia,  vel 

de  aignandia  Ctementia  VJJI,  jusau  editae, 

Gum  ad  regulärem  disciplinani  in  singuMs  Beligiosorum  Mo- 
nasterüs  propagandam,  Novitiorum  institutio  maxime  utilis  sit  ac 
necessaria,  et  nihil  ad  gravem  illam,  ac  laudatissimam  priscorum 
Patrum  vivendi  rationem  relaxandam  majorem  vim  habuisse  comper- 
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tum  Sit,  quam  vel  nimiara  in  reeipie&dis  Novitiis  faäHtatem  snpra 
numenim,  quem  capere,  atqne  alere  Monasteria  ipsa  possent;  rd 
negligentiam  in  probando,  et  examinando  eoram  spiritn,  an  vere  esset 
ex  DeOy  atque  ex  praecipao  desiderio  Uli  inserviendi ;  yel  denique  in- 
onriam  iii  eis  educaBdis,  atque  inatituendis:  iddrco,  nt  hujusmodi 
incommodo  deincepa  oceorrator ,  praecipitnr  omniboa ,  et  singoHs  ad 
quos  spectat,  ut  in  redpiwdis  Novitüs,  et  in  eoram  institatione,  atqae 
edncatione,  nee  non  in  Magistri,  et  alioram  Mmistronim  electione, 
praeter  alia,  qnae  in  aacris  Ganoniboa,  ac  Decretis  praesertim  OoneQü 
Tridentini,  Pontificüs,  et  cajosqne  Ordinis,  ant  Institati  Constitntio- 
nibns  oontinentar,  tarn  in  alias  designatis,  quam  nunc,  et  in  pastemm 
ad  hoc  deaignandis  Monasterüs,  et  Gonventibus,  haec,  quae  seqnuntnr, 
inviolate  obsenrari,  et  exequi  perpetno  curent. 

Primum,  quod  attinet  ad  Novitiorum  recipiendorum  farmamt 
ultra  diligentem  perquiritionem,  quae  habenda  erit  de  uninscajusqne 
natalibus,  corporis  habitudine,  moribus,  et  Tita  anteacta,  ac  praecipae 
eomm,  qui  sextumdecimmn  aetatis  suae  annum  excedent,  an  crimi- 
nofii,  an  aere  aliwo  gravati,  vel  reddendae  alicujus  administrationis 
rationi  dbnoxii  sint,  juxta  iormam  Constitntionis  fei  record.  Sixti  V., 
et  moderalionum  subaecutamm ;  iilud  etiam  Superiotes,  ad  qnos  spec- 
tabitf  sedulo  perquirantt  ut  quibus  in  Monasteriis,  et  Conventibus,  ex 
ApostoUca  facultate  Novitiatus  fuerint  instituti,  in  iis  ad  Beligionem 
nullum  in  posterum  admittant,  qui  et  ex  honestis  parentibus  natu? 
non  Sit,  et  oonditiones  a  saeris  Canonibus,  Summorumque  Pontificam 
Gonsütutionibus  praescriptas  non  habeat,  juxta  Decretum  supw  forma 
reeipittdi  Novitios  die  19.  Mail  1602  editnm. 

Quisque  redpiendus  in  aliquo  Qrdine  Begulari  etiam  Mendicso- 
tium,  in  ea  sit  aetate  constitutus,  quam  ejus  Ordinis,  in  quo  recipietor, 
regularia  instituta,  et  ordinationes  requirunt,  eam  vero  litteranun 
scientiam  calleat,  aut  illius  addiscendae  spem  indubiam  praeseferat, 
ut  minores,  et  suis  temporibus  majores  Ordines,  juxta  Decreta  Sac. 
Condlii  Tridentini  suscipere  valeat.  Sed  si  quis  annum  vigesimum- 
quintum  excedens  ad  habitum  regulärem  admitti  postularerit,  et  talb 
eruditionis  expers  inyentus  fnerit,  in  Conversorum  tantum,  quibos 
litterarum  scientia  non  est  necessaria,  numerum  referatur :  ipsi  autem 
Gonversi  non  reciplantur  ante  vigesimum  aetatis  suae  annum,  et  viÄ 
saltem  praecipua  Doctrinae  capita  noymnt. 

Demum  Superiores  diligenter  exquirant,  quo  spiritu,  qua  mente, 
ac  Toluntate  id  regularis  vitae  genus  elegerint,  quem  sRd  flnem  pro* 
posuerint;  num  zelo  melioris  frugis,  ac  perfectioris  vitae,  et  ut  Deo 
liberius  famniari  possint,  an  potius  levitate,  vel  humano  aliquo  affeeta, 
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aut  inordiEato  animi  dacantnr,  et  an  ebnim  parentes  ope,  et  sabsidio 
ipsorum  indigentes  destituantar. 

Provideant  quoqne,  ut  omnes  etiam  Conveisi  redpiendi,  prias- 
quam  ad  habitum  regalarem  admittaiitiirt  ab  iis,  qaibus  munas  hoc 
incumbit,  de  regala,  quam  professori  sunt,  tribos  Yotis  essentialibus, 
atataque  regulari  et  aliis  cujusque  Ordinis  peculiaribus  institutiSt  et 
constitutionibiis  diligenter  instruantur.  Es  quia  quarumdem  Beligio* 
num  moris  est,  nedum  Conversos  ad  professionem  admittendos,  venim 
et  Obiatos,  ut  vocant,  reeipere,  cirea  ipsorum  Oblatonim  receptioiieDi 
unaquaeque  Religio  snas  peculiares  constitutiones,  spedaliaqne  instituta 
observare  teueatur. 

Statiiü  atque  NoTitii  ad  habitom  recepti,  et  in  looum  Novitiatas 
introdncti  fuerint,  per  generalem  omnium  peccatonun  confesaionein 
totitts  anteactae  vitae  conscientiam  discutiant,  et  expurgeni 

Quod  Tero  ad  loci  qoalitatem  uniuscqjusqae  Novitiatas  spectati 
locus  higusmodi  propria  dausura  ab  ea  parte  Conventus,  et  Monasteiiii 
ia  qua  degunt  professi,  segregatus  sit,  atque  distinctusi  habeatque 
tot  ad  donniendum  cellulas  separatas  quot  emnt  numero  Novitii,  fd 
dorraitorium  ita  capax,  ut  pro  aingulis  singuli  leetuli  cimimode  stemi 
possint,  in  quo  etiam  oellula,  vel  certus,  ac  detenniiiatus  locus  pro 
MagistrOf  ejusqne  socio  reperiatur. 

In  eo  etiuu,  praeter  alias  communes  commoditateSf  apius  locus 
adstt  ad  spirituales  collectiones,  seu  conferentiaa  &denda8,  ac  lectio- 
nes,  instructionesque  Magistri  audiendas,  et  in  quem  hyemis  tempcMre 
ad  calefadendum  se  igne  communi  recipiant 

Oratorium  iusuper,  seu  Capeila ,  d  commode  fieri  poterit,  ad 
Novitios  in  q>iritualibus,  praeeertim  in  caeremoniis  Eccledastidsque 
functionibus  exercendos. 

Hertas  quoque  peculiaris  ad  honestam  recsreationem  bene  oon* 
dusns,  atque  mumtus  adsit,  sin  minus «  hortum  ceteris  Fratribus 
conmiunem  recreatioms  tempore  ingrediaotur.  Ipsis  vero  Novitiis  ibi 
commorantibus,  curabit  Magister  cum  loci  Superioris  auctoritate  (si 
opus  fuerit)  ne-  in  eumdem  quisquam  alius  ingrediatur« 

Ad  h^jusmodi  locum  Novitiatns  nemini  ejusdem,  vel  alteiius 
Ordinis  Begulari,  etiam  Conventus  et  Monasterii  Offidali,  ullo  unquam 
tempore  sab  quoTis  praetextu  aditns  pateat,  praeterquam  Magistro, 
ejusque  sodo,  ac  etiam  Monasterii,  aut  ConTentus  Snperiori,  quando* 
cumque  ingrediendum  sibi  neeessario  eiistimaTeriti  quo  casu  tarnen 
aliquem  semper  ex  senioribus  Conventus  vel  Monasterii  Patribus 
assumat. 

Hujus  loci  clausurae  davis  apud  Magistram  semper  asservetuTi 
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illiqae  soli  lioeat,  com  gravi  tantam  causa,  ingifmui  illoe  afieiii  per» 
mittere:  si  qiiis  autem  Novitioram  qoempiam  aUoqai  ?otaorii|  Ma- 
gistro  praesente,  et  non  aliter  alloquator. 

Novitioram  Magistro  socioB,  si  ad  NoTitionun  instniendaiD 
mnltitadiiiem  necessariiis  faerit,  yita  et  moribos  (quoad  ftsri  poteitt) 
consimilis  depatetaTf  qui  in  bis,  qaae  ad  NoTitiatiifi  regioMi  qMctatv 
dicto  Magistro  immediate  sabjectos  existat  $  eligantnrqae  tarn  Magister, 
quam  socios  per  Provinciale  CapitnUiin,  per  trienniom  ad  mimui  od» 
hiyasmodi  subitnrL  Qood  si  aliqno  casn  extra  tempns  eapitalare 
nova  loca  Novitiatos  concedi  contingat,  tunc  eleetionem  Magiiitri  No- 
vitioram, et  sodi  hajasmodi  in  bis  novis  locis  per  Qeneralem,  yA 
Provincialem,  sea  Ministmm,  aat  eorun  Yisitatores,  sea  Vicarios,  de 
Definitorom  tarnen,  vA  graviomm  alioma  Patram  consensa  fieri 
permittator :  idemqoe  servetnr,  si  int»  trienniom  alterom,  vel  otnun« 
qae  argenti  aliqaa  de  caasa  ex  illis  lods  amoveri,  vel  mori  conti- 
gerit,  in  cajas,  vel  quornm  locom  alii  consimiles  snbrogari  debeaai 

Tarn  Novitioram  Magister,  qaam  socios  ab  üs  omnibos  officiis, 
oneribosqoe  vacationem  babeant,  qoae  Novitioram  coram,  et  regifflen 
impedire  valeant  Ipse  Magister  sacerdotali  Ordine  sit  initiatos,  ac 
qointo  saltem  sopra  trigeeimom  aetatis  saae  anno  eonstitotos,  et  per 
decenniom  a  professione  emissa  in  Beligione  perstiterit;  Socdoa  vero 
trigesimom  annom  exeedat,  sintqoe  ambo  doctrina,  et  qoantom  per 
Soperiorom  diligentiam,  et  vires  fieri  potent,  vitae  etiam  anteaetae 
exemido  praestantes;  orationis  praeterea,  et  mortificationis  operibos 
addicti,  prodentia,  charitateqoe  referü,  non  sine  affabiütate  graves, 
zdam  Dei  com  mansoetodine  praeseferentes,  ab  omni  cordis,  ac  animi 
perturbatione,  irae  praesertim,  et  indignationis,  qoae  in  se,  erga  alios 
charitatem  impedire  consoeverant ,  quam  longisdme  alieni,  efr  iales 
demom,  qai  in  onmibos  seipsos  bonoram  operom  exemplom  praebeant, 
ot  ii,  qoi  eoram  corae  sabsont,  illos  non  tarn  metoant,  qoam  reve- 
reantar,  nee  illis  onqoam  detrahere  qoidqoam  possint. 

Habeat  etiam  Magister  plenam,  et  absolotam  poteetatem  eirca 
Novitioram  institotionem,  ac  Novitiatos  regimen,  ita  ot  in  iUis  nenum 
(Visitatoribos,  ac  Soperioribos  majoribas,  vel  etiam  localibos  exeq^tis) 
qoovis  colore  se  ingereie  liceat. 

Coram  adhibeat  diligentem,  ot  Novitii  omnes  in  regolari  disoi* 
plina  sednlo  exerceantor,  agnoscantqoe  praecipoe  divinae,  qoae  digni 
facti  sant,  vocationis  praestantiam ,  et  exceUentiam,  qoae  veia  sit, 
atqoe  perfecta  votorom  solemniom,  et  qoam  necessario  eiqosqoe  Qr^ 
dinis  Constitationom  observantia,  modom  in  oratione  tam  vocali,  tarn 
mentali  firoctoose  persistendi,  illicitas  passiones,  et  vitia  (ad  qoae 
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natura  per  peccatum  labe&ctata  omni  tempore  prona  est,  atqtfe  procli- 
vis)  per  gi^nsnnm  enstodiam,  et  mortificationem  cohibendi,  austerita- 
tem,  jejnnia,  cilicia,  disciplinas,  conscientiae  poritatem,  crebram 
illios  discussionem,  Sacramentorum  frequentiam,  confessionis  praeser- 
tim,  qnae  bis  saltem  singulis  mensibns  fiat,  per  aperitionem  quotidia- 
nam  motuum  intemorum,  cordis,  et  tentationnm  manifestationem,  per 
exercitiam  humilitatis  circa  viliora  ministeria,  per  modestiam  in  Om- 
nibus actionibus,  diuturnumque  silentium. 

<)uilibet  Novitius  bis  quotidie  orationi  mentali,  et  vocali  incum- 
bat,  unusquisque  secundum  propriam  capacitatero,  et  ordinem  sibi  a 
Magistro  praescriptum,  ac  pluries  in  die  propriam  conscientiam  unus- 
quisque examinare  contendat.  Ipsi  autem  Magistro  soli  Novitiorum 
confessiones  audiendi  cura  committatur.  Liceat  tarnen  Superiori, 
etiam  locali,  si  ita  expedire  judicaverit,  Tel  per  seipsum,  vel  per  alium 
ab  eo  deputandum,  semel,  aut  bis  in  anno  eorumdem  Novitiorum  con- 
fessiones audire. 

Quotidie  Missae  Sacrificio  intersint,  et  statutis  horis  in  Ghoro 
noctumis,  diutumisque  divinis  Officüs  assistant. 

Exercitationibus  etiam  corporalibus  vacent,  legant,  vel  scribant 
res  spirituales,  modestam  animi  recreationem  interponant,  quae  in 
solitario  loco,  et  commodo  extra  Noyitiatura  semel  in  hebdomada,  vel 
in  altemis  saltem  hebdomadibus  longior  statuatur;  fiatque  semper 
Magistro  praesente,  vel  socio,  qui  multum  invigilent,  ne  duo  ab  aliis 
commorentnr  disjuncti,  atque  eo  tempore  cujusque,  in  quam  natura 
feratur,  propensionem  inscrutentur. 

Non  liceat  eis,  durante  novitiatus  et  probationis  tempore,  una 
cum  Professis,  nisi  in  Ghoro,  in  Ecciesia  tempore  Ofliciorum,  in  Pro- 
cessionibus,  ant  in  Caenaculo  causa  refectionis  commorari,  nee  per- 
mittatur  eis  Professores  domo  exeuntes  comitari. 

Pro  communibus,  et  propriis  cujusque  necessitatibus,  quae  acci- 
dere  possunt,  unus  ex  Novitiis  ipsis,  aetate,  moribusque  provectior  de- 
putetur,  qui  absente  socio,  Magistro  permittente,  omnia,  prout  opus 
fuerit,  agat,  cui  etiam  jauuae  custodia,  et  rerum  levioris  momenti  pro- 
visio  intra  Novitiatum  committi  poterit. 

Cum  autem,  licet  Clericorum  bene  instituendorum  cura  debeat 
esse  praecipua,  Conversorum  tamen  religiosa  instructio  non  sit  praeter- 
mittenda;  quin  potius  aequanimiter  amplectendam ,  quandoquidem 
satis  exploratam  est,  istorum  etiam,  cum  regulam  profiteantur  eam- 
dem,  perfectam  educationem,  tum  Beligi<mi  decorem,  et  omamentum, 
tum  aliis  Ghristifidelibus  aedificationem,  exemplum,  atque  utilitatem 
afferre.    Gonversis  ipsis  a  Glericorum  Novitiatu  separatus  ad  dormien- 
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dmn  locus  (quantum  commode  fieri  potent)  assignari  praedpitur.  Uli 
tarnen,  hac  separatione  non  obstante,  Magistro  NoYitioram,  aeu  Sa- 
perioribas  Monasteriorom,  et  Conventuom,  juxta  cigiieque  Ordinis  sta- 
tuta, et  Constitutiones  subditi  esse,  et  obedientiam  praestare  debebunt, 
a  quo  non  tantum  circa  corporalia  obsequia  probandi,  et  exercendi, 
verum  etiam  pro  eorum  capacitate,  et  exercendi,  verum  etiam  pro 
eorum  capacitate,  et  commoditate  de  sjMritualibns,  praesertim  de  modo 
mentaliter  orandi,  diligenter  instrnendi  erunt;  quod  ut  oommodios 
fiat,  ad  capitula,  et  spirituales  conciones,  quae  per  Magistoos  Novitüs 
fieri  solent,  accerseri  debeant,  et  in  Ecclesüs  statutis  horis  conveniani 
nisi  tunc  in  suis  officiis  actualiter  occupati  fuerint. 

Tempore  vero  probationis  elapso,  ii  tantum,  qui  mm  solum  reli- 
giosae  perfectionis  capaoes,  sed  ad  laborem  corporalem  apU,  novo  ae 
diligenti  examine  reperti  fuerint  (dummodo  aetatis  suae  annnm,  quoad 
Glericos  decimumsextum ,  quo  vero  ad  Gonversos,  vigesimumprimum 
excesserint),  ad  professionem  adroittantur;  sed  qui  ad  ConversoroiD 
habitnm  recepti  ftierint,  ad  Clericorum  statum  transire,  etiam  dnrante 
tempore  probationis,  non  possint. 

Superior  cujuslibet  Conventus,  in  quo  Novitiatus  fuerit  constitu- 
tus,  particularem  librum  habeat,  in  quo  uniuscqjusque  Novitii  pro- 
fessio  registretnr,  illamque  Novitius  professus  propria  manu,  et  duo 
testes,  qui  praesentes  fuerint,  subscribant. 

Conversus  vero  litterarum  ignarus  professus  in  eorumdem  teatiom, 
qui  se  subscripserint,  praesentia  propria  manu  Signum  Crucis  i4>ponat, 
asserveturque  Über,  et  custodlatur  in  Archivio,  ubi  scripturae  ad  Mo- 
nasterium,  seu  Conventum  pertinentes  reponi  consueverunt. 

Qui  vero  in  quibusdam  Ordinibus  filiationis  usus  est  receptus, 
declaratur,  quod  licet  decretum  sit,  ut  Novitiis  educandis  certa  Mo- 
nasteria,  aut  Conventus  designata  quilibet  Ordo  habere  debeat,  lidtom 
tarnen  sit  Superioribus  Monasterioinim ,  et  Gonventuum  hujosmodi 
Ordinum,  in  quibus  filiationis  usus  receptus,  eos,  quos  praenarratis 
qualitatibus  suffultos  repererint,  in  suorum  locorum  filios  juxta  cujos- 
qne  Ordinis  constitutiones  adscribere;  sicque  adscriptos,  cum  juxta 
praesentes  institutiones,  et  alias  ser.  ser.,  ad  Ordinem  recepti  fiierint, 
ad  loca  Novitiatuum,  cun%  testimonialibus  litteris  transmittere,  ubi 
tamquam  dictorum  Gonventuum,  seu  Monasteriorum  filii,  eorumdem 
nomine,  et  instantia  recipi,  ac  in  Novitiatu  probari,  et  deinde  ante- 
quam  ad  eadam  Monasteria ,  seu  Gonventus  filiationis  kiyttsmodi  le- 
mittantur,  in  Professione  ad  perfectionem^  ut  praemissnm  est,  exerceri 
debebunt. 

Porro  ne,  loca  unius  Monasterü,  seu  Gonventus  ab  alio  prae- 
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occupentnr,  Gapituli  Generalis,  aut  Provinciaüs  partes  erunt,  numerum 
praescribere  pro  omnibns :  et  eam  similiter  rationem  circa  alimentorum 
contributionem  (si  opus  fuerit)  inire,  ac  singolis  Gonventibns,  et  Mo* 
nasteriis  praescribere,  quae  magis  expedire  videbitur. 

Ut  autem  Novitii  jam  in  Professorum  numerum  (sicut  praemit- 
titur)  receptis,  melius  in  bono  spiritu,  regularisque  disciplinae  obser- 
vantia  stabiliantur,  et  confirmentur,  mandatur,  ut  statim  post  Pro- 
fessionem  emissam,  si  in  Conventibus,  aut  Monasteriis  pro  Novitiati- 
bos  assignatis  locus  aderit  secundi  NoTitiatus,  sive  Professoiii  ab  ea, 
quae  Novitionun  est,  atque  antiqniorum  Professorum  babitatione 
distinctus,  et  segregatus,  ibi  coUocentur,  si  Monasterium,  aut  Con- 
yentus  eos  alere  queat,  sin  minus^  in  aUum  commodiorem  Gonventuro, 
aut  Monasterium  transferantur,  in  quo  'is  locus  cum  requisitis  ad  No- 
Titiatum  supranarratis  reperiatur,  vel  accomodetur,  aut  de  novo 
constmatur. 

Ab  hoc  tarnen  illae  Beligiones  excipiuntur,  quae  suarum  Con- 
stitutionum,  seu  Institutorum  vigore,  majoris  temporis  cursu  noTOS 
professos  intra  NoTitiatum  detinere  consuescunt,  quibus  in  hac  parte 
non  derogatur,  iUis  tarnen  permittitur,  ut,  praedictis  eorum  constitu- 
tionibus  non  obstantibus,  id  ipsum  iacere  possint,  si  id  rationi,  ac  Be- 
ligioni  mi^s  expedire  adjudicaverint,  quibus  in  locis  degant  sub  re- 
gulis,  et  modo  vivendi  adhuc  arctiori,  quam  servent  antiquiores  pro- 
fessi,  ita  quod  in  negotiis  Monasteriorum ,  aut  Conventuum  non  se 
intromittere ,  nee  communibus  tractatibus  Interesse,  neque  alicujus 
exterioribus  obedientiae  officium  exercere  debeant,  ibique  permaneant, 
quousque  ad  aetatem  sacris  Ordinibus  suspiciendis  sufficientem  deve- 
nennt,  vel  saltem  per  triennium  post  professionem,  quo  etiam  tempore 
poterunt,  quinimo,  et  debebunt  litterarum  studiis  operam  navare  sub 
directione,  ac  regimine  Superioris,  qui  eas  qualitates  habeat,  quibus 
Novitiorum  Magistrum  praeditum  esse  oportere  dictum  est. 

Declaratur  tamen,  quod  propter  praemissa  non  censeatur  concessa 
licentia  recipiendi  Novitios,  nisi  in  locis  pro  novitiatu  designatis,  aut 
in  posterum  designandis,  et  pro  numero  dumtaxat  in  eorum  singulis 
praeseripto,  vel  praescribendo. 

Denique  si  illi,  qui  inter  religiöses  gradu,  et  ordine  superiores 
sunt,  et  alii,  ad  quos  spectat,  in  praedictis  Omnibus,  vel  eorum  aliquo 
ddÜquerint,  seu  quovis  modo  contrafecerint,  officiorum  onmium,  quae 
tnnc  obtinebunt,  privationem,  gi-avioresque  pro  modo  admissae  culpae 
poenas  se  subituros  certo  sciant. 

Datum  Bomae  apud  S.  Petrum  die  19.  Martii  1623. 
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Die  VermögeDSverwaltimg  der  geistlichen  Stifte  und  Klöster  in 

der  schweizerischen  Diöcese  Basel, 

von  Advocat- Anwalt  Dr.  Carl  Attenhofer  za  Sursee. 

(Vgl.  Archiv  XIV,  872-401,  XV,  S71-895.) 

Die  staatliche  Bevormundung  ist  auch  bei  der  Administratioii 
des  Vermögens  der  geistlichen  Corporationen  in  den  Kantonen  der 
DiOcese  Basel  aUgemeine  Begel.  Die  nähere  Specialisirong  dieser 
Bevormundung  ergibt  sich  aus  nachfolgenden  Anfuhrungen : 

Im  Kantoti  Soloihum  befinden  sich  ausser  den  GapuzinerklGstem : 
das  Domstifl  Urs  und  Victor  in  Solothum,  das  Gollegiatstift  St  Leo- 
degar  in  Schönenwerd,  das  Benedictinerkloster  Maria  Stein,  die  Fraaen- 
klOster  St.  Josef,  Namen  Jesu  und  Visitation  in  Solothum  als  vom 
Staate  anerkannte  geistliche  Corporationen.  Die  Administration  des 
Domstiftes  wird  durch  Artikel  8.  und  9.  einer  Uebereinkunft  der  Re- 
gierung des  Kantons  Solothum  mit  dem  Bischof  Karl  Arnold  von  Basel 
vom  9.  Mai  1857  festgesetzt,  deren  Inhalt  lautet : 

Art.  8.  »Die  Verwaltung  des  Stiftevermögens  steht  dem  Staate 
zu.  Die  kirchlichen  Bedürfnisse  des  Stiftes  werden  alljährlich  na^^h 
einem  Voranschlage  des  Solothumerischen  Stiftes  St.  Urs  und  Victor 
vom  Begierungs-Bathe  festgestellt.  Alle  Anschaffungen,  welche  nicht 
fär  gewöhnliche  und  im  Voranschlage  vorgesehenen  Bedürfnisse  be- 
stimmt sind,  bedürfen  der  besonderen  Oenehmigung  des  Regierungs- 
Bathes.   Er  übt  auch  die  Au&icht  über  die  Verwaltung  des  Stiftes  ans. 

Dem  Stifte  wird  alljährlich  eine  Abschrift  der  StiftsrechnuBg 
zur  Entgegennahme  allf&lliger  Wünsche  und  Bemerkungen  mitgetheili 

Art.  9.  Der  vom  Stiftsvermögen  sich  über  die  ordentliche  Aus- 
gaben ergebene  Ueberschuss  soll  vom  Staate  nur  zu  Kirchen-  ^ 
Schulzwecken  verwendet  werden.« 

In  Betreff  der  übrigen  geistlichen  Corporationen,  die  nicht  unter 
unmittelbarer  staatlicher  Verwaltung  stehen,  verfägt  eine  regierungs- 
räthliche  Verordnung  vom  24.  Februar  1836  über  die  Bechnungsab- 
legung  wie  folgt: 

Der  Kleine  Rath:  in  Betracht,  dass  es  in  der  Pflicht  eines 
jeden  Staates  liegt,  dafor  zu  sorgen,  dass  Güter  der  geistlichen  Cor- 
porationen den  grössten  Nutzen  tragen,  es  daher  zu  diesem  Ende  noth- 
wendig  ist,  dass  das  Becbnungswesen  solcher  Corporationen  gut  gere- 
gelt  sei ;  hat  auf  den  Vorschlag  der  Commission  des  Innern 
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beschlossen : 
'    1.  Alle  Rechnungen  geistlicher  Corporationen ,  welche  der  Re- 
gierung zur  Revision  eingegeben  werden,  müssen  nach  einer  bestimm- 
ten, regelrechten  Form,  mit  deren  Festsetzung  die  Commission  des 
Innern  beauftragt  ist,  abgefasst  werden. 

2.  Diese  Rechnungen  sollen  künftighin  da,  wo  es  fuglich  gesche- 
hen kann,  durch  Bücher  und  Schriften  belegt  sein. 

3.  Soll  bei  denjenigen  geistlichen  Corporationen,  wo  es  allfällig 
uothwendig  erfunden  wird,  untersucht  werden,  ob  die  Capitalien  auf 
der  erforderlichen  Sicherheit  angelegt  seien. 


Im  Kanton  Luzern  gehören  zu  diesen  geistlichen  Corporationen 
neben  den  drei  Capucinerklöstem  das  Coliegiatstift  St.  Leodegar  im 
Hof  in  Luzern,  das  Coliegiatstift  Bero-Münster  und  die  Frauenklöster 
Eschenbach  und  Bruch  zu  Luzern.  Die  Administration  über  das  Ver- 
mögen dieser  Stifte  und  Klöster  wurde  durch  Art:  V.  eines  Grossräth- 
lichen  Decrets  vom  14.  April  1848  bestimmt  me  folgt:  »Sämmtliches 
Guthaben  der  im  Kanton  bestehenden  geistlichen  Corporationen  und 
Klöstern  wird  von  heute  an  unter  Staats-Verwaltung  gestellt,  und  de- 
ren Liegenschaft  soll,  soweit  es  thunlich  ist,  veräussert  werden. € 

Die  regierungsräthliche  Verordnung  zu  diesem  Art.  V.  vom 
25.  August  1852,  welche  vom  grossen  Rathe  den  4.  December  1852 
ratificirt  wurde,  in  Betreff  der  Verwaltung  des  Stiftes  Münster  lautet : 

Wir  SchuUheiss  und  Regierungs-Raih  des  Kanton  Lagern, 

In  Vollziehung  des  Decrets  des  hohen  Grossen  Rathes  vom 
14.  April  1848,  vermöge  welchem  sämmtliches  Guthaben  der  im  Kan- 
tone bestehenden  geistlichen  Corporationen  und  Klöster  unter  Staats- 
administration gestellt  worden  ist, 

beschliessen : 

g.  1.  Vom  ersten  Jänner  1853  an  hat  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens des  lobw.  Stift  zu  St.  Leodegar  in  Luzern  und  St.  Michael  in 
Münster  nach  folgender  Vorschrift  stattzufinden. 

§.  2.  Die  Vermögensverwaltung  des  Stifts  steht  unter  der  un- 
mittelbaren Aufsicht  des  Departements  des  Kirchenwesens  und  unter 
der  Oberaufsicht  des  Regierungs-Rathes. 

§.  8.  Zur  Besorgung  der  Verwaltung  wird  ein  Generalverwalter 
nebst  zwei  Gehülfen  angestellt.  Dieselben  werden  nach  einer  ange- 
messenen Probezeit  durch  den  Regierungs  -  Rath  auf  vier  Jahre 
ernannt.  , 

Sämmtliche  Angestellten  sind  für  treue  Pflichterfallung  ver- 
antwortlich   und    haben    dem    Regierungs  -  Rathe    nach    Massgabe 
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des  ihnen  anzuvertrauenden  Gutes  näher  zu  bestimmende  Realcantion 
zu  leisten. 

§.  4.  Die  Verwaltung  theilt  sich  in  die  Generalverwaltung  und 
in  folgende  SpezialVerwaltungen,  als : 

1.  in  die  Kustorei- Verwaltung, 

2.  in  die  Cassa- Verwaltung, 

3.  in  die  Gülten- Verwaltung, 

4.  in  die  Früchten-Verwaltimg, 

5.  in  die  Bau-  und  Liegenschaften- Verwaltung. 

§.  5.  Der  Generalverwalter  überwacht  und  leitet  das  ganze  Ad- 
ministrations-  und  Rechnungswesen.  Er  hält  demnach  jeden  Vot- 
steher eines  Verwaltungszweiges  zur  genauen  Erffillung  der  laut  die- 
sem Beglement  ihm  obliegenden  Pflichten  an.  Zu  diesem  Ende  wird 
er  von  Zeit  zu  Zeit  die  Bücher  ui^d  Gassen  derselben  untersuchen. 

Er  sorgt,  dass  alle  Forderungstitel,  Urbarien,  Urkunden  etc.  in 
solchem  Zustande  erhalten  werden,  dass  durch  dieselben  das  Eigen- 
thum  der  Stifte  gesichert  bleibt. 

Er  untersucht  die  Loskäufe  von  Zehnten  und  Bodenzinsen  und 
befasst  sich  mit  der  Bereinigung  von  allen  unausgemittelten  Bech- 
nungs-  und  Forderungsangelegenheiten  aller  Art. 

Er  besorgt  unter  Bücksprache  mit  dem  Gültenverwalter  die  An- 
käufe von  Gapitalbriefen. 

Er  ordonnanzirt  diejenigen  Ausgaben,  welche  in  Folge  höherer 
Weisungen  und  Beschlüsse,  oder  in  Folge  ordentlicher  Verwaltung 
zu  machen  sind,  und  'fahrt  darüber  in  chronologischer  Ordnung  ein 
Ordonanzenbuch. 

Er  kann  in  Bausachen  Anordnungen  treffen,  wenn  die  dadurch 
erwachsende  Ausgabe  mehr  nicht  als  300  Fr.  beträgt  und  nicht  eine 
jährlich  wiederkehrende  ist.  Ausgaben,  die  diesen  Betrag  überstei- 
gen, oder  alljährlich  wiederkehren,  hat  er  durch  Vermittlung  des 
Kiichdepartements  der  Entscheidung  des  Begierungs -Käthes  zu  un- 
terstellen. 

Durch  die  gleiche  Vermittlung  hat  er  alljährlich  auf  Ende  Wein- 
monats einen  Voranschlag  der  muthmasslichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  das  künftige  Jahr  dem  Begierungs-Rathe  einzureichen. 

Er  prüft  die  Spezialrechnungen  der  verschiedenen  VerwaltimgS' 
zweige,  die  er  sich  monatlich  geben  lässt,  und  bildet  aus  derselben 
die  Haupt-  oder  Bestandrechnung  und  legt  solche  dem  üapitel  zur 
Prüfung  vor,  mit  dessen  allfälligen  Bemerkungen  er  sodann  sie  dem 
Betgierungs-Uathe  einsendet. 

Ueber  alle  wichtigem  Verwaltungsfragen  wird  er,  bevor  er  sein 
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Gutachten  darüber  dem  Kirchendepartemente  einreicht,  auch  die  durch 
den  §.  4.  bezeichneten  betreffenden  SpezialVerwaltungen  berathen. 

§.  6.  Der  Gustos,  den  das  Capitel  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften ernennt,  besorgt  die  der  Custorei  obliegenden  Geschäfte 
unter  Zuratheziehung  des  Generalverwalters. 

Er  erhält  auf  Ordonanzirung  des  letztem  die  ihm  nOthigen  Gel- 
der aus  der  Gasse  im  Siegenthal. 

§.  7.  Die  Gassa-Verwaltung  welche 

a)  aus  dem  Herrn  Stiftspropst, 

b)  aus  dem  Herrn  Gustos, 

c)  aus  dem  Herrn  Gapitelssecretär 
besteht,  verwaltet  die  Hauptcasse  der  Stifte. 

Die  Gasse,  welche  im  Siegenthal  aufbewahrt  bleibt,  ist  mit  drei 
verschiedenen  Schlössein  verwahrt,  wozu  zwei  Schlüssel  in  den  Bän- 
den zweier  Mitglieder  der  Gassaverwaltung  und  der  dritte  in  den- 
jenigen des  Generalverwalters  sich  befinden  soll. 

Die  Gassaverwaltung  nimmt  die  von  den  aufgestellten  Spezial- 
verwaltungen  eingehenden  Baarschaften  in  Empfang  und  vollzieht 
alle  Zahlungen,  welche  durch  den  General  Verwalter  ordonnanzirt  sind. 
Sie  führt  zu  diesem  Ende  die  erforderlichen  Bechnungsbücher. 

Der  Gassaverwaltung  ist  aus  den  Gehülfen  des  Verwalters  ein 
Secretär  beigegeben,  der  die  Bücher  fuhren  und  die  Bechnung  ab- 
fassen wird. 

§.  8.  Die  Gültenverwaltung  besorgt  ein  Gehülfe  des  General- 
verwalters. 

Er  bezieht  die  Zinsen  von  allen  Gülten ,  Handschriften,  Priori- 
tätsgülten und  dem  Jas  domini  Fond  und  alle  auf  den  31.  December 
sich  ergebenden  Eistänzen  an  Geld.  Derselbe  fuhrt  die  nOthigen 
Zinsrodel  und  ein  einfaches  Gassabuch.  Die  Gültbriefe  und  Werth- 
titel  werden  im  Siegenthal  aufbewahrt. 

Alle  Monate  oder  in  der  Zwischenzeit,  so  oft  die  eingegangene 
Baarschaft  an  Zinsen,  allfälligen  Gapitalzahlungen  und  Eistänzen 
Fr.  1000  übersteigt,  muss  er  dieselbe  an  die  Gasse  im  Siegenthal 
abreichen. 

Der  Gültenverwalter  hat  jede  ihm  zukommende  Gapitalabkün- 
dung  unverweilt  dem  Verwalter  anzuzeigen,  damit  er  auch  die  Gül- 
tigkeit der  Abkündung  untersuche. 

Die  mit  der  Gültenverwaltung  nothwendig  verbundenen  Auslagen 
werden  derselben  auf  Anweisung  des  Generalverwalters  aus  der  Hand- 
caasa  zugestellt. 
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§.  9.  Die  Früchtenverwaltang  fuhrt  der  andere  Qehfilfe  dcB  Ge 
neralverwalters. 

Er  besorgt  den  Bezug,  sowie  den  Verkauf  der  allj&hrlich  in  na- 
tura fliessenden  Zehnten  und  Bodenzinse  und  zwar  den  letztem  im  je- 
weiligen Einverständnisse  mit  dem  Oeneralverwalter.  Br  übergibt 
monatlich  dem  Generalverwalter  eine  Uebersicht  der  FrüchtenTerkäiife 
und  liefert  die  ihm  eingegangenen  Gelder,  so  oft  solche  die  Summe 
von  1000  Fr.  ersteigen ,  an  die  Cassaverwaltuug  zur  Einl^^ung  m 
Siegenthal  ab.  Der  Preis,  unter  welchen  die  Fruchten  nicht  verkauft 
werden  dürfen,  bestimmt  auf  den  Vorschlag  des  Generalverwalters  der 
Regierungs-Bath. 

Derselbe  fahrt  ein  Tagebuch,  ein  Hauptbudi,  eine  Frfichten- 
rechuung  und  eine  Cassarechnung. 

Der  Früchtenverwalter  sorgt  zunächst  für  die  Erhaltung  der 
Titel  und  Urbarien,  auf  welche  die  ihm  zufliessenden  Gefälle  sich 
gründen.  Er  hat  zu  sorgen,  dass  alle  Loskäufe  und  Abbezahlungeo 
in  den  urbarien  nachgetragen,  überhaupt  dieselben  in  solchem  Stand 
erhalten  werden,  dass  sowohl  die  Bechte  der  Stifte  als  die  der  Pflich- 
tigen dadurch  bewahrt  werden.  Die  Urbarien  werden  in  dem  Sieg^o- 
thal  aufbewahrt. 

Von  jeder  ihm  zukommenden  Aufkündigung  eines  in  Natora  zu 
errichtenden  Gefälles  hat  derselbe  dem  Generalverwalter  sogleicli 
Kenntniss  zu  geben. 

Dem  Früchtenverwalter  werden  die  mit  seiner  Verwaltung  ver- 
bundenen Auslagen  auf  Anordnung  des  Genejralverwalters  aus  der 
Hauptcassa  vergütet. 

g.  10.  Die  Bau-  und  Liegenschaftsverwaltung  fuhrt  der  General- 
Verwalter. 

Bis  eine  Vorschrift  über  die  Besorgung  der  Liegenschaften  im 
Allgemeinen  und  über  das  Bauwesen  im  Besondem  gegeben  sein  wird, 
besorgt  der  Bauverwalter  alle  der  Stift  mittelbar  oder  unmittelbar  ge- 
hörenden Liegenschaften  an  Gebäulichkeiten,  Gütern  und  WaldungeDi 
sowie  die  dem  Stift  zustehenden  Mobilien. 

Er  bezieht  die  aus  den  ihm  unterstellten  Verwaltungen  und  an- 
dern dergleichen  Rechtsamen  fliessenden  Einnahmen,  welche  er  durch 
die  Cassaverwaltuug  in  das  Siegenthal  abzugeben  hat. 

Alle  dem  Bauverwalter  obliegenden  Auslagen  werden  durch  die 
Cassaverwaltuug  aus  der  Hauptcasse  bestritten. 

Für  Bauten,  welche  mehr  als  dringende  Beparaturen  sind,  oder 
eine  grössere  Ausgabe  als  300  Fr.  zur  Folge  haben  dürften,  hat  der 
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OaneralTerwalter  unter  genauer  Beleuchtung  der  Sache  die  Bewilligung 
des  Begierungs-Bathefl  nachzusuchen. 

§.  11.  Der  Gustos,  welcher,  alter  üebung  gemäss,  nur  kirchliche 
Dinge  zu  besorgen  hat,  bezieht  daiOr  die  bis  anhin  äblich  gewesene 
Remuneration  you  70  Fr.  n.  W. 

Die  Mitglieder  der  Gassaverwaltung  erhalten  kein  Salarium.  Der 
Qeneralverwalter  erhält  ein  Salarium  von  Fr.  1500, 

der  erste  Gehulfe    »     »   1100, 
der  zweite    »         »     >     900. 

Für  auswärtige  Verrichtungen  werden  keine  Taggelder  bezahlt,  wohl 
abeiC  die  bei  solchen  Anlässen  nothwendig  gemachten  Auslagen  vergütet. 

g.  12.  Alle  vorstehend  bezeichneten  Verwaltungen  werden  bei 
ihrer  ersten  Ernennung,  und  zwar  der  Generalverwalter  vom  Be- 
giemngs-Bathe,  die  beiden  Gehalten  aber  Namens  desselben  vom 
Kirchendepartement  in  Pflicht  genonunen,  die  Verwaltung  des  Stift»- 
Vermögens  unter  Beobachtung  möglichster  Oeconomie  treu  und  gewis- 
senhaft zu  besorgen. 

§.  13.  Die  Vorsteher  der  Gülten-,  Früchten-  und  Liegenscbatts- 
Verwaltungen  sollen  nöthigenfalls  jeder  dem  andern  Aushülfe  leisten. 

§.  14.  Bis  zum  1.  Mai  soll  jeweilen  die  vom  Generalverwalter 
abzufassende  Hauptrechnung  dem  Begieruugs-Rathe  eingereicht  werden. 

g.  15.  Die  Bechuungen  der  einzelnen  V^erwaltnngen  und  so  auch 
die  Hauptrechnung  sollen  jeweilen  ein  Normaljahr  vom  1.  Jänner  bis 
31.  December  in  sich  fassen. 

g.  16.  Die  Hanptrechnung  soll  folgende  Kubriken  enthalten : 

a)  den  Gülten-  und  Obligationen-Conto, 

b)  den  Frücbten-Gonto  mit  Inbegriff  der  Spezial-,  Capital-  und  Oassa- 
und  den  diesfaUs  nöthigen  Uebersichtsrechnungen, 

c)  den  Generalcassa-Gonto, 

d)  den  Liegenschafts-Conto, 

e)  den  Conto  für  die  Activiorderuugeu  und  Vorräthe  der  Stille, 

f)  den  Bau-Conto, 

g)  den  Kirchenschatz-Conto, 
h)  den  Passiv-Gonto, 

i)  die  Bestandrechnung, 

k)  den  Gewinn-  und  Verlust-Conto. 

Ueber  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Pflegschaft  zu  Gor- 
inund,  der  verschiedenen  Brüderschaften,  des  Stipendienfondes  und 
Spendgutes  sollen  besondere  Bechnungen  geführt,  dieselben  aber  der 
Hauptrechnnng  nachgetragen  werden. 

g.  17.  Der  Betrag  für  erfolgte  Loskäufe  oder  Capitalabzahlungen 
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ist  alle  Jahre  neu  anzulegen.  Die  Hanptcasse,  die  XJrbarien,  alle  Ofil- 
ten  und  andere  Werthschriften  sowie  andere  Urkunden  von  Bedeutung 
sollen  iin  Siegenthal  aufbewahrt  und  darüber  genaue  luTentarien  ge- 
halten und  geführt  werden.  Die  Boden-  und  Zehnten -ürbarien, 
welche,  soweit  es  noch  nicht  geschehen  ist,  zu  beränigen  sind,  sollen 
eine  specificirte  Angabe  aller  Pflichtigen  Unterpfande  und  aller  er- 
folgten Loskäufe  enthalten. 

§.  18.  Der  Zugang  zum  Siegenthal  ist  mit  drei  Schlössern  ver- 
wahrt, wozu  ein  Schlüssel  in  Händen  des  Propstes  des  Stiftes,  ein  zwei- 
ter in  Händen  des  Gustos  und  der  dritte  in  Händen  des  General- 
verwalters liegt. 

§.  19.  Nach  dem  Ergebnisse  der  dem  Grossen  Rathe  vorzule- 
genden Hauptrechnung  wird  alljährlich  auf  den  Bericht  des  Begier- 
ungs-Rathes  der  Betrag  des  Beitrages  bestimmt ,  welcher  aus  dem 
Stiftsvermögen  an  die  geistliche  Gasse  abzugeben  ist. 

§.  20.  Gegenwärtiges  Beglement  über  die  Staatsverwaltung  des 
Stift  Beromünster  soll  —  sobald  es  die  Genehmigung  des  Grossen 
Bathes  erhalten  haben  wird  —  dem  Departemente  des  Eirchenwe- 
sens,  sowie  dem  Stift  Beromünster  zugestellt  und  urschriftlich  in  das 
Staatsarchiv  niedergelegt  werden. 


Die  regierungsräthliche  Vollziehungsverordnung  vom  24.  Decem- 
ber  1856  zum  fraglichen  Artikel  V.  in  Betreff  der  Verwaltung  des 
Stifte  St  Leodegar  im  Hof  zu  Lnzem  lautet : 

Wir  SehüUheiss  und  BegierungsBaffi des  Kantons Lueern. 

In  Vollziehung  des  Decretes  des  hohen  Grossen  Käthes  vom 
14.  April  1848,  vermöge  welchem  sänuntliches  Guthaben  der  im  Kan- 
tone bestehenden  geistlichen  Gorporationen  unter  Staatsadministration 
gestellt  wurde; 

Mit  Hinsicht  auf  die  eigenthümlicheu ,  namentlich  durch  den 
§.  9.  des  in.  Abschnittes  des  Goncordates  vom  Jahre  1806  angedeu- 
teten Verhältnisse  des  Stifts  St  Leodegar  im  Hof  zu  Luzem ; 

Auf  den  Bericht  und  Vorschlag  des  Eirchendepartements ; 

hescUiessen: 

g.  1.  Die  Vermögensverwaltung  des  Gollegiatstifts  im  Hof  zu 
Luzem  steht  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Eirchendeparte- 
ments^ und  unter  der  Oberaufsicht  des  Begierungs-Bathes. 

§.  2.  Die  Besorgung  der  Verwaltung  geschieht  durch  die  eigens 
hiefür  aufgestellten  Stiftsbeamten  (§.  9.,  III.  Abschnitt  und  §.  13. 
Vn.  Abschnitt  des  Goncordates  vom  Jahre  1806)  auf  die  bisher  tib- 
licfae  Weise. 
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§.  3.  Das  Departement  des  Kirehenwesens  ist  beauftragt,  ein 
YoUstftndiges  Inventar  des  gesammten  Stiftsyermögens  auinehmen  zu 
lassen  and  dasselbe  gehörig  za  verwahren. 

§•  4.  Alle  Gülten  und  Werthschriften,  sowie  alle  Urkunden  von 
Bedeutung  sollen  in  der  Kirche,  im  sogenannten  Stiftsarcbiv  aufbe- 
wahrt und  darüber  genaue  Inventarien  aufgenommen  und  geführt 
werden. 

§.  5.  Der  Zugang  zum  Stiftsarchiv  ist  mit  vier  Schlössern  ver- 
wahrt, wozu  je  ein  Schlässel  in  Händen  des  Propstes,  des  Gustos,  des 
Bauherrn  und  des  Präsenzers  liegt. 

§.  6.  Eine  Bechnungs-Commission,  bestehend  aus  dem  Propst, 
dem  Capitels-Secretär  und  drei  andern  Gapitularen,  welch  letztere  das 
Cs^t^l  jährlich  neu  wählen  kann,  berichtet  an  das  Stiftscapitel  über 
die  Richtigkeit  der  Bechnungen,  und  genehmigt  die  Ankäufe  der 
Gülten  für  das  Stift  etc. 

g.  7.  Ungewöhnliche  Ausgaben  überhaupt,  namentlich  aus  dem 
Bau-  und  Fabrikfonde,  aus  dem  Schulfonde  und  aus  den  Depositen, 
wenn  sie  25  Fr.  übersteigen,  bedürfen  der  Genehmigung  des  Capitels. 

Sollten  solche  Ausgaben  voraussichtlich  300  Fr.  übersteigen  oder 
wenn  auch  vom  geringem  Betrage  der  Art  sein,  dass  sie  alljährlich 
wiederkehren,  so  ist  dafar  die  Genehmigung  des  Begiemngs-Bathes 
durch  das  Departement  des  Kirchenwesens  einzuholen. 

§.  8.  Dem  gleichen  Departement  ist  zu  Händen  des  Begierungs- 
Bathes  alljährlich  von  sämmtlichen  Stiftsrechnungeii ,  nach  vorange- 
gangener Prüfung  und  Genehraigui^  derselben  von  Seite  des  Capitels 
ein  Summarium  einzureichen  und  demselben  die  gehörig  belegten 
Spezialrechnungeu  beizulegen. 

g.  9.  Wesentliche  Veränderungen  im  Vermögensbestande,  Käufe 
und  Verkäufe  von  Liegenschaften,  Verträge  bei  Zehntablösungen,  an- 
zuhebende Prozesse  bedürfen  der  Genehmigung  des  Begierungs-Bathes. 

g.  10.  Gegenwärtiger  Beschluss  ist  urschriftlich  ins  Staatsar- 
chiv niederzulegen  und  abschriftlich  dem  Stift  im  Hof  und  dem  Kir- 
chendepartemente  zuzutertigeu. 


Die  Vollzugsverorduung  vom  14.  März  1849  betreffend  die  Ver- 
waltung der  beiden  Frauenklöster  lautet: 

Wir  SehuUheiss  und  Begierungs-Baih  des  Kantons  Luzem. 

In  Vollziehung  des  Artikels  IV.  des  Grossrätblichen  Deorets 
vom  14.  April  1848  zufolge  dessen  sämmtliches  Guthaben  der  im 
Kanton  bestehenden  geistlichen  Corporationen  und  Klöster  unter  Staats* 
admimstration  gestellt  ist ; 


396  Ati€nkafer,  VerroOgeDsverw.  der  Stifte  u.  KI6s(er  in  der  DiOcese  Basel. 

Anf  Antrag  des  Departement  des  ESrchenwesens ; 

beschliessen: 

§.  1.  Für  jedes  der  beiden  FranenkMster  zu  Eschenbach  and  im 
Brach  zu  Luzern,  soll  von  Staatswegen  ein  Verwalter  angestellt  werden. 

§.  2.  Der  Begiemngs^Bath  ernennt  die  Verwalter  anf  die  Dauer 
von  vier  Jahren,  nach  deren  Ablauf  sie  wieder  wählbar  sind. 

§.  3.  Die  Verwalter  sind  für  ihre  Verrichtungen ,  die  ein  be- 
sonderes Beglement  nfther  bezeichnen  wird,  dem  Segiemngs-Batbe 
verantwortlich  und  stehen  unter  spezieller  Aufsicht  des  Eirchendepar- 
tementes,  welches  sie  in  Eid  und  Pflicht  nimmt. 

§.  4.  Mit  dem  1.  April  1849  haben  die  neuzubestellenden  Ver- 
walter ihre  Beamtung  anzutreten.  Die  jetzigen  Verwaltungen  haben 
auf  diesen  Tag  ihre  Rechnungen  abzuschliessen  und  sodann  eine  ge- 
naue üebergabe  zu  machen,  die  das  Kirchendepartement  anzuordnen 
und  zu  leiten  hat. 


Durch  eine  regierungsräthliche  Verordnung  vom  21.  September 
1849  wurde  in  Betreff  der  Verwaltung  des  Klosters  im  Bruch  in 
Luzem  obige  Verordnung  vom  14.  März  1849  modiflcirt  wie  folgt: 

Wir  SchuUhms  und  Regierungs-Baih  des  Kantons  Lagern. 

In  Begulirung  der  Administration  des  Frauenklosters  im  Brach 
zu  Luzem.  Mit  Hinsicht  auf  den  Artikel  TV.  des  Grossrathsdecretes 
vom  14.  April  1848; 

Betrachtend:  dass  die  öconomischen  Verhältnisse  dieses  Klosters 
an  und  f&r  sich  sehr  ein&ch  sind,  indem  selbe  sich  hauptsächlich  anf 
den  Zinsenbezug  und  die  Bestreitung  der  HSrUshaltungskosten  beschrän- 
ken, die  dazu  gehörige  kleine  Liegenschaft  aber  in  Pacht  gegeben  ist; 

Betrachtend:  dass  auch  die  bisherige  Verwaltung  des  Kloster- 
vermögens eine  ziemlich  befriedigende  genannt  werden  kann,  und 
somit  im  Interesse  des  Staates  wie  des  Klosters  selbst  nur  noch  einig« 
Vereinfachung  getroffen  werden  mag ; 

bescJUiessen  : 

g.  1.  Die  Administration  des  Kloster-,  Kirchen-  und  Siiftungs- 
fonds  des  Frauenklosters  im  Bruch  ist  unmittelbar  dem  Departemente 
djBS  Kirchenwesens  äbertragen. 

§.  2.  Unter  dessen  Leitung  und  Aufsicht  werden  demuaeb  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Klosters  bestritten,  allfUlige  Vertr&ge 
abgeschlossen,  Capitalzahlungen  eingenommen  und  Oülten  angekauft. 

§.  8.  Die  Gtltbriefe  werden  in  das  Depositum  zu  dem  Vermögen 
dorjraigen  geistlichen  Administrationen  gelegt,  die  dem  Departemente 
des  Kirchenwesens  unterstellt  sind,  und  in  dasselbe  sind  auch  Ca- 
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pitalzahloDgen  anzulegen,  bis  solche  an  angekaufte  Ofiltbriefe  ver* 
wendet  werden  können. 

§.  4.  Die  dem  Staate  alljährlich  abzulegende  Rechnung  soll  auf 
den  31.  December  gestellt,  durch  den  BechnungsfShrer  der  geistlichen 
Administrationen  formirt,  von  dem  Departemente  des  Eirchenwesens 
geprüft  und  sodann  mit  allen  Belegen  dem  Regierungs -Bathe  zur 
Qenehdugung  vorgelegt  werden. 

§.  5.  Eine  för  Verfertigung  dieser  Rechnung  angemessene  Ent- 
schädigung wird  aus  dem  Elosterfond  geleistet. 

§.  6.  Qegenwärtiger  Beschluss  soll  dem  Frauenkloster  im  Bruch 
zum  Verhalte  zugestellt,  schriftlich  in*8  Staatsarchiv  niedergelegt  und 
eine  4bschrüt  dem  Eirchendepartemente  und  eine  solche  dem  Er-» 
ziebungsrathe  zu  Händen  des  aus  seiner  Mitte  gewählten  einen  Schlfis- 
selbewahrers  zur  Vollziehung  mitgetheilt  werden. 


Durch  eine  regierungsräthliche  Verordnung  vom  7.  Jänner 
1865  wurde  in  Betreff  der  Verwaltung  des  Klosters  zu  Eschenbach 
fragliche  Verordnung  vom  14.  März  1849  abgeändert  und  zwar 
wie  folgt: 

Der  BegierungS'Raih  des  Kantons  Luaem. 

In  der  Absicht,  die  Verwaltung  des  Klosters  zu  Eschenbach  zu 
vereinfachen  und  die  Oenossinnen  desselben  am  innem  Haushalte 
mehr  zu  betheiligen; 

Mit  Hinsicht  auf  den  §.  4.  des  Decrets  des  h.  Grossen  Bathes 
vom  14.  April  1848,  auf  den  §.  11.  der  Greschäftsordnung  des  Re- 
gierungs-Rathes  und  in  theilweiser  Abänderung  der  Verwaltungsre- 
glemente  vom  8.  Juni  und  11.  Juli  1850; 

beschliesst: 

Organisation. 

§.  1.  Die  Administration  des  Kloster-  und  Kirchengutes  zu  Eschen- 
bach steht  fortan  unter  der  Aufsicht  des  Regiernngs-Rathes,  zunächst 
aber  unter  der  Leitung  des  Departements  des  Kirchenweseus. 

§.  2.  Die  Verwaltung  in  ihren  speziellen  Zweigen  wird  besorgt 
nach  den  im  gegenwärtigen  Reglement  enthaltenen  Bestimmungen : 

a)  durch  den  Rechnungsfahrer  der  geistlichen  Fonds  und 

b)  durch  den  Klosterschaffner. 

Hepositlon  der  Werihscbrinen. 
§.  3.   Die  Werthschriften  des  Klosters  liegen  fortan  in  dem 
Depositum  der  staatlichen  Administration  der  geistlichen  Fonds. 
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RecbnungsflUirer  der  geisllirben  Foods. 

g.  4.  Er  besorgt  den  Bezug  der  Zinsen  und  Gapitalzahlongeo, 
sowie  die  Anlage  der  Gapitalien ; 

Er  hat  auf  den  31.  December  an  das  Kirchendepartement  lo 
Händen  des  Regierangs -Bathea  die  Qeneralrechnung  des  Klosters 
anzufertigen. 

Die  zur  Verfügung  stehende  Baarschaft  wird  nach  Bedfirlhiss  ^^ 
den  Schaffner  zu  Eschenbaidi  abgeliefert. 

Schaffkier. 
§.  5.  1)  Er  besorgt  das  spezielle   Verwaltungswesen.      Dahin 
gehört: 

a)  die  Aufbewahrung  der  auf  seine  Verwaltung  bezüglichen  Sebriften. 

b)  die  Abschätzung  des  Zehntens  unter  Zuzug  zweier  Experten  ans 
den  vom  Begierungs  -  Bathe  gewählten  Zehntenabschätzungs- 
männern ; 

c)  der  Abschluss  der  Zehntloskaufsverträge  und  anderweitiger  Ver- 
träge unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Kirchendepartementes 
resp.  des  Begierungs-Bathes ; 

d)  er  beauMchtigt  mit  den  Forstbeamten  die  Klosterwaldungen  und 
ordnet  mit  denselben  die  nöthigen  Holzschläge  an ; 

e)  er  sorgt  dafür,  dass  im  Allgemeinen  die  ElosterliegenschafteD 
in  gutem  Zustande  erhalten  werden.  Speziell  ist  ihm  die  Beauf- 
sichtigung des  Klosterpachters  und  des  Sigristen  in  Bezug  auf 
gehörige  Erfallung  der  ihnen  aufgelegten  Pachtbedingungeo 
übertragen ; 

f)  er  überwacht  säromtliche  Angestellten  des  Klosters  und  sorgt  ßr 
treue  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Verrichtungen ; 

g)  er  bezieht  mit  Ausnahme  der  Zinsen  und  Gapitalzahlnngen  sämmt- 
liehe  Einnahmen  des  Klosters; 

h)  er  bestreitet  alle  Ausgaben  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  nach 
Massgabe  des  gegenwärtigen  Beglementes  vom  Bechnungsführer 
der  geistlichen  Fonds  und  vom  Klosterpersonal  besorgt  werden. 
Für  diejenigen  Ausgaben,  welche  dem  Kloster  selbst  über- 
tragen sind,  hat  er  zeitweise  die  hiefür  nöthige  Baarschaft  ab- 
zuliefern. 

Für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  hat  der  Schaffner  alljähr- 
lich dem  Kirchendeparteraente  zu  Händen  des  Regierungs-Bathe^ 

'  ein  Budget  vor^Megen  und  nach  Genehmigung  desselben  strenge 
daran  zu  halten« 

i)  Bitreffend  unrorgesehene  Ausgaben,  so  kann  der  Schaffner  höcb- 
iteag  aber  tt>  fr.  verfugen.    Sollte  eine  durch  das  Budget  Bi<^^^ 
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vorgesehene  Ausgabe   60  Fr.  übersteigen,  oder  eine  alljährlich 
wiederkehrende  Ausgabe  über  10  Fr.  gehen,  so  ist  die  Bewilli- 
gung des  Kirchendepartementes  erforderlich, 
k)  Er  steht  dem  Kloster  in  allen  Qeschäften  mit  Bath  und  That  bei. 

2)  Der  Schaffner  legt  wie  bisher  über  seine  Verwaltung  viertel- 
jährlich Rechnung  ab.  Er  hat  auch  die  Quartalrechnung  des  Klosters 
zu  prüfen  und  beide  sodann  dem  Kirchendepartemente  mit  den  Bele- 
gen einzusenden. 

3)  Jeweilen  auf  den  31.  December  schliesst  er  die  Jahresrech- 
nung ab  und  übergiebt  sie  dem  Bechnungsfuhrer  der  geistlichen 
Fonde,  behufs  Abfassung  der  Qeneralrechnung.  Derselben  ist  auch 
ein  am  Ende  des  Jahres  aufgenommenes  spezificirtes  Inventarver- 
zeichniss  beizulegen. 

4)  Der  Schaffiier  hat  zur  Sicherheit  eine  Bealcaution  von  200  Fr. 
zu  leisten. 

5)  Die  Besoldung  des  Schaffners  wird  jeweilen  in  seinem  Er- 
nennungsakte bestimmt. 

Kloster.« 

§.  6.  Die  für  den  innern  Haushalt  des  Klosters  nöthigen  Aus- 
lagen werden  künftighin  von  den  Conventualinen  selbst  besorgt. 
In  Folge  dessen  sind  dem  Kloster  übertragen  auszuhalten : 

a)  die  bisher  üblichen  Ausgaben  an  das  Kellerat  und  an  die  Abtei ; 

b)  die  Auslagen  an  die  Kirche  und  übrigen  religiösen  Bedürfnisse, 
die  Bezündungskosten  in  der  Kirche  wie  des  Klosters ;  die  Aus- 
gaben für  die  Capelle  St.  Catharina  iu  Imvil  werden  von  dem 
Schaffner  bestritten; 

c)  die  Ausgaben  für  Lebensmittel  (Esswaaren,  Milch  und  Qetränk) ; 

d)  die  Ausgaben  fax  übrige  Haushaltungskosten  —  mit  Ausnahme 
der  Holzerlöhnc  —  zu  welchen  Haushaltungskosten  auch  die 
Arztconti,  die  DieustbotenlOhne ,  und  die  Ausgaben  für  Herbei- 
schaffung der  Bedürfnisse  des  Klosters  gehören ; 

e)  die  Gefährte,  welche  im  Auftrage  des  Klosters  bestellt  werden  : 

f)  die  Auslagen  for  Almosen. 

lieber  sämmtliche  Auslagen  und  Einnahmen  hat  das  Kloster  dem 
Schaffner  zu  Händen  des  Kirchendepartementes  vierteljährlich  rubri- 
cirte  Bechnung  abzulegen.  Diese  Rechnung  soll  nach  einem  vom 
Kirchendepartement  zu  bezeichnenden  Schema  formulirt  sein. 

§.  7.  Die  bisher  dem  Schaffner  überbundenen  Bemühungen 
mit  den  Gastereien  sollen  für  ihn  aufhören  und  unmittelbar  ganz  auf 
das  Kloster  fallen. 
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Im  Kanton  Aargau  erfreuen  sich  heute  noch  als  geisiliehe  Cor- 
porationen  ihres  Bestehens :  die  Frauenklöster  Hermetswil,  Fahr,  Gfna- 
denthal,  Maria  Ejrönung  zu  Baden,  nnd  die  Collegiatstifte  Kheinfeldeii 
and  Zorzach.  Die  Administration  der  betreffenden  IVauenklOster  wird 
durch  nachfolgendes  grossrftthliches  Decret  vom  7.  November  1835 
bestimmt. 

Wir  Präsident  tind  Grosser  Roth  des  Ka/nUms  Aargau 
thun  kund  hiemit,  dass  wir  zur  Begründung  und  Bezweckong  einer 
guten  und  getreuen  Verwaltung  über  das  Vermögen  der  Klöster  im 
Kanton  Aargau  verordnet  haben : 

§.  1.  Das  Benedictiner- Stift  Muri,  das  Bernhardiner-Stift  Wet- 
tingen und  die  Franenklöstdr  Fahr,  Hermetswil,  Gnadenthal  und 
Baden  sind  unter  Administration  von  Staatswegen  zu  stellen  nnd  er* 
halten  besondere  Verwalter  und  Bechnungssteller,  welche  der  Kleine 
Bath  erwählen  und  mit  angemessenen  Instructionen  versehen  wird. 

§.  2.  Die  Rechnungen  dieser  Verwaltungen  werden  vom  Kleinen 
Bathe  jährlich  geprüft  und  uns  zur  Einsicht  und  endlichen  Passation 
vorgelegt. 

§.  3.  Bis  zur  weitem  gesetzlichen  Verfügung  bleibt  diesen  be- 
nannten Stift;en  und  Klöstern  die  Aufnahme  von  Novizen  untersagt 
§.  4.  Der  Kleine  Bath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Decretes 
beauftragt. 

Gegeben  in  Unserer  Grossen  Bathsversammlung  in  Aarau  den 
7.  November  1835. 

Die  nfthem  Bestimmungen  sowohl  über  die  staatliche  Administra- 
tion dieser  Klöster,  als  auch  über  die  staatliche  OberauMcht  in  den 
CoUegiatstiftien  Bheinfelden  und  Zurzach  enthalten  die  Artikel  124 
bis  136  der  regierungsräthlichen  Verordnung  vom  25.  September 
1846  über  die  Organisation  des  Finanzwesens,  die  also  lauten: 

§.  124.  Die  Collegiatstifte  von  Bheinfelden  und  Zurzach  und  die 
Frauenklöster  Fahr,  Hermetswil ,  Gnadenthal  und  Maria  Krönung  zu 
Baden  stehen  rücksichtlich  ihrer  Vermögensverwaltung  unter  der 
Aufsicht,  und  die  Frauenklöster  überhin  in  Folge  des  Decrets  vom 
7.  November  1835  unter  der  durch  besondere  Verwalter  besorgten 
Administration  des  Staates. 

§.  125.  Die  Klostergutsverwalter  werden  vom  Kleinen  Rathe 
auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren  gewählt  und  empfangen  ihre 
Amtsinstruction  von  der  Finauz-Commission  deren  spezielle  Weisungen 
und  Aufträge  sie  zu  besorgen  haben. 

§.  126.  Insbesondere  hegt  den  Klostergutsverwaltern  ob,  sich 
mit  dem  gesammten  Vermögensbestande  des  ihrer  Verwaltung  unter^ 
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stellten  Klosters  und  der  damit  verknüpften  Rechte  und  Nutzun- 
gen in  ihrem  ganzen  Umfange  genau  bekannt  zu  machen  und  ein- 
tretende Veränderungen  sofort  ihrer  OberbehOrde  einzuberichten. 

§.  127.  Sie  besorgen  namentlich  den  baulichen  Unterhalt  der 
Klostergebäude  nach  den  diesfalls  einzuholenden  Ermächtigungen  der 
Finanzcommission  und  den  Weisungen  der  Baucommission. 

§.  128.  Dieselben  haben  femer  die  zweckmässige  Bewirthschaf- 
tung  und  Benutzung  sämmtlicher  in  und  ausser  dem  Kanton  gelegenen 
Grundstücke  des  Klosters  anzuordnen  und  zu  beaufsichtigen. 

§.  129.  Bei  Verpachtungen  und  Verkäufen  von  Liegenschaften 
haben  die  Klostergutsverwalter  jedesmal  angemessene  Bedinge  zu 
entwerfen,  ihre  Vorschläge  der  Fmanzcommission  einzureichen  und 
deren  weitere  specielle  Weisungen  zu  gewärtigen. 

Für  Verkäufe  ist  überhin  die  Ratification  des  Grossen  und  Klei- 
nen Rathes  erforderlich. 

§.  130.  Sie  sorgen  für  den  regelmässigen  Eingang  der  dem 
Kloster  nach  Rechten  und  Uebungen  zustehenden  Zehnten  und  Grund- 
zinse und  übrigen  Gefälle. 

§.  131.  Sie  wachen  über  die  Sicherheit  der  Gapitalien  und  über 
den  richtigen  Eingang  der  Zinse,  und  besorgen  mit  Einwilligung  der 
Fintozcommission  die  Anlegung  neuer  und  die  Wiederanlegung  abge- 
\(Sst&t  Capitalien. 

§.  132.  Alle  Schuldtitel  sind  der  Piuanzcommission  zur  Con- 
trolirung  und  Aufbewahnmg  gleich  den  übrigen  Staatsschuldtiteln 
einzureichen. 

§.  133.  Die  auf  dem  Klostervermögen  haftenden  Schuldigkeiten 
an  Gnmdzinseu,  Zehnten,  Cun-entscliiilden  oder  sonstigen  Passiven 
sind  gehörig  auszurichten  oder  auch  nach  Weisung  der  Finanzcom- 
niission  loszukaufen  und  abzubezahlen. 

§.  134.  Ueber  die  dem  Kloster  zu  Bestreitung  des  Innern  Haus- 
haltes verabreichten  Vorräthe  an  Baarschaft,  Naturalien,  Holz  u.  s.  f. 
sowie  über  Verkäufe  der  entbehrlichen  Naturalvorräthe  ist  jeweilen 
der  Finanzcommission  ein  monatlicher  summarischer  Ausweis  ein- 
zusenden. 

§.  135.  Ueber  die  gesammte  Verwaltung  des  Klostervermögens 
haben  die  Verwalter  regelmässig  Buch  und  Rechnung  zu  fahren  und 
jährlich  eine  umfassende  und  belegte  Rechnung  zu  stellen,  welche 
dem  Klostervorstande  zur  Einsicht  und  Mitunterzeichnung  vorzulegen 
und  sodann  der  Finanzcommission  zur  Vorprüfting  und  zu  Händen  des 
Kleinen  Rathes  und  Grossen  Rathes  einzureichen  ist. 

§.  136.  Die  Jahresrechnungen  der  geistlichen  Stifte  sind  eben- 
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fklls  der  Einsicht  und  Oenehmigung  des  Kleinen  Rathes  unterworfen, 
welcher  im  Interesse  guter  und  sicherer  Verwaltung  und  Eechfinngs- 
f&hrung  auf  Autrag  der  FinanKcommission  die  erforderlichen  Wei- 
sungen ertheilt. 

Im  Kanton  Thurgau  ist  von  den  geistlichen  Stiften  und  El^stem 
einzig  das  Frauenkloster  St.  Katharina  -  Thal  von  den  StürmeaieT 
vierziger  Jahre  verschont  geblieben.  Die  staatliche  Administration 
dieses  Klosters  ist  durch  ein  Decret  vom  15.  Juni  1836  ausgespro- 
chen, dessen  Inhalt  lautet: 

Wir  Präsident  und  Grosser  Rath  des  Kantons  Thurgau, 

Nachdem  sich  aus  der  nähern  Untersuchung  der  Yerhältnisst 
der  Klöster  und  Stifte  ergeben  hat,  dass  ihr  Stammvermögen  seit  dm 
Jahre  1804  in  solchem  Masse  vermindert  worden  ist,  dass  der  ge 
gei^wärtige  Ertrag  desselben  zum  Unterhalte  der  Klostermitglieder  um 
zur  Bestreitung  der  darauf  ruhenden  Verpflichtungen  im  AllgemeineD 
sich  als  unzulänglich  erzeige  und  die  bisherige  Verwaltungsweise 
den  Anforderungen  einer  guten  Verwaltung  nicht  entspreche ,  nach- 
dem somit  die  Nothwendigkeit  eingetreten  ist  in  Ausübung  des  deiü 
Staate  zustehenden  Kechtes  diejenigen  VerfQgungen  zu  treffen,  welche 
zur  Begründung  einer  bessern  Verwaltung  und  zur  Erzielung  einer 
zweckmässigen  Verwendung  dieses  Fonds  erforderlich  werden ; 

heschliessen  und  verordnet : 

1.  Das  Vermögen  sämmtlicher  Klöster  und  Stifte  ist  unter  die 
ausschliessliche  Verwaltung  des  Staates  gestellt. 

2.  Der  Kleine  Rath  ist  beauftragt,  zur  Einführung  dieser  Staats- 
verwaltung sogleich  provisorisch  die  erforderlichen  Anordnungen  z^ 
treffen,  und  den  hiemit  von  ihm  Beauftragten  diesfalls  die  ange- 
messenen Instructionen  zu  ertheilen. 

3.  Die  mit  einer  solchen  Verwaltung  Beauftragten  sind  ffi^ 
ihre  Verrichtungen  ausschliesslich  dem  Kleinen  Bathe  verantwortlich, 
und  sind  von  demselben  für  eine  getreue  und  gewissenhafte  Verwal- 
tung in  Pflicht  zu  nehmen. 

4.  Für  eine  definitive  Begulirung  dieser  Staatsverwaltung  ^^ 
der  Kleine  Bath  in  der  nächsten  Sitzung  des  Grossen  Bathes  die 
geeigneten  Vorschläge  hinterbringen  und  zugleich  Bericht  erstatten 
über  diejenigen  Anordnungen ,  welche  nach  Artikel  2.  von  ihm  g^ 
troffen  worden  sind. 

5.  Der  Kleine  Bath  wird  beauftragt,  dafür  zu  sorgen,  dass  der 
Grundbesitz  der  Klöster  allmälig,  in  so  weit  es  sich  als  sweckmfissig 
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erzeigt,  in  Geldcapital  umgewandelt  und  überhaupt  ihr  Yermögens- 
bestand  liquidirt  werde. 

6.  Alljährlich  bis  spätestens  Ende  Mai  soll  über  die  Verwaltung 
eines  jeden  Klosters  oder  Stiftes,  gestützt  auf  die  bereinigten  Inven- 
turen, die  vollständige  Jahresrechnung  über  sämmtliche  Einnahmen 
und  Ausgaben  nach  einem  vom  Kleinem  Bathe  aufzustellenden  For- 
mulare demselben  eingegeben  werden,  mit  Beifügung  der  dazu  ge- 
hörigen Belege.  Der  Kleine  Bath  wird  diese  Bechnungen  mit  ihren 
Belegen  nach  genauer  Prüfung  mit  den  Staatsrechnung;en  dem  Grossen 
Bathe  zur  Batilication  vorlegen,  begleitet  mit  einer  Berichterstattung 
über  die  von  ihm  im  Laufe  des  Jahres  bezüglich  auf  die  Verwaltung 
des  Klostervermögens  getroffenen  Verfügungen. 


Dieses  Decret  wurde  ergänzt  und  theilweise  modifizirt  durch 
die  Instruction  for  den  Verwalter  des  Klosters  St.  Katharinen-Tbal 
vom  2.  Mai  1863,  die  also  lautet: 

§.  1.  Es  wird  iür  das  Kloster  St.  Katharinen  Thal  ein  Verwalter 
bestellt,  welchem  die  Administration  des  Klostergutes  übertragen  ist. 
Der  Begierungs-Bath  ernennt  denselben  jeweilen  ffir  eine  Amtsdauer 
von  drei  Jahren. 

§.  2.  Die  Verwaltung  des  Klostervermögens   begreift  in  sich 

a)  die  Obsorge  für  die  Gebänlichkeiten  und  Liegenschaften,  insbe- 
sondere die  Erhaltung  der  ersteren  im  baulichen  Zustande,  und 
die  zweckmässige  Betreibung  der  Liegenschaft,  Landwirthschafk, 
und  allfallig  anderer  Gewerbe ; 

b)  die  Besorgung  der  Capitalien,  Grundgefälle,  Pachtzinse  und  an- 
derer Einkünfte  des  Klosters ; 

c)  die  Obhut  über  das  bewegliche  Vermögen  desselben. 

§.  3.  Dagegen  hat  der  Verwalter  sich  nicht  zu  befassen 

a)  mit  der  Leitung  des  innern  Haushalts  des  Klosters,  for  welchen 
derselbe  lediglich  gegen  Empfangsbescheinigung  die  erforder- 
lichen Gelder  und  Naturalien  abgibt ; 

b)  mit  der  Klostervei*waltung,  welche  unter  besondere  Obhut  ge- 
stellt ist; 

c)  mit  der  Aufsicht  über  diejenigen  gottesdienstlichen  und  anderen 
Geräthschaften ,  welche  zum  ausschliesslichen  Gebrauche  des 
Klostercorrents  dienen. 

§.  4.  üeber  allfällige  Anstände ,  welche  in  Hinsicht  auf  die 
Klostergutsverwaltung  zwischen  dem  Corrente  und  der  Verwaltung 
sich  erheben  sollen,  entscheidet  der  Begierungs-Bath. 

§.  5.  Um  seinen  Verpflichtungen  genügen  zu  können,  hat  der 

26» 
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Verwalter  mit  dem  gesammten  umfange  der  Rechte  des  Klosters  in 
fiinkünfteu,  Nutzungen,  Gefälle  etc.,  ferner  mit  den  bestehenden  Be- 
schwerden aller  Art,  und  endlich  mit  der  Oeconomie  sowohl  in  Hin- 
sicht auf  die  in  Pacht  gegebenen  Realitäten ,  als  diejenigen ,  welche 
vom  Kloster  selbst  benutzt  werden^  sich  vertraut  zu  machen. 

Wo  immer  in  streitigen  oder  illiquiden  Angelegenheiten  der  Ver- 
walter des  Rathes  oder  der  hohem  Weisung  bedarf,  da  wendet  eir 
sich  an  das  Finanz- Departement,  unter  deren  Leitung  er  zunächst  steht. 

§.  6.  Für  den  Zweck  des  Unterhalts  der  Klostergebäulichkeiten 
und  Pertenenzien  reicht  der  Verwalter  zu  Anfang  eines  jeden  Jahres 
dem  Finanz-Departemente  Pläne  und  Kostenberechnungen  ein. 

Für  dingliche  Reparaturen  von  niederm  Belange  sorgt  derselbe 
von  sich  aus. 

§.  7.  Der  Verwalter  hat  sowohl  fj/üc  die  zweckmässige  Arron- 
dirung  des  Klostergutes,  als  für  vortheilhafte  Verkäufe  die  schickliche 
Gelegenheit  wahrzunehmen,  und  darüber  an's  Finanz-Departement  zu 
berichten. 

§.  7.  QleichCTmassen  sorgt  derselbe  för  zweckdienliche  Verpach- 
tungen des  grösseren  öutscomplexes  und  einzelner  Parzellen  desselben 
unter  Berichterstattung  an  das  Departement. 

§.  8.  Der  Verwalter  lässt  sich  den  geflissenen  Bezug  der  Capital-, 
Grund-  und  Zehntzinse  sowie  anderweitiger  Gefälle  nach  Hassgabe  der 
vorhandenen  Capitalbücher,  Urbarien  und  Zinsrödel,  sowie  unter  Beo- 
bachtung der  für  das  Staatsvermögen  aufgestellten  reglementarischen 
Vorschriften  angelegen  sein. 

§.  9.  Der  Verwalter  wacht  über  die  Sicherheit  der  Capitalien 
und  der  übrigen  ausstehenden  Klosterguthaben. 

Bei  Fallimenten,  Pfandheimschlagen ,  Benefizienventnren  und 
sonstigen  Schuldenrüsen  besorgt  er  die  erforderlichen  Eingaben. 

§.  10.  Für  die  Anlage  gekündigter  Capitalien  oder  sonst  dispo- 
nibler Baarschafk  hat  der  Verwalter  seine  Anträge  —  im  Begleite  der 
Originalschuldcopien  —  an  das  Finanz-Departement  einzureichen. 

§.  11.  Es  ist  Sache  des  Verwalters,  far  die  bestmögliche  Ver- 
werthung  landwirthschaftlicher  Producte,  und  hinwiederum  fär  zeit- 
gemässe  und  vortheilhafte  Ankäufe  zu  sorgen,  und  bei  grössern  An- 
schaffungen oder  Veräusserungen  die  zweckentsprechenden  Vollmachten 
sich  einheilen  zu  lassen. 

§.  12.  In  Hinsicht  auf  die  jährliche  Rechnungsstellung,  sowie 
betreffend  die  über  die  Verwaltung  auszuübende  ControUe  finden  die 
Bestimmungen  des  Reglements  vom  21.  Juni  1862  Anwendung. 
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Im  Kanian  Zug  gehören  ausser  4em  Capuzinerkloster  die  Frauen- 
klöster Frauenthal,  Maria  Opferung  in  Zug  und  hl.  Kreuz  in  Cham, 
zu  den  geistlichen  Corporationen,  deren  Verwaltung  durch  den  Artikel 
9.  der  Staatsverfassung  vom  8.  Jänner  1848  bestimmt  ist,  welcher 
lautet : 

Jeder  Gemeinde  des  Kantons,  sowie  jeder  geistlichen  oder  welt- 
lichen Corporation,  welche  durch  die  höchste  Staatsbehörde  anerkannt 
ist,  bleibt  ihr  Eigenthum  und  derselben  Verwaltung  unter  Oberaufsicht 
des  Staates  bestens  zugesichert. 


In  den  Kantonen  BaseUand  und  Bern  bestehen,  mit  Aus- 
nahme des  Frauenklosters  Pruntrut,  welches  aber  in  vermögens- 
rechtlicher Beziehung  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  kann,  weder 
Klöster  noch  geistliche  Stifte.  Aus  diesen  Anfahrungen  ergibt  sich, 
dass  mit  Ausnahme  des  kleinen  Kantons  Zug  in  allen  Kantonen  der 
Diöcese  Basel,  in  welchem  geistliche  Stifte  und  Klöster  sich  befinden; 
entweder  die  unmittelbare  staatliche  Administration  über  dieselbe 
stricte  durchgeführt,  oder  die  staatliche  Oberaufsicht  soweit  ausge- 
dehnt ist,  dass  sie  materiell  dieser  Administration  gleichkommt. 

Diese  staatliche  Bevormundung  hat  man  vor  allem  juridisch 
dadurch  zu  begründen  gesucht,  dass  man  die  geistlichen  Gorporationen 
als  Staatsanstalten  erklärte.  Die  Hohlheit  dieser  Interpretation  er- 
gibt sich  aber  schon  aus  dem  Wesen  und  Charakter  der  geistlichen 
Gorporationen  überhaupt.  Denn  der  Zweck  dieser  Gorporationen  ist, 
wie  schon  der  blosse  Name  bedeutet,  ein  kirchlicher.  Von  einer 
Identität  des  Zweckes  mit  der  Staatsgewalt  kami  hier  nicht  die  Bede 
sein.  Nur  diejenigen  Institutionen  können  als  Staatsanl^talten  be- 
zeichnet werden,  die  staatliche  Zwecke  verfolgen,  welche  daher  schon 
im  römischen  Rechte  mit  dem  Namen  res  publicae  im  Gegensätze  zu 
den  profanen  und  kirchlichen  Gorporationen  bezeichnet  worden.  Wie 
aber  der  Staat  zur  Bealisirung  seines  Zweckes  dergleichen  Gorporatio- 
nen bedarf,  so  hat  auch  die  katholische  Kirche  zur  Verfolgung  ihrer 
Zwecke  verschiedene  Institute,  zu  welchem  auch  diese  geisüichen 
Gorporationen  gehören.  Da  aber  die  katholische  Kirche  keine  Staats- 
anstalt Ist,  so  ergibt  sich  hieraus  die  natürliche  Gonsequenz,  dass  die 
intregrirenden  Theile  derselben,  dass  somit  auch  die  Klöster  und  die 
geistlichen  Dom-  und  Collegiatstifte  diesen  staatlichen  Charakter  nicht 
haben  können.  Noch  evidenter  ergibt  sich  aber  die  Hohlheit  dieser 
Interpretation  der  eidgenössischen  Staatscanonisten  durch  das  histo- 
rische Factum,  dass  keines  von  den  angefahrten  Klöstern  und  geist- 
lichen Stiften  in  primitiven  Dotations- Verhältnissen  zu  dem  Staate 
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steht.  Weder  auf  Kosten  des  Fiscns  noch  des  Landes ,  sondern  auf 
rein  privativen  Wegen  dnrch  geistliche  und  weltliche  Grotthäter  sind 
diese  geistlichen  Stifte  und  Klöster  entstanden.  Jahrhunderte  vor 
der  Entstehung  der  Kantone,  in  denen  sie  sich  heute  befinden ,  ja 
Jahrhunderte  vor  der  Entstehung  der  Eidgenossenschaft ,  waren  be- 
reits alle  derselben  mit  Ausnahme  einiger  FrauenklOster  schon  rar- 
handen. 

Aber  auch  angenommen,  die  Theorie  des  staatlichen  Charakteis 
der  geistlichen  Corporationen  wäre  vollkonunen  begründet,  so  konnte 
hieraus  nie  und  nimmer  ein  absolutes  Recht  des  Staates  über  die- 
selben abgeleitet  werden.  Sehr  treffend  bezeichnet  dieses  eine  Stelle 
eines  Rechtsgutachtens  der  juristischen  Facultät  Heidelberg  über  die 
Verhältnisse  des  Klosters  Einsiedeln  zum  Kloster  Fahr  in  Betreff  der 
Eigenthumsstreitsache  zwischen  Aargau  und  Einsiedeln  vom  Jahre 
1840  mit  den  Worten : 

Es  sei,  dass  man  alle  im  Staate  bestehenden  Gemeinheiten  als 
Staatsanstalten  zu  betrachten  habe,  so  sind  doch  deswegen  die  Rechte 
der  Gemeinheiten  nicht  schlechthin  in  das  Ermessen  der  Regierung 
gestellt.    Ein  jedes  in  der  Staatsgewalt  enthaltene  Recht  ist  zwar, 
wie  die  Staatsgewalt  selbst,  ein  seinem  Wesen  oder  Begriffe  nach 
bedingtes  Recht.    Aber  eine  Hauptaufgabe  des  Staatsrichters  ist  ge- 
rade die,  die  Grundsätze  aufzustellen,  nach  welchen  die  Rechte  der 
Staatsgewalt  auszuüben  sind,  auf  dass  die  Ausübung  dieser  Rechte 
dem  rechtlichen  Interesse  des  Gemeindewesens  und  denfi  der  einzel- 
nen  Bürger  entspreche.     Auch   angenommen  oder  zugegeben  also, 
dass  eine  jede  im  Staate  bestehende  Gemeinheit  eine  Staatsanstalt  ist, 
so  ist  und  bleibt  doch,  so  oft  es  sich  um  einen  Beschluss  handelt, 
der  wegen  einer  oder  mehrerer  im  Staate  bestehender  Gemeinheiten 
gefasst  werden  soll,  die  Frage  noch  immer  die,  was  in  dem  gegebenen 
Falle  den  Rechten  gemäss  sei,  und  so  kann  mithin  ein  solcher  Be- 
schluss nicht  schon  durch   die  Eigenschaft  gerechtfertigt  werden, 
welche  Gemeinheiten  als  Staatsanstalten  haben.    Es  muss  vielmehr 
ein  solcher  Beschluss,  um  gerecht  zu  sein,  auf  einem  andern  und 
besonderen  Grunde  beruhen.   Ob  übrigens  der  mehrerwähnte  Beschluss 
des  Kantons  Aargau  vom  7.  November  1835  einen  besondem* Grund 
für  sich,  oder  wohl  selbst  einen  besondem  Grund  gegen  sich  habe, 
ist  hier  einstweilen  gleichgültig.    Denn  die  Frage  war  hier  nur  die: 
ob  sich  jener  Beschluss  schon  damit  rechtfertigen  lasse,  dass  er  Klöster, 
als  Gemeinheiten,  zum  Gegenstande  habe. 
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Aus  diesem  Bechtsgatachten  erhellt,  dass  der  staatliche  Ab- 
solutismus nicht  nur  den  Individuen  und  profanen  Corporationen  son- 
dern auch  selbst  den  staatlichen  Corporationen  gegenüber  an  Schranken 
gebunden,  indem  gewisse  Bechte,  die  sogenannten  Grundrechte  der- 
selben, respectirt  werden  müssen.  Zu  diesen  Grundrechten  gehört 
aber  vor  allem  das  Eigenthumsrecht,  welches  naturgemäss  das  Becht 
der  freien  Administration  involvirt.  Es  ist.  daher  die  Selbstverwaltung 
derjenigen  Corporationen,  die,  wenn  von  einer  Staatsanstalt  die  Bede 
ist,  zuerst  auf  dieses  Attribut  Anspruch  haben,  es  ist  die  Selbstver- 
waltung der  politischen  Gemeinden,  ein  Princip,  das  nicht  nur  durch 
die  neuren  Staatsrechtscompendien  und  durch  die  Verfassung  und  Ge- 
setzgebung beinahe  aller  europäischen  Staaten ,  sondern  auch  durch 
die  Macht  der  öffentlichen  Meinung  zur  allgemeinen  Anerkennung  ge- 
kommen ist.  Denn  der  moderne  Liberalismus,  welcher  die  öffentliche 
Meinung  repräsentirt,  hat  mit  Becht  die  Acht  über  jenes  Bevormun- 
dungssystem, wie  es  heute  ausnahmsweise  noch  in  Frankreich  und 
Mecklenburg  den  politischen  Gemeinden  gegenüber  an  der  Tagesord- 
nung ist,  ausgesprochen.  Wenn  aber  noch  ein  Funke  von  Consequenz 
und  Gerechtigkeitsgefühl  diese  liberale  öffentliche  Meinung  beseelt, 
so  muss  ihre  Achtserklärung  auch  jenes  Bevormundungssystem  treffen, 
welches  heute  noch  in  der  freien  Schweiz  den  geistlichen  Corporatio- 
nen gegenüber  beobachtet  wird.  Diese  Tugenden  kennt  aber  der 
schweizerische  Liberalismus  nicht,  er  hat  getreu  die  praktische  Doc- 
trin,  dass  es  in  der  Politik  keine  Gerechtigkeit  gebe,  welche  ihm  sein 
grosser  Wadtländer  Mandator  als  ein  politisches  Yermächtniss  hinter- 
lassen, bis  auf  den  heutigen  Tag  befolgt.  Denn  überall  in  unsern 
schweizerischen  Landen,  wo  die  sogenannte  liberale  Partei  das  herr- 
schende System  bildet,  und  dieses  ist  der  Fall  in  allen  Cantonen  der 
Diöcese  Basel,  mit  Ausnahme  des  Cantons  Zug,  wird  diese  Bevogtung 
der  geistlichen  Stifte  und  Klöster  als  ein  unfehlbares  Dogma  aufge- 
stellt, zu  dessen  Begründung  man  nebst  den  oben  aufgefährten  ab- 
surden josephinisehen  Theorien  auf  das  Institut  der  Kastenvogtei 
sich  beruft. 

Von  dieser  Argumentation  mit  der  Kastenvogtei  wird  sogar  in 
officiellen  Actenstücken  Gebrauch  gemacht.  So  sagt  eine  Proclama- 
tion  des  luzemerischen  Grossen  Bathes  vom  2.  Februar  1848  wörtlich : 

> Werthe  Mitbürger !  Noch  haben  wir  eine  Veränderung  zu  be- 
rühren. Im  Artikel  3.  der  Verfassung  vom  Jahre  1841  wurden  alther- 
gebrachte Bechte  des  Staates  in  kirchlichen  Dingen  den  ultramonta- 
nen Bestrebungen  aufgeopfert,  namentlich  wurde  das  Becht  der  Auf- 
sicht und  Besorgung  (Verwaltung)  der  Vermögenszustände  der  Stifte 
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und  Klöster,  das  von  der  Begierung  des  Kantons  Lnzem  als  Kasten- 
YOgt  derselben  von  jeher  geflbt  wurde,  zum  Theile  preis  gegeben. 
Wir  haben  für  nothwendig  gefunden,  die  daherigen  BestinunuDges 
aus  der  Verfassung  wegzulassen,  und  dadurch  den  Staat  wiedemm  in 
seine  ehevorigen  Bechte  einzusetzen ,  und  glauben  dadurch  zu  hu- 
deln nach  dem  Ausspruche  der  heiligen  Schrift :  Gott  zu  geben,  wu 
Gottes  ist,  und  dem  Kaiser  zu  geben,  was  des  Kaisers  ist.« 

Diese  Anschauung  verräth  vor  allem  eine  totale  Verkennung 
des  juridischen  Begriffs  der  Kastenvogtei.  Denn  wie  das  jus  advo- 
catiae  die  Schutzpflicht  eines  Dynasten,  resp.  des  Staates  der  katho- 
lischen Kirche  und  speciell  auch  der  vermögensrechtlichen  Persönlicb- 
keit  derselben  enthält,  so  beschränkt  die  Kastenvogtei  diese  Schntz- 
pflicht  auf  ein  bestimmtes  geistliches  Stift  oder  Kloster  mit  der  ein- 
zigen Modification,  dass  früher  der  jeweilige  Kastenvogt  die  betreffen- 
den geistlichen  Corporationen  vor  den  weltlichen  Gerichten  zu  ver- 
treten hatte. 

Diese  unsere  Auffassung  vom  Institut  der  Kastenvogtei  findet 
ihre  Bekräftigung  durch  die  AusspitLche  der  bedeutendsten  schweize- 
rischen rechtshistorischen  Autoritäten  (Segesser ^  BluntscMi,  Blumer,. 

Segesser  sagt  in  seiner  Bechtsgeschichte  der  Stadt  und  Bepublä 
Luzern  I.  Bd.  Seite  151: 

»Der  Begriff  der  Kastenvogtei  bestimmt  sich  einfach  als  die 
Pflicht  des  Schutzes  und  Beistandes  in  Verwaltungssachen  einerseits! 
und  das  Becht  gewisser  Vortheile  und  Leistungen  anderseits.« 

Bluntsehli  sagt  in  seiner  Geschichte  des  schweizerischen  Bun- 
desrechtes I.  Band,  Seite  17.  und  18.: 

»Stand  die  höchste  Vogtei  dem  Könige  selbst  zu,  so  wurde  di« 
Kirchenvogtei  (Kostenvogtei)  über  die  Klöster  und  die  Besitzungen 
und  Leute  derselben  dann  regelmässig  einem  benachbarten  Dynasten 
zur  Vei-waltung  übertragen.  Der  Kirchenvogt  hatte  die  Bechte  des 
Klosters  in  dem  Gauding  und  vor  der  Beichsverfiissuug  zu  verfechten 
und  die  Hintersassen  zu  vertreten.  Er  wurde  auch  wenigstens  in 
späterer  Zeit  gewöhnlich  vom  Könige  mit  der  höhern  Gerichtsbarkeit 
über  die  Hintersassen  mit  dem  Blutbanne  ausgerastet.  Er  übte  so- 
mit die  gaugräflichen  Bechte  aus  über  die  Klosterleute  innerhalb  des 
gefreiten  Gebiets.« 

Blumer  sagt  in  seiner  Staats-  und  Bechtsgeschichte  der  schwei- 
zerischen Democratie  I.  Bd.,  S.  132. : 

»Wie  dem  Stifter  einer  Kirche  das  Patronatsrecht,  so  stand 
demjenigen  eines  Klosters  und  seineu  Nachkommen  von  Bechtswegen 
die  Kastenvogtei  (advocatia)  über  dasselbe  zu ,  in  welcher  zunächst 
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das  Recht  der  AuMcht  über  die  Vermögensverwallung,  dasjenige  der 
Vertretung  des  Gotteshauses  und  seiner  Untergebenen  vor  den  welt- 
lichen Gerichten  und  die  Verpflichtung  zum  bewafiiieten  Schirme  ent- 
halten waren.« 

Dem  Institut  der  Kastenvogtei  Hegt  demnach  das  juridische 
Verhältniss  der  Advocatur  und  Procuratur  zu  Grunde.  Es  braucht 
nun  in  der  That  eine  Logik,  welche  alle  natürlichen  und  positiven 
Bechtsprincipien  ignorirt,  um  hieraus  eine  staatliche  Bevormundung 
über  die  geistlichen  Corporationen  abzuleiten. 

Diese  Bevormundung  entbehrt  aber  wie  jeder  rechtlichen,  so 
auch  jeder  historischen 'Begründung,  ja  deren  Geltendmachung  ver- 
räth  eine  crasse  Ignoranz  unserer  vaterländischen  Geschichte.  Denn 
bis  zum  Jahre  1798,  ja  selbst  in  unserm  Jahrhundert,  in  dem  Zeit- 
raum vom  Jahre  1808  bis  zum' Jahre  1885  finden  wir  die  staatliche 
Administration  über  die  geistlichen  Stille  und  Klöster  nirgends  in  un- 
sern  Landen  durchgeführt.  Wenn  zwar  auch  schon  in  frühem  Jahr- 
hunderten das  Oberaufsiehtsrecht  des  Staates  den  geistlichen  Corpora- 
tionen gegenüber  geltend  gemacht  wurde,  so  hatte  dasselbe  durchaus 
nicht  den  Charakter  der  Bevogtung  und  Bevormundung.  Wenn  auch 
schon  seit  dem  15.  Jahrhundert  der  Staat  das  Recht  für  sich  vindicirte, 
die  Klöster  zur  jährlichen  Rechnungsablegung  anzuhalten,  so  wurde 
von  diesem  Rechte  höchst  selten  und  nur  bei  notorisch  schlechter  Ver- 
waltung derselben  Gebrauch  gemacht.  Ja  selbst  bei  dieser  notorisch 
schlechten  Verwaltung  der  geistlichen  Corporationen  trat  nie  eine  Be- 
vormundung nach  dem  Vorbild  der  heutigen  schweizerischen  Praxis 
ein,  sondern  es  wurde  eben  nur  diese*  periodische  Rechnungsablegung 
gefordert.  Den  Beweis  hiefür  könnten  wir  aus  vielen  Actenstücken 
der  einzelnen  Kantone  der  Diöcese  Basel  erbringen.  Wir  beschränken 
aber  denselben  auf  die  Auffahrung  eines  Actenstückes,  das  nicht  nur 
kantonale,  sondern  eine  allgemeine  schweizerische  Bedeutung  hat, 
respective  auf  die  wörtliche  Angabe  des  Inhalts  eines  eidgenossischen 
Abscheides  aus  dem  16.  Jahrhundert,  beziehungsweise  des  eidgenös- 
sischen Abscheides  vom  25.  Juli  1555  III.  an  die  VII  Orte  dessen 
Inhalt  also  lautet : 

Und  als  obgemeldter  Unser  Landvogt  im  Thurgau  uns  die  Rech- 
nungen der  vier  Frauenklöster  Münsterlingen,  Feldbach,  Dänikon  und 
Kalchern  vorgebracht,  und  Wir  dieselben  verhört,  so  haben  Wir  be- 
funden, dass  in  denselbigeu  Klöstern  wohl  und  i*echt  gehauset  wird, 
und  sonderlich,  wie  Wir  dess  von  gesagtem  Unserm  Landvogt  und  an- 
dern Ehrenleuten  berichtet  worden,  dass  die  zwo  Frauen  zu  Feldbach 
und  Däniken  ihren  Gotteshäusern  ordentlich  und  wohl  haushalten,  die- 
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selben,  der  ablösigen  Zinsen  halb,  von  Jahr  zu  Jahr  ledigen  and  lö- 
sen, die  Häuser  mit  Dachstühlen  und  andern  Bauten  in  gute  Ehr 
legen  also,  dass  es  von  Jahr  zu  Jahr  gespürt  wird,  dass  sokhe  beide 
Gotteshäuser  für  und  für  zunehmen  und  wieder  in  Aufgang  gebraebt 
werden,  und  dass  auch  den  Armen  am  Almosen  kein  Abbruch  be- 
schehe;  derohalben  beider  Frauen  von  Feldbach  und  DSniken,  gioz 
dienstliche  und  fleissige  Bitte  wäre,  dieweil  man  doch  sehe,  wie  und 
in  welchem  Masse  sie  unsern  Gotteshäusern  haushaltenf  unsere  Herrn 
und  Obern  möchten  sie  solcher  jährlichen  Rechnung  erlaasenf  so  lang 
es  Undern  Herrn  und  Obern  gefällig  sei ;  so  seien  sie  des  Erbietens, 
gemeldten  Unsern  Gotteshäusern,  furer  wie  bishar  in  allen  Treuen  und 
mit  allem  Fleiss  und  Ernst  hauszuhalten,  den  Armen  am  Almosen 
keinen  Abbruch  zu  thun  und  sich  dermassen  zu  halten,  dass  Qott 
vorab  und  auch  unsere  Herren  und  Obern  daran  einen  Gefallen  und 
gutes  Vergnügen  haben  sollen ;  wo  aber  das  von  ihnen  nicht  geschehe, 
und  zu  welcher  Zeit  dann  unsere  Herren  und  Obern,  sie  wiedemm 
Hechnung  zu  thun,  heissen  und  auffordern  werden,  sie  sich  jederzeit 
zu  geben  und  um.  ihre  Haushaltung  Bericht  zu  thun,  keineswegs 
sperren  werden.  Und  so  aber  Wir,  die  Boten,  harum  keinen  Befehl 
haben,  so  haben  wir  das  in  unsern  Abscheid  genommen,  an  unsere 
Hen*en  zu  bringen,  und  ihnen  am  nächsten  Tag  darum  Antwort  zu  geben. 

Aber  nicht  nur  in  den  altern  Zeiten,  sondern  auch  im  17.  und 
18.,  ja  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  war  die  Selbstverwaltung  der 
geistlichen  Corporationen  nicht  nur  ein  allgemeiner,  sondern  auch 
ein  schweizerischer  Kechtsgrundsatz.  Diese  Selbstverwaltung  war 
freilich  dann  wieder  verschieden  geordnet.  Bei  den  GoUegiatstifteu 
und  Mannesklöstern  stand  die  Administration  der  Stiftungs-  oder 
Klostergüter  den  einzelnen  Capitelsgliedern  zu.  So,  um  hier  nur  der 
luzernerischen  CoUegiatstifte  Münster  und  Luzern  im  Hot  zu  erwähnen^ 
bestanden  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhundert,  für  die  einzelnen  Verrieb- 
tungen der  Stiftsverwaltung  die  Administratoren  aus  der  Zahl  der  Chor- 
herm.  Der  Kämmerer  war  mit  der  Verwaltung  der  Jahrzeitgelder  und 
der  Früchte  der  Kammer  beauftragt.  Der  Gustos  hatte  die  Einkünfte  der 
Gustorei  zu  beziehen,  den  Schatz  der  Kirche  zu  bewahren  und  Wachs 
und  Gel  zu  verwalten.  Der  Kellner  hatte  den  Zehntenbezug  und  die 
Verleihung  der  Zinsgüter  zu  besorgen.  Der  Bauherr  hatte  für  den 
Unterhalt  der  Gebäude  der  Stifte  und  der  Patronatskirchen  Sorge  zu 
tragen,  und  war  zugleich  mit  der  Verwaltung  der  diesen  Zwecken  zu* 
getheilten  Fonds  beauftragt,  vide  Segeaser's  Rechtsgeseh.  der  Stadt 
und  Bepublik  Luzern,  Bd.  IL,  St.  858. 
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Bei  den  Frauenklöstern  dagegen  wurde  von  dem  Convent  oder 
der  Aebtimn  je  nach  dem  monarchischen  oder  dem  democratischen 
Tipus  des  betreffenden  Ordens  für  die  wichtigsten  Zweige  der  Admi- 
nistration Verwalter  bestellt. 

Die  Selbstverwaltung  der  schweizerischen  geistlichen  Stifte  und 
Klöster  hat  daher  eine  feste  historische  Basis,  so  dass  die  uralten 
republicanischen  Rechte,  an  welche,  um  die  heutige  Bevormundung 
der  katholischen  Kirche  auch  in  diesem  Punkte  zu  begi*ündcn,  appel- 
lirt  wird,  als  leere  Phantome  erscheinen. 

Nachdem  wir  nun  gezeigt,  dass  die  Erhebung  der  staatlichen 
Bevormundung  der  geistlichen  Corporationen  zu  einer  allgemeinen 
Norm  weder  juridisch  noch  historisch  gerechtfertigt  werden  kann, 
so  dass  die  Selbstverwaltung  derselben  die  Regel  bildet,  bleibt  uns 
noch  übrig,  zu  untersuchen,  in  wiefern  eine  Ausnahme  von  dieser  all- 
gemeinen Regel  eintritt,  und  ob  diese  Ausnahme  auch  auf  die  geist- 
lichen Stifte  und  Klöster  in  der  Diöcese  Basel  Anwendung  findet. 
Dasjenige  was  wir  oben  gesagt,  wo  das  Kirchenvermögen  im  engeren 
Sinne,  resp.  die  Verwaltung  desselben  behandelt  wurde,  gilt  auch  hier. 
Denn  nach  heutigen  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  die  in  den 
meisten,  civilisirten  Staaten  adoptirt  sind,  kann  die  staatliche  Be- 
vormundung der  geistlichen  Corporation  nur  dann  stattfinden,  wenn 
die  civilrechtlichen  Requisiten,  welche  die  Bevogtung  und  Bevor- 
mundung auch  den  Privaten  und  profanen  Corporationen  gegenüber 
rechtfertigen,  vorhanden  sind.  Ditese  Uequisiten  beschränken  sich 
sowohl  nach  gemeinem  Rechte,  als  auch  nach  particulären  schweizeri- 
schen Rechten  auf  den  Nachweis,  dass  bei  einer  selbstständigeu  Ad- 
ministration ein  öconomischer  Ruin  zu  beflirchten  sei.  So  tritt  nach 
§.  110.  Abs.  b.  und  c.  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  des  Cantons 
Luzem  die  Bevogtung  vol^ähriger  Personen  erst  dann  ein,  wenn  dar- 
gethan  ist,  dass  die  betrefffendeü  Personen  wegen  geistigen  oder  kör- 
perlichen Gebrechen  oder  Verschwendung  zur  Verwaltung  unfähig  sind, 
so  dass  ihnen  die  Besorgung  ihres  Vermögens  nicht  mehr  anvertraut 
werden  kann.  Im  gleichen  Geiste  ist  gehalten:  die  Gesetzgebung 
der  übrigen  Kantone  der  Diöcese  Basel ;  ja  die  persönliche  Freiheit 
gegen  willkürliche  BeVogtung  wird  in  den  meisten  übrigen  Kantonen 
wie  in  Solothurn  §.  376.  des  soloth.  bürgerlichen  Gesetzbuches ;  Bern 
g.  220.  des  bürgerlichen  Gesetzbuches;  Thurgau  §.  875.  des  thurg. 
Civilrechtes ;  Aargau  §.  362.  des  aarg.  bürgerlichen  Gesetzbuches, 
noch  dahin  erweitert,  dass  die  Piodigialitätserklftrung,  wie  es  dem 
gemeinen  Rechte  und  dem  modernen  Rechtsbewusstsein  entspricht,  in 
die  richterliche  und  nicht  in  die  administrative  Competenz  gehört. 
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»Mit  Vergnügen  haben  wir  uns  erinnert,  dass  die  Abteien  und 
Klöster  bei  ehe  voriger,  ihnen  selbst  überlassener  Yenraltang  immer- 
hin durch  eine  nach  weisen  Grundsätzen  eingerichtete  Oeconomie, 
sich  ausgezeichnet,  und  hauptsächlich  dadurch  ihre  Vermdgens-Üio- 
stände  in  Aufnahme  gebracht  haben.  Femer  haben  wir  beherziget, 
welchen  wohlthätigen  Einfluss  ihr  gutbesorgter  VermCgensinstand  aof 
die  Einwohner  der  ihnen  nahegelegenen  Gemeinden  und  besonders  v& 
die  ärmere  von  Handarbeit  sich  nährende  Classe  haben  könne.  So 
glaubten  wir  nicht  nur  den  Ordensgeistlichen  ein  Merkmal  der 
Achtung  gegen-  sie  und  den  katholischen  Beligionsgenossen  einen  Be- 
weis unserer  Grundsätze  zu  geben,  sondern  eine  in  mehrem  Bücksich- 
ten wohlthätige  Verffigung  zu  treffen,  indem  wir  uns  beeilen,  dif 
Abteien  und  Gotteshäuser  wieder  in  die  Verwaltung  ihres  Vermögem 
einzusetzen.  € 

Diese  Belobung  wurde  später,  im  Jahre  1834,  also  unmittelbar 
vor  der  Aufhebung  der  freien  Administration  dem  Frauenkloster  Maria 
Krönung  in  Baden  von  der  gleichen  Behörde  zu  Theil,  wonach  seine 
Verwaltung  als  nach  weisen  Grundsätzen  geordnet,  und  seine  Oeeo- 
nomie  mit  vieler  Geschicklichkeit  geführt,  bezeichnet  wird.  (Vergl. 
G.-B.-Verhdl.  vom  Jahre  1835,  Seite  1047.) 

Die  Verwaltung  eines  zweiten  Klosters,  des  Klosters  Gnadenthal 
erhielt,  wenn  auch  keine  ofBcielle  Belobung,  doch  eine  Anerkennungt 
der  wir  eben  so  grosses  Gewicht  beilegen,  weil  sie  von  einem  Manne 
kam,  der  als  Schriftsteller  und  Staatsmann  zu  den  Coryphäen  des 
schweizerischen  Liberalismus  gehörte.  Heinrich  Zsehokke  sagte  an 
7.  November  1835  im  aargauischen  Grossrathe,  als  es  sich  um  die 
staatliche  Bevogtung  der  aargauischen  Klöster  handelte,  über  die 
Administration  dieses  Frauenklosters : 

»Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  das  Kloster  Gnadenthal  zu  einer 
bessern  Administration  gezwungen  wird,  als  es  schon  hat.  Ich  habe  M- 
her  schon  bei  einer  andern  Frage  im  Vorbeigehen  bemerkt,  dass  dieses 
arme  Kloster  in  einer  Reihe  von  Jahren  so  vorwärts  gekommen  i^^i 
dass  es  wieder  Novizen  annehmen  konnte,  und  noch  mehr  anneluaen 
kann,  ja  noch  einige  annehmen  rouss,  wenn  es  wenigstens  noch  fox\r 
bestehen  soll.« 

Wie  bei  den  aargauischen  Klöstern,  so  war  auch  bei  den  Klö- 
stern und  geistlichen  Stiften  im  Kanton  Luzeni,  die  vor  dem  Erlass 
des  grossräthlichen  Decretes  vom  14.  April  1848,  durch  welches  die 
Staatsadministration  über  die  geistlichen  Corporationen  ausgesprochen 
wurde,  so  beschaffen,  dass  bei  den  jährlich  gestellten  Bechnnngen 
immer  Vermögensvorschläge  aufzuweisen  waren. 
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So  betrug  nach  dem  luzernerischen  Staats verwaltungs  -  Bericht 
vom  Jahre  1851,  Seite  34,  das  reine  Vermögen  des  Stiftes  Münster 

auf  den  1.  Jftnner  1Q4L6  alte  W Fr.  2,254,810.  92*/«  rp. 

Vorschlag „  ^5^8.  06      „ 

auf  den  1.  Jänner  iftt7 ^    2,257,891.  IS-Vg    „ 

Vorschlag „  3080.  22^1^   ^ 

auf  den  1.  Jänner  1848 ^    2,274,523.  763/^    „ 

Vorschlag „         16,632.  61       „ 

Nur  die  thurgauischen  Klöster  hatten  vor  der  staatlichen  Be- 
vormundung in  der  Zeit  vom  Jahre  1803  bis  1836  ein  kleines  Deficit, 
das  aber  nicht  die  Folge  einer  schlechten  Administration,  sondern 
wie  in  einer  Vorstellungsschrüt  der  thurgauischen  Klöster  und  Stifte 
an  ihre  oberste  Landesbehörde  vom  24.  Februar  1840  überzeugend 
dargethan  wird,  einzig  und  allein  in  ausserordentlichen  Ereignissen 
die  Ursache  hat.  (Vgl.  Schw.  K.-Zeitg.  v.  Jahre  1840,  Nr.  12.,  S.  188.) 

In  Hinsicht  auf  diese  begründeten  Thatsacheu  konnte  daher 
gegen  die  gute  und  zweckmässige  Verwaltung  der  benannten  Klöster 
und  geistlichen  Stifte  kein  gerechter  Zweifel  erhoben  werden.  Man 
scheint  dies  übrigens  in  massgebenden  Kreisen  sehr  gut  geföhlt  zu 
haben.  Daher  das  Stillschweigen  in  den  betreffenden  Decreten  und 
M^joritäts- Gutachten  über  das  Besultat  der  jährlich  eingelieferten 
Rechnungen,  daher  das  ausschliessliche  Zwecfanässigkeits-Baisonne- 
ment,  nach  welchem  die  Staatsverwaltung  die  sicherste  Crarantie  einer 
guten  Oeconomie  bilden  soll. 

Aber  auch  angenommen,  das  Recht  müsste  schweigen,  wenn  die 
Zweckmässigkeit  spricht,  so  könnte  gerade  von  diesem  Standpunkte 
der  Zweckmässigkeit  aus  nicht  so  unbedingt  die  Staatsverwaltung 
über  das  Vermögen  der  geistlichen  Corporationen  zu  Gunsten  einer 
guten  Oeconomie  interpretirt  werden.  Denn  die  grossen  Deficite, 
welche  die  neuem  Staatsverwaltungs-Berichte  in  monarchischen  und 
republicanischen  Staaten,  namentlich  auch  in  unsem  schweizerischen 
Landen  nicht  nur  allein  in  ausserordentlichen ,  sondern  auch  in  ge- 
wöhnlichen ruhigen  Zeiten  au&uweisen  haben  sind  wahrlich  nicht  im 
Stande,  den  Glauben  an  die  Unfehlbarkeit  einer  guten  Oeconomie  unter 
staatlicher  Administration  zu  befestigen.  Ja  dieser  Glaube  wird  gera- 
dezu abgeschwächt,  wenn  wir  die  Resultate  dieser  staatlichen  Ad- 
ministration über  die  geistlichen  Corporationen  in  denjenigen  Kanto- 
nen, in  welchen  sie  zuerst  durchgeführt  waren,  resp.  in  den  Kantonen 
Thurgau  und  Aargau  betrachten. 

Im  Kanton  Thurgau  liefern  die  Rechnungen  des  Klosters  St. 
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Cathariua-Thal  und  der  Fonds  der  aufgehobenen  Kldster  beinahe 
alljährlich  einen  bedeutenden  Rückschlag.  So  erreichte  dieser  Rnck- 
schlag  fär  das  Jahr  1849  sogar  die  Summe  von  48,452  fl.  14  kr. 
Diese  Rückschläge  finden  nicht  in  zufölligen  Umständen  ihre  Erklärnng, 
sondern  sind,  wie  es  amtlich  constatirt  ist,  natürliche  Folgen  der  Nach- 
lässigkeit  oder  sogar  der  Unredlichkeit  der  meisten  Administratoren. 
Ja  es  gibt  keine  grössere  Ironie  auf  die  vielgepriesene  Zweckmässig- 
keit der  Staatsverwaltung  der  geistlichen  Corporationen,  als  die  noto- 
rische Thatsache,  dass  innerhalb  des  Zeitraumes  von  1838  bis  1858  im 
Kanton  Thurgau  von  neun  dieser  staatlichen '  Elosteradministratoren 
sechs  wegen  Betrug  oder  Unterschlagung  entlassen  werden  mussten, 
wovon  zwei  derselben  bis  vor  kurzer  Zeit  noch  im  Zuchthause  sassen 
Sehr  treffend  schildert  ein  entschieden  akatholisches  und  radicales 
thurgauisches  Zeitungsblatt  (Wächter  von  Thurgau  vom  Jahre  1855, 
Nr.  42.)  diese  Staatsverwaltung  mit  den  Worten : 

»Bs  hat  uns  in  der  Seele  wehe  gethan  mit  ansehen  zu  müssen, 
wie  von  Anfang  an  Günstlinge  mit  den  fetten  Posten  als  Klosterver- 
walter ausgestattet  wurden,  wie  solche  zweispännig  zu  Spiel  und  Trunk 
in  die  Stadt  fuhren,  während  der  Prälat  zu  einer  Ausfahrt  die  gute 
Laune  des  Emporkömmlings  sondiren  musste.  Es  ist  notorisch,  dass, 
seit  der  Staat  die  Klosterverwaltung  an  die  Hand  genommen,  bis  zu 
ihrer  Aufhebung  im  eigentlichen  Sinne  liederlich  bewirthschaftet  wurde. 
Dass  es  seitdem  so  viel  besser  nicht  geworden,  zeigen  nicht  nur  die 
Tageserscheinungen,  die  Ausrechnung  wird  es  erst  recht  schlagend 
beweisen.« 

Wenn  auch  diese  liederliche  Wirthschaft  bei  den  Klosterver- 
waltungen im  Kanton  Aargau  nicht  so  hervortritt,  so  ist  doch  nicht 
zu  verkennen,  dass  beinahe  alljährlich  in  diesen  Verwaltungszweigen 
auch  hier  Yermögensrückschläge  nachgewiesen  werden  können.  So 
hat  in  letzter  Maisitzung  des  aargauischen  Grossen  Raths  bei  Prüfting 
der  Staatsrechnung  pro  1864,  aus  welcher  sich  für  das  Kloster  Fahr 
ein  Deficit  von  8000  Fr.  und  für  das  Kloster  Gnadenthal  ein  solches 
von  2000  Fr.  ergab,  diese  Behörde  dem  Begierungs-Bath  den  Auftrag 
ertheilt,  nach  gehöriger  Untersuchung  über  die  Ursachen  dieser  Ver- 
mögensrückstände Bericht  zu  erstatten. 

Mag  man  daher  die  Sache  vom  juridischen  oder  historischen, 
oder  wie  wir  es  zuletzt  gethan,  vom  Standpunkte  der  Zweckmässigkeit 
aus  betrachten,  in  allen  Fällen  gelangen  wir  zu  dem  gleichen  Schlüsse, 
nämlich  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Staatsverwaltung  über  die  geistlichen 
Corporationen  in  der  Diöcese  Basel  jeglicher  Begründung  entbehrt. 
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Oesterreichischc  Gesetze  und  VerordnuDgen  über  die  vermögeDS- 
recbüiche  Stellung,  Einkünfte,  Besteuerung  des  Klerus  und  der 

religiösen  Orden, 

nach  amtlichen  Qaellen  mitgethelU  von  Fror.  Dr.  F.  Vering. 

(Fortsetzong  Vgl.  Arohiv  XIV.  8.92-121.,  401-478.;  XV.  S3-66..  XVI.,  228-S6S.) 

140)  Ctat-Ministerialerlass  vom  15.  Juni  1859,  Z.  727 1, 

an  die  Stattbalterei  in  Mftbren, 

womit  fOr  MSbren  erki&rt  wird,  dass  der  DomSnenbesitzer,  der  nigleich  Patron 
ist,  zn  den  Hand-  and  Fabrkosfen  bei  Patronatsbaoten  beUatfagen  nicht  gehal- 
ten sei. 

Der  für  Böhmen  ergangene  Ministerialerlass  vom  14.  Februar 

1857,  Z.  5283.,  nach  welchem  der  Besitzer  einer  Domäne,  in  deren 
Bereich  die  Kirche  oder  Pfarre  gelegen  ist,  wenn  er  zugleich  Patron 
derselben  ist,  zu  einem  Beitrage  zu  den  Handlanger-  und  Fuhrkosten 
gegen  seinen  Willen  nicht  verhalten  werden  kann,  hat  auch  für  Mähren 

zu  gelten ;  was  der  k.  k auf  die  Anfrage  vom  30.  April  1858, 

Z.  8205.,  zur  weiteren  Verfügung  bedeutet  wird. 

141)  Cült-Ministerialerlass  vom  17.  Juni  1839,  Z.  2099-1858., 

an  die  StatthaUerei  in  BObmen, 

womit  erkifirt  wird,  dass  die  Kircben  and  kirchlichen  PfrOndner  zu  den  Hand- 
and  Zngarbeiten  bei  Kirchen-,  Pfarr-  and  Schalbaulrn  nicht  beltragspfliehilg  sind. 

Zufolge  der  mit  dem  hierämtlichen  Erlasse  vom  15.  October 

1858,  Z.-^^ ,  mitgetheilten  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  Oc- 
tober 1858  bleiben  über  die  Frage,  von  wem  und  in  welchem  Masse 
bei  Unzulänglichkeit  des  Eirchenvermögens  zur  Bestreitung  kirchlicher 
Bedürfnisse  beizutragen  sei,  und  in  wie  weit  solche  Leistungen  erzwing- 
bar seien,  für  jetzt  die  bestehenden  Vorschriften  noch  in  Kraft. 

Nach  den  for  das  jenseitige  Verwaltungsgebiet  aufrecht  beste- 
henden Bestimmungen  sind  die  Seelsorger  hinsichtlich  ihrer  ämtlichen 
Dotation,  eben  so  die  Kirchen  von  der  Verbindlichkeit  bei  Eirchen- 
und  Ptarrhofbaulichkeiteu  zu  den  Hand-  und  Zugarbeiten,  beziehungs- 
weise von  der  Umlage  der  an  ihre  Stelle  tretenden  Geldreluition  aus- 
genommen, und  ist  durch  den  Ministerialerlass  vom  10.  Juni  1849, 
Z.  3965.,  welcher  die  Frage,  wer  von  diesen  Leistungen  befreit  sei, 
gar  nicht  berührt,  bezüglich  der  erwähnten  Ausnahme  eine  Aenderung 
nicht  getroffen  worden.    Hiemach  bleiben  bezüglich  der  in.  Rede  ste- 
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henden  Verbindlichkeit  die  erwähnten  Bestimmungen,  so  lange  nicht 
anders  yerfögt  wird,  in  Kraft,  wie  dies  bereits  der  k.  k hin- 
sichtlich der  Schulbauconcurrenz  mit  dem  hierämtlichen  Erlasse  vom 
18.  Februar  1858,  Z.  13,510.,  eröffnet  worden  ist. 

Hierin  finden  die  jenseitigen  Berichte  vom  20.  Deceniber  1855, 
Z.  58,691,  und  vom  8.  October  1856,  Z.  39,408.,  unter  Bückschloss 
ihrer  Beilagen  mit  dem  Bedeuten  die  Erledigung,  dass,  was  die  in  dem 
letzteren  Berichte  weiter  angeregte  Frage  betrifft,  ob  die  in  dem  Hof- 
canzleidecrete  vom  24.  Juni  1840,  Z.  19,665.,  ausgesprochene  Befreiung 
der  Domänenbesitzer  von  der  Beitragsleistung  zu  den  Hand-  und  Zugs- 
arbeitskosten bei  den  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulbaulichkeiten  unge- 
achtet der  Ministerialverordnnng  vom  10.  Juni  1849,  Z.  3965.,  noch 
aufrecht  bestehe,  die  hierortige  Verordnung  vom  21.  August  1857, 
Z.  2137.,  die  diesfalls  erforderliche  Weisung  ertheilt. 

142)  CuÜ.'Ministerialerlass  vom  17.  Juni  1859,  Z.  17,ä06-1858., 

an  die  Statthalterei  in  BObmen, 
betreffend  die  Verpachtung  von  kirchlichen  GrundstOcIeen  an  Israeliten. 

Zufolge  des  vorgelegten  Antrages  des  Prager  fürsterzbischöfli- 
chen  Consistoriums  vom  22.  September  1858,  Z.  7308.,  wird  die  Ver- 
pachtung des  zu  dem  Altbunzlauer  Decanalbeneficium  gehörigen  Hofes 
Dris  f&r  die  Dauer  von  neun  Jahren  im  Offertwege  beabsichtiget  und 
zu  diesem  Verpachtungsacte  die  hier&mtliche  Zustimmung  in  An- 
spruch genommen. 

Unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  unterliegt  es  keinem  An- 
stände, dass  die  Verpachtung  der  zu  dem  genannten  Meierhofe  ge- 
hörigen in  dem  Antrage  des  fursterzbischöflichen  Consistoriums  näher 
bezeichneten  Aecker,  Gärten  und  Wiesen  in  der  angedeuteten  Weise 
eingeleitet  werde. 

Was  die  von  der  Temporalien-Administration  des  Altbunzlauer 
Decanalbeneficiums  angeregte  Frage  über  die  Zulässigkeit  israelitischer 
Offerenten  anbelangt,  so  liegt  es  in  dem  Wortlaute  und  Sinne  der  für 
Böhmen  bestehenden  Vorschriften,  dass  Israeliten  nicht  verhindert 
werden,  ihre  Offerte  zur  Pachtung  von  Grundstücken  einzubringen, 
bei  deren  Verwaltung  die  kaiserlichen  Behörden  entweder  auf  Grund 
des  Concordates  oder  der  Bestimmungen  der  mit  dem  hierämtlichen 

Erlasse  vom  15.  October  1858,  Z.  ~^^,  bekannt  gegebenen  Allerhöch- 
sten EntSchliessung  vom  3.  October  1858,  im  Allgemeinen  oder  be- 
züglich einzelner  durch  die  bezogenen  Vorschriften  besonders  bezeich- 
neten Verwaltungsacte  mitzusprechen  haben.    In  Anbetracht  dessen 
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kann  es  israelitischen  Personen  nicht  verwehrt  werden,  sich  um  die 
Pachtung  der  zum  Driser  Hofe  gehörigen  Grundstücke  zu  bewerben. 

Das  Besultat  der  diesfälligen  Offertverhandlung  ist  zur  hierämt- 

liehen  Schlussfassung  vorzulegen,  falls  sich  die  k.  k im  Interesse 

des  Erträgnisses  der  zu  verpachtenden  Grundstücke  mit  der  Persön- 
lichkeit jenes  Offerenten  nicht  einverstanden  erklären  könnte,  welchem 
die  Temporalienverwaltung  des  Ältbunzlauer  Decanalgutes  mit  Zu- 
stimmung des  Prager  fürsterzbischöflichen  Consistoriums  das  Pacht- 
object  zu  überlassen  geneigt  sein  wird. 

Nach  dem  vorhin  dargelegten  Grundsatze  muss  auch  der  Fall  der 
Wiederverpachtung  des  der  Böhmisch-Broder  Kirche  gehörigen  Bar- 
bara JBnmner'schen  Stiftungsfeldes  beurtheilt  werden,  für  welchen  mit 
dem  vom  13.  März  1856,  Z.  8529.,  die.hlerämtliche  Entscheidung  er- 
beten wurde.  Der  Umstand,  dass  es  sich  hier  um  eine  versteigerungs- 
weise Verpachtung  handelt,  macht  keinen  Unterschied,  weil  derlei 
Licitationsacte  mit  der  ausdrücklichen  Clausel  zu  verlautbaren  sind, 
dass  der  Pächter  sogleich  nach  Unterfertigung  des  Licitationsproto- 
koUes,  die  Kirche  aber  erst  nach  erfolgter  Genehmigung  desselben 
rechtlich  verbunden  bleibt. 

143)  C!uU.'Mini8teriaierla88  vom  18.  Junii  1859,  Z.  10^52-1867., 

an  die  Stattbaherei  in  Mähren, 

betreffend  die  Competenz  zar  Elnleilang  der  GebObrenausseheidong  altgeslifteCer 

PfrQnden  zu  Gonsten  neu  errichteter  Caratien. 

Der  Anspruch  des  forsterzbischöflichen  Ordinariates  von  Olmütz, 
nach  welchem  die  Durchführung  des  in  den  Normalvorschriften  vom 
28.  Jänner  1819,  Z.  3376.,  und  vom  30.  April  1840,  Z.  13,206.,  aus- 
gesprochenen Grundsatzes  der  Ausscheidung  gewisser  Bezüge  aus  dem 
Einkommen  der  Mutterpfarren  zu  Gunsten  der  in  den  vormaligen 
Grenzen  derselben  errichteten  Curatien,  zunächst  und  unmittelbar  der 
bischöflichen  Competenz  zustehen  soll,  findet  seine  Begründung  in  der 
Bestimmung  des  Artikel  IV.  lit.  c)  des  Concordates  und  ist  gegen  die 
Geltendmachung  dieses  Anspruches  nichts  einzuwenden,  wenn  von 
dem  genannten  fäisterzbischöflichen  Ordinariate  jede  solche  Verhand- 
lung unter  Beiziehung  Aller,  die  dabei  interessirt  sind,  gepflogen  und 
über  das  Ergebniss  derselben  im  Sinne  der  erwähnten  Concordats- 
bestimmnng  vorzüglich  wegen  Wahrnehmung  der  Interessen  des 
Beligionsfondes  das  Einvernehmen  mit  der  k.  k eingelei- 
tet wird. 
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144)  CiOL-Minisierialerlass  vom  22.  Juni  1859,  Z.  19,586-1857., 

an  die  SlatlbaKerel  in  Galizien, 

betreffend  die  Competenz  zur  Genebmigong  der  Verpachtung  kirchlicher  Grand- 

stücke. 

So  lange  jene  Modalitäten,  unter  denen  das  im  Artikel  XXX.  des 
Concordätes  anerkannte  landesfurstliclie  Becht,  den  Verkauf  und  die 
beträchtliche  Belastung  der  Kirchengüter  zu  bewilligen  oder  die  Ein- 
willigung dazu  zu  versagen,  zur  Ausübung  kommen  wird,  nicht  kund- 
gemacht sind,  müssen  hinsichtlich  des  Befugnisses  geistlicher  Pfründ- 
ner,  über  den  Ertrag  des  ihnen  zum  Genüsse  eingeräumten  Vermögens 
rechtsgültige  Pacht-  und  Miethsverträge  abzuschliessen,  die  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  6.  April  1821  herabgelangten  Bestim- 
mungen als  massgebend  angesehen  werden,  welche  nur  durch  die  in 
der  Ministerialverordnung  vom  19.  Jänner  1853  (Eeichs-Gesetz-Blatt 
Nr.  10.)  enthaltene  Anordnung  eine  Aenderung  erlitten  haben,  zufolge 
deren  den  Statthaltereien  nur  die  Genehmigung  von  jenen  Pacht-  und 
Miethverträgen  zusteht,  die  auf  Q;rundlage  einer  öflfentlichen  Ver- 
steigerung för  die  Dauer  unter  zehn  Jahren  bis  zu  einem  Miethzinse 
oder  Pachtschillinge  jährlicher  5000  fl.  abgeschlossen  werden. 

Hiemach  liegt  die  Genehmigung  des  Pachtvertrages,  welchen 
der  Herr  Bischof  ....  über  die  Dotationsgüter  seines  Bisthums  für 

die  Dauer  von  zehn  Jahren  mit abzuschliessen  gesonnen  ist, 

ausser  den  Grenzen  des  jenseitigen  Wirkungskreises. 

Bei  den  in  dem  Berichte  vom  27.  October  1857,  Z.  24,246.,  her- 
ausgestellten Umständen  ist  man  ferner  auch  hieramts  wegen  der 
möglichen  Gefahrdung  der  Interessen  des  Keligionsfondes  ausser 
Stande,  den  erwähnten  Pachtvertrag,  in  wiefern  derselbe  über  die 
Zeit  des  Pfründenbesitzes  des  erwähnten  Herrn  Bischofes  und  über- 
haupt für  längere  Zeit  als  auf  neun  Jahre  Geltung  haben  soll,  zu 
bestätigen. 

145)  CuU.'Ministerüilerlass  vom  26.  Juni  1859,  Z.  20,762-1857., 

an  die  Statthalterei  in  Galizlen, 

betreffend  die  Concurrenz  der  kirchlichen  PflrQndner  zu  den  Kosten  der  Strassen- 

bauten. 

Indem  man  den  Inhalt  des  Berichtes  vom  10.  Juni  1857, 
Z.  20,076.,  unter  Bückschluss  der  Beilagen  zur  Wissenschaft  nimmt, 
ist  dem  Przemysler  griechisch-katholischen  Bischöfe  über  seine  Bitte 
um  Enthebung  des  Curatklerus  von  der  Beitragsleistung  zu  Strassen- 
bauten,  auf  welche  auch  die  weitere  unmittelbar  anher  gelangte  An- 
gabe  des   Przemysler    griechisch-katholischen   Consistoriums   vom 
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25.  Juli  1857,  Z.  2262.,  Bezug  hat,  zu  bedeuten,  dass,  wenn  durch 
die  Ausführung  der  von  der  k,  k über  den  Bau  die  Wieder- 
herstellung und  Instandhaltung  der  Landesstrassen  erlassenen  proyi- 
sorischen  Vorschrift  vom  13.  März  1855  die  Gongrua  einzelner  Benefi- 
ciaten  geschmälert  werden  sollte,  Fall  für  Fall  in  Erwägung  ^u  ziehen 
und  anher  zur  Entscheidung  vorzulegen  sein  werde,  in  wiefeme  die 
Gewährung  einer  Gongrua  -  Ergänzung  aus  dem  Beligionsfonde  zu- 
lässig erscheine. 

146)  CüU.'Ministeridlnote  vom  28.  Juni  1859,  Z,  10,628-1858., 

an  das  Finanzministeriaro, 

betreffend  die  Frage,  ob  die  Seelsorgeposten  der  onirten  Griecben  und  der  nlrbt' 
katboliscben  ConfessioDen  als  Beneflcien  im  Sinne  d«r  Gebflbrengesetze  anzase- 

ben  sind. 

Mit  der  geschätzten  Zuschrift  vom  28.  Juni  1858,  Z.  16,058., 

war  es  dem  löblichen  k.  k gefällig,  behufe  der  Anwendung  der 

Bestimmungen  der  T.  P.  23.  und  40.  der  Gesetze  vom  9.  Februar 
und  2.  August  1850,  betreffend  die  Geböhrenbemessung  aus  Anlass 
von  Beneficien-  und  Dienstverleihungen,  hieramts  die  Beantwortung 
der  Frage  in  Anspruch  zu  nehmen,  ob  auch  bei  den  unirten  Griechen 
und  den  Nichtkatholiken  Beneficien  bestehen,  und  falls  die  Ver- 
leihung des  geistlichen  Amtes  bei  den  unirten  Griechen,  dann  bei  den 
nicht-katholischen  Christen  und  Israeliten  nur  als  eine  von  den  be- 
treffenden geistlichen  Obern  ausgehende  Dienstverleihung  anzusehen 
wäre,  ob  dieselbe  als  eine  Verleihung  von  Seite  des  Staates  oder  als 
eine  Privatverleihung  anzusehen  sei. 

Nach  hierämtUchem  Dafürhalten  kann  es  sich  bezüglich  des 
ersten  Theiles  dieser  Frage  nicht  um  eine  wissenschaftliche  Begrenzung 
des-  Begriffes  »Beneficium,«  sondern  wohl  nur  um  die  Aufbellung  des- 
sen handeln,  was  der  Allerhöchste  Gesetzgeber  mit  jenem  Ausdrucke 
zu  bezeichnen  beabsichtigte.  Zu  diesem  Ende  muss  der  in  der  T.  P. 
23.  der  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  August  1850  vorkommende 
Ausdruck  ^Beneßcien,€  um  denselben  richtig  aufzufaseen,  mit  den 
Bestimmungen  des  dritten  Abschnittes  des  zweiten  Theiles  des  AUer- 
höchten  Patentes  vom  27.  Jänner  1840  in  Verbindung  gebracht  wer- 
den, die  zufolge  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  Februar  1850  (Reichs- 
Gesetz-Blatt  Nr.  50.)  bis  nun  in  Wirksamkeit  sind. 

In  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  27.  Jänner  1840  waren  aber 
unter  den  Beneficien  offenbar  nur  die  geistlichen  Pfründen  der  katho- 
lischen Kirche  des  lateinischen  und  griechischen  Ritus,  dann  die  der 
nicht-unirten  Griechen  gemeint,  weil  §.  192.  dieses  Patentes  von  geist- 
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liehen  Beneficien,  dann  von  GapUnen  oder  Hilftpriestem  spricht,  die 
der  Pfrdndner  zn  halten  verpflichtet  ist. 

Bei  den  Protestanten  nnd  Israeliten  aber  bestehen  weder  g«str 
liehe  Beneficien,  noch  Gaplftne  nnd  Hüfipriester,  folglich  konnten  mit 
den  Bestinunongen  des  in  Bede  stehenden  Allerhöchsten  Patentes  die 
Dienstposten  der  Seelsorger  der  protestantisdien  Gonfessionen  nnd  der 
Israeliten  nicht  gemeint  sein.    Und  da  in  dem  Allerhöchstea  Patente 
vom  2.  August  1850  (Beichs-Gesetz-Blatt  Nr.  329.),  mit  welchem  das 
provisorische  Gesetz  vom  9.  Februar  1850  auf  Ungarn  und  dessen  vor- 
malige Nebenländer,  auf  Siebenbürgen  und  die  Militftrgrenze  ausge- 
dehnt wurde,  eine  andere  Begriffsbestimmung  des  Ausdruckes  >Bene- 
ficien«  nicht  enthalten  ist,  so  mnss  angenommen  werden,  dass  auch 
die  T.  P.  23.  dieses  Allerhöchsten  Patentes  nur  die  geistlichen  Pfirun- 
den  der  katholischen  Kirche  des  lateinischen  und  griechischen  Bitus, 
dann  die  der  nicht-imirten  Griechen  zum  Gegenstande  hat;  obgleicb 
es  nicht  für  unmöglich  erklärt  werden  kann,  dass  auch  mit  dem  Amte 
eines  protestantischen  oder  israelitischen  Seelsorgers  das  Becht  auf  den 
lebenslänglichen  Genuss  eines  bestimmten  eigends  zu  diesem  Zwecke 
gewidmeten  Einkommens  verbunden  ist,  worin  eben  die  wesentlichen 
Merkmale  eines  geistlichen  Beneficiums  liegen,  indem  diesea^  in  dem 
mit  dem  überkommenen  kirchlichen  Amte  verknüpften  Bechte  anf 
den  lebenslänglichen  Bezug  des  Einkommens  aus  bestimmtem  Eorchen- 
gute  besteht 

JedenMls  aber  werden  die  Sedsorgevorstände  der  Protestanten 
und  Israeliten  im  Sinne  der  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  August 
1850  als  geistliche  Beneficiaten  nicht  angeseh^  werden  können,  und 
es  erscheint  demnach  die  stabile  Bestellung  dieser  Seelsorgevorstände 
als  eine  Dienstverleihung,  welche,  wenn  sie  oder  ihre  Bestätigung  vom 
Landesfursten  oder  von  landestfirstlichen  Behörden  ausgeht  —  was 
jedoch,  soweit  hierorts  bekannt,  nirgends  in  Oesterreich  geschieht  — 
nach  T.  P.  40.  der  erwähnten  Gesetze  als  eine  ämtliche  Ausfertigung 
zu  behandeln  und  der  in  dem  Gesetze  vom  27.  Jänner  1840  festge- 
setzten Taxe  far  Dienstverleihungen  zu  unterziehen  sein  dürfte,  hÜA 
mit  dem  Dienstposten  ein  Geld-  oder  Naturalgenuss  aus  dem  Staats^ 
vermögen  oder  aus  einem  demselben  gleichgehaltenen  öffenüichoi 
Fonde  verbunden  sein  sollte^  In  allen  anderen  Fällen  aber  müssten 
behufs  der  Gebührenbemessung  aus  Anlass  einer  solchen  Dienstver- 
leihung wohl  die  T.  P.  39.  über  Dienstbarkeiten  und  nach  umständen 
T.  P.  106.  D.  der  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  August  1850,  be- 
treffend das  zweiprocentige  Gebührenäquivalent  von  unbeweglich« 
dne  Beute  gewährenden  Gütern  angewendet  werden,  weil  die  zu  dem 
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Frachtgeniisse  anbeweglichen  Gtäter  berechtigenden  protestantiachen 
oder  israelitischen  Seelsorgeposten,  wenn  sie  auch  nicht  als  geistliche 
Beneficien  gelten  können,  doch  gewiss  die  Natnr  von  Stiftungen  haben. 

147)  CM.-Mnisterialerlass  vom  1.  Juli  1859,  Z.  16,566-1857., 

an  den  Bbcbof  von  Siebenborgen, 

beireffead  die  EntoebAdigaDy  der  fcircblicben  Beneflcien  fDr  die  wäbrend  der  Be- 
sltixeU  des  verstorbenen  PnrQndners  entstandenen  Deterioraüonen  aas  dem  Nacb- 

lasse  desselben. 

In  Betreff  der  von  Eurer  ....  wiederholt  angeregten  Frage, 

ob  die  mit  dem  hierämtlichen  Erlasse  yom  27.  Mai  1856  Z.  ^^^t  mit- 

getheilte  Justizministerial-yerordnung  vom  18.  Mai  1856,  Z.  8316., 
wodurch  die  Gerichte  angewiesen  wurden,  auf  die  bisher  bestandenen 
Qesetze  über  die  Erbfolge  in  den  Verlassenschaften  der  Geistlich- 
keit und  auf  diejenigen  Beiträge,  welche  nach  den  bisher  bestände* 
nen  Vorschriften  zu  geistlichen  Fonden  abgeführt  werden  mussteiii 
den  gehörigen  Bedacht  zu  nehmen,  auch  auf  die  am  16.  December 
1856  erlassene  DiöcesanverordniHig  Bezug  nehme,  welche  unter  An- 
derem rerf&gte»  dass  die  kirchlichen  Beneficien  far  die  während  der 
Besitszeit  des  verstorbenen  Pfrundners  entstandenen  Deteriorationen 
ohne  Process  vor  Allem  aus  dem  Nachlasse  desselben  entschädigt 
werden  müssen,  hat  man  sich  mit  dem  Justizministerium  in's  Ein- 
vernehmen gesetzt. 

Von  diesem  ist  unter  dem  22.  September  1857,  Z.  13,596., 
anher  eröfhet  worden,  dass  die  bezogene  Ministerialverordnung, 
welche  nur  das  Erbfolgerecht  in  die  geistlichen  Nachlässe  und  die 
Beiträge  aus  denselben  zu  den  geistlichen  Fonden  angeht,  auf  die 
Ersatisansprüche  für  die  Deteriorationen  der  kirchlichen  Pfründen  durch 
den  verstorbenen  Beneficiaten  keinen  Bezug  nimmt. 

Das  Verfahren  bezüglich  ßolcher  Deteriorationen  wird  gegen- 
wärtig durch  das  for  alle  Eronländer  ergangene  Gesetz  vom  9.  August 
1854  (Beichs-Gesetz-Blatt  Nr.  208.)  über  das  gerichtliche  Verfahren 
in  Geschäften  ausser  Streitsachen  und  durch  die  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetze  über  den  Schadenersatz  bestimmt.  Das  erstere  ordnet 
im  §.  107.  ausdrücklich  an,  dass  zur  Errichtung  der  Inventur  über 
den  Nachlass  eines  geistlichen  Pfründners  ein  geistlicher  Commissär 
beizuziehen  sei,  um  das  Vermögen  der  Pfründe  von  dem  eigenen 
Vermögen  des  Verstorbenen  absondern  und  jedes  derselben  in  ein 
eigenes  Verzeichniss  bringen  zu  können.  Es  schreibt  ferner  vor,  dass 
mit  Hilfe  der  Stiftungsurkunden  und  des  Inventars  der  Pfründe  der 
Betrag  zu  berechnen  und  nöthigen&lls  durch  Sachverständige  fest* 
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ztuetzen  sei,  welchen  die  Pfründe  an  die  Yerlassenschaft  za  fordem 
oder  derselben  zu  ersetzen  hat ;  auch  soll  dem  Patron  von  der  Errich- 
tnng  des  Inventars  in  vornhinein  Nachricht  gegeben  und  bei  demsel- 
ben auf  seine  Kosten  zu  erscheinen  gestattet  werden. 

Hiebei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  in  sofeme  zwischen 
den  Erben  und  den  Vertretern  der  Pfründe  kein  Einverständniss  ra 
Stande  kömmt,  der  Befund  der  Sachverständigen,  damit  er  gegen  die 
Erben  Beweiskraft  habe,  nach  den  Vorschriften  der  Civilprocessordnimg 
vorgenommen  werden  muss,  dass  femer,  wenn  über  die  Ersatzpflicht 
weitere  Bechtsfragen  entstehen,  darüber  im  Wege  des  Processes  zu 
entscheiden  ist,  und  wenn  die  Vertreter  der  Pfründe  für  nothwendig 
halten,  zur  Sicherstellung  des  Ersatzanspruches  die  Sequestration  des 
Nachlasses  oder  ein  anderes  provisorisches  Sicherstellungsmittel  ein- 
zuleiten, sie  sich  deshalb  in  der  gehörigen  Form  an  die  Gerichtsbe- 
hörde zu  wenden  haben,  wie  dies  auch  in  allen  übrigen  Eronlftndem 
der  Fall  ist. 

Hieraus  ergibt  sich,  4&ss  die  von  Eurer  ....  angefahrte  Diö- 
cesanverordnung  vom  16.  December  1836,  zufolge  deren  der  Ausspruch 
über  den  unter  solchen  Umständen  zu  leistenden  Ersatz  dem  Bischöfe 
eingeräumt  und  bis  zu  dessen  Erfolg  der  Nachlass  von  dem  Archi- 
diacon  in  Sequestration  zu  nehmen  war,  gegenwärtig  keine  Anwen- 
dung mehr  findet,  nachdem  laut  Artikel  XIII.  des  Goncordates  der 
heilige  Stuhl  seine  Zustimmung  gegeben  hat,  dass  die  blos  weltlicheB 
Rechtssachen  der  Geistlichen,  inbesondere  ihre  Verlassenschaft  von 
dem  weltlichen  Gerichte  untersucht  und  entschieden  werden. 

Uebrigens  stimmt  der  angedeutete  gesetzliche  Vorgang  mit 
§.17.  der  von  den  Bischöfen  der  Versammlung  vom  Jahre  1856  über 
die  Verwaltung  des  Pfründen  Vermögens  vereinbarten  Vorschiiften  zu- 
sammen, nach  welchem  Paragraphe  die  Eürchenvermögens^Verwaltiing 
unter  Leitung  des  Bezirksdechants  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  alle 
Gegenstände  des  Kirchen-  und  Pfründen-Inventars  aus  dem  Nachlasse 
des  verstorbenen  Pfründenbesitzers  gehörig  ausgeschieden,  und  nötlü- 
genfalls  ergänzt  werden,  zu  welcher  Ausscheidung  und  allfilligw  £r- 
gänzang  zufolge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  October 
1858  der  Patron  oder  dessen  Stellvertreter  beizuziehen  ist 

U8)  CuH.'-Ministerialerlass  vom  7.  Jtdi  1859,  Z.  18^91-1857., 

an  den  Bischof  von  Rosenra, 
betreffend  die  ErsAtze  an  die  Kirchencasse  oder  Stifrangsfonde  aus  dem  Nachlasse 
verstorbener  Seelsorger  and  die  Remanerirung  der  geistlichen  Commissftre  bei  den 

Verlassenscbafis-Abhandlungen' derselben. 

Mit  der  geschätzten  Zuschrift  vom  5.  Juli  1857,  Z.  811.,  haben 
Eure  ....  die  hierämtliche  Intervention  zu  der  Erzielung  einer  ge- 
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setzlichen  Vorsohrift  in  Ansprach  genommen,  durch  welche  diejenigen 
Ersfttze,  die  ein  Seeborger  an  die  Kirchencassen  oder  an  Stiftungs- 
fonde  zu  leisten  hat,  im  Goncurse  den  Forderungen  des  Fiscus  an 
landesfarstliche  Beamte  aus  dem  Dienstverhältnisse  gleichgehalten 
werden,  welche  durch  §.21.  der  provisorischen  Concurs  -  Ordnung  für 
Ungarn  "und  seine  vormaligen  Nebenländer  in  die  zweite  Classe  der 
Ansprüche  persönlicher  Gläubiger  gereicht  worden  sind. 

Man  hat  nicht  unterlassen,  sich  hierwegen  mit  dem  Justizmi- 
nisterium in  das  Einvernehmen  zu  setzen,  von  welchem  anher  eröfiT- 
net  wurde,  dass  es  aus9er  Stande  sei,  den  Oerichten  eine  Weisung 
dahin  zu  ertheilen,  dass  die  Ansprüche  der  Kirche  gegen  die  Ver- 
walter und  beziehungsweise  Nutzniesser  ihres  Vermögens  aus  dem 
Dienstverhältnisse  oder  aus  dem  Grunde  der  pflichtwidrigen  Ver- 
waltung des  ihnen  anvertrauten  Vermögens  im  Concurse  den  Er- 
sätzen, welche  einem  Vormunde  wegen  pflichtwidriger  Verwaltung 
zur  Last  fallen  und  den  Forderungen  des  Fiscus  gegen  landesfurstliche 
Beamte  aus  dem  Dienstverhältnisse  gleichgestellt  werden,  weil  die 
mit  Allerhöchster  Ermächtigung  fär  Ungarn  erlassene  Goncursordnung 
eine  solche  Bestimmung  nicht  enthält. 

Zugleich  hat  das  genannte  k.  k.  Ministerium  erklärt,  dass  es 
auch  nicht  in  der  Lage  sei,  eine  derartige  neue  Vorschrift  zu  bevor- 
worten,  da  weder  die  älteren  Gesetze,  noch  die  in  den  übrigen  Kron- 
ländem  der  Monarchie  geltenden  Concursordnungen  eine  Verfügung 
dieser  Art  kennen  und  jede  Vermehrung  der  Vorrechte  dem  eigent- 
lichen Zwecke  des  Goncurses,  dass  das  noch  vorhandene  Vermögen 
des  Cridatars  möglichst  allen  Gläubigern  desselben  verhältnissmässig 
zu  Theil  werde,  zuwiderläuft.  Man  kann  sich  um  so  weniger  be- 
stimmt finden,  dieser  von  dem  Justizministerium  ausgesprochenen 
Ansicht  entgegen  zu  treten,  als  bei  gehöriger  Handhabung  der  von 
Euer  ....  über  die  Controle  des  Kirchen-  und  Stiftungsvermögens 
zu  erlassenden  Vorschriften  und  bei  der  Haftung,  welche  alle  Glieder 
der  Kirchenvermögens- Verwaltung  far  die  genaue  Beobachtung  dieser 
Vorschriften  auf  sich  haben  werden,  die  Verluste,  denen  das  erwähnte 
Vermögen  in  GoncursAUen  ausgesetzt  ist,  nie  von  solcher  Ausdehnung 
sein  werden,  dass  es  erforderlich  und  zulässig  erscheinen  könnte, 
dieselben  gegenüber  so  vielen  Privaten,  welche  nicht  in  der  Lage 
sind,  gleiche  Vorsichtsmassregeln  gegen  ihren  Schuldner  zu  ergreifen, 
durch  ein  eigenes  gesetzliches  VoiTecht  in  Schutz  zu  nehmen. 

Was  femer  deih-  weiteren  von  Euer  ....  gestellten  Antrag  an- 
belangt, zufolge  dessen  den  geistlichen  Gommissären  bei  Verhandlun- 
gen von  Verlassenschaften  geistlicher  Personen  aus  dem  Nachlasse 
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Taggelder  fOr  ihre  Mühewaltnng  angewiesen  werden  sollen,  so  yer- 
mag  das  Jostizministeriam  auch  auf  diesen  Antrag  nicht  einzugehen, 
weil  den  zur  Vornahme  der  Inventur  über  den  Nachlass  eines  geist- 
lichen Pfründners  beigezogenen  geistlichen  Commissftren  fSr  ihre 
Mühewaltung  der  Bezug  von  Di&ten,  oder  einer  andern  Yergütong 
ebenso  wenig  gebührt,  als  den  dabei  einschreitenden  landesfllrstlichen 
Beamten,  welche  die  ihnen  zukommenden  Diäten  nicht  aus  der  Ver- 
lassenschaftsmasse,  sondern  aus  dem  Staatsschatze  beziehen ,  dessen 
Rechte  sie  dabei  wahrzunehmen  haben. 

Hiernach  muss  es  Euer  ....  anheimgestellt  werden,  von  Fall  zu 
Fall  in  üeberlegung  zu  nehmen,  ob  den  erwähnten  geistlichen  Com- 
missären,  wenn  dieselben  die  ihnen  übertragene  Intervention  nicht  un- 
entgeltlich leisten  können  oder  wollen,  eine  Vergütung  der  aus  diesem 
Anlasse  erwachsenen  Auslagen  aus  der  Diöcesancasse ,  welcher  von 
der  Verlassenschaft  geistlicher  PMndner  ein  Pfiichtlegat  zukömmt, 
zuzuwenden  sei. 

149)   Erlass  des   Ministeriums  des  Innern  vom  12.  Jtäi   1859, 

an  die  Statthilterei  in  MUiren, 
betrefliend  den  Vorgang  in  der  Angelegenbeit  der  Umpfarrangen. 

(Wurde  beim  Cvlt.-Min.  sab  Z.  10,787.,  Tom  Jmhre  1859,  lor  KenntDiM  genommen.) 

In  Erledigung  der  Berichte  vom  24.  März  und  13.  Mai  1857, 
Z.  7285.  u^d  13,491.,  deren  Beilagen  zurückfolgen ,  findet  man  im 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Cultusministerium  der  k.  k.  Statthalterei 
im  Anbelange  der  von  der  Gemeinde  Wiklek  gewünschten  Umpfar* 
mng  und  des  aus  diesem  Anlasse  mit  dem  Olmitzer  erzbischdfliehen 
Ordinariate  entstandenen  Zuständigkeitsstreites  Nachstellendes  zu 
erinnern. 

Nach  Artikel  IV.  des  Concordates  steht  die  Entsdieiduig  dar- 
über, ob  eine  Umpfammg  stattzufinden  habe,  dem  Bischöfe  zu ,  aber 
ebenso  gewiss  liegt  es  im  Wortlaute  und  Sinne  des  bezog^en  Con- 
cordats-Artikels,  dass  der  Bischof  in  keinem  FaUe  auf  eine  ümpfiuming 
erkennen  dürfe,  ohne  sich  hierüber  vorher  mit  Seiner  Majestät,  be- 
ziehungsweise mit  den  zur  Verhandlung  in  solchen  Angeleg^eiten 
angewiesenen  kaiserlichen  Behörden,  einverstanden  zu  haben. 

Demnach  ist  gegen  die  Ansicht,  welche  die  Statthalterei  am 
Schlüsse  ihres  Berichtes  vom  24.  März  1857,  Z.  7285.,  ausspricht, 
nichts  einzuwenden ,  womach  in  Anspfarrungs-Angelegeafaeitair  sich 
die  Gemeinden  zwar  mit  ihrem  Ansuchen  primitive  an  das  Ordinariat 
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zu  wenden  hätten,  dieses  aber  die  Entscheidm^  nur  im  EiuYemeh- 
men  und  nach  Bäckspracbe  mit  der  Landesbeli^rde  f&llen  könne.  Es 
wird  jedoch  räthlich  sän,  jene,  die  den  Wunsch  nach  einer  Umpfiur- 
rung  bei  einer  Begiemngsbehörde  anbringen,  mit  ihrer  Bitte  an  das 
bischöfliche  Ordinariat  zu  weisen,  damit  die  kaiserliche  Behörde  erst 
dann  über  die  Angelegenheiten  sich  auszusprechen  habe,  wenn  das 
bischöfliche  Ordinariat  seine  Geneigtheit,  die  Umpfarrung  vorzuneh* 
men,  darlegt,  und  die  Zustimmung  dazu  bei  der  kaiserlichen  Behörde 
ansucht.  Die  Stellung,  in  welche  die  Behörde  durch  diesen  Vorgang 
gelangt,  bringt  es  mit  sich,  dass  sie  entweder  mit  der  vom  Ordina- 
riate beabsichtigten  Umpfarrung  sich  einverstanden  erklärt,  oder  sich 
dagegien  ausspricht,  in  welch  letzterem  Falle  nach  dem  Wortlaute  des 
Artikel  lY.,  lit.  c),  des  Concordates  wegen  des  iftangelnden  Einver- 
ständnisses die  umpfarrung  nicht  zur  Ausfuhrung  gelangen  kann. 

Indem  man  diesem  Vorgänge  den  Vorzug  einräumt  kann  man 
es  in  der  Regel  nicht  billigen,  dass  die  kaiserliche  Behörde  ihre  An- 
sicht über  die  Umpfarrung  bekannt  gebe,  bevor  das  Ordinariat  seine 
Geneigtheit  für  eine  solche  Massregel  dargethan  hat,  weil  es  so  lange 
als  möglich  vermieden  werden  muss,  dem  Ordinariate  Anlass  zu 
geben,  sich  in  Dingen,  die  zu  seiner  Corapetenz  gehören,  gegen  eine 
von  der  Behörde  befürwortete  Massregel  auszusprechen. 

Allerdbgs  ist  es  möglich,  eine  solche,  von  dem  Ordinariate  ver- 
weigerte Massregel  bei  dem  heiligen  Stuhle  durchzusetzen.  Allein  es 
därfbe,  seltene  Fälle  ausgenonmien ,  nicht  wohl  angehen,  wegen  der 
Umpfarrung  einer  Gemeinde  die  Intervention  des  heiligen  Stuhles  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Der  Fall  der  Nothwend^keit,  diesen  Weg 
einzuschlagen,  kann  füglich  nicht  eintreten,  wenn  die  kaiserlichen  Be- 
hörden sich  in  die  Lage  versetzen,  in  einer  solchen  Angelegenheit 
blos  das  in  dem  bezogenen  Concordats  -  Artikel  liegende  Becht  des 
Veto  zu  üben. 

Hierin  dürfte  die hinlängliche  Andeutungen  finden,  um 

die  fragliche  Angelegenheit  auf  den  zuständigen  Weg  zu  leiten,  sowie 
auch  Vorsorge  zu  treffen,  dass  Anbringen  ähnlicher  Art  gleich  anfäng- 
lich in  die  richtige  Bahn  gelenkt  werden. 

150)  CüU.'Ministerialerlass  vom  13.  Juli  1859,  Z.  2926-1855., 

an  den  Bischof  von  Zips, 
betreffend  die  Vorlage  von  Nachweisen  Ober  Messenstiftungen ,  die  Einrechnung 
derselben  in  die  Congroa  and  die  Enthebang  der  Seelsorger  von  der  nnentgelt- 

llchen  Perselvirung  von  Religtens-Fondsmessen. 
Aus  Anlass  der  von  der  k.  k.  Statthalterei-Abtheilung  von  Press- 
burg unter  dem  29.  September  1853,  Z.  12,792.,  erlassmen  Verord- 
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nnng,  betreffend  die  Vorlage  von  Stiftongsausweisen,  haben  Eure  .... 
mit  der  schäzbaren  Zuschrift  vom  9.  Februar  1854,  Z.  213.,  die  Ver- 
fügung in  Antrag  gebracht,  datis  a)  in  jene  Ausweise  die  Messen- 
stiftungen nicht  einbezogen  «nd  auf  den  Nachweis  derselben  nicht 
angediungen,  b)  aus  den  Pfanfuroventen-Gonscr^tionen  vom  Jahre 
1802  die  Bezüge  von  Messenstiftungen  ausgeschieden  und  der  dadurch 
verursachte  Entgang  an  der  pfarrlichen  Congrua  aus  dem  ReligioBS^ 
fonde  ergänzt,  und  c)  den  aus  dem  Beligionsfonde  gan2  oder  zum 
Theile  dotirten  Priestern  die  Verpflichtung  erlassen  werde,  einen 
Theil  der  auf  den  Qütem  des  Beligionsfondes  haftenden  heiligen  Mes- 
sen unentgeltlich  zu  persolviren.  üeber  diese  beantragten  Massregeln 
findet  man  Euer  ....  unter  gleichzeitiger  Verständigung  der  k.  k. 
Statthaltereiabtheilling  von  Pressburg  Nachstehendes  zu  bedeuten. 

Zur  Zeit  als  die  bezogene  Statthaltereiabtheilungs-Verordnmig 
erlassen  wurde,  waren  hinsichtlich  der  zu  liefernden  Stiftungsausweise 
noch  jene  gesetzlichen  Vorschriften  in  Geltung,  welche  den  politischen 
Beh^^rden  zur  Pflicht  machten,  alle  Stiftungen  mit  Einschluss  der 
für  rein  kirchliche  Zwecke  gewidmeten  in  genauer  Evidenz  zu  erhalten. 

Seither  ist  über  die  Regelung  der  Verwaltung  des  Pfründen- 
und  Gotteshausvermögens  auf  Grund  des  Artikel  XXX.  des  Concordates 

die  Euer  ....  unter  dem  15.  October  1858,  Z.  ^TvIa.^  mitgetheilte 
Allerhöchste  Entschliessung  von  3.  October  1858  [hn  Archiv  Bd.  VII, 
S.  290  f.,  vgl.  oben  Nr.  104,  S.  229  ff.]  erflossen,  welche  die  Ausfuhrung 
des  von  der  bischöUichen  Versammlung  des  Jahres  1856  ausgesproche- 
nen Grundsatzes,  zufolge  dessen  fromme  Stiftungen  nach  ihrer  Natur 
und  nach  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Kirchengesetze  in 
den  Bereich  der  Kirchengewalt  gehören,  gegen  dem  zugesteht,  dass 
bei  Stiftungen,  welche  zu  Gunsten  von  Kirchen  oder  Pfründen  ge- 
macht werden,  den  Landesbehörden  ein  ungestempeltes  Exemplar  der 
von  dem  Bischöfe  bestätigten  Fundationsurkunde  eingesendet  werde. 
Ueberdies  verlangt  die  bezogene  Allerhöchste  Entschliessung,  dass  den 
Landesbehörden  ein  Auszug  der  jährlichen  Kirchenrechnungen  vor- 
gelegt und  die  alliällige  Vermehrung  des  Gotteshaus-  und  Pfirunden- 
vermögens  ersichtlich  gemacht  werde.  Zu  dem  Gotteshaus-  und 
Pfrundenvermögen,  und  zwar  zu  dem  belasteten  Theile  desselben,  ge- 
hört auch  das  bewegliche  oder  unbewegliche  Gut,  durch  welches  die 
zu  Gunsten  von  Kirchen  oder  Pfründen  gemachten  Stiftungen  bedeckt 
werden.  Sonach  muss  dieses  Kirchen-  und  Pfründengut  in  der  Kir- 
chenrechnung, oder  nach  Umständen  in  dem  Kirchen-  und  Pfrftnden- 
inventar  ausgewiesen  werden  und   in  Folge  der  erwähnten  Aller- 
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höchsten  Anordnung  vom  3.  October  1858  zur  Kenntniss  der  Landes- 
behörden  gelangen. 

Diese  Bestimmungen  wird  sich  die  Pressburgw  Statthaltereiab- 
theilung  bezüglich  der  zu  Gunsten  von  Kirchen  und  Pfründen  ge- 
machten Stiftungen  gegenwärtig  halten^  sobald  Euer  ....  mit  hier- 
ämtlichem  Vorwissen  eine  die  bischöflichen  Vorschriften  vom  Jahre 
1856  und  die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
3.  October  1858  in  sich  fassende  Instruction  über  die  Verwaltung  des 
Kirchen-  und  Ffründenvermögens  an  den  Klerus  der  Zipser  Diöcese 
erlassen.  Bis  dahin  aber  kann  es  der  genannten  Statthaltereiabtheihing 
nicht  verwehrt  werden,  über  sftmmtliche  bestehende  Stiftungen,  Aus- 
weise in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  nach  Massgabe  der  früheren 
hierüber  erlassenen  Vorschriften  verfasst  sind. 

lieber  ausdrückliches  Verlangen  des  ungarischen  Episcopates 
sind  die  Daten  der  vom  Jahre  1802 — 1806  zu  Stande  gekommenen 
Pfarrproventen-Beschreibung  zum  Massstabe  der  Beurtheilung  dessen 
angenommen  worden,  ob  die  Pfarrer  in  dem  Besitze  ihrer  vollen  Gon- 
grua  sind.  Hiernach  werden  es  Eure  ....  nicht  verkennen,  dass  es 
dermalen  unzulässig  sei,  für  einen  einzelnen  Verwaltungsbezirk  aus 
den  Pfarrproventen-Beschreibungen  die  darin  aufgenommenen  Bezüge 
von  frommen  Stiftungen  auszuscheiden ,  dieselben  nicht  in  die  Gon- 
grua  einzurechnen,  und  den  dadurch  verursachten  Entgang  an  der 
Gongrua  aus  dem  Beligionsfonde  zu  decken.  Das  dahin  gehende  Ver- 
langen Euer  ....  wird  erst  dann  in  Erwägung  gezogen  werden  kön- 
nen, wenn  es  behufs  einer  neuen  Regelung  der  Dotationsverhältnisse 
des  Klerus  zu  einer  neuen  Pfarrproventen-Beschreibung  kommen 
sollte,  welcher  die  Feststellung  der  Grundsätze  über  jene  Bezüge  der 
Seelsorger  vorausgehen  müsste,  die  in  die  Gongrua  einzurechnen  oder 
ohne  Einrechnung  frei  zu  lassen  sind. 

Nachdem  endlich  auf  den  zu  dem  Beligionsfonde  gehörigen 
Gute  eine  namhafte  Zahl  jährlich  zu  persolvirender  Verbindlichkeiten 
haftet,  so  ist  es  billig,  dass  jenen  Priestern,  welche  Bezüge  aus  dem 
Beligionsfonde  haben,  eine  entsprechende  Anzahl  jener  Verbindlich- 
keiten überwiesen  werde.  In  dieser  VTeise  wird  in  allen  Kronländem 
der  Monarchie  vorgegangen,  in  denen  ein  Beligionsfond  besteht. 
Sollten  einzelne  Bischöfe  erachten,  dass  alle  oder  einzeihe  aus  dem 
Beligionsfonde  ganz  oder  zum  Theile  dotirte  Seelsorger  durch  die 
Zahl  der  in  Bede  stehenden  Verbindlichkeiten  zur  Ungebühr  bebürdet 
seien,  so  würde  nichts  erübrigen,  als  nach  Massgabe  der  Kirchenge- 
setze eine  Beduction  dieser  Verbindlichkeiten  zu  veranlassen.  Die 
kaiserliche^  Begierung  aber  hält  sich  verpflichtet,  darauf  zu  dringen, 
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daas  diese  Verbindlichkeiten  entweder  in  ihrem  ursprünglichen  oder 
in  dem  von  Seite  der  Kirchengewalt  redncirten  Masse  von  den  Prie- 
stern persolvirt  werden,  welche  Bezüge  aus  dem  Beligionsfonde  ge- 
messen. Die  AusfUhmng  des  von  Euer  ....  gestellten  Antrages,  fiir 
die  Erfüllung  solcher  Verbindlichkeiten  durch  Verabfolgung  von  Sti- 
pendien aus  dem  gedachten  Fonde  zu  sorgen,  würde  diesem  eine  neue 
Last  aufbürden,  welche  eine  Verkümmerung  der  sonstigen  nach  Ar- 
tikel XXXI.  des  Coneordates  durch  die  Oeldmittel  desselben  zu  f&r- 
dernden  Zwecke  zur  Folge  haben  müsste,  was  in  den  Wünschen  Euer 

«...  nicht  gelegen  sein  kann. 

Anmerkung  L  Von  dem  Inbalte  dieses  Erlasses  isi  glelclizdtfff  die  Statt- 
balterdabthellong  In  Pressbarg  verständiget  worden. 

Afwnerkung  2.  An  die  Linderstellen  in  Oesterreicb  anter  und  ob  der 
Enns,  BObmen,  Mlbren,  Schlesien,  Steiermark,  KArnthen,  Krain,  Tyrol,  Salzbarg, 
im  KOstenlande  and  in  Galizien  ist  bereits  nnter  dem  29.  December  1851,  Z.  169., 
Nacbstebendes  erlassen  worden: 

In  der  Berücksichtigung,  dass  der  Errichtung  der  geistlichen 
Stiftungen  nicht  blos  die  Verrichtung  einer  gottesdienstlichen  Hand- 
lung, sondern  auch  die  Jibsicht  der  Verbesserung  der  Lage  des  Seel- 
sorgers zu  Grunde  liegt,  findet  man  sich  durch  mehr&che  Anfragen 
zu  der  Anordnung  veranlasst,  dass  bei  künftig  zu  errichtenden  Messen* 
Stiftungen  der  Stiftsbezug  in  die  Congrua  nicht  einzurechnen  sei. 

Anmerkung  3.  Hinsicbilicb  d^r  anentgeltlicb  zu  persolvlrenden  Religfons* 
fonds-Messen  und  der  Nirbteinrecbnong  der  Emolumente  fOr  die  Persolvining  ge 
stifteter  Messen  ist  mit  dem  Miidsterialerlasse  vom  21.  April  1855,  Z.  392.,  der 
Siattbalterei  in  Oberösterreicb  Folgendes  bedeutet  worden : 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  21.  November  1854,  Z.  15,036., 
betreffwd  die  Bitte  des  bischöflichen  Ordinariates  von  Linz :  a}  dass 
der  aus  dem  Beligionsfonde  dotirte  Curatklerus  von  der  Persolvirung 
der  Beligionsfonds-Obligatmessen  freigelassen,  dimn  b)  dass  der  Stif* 
tungsbezug  nicht  blos  bei  künftigen,  sondern  bei  9Jleü  Messenstif- 
tungen  in  die  Congrua  nicht  angerechnet  werde,  wird  anter  Bück- 
schlösse  der  Beilagen,  und  zwar  ad  a)  erwidert,  dass  die  bischöfliche 
Versammlung  im  Grundsatze  erkannte,  dass  jedem  Diöcesanbischofe 
die  Ueberwachung  der  genauen  Erfüllung  der  Beligionsfonds-Obligat- 
messen ebenso  pflichtmässig  obliegt,  als  ihm  auch  allein  das  Recht 
zusteht,  solche  geistliche  Stiftungsverbindlichkeiten  nach  den  geftn- 
derten  Zeit-  und  sonstigen  Verhältnissen  zu  reguliren  oder  auch  zu 
reduciren.  In  Gemässheit  dieses  competenten  Erkenntnisses  der 
bischöflichen  Versammlung  ist  man  nicht  in  der  Lage  der  Bitte  ad  a) 
in  der  angedeuteten  Ausdehnung  Folge  zu  geboi.  um  jedoch  der 
bedrängten  Lage  des  aus  dem   Beligionsfonde  dotirten  CuiatUaras 
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billige  Bechnimg  zu  t^ageo,  ist  die  Provincial-Staatsbuchhaltong  an- 
zuweisen die  auf  dem  dortländigen  ßeligionsfonde  haftenden  geistlichen 
Obliegenheiten  und  Stiftungsverbindlichkeiten  nebst  dem  densdben  zur 
Bedeckung  dienenden  yermögen  dem  bischöflichen  Ordinariate  genau 
nachzuweisen,  und  auch  ersichtlich  zu  machen,  welche  Stiftungsrer-. 
bindlichkeiten  unbedeckt  sind.  Es  wird  dann  Sache  des  bischöflichen 
Ordinariates  sein ,  die  Einleitungen  zur  '  gehörigen  Erfüllung  dieser 

Obliegenheiten  zu  treffen  und  im  Benehmen  mit  der  k.h euhe^ 

stimmen  j  in  welcher  Anzahl  die  Beligionsfonds^Obligatmessen  ent- 
geltlich oder  unentgeltlich  gelesen  werden  sollen,  ad  b)  wird  sich  auf 

den  Ministerialerlass  vom  29.  December  1851,  Z.  ||^,  bezogen. 

151)  Cidi.'Ministeridlerlass  vom  22.  Jidi  1859,  Z.  8944 , 

an  die  Slaltbaltereiabtheilangen  in  oren  und  Kascbaa, 
betreffend  die  Verpflicbtang  zur  Entricbtung  der  Leeiicalien. 

Nach  Lage  der  gesetzlichen  Vorschriften  (Artikel  26.  vom  Jahre 
1790-91,  §.  6.,  Decret  der  bestandenen  ungarischen  Hofcanzlei  yom 
26.  März  1824,  Z.  4372.,  kaiserliches  Patent  vom  2.  M&rz  1853, 
Beichs-Qesetz-Blatt,  Nr.  39,  §.  23)  sind  die  sogenannten  Lecticalge- 
bühren  als  eine  zur  Pfrnndendotation  gehörige  Abgabe  zu  behandeln, 
welche  laut  der  Verordnung  der  bestandwen  ungarischen  Statthalterei 
vom  4.  October  1814,  Z.  23,034.,  von  den  dazu  Verpflichteten  an  den 
Pfarrer  des  Bitus,  dem  der  Verpflichtete  angehört,  nach  dem  zu 
Becht  bestehenden  Massstabe  zu  entrichten  ist,  wobei  zu  beachten 
kömmt,  dass  im  Sinne  des  Gesetzartikels  26.  vom  Jahre  1790-91., 
§.  6.,  katholische  Pfarrer  die  in  Bede  stehenden  Gebühren,  wo  sie 
nicht  etwa  die  Natur  einer  auf  dem  Bealbesitze  haftenden  Stiftung 
angenommen  haben,  von  nicht-katholischen  Einwohnern  des  Pfarrbe- 
zirkes in  Anspruch  zu  nehmen  nicht  berechtiget  sind.  In  wiefeme 
der  durch  die  Anwendung  dieser  Vorschrift  allfilllig  herbeigeführte 
Entgang  an  der  Congrua  einzelner  katholischer  Pfarrer  aus  dem  Be- 
ligionsfonde  ergänzt  werden  könne,  ist  nach  den  Andeutungen  des 
Erlasses  der  bestandenen  ungarischen  Hofcanzlei  vom  26.  März  1824, 
Z.  4872.,  zu  beurtheilen. 

152)  (Mt-Minisiaialerlass  vom  22.  Juli  1859,  Z  Ufilä^i 

fflr  sünmilUcbe  Linderstellen,  mit  Aasnabme  des  lombardiscb-veneHaniacben  KO- 

nigreicbes,  der  Bukowina,  dann  von  Salzborg  und  Krakau, 

betreffend  die  BaufDbrongen  auf  den  Religiönsfondsgatern. 

In  der  Anlage  erhält  die  k.  k die  Abschrift  eines  vom 

k.  k.  Finanzministerium  über  hierortige  Anregung  an  die  dortige  Fi- 
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nanzlandesdirection ergangenen  Erlasses,  womit  diesdbe  be- 
auftragt wird,  in  Fragen,  welche  Bauführungen  auf  den  in  jenem 
Yerwaltnngsgebiete  gelegenen  Beligionsfondsgütem  angehen,  mit  der 

k.  k Yor  Erstattung  der  diesfälligen  Anträge  das  Einvemeh- 

men  zu  pflegen  zur  eigenen  Richtschnur. 

Erlass  des  Finaneministeriums  vom  14.  Juli  1859,  Z.  28fi41.j 

ao  die  Finanz'LandesdirectioDen  in  Prag,  Wien,  Gratz,  Innsbrack,  Lemberg,  Kra- 

kau,  Zara,  Temesvar,  Agram,  Hermannstadt  und  an  die  Finanz  -  Landesdirections- 

Abtbeilungen  in  Ofen,  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschaa  und  Grosswardein. 

Ueber  Ansinnen,  des  k.  k.  Gulti]ßniinisteriums  wird  die  k.  k.  Fi- 
nanz-Landes   angewiesen,  in  Fragen  welche  Bauten  auf  den  im 

Yerwaltungsgebiete  derselben  gelegenen  Religionsfondsguter  auf  Kosten 
dieses  Fondes  betreffen,  sowie  über  Anträge  auf  Veräussemng  von 
religionsfondsherrschaftlichen  Entitäten,  jederzeit  noch  vor  Vorlage 
der  Verhandlungsacten  das  Einvernehmen  mit  der  Statthalterei  zu 
pflegen. 

153)  Cult.'Ministerialerlas8  van^  24,  Juli  1859,  Z.  8604-1857., 

an  die  Siatthalcerei  in  Venedig, 

betrelTend  die  Bitte  des  Provinciats  der  barmherzigen  BrQder  om  Enthebung  von 
der  Verpfliclitung  zur  Rechnungslegung  an  die  Staatsbehörden. 

Mit  dem  Erlasse  der  bestandenen  vereinigten  Hofcanzlei  vom 
17.  November  1846,  Z.  38,307.,  ist  dem  damaligen  Grubemium  von 
Venedig  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  14.  Novem- 
ber 1846  bedeutet  worden,  dass  geistlichen  Corporationen,  welche  ohne 
allen  Anspruch  auf  Unterstützungen  vom  Staate  oder  von  öffentlichen 
Fonden  sich  aus  ihren  eigenen  Kräften  zu  erhalten  haben,  die  Be- 
ireiung  von  der  documentirten  jährlichen  Bechnungslegung  gegen  dem 
zugestanden  werde,  dass  sie  verbunden  sein  sollen,  blos  jährlich  eine 
Uebersicht  ihres  Vermögens  vorzulegen  und  die  im  Laufe  des  Jahres 
vorgefallenen  Vermögensänderungen  zur  Eenntniss  der  Behörden  zu 
bringen. 

Da  diese  Anordnungen  den  Bestimmungen  des  Artikel  XXX« 
des  Concordates  nicht  widerstreitet,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel, 
dass  dieselbe  auch  fortan  in  Kraft  zu  bleiben  habe,  ond  auf  die  in 
dem  jenseitigen  Verwaltungsgebiete  bestehenden  Convente  der  barm- 
herzigen Bruder  wie  auch  auf  die  Klerikalseminarien  in  Anwendung 
zu  bringen  sei. 
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154)  (Mt.'Mmsteridlnote  vom  27.  Juli  1859,  Z.  8325-1858., 

an  das  Finaozministeriam. 

betreffend  die  Uebernabme  und  Ueberfrabe  der  kircblicben  PftQndengQter  der  bO- 
heren  Geistliehkeit  In  Ungarn,  die  Aufsiebt  Ober  die  Integrität  derselben,  und  die 

Verwaltung  der  Oftter  des  Prioratas  Aoranae. 

Mit  der  jenseitigen  sch&tzbaren  Zuschrift  von  4.  April  1856,  2. 

~,  war  es  dem  löblichen gefällig,  hieramts  eine  Aoskunft 

darüber  in  Ansprach  zn  nehmen,  ob  bei  den  durch  das  Concordat  ge- 
ftnderten  Verhältnissen  bereits  Beschlüsse  darüber  gefasst  seien,  wie  in 
Zukunft  die  Uebernahmen  und  üebergaben  der  Kirchenpfiründengüter 
der  höheren  Oeistlichkeit  in  Ungarn  und  den  vormals  dazu  gehörigen 
L&ndem  stattzufinden  haben,  wie  und  von  welcher  Behörde  die  Auf- 
sicht über  die  Integrität  derselben  Eirchengüter  zu  fuhren  sei  und 
welcher  Cüvilbehörde  in  den  im  Artikel  XXX.  des  Concordates  subsu- 
mirten  Verkauf-  und  BelastungstäUen  der  Einfluss  zuzustehen  ha- 
ben wird. 

Zugleich  hat  das  löbUche den  Wunsch  dargethan,  dass 

man  sich  hieramts  über  den  besonderen  Fall  der  von  dem  Agramer 
Domcapitel  angesprochenen  Unabhängigkeit  in  der  Verwaltung  der 
Güter  des  Prioratus  Auranae  und  in  der  Verwendung  der  zur  Bedintre- 
girung  dieser  Güter  einzubringenden  Summe  von  21,969  fi.  18  kr. 
C.  M.  äussern  möge. 

Hinsichtlich  des  Einflusses,  welchen  die  kaiserliche  Begierung 
bei  der  Uebemahme  und  üeba*gabe  der  zu  den  ungarischen  Bisthü- 
mem  gehörigen  kirchlichen  Pfründengüter  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen des  Concordates  zu  üben  berechtiget  ist,  hat  man  die 
Ehre,  die  gefiülige  Aufinerksamkelt  des  löblichen auf  den  jen- 
seitigen Erlass  vom  8.  December  1856,  Z.  ^-^ ,  zu  lenken,  mit  wel- 
chem den  unterstehenden  Finanzbehörden  bedeutet  worden  ist,  dass 
sie  auf  die  Verwaltung  der  Temporalien  der  in  Ungarn  und  dessen 
vormaligen  Nebenländem  erledigten  Erzbisthümer  undBisthümer  fortan 
keine  Ingerenz  zu  üben  haben,  weil  an  die  Stelle  der  bis  dahin  statt- 
gehabten finanzbehördlichen  Ingerenz  fernerhin  in  Erledigungsfällen 
die  EinfluBsnahme  der  kirchlichen  und  politischen  Behörden  zu  tre- 
t^hat 

Dieser  den  politischen  Behörden  zustehende  Einfluss  ist  durch 
den  hierämtlichen  an  die  politischen  Landesstellen  der  erwähnten 
Eronländer  geleiteten  Erlass  vom  13.  Jänner  1857,  Z.  19,391.,  unter 
Anderen  durch, die  Hinweisung  auf  den  zweiten  Absatz  des  Artikel 
XXX.  begründet,  und  dadurch  angedeutet  worden,  dass  nach  den  im 
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Goncordate  dargelegten  Orondafttsen  die  AuMcht  ober  die  Erkaliauig 
der  lutegrität  der  Kirchengüter  von  den  politischen  Behörden  zu  fahren 
sei,  wie  dies  auch  vor  dem  Abschlüsse  des  Goncordates  mit  Aoanahme 
der  TemporaUen  erledigter  ungarischer  Srzbisthümer  mid  Bisthümer 
bezüglich  aller  kirchlichen  Ffirändenguter  der  Fall  war. 

Deshalb  enthftlt  der  bezogwe  hierämtUche  Erlass  die  weitere 
Anordnung,  dass  die  politisohen  Landesstellen  im  Falle  der  ErledignBg 
eines  ßisthums  einen  Commissäc  zn  ernennen  haben,  welcher  bei  der 
An&ahme  des  bisthüiulichen  Inventars  erscheinen  und  darüber  wachen 
soll,  dass  der  von  dem  transferirten  oder  verstorbenen  Prälaten  über- 
nommene fundus  instmctus  ganz  und  im  gehörigen  Zustande  über- 
geben und  die  etwaigen  Deterioratioffen  an  den  Gebäuden  u.  s,  w.  aof 
Kosten  der  Verlassenschaft  hergestellt  werden. 

Zwar  ist  in  dieser  Anordnung  blos  von  Erzlristhänieni  und  Bis- 
thümern  die  Bede;  allein  die  bezüglich  derselben  zur  (^eltuBg  ge- 
brachten Grundsätze  müssen  ohne  Zweifel  auch  bezüglich  der  Eirchen* 
guter  im  Allgemeinen  angewendet  werden,  für  w^cbe  AnBalime  die 

dem  löblichen  . . , . ,  unter  dem  15.  October  1858,  Z.  —^ ,  mitge- 

theilte  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  3.  October  1858  spricht,  welcbe 
behufs  der  Uebung  des  landesfürstlichen  die  Bewahrung  des  Eirch^n- 
vermögens  betreffenden  Rechtes  verlangt,  dass  den  Landesbehördeo 
ein  Auszug  der  jährlichen  Kirchenrechnungen  vorgelegt  werde,  was 
aus  keinem  anderen  Grunde  angeordnet  erscheint,  als  um  die  Veber- 
zeugung  zu  ermöglichen,  dass  eine  Veräussenmg  oder  betrftchtiiche 
Belastung  des  Kirchengutes,  über  welches  die  Becbnung  gelegt  wird, 
nicht  stattgefunden  habe. 

Aus  diesen  Andeutungen  ergibt  es  sich,  dass  es  den  politischen 
Landesbehörden  obliege,  die  Aufsicht  über  die  Integrität  der  Kirchen- 
guter  ihres  Verwaltimgsbezirkes  zu  tühren. 

Ueb^  die  Modalitäten,  unter  denen  die  in  dem  zweiten  Absatie 
des  Artikel  XXX.  des  Goncordates  bezeiefanete  landeafürsüiche  Zu- 
stimmung zu  der  Veräusserung  oder  beträchtlichen  Belastung  der 
Kirchengüter  zu  gewähren  sein  wird,  liegt  bereits  eine  AUerhÖehst 
genehmigte  Vorschrift  vor,  deren  Kundmachung  jedoch  durch  die 
Finalisirung  einer  mit  dem  heiligen  Stuhle  eingeleiteten  Zwischsnver- 
handlung  bedingt  ist.  Nach  dem  Wortlaute  dieser  AUerböchst  ge- 
nehmigten Vorschrift  werden  bei  den  behufs  der  Gewährung  der  lan- 
desfOrstlichen  Zustimmung  zu  dem  Verkaufe  oder  zur  Belastung  von 
Kirchengütern  die  politischen  Landesbehörden  und  das  Miniateriiun 
für  Gultus  und  Unterricht  zu  interveniren  haben,  wie  (Ues  auch  der- 
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malen  auf  Qnuid  der  bis  imii  bierober  bestehenden  geeetzUehen  Vop- 
schriften  geschieht. 

Was  die  Temporalien  der  kirchlichen  Pfrfinde  des  Prioratus 
Anranae  anbelangt,  so  hatte  der  Erzbischof  von  Agram  in  seiner 
Eingabe  vom  31.  JnH  1853,  Z.  367.,  die  Ueberzeognng  ansgesproehen, 
dass  die  fernere  AdminiBtration  des  genannten  Priorates  am  znrer- 
Iftssigsten  und  angemessensten  dem  Agramer  Capitel  anvertraut  wer- 
den dfirfte,  da  dassdbe  namhafte  Stiftnngsfbnde  seit  vielen  Jahren 
mit  grOsster  Gewissenhafiägkeit  verwaltet  nnd  die  Dotationsgüter 
des  Gapitete  sowohl  im  Banate  als  auch  in  Kroatien  an  die  Besitzungoii 
des  Priorates  beinahe  angrenzen,  wobei  es  sich  jedo<^  von  selbst  ver- 
stehen  wftrde,  dass  die  Administration  dieser  Besitssnngen  anf  deren 
eigene  Sechanng  zn  geschehen  hätte  und  dass  das  MetropoKtancapitei 
2Ur  strengen  Bechnungslegung  verpflichtet  werd^  mflsste. 

In  dem  über  die  künftige  Verwendung  der  Einkünfte  des  Prio- 
ratus Auranae  erstatteten  allerunterthänigsten  Vortrage  vom  19.  Sep- 
tember 1853,  Z.  3629.,  hat  man  sich  im  Eiverständnisse  mit  dem 
Antrage  des  Erzbischofs  dahin  ausgesprochen,  dass  die  Administration 
des  genannten  Priorates  dem  Melropolitancapitel  auf  eigene  Rechnung 
und  gegen  strenge  Bechnungslegung  übertragen  werde  und  ist  dieser 
ällemnterthänigste  Vorschlag  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung 
vom  28.  September  1853  genehmiget  worden. 

Noch  genauer  formulirt  erscheinen  die  diesfalls  dem  Agramer 
Metropolitancapitel  obliegenden  Verpflichtungen  in  der  Eingabe  des 
Erzbischofs  vom  13.  October  1853,  Z.  462.,  in  welcher  der  Erzbischof 
um  die  hierämtliche  Verfugung  bittlich  wurde,  dass  das  Metropolitan- 
capitel die  jährlichen  Bechnungen  über  die  Verwaltung  des  Priorates, 
im  Sinne  der  Kirchensatzungen  und  wie  es  die  Natur  der  Sache  von 
selbst  verlangt,  zuerst  dem  erzbischöflichen  Ordinariate  unterbreite 
und  die  von  diesem  gemachten  Bemerkungen  sowohl  hinsichtlich  der 
Bechnungen,  wie  auch  hinsichtlidi  der  Administration  anzunehmen 
und  zu  befolgen  verpflichtet  sei.  Der  Erzbischof  beanspruchte  bei 
diesem  Anlasse  für  das  Ordinariat  das  Becht,  derlei  Bemericungen  zn 
machen  und  die  Administration  selbst  in  solcher  Weise  zu  beaufsich- 
tigen, wogegen  die  Jahresrechnungen  vom  Ordinariate  der  Landes-^ 
behörde  zur  weit^en  landesbuchhalterischen  Bevision  überantwortet 
Wisrden  soUen. 

lieber  die  hierüber  gemachte  hieramtliche  Mittheünng  hat  das 

löbliehe in  der  schätzbaren  Zuschrift  vom  14.  Jänner  1854, 

Z.  45,062.,  erklärt,  dass  es  gegen  die  beabsichtigte  zustimmende 

28* 


436     Vering,  Oedferr.  Verortfn.  Aber  verroOffensrecbtl.  litellong  des  Klem. 

Erledigung  der  erwähnten  Eingabe  des  Erzbischofes  nichts  za  bemer- 
ken finde. 

Hiennit  sind  im  wechselseiiagen  Ein?entefamen  der  kaiserlichen 
Kegierong  mit  dem  Erzbischofe  Ton  Agram  die  Grandsfltze  festgestellt 
worden,  welche  bei  der  könftigen  Verwaltung  der  Oüter  des  Prioratos 
Auranae  massgebend  sein  sollen.  Nach  diesen  Grundsftsten  ist  die 
von  dem  Erzbischofe  in  seiner  Zuschrift  an  die  k.  k.  Finanz-Landes- 
direction  zu  Agram  am  17.  December  1855  ausgesprochene  Behauptung 
richtig,  dass  das  Oapitel  die  Verwaltung  der  Oüter  des  Priorafns 
Auranae  zwar  gegen  Rechnungslegung,  aber  nach  eigenem  Ermessen 
und  zur  fireien  Yerwaltung  übemonmien  habe.  Es  kann  von  dem 
Gapitel  nach  den  gemachten  Andeu^gen  nur  Verlangt  werden,  dass 
es  die  Jahresrechnung  über  die  Verwaltung  der  erwfthnten  Otlter  dem 
erzbischöflidien  Ordinariate  vorlege,  welches  dieselbe  an  die  politische 
Landesstelle  zur  Veranlassung  der  Revision  durch  die  Staatsbuch- 
haltung zu  leiten  hat.  Dieser  wird  es  aber  im  Sinne  der  oben  be- 
zogenen Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  October  1858  und  des 
Artikel  XXX.  des  Concordates  obliegen,  sich  zu  überzeugen,  dass  das 
Stammvermögen  des  Friorates  unversehrt  geblieben  sei,  eine  unbe- 
rechtigte Veräusserung  oder  beträchtliche  Belastung  desselben  nicht 
stattgefunden  habe,  und  das  Erträgniss  nach  den  Bestimmungen  der 
Allerhöchsten  Entschliessung  vom  28.  September  1853  verwendet 
worden  sei. 

Da  femer  nach  den  oben  geschehenen  Andeutungen  die  Finanz- 
Landesdirection  auch  bezüglich  der  höheren  kirchlichen  Pfründen 
derzeit  nicht  mehr  als  die  zur  Wahrung  und  Controle  der  Integrität 
der  Güter  derselben  berufene  kaiserliche  Behörde  angesehen  werden 
kann,  so  lässt  sich  gegen  das  Ansinnen  des  Agramer  Metropolitan- 
capitels  nichts  einwenden  unabhängig  von  dem  Einflüsse  und  ohne 
Intervention  der  Finanz-Landesdirection  aber  eben  deshalb  auch  anf 
eigene  Verantwortung  aus  dem  Nachlasse  des  resignirten  Nutzniessers 
der  Güter  des  Prioratus  Auranae,  Bischofs jenen  Betrag  ein- 
zubringen, welcher  zur  Deckung  der  Deteriorationen  und  Abgänge  in 
den  bezüglichen  Pftündengütem  erforderlich  ist.  Doch  wird  das  ge- 
nannte Capitel  verpflichtet  sein ,  bei  der  Rechnungslegung  über  die 
Verwaltung  dieser  Güter  der  politischen  Landesbehörde  den  Nachweis 
zu  liefern,  dass  durch  die  Verwendung  des  hereingebrachten  Betrages 
die  Integrität  des  Stammvermögens  des  Prioratus  Auranae  wirklich 

hergestellt  sei. 

(FortseUung  folgt.) 
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Dtt  SchiilpakODat  and  die  Kostefibestreitung  für  die  Localitäten 

der  Volksschule  in  Tyrol. 

(Vgl.  Archiv  XIII,  187.) 

Wir  erwiUmten  im  Archw  XVI,  271.  den  (uns  erst  während  der 
Gorrectnr  des  damaligen  Artikels  zugekommenen)  Bericht,  welchen 
Hofrath  HaasiumUer  in  der  Sitzung  des  Tyroler  Landtages  vom 
27.  November  1865  aber  die  ZM  und  VerhäUnisse  der  Pirivaipair(h 
nate  und  incofparirten  ^ründm  in  Tffrol  erstattete.  Die  betreffende 
österr.  Gesetzgebung  findet  sich  bereitSt  zum  Theil  noch  vollständi- 
ger, in  ^dw  Abhacdlungen  des  hochw.  Weihbi8cho&  Dr.  Kutachker  im 
Archiv  IX.  229  ff.  Wir  berichtigen  jedoch  hier  den  Druckfehler, 
dass  es  dort  S,  230,  Z.  25  v.  u.  heissen  muss:  19.  Jänner  1797  statt 
1707.  Auf  den  Bericht  Hasslwanter's  zurückzukommen  bietet  sich 
vielleicht  später  noch  eine  Gelegenheit.  Gleichzeitig  erstattete 
UaaaUoüfUer  auch  den  folgenden  Bericht  über  die  Tyroler  Schul- 
patrenate : 

»Als  solche  werdei  nach  den  Ausweisen  der  k.  k.  Statthalterei 

aufgeführt: 

im  Kreise  Innsbruck    287 

„       „      Brixen         336  ^ 

„       „      Trient        456 

zusammen  1079. 

Die  Ordinariate  haben  diesfalls  keine  Ausweise  geliefert,  nur  bei 
den  Kirchen-  und  Pfirftndepatronen  hie  und  da  die  Bemerkung  ge- 
macht, ob  dieselben  auch  für  die  Schule  zu  concurriren  haben  oder  nicht. 

Es  sprechen  die  canonischen  Gesetze  keine  Verbindlichkeit  für 
den  Kirchen-  und  Pfründenpatron  aus,  auch  die  Schule  zu  unterhal- 
ten oder  dies&Us  Goncurrenz  zu  leisten. 

Anders  ist  dies  nach  d«i  österreichischen  Gesetzen.  Die  Haupt- 
gesetze, wie  sie  in  Tyrol  kundgemacht  wurden,  bestehen  in  folgenden : 

1.  Die  deutsche  Schulverfassung  enthält  mehrere  Bestimmungen 
über  die  Goncurrenz  zu  Schulhausbauten.  Da  jedoch  in  Tyrol  kein 
UnterUtansverband  besteht,  so  erfloss  für  Tyrol  die  Allerh(k;h8te  Ent- 
schliessimg  vom  24.  M&rz  1818,  Prov.  Ges.-Sammlnug  B.  V.,  Säte  819 
dahin,  dass 

a)  wenn  die  Lehrerswohnung  zugleich  Messnerswohnung  und 
diese  ein  Theil  des  Kirchengebäudes  ist,  die  Kirche  pro  rata  beizutra- 
gen habe,  dass  es 
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b)  dort,  wo  besondere  BauverträgB  bestehen,  bei  dies^  sös 
Verbleiben  habe,  dass  dagegen 

c)  dort,  wo  keine  solchen  bestehen ,  die . Oemdnde  dk  Hand- 
nnd  Fohrfrohüen  nnenigettlich  zu  leisten^  daaa 

d)  nach  Abzug  der  Auslagen  auf  Hand-  und  Fuhrfrohnen  der 
Patren  ein  Dritttheil  zu  tragen  habe,  dass 

e)  die  andern  zwri  Dritttheiie  nfteh  dem  Btooerflisse  unter 
simmtliche  Bustical-  oind  Dominicalbesitser  und  zwar  mit  Hinzu- 
seUagung  der  Auslagen  anf  Hand-  und  Fuhrfrohnen,  4ie  nur  vom 
Patronat»»Drittel  abzuziehen  sind,  zu  repartiren  seien. 

f)  Auch  alle  Abrigen  Beiträge,  welche  die  deutsche  Sdiulver- 
fassnng  anderswo  den  Grundobrigkeiten  auferlegt,  seien  aiEif  eben 
diesüB  Art  unter  aUe  Oemeindeglieder,  sie  mögen  Bostical-  oder  Adels- 
beosüge  Torsteuem,  umzulegen. 

2.  Allerhöchste  Entsehliessung  vom  28.  October  1829,  Prov. 
Qesetz-Sammlnng  B.  XVL,  2.  Theil,  Seite  447. 

1.  Alle  Normalschulen,  wenn  sie  nicht  die  Stelle  einer  P&rrschnle 
vertreten,  haben  hinsichtlich  der  Material-  und  Professionisten' 
kosten,  sowie  der  Zug-  und  Handarbeiten  dem  allgemeinen  Lan« 
desschulf(Hide  zur  La&t  zu  fallen. 

2.  Dasselbe  gilt  von  den  Ereishauptschulen.    Wenn  aber 

3.  die  Normal-  oder  Kreishauptschule  zugleich  die  Stelle  der  Pfarr- 
schule vertritt,  so  hat  der  Landesschidfond  bei  einer  Hauptschale 
von  drei  Classen  mit  einem  Dritttheiie  der  Material-  und  Proies- 
sionistenkosten,  der  Patron  und  die  Dominien  mit  zwei  Dritttbeilen 
der  Material-  und  Professionistenkosten,  die  Gemeinden  abear  ha- 
ben ffir  die  Hand-  und  Zugarbeiten  zu  condirrirea. 

Bei  einer  Hauptschule  von  vier  Classen  aber  habe  der  Laodes- 
sohulfond  mit  zwei  Viertheilen,  der  Material-  itnd  ProAmionisten- 
kosten,  die  Gemeiiiden  aber  mit  den  Hand-  und>  Zugarbeiten  ^ 
concurriren. 

4.  AUe  ftbrigen  Hauptsdiulen  dfirüni  dem  aUgemeinBn  SchiiHbnde 
nicht  zur  Last  faUen,  d^m  entweder  gehörmi  sie  eiM»  geüt- 
Uohen  Köiper,  oder  einer  Stiftung,  oder  einer  Stadtgemeiiide  zu, 
und  in  diesen  Fällen  habe  der  geistUche  Körper,  die  Stiftosif 
oder  die  Stadtgemeinde  dieaelben  au  erhattea,.  Wona  bei  Bat^ 
Schulgebäuden  dieser  Art  Niemanden  durch  Vertrag,  Stiftung 
oder  besondere  Verbindlichkeit  die  Pflicht  der  Erhaltung  obliegt» 
ist  die  allgemeine  Schukoncurrenz  Ar  Trivialschulen  in  A^' 

,  Wendung  zu  bringen,  wie  dies  aoch  vor  der  AUerhitahaten  ^^ 
Schliessung  vom  1.  Juli  1815  der  Fall  war. 
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5.  Eben  so  seien  alle  Mädchenschnlen,  auch  die  f&r  gebildete  Stände 
gleich  den  Trivialschnlen  zn  behandeln,  und  unterliegen  dem- 
selben Concurrenzsystenxe. 

6.  In  einzelnen  zweifelhaften  Fällen  habe  eine  Verhandlung  ein- 
zutreten. 

7.  Die  gesetzlichen  Schulbedtrfnisse ,  sowie  die  Schuleinrichtungen 
haben  sich  nach  der  jedesmaligen  Schuiconcurrenz  zu  richten, 
und  seien  auf  demselben  Wege  anzuschaffen. 

8.  Bei  jenen  Hauptschulen,  die  aus  einem  aufgehobenen  Jesuiten- 
Collegium  entstanden  sind,  und  die  nach  einer  Allerhöchsten 
Entwhliessuttg  daraus  erhalten  werden  sollen,  habe  es  auch  in 
Zukunft  sein  Verbleiben. 

9.  Wenn  ein  Hauptschullocal  gemiethet  wird,  so  sei  der  Miethzins 
dort,  wo  die  Normal-  und  Kreishauptschule  zugleich  die  PfaiT- 
schule  vertritt,  nach  dem  Verhältniss  der  Concurrenz  in  dem  §.  3. 
zu  vertheilen,  welcher  Massstab  auch  bei  den  Ankäufen  von 
Hauptschulgebäuden  zu  Grunde  zu  legen  sei. 

10.  Die  mathematischen  Instrumente,  Modelle,  Zeichnungsapparate 
und  Vorzeiehnungen  sind  als  gesetzliehe  Schulbedürfnisse  zu  be- 
trachten, und  so  wie  oben  im  §.  7.  anzuschaffen  und  zu  bestreiten. 

3.  Studienhofcommissions  -  Decret  vom  19.  August  1826,  Prov. 
Ges.^Sanonlung  B.  XUI.,  Seite  387,  welches  vecfögt,  dass  Mädchen- 
schulen, auch  die  filr  gebildetere  Stände,  als  blase  Localanstalten  an- 
zusehen, dass  sie  durchaus  in  Hinsicht  der  Baulichkeiten  und  Repara- 
tionen, wenn  nicht  besondere  Verpflichtungen  und  Verträge  darüber 
bestehen,  nich  dem  Concurrenzsysteme  for  Trivialschulen  zu  behan- 
deln seien ,  dass  demnach  die  Hofcanelei  Directions- Verordnung  vom 
18;  cFnli  1815  auf  Mädchenschulen  nicht  smgewendet  werden  darf, 
dass  endlich  nach  eben  dieser  Bauconcurrenz  far  Trivialschulen  auch 
die  innere  Einrichtung  der  Mädchenschule  anzuschaffen  und  zu  be- 
streiten seL 

4.  Das  Studienhof-Gommissions-Decret  vom  28.  October  1826, 
Frov.  Gesetz-Samrolung  B.  XIII.,  Seite  461  befiehlt,  dass  der  Unter- 
richt, wo  nicht  schon  Schulhäuser  bestehen,  in  unentgeltlichen  oder 
auch  vMtanslichen  Wohnungen  ertheilt  werde,  um  nicht  den  Schul- 
untemeht  dureh  die  sehr  fühlbare  Belastung  der  Patoone  und  Gemein- 
den gehässig  zu  machen. 

5.  Das  Bij/tietatet  venu  20.  December  1821,  Prov.  Ges.-Sammlung 
B.  XtlL,  Berte  94S  enthält  die  Art  der  Ernennung  der  Lehrer,  wenn 
der  LandeefBrst  mit  dem  Patronatsrechte  zugleich  das  Pi^sentations- 
reeht  hat,  dass  in  der  Begel  naph  §.  20.  Abschnitt  19,  der  politischen 
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Schulyerfassung  der  Patron  der  P£Eurre  andi  Patom  der  Schnle  sei 
und  dies  selbst  sich  auf  die  Filialsclialen  erstrecke,  wenn  bei  Erricht- 
nng  dieser  nicht  besondere  Verträge  von  Seite  der  Gtameindeii  einge- 
gangen worden. 

In  der  Begel  habe  der  Schnlpatron  anch  das  PrSaentatioiiarecht, 
aber  öfter  besitze  dieses  ein  Dritter,  welches  nicht  za  req^ectiren  sei, 
wenn  er  sich  nicht  ordentlich  ausweisen  kann,  dass  er  durch  viei^ihrige 
Ausübung  dieses  Becht  besitze,  oder  einen  andern  hinreicheiidNi  Be- 
weis nicht  zu  fuhren  im  Stande  ist.  Ist  aber  erwiasra,  dass  das  Prft- 
sentationsrecht  einem  Dritten  ganz  allein  zukomme,  so  finde  aach  gar 
keine  Intervenirung  von  Seite  des  Schutzpatronates  statt,  4mm  g.  18. 
des  IX.  Abschnittes  der  Schulverfassung  handle  nur  von  aolehen.  Sohn* 
len,  wo  dem  Landesfürsten  oder  einem  öffentlichen  Fonde  das  Patre- 
nats-  und  Präsentationsrecht  ungetheilt  zukomme. 

6.  Eofdecret  vom  7.  Mai  1818,  Prov.  Oesetz-SammloBg  vn. 
Seite  669.  Für  die  Dotirung  der  Lehrer  hat  das  Kirchenvermögm  in 
der  Begel  nicht  zu  coneurriren,  und  es  soll  auf  keinen  Fall  hieau  in 
Anspruch  genonmien  werden,  wenn  nicht  dessen  Yermögensstaad  ge- 
nau nachgewiesen,  das  Einvernehmen  mit  den  Eirchenvorstebern  ge- 
'  pflogen,  die  Zustimmung  des  Ordinariats  eingeholt  und  die  Genehmig- 
ung der  Studienhofcommission  angesucht  werde. 

Vergleicht  man  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  nnt  den  vor- 
liegenden Ausweisen,  so  ergibt  sich  vor  allem,  dass  der  Begriff  eines 
Schulpatrones  durchaus  nicht  in*s  Auge  gefasst  und  mehr  nur  dafür 
Daten  geliefert  wurden,  wie  die  Bau-  und  scmatigen  imt  der  Sdiule 
verbundenen  Auslagen  bestritten  werden.  Den  grOssten  Theil  obiger 
Ziffer  nehmen  die  Gemeinden  ein,  welche  alle  Audagen  fibr  die  Sehule 
selbst  bestreiten,  eben  weil  kein  zur  Beihülfe  veipflichteter  Dritter  bei 
ihnen  besteht. 

Zieht  man  diese  ab,  so  vermindert  sich. die  Zahl 

im  Kreise  Innsbruck  um    86 
„       „     Brixen        „    138 
„       „     Trient        „    425 
zusammen    644 
und  es  verbleiben  sohin  nur  mehr  435  Schut;q[ftatronate,  danrnter  aech 
jene,  wo  das  Aerar  als  Patron  erscheint,  ja  seihet  sokdie,  weleke  SQ^ 
dem  Beligionsfonde  Beiträge  für  Lehrer  erhalten. 

In  Gemässheit  der  Verordnung  vom  SO«  November  1787  sind 
auch  die  Pfarrer  als  Patrone  aufgeführt,  wenn  im  ümkieise  ihrer 
PfiEurre  eine. neue  Schule  errichtet  wurde.  Bei  freien  b]Sob(flioh6& 
Verleihungen  trägt  die  .Q^meinde  sämmtlicbe  Lasten. 


J 
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TiM  dea  SehiiliwiroBitefl  liegen  im  Srcheii-  und  Pfrfinde- 
patronate,  im  uilteii  Herkommen  mid  in  der  bisherigen  Ausübung. 
Viele  sind  streitig. 

Da  schon  bei  Kirehen-  and  PfrfindepatroHen  die  Concturenzlast 
nur  ehe  sabsidiariflohe  ist,  so  ist  dies  om  so  mehr  bei  den  Schnlen 
der  Fall,  daher  yioIb  Patrone  gar  keine  Beiträge  leisten. 

Vido  leisten  die  Ooncmrenz  nach  dem  gesetzlichen  Maantabe 
des  Drittels. 

Ifit  der  Stiftimg  einer  Schale  ist  noch  nicht  das  Patronatsrecht 
verbunden. 

Ss  bestehen  auch  poritire  Vorträge  ftr  die  C<»cnrrenzpflicht  zu 
manchen  Schulen. 

Bs  gibt  auch  Patronate,  wo  der  Patron  fftr  die  Schule  nur  mit 
einem  Sechstheil  concurrirt.  Mehrere  Beiträge  wurden  aber  auch  nur 
im  Wege  der  Onade  geleistet 

Die  Nebenschulen  folgen  der  ffigenschaft  der  Hauptschulen. 

Ausnahmsweise  findet  sich  auch  die  Deckung  der  Schulbedflrf- 
nisse  ans  Eirchenmitteln,  ja  sogar  mit  Anspmchnahme  der  FUiaUürchen. 

Oefters  ist  die  Schule  im  Widum  oder  Messnerhause  unterge- 
bradit  und  besteht  dann  daftr  keine  besondere  Schulconcunrenz. 

Es  gibt  auch  Schalpatrone  ohne  Einfluss  auf  die  Ernennung  der 
LArer,  sonst  haben  sie  Präsentations-  oder  Nominationsrecht. 

Wo  die  Gemeinden  sämmtliche  Kosten  tragen,  haben  sie  auch 
das  Präsentataonsrecht  des  Lehrers.  An  manchen  Orten  ist  der  jewei- 
Iqfs  Curat  selbst  Lehrer,  haltet  die  Schule  in  seinem  Widum  und  be« 
stveitet  die  Kosten  selbst 

Häufig  geschidit  die  Wahl  der  Lehrer  von  dar  Gemeinde  und 
dem  Ouraten  gemeinschaftlich.    Die  Ernennung  hat  sonst  der  Bischof. 

Auflbllend  ist  es,  dass  alle  Schulpatronate  im  Zillerthale  Lindes» 
fantlieh  sind. 

Dies  sind  die  HauptFerschiedenheiten,  welche  sich  aus  den  Aus- 
wMsen  und  Berichten  ergaben.€ 

Während  der  Tyroler  Landtag  im  Jahre  1868  das  Eingehen  in 
die  Berathung  der  Begierungsrorlage  vertagt  hatte,  nahm  derselbe  in 
derSitBung  vom  0.  Februar  1866  nach  dem  Berichte  den  QfTB^Brandis 
im  Namen  des  zur  Vorberathung  eingesetzten  GomitAi  erstattete,  den 
von  der  Begienmg  voargelegten  Entwurf  des  Schulpatronatsgesetzes 
mit  einigen  nicht  prineipieDen  Aenderungen  an.  Wir  entnehmen  dem 
Berichte  des  Grafen  Brcmdis  das  Folgende: 

»Durch  die  Hbfdecrete  vom  11.  Februar  und  19.  October  1787 
wurden  die  ohnehin  schi»  sehr  bedeutenden  Lasten  der  Pfimrpatrone 
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noch  dutch  die  Aufbürdiiflg  eines  sogeMimteii  SthnlpAtniiialM  über 
alle  im  Seelsorgasprengel  der  befareffenden  Patronatsi^rre  Ingmden 
Volksschulen  vennehrt. 

Die  UnbiUigkek  diesea*  erhöhten  Last  besonden  naoh'der  durch 
dae  AUerböehste  Patent  vem  7.  September  1346  verAgten  Atf  faebong 
aller  gutsherrlichen  Reebte  schmnt  andi  der  beben  Begieinbg  Torg»* 
schwebt  EU  haben ,  nnd  desshalb  wmrde,  wenigstens  in  den  iaiideni 
Kronländern,  bereits  mit  Ministerialerlass  vom  10.  Juni  1849  angeord^ 
net,  die  Patrone  mit  möglichster  Sebonnng  za  behandehf  Imd  vor 
jeder  grösseren  Reparatur,  oder  Neubaute  zuerst  ein  Vergkichsiverfah- 
ren  zwisdien  Patron  und  Gemeinde  zu  Tenmehen  aar  EtatstaBtaig  des 
Beitragsmassstabes,  wobei  schon  damals  die  Erlassang  eines  aügMoei* 
neii  Qesetzes  zar  endgüUigen  Regelung  der  Schulbaaeoiieurf«nz  in 
Amsidit  gestjallt  wurde.  In  weitever  VerÜDlgmig  dieser  Abaiditen 
beantragte  die  hohe  Regierung  in  dem  dieser  hoben  YerBanuBlIing 
vorgelegten  Gesetzentwürfe  die  gftnzliehe  Aufiiabung  dieser  «naeitig 
aufbürdeten  Last. 

Obwohl  die  eingelangten  Daten  bezägUob  des  wirklidiett  Becbts- 
bestandes  dieser  Sehnlpatrenatslast  edu*  mangelhaft  sind,  wie  ttos  drai 
eben  mitgetfaeilten  eingebenden,  grandUchen  Berichte  des  Herrn  Hof- 
rathes  Dr.  Hasslwanter  eradien  werden  welle,  so  gbinbte  doch  das 
Gomitä,  in  eine  meritorische  Behandlnng  des  vorliegräden  Entwnrfias 
schon  jetzt  eingehen  m  können,  weil  es  die  Besetidgang  diesOT  Patro- 
natslasit  um  so  mehr  Ar  billig  und  gereehtterknnneit  inusate,  als  selbe 
in  den  allgemeinen  kirGhenrechtUcben  Vorschriften  gar  nicht  b^run* 
det  ist,  und  weil,  wenn  einmal  der  Grundsatz,  dass  dieaea  Sebnlpar 
tronat  gäiizlich  zu  entfallen  habe,  festgehalten  wird,*  es  voffiDommen 
gleichgftltig  erscheint,  ob  nnd  welcbe  derartigen  Pa^ene  gegenwärtig 
überhaupt  noch  zn  Bbchte  bestehen. 

Die  weitem  Bestimmungen  dieses  Gesetzentwurfes  ikid  eigent- 
lidbi,  ihrer  Wesenheit  nach,  ztmr  ein&ebe  GarolbredeBdm  §.  1.  ausge- 
sprochenen Grundsatzes  der  Aufhebung  des  Mos  im  desetae  begrfkn- 
deien  Sdralpatronates,  insoferne  nämlich'  durch  diese  Aufbfbong  eine 
entsprechende  Aendemng  der  in  der  allgemeineff  pdltiBebeifSohidver- 
faasung  enthaltenen  Bestimmnngen  bezüglich  der  Schnlbanöencanrenz 
zur  unbedingten  Notfawendigkeit  wurde. 

Was  die  vom  Comit^  vorgescUagenen  Abünderimgen  an  der  Re- 
giernngSTorlage  betriflFk,  [die  sich  ans  den -Noten  zn  dem'anten  fol- 
genden Abdrucke  des  Gesetzes  ergeben],  so  sind  die  zn  den  §§.  7.,  8., 
12.,  15.  ganz  unwesentlicher  Natur,  nur  der  grossen!  DentlichlEeit  hal- 
ber und  nm  das  Gesetz  den  bestehenden  LandesTerbiltaisaeä  anrnpaasen. 
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D«r  §i  9.  ^)  atMßü  fiberAfisBig,  da  hieraiMr,  so  vi^  bekannt,  allen^ 
haÜMD  vo  dieser  Bali  mitreten  wflrde,  ohnedies  schon  speeielle  Yer- 
tragsverhältnisse  bestehen  nnd  nberdies  anoh  noch  ftltererTeiordnnngen 
anfinechi  erhalten  bleiben,  welehe  dieses  Verti&ltniss  F^ln. 

Die  Abftndenmg  bei  §.  10.  dient  nnr  zur  Erzielnng^  einer  Gleich- 
ftraigk«it  in  dieser^  Beziebwig,  indem  der  Torganjgf,  Welcher  bisher 
schon  bei  j«ien  Gemefaiden  Ablidi  war^  wo  iDein  Schidpatronat  besteht, 
nun  auch  anf  die  Genumtan  ansgedehat  werden  so)],  wo  bisher  ein 
solches  Patronat  bestand. 

Die  Abänderung  bei  §.  5.  betreffend,  und  den  damit  oder  eigent- 
lioh  mtt.§.  6.  im  Zusammenhange  stehenden  Schlussantrag,  so  erlaube 
ich  mir  su  bemerken,  dass  bisher  zufolge  §.  369:  derSchulrerfassung, 
Normal*  und  EreiAauptschuloi  eigentliofa  ganz  dem  NormidBchulfande 
zur  Last  fielen.  Verträten  sie  jedoch  zugleich  die  Stelle  einer  Pfhrr- 
schnle,  wie  solches  hierzulande' durchweg  der  Fall  war,*  so  hatte  der 
Scbttlfond  bei  den  ersten  mit  ^4^  ^^^  ^^^  letztem  mit  Va  d^f  Bau- 
kosten zu  concurriren.  Durch  die  jetzt  in  der  DuichfBhrong  begriffene 
Erridriiung  Ton  drei  roUstaudigen  Lebrbfldungsanetalten  in  Innsbruck, 
Beaen  und  Trient,  rtatt  dar  bisherigen  Präparandencurse,  erwachsen 
dem  Sdiulfonde  nicht  unbedeutende  ülrtirauslagen  und  um  sich  daffir 
einigermassen  zu  entsch&d^en,  wurde  beschlossen,  den  bisherigen 
Beitrag  Ton  Va  der  Bauiasten  fortan  nur  jenen  Hauptschulen  zu  leisten, 
mit  denen  solche  Lehrbilduogsaostälten  yerbunden  sind. 

Es  muss  zwar  an^kannt  werden,  dass  die  Baukostenbeitrage 
yarhtttBissmäasig  genug  sind  gegenüber  der  Dotation  der  Lehrer,  die 
auch  an  im  übrigen  Haupkschuleninoch  fortan  fom  NermaDschuIfonde 
zu  tragen  ist,  ebenso  muss  anerkannt  werden,  dass  der  Normalschul- 
fond unter  der  Verwaltung  der  hohen  Begierang  steht  und  ws  eine 
directe  Ingerenznahme  in  dieser  Hinsieht  nicht  tukomme.  Entgegen 
YMdient  andeorerasiti  wieder  BeB&okaiiäitigung,  dass  Imst,  Schwaz, 
Brizen  und  BoTeredo,  durch  die  Aufhebung  der  ehemaligen  Ereisftmter 
eine  eapfindlidie  Einbnsae  eiüttea',  dass  ittnofentUch  die  beiden 
eiatfenaiiiiken  Orten  -  sehr  arm  sind«  ihnen  daher  aiueh  die  ITeber« 
tragnng  der  verhftltnissmteaig  kleineren  Last  sehr  fOhlbar  ist,  dass 
der  NomaaUNdiulfond  ohnedies  schon  durch  das  Wegfallen  des  Schul- 


'    1>  INc8^  f.  9.  der  RegkruogsverUife  lautete  also:  b(  der  Stkulteln^r  zu- 
gleich Malier  und  ist  Mich  ailt  dem  MessoenUenste  da9  Reebi  aof  eine  Wobttung 

verbanden,  so  sind  die  Aaslagen  fDr  die  ihm  gebQhrende  Wobaang,  in  soferne 
nicht  die  wechselseitige  Beitragspflicbt  der  Kirchen-  and  Schulconcarrenz  schon 
geregelt  bt«  oder  ein  Uebereiniommen  erzielt  wfrd,  zn  gleichen  Tbeilen  von  den 
beiden  Concnrreuzpflichtigen  zu  tragen. 


444  Yerkn^,  SctaDlRiftnMl  md  fltiotfcMnHMiiiit  in  rynil. 


pafar<Hiftt66  eine  nicht  unbedeutewle  ErleielitertHig  erhilk  und  dfishalb 
dflrfte  die  in  dem  abgesonderten  fiefaluBWUibrage  an  die  ludie  Begioenng 
gestellte  Bitte  TüUkommen  gareolitfertiget  erschewien.c 

Im  Folgenden  nnn  das  nach  den  Anträgen  des  Landtags  Alkr- 
hdobst  genehmigte 

Gesetz  vom  20.  Aprü  1866,  wwiaam  fw  lijs  gtfvMUk  Qrufsdmß 
Tyrol,  betreffend  d€a  8dm^MUran<U  ma 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  girforateten  GtafiMihaft 
Tyrol  finde  Ich  auiiofdnen,  wie  folgt: 

§.  h  Das  lediglieh  im  Gesetve  begründete  fichtttpatoenat  hat 
sanunt  allen  damit  verbimdenea  Rechten  und  Pfliohten  in  entfidlen, 
es  wftre  denn»  dass  die  Betheiligten  an  SinverstSadaiss  Aber  die  An^ 
reehthaltnng  desselben  trsffeni 

Schulpatronate,  welche  anf  anderen  Titeln  bomben ,  bleiben 
aufrecht. 

§.  2.  Die  Kosten  der  Harstellangt  Erhaltung,  MieÜie,  Einrich- 
tung und  Beheiaung  der  für  die  Volksschnlen  erforderlichen  Localitft- 
ten,  sowie  die  Kosten  dw  Herstellung,  Erhaltung  und  Miethe  der  dem 
Lehrpersonale  gebäirendtti  Wohnungen  haben  vor  Allem  die  Bchnl- 
patronate,  soweit  sie  fortbestehen  (§.  1.),  die  hiefur  gewidmeten  Lo- 
calfonde,  oder  solche  Personen,  welche  hiezu  durch  Stiftung  und  andere 
privatrechtliche  Titel  verbunden  sind,  nach  Massgabe  der  ihnen  ob- 
liegenden Verpflichtungen  zu  bestreiten. 

§•  3.  Enthalten  die  privatrechtlichen  Titel  Aber  das  Schnlpatro- 
nat  keine  ausdrückliche  Bestimmung  bezSglieb  der  Beschaffenheit  und 
des  Masses  der  LeistiuigMi  odttr  kann  aus  denselben  nur  die  Ueber* 
nahme  der  gesetzlichen  Leistungen  gefolgert  werden,  so  hat  der  P^ 
tron  in  Zukunft  nnr  den  vierten  Theil  der  zu  deckenden  Kosten  zu 
tragen,  in  sofeme  er  nicht  eine  nodi  geringaBe  YerpfliohtQng  nach- 
weisen kann. 

§i  4.  In  sowMt  die  bespro<dienen  Auslagstt  duieb  die  im  g.  2. 
bezeichneten  Verpflichteten  nicht  gedeckt  sind,  haben  die  nachstehen- 
den Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

§.  5.  Für  die  Normalschule  in  Innsbruck  sind  diese  Auslagen 
solange  nur  zur  Hälfte  aus  dem  Normalschulfonde  zu  bestreiten,  ab 
dieselbe  eugleich  Pfarrschule  bleibt;  salUe  jedoch  eine  Eigene  Tfarr- 
sehuk  erriehiel  werden,  so  sind  diese  Auslagen  gang  €n$s  dem  Nor- 
nudschulfonde  au  bestreitcfi  ^). 

1)  Die  cuniv  ^edruckteD  Worte  fQgte  der  Ltodtag  zu  dem  RegierunfTS" 
Eotworfe  Wozu.  •  ^ 
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§.  6.  Bei  denjenigen  Knaben-  imd  Mftdchenscfanlen ,  mit  denen 
volltstodtge  LehTerbildnngs-Anitalten  verbunden  giad  oder  Icfinftig 
Terbnnd«!  werden,  hat  der  Nonnatocbnlfbnd  den  dritten  Tbeil  der 
Kosten  an  tragen. 

§.  7.  Die  bei  den  letzteren  Schulen  (§.  6.)  unbedeckten  Kosten, 
«ewie  den  Anfiraad  bei  ihren ')  direeisyrnftssigen  Volkssdtulen,  hat  die 
Oitsgemeittde  zu  bestreiten.  Sind  einer  Sehale  mehrere  Ortsgemein-* 
den  oder  Theile  dersdb^n  zogewiesen,  so  ist  das  Erfordemiss  auf  die- 
selben, fiills  nicht  ein  anderes  Üebereinkomnien  getMÜm  wird,  nach 
Verhältniss  ihrer  directen  Bestenening^)  zu  vertheüen.  ' 

§.  8.  Die  Ton  den  Ortsgemeinden  sn  bestreitenden  Auslagen  sind 
in  Gemftssheit  der  Bestimmungen  des  V.  HauptstQckes  des  Gemeinde* 
gesetzes  in  der  Regel  wie  andere  Oommunalerfwdemisse ,  als  oMge^ 
meine  OemeindeveiinmttichkeU  nach  dem  Steuerfktsse^)  auftubringen. 

§.  9^).  An  Trivialschulen,  wo  das  SchnJ^atronat  entftUt  (§.  1.) 
oder  nie  ein  solches  bestand,  stehen  die  mit  demselben  verbundenen 
Rechte  und  namentlich  das  Prftsentationsrecht  zum  Schuldienste  unter 
den  darüber  bestehenden  Bestimmungen  der  Ortsgemeinde,  und  zwar 
letzterer  im  Einverständnisse  mit  dem  Seelsorger  zu. 

§.  10.  I^nd  einer  Schule  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile  der- 
selben zugewiesen,  so  ist  zur  Besorgung  der  Goncurrenzangelegenheitea 
dieser  Gemeinden,  sowie  zur  Ausübung  des  Präsentationsrechtes  ein 
Comitä  zu  bilden.. 

§.  11.  Dieses  C<Mnit^  besteht  aus  fänf  Mitgliedern,  welche 
durch  die  Ausschüsse^  der  betreffenden  concurrenzpflichtigen  Ge- 
meinden aus  deren  Gemeindegliedem  mittelst  absoluter  Stimmen- 
mehrheit auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt  werden.  Sämint- 
liche  Mitglieder  haben  dieses  Geschäft  unentgeltlich  zu  versehen,  för. 
die  hiemit  verbundenen  haaren  Auslagen  wird  ihn6n  der  Ersatz  geleistett 

%.  12.  Das  Comit^  ist  für  die  Schnl-Conounenzangelegenheiten 
das  beschliessende  und  überwachende  Organ.  .Dasselbe  hat  den  Vor^n- 
schlag  festzustellM  und  die  Jahresrechnung  zu  erledigen.  Dessen 
Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefosst,  und  sind 
für  die  betheiligten  Gemeinden  bindend. 


1)  Im  Regi^ning8-En(warf  stand  jeder. 

2)  Im  RegieruDgs- Entwürfe  waren  bier  efDgeschoben  die  Worte:  ssu  dem 
Aufwände.  ^       ' 

8)  Die  curslv  gedruckten  Worte  «landen  nicht  in  dem  Regierangs-EntWDrfe. 

4)  Im  Regierungs-Eniwarfe  lautete  der  betreffende  S.  to.:  Wo  das  Schul- 
patronat  entf&Ilt  (1  1.),  geben  die  mit  demselben  Terbundeoen  Rechte  oiid. na- 
mentlich das  Prasentationsrecbt  zom  Seboldlenste,  anter  den  darüber  bestehenden 
Bestiiäunangen  auf  die  Gemeinde  Aber. 

5)  Im  betreffenden  1 12.  des  Regieronga-Entwurfes  hiesi  es  hier:  VorstänOe. 


4$$  Vering,  MmUfatmmt  wni  .IFiinftini^MHii  .in  Tyrof. 

§*  13.  Das  Comitä  wfthlt  ans  seinor  Mitte  «inen  Obmami  $ia  voU- 
ziehea4e9  Orgam  Dieser  hat  das  PrftlimiBare  zu  TerftoiseB,  die  Beeh- 
aung  ztt  legen  und  die  Gasse  nnter  Ifitsperre  eines  CeoiilKi- Mitgliedes 
zn  führen.  Jede  öemeinde  hat  das  Becht,  von  der  erledigten  Bedi* 
nung  Einsieht  zu  nehmen. 

§.  14«  Besekwerden  von  Seite  dar  Oeviefaidea  gegen  Verfiigiingen 
des  Comitä  gehen  an  die  höhere  GemeindeTertretiiiig.  Bertgttsb  der 
Frist  znr  Bwulung,  des  Anfittchtavechtes  dar  Staatav^rwaltaig  über 
das  Comit^,  dann  der  Anfldsang  des  Letzteren  gelten  die  Bestinonnnr 
gen  der  §§.  88.,  91.  und  96.  i)  des  Gemeindegesetses. 

§.  15.  Der  Staatsverwaltung  wird  das  Becht  der  Obeitoitang 
d^  Scbulbauten  vorbehaltott  und  bleiben  die  Yoiscbriften  der  politi* 
sehen  ScbuIverüBunung  in  soweit  anfire^t  als  sie  nicbt  dnrdi  die  ge- 
genwftrtigen  Bestimmung^  mB  Aenderang  erleidiMi. 

Der  Tyroler  Landtag  hatte  noch  den  folgenden  ScUuss-Antrag 
gestellt : 

»Aus  Anlass  des  vorliegenden  Gesetz-Entwnrfes  zur  Begelung 
der  Schulbau-Concurrenz  fiihlt  sich  der  Landtag  gedrängt,  durch  den 
Landes-Ausschuss  der  Begierung  Sr.  k.  k.  apostol.  Majestät  auf  das 
Wärmste  die  Bitte  an  das  Herz  zu  legen,  es  wolle  auch  den  übrigen, 
unter  §.  6.  des  vorliegenden  Gesetz-Entwurfs  nicht  inbegriffenen,  ehe- 
maligen Kreishauptschulen  in  Sehwaz,  Tmst,  Brixen  und  Boveredo 
der  bisher  aus  dem  Normalschulfond  geleistete  Beitrag  zur  Einhaltung 
der  Schullocalitäten  noch  fortan  gewährt  bleiben,  da  sich  diese  Orte 
und  zwar  namentlich  die  beiden  erstgenannten  in  sehr  bedrängten 
Verhältnissen  befinden,  durch  die  Aufhebung  der  ehemaligen  k.  k. 
Ereisämter  sehr  gelitten  haben  und  die  dort  noch  fortbestehenden 
Hauptschulen  doch  nicht  als  blosse  tocal-Pfarrschulen  angesehen  wer- 
den können.« 

Die  a.  h.  EntSchliessung  auf  diesen  Schlussantrag  lautete  dahin, 
»dass  diese  BiUe  jsur  Genehmigung  nicht  geeignet  sei;  dass,  soweit  die 
Kosten  für  Jene  Schulen  nicht  von  den  bezüglichen  Gemeinden  bestrit- 
ten werden  könnten,  zunächst  der  Landesfond  zur  Unterstützung  be- 
rufen sein  würde,  und  nur  für  ausserordenttiche  Fälle  die  Mittel  des 
Normalschulfondes  innerhalb  der  allgemeinen  Bestimmung  desselben 
f&r  die  Förderung  der  höheren  Volksschulen  und  der  wirklichen 
Leistungsföhigkeit  des  Pondes  weiter  in  Frage  kommen  könnten.« 

1)  Im  Rfgierunss-Ei^i würfe  Itiess  es  dem  ersten  Entwürfe  des  Gemein* 
degMetees  .entsprfrlieml:  St.  M8.,  H.  mid  ee. 
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KöDnen  nach  Französischem  Rechtresp.  nach   der  im'  linksrhei- 
nischen Theile  der  Preuss.  liheinprovinz  bestehenden  Gesetegebung 
,  nur  die  Civilgemeinden  Eigentbflmer  von  EirebhOfen  sein? 

Iteebtsgntaebten  des  Geb.  Jastizraths,  Kroh-Syndicus  aod  Proressors  Dr.  Bsaer- 

biDd  n  Bottn. 

f\'ergl.  Archiv  f.  Kirchenr.  Bd.  IX,  S.  279.,  Bd.  XIV,  S.  138.) 

Ein  im  ersten  Kefte  des  53.  Bds.  N,  F,  des  Jr^ivs  für  CiM-  und 
Criminalrecht  der  preussischen  Wieinpratm$  2.  Abth.  Lit<.  B.  S.  1  u.  t 
unter  der  Rubrik :  »über  das  Eigenihum  an  den  Kirchhefen:  de$  lin^ 
ken  Bheimrfers€  enthaltener  Aufsatz  bezeichnet  als  Zweck  den  Nach* 
weis  zu  liefern,  dass  nach  der  bestehenden  Geset^igebung  das  Eigen- 
thum  der  Kirchhöfe  im  linksrheinischen  Theile  der  Bheinprovinz  ledige 
lieh  den  Civilgemeindeii  zustehe,  und  dass  Gesellschaften  und  insbe- 
sondere kirchliche  Gemeinden  Eigenthumsträger  von  Kirchhöfen  nicht 
sein  können.  Nach  dieser  Allgemeinheit  des  Beweisthemas  soll  mit- 
hin, so  viel  das  Eigenthum  und  die  rechtliche  Befähigung  Subject 
des  Eigenthums  zu  sein,  betrifft,  zwischen  den  vor  Einfährung  4er 
französischen  Gesetzgebung  bereits  bestandenen,  und  den  in  Gemäss- 
heit  derselben,  sei  es  auf  Kosten  der  CiyUgemeinden,  oder  aus  kirch- 
lichen Fonds  neu  angelegten  Begräbnissplätzen  kein  üntei*8chied  be- 
stehen. Der  Zweck  nachstehender  Erörterung  ist:  zu  prüfen,  »ob 
dem  Verfasser  jenes  Aufsatzes  der  Versuch  dieses  Beweises  wirklich 
gelungen  seiPc 

Derselbe  stellt  an  die  Spitze  der  Beweiaflhrung  den  Sats;,  dass 
unter  den  Gesetzen,  von  welchen  die  Lösung  der  Frage  abhänge,  das 
Decret  über  das  Begräbnisswesen  vom  23.  Prairial  XIL  die  en^  Stella 
einnehme ;  auch  ist  in  der  ganzen  Deduction,  abgesehen  von  der  Be« 
zugnahme  auf  einen  in  der  Bheinprovinz  gar  nicht  einmal  publicirten, 
den  üebergang  zur  Tagesordnung  über  eine  Besehwerde  wegen  Ver- 
hinderung des  Begräbnisses  einer  Protestantin  auf  den  Kirchhof  einer 
Gemeinde  nut  durchweg  katholischer  Bevölkerung  motivirenden  Be- 
schluss  des  Nationalconventes  vom  12.  Frimaire  H.  und  auf  das  «ne 
Beschränkung  der  Baufreiheit  in  die  Nähe  von  Krrchhöfcoi  enthaltende 
Decret  vom  7.  Mai  1808  nur  von  jenmn  Decrete  smr  les  säpultutes 
vom  83.  Prairial. Xn.  die  Bedfi. 

Der  Verfasser  behauptet  nun  znnäohst,  dass  die  meistto  Be« 
Stimmungen  des  letztbezogenen  Decretes  die  Kkuhhöfe  sämmHicher 
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Oememden  betreffen.  Einige  Artikri  beeOgen  äch  swai  wOrttjeli  ge- 
nommen, nor  auf  die  »villes  et  boargs,«  danen  darin,  vcogesclirieben 
werde,  ihre  Eircbhofe  in  eine  gew]j96e,£|itfemung  VQn.i^fp  ^.^ringe 
zn  verlegen,  und  es  sei  nach  dem  Bericltite  ypn.DaUoz  hiq  znc, Ema- 
nation, eines  in  jüngster  Zeit  f&r  Frankreich  erfolgten  Geseta^es,  (näm- 
lich einer  ordonnance  royale  vom  6.  Deceniber  1843)  streitig  gewesen, 
ob  diese  Yorschiiift  nich,t  mittels,  Erweitßroi^  .ibr^§  ,  bncl^atftblicl^ai 
Sinnes  auch  anf  andere  GemeindkiXt  ioBo&m  sie  geschlpssene  Ort- 
schaften bildeten,  Anyondnng  ym  finden  habe,  ^n^estritW  dagegen 
geblieben,  dass  die  Herstellung  neuer  £lrchh(yfe,  m(ychtß  sie  aus  die- 
sem oder  jenem  Grunde  Bedür&iss  sein,*  lediglich  den  Oivflf^meinden 
tm  Last  falle.  Dieser  Grundsatz  sei  nämlich  schon  to^  der  dem 
Pndrialdecrete  zu  Grunde  liegenden  königlichen  d^claration  concemant 
les  inhumations  vom  10.  März  1776  ausgesprochen,  in  dem  die  An- 
nahme, dass  unter  den  zur  Errichtung  von  Kirchhöfen  verpflichtet 
erklärten  »villes  et  communaut^sc  mit  Bücksicht  auf  den  damaligen 
Sprachgebrauch  und  den  Znsammenhang  der  betreffenden  Qesetzes- 
stellen  die  Civilgemeinden  zu  verstehen  seien,  keinem  gegründeten 
Bedenken  unterliege. 

Hierbei  ist  indess  zu  bemerken,  und  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
dass  zur  Zeft  der  Erlassung  der  erwähnten  königlichen  Declaration 
die  katholische  Kirche  in  Frankreich  sich  ausschliesslich  der  staat- 
lichen Anerkennung  zu  erfreuen  hatte,  und  dass  insbesondere  nach 
Aufhebung  des  Edictes  von  Nantes  &i  die  Protestanten  (les  pr^tendos 
reform^z)  gar  keine  feste  Begräbnissplätze  existirten. 

»Cf.  H^ricourt  le  slois  eccleslastiques  de  France  Tom  II*  voce  »des 
sepulturesyc  Nro.  XVn.c 

Die  auf  den  Antrag  der  io^  Jahre  1775  zu  Paris  versammelt  ge- 
wesenen Erzbiachöfe,  Bischöfe  und  sonstiger  geistlicher  Personen  er- 
lassene königliche  Declaration  vom  10.  März  1776  bezweckte  überdies, 
wie  ihr  Eingang  ansdrücklich  besagt,  Anderes  nicht,  als  den  von 
vielen  Seiten  eriiobenen  Beschwerden  »touchant  les  inconv^nients  des 
inhumations  fr^uentes  dans  les  ^glises,  et  memo  par  rapport  ä  la 
Situation  actuelle  des  dmeti^res,  qui  trop  toisins  des  dites  Elises, 
seroient  plac^  plus  avantageusement  s'ils  ^toient  plus  Aoignis  des 
enoeinteB  des  viUes,  bourgs  ou  viUages  des  differentes  provinces«  ab- 
zohelfeUf  indem  sie  des  Endes  mit  gewissen  Ausnahmen  die  Beerdi- 
gangen  im  Inneren  von  KirdMo,  Capcfllen,  und  überhaupt  in  alka  zu 
gottesdienstlichen  Versammlungen  bestimmten  gesohloeseiieDi  Bäameii 
gänzlich  untersagte,  die  hierdurch  etwa  nötbig  werdende  Erweiterung 
der  lür  Au&tkhme  der  Leichen  der  Gläubigen  (pour  contenhr  les  corps 
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des  fideles)  unzoläng^lichen  Begrflbnissplätze  gebot,  und  zugleich  ver- 
ordnete,* dass  diejenigen  Begrftbnissplätze,  welche  innerhalb  des  Berin- 
ges  von  Wohnungen  gelegen  (plac^s  dans  Tenceinte  des  habitationd) 
der  Siilubrität  der  Luft  schädlich  sein  könnten,  insofern  ijs  die  Um- 
stände  gestatteten,  auf  Anordnung  der  Erzbischöfe  und  Diöcesan- 
Bischöfe  ausserhalb  dieses  Beringes  zu  verlegen,  und  dass  dazu  die 
Ortsrichter,  Municipal-Beamten  und  Einwohner,  so  viel  jeden  von  ihnen 
betreife,  mitzuwirken  gehalten  seien.  Dieselbe  schliesst  sodann  im. 
Art.  8.  mit  der  Bestimmung,  dass  denjenigen  Städten  und  Commu- 
naut^s,  welche  genöthigt  seien,  ihre  Begräbnissplätze  aus  dem  vor- 
gedachten Grunde  zu  verlegen,  mittels  einer  etwa  nöthigen  Derogation 
des  Amortisations-Edictes  vom  August  1749  gestattet  sein  solle,  das 
dazu  erforderliche  Terrain  mit  Befreiung  von  allen  »droits  d'indem- 
nite  ou  d'amortissement«  zu  acquiriren,  unter  der  Bedingung  jedoch, 
dass  dasselbe  zu  keinem  andern  Gebrauch,  als  zu  Beerdigungen  ver- 
wendet werden  dürfe. 

Es  mag  nun  zugegeben  werden,  dass  die  vorgedachte  könig- 
liche Declaration  dem  kaiserlichen  Decrete  vom  Prairial  XII.  zu 
Grunde  liege,  indem  beide  denselben  gesundheitspolizeilichen  Zweck 
mit  denselben  Mitteln  zu  erreichen  beabsichtigten.  Beide  Verord- 
nungen statuiren  aber  die  Nothweudigkeit  der  Verlassung  der  früheren 
Begräbnissplätze  nicht  unbedingt,  sondern, nur  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen, auch  ist  notorisch,  selbst  beim  Vorhandensein  dieser 
Voraussetzungen,  das  kaiserliche  Decret  weder  in  Frankreich,  noch  in 
der  preussischen  Bheinprovinz  bis  jetzt  überall  zur  Ausfahrung  ge- 
bracht worden.  Die  Erörterung  der  Frage,  wem  die  Herstellung  neuer 
Kirchhöfe  zur  Last  falle  ist  daher,  so  lange  ein  dessfallsiges  Bedürf- 
niss  nicht  voiiianden,  überflüssig;  auch  kann  aus  der  etwa  gesetzlich 
begründeten  Verpflichtung  der  Civilgemeinde ,  erforderlichen  Falles 
einen  neuen  Begräbnissplatz  auf  ihre  Kosten  zu  beschafien,  offenbar 
nicht  zugleich  das  Becht  der  Civilgemeinde  die  Herstellung  eines 
solchen,  mit  Ausschluss  jedes  Andern  zu  bewirken  gefolgert  werden  ^). 

Der  Verfasser  des  in  Bede  stehenden  Aufsatzes  behauptet  nun 
aber  ferner,  aus  dem  Prairial-Decrete  ergäben  sich  zwei  Verhältnisse ; 
zunächst  nämlich  versage  dasselbe  den  Frivat-Kirchhöfen  für  Gesell- 


1)  Anmerkung  der  Redaction,  Mit  demselben  Recht  konnte  aas  der 
Verpflichtung  der  Civilgemeinden  zur  BescbalTung  der  nöthigen  Schalen,  Pfarr- 
hSaser,  Hospitäler  etc.  ein  ausschliessliches  Recht,  beziehungsweise  ein  Verbot, 
solche  Anstalten  anders  als  durch  Schenkung  an  die  Communen  zu  stiften  ge* 
folgert,  ja  es  könnte  sogar  dem  Staat  das  Recht,  zur  Gründung  solcher  Institute, 
sowie  zur  Anlegung  von  MilitSr-  und  Anstalts-Kirchhören  bestritten  werden. 
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Schäften  oder  GenossenschaAßP  jeglicl^e  Ao^I^cwu^g;  <]9JUi  ^^  wolle 
der  Art.  15.  desaelbejOL.iuCfenieindeQ,,  wo  4er  dottesdiQpst  Vjerschiede- 
ner  Confeäsiouen  geineittdUch .  organisixt  3ei  (ou  1'oq  profe^^  pluiueurs 
cultes)  zwar  jedem  Cultus  aeineu  besondeni  Begräbiu^tiplat;^  oder  we- 
nigstens eine  Abtbeilong  des  Kirphbo&s,  wenn,  nur  £iiier.Torhanden, 
angewiesen  haben,  gleichwohl  wurde  kdne  EelJgiiOnsj;>artei  es  als  ilir 
Recht  beansprach^n  können,  dass  wf  deni  ihr  uberioriesen^n  Platte 
schlechthin  nur  die  Leichen  solcher  Personen,  die  ihr  verfasaungs- 
massig  angj^hOrt  haben,  bestattet , werden •  durften.  •  Da  *  aus  diesen 
Vordersätzen  für  das  thema  probandum  wichtige  Cons^sAasen  her- 
gelltet  werden  sollen,  so  w&re  vor  alleni  eine  Jede^  Terstta^liche 
und  allen  Zweifel  aus^chlieissende  Begründung  d^seJbien  w  erwarten 
gewesen.  Eine  solche  Begrändung ,  vennisst  man  aber,  m^m  nämlidi 
for  den  ersten  Satz  lediglich  auf  die  Art.  14.  und  16,.  und  für  den 
letzten  lediglich  auif  die  Art.  15.  uüd  19.  des  cit.  Pecretßs  Bee^g  ge- 
nommen und  denselben  eine  Tragkraft  beigelegt  wird,  welche  ihnen 
bei  näherer  Prüfung  durchaus  nieht  zugestanden  werden  kann.  Es 
mag  vielleicht  richtig  sein»  dass  der  Gesetzgeber  die  Beputznng  yoo 
Privatbegräbnisspläteen  nur  als  eine  streng  zu  interpratirendie  Aus- 
nahme von  der  entgegenstehenden  allgemeinen  Beigel  habe  gaatatten 
wollen,  und  dass  der  Art.  14.  des  Prairial-*Decretes  insbesondere  nicbt 
jeder  Mehrheit  physischer  Personen  erlaube,-  ein  ihnen  in  unget^heilter 
Gemeinschaft  zugehöriges  Terrain  als  $iegrabuis^täitte  für  sick  zu  be- 
nutzen,  dass  auch  sogenannte  Priyat-J'rie^hjöjte  nicht  ducrch. Itachts- 
geschäfte  mit  den  Nachbarn  in  dinglic)i  wirks^uner  Weise  be^^nd^t 
werden  können^);  daraus  ab^,.  und  dass.  der  Ali;,  16^  des  Prain^l- 
Decretes  alle  Begräbnissplätze  ohn^e  Unterschied  nnter  die^  Aat^^ität, 
Aufsicht  und  Polizei  der  Municipal-Yerwa^ltung  gestellt  hat;  folgt  aber 
noch  keineswegs,  dass  das  Ges^z,  Begräbnissplätzen,  weichis  aus- 
scliliesslich  zur  Aufnahme  der  X^eichen  von  Mitgliedern  irgend  einer 


1)  Anmerkung  der  RedacHon,  Die  GeaelzeswfHie:  «Jpiitf  Aei9onQC 
pourra  ötre  enierr^e  sur  sa  propri^ti'  (Arf.  14.)  und  „Lieux  de  sepuUures-qul 
appartiennent  m\  particuliers'^  umfassen  auch  solche  BegrSbnisspiätie ,  die 
sich  im  pemeinscJiaftli'Chen  Eigenihnm  Mehrerer  befinden.  Das  Gesetz  gestattet 
Privatkirchhöfe,  Ob  iemand  auF  einem  Privatfriedhbfe  beerdigt  werden  dirf, 
als  alleiniger  oder  MUelgenthBmt^r,  als  Besitzer »  FaniHlenglied  oder  kraft  etoes 
andern  privatrechtlicheo  Titels,  darüber  Itann  nicht  von  den  Polizeibehörden,  son- 
dern im  Streitfall  nur  von  den  Gerichten  entschieden  werden.  Die  Polizei  ist 
nicht  activ  legidmfri,  dem  Inhaber  einer  Grabstatte  auf  eii)em  Privat fVtedbof  das 
Eigenthum  resp.  Benutzungsrecht  atreitig  zu  machen;  sie  kann  z.  B.  nicht  bindern, 
dass  ein  verwundeter  Offlzier,  der  bei  seinem  Pfieger  stirbt«  in  der  Familieugroft 
beerdigt  wird. 
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von  der  CSrilgememde  verschiedenen  Grenossenscliaft  bestimmt  sind, 
jede  Anerkennung  versage.  Noch  unhaltbarer  ist  aber  die  fernere 
Behauptung,  dass  keine  Beligiönspartei  das  Hecht  beanspruchen  könne, 
dass  in  dem  ihr  in  Gfemässheit  des  Art.  15.  des  Prairial-Decretes  an- 
gewiesenen Baume  nur  Leichen  solcher  Personen,  die  ihr  angehört 
haben,  bestattet  werden  dürften.  Die  dafür  angeiührten  Beweisgründe 
beschränken  sich  nämlich  darauf,  dass  einem  solchen  Ansprüche  nicht 
nur  der  Art.  19.  des  Decretes,  sondern  auch  die  Natur  des  von  dem 
Art  15.  desselben  gewollten  Verhältnisses  entgegen  stehe.  Nutf  be- 
sagt aber  der  bezogene  Art.  19.  weiter  nichts,  als  dass  der  Civilbehörde 
im  Falle  der  Weigerung  des  betreffenden  Beligionsdieners  zur  Beer- 
digung einer  Leiche  amtlich  mitzuwirken,  die  Befugniss  zustehe, 
dazu  einen  anderen  Beligionsdiener  des  nämlichen  Bekenntnisses  zu 
oommittiren,  dieselbe  aber  in  allen  Fällen  verpflichtet  sei,  den  Transport, 
die  Präsentation,  Deposition  und  Inhumation  der  Leichen  bewirken  zu 
lassen;  —  eine  Bestimmung  aus  welcher  doch  wohl  keineswegs  ge- 
folgert werden  kann,  dass  der  Civilbehörde  in  allen  Fällen  das  Becht 
und  die  Pflicht  zur  selbstständigen  Vornahme  von  Beerdigungen  zuge- 
sprochen, und  dieselbe  daher  befugt  sei,  dabei  ohne  Bücksicht  auf  die 
Oonfession  des  Verstorbenen  und  die  durch  den  Art.  15.  des  Decretes 
ausdrücklich  befohlene  räumliche  Trennung  nach  Gutdünken  zu  ver- 
ftihren.  Anlangend  die  Natur  des  durch  den  letztgedachten  Art.  15. 
gewollten  Verhältnisses,  so  ist  fär  sich  klar  und  unzweifelhaft,  dass 
der  Gesetzgeber,  welcher  keine  Simultan-Erchen  wollte  (cf.  art.  46. 
des  Organ.  Gesetzes  vom  18.  Germinal  X.)  ebenfalls  kein  Begünstiger 
von  Simultan-Eirchhöfen  war,  und  eben  deshalb  nicht  etwa  in  der 
Form  einer  lediglich  an  die  Behörden  gerichteten  Instruction  »bei  der 
Einrichtung  von  Begräbnissplätzen  auf  die  confessionellen  Verschieden- 
heiten und  Anschauungen  billige  Rücksicht  zu  nehmen,«  sondern  in 
der  Form  einer  gebietenden,  durch  das  Gesetzes-Bulletin  verkündeten 
allgemeinen  Verordnung  bestimmte^  dass  in  denjenigen  Gemeinden, 
wo  verschiedene  Culte  ausgeübt  werden,  jeder  Cultus  seine  hesmdere 
Begrähiissstätie  haben  müsse. 

Wenn  nun  auch  diese  Vorschrift  blos  da,  wo  der  Gottesdienst 
verschiedener  Gonfessiimen  gemeindlieh  organisirt  ist,  anwendbar  sein 
sollte,  dagegen  unberücksichtigt  bleiben  müsste,  wenn  in  einer  über- 
wiegend katholischen  Gemeinde  Protestanten  zerstreut  wohnen,  oder 
der  umgekehrte  Fall  eintritt ;  so  verbleibt  es  jedoch  jedenfalls  f&r  die- 
jenigen Gemeinden,  worin  eine  solche  Organisation  verschiedener  Culte 
besteht,  bei  jenem  stricten  Befehle,  dessen  Vollziehung  daher  auch 
von  einem  Jeden^  der  ein  Interesse  dabei  hat,  sei  es  nun  auf  dem  Ver- 
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waltiingswege,  oder  im  Wege  des  gerichtlichen  Verfahrens  und  zwar 
als  ein  der  betreffenden  Religionspartei  zustehendes  Recht  beansprucht 
werden  kann.  Dass  nun  aber,  wo  eine  solche  räumliche  Trelmung 
der  Begräbnissplätze  für  die  verschiedenen  Confessionen  wirklich  be- 
steht, nicht  etwa  der  far  die  eine  Confession  bestimmte  Platz  lediglich 
nach  Gutdünken  der  Civilbehorde  zur  Beerdigung  der  Mitglieder  einer 
andern  Confession  verwendet  werden  dürfe,  und  dass  der  Versucli  dies 
dennoch  zu  thun ,  sich  als  eine  Gesetzwidrigkeit  qualificiren  würde, 
bedarf  wohl  keiner  weiteren  Begründung.  Die  Streitfrage  aber:  »ob 
der  vorbezogene  Art.  15.  für  das  preussische  linke  Rheinufer  durch 
eine  gehörig  verkündete  königliche  Cabinetsordre  aufgehoben  worden 
sei?«  kann  für  den  hier  vorliegenden  Zweck  fuglich  unerörtert bleiben, 
indem  nämlich,  wenn  diese  Frage  bejahend  zu  beantworten  wäre,  die 
bis  dahin  gesetzlich  vorgeschriebene,  mithin  unerlässliche  räumliche 
Trennung  der  Begräbnissplätze  nach  Verschiedenheit  des  Glaubensbe- 
kenntnisses keineswegs  unzulässig  geworden  sein  würde. 

Der  eigentliche  Schwerpunkt  der  versuchten  Beweisführung  für 
das  behauptete  Eigenthum  der  Civilgemeinden  an  allen  nicht  unter  die 
Ausnahmebestinmduag  des  Art.  14.  des  Frairial-Decretes  zu  subsu- 
mirenden  Begräbnissstätten,  und  die  gänzliche  Unfähigkeit  aller  son- 
stigen Genossenschaften  und  insbesondere  kirchlicher  Gemeinden,  Eigen- 
thumsträger  solcher  Begräbnissplätze  zu  sein,  beruht  aber  auf  dem 
Gegensatze  des  Frivateigenthums ,  dessen  Begriff  im  Art.  544.  des 
C.-G.-B.  definirt  ist,  zu  dem  im  Art.  538.  ibidem  characterisirten  do- 
maine  public.  Nach  der  Behauptung  des  Beweisführers  sollen  nämlich 
alle  Begräbnissplätze,  welche  nicht  unter  die  Ausnahme  des  Art.  14. 
des  Prairial-Decretes  subsumirt  werden  können,  öffcnüiche  AfisUdien 
und  vermöge  ihrer  Natur,  weil  sie  hiernach  in  keinem  Privat-Eigen- 
thum  sein  können,  wie  die  in  dem  Art.  538.  des  C.-G.-B.  ausdrücklich 
benannten  Objecte  zum  öffentlichen  Eigenthum  gehören.  Die  nähere 
Bestimmung  des  materiellen  Gehaltes  dieses  öffentlichen  Eigenthunis 
soll  sich  ergeben,  wenn  man  von  der  Gesammtheit  der  im  Privat- 
Eigenthum  liegenden  höchst  mannigfaltigen  Rechte  die  Befugniss  zu 
solchen  Dispositions-  und  Benutzungsarten  abstreift ,  welche  in  ihrer 
Ausübung  den  öffentlichen  Zweck  der  Sache  schmälern,  oder  gar  auf- 
heben würden ;  die  alsdann  noch  übrig  bleibenden  charakteristischen 
Momente  des  Eigenthums  sollen,  in  Verbindung  mit  gewissen,  bei 
allen  Categorien  der  domaine  public  wesentlich  hervortretenden  Pflich- 
ten, die  Persönlichkeit,  in  welcher  diese  verschiedene  Attributioneu 
verfassungsmässig  concurriren,  als  Repräsentanten  der  öfientlichen 
Anstalt  und  a]ß  Träger  des  Eigenthums  hervortreten  lassen.    Gestützt 
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auf  diese  Theorie  und  eine  unter  fönf  Categorien  gebrachte  Speciflca- 
tion  der  den  Träger  des  Eigenthums  kennzeichnenden  Rechte  und 
Pflichten,  gelangt  der  Beweisfuhrer  zu  dem  Ergebnisse,  dass  daß  Ge- 
setz in  den  Civilgemeinden  und  nur  in  diesen  die  Eigenthümer  öffent- 
licher Kirchhöfe  erblicke,  und  dass  mithin  gesetzlich  nur  die  Civil- 
gemeinden Eigenthümer  derselben  sein  sollen  und  sein  können. 

Gegen  diese  überaus  complicirte  Argumentation  ist  aber  zuvör- 
derst zu  erinnern,  dass  der  Ausdruck  T>öffentUche  Begräbnissplätze  oder 
Kirchhöfe«  dem  Gesetze  fremd  ist,  und  dass  die  Gleichstellung  aller 
nicht  unter  die  Bestimmung  des  oft  bezogenen  Art.  14.  des  Prairial- 
Decretes  fallenden  Begräbnissplätze  mit  den  im  Art.  538.  des  C.-G.-B. 
als  zum  domaine  public  gehörig,  ausdrücklich  namhaft  gemachten, 
dem  allgemeinen  Gebrauch  vorbehaltenen  Heerstrassen,  Strömen  und 
Flüssen,  Häfen,  Buchten  und  Rheden,  sowie  die  Qualification  derselben 
als  öffentliche  Anstalten,  jedenfalls  vielfachem  Bedenken  unterliegen 
dürfte.  Als  richtig  ist  indess  die  Behauptung  anzuerkennen,  dass  ein 
nicht  unter  die  Bestimmung  des  vorgedachten  Art.  14.  fallender,  und 
insbesondere  ein  zur  Aufnahme  der  Leichen  eines  gewissen  Territorial- 
Bezirkes,  sei  es  nun  mit  oder  ohne  Rücksicht  auf  die  Confession  des 
Verstorbenen  bestimmter  Begräbnissplatz,  so  lange  er  dieser  Be- 
stimmung gewidmet  bleibt,  Gegenstand  des  Privat-Eigenthums,  wie 
solches  im  Art.  544.  des  C.-G.-B.  definirt  ist,  nicht  sein  könne.  Irrig 
ist  dagegen  die  Meinung,  dass  alle  Sachen,  welche  nicht  Gegenstand 
des  Privat-Eigenthums  sein  können,  gleichwohl  der  Unterwerfung 
unter  die  Herrschaft  der  Menschen  empfänglich  sind,  entweder  herren- 
los, oder  zum  domaine  public,  wie  solche  der  Art.  538.  des  C.-G.-B. 
charakterisirt,  gehörig  seien.  Es  gibt  vielmehr  unzweifelhaft  auch 
solche  dem  Privat-Eigenthum  entzogene  Sachen,  welche  nicht,  wie  die 
im  Art.  538.  des  C.-G.-B.  namhaft  gemachten,  dem  allgemeinen  Ge- 
brauche vorbehalten,  sondern  ausschliesslich  zu  speciellen  vom  Staate 
gebilligten,  insbesondere  zu  Cultusz wecken  bestimmt  sind.  Dazu  ge- 
hören nach  christlicher  Anschauung  auch  die  Begräbnissstätten  der 
Gläubigen,  welche,  sofern  sie  im  Vorhofe,  oder  in  der  Umgebung  öines 
Kirchengebäudes  angelegt  sind,  als  ein  Zubehör  desselben  betrachtet 
werden.  Die  Frage;  :>wer  als  Subject  oder  Träger  des  Eigenthums 
solcher  christlicher  Begi'äbnissplätze  zu  betrachten  sei  P«  hat ,  so 
lange  diese  ihre  Bestimmung  fortdauert,  eine  praktische  Bedeutung 
nur,  wenn  es  sich  von  der  Unterhaltung,  dem  Rechte  des  Mitgebrauchs, 
oder  von  der  Al)wehr  fremder  Eingriffe  handelt.  In  Frankreich  gab 
es  nun  aber,' wie  bereits  oben  erwähnt  worden,  seit  Aufhebung  des 
Edictes  von  Nantes  bis  zur  Revolution  von  1789  nur  katholische  d.  h. 
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für  Katholiken  bestimmte  allgenieine  Begräbiusspl&tzeY  und  es  konnte 
daher  so  lange  dieser  Zustand  dauerte,  wohl  keinem  Bedenken .  uater- 
liegen ,  dass  die  Vertreter  der  einzelne  kath<^cheH  F&rrkirdien, 
vorbehaltlich  der  localpoliaeUioheu  Au&icht,  in  allen  jenen  Beziehun- 
gen auch  zur  Vertretung  des  für  die  betreffende  Pfarre  bestinamten 
allgemeinen  Begr&bmssplatzes  (eimetidre  de-  la  paroisae)  berufen  ^ien. 
Zur  Zeit  der  Erlassui^  des  kaiserlichen  Decretes  yosn  33.  Prairial 
Xn.  w^.nun  zwar  der  während  der  Berolutions-^anne  suppcimirte 
kathdische  Gultus  wieder  hergestellt,  aber  die  katholische  Religion 
hatte  aufgehört,  die  vom  Staate  ausschliesslich  anerkannte  zu  aräi. 
Die  kaiserliche  Deelaration  vom  10.  März  1776  war  in  Vergessenheit 
gerathen,  aber  das  BedMniss  ihrer  Ausfäfarung,  sowie  einer  steten 
polizeilichen  Beaufidchtigung  aller  Begribnissplätze   desto«  filfalbarer 
geworden.  Das  kaiserliche  Decret  vom  Prairial  Xn.  legte  daher  neneir- 
dings  den  äemeinden  die  Verpflichtung  auf,  zum  Ersätze  der  bis  da- 
hin  noch  in  Gebrauch  verbliebenen,   aber  aus  sanitfttspolizeiliclien 
Granden  nunmehr  zu  verlassenden,  im  Beringe  von  Städten  und  ihnen 
ähnlichen  Ortschaften  (dans  Tenceinte  des  vüles  et  bourgs)  befindliGhen 
Begräbnisspläke  in  einer  bestimmten  Enl&rnung  von  diesem  Beringe 
neue  Begräbnis»plätze  zu  beschaffen,  mit  der  Befugniss,  das  dazu 
erforderliche  Terrain,  unter  Beobachtung  der  durch  dai  Go»sular-Be- 
schluss  vom   7.  Germinal  IX.  für  langjährige  Verpachtungen  länd- 
licher, den  Hospiden,  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  und  Gemeinden 
zugehöriger  Grundstücke  vorgeschriebenen  Formen,  und  ohne  andere 
als  die  ihnen  bereits  durch  die  Declaraüon  vom  10.  März  1776  er* 
theilte  Autorisation  zu  erwerben.    Es  naag  dahingestellt  bleiben,  ob 
unter  den  Communen,  welchen  diese  V^pflichtung  eingeschärft  wer- 
den, lediglich  die  durch  das  Gesetz  vom  28.  Pluviose  VIII.  neu  ge- 
schaffenen Municipalitäten ,  sonach  die  bürgerlichen,  im  Gegensatze 
zu  den  Pfarrgemeinden  zu  verstehen  seien?  da  nftmlich  nach  der 
allgemeinen  unter  dem  Titel  >de  la  police  des  lieux  de  säpolture« 
enthaltenen  Vorschrift  des  Art.  15.  des  in  Bede  stehenden  Decratas, 
in  denjenigen  Communen  d.  h.  in  denjenigen  zu  Einem  Gemeindever- 
bände  gehörigen  Territorisdbezirken ,  deren  Bewohner  sieh  zu  ver- 
schiedenen Gülten  bekennen,  jeder  Gült,  d.  h.  jede  dieser  verschiedener 
Confessionen  einen  besonderen,  rficksichtlieh  seiner  räumüchen  Aus- 
dehnung  der  Zahl  der  dazu  gehörigen  Einwohner  entsprechenden  Be- 
gräbnissplatz haben  soU.     Die  Sorge  lur  die  Unterhaltung  dieser 
räumlich  getrennten  Begräbnissplätze  ist ,  so  viel  die  for  die  Katho- 
liken bestimmten  betrifft,  durch  das  kaiseriiehe  Beeret  vom  30.  Decem* 
ber  1809  den  Eirchenfabriken  als  Pflicht  auferlegt,  und  denselben  der 
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Ertrag  dessen,  was  der  GitriMi  und  Boden  von  selbst  hervorbringt,  als 
ein  Theil  iteesBinkommens  überwiesen.  Der  Ertrag  des  den  Kirchen- 
fabriken,  orMpdctm  Conskteden  zustehenden  ausschliesslichen  Rechtes 
zurStellahg  «der  zu  den  iBeerdigüngen  erfoi*d6r)i<^en  Fuhrwerke  und 
Decot»tion^  so  wie  der  ihnen  gestatteten  Verpachtniig  dieses  Bechtes 
muss  nach  Art.  28.  des  Prairial-Decretes  «um  Untethalte  der  Eirchen 
und  der  Begräbnissplärtze ,  so  wie  znr  Honorirung  der  D^sServans 
(d.  b.  der  Sucenrsalpfarrer)  verwendet  werden.  Auch  beruht  das 
ged.  Deeret,  wie  insbesondere  aus  dem  Titel  Y.  dessslben  klar  her- 
vodcochtetf  auf/ der  Unterstellnng,  dass  das  kirchliche  Begillbniss 
auch  femetbin  die  Regel  bilden ,  und  dass  die  CivilbehOrde  nur  in 
seltenen  Fällen  ohne  Theiinahme  eines  Geistlichen  der  betreffenden 
Confession,  zur  selbstständigen  Yorbabme  einer  Beerdigung  genöthigt 
sein  werde. 

Bekanntlich  istindess  das  Prairial^-Decret ,  so  viel  insbesondere 
die  dadurch  anbefohlene  Verlegung  der  Begräbnissplatze  betrifft,  we- 
der in  der  preossischen  Rheinprovinz  noch  in  Frankreich  überall  zur 
wirklichen  Ausführung  gebracht  worden.  Wäre  dies  aber  auch  ge- 
scbdran^  so  würde  immerhin  edne  Menge  älterer  Begräbnissplätze 
übrig  bleiben  welche,  weil  sie  nicht  im  Beringe  einer  Stadt  oder  einer 
stadtähnlkhen  Ortschaft,  Tielmehr  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Entfernung  von  diesem  Beringe  gelegen,  nicht  verlassen  und  verlegt 
zu  werden  temchten,  und  bis  jetzt  in  dem  frühern  Gebrauch  geblieben 
smd«  fiän  girosser  Theil  derselben  bildet  noch  bis  zur  Stunde  wirk- 
liche, ringsum  eingefriedete,  versehliessbai^,  die  PüuTkirche  von  allen 
Seiten  umgebende  Kirchhofe  und  dient  ausschliesslich  aur  Aufhahme 
von  Leichen  der  Pfarrgenossen  und  der  etwa  im  Pfarrbezirke  veretor 
benen,  wenngleich  nicht  zur  Pfarrgemeinde  gehörigen  Gonfessionsver- 
wandten.  Alle  diese  Kirchhöfe  stehen  eben  sowohl,  als  die  seit  Erlass 
des  Prairial-Decretes,  sei  e$  auf  Kosten  der  Givilgemeindßn  oder  aus 
KifoheikfiNids  iieur  beschaffter  Begräbnissplätze,  in  Gemässheit  der 
Art.  M.'  utad  17.  des  geddfchten  Decretes  tinter  der  Autorität,  Auf- 
sicht und  Polizei  der  LoealrVerwultungsbehörde,  was  — *  sofern  diese 
Behörde  ihre  Verfassung^  ässigen  Befugnisse  nicht  überschreitet,  — 
mit  ihiW'  gottesdienstliohen  Bestimmung  keineswegs  unvereinbar  ist. 
Dagegen  ist  bei  dem  zugestandenen  Mangel  einer  principiellen  Dispo- 
sition, wer  Sigenthumer  der  Ehrchhöfe  sein  solle,  d.  h.  beim  Mangel 
einer  dessfallsigen  Bestimmung  des  Gesetzes,  kein  rechtlicher  Grund 
erfindlich,  weshalb  dann  nur  die  Civilgemeindeu'  Träger  des  Eigen- 
thums  solcher  Begräbnissplätze  sein  könnten.  Diese  Behauptung 
würde  sich  nur  durch  den  Nachweis  rechtlich  begründen  lassen,  dass 
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das  Gesetz  die  Eigenschaft  juristischer  Persönlichkeit  und  die  dadurch 
bedingte  Kechtsfähigkeit ,  Güter  zu  besitzen,  lediglich  den  Civilge- 
meinden  zugestehe.  Das  ist  aber  sicherlich  nicht  der  Fall ;  das  Ge- 
setz erkennt  vielmehr  ausdrücklich  auch  die  kirchlichen  Gemeinden, 
Pfarrverbände  und  Pfarrkirehen  als  Vermögenfr^ubjecte  an;  und  wenn 
dabei  etwa  der  Umstand  ein  Bedenken  erregen  könnte,  dass  es  nach 
der  linksrheinischen  Gesetzgebung  an  einer  gesetzlich  organiairten 
Vertretung  der  katholischen  Pfarrgemeinden  aJt  Corporationen  fehle; 
so  wird  dies  Bedenken  durch  die  Betrachtung  vollständig  beseitigt, 
dass  die  Kirchenfabriken  zur  vermögensrechtlichen  Vertretung  der 
Pfarrkirchen  and  deren  Zubehörangen,  sowie  principiell  dasxi  berufen 
sind  für  die  Gultu3bedürfhisse  zu  sorgen^  und  dass  nach  katholiaeher 
Anschauung  ^)  auch  das  kirchliche  Begräbniss  zu  den  gottasdifiyastlichen 
Handlungen  und  kirchlichen  Bedürfnissen  gehört. 

Was  der  Verfasser  des  Aufsatzes  S.  11.  in  fine  und  12.  über  die 
vermeintliche  Intention  der  Kirche  bei  der  projectirten  Einrichtung  be- 
sonderer eigenthümlicher  Kirchhöfe  Seitens  der  Beligionsgesellschnaften 
zu  behaupten  beliebt  hat,  gehört  nicht  zu  der  v^on  ihm  überaomineuen 
Beweisführung,  und  hätte  bei  einer  unbefangenen  Erörterung  einer 
rein  juristischen  Streitfrage  ungeschrieben  bleiben  sollen.  Es  handelt 
sich  überdies  nicht  sowohl  von  einer  projectirten  Einrichtung,  sondern 
vielmehr  von  einem  bestehenden  Bechtszustande ,  und  insbesondere 
von  der  Frage :  »ob  alle  Kirchhöfe,  oder  sogenannte  öffentliche  Be- 
gräbnissplätze ohne  irgend  einen  Unterschied,  oder  ob  vielleicht  blos 
die  in  Gemässheit  des  Prairial-Decretes  von  den  Civilgemeinden  und 
auf  deren  Kosten  neu  beschafften  allgemeinen  Begräbnissplätze  den 
Civilgemeinden  eigenthümlich  gehören  ?«  Dass  aber  der  Verfasser  des 
in  Rede  stehenden  Aufsatzes  den  versprochenen  Beweis  der  unbedin^ 
bejahenden  Beantwortung  der  ersten  Alternative  dieser  Frage,  sowie 
den  Beweis  seiner  noch  weiter  gehenden  BehauptoAg,  dass  nach  der 
linksrheinischen  Gesetzgebung  nur  die  Civilgemeinden  Eigenihnms- 
trägerinnen  von  Kirchhöfen  sein  können,  schiüdig  geblieben  sei,  wagt 
der  Unterzeichnete  mit  voller  Zuversicht  zu  behaupten  2). 

Bonn,  den  18.  September  1866. 

Dr.  Bauerband^  Prof.  d.  K. 

1)  Aivmerkung  (fer  Eedaction,  Desgleichen  nacb  der  AnsdMiooiig 
aller  andern  filteren  und  neueren  Religionsgesellschanen.  Die  AufTassoDg  der 
Grftber  und  Begrfibnisse  als  nicbt  religiöser,  sondern  profaner  Orte  und  Handlan- 
gen geht  mit  der  Religionslosigkeit  Hand  in  Hand. 

2)  Herr  Geh.  Justizrath  Dr.  Bauerband  bemerkte  uns  noch,  was  die  am 
Schiasse  der  AbhandJung  im  Bb^n.  Archiv  geschehene  Bezugnahme  auf  die  Ber- 
gische Verwaltungsordnung  vom  13.  October  1807  anbelange,  so  finde  sldi  die 
Widerlegung  in  einem  Urthell  des  Rhein.  App.-Ger.-Hofes  vom  29.  November  1837- 
Wir  werden  dieses  im  Rhein.  Archiv  Bd.  26.  1.  S.  121  IT.  abgedruckte  Ürtheil  aorb 
in  unserem  Archiv  mittheilen.  (Ann.  d.  Red.) 
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Erlasse  des  Gardinals  Fürst-Erzbiscbofs  Joseph  Othmar  von  Rau- 
scher an  das  försterzbischöfliche  Ehegericht  von  Wien. 

(Vgl.  Archiv  I,  235  AT,,  XV,  126  ff.) 

1.  JErlass  vom  26.  Mai  1857. 

Da  Mein  fihegericht  bei  Mir  angefragt  hat,  oh  in  dem  Uriheüe 
aber  Ehescheidnngefi  die  Betveggründe  de*-  HcJUerlich^i  Entscheidung 
auseudfik^en  seien^  so  finde  Ich  Mich  bestimmt,  darüber  nach  Mass- 
gabe der  Anweisung  für  die  Ehegerichte  {Archiv  Bd.  I.  S.  LVIU  ff.) 
die  nachstehende  Erläuterung  und  Vorschrift  zu  geben. 

Jedes  Urtheil  muss  Alles  enthalten,  was  erforderiich  ist,  um  den 
Gegenstand  der  gefällten  Entscheidung  gehörig  zu  bestimmen.  In 
einem  Urtheile  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  ist  also  das  Hinderniss, 
um  dessen  willen  die  Ehe  bestritten  oder  von  Amtswegen  untersucht 
wurde,  genau  anzugeben.  Dass  man  aber  im  ürtheile  auf  die  Ent- 
wicklung dei*  Gründe  eingehe,  durch  welche  das  Ehegericht  bewogen 
wurde,  für  odier  gegen  das  Vorhandensein  des  Hindernisses  zu  ent- 
scheiden, ist  weder  durch  die  Natur  der  Sache,  noch  durch  die  Vor- 
schriften des  Kirchengesetzes  geboten.  Allein  bei  der  Anweisung  for 
die  Ehegerichte  handelte  es  sich  nicht  blos  darum,  eine  dem  Kirchen- 
gesetze entsprechende  Bichtschnur  aufzustellen,  sondern  auch  dem 
Staate  alle  von  ihm  gewünschten  Bürgschaften  so  viel  als  möglich  zu 
geben«  Die  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  war  der  Mit- 
telpunkt der  Bedenken,  welche  sich  wider  die  Herstellung  der  kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  erhoben.  Dass  hievon  das  Schicksal 
ganzer  Familien  abhänge,  liegt  am  Tage ;  dass  das  weltliche  Gericht 
im  Durchschnitte  die  Festigkeit  des  Ehebandes  mit  Erfolg  geschützt 
habe,  darf  nicht  verkannt  werden.  Um  also  den  Staat,  von  der  Ge- 
wissenhaftigkeit, womit  da«  geistliche  Gerieht  seine  Aufgabe  erfülle, 
fortwährend  in  Kenntniss  zu  erhalten,  und  dennoch  jeden  Schein  einer 
der  Kirche  auferlegten  ConlroUe  zu  vermeiden,  wurde  festgesetzt,  däss 
in  Urtheilen  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  die  Gründe  (rationum  mo- 
menta),  welche  das  Bhegericht  zu  der  gefällten  Eutscheidung  be- 
stimmten, kurz,  aber  ohne  etwas  Wesentliches  zu  übergehen,  darzu- 
legen seien ;  es  wurde  femer  bestimmt,  dass  jedes  solche  Urtiieil  von 
dem  Bischöfe  dem  Statthalter  solle  mitgetheilt  werden.  Beide  Vor- 
schriften gehören  zusammen  und  verfolgen  denselben  Zweck. 

Hinsichtlich  der  ürtheile,  welche  über  eine  Scheidungsklage  ge- 
fällt werden,  ergab  sich  keine  Nothwendigkeit,  über  Dasjenige  hinaus« 
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zugehen,  was  durch  die  Natur  der  Sache  und  die  Torschriften  des 
EirchengesQtzes  geboten  ist  Wird  also  auf  Scheidung  erkannt ,  so 
muss  der  gesetzliche  Gmiid,  aus  w«kkem  d«r  El&ger  nach  Ermessen 
des  Ehegerichtes  zu  Authebung  der  ebeIiob«Q  GlemeinBebalt  bereciitigt 
ist  (causa  separationis) ,  mit  Ausnahme  des  in  §.  248.  erwähnten 
Falles  allerdings  ausgedrückt  werden;  aber  auf  Entwicklung  der 
Groude,  aus  welchen  mau  das  Vorhandensein  des  Scheidnngsgrundes 
als  bewiese  unnahm ,  ist  nicht  einzugehen.  Wird  jüa»  z.  B.  eine 
Scheidung  wegen  Ehebruch  bewilligt,  so  genfigt  es*  zu  sagen:  »Da 
es  YoIlstäJidig  bdwi*  sen  ist,  dass  die  (der)  Beklagte  sich  des  Ebebmches 
schuUig  gemacht  habe,  . .  .<  oder  nach  Unistanden:  »Da  Thatsachen, 
in  Folge  derer  ein  begangener  Ehebruch  mit  einer  an  Gewisaheit  gren- 
zenden Wahrscheinlichkeit  (praesumtia  violeniia)  yorauszusetzen  ist, 
vollständig  bewiesen  sind  .  . .« 

Von  demselben  Grundsatze  ist  auch  dann  anseugelKn,  wenn 
eine  Scheidungsklage  zuräekgewiesen  wird,  z.  B.  »Da  for  den  be- 
haupteten Ehebnieh  kein  gesetzlicher  Beweis  hergestellt  wurde  . .  .< 
»Da  die  Anklage  des  Ehebruches  sich  als  gänzlich  unbegründet  er- 
wiesen hat  .  .  .€  -"  Beruft  der  Kläger  sich  auf  Thatsachen,  welche 
selbst  unter  Voraussetzung  ihrer  Richtigkeit  keinen  Scheidnngsgmnd 
zu  bewirken  Yormöchten,  so  wird  es  zweckmässig  sein,  dies  bemerk- 
lich zu  machen,  z.  B.  »Da  die  Thatsachen,  welche  der  Kläger  als 
eine  die  Scheidung  begi'ündende  Kränkung  (Misshandlnng)  geltend 
macht,  [nur  theilweise  erwiesen  (ticht  erwiesen)  nnd  überdies]  so  be- 
schaffen sind,  dass  sie  sogar,  wenn  sie  vollständig  erwiesen  wären, 
einen  gesetzlichen  Grund  zur  Aufhebung  der  ehelich«!  Gemeinschaft 
nicht  darzubieten  yerm()chten  .  .  .t 

Wiewohl  die  weltlichen  Gesetze  för  das  geistliche  Gericht  nicht 
massgebend  sind,  so  trifft  es  sich  doch,  dass  in  der  bezeichneten  Weise 
alle  Bedin^mgen  erfüllt  werden,  welche  die  allgemeine  Gerichtsord- 
nung an  ein  ürtheil  stellt :  denn  dieselbe  verfftgt  §.  248. :  »Der  Sprach 
selbst  soll  dorn  Begehren  der  Pai*teien  gemäss  venrtändHch  und  klar 
abgefasst,  in  demselben  aber  von  den  Beweggründen,  welche  den 
Richter  zu  dessen  Abfassung  bestimmt  haben,  nichts  erwähnt  werden.« 
Bei  Urtheilen  über  Scheidungsklagen  pflegte  der  weltliche  Richter  nicht 
einmal  den  gesetzlichen  Scheidungsgrund  namhaft  zu  machen,  sondern 
blos  auszudrücken,  welcher  von  beiden  Ehegatten  oder  ob  beide  oder 
auch  keiner  von  ihnen  an  der  Scheidung  Schuld  trage.  Dagegen 
verfügt  die  allgemeine  Gerichtsordnung  §.  251.,  dass  bei  jedem  Sprache, 
über  welchen  eine  weitere  Beschwerdefilhmng  offen  stehe,  den  Fteteien 
auf  Ansnohen  derselben  längstens  drei  Tage  nach  ZusteUang  des 
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Urtfaeiles  die  Entscheidungsgrande  Unaosgegeben  werden  eoUeUf  und 
eine  solche  Mittheilang,  weldie  ron  dem  Secretär  allein  nnteraeichn^t 
wird,  fiand  anch  bei  ürtheilcn  aber  Scheidungsklagen  Matt.  Diese 
Verfügung  des  weltKcbeii  Gesetzes  als  eine  Bicbtsehnnr  flir  das  geist- 
liche Qericht  ao&astellen,  erschien  weder  als  nothwendig  noch  als 
räthlich.  Die  zweite  und  dritte  Instanz  erhält  ohnehin  alle  Behelfe, 
welche  dazu  dienen  können,  die  Gerechtigkeit  des  gefäUten  Spraches 
zu  beurtheilen.  Jeder  Theil  wird  schon  während  der  Verhandlang 
mit  den  Beweismitteln  des  Gegenlheiles  vollkommen  bekannt  ge- 
macht ;  auch  steht  es  ihm  frei,  um  eine  Abschrift  der  Protokolle  an* 
zusuchen,  so  dass  ihm  alle  Mittel,  sein  Recht  vor  der  h^Aieren  Instanz 
zu  vertreten,  gewährt  sind.  Ueberdies  hat  der  kirchliche  Richter  die 
traurigen  Verhandlungen  über  Scheidungsklagen  von  einem  ander^i 
Standpunkte  zu  beurtheilen,  als  der  weltliche.  Der  weltliche  sab  in 
denselben  eine  blose  bürgerliche  Streitsache  und  es  war  seines  Amtes 
auf  sie  die  Gesetze  anzuwenden,  welche  für  alle  bürgerlichen  Streit- 
sachen gelten.  Die  Kirche  behält  immer  und  in  Allem  das  Seelenheil 
und  das  Gesetz  der  christlichen  Vollkommenheit  vor  Augen  und  ihre 
Ehegerichte  sollen  das  ganze  Bestreben  darauf  richten ,  die  eheliche 
Gemeinschaft  aufrecht  zu  erhalten,  oder  wenn  dies  für  den  Augen- 
blick unerreichbar  ja  sogar  unrathsam  wäre,  wenigstens  Alles  zu 
vermeiden,  was  eine  künftige  Wiederherstellung  derselben  erschwo'en 
könnte.  Desswegen  wird  in  der  Anweisung  für  die  Ehegeriebte  mit 
vollem  Rechte  der  Grundsatz  aufgestellt,  dAss  bei  Ehescheidungen  alle 
nicht  schlechthin  nothwendigen  Förmlichkeiten  zu  vermetden  seien. 
Es  ist  kaum  denkbar,  dass  der  Sachftllige  deshalb,  weil  ihm  die  Be- 
weggründe der  Ehescheidung  nicht  kundgemacht  werden,  d^  Mittel, 
sein  Recht  zu  schützen,  entbehren  sollte.  Es  ist  aber  sehr  leicht 
möglich,  dass  er  in  der  Mittheilung  der  Entscheidungsgründe  einen 
Anhalt  findet,  den  Streit  muthwillig  zu  verlängern  und  die  wechsel- 
seitige Erbitterung  zu  steigern. 

Daher  macht  die  Anweisung  für  die  Ehegeriohte  von  einer  Dar- 
legung der  Beweggründe  des  Urtheiles,  welche  auf  Ansuchen  der 
Parteien  zu  geschehen  hätte,  nicht  die  geringste  Erwähnung,  und 
wenn  der  SachföUige  ein  solches  Verlangten  stellt,  so  ist  ihm  zu  bedeu- 
ten, dass  g.  251.  der  allgemeinen  G^chtsordnung  für  das  geistliche 
Gericht  mßbt  massgebend  sei« 

2.  JErlass  vom  30.  Se^i^ember  1857. 

Ohne  die  thatkräftige  üeberaeugung  von  einer  höheren  Ordnung 
der  Dinge  kann  nicht  einmal  die  zeitliche  Ordnung  bewahrt  werden. 
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Daraus  folgt  nebst  vielem  Anderem,  dass  keifie  Gesetzgebung  für  das 
gerichtliche  Verfahren  des  Eides  enthehren  Icann,  Das  kircMiche 
und  das  weltliche  Gesetz  geht  mit  Recht  von  der  Voraussetzung  aus, 
dass  eine  nicht  beschworene  Aussage  zwar  (und  auch  dies  nicht  ohne 
Ausnahme)  wider  Den,  welcher  sie  vorbringt,  aber  nicht  für  oder 
wider  einen  Dritten  Beweiseskraft  habe.  Mit  gleichem  Rechte  nimmt 
man  Anstand,  eine  Behauptung,  welche  die  Partei  zu  Gunsten  ihrer 
eigenen  Sache  aufstellt,  wegen  des  beigefügten  Eides  als  Beweis  gelten 
zu  lassen;  erst,  wenn  alle  anderen  Mittel,  die  Wahrheit  an's  Licht  zu 
bringen,  sich  als  unzulänglich  erprobt  haben,  kann  durch  den  Eid  der 
Partei  der  rechtliche  Beweis  hergestellt  oder  ergänzt  werden.  Den 
Zeugen  aber,  deren  Aussagen  nach  Umständen  fähig  sind  einen  Be- 
weis zu  bilden,  wird  die  eidliche  Betheuerung  der  Wahrhaftigkeit 
abgefordert. 

Das  römische  Recht  gab  dem  Eide  eine  viel  weitere  Ausdehnung ; 
es  sachte  durch  seine  Macht  das  gerichtliche  Verfahren  von  allen 
Hemmnissen  zu  befreien,  welche  Unredlichkeit  und  Leidenschaft  dem- 
selben bereiten.  In  Folge  von  Gesetzen,  welche  durch  Justinian 
(Cod.  rep.  pr.  II.  t.  59.  c.  2.)  ihre  volle  Ausprägung  erhielten,  hatten 
beide  Parteien,  sobald  eine  Sbreitsache  anhängig  gemacht  war,  zu  be- 
schworen, dass  sie  ihre  Sache  für  gerecht  hielten  und  dieselbe,  ohne 
die  Wahrheit  zu  verhehlen  oder  unredliche  Kunstgriffe  zu  gebrauchen, 
fuhren  wollten.  Mit  Rücksicht  auf  den  Sinn,  welchen  calunmiari  als 
Kunstwort  des  römischen  Rechtes  hat,  wird  dieser  Eid  juramentum 
calumniae  genannt ;  vor  den  deutschen  Gerichten  hiess  er,  als  er  dort 
noch  üblich  w^ar,  Eid  vor  Gefährde,  Die  Gegenstände,  welche  er  um- 
fasst,  drückt  die  Glosse  in  folgenden  Versen  aus : 

Istud  juret,  quod  lis  sibi  jus(a  videtur, 
Et  si  quaeretur,  verum  non  inficletar; 
M  promittetur,  nee  falsa  pi^batio  detur, 
Ut  lis  tardetur,  dilatio  nulla  petetur. 

Bei  vielen  deutschen  Gerichten  wurde  der  Eid  auch  auf  die  Enthaltung 
von  iDuthwilligen  Appellationen  ausgedehnt. 

•  Der  umfassende  Eid  vor  Gefährde  konnte  im  Laufe  desselben 
Rechtsverfahrens  nur  einmal  abgenommen  werden.  Es  erschien  aber 
als  wünschenswerth,-  dass  die  Verpflichtung;  sich  jedes  unredlichen 
Kunstgriffes  zu  enthalten  und  die  Wahrheit  gewissenhaft  auszusagen, 
far  einzelne  wichtige  Theile  des  Rechtsverfnhrftns  tieler  eingeprägt 
würde.  Dazu  diente  das  juramentum  malitiae ,  d.  i.  die  eidliche 
Betheuerung  sich  in  dem  gegebenen  Falle  jeder  Falschheit  und  Tücke 
enthalten  zu  wollen,  und  Aa&  juramentum  veritaHs  im  engeren  Sinne: 
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denn  auch  die  Eide,  durch  welche  der  gerichtliche  Beweis  herge- 
stellt oder  ergänzt  wird,  haben  die  Wahrhaftigkeit  der  Aussage  zum 
Gegenstande. 

Seit  das  römische  Hecht  bei  den  kirchlichen  Gerichten  Eingang 
fand,  wurde  bei  Verhandlung  von  nicht  geistlichen  Streitsachen  der 
Calumnieneid  im  vollen  Umfange  des  römischen  Rechtes  eingeführt. 
Doch  bei  geistlichen  Streitsachen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  also 
auch  bei  Streitigkeiten  über  Zehentrechte,  durfte  er  als  dem  Kirchen- 
gesetze fremd  nicht  in  Anwendung  gebracht  werden.  Eine  in  den 
liber  sextus  (lib.  IL  tit.  4.)  aufgenommene  Verfügung  Bonifaoius  des 
Achten  hob  diesen  Unterschied  auf  und  dehnte  den  Eid  vor  Gefährde 
auf  alle  Verhandlungen  geistlicher  Gerichte  aus.  Indessen  wurde  aus- 
drücklich bemerkt,  dass  es  nicht  nothweudig  sei,  diesen  Eid  sogleich 
nach  Anhängigmachung  der  Sache  abzunehmen,  und  dass  er  kein 
wesentliches  Erfordemiss  der  Rechtsverhandlung  bilde.  Ber  Richter 
war  also  verpflichtet,  den  Calumnieneid  auf  Verlangen  von  Einem  der 
beiden  Theile  abzunehmen;  wenn  aber  ein  solches  Ansuchen  nicht  er- 
folgte, so  konnte  er  aus  wichtigen  Gründen  die  Beeidigung  entweder 
verschieben  oder  auch  gänzlich  unterlassen.  Die  Weigerung,  den 
Eid  vor  Gefährde  zu  schwören,  hatte  bei  dem  Kläger  zur  Folge,  dass 
er  abgewiesen,  und  bei  dem  Beklagten,  dass  er  für  geständig  gehalten 
wurde.  Die  ganze  Einrichtung  setzte  Kläger  und  Beklagten  voraus : 
denn  sie  stammte  aus  dem  römischen  Rechte,  welches  nur  das  An- 
klageverfahren kennt.  Dass  jener  Eid  auf  Verhandlungen,  bei  welchen 
der  Richter  von  Amtswegen  einschreite,  nicht  anzuwenden  sei,  wurde 
eingestanden ;  übrigens  legten  die  meisten  Lehrer  des  Kirchenrechtes 
die  von  demselben  handelnden  Verordnungen  im  strengsten  Sinne  aus. 
Doch  stimmten  Alle  darin  überein,  dass,  wenn  nach  Massgabe  der 
vorherrschenden  Gesinnung  zu  besorgen  stünde,  dass  der  Calumnieneid 
Anlass  zum  Meineide  gäbe,  er  durch  die  Gewohnheit  abgeschafft  werden 
könne,  weil,  wofern  die  Gefahr  des  Meineides  obwalte,  das  Gesetz 
die  Beeidigung  nicht  gebieten  könne,  sondern  vielmehr  verbieten 
müsse.    Von  diesem  Standpunkte  aus  begab  sich  eine  Aenderung. 

Das  juramentum  calumniae  jand  die  Eide,  durch  welche  es 
theilweise  wiederholt  wurde,  korinten  in  einer  Zeit,  deren  vorherr- 
schendes Gepräge  Lebendigkeit  des  Glaubens  und  Einfachheit  der  Sitte 
war,  einen  wohlthätigen  Einfluss  üben.  Allein  seit  dem  siebzehnten 
Jahrhunderte  begann  den  weltlichen  Richtern  sich  die  Ueberzeugung 
aufzudringen,  dass  die  eidlichen  Betheuerungen  der  Redlichkeit  wenig 
Nutzen  brächten,  weil  man,  wenn  durch  Falschheit  und  Hinterlist 
etwas  zu  erreichen  schien,  sich  mit  seinem  Gewissen  abzufinden  wisse. 
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Darum  kam  der  eigentliche  Galuranieneid  in  Frankreich  und  Nieder- 
land, dann 'auch  in  Deutschland  ausser  üebung;  von  dem  juramentum 
malitiae  blieben  nur  wenige  Spuren  übrig  und  der  Eid,  die  Wahrheit 
sagen  zu  wollen,  wurde  för  die  Pai*teien  fast  ohne  Ausnahme  auf  die 
Fälle  beschränkt,  in  welchen  man  seiner  zu  Entscheidung  der  Sache 
nicht  entbehren  konnte.  Von  diesen  Grundsätzen  gehen  alle  neueren 
(Gesetzgebungen  aus. 

Auch  die  geistlichen  Gerichte  lenkten  wiewohl  langsamer  in  die- 
selbe Bichtung  ein.  Bis  gegen  die  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts waren  yorzuglich  in  Deutschland  die  bedeutendsten  Lehrer  des 
Eirchenrechtes  darin  einig,  dass  derCalumnieneid  sogar  bei  dem  Straf- 
yerfahren,  wenn  es  sich  nicht  um  ein  Halsverbrechen  handle,  abzu- 
nehmen sei;  als  aber  das  römische  unter  Benedict  XIII.  gehaltene 
'  Provincialconcilium  1725  verbot,  bei  dem  Strafverfahren  dem  Beklag- 
ten  den  Eid  der  Wahrheit  abzufordern,  komite  es  sich  bereits  auf  die 
Uebung  der  ausgezeichnetsten  Gerichte  berufen ').  Es  ist  zu  bemerken, 
dass  das  Concilium  es  nicht  mehr  für  nothwendig  hält,  den  Eid  vor 
Gefährde,  welcher  weit  mehr  als  der  der  Wahrhaftigkeit  um&sste,  bei 
dem  Strafverfahren  zu  verbieten.  Die  Erfahrung  war  der  Theorie 
vorausgeeilt.  Bald  ging  man  weiter.  Man  erinnerte  sich,  dass  es 
nicht  erlaubt  sei,  dem  Beklagten  in  Streitsachen,  bei  welchen  seine 
bürgerliche  Ehre  auf  dem  Spiele  stehe  (canssae  famosae),  den  Haupteid 
aufzutragen  (Decretal.  II.  24.  c.  36.)  und  schloss  daraus,  dass  man  in 
solchen  Fällen  ihm  auch  den  Eid,  die  Wahrheit  auszusagen,  nicht  ab- 
nehmen dürfe.  Dies  dehnte  man  dann  wegen  der  Gleichheit  des  Gran« 
des  auf  alle  Bechtshändel  aus,  bei  welchen  es  sich  um  wichtige  In- 
teressen handelt  (caüssae  arduae  et  notabiles).  Gegenwärtig  darf 
man  den  eigentlichen  Calumnieneid  bei  den  geistlichen  wie  bei  den 
weltlichen   Gerichten  als  beseitigt  ^ansehen').     Der  Eid  aber,  die 


1)  „Hinc  est,  quod  nos  rationibus  utrinque  perpensis  et  quamplorimiioi  in- 
haert^ntes  insignium  tribuiiaUuni  praxi  Jarampntuin  ipsum  per  reos  sie  rriminaliter 
inqaisUoa  prae$t«induni  ronsulto  dam  uU  principales  tantammodo  consttiuttnlQr, 
toUendum  et  submovendum  ducimos/*    Tit.  IS,  c.  2. 

2)  Als  Zeuge  fOr  die  in  der  fraRzösiscben  Kircbe  obwaltende  UebUDg  darf 
Bouix  angeführt  werden;  «JH.  Juramrnta  ralumniae  et  malitiae  In  foro  ecciesi- 
astieo  obsolevlsse,  iia,  ul  in  nullo  jatn  casu  adbiberi  soleant,  pro  certo  haberi 
potest.  IV.  Unde  landem  jaramenio  veriiatis  damtaxat  hodie  loros  remtnet, /l 
dumtaiat  sub  dictis  limuibns:  ita  nempe,  ut  exigi  nequeat  a  reo,  nee  In  eaosa 
criroinali,  nee  in  eaasa  civiü  famosa  aa(>ardua.  In  raeterls  autenn  caiisis  eivOibos 
potent  jDdex  ad  illud  recurrere  in  supplemeniuxn  probalionum ,  tum  auctoritate 
propria  illud  actori  vel  reo  imponendo,  tum  ex  Instantia  alicHti^  parils  alteri  de- 
ferendo/'    Traci.  de  judic,  t  IL  p.  200,  201, 
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Wahrheit  sagen  za  wollen,  wird  den  Parteien  grdsstentheüs  nnr  dann 
aufgelegt,  wenn  er  nach  Massgabe  des  Falles  geeignet  und  nothwendig 
ist,  als  Mittel  zu  Herstellung  oder  Ergänzung  des  Beweises  zu  dienen. 

Zu  den  Rechtsverhandlungen,  bei  welchen  die  Anwendung  des 
Eides  eine  ganz  besondere  Vorsieht  erheischt,  gehören  unstreitig  die 
Ehesachen.  Für  denjen^en,  der  ein  ihm  lästig  gewordenes  Eheband 
zu  zerreissen  wünscht,  ist  die  Untersuchung  über  die  Gültigkeit  seiner 
Verbindung  eine  grosse  Versuchung,  der  Wahrheit  untreu  zu  werden ; 
doch  auch  för  den  Bestand  der  Ehe  kann  der  Wunsch  der  Gatten 
nicht  massgebend  sein.  Die  Aussagen  der  Eheleute  können  daher, 
wenn  sie  nicht  vor  Schliessung  der  angestrittenen  Verbindung  ge- 
macht wurden,  wider  die  Gültigkeit  nicht  das  Geringste  beweisen. 
Aber  auch  für  die  Gültigkeit  haben  sie  nur  in  den  Fällen,  in  welchen 
das  Bestreitungsrecht  den  Gutten  ausschliesslich  zusteht,  eine  Be- 
weiseskraft. Ob  die  Geständnisse  und  Behauptungen  der  Gatten  be- 
schworen seien,  oder  nicht,'  macht  mit  einer  einzigen,  das  körperliche 
Unvermögen  betreffenden  Ausnahme  keinen  Unterschied.  Nun  kön- 
nen zwar  Aussagen ,  welche  keinen  Beweis  zu  begründen  vermögen, 
wenn  sie  der  Wahrheit  getreu  sind,  wenigstens  den  Weg  bahnen,  um 
einen  rechtlich  genügenden  Beweis  herzustellen;*  allein  unter  den 
schon  erwähnten  Umständen  scheint  dieser  Vortheil  weder  gross  noch 
sicher  genug,  um  dem  Eide  eine  das  Nothwendige  überschreitende 
Ausdehnung  zu  geben.  Dies  erstreckt  sich  auch  auf  die  Verhandlun- 
gen über  das  körperliche  Unvermögen.  Wenn  nicht  beide  Theile 
und  zwar,  bevor  seit  Eingehung  der  Ehe  drei  Jahre  verflossen  sind, 
das  Vorhandensein  des  Unvermögens  behaupten,  oder  die  Nichtvoll- 
ziehung der  Ehe  vollständig  bewiesen  ist,  so  unterliegt  das  Verfahren 
ganz  den  besonderen  für  den  Beweis  der  Ungültigkeit  massgebenden 
Vorschriften.  Mag  daher  von  dem  Einen  oder  nach  Beschaffenheit 
des  Falles  auch  von  beiden  Gatten  das  Unvermögen  noch  so  entschie- 
den behauptet  und  noch  so  oft  beschworen  werden,  dies  legt  kein 
Gewicht  in  die  Wagschale ;  die  Gültigkeit  der  Ehe  muss  vorausgesetzt 
werden,  bis  ein  Unvermögen,  bei  dessen  Obwalten  keine  wahre  Ehe  zu 
Stande  kommen  kann,  auf  eine  von  den  Aussagen  der  Parteien  unab- 
hängige Weise  bewiesen  ist.  Treffen  aber  die  im  §.  175.  aufgestellten 
Erfordernisse  zusammen,  so  werden  die  Gatten  ohnehin  zu  einem  Eide 
zugelassen,  welcher,  da  er  den  mangelhaften  Beweis  ergänzt,  die 
Natur  eines  Erfüllungseides  hat  Dass  sie  schon  früher  die  gemachte 
Aussage  beschworen  haben,  bedingt  weder  die  Zulässigkeit  dieses 
Eides  noch  macht  es  denselben  überflüssig. 

Bei  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  tritt  das  gewöhnliche 
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Verfahren  ein:  deswegen  kann  das  Ehegerieht  sowohl  den  Hanpteid 
als  den  Erfüllungseid  auftragen  und  bewilligen.  Die  Gründe,  welche 
dabei  die  grösste  Voraicht  nothwendig  machen,  sind  im  §.  233.  der 
Anweisung  herausgehoben.  Dieselben  Gründe  missrathen  es,  den  Eid, 
die  Wahrheit  zu  reden,  für  Aussagen  zu  fordern,  welche  auch,  wem 
sie  beschworen  werden,  keine  Beweise  sind,  sondern  zu  beweisende 
Sätze  bleiben. 

Mein  Ehegericht  wird  daher  hinsichtlich  des  Eidßs  Folgendes 
festzuhalten  haben: 

1.  Das  juramentum  calumniae  und  malitiae  findet  keine  Anwendung. 
Wenn  aber  der  Eine  Theil  das  Recht  hat,  von  dem  anderen  oder 
von  einem  Dritten  die  Mittheilung  einer  auf  die  Verhandlung 
einflussreichen  Urkunde  zu  verlangen,  und  dieser  den  Besitz  der 
Urkunde  läugnet,  so  kann  das  Ehegericht  demselben  auftragen, 
eidlich  zu  betheuern,  dass  er  die  Urkunde  nicht  besitze  und  weder 
absichtlich  sie  vernichtet,  noch  den  Besitz  derselben  aufgegeben 
habe  und  dass  er,  wo  sie  sich  befinde,  nicht  wisse. 

2.  Der  Eid,  die  Wahrheit  sagen  zu  wollen,  ist  den  Parteien  in  der 
Kegel  nur  dann  aufzutragen  oder  zu  gestatten ,  wenn  er  zum 
Behufe  der  Beweisführung  zulässig  (§§.  170. ,  175. ,  233.)  und 
unentbehrlich  ist.  Da  jedoch  Fälle  von  ganz  besonderer  Natur 
eintreten  können,  so  steht  es  dem  Ehegerichte  frei,  bei  dem  Be- 
weisverfahren nach  reiflicher  Erwägung  aller  Umstände  eine 
Ausnahme  eintreten  zu  lassen.  Immer  ist  aber  den  Gatten  ihre 
Pflicht,  der  Wahrheit  das  Zeugniss  z(r  geben,  an's  Herz  zu  legen. 
Bei  der  Verhandlung  über  die  Gültigkeit  ist  denselben  noch  über* 
dies  zu  erinnern,  dass  eine  gültig  geschlossene  Ehe  durch  das 
Urtheil  eines  irregeleiteten  Gerichtes  nicht  getrennt  werden  und 
deshalb  der  Gatte,  welcher  durch  falsche  Angaben  es  dabin 
bringe,  dass  man  seine  gültige  Ehe  für  ungültig  erkläre,  bei 
Lebzeiten  des  anderen  Theiles  keine  neue  Verbindung  eingehen 
könne ,  ohne  vor  Gott  die  Schuld  des  Ehebruches  auf  sich  zu 
laden. 

Die  eigentliche  Aufgabe  der  Voruntersuchung  ist,  dem  ünter- 
suchungscommissäre  und  beziehungsweise  dem  Vertheidiger  der  Ehe 
die  volle  Eenntniss  des  Thatbestandes  zu  verschaffen,  und  somit  das 
Ehegericht  von  der  einseitigen  oder  geradezu  falschen  Darstellung, 
welche  die  Betheiligten  der  Sache  geben  könnten,  unabhängig  zu 
machen.  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  hat  der  Untersuchungscom- 
missär  und  beziehungsweise  der  Vei*theidiger  des  Ehebandes  jedes 
erlaubte  und  zweckmässige  Mittel  in  Anwendung  zu  bringen  und  er 
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'  ist  dabei  an  die  Formen  des  reichtlichen  Verfahrens  keineswegs  ge- 

bunden. Bei  Verhandlungen  über  die  Gültigkeit  ist  die  Vorunter- 
suchung dann  von  grosser  Wichtigkeit,  wenn  die  Parteien  die  Lösung 
des  Bandes  wünschen  und  die  Natur  des  Hindernisses  dem  Ermessen 
des  Bichters  Spielraum  gewährt.  In  andern  Fällen  kann  sie  allerdings 
von  geringer  Bedeutung  sein ;  ja  es  ist  möglich,  dass  für  die  Beweis- 
fuhrung  der  Schwerpunkt  auf  Erhebungen  falle,  welche  der  Ernen- 
nung des  üntersuchungscommissärs  vorangehen.  Wenn  z.  B.  ange- 
zeigt wäre,  dass  zwischen  Titius  und  Bertha  das  Hindemiss  der 
Schwägerschaft  im  ersten  Grade  der  geraden  Linie  obwalte,  so  wird 
das  Ehegricht,  bevor  es  einzuschreiten  beschliesst,  Erkundigungen 
einziehen.    Weisen  nun  die  Taufbücher  aus,   dass  Bertha  wirklich 

•  die  Stieftochter  des  Titius  sei,  so  bleibt  wenig  mehr  zu  untersuchen 

'  übrig.    Die  Voruntersuchnng  kann  also  nach  Massgabe  der  Umstände 

kurz  abgethan,  sie  darf  aber  niemals  unterlassen  werden;  denn  sie 
.  ist  eine  Vorsichtsmassregel,  welche  eben  für  die  schwierigsten  Ehefra- 
gen am  meisten  Bedeutung  hat.  Jedenfalls  muss  an  das  Ehegericht 
der  vorgeschriebene  Bericht  erstattet  werden;  übrigens  wird  nach 
den  Umständen  zu  verfahren  sein. 

Bei  den  Klagen  auf  Ehescheidung  erweitert  sich  die  Aufgabe  der 
Voruntersuchung.  Für  die  Gültigkeit  der  Ehe  ist  der  Wunsch  der 
Betheiligten,  in  ihrer  Verbindung  zu  beharren,  ohne  alles  Gewicht; 
allein  die  Frage  über  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ist 
durch  die  Versöhnung  der  Gatten  beseitigt.  Eine  Versöhnung  lässt 
sich  aber,  wenn  überhaupt,  weit  leichter  bei  der  Voruntersuchung 
als  nach  Beginn  des  gerichtlichen  Beweisverfahrens  vermitteln.  Fer- 
ner tritt  bei  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  das  Geständniss  der 
Parteien  in  seine  Eechte  wieder  ein  und  die  Thatsachen,  von  deren 
Richtigkeit  die  {Intscheidung  abhängt,  sind  häufig  so  beschaffen,  dass 
flr  dieselben  gar  keine  oder  doch  keine  unverdächtigen  Zeugen  vor- 
gebracht werden  können.  Die  Voruntersuchung  wird  daher  bei  Kla- 
gen auf  Scheidung  nicht  selten  das  gerichtliche  Beweisverfahren  über- 
flüssig machen,  während  sie  bei  Fragen  der  Ungültigkeit  blos  zu 
richtiger  Würdigung  der  Beweismittel  dienen  kann.  Dieser  wesent- 
liche Unterschied  muss  bei  Aufnahme  der  ProtocoUe  im  Auge  behal- 

t  ten  werden. 


5,   Erlass  vom  12.  November  1857. 

Alles,  was  einen  Grund  oder  Vorwand  bieten  kann,  um  die 
Verhandlung  der  Ehesachen  zu  verzögern,  muss  sorgfältig  vermieden 
werden;  ich  finde  daher  Folgendes  zu  verfugen: 
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1.  Der  Priester,  welcher  bei  einer  auf  Ehescheidung  gestellten 
Klage  an  die  Oatten  die  vorgeschriebenen  Ermahnungen  za  richten 
hat,  wird  durch  die  Anweisung  für  die  Ehegerichte  §§.  211 — 213. 
verpflichtet,  in  seinem  Berichte  nicht  nur  anzugeben,  wie  oft  er 
die  Versöhnung  zu  bewirken  versucht  hat,  sondern,  wenn  der 
dritte  Versuch  unterblieb,  auch  die  Gründe,  aus  welchen  dies  ge- 
schah, genau  darzulegen.  Offenbar  ist  es  nothwendig-,  dass 
hiebei  die  Zeit,  zu  welcher  die  vergeblichen  Ermahnungen  statt- 
fanden, durch  Monatstag  und  Jahr  bezeichnet  werde;  und  zwar 
um  80  mehr,  da  sich  sonst  nicht  beurtheilen  Hesse,  ob  die  §.  211. 
vorgeschriebenen  Zwischenräume  eingehalten  wurden.  Dies  wurde 
bisher  grösstentheils,  aber  nicht  immer  beobachtet:  daher  wird 
mrin  Generalvicariat  an  die  Pfarrgeistlichkeit  hierüber  eine  alige- 
meine Weisung  erlassen ;  ergibt  sich  der  Fall,  dass  ein  anderer 
Priester  mit  der  Vornahme  der  Ermahnungen  beauftragt  wird, 
so  ist  ihm  jedesmal  in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  der  Tag 
genau  anzugeben  sei. 

2.  Der  Untersuchungs-Commissär  hat,  bevor  er  zur  Einvernehmung 
der  Gatten  schreitet  dieselben  zu  fragen,  ob  und  wann  die  vor- 
geschriebenen Ausgleichungsversuche  stattgefunden  haben?  Sollte 
sich  zwischen  ihren  und  des  Berichterstatters  Angaben  eine  Ver- 
schiedenheit zeigen,  so  müsste  letzterer  darüber  vernommen 
werden.  Die  diesfalligen  Erklärungen  der  Gatten  sind  in  das  von 
demselben  zu  unterzeichnende  ProtocöU  aufzunehmen.  Auf  diese 
Weise  wird  denselben  unmöglich  gemacht,  etwa  den  schon  vor- 
geschrittenen Gang  des  Verfahrens  durch  die  Einwendung  zu 
stören,  dass  die  Ermahnungen  nicht  der  Vorschrift  gemäss  vor 
sich  gegangen  seien. 
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Instnictio 

edita  a  s.  Congregatlone  Ooncilii  die  22.  Aagvsti  1840  pro  confectione 

procegsofl  in  Caiisis  matrimonialibiis. 

»Cum  moneat  Glossa  (in  cap.  fin.  de  frig.  et  malef.)  in  causis 
matrimonialibtts  omnem  cautelam  esse  adhibendam  propter  pericnlum 
animarum,  quod  et  docuit  Sanchez  (de  matrim.  lib.  7.  digp.  107.)  et 
Card.  Argenyilliers  (in  dissert.  matrimonii  relat.  inter  vota  Gonstan- 
tiniP.  5.  vol.  ult.  n.  16.)  plura  hinc  a  Säcris  Canonibus  sancita  sunt, 
nt  tutum  ac  rectum  judicimn  efformari  qüeat.  Ad  removendas  vero 
fraudes,  quae  conjugum  malitia  vel  coUusione  saepe  oriebantur,  S.  M. 
Bened.  XIV.  (in  Gonstit.  Dei  Miseratiane)  processum  conficiendum 
esse  praecepit  sub  poena  nuUitatis  omnium  actorum,  ut  probationibus 
undequaque  accuratissimi  cnmulatis,  in  qausis  hujusmodi  omnium 
gravissimis,  in  quibus  agitur  de  Sacramenti  yaUditate  vel  nuUitate, 
ac  de  dissolvendo  vinculo  matrimoniali,  judices  in  proferendo  judicio 
tttti  conquiescere  possent.  At  quia  saepe  in  hoc  difficillimo  processu 
acta  minus  recte,  et  apte  ad  veritatem  eruendam  conficiebantur  S. 
Congregatio  saepius  instructiones  edidit,  ac  normam  praescripsit  quam 
Episcopi  sequerentur. 

»Cum  itaque  in  hujusmodi  causis  non  de  jure  alterutrius  partis 
tantum,  sed  praecipue  de  Sacramentali  vinculo  dissolvendo  agatur, 
Processus  acta  non  ad  instar  aliorum  judiciorum,  praesertim  civiliumt 
sed  juxta  SS.  Ganones,  et  citatam  S.  M.  Benedict.  XIV.  Gonstitutionem, 
et  praesentem  instructionem  erunt  efformanda.  Ea  itaque  non  ver* 
naculo  sed  latino  sermone  erunt  conscribenda,  exceptis  tamen  exci- 
piendis,  nimirum  articulis  interrogatoriis,  responsionibus  ad  ea,  et 
peritorum  relationibus ;  praesertim  vero  decreta,  et  sententia,  quae 
juxta  priscos  mores  erit  conficienda,  latina  lingua  exarabuntur.  Prae- 
terea  cum  a  Sacro  Conc.  Trid.  (sess.  24.  cap.  20.  de  reform.  §.  ad 
faaec),  ac  etiam  a  S.  M.  Bened.  XIV.  (in  cit.  Gonstit.  Dei  Miseratione 
§.  4.)  causarum  matrimonialium  tognitio  quibusvis  judicibus  inferio- 
ribus,  non  obstante  quovis  privilegio  ac  praescriptione,  fuerit  sublata, 
ac  Bpiscoporura  tantum  examini  et  Jurisdiction!  reservata,  etiam  prae 
Abbatibus  vere  nullius,  licet  Gardinalitia  dignitate  fulgentibus  juxta 
ä  Gongregationis  resolutiones ,  hinc  tutius  erit,  ut  nedum  sententia 
proferatur,  sed  etiam  acta  processus  per  Episcopum,  vel  per  Eccle- 
siasticam  personam  specialiter  ab  eo  delegandam  conficiantur. 

»Hisce  praemissis,  quoties  allquis  ex  conjugibus  instantiam  in 
scriptis  porriget  super  nullitate  Matrimonii,  Episcopus  Judicem,  si 
velit,  delegabit,  deinde  ipse,  vel  judex  delegatus  citari  mandabit  De- 

30* 


468  Instractio  etfita  a  s.  Congr.  Coneifii  (fle  Zt.  Aivostf  1840. 

fensorem  Matrimonii,  quatenas  in  Curia  Episcopali  jam  deputatus 
existat,  sin  minus,  idoneum  virum  deputabit  iis  qualitatibus  praestan- 
tem,  quas  superius  memorata  Gonstitut;  S.  M.  Benedict!  XIV.  requirit, 
eumque  citari  mandabit.  Defensoris  Matriinonii  erit  praefixa  die 
accedere  ad  praestandum  juramentum ,  se  munus  suam  diligenter  et 
incorrupte  expleturum,  et  omnia  voce  ac  scriptis  deducturum,  qoae  ad 
validitatem  Matrimonii  sustinendam  conferre  poterunt.  Praeterea  hie 
Defensor  Matrimonii  citandus  erit  ad  quaelibet  acta,  ne  yitio  nollitatis 
ipsa  tabescant.  Ipsi,  qui  pro « Sacramenti  validitate  stat,  semper  et 
quandocumque  acta  processus,  etsi  nondum  publicati,  erunt  oommuni* 
canda,  semper  et  quandocumque  ejus  scripta  erunt  recipiendaf  ae 
novi  termini  eo  flagitante  erunt  prorogandi,  ut  ea  perficiat  et  exhibeat. 

»Praefinita  die  in  citatione  comparebit  instans  pro  nullitate,  et 
tunc  Defensor  Matrimonii  tradet  interrogatoria  clausa,  et  obsignata 
Gancellario  seu  Notario,  aperienda  illo  postulante  ex  Judicis  decreto 
in  actu  exarainis,  super  quibus  interrogandus  erit  conjux  instans  pro 
nullitate.  Iis  ea  addet  etiam  in  actu  examinis  ex  officio  Judex,  quae 
ex  respqnsionibus  magis  apta  conspiciet  ad  veritatem  eruendaVn  si?e  in 
declarationem  responsionum  datarum,  sive  super  novis  circumstantiis 
resultantibus ,  quod  erit  intelligendum  etiam  de  aliis  interrogatorüs, 
super  quibus  coeteri  omnes,  de  re  instructi,  erunt  examinandi. 

»Cum  itaque  advenerit  statuta  dies  pars  nuliitatem  Matrimonii 
allegans  comparebit,  ut  supra  dictum,  coram  Judice,  adstante  Defen- 
sore  Matrimonii  et  Gancellario.  Judex  deferet  parti  examinandae  ju- 
ramentum de  veritate  dicenda,  et  deinde  reserabit  interrogatoria  ezhi- 
bita,  ut  supra  dictum  est  a  Defensore  Matrimonii,  eaque  singulatim 
proponet,  audiet  responsiones,  easque  dictabit  Gancellario. 

»Interim  dum  pars  erit  examinanda,  ipse  Gancellarius  exscribet 
in  processu  primam  interrogationem ,  et  deinceps  singulas  ex  online, 
post  quas  scribet  responsiones  a  Judice  dictandas.  Si  quod  intenroga- 
torium  ut  superius  monitum  est,  addatur  ex  officio  a  Judice  Tel  a  De- 
fensore Matrimonii,  Gancellarius  iiiterrumpet  ordinem  progressiTum, 
et  adnotabit  interrogata  ex  officio ;  et  scripta  interrogatione  et  respon- 
sione,  reassumet  ordinem  progres^ivum  iiiterrogationum  exhibitarum  a 
Defensore  Matrimonii. 

»Si  examen  una  sessione  absolvi  non  potent.  Judex  illud  suspen- 
det, ac  destinabit  etiam  diem  et  boram  pro  reassumptione  et  prosecu* 
tione  facienda  eodem  modo  ac  forma,  ut  supra  dictum  est.  Absoluto 
examine  Gancellarius  leget  clara,  et  inteUigibili  voce  responsiones 
datas,  facta  examinato  facultate  variandi,  et  declarandi  datas  respon- 
siones ,  prout  ei  libuerit.    Tandem  judex  deferat  juramentum  eidem 
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conJQgi,  se  vera  dixisse,  atqae  nunquam  ante  publicationem  processus 
se  evulgatorum  sive  interrogationes  propositas,  sive  responsiones  datas. 
Deinde  ipse  subscribet,  et  si  fuerit  ilUteratus,  per  Signum  Graf  eis; 
dein  Judiex  et  Defensor  yaliditatis  matrimonii  apponet  suam  sabscriptio- 
nem,  et  Gancellarios  de  acta  rogabit. 

»Potent  pars  examini  subjecta  vel  illico  post  examen,  vel  etiam 
deinceps  antequam  publicetor  processns  si  velit,  articulos  proponere, 
super  quibus  etiam ,  citato  Defensore  Matrimonii,  erit  examinandus 
alter  conjux,  et  quatenus  etiam  ab  hoc  articuli  proponantur,  erit  iterum 
citandus  conjux,  qui  primus  fuerat  interrogatos,  et  adstante  Defensore 
Matrimonii,  super  articulis  ab  altero  propositis  audietur. 

»Haec  norma,  quae  data  ftdt  pro  instantis  examine,  servanda 
erit,  congrua  congruis  referendo,  in  quovis  alio  examine. 

»Expleto  examine  illius  conjugis  qui  actor  fuit  iu  promovenda 
nullitatis  querela,  sequitur  examen  alterius  conjugis,  quod  erit  con- 
ficiendum  iisdem  prorsus  methodo  ac  lege,  quae  praescriptae  iuerunt 
in  praecedentibus  paragraphis,  a<^  sub  iisdem  interrogatoriis  actori  pro- 
positis, vel  aliis  additis  vel  novis  confectis  prout  Defensor  Matrimonii 
in  Domino  censuerit. 

»Deinde  procedendum  erit  ad  examen  septimae  manus,  hoc  est 
Septem  propinquorum  ex  utroque  latere  ad  formam  Text,  {in  Gap, 
LUterae  Vestrae :  de  frig,  et  mdlef.)  Ut  id  facilios  exequi  Judex  va- 
leat,  Defensor  Matrimonii  citabit  partem  actricem,  ut  indicet  Septem 
sibi  sanguine,  vel  ^nitate  conjunctos,  si  fieri  possit,  sin  minus  Septem 
vicinos  bouae  famae.  Singuli,  audita  prius  lectura  examinis,  seu  con- 
fessionis  conjugis  eos  inducentis,  erunt  interrogandi,  utrum  perspectam 
habeant  religionem  et  honestatem  illius  conjugis  ut  propterea  sibi 
verosimile  sit,  ac  credant  eum  vera  dixisse.  Similiter  instante  Defen- 
sore Matrimonii  citandus  erit  alter  conjux,  ut  etiam  ipse  indicet 
Septem  propinquos  vel  affines,  iisque  deficientibus,  Septem  vicinos  bonae 
famae,  qui  ut  supra  dictum  est  deponant :  seorsim  erunt  bi  quatuor- 
decim  conilantes  septimam  manum  examini  subjiciendi  designatis  diebus 
et  horis,  delato  prius  singulis  juramento.  Defensor  Matrimonii  inter- 
rogatoria  clausa  exbibebit,  ut  superius  dictum  est. 

»Liberum  erit  conjugibus  testes  bonae  famae  ac  de  re  instructos 
inducere,  qui  omnes  seorsim  et  methodo  hactenus  praescripta  erunt 
examini  subjiciendi. 

»Si  aUos  etiam  Defensor  Matrimonii  ex  actis  jam  confectis  de- 
prehendet  de  re  instructos,  hos  etiam  citabit,  ut  examini  subjiciantur. 
Si  qui  forsan  absentes  noscantur,  qui  commode  ad  Civitatem  accedere 
nequeant  etiam  ob  distantiae  sumptus,  vel  ad  partis  instantiam  vel, 
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ea  silente,  ad  instaniiam  Defensoris  Matrimonii  ernnt  ab  Episeopo 
illius  Dioecesis,  in  qua  morantor,  examinandi  jnxta  interrogatoria  ab 
eodem  Defensore  conficienda,  ac  clausula  et  obsiguata  tiansmittenda, 
deputato  ab  eodem  Episeopo  altero  idoneo  TirOf  qui  praestet  requisitis 
in  Bulla  saepius  laudata  S.  M.  Bened.  XIV.  praescriptis,  quique  ex- 
pleat  munus  Defensoris  validitatis  matrimonii,  et  examini  intersit. 

>Omnes  yero  testes,  congrua  congruis  referendo,  rogandi  enint 
praesertim  quando  initnm  fuerit  Matrimonium,  utrum  inter  Gonjugea 
mutui  amoris  et  benevolentiae  signa  intercesserint ;  quamdiu  in  eadem 
domo,  vel  Civitate  cohabitaverint ;  utrum  innotnerit  eos  covisummationi 
operam  dedisse;  an  inde  matrimonium  consummatum  censeretur;  de 
causis  consummationem  impeditivis;  de  conquestionibus ,  quando  et 
cum  quibus  factis,  et  cur  nolint  amplius  in  Matrimönio  permanere. 

»Si  querela  super  impotentia  yersetur,  interrogandi  erunt  periti 
physici,  quos  conjuges  consuluerunt. 

»Praeterea  quatenus  querela  super  nullitate  ex  iis  sit,  ut  soivi 
possit  Matrimonium,  si  conjuges  illud  non  consummarunt,  tunc  pro- 
cedendum  erit  ad  inspectionem  corporis  oonjngum  seorsim,  sequenti 
methodo  perficiendam,  instante  praesertim  Defensore  Matrimonii. 

»Judex  praefiget  terminum  tam  utrique  conjugi,  quam  Defensori 
Matrimonii  ad  exhibendas  notulas  Peritorum  Medicorum  et  Ghirurgo* 
rnm  confidentium  et  difüdentium  pro  utrinsque  conjugis  inspectione, 
congrua  congruis  referendo. 

»Exhibitis  notiilis  a  partibus  Judex  eliget  qu^nque  peritos,  tres 
scilicet  Medicos,  et  duos  Ghirurgos  ex  his,  in  quibus  partes  consentiaut, 
sin  minus  ex  officio  eos,  qui  tarnen  partibus  non  sint  rationabiliter 
suspecti,  deputabit ;  atque  curabit,  ut  deputatio  cadat  super  celebriori* 
bus  Civitatis  tum  quoad  scientiam,  tum  quoad  religionem,  et  ho- 
uestatem,  atque  his  Peritis  facultatem  dabit  recognoscendi  corpus  viri, 
adhibitis  bonestis  mediis  ad  explorandam  ipsius  j)otentiam ,  nee  non 
facultatem,  quatenus  non  conveniant  in  prima  inspectione,  iterum 
accedendi.  Atque  in  eodem  decreto  diem,  horam,  et  locum  destinabit, 
in  quibus  Periti  accedent,  ut  inspectionem  perficiant. 

»Designatadie  et  hora,  ad  locum  accedent  Judex,  Defensor  Ma- 
trimonii, Cancellarius ,  ac  Periti.  Singuli  ex  Peritis,  ac  seorsim 
corpus  viri  inspicient  ea  qua  fieri  poterit  decentia,  et  factis  experi- 
mentis,  quae  juxta  artem,  non  tarnen  illicitis,  opportuna  judicabunt, 
singuli  scriptam  emittent  relationem. 

>In  inspectione,  et  relatione  haec  praecipue  investiganda ,  et 
referenda  erunt. 

»An  adnit  signa  pbysice  certa  impotentiae  deducta  ex  twä^it^ 
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matione  partium,  aut  «x  aliquo  vitto  qnod  apparere  potent.  An 
adsint  signa,  quae  moralem  certitudinem  indacant  impoteutiae,  et 
quatenus  existant,  qoae  sit  hujas  impotentiae  cansa,  utrum  sit  im- 
potentia  perpetua  insanabilis,  ac  praecedens  Matrimoninm,  an  signa 
impotentiae  sint  dabia  ie\  aequivoca. 

>PeraGta  relatione  a  singulis  seorsim,  Defensor  Matrimotiii  ex- 
hibebit  interrogatoria  clausa,  et  sigillata,  super  qnibns  fieri  debet 
examen  Peritorum,  sibiqne  reservabit  jns  addendi  alia  interrogatoria, 
ac  iterudfi  ea  ad  examen  revocandi.  Si  examen  singulornm  Peritorom 
eadem  die  perfici  neqnirerit,  jadex  aliam  diem  designabit  nt  illnd 
prosequatur.  üterque  ex  Peritis  tum  ante  examen  juramentum  praesta- 
bit  de  veritate  dicenda,  tum  post  examen  juramento  dicta  confirmabit, 
sese  propria  manu  subscribens,  Judex,  Defensor  validitatis  Matrimonii, 
et  Cancellarius  se  subscribent,  qui  actum  rogabit. 

»Procedendum  etiam  erit  ad  inspectionem  corporis  mulieris. 
Judex,  ut  supradictum  est  de  Peritis,  tres  saltem  Obstetrices  depu- 
tabit,  quae  a  duobus  saltem  Peritis  uno  Medice  et  altero  Chirurgo, 
ut  supra  seligendis,  sedulo  erunt  instruendae  de  recognoscendo  visu 
et  tactu  in  muliebrium  inspectione.  Statuta  autem  hujns  iuspectionis 
die,  mulier  erit  traducenda  ad  domum  honestae  Matronae  pariter  a 
Judice  deputaudae  pro  infraseripta  praestanda  personali  adsistentia, 
atque  adstantibus  semper  tribus  Obstetricibus,  et  Matrona,  immer* 
genda  erit  in  balneo  aquae  tepentis  a  Peritis  prius  recognoscendo, 
quod  sit  aquae  purae,  quo  in  balneo  per  spatium  saltem  trium  qua- 
drantium  borae  unius  permanere  debebit:  quo  tempore  transacto, 
adstantibus  semper  et  praesentibus  Matrona,  et  Obstetricibus,  statim, 
ne  uUum  spatium,  aut  momentum  temporis  mulieri  detur,  quo  ad 
arctanduni  vas  ullo  medicamento,  aut  aliqua  fraude,  uti  queat,  ad 
ipsius  corporis  inspectionem  a  singulis  seorsim  deveniendum  erit,  ad- 
staute  semper  et  praeseute  Matrona ;  qua  in  re  prospiciendum  etiam, 
ut  haec  recognitio  fiat  tempore  tantum  diurno  et  in  cubiculo  luminoso, 
ut  ex  inspectione  hujusmodi  utrum  mulier  virgo  sit,  an  violata  et 
corrupta,  adhibitis  artis  regulis,  exactius  deprehendatur. 

»Judex,  Defensor  Matrimonii  et  Cancellarius  cum  Peritis,  ut 
supra  ad  domum  Matronae  accedent.  Peracta  hinc  recognitione,  seor- 
sim singulae  Obstetrices  referent  de  virginitatis ,  aut  corruptionis 
indiciis  ab  inspectione  resultantibus,  an  certa  et  qualia  supersint  signa 
et  argumenta  intemerati  aut  corrupti  claustri  virginalis,  et  an  uUa 
frans  ad  virginitatem  simulandam  adbiberi  potuerit.  Deinde  super 
bis  magis  praecise  deponent  in  responsionibus  ad  interrogatoria,  quae 
clausa  et  obsignata  exliibebit  Defensor  validitatis  Matrimonii.    Deinde 
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formali  examine  erunt  subjipiendi  Periti,  quorom  judidum  erit  ezqoi- 
rendnm  super  relatis  et  depositis  ab  Obstetricibiis.  Tandem  ezamen 
subire  debebit  quoque  Matrona  qaoad  praestitam  toto  balnd  et  recog- 
nitionis  tempore  adsistentiam ,  servatis  quoad  ezamen  m  omnilnis, 
qnae  saperius  dicta  sunt,  congma  tarnen  congnüs  referendo. 

»Quatenos  Defensori  Matrimonii  nulla  alia  probatio  exqoirenda 
videator,  nullamqne  pntet  aliam  Judex  prae  sua  diligentia  assamen- 
dam,  finis  imponetur  probationum  coUectioni  et  publicabitur  processos, 
edito  super  hoc  decreto  a.  Judice,  factisque  subscriptionibus  ab  Eo  a 
Defensore  Matrimonii,  et  a  Ganceüario.  Haec  babenda  metbodus. 
Quae  in  actis  continentur  nemini,  nee  ipsis  quidem  conjugibos  eanmi'» 
que  Defensoribus  erunt  communicanda  ante  processus  publicationeiD, 
uno  excepto  Defensore  Matrimonii,  cui  libera  semper  et  quandocumque 
erit  actorum  inspectio  et  examen. 

»Locus  deinde  erit  defensionibus.  Liberum  etiam  erit  Defensori 
Matrimonii  post  processus  publicationem  novas  probationes  exquirere, 
cum  agat  favore  Sacramenti,  et  numquam  bina  sententia  nullitatis 
conformis  transeat  in  rem  judicatam,  ac  reassumi  causa  possit  etiam 
post  initas  novas  nuptias  a  partibus  juxta  Cionstitut  saepius  citatam 
Dei  miseroHane. 

»Omnibus  absolutis,  et  cum  nil  amplius  deducendum  censuerit 
Defensor  Matrimonii,  sententiam  proferet  Episcopus. 

>Si  haec  Matrimonii  nullitas  decreta  fuerit,  debebit  Defensor 
Matrimonii  appellare  juxta  citatam  Constitutionem,  nee  poterunt  Con- 
juges  ad  alia  vota  transire  nisi  post  obtentam  alteram  sententiam  oon- 
formem  super  nullitate,  sub  poenis  contra  polygames  consütutis  in 
citata  Constitutione  Dei  miseratione.  Deinde  transmittenda  erunt 
acta  ab  Episcopo  ad  Judicem,  ad  quem  provocatum  fuit,  in  copia 
authentica,  soluta  per  partem  diligentiorem  competenti  mercede 
CanceUario.c 
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Instnictio 

I.  Pf6BtttBtitrlu  Apoit0Uct6  cim  coBtriotun  quem  nttrimoBiiim  ciTile 

tpptlliiitO- 

1.  Quod  jamdiu  timebatnr,  quodque  Episcopi  cum  süigillatim, 
tam  una  omnes,  protestationibiis  zelo  ac  doctrina  plenis,  virique  plu- 
rimi  cujusqne  ordinis  emditis  suis  scriptis,  et  ipsemet  summus  Pon- 
tifex  vocis  saae  auctoritate,  avertere  conati  sunt  id,  proh  dolor! 
videmns  in  Italia  constitutum.  Quem  vocant  civilem  Matrimonii 
contractnm,  ejusmodi  roalum  band  amplius  est,  quod  Jesu  Cbristi 
Ecclesia  debeat  trans  Alpes  deflere ;  sed  et  quod  in  hisce  Italiae  r^ 
gionibns  consitum,  pestiferis  suis  fructibus  christianam  familiam  so- 
cietatemque  minitatur  inficere.  Atque  hosce  funestos  elFectus  Episcopi 
et  locorum  Ordinarii  animadverterunt,  quorum  quidero  alii  opportunis 
instructionibus  monitnm  ac  yigilem  fecerunt  gregem  suum ;  alii  vero 
ad  hanc  Apostolicam  Sedem  mature  confugerunt,  ut  normas  inde 
baurirent,  quibus  in  tam  trepida  re  ac  tanti  momenti  tuto  dirigerent 
sese.  Quamvis  autem  boc  sacrum  Tribunal  haud  pauca  responsa 
atque  instructiones  particularibus  petitionibus,  Summi  Pontificis  jussu, 
dederit:  attamenut  postulationibus,  quae  in  dies  augentur,  satisfiat, 
mandavit  Sanctus  Pater,  ut  per  hoc  Tribunal  ad  omnes  locorum  Or- 
dinarios,  ubi  infausta  haec  lex  promulgata  Aiit,  instnictio  mitteretur, 
qtiae  normae  cujusdam  loco  cuique  eorum  inserviret,  ut  et  fideles 
dirigant  et  ad  morum  puritatem,  sanctitatemque  Matrimonii  Christiani 
sartam  tectam  servandam,  uno  animo  procedant.« 

2.  »At  vero  in  exequendis  S.  Patris  mandatis  haec  S.  Poeniten- 
tiaria  snperfluum  putat  in  memoriam  cujusque  revocare,  quod  est 
SSmae  Beligionis  nostrae  notissimum  dogma,  nimirum  Matrimonium 
unum  esse  ex  Septem  Sacramentis  a  Christo  Domino  institutis,  proin- 
deque  ad  Ecdesiam  ipsam,  cui  idem  Christus  divinorum  suorum 
mysteriorum  dispensationem  commisit,  illius  directionem  unice  per- 
tinere:  tum  etiam  snperfluum  putat  in  cujusque  memoriam  revocare 
formam  a  S.  Tridentina  Synodo  praescriptam  sess.  24.  c.  1.  de  Beform, 
mairim.j  sine  cujus  observantia  in  locis,  ubi  illa  promulgata  fhit, 
yalide  contrahi  matrimonium  nequaquam  posset.c  ^ 

3.  >Sed  ex  hisce  aliisque  axiomatibus  et  catholicis  Doctrinis  de- 


1)  Bei  Marietti,  Acta  ex  iis  excerpta  qoae  apud  s.  sedem  geruntur. 
Vol.  I.  p.  508—12.  findet  sieb  aacb  Doch  der  italienisdie  Text  dieses  ActenstOckes 
abgedmckt 
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bent  animarum  Pastores  practicas  instnictiones  conficere,  quibus  etiam 
Fidelibus  id  persuadeant  quod  Sanctissimus  Dominus  noster  in  Con- 
sistorio  secreto  die  XXVII.  Septembris  anni  ÄfDCCCLII.  proclamabat : 
id  est  —  Inter  Fideles  Matritnonium  dort  non  posse^  quin  uno 
eodemque  tempore  sit  Sacrametifum ;  atque  idcirco  quamlibet  aZiam 
inier  Christianos  viri  et  mulieris,  praeter  8a4:ramentufn,  conjunctionem^ 
etiam  civilis  legis  vi  faetamj  nihil  aliud  esse,  nisi  turpem  atque 
exilialem  concubinatum.^ 

4.  »Atque  hinc  facile  deducere  poterunt,  civilem  actum  coram 
Deo  ejusque  Ecclesia,  nedum  ut  Sacramentum,  verum  nee  ut  contrac- 
tum  baberi  ullo  modo  posse ;  et  quemadmodum  civilis  potestas  ligandi 
quemquam  Pidelium  in  matrimonio  incapax  est,  ita  et  solvendi  inca- 
pacem  esse;  ideoque,  sicut  baec  S.  Poenitentiaria  jam  alias  in  non- 
uuUia  responsionibus  ad  dubia  particularia  declaravit,  sententiam 
omnem  de  separatione  conjugum  legitimo  Matrimonio  coram  Ecclesia 
conjunctorara,  a  laica  potestate  latam,  nullius  valoris  esse;  et  con- 
jugem  qui  ejusmodi  sententia  abutens,  alii  se  personae  conjungere 
änderet,  fore  verum  adultorum:  quemadmodum  esset  verus  concnbi- 
narius, .  qui  vi  tantum  dvilis  actus  in  matrimonio  persistere  praesu- 
meret;  atque  utrumque  absolutione  indignum  esse  donec  haud  resi- 
piscat,  ac  praescriptionibus  Ecclesiae  se  subjiciens  ad  poenitentiam 
convertatur.« 

5.  »Quamvis  autem  verum  Fidalium  Matrimonium  tum  solum 
contrabatur,  quum  vir  et  mulier  irapedimentorum  eipertes  mutuum 
consensum  patefaciunt  coram  Parocho  et  testibus,  jnxta  citatam  S- 
Concilii  Tridentini  formam,  atque  ita  conti-actum  matrimonium  omnem 
suum  valorem  obtineat,  nee  opus  sit  ut  a  civili  potestate  ratum  ha- 
beatur,  aut  conti  rmetur:  attamen  ad  vexationes  poenasque  vitandas, 
et  ob  prolis  bonum,  quae  alioquin  a  laica  potestate  ut  legitima  ne- 
quaquam  haberetur,  tum  etiam  ad  polygaraiae  periculum  avertendum, 
opportunum  et  expediens  videtur,  ut  iidem  Fideles  postquam  Matri- 
monium legitime  contraxerint  coram  Ecclesia ,  de  sistant,  actum  lege 
deeretum  exequuturi,  ea  tamen  intentione  (uti  Benedictus  XIV.  docet 
in  Brevi  diei  XVII.  Septembris  anni  MDCCXLVI.  Redditae  stmi  Nobis), 
sistendo  se  Gubernii  OfBciali  nil  aliud  faciant,  quam  ut  civilem 
caeremoniam  exequantur.« 

6.  »lisdem  decausis,  nequaquam  vero  ut  infaustae  legis  cxecu- 
tioni  cooperentur,  Parochi  ad  matrimonii  celebrationem  coram  Ecclesia 
eos  Fideles,  qui,  quoniam  lege  arcentur,  ad  civilem  actum  dein  non 
admitterentur,  ac  proinde  non  baberentur  ut  legitimi  conjuges^  non 
ita  facile  ac  promiscue  admittant.    Hac  in  re  multa  uti  debetaiB^ 
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cautela  ac  prudentia,  et  Ordinarii  consilium  exposcere;  atque  hie  fa- 
cilis  ne  sit  ad  annuendum:  sed  in  gravioribus  casibus  hoc  sacrum 
Tribunal  consulat.« 

7.  »Quod  si  opportannm  est  ac  expedit,  ut  Fideles  sistentes  se 
ad  actum  civilem  peragendum  se  probent  legititnos  conjuges  coram 
lege:  hune  tanien  actum,  antequam  matrimonium  coram  Ecclcsia 
celebraverint ,  peragere  nequaquam  debent.  Et  si  qua  coactio,  aut 
absoluta  necessUas,  quae  facile  admittenda  non  est,  ejusmodi  ordinis 
invertendi  causa  esset;  tunc  omni  diligentia  utendum  erit,  ut  matri- 
monium coram  Ecclesia  qu^mprimum  centrahatur,  atque  interim  con- 
trabentes  sejuncti  consistant.  Hac  supor  re  unumquemque  hortatur 
haec  S.  Poenitentiaria,  ut  doctrinam  sequatur  ac  teneat  a  Benedicto  XIV. 
oxpositam  in  Brevi,  cujus  supra  mentio  facta  est,  ad  quod  tum  Pius  VL 
in  suo  Brevi  ad  Galliae  Episcopos  i^Laudainlem  Majorum  suorum^ 
dato  die  XX.  Soptembris  anni  MDCCLXXXXI.  tum  Pius  VII.  in  suis 
literis  datis  die  XL  Junii  Anni  MDCCCVIII.  ad  Episcopos  Piceni^  eos- 
dem  Episcopos  instructionis  gratia  remittebant,  qui  normas  expostu- 
laraut,  quibus  in  simili  civilis  actus  contingentia  Fideles  dirigerent 
Post  haec  omnia  facile  est  videre,  praxim  hactenus  observatam  circa 
Matrimoniumf'et  speciatim  circa  paroeciales  libros,  sponsalia,  etma- 
trinionialia  impedimenta  cujusyls  naturae  ab  Ecclesia  sive  constituta 
sive  admissa,  nuUo  modo  variari.« 

8.  »Et  hae  sunt  generales  normae  quas  huic  S.  Poenitentiariae, 
Sancti  Patris  mandatis  obsequenti,  tradere  visum  Aiit,  et  juxta  quas 
eadem  videns  plures  Episcopos  et  Ordinarios  suas  jam  instructiones 
adamussim  coafecisse,  maximopere  laetatur :  speratque  fore  ut  et  caeteri 
omnes  idem  faciant:  qui  ita  ne  pastore&  vigiles  ostendentes,  meritum 
ac  praemium  a  Jesu  Christo  Pastorum  omnium  Pastore  consequentur.c 

Datum  Bomae  a  s.  Poenitentiaria  d.  15.  Januar.  1866. 

A.  M.  Card.  Gagicano  P.  M. 
L.  Peirano  Secretarios. 
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Rechisquellen  und  Rechtsentecheidangen. 

Baden. 

1.  Erlass  des  Grossherzoglich  Badischeti  Ministeriums  des  Innern 
vom  10.  Mai  1861  an  die  unterstehenden  StaatsverwaUungssteUen. 

(Bad.  Central- Verord-Bl.  vom  18.  Mai    861  Nr  IV.) 

»Bei  der  früheren  Rechtsordnung  der  kirchlichen  Yerhältnisse 
war  es  begründet,  dass  die  Grossherzogl.  Staatsverwaltangsbehörden 
die  Frage  über  die  Nothwendigkeit  und  den  Umfang  der  Herstel- 
lung oder  der  Erweiterung  eines  kirchlichen  Gebäudes  (einer  Kirche 
oder  eines  Pfarrhauses)  von  AnUswegen  zur  Er((rterung  zogen  nnd 
eine  Entschliessung  hierüber  trafen.  Dieses  Verfahren  ist  mit  der 
den  beiden  Landeskirchen  nach  §.7.  des  Gesetzes  vom  9.  October 
V.  J.  eingeräumten  rechtlichen  Stellung,  wornach  dieselben  ihre  An- 
gelegenheiten frei  und  selbstständig  verwalten,  nicht  mehr  yerein- 
barlich.  Die  Grossherzogl.  Staatsverwaltnngsstellen  werden  daher 
angewiesen ,  in  Zukunfk  über  Fragen  vorbezeichneter  Art  nur  dann 
zu  verhandeln  und  zu  erkennen,  wenn  sie  von  den  kirchlich  Befhei- 
ligteti  wegen  Widerspruchs  der  Baupflichtigen  hierum  angegangen 
werden.  Bücksichtlich  der  baupolizeilichen  Genehmigung  der  ge- 
nannten Baulichkeiten  verbleiben  die  bestehenden  allgemeinen  Be- 
stimmungen massgebend. 

1»  dem  Erzbiscb&Oichen  Anzefgeblatt  vom  24.  Jali  tSfil  Xr.  13.  ist  diese 
Verordnaoff  durch  Ordinariaea*KntftcbUessaog  vom  4.  Juli  1861  mit  dem  AnfQgen 
publirin : 

»Hiernach  wurde  die  Verordnung  vom  21.  Juni  1850  (Keg.- 
Blatt  Nr.  XXXI.  S.  230.)  modifkirt  und  steht  die  Entscheidung 
über  .die  Nothwendigkeit  und  den  Umfang  von  Kirchen-,  P&rr-, 
Caplanei-  und  Messnerhausbauten  uns  zu,  vorbehaltlich  der  baupoli- 
ajeilichen  Genehmigung  dieser  Baulichkeiten.  Wir  weisen  deshalb 
die  erzbischöflichen  Pfarrämter  an ,  darauf  zu  sehen ,  dass  kleinere 
Beparaturen  stets  sofort  bewirkt  werden,  dritten  Baupflichtigen  von 
entstandenen  Beschädigungen  sofort  Kenntniss  gegeben,  dass  femer 
bei  Beparaturen,  die  einen  Kostenaufwand  von  mehr  als  50  fl.  ver- 
ursachen, und  immer,  wenn  es  sich  um  Neubauten,  sowie  um  Be- 
Stauration  von  Gemälden,  von  historisch  merkwürdigen  Denkmälern, 
Kumstgegenständen  handelt,  von  einem  SachviBrständigen  ein  Plan  und 
Ueberschlag  gefertigt,  und  uns  zur  Entschliessung  vorgelegt  werde.c 
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J2.   Erlass  des  Erzbischöflichen  Ordinariats  zu  Freiburg  vom  22.  Ja^- 

mar  1863. 
Die  Anstellungr  der  Messner  und  Orginislen  betreffend. 

BescUuss. 
Nr.  720.    An  sämmtliche  Hochwärdigea  Decanate,  Pfarrämter 
und  Curatien  der  Erzdiöcese  Badischen  Antheils  ist  zu  erlassen : 

Im  Hinblicke  auf  die  diesseitige  »Zusammenstellung  der  Verein* 
barungen  über  die  Verwaltung  des  katholischen  VermOgenst  §.  23. 
Ziffer  15  cf.  diesseitige  Verordnung  vom  17.  Juli  1857  (Erzb.  Anzgbl. 
1857  Nr.  2.)  werden  die  Erzbischöflichen  Pfarrämter  veranlasst,  so  oft 
eine  Messner-  oder  Organisten-Stelle  in  Erledigung  kommt,  uns  mit 
gutachtlichem  Vorschlage  über  die.  Wahl  der  Person  des  oder  der  Be- 
werber resp.  Lehrer  hieven  behufs  der  Ernennung  resp.  kirchlichen 
Einsetzung  desselben  in  diesen  Eircbendienst  alsbald  Bericht  zu 
erstatten. 

Nach  der  von  diesseits  hierauf  erfolgten  Entschliessung  wird  der 
Pfarrer  (Pfarrverweser)  diesen  von  uns  instituirten  Kirchendiener  ge- 
mäss der  erwähnten  Verordnung  von  1857  in  seinen  Dienst  einweisen, 
und  ihm  nachstehendes  Handgelübde  abnehmen,  welches  in  ein  Proto- 
koll aufzunehmen,  von  dem  Pfarramte,, Messner  etc.  etc.  und  den  Zeu- 
gen zu  unterzeichnen  ist.  Dieses  Protokoll  ist  im  Pfarrarchiv  auf- 
zubewahren. 

Die  Verpflicbtungsformel  ist : 

»Ich  N.  N.  gelobe  und  verspreche  durch  Handgelübde  an  Eides 
Statt,  dass  ich,  nachdem  ich  zum  Messner  und  Organisten  an  der 
Kirche  des  beil.  N.  bestellt  worden  bin,  die  mit  dieser  Stelle 
verbundenen  Pflichten  nach  den  bei  dieser  Kirche  eingeführten 
oder  noch  einzufahrenden  Gebräuchen  unter  unmittelbarer  Aufsicht 
und  Leitung  des  Ortspfarrers  jeder  Zeit  pünktlich,  getreu  und  ge- 
wissei\haft  erfüllen,  die  meiner  Obhut,  Aufsicht  und  Verwahrung 
anvertrauten  oder  noch  anzuvertrauenden  kirchlichen  Gegenstände 
sorgfältig  wahrnehmen,  einen  wohlgesitteten  und  frommen  Le- 
benswandel führen  und  überhaupt,  das  mir  anvertraute  Amt  der- 
gestalt verwalten  werde,  wie  es  einem  rechtschaffenen  römisch- 
katholischen  Messner  und  Organisten  obliegt,  und  ich  es  hier  auf 
Erden  vor  meiner  Obrigkeit  und  meinem  Gewissen,  einstens  aber 
vor  Gottes  allgerechtem  Bichterstuhl  zu  verantworten  mich 
getraue.  € 

Dr.  Ludung  Buchegger^  General-Vicar. 

vdt.  Jung. 
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JLUeriitiir« 

Eine  Erklärung  van  Herrn  Professor  SilhemagL 

Wir  erbalten  folgende  Zascbrin  aus:  MOncben,  den  5.  October  1866. 

Werlher  Herr  Professor!  Wenn  man  von  einem  Juristen  recensirt  wird, 
erwartet  man  eine  allseitige  gerechte  und  billige  Recension.  Das  ist  nun  bei  Ihrer 
Recension  von  Permaneder  niclit  der  Fall.  Ibre  Beschuldigung,  da<s  ich  den 
vollendetsten  Staatsabsolutlsmtis  predige,  ist  eine  gänzlich  ungerecht  fertigte,  und 
rouss  deshalb  für  einen  ölfemliclwn  Lelirer  des  Kirchenrechts  geradezu  als  Ver* 
läumdung  aul'gefasst  werden.  Oder  sollte  damit  gar  eine  feine  Denunciation 
fQr  den  römischen  Index  gemeint  sein,  wie  sich  eine  solche  zarte  Anspielung 
schon  einmal  Rossbirt  in  seinem  Compendium  des  canonischen  Rechtes  bezQglicb 
der  3ten  Auflage  von  Permaneder  erlaubte?  [?!] 

Ich  erwarte  daher  von  Ihnen,  dass  Sie  den  beigelegte»  Protest  im  nichsCen 
Hefte  Ihres  Archivs  veröS^entlicben;  im  entgegengesetzten  MIe  ich  sonst  weitere 
Schritte  gegen  Sie  zu  thun  mich  veranlasst  sehen  wQrde. 

llochachtungsvollst 

Professor  Sübemagl. 

Protest, 

Die  Recension  der  4.  Auflage  des  Permaneder'schen  Kircbenrecbts  Im  Archiv 
fQr  katb.  Kirchenrecbt  Bd.  XVI,  H.  5.  behauptet  S.  347.:  »Silbernagl*  Permaneder 
predigen  im  §.  33—39.  den  vollendetsten  Staats -Absolutismus  und  zwar  um  ihn 
Ja  recht  eindringlich  zu  machen  noch  obendrein  mit  gesperrter  Schrift.«  Wie 
steht  es  nun  in  der  That  mit  dieser  Behauptung?  Nachdem  in  $.  31.  und  32.  das 
YerhSlfniss  der  Kirche  zum  cbrislüchen  Staate,  ihre  beiderselUgen  Rechte  und 
Pflichten  vom  katholischen  Standpunkte  aus  klar  und  bflndig  dargelegt  worden 
sind,  wird  in  §.  33^39.  gezeigt,  wie  es  in  der  Wirklichkeit  [?!J  mit  dem  so  eben 
erörterten  Verhälinisse  in  den  einzelnen  Staaten  beschatren  isr.  Dass  die  staat- 
lichen Beschränkungen  der  Kirche  nicht  gelobt  oder  gar  als  ricbiig  acceplirt  wer- 
den, wird  dem  Leser  dieser  Paragraphe  von  selbst  in  die  Augen  springen.  Die 
Recension  meiut  zwar,  die  ganze  Darstellung  hliite  von  dem  Standpunkte  der 
kirchlichen  Freibeit  und  Selbstständigkeit  ausgehen  sollen;  Qbersieht  aber  dabei, 
dass  sie  es  nicht  mit  einem  System  des  cauonischen  Rechtes  ä  la  Schulte,  Phi- 
lipps, Rossbirt  etc.  zu  thun  bat,  sondern  mit  einem  praktischen  Hand  buche,  bei 
welchem  der  wirklich  besiebende  Zustand  der  kirchlichen  Verhälinisse  die  Hjupt- 
sacbe  bildet.  Wir  weisen  daher  die  Beschuldigung,  ein  Prediger  des  vollendetsten 
StHats-AbsoIulismus  zu  sein,  als  einen  völlig  grundlosen,  einen  öATentllchen  Lehrer 
des  Kircbenrecbts  blos  verdächtigenden  Vorwarf  mit  Entschiedenheit  zurQck. 

München,  den  «r  October  1866. 

Professor  Dr.  Sübemagl. 

Antwort  der  Red,  Wir  acceptiren  mit  VergnOgen  die  so  kr&flig  gehal- 
tene Versicherung  Silbernagfs,  kein  Vertheidiger  des  Staats -Absolutismus  sein  zu 
wollen.  Jede  Art  von  Denunciation  lag  unserer  rein  objectiven  Recension  fem. 
Wir  werden  uns  freuen  ,^  wenn  die  weiteren  Schritte  SilbernagKs  darin  bestehen, 
bei  einer  etwaigen  kQiifiigen  Bearbeitung  von  Permaneder's  Kirchenrecbt ,  das 
praktische  gegenwärtige  Verhäliniss  der  deutseben  Staaten  zur  kath.  Kirche  von 
vornherein  so  darzustellen,  wie  es  wirklich  ist,  d.  b.  nicht  solche  Grundsatze 
eines  Staats-Absolutlsmus  voranzustellen,  wie  sie  nirgends,  nicht  einmal  in  Balem 
mehr,  gelten.  Bis  dahin  können  wir  leider  unseren  froheren  Tadel  nicht  unter- 
drücken. Vering, 
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BerkhtigiagsB  md  Zultid. 

Im  Bd.  XY.  S.  276. Z.  17.  v.  u.  fOge  man  zu  Pacbmann  Lehrb.  hinzu:  Bd.  II. 

S.  277.  Z.  6.  V.  u.  lese  man:  mit  berricksichtlgt  statt  nicht. 

S.  456.  Z.  3.  V.  0.  lese  man  d.  2,  Martii  statt  mens.  Febr. 

im  Bd.  XV).  S.  113.  115. 117.  lese  man  in  der  ColumnenOberschrlft :  Steiermark 
'  statt  KSrnlen. 

S.  112.  Z.  14.  V.  u.  leae  man:  nun  verlnderten  statt  aminderten. 

S.  208.  Z.  1.  v.  u.  lese  man:  oder  statt  dder. 

S.  332.  Z.  2.  v.  u.  lese  man:  fruuntur  statt  flruneiur. 

Zu  S.  346.  ist  zu  bemerken,  dass  die  uns  Im  FrQbJahr  zugegangene  Naehrirht 
vom  Eingehen  der  Analecta  Juris  pontiflcil  unrichtig  ist;  wir  er- 
hielten neuestens  das  Julibeft  1866. 

S.  348.  Z.  13.  v.  u.  muss  es  statt:  vollstfindigere  Bullarium  von  Marietti  heissen: 
Turin  er  Bullarium.  (Augustae  Tanrinorum  Sebastlano  Franco  et  fllüs 
editoribus.  [Manchen  bei  Georg  Franz.])  Von  1857  —  65  erschienen  Bd. 
I— X.,  welche  von  Leo  1.  vom  Jahre  440  bis  Clemens  VIII.  zum  Jahre  1603 
reichen. 


Bedaction  :    Profeuor  Dr.  V  e  r  i  d  g  stti  Heidett»arg. 
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